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Handbuch 


der 


Geſetze und Verordnungen 


welche für die 


Polizei /Verwaltung 
öſterreichiſchen Kaißerſtaate | 
von 1740—1852 erfchienen find. 
Nach dem neneften Stande 


der Geſetzgebung und, gi, alphaBetl[g) Ptonologiſcher Ordnung 
ae 


bearbeitet von 


Adalbert Ialeisky, 


dirigirendem Ober-Commiſſär der E. k. Molizei « Direction in Wien. 


Wien 1853. 
Verlag von Sriedrih Manz. 
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5. 


Haar: Färbemittel. Auf Mittel 
zur Färbung der Haare ift die Bewilli—⸗ 
gung nit leicht zu ertheilen, da felbe, 
wenn fie auch mit für fih unfhadlichen 
Mitteln bewirkt wird, doch immer für 
die Erhaltung der Gefundheit nicht 
gleichgültig iſt. (Hofdecr. v. 12. Mai 
1798, n. ö. Rggs. Int. v. 21. Juli 
1798. Barth. Ergänzungs-Band. ©. 
369.) 

— — Aus gefundheitspolizeilichen 
Rückſichten wird in Folge a. h. Ent- 
fchließung vom 10. Mai 1842 die Er: 
zeugung und der Berfauf des unter dem 
Namen „Selenite “ bekannten Haar- 
färbungsmittels, fo wie die Einfuhr des— 
felben zum Abfaße und zum eigenen 
Gebraude im ganzen Umfange der Mo- 
narchie allgemein verboten. (Hflr. D. 
vom 12. Juni 1842 3. 20431 an 
fammtliche Kanderftellen und Cam.⸗Ge⸗ 
fällen » Berwaltungen. Eirc. der n. ö. 
Rgg. vom 18. Juli 1842 3. 38728. 
Vdg. des fteierm. Bub. vom 1. Juli 
3 11348; des böhm. Bub. vom 8. 
Zuli 3. 36554; des mähr. ſchl. Gub. 
v. 2. Sept. 1842 3. 28092. Pol. ©. 
©. 70. Bd. Nr. 74.) 

ungen Bictualien- 


a ſ. Hinmelſtein. 


Zaleisty, Handb. d. Poliz. Geſ. IL 


Hacking wird in den Wiener Po: 
lizei⸗Begirk einbezogen, f. Polizei: 
Berk. 

Hadernfammler, f. Strazzen⸗ 
ſammler. 

Hafner, Verbot der grünlich gold⸗ 
ſchillernden Geſchirre, ſ. Geſchirre. 

Hafnerglaſur. Das Vermahlen der 
bleihältigen Hafnerglaſur und des Gip⸗ 
fed: af Fruchtmühlen ift bei 50 Thlr. 
Strafe unterfagt. (Hofdeer. vom 5. 
Juni 1792, n. 6. Rggs. Bdg. vom 8. 
Aug. 1823 3. 36298. 

Haftſtöcke an der Donau, f. Do: 
nau- Schifffahrt. Pat. v. 20. Jän. 
1770 8, 16, Donanftrom = Polizei: 
Vorſchrift $. 10. 

Hahnemann'ſche Weinprobe ift 
in den Apotheken bereit zu halten, f. 
Getränke, Giftverkauf. (Vdg. vom 
10. Dec. 1803 8. 18.) 

— Heilart, ſ. Homöopathie. 

Handarbeiten, weiblihe. Da die 
Berfertigung weiblicher Kleidungsftüde 
zu den weiblichen Handarbeiten gehört, 
fo fteht e8 auch Denjenigen, welche von 
der Regierung Befugniffe zum Unter- 
richte in den weiblihden Handarbeiten 
überhaupt erhalten haben, frei, ihre 
Zöglinge auch in der Verfertigung 
weiblicher Kleidungsſtücke zu unterrich 

| 


in dee u 


u en U vu ED Ge ——— ee 


Kandarbeiter. 2 Handelslente. 


An. Jedoch dürfen, in fo lang noch (Hfder. vom 24. Dec. 1801, ſ. Haud⸗ 
in Beziehung auf die Frauenfchneider Inngsdiener, Mufterreiter. 

das Innungsſyſtem fortbeftehet, derlei Handel, verbotener, der Schiffer, 
Snduftrialfhulen keineswegs in fürm- ſ. Elbe: Schifffahrt. (Vdg. vom 2. 
lihe Schneiderwerkftätten, zur Beein- Jänner 1846 $. 27.) 

trähtigung der Innung umgeftaltet — — unbefugter mit Druckſchriſten, 
werden, und man fann den Inhaberin f. Drudfchriften. 

nen folder Induftrialfehulen nicht ge * — — mit Gegenftänden, die nur 
Hatten, die von ihren Zöglingen dafeldft zum Gebrauche bei dem Fatholifchen 
verfertigten Kleidungsftüce zu verkau⸗ Gottesdienfte dienen, ift den Jsraeliten 
fen. Diefelben dürfen von den die Ins verboten, f. Inden. 

duftrialfchulen befuchenden Zöglingen — — unbefugter, mit Bulver und 
nur den Stoff, den diefelben mitbrin- "Salpeter, f. Schießpulver. 

gen, und feiner Zeit wieder mit ſich nach — — der, mit ausländifchen Wei: 
Haufe nehmen, zu weiblichen Kleidungd« nen ift freigegeben, ſ. Weine. 

ſtücken verfertigen laffen, und ihnen die Handelsgerichte, Wirkungskreis 
Anleitung zur Berfertigung derfelben derfelben, ſ. Gerichtsbarkeit. (Pat. 
geben, und ee Tann ihnen Rah den vom 20. Rov. 1852 5. 57.) 

Sinne des Hofdecreted vom 16. Sept. Handelslente, fremde, welche die 
1813 nur der Verkauf jener weibliden Jahrmärkte befuchen, haben blos ihren 
Kleidungsſtücke geftattet werden, welhe Paß bei dem Kreisamte des Viertels, 
fie auf eigene Hand, nnd ohne irgend worin der Jahrmarkt gehalten wird, 
einen Gehilfen verfertigen, weil nur oder bei dem Orts» Magiftrate anzufu- 
unter diefer Bedingung Die Berfertigung chen. (Vdg. d. Polizei» Minifter. vom 
weiblicher Kleidungsſtücke, als freie 25. März 1801. $. 2. Krop. Gef. 
Beſchäftigung erklärt ift. (N. 5. Rage. Kranz 15. Bd. ©. 175.) 

Vdg. vom 13. Dct. 1815. Barth. H. — — fremde, und Commis voya- 


u, ©. Gef. 4. BP. ©. 11.) 
erg ſ. Krankenhaus. 
andel. Wenn ſich ein Handels⸗ 
werber anmaßen ſollte, ſeiner Firma ſich 
eher zu bedienen, oder die Handlung 
eher anzutreten und auf eigene Rech⸗ 
nung zu führen, bevor er die angeſuchte 
Handlungsgerechtigkeit erhalten hat, ſo 
ſoll decſelbe dieſe Handlung an ſich zu 
bringen, unfähig ſein. (Hofentſchl. v. 
8. Sänner 1770.) 

— — Diejenigen Waaren, die in 
unbefugten Handel betreten werden, 
find in Befchlag zu nehmen, und nad 
Beſchaffenheit der Umftände in Verfall 
zu ziehen. (Hofdeer. vom 23. Suni 
1796.) 

— — Den unbefugten Muſterreitern 
ift mit Einziehung ihrer Mufter und 
mit Geld s oder Keibesftrafe gedroht. 


geurs müffen nicht nur von ein und dem 
andern der hiefigen Handelshaufer über 
den Zweck ihrer Reife das vorgefchrie> 
bene Zeugniß beibringen, fondern be- 
denflihe follen insbefondere auch über- 
wacht werden. (Bol. Hfft. Decr. von 
6. März 1811.) 

— — Degen Abftellung der unbes 
fugten Händler auf dem Wiener Plabe 
ift verordnet, daß das Mercantil» und 
MWechfelgeriht, fo oft ihm von einem 
unbefugten Händler die Anzeige ges 
ſchieht, hierüber die Unterfuchung pfle= 
gen, und nach Verhältniß in eriter In⸗ 
ſtanz erkennen fol. Gegen Jene, welche 
unbefugter Geſchäfte überwiefen find, 


find angemeflene Geldftrafen, Beſchlag⸗ 


nahme der Waare zu verhängen, und 
bei Fremden kann vom Mercantil» und 
Wechſelgerichte auch auf ihre Abſchaf⸗ 


Kbielamdhte I 
u, vebti dem 


m dr rolhig 
hei detzuge 


. Amndelsiente. 


fung von Wien angetragen werden. 
(HoflammersBerordnung vom 9. Juli 
1804.) 

Handelslente. Auf keinen Fall 
fann es die Sache des Mercantil- und 
Wechſelgerichts fein, bei Angelegenheis 
ten, wobei demfelben blos die Einfei« 
tung der nöthigen Erhebung zuſtehet, 
via facli vorzugehen, Strafen zu verhäns 
gen, und die des unbefugten Handels 
fih ſchuldig machenden Fremden eigen: 
mächtig abzuſchaffen. (Hffr. Bdg. vom 
2. Aug. 1808.) 

— — Je nachdem eine Behörde ir⸗ 
gend ein Befugniß ertheilet hat, kommt 
ihr auch das Erkenntniß zu, in wie fern 
dasselbe gemißbraucht worden fei. In 
feinem Falle tft aber den Behörden ge: 
ftattet ; ſich diesfalls Eigenmächtigkeiten 
zu erlauben, als unter dem Borwande 
der Beflrafung unbefugten Handelns 
poreilige Maßregeln gegen die gefeh- 
mäßige Freiheit des Commerzes im All: 
gemeinen zu ergreifen, und es ift fi 
ſtreng an den Geift jener Verordnung 
zu halten, welche unterm 2. Aug. 1808 
erlaffen wurde. (Hfkzl. Bdg. vom 11. 
April 1809. n. 6. Rggs. Int. vom 1. 
Mai 1809.) 

— — Zur Befeitigung des immer 
mehr überbandnehmenden unbefugten 
Mätelns der nah Wien kommenden 
Fremden, vorzüglich galizifcher Israe⸗ 
liten, wurde dem Mercantil» und Wech⸗ 
felgerihte, mit Bezug auf die frühere 
Berordnung vom 9. Juli 1804 aufge 
tragen, auch feiner Seits gegen diefen 
Unfug forgfamft zu wachen, und bei 
Entdedung derfelben nah Borfchrift 
der erwähnten Verordnung das Amt 
zu handeln. (NR. ö. Rage. Vdg. vom 
9. Jänner 1816.) 

— — deren Reht zum Verſchleiß 
geiftiger Getränke, }. Branntwein. 

— — Bevortheilungen des Publi- 
cums, f. Gewerbslente, 

— — das Anshängen der Waaren 


Handlungsbůcher. 


vor den Verkaufsgewoͤlben wird verbo⸗ 
ten, f. Gewölbs⸗Auslagen. 

Haudelsleute. Die Führung der 
ihnen von ausländifhen Höfen verlie- 
henen Titel, ſ. Hoflieferanten. 

— — wegen Befuches der wirtem- 
bergifhen Märkte, f. Würtemberg. 

andelsrechte, deren Ausübung 

in Preußen, |. Prenßen. 

Handlungs = Befugniffe dürfen 
nur moralifchen und rechtlichen Werbern 
ertHeilt werden. (Hoflmr. Decr. vom 
17. Auguft 1830 3. 28314, n. 9. 
Reggs. Vdg. vom 27. Auguft 1830 
3. 47432, n. d. Prv. ©. ©. 12. Thl. 
Nr. 252.) 


— — f. Toren. 

— — f. Gewerbe, (Bdg. vom 
4. Mai 1833.) 

Handlungsbücher. Erneue 
rungder Vorſchrift wegen Füh— 
rung der Handlungsbücher. 


Da aus den vorkommenden Unterſu—⸗ 
Hungen gegen biefige israelitifche Hau⸗ 
delsleute, wegen Schubgebung an ihre 
Slaubendgenoffen zu unbefugtem Han⸗ 
del wahrgenommen wird, daß die vor- 
gefchriebenen Handlungsbüdher von den 
befagten Handelsleuten nicht gehörig 
geführt werden, wodurch jene Unfüge 
um fo leichter bemäntelt werden können; 
und, nachdem die zur Verhandlung der 
Regierung gelangenden Erida = Fälle 
bürgerliher Handelsleute zeigen, daß 
auch bei diefen Handelsleuten die Fuͤh— 
rung der Handlungsbücder häufig nur 
fehr mangelhaft gefhieht, fo Hat die 
Herrſchaft allen in ihrem Jurisdictions⸗ 
Bezirke befindlichen bürgerlichen und 
tolerirten israelitifchen Handeleleuten, 
die noch immer in Kraft beſtehende Hof: 
verordnung vom 1. December 1768 in 
Erinnerung zu bringen, wornach auf 
die nunordentlihe Führung der Hands 
fungsbücher der Verluſt des Hand⸗ 
lungsrechtes geiest ift, und diefelben 
zugfeih mit dem ns der unterm 


Handlungsdiener. 


27. März 1798 3. 5382 an den Wie: 
ner. Magiftrat erlaffenen Regierungs⸗ 
Berordnung neuerlih befannt zu ma- 
hen, welche die zu führenden Hand- 
lungsbücher namentlih vorſchreibt. 
(Bdg. der n. d. Rgg. vom 3. Jänner 
1838 3. 73590 von 1837. Prov. ©. 
©. 20. Bd. Nr. 2.) 

Handlungsdiener, fremde. Den 
commis voyageurs, wenn fie fi} be⸗ 
friedigend über ihre Perfon und die 
Nothwendigkeit ihres Hierfeind ausge. 
wiefen haben, ift zwar niemals eine 
unbeftimmte Aufenthalts:Erlaubniß zu 
ertheilen, jedoch ihnen von A zu 4 Wo: 
hen nach jedesmaligem Audweife ihres 
weiter nothwendigen Hierfeins die Auf» 
enthaltsfcheine zu verlängern. (Bol. 
Hfit. Deer. v. 3. Dct. 1808.) 

— — fremde, find zum firengen 
Ausweife ihrer hiefigen Geſchäfte zu 
verhalten, und von ihnen nicht nur bes 
ftiedigende BZeugniffe über ihre Ge⸗ 
fhäfte, fondern auch eine Bürgfhaft 
und Gutſtehung über ihre Perfon und 
gute Gefinnung abzuverlangen, welche 
wenigftend von 2gutgefinnten Handels» 
häufern unterfhrieben fein müffen. 
(Bol. Hfſt. Deer. v. 24. April 1810.) 


— — fremde (commis voyageurs), 


müffen den Ausweis und die Gefhäfte h 


ihrer Reife von einem rechtlich bekann⸗ 
ten Handlungshaufe verificiren laſſen. 
(Untsunterricht für die Fremden» Com> 
mijfion vom 18. Dct. 1810.) 

— — fremde, find von der Frem⸗ 
den⸗Commiſſion zu einem vollftändigen 
und beruhigenden Ausweis über ihre 
Perfon und voriges Leben zu verhals 
ten, und es ift fi von ihrem moralis 
[hen Character und Geſchicklichkeit die 
Meberzeugung zu verfhaffen. (Pol. 
Hfſt. Decr. vom 6. Juni 1812.) 

— — fremder, wenn ein folder fi 
genügend audgewiefen, und erft ein Un⸗ 
terfommen fuchen will, fo kann ihm 
hierzu eine kurze Friſt gegeben werden; 


4 Sandwerksgefelen. 


diefe ift aber nach dem Verlaufe nicht 
zu verlängern, fondern der Fremde ilt 


von hier wegzuweifen. (Bol. Hfft. 
Dect. vom 6. Juni 1812.) 
Handlungsdiener. Wegen der 


Conduite der Handlungsdiener insbe⸗ 
fondere, ift eine angemeffene Strenge 
in Ausfertigung der Zeugniffe anbefoh- 
len. Als jedoch wahrgenommen wurde, 
daß bei Ausftellung der Zeugniffe über 
die Berdienftlichleit der Individuen, 
welche Handlungsbefugniffe anfuchen, 
immer häufige Unfüge getrieben wers 
den, fo wurde verordnet, jederzeit genau 
darauf zu ſehen, ob die producirten 
BZeugniffe nicht unrichtig feien, bei dem 
mindeften Zweifel, welcher bei der Ein- 
fit derfelben ſich darbietet, unter eige⸗ 
ser firenger Verantwortung, die ge- 
nauefte und erfhöpfendfte Unterfuchung 
darüber einzuleiten, und gegen diejeni- 
gen, die fi wegen unrichtiger Angaben 
der Verfälſchung fhuldig machen, fo- 
gleih, und mit eremplarifcher Strenge 
den beftehenden Gefegen gemäß Amt zu 
handeln. (NR. ö. Rggs. Vdg. v. 4. Jän. 
1818.) 

— — Beftimmungen binfigtlich der 
Entrihtung der Krankenhaus - Ber- 
pflegsgebühren für felbe, |. Kranken: 
aus, Bdg. vom 26. Dct. 1846 und 
Krankenhaus: —— 
Vdg. vom 9. März 1842. 

— — Wanderbücher finden bei den⸗ 
ſelben keine Anwendung, ſ. Wander⸗ 
jr (Bdg. vom. 5. Nov. 1829.) 

andlungs= Kranfenverein,, 1. 
Krankenhaus. (Dog. vom 26. Det. 
1846.) 

Handſchuhmacher dürfen Bruch⸗ 
bänder en und verkaufen, f. 
Bruchbänder. 

Handwerker, Borfärift in Anfes 
bung der le nah Franfreih, f. 
Päſſe. vom 4. Aug. 1825.) 

ee e, f. Sefellen. 
andwerksgefellen, Vorſchriſten 


- mi 








— 


Handwerksgefellen. 
5 in Berehelihung, ſ. Ehebewilli- 


9 nenlwerlögefelen, Einwanderung 
ansländifcher, f. Gefellen. 

— — ausländifche, ſ Gefellen. 

— — Ervirkung der Aufenthalts: 
Berlängerungen für reifende, durch die 
t. k. Gefandtfchaften ohne Abnahme 
ihrer Wanderbücher, f. Wanderbüder. 

— — Behandlung der ausländifchen, 
hinfichtlich ihrer heimathlichen Reifepäffe, 
ſ. Wanderbücher. 

— — Vorſchrift bei Verlängerung 
der Neifebewilligungen für, auf der 
Wanderung befindliche Handwerksgeſel⸗ 
len, |. Wanderbüdher. 

— — liebergabe der Wanderbücher 
an die Orts- Polizeibehörde zur Aufbes 
wahrung, ſ. Wanderbüder. 

Geſellen. 

Handwerksgruß. Der obwohl 
durch die General⸗Handwerksordnung 
und neuen Zunftartikel ſchon abgeſtellte, 
doch aber hier und da noch beſtehende 
Mißbrauch wegen Ablegung des ſoge— 
nannten Handwerksgrußes, und der hier⸗ 
wegen von den wandernden Geſellen zu 
entrichtenden Gebühr, wird bei den Ge⸗ 
werbſchaften eingeftellet, und ift auf die 
Defolgung diefes Verbotes ſtets zu was 
hen. (Hofdeer. vom 25. Dec. 1780.) 
— — Auf gleihe Weife wurde der 
üble Unfug mit dem fogenannten Will 
kommbecher oder Willkommstrunke eins 
geftellt und verordnet, diefe Becher zu 
verlaufen und das dafür gelöfte Geld 
«in die Gefellenlade einzulegen, und zum 
-nöthigen Gebrauhe zu verwenden. 
(Hofdecr. vom 23. Mai 1781. Barth. 
9. u. ©. Gef. 2. > ©. 72, f. In: 

el. 

——— f. Hanferlfpiel, 

ftätte der Hauthändler find 
zwar t in abgelegene oder gar außer 
der Linie gelegene Orte zu verweiſen, 
wenn aber gegen ſchon beſtehende, Be⸗ 
ſchwerden vorkommen, oder wenn neue 


5 


Hanferlfpiel. 


errichtet werden follen, foll über die Zu- 
läffigkeit derfelben von der Ortsobrig⸗ 
keit immer im Einvernehmen mit der 
Polizei⸗Bezirks⸗Direction und nach ein- 
geholtem Arztlihen Befunde erkannt 


werden (N. 6. Rggs. Decr. vom 28. 
Sinner 1823 3. 3821. Brov. ©. ©. 
Rr. 20.) 


Saufertfpiel, Die k. k. vereinigte 

Hoflanzlei hat mit Decret vom 18. v. 
M. 3. 23813 erinnert, daß nad der 
einftimmigen Beurtheilung der Hofcon- 
miffion in politifhen Gefebfahen und 
der Hoffanzlei, das fogenannte Hans 
ferlfpiel auf dem Billard als Tein 
Magefpiel zu betrachten fei, da der Er⸗ 
folg nit vom bloßen Zufalle, fondern 
auch von einiger Geſchicklichkeit abhängt. 
Dasfelbe fei daher auch nicht zum Ber: 
bote geeignet, fondern es werde rückſicht⸗ 
li der dabei gerügten Mißbraude des 
Spielens um hohes Geld, des Wettens 
und des Spielens der Dienftboten und 
Handwerker blos darauf anfommen, daß 
die Polizeibehörden durch firenge Auf: 
fiht die Beftimmungen des Eirculares 
vom 16. Mai 1804 handhaben. (N. 
6. Rggs. Decr. vom 3. Nov. 1817 
3. 47534/4927.) 
Das Hanferl» oder 
Hanewurft-Spiel, bei weldem Ge» 
winn oder Verluft blos von dem zufäl- 
ligen Laufe der durch ein ſchnecken⸗ 
artig gewundenes Rohr geworfenes, und 
auf ein mit 90 Nummern verfehenes 
rundes Bretchen fallende Kugel abbängt, 
wird unter der im Strafgefeb enthalte: 
nen Sanction hiermit im ganzen Ums 
fange des illirifhen Gubernialgebietes 
als verboten erklärt. (Hfkzl. Decr. v. 
27. Zun. 1832 an das illyr. Landes⸗ 
Bub. Kundgemacht am 6. Sept. 1832. 
Krop. G. S. 58. Bd. Nr. 159.) 

— — Rüdfihtlih des wünfhene- 
werthen Verbote des fogenannten Hans 
ferlfpieles fand fi die k. k. Pol. Ob. 
Dir. veranlaßt, unter Anführung aller 


— — 


Hanſerlſpiel. 


Gruͤnde und Belege, welche dafür ſpre⸗ 
chen, daß dieſes Spiel allgemein ver⸗ 
boten werde, neuerdings unterm 18. 
Sept. v. J. an die Landesſtelle eine 
Vorſtellung zu machen. Mit dem Re⸗ 
gierungd » Decrete vom 17. Febr. und 
5. Marz d. 3. 3. 3845, wurde jedoch 
anher bedeutet, daß der Antrag, das for 
genannte Hanferlfpiel zu verbieten, be« 
reits mit h. Hoflfanzlei= Decrete vom 
18. Dct. 1817 3.23813, Regierungs- 
Berordnung vom 3. Nov. 1817 3. 
47534 zurücgewiejen worden fei, daß 
fih feit diefer Zeit aber zu Folge der 
gepflogenen Erhebungen die Umftände 
nicht dergeftalt geändert haben, um mit 
Grund auf das Verbot diefes Spieles 
in den Kaffeehäufern Wiens antragen zu 
Tonnen, die k. k. Pol. Ob. Dir. habe 
vielmehr die k. k. Vol. Bzks. Directio- 
nen zur aufmerffameren und ftengeren 
Handhabung der Regierungs - Eircular« 
PBerordnung vom 16. März 1804 als 
dies bisher der Fall gewefen zu fein 
fheint, anzumeifen. (Circ. der k. k. 
Pol. Ob. Dir. vom 12 März 1841 
3. 3248/1453.) 

Hanferlfpiel. Aus Anlap des vor- 
gelommenen Falles‘, Daß gegen einen 
hiefigen Kaffeefieder wegen Geftattung 
des Hanferl= oder Handzielfpielede um 
Geld von Dienftboten und Zaglöhnern 
im 3. Webertretungsfalle auf Gewerbe- 
verluft erfannt wurde, hat die hohe 
Landesſtelle über den hierortigen mo- 
tivirten Beriht vom 31. März d. 3. 
3. 5175 diefes Erkenntniß mit dem b. 
Decrete v. 14. April 1847 3. 19021 
zwar als ordnungsmäßig erflärt, im 
Gnadenwege aber dem Recurrenten die- 
ſes Mal den Gemwerböverluft nachgefe: 
ben, ihm jedoch den Betrieb des Hand- 
zielfpiele® wegen des biebei verübten 
Mißbrauches für immer verboten, 
und denfelden angewiefen, den died- 
fälligen Spielapparat fogleih aus fei- 
nem Locale zu entfernen. Weber den 
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meiteren bierortigen Antrag, die k. k. 
Bolizei-Dber-Direction zu ermächtigen, 
in derartigen Fällen das DBerbot der 
Ausübung des Handzielfpieles auf für: 


. zere oder längere Zeit, oder fir immer, 


unmittelbar felbft ausfprechen zu 
dürfen, hat die hohe Landesſtelle in. 
eben diefem Decrete zu beſtimmen ge: 
fuuden, daß die Bolizei-Dber-Direction 
in jedem einzelnen Kalle nah dem Ge- 
feße vorzugehen habe, derfelben aber 
unbenommen bleibe, im weiteren In—⸗ 
ftanzenzuge über die Behandlung des 
Straffälligen geeignete Anträge zu ftel- 
len. Bon diefer hohen Entfcheidung 
wird die k. k. PolizeisBezirfd-Direction 
zu ihrer Wiſſenſchaft und Darnachach⸗ 
tung mit dem Bedenten in die Kennt- 
niß gefebt, daß es ihre Sache fei, in 
den Localitäten, wo das Handzielſpiel 
Statt findet, genaue Aufficht zu pfle- 
gen, gegen die Uebertreter des a. h. 
Spielpatentee das vorfchriftsmäßige 
Amt zu handeln und gegen den Inhaber 
des Locales, gegen welchen im 3. Ueber: 
tretungsfalle auf den Verluſt des Ge⸗ 
werbes zu erkennen ift, dann wenn die 
Verhandlung im Wege des Recurfes 
oder der Gnade der h. Landesſtelle vor⸗ 
gelegt wird, nad Umſtänden auf Ein- 
ftellung des Handzielfpieles auf be= 
flimmte Zeit oder für immer anzutragen, 
um dadurd den Folgen diefes verderb- 
lihen Spieles möglihft entgegen zu 
wirken. (Deer. der k. k. Bol. Ob. Dir. 
von 12. Mai 1847 3. 7709/1412.) 
Harfeniften: Gefellfchaften, Re . 
elung derfelben in Wien, f. Volks⸗ 
05 er:Gefellfchaften. 
äringe. Die Wiener magiftra- 
tifchen Fiſchbeſchauer find verpflichtet, 
bei den Häringern oft unvermus 
thet nachzuſehen, und außer der Ueber⸗ 
jeugung von der richtigen Beobadı- 
tung des Gewichtes auch die Vor— 
räthe von Stodfifhen und Härin- 
gen zu unterfuhen, ob jene gehörig 
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geheist, und Die Lauge oder Aſche nicht 
wit zu vielem Kalle verfeht, diefe 
aber noch friſch, und nicht vielleicht 
fhon über ein Jahr lang aufbehal- 
ten, und nur duch Kunftgriffe dem 
Aeußerlichen nad verkaufbar zugerich- 
tet fine. (Br. Fiſchbeſchauer⸗Inſtruc⸗ 
tion v. 6. Aug. 1804. $. 24. Barth. 
H. u. ©. Geſ. 7. BP. ©. 417.) 

Häringer. Regulirung ihrer Ber- 
kaufshütten, ſ. Stände. 

Haſen. Das Beſchauen bei den zu 
Markt gebrachten Hafen iſt auf das 
Strengſte vorzunehmen, indem bekann⸗ 
ter Maßen ſelbe vielen Krankheiten un⸗ 
terliegen, folglich auch hier mehr zu 
beſorgen iſt, daß durch den Genuß 
eines ſolchen Wildpretes ſchädliche Fol⸗ 
gen entſtehen koͤnnen. Der Verkauf der 
Hafen ohne Balg darf zwar ferner 
bin an Barteien, die es verlangen, ge- 
ſchehen, doch ift das Ausziehen derfel- 
ben exft nad dem Berkaufe zu veran- 
laſſen, und des Edels und der Unrein- 
lichkeit wegen, bei fhärffter Ahndung 
nit auf freier Gaſſe zu geftatten, fo 
wie das Rupfen des Federwildprets 
auf freier Gaſſe ferner auf das Schärffte 
verboten bleibt. Da übrigens die bür⸗ 
gerlihen Wildprethändler in Wien 
gleichfalls die Erlaubnig haben, ihre 
Bildpretgattungen auf dem Wildpret- 
markte zu verkaufen, fo fommt in Ruͤck⸗ 
ſicht der Beihau auch alles Dasjenige 
zu beobadhten, was Dieferwegen be- 
fonders vorgefchrieben it. (Wr. Markt⸗ 
rihter-Snftruction vom 6. Aug. 1804. 
$$. 30— 32. Barth. H. u. ©. Gef. 
7.32. ©. 416—417.) 

— — Der Berlauf junger Hafen 
wird nur vom 1. März bis letzten Mai 
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als zuläffig bewilligt, vor dem Eintritt 
des Monates März aber bei Coufis— 
cationd = Strafe allgemein unterfagt. 
(Bdg. des böhm. Bub. v. 3. Mai 1816 
3. 18425.) 

Hänfelfpiel od. Hänfeln ift als 
ein verbotened Spiel zu behandeln 
(Hfd. v. 26. März 1789. Krop. Od. 
Joſ. 17. Bd. ©. 351.) 

Hausapotheken. Rah dem An- 
trage der vernommenen medicinifchen 
Facultät wird die Beftimmung erlaffen, 
daß nebft den zu dem Roth - Apparate 
gehörigen, und dur Regierungd- Ber: 
ordnung vom 3. September 1817 3. 
36502. ohnehin jedem Wundarzte auf 
dem Lande vorrathig zu haben befoh- 
Ienen Arznei » Körpern, ein jeder 
zur Haltung einer Haus-Apo> 
theke berechtigte Land-Wund- 
arzt noch die indem mitfolgen— 
den Verzeichniſſe aufgeführ— 
ten Arznei-Körper vorräthig 
haben müffe. 

Die Quantität, welde von jedem 
diefer Arznei » Körper vorhanden fein 
fol, muß für jeden einzelnen Kreis 
und Diftrict dem billigen Ermeſſen der 
betreffenden Kreis⸗ und Diſtricts⸗Aerzte 
überlaffen bleiben; doch haben dieſe 
immer Nücdfiht zu mehmen, daß bei 
den dem Verderben unterliegenden und 
nicht zu oft gebrauchten, die geſetzmä⸗ 
Bige Quantität fo gering, ala nad) der 
Eigenfhaft und Wirkung des Arzneis 
Körpers möglich ift, beſtimmt werde. 
Das Kreisamt hat nun hiernach Tas 
Weitere zu verfügen, und auf die Hand- 
habung diefer Anordnung dur das 
Kreid-Sanitätd-Perfonale gehörig wa- 
hen zu laffen. 


Berzeihniß. 


Acelas amoniae solulus. 
„plumbi acidulus solutus. 

Assa foetida. 

Borax. 


Aufgelöfter effigfaurer Ammoniak. 
Dleizuder. 

Stinfender Afand. 

Borar. 
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Aether sulfuricus. 
Camphora. 
Cortex mezerei. 

„ quercus. 
Carbonas magnesiae. 
Emplast. diachy. simpl. 
Extract. cichorei. 

® dulcamarac. 

— gentianae. 

nvVoscyami. 

5 squillac. 

r taraxaci. 

Folta digilalis purpureae. 

„ trifolii febrini. 
Gummi arabicum. 

Herb. absynthii, 

„ malvae, 

„  menthae crispae. 
Lichen islandicus, 
Liquor acidus Halleri. 
Manna calabrina. 
Murias ammoniae. 

„ hydrargyri milis. 
Nitras lixivae. 

Oleum terebinthinae. 


Oxidulum stibii hydrosulferat. aurant. 


ir rubrum. 
Oxymel simplex. 

5; squillae 
Pulvis cantharidunı. 

„ ehinae fuseae. 


„regiae. 


limalurae ferri, 
„lquiritiae. 
„salep. 

Radix acori. 
„bardanae. 
„  gentianae, 


graminis. 
„lquiritiae. 
„salep. 
taraxaci. 


valerianae silvestris. 


Roob samhbuci.- 
„juniperi. 
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Schwefel⸗Aether. 
Kampfer. 
Seidelbaſt⸗ 
Fichen Rinde. 
Kohlenſaure Magneſie. 
Einfaches Bleipflaſter. 
Wegwart⸗ 
Bitterſüßſtängel⸗ 
Enzianwurzel⸗ 
Bilſenkraut⸗ 
Merzwiebel⸗ 
Löwenzahn. 
Rothe Fingerhut⸗ 
Bitterflee j | Slallee 
Arabifhes Gummi- Pulver. 
Wermuth⸗ 
Pappel⸗ Kraut. 
Krauſemünze⸗ 
Isländiſches Moos. 
Halleriſche Säure. 
Gemeine Manna. 
Salmiak. 
Verſüßtes Queckſilber. 
Gereinigter Salpeter. 
Terpentinöl. 
Goldſchwefel. 
Mineraliſches Kermes. 
Einfacher 
Meerzwiebel⸗ 
Spauiſches Fliegen⸗ 
Feines braunes Fieber⸗ 
rinden⸗ 
„Köonigs⸗Fieber⸗ 
rinden⸗ 
„Eiſenfeil⸗ 
„Süßholzwurzel⸗ 
„Salepwurzel⸗ 
Feine Kalmus⸗ 
„  Klettens 
„ Enzian- 
Gras⸗ 
„Süßholz⸗ 
e⸗ Salep⸗ 
„Löwenzahn⸗ 
„Baldrian⸗ 
Hollunderbeeren⸗ 
Wachholderbeeren⸗ Salſe. 


Extract. 


Sauerhonig. 


Pulver. 


Wurzel. 
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Species altheae. 
Senina cimae. 
"Spiritus saponis. 
Sulfas ferri purus. 
lixivae. 
„ sodae. 
Sulfur depuralum. 
Sulfuretum hydrargiri stibiatum. 
Tartras lixivae acidulus depuratus 
- (Cremor tartarı). 
Tinctura amara. 


(N. 5. Reg. Vdg. v. 26. Dec. 1826 
3. 65024. Bm. ©. 3. 3. 1816. ©. 
247—250.) 

Diefes Verzeichniß der Arzneikörper, 
welde in jeder Hausapotheke eines 
Landwundarztes vorräthig fein follen, 
wnrde den übrigen Landesftellen mit 
dem Bemerken mitgetheilt, daß Die Des 
fimmung der Quantität für jeden ein- 
zelnen Wundarzt dem billigen Ermeſſen 
der betreffenden Kreid- und Diftrictd- 
Aerzte überlaffen bleibe, daß ferner 
jedem Inhaber einer Hausapothete frei 


ftehe, auch noch mehrere als die in dem 


Berzeichniffe enthaltenen Arznei - Artis 
fel, mit Ausnahme der Gifte, 
vorräthig zu haben, und daß endlid 
der bereit$ beftehenden Verordnung ge- 
mäß alle Praparate und Compofita aus 
einer Höffentlihen Apotheke abgenom- 
men, und fih mit Faffungsbüdeln 
hierüber audgewiefen werde. (Hffzl. D. 
v. 21. Juni 1827, an fanmtl. Länderſt. 
mit Ansnahme von N. Defterr., Mais 
land, Venedig u. Dalmatien. Bol. ©, 
©. 55. Bd. Nr. 76.) 

Hausapotheken. Jeder zur Hal: 
tung einer Hausapotheke berechtigte 
Chirurg fol fi mit den in den beige- 
fhloffenen Berzeichniffen A u. B ange- 
führten Geräthſchaften und In- 
firumenten verfehen. (Steierm. Gub. 
Vdg. vom 10. Jän. 1827 3. 27445. 
Prov. ©. für Steiermart 3. 1827. 
Nr. 3.) | 
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Eibiſch⸗Spezies. 
Wurmſamen. 

Seifengeiſt. 

Feines ſchwefelſaures Eiſen. 
Doppelſalz. 

Glauberſalz. 

Gereinigter Schwefel. 
Spießglasmohr. 
Weinſteinrahm. 


Bittere Tinctur. 


Verzeichniß A. 

a) Ein Medicinal⸗Kaſten mit Glas⸗ 
thiiren und Schubladen. 

b) Ein Tiſch für die Zubereitungen 
und Erpeditionen der Arzneien. 

c) Gewichte von 1 Gran bis zu 1 
Pfund. 

d) Wage von 1 Gran bis zur Unze 
und eine Taramage. 

e) Zimentirte Kandel von 1 Unze 
bis zu einem Pfund. 

f) Ein kleiner metallener, ein ſerpen⸗ 
finfteinener und gläferner Mörfer. 

g) Meffingene Pfanne. 

h) Eine Billenmafgine. 

1) Spateln. 


Verzeichniß B. 

a) Ein Aderlaßzeug mit 2 Lanzetten 
zur Aderlaß und Eröffnung eines Ab- 
ceſſes. 

b) Ein Verbindzeug mit gerader und 
krummer Scheere, geradem und krum⸗ 
men Piſtori, Sonde und Feuerſchwamm. 

ec) Mund- und Halsſpritze ſammt 
Mutterröhrl. 

d) Manne- und Weiberkatheter. 

e) Das Inftrument zur Stillung des 
Nafenbluteng. 

f) Die Angina « Lanzette. 

g) Ein Furzer und ein langer Hals» 
ftoßer aus Fiſchbein. 

h) Zwei Halszangen. 

. 1) Das Somprefforium zur verleßten 
Rippenpulsader, Zouranguet. 
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k) Die Nadel zur Unterbringung der 
Nippenpulsader. 

1) Die Nadel zur Bauchnaht und 
mehrere Arterien-Radeln. 

m) Die Pleineren Sections-Jnſtru⸗ 
mente. 

n) Einige Bougies. 

0) Impfnadeln. 

p) Klyſtierſpritze. 

4) Inftrumente zu Zahnoperationen. 

r) Geburtshülf-Inftrumente. 

s) Mehrere Egel. 

Hansapotheten. Seine k. k. Ma- 
jeftät haben mit a. h. Entſchließung v. 
18. Mai 1841 bei Entfheidung der 
Frage, ob ein Wundarzt in der Nach⸗ 
harfchaft einer Hffentlihen Apotheke 
eine Hausapotheke halten dürfe oder 
nicht, zu verordnnen gerubt, daß in fol« 
hen Fällen bei dem Umſtande, als die 
Standpuncte der Apothelen und chi⸗ 
rurgiſchen Officinen veränderlich find, 
und als bei benachbarten Ortſchaften, 
befonders wenn fie in eine bedeutende 
Länge audgedehnt find, die Verände⸗ 
rung des Standpunctes beider Ge- 
werbe ſich leicht ihre Entfernung über 
eine halbe Meile vermindern kann, les 
diglich das Ausmaß des gebräuchlichen 
Weges von der Grenze eines Ortes bie 
ju der Grenze eines andern Ortes zu 
Grunde gelegt werde, und daß fomit 
diefer Weg wenigftend die Ränge von 
2000 Current⸗Klafter betragen müffe, 
damit dem Wundarzte das Recht, eine 
Hausapotheke zu halten, zukomme. 
(GHfkzl. Dec. vom 21. Mai 1841 3. 
16137, n. d. Reg. Big. v. 27. Mai 
1841.3. 29235. Kn. ©. 3.2. 1841. 
Nr. 26.) 

— — Um die Befiker öffentlicher 
Apotheken nicht ohne Noth zu beein- 
trächtigen, amdererfeitd aber auch das 
Bedürfniß der von ſolchen entfernter 
liegenden Ortſchaften berückfichtigend, 
wird verordnet, daß bis auf weitere 
Verfuͤgung nur jenen als rechtlich und 
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verlaͤßlich bekannten Doctoren der Me⸗ 
dicin und geprüften Wundärzten, welche 
über eine Meile von einer ordentlichen 
Apotheke wohnen, ferner den Bades 
ärzten, wenn in dem Badeorte Leine 
öffentlihe Apotheke befteht, geftattet 
fein fol, Hausapothelen mit 
Beobahtung der in diefer Be 
jiehung in den übrigen Kron— 
ländern beftehbenden Vorſchrif— 
ten zu halten. Zur möglichen Ver⸗ 
hütung der Ausfolgung ſchlechter Arz⸗ 
neimittel hat der Comitats⸗Phyficus 
jährlich wenigſtens einmal unentgeltlich 
die Bifitation dieſer Hausapotheken 
vorzunehmen, wo er außer Berudfich- 
tigung der Qualität der vorgefundenen 
Stoffe, fih die Ueberzeugung zu ver⸗ 
fhaffen hat, ob unter den, von dem 
Wundarzte eingefammelten vegetabilis 
ſchen Heilmitteln fi Feine unechten be- 
finden — ob die zufammengefeßten 
Arzneien aus einer offentlihen Apo⸗ 
theke bezogen werden, welches der von 
dem vifitirenden Phyſicus zu vidirende 
Faſſungsſchein des Apothefers nach⸗ 
weiſet, in dem Zeit und Menge des 
bezogenen Heilſtoffes angegeben ſein 
müſſen. Uebrigens hat der Phyſiker bei 
dieſer Unterſuchung ebenſo vorzugehen, 
wie bei der Viſitation der öffentlichen 
Apothelen und dabei mit den nöthigen 
Modificationen auf den 7., 8., 9., 11., 
15., 18., 19. und 20. Bunct der mit 
der Vorſchrift vom 17. Juni 1. 3,8. 
3647, erlaffenen Ordinationg -Rorm 
zu achten. Um dort, wo der Wundarzt 
für Private Arzneien verabfolgt, Ueber: 
theuerungen und andern Willfürlich- 
feiten vorzubeugen, ift ex verpflichtet, 
der abgegebenen Arznei das Recept, 
auf welchem der Preis des Medicamens 
tes deutlich angefebt werden muß, bei- 
zulegen. In jenen Fallen, wo der Arzt 
Arzneien auf Rechnung einer Commune 
liefert, der es aber frei fteht, mit ihm 
einen Contract wegen Percentennachlaß 
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abzuſchließen, hat er ſich ſchon bei der 
Ordination ſtrenge an die vorgeſchrie⸗ 
bene Norm zu halten. Es ſteht der 
Commune frei, vor Berichtigung der 
Medicamentenrechnung die Recepte an 
die höhere Behörde zur Cenſurirungs⸗ 
veranlaffung zu leiten. Jede erwiefene 
Unredlichkeit oder Unzulömmlichkeit 
eines Arztes bei Erpedition einer Arz« 
nei ans feiner Hausapothefe macht den- 
felben verantwortlih, und er kann das 
durch dieſes Rechtes verluftig werden. 
(Bdg. des kaiſerl. Commiffärs in Une 
garn v. 29. Juli 1850. Ung. L. G. B. 
Mr. 235.) | 

Hausapothelen. Die Wundärzte 
find verpflichtet, blos die zuſammen⸗ 
gefebten Arzneien und chemiſchen Prä- 
parate aus den öffentlihen Apotheken 
zu beziehen, ſ. Apotheken. (Boy. v. 
2. Sept. 1835.) 

— — im Kinderfpital auf der Wie⸗ 
den, ſ. Kinderfpital. 

— — der Thierärzte und Kur 
fhmiede, f. Thierärzte. 

Hansbälle find vorläufig bei der 
Behörde zu melden, und es dürfen in 
jenen Zeitperioden, wo die Abhaltung 
öffentlicher Bälle nicht geftattet ift, auch 
feine Hausballe abgehalten werden, f. 
Luftbarkeiten, Rormatage, Tanz: 
muſiken. 

— — Fürdie Bewilligung zu Haus⸗ 
bällen iſt eben fo wie bei öffentlichen 
Bällen in den koöniglichen Städten, 
Kreieftädten und Städten, die eine 
Bolkszahl von 3000 Seelen enthalten, 
als Taxe der Betrag von 2 fl. C. M., 
in den übrigen Städten und Märkten 
von 1 fl., endlich in. den Dörfern won 
30 fr. C. M. zu Handen des Local: 
Armeninftitutes zu entrichten. In Prag 
ift von Hausbällen auch noh zum Po- 
lizeifonde eine Gebuͤhr von 24 fr. bis 
zu 4 fli C. M. zu entridten. (Vdg. d. 
böhm. Gub. vom 30. Jänner 1830 3. 
3500. Obent. 2. Bd. ©. 473, ſ. 
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nn ‚ Tanzmufil: Licenz- 
Gebühren. 

Hausböden dürfen von Niemand 
mit offenem Lichte betreten werden, f. 
Benerlöfhordnung für Wien, $. 6. 

Hauscanäle. Wegen Herftellung 
gemauerter Hauscanäle, f. Banord: 
nung für Wien, 8.18. 

— — deren Räumung betreffend, 
f. Unrathscanäle. 

Hans: Eommiffariat der Polizeir _ 
Dber- Direction bat fih genau inner 
halb der Gränzen feines inftructions- 
mäßigen Wirkens zu halten, in Folge 
deſſen e8 berufen ift, die ihm zulom- 
menden Anzeigen aufzunehmen, in al: 
Ien wo periculum in mora obwaltet, 
nad Erforderniß des Augenblicks ſchleu⸗ 


nig einzufchreiten, übrigen® aber unter 


Einem unverweilt die betreffenden Be⸗ 
zirt8-Direction hievon in Kenntniß zu 
feßen, und derfelben die weitere vor⸗ 
ſchriftsmäßige Amtshandlung zu über 
Laffen. (Polizeihofftelle-Weifung v. 14. 
Suli 1825.) 

Hausdrudereien. Auf die Ber 
tilgung der vorfindigeu und bereit ver: 
botenen Hausdrudereien, wodurd die 
Verbreitung der bösartigen Schriften 
am leichleften bewirkt werden Tann, 
ift alle Aufmerkfamkeit zu tragen, und 
der Polizei darüber die Aufficht be- 
fonders einzuprägen. (Hofdecret vom 
9. Februar 1793. Kankas Handbuch 
©. 110.) 

Hausdurchſuchungen. Die hohe 
PolizeisHofftele hat Thon vorlängft 
aus guten Gründen zu verordnen be= 
funden, daß die Hausvifitationen zur 
Auffuchung der corpora delicti oder an- 
derer abzunehmenden Gegenftände nie- 
mals den Amts- und Polizei - Diener 
oder den Civilwachleuten felbftftäudig 
überlaffen, fondern jederzeit in Segen» 
wart und unter der perfönlichen Lei⸗ 
tung von Bezirksbeamten vorgenommen 
werden follen. Handelt e8 fi daher 
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um eine Hauédurchſuchung in einem 
ftemden Bezirke und es wird ſolche 
nicht unmittelbar von der die betrefs 
fende Unterfuhung führenden Bezirks⸗ 
Direction unter gehöriger Affiftenz vor: 
genommen, fo ift die Bezirfö-Direction, 
in deren Bereiche die Bifitation Statt 
finden fol, jederzeit entweder mittelft 
Note oder im kurzen Wege um die Ber: 
anftaltung der Durchſuchung anzuge- 
ben, und bat felbe hiezu einen Bezirks⸗ 
Beamten zu verwenden. In der Regel 
foll das diesfällige Anſuchen fchriftlich 
geſchehen, aber auch für den Kal, ale 
ſolches dur einen Polizeidiener oder 
Civilmahmann b. m. geftellt wird, ift 
demfelben die Vornahme der Bifitation, 
wie gefagt, nicht felbftftändig zu geftatten 


oder ihm hiezu wieder ein Diener oder 


Wachmann als Affiftenz beizugeben, 
fondern, da jede Bezirks - Direction in 
ihrem Bereiche für die Beobachtung der 
beftehenden Verordnungen verantwort- 
ih ift, hat fie auch in einem ſolchen 
Falle einen Beamten zur Bifitation zu 
beftimmen, und das von der geftiren- 
den Bezirks⸗Direction abgeordnete In: 
dividuum nur der nöthigen Auskünfte 
wegen beizuziehen. (Eircular der k. k. 
Pol. Ob. Dir. vom 28. Februar 1838 
3. 2723.) 

Hansdurhfuhungen. Die den 
Bezirks⸗Directionen wiederholt zuge- 
fommene Weiſung, daß Haus» und 
Wohnungsdurchſuchungen, die aus An⸗ 
laß anhängiger Borunterfuchungen 
notbwendig werden, ſtets von einem 
Beamten perfönli vorzunehmen und 
nicht einem Polizeidiener oder Eivil- 
wachgemeinen zu überlaffen find, ſcheint 
nit immer befolgt zu werden. Da 
durch eine folde Außeradhtlaffung be- 
fonders in bedeutenden Fällen zum 
Nachtheile der Borunterfuhung der 
Zwed der Bifitation meiftend unvoll- 
frändig erreiht, oder auch eine durch 
das Refultat desfelben bedingte fhleu- 
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nige Berfügung verzögert wird, fo fin- 
det man ſich veranlaßt, obige Vorſchrift 
den Bezirkd-Directionen neuerding® zur 
genauen Darnachachtung einzufchärfen. 
(Circ. der ?. k. Bol. Ob. Dir. vom 27. 
März; 1846 3. 5436/1116.) 

Hausdurchſuchungen. Bornahme 
duch die Gränz⸗ und Gefällenwace 
zur Aufgreifung polizeilich gefährlicher 
Menfchen, f. Gränzwade, Gefäl: 
lenwadje, Finauzwache. 

— — nad Feuergewehren, f. Ge⸗ 
wehre. 

— — dürfen Jagdinhaber eigen- 
en nicht vornehmen, f. Jagdwe⸗ 
en 8 

— — . Hänfer-Revifionen, Bi: 
fitationen. 

— — pon Seite der Gensd'armerie, 
f. Gensd'armerie (Bdg. v. 18. Jän. 
1850, $. 18.) 

Hanseigenthümer follen ftets im 
Stande fein, über ihre Hausparteien 
Auskunft zu ertheilen. (R. ö. Reg. D. 
v. 10. Febr. 1816.) 

— — ihre Berpflihtung in Bezug 
auf die polizeilide Meldung ihrer 
Wohnparteien, |. Wohnungsverän- 


derungen. 


Hanfen, todte, wenn das Fleiſch 
noch körnig und zum Genuffe tauglich 
ift, follen vor dem Verkaufe gehörig 
eingefalzen, und wenigftend 8 Tage 
lang liegen gelaffen werden. (Wiener 
Fiſchbeſchauer⸗Inſtruction v. 6. Aug. 
1804. Barth. H. u. Gel. ©. 7. Br. 
©. 418.) 

Hänfer, wegen Abftellung der die 
körperliche Sicherheit gefährdenden Ge⸗ 
länder, f. Geländer. 

— — Erbauung am Glacis, f. 
Glacis. 

— — deren Sperrung zur Racht⸗ 
zeit, ſ. Hausthore. 

— — neugebaute, Vornahme der 
Sanitaäts⸗Beſchau, ſ. Bewohnungs⸗ 
Conſens. 


Hänfer-Ansräucherung. 


Hänfer-Ausräucherung zur Reu- 
jahrezeit, Weihnachten und des Feſtes 
der drei Könige iſt einzuftellen. (Hofd. 
vom 21. Nov. 1785. Krop. Gef. Jof. 
8. Bd. ©. 704.) 

Hänfer-Einfegnung wird unirten 
Griechen geftattet. (Hofentfchl. v. 13. 
Juli 1787. Krop. Gef. Joſ. 10. Bd. 
©. 874.) 

Hänfer:Revifionen follen im Mo- 
nat wenigftens einmal, jedoch mit aller 
Befcheidenheit und bei Tag vorgenom⸗ 
men werden; bierbei ift auf Alles zu 
ſehen, was zur Beförderung der gemeis 
nen Sicherheit und zum Nuben des 
Publicums gereichet, insbefondere foll 
auf die neu eingezogenen Wohn- und 
Afterparteien und Bettgeher geſehen 
werden, ob fie gehörig angezeigt find, 
und die Hauseigenthümer, Infpectoren 
diesfalls angegangen werden. Insbe⸗ 
fondere ift in den Pferdeftällen, auf Bö⸗ 
den genaue PVifitation zu halten, ob ſich 
daſelbſt dienftlofes und liederlihes Ge⸗ 
finde aufhalte. (Ddg. in Wien v. 26. 
April 1765. Krop. Gef. M. Thereſ. 4. 
Bd. ©. 378. Pol. Ordng. für Wien 
vom 2. Mär; 1776. Krop. Gef. M. 
Iheref. 8. Bd. ©. 621.) 

— — beſonders in verdächtigen 
Häufern follen öfter vorgenommen 
werden, und mit den betretenen er= 
werblofen Individuen vorſchriftmäßig 
das Amt gehandelt werden. (Pol. Hfft. 
Weiſg. vom 6. Mai 1822 u. 19. Zuli 
1823.) 

— — 68 if wöhentlih eine 
angemefjene Häuſerzahl mit Rüdficht 


auf die Vervollfländigung des Anzeige⸗ 


weſens und die Abftellung polizeilicyer 
Gebrechen mit der gehörigen Strenge 
und Eindringlichkeit auf die vorfchrifte- 
mäßige Weife zu vevidiren. (Decr. der 
k. k. Bol. Ob. Dir. v. 31. Oct. 1835 
an fammtl. Bzks. Dir.) 

Hänfer = Revifionen follen mit 
unausgefebter Thätigkeit vorgenommen 
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werden, damit die Reſidenz von beſtim⸗ 
mungsloſen Individuen gereinigt werde. 
Dieſe Viſitationen ſind beſonders auch 
in den Herbergen öfters zu wiederholen, 
dann jene Handwerksburſche, welche 
durch längere Zeit arbeitslos find, und 
feine SubfiftenzeMittel haben, zur Fort⸗ 
feßung ihrer Wanderung zu verhalten. 
Eben jo ift auch auf den Aufenthalt 
und das Benehmen der Beurlaubten 
und der Juden ein befonderes Augen- 
mer? zu richten, und darauf zu jehen, 
ob fie einen zureichenden Erwerb oder 
Unterftüßung haben. (Pol. Ob. Dir, 
Circ. vom 16. Febr. 1824.) 

Häufer = Revifionen haben die 
Bezirks⸗Directionen fleißig vorzuneh⸗ 
men, und ſich die Anhaltung aller ar⸗ 
beitsloſen, verdaͤchtigen oder ſonſt 
bedenklichen Individuen alles Ern⸗ 
ſtes angelegen ſein zu laſſen. (Pol. 
Hfſt. Weiſg. an die Pol. Ob. Dir. vom 
15. Febr. 1825.) 

Hausglocken. Da die allgemeine 
Sicherheit überhaupt, beſonders aber 
bei Entftehung einer Feuersbrunft, Waſ⸗ 
fergefahr ꝛc. nächtlicher Weile nothwen- 
dig mat, daß die Häufer in⸗ ımd vor 
der Stadt mit Hausgloden verfehen 
werden, um fi) im erforderlichen Kalle 
von der geſchwinderen Eröffnung der 
Hausthore verfihert halten zu können, 
wurde verordnet, dag fümmtliche Haug: 
eigenthümer in Wien, deren Häufer mit 
feiner Glocke verfehen find, die Anfchaf- 
fung einer Hausglode ſich fogleich an: 
gelegen halten follen. (N. 5. Rogge. 
Decr. vom 2. Jänner 1789.) 

Haufiren mit Fiſchen, Krebfen, 
Schildkröten ift bei Confiscationsſtrafe 
verboten. (Hflzl. Decr. vom 22. Aug. 
1810. Rggs. Eirc. vom 1. Sept. 1810. 
Barth. H. u. ©. Gef. 4. Bd. ©. 57.) 

— — mit Büchern, f. Buchhänd- 
ler, Druckſchriften. 

— — mit Holztohlen ift verboten. 
(Kohlen Marktordnung vom 11. April 
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1816. Barth. H. u. G. Geſ. 7. Bd. 
S. 392), ſ. Kohlen, Kohlenverkauf. 

Hanfiren mit duͤrrem und friſchem 
Obſte ift verboten. (M. d. Rggs. Vdg. 
vom 18. Behr. 1820. Barth. H. u. ©. 
Bel. 7. Bd. ©. 413.) 

— — Diet. f. allgemeine Hoflam- 
mer bat im Einvernehmen mit der k. f. 
Hoflanzlei unterm 8. Mai 1840 23. 
51708 den Beſchluß gefaßt, dag auf 
die Uebertretung des Verbotes des 
Haufirens mit Lofen und Gr 
winnft » Objecten die in $. 451 
des Gef. St. ©. enthaltene Straf 
beſtimmung angewendet werden foll, 
worauf für jede folhe Webertretung 
eine Strafe von 2 bis 100 fl. aus⸗ 
zufprechem ift. (Circular der k. k. n. oͤ. 
Rgg. vom 22. Juni 1840. Kundmchg. 
der ob der Ennd’fhen Rgg. vom 25. 
Juni 1840 3. 17601. Prov. ©. ©. 
8. 1840 Rr. 71 des Böhm. Sub. vom 
6. Juli 1840 3. 34176.) 


— — f. Haufirhandel. 
— — f. Lotterieloofe, Montur- 
ftüde, Obft, Zuckerzeltel. 


Hanfirer dürfen kein altes Kupfer 
kaufen, oder mit Kupferfliden fich ab» 
geben. (Mr. Innungs»Drdng. v. 10. 
Dec. 1745. Barth. H. u. ©. Gef. 6. 
Bd. ©. 564.) 

— — fremde, dürfen ihre Holzwaa- 
ten in Wien nur zur Marktzeit feil has 
ben. (Br. Handwerk3-Ordg. vom 27. 
Jänner 1751. Barth. H. u. ©. Gef. 
6. Bd. S. 695.) 

— — mit Beuteltühern. Das 
Haufiren mit Beuteltüchern kann zwar 
bei der beftehenden Berfaffung den un⸗ 
garifhen und Proatifchen Bauern nicht 
eingeftellt werden; doch erfordert die 
Ordnung und die Vorfiht gegen die 
Unterfchleife, dag fie ſich über die inläns» 
difche Erzeugung diefer Tücher mit At- 
teftaten ihrer Obrigkeiten ausweiſen, 
und hernach um die gewöhnlichen Haus 
ſirpaͤſſe bei der öfterreichifchen Behörde 
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anfuchen, gegen welde ihnen ſodann 
das Haufiren zu geftatten if. Wenn 
aber bei denfelben ausländifche Beutel: 
tücher angetroffen würden, fo ift nadı 
den Geſetzen gegen fie zu verfahren. 
(Hofdeer. vom 14. Rov. 1793. Barth. 
9. u. ©. Gef. 7. Bd. ©. 271.) 

Hanfirer, fremde. In Folge Regie- 
rungs⸗Decretes vom 27. Nev. 1832 
3. 67173 find im Hinkunft alle frem- 
den Haufirer zum Behufe der Nachtrags⸗ 
jahlung der Erwerbfteuer und Bidirung 
der Haufirpäffe nicht mehr an das ftäd- 
tifche Steueramt, ſondern an das fläd- 
tifhe Paß = Departement zu weifen. 
(Rote des Wr. Magiftrates v. 7. Dec. 
1832 3. 47429. Bol. Ob. Dir. Cire. 
vom 31. Dec. 1832 3. 6797.) 

— — unbefugte, mit Erdgefhirr- 
waaren find zu überwachen, und die 
Beiretenen unter Einfendung der abzu- 
nehmenden Waaren dert. ?. Cammeral⸗ 
Verwaltung zum gefeblihen Verfahren 
anzuzeigen. (Deer. der. k. Bol. Ob. 
Dir. vom 2. Aug. 1835 3. 8270.) 

— — Borfhriften bei Aus 
fertigung von Haufir-Päffen 
und Erwerbftenerfheinen für 
fremde Haufirer. Ueber die An- 
frage, wie fi) bei Ausfertigung von 
Haufir⸗Päſſen und Erwerbfteuerfcheinen 
für fremde Haufirer, wenn diefelben mit 
ungeftempelten Hauſir⸗Paäſſen erſcheinen, 
und die Entrichtung der Erwerbſteuer 
und Stempelgebühren mit der Angabe, 
daß fie in Defterreich den Haufirhandel 
nicht betreiben, verweigern, oder ihre 
Paͤſſe gar nicht abholen, zu benehmen 
fei, wird erinnert: Jedermann, der in 
Rieder-Defterreich den Haufirhandel bes 
treiben will, muß nad den beftehenden 
Haufirs und Erwerbfteuer » Borfchriften, 
mit einem Haufir⸗Paß und Erwerb- 
ftenerfcheine verfehen fein. Kommt nun 
ein Haufirer aus einer fremden Provinz, 
der mit diefen beiden Documenten vers 
feben ift, und er will von feinem Be⸗ 
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fugnifle in Rieder-Defterreih Gebrauch 
machen, fo iſt derfelbe nach dem Regie⸗ 
range» Circulare vom 18, April 1817 
nur verpflichtet, die Erwerbfteuer-Nach- 
tragszahlung zu Teiften, das ift: er hat 


auf die fhon bereits gezahlte Erwerbs 


ftener fo viel darauf zu bezahlen, als 
nothwendig ift, um die für die Hauflrer 
in Nieder» Defterreih vorgefchriebene 
Erwerbftener von 5 fl. EM. zu ergän- 
zen. Hat ein folhes Individunm zwar 
einen Haufir- Bag, aber keinen Erwerb» 


fteuerfhein, fo ift demfelben zu Folge 


des hei Gelegenheit, ale mit a. h. Ent⸗ 
ſchließung vom 28. Dec. 1813 den Be- 
wohnern der vormals illiriſchen Bezirke, 
der Haufirhandel in den Alt» Defterreis 
chiſchen Staaten wieder geftattet worden 
ift, erlaffenen hohen Auftrages der k. k. 
Gentral » Finanz» Hof» Commifflon vom 
21. Jänner 1814, ein Erwerbiteuers 
fhein gegen Erlag der vierjähtigen Ers 
werbfteuer und des Stempels auszufol- 
gen, und deffen Haufir-Baß zu vidiren. 
Hat aber ein nach Defterreich kommen⸗ 
des Individuum weder einen Haufir- 
Paß noch einen Erwerbfteuerfchein, ſon⸗ 
dern blos ein Neife-Gertificat, worin 
beftätiget wird, daß er zum Haufichan« 
del berechtiget ift, jo find demfelben ges 
gen Entrihtung der vorgefchriebenen 
Erwerbfteuer- und Stempelgebühr, 
Haufirs Pag und Erwerbfteuerfchein zu⸗ 
gleich auszufertigen. Erklärt aber ein 
Fremder, welcher einen Hanfir= Paß in 
Händen hat, bei der Behörde, daß er den 
Haufichandel in NiedersDefterreich nicht 
betreiben wolle, fo kann derfelbe zu kei⸗ 
ner Erwerbfteuer-Entrichtung verhalten 
werden, weil nach dem ſchon erwähnten 
Eentral» Finanz» Hof⸗Commiſſions⸗De⸗ 
exete ein fremder Haufirer erft dann zur 
Entrihtung der Erwerbfteuer verpflich⸗ 
tet ift, wenn er ein Gebiet hetritt, wo 
die Erwerbftener eingeführt ift, und wo er 
von feinem Befugniffe Gebrauch madt. 
Der Hauſir⸗Paß eines ſolchen Haufirers 


“als 
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iſt dann wie ein gewöhnlicher Reiſe⸗Paß 
zu betrachten, und blos zum Behufe der 
weiteren Reife zu vidiren, nur ift, um 
nah Möglichkeit dem unbefugten Hau⸗ 
firbandel zu fleuerm und das Erwerb⸗ 
fteuer-Gefäll vor: Beeinträchtigungen zu 
bewahren, auf jenen Paß die Bemer⸗ 
fung ausdrücklich beizufeßen: „Iſt nur 
ein gewöhnlicher Reife: 
Paß zu behandeln, daher def 
fen Inhaber zum Haufirhandel 
in Nieder-Deflerreih dadurch 
nicht berechtiget iſt.“ Hiernach 
ſind auch die herumziehenden 
Mufitanteu und alle übrigen, 
den Haufirern gleiägeftellte 
Individuen zu behandeln. Die 
Päſſe, welche von den fremden Haufirern 
bei dem Magiftrate nicht abgeholt wer⸗ 
den, find nach Ablauf der Paß⸗Zeit den 
Ausftellungs » Behörden mit dem Erfu- 
den zu übermitteln, den betreffenden 
Parteien bei einer neuerlichen Paß⸗Aus⸗ 
fertigung einzufchärfen, daß fie fich we⸗ 
gen ordnungsmäßiger Vidirung ihrer 
Päfle, und wegen ihrer eigenen Sicher- 
beit, diefelben abzuholen haben. (Vdg. 
der n. 4. Rgg. vom 4. Dec. 1838 3. 
62494, n. d. Prov. G. S. 20. Br. 
Rr. 279.) 
Hanfirer, unbefugte. Da nad dem 
$. 385 des Gefällen- Strafgefebes das 
Strafverfahren nur gegen Jene eintritt, 
welche in der unbefugten Ausübung des 
Haufirhandels, d. i. beim Waarenver- 
faufe von Haus zu Haus betreten wer- 
den, fo werden die k. k. Polizei⸗Bezirks⸗ 
Directionen in Gemäßheit einer Zu- 
fehrift der Wiener E. k. Cammeral⸗Be⸗ 
zirtö- Verwaltung vom 21. Febr. 1839 
3. 3191/V angewiefen, nur jene unbe: 
fugten Haufirer an die gedachte Camme⸗ 
tals Behörde zu ftellen, welche beim 
Hauftrhandel betreten werden. Im letz⸗ 
teren Safe ift jedoch erforderlich, daß 
der Umftand des Haufitens gleich bei 
der Ergreifung mittelft einer Thatfehrift 
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oder eines Protocolld oder durch Auf 
nahme von Zeugenausfagen, was im 
Grunde mit einigen Zeilen geſchehen 
fann, conftatirt werde, indem fonft die 
Adftellung der Partei au die Bezirks⸗ 
Derwaltung gröptentheild ohne Erfolg 
bleiben muß, da ein freiwillige Ge- 
ſtaͤndniß nachträglich felten zu erzielen 


ift, und alle fonftige Behelfe zur Ueber⸗ 


weifung mangeln. (Eirc. der k. k. Bel. 
- Ob, Dir. vom 27. Febr. 1839 3. 
2780/3595.) 

Hanfirer mit Lebensmitteln. Die 
Bezirks » Directionen werden über An- 
fuhen des biefigen Magiftrates ange: 
wiefen, die Verfügung zu treffen, daß 
die im unerlaubten Haufiren mit Lebens⸗ 
mitteln betretenen Individuen, wovon 
die nicht hieher Zuftändigen zur Hinweg- 
weifung vom hiefigen Plabe an die be- 
treffenden Behörden, "die nah Wien 
Gehörigen dem hiefigen Magt- 
firate zur Beftrafung zu übergeben 
find, angehalten, und die Marktauffichte- 
perfonen durch polizeiliche Aſſiſtenz 
fraftigft unterftügt werden. (Circ. der 
k. k. Bol. Ob. Dir. vom 2. Jänner 
1847 3. 23838.) 

— — Aus Anlaß der von Seite 
des hiefigen bürgerlichen Handelftandes 
erhobenen Befchwerden gegen das Trei⸗ 
ben unbefugter und die Uebergriffe be⸗ 
rechtigter Haufirer, wird die k. k. Poli⸗ 
zei⸗Ober-Direction angewieſen, nad 
ihrem Wirkungskreiſe mit Strenge und 
Nachdruck auf die Beſeitigung des un- 
befugten oder die Gränzen der Berech⸗ 
tigung überfchreitenden Haufirend hin⸗ 
zuwirken. Die Regierung bat ferner 
vorgefchlagen, dag rückſichtlich der Got- 
fheer Buben, deren fidh mehrere der bes 
fugten wälfhen Früchtenhändler als 
Haufirfnechte bedienen, jene Ordnung 
eingeführt würde, die mit Regierungs- 
Berordnung vom 27. Juli 1825 3. 
35296 rücfichtlic der Hauſirknechte der 
Salamihändler und Käͤſemacher feitge- 
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ſetzt wurde, und die im Weſentlichen 
darin beſtehen dürfte, daß jeder befugte 
walfche Früchtenhandler, deren nach dem 
Handel» und Gewerbsalmanah vom 
Sabre 1845 in Wien und den Bor: 
ftadten 27 beitanden, die Anzahl der zu 
haltenden Haufirtnechte bei dem Magi⸗ 
ſtrate angebe, für jeden derfelben den 
obrigkeitlihen Erlaubnißſchein dajelbit 
erwirke, daß jeder Haufirknecht diefen 
Erlaubnißfhein immer bei ſich trage, 
um fi auf jedesmaliges Begehren da⸗ 
mit auöweifen zu koͤnnen, und jeder 
ohne diefen Schein im Hauſirverſchleiße 
Betretene angehalten, verhaftet und mit 
Abnehmung der Waare angefehen 
würde, wo ed dann auch feinem der mit 
Haufir- Päffen verjehenen Gotfcheer zu 
geftatten wäre, Aushelfer oder Haufire 
knechte zu halten, wodurch ſich die über- 
häufte Zahl der Gotfcheer- Buben auf 
biefigem Platze vermindern follte. Die 
Regierung nimmt nun feinen Anftand, 
die Ausführung diefer Mapregel, wenn 
der Handelsſtand hiervon einen wefent- 
lihen Schuß feiner Erwerberechte er 
wartet, und der Magiftrat gemeinfchaft- 
li mit dem Bürger » Ausfchuffe die 
Ueberzeugung gewinnt, daß diefe Ber: 
fügung ohne bedeutende Störung des 
gegenwärtigen proviforiihen Zuftandes 
Hug ausgeführt und gehandhabt werden 
fann. (Decr. der n. 6. Rgg. vom 15. 
Juli 1848 Nr. 10612/1967.) 
Hanfirer mit Lebensmitteln. Nach⸗ 
dem feit einiger Zeit das Haufiren mit 
Victualien häufig vorfommt, diefes aber 
nad) dem $. 4 und 5 der zulebt vom 1. 
Juli 1848 erneuerten Marktvorfchriften 
unterfagt, und der Verkauf von Victua⸗ 
lien außer dem Markte nur deu mit 
Ständchenbefugniffen betheilten PBerfo- 
nen erlaubt ift, jo wird diefe Anordnung 
wit der Bemerkung in Erinnerung ge- 
bracht, daß die im Haufiren betretenen 
PBerfonen ftrenge, nah Umftanden ſelbſt 
mit der Abnahme der Waaren werden 
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beſtraft, und die in Wien nicht Zuftan- 
digen überdies vom biefigen Platze ent- 
fernt werden. (Kundmachung. des Wr. 
Magiftrates v. 2. Juli 1851 3.5070.) 
Hanfirer, fremde. In Folge hoher 
Regierungss Verordnung vom 27. Juli 
1833 3.383738 find den fremden Haus 
firem bei ihrer Ankunft an den Linien 
Wiens die Haufir- Paffe abzunehmen, 
dem biefigen Magiftrate einzufenden und 
find die Hauftrer anzuweifen, daß fie 
fih wegen Bidirung ihrer Paffe und 
Entrihtung der Erwerbftener und fon- 
ftigen Gebühren dahin zu wenden ha⸗ 
ben. Da. gemäß der nunmehr für die 
Baß- Manipulation beftehenden Rorm 
den Neifenden ihre Päffe u. dgl. bei 
ihrer Ankunft an den Linien Wiens 
nicht mehr abgenommen werden dürfen, 
anderfeitE das Intereſſe des Steuer⸗ 
Aerars möglihft zu wahren und den bes 
zügliden Gewerbsvorſchriften Rechnung 
zu tragen, erhält das Bezirks⸗Commiſ⸗ 
fariat den Auftrag, den ſich zur Abreiſe 
meldenden fremden Haufitem die Paß- 
Viſa erft dann zu ertheilen, wenn fi 
felbe über die bei dem biefigen Magi⸗ 
ftrate entrichtete Erwerbaſteuergebuͤht, 
oder die vorgefchriebene Meldung daſelbſt 
werden ausgewiefen haben. Unter 
Einem hat das Bezirks - Commiffariat 
die zur Paffantenbehandlung an den 
Eingangspunkten berufenen Drgane ans 
zuweifen, die zureifenden frenıden Hans 
firer auf ihre diesfälligen Verpflichtun⸗ 
gen aufmerkfam zu machen, jedoch auch 
dafür zu forgen, daß Niemand fih auf 
dem biefigen Plabe unter dem Vorwande 
des Haufirend auf Grund der im Be- 
fie habenden Hauſirpäſſe einfchleiche, 
da bier in Wien, wo DetailcHandlungen 
aller Art in genügender Zahl beftehen, 
das Hauflten mit Ausnahme der befon- 
deren Begünftigungen der Gotſcheer 
möglihft hintangehalten werden muß. 
(Deer. d. k. k. Stadthauptmannfdaft v. 
4. Sept. 1851. 3. 18444/4918. 
Baleläty, Hand. d, Poliz. Gef. IL 
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Haufirer, fremde. Nachdem der 
hiefige Magiftrat das Anfuchen geftellt 
bat, dag den fremden Hauflrern zum 
Behufe ihrer genauen Ueberwachung und 
zur Wahrımg der Intereſſen des Steuer: 
Aerars die Haufirpäfle, wie foldhes zu 
Folge der hohen Regierungsds Berordnung 
vom 27. Juli 1833 3. 38738 früher 
geſchah, gleich bei der Ankunft abge- 
nommen, und dem Magiftrate mitge- 
theilt werden möchten, jo wird das k.k. 
Bezirks⸗Commiſſariat mit Beziehung auf 
das hierortige Decret vom 4. Septem- 
ber 1.3. 3. 18444/4918 angewiefen, 
die fremden Haufirer, fobald demfelben 
deren Ankunft im Wege der Wohnungs: 
Anmeldung zur Kenntniß gelangt, ſo⸗ 
gleih vorzurufen, ihnen mit Berufung 
auf die beftehende hohe Vorſchrift die 
Haufirpäffe abzunehmen, und foldhe fo: 
fort der betreffenden Abtheilung des 
biefigen Magiftrates im kurzen Wege 
sub Couvert gegen Empfangsbeftätigung 
zu übermitteln, die Inhaber dieſer Päſſe 
aber anzumweifen, daß fie fih wegen Zu⸗ 
rüderlangung der Lebteren und wegen 
Berichtigung der vorfhriftsmäßigen Ge⸗ 
bühren unverzüglich in dem erwähnten 
magiftratifchen Bureau zu melden haben. 
(Decr. der Stadthauptmannfhaft vom 
12. Dec. 1851. 3. 23958/5944.) 

— — Wenn unbefugte Haufirer (mit 
Victualien, Erzeugniflen der landwirth⸗ 
THaftlihen Induſtrie, Sand, Säge- 
fpähne 2c.) nad den beftehenden Bor: 
fHriften dem Magiftrate zur weiteren 
Amtshandlung zuzuführen oder Ge- 
werböleute wegen Verkaufes von Arti- 
keln, zu deren Führung fie nicht berech⸗ 
tiget erfcheinen, dahin anzuzeigen find,, 
ift dort wo nad den beftehenden Vor⸗ 
fhriften die Confiscation zu verhängen 
fommt, gleih von polizeilider Seite 
mit Beihlagnahme der beanftändeten 
Maare vorzugehen und Iebtere unter 
Mittheilung diefer Verfügung und mit 
dem beftimmten Antrage auf Realifirung 
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der Gonfiscation dem Magiftrate zu 
übergeben oder zur Dispofition zu ftel- 
len. (Deer. der k. k. Stadth. vom 7. 
Jänner 1852 3. 324/37.) 
Haufſirer in Baiern, f. Baiern. 

— — mit Druckſchriften, ſ. Druck⸗ 
ſchriften. 

— — unbefugte, mit Erdgeſchirre, 
Erdgeſchirrhaͤndler. 

— — mit Fleiſch, ſ. Fleiſch. 

— — mit Südfrüchten, ſ. Got⸗ 
ſcheer. 

— — auf Iahrmärkten, ſ. Jahr⸗ 
maͤrkte. 

— — mit Kohlen, |. Kohlen. 

— — mit Landbrod, f. Landbrod. 

— — ausländifhe, Berfahren gegen 
fie in Anfehung der Baß- Eontrolle, ſ. 
Mäfle. (Bdg. v. 28. Mai 1831 8.25.) 

— — ſ. Afiftenz, Bürftenbin- 
derwaaren, Gotſcheer, Haufichan- 
del, Haufirpaäſſe, Haufirpatent, 
Rußland. 

Hanfirhandel. Die genaue und 
ftrenge Beobadhtung der dermal über 
den Haufirhandel beftehenden Vorſchrif⸗ 
ten, und insbefondere Die größte Behut- 
famfeit bei der Ausftellung und bei der 
Prüfung der ortsobrigkeitlihen Zeug- 
nifje über den unbefcholtenen Lebens» 
wandel der Bewerber um Haufir⸗Päſſe 
wurde neuerdings allgemein eingefchärft. 
(R. 6. Rogge. Vdg. v. 15. Juni 1829 
3.32478, n. d. Prov. ©. ©. 11.Thl. 
Nr. 156.) 

— — Gemäß der beftehenden Nor⸗ 
mal-Berordnnung, zu Folge welcher Aus⸗ 
andern der Haufichandel in den k. k. 
Staaten auf feine Art geftattet ift, 
wurde beftimmt, daß jeder Ausländer, 
welcher mit einem, wenn gleich von einer 
k. k. Miffton vidirten Paſſe die k. k. 
Staaten in der Abſicht betritt, um in 
denſelben zu hauſtren, in das Ausland 
zurückgeſchafft werde. (Pol. Hfft. Exläffe 
vom 2. Mai u. 11. Juni 1834. Rggs. 
Prafid. Vdggn. v. 7. Mai u. 19. Juni 
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1834 3. 848 u. 1168. Dog. d. böhm. 
Sub. Präfid. v. 10. Mai u. 21. Juni 
1834 3. 3004 u. 3942. n. d. Prov. 
G. S. 16. Bd. Nr. 106.) 
Hanfirhandel. Die mit dem a. b. 
Patente vom 5. Mai 1811 im Abfiht _ 
auf den Haufirhandel bekannt gegebenen 
Vorſchriften auf den Verkauf roher Ra- 
turproducte und aller Erzeugnifle 
der landwirthſchaftlichen Induftrie durch⸗ 
aus Feine Anwendung, fondern fie bes 
ziehen ſich blos auf den baufirartigen 
Verkauf aller Erzeugniffe der gewerb- 
lien Induftrie, da die Ausdehmmg 
der Haufirworfhriften auf den Verkehr 
mit Urproducten und Erzeugniſſen der 
landwirthſchaftlichen Imduftrie ſchon 
nach dem Begriffe des Haufirhandels 
nicht zuläffig ift, und die Ueberwachung 
des bezeichneten Verkehres ausfchließend 
in dem Bereiche der politifhen Behör- 


-den liegt. Hieraus geht hervor, daß von 


den, die fraglichen Raturproducte und 


landwirthſchaftlichen Erzeugniffe zum 


Berkaufe dringenden Parteien, aud die 
Erwerbfteuerfheine von der Gefällen- 
auffiht oder von den Gefällenbeamten 
nicht zu fordern find, weil einerfeits die 
Controlle ihrer Befteuerung den Orts-. 
obrigkeiten gefeblidh zufteht, und ande: 
rerſeits jene Parteien, welche blos ihre 
eigenen Erzeugniffe, und zwar nicht ges 
werbmäßig zum Verkehre bringen, auch 
gar Feiner Ermwerbfteuer - Entrihtung 
unterliegen. Hiervon wird die 8. k. 
P. O. D. zur eigenen Benehmung und 
Berftändigung der untergeordneten Aem⸗ 
ter und Organe in die Kenntmiß gefebt 
und derfelben zugleich ein Eremplar des 
von der k. k. n. ö. Landesregierung hie⸗ 
her gelangten Berzeichniffes über die 
dem freien Bictualienhandel zufte- 
henden Artikel mit dem Bemerken mite 
getheilt, daß die in der 2. Abtheilung 
aufgeführten Artilel: Sand, Stroh: 
wifhe, Sägefpähne, Schachtel— 
halm, Zinntraut und Leimzelten 
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oder Haarlinſenkuchen ebenfalls in 
die 1. Abtheilung zum freien Vietnalien⸗ 
handel gehören, und daß dieſe 1. Ab⸗ 
theilung nicht erſchoͤpflich iſt, ſondern in 
dieſelbe alle andern noch vorkommenden 
Naturproducte und Iandwirthichaftlichen 
Erzeugniſſe gehören. Zu den Artikeln, 
auf deren Verkauf die Haufirhandel-Ber 
ftimmungen feine Anwendung fin- 
den, gehören alle Gattungen Mild- 
producte, Butter, Schmalz, Käfe 
jeder Gattung, Eier, Milch. Friſches 
oder geräudertes Stechviehfleiſch, 
Schweinſchmalz, Speck, Schmeer. 
Mehl, Bohnen, Haarlinſenmehl, Gries, 
gerollte Gerſte, gelbe und braune Kleien, 
Reis. Huͤlſenfrüchte, Zwiebel, Kut- 
telfraut. Körnergattungen, Kums 
mel, Haarlinfenkuchen, Majoran, Kürbis, 
Plutzerkerne, Haferferne, Wachholder, 
Bogeldotter, Hanf, Kleefamen, frifche 
und gedörrte Zwiebel, Knoblauch, Gur⸗ 
ken, rothe Rüben, frifches, dann faueres 
Kraut und Rüben, Erdäpfel. Un- 
fHlittwaaren, Seife, Kerzen. Ge⸗ 
dörrtes und frifches Obſt jeder Art. 
Brennholz, Kien, Wacholder und 
dergleichen. Zuündhoͤlzchen, Shwes 
felfäden, Schuhwichs. Heu, 
Stroh und Häderling. Schwarzer 
und weißer Reibfand und Bogelfand. 
Stroh⸗, Baſt⸗ und Rohrwaſcheln, Zinn: 
kraut. Hanf und Leimzelten, Säge 
fpähne, endlich alle andern noch vor- 
tommenden, bier nicht aufgeführten Ra» 
turproducte und landwirthſchaftlichen 
Erzeugniffe. (Circ. der n. d. Rgg. vom 
21. März 1841 3. 15433.) 

Hanfichandel in Rußland, f. 
Rußland. 
— — mit Arzneien in Sadfen, f. 
Sadıf 

Snniknchte der wälfhen Wurft- 
md Käfemaher, |. Wurſtmacher. 

Haufir⸗Paͤſſe. Die Landesitelle hat 
mit Decret vom 3. Auguſt 1. I. 2. 
43143 aufgetragen, daß bei Ertheilung 
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von Haufir⸗-Päſſen die Verhandlungen 
auf das fehleunigfte und bei Erneuerung 
von derlei Bewilligungen innerhalb 6 
Wochen vom Tage des eingereichten Ge- 
fuches ihrem Ende zugeführt werden 
ſollen. Demnach find Fünftig die bei 
den Bezirkd-Directionen gemachten An- 
fragen wegen Befanntgebung der allen« 
falls in Moralitätshinfichten dortorts 
gegen die Haufirpaßwerber beftehenden 
Anſtände mit thunlichfter Schnelligkeit 
zu beantworten. (Circ. der k. k. Bol. 
Ob. Dir. v. 24. Jan. 1844 8. 44725.) 
Hauſirpatent. In der Erwägung, 
Taf das Haufirpatent vom 5. Mai 1811 
nicht alle Theile des Reiches umfaffet, 
und der Gegenftand desfelben im Laufe 
der Zeit wefentlihe Veränderungen er 
litt, die neuer Beftimmungen bedürfen, 
wird unter Aufbebung des bezogenen 
Haufirpatentes vom 5. Mai 1811 und 
der darauf bezüglichen nachträglichen 
Geſetze und Vorschriften zur Regelung 
des Haufirhandels Folgendes angeord- 
net: 

8.1. Unter Haufirhandel wird der 
Handel mit Waaren, im Umbherziehen 
von Ort zu Ort und von Haus zu 
Haus, ohne Beftimmte Verkaufsſtätte, 
verftanden. 

8.2. Der Haufirhandel kann nur 
mit befonderer Bewilligung und unter 
Beobachtung der nachfolgenden Beftim- 
mungen betrieben werden. 

8. 3. Die Bewilligung zum Betriebe 
des Haufirhandeld darf nur Perfonen 
ertheilt werden, welde 

a) öfterreihifehe Untertbanen find; 

b) das Alter von 30 Jahren erreicht 
haben; 

e) nicht mit einer auffallenden eckel⸗ 
baften Krankheit oder dergleihen Ge⸗ 
brechen behaftet find ; 

d) nicht wegen Schleihhandels be- 
ftraft, oder bei einer vorausgegangenen 
Sefalld-Unterfuhung nur aus Mangel 
an Beweiſen ftraflos entlaffen wurden, 
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oder die nicht wegen einer fihweren Ge⸗ 
faͤlls⸗Uebertretung geftraft, oder der er- 
baltenen Bewilligung verluftig erklärt 
worden find. ($. 20); . 

e) von unbef&holtenen Sitten und 
tadellofer politifher Haltung find; 

f) im Bollgenuffe der bürgerlichen 
Rechte ftehen. 

Bon der Beftimmung b) darf unter 
gegebenen Umftänden ($$. 17 und 18) 
abgegangen werden. 

$. 4. Die Bewilligung zum Hauflr- 
handel ertheilen die politifhen Kreis- 
behörden (Comitatsbehörden, Delega- 
tionen). 

8.5. Berfonen, welche fih um eine 

folde Bewilligung bewerben wollen, 
haben dur das Bezirksamt bei der 
Kreisbehörde (Comitatsbehörde, Deles 
gation), in deren Bereiche ihr fefter 
Wohufip liegt, darum anzufuchen und 
ſich gehörig auszuweiſen, daß fie nach 
8.3 für eine ſolche Bewilligung gerig- 
net find, 
» 8.6. Die Bewilligung zum Haufir- 
handel wird duch Ausfertigung eines 
befonderen Haufirpaſſes oder Hauflr- 
bücheld ertheilt. Diefe Bewilligung 
gilt nur für die Perſon, weldhe im Haus 
fir-Documente bezeichnet ift, und es darf 
das Bewilligungsd » Document weder an 
einen Andern abgetreten, nod auf ans 
dere Perfonen ausgedehnt werden. 

8. 7. Die Bernilligung zum Haufir- 
handel wird nur auf Ein Jahr er- 
theilt; doch kann eine Perfon, welde 
bereitö im Beſitze einer ſolchen ift, um 
Berlängerung der zugeflandenen Hau⸗ 
firgeit bei der nach ihrem Wohnorte zur 
Berleihung competenten Behörde an⸗ 
fuhen, und diefem Anfuchen ſoll will- 
fahret werden, wenn nicht befondere 
Gründe für die Abweifung vorhanden 
find ; diefe follen dem Bittwerber bei 
Ertheilung des Befcheides bekannt ge- 
- geben werden. Das Anfuhen um Ber- 
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nate vor Ablauf der bewilligten Friſt zu 
ftellen und in dem Geſuche anzuführen, 
an welchem Tage und Monate und un- 
ter welcher Zahl die urfprünglicde Be⸗ 
willigung zum Haufichandel ertheilt 
worden iſt. Das zu diefer Angabe 
Röthige ift aus dem Haufir-Dochumente 
zu entnehmen. 

8.8. Der Haufirhandel kann un- 
geachtet der erwirkten Bewilligung nur 
dann betrieben werben, wenn der Hau⸗ 
firer die nachſtehende ihm obliegende 
Berpflihtung erfüllt, in jedem Orte, 
den er betritt, falls fi dort eine poli- 
tifche oder polizeiliche Behörde befindet, 
fein Haufir- Document von derfelben 
vidiren zu laffen. In Städten und 
Märkten, wo fi eine politifche oder 
polizeiliche Behörde nicht befindet, hat 
diefe Vidirung beim Magiftrate oder 
bei der Gemeindevorſtehung zu gefchehen. 

8. 9. Die urfprüngliche Bewilligung 
zum Haufirhandel iſt nur auf jenes 
Kronland beſchraͤnkt, in welchem ſie er⸗ 
theilt worden iſt. Betritt der Haufirer 
ein anderes Kronland, ſo gilt ſeine Be⸗ 
willigung nur für jene Orte, für welche 
fein Haufir-Document von der Behörde 
vidirt worden ift. Sollte aber der Hau⸗ 
firer in dem betretenen andern Kron⸗ 
lande den Haufirhandel ausüben wol« 
Ien, fo bat er fih binnen 10 Tagen 
vom Tage des Eintrittes in das Kron⸗ 
Iand an eine Kretsbehörbe diefes Kron⸗ 
lande® um die beflätigende Bidirung 
feines Hauflr - Dorumentes zu wenden, 
durch welche ihm die Haufichewilligung 
auch für das ganze Kronland zu Theil 
wird. Eine foldye beftätigende Bidi- 
zung ifl dann zu verweigern, wenn über 
die Berfon des Hauſirers oder über die 
Giltigkeit des Documentes, oder über 
die gefeßmäßige Art der Ausübung des 
Haufichandeld gegründete Bedenken ſich 
ergeben; die für das Kronland beftäti- 
gende Vidirung der Kreisbehörde ift 
auf dem Haufir- Documente genau et» 
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ſichtlich zu machen. In Seinem Falle 
darf aber die Dauer der urfprünglich 
ertheilten Bewilligung überſchritten, 
ud ein neues Document kann nur in 
ver im 8.5 und 7 vorgeſchriebenen 
Weiſe bewirkt werden. 

8.10. In fo ferne der Hauſirhan⸗ 
del in einzelnen Städten oder Ortſchaf⸗ 
ten nicht geftattet ift, darf er ungeachtet 
der ertheilten und erhaltenen Haufirbe⸗ 
willigung in folgen Orten nicht aus⸗ 
geübt werden, und find diefe ausge⸗ 
nommenen Drte in dem Docnmente für 
die Kronländer, die es betrifft, ur- 
fprünglich oder beziehungsweife bei der 
Bidirung ($. 9) zu bezeidänen. 

8.11. In dem Gränzbezirte wird 
der Hanfirbandel nur den Bewohnern 
deöfelben von der competenten Behörde 
und zwar im Einverſtändniſſe mit der 
Finanz « Bezirtöbehörbe bewilliget, und 
das audgeftellte Document ift nur dann 
in demfelben giltig, wenn darin Die 
Giltigkeit für den Gränzbezirl aus 
drücklich angemerkt if. 

8. 12. Die Baaren, mit denen 
Haufichandel getrieben wird, müfjen in⸗ 
ländifgen Urſprunges und mit dem 
Stämpel, dann mit den Bezugs - Aus» 
weifen verſehen fein. Selbft von den 
inlaͤndiſchen Waaten find nachſtehende 
vom Haufirhandel ausgeſchloſſen: 

a) Material» und Specereiwaaren, 
deſtillirte Dele; 

b) alle zum Betränte dienenden Fluͤſ⸗ 
figleiten ; 

c) Zuder, Zuderwert, Ehocolade, 
Lebkuchen und überhaupt alle Lecker⸗ 


en; 

d) Salben, Bflafter und überhaupt 
alle einfachen und zuſammengeſetzten 
Arzemeien für Menfhen und Thiere; 

e) alle Gifte; 

f) Quedfilber und Spießglanz ; 

g) alle Praparate aus Duedfilber, 
Spießglanz und Blei; | 

h) alle Knallpräparate; 
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i) alle Mineralfäuren; 

k) Edelfteine, Gold und Silber, fo» 
wohl neu als alt, gebrochen, verarbei» 
tet oder unverarbeitet, geprägt oder un⸗ 
geprägt, in Erzen oder ausgefchmolzen; 
Scheidemüngen aus was immer für 
Metallen; 

1) Kirhengefäße und Paramente; 

m) Rilitär-Montursftüde und Waf⸗ 
fen aller Akt; 

n) Xotterielofe und ähnliche An- 
theilsfcheine an einem Glückeſpiele; 

o) literarifhe und artiftifhe Werke, 
wie: Bücher, Lieder, Kalender, Bilder, 
Statuen, Büften; 

p) Gegenftände eines Staatsmono⸗ 
poles. 

Ausnahmen, welche durch beſondere 
Umftände zuläffig werden, find im $.17 
angegeben. 

8.13. Ein Haufirer hat fein Hauflr- 
Document immer mit fi) zu führen, und 
der Obrigkeit jedes Marktes und jeder 
Stadt, durch welche er paffirt, zur Bei- 
febung des ämtlichen Vidi vorzuzeigen. 
Die Vidirung wird unbeanftändet vor⸗ 
genommen, wenn fich nicht gegen die 
Echtheit des Documentes oder gegen 
die Berfon, die es betrifft, Bedenken 
ergeben. Uebrigens wird fi auf $. 9 
bezogen. 

8.14. Einem Hauficer, der dieſes 
Geſchäft bereits mehrere Jahre mit Be⸗ 
willigung betreibt, und ſich immer ta⸗ 
dellos benommen bat, aber durch, mit- 
telft eines legalen Beugnifles erwiefene, 
koͤrperliche Gebrechen in die Unmoͤglich⸗ 
keit verſetzt wird, die für den Haufir⸗ 
handel beſtimmien Waaren ſelbſt zu 
tragen, Tann ein Gehilfe von der bes 
treffenden Behoͤrde bewilligt werden. 
Dieſer muß im Hauſir⸗Documente eigens 
bezeichnet ſein. 

8. 15. Damit einer Perſon die Be⸗ 
willigung ertheilt werden Tann, den Ge⸗ 
hilfen eines Hauſirers abzugeben, muß 
ſie alle jene Eigenſchaften für ſich aus⸗ 
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weiſen, die für Hauſirhändler üuͤber⸗ 
haupt im 8. 3 vorgeſchrieben ſind. 

8.16. Das Hauſiren mit Waaren⸗ 
mengen, zu deren Fortſchaffung ein bes 
fpannter Wagen oder ein Laſtthier be» 
nöthiget wird, ift nicht geftattet. 

8.17. Inbefonderer Berücfitigung 
der Rahrungsverhältniffe einiger Gegen⸗ 
den werben den Bewohnern derfelben 
befondere Begünftigungen bezüglich des 
Haufirhandels mit gewiſſen Waaren zus 
geftanden. Sie beftehen darin, daß in 
ſolchen Gegenden die Bewilligung zum 
Haufichandel mit gewiffen Waaren auch 
folhen Perfonen männlichen und weib⸗ 
lichen Geſchlechtes ertheilet werden fann, 
welche das dreißigfte Lebensjahr noch 
nicht erreicht, jedoch das vierundawans« 
zigfte zurückgelegt haben, und in den 
Bollgenuß der bürgerlichen Rechte ger 
fest find; endlich, daß die von der bes 
treffenden Kreisbehörde (Comitatsbe⸗ 
hörde, Delegation) ertheilte Bewilligung 
für das ganze Reich, felbft mit Einfchluß 
aller fonft ausgenommenen Orte giltig 
ift. Die fo begünftigten Berfonen find: 

a) Die Bewohner des bisherigen 
nieteröfterreichifchen Bezirkes von Waid- 
hofen an der Thaya, in Bezug auf die 
in diefem Bezirke erzeugten Zwirne und 
Bänder, fo wie dieBewohner von Karl: 
fein und der Umgebung in Bezug auf 
Holz» Uhren; 

b) die Bewohner des. böhmifchen 
Erzgebirges, bezüglich der dort erzeug⸗ 
ten Spiken und Stickwaaren; 

c) die Bewohner des Bufterthales in 
Tirol, namentlich jene von Deffereggen, 
in Bezug auf Teppiche; 

d) die Bewohner von Balfugana 
und Gröden in Zirol, bezüglich der ih- 
nen bisher zugeftanden gewefenen Ar⸗ 
titel; 

e) die ſlovakiſchen Drahtbinder, die 
Leinwandhändler aus dem Arvaer Eos 
mitate, die Händler mit gemeinen Lei 
nen⸗ und Baumwollwaaren von St. 
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Georgen, St. Nicolai, St. Peter in 
Ungarn; 

f) die Bewohner von Gotfihee, 
Poͤllant, Reifnik in Krain, bezüglich 
des Handeld mit Auftern, Baumöl, 
Johannisbrot, Eitronen, Datteln, Dra⸗ 
gawein, Feigen, Granatäpfeln, Hafel« 


‚nüflen, Ealamari, Kapern, Kaftanien, 


Limonien, Xorbeerblättern, Mandeln, 
Margaranten, Mufheln, Pomeranzen, 
Reis, Sardellen, Schildfröten, Wein» 
beeren, Zibeben u. dgl. von ihnen bie» 
ber geführten Gegenftänden. 

8.18. Denjenigen Perſonen, welde 
zur Zeit des Eintrittes der Wirkſamkeit 
dieſes Geſetzes ſchon im Beſitze einer 
noch giltigen Haufirbewilligung find, iſt 
der Hauſirhandel bis zum Ablaufe die— 
fer Bewilligung geſtattet, fie find aber 
an die in dieſem Patente enthaltenen 
Beflimmungen gebunden; auch darf 
ihnen eine neue Bewilligung ertheilt 
werden, wenn fie auch der im $. 3, 
lit. b) ausgefprochenen Bedingung nicht 
entfprechen, und nicht zu den im $. 17 
angeführten gehören, vorausgefebt, daß 
gegen fte Fein begründete Bedenken 
obwaltet und fie den übrigen bier ge- 
gebenen Vorſchriften entſprechen. 

$. 19. Uebertretungen dieſes Haus 
fir » Batentes werden mit nachftehenden 
Strafen belegt: 

a) Ausländer ohne Unterſchied, 
welche im SHaufiren betreten werden, 
und Staatsangehörige, welche ſich mit 
einem Bewilligungd» Documente gar 
nit, oder nur mit einem bereits er⸗ 
loſchenen, oder mit einem auf einen an⸗ 
deren Namen lautenden ausweifen kön⸗ 
nen, werden mit einer Geldftrafe von 
25—100 fl. belegt. Inländer werden 
zugleih vom Haufichandel für immer 
ausgeſchloſſen; 

b) Perſonen, die mit ausländiſchen 
oder mit inländifhen der Stämpelung 
unterworfenen, aber ungefempelten 
Waaren Haufirhandel treiben, endlich 
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folge, Die ſich über den inlaͤndiſchen 
Urfprung ihrer Waaren nicht gehörig 
auszumeifen vermögen, find nach den 
Gefälldgefegen zu behandeln und ver» 
lieren das Hanfirhandels:Befugniß ; 

e) wer mit unerlaubten Waaren Hau- 
firbandel treibt (8. 12, lit. a—p) wird, 
abgefehen von der nad den beftchen- 
den allgemeinen und Gefälls - Strafge- 
feßen ihn treffenden Ahndung, mit 
einer Geldftrafe von 5—25 fl. belegt, 
und im Wiederholungsfalle ganz vom 
Haufirhandel ausgefchloffen. Die uner- 
laubten Baaren find verfallen. 

d) wer fein Haufir- Document an 
einen Andern abtritt, verliert das Necht 
zum Hauſiren; 

e) wer in einem anderen Runde, als 
in demjenigen, für weldes das Haufir- 
Document lautet, ohne befondere Bes 
willigung der competenten Behörde 


länger al& 10 Tage haufirt, oder wer 


innerhalb der erften 10 Tage fein Do» 
cument nicht bei der im $. 8 bezeichne⸗ 
ten Behörde hat der Vidirung unter- 


ziehen lafien, wer in Städten und, 


Märkten eined Landes, für weldes er 
die Haufirbefugniß erlangt bat, ohne 
poraudgegangene Meldung der Ortes 
obrigkeit Haufirhandel treibt, ferner 
wer in dem Graͤnzbezirke haufirt, ohne 
dazu befonders befugt zu fein, wird im 
1. Betretungsfalle mit einer Geldſtrafe 
von 2—5fl., im 2. Betretungsfalle mit 
einer Strafe von 5—10 fl., im 3. Kalle 
mit dem Berlufte des Haufirrechted bes 
kraft. Führt er überdies unerlaubte 
Waaren mit fih, fo unterliegt er noch 
überdies der biefür feftgefehten Strafe ; 

f) wer fi beim Haufiren eines Ge⸗ 
bülfen bedient, ohne hiezu ausdrücklich 
ermächtiget zu fein, wird mit einer 
Geldſtrafe von 10 fl. belegt; 

g) wer fi zum Behufe des Haufir- 
handels eines Wagens oder Laftthieres 
bedient, verfällt in eine Strafe von 
20 —50 fl.; 
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h) andere bier nicht ausdruͤcklich er 
wähnte Uebertretungen der Haufir-Bor« 
ſchriften Tönnen mit einer Geldftrafe 
von 30 Kreuzen: bie 2 fl. belegt wer- 
den. Für die wegen Uebertretungen des 
Haufirgefehes verhängten Geldfttafen 
baftet die Waare, welche der Haufirer 
bei Webertretung dee Geſetes mit ſich 
geführt hat. 

8. 20. Die Unterſuchung von Ueber. 
tretungen des Haufirgefebes, fowie das 
Straf⸗Erkenntniß fteht den zur Behand» 
lung und Beitrafung von Gefälle. 
Uebertretungen beftehbenden Behörden 
zu. Die Strafgelder werden denjelben 
Beſtimmungen zugewendet, welche in 
Anfehung der Gefälls - Strafgelder be 
ftehen. Die Straf-Erkenntniffe find der⸗ 
jenigen Behörde, welche das Hauſir⸗Do⸗ 
cument ausgeftellt hat, bekannt zu geben. 

8. 21. Den einer Uebertretung des 
Baufir =» Patentes Befhuldigten ſteht 
gleih jedem anderen either Gefälls- 
Uebertretung Angefehuldigten der Re⸗ 
curs an die höhere Behörde nad) den 
für Gefalld-Hebertretungen feitgefeßten 
Beilimmungen zu. 

8. 22. Mit dem Bollzuge diefes 
Patentes werden die Minifter des Han 
dels, der Finanzen und des Innern, 
dann der Chef der oberften Polizei- 
Behörde betraut. (Kaiſ. Bat. v. 4. Sept. 
1852; wirffam für das ganze Kaifer- 
rei, mit Ausflug der Militärgränge 
N. G. B. Nr. 252.) 

Hanfirpatent. Den Bezirkshaupt⸗ 
mannfhaften und dem Wiener Magi- 
ftrate wird die nadfolgende mit dem 
Handelsminifterials&rlaffe v. 29. Rov. 
1852, 3. 2560, herabgelangte Bor- 
ſchrift zum Bollguge der Gefehe über 
den Haufichandel zur Benehmungswiſ⸗ 
fenfhaft zugefertiget. (Bdg. der n. 6. 
Statth. v. 31. Dec. 1852 3. 43766, 
n.d.8%.R. B. J. 1853. Nr. 6.) 

Borfhrift zum Bollzuge der 
Befege über den Saufirhbandel, 


Haufirpateni. 


giltig für das geſammte Kaifer 
rei mit Ausfhluß der Nili— 
tärgranze. Zur VBollziehung des a.b. 
Patente vom 4. Sept. 1851 über die 
Regelung des Haufirhandeld werden 
folgende Beftimmungen bekannt ges 
. geben: 

8. 1. Die Kreisbehörden (Comitats⸗ 
bebörden, Delegationen, in den andern 
Kronländern, wo feine Kreisbehörden 
beftehen, die Statthaltereien), denen 
die Bewilligung zum Haufichandel mit 
Waaren ausfchliegend übertragen ift, 
haben dafiir zu forgen, daß die Be 
willigung zum Haufirhandel nur foldyen 
Individuen ertheilt werde, welde fidh 
über die im $. 3 des Haufirgefebes vor⸗ 
gefchriebenen Eigenfchaften mit Ruͤck⸗ 
ſicht auf die 88. 17 und 18 des Haus 
firgefeßes durch glaubwürdige Heug- 
niſſe auszuweiſen im Stande find. Sie 
haben bei der Beurtheilung, ob ein 
Geſuchswerber die im $. 3. d) und e) 
des Geſetzes geforderten Eigenſchaften 
befiße, mit aller Genauigkeit und Um⸗ 
fiht vorzugehen, insbeſondere auf die 
Untadelbaftigkeit und auf Unbedenklich⸗ 
keit bezüglich der Sittlichkeit und des 
politifhen Verhaltens ihr Augenmerk 


zu richten, Die beigebrachten Zeugniſſe 


hinfichtlich ihrer Glaubwürdigkeit ge⸗ 
nau zu prüfen, und die Geeigentheit des 
Individuums überhaupt durch paflende 
anderweitige Ermittlungen zu confla« 
tiven, dort aber, wo Polizei« Directios 
nen oder Polizei « Commiffariate beftes 
ben, diesfalls fi mit diefen ine vor- 
läufige Einvernehmen zu feben. Den 
Bezirks⸗Behoͤrden (den Stadt-Magiftra- 
ten dort, wo fie den Kreid-Behörden un» 
mittelbar unterfteben), durch welche die 
Gefuche um Bewilligung zum Haufir- 
handel an die verleihenden Behörden 
gelangen (Haufirgefeß 8. 5) wird zur 
Pflicht gemadt, die Umftände, welche 
nad dem Geſetze die Bittſteller von der 
Erlangungdiefer Bewilligung ausſchlie⸗ 
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Ben, unverholen zur Keuntniß dieſer 
Behörden zu bringen. Anträge über 
Haufirbewilligungs⸗Geſuche find nur 
nad der genaueften Erforfhung der 
Berhältniffe, insbefondere der Sittlich⸗ 
feit und politiſchen Unbedenklichkeit der 
Bittſteller zu ftellen, und die etwa bei- 
gebrachten Zeugniffe forgfältig zu prü« 
fen. Den Gemeinden und ihren Vor⸗ 
ſtehern wird zur Pfliht gemacht, bei 
Ausftellung von Zeugniffen über das 
Wohlverhalten eines Haufirbewerbere 
mit aller Gewiffenhaftigkeit zu Werke 
zu geben, wofür fie verantwortlich ge: 
macht werden. 

8. 2. Beiden im $. 7 des Haufir- 
geſetzes vorgefehenen Berlängerungs- 
Bewilligungen haben fammtlich bethei- 
ligte Behörden und Organe mit glei» 
her Borfiht und Strenge, wie bei der 
eriten Verleihung, vorzugeben. 

$. 3. Die verleihbenden Behörden 
haben über die ausgeſtellten Beglaubi- 
gungs » Documente ein eigenes chrono⸗ 
logiſches NRegifter fammt einem alpha⸗ 
betiſchen Nachſchlagebuche (Inder) zu 
führen. In dem Regifter if genau er- 
ſichtlich zu machen, ob und für welde 
Dauer die Bitifteller bereits früher eine 
Haufirbewilligung erhalten haben; auch 
find die gegen einen Hauflrer verhäng- 
ten Strafen oder vorgefommenen Be⸗ 
anftandigungen in denfelben anzu« 
merken. 

8. 4. Die Bewilligungs-Documente 
für den Haufichandel werden in Form 
von paraphirten Büchern nad dem am 
Schluſſe diefer Vorſchrift angefügien 
Mufter ausgefertiget. Die in ſolchen 
Documenten angefebten Rubriken müf- 
fen genau und vollfländig ausgefüllt 
werden. 

Diefe Rubtiken beziehen ih: - 

a) auf die moͤglichſt vollftändige Be⸗ 
ſchreibung der Perſon, welcher die Bes 
willigung zum Hauſiren eriheilt wird, 
wobei Zauf- und Zuname, Baterland 
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und Geburtsort, und Alter des De 
werbers und die Gemeinde, zu welcher 
der Haufirer zuftändig ift, nicht fehlen 
dürfen; 

b) auf die Zeit und das Kronland, 
für welde das Hauſirbuch giltig if. 
Wird der Haufirhandel im Gränzbe- 
zirke bewilliget, fo muß diefer Umstand 
unter namentlider Anführung der Di- 
flricte, für welche die Bewilligung zu 
gelten bat, ausdrüdlich angeführt wer: 
den (Haufirgefeß $. 11); 

c) auf das Berzeichniß der Städte 
und DOrtfchaften, in denen der Haufir- 
handel nit Statt finden darf (Hauflr- 
gefeh 8. 10); ! 

d) auf die Waarengattung, auf 
welche fih das Befugniß bezieht. Wird 
die Bewilligung zum Handel mit Waa⸗ 
ven ertheilt, unter denen auch control» 
pflichtige enthalten fein Tönnen, 3. 2. 
mit Webe⸗ und Wirkwaaren; fo muß 
der Umftand, daß controlpflichtige Waa⸗ 
. en von der Bewilligung ausgeſchloſſen 
find, im Haufirbuche bemerkt fein (Zoll 
und Staats = Monopols » Ordnung 
$. 364); 

e) auf die Beſchreibung der Perfon, 
die dem Haufirer ale Waarenträger bes 
williget wird; 

f) unter der Rubrit „Anmerkung“ 
insbefondere auch auf die gegen einen 
Hauſirer verhängten Strafen oder vor- 
gelommenen Beanftändigungen. Jedes 
Hauſirbuch ift mit der Zahl zu verfe- 
ben, unter welcher es im Regifter ein- 
getragen ift, fowie mit dem Tage, Mo⸗ 
nate und Jahre der Ausftellung,, dem 
Siegel und dem Namen der verleihen: 
den Behörde, und der Unterfchrift ihres 
Borftandeds. Dem Haufirbuche ift ein 
Auszug aus den $$. 6, 8, 9, 12, 13, 
16, 19 und 21 des Haufirgefebes bei- 
zufügen. 

$. 5. In Städten ımd anderen Ort⸗ 
(haften, in denen der Hanfirhandel 


bisher nicht geftattet war, iſt derſelbe 
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auch fortan nicht zuzugeſtehen. Sollten 


auch für andere Orte ganz beſondere 
Gründe beſtehen, welche die Geſtattung 
des Haufirhandels daſelbſt als unzu⸗ 
läſſig erſcheinen laſſen, fo haben die 
Kreis» Behörden (Comitats⸗Behoͤrden, 
Delegationen) die diesfälligen Anträge 
im Bege der Statthaltereien an das 
k. k. Handelöminifterium zu richten, 
welches im Einvernehmen mit dem 
Minifterium des Innern und der ober: 
ften Polizei⸗Behoͤrde darüber entfcheiden 

wird. > 

8. 6. Das Haufirbud wird mit Aus- 
nahme eines Betrages von 10 fr., wel- 
her die Geſtehungskoſten des Buches 
zu deden beftimmt ift, und des Stem- 
peld von 30 Fr. unentgeltlich ausge 
fertiget. 

8. 7. Die Obrigfeiten der Orte, für 
welche die Bidirung des Haufirbuches 
vorgefhrieben ift (88. 8 und 9 des 
Haufirgefehee), haben dasfelbe mit 
dem ämtlichen Vidi unentgeltlich zu 
verfehen und darüber ein eigenes Bor: 
merkbuch zu führen. 

$. 8. Die beftäfigende Bidirung der 
Kreisbehörde, durch welche einem Hau⸗ 
firer aus einem anderen Kronlande die 
Haufitbewilligung auch in dem Kron⸗ 
lande, in welchem die Kreis-Bebörde den 
Sig hat, ertheilt wird, hat ebenfalls 
unentgeltlich zu geſchehen. Die ertheilte 
Bewilligung ift in das im $. 3 diefer 
Vorſchrift erwähnte Regifter einzutra- 
gen und es hat ſowohl, was die Bei- 
rückung der Zahl des Negifters in der 
Bidirungsclaufel, als die Anführung 
des Hauſirbuches, auf weldyes fich die 
Bewilligung ffüht, und der Dauer des- 
felden betrifft, das Gleiche zu gelten, 
was in diefen Beziehungen in den 
88. 3 und 4 diefer Vorſchrift in Anfe- 
hung der Haufirbücher und deren Regi⸗ 
ſtrirung für die verleihenden Behörden 
angeordnet worden ift. 

8.9. Geht ein Haufirer mit Tod 
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ab, fo bat die Abhandlungs «Behörde 
fogleih das Hauſirbuch in Empfang zu 
nehmen und e8 der Kreid-Behörde (Co⸗ 
mitat, Delegation), von welder es 
ausgeftellt wurde, einzufenden. Die 
Ortsobrigkeit hat aber von jedem fol- 
hen Sterbefalle eines Haufirers der 
befagten Kreis-Behörde (Gomitat, Des 
legation) ungefäumt die Anzeige zu 
machen. 

8. 10. Zur Ueberwacdhung der Haus 
firer find vor Allem die k. k. Gensd'ar⸗ 
merie, die Polizei= und Finanzwache 
berufen. 

8. 11. In Haufir» Angelegenheiten 
geht dort, wo das Geſetz nichts Ande⸗ 
res vorfchreibt, der Recurs in zweiter 
Inftanz an die Statthalterei und in 
dritter an das k. k. Handeldminifterium. 
Dort, wo die Verfügung von der Statts 
halterei felbft ausgegangen ift, gebt 
der Recurs unmittelbar an dad Minis 
flerium. Gegen zwei gleidhlautende Er⸗ 
kenntniſſe iſt ein Recurs nicht geftattet. 

Wien, den 22. Nov. 1852. 

Bon dem k. k. Minifterium für Hans 
del, Gewerbe und öffentliche Bauten. 
(Zur Vollzugs-Vorſchrift des 

Haufir-Patentes.) 
(In Octav.) 
Nr. (des Regifters.) 


Haufirbud. 

1. Seite. 

in Kolge des ne Geſetzes vom 
4. Sept. 1852. 


* So 
Zauf- und Buname E 
Baterland und Geburts- 
ort .. 
Wohnort u. Buftändig- 
keits⸗Gemeinde 
Geburtsjahr 
Stand (edig, verheira⸗ 
tet, Witwer) . 
Religion . . 
Eigene Unterfehrift . 


1. Blatt 
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2. Seite. 
Berfonesefhreisung 
Statur 
Geſicht 
Augen. 
Rafe . 
Mund 
Hate . 
Befondere Kennzeichen. 
Giltig bis ... (Zeitanga⸗ 
nach dem Kalendertage.) 
3. Seite. 
Fürdas Kronland ... 
im Grängbezirte ... . 
und zwar in den Diftricten . . . ”) 
Berzeichniß der Städte und Ortſchaf⸗ 
ten, wo zu Haufiren nicht geftattet if: 


2. Blatt. 


Waare n, auf welche ſich dae Befugniß 
bezieht 
a) nicht le 


b) controlpflichtige I ae a) 
3. Dlatt. | 
Waarenträger.‘) 
(Angabe und Perfonshefhreibung wie 
Seite 1 und 2.) 
4. u. 5. Blatt. 
Anmerkungen. 
6. bis 16. Blatt. 
Bidirungen. 
17. Blatt. 
Auszug aus dem a. h. Geſetze 
| vom 4. Sept. 1852. 
$. 6. „DieHaufirbewik 
ligunggiltinurfürdie 
Berfonu f.w.biszu Ende. 
$. 8. (Im Ganzen.) 
$. 9. Bom Anfange bie 
„Kronland zu Theil 
wird. 
8. 12. (Ganz.) 
$. 13. Bis „Vidi vorzu 
jeigen.“ 
—*) SR durdzuftreihen, wo der Fall nicht 
vorkommt. 


Hanskehrict. 


8. 16. (Ganz.) 

8. 19. (Ganz.) 

8. 21. (Gan;.) 

Für Ausfertigung des Hauflr- 
buches ift ein Betrag von 
10 kr. und die Stempelge- 
bühr von 30 Tr. zu ents 

cihten. 

Letztes Blatt, legte Seite, 

Audgefertiget von 
(L. 8.) Unterſchrift des Vor⸗ 
ſtehers.) 

Hanskehricht und Unrath ſoll nicht 
auf die Gaſſen und Straßen, ſondern 
in den Häuſern an einen beſtimmten 
Ort geleert, ſohin aber alle Wochen⸗ 
matkttage von magiſtratiſchen Fuhren 
weggebracht werden. (Vdg. v. 11. März 
1789. Kp. Gef. Joſ. 17. Bd. ©. 465.) 

— — f. Straßenreinigung. 

2. f. Hanstheater. 

ausladen. Nachdem die Gefah- 
ven, welde für Kinder aus dem Kort- 
befteben der fogenannten Hausladen 
entfpringen, fo lange nicht gänzlich be⸗ 
feitiget erfcheinen, bevor dieſe Waſſer⸗ 
behaͤltniſſe nicht mit einer feften, für 

Kinder unüberfleiglihen und undurde 

dringlichen Berzäunung umgeben wer« 

den, fo findet die Regierung, zur Ver⸗ 
meidung von ferneren Unglüdsfällen, 

Folgendes zu beftimmen: 

Die gegenwärtig beftehenden Haus⸗ 
laden find binnen drei Monaten vom 
Zage der Kundmadung diefer Anord- 
nung mit einer 4 Schub hoben, aus 
fetten Brettern beftehenden Wand zu 
umgeben, welche Einzäunung mit einer 
Thür zu verſehen ift, die durch einen 
für Kinder unerreihbaren Riegel ver, 
ſchloſſen gehalten werden muß. Hiebei 
bleibt es der Willfür der zur Errich⸗. 
tung diefer Planken Verpflichteten über: 
laſſen, dieſelben aus liegenden oder fie 
benden Brettern Herzuftellen, nur müf- 
fen die einzelnen Theile fo zufammen- 
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gefügt werden, daß dadurch das Durch⸗ 
riechen oder Hinaufflettern unmöglich 
gemacht werde. Das k. k. Kreisamt hat 
daher ſämmtliche pulitifche Unterbehör- 
den anzumeifen, auf die fogeftaltete 
Umzäunung der Hausladen mit aller 
Strenge hinzuwirken, und fi von dem 
Bollzuge diefer Anordnung bei Gele 
genheit der Local⸗Commiſſionen genü⸗ 
gende Ueberzeugung zu verfchaffen. Auf 
die Unterlaffung diefer Vorſchrift wird 
eine Seldftrafe von 2fl. CM. feſtgeſetzt, 
welche Strafe au für den Fall einzu- 
treten bat, wenn die Berzäunung zwar 
urfprünglich hergeftellt, in der Folge 
durch Unterlaffung der nöthigen Aus⸗ 
befferungen aber in einen Zufland ges 
tommen wäre, der zur beabfihtigten 
Hintanhaltung der für Kinder aus den 
Hausladen entftehenden Gefahr nicht 
genügt. 

Die Kotbfänge an den Aeckern find 
nur da, wo fie nahe an den Wohn» 
gebäuden beftehen, und zwar nur auf 
der von den Aedern abgekehrten Seite, 
mit einer feften Berzäunung zu umges 
ben, das k. k. Kreisamt hat aber dahin 
zu wirkten, daß die Kothgruben mög. 
lihft feiht, und nur da, wo fie uner- 
läßlich nothwendig find, erhalten wer» 
den. Zugleidy ift zu erheben, ob Koth⸗ 
fänge nicht durch einen, an der abhän- 
gigen Seite der Aecker angebrachten le⸗ 
benden Zaun erfeßt werden könnten, 
durch welchen das Waſſer ablaufen, das 
Erdreich aber aufgefangen werden könnte. 
In diefem Falle Hätten Kothfänge ganz 
zu unterbleiben, und wären an ihrer 
Stelle die Aecker an den Abhängen ein- 
zuzäunen. Endli find die erhobenen 
Strafgelder an dad Armen-Inftitut der 
Bemeinde abzuführen, ſämmtliche Un» 
terbehörden fir die genaue Vollziehung 
diefer Vorfchrift firenge verantwortlich 
zu machen, und die unteren Polizei⸗ 
diener ‚kei vorkommenden allen der 
Rachläffigkeit in Uebetwachung der ge 
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gebenen Vorſchrift von ihrer Seite einer 
angemeflenen Strafe zu unterziehen. 
(D. 6. Reg. Bdg. v. 3. Sept. 1834 
8. 14964. Prov. G. ©. für O. Det. 
vom Jahre 1834. Nr. 169. Erneuert 
mit R. D. vom 18. Rov. 1841 8. 
30451. Prov. ©. ©. für O. Oeſterr. 
1841. ©. 351.) 

Hauslacken. Es haben fi in neue⸗ 
ſter Zeit mehrere fehr bedauerliche Un» 
olüdsfälle in Folge der mangelnden 
oder ungenügenden Berzäunung oder 
Umplantung der Hausladen ereignet. 
Man fieht ih demnach veranlaßt, die 
beftebende Vorſchrift wegen vollftändig 
fiherer Berzäaunung der Hausladen 
(Regierungd-Decret vom 3. September 
1834 3. 14964, und Regierungd-De« 
cret vom 18. Rov. 1841 3. 30451, 
mit dem Beiſatze zu erneuern, daß zus 
nächſt die Bürgermeifler, zur Handha⸗ 
bung jener Vorſchrift berufen find. 
Die Bürgermeifter werden dafür verants 
wortlich gemacht, daß bis längſtens 
vier Wochen die entfprechende Ver⸗ 
zäunung aller noch unverficherten Haus⸗ 
laden bergeftellt werde. Die Berzäu- 
nung ift in der Art berzuftellen, daß 
Kinder weder den Zaun oder die Blante 
überfleigen, noch durchkriechen, noch den 
Zugang, welcher durch eine feſte Thür 
mit einem Riegel zu verſchließen iſt, 
öffnen können. Auf die Unterlaſſung 
diefer Herſtellung oder der nötbigen 
Ausbeſſerung wird eine Geldſtrafe von 
2 bis 10 fl. C. M. für den Hausbe⸗ 
figer feftgefeßt, und es ift, wenn ders 
felbe dem Auftrage zur Herftellung der 
entfprechenden Verzaunung nicht unges 
faumt nachkommen follte, diefe ohne 
Weiters auf feine Koften dur den 
Bürgermeifter zu veranlafien, wobei 
noch bemerkt wird, daß in Fällen, wo 
die unterlaffene oder nicht nach Vor⸗ 
ſchrift bewirkte Berzäunung der Haus 
laden die Berunglüdung eines Men- 
{hen zur Yolge hatte, wider den zur 
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Verzaͤunung Verpfliäteten die gericht: 
lie Strafamishandlung wegen Ber- 
gehen gegen die Sicherheit des Lebens 
eingeleitet werde. Die Bürgermeifter 
find in der Handhabung diefer Bor- 
fhrift von Seite der Bezirkshaupt⸗ 
mannfhaften firenge zu überwachen, 
und in jedem Kalle, wo nad) oben er⸗ 
wähntem Zeitpuncte eine nicht gehörig 
verficherte Hauslacke angetroffen wird, 
auch dem Bürgermeifter eine angeme|- 
fene Geldftrafe aufzulegen. (Erl. d. o. 
õ. Statth. v. 4. Row. 1851 3.17102. 
L. G. B. Rt. 436.) 

Hauslehrer, ſ. Erzieher, Privat⸗ 
lehrer, Privatlehrauſtalten, Pri⸗ 
vatunterricht. 

Hausmühlen zum eigenen Ges 
brauch find geftattet, |. Mühlen. 

Hausnummern. Die durch das 
Batent vom 10. März 1773 8. 18 
wegen Numerirung der Häufer getrof- 
fene Verfügung, wird zur befferen Be» 
obachtung derfelben für diefe Haupt- 
und Nefidenzftadt, wie auch die dem 
Magiſtrate unterftehenden Borftadts- 
gründe, hiermit erneuert und verord⸗ 
net, daß die auf den Häufern gefebten 
Conſcriptions⸗ Rummern für beftändig 
ins und außerhalb der Häufer, in les⸗ 
barem Stande, und zwar in der Stadt 
mit rother, in den Borflädten aber mit 
ſchwarzer Farbe von den Haudeigen- 
thümern unterhalten werden follen, wi« 
drigend von jenen, an deren Häufern 
entweder gar feine Nummern mehr vor- 
handen, oder doch unleferlich fein wer» 
den, die feſtgeſetzte Strafe von 9 fl. 
für jeden Kal, unnachſichtlich einge- 
trieben werden wird. (Hfd. v. 9. März, 
tundgem. durch die n. d. Landesreg. d. 
17. März 1795. Krop. Gef. Fr. 5.2. 
S. 234.) 

— — Nachdem feit mehreren Jah⸗ 
ren auf den bisher unbebauten Grün- 
den viele neue Häufer in Wien aufge⸗ 
führt worden find, dadurch die Rume- 
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rirung der Hänfer in ihrer arithmetiſchen 
Ordnung auffallend unterbrochen wurde, 
fo fol zu mehrerer Bequemlichkeit der 
Einwohner fowohl, ald der ankommen⸗ 
den Fremden eine neue Rummerirung 
vorgenommen werden. Die dazu auf 
geftellte Commiſſion wird den Plaß bes 
fimmen, an weldem das Haus für 
beftändig ſowohl außerhalb als von 
innen nummerirt fein foll, und ber 
Inhaber, Sequefter, oder Adminiftrator 
des Haufes foll fi angelegen Halten, 
daß die neuen Nummern in Hinkunft 
in» und außerhalb des Haufes in les⸗ 
barem Stande bei Verwirkung der ver⸗ 
möge Patents vom 10. März 1773 
hierauf feftgefeßten Strafe von 9 fl., 
und die auf Koften des Hauseigenthü- 
mers vorzunehmende Ausbefierung, un- 
terhalten werde. (Bdg. des Wr. Magi⸗ 
firates v. 12. Sept. 1795. Pol. G. ©. 
7. Bd. Rr. 32.) 

Haustheater. Die Erfahrung lehrt, 
daß Leute, welche ſich mit Comodien⸗ 
ſpielen abgeben, in kurzer Zeit dafuͤr 
eine ſolche Leidenſchaft faſſen, daß ſie 
es nicht mehr für eine Unterhaltung in 
freien Stunden betrachten, ſondern für 
ein Geſchäft von Wichtigkeit anſehen, 
mithin hierdurch von ihren Amts⸗ oder 
Gewerbs⸗ und hauslichen Geſchaͤften 
abgezogen werden, und die meiſten 
jungen Leute beiderlei Geſchlechtes da⸗ 
durch einen romanhaften Schwung er⸗ 
halten, welcher mit ihrer Deftimmung 
im gemeinen Leben nicht immer ver- 
träglih if. Zur Defolgung der aller 
hoͤchſten Geſinnungen Str. Majeftät 
wird daher den Kreisamtern aufgetra« 
gen, feft darauf zu halten, damit nicht 
nur den Beamten überhaupt, fondern 
au der Bürgerclaffe auf keinen Fall 
zur Aufführung folder Privat - Comö- 
dien eine Bewilligung ertheilt werde. 
(Sub. Vdg. in Böhmen v. 28. Oct. 
1801. Krop. Gef. Drang. 15. Bd. ©. 
582.) S. Theater 
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Sanstheater. Hinfichtlich der Haus⸗ 
theater wurde der Pol.⸗Ob.⸗Direct. die 
allerhöchfte Entſchließung bekannt ge- 
macht, daß die Polizei nur jenen Par: 
teien, weldhe fid wegen Aufführung der 
Haus⸗Comödien gehörig melden, nad 
Befund die Erlaubniß zu geben habe, 
jedoch mit felber fo fparfamals 
möglid vorgegangen werden 
müffe. Uebrigens habe die Bol. Ob. 
Dir. das Publicum fo zu verftändigen, 
dag Se. Majeftät die Aufführung der 
Haus⸗Comoͤdien nicht gerne fehen, und 
daß, wer ſolche geben wolle, vorläufig 
bei der Polizei⸗Ober⸗Direction die Be- 
willigung un, * (Pol. Hfſt. 
Dec. v. 7. Jän. 1 

Hausthore. Die — die 
Häuſer zur Nachtzeit zu ſperren, ſoll 
gehandhabt, jedoch gegen die Ueber- 
treter keine Strafe verhängt werden. 
(Hofd. v. 3. Zuli 1788. Krop. ©. Joſ. 
15. Bd. ©. 688.) 

— — Begen Sperrung der 
Hausthore zur Rachtzeit in 
Trieft. Bei der wahrgenommenen voͤl⸗ 
ligen Nichtbefolgung der beftehenden, 
den Schuß der öffentlihen Ordnung 
und Sicherheit bezweckenden Borfchrift, 
wegen Sperrung der Hausthore zur 
Rachtzeit, werden die Abſätze 5, 6 und 
7 des Magiſtrats⸗Edictes v. 8. Oct. 
1831 3. 8399, nachſtehend zu Jeder⸗ 
manns Wiffenfchaft und genauer Darts 
nachachtung neuerlih in Erinnerung 
gebracht. 

8.5. Da es die öffentlihe Sicher⸗ 
heit erheifcht, daß die Hausthore, um 
ſchlechten Leuten Feinen Unterftand zu 
geben, jederzeit des Abends gefchlofien 
werden, fo wird hiemit verordnet, daß 
alle Hausthore vom 1. September bie 
Ende April fietd mit dem Schlage 
10 Uhr, in den Monaten Mai, Juni, 
Juli und Auguft aber längftend um 
11 Uhr gefhloffen werden. Auf die 
Uebertretung diefer Vorſchrift if die 
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Geldſtrafe von Einem Gulden für das 
erfte, von zwei Gulden für das zweite 
Mal und von drei Gulden für das 
dritte Mal, welche fodann auch noch 
erhöht, oder durch Arreſtſtrafe ver- 
fhärft werden wird, mit dem Beifaße 
feftgefeßt, daß mit diefer Strafe ſtets 
gegen den Eigenthümer des Haufes, 
oder Denjenigen, der hierüber die Ver⸗ 
waltung zu führen hat, vorgegangen, 
und den Patrouillen » Bührern aufge- 
tragen werden wird, die Hausthore üfr 
ters zu unterfudhen, die offen gefunde- 
nen dur die Dienftleute im Haufe 
fließen zu laffen, hievon aber in dem 
Rapporte des folgenden Tages die An- 
zeige zu erftatten. - 

8.6. Damit aber die Hausthore zu 
diefer beftimmten Nachtsſtunde verläß⸗ 
li) gefperrt werden, fo wurde bereits 
und wird dermalen erneuert allen Haus: 
eigenthlimern oder ihren Stellvertretern 
freng zur Pfliht gemaht, bei dem 
Hausthore eine Glode anzubringen, 
und fi mit den Hauseinwohnern ein- 
zuverfteben, damit das Hausthor, wels 
he zur vorgefhhriebenen Stunde ge: 
fperrt fein muß, fpäter auf jedesmali« 
ges Anläuten, Jenen, weldhe in das 
Haus zu kommen baben, geöffnet 
werde. 

$. 7. Ferner wurde und wird neuter« 
dings verordnet, daß die Hauseigen- 
thümer ftet8 bei eintretender Abend» 
dammerung unter dem Hausthor und in 
jedem oberen Stodwerle eine Laterne 
anzünden, oder wenn fie dieſe Auslage 
zu beftreiten nicht vermögen, die Thore 
gleih mit der einbredhenden Nacht 
fließen laffen. (Kundm. der k. k. Bol. 
Dir. zu Trieſt v. 8. März 1842. Zeit⸗ 
fhrift für 6. NR. Jahrg. 1842. R. B. 
©. 249.) 

Hausthore. Die k. ?. Statthalterei 
bat mit Verordnung vom 29. October 
1852 3. 38806 befannt gegeben, daß 
laut Erlaſſes der k. k. oberften Polizei⸗ 
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Behoͤrde vom 25. Oct. 1852 3. 6033 
III. es vom polizeilichen Standpuncte 
dermal keinem Anſtande unterliege, 
wenn die Verfügung getroffen wird, 
daß die Hausthore in den Vorſtädten 
Wiens, und zwar ohne Unterſchied, ob 
in denfelben die Gasbeleuchtung einge- 
führt ift oder nicht, gleichwie der innern 
Stadt, während der Wintermonate von 
Michaeli bis Georgi erft um 10 Uhr 
Abends gefperrt werden. In fo fern 
aber auf dem biefigen Plaße die Uebung 
beftebt, daß für das Auffperren der 
Thore eine Bezahlung geleiftet wird, 
und da gerade diefe Mebung die meifte 
Befchwerde gegen die ungleihe Thor« 
fperre in der innern Stadt und den 
Borftädten hervorgerufen bat, erheifche 
es die billige Rüdficgt für alle Clafſſen 
der Bevölkerung Wiens, daß in jenen 
Häufern, deren Abſchließung vermöge 
des befonderen Intreſſe eines Haus⸗ 
eigenthümers, vor 10 Uhr Statt fin- 
det, für das Thoröffnen jenes übliche 
Entgeld, den Fall eines befonderen 
Uebereinfommend audgenemmen, nicht 
eher als mit dem Eintritte der allges 
meinen Sperrftunde (10 Uhr) gefordert 
werde. Hiernach hat der Herr Bürger: 
meifter von Wien mit derfelben Verord⸗ 
nung die Weiſung erhalten, wegen Rea- 
lifirung diefer neuen Einrichtung die 
ndthige Berftändigung an fümmtliche 
Hauseigenthümer zu erlaffen. (Dec. der 
?. k. Bol. Direct. v. 6. Rov. 1852 3. 
22683/2487.) Diefe Anordnungen 
wurden vom Gemeinderatbe mit dem 
Beiſatze kundgemacht, daß die aus die 
fem Anlaffe etwa vorkommenden Be⸗ 
fhwerden bei dem betreffenden k. k. Der 
zirks⸗Polizei⸗Commiſſariate anzubrin« 
gen feien. (Kundm. des Wr. Gemein- 
derathes v. 8. Nov. 1852 3. 2646.) 
austhore, f. Fahren. 
anusvifitationen , ſ. Haus: 
ducchhfuchungen. 
la. Die gegen die Verheim⸗ 
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lichung des Hauszinfes feftgefehten 
Strafen verjähren gemäß a. h. Ent- 
ſchließung v. 28. April 1832 nad) Ver⸗ 
lauf von 5. Jahren; es ift jedod die 
Steuer des verheimlichten Hauszinfes 
jederzeit nachträglich zu entrichten. 
(Hflz. D. v. 9. Mai 1832 3. 1454 
an fämmtl. deutfche Känderft., mit Aus⸗ 
nahme von Tirol. Bol. G. S. 60. Br. 
Nr. 47.) j 

Haut. Beftimmungen über die An- 
ſprüche hinfichtlich folder Thiere, die 
im k. k. Thierarznei-Inflitute fecirt wur⸗ 
den, aber nicht dort umgeftanden find, 
f. Waſenmeiſterei. 

— — des umgefallenen Viehes, ſ. 
Rinderpeſt, Thierfeuchen. 

Haute der am Rotz oder Wurm um⸗ 


geftandenen Pferde, ſ. Pferdehaͤnte. 
äntehändler, |. Hängftätten. 
äntetrod'nung, ſ. Hängftätten. 


— ſ. Spiele. 
ebammen. Es iſt zur allgemeinen 
Regel feſtgeſetzt, daß, wo immer auf dem 
Lande in einer Gemeinde noch keine 
Hebamme ſich befindet, einer derlei ge⸗ 
hoͤrig geprüften und approbirten Perſon 
die angeſuchte Niederlaſſung in der Ge⸗ 
meinde nicht nur nicht erſchweret, ſon⸗ 
dern von der Ortsobrigkeit moͤglichſt 
erleihtert, und es ihrer eigenen Sorge 
überlaffen werden foll, ob felbe von die- 
fer ihrer Riederlaffung hinlängliche 
Nahrung erwarten könne. (Hof⸗V. v. 
29. Row. 1790. R. Int. v. 10. Dec. 
1790.) 

— — Jenen armen Landweibern, 
welche in einem Orte, wo eine geprüfte 
Geburtshelferin nothwendig ift, die Ger 
burtshilfe ausüben wollen, wird fogar 
während ihres Unterrichtes auf der Wie- 
ner Univerfität und dem Gebärhaufe ein 
Geldbeitrag (vorher aus dem Landbru⸗ 
derſchaftsfonde, jetzt von dem ſtaͤndiſch⸗ 
verordneten Collegium) abgereicht; da⸗ 
mit ſie die Koſten der Reiſe und ihres 
Aufenthaltes in Wien beſtreiten, auch 
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fih die nöthigen Bücher anfchaffen koͤn⸗ 
nen. Den erwünſchten Endzwed aber 
volllommen zu erreichen, find folgende 
Puncte zu beobachten: 

- 1. Werden jährlih 8 Landweiber, 
aus einem jeden Viertel zwei, diefen 
Beitrag, der in 60 fl. beftehek, zu er- 
halten haben, 

2. Werden die Kreisärzte in ihrer 
jährlichen Vifitationsrelation der chi⸗ 
rurgifhen Apotheken, auch zugleich 
folgende 3 Anmerkungen beizurüden 
haben: 

a) In welchen Orten ihres Bezirkes 
eine unterrihtete und geprüfte Heb⸗ 
amme nöthig fei. 

b) In welchen Orten ihres Bezirkes 
fi Weiber mit der Geburtshilfe abge: 
ben, ohne gehörig geprüfet zu fein. 

c) Welche von den Landweibern, bes 
fonders von den legtern, des Unterrich⸗ 
tes empfänglich, und für den Ort ihres 
Aufenthaltes nöthig fein. 

3. Bon diefer kreisaͤrztlichen Angabe 
wird ſich das Kreisamt Durch die Kreis- 
bereifungen am leichteften überzeugen, 
um dann beftimmen zu können, von wel» 
chem Orte eine derlei Kandidatin zum 
Unterrihte abzuſchicken fein dürfte. 

4. Diejenigen Individuen felbft aber, 
welche die zugeficherte Aushilfe zur Er- 
lernung der Geburtshilfe erhalten wols 
len, haben ein Zeugniß ihres guten Be- 
tragend und ihrer Armuth von ihren 
Obrigkeiten und von dem Ortspfarrer 
beizubringen, welcher leßterer auch noch 
beizuruͤcken hat, ob die Bittftellerin des 
Leſens und Schreibens kundig ifl, oder 
nit, auch haben diefelben den Ort 
anzugeben, wo fle fi) niederlaffen, und 
die erlernte Geburtshilfe ausüben wollen. 

5. Werden die diesfälligen Bitt- 
ſchriften fammt den Borfchlägen jähr- 
lich zweimal dem Kreisamte zu überge- 
ben, und gutächtlich an die Regierung 
zu begleiten fein, wo fodann von‘ da 
das weitere Röthige erfolgen wird, 
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6. Da der Lehrcurs der Geburts⸗ 
hilfe auf der Univerfität in Wien zwei 
Mal des Jahres anfängt, fo hat das 
Kreisamt die Einfendung der Bittfchrif- 
ten fo einzuleiten, daß die gewählten 
Individuen au noch ihre Reife nad 
Wien zur gebörigen Zeit antreten 
Tonnen. i 

7. Genießen auch die mit dieſem 
Beitrage verfehenen Weiber nad voll- 
endetem theoretiſchen Curſe während 
ihrer prachifhen Ausbildung die freie 
Wohnung im Gebärhaufe, nebft freier 
Heitzung und Licht, auch haben fie für 
die Prüfung nichts zu bezahlen. 

8. Sind jene Individuen für dieſe 
ihnen zufließende Gnade verpflichtet, 
daß fie fi in jenen Drten ſeßhaft ma- 
hen müflen, welche fie vorher angege- 
ben haben, und weder in Städte noch 
in Orte, wo ohnehin geprüfte Hebam- 
men find, künftig hinziehen. 

9. Werden dur diefe Einrichtungen 
die vom Kreisamte vorgenommenen 
Prüfungen der Landhebammen nicht 
nur vermindert werden, fondern endlich 
gar aufhören. (Hof⸗D. v. 10. April 
1795. R. Dec. v. 5. Mai 1795.) 

Hebammen, Da es fih öfters er- 
eignen Fönnte, daß eine mit einem Sti- 
pendium zur Erlernung der Hebammen- 
kunſt für einen beftimmten Ort betheilte 
Hebamme, fih nad einiger Zeit von 
diefem Orte hinweg begebe, fo wurde 
den Kreisaͤmtern aufgetragen, damit die 
erfte Abfiht des Stipendiumd, an be 
ſtimmte, eine Hebamme hoͤchſt benöthigte 
Drte, eine geprüfte Hebamme zu geben, 
nicht vereitelt werde, bei der Ertheilung 
dieſes Stpendiums fi von der damit 
betheilten Hebamme einen Revers aus⸗ 
ftellen zu laffen, worin fie fih ausdrück⸗ 
lich verpflichtet, daß fie die zu erhalten« 
den 60 fl. für den Fall zurückgeben 
wolle, wenn fie fi} von dem Orte, für 
welchen fie fih beſtimmt, hinwegbegebe. 
(R. 6.8. V. v. 1. Septemb. 1798.) 
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Hebammen. Den Hebammen ift alles 
Curiren der Schwangern, fowohl als 
der Kindbetterinnen und Kinder auf das 
nachdruüͤcklichſte verboten, und die Kreid- 
ärzte find angewiefen, daß fie forgfältig 
darauf fehen, und die Uebertreter fo- 
gleich bei der Behörde zur Abftellung 
und Beflrafung dieſes Unfuges anzei⸗ 
gen, bei ihren Vifitationen aber auch 
nachſehen, wie die Hebammen die 
Kindsmutter fowohl, als die neugebor- 
nen Kinder behandeln, und ob fie hier- 
in dem in Wien erhaltenen Unterrichte 
gemäß verfahren. Au foll der Kreis⸗ 
arzt felben ſcharf einbinden, daß fie in 
Ermanglung anderer nüßlicher Berufd- 
bücher wenigftens in ihrem Lehrbuche, 
womit jede Hebamme verfehen fein muß, 
fleißig nachleſen. (R. ö. R. V. v. 13. 
Jaän. 1798.) 

— — Ungeachtet des ſchon längſt 
beſtehenden Verbotes, vermöge deſ⸗ 
ſen Hebammen ſich mit Behandlung in⸗ 
nerlicher und äußerlicher Krankheiten 
weder bei Schwangern und Kindbette⸗ 
rinnen, noch auch bei neugebornen Kin- 
dern befaflen follen, wurde erhoben, daß 
fi) mehrere derfelben folder Dinge, die 
nur dem Arzte oder Geburtöhelfer zu⸗ 
ftehen, anmaßen: bei Schwangern und 
Gebärenden, Aderläfie, Bader, Eliftire, 
Einfprißungen, Einfalbungen, hiernächſt 
auch innere Mittel gegen Krämpfe, 
Bauchſchmerzen, Nachwehen, Blutflüfie, 
weißen Fluß, Kindbetierfieber, Milch⸗ 
fleber und Verſtopfungen verſchreiben, 
beſonders aber mit Purgirmitteln einen 
ſehr ſchädlichen Unfug treiben ſollen, 
und im Betretungsfalle, um der Strafe 
zu entgehen, ſich mit der Unwiſſenheit 
des beſtehenden Verbotes, wenigftend 
bei der erften Betretung, fi zu ent- 
fuldigen verſuchen. Um nun diefen 
ſchädlichen Unfug auf eine wirkſame Art 
zu befeitigen, ift e& nöthig, jeder Heb⸗ 
amme, bei ihrer Approbation und Auf- 


nahme ald Hebamme, nachdruckſamſt 


Mebamuen. 
einzubinden, und auch ſchriftlich mitzu⸗ 


geben, daß jelbe fi aller Behandlung I 


inner⸗ und äußerlicher Krankheiten, ſo⸗ 
wohl bei Schwangern und Gebarenden, 
ale auch bei Säugenden und neugebor« 
uen Kindern enthalten, mithin bei na= 
türliden Geburten ſich blos auf die Lei⸗ 
kung der erforderlichen Hilfe beſchrän⸗ 
fen, bei eintretenden Krankheiten aber, 
oder widernatürlichen Geburten, einen 
Arzt, Wundarzt oder Geburtähelfer nach 
Berfchiedenheit der Umftände zur Hilfe 
leitung rufen follen, indem jede dage⸗ 
gen Handelnde im Beiretungsfalle mit 
unnachfichtliher Polizeihausſtrafe bes 
legt werden würde. (R. ö. R. v. 5. 
Rov. 1803.) 

Hebammen. Die Hebammen dürfen 
an Gebärenden oder neugebornen Kin- 
dern nur in dringendften Zufällen, und 
bei einem abfoluten Abgange eines Ge⸗ 
burtéhelfers oder Arztes Hilfe leiften, 
und find in allen andern Fallen, in wel- 


hen fie ſich mit Heilung der Kranken. 


abgeben als Pfufcherinnen nah dem 
St. ©. zu beitrafen.. (Hflzl. D. v. 8. 
Mai 1807 3. 8159, an dien. ö. Rg. 
3. 16143.) 

— — , Inftruction für Heb⸗ 
ammen. 

8. 1. Hebammen find dem Kreis» 
amte, den Ortsobrigkeiten, und den 
Kreisärzten unmittelbar untergeordnet. 

8. 2. Nur Hebammen, welche mit 
einem von einer ?. k. Univerfität, oder 
von einem k. k. Lyceum gefertigten Dis 
plome verfehen find, find befugt, in den 
k. k. Staaten die Hebammenktunft aus⸗ 
zuũben. 

8.3. Die Wohnungen der dm 
men follen mit einem Schilde bezeich- 
net fein. 

8. A. Hebammen follen fi eines 
ehrbaren , rechtfchaffenen, nüchternen 
Lebenswandels befleißigen, verfchwiegen 
fein, und bei Tag und Nacht Gebähren- 
den, die ihre Hilfe bedürfen, dieſelbe 

Halciöfy, Handb. d. Bollz. ef. IL, 
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mit Bereitwilligleit und größtem Fleiße 
eiften. 

8. 5. Bei ſchweren, gefährlichen Ge⸗ 
burtsfällen, und wo eine Inftramental- 
hilfe erforderlih fein kann, find Heb- 
ammen bei ſchwerer Berantwortung vers 
bunden, noch zur rechten Zeit einen 
Geburtshelfer oder Arzt rufen zu laſſen. 

8.6. Iſt das Leben des Kindes in 
wirklicher Gefahr; fo follen fie nie un⸗ 
terlaffen, dasfelbe nothzutaufen. 

$. 7. Bei todtfcheinenden reifen Kin- 
dern, die ohne offenbare Zeichen der 
Fäulniß find, werden fie mit Fleiß und 
duch eine gehörig lange Zeit alle er- 
forderlihen Mittel verſuchen, diefelben 
zum Leben zu bringen. 

8. 8. Keine Hebamme darf nach der 
Geburt die Kindbetterin früher verlaſ⸗ 
fen, als bis diefe vor einem leicht mög⸗ 
lien Blutfturze gefichert if. 

8.9. Es ift Hebammen unter Strafe 
verboten, Frauen oder Kindern Arz⸗ 
neien, außer dem gewöhnlichen Säftchen 
für neugeborne Kinder, und außer der 
hoͤchſten Noth zu reichen, oder zu ver 
ordnen, noch den Kindern die Zunge zu 
löſen, fondern wenn Letzteres nöthig 
wäre, follen fie hierzu immer einen 
Wundarzt rufen. | 

8. 10. Eines ſchweren Verbrechens 
und wirklihen Mordes macht fich jene 
fhuldig, welde zur Abtreibung einer 
Leibesfrucht Rath gibt, oder Hilfe 
leiftet. 

8. 11. Frauenzimmer, welche ihnen 
zu einem fo [handlichen Zwede Zumu⸗ 
thungen machen, und Mittel, welce zur 
Abtreibung der Leibesfrucht dienen, von 
ihnen verlangen, find fie verbunden, der 
PBolizeiftelle, oder der Ortsobrigkeit an- 
zuzeigen. 

8. 12. Bird eine Hebamme von der 
Obrigkeit oder einer Gerichtöftelle zu 
einer Unterfuchung verwendet; fo wird 
felbe nad ihrem beften Bewußtfein rich⸗ 
tig und genau, derfelben das angeben, 
3 
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was ſie durch die Unterſuchung fand. 
(Hftzl. Dec.v. 3. Nov. 1808 3. 16135. 
N. 6. R. 8. 29874.) 

Hebammen. Rückfichtlich der Be⸗ 
ſeitigung der dem Unterrichte der Heb⸗ 
ammenkunſt im Wege ſtehenden Hin⸗ 
derniſſe, wurde Nachſtehendes ver⸗ 
ordnet: 

1. Sind die Seelſorger verpflichtet, 
ſowohl von der Kanzel als auch in Pri⸗ 
vatun'erredungen die Würde und Wich⸗ 
tigkeit diefe® Standes auseinander zu 
feßen, und den Hebammen mehr Ady- 
tung zu verfhaffen. 

2. Können weder die Dominien, noch 
die Gemeinden zwangsweiſe verhalten 
werden, den Hebammen einen firen Ges 
halt auszumwerfen, wohl aber find Die 
felben im gütlihen Wege dahin zu brin⸗ 
gen, den bereit in verfehiedenen Bezir- 
ten fih defindenden geprüften Hebam- 
men einen Gehalt, jedoch ohne ausdrück⸗ 
liche Beftimmung einer Summe, derge⸗ 
ſtalt zu ertheilen, daß eim derlei Gehalt 
doch nicht wohl weniger als 40 fl. fei, 
und wozu die Dominien und Gemein- 
den die Hälfte beizutragen hatten. Ueb⸗ 
tigens wird es von ihrem jedesmaligen 
Uebereinlommen abhängen, was eine 
Hebamme an NRaturalien zu empfan- 
gen bat. Zur Aushilfe kann aud die 
Steuercaſſe in Aufpınd genommen 
werden, 

3. Wird den Kreisämtern aufgetra- 
gen, diejenigen Dominien, die nicht mit 
einer, der Bevölkerung, LXocalität und 
dem Umfang: verhältnigmäßiger Anzahl 
von Hebammen verfehen find, zu ver- 
halten längſtens binnen 2 Jahren die 
noch nöthigen Weiber an die Univerfi- 
tat abzufenden, um den jedesmaligen 
Abgang fogleih im nächften Eurfe zu 
erfeßen, und wenn fofort die Kreisäm- 
ter die für einen Bezirk nöthige Anzahl 
von Hebammen ausgemittelt haben wer- 
den, fo bat rudfichtlih des, den nad 
und nad) dahin anzuftellenden Hebemüts 
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tern zu ertheilenden Gehaltes das ad 
2 Geſagte zu gelten. 

4. Die m Antrag gebrachte Befrei- 
ung der Hebammen von obrigkeitlichen 
Frohndienſten, und Gemeindebeiträgen 
und Gaben wird dahin genehmigt, daß 
dieſe nur für die Berfon der Hebamme 
zu gelten hat. 

5. In der Borausfeßung, daß die 
Landweiber in eine ledige Perſon gar 
fein Vertrauen feben, find diefe von 
dem Unterrihte in diefer Kunſt auszu⸗ 
fließen, und da die Jahre, binnen wel⸗ 
hen eine Weibsperfon als zum Unter- 
richte tauglich erfannt wird, nicht ge⸗ 
trade beftimmt werden können, fe find 
von denfelben jene, die nicht mehr weit 
von 50 Jahren entfernt find, auszu⸗ 
ſchließen. 

6. Da es ſowohl dem beſtimmten 
Willen Sr. Majeſtät, als dem entſpre⸗ 
chenden Zwecke des Unterrichts zuwider 
ft, daß die Schülerinnen entweder bei 
dem Kreisfanitätsperfonale oder bei ei⸗ 
nem geprüften und erfahrenen Geburts» 
heifer die theoretifchen Kenntniſſe in 
diefer Kunft einholen, und nur den 
practifchen zweimonatlihen Unterricht 
an der Univerfität erhalten follten, fo 
findet der dießfalls von mehreren Kreis- 
amtern gemachte Vorſchlag nit Statt, 
und find die Schülerinnen nad der 
Weifung ad 3 an die Univerfität abzu- 
fenden. 

7. Die von dem Gubernium bereite 
getroffene Berfügung, daß dort, wo ge⸗ 
prüfte Hebammen vorhanden find, den 
Ungeprüften die Ausübung der Kunft 
eingeftellt werden foll, ift von der k. k. 
Hoflanzlei als zweckmäßig anerkannt 
worden, und den Kreisämtern wird eine 
ſtrenge Wachſamkeit über die Befolgung 
diefer Maßregeln hiermit aufgetragen. 

8. Da die Kenntniß des Leſens und 
Schreibens zur Erlernung der Hebam- 
menkunſt unerläßlich ift, weil im entge- 
gengefegten Falle nur Afterhebammen 
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gebildet würden, fo können und follen 
nur foldye zum Unterrihte zugelaffen 
werden, dic des Leſens und Schreibene 
fundig find. Um aber dem Umftande, 
daß die weiblihe Schuljugend der min- 
dern Claſſe gar nicht zu dem Schulun- 
terrichte angehalten wird, zu begegnen, 
befiehlt die k. k. Hoflanzlei in diefer 
Borausfeßung, daß dad Gubernium 
darüber zu wachen habe, daß die weib- 
lihe Schuljugend auf dem Lande mehr 
als bisher, bis nach vollendetem zwölf: 
ten Jahre unter ftrenger Auffiht der 
Wirthſchaftsaͤmter, geiftlihen und welt⸗ 
lihen Schulauffeher, zum Schulunter- 
richte verhalten werde. 

9. Wird in NRüdfiht der hohen 
Preife der Lebensmittel und bei dem 
Umftande, daß die Schülerinnen auch 
ihre Wohnung bezahlen müffen, das 
Taggeld einer Hebamme von 30 auf 
40 fr. zu erhöhen bewilliget. Hievon 
werden die Kreidämter zur genauen 
Darnachachtung mit dem Beiſatze ver- 
ftändiget, den 2. Abfat den Dominien 
befannt zu machen, auf den 3. Abfab 
in Anfehung der Ausmittlung der Ans 
zahl der Hebammen fi an diejenige 
Ausmittlung zu halten, welche in Kolge 
bierortiger Verordnung vom 29. Juli 
1808 3. 15555 zu Stande gebracht 
worden if, fo fern nicht wefentliche 
Anftände dagegen vorkommen follten, 
der A. und 9. Abſatz ift im Kreife den 
Dominien und Gemeinden kund zu ma⸗ 
hen; der 5. Abfak den Dominien und 
Magiftraten, um bei den Borfchlägen 
hierauf den Bedacht zu nehmen; auf 
den 8. Abſatz, da die weibliche Jugend 
eben fo wie die männliche zum Schul- 
unterrichte verhalten wird‘, fo ift viel: 
mebr die Verordnung dabin auszudeh- 
nen, daß die weibliche Jugend mehr, 
als bieher gefchieht, zur Schreibekunft 
aufgemuntert und verhalten werde. 
Uebrigens ift in Betreff der von den 
Seelforgern hierwegen zu befolgenden 
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Borfäriften unter Einem an die Ordir 
nariate das Nöthige erlaffen worden. 
(Hflzl. D. v. 20. Mai 1813 3.7973. 
B. des böhm. Sub. v. 23. Juli 1813 
3. 26374. Obent. 2. Bd. ©. 482 
bis 485.) | 

Hebammen, Se. Majeftät haben 
in Beziehung auf eine. genauere Aufs 
fit über die Hebammen in Wien, aller- 
höchſt zu entfchließen befunden, daß der 
Polizei über die Hebammen, Schwan 
gem und Gebärenden keine andere Auf⸗ 
fidt eingeraumt werden folle, als die 
derfelben fhon gegenwärtig überlaffen 
it, daß aber dagegen in Hinkunft auch 
feine Hebamme zur Prarid zugelaffen 
werden folle, die fi) nicht vorher über 
ihren untadelhaften Lebenswandel und 
gute Moralität ausgewiefen hat. (Hftzl. 
D. v. 7. Det. 1813 3. 15626, n. ©. 
NR. 3. v. 4. Rov. 1813 3. 30657. 
Guld. San. B. 3. Bd. ©. 379.) 

— — Die Hebammen und Ge 
burtshelfer find verpflichtet, bei Taufen 
mit der ſtrengen Gewifienhaftigkeit und 
Wahrheit die Seelforger als Führer 
der Geburtsbücher, was ihnen von dem 
Namen der Kindesmutter und ihrer 
Berehelihung oder Nichtverehelichung 
bekannt ift, zu unterriten; indem fie 
font bei der eriten hierin entdedten Un- 
wahrheit außer der gefeblichen Strafe 
noch mit dem Berlufte des Rechtes, ihre 
Kunft auszuüben, werden belegt wers 
den. Die Seelforger find berechtiget, 
die Vorzeigung ihres Diplome zu for⸗ 
dern, wenn fie in deren Bezirke gar nicht 
befannt find. In allen größeren Städ- 
ten aber ift allen Seelforgern ein Ver⸗ 
zeichniß der Geburtähelfer und Hebam- 
men, welche zur Ausübung diefer Kunft 
berechtiget find, mitzutheilen. (Hfkzl. 
D. v. 21. Det. 1813 3. 16550, n. ö. 
N. V. v. 22. Nov. 1813 3. 32186. 
Guld. San. V. 3. Bd. ©. 380.) 

— — Benn die Seelforger die 
in dem mit GubernialsDecret vom 23, 
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Zuli 1813 Nr. 26374 kundgemachten 
Hoflanzleis Decrete v. 20. Mai 1813 
3. 7973 vorgezeichnete Pflicht genau 
erfüllen, nämlich fo oft wie möglich ſo⸗ 
wohl von der Kanzel ald aud in Pri⸗ 
vatunterredungen die Wichtigkeit des 
Hebammenftandes auseinanderfeßen, ift 
faum zu glauben, daß fi die Domi⸗ 
nien und Gemeinden im gütlichen Wege 
nicht berbeilaffen follten, für die aus 
der Geburtshilfe geprüften und in ihren 
Bezirken unumgänglih nöthig anzu= 
ftellenden Landweiber einen angemeſſe⸗ 
nen Gehalt zu beftimmen, befonders 
wenn die Kreisämter ed fi ernftlich 
angelegen fein laffen, diefelben in dem 
erwähnten Wege zu dergleichen Gehalts» 
leiftungen zu vermögen. Laſſen ſich aber 
die Dominien und Gemeinden biezu 
ber bei, fo würde fodanı hoͤchſt wahr: 
ſcheinlich auch die Abneigung der Land» 
weiber, fih zur Erlernung der Hebam- 
menfunft an der prager Univerfität auf 
einige Zeit vom Haufe zu entfernen, 
verfhwinden, und fofort dem allfeitig 
geſchilderten Mangel an geprüften Heb- 
ammen geftenert werden. Um diefem 
Bedürfniffe abzuhelfen, find mit der ges 
nannten Gubernial = Verordnung die 
‚ Kreisamter und onfifterien zur Mit 
wirkung angewiefen. (Hflzl. D. v. 22. 
Sept. 1817 3. 5329. B. des böhm. 
Sub. v..26. Det. 1817 3. 48862. 
Dbent. 2. Bd. ©. 485.) 

Hebammen. Zu dem ‚Hebammen 
Unterrihte an den Univerfitäten und 
Lyceen werden nur PBerfonen in einem 
Alter unter 40 oder höchſtens 50 Jah⸗ 
ren mit Ausfhluß der Hochſchwangeren 
zugelaffen. (Stud. Hof: Comm.-D. v. 
25. Dec. 1819 3. 6856. Hflzl. D. v. 
30. Aug. 1820 3. 5784, Deer. des 
fteierm. Gub. v. 24. März 1822 2. 
6567.) 

— — Die Eandidatinnen für Die 
Hebammen = Unterrichtsanftalten müffen 
fi über ihre Moralitit answeifen kön⸗ 
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nen (Hof⸗D. v. 7. Det. 1812) umd des 
Leſens und Schreibens fundig fein 
(Stud.⸗Hof⸗Com.⸗D. v. 23. Mai 1817 
3. 1115). Bon diefer lebteren Bedin⸗ 
gung kann in den wendifchen Theilen 
Steiermarks (fteietm. Gub. D. v. 24. 
März 1822 3. 6567 u. v. 5. Rov. 
1832 3. 17208) und in Dalmatien 
(Stud.⸗Hof⸗Com. D. v. 15. Mai 1834 
3. 2958) abgegangen werden. Leber 
ihre Unterrichtöfähigkeit Haben die Can⸗ 
didatinnen ein bezirksärztliches Zeug- 
niß beizubringen. (D. des böhm. Bub. 
v. 13. Juli 1815 8. 29198 u. v. 18. 
Mai 1822 3. 24701, fleierm. Sub. 
D. v. 24. März 1824 3. 6577 u. 0. 
6. Rggs.⸗D. v. 28. Juli 1828 8. 
19784. Stub. 1. Bd. ©. 56.) 
Hebammen. In Gemäßheit der 
hödften Entſchließung v. 25. Juni 
1825 wird der Landesitelle aufgetra- 
gen, die Einleitung zu treffen, daß in 
das Taufbuch auch allemal der Name 
der Hebamme, welde die Entbindung 
vornahm, eingefhaltet werde. Ferner 
ift dem öffentlihen Sanitäts-Perfonale 
die Einficht der Taufbuͤcher nicht nur zu 
geftatten, fondern ihm zur Pflicht zu 
machen, fi) von Zeit zu Zeit aus den- 
felben die Ueberzeugung zu verfchaffen, 
ob After » Hebammen bei Geburten ge⸗ 
braucht wurden, und hiernach die vor⸗ 
ſchriftmäßige Anzeige zu erftatten. Die⸗ 
jenigen Individuen, welche ohne aus 
der Hebammenkunſt geprüft und mit 
dem Diplome verfehen zu fein, in Or⸗ 
ten, wo eine geprüfte Hebamme befteht, 
und unter Umftänden, wo eine geprüfte 
Hebamme zur Entbindung leicht hätte 
bherbeigeholt werden koͤnnen, einer Ge⸗ 
bärenden gegen Bezahlung Hilfe leiſten 
find als Afters Hebammen zu beftrafen. 
Was die Strafen der After- Hebammen 
betrifft, fo haben diefelben das erfte 
Mal in einer von Fall zu Fall mit Rück⸗ 
fiht auf die vorhandenen Umftände zu 
beftimmenden Geldftrafe zu beftehen, 
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das zweite umd die folgenden Male ift 
das Strafgefeh au auf die Hebammen 
anzuwenden, und diefelben find hiernach 
wit Arreſt gleich jenen zu beftrafen, 
welche Die Arzneis oder Wundarznei⸗ 
kunſt, obne hierzu berechtiget zu fein 
ausüben. (Hflzl. D. v. 2. Juli 1825 
3.:.20248 u. v. 18. Sept. 1825 3. 
26952, an fanımtl. Zänderft.; Vdg. der 
ob der enf. Reg. v. 19. 3. 17343, des 
mähr. Sub. v. 22. 3. 21845, d. böhm. 
Bub. v. 22. 3. 38810, d. krain. Sub. 
v. 27. 3. 11313, d. fleierm. Sub, v. 
30. Inli 3. 18063, der n. ö. Reg. v. 
4. 3. 48481 und des gal. Bub. v. 4. 
Dt. 1825 3. 56295. Pol. ©. ©. 
J. 1825.) : 

Hebammen, den jüdifchen geprüf⸗ 
ten, wird die Ausübung ihrer Kunft bei 
chriſtlichen Frauen geftattet. Wegen der 
Rothtaufe muß von den Eltern des zu 
taufenden Kindes, eine rücfichtlich der 
Nothtaufe hinlänglich unterrichtete 
Chriſten⸗Frau zugezogen werden, um 
wenn es erforderlih fein follte, die 
Rotbtaufe zu ertheilen. (Hfkz. D. v. 
4. Sehr. 1830, an das böhm. Sub. 
Krop. ©. S. Bd. 56. Nr. 34. N. 6. 
R. V. v. 3. März 1830 3. 11576. R. 
6. Brov. G. ©. 12. Th. Nr. 46.), f. 
Suden = Hebammen, 

— — Zur Derhütimg der vielen 
Unordnungen, welde aus dem Mangel 
des nöihigen Beiftandes für Gebäh- 
rende und für Jene, welche bei appro- 
birten Hebammen entbinden, wurden 
folgende Mafregeln für nöthig bes 
funden: 

1. Jede geprüfte Hebamme ift ver⸗ 
bunden, am Eingange ihrer Wohnung 
ein Schild aufzubängen, das ihren Nas 
men und Zunamen mit dem Beifae: 
„geprüfte Hebamme” anzeigt und 
zwar auf einer fo eingerichteten Tafel, 
dag auch Derjenige, welcher nicht lefen 
ann, erkennen könne, daß diefes das 
Schild einer Hebamme jet. 
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2. Jede mit einem Diplome verfe- 
bene Hebamme ift verpflichtet, der Orts⸗ 
obrigfeit ihre Wohnung, umd jeden 
Wechfel derfelben anzuzeigen. 

3. Die betreffenden Ortsobrigkeiten 
ſollen über die in ihrem Bezirke befind- 
lien geprüften Hebammen ein eigenes 
Protocol führen, das den Vor⸗ und 
Zunamen, das Alter, die Hausnummer 
und andere Bemerkungen über ihr mo- 
raliſches Betragen enthalten foll. 

4. Jede Hebamme muß, bevor fie 
eine Schwangere in ihr Haus aufnimmt, 
fih mit einem Erlaubnißſcheine verfes 
ben, welchen in dem Hauptorte des Kreis 
fe8 der Kreisphiſikus, in andern Orten 
aber der Bezirks - Arzt oder Bezirks— 
Wundarzt, und in Ermanglung eines 
folden jener der Gemeinde ausftellt, 
und ohne welchen feine Aufnahme einer 
Schwangeren erfolgen kann. Es ver« 
fteht fih, daß die Hebamme bei Löfung 
des Erlaubnißſcheines den Namen der 
Schwangeren verfchweigen dürfe, wenn 
fie es für nothwendig halt; auch darf 
der Arzt oder Wundarzt den Ramen der 
Gebährenden, wenn er von der Weh⸗ 
mutter davon in Kenntniß geſetzt wor: 
den wäre, an Riemanden entdecen. 

5. Hat über die erhaltene Bewilli« 
gung eine Aufnahme Statt gefunden, 
fo kann unter feinem Borwande vor 
Berlauf von 21 Tagen nadh erfolgter 
Entbindung die Entlaffung zugeftanden 
werden. 

6. Es hängt von dem Gutbefinden 
des betreffenden Arztes oder Chirurgen 
ab, ob einer Hebamme diefer Erlaubs 
nißſchein mit Rüdfiht auf ihr Betra- 
gen und ihre diesfälligen Kenntnifie 
ertheilt oder verweigert werden fol. 

7. Jene Hebamme, welche mit diefer 
Erlaubniß verfehen ift, Hat die Pflicht, 
ohne Unterfchied fowohl angefehene als 
arme Perfonen zu fih zu nehmen und 
ihnen die erforderliche Hilfe und Woh⸗ 
nung, fo weit ed der Raum ihrer Woh- 
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nung felbft geftattet, angedeihen zu laf- 
fen, und das firengfte Stillſchweigen, 
wie ed das Gefek ihr auflegt, zu be⸗ 
obachten. 

8. Für dieſe Hilfeleiſtung darf die 
Hebamme von jeder Gebährenden, auch 
den Armen, eine Remuneration von 
15 fl. anſprechen. 

9. Zede Hebamme, welde diefen 
Vorſchriften zuwider handelt, wird das 
erfte Mal mit einer Strafe von 1 bie 
5 fl., und im Wiederholungsfalle von 
6 bis 10 fl. für den öffentlihen Wohl⸗ 
thätigkeitöfond belegt. Im dritten Kalle 
aber verliert fie für immer die Fähig- 
keit, Gebährende zu fi zu nehmen. 
Diefe Strafe kann im Falle der Zah⸗ 
Iungsunfähigfeit in doppelt fo viel 


Tage Arreft verwandelt werden, ale 


Gulden an Strafe zu bezahlen wären. 
(Kundm. des k. k. dalm. Gub. v. 24. 
Dec. 1833. Wagn. Ziſchft. 3. 1834. 
R. B. ©. 29.) 

Hebamme, Die ?. k. Studienhof- 
Cemmiſſion bat mit Erlaß vom 9. Mai 
1842 3. 2780 bedeutet, daß für ges 
burtshilflide Schülerinnen, welche auf 
gemeinfchaftliche Koften der Gemeinden 
und Obrigkeiten gebildet werden, das 
vierzigfte Jahr ale Murimum 
beider Aufnabmeinden Unter 
richt zu gelten babe. Da aber. aud 
Individuen unter diefem Alter wegen 
Kränklicgkeit und ſchwacher Körper- 
Conftitution bezüglih der wahrfchein- 
lihen Dauer ihrer Dienftleiftung zur 
Unterftüßung von Seite der Gemein⸗ 
den und Obrigkeiten nicht geeignet fein 
können, fo ift auch auf körperliche Kraft, 
geiftige Anlagen u. f. w. nöthige Rück⸗ 
fiht zu nehmen. Kür Schülerinnen auf 
eigene Koften ift bezüglich ihrer Zulaf- 
fung zum Hebammen = Uinterrichte bei 
den beftehenden Borfchriften und dem 
darin geftatteten Spielraume, mit glei- 
her Ruͤckſicht auf körperliche Beſchaf⸗ 
fenbeit, geiftige Anlagen u. f. w. fte 
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ben zu bleiben. Dagegen Tann von 
einer Aufnahme lediger Weiba— 
perfonen in dieſemUnterrichte, 
da vermöge einer a. h. Entſchließung 
vom 5. Juli 1828 nur Frauen diefe 
Zulaffung geftattet ift, feige Rede fein. 
(Der. d. mähr. Gub. v. 3. Juni 1842 
3. 22040. Prov. ©. ©. für Mähren. 
%. 1842. Rr. 46.) 

Hebammen. Das Minifterium des 
öffentlichen Unterrichts hat zu bewilli- 
gen befunden, das künftig auch ledige 
Frauensperfonen zum Unterrichte im 
der Hebammenkunft zugelaffen werden 
dürfen, wenn felbe das zwanzigfte Le⸗ 
bensjahr überfchritten haben, und fi 
über die anderweitigen Erfordernifie 
zur Aufnahme in den Hebammen⸗Curs 
auszumeifen vermögen. (Erl. d. Minift. 
des öffentl. Untere. v. 1. Det. 1848 
an fümmtl. Länder-PBräfidien. Bol. ©. 
©. 76. Bd. Nr. 126.) 

— — Vorſchrift in Anfehung der 
Niederlaffungs- Bewilligung, f. Aerzte. 

— — Verpflichtung zur Anzeige be⸗ 
denkliher Erkrankungen und Zodes- 
fälle, f. Herzte. (Vdg. vom 21. Juli 
1851.) 

— — deren Verpflichtung zur un⸗ 
gefaumten Anzeige einer bei ſich aufge: 
nommenen ſchwangeren WWeibsperfon, 
f. Findelanftalt. (Bdg. v. 12. April 
1828.) 

— — Geftattung der Herbeirufung 
jüdischer Hebammen zu Entbindungen 
Hriftlicher Frauen, f. Inden : Heb: 
ammen. 

— — f. Polizei: Bezirks: Heb: 
ammen. 

— — gerichtliche Vorladungen, ſ. 
Sanitaͤts⸗Perſonale. 

— — deren Namen ſind in das 
Taufbuch einzutragen, ſ. Taufbuch. 

— — deren Entſchädigung bei Un- 
terfuchungen von Inquifiten und Schub» 
lingen, |. Wundaͤrzte. 

— — f. Findelanfalt. 


Hebräifhe Schrift. 
— Schrift, ſ. jüdifhe 


eidelberg, die vom dortigen Uni⸗ 
verſitaͤts⸗Amte ausgeſtellten Paͤſſe wer⸗ 
den in den k. k. Staaten nicht reſpectirt, 
f. Paͤſſe. (Vog. vom 11. Febr. 1852.) 

eilige Nacht, |. Ehriftnacht. 

eiligenbilder. Den Frauenbil- 
dern ift eine einfache Kleidung geftattet, 
wenn fie ſtark beſucht find, und gar 
feine geſchnitzte Kleidung haben, oder 
durch die Zeit fehr entftellt find. (Hfd. 
v. 30. Mai 1784. Kp. ©. Joſ. 6.2. 
©. 581.) 

— — Ueber die Competenz zur Be 
willigung der Aufftellung von religiö- 
fen Gegenfländen, als: heiligen Bil⸗ 
dern, Statuen u. dgl. auf öffentlichen 
Pläben, Straßen und Wegen bat die 
Regierung aus Anlaß eines vorgelom- 
menen einzelnen Falles Rachitehendes 
feftzufeßen befunden: Die eigentliche 
Genfur, der auf öffentlichen Pläben, 
Straßen und Wegen zur allgemeinen 
Anfhauung und Verehrung auszufe 
genden Bilder, Statuen und fonftigen 
Gegenftäande, fo wie der Ausſpruch, 
ob und welche Objecte diefer Art auf 
geftellt werden dürfen, fteht ausfchlie- 
Bend der geiftlichen Obrigkeit zu, und 
e8 wird den Ordinariaten anheim ge 
ftellt, ob und in wie weit fie diefe Cen⸗ 
fur und Geftatinng felbft ausüben oder 
anderen geiſtlichen Organen überlaffen 
wollen. Die Aufftelung felbit Tann 
jedoch erft dann Statt finden, wenn 
die politiſche Obrigkeit nach allfälliger 
vorläufiger Erhebung feine Anftände 
in Bezug auf Eigenthumsrechte, auf 
Baflage, Sicherheits» oder fonflige po⸗ 
‚Uizeilide Rückſichten gefunden und in 
diefen Beziehungen ihre Zuflimmung 
ertheilt hat. Es hat daher die geiftliche 
Behörde über die Zu:äffigkeit des auf- 
zuftellenden Gegenflandes , dagegen 
aber die politifche Obrigkeit über den 
Standpunct und die Aufftellungs-Mo» 
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dalitäten abzuſprechen. Den Barteien 
ift Die Berufung gegen den Ausſpruch 
der geiftlihen Autorität an das Ordi⸗ 
nariat, gegen die verweigerte Zuftim- 
mung der politifchen Obrigkeit aber an 
die höheren Behörden nach dem Inſtan⸗ 
jenzuge unbenommen. (Dec. der k. k. 
n. 6. Reg. v. 2. Dct. 1845 8. 47337, 
f. au Gapelien. 

Heiligenbilder. Bezüglich der 
Aufftellung und Renovirung 
religiöfer Standbilder wur 
den nachſtehende Beftimmun- 
gen vorgezeiähnet: Sollen reli⸗ 
giöfe Standbilder als Beförderungs- 
mittel des chriſtlichen Sinnes, ihrer 
wichtigen Beftimmung enifpredhen; fo 
dürfen diefelben fowohl nah der Na- 
tur der Sade, ald auch nah kirchli⸗ 
hen Berordnungen, weldhe in den lan⸗ 
desfürftliden Gefeken für Defterreich 
ihre volle Beftärtung finden, nichts 
vorftellen, wa® der Wahrheit nicht 
volllommen angemeflen ift; was die 
guten Sitten beleidigt oder gefährdet; 
was dem guten Geſchmacke zuwider if. 
Hieraus folgt von felbft, daß die Auf- 
ftellung neuer Standbilder, fo wie die 
Renovirung der fhon beftehenden, der 
eigenen Idee und Ausführung der 
Stifter und Theilnehmer nicht allein 
überlaffen bleiben könne, fondern 
bierauf der unmittelbare Einfluß von 
Seite der competenten Behörden ge« 
nommen werden müſſe. Dur die 
Hofdeerete vom 28. März 1784 und 
17. März 1791 8. 2 und 9 find die 
Seelforger zunächft angewiefen, das 
Bolt von dem wahren Gebrauche und 
dem Werthe religiöfer Bilder zu unter 
richten, die Biſchoͤfe aber berechtigt, die 
Mahl der zur öffentliben Verehrung 
auszufeßenden Bilder zu treffen. Rach 
diefen gefeßlihen Beftimmungen ſtellt 
fi die Ordinationsbewilligung fowohl 
zur Realifirung neuer Standbilder, ale 
zur Renovirung der ſchon beftehenden 
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eben fo unerläßlih nothwendig dar, 
als der Curat⸗Geiſtlichkeit bei dem 
diesfälligen Verfahren ein näherer Ein- 
fluß dergeftalt vorbehalten bleiben muß, 
daß Derjenige, der ein bleibendes Denk⸗ 
mal feines frommen Sinnes durd) ir- 
gend ein religiöfes Standbild zu errich⸗ 
ten beabfihtiget, dieſe feine Abficht zu- 
nächft dem Drtöfeelforger zu eröffnen, 
diefer dann die Sorge der Errichtung 
mit jenem zu theilen, ihm die Art der 
Ausführung an die Hand zu geben, und 
fein Augenmerk vorzüglih dahin zu 
rihten habe, damit das beabfidhtigte 
Werk nicht nur der religiöschiftorifchen 


Wahrheit entfpreche, fondern auch dem. 


geläuterten Geſchmacke angemeſſen fei. 
Da es jedoch in territorialsbehördlicher 
und polizeilicher Beziehung nicht gleich: 
giltig ift, ob und wo religiöfe Stand» 
bilder errichtet werden; fo dringt fi 
die Ueberzeugung von ſelbſt auf, daß 
das diesfällige Verfahren im Wege der 
gemeinfchaftlichen Einwirkung der kirch⸗ 
lihen und politifhen Behörden in der 
Art geſchehen müſſe, daß die Initiati⸗ 
ven von den Seelforgern im vorlaͤufi⸗ 
gen Einverftändniffe mit den Local- und 
Patronats:Aemtern auszugehen haben, 
und die Bewilligung auf Grundlage 
der unter der Eontrole der Kreis⸗Inge⸗ 
nieure in technifcher Beziehung gepflo- 
genen Prüfung der diesfälligen Abbil- 
dungen und Infhriften, und nad vor- 
laufiger Sicherftellung des für die Er- 
rihtung und künftige Inftandhaltung 
nothwendigen Fondes von den Ordi- 
nariaten erwirkt werde. Dieſes Berfah- 
ren bat in Abfiht auf die Errichtung 
und Reftaurirung der religiöfen Stand» 
bilder, als: Erucifire, Statuen und der 
fogenannten Feldweg-Capellen übers 
haupt und im Allgemeinen Statt zu 
finden. 

In fofern, es fich jedodh um den Bau 
förmliher Land» Betcapellen, oder um 
fonftige neue Errichtungen und Reflaus 
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rationen von wichtigerem Belange han⸗ 
delt, ift nit nur die Prüfung der 
Riffe und Zeichnungen im Wege des k. 
Kreisamted an den Kreid-Ingenieur zu 
übertragen, fondern es bat hiebei zu- 
gleich die Amtswirkſamkeit der k. Kreis» 


"Behörden genehmigend und unterflü« 


bend mit einzutreten. Hiebei ift es 
den Kreishauptleuten und Confiftorien 
überlaffen, welde Kalle fie der Prü⸗ 
fung und Genehmigung des k. k. Gu⸗ 
berniums unterziehen zu follen für 
nothwendig finden; jedenfalld ift aber 
zur Errichtung von Gapellen, in denen 
allgemeine gottesdienftlihe Verſamm⸗ 
lungen gehalten, oder auch nur heilige 
Meilen, wenn auch nur ein einziges 
Mal im Jahre.gelefen werden follen, 
nebft der Drdinariatd » Bewilligung die 
Genehmigung und der Confens der 
k. k. Landesftelle erforderlich. 

Delangend die Art und Weife zur 
Ermittlung und Sicherftellung des Er» 
haltungd= Fondes: fo ift diesfalls a) 
zwifchen den zu errihtenden, und b) 
den bereits errichteten religiöfen Stand» 
bildern zu unterfcheiden. 

ad a) Mit der Prafidial » Berords 
nung vom 17. Dec. 1831 8. 7571, 
ift die Errihtung von. Land - Eapellen, 
Erucifiren und anderen Standbildern 
in fofern freigegeben worden, als die 
diesfalls geſetzlichen Vorſchriften beob- 
achtet, und für die ftete Unterhaltung 
derfelben gehorig fürgedacht werden 
fol, und es wird in Folge diefer Ber: 
ordnung die Drdinariats » Bewilligung 
zur Errichtung und Einweihung neuer 
Crucifire, Statuen und Capellen erft 
dann ertheilt, wenn der nöthige Unter- 
haltungs-Fond nachgewieſen, das if, 
ein angemefjened Capital baar erlegt, 
oder auf eine andere Art ficher geftellt 


‚worden ift. Dem zu Folge ift behufs 


der Errihtung und künftigen Reftauri« 
rung der religiöfen Standbilder die Er» 
richtungs⸗ und Einweihungs-Licenz erft 
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dann zu ertheilen, wenn das diesfällige 
Unterhaltungs-Bapital oder die grund⸗ 
bücherlich einverleibte Verbindlichkeits⸗ 
Urkunde in die Kirchen⸗Caffe hinterlegt 
ift, jene Kalle ausgenommen, wo das» 
felbe Individuum, weldhes auf eigene 
Koften ein religiöſes Standbild errichtet, 
nicht genug vermögend ift, um auch die 
künftige Unterhaltung dieſes Stand- 
bildes mit feinem beweglichen und un» 
beweglihen Vermögen fihern zu koͤn⸗ 
nen, gleihwohl aber die ganze Ge 
meinde diefed Standbild oft als das 
einzige religiöfe Erinnerungszeichen im 
Drte, auch Fünftig zu unterhalten 
wünfdet. In derlei Fällen kann dem 
gemeinfamen Wunfche gegen dem will« 
fahrt werden, daß die ganze Gemeinde 
in solidum zur diesfälligen Unterhals 
tung mittelft protocollmäßiger Erflä- 
rung, die gleihfall® in der Kirchen- 
Caffe aufzubewahren, und von welcher 
eine. beglaubte Abfchrift an den Seel. 
forger für das Pfarrarchiv auszufolgen 
ift, fih verbindlich mache, ohne übri- 
gens die betreffende Gemeinde zur bü- 
berlihen Sicherſtellung der uͤbernom⸗ 
menen Unterhaltungs-Berpflichtung zu 
verhalten. Dad Quantum des von 
den einzelnen Gründern zu erlangen- 
den Unterhaltungs - Kapitals beftimmt 
die Größe und Dauerhaftigkeit des zu 
errichtenden Standbildes, welches ſo⸗ 
fort fruchtbringend anzulegen, feiner 
Widmung fireng vorzubehalten, und 
zu diefem Ende in den Kirchenrechnun⸗ 
gen ftetd in abgefonderter Evidenz zu 
halten if. 

ad b) Die fhon beftehenden Stand- 
bilder betreffend, find die Euratgeiftlichen 
und die Orts» und Patronats « Behör- 
den angewiefen, und die Aemter und 
Magiftrate verpflichtet, foldhe im Wege 
der gemeinfhaftlihen Local-Aufnahme 
genau zu befichtigen, die in diefer oder 
jener Beziehung minder entfprechenden 
oder gar anftößigen hberauszubeben, 
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und die Umftaltung oder Neflaurirung 


-mit denfelben vorzunehmen, zu wel 


chem Ende in Fallen, wo bereitö beſte⸗ 
bende Unterhaltungs - Berpflihtungen 
in Bergeffenheit gerathen fein follten, 
auf deren Erneuerung ftreng einzuwir- 
ten, hingegen an Orten, wo keine Dos 
tation, noch eine Unterhaltungs » Ber« 
pflichtung vorhanden ift, .zunächft der 
Curat⸗Clerus die Pflicht auf ſich hat, bei 
ſchicklichen Anlaffen die zur zweckmäßi⸗ 
gen Reftaurirung nothwendigen Koften 
im Wege der Aufforderung der Kirchen- 
finder fiher zu ftellen, ohne übrigens 
zugleih auf die Sicherftellung eines 
Fondes für die künftige Unterhaltung 
zu dringen. Verſteht fi übrigens die 
Seelforgegeiftlichkeit darauf, das reli⸗ 
giöfe Gefühl ihrer Eingepfarrten gehörig 
zu weden, und in Anfpruch zu nehmen, 
und leuchtet fie hierin mit dem Beir 
fpiele eigener Mildthätigleit vor; fo 
kann es an fromm gefinnten Wohlthä⸗ 
tern für derlei religiöfe Standbilder, 
und ſonach für die eintretenden Repa⸗ 
raturen und nötbigen Umftaltungen 
derfelben, felbit in Ermanglung eines 
eigenen Fondes, niemals fehlen, befon- 
ders wenn Local⸗ und PBatronats - Bes 
hörden die Geiſtlichkeit in diefem löb⸗ 
lichen Unternehmen rege und Träftig 
unterftüßen, wofür diefelben verants 
wortlih find. Sollte jedoch in einzel- 
nen Fallen die Anſpruchnahme der Mild- 
thätigkeit den beabfichtigten Zwed den» 
noch verfehlen, fo ift unter ausdrücklichem 
Vorbehalte der Batronata-Zuftinnmung 
und Beobachtung der diesfälligen geſetz⸗ 
lichen Vorſchriften geftattet, dag die Aus- 
befierung oder Umftaltung derlei in 
Frage ftehender Standbilder aus dem 
binreihenden Dermögen jener Kirche 
bewerkitelligt werde, zu welcher folde 
ihrem Standpunce nah gehören. 
Sollte aber auch diefed Mittel unzu⸗ 
reihend fein, fo find foldhe verftüm- 
melte, einen widrigen Eindrud gewäh- 
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rende Standbilder lieber gänzlich zu be⸗ 
feitigen, hiebei fich aber aller Vorſicht 
zur Vermeidung jedes öffentlichen Aer⸗ 
gerniffes zu bedienen. 

Um endli aber über den Beftand 
und Zuftand der verſchiedenen religiöfen 
Standbilder in den einzelnen Diöcefen 
und Kreifen eine wünfchendwerthe Con⸗ 
trole zu erlangen, ift bei jeder Pfarr- 
und fonftigen Seelforge-Station ein Be- 
ſchreibbuch über die Standbilder zu ver- 
legen, und dahin alle von Zeit zu Zeit 
fih ergebenden Veränderungen, der Ur: 
fprung der Stiftung mit den Ramen 
der betreffenden Gründer und Wohl» 
‚ thäter, der Unterhaltungsfond mit Bes 
ziehung, wer mit der Verrechnung 
betraut ift, aufzunehmen, und es haben 
die Bezirks⸗Vikare hierüber die nöthige 
Aufficht zu führen, fi) bei den cano« 
nifhen Pifitationen um den Zuftand 
der in jedem Pfarr⸗Bezirke befindlichen 
Standbilder genau zu erkundigen, bei 
Wahrnehmung jedes Gebrechens fofort 
das Geeignete mit den Patronats⸗Com⸗ 
mifjären und den Gemeindevorftehern 
einzuleiten und darüber alljährlich, wie 
über den Banftand der gefammten kirch⸗ 
lihen Gebäude den Bericht fowohl an 
das Eonfiftorium, als an das Kreisamt 
zu erftatten. (Bdg. des böhm. Bub. v. 
30. Maı 1835 3. 19886. Prov. ©. 
©. für Böhmen. 17. Bd. Ar. 174.) 

Heiligenbilder, deren Aufpuß und 
Beleuchtung in Kirchen, Capellen und 
Privathänfern betreffend, f. Andach⸗ 
ten, Kapellen, Kirchen. 

— — f. Kapellen. 

— — |. Pfefferkuchen. 

Deitigung ber Sonn» und Feiertage, 
ſ. Sonn» und Feiertagsheiligung. 

Heilungskoften, DBeftreitung für 
die in Ungarn paßlos ergriffenen zum 
Militärdienft untauglichen in den Mi⸗ 
litärſpitäͤlern verpflegten Individuen, 
ſ. Krantenhans - Verpflegsgebäh: 
ren. (Vdg. v. 4. Dct. 1832.) 
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Heimatsrecht, Uebereinkunft mit 
Baiern, ſ. Staatsbürgerſchaft. 

— — preußiſcher Unterthanen, ſ. 
Preußen. 

— — ſ. Zuſtaͤndigkeit. 

Heimatſcheine. Die Abfiht, den 
perfönlichen Verkehr innerhalb des Rei» _ 
ches möglihft zu erleichtern und die 
Ertheilung von Reifebewilligungen nur 
an die für die innere Sicherheit unum⸗ 
gänglich nothwendigen Bedingungen zu 
fnüpfen, ferner das Bedürfniß, bei den 
Gemeinden nah und nah die Aus: 
übung des ihnen zulommenden Wir⸗ 
kungskreiſes anzubahnen, fowie Die 
abminiftrativen Organe in ihrer Ge⸗ 
ftion zu erleichtern, veranlaffen das 
?. k. Minifterium des Innern bis zur 
Erlaffung des Heimat» und Fremden⸗ 
geſetzes zu nachſtehender proviſoriſcher 
Anordnung: 

1. Die Ausfertigung der Heimat⸗ 
[heine ift von nun an in denjenigen 
Gemeinden, wo organifirte Magiftrate 
beftehen (mit Ausnahme des sub 4 wei- 
ter unten angeführten Falles) dieſen 
und bei anderen Gemeinden den Bor: 
ftebern derfelben übertragen. 

2. Der Heimatfchein ift die Beftati- 
gung von Seite der Gemeinde, daß 
der Perfon, welcher er verabfolgt wird, 
das Heimatrecht (Zuftändigkeit), jammt 
allen daraus entfpringenden Rechten in 
der betreffenden Gemeinde zuftehe. 

3. Iſt die Zuftändigkeit an und für 
fi befannt, oder durch die beigebrach⸗ 
ten Behelfe genügend nachgewieſen, fo 
darf weder die Ausfertigung, noch die 
Erneuerung des Heimatſcheins verwei⸗ 
gert werden. Ueber die Beſchwerden ge⸗ 
gen die Verweigerung entſcheidet im 
Berufungswege der Bezirkshauptmann 
und in letzter Inſtanz der Statthalter. 

4. Die Form des Heimatſcheines 
zeigt die Beilage. Derſelbe iſt in einer 


der Landesſprachen für die Dauer von 


vier Jahren anszufertigen, und erfor⸗ 











Beimatfheine. 


dert den im Stämpel-Tarife Boft Rr.85 
für Reife» Urkunden vorgefchriebenen 
Stämpel. Diefer Paragraph dee Stans 
pel⸗Tarifes lautet folgendermaßen : 

„Reife » Urkunden, d. i. Urkun⸗ 
den, welche Reifenden zu ihrer per- 
fönlihen Ausweifung oder Legitima- 
tion von den zur Handhabung der Po⸗ 
lizeisBorfchriften im Inlande aufgeftell- 
ten Behörden, Aemtern und Perfonen 
ausgeftelli werden, ohne Unterfchied 
der Neifedauer und des Ortes, wohin 
die Reife gerichtet ift, und des Namens, 
er mag Paß, Baffierfchein, Reife-Certifi- 
cat, Seleitfchein, Wanderbuch ꝛc. heißen: 

a) für Dienftboten, Gefellen, Lehr⸗ 
jungen, Zaglöhner, Arbeiter und über: 
hanpt Perjonen, die von einem den 
gewöhnlihen Taglohn nicht überſtei⸗ 
genden Erwerbe leben, und überhaupt 
Wanderbücher von jeder Ausfertigung 
6 kr.; 

b) für andere Perfonen von was 
Ausfertigung 30 Tr.” 

Ueber die ansgefolgten Heimatfeine 
ift ein Regifter zu führen, und ift jeder 
Heimatfchein mit dem Nummer dieſes 
a zu verfehen. 

5. Dem Heimatfcheine ift das Siegel 
der Gemeinde aufzudruden und der- 
felbe, wo Magiftrate beftehben, vom 
Bürgermeifter oder defien Stellvertreter 
und einem Magiftratsrathe, bei den 
übrigen Gemeinden vom Borfteher und 
einem Ausfhußmitgliede (Geſchwornen, 
Gerichtöbeifiker u. dgl.) zu fertigen. 

6. Würde in einzelnen Gemeinden 
der letzteren Art gegenwärtig die Per- 
fönlichleit des Vorftehers nach der An» 
fiht des Dezirtshauptmannd nicht die 
nöthige Garantie bieten, um ihm unter 
obiger Controle Die Audftellung der 
Heimatfheine anvertrauen zu können, 
fo bleibt e8 dem Bezirkshauptmanne 
unbenommen, die Mitfertigung zweier 
von ihm zu benennenden Ausihuß- 
glieder vorzufchreiben. 
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7. Sollte ih in Folge der Conſti⸗ 
tuirung der Gemeinden nad) dem Ge- 
meindegefeße vom 17. März 1849 die 
Zuftändigkeit Desjenigen, dem ein Hei- 
matfchein ausgefolzt wurde, ändern, fo 
muß fih derfelbe um einen neuen be 
werben. 

8. Der Heimatfchein kann auch zur 
Reife im Inlande als Reife» Urkunde 
(Pag) benübt werden. Um etwa ale 
Reifeisirkunde in ein anderes Kron⸗ 
land zu dienen, ift die Pidirung des- 
felben erforderlich, welche gebührenfrei 
vom Bezirkshauptmanne, falls fein ge- 
feßliher Anftand dagegen obmaltet, 
vorgenommen werden wird. Die Pidi- 
rung geſchieht durch Beifügung der 
Claufel „Siltig zur Reife nach .... 
für die Dauer von... .” welde zu 
unterfertigen und mit dem Amtsfiegel 
zu verfehen ift. 

9. Die Bidirung des Heimatfheing 
darf höchftens für jenen Zeitraum ge: 
ſchehen, der von der Ajährigen Dauer 
des Heimatfcheing noch übrig ift. Den» 
jenigen Perfonen, die fi) im ſtellunge⸗ 
pflihtigen Alter befinden, darf die Bis 
dirung höchftene auf ein Jahr ertheilt 
werden, felbft wenn ihr Heimatfchein 
damals noch für längere Zeit Giltig- 
keit bat. 

10. Auf Grundlage des Heimat- 
ſcheins kann aud der Statthalter die 
Ausfertigung eines Paffes ind Ausland 
bewilligen, wenn der Inhalt des Hei: 
matfcheines genügende Anhaltspuncte 
zur Beurtheilung bietet, daß dagegen 
kein Bedenken obwaltet. Im entgegen: 
gefebten Yale muß das gewöhnliche 
Berfahren bei Ertheilung von Paffen 
ind Ausland beobachtet werden. Die 
Ausfertigung eined Wanderbuches ift 
gleichfalls von der Beibringung eines 
gültigen Heimatfcheined bedingt. 

11. Für diejenigen Städte, wo 
Stadthauptmannfchaften oder Polizei⸗ 
Directionen befteben, bleiben hinficht⸗ 
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lich der Pidirung oder Ausfertigung 
von Reife Urkunden die beftehenden 
Vorſchriften in Anwendung. Diefe 
Verordnung wird in Kolge des hohen 
Minifterial-Erlafles v. 23. Apr. 1850, 
3 8143, den Herrn Bezirföhauptman- 
nern zur Darnachachtung bekannt ger 
geben. Den Gemeinden ift über die Art 
und Weife der Ausfertigung der Hei- 
matfcheine mit Benüubung der erhalte- 
nen Blanquetten eine ausführliche um- 
ftändlihe Belehrung zu ertheilen, wo⸗ 
bei fie insbefondere auf die Wichtigkeit 
der hiedurch für die Parteien, denen 
fie auögefolgt werten, gegenüber der 
Gemeinde begründeten Rechte aufmerf- 
fam zu machen find. Endlich ift für 
diejenigen Fälle, wo der Gemeinde: 
Borftand oder die Ausſchuͤſſe nicht 
Treiben können, mit Rüdfiht auf den 
8. 6 diefer Borfchrift wegen deren Na⸗ 


Formular eines Heimatfcheing. 
“ronland 
reis . 
Ne... des Kegiſters) 
Heimat: 


Yeimatfcheine, 


mensfertigung durd eine andere des 
Vertrauens würdige nom Bezirkshaupt⸗ 
manne zu beftimmende Perfon Yür- 
forge zu treffen, und den Gemeinden 
überhaupt zur Pflicht zu machen, über 
die ausgefolgten Heimatfcheine ein Re 
gifter zu führen, und die Heimatfcheine 
mit der Nummer des Regifterd zu be« 
zeichnen. (Exl. der n. ö. Statth. vom 
10. Mai 1850 3. 18220 8. ©. 2. 
Rr. 32. Kundm. der böhm. Stattb. v. 
2. Mat 1850. L. G. 23. Rr. 84, der 
0. d. Statth. vom 18. Mai 1850 2. 
10529. 2. ©. 3. Nr. 219, der Statth. 
in Krain v. 30. Apr. 1850, L. G. B. 
Nr. 242, der Statib. in Salzburg v. 
4. Mai 1840, 8. ©. B. Rr. 254, der 
Statth. in Kärnten v. 29. Mai 1850, 
8. ©. 3. Rt. 239 der mähr. Statth. 
vom 14. Juli 1850, 8. ©. 3. Rt. 
120.) 


Seickshanpimamnfgaft 


‚Schein. 


womit von dem las — —— beſtätiget wird, daß 


Name . 
Befhäftigung 
Alter . 
Stand (ledig "oder verheitatet). 
Aufenthaltsort . 
in den Verband der Gemeinde 
recht beſitze. 
Derfelbe ift 

von Statur . 
bat Haare 

„ Augen . i 

„ befondere Kennzeichen 
ſpricht 


den 


Gigenhändige Unterfeprift der Partei. 


gehöre und in derfelben das Heimat» 


"Dieter Shen in af die Dauer von vier een eig: 
—— 18 


Unterſchriften des Gemeindevorſtehers 
und des Ausſchußmitgliedes. 





KHeimatfcheime. 


Heimatfcheine. Nachdem fih in 
Abficht auf die Aufbewahrung der Hei⸗ 
matjcheine, auf deren Grundlage die 
Bezirtshauptmannfchaften die Wander: 
bücher für die Handwerkögefellen aus⸗ 
zufertigen haben, ungleid benommen 
wurde, indem einige Bezirkshauptmann⸗ 
Thaften den Handwerkögefellen auch den 
Heimatsſchein in Händen beließen, fo 
wird in Folge Erlafies des hohen Mi- 
nifteriums des Innern vom 22. v. M. 
3. 8130, zur Verhütung des durch 
den Befib zweier verfdyiedener Reiſe⸗ 
Urkunden leicht möglihen Mißbrau⸗ 
bed, die Anordnung getroffen: daß 
die Heimatfcheine, auf deren Grund» 
lage die Bezirks - Hauptmannfcdaften 
Wanderbücher ausfertigen, zurüd zu 
behalten, dem vorfhriftmäßig zu füh- 
venden Berzeichniffe über die ausgeftell- 
ten Banderbücher beizulegen und forg- 
fältig aufzubewahren feien. Bei den 
fattfindenden Berlängerungen der Wan⸗ 
derbewilligung iſt auf die Erneuerung 
der etwa mittlerweile erlofchenen Hei⸗ 
matfcheine zu dringen, und darauf zu 
fehen, daß in dem Zert der Wander: 
bewilligung und Verlängerung das 
Datum und die Regifterzgahl des ur⸗ 
fprünglihen oder ernenerten Heimat- 
feines aufgenommen werde. In gleis 
her Art iſt fih bei Ertheilung von 
Haufirpäaffen zu benehmen. (Erl der 
fteierm. Statth. v. 2. Juni 1851. 8. 
G. 23. Rt. 189, der o. 8. Stattb. v. 
10. Juli 1851 83. 9794. 8. ©. 8. 
Rt. 273.) 

Heimatfcheine. Das k. k. Minifte- 
rium des Innern hat unterm 13. Jän. 
1852 3. 28208, anher eröffnet, daß 
die von den Maägiftraten der k. Städte 
ausgefertigten Heimatfcheine ald Reifes 
Urkunden nit zu gelten haben, und 
in Betreff der Reiferlirkunden ſich viel- 
mehr an die hierlandes beitehenden 
Paßvorſchriften zu halten fei, deren 
frenge Durchführung den Behörden 
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zur Pflicht zu machen ift. (Erl. d. MU. 
und Civ. Gouv. in Ung. vom 27. 
Jänner 1852 3. 1106. Ung. 2.6.2. 
Nr. 22.) | 

Heimaticheine. Nah dem Mini- 
fterial « Erlaffe vom 23. April 1850 
3. 8143, kann der Heimatfchein zur 
Neife im Kronlande als Reife-Urkunde 
benüßt werden; um aber ale Reiſe⸗ 
Urkunde zur Reife in ein anderes Kron- 
land zu dienen, muß berfelbe mit der 
dort vorgefchriebenen PBidirung verje: 
ben fein. Die vielen und großen Uebel- 
ftände, die fich laut hohen Erlaffes des 
k. k. Minifterinms des Innern vom 
26. Zänner 1852 3. 4306, aus der 
biöherigen Benügung der Heimatfcheine 
als ReiferUrkunden zur Reife im Kron⸗ 
lande ergeben haben, beftimmen das 
k. k. Minifterium des Innern zu ver 
ordnen, dag in Hinkunft Heimatfcheine 
auch zur Reife im Kronlande nur dann 
als Neife » Urkunden benüßt werden 
fönnen, wenn fie von den Bezirks⸗ 
hauptmannfchaften oder von den poli- 
tifhen Erpofituren oder in Gemeinden, 
in welchen fih eine 8. k. Polizei» Be- 
hörde befindet, von diefer zur Reiſe 
pidirt worden find, wobei fib diefe 
Behörden nach den für die Ertheilung 
von Neife» Urkunden beftehenden Bor: 
fohriften zu benehmen haben. (Kundm. 
des Statth. von R. Deft. v. 27. Jän. 
1852. 2. ©. B. Nr. 57.) 

— — Fuhrleute und deren Knechte 
müffen mit Päſſen oder Heimatfcheinen 
verfehen fein, f. Päſſe. (Vdg. vom 
29. Juli 1852.) 

— — Bezug der Blanquetten, f. 
Daß: Blanquetten. 

— — ſ. Paſſe, prenß. Untertha⸗ 
uen, a 

Heimfallsrecht, |. Findlinge. 
(V. v. 6. Sept. 1838.) | 

Heimliche Gewehre, ſ. Gewehre, 
Waffen. 

Heirathsbewilligungen für Pa⸗ 
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tental = Invaliden, f. Militär : In 
validen, 

Heizung. Die Erfahrung hat ger 
Iehrt, daß feit der Kundmachung der 
mit allerhödhfter Entſchließung vom 31. 
Dec. 1817 für Wien und für die Vor⸗ 
ftädte genehmigten Feuerlöſchordnung 
mehrere, von dem bisherigen Gebrauche 
abweichende, ganz verſchiedene Behei⸗ 
zungsarten der Gebäude erfunden, und 
daß diefelben von den Parteien eigen- 
mächtig und ohne hievon eine vorläu- 
fige Anzeige an die Obrigkeit zu machen, 
angewendet worden find. Es wurde da- 
ber zur genauen Beobadtung, und un- 
ter der im $. 3 der Feuerloͤſchordnung 
ausgeſprochene Berpönung der Anwen⸗ 
dung eiferner Defenröhren und der 
Setzung eines ſolchen Ofens, ohne ma- 
giftratifhe Bewilligung verordnet: daß 
bei Herftellung einer jeden Heizung, 
auf eine feit dem Erfcheinen der Feu- 
erlöfhordrung neu erfundene Art, in 
fo fern dieſe Herftellung nicht ſchon mit 
dem urfprünglichen Bauplane der obrig- 
feitlihen Bewilligung unterzogen wor- 
den ift, und eben fo bei jeder Umaͤnde⸗ 
tung einer ſchon beftehenden Heizung 
auf eine bi dahin noch unbekannte und 
unausgeubte Art dem Magiftrate der 
Stadt Wien vorläufig die Anzeige ge- 
macht, und hiezu defien Bewilligung 
eingeholt werden müfle. (N. ö. Rggs. 
Circ. v. 11. Dec. 1824.) 

Heizungen, wegen deren Anlage 
in neuen Gebäuden, f. Baupläne, 
(Rggs. B. v. 27. Febr. 1836. $. 12.) 

Semmfchuh, ſ. Fuhrwerk, Rad: 
ſchuh, Straßen. 

engſte, ſ. Beſchaͤlreiter. 

erberge. Jeder irgendwo einwan⸗ 
dernde Geſell iſt ſchuldig nur in der 
Herberge, wenn ſich eine daſelbſt befin⸗ 
det. einzukehren. Gfkzl. D. v. 6. März 
1786. Obent 2. Bd. ©. 421.) 

Herberge. Zur Aufrehthaltung der 
Ordnung und Befeitigung aller Unzu⸗ 


Merbergen. 


koͤmmlichkeiten find eigene Herbergsvaͤter 
aufzuftellen, welche zunaͤchſt mit den 
Zunftvorftehern auf die Erhaltung der 
Ruhe und auf die Befeitigung aller Miß⸗ 
brauche der Handwerkögefellen zu fe 
ben, bei entflehenden Unruhen und 
Schlaͤgereien aber fogleih die Anzeige 
an die Polizei zu machen haben. Die 
Gefellen ſelbſt haben fi auf den Her⸗ 
bergen ruhig, friedfertig und gefittet zu 
betragen, dem Herbergsvater und Auf. 
fihtsmeifter anftändig zu begegnen und 
Folge zu leiten, fi) des übermäßigen 
Zrunfes und des Spielens um Geld 
bei Arreftftrafe oder Lörperliher Züch⸗ 
tigung zu enthalten. (Bdg. des böhm. 
Gub. v. 20. Sept. 1787 und v. 19. 
Suni 1788. Obent. 2. Bd. ©. 421.) 

Herbergen. As wahrgenommen 
wurde, daß bei den Herbergsvätern blos 
Protocolle über Die in Arbeit einzubrin⸗ 
genden Gefellen, keineswegs aber über 
die Ein» und Auswandernden geführt 
werden; fo legte der Wiener Magiftrat 
eine Tabelle vor, nad welder künftig- 
bin die Herbergsväter die Ein- und 
Auswandernden ſowohl, als die in und 
aus der Arbeit tretenden Gefellen mit 
wenig Mühe und zuverläffig vormerken 
fönnen, und die Landesftelle genehmigte 
Dielen Entwurf mit dem Auftrage, da⸗ 
rauf wachen zu laffen, daß diefes Vor⸗ 
merkbuch nebft Regiſter in alphabeti« 
[her Ordnung ohne Unterlaß und ger 
nau geführt werde, fo daß jeder Her- 
bergsvater, Der diesfalls in einer Un⸗ 
ordnung betreten würde, zu beftrafen 
wäre. (N. ö. Rggs⸗Beſcheid. v. 17. 
Jan. 1797.) 

— — Handwerkögefellen und Pro⸗ 
feffioniften haben ſich gleich nad ihrer 
Ankunft in die für die Innung befte- 
hende Herberge zu begeben und läng« 
ſtens binnen 14 Tagen in Arbeit zu 
treten. (Vdg. des Pol. Minift. v. 25. 
März 1801. Krop. Gef. S. 26. Bo. 
©. 241.) 











Herbergen. 


Herbergen. Der Magiſtrat wird an⸗ 
gewieſen, allen Innungs⸗Commiſſaͤren 
zur Pflicht zu machen, daß fie von halb 
zu halb Jahr Die Herbergen ihrer Innun- 
gen fleißig unterfuchen, und auf die Er⸗ 
haltung einer fteten Reinlichkeit dafelbft 
mit aller Sorgfalt. dringen. (NR. 6. NR. 
V. v. 12. Dct. 1805. Ferro's ©. V. 
2. Thl. ©. 344.) 

— — Die Wanderprotocolle find 
nicht blos bei den größeren Zünften, 
fondern bei allen einzuführen und ftets 
ordentlich fortzuführen, uud es ift auf 
den Herbergen die Warnung gegen Bei- 
bringung falfher Wanderbücher anzu. 
beiten. (Hflzl. Decret vom 25. Mai 
1815. Barth. H. u. ©. Gef. 2. Br. 
©. 68.) 

— — Sämmtlihen Herbergsvätern 
Wiens ift die genauefte Führung der 
Gefellen- oder Wanderprotocolle auf 
das ſchärfſte und nachdrücklichſte einge 
bunden. (NR. õ. R. 2. v. 14. März 
1816.) 

— — 63 if ein Unfug, daß die 
Gefellen in einem Wirthshauſe ihre 
Herberge haben, und der Gaftwirth der 
Herbergvater ift. Es if daher zu trach⸗ 
ten, die Herberge in ein angemeffenes 
Locale unterzubringen, oder, wenn und 
in fo lange diefes nicht möglich ift einen 
Herbergsvater aus der Mitte der Mei⸗ 
fler oder der Befugten herzuftellen, oder, 
wenn auch diefem unüberfteigliche Hin» 
derniffe entgegen ftehen follten, fo bat 
abwechslungdweife ein Meifter oder Be- 
fugter auf der Herberge den ganzen 
Tag hindurch die Auffiht zu pflegen, 
und die Stelle eines Herbergvaters zu 
vertreten. ( Rggs.⸗Beſcheid v. 21. Aug. 
1816. Barth. H. u. ©. Gef. 2. BP. 
©. 68.) 

— — , fo wie au Häufer, wo fid 
vacirende Handwerksburſche aufzubals 
ten pflegen, find öfters zu viſitiren, und 
jene Geſellen, welche fih über 14 Tage 
ohne Arbeit hier aufhalten, ohne wei⸗ 
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ter? von Bien fortzuweifen. (Bolhofft. 
Weiſ. v. 17. Juni 1821.) 

Herbergen. In Folge Weifung der 
k. k. Polizeihofftelle v. 23. d. M. werden 
die Dezirkd - Directionen zur öfteren 
Bifitirung der Herbergen mit dem Auf- 
trage aufgefordert, über den verlänger- 
ten Aufenthalt der vacirenden Hands 
werksburſchen die Herbergsvater vers 
antwortlich zu machen, ihnen folche vor- 
ſchriftswidrige Conivirung ernftlih zn 
unterfagen, und fie im Nichtbefolgungs⸗ 
falle ftrenge zu betrafen. (Bol. - Dber- 
Dir.⸗Circ. v. 27. Sept. 1822.) 

— — follen von den Bezirks - Dis 
rectionen fleißig viftirt werden, damit 
jene Individuen, welche durch längere 
Zeit arbeit3lo® find - und feine Subfl« 
ftenzmittel haben, zur Fortfeßung ihrer 
Wanderung verhalten werden, und nicht 
dem biefigen Plage als Bettler und 
Gauner zur Laft fallen. (Polhofſt. Weif. 
v. 11. Febr. 1824 —w. 5. Mai 1824 
und 27. Aug. 1825.) 

— — Diet. t. Polizei » Hofitelle 
bat mit Erlaß vom 9. d. der Poliz.- 
Db. Dir. aufgetragen, die geeigneten 
Mapregeln zu ergreifen, um die bedeus- 
tende Zahl müßiggebender Handwerks⸗ 
burfhen, welde dem Publicum dur 
häufiges, ungeflümes Beiteln fo fehr 
zur Laft fallen, zu mindern, und fie 
vom biefigen Platze zu entfernen. Die 
Polizei » Bezirks » Directionen wurden 
daher erinnert, die Aufgreifung arbeits- 
lofer Burſchen nit nur durch öftere 
Bifitationen der Herbergen, und Win⸗ 
felherbergen zu veranlaffen, fondern 
ihre Amtshandlungen auch auf die in 
Privathäufern, wie dies vorzüglich bei 
Schneidergefellen häufig der Fall ift, 
fih aufhaltenden Handwerksburſchen 
audzudehnen, zu diefem Ende die Häu⸗ 
jer-Revifionen fleißig vorzunehmen, und 
die Refultate im Tagrapporte erfichtlich 
zu machen. (Bol, D. Dir.-Eirc. v. 17, 


Oct. 1825.) 


Herbergen. 
„ges ergen, |. Gefellen. 
ne Fremden: 


—— Demſelben oder 
dem Vorſteher, welcher das Wanderbuch 
führt, iſt jde Aufnahme und jeder Aus⸗ 
tritt eines Geſellen von dem Arbeits⸗ 
geber noch am nämlichen Tage, als die 
Beränderung geſchieht, bei Strafe an⸗ 
zuzeigen. (Rggs.⸗-Beſch. v. 21. Aug. 
1816. Barth. H. u. ©. Gef. 2. Dr. 
©. 79 u. 80.) 

— — fol der Gaftwirth nicht fein, 
f. Herbergen. 

erbergsväter, Haltung der Ger 
ſellenbuͤcher, ſ. Fremdenbücher. 

Hercules⸗Pillen, die ſ ogenannten, 
find als der menſchlichen Geſundheit 


ſchädlich, verboten. (Gub. Kundm. in Ordu 


Böhnen v. 10. Juni 1796.) 
Hernals, Aufitellung eines Ar- 
menarztes dafeldft, |. Armenarzt. 
Heſſiſche Unterthanen. Bench: 
men bei Abfhbiebung furfürf- 
lich Heffifher Unterthanen in 
ihre Heimath. Nach einer von Seite 
der k. k. geheimen Hof: und Staat 
fanzlei erhaltenen Mittheilung bat die 
kurheſſiſche Regierung im geſandtſchaft⸗ 
liden Wege den Wunſch zu erfennen 
gegeben, daß künftig in Fällen, wo ohne 
vorausgegangene Requifition einer kurs 
fuͤrſtlich heſſiſchen Behörde, kurheſſiſche 
Unterthanen in den k. k. Staaten an⸗ 
gehalten, und zur Abſchiebung in ihre 
Heimath beſtimmt werden, dieſe nicht 
an die Local⸗Polizei-Behoͤrde ihres 
Heimathsortes, fondern.an die kurfürft- 
liche Polizei » Direction, oder an das 
Kreisamt desjenigen Bezirkes inftradirt 
werden möchte, welchen fie bei ihrer An⸗ 
kunft im Kurflaate zunächſt betreten. 
Mittelft einer fpäteren geſandtſchaftli⸗ 
hen Eröffnung find die kurfuͤrſtliche 
Bolizei = Direction zu Kaffel, das kur» 
fürftlide Kreisamt zu Hünfeld, dann 
die kurfuͤrſtliche Polizei » Direction zu 
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Hanau, als jene Behörden bezeichnet 
worden, an Deren eine oder die andere 
nad Verſchiedenheit der einzufchlagen- 
den Routen folde Schüblinge nach dem 
Wunſche der kurheſſiſchen Regierung 
abzuliefern wären. (Hflzl. D. v. 15. 
Mai 1837 3. 11608, an fammtl. 
Känderft. mit Ausnahme Mailand, Der 
nedig, Dalmat. Bol. &. ©. 65. Bd. 
Rr. 80. B. der n. 5. R.v. 31. Mai 
1837 3. 30563.) 
egen der Ochſen am Viehmarkte, 

1. Schlachtvie 

Hen ſoll * dem Gewichte unver⸗ 
fälſcht und trocken verkauft werden. 
(Gof-D. v. 5. Oct. 1792 Krop. Gef. 
Franz. 1. 3b. ©. 434.) 

— Feuerloͤſch⸗ 


ung. 
Hen⸗ und Strohmarkt-Ordnung 
für die k. k. Haupte und Reſidenzſtadt 
Bien, |. Strohmarkt-Ordnung. 

Hens und Strohmarlt, ſ. Markt⸗ 
Polizei⸗Aufſichtsanſtalt der Stadt 
Wien. $. 93.) 

eren, |. Aberglanben. 

ietzing, Errichtung eines Polizei⸗ 
Commiſſariates dafelbft, f. Polizei⸗ 
Bezirk von Wien, 

ülfenfrüchte, Aufhebung der Sa- 
gung, f. Satzung. 

Simmel ein foll nicht zum Haar⸗ 
puder gebraucht werden. (Hof-D. v. 2. 
März 1792. Krop. Gef. 1. Bd. ©. 6.) 

Hinrichtungen. Der oberfte Ge⸗ 
richtshof hat mit Decret vom 22. Juni 
1833 3. 3395 hinſichtlich der 
Berwendung der bei Gelegen- 
beit von Hintihtungen einge 
hbenden milden Gaben im Einver- 
nehmen mit der k. k. vereinigten Hof- 
kanzlei an das Nicder- Defterr. Appel- 
lationd- Gericht die anliegende Vorſchrift 
erlaſſen: 

Beilage. 1. Es kann fernerhin 
dem Publicum geſtattet werden, vor oder 
bei der Hinrichtung milde Gaben abzu⸗ 
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reihen, wozu jedoch auf feine Weife 
aufgefordert werden darf. 

2. Nie dürfen derlei milde Gaben 
dazu verwendet werden, um dem Gri- 
minal⸗Gerichte für die ordentliche Ver⸗ 
pflegung bes Inquifiten, die Hinridh- 
tungs⸗ oder andere Criminal » Koften 
einen Erfab zu gewähren. Nur wenn 
die Abfiht der Geber, dem Hinzurich⸗ 
tenden in den lebten Tagen feines Le⸗ 


bens eine beffere Verpflegung. zu ver- fpie 


ſchaffen, ald das Eriminal-Geriht ihm 
zu geben verpflichtet ift, beflimmt aus⸗ 
gedrückt wird, darf das zu einer befie- 
ven, jedoch nie zu einer üppigen oder 
fhwelgerifhen Berpflegung Nöthige 
aus folden Sammlungs » Geldern ent- 
nommen werden. 

3. Wenn die Geber ausdruͤcklich be- 
flimmen, wozu die Gabe zu verwenden 
fei, fo ift ih an dieſe Beftimmung zu 
halten, in fo fern nicht das erſtgedachte 
Berbot fehwelgerifcher Mahlzeiten da- 
durch überſchritten wird. 

4. Wenn die Gaben wie gewoͤhnlich 
ohne eine ausgedrückte Beſtimmung ge⸗ 
ſpendet werden, fo find fie im Allgemei⸗ 
nen zu milden Zweden, und zwar ein» 
verftändlih von dem Criminal-Gerichte 
und der politifhen Behörde zu verwen- 
den. Zu diefen gehören bei Katholiken 
Megopfer für den Hingerichteten, Ent- 
ſchädigung der durch das Berbrechen 
Beſchädigten, vorzüglich wenn fie arm 
find, Betheilung von Armen überhaupt 
unter der Verpflichtung, für den Hin- 
gerichteten zu beten und Unterftühung 
der dürftigen Familie des Hingerichte- 
ten. Wie viel zu jedem diefer Zwecke 
gewidmet werden folle, oder ob nicht 
das Ganze zu Einem derfelben zu wid: 
men fei, ift nad) den Berhältniffen jedes 
einzelnen Falles und vorzüglich nad 
dem Betrage des eingegangenen Al: 
mofend von den vertheilenden Behör- 
den zu beurtheilen. Die der Familie des 
Hingerichteten oder ihm zum Eigen 

Halelaty, Saudb. d. Bolig. Gef. 11. 
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thume zufallenden Beträge find an deſ⸗ 
fen Berfonal-Inftanz zur gefeßmäßigen 
Bertheilung zu übermaden. (Hflzl. D. 
v. 8. Suli 1833 3. 16379. N. ö. R. 
B. v. 15. Zuli 1833 3. 38302 und 
39860. R. ö. Prv. G. ©. 15. Bd. J. 
1833. Nr. 155.) 

Hinwegweifung, [. Abſchaffung, 
Abſchiebung, Ausweiſung. 

Firſchelſpiel, ſ. Mariandel⸗ 


vr. Hirſchling (giftiger) oder Reitzger, 
deſſen Beſchreibung. Dieſer Schwamm 
iſt dreifärbig, haarig, geſtrichelt, löche⸗ 
rig, fleiſchig, etwas hohl, von blaſſerer 
Farbe, ſcharfem Geſchmack ſeiner Milch, 
wodurch er fich von dem eßbaren Reitz⸗ 
ger unterſcheidet, ſein Hut anfangs 
rund, nachher in der Mitte vertieft, die‘ 
Samendede ift haarig, aber ohne Ring. 
Er wird den ganzen Herbft in Wäldern 
und auf Haiden gefunden. Alle diefe 
Schwämme, auch im geringer Menge 
genoffen, ftören die Geſundheit; verur- 
fahen Magenfchmerzen, Brechen, Bauch⸗ 
geimmen, ſchmerzhaften Durchfall, Ohn⸗ 
machten, Krämpfe, endlich auch den Tod. 
Die eigene Erfahrung follte dad Bau⸗ 
ernvolf befonders im Kaurzimer, Czas⸗ 
lauer Kreife, vom Gebrauch des Flie- 
genfhwammes wider die Herbſtwechſel⸗ 
fieber abſchrecken, wovon öfters die 
ſchrecklichſten Kolgen entftehen. Diele 
traurigen Wirkungen abzuwenden, ift 
anfangs fehnell bewirktes Brechen nüp- 
li, dann Mil oder Waſſer mit Eifig 
getrunken. Der Effig iſt gegen das Gift 
der Schwämme ein fo wirkfames Mittel, 
daß fie mit Effig zubereitet, einen gro» 
gen Theil ihrer. Schädlichkeit verlie- 
ren. (Krop. Gef. Joſeph 17. Bd. ©. 
423.) 

irn, ſ. Gemeinde : Histen, 
Bichhirten. 

Hochverrath, Behandlung der öfter: 
reichifchen, preußiſchen und ruffifchen 
Untertbanen, die fi des Hochverra⸗ 
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thes ſchuldig machen, f Masliefe: 
rung 
——— denticher Bund. 
ochzeiten, ſ. Zanzmufilen. 
ochzeits⸗ und Todtenmahlzei⸗ 
ten und das Schießen hiebei iſt verbo⸗ 
ten. (Hof⸗-Entſchl. v. 8. Juni 1785. 
Krop. Gef. Joſ. 8. Bd. ©. 38.) 

Hochzeitſchießen, Iohannisfeuer 
20. 2c. find verboten. (Vdg. v. 17. 
Suni 1757. Krop. Gef. M. Ther. 3. 
Bd. ©. 350.) 

Hödler. Nur jene find zur Erlan- 
gung eines Höclerbefugniffes fähig, 
welche durch das Zeugniß des Grund» 
gerihted und des Pfarrers beweifen, 
daß fie arm, wegen befonderer Umftände 
einer Rückſicht würdig, und zu fonftigem 
BDerdienfte untüchtig find. Es find den- 
felben eigene Pläße und Ständchen nad 
einer der Bequemlichkeit des Publicums 
angemefjenen Bertheilung zum Verkaufe 
anzuweifen, und es ift ihnen nicht ge⸗ 
flattet, außer den ihnen angewiefenen 
Standörtern zu verkaufen, fowie auch 
Keinem erlaubt ift, unter irgend einem 
Borwande mit andern Feilfhaften, als 
auf welche das Befugniß ausdrücklich 
lautet, zu handeln. (Hof⸗Deccr. v. 18. 
Febr. 1792.) 

— — Die Hödlerbefugnifie können 
nur ſolchen Leuten zugetheilt werden, 
welche ſich font gut verhalten, jedoch 
Alterds oder anderer Gebrechlichkeiten 
halber zu einem andern Verdienfte nicht 
wohl geeignet find. (Hof-D. v. 9. Jan. 
1795. R. Int. v. 19. Febr. 1795 u. 
Hflzl. D. v. 30. April 1804 3. 7152. 
R. 6. Reggs. Decr. v. 15. Mai 1804 
3. 8815.) 

— — Bei denfelben vorgefundenes 
unreifes Obft, wenn es nicht korb⸗ und 
buttenweife zum Einſieden verkauft 
wird, ift von den Marktrichtern zu ver- 
tilgen, und die Verkäufer dem Magi- 
flrate anzuzeigen. (R. ö. R. V. v. 
Aug. 1797. 
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Hödler. Die Hödlerbefugniffe fol- 
len nur alten, gebrechlichen und gut ge⸗ 
fitteten Leuten, welche fih den Lebens⸗ 
unterhalt auf keine Art zu erwerben 
vermögen, zu Theil werden. Es follen 
aber die mit dem Handel mit Lebens⸗ 
mitteln ſich befafjenden Höcklerleute nicht 
ohne Roth und Grund vermehrt wer- 
den, fondern nah Maß als fie einge- 
ben, dadurch vermindert werden, daß 
fie nicht mehr erfeßt werden. Die Höd- 
lerftände follen übrigens nicht an Orten 
geduldet werden, wo fie die Paſſage hin⸗ 
dern, oder Gaͤſſen und Pläße verunftal- 
ten, und diefe Standhütten follen zur 
genaueften Befolgung der beftehenden 
Markt» und andern Vorſchriften verhal: 
ten werden; daher fänmtlihen Behor- 
den zur unverbrüchlichen Pflicht gemacht 
ift, über die genaue Befolgung der bes 
ftehbenden Marktvorſchriften mit aller 
Strenge zu wachen. (Hfkzl. D. v. 2. 
Jan. 1818. Vdg. der n. ö. R. v. 8. 
San. 1818.) 

— — Mit hoher General -« Com- 
mando » Berordnung if dem Wr. Platz⸗ 
Commando aufgetragen worden, mit 
aller Strenge darauf zu ſehen, daß in- 
nerhalb der Thore, bei und auf den 
Brüden, dann allen Zugängen von den 
Borftädten in die Stadt, den Debitle- 
rinnen und fonftigen mit Lebensmitteln 
handelnden Individuen auf feinem Fall 
erlaubt werde, die ihnen angewiejenen 
Plaätze zu verändern, und 'dadurd die 
Baffage zu hemmen, fo wie ed auch aus⸗ 
drücklich verboten ift, Daß diefe handeln- 
den Individuen fich in der Nähe einer 
Schildwache zum Verkaufe aufhalten. 
Eben fo ift es auch mittelft hoher Res 
gierungs - Circular-Berordnung vom 8. 
Jänner 1818 allgemein bekannt ger 
madht worden, daß Se. Maj. unterm 
28. Dec. 1317 angeordnet haben, daß 
die mit Lebensmitteln handelnden Höck⸗ 
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vermehrt, fondern nach dem Maße, ale 
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fle eingehen, nicht mehr zu erſetzen feien, 
dag man diefe Stände nicht mehr an 
Orten leide, wo fie die Paſſage hindern, 
und daß das Höderbefugniß nur alten 
gebrechlichen, und gut moraliſchen Leu⸗ 
ten zu Theil werden foll, und dieſe 
Standfälter zur genaueften Befolgung 
der beftehenden Markt: und fonftigen 
Vorſchriften zu verhalten feien. Bei dem 
Umftande, daß befonders auf dem nenen 
Burgplape und in der Gegend des 
Aviſo⸗Poſtens vor der Burgthor-Brüde 
die Höcdlerinnen und Fifchweiber, dann 
fonftige mit allerlei Feilſchaften han⸗ 
delnde Individuen und Kinder nicht 
allein diefe Gegend verunftalten, fon- 
dern, bei dem häufigen Andrange von 
Menfhen, tie Paffage bedeutend er- 
ſchweren, und die von dem Militär ftatt- 
findenden Abweifungen gänzlich feucht: 
los bleiben, hat das k. k. Wr. Platz⸗ 
Commando um die Mitwirkung der k.k. 
Polizei « Ober-Direction erſucht, damit 
den beftehenden allerhödften Berord- 
nungen Genüge geleiftet werde. (Note 
des Wr. Plap-Commando v. 28. März 
1821.) 

Höckler dürfen ihre Waare nicht 
auf dem Trottoir ausftellen, f. Trot⸗ 
toire. 

Hödler = Ordunng. Für die 
Hauptftadt Prag befteht nad: 
ſtehende Hödler Ordnung: 

8.1. Die Hödlerei wird auf ben 
Kleinhandel mit Eßwaaren beſchränkt. 
Ber mit andern Feilfehaften hoͤckelt, 
wird das erfte Mal mit der Confisca⸗ 
tion der Waare und mit dreitägigem 
Arreft, Das zweite Mal mit dem Waa⸗ 
renverfall und achttägigem Arrefte, das 
dritte Mal mit der Berfallsftrafe und 
dem Berlufte des Höcklerbefugniſſes ge- 
ftraft. (Auch nach der Bubernial - Ber- 
ordnung v. 1. Febr. 1816 Nr. 4016, 
koͤnnen die Höcler bei erhaltener Li⸗ 
zenz mit allen Eßwaaten im Kleinen 
handeln.) 
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$. 2. Die Höclerei eignet nicht zur 
Erlangung des Buͤrgerrechtes. 

8.3. Auf die Bewilligung zum Höd- 
lergewerbe haben Anſpruch: alte, er⸗ 
werbönnfähige Prager Bürger, Bür 
geröwitwen und zu andern Erwerbe un- 
tauglihe Dienftboten, welche fih aus⸗ 
weifen, 10 Jahre ununterbrochen red⸗ 
ih gedient zu haben. 

8. 4. Das Hödler-Befugniß ertheilt 
der Magiftrat im Einverftändniffe mit 
der Stadthauptmannfdhaft. 

8. 5. Der Lizenzſchein wird vom 
Magiftrate ausgeftellt und von der 
Stadthauptmannfhaft koramifirt und 
ift nur für den damit Betheilten giltig. 
Feder Unfug diefer Art zieht den Ver: 
luft des Befugniffes nach fih. (Nur bei 
Jenen, die gebredhlich find, ift vermöge 
Buhernial = Berordnung vom 2. März 
1815 Rt. 8167 die Subftituirung 
durch ihre Kinder nad vorläufiger Prü⸗ 
fung geftattet.) 

8.6. Unbefugte Hödler, wenn fie 
Prager find, werden mit der Confisca⸗ 
tion der Waare, das zweite Mal eben 
fo und mit achttägigem Arrefte, und in 
jedem fpätern Ball mit der Confiscation 
und Arbeitshauseinjperrung geftraft. 
Fremde werden das erſte Mal mit Con- 
fiscation und Abfhaffung durch Schub, 
das folgende Mal mit Confiscation 
und als Schubsrevertenten beftraft. 

8. 7. Die willtürlihe Verwechslung 
des dem Höcler angewiefenen Stand« 
platzes wird das erfte Mal mit dreitä⸗ 
gigem, das zweite Mal mit achttägigem 
Arrefi, das dritte Mal mit dem Ge: 
werböverluft beftraft. Der einen unbe- 
fugten Höckler in feinem Haufe duldende 
Hausbefitzer wird mit 5 fl. beftraft. 
(Die Pläße den Höcklern anzuweifen, 
fteht nah der Gubernial - Verordnung 
vom 11. Febr. 1817 Rr. 42263 dem 
Magiftrate zu.) 

8.8. Jeder Hoͤckler muß eine ſchwarze 
mit feinem Namen, der Gaffe und der 
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Rummer des Lizenzfcheines verfehene 
Tafel aushängen, widrigend er mit 
- 30 kr., und im wiederholten Falle dop⸗ 
pelt geftraft wird. 

8. 9. Unter Berluft des Befugniſſes 
darf der Höcler Bein anderes Gewerbe 
betreiben. 

8. 10. Hödler dürfen zum Erkaufe 
der Feilfehaften nicht vor der zwölften 
Mittagsftunde auf dem Markte erfchei- 
nen, und ſich nie als Verkäufer auf den 
Markt begeben. Die Strafe in beiden 
Fällen ift der Berluft des Befugnifles 
und der Geldwerth der betretenen 
Waare. 

8. 11. Jeder, wie immer geartete 
Vorkauf iſt den Höcklern unter derſel⸗ 
ben Strafe verboten. 

$. 12. Der Verkäufer darf die ein⸗ 
mal verkaufte Waare unter Confisca⸗ 
tion an feinen Dritten verlaufen. 

8. 13. Jede Ueberbietung ift den 
Hödlern verboten. 

$. 14. Unter Confiscationgftrafe 
darf fih kein Hödler der Zwifchenhänd- 
ler bedienen. 

$. 15. Wer dem Hödler zum Unter- 
ſchleife behilflich ift, wird mit dem Geld- 
werthe der zu confidcirenden Waare, 
und ein Hödler mit dem Gewerböver- 
Infte beftraft. 

$. 16. Wegen uncimentirtem Maße 
und Gewichte wird der Hödler mit 15 fl. 
geftraft, bei überwiefenen Bevortheilun- 
gen diefer Art tritt das allgemeine Straf. 
geſetz in Wirkſamkeit. 

$. 17. Jeder ſich ungebuͤhrlich be- 
tragende Hoͤckler wird eingezogen und 
mit einem wenigſtens 24ftündigen Ar⸗ 
reſte geftraft. 

$. 18. Iener Hödler, der mit feinem 
Kram die Gaſſe verfchränft und den 
Plak nit rein hält, wird mit 2 fl. ge- 
ſtraft. Welcher ſchlechte Feilfchaften 
verkauft, dem werden felbe confiscirt 
und er noch mit dem Geldwerthe der- 
felben, nach Umftänden mit Arreft oder 
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mit körperlicher Züchtigung geahndet. 
Das Kaftanienbraten, Suppenkochen, 
MWürfte und Bratenbraten auf offener 
Straße ift unter 3 Gulden Strafe ver- 
boten. Unter Eonfiscation dürfen Hoͤck⸗ 
ler ihre Waaren an Sonn- und Feier: 
tagen Vormittags nicht laͤnger ald bis 
9 Uhr, Nachmittags nicht vor 4 Uhr 
verkaufen. Am Neujahr» und Chrift- 
tag, Oſter⸗ und Pfingftfonntage ift die- 
fer Verkauf unter 10 Reichsthalern ver: 
boten. Die nicht abgeräumte Kramftelle 
wird conflecirt, und unter derfelben 
Strafe ift die Errichtung feſter Stände 
verboten. 

8. 19. Der Angeber und Apprehen⸗ 
dent diefer Hebertretungen erhält jeder 
die Hälfte der confiscirten Waare oder 
des Strafbetrages. 

8. 20. Die Auffiht auf dem Marie 
haben das Markiauffihtsperfonale, die 
Stadtviertler und die Polizeiwache. 

8. 21. Die Oberauffiht hat der 
Magiftrat nebft der Stadthauptmann⸗ 
ſchaft. (Höcdlerordnung für Prag vom 
29. Mai 1813. 3. 19069. Obent. 
3. Bd. ©. 5—8.) 

ofag —— Agenten. 

e, |. Hofgebände. 

— ung iſt mit aller 

Steenge bintanzubelten. (Hflzl. Deer. 

vom 31. Oct. 1804. Kanka Handb. 
©. 218.) 

— — Aus Anlaß vorgelommener 
Falle, daß fih fremde Unterthanen nach 
Wien begeben, um Seine Majeftät mit 
Geſuchen um Unterftübungen zu behelli⸗ 
gen, wurde bei dem Umſtande, wo foldye 
Reifen in das a. h. Hoflager ohne Er⸗ 
laubnig der Grundobrigkeit unftatthaft 
find, in Folge h. Hoflanzlei= Decretes 
vom 14. März d. I. mittelft Regie 
rungs « Bräfidial» Decretes vom 17. v. 
M. 3. 1115/P. anher aufgetragen, ge 
gen die ohne Paß und Bewilligung hier⸗ 
orts erfheinenden Unterthanen den Vor⸗ 
[hriften gemäß vorzugehen. Da hiemit 
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im einfachen Kalle deren Rückweiſung 
gemeint if, fo haben die Polizei⸗Be⸗ 
ziehe » Directionen derlei Hofbehelliger 
weder in Brivat- noch öffentlichen Orten 
zu dulden, fondern fie von hier zu ents 
fernen, oder fonft nad Umftänden Amt 
zu handeln, und das Verfügte jedesmal 
anber anzuzeigen. (Circ. der k. k. Bol. 
Ob. Dir. vom 17. Mai 1842 3.5600/ 
fc llig Winkel 
ofbehelligung, ſ. inkel⸗ 
ſchreiber. 
Hofburgtheater, ſ. Theater, 
Theater⸗Fahrordunng. 
- Hofdiener, ohne Unterſchied des 
Ranges, müflen, wenn fie wegen 
Schulden oder Bolizeivergehen 
angeklagt werden, dem Oberfthof-Mar« 
ſchallamte angezeigt werden! (Pol 
Hfft. Bdg. vom 24. Aug. 1803. Krop. 
Gef. Franz. 18. Br. ©. 280.) 
Hofgarten. Nach den beftehenden 
Borfchriften, insbefondere nad dem h. 
Hoflanzleis Decrete vom 3. Zuni 1811 
3. 8041, R. 3. 21039 find alle jene 
Barteien, welche auf Gründen bauen 
wollen, die fih zunächſt eines k. k. Hof⸗ 
gartend befinden, und wo die Ausſicht 
des Letzteren durch den Bau beirrt wer- 
den Eönnte, verflichtet, fih vor Anfang 
des Baues nicht nur bei der k. k. Hofe 
gartensDirection, fondern auch mit Bei- 
legung der Baurifje bei der betreffenden 
k. k. Hofbaubehörde zu melden, und 
weder ohne Bewilligung diefer beiden 
Hofftaats » Adminiftrationen den Bau 
anzufangen, noch bei der Ausführung 
desfelben die zugeftandenen Gränzen zu 
überfhreiten, widrigens der Eigenthü- 
mer zur Abtragung des Gebäudes uns» 
nahfichtlih verhalten werde Ebenſo 
haben jene Grundbeſitzer, durd deren 
Liegenfhaften eine Hofwaſſerlei— 
tung geführt ift, im Falle fie eine 
die Wafferleitung berührende Unterneh⸗ 
mung, als Baue, Grabenführungen, 
Baumpflanzungen u. f. w. beabfichtigen, 
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vor Ausführung derfelben, der beiref- 
fenden Hofbaubehörde die diesfällige 
Anzeige zu machen und deren Zuftims 
mung zu erwirken. Im neuerer Zeit 
bat ſich jedoch gezeigt, daß diefe Vor⸗ 
ſchriften und die darauf beztiglichen 
Rechte des allerhöchſten Hofes ganz un⸗ 
beachtet blieben. Die k. k. Bezirke: 
hauptmannfhaft Hieking umd der Wie⸗ 
ner Magiftrat wurden über Anfuchen 
des h. 8. k. Hofmeifteramtes vom 5. d. 
M. 3.8553, Jahr 1852 mit h. Statt: 
halterei«-Erlaffe vom 20. d. M. Rr. 931 
zur ftrengen Ueberwachung der diesfalls 
beftebenden Vorſchriften angewieſen. 
Die Bezirks⸗Comiſſariate werden hiervon 
zur Wiffenfhaft und nad Umftänden 
zur Darnachachtung in vorkommenden 
Fällen in die Kenntnig gefebt. (Decr. 
der Bol. Dir. vom 22. Jänner 1853 
3. 1393/195. 

ofgarten, Bauführungen in der 
Nähe eines Hofgartend oder Schlofles, 
f. Bauordunng für Wien. $. 10. 

Hofgebäude. Die Aerzte, Wund⸗ 
ärzte und Seelforger in den k. k. Hof: 
gebäuden follen in der Regel weder eine 
Section, noch ein Begräbniß vor Ab» 
lauf der im Gefeße zum Begräbniß be- 
flimmten Zeit vornehmen, und in Fal- 
len, in welchen nach demfelben, oder bei 
befondern Umftänden eine Abkürzung 
diefer Zeit Statt finden kann, darf diefe 
Ausnahme nur nad erhaltener Zuftim- 
mung bdesjenigen Sanitäts Beamten 
eintreten, weldher hierzu von dem Ef. ft. 
erften Leibarzte Seiner Majeftät beftellt 
fein wird. (Vdg. dern. 6. Rgg. vom 
29. Zänner 1839 3.5884, n. 0. Prv. 
G. S. 21. 3b. Nr. 19.) 

— — Nahträglih zu dem Regie 
rungs⸗Decrete vom 29. Jänner 1839 
wird eröffnet, daß, wenn in den Hofge- 
bäuden die Beerdigung oder Deffnung 
einer Leiche vor der gefeblich beftimmten 
Friſt vorgenommen werden fol, zur Er- 
theilung der Exrlaubniß hierzu der k. k. 
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erſte Hofarzt oder in deſſen Verhinde⸗ 
rung ſtets der im Senio nächſte Hofarzt 
ermächtigt ſei. (Vdg. der n. ö. Rgg. 
vom 25. März 1839 8. 17202. n. ö. 
Pıov ©. S. 21. Bd. Nr. 59.) 

Hofgebäude. Aus Anlaß des vorge: 
kommenen Falles, daß von einem Bez. 
Pol.-Commiffariate im Laufe einer Dieb- 
ftahls - Borunterfuhung zur Viſitation 
der Wohnung bei einer in der k. k. Hofs 
burgwache⸗Caſerne wohnenden Partei 
obne Beiziehung eines k. k. Hoffouriers 
gefchritten wurde, und zufolge des dies⸗ 
falls über Anfinnen des k. 2. Heren 
Dberfthofmeifters herabgelangten hoben 
Erxlaffes des Minifterium des Innern 
vom 24. Sept. 1851 3. 21428 intie 
mirt mit Statthalterei » Decrete vom 6. 
Dct. 1851 3.32947, wird fammtlichen 
Bezirtd - Commiffariaten zur genaueften 
Darnachachtung die Weifung ertheilt, 
daß polizeiliche Rahfuchungen in k. k. 
Hofgebäuden kuͤnftighin behufs der Bes 
ordnung eines k. E. Hoffourierd zur Aſ⸗ 
fiftenzleiftung (wie fie biöher vorge- 
fhrieben war und jederzeit beobachtet 
wurde), bei dem k. k. Oberfthofmeifter- 
amte angemeldet werden müflen, von 
welchem die Aſſiſtenz ſolchen Falls ohne 
Berzug angeordnet werden wird. (Decr. 
der k. k. Stadthauptmannſchaft vom 9. 
Dct. 1851 3. 20980/1625.) 

— — Der Sicderheitsdienft wird 
dem Oberfthofmeifteramte übertragen, 
ſ. Oberfthofmeifteramt. 

— — Bauführungen in der Nähe 
derfelden, |. Bauordnung für Wien 
$. 10 und Hofgarten. 

Hofgeſuche. Es iſt der Fall vor: 
gekommen, daß eine an Se. Majeftät 
gerichtete Bittfchrift von der Hoflanzlei 
der Regierung zur Amtshandlung herab: 
langte, und von dieſer mit derſelben 
Weiſung an die betreffende Unterbe⸗ 
hörde erledigt, und von dieſer Unterbe⸗ 
hörde aber an den Bittſteller dahin be- 
ſchieden wurde, daß Se. Majeftät über 
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erwähntes Geſuch eine nähere Ent» 
fhliegung zu erlaffen gerubt haben. 
Diefer Beſcheid kam zur Kenninif Sr. 
Majeftät, Höchſtwelche mit Cabinetfchreis 
ben vom 8. d. M. zu erinnern gerubten, 
der eben erwähnte Befcheid fei in der 
Hinfiht unzweckmäßig gewefen, da fo» 
bald Allerhöchſt Diefelben über ein Ge» 
fuch nichts anzuordnen befinden, es bei 
der Amtshandlung der betreffenden Be⸗ 
hörden, folglich auch bei der gehörigen 
Abthuung des Gegenftandes der Bitte 
zu verbleiben habe, wornad in dem Be⸗ 
fheide über felbe der Erfolg der Amts⸗ 
handlung zur Nachachtung des Geſuch⸗ 
fteller® gehörig ausgedrückt fein müſſe. 
Bon diefer allerhödhften Weifung wurde 
die Polizei⸗Ober⸗Direction in Folge ho⸗ 
ben HofkanzleisDecretes vom 12. d. M. 
in die Kenntniß gefebt, und hat ſich die⸗ 
felbe genau nad der höchſten Willens» 
meinung zu benebmen. (NR. ö. Rggs. 
Dec. vom 23. Oct. 1819 3. 40147. 
Bol. Ob. Dir. 3. 6310.) 

Hoflammer. Nach der allerhöch ſt 
genehmigten Organiſirung des Miniſte⸗ 
riums der Finanzen, hört die Wirkſam⸗ 
keit der bisher beftandenen allgemeinen 
Hofdammer auf, und die Geſchäfte der- 
felben übergeben, in fo ferne fie nicht 
dem Minifterium der öffentlichen Arbei- 
ten oder jenem der Randescultur, des 
Gewerböwefens und des Handels zuge- 
wiefen wurden, an das Yinanzminifte- 
rium. (Schreiben des E. k. Finanzmi⸗ 
nifters vom 19. Mai 1848, an ſämmt⸗ 
liche Länderftellen u. Cameral-Gefällen: 
Berwaltungen. Pol. &. ©. 76. Br. 
Nr. 69.) 

Hoflanzlei. Seine k. k. Majeftät 
haben mit allerhödhfter Entfchließung 
vom 10. Mai 1848 zu beftimmen ge- 
rubet, daß mit 15. Mai 1848 die ver⸗ 
einigte Hofkanzlei ihre Activität fchließe, 
und in das Minifterium des Innern 
übergebe. (Schreiben des k. k. Minis 
fterd des Innern vom 12. Mai 1848 


Hoflieferanten. 


an fammıtliche Länderchefs. Bol. G. ©. 
16. Bd. Rr. 61.) 

Hoflieferanten. Seine k. k. Ma⸗ 
jetät haben mit a. h. Entſchließung vom 
4. Suli 1846 anzuordnen gerubt, daß 
inländifchen Gewerbs⸗ und Handels— 
leuten die Führung und die Anbringung 
der ihnen von ausländifchen Höfen ver- 
liedenen Titel dortiger Hoflieferanten 
oder Hofgewerböleute, auf ihren Ge⸗ 
werbs⸗ oder Verkaufs⸗Localien nur in 
fo ferme geftattet werden könne, als die 
in Wien refidirenden Gefandtichaften 
jener Höfe dagegen keine Einwendung 
maden, und der Beweis hierüber bei 
der Local» Polizeibehörde beigebracht 
wird. Jedoch foll dergleihen mit frem- 
den Titel betheilten Gewerbe» und Han⸗ 
delaleuten nicht geftattet werden, aus» 
ländifhe Wappen auszuhaͤngen oder 
diefelben auf eine andere, mit ihren Ti⸗ 
teln in Verbindung gebrachte Art zu 
gebrauchen. (Hfkzl. Decr. vom 15. 
Sept. 1846 3. 28538 an ſämmtliche 
Landerftellen. Bol. &. S. 74. Bd. 
Rt. 104.) 

Hofmarfchallamt, demſelben find 
ohne Unterſchied des Ranges die Hof» 
diener, wenn fie wegen Schulden oder 
Bolizeivergeben angeflagt werden, ans 
juzeigen, ſ. Hofdiener. 

— — demfelben gebührt keine Cri⸗ 
minal⸗Gerichtsbarkeit. (Juſtizhof⸗Deer. 
vom 5. Febr. 1819. Krop. Geſ. Franz. 
41. Bd. S. 75.) 

— — Seine Majeſtät haben mit 
a. h. Entſchließung vom 30. Juli 1851 
zu bemwilligen gerubt, daß rückſichtlich 
des hier anfäffigen und domicilirenden 
fouveränen Fürſten von Liechtenſtein, 
feiner Gemahlin und feiner im elterli- 
den Haufe fi aufhaltenden minderjäh- 
tigen und unvermählten Kinder, ferner 
in Anfehung der hierlandes domiciliren- 
den Glieder des Haufes Bourbon altes 
ter Linie bei allen in Defterreich ſich er- 
gebenden Rechtsangelegenheiten, welde 
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ſich auf dieſe, als erterritorial anzuſe⸗ 
hende Perſonen, und auf ihr bewegliches 
Vermogen beziehen, das Oberſthofmar⸗ 
ſchallamt in Ausübung feiner herkoͤmm⸗ 
lihen Gerichtsbarkeit über Perfonen, 
denen das Recht der Erterritorialität 
zukommt, einzufchreiten habe; — wo» 
gegen in Beziehung auf das den ge 
nannten Perfonen gehörige Real» und 
Fideicommiß-Bermögen die Wirkſamkeit 
der ordentlihen Gerichtöbehörden uns 
verändert zu bleiben hat. (Erlaß des 
Juſtiz⸗Miniſter. v. 10. Aug. 1851 für 
den ganzen Umfang des Neid. R. ©. 
B. Nr. 183.) 

Hofmarfhallamt. Das Oberſthof⸗ 
marfhallamt wird in der Ausübung fei- 
ner herfömmlichen Gerichtsbarkeit iiber 
die Mitglieder des kaiſerlichen Haufes 
und über die Perfonen, welchen das 
Recht der Erterritorialität zuftebt, oder 
durch befondere Anordnungen einge: 
räumt wurde, aufrecht erhalten. Die 
von ihm früher über andere Berfonen 
ausgeübte Gerichtsbarkeit fteht den or⸗ 
dentlihen Gerichten zu. Jedoch haben 
diefe in dem Falle, wenn in den Faifer- 
lien Hofgebäuden oder Kuftfchlöffern 
in Wien oder in feiner nächften Umge- 
bung, oder wenn in den ſonſtigen Woh⸗ 
nungen der Mitglieder des Taiferlichen 
Haufes oder der Erterritortalien ein ge⸗ 
richtliher Act gegen eine in denfelben 
wohnende, den ordentlihen Eivil- oder 
Militär» Gerihtsbehörden unterftehende 
Berfon vorzunehmen ift, das Oberfthof: 
marfhallamt um die Vornahme anzu⸗ 
gehen, e8 wäre denn, daß es fih nur 
um eine gerichtliche Zuftellung handelt. 
(Kaif. Bat. vom 20. Rov. 1852. Art. 
VR. G. B. Rr. 251.) 

— — Degen Ausübung der Ge⸗ 
richtsbarkeit über öſterreichiſche Unter⸗ 
thanen, die als diplomatiſche Perſonen 
am k. k. Hofe accteditirt find, ſ. Ge⸗ 
richtsbarkeit. 

— — Der Sicherheinodienſt in den 


KHofmeifter. 


f. k. Hofgebäuden wird dem Oberfthofe 
meifteramte übertragen, ſ. Oberfthof: 
meifteramt. 

Hofmeifter, |. Erzieher, Privat: 
lehrer, Privatlehranftalten, Pri⸗ 
vatunterricht. 

Hofmeiſteramt, ſ. Oberſthof⸗ 
meiſteramt. 

ofnormatage, ſ. Normatage, 
Schauproductionen. 

ofräume, in den Hofräumen der 
öffentlichen Wohlthätigkeits-Anſtalten 
dürfen für Beamte und Diener keine An⸗ 
lagen von Gärten u. ſ. w. gemacht wer⸗ 
den, ſ. Wohlthätigleits-Anftalten. 

Hofreifen, Verbot der Repartition 
der Koften für Feierlichkeiten bei Hof: 
reifen auf die Kreis-Infaffen, f. Reifen. 

Hoffchanfpieler. Einer Mitthei- 
lung des k. k. Oberftlämmerer - Amtes 
vom 23. Febr. 1852 3.268 zu Folge, 
ift die Vorfchrift, nach welcher die k. k. 
Hoffhaufpieler. nur mit befonderer Be- 
willigung auf Brivatbühnen fi verwen- 
den dürfen, aus Anlaß eines befonderen 
alles dahin erneuert und erläutert wor- 
den, daß die Mitwirkung von Mitglie- 
dern der ?. k. Hofbühne in Privat- 
thbeatern im Koftüme und unter 
Berlautbarung dur gedrudte 
Zettel ohne Bewilligung des erwähn- 
ten Hofamtes, die nit von Seite der 
Mitwirkenden, fondern von jener der 
Unternehmer einzuholen ift, nit Statt 
finden dürfe. Hievon werden die Be- 
zirks-Comiſſariate zur Wiffenfchaft und 
weiterem Benehmen mit dem Bemerfen 
in die Kenntniß gefeßt, daß die Nachweis 
fung obiger Geftattung in vorkommen⸗ 
den Fallen vor Ertheilung der hier. 
ortigen Bewilligung zu Brivat- 
theaternorftelungen exforderlih iſt. 
(Deer. der ?. k. Bol. Dir. v. 25. Febr. 
1852 3. 771/P.) 

offiherheitsdienft, ſ. Oberft: 
hofmeifteramt. 

Hoffprigen, Beftimmung der Ent- 
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fernung, auf welche fie fahren, ſ. Feuer⸗ 
fprigen. 

Hoftraner. Da bei Sterbefällen 
höchſter Perfonen die Hoftrauer ge⸗ 
wöhnlih fehr bald nah Bekanntwer⸗ 
dung des Trauerfalles am kaiſerlichen 
Hoflager zu tragen begonnen wird, und 
daher die entfernteren Provinzen erft 
nad Verlauf von einigen Tagen nad 
dem Beginne der Hoftrauer, bisweilen 
nur wenige Tage vor deren Ende zur 
Amtlihen Kenntniß hierüber gelangen 
fönnen, fo wird von den, dem E. k. 
Kriegsminifterium unterftehbenden Mili- 
tärbehörden aus Anlaß einer jeden, 
Allerhöchft angeordneteu Hoftrauer die 
Tragzeit derfelben in Folge höherer 
Weifung überall vom Zage der Publi⸗ 
cation gerechnet. Es erfcheint anges 
meſſen, daß fi in diefer Beziehung von 
den Civil- und Militär - Autoritäten 
gleihmäßig benommen werde. (Erlaß 
des Minift. des Innern vom 26. Dct. 
1849 an fammtliche Länderchefs. R. ©. 
B. Nr. 436.) 

Hofwafferleitungen, Verpflichtung 
der Grundbeſitzer durch deren Liegen⸗ 
ſchaften eine Hofwaſſerleitung gerührt 
itt, f. Hofgarten, 

Holz, welches auf dem Markte vor 
dem Kärnihnerthore unverkauft geblie⸗ 
ben ift, foll nach geendetem Markte vom 
Eigenthümer eutweder zurückgeführt, 
oder auf die allgemeine Holzgeftätte ge» 
bracht werden, und es ıft verboten, das» 
felbe außer den beftimmten Holzpläßen, 
als in Gaſthäuſern, auf Gaſſen, Stra- 
Ben zc. zu verkaufen, widrigenfall® es 
von den Holzſetzern in Beſchlag zu neh: 
men ift. (Hofentfhließung vom 25. Dc. 
1793. Ktop. Gef. Franz. 3. Bd. 6.287.) 

— — felbft erzeugtes oder auf dem 
Lande erfauftes, nad Wien zu führen 
und hier zu verkaufen, bleibt Jedermann 
frei. (Hofodg. vom 18. Sept. 1817. 
Rggs. Intim. v. 3. Oct. 1817. Barth. 
6. u. ©. Geſ. 4. Bd. ©. 33 bis 34.) 


Koh. 


Holz. Durch das Aufſchichten des⸗ 
ſelben ſollen die Straßen nicht verſtellt 
werden, worüber die Bezirks⸗Directionen 
zu wachen haben. (Bol. Ob. Dir. Circ. 
vom 12. Nov. 1822.) 

— — f. Holsfpalten. 

Holzanffangen. Um die Unfüge 
ernftlich abzuftellen, welche fowohl auf 
der hiefigen Holzgeftätte, und durch die 
dafelbft arbeitenden Leute, als auch auf 
dem Strome von den Scifffnechten 
duch unrechtmäßiges Verfchleppen und 
Verkaufen des Holzes getrieben wer- 
den, wird btemit nebft Beftätigung der 
fhon vielfältig ergangenen Verord⸗ 
nungen Folgendes abermals bekannt 
gemacht: 

1) Hat Niemand das Recht ſich von 
den auf dem Fluſſe aufgefangenen, oder 
in den ausgeleerten Holzſchiffen zurück⸗ 
gebliebenen Scheiten, unter was immer 
für einem Vorwande etwas zuzueignen, 
oder ſonſt von fremdem Holze etwas an 
fih zu ziehen. Die aufgefangenen 
Scheite find den bürgerlichen Holzſetzern, 
und auf dem Lande dem nächſten Ge⸗ 
‚meindegerichte, um fie den Inhabern 
zufommen zu maden, gegen das bes 
flimmte Auffanggeld pr. 1 Pfennig für 
jedes Scheit zu übergeben. 

2) Iſt feinem von den auf der Ge⸗ 
ftätte beftellten Arbeitsleuten, Holzſchei⸗ 
bern, Legen, Aufladen, Holzhadern 
u. dgl. erlaubt, fi) des Verkaufs einiger 
Scheite anzumaßen, auch folcher nicht, 
welche ihnen vielleicht zur Belohnung 
ihrer Mühe möchten überlaffen worden 
fein, fondern, wenn fie doch dergleichen 
Scheite veräußern wollen, hat dieſes 
blos unter der Aufſicht der Holzfeßer zu 
geſchehen. 

3) Auch den Schiffknechten iſt ver⸗ 
boten, es ſei nun ſchon im hieher oder 
im Zurückfahren, einiges Holz zu ver⸗ 
äußern, wovon auch jenes nicht ausge⸗ 
nommen iſt, ſo ihnen auf der Rückfahrt 
zum Kochfeuer überlaſſen wird, weil 
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auch diefes Holz nur zu ihrem Gebrauche 
und nicht zum Verkaufe beftimmt ift. 

4) Dergleichen von den Arbeitsleuten 
oder Schifffnehten veräußertes Holz 
wird, mo immer ein ſolches angetroffen 
werden möchte, allzeit und ohne Anhö⸗ 
rung einer Entfhuldigung, fo wie fonft 
ein entfremdetes Gut behandelt, in Bes 
flag genommen, dem Eigenthümer zu- 
rüdgeftellt, allenfall® von Amtswegen 
verfauft und confiscirt werden. Es hat 
fih daher 

5) Jedermann zu hüten, von erwähn- 
ten Arbeitsleuten oder Schiffknechten 
Holz zu kaufen oder an Zahlungsftatt 
zu übernehmen , und derjenige, der da⸗ 
gegen handelt, und in dergleichen Holz» 
käufe ſich einläßt, febet ſich felbft der 
Gefahr aus, durch die gedachte Abnahme 
oder Confiscirung dieſes unrechtmäßig 
an ſich gebrachten Holzes Schaden zu 
leiden. Uebrigens hat es 

6) In Anſehung der wirklichen Holz⸗ 
diebe, bei den ohnehin beſtehenden Ge⸗ 
ſetzen ſein Bewenden. (N. ö. Rggs. 
Vdg. vom 14. Nov. 1792. Krop. Gef. 
Franz. 1. Bd. ©. 545 big 547.) 

Holzbuden, deren Aufftellung bei 
den Mauthſchranken, ſ. Mauthſchran⸗ 


en. 
Hölzerne Gänge, ſ. Bauordnung 
für Böhmen $. 24 und $. 56. 
Hölzerne Gebäude, ſ. Bauord⸗ 
nung für Böhmen $. 15 und $. 54. 
Hölzerne Hätten auf Säffen und 
Bläßen, f. Glaris, Hätten, Ständ: 


en. 

ölzerne Laternen. Es wurde 
vielfah die Erfahrung gemacht, daß 
nach der gepflogenen Erhebung über die 
Brandihäden au die auf dem flachen 
Lande im Gebrauche ftehenden und üb- 
lichen hölzernen Laternen, die Urfache 
zur Entftehung des Feuers gegeben 
haben. Da nad dem $. 27 der Yeuer- 
löfhordnung für Landflädte und Märkte, 
vom 25. Zuli 1785 ein jeder Hausins 


Hölzerne Rauchfänge. 


baber und Hausvater mit gläfernen oder 
blechernen Laternen verfehen fein fol, 
die größere Koftfpieligkeit diefer Later⸗ 
nen aber auch dadurd vermindert wer: 
den dürfte, wenn die hölzernen Laternen 
am Dedel, Boden und den Seitentheis 
len mit Blech überzogen würden, wos 
duch die Feuergefährlichkeit dieſer La- 
ternen wefentlih verringert werden 
könnte, fo bat das k. k. Kreidamt, bes 
fonders bei den Unterfuhungen über 
die Keuerfhaden darauf zu dringen, daß 
in dieſer Hinſicht die fo wohlthätigen 
Borfhriften der Feuerlöſchordnung in 
dem unterftchenden Kreife genau bes 
folgt werden. (Vdg. des böhm. Gub. 
vom 6. Mai 1849.28. ©. 2. für Boͤh⸗ 
men. Rr. 57.) 

— Rauchfänge, ſ. Feuers⸗ 


Hoͤlzerne Stadeln und Hütten zu 
erbauen wird verboten, f. Feuerloͤſch⸗ 
orbunng für Wien $. 4. 

Hölzerne Wohngebände. Kein 
neued Gebäude darf re von Holz, 
fondern jeded muß fewuerfeft erbaut 
werden, und ed wird zur Handhabung 
diefer Verordnung Folgendes feitgefebt: 

1) Iedes neue Wohngebäude muß 
von Stein oder Ziegeln, fomit feuerfeft 
erbauet, und das ohne Bewilligung der 
Landesſtelle dennoch von Holz aufge- 
ftellte Gebäude muß binnen Jahr und 
Zag wieder abgetragen umd feuerfeft 
überbaut werden, widrigenfalls dasfelbe 
nach Verlauf diefer Zeit ohne weiteres 
niedergerifien werden wird. 

2) Der Zimmermann, welder ein 
hölzernes Wohngebäude ohne vorherges 
gangene Bubernialbewilligung aufftellt, 
ift nach dem St. ©. zu behandeln. 

3) Der Dorfrihter oder Gemeinde- 
vorfteher, welcher den vorfchriftöwidrigen 
Bau dem vorgefehten Amte anzuzeigen 
unterläßt, ift mit einer Geldftrafe von 
25 fl. W. W. 

4) Die Ortsvorſteher in den Märk- 


38 


HBölzerne Wohngebäude. 


ten und Schußftäbten, wo ein folder 
gefehwidriger Bau unternommen wird, 
mit einer Geldftrafe von 50 fl.; 

5) Die Bürgermeifter in den freien 
Städten mit einer Geldfirafe von 
100 fl.; 

6) Die Herrſchaftsvorſteher, in fo 
fern denfelben in ihrer ämtlichen Ein- 
wirkung eine Schuld zur Laft fallt, mit 
einer Geldftrafe von 200 fl. W. ®. 
zum Localarmenfonde zu belegen. End⸗ 
lich 

7) Iſt eine gleiche Strafe gegen die 
genannten Individuen auch dann zu 
erkennen, wenn die Dorfrichter und Ge⸗ 
meindevorſteher nach Verlauf der zur 
Umbauung eines geſetzwidrig aufgeſtell⸗ 
ten hölzernen Hauſes eingeräumten ein⸗ 
jährigen Friſt die unterlaffere Abtra⸗ 
gung desfelben dem obrigkeitlihen Amte 
anzuzeigen, und die Orts-, dann Herr⸗ 
fhaftsvorfteher auf die erhaltene dies» 
fällige Anzeige die zweckmäßige Berfüs 
gung zu treffen unterlaffen. (Hofkzl. 
Decr. vom 25. Säanner 1816 3. 897 
an das böhm. Sub. Vdg. des böhm. 
Gub. vom 15. Febr. 1816. 3. 6344. 
Bol. ©. ©. 3. 1816.) 

Hölzerne Wohngebäude. Nach: 
trägli zu der bierortigen Verordnung 
vom 15. Febr. 1816 3. 6344 wird 
befannt gemacht, daß fich das Verbot, 
hölzerne Wohnhäufer zu errichten, auch 
auf die in dem Hofraume, dem Haus 
frieden oder in der Nähe des Wohnhau- 
fe8 gelegenen Stallungen, Schupfen, 
Scheunen oder fonftigen Rebengebäude 
erftredte, da befonders in den erften fehr 
häufig durch Unvorfichtigkeit mit Feuer 
und Licht Feuersbrünſte entftehen; nur 
die vom Orte oder dem Wohnhaufe ent- 
fernten Scheuern fönnen eine Ausnahme 
bilden, obgleich die Dauerhaftigkeit und 
Nüdficht auf den Waldftand auch hier: 
bei den Bau vom Holz widerräth. Auch 
find die Wirthſchaftsämter und Magie 
ſtrate auf die genauefte Beobachtung des 


HYölgerne Zäune. 


8. 15 des Waldordnung anzumeifen, 


dem zu Folge ſchon vorlangft alle höl- 3 
jernen Zaune verboten find, fie mögen - 


aus Zaunftöcden oder was immer für 
einer Art gefpaltener oder ungefpaltener, 
gezimmerter und zufammengefchrottener 
Hölzer beitehben, und ftatt derfelben 
Mauern von Stein, gebrannten oder 
ungebrannten Ziegeln, oder die mindeft 
Foftfpieligen Aufwurfögruben mit oder 
ohne Steinterraffen anbefohlen worden 
find ; worüber das Kreisamt bei Gele: 
genheit der Sreisbereifungen forgfam 
wachen zu laffen hat. Endlich ift zur 


Befeitigung der Ausbreitung des Feuers 8 


die Anpflanzung hoher Laubbäume in 
den Dörfern an den Gebauden nad 
druckſamſt anzuempfehlen, "da fie eine 
natürliche Feuerſchutzwand gegen die 
gegenüberftehenden Gebäude bilden, 
vorzüglich ift ſich dazu fchneller aufwach⸗ 
fender Bappeln und Weiden, befonders 
leßterer, da fie die Imfecten weniger 
lieben, zu bedienen, ohne darum zur Er⸗ 
reichung diefer Zwede andere nüßliche 
Baumgattungen, ald Waldnüffe, hoch⸗ 
ftämmige Birn- oder Lindenbäume aus- 
zuſchließen. Wenn bier die Obrigfeiten, 
die Seelforger, die Beamten, die Schul- 
Vehrer durch zweckmäßige VBorftellungen 
bewogen würden, mit Rath und mit 
den mehr als Alles vermögenden eiges 
nem Beifpiele dem Untertban an die 
Hand zu gehen und vorzuleuchten, fo 
wäre an Erreichung des guten Zwedes 
nicht zu zweifeln. (Bdg. des böhm. 
Gub. vom 30. März 1816. 3.12578, 
Kauka 1. Thl. ©. 621.) 
Hölzerne Bäune, ſ. hölzerne 
Wohngebäude. 
olsfuhren, |. Holzwägen. 
olsgeftätte. Auf diefer ift das 
Tabakrauchen, Lichter in den Holzhütten 
zu brennen, freie Lichter oder Fackeln 
auf den Holzpläßen zu haben, und 
andere dergleihen Unfüge verboten. 
(Hofentfhließung vom 25. October 
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1793. Krop. Gef. Franz. 3. Br. ©: 
15.) 

SHolsgeftätten, |. Holzmarktord: 


nung, 

Holzhader, ſ. Holzfpalten. 

Holzhandel, ſ. Brennholz. 

Holzklauben, ſ. Forſtgeſetz 8. 61. 

Holzkohlen, ſ. Kohlen, Maß. 

Holzlegſtätten, ſ Markt: Poli: 
zei-Aufſichts-Anſtalt für die Stadt 
Wien SS. 64—91. 

Holzmarkt vor dem Kärntnerthore 
in Wien, f. Markt: Polizei: Auf: 
fihts: Anftalt für die Stadt Wien 

9 


. 91. 

Holzmarkt : Ordnung für Wien. 

$. 1. Die Brennholz⸗Legſtätten thei- 
len ſich nach der Art ihrer Benükung in 
Privativ- oder Communicativ » Bläbe ; 
erftere find beftimmten Parteien zur 
ausfchliegenden Benützung, letztere aber 
allen Parteien, welche Holz nah Wien 
liefern , zum Gefchafts - Betriebe über: 
laffen. - 
8. 2. Den Bercipienten der Brivats 
pläße fann nur dann die Benügung der 
Sommunicativ-Legftätten geftattet wer- 
den, wenn der PBrivativ- Pla ganz bes 
feßt ift, und durch Aufkafteln auf den» 
felden kein weiterer Raum geſchafft wer: 
den kann. 

8. 3. Die Brennholz-Legftätten find 
ausfchließend zum Verkaufe des Brenk- 
holzes beftimmt, der Verkauf des Brenn 
bolzes ift dafelbft von früh Morgens 
bis Abends geftattet. Mit einbrechender 
Dämmerung nah Beftimmung des 
Marki-Sommiffariats, muß der Verkauf 
und jede Arbeit auf den Legſtätten ein- 
geftellt werden. 

$. 4. Im Ullgemeinen bleibt es 
Sorge der Lieferanten und Händler, 
fih die nöthigen Lager und Verlaufs: 
pläße felbft zu verfchaffen. Wegen Hand» 
habung der Ordnung und zwedmäßis 
ger Benügung der Communicativ-Bläße 
bleibt die Zuweifung der Räume auf 
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den allgemeinen Legftätten der Marft- 
auffiht überlaffen, es dürfen daher 
Communicativ » Pläge oder Holzräume 
daſelbſt nicht willkürlich beſetzt, oder 
obne vorausgegangene Meldung beim 
Markt» Commiffariate von einem Holz⸗ 
händler dem andern überlaffen werden. 

8. 5. Die Communicativ-Pläße find 
als allgemeine Marftpläbe zur Benü⸗ 
tzung für Jedermann beftimmt ; um aber 
auf felben immer hinlängliden Raum 
zur SHolzaufftelung zu haben, muß 
firenge darauf gehalten werden, daß 
jeder einzelne Plab auf das zweckmä⸗ 
Bigfte benübt, aud immer und überall 
fo oft und wo es nothwendig erfcheint, 
aufgefaftelt, fi von einzelnen Händlern 
nicht zum Nachtheile anderer ausgebreis 
tet, und überhaupt fein Plaß auch nur 
theilweife leer oder unbenüßt belaffen 
werde. 

8. 6. Wenn Private Hölzer zum 
eigenen Gebrauche auf Communicativ- 
Plätze hinterlegen, fo müffen diefe 
Hölzer innerhalb drei Tagen wieder 
weggefhafft werden, widrigens ſolches 
auf Koften der Eigenthümer von Amts» 
wegen zu gefchehen hat. 

8.7. Eine Erritung, Transferirung 
oder Erweiterung einer Schreiber- oder 
Mächterhütte kann erft nach vorläufiger 
Meldung beim Markt « Commiffariate 
Statt finden. In feinem Falle begrün- 
det der Ankauf oder die Uebertragung 
einer ſolchen Hütte ein Recht auf Be⸗ 
nüßung des Communicativ⸗Platzes, wo 
felbe fidh befindet. 

8. 9. Auf jeder Geftätte muß die 
vorgefchriebene Entfernung der Holz 
ftöße von Donauufer und von den 
Häufern eingehalten werden. Die Holz⸗ 
gaflen dürfen nicht durch Holzaufſtel⸗ 
lung verengt, und dadurch die Zu⸗ und 
Abfahrt der Wägen gehemmt werden. 
Die Brennholzhändler find verpflichtet, 
die vom Markt-Gommifjariate ald noth⸗ 
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wendig erkannten Ein⸗ und Quergãnge 
auf den Leaftätten herzuftellen. 

8. 10. Die Pläbe, auf welden das 
Brennholz; zum Verkaufe aufgeftellt 
wird, müffen eben fein und kleine Rin- 
nen zum Waſſerablauf haben, aud die 
beftebenden Holzgäffen immer in gutem 
Stand erhalten werden. 

8. 11. Jede DBerftellung des zum 
Anlanden der Schiffe und Ausicheiben 
des Holzes nöthigen Raumes, denn der 
freizlafiende Holzweg ift Jedermann, 
mithin au den Fuhrleuten unterfagt. 

8. 12. Auf den Eommunicativ-Plä- 
Ben fol das aufgeftellte Breunholz mit 
der Ramens » Chiffre des Eigenthümers 
bezeichnet fein. 

8. 13. Auf den Holzpläßen ohne 
Ausnahme darf durchaus nicht geduldet 
werden, woraus nur immer eine Feuers- 
gefahr entftehen Tönnte, daher auch 
firenge verboten bleibt, dafelbft mit 
offenem Lichte zu erfheinen, Tabak zu 
tauchen, und die noch glimmenden Ci⸗ 
garren wegzuwerfen. 

8. 14. Die Brennholzbändler find 
verpflichtet, die Preife ihrer Brennhöl« 
zer nach der Gattung und dem Klafter- 
maße durch eigene auf den Verkaufs⸗ 
plätzen affigirte Tarife dem Publicım 
bekannt zu geben. Die Brennholzhaͤnd⸗ 
ler, welchen es übrigens frei fteht, die 
Preife der Hölzer felbft zu beflimmen, 
bleiben verpflichtet, die Preife auch im 
Berkaufe zuzubalten, fo wie jede beab- 
fihtigte Aenderung des Zarifed zu mel- 
den. Bei jeder Aenderung der Preiſe 
find die Tarife dem Markt - Gommiffa- 
riate znr VBidirung des Ober - Commif- 
fürs und des Leiters der Abtheilung für 
die Holzmarki-Aufficht einzufenden. Die 
Affigirung der vidirten Tarife bei den 
Berkaufsplagen hat unweigerlich zu ge⸗ 
ſchehen, und es darf an denfelben we- 
der etwas corrigirt noch radirt werden, 

8.15. Mle auf den Holzgeflätten 
zum Verkaufe aufgerichteten Klaftern 
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und Stöße müffen volllommen maßhäl- 
fig aufgerichtet und erhalten werden, 
worüber das Markt - Commilfariat ge 
nau zu wachen, das unmaßhältig auf- 
gerichtete, oder mangelhaft gefchlichtete 
Holz mit Zuziehung des betreffenden 
Händlers oder Gefchäftführers auf def. 
fen Koften durch die Holzleger umfchlich- 
ten zu laffen, den Abgang an Brenn- 
holz zu erheben, und die Anzeige an 
die Behörde zu erftatten hat. Die er- 
hobene Unmaßphältigkeit, die mangel- 
hafte Schlihtung wird durch eine 
Seldftrafe von 10—50 fl. geahndet. 

$. 16. Zur Berfiherung, daß die 
Holzitöße und Klaftern im gehörigen 
Maße erhalten und nicht etwa nach der 
Aufftellung duch Abnahme und Ent⸗ 
tragen einiger Scheiter vermindert wer⸗ 
den, haben die Markt - Sommifjariate 
fleißig nachzufehen, die Holzſtoͤße und 
Klaftern nachzumeſſen, und bei entdeck⸗ 
ten Gebrechen anch fogleih Amt zu 
handeln. 

$. 17. Bei der Einlieferung ded 
zum Berkaufe beftimmten Holzes muß 
wegen des Eintrocdnend und Zuſammen⸗ 
ſetzens, je nachdem es troden oder feuch⸗ 
ter ist, ein Uebermaß aufgelegt werden, 
und zwar von 3 Zoll für das trodene 
und von 6 Zoll für das nafje pr. Stoß. 
Das zum Verkaufen aufgefählichtete 
Holz muß ſtets das gefeblihe Maß 
haben. . 

$. 18. Beim Holzlegen find am An⸗ 
fange des Kreuzſtoßes nicht große drei- 
edige Scheiter, fondern fo viel möglich 
ſogenannte Halbklüfte ald Querlage zu 
nehmen, die Scheiter felbft forgfältig 
zufammen zu legen und Zwifchenräume 
fo viel möglich zu vermeiden, der Kreuz⸗ 
ſtoß foll fo breit als es die Scheiter⸗ 
länge gibt, genau ausgelegt, gegen die 
Mittellage (Kaften) etwas vorftehen, 
die Mittellage feft, mit möglichit ger 
ringen Zwifchenräumen anfgefchlichtet 
und den Holsftöpen und Klaftern von 
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vorne und rückwärts die gleiche Höhe 
gegeben werden. 

$. 19. Das zum Verkaufe aufzuftel- 
Iende Brennholz muß gleich bei der 
Ausladung gehörig fortirt werden; von 
den Scheitern find Halbklüfte, welche 
nicht 3 Zoll in Durchmeffer enthalten, 


-dann Stöde gefaulte äftige, fo wie 


fremde Holzgattungen und zu kurze 
Scheiter abzufondern. Rur beim Miſch⸗ 
ling, je nachdem es ein harter oder 
weicher ift, können alle Holzgattungen, 
aber auch nur in gleicher Scheiterlänge 
zufammengelegt werden. Das auf Flöf- 
fen anlangende Holz ift vor der Auf 
ftellung vom Schlamme zu reinigen. 
Das aus Floßbäumen oder zerfchlage- 
nen Zillen gewonnene und zum Ver—⸗ 
faufe beftimmte Holz, dann das foge- 
nannte Schnittholz ift hinfichtlich des 
Maßes und der Schlihtung fo wie an- 
deres Brennholz zu behandeln. 

$. 20. Beim Auflafteln muß genau 
das nämlihe Holzquantum aufgekaftelt 
und nichts zurücdgelaffen werden. - 

$. 21. Wenn gleich bei dem aufge⸗ 
Taftelten Holze das gehörige Quantum 
vorhanden ift, jedoch nicht in vor- 
fhriftsmäßiger Form fteht, fo kann das 
Abtheilen eines gekaftelten Stoßes nicht 
geftattet werden, fondern das Holz foll 
berabgeworfen, und behufs der Abthei⸗ 
lung auf den Boden vorſchriftsmäßig 
aufgerichtet werden. Ueberhaupt ift die 
Abtheilung eines Holzſtoßes auf zwei 
Klafter, zu welchem man mit dem zi⸗ 
mentirten Maße nicht gelangen Tann, 
verboten. 

$. 22. Das einmal aufgerichtete 
Brennholz darf nur auf Anordnung des 
Holzeigenthümers und nach geſchehener 
Meldung beim dienftthuenden Markt⸗ 
Commifjäre von einem Plage zum an 
dern überfeßt werden. 

$. 23. Zum Aufklaftern und Abmef 
fen des Holzes darf fich nur zimentirter, 
an beiden Enden mit Eifen beſchlage⸗ 
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ner Klaftermaße bedient werden. Das 
Meffen mit Stangen oder Stöden 
bleibt durchaus verboten. 

8. 24. Jedes mit Holz beladene 
Fahrzeug ift fo ſchnell ala möglich in 
der Ordnung wie ed anlandet, zu lee 
ren, damit die Schifffahrt nicht ge- 
hemmt und die Anländen möglichft frei 
gehalten werden. Die zum Ausſcheiben 
des Holzes beftimmten Scheiberfcharen 
haben das Ausfcheiben nah Zuweifung 
des Fahrzeuges ohne Auffchub zu un- 
ternehmen, ſich aller unnöthigen An- 
fragen fo wie der Streitigkeiten um die 
Arbeit ftrengftend zu enthalten. Das 
Ausfheiben des Breunholzes darf nur 
während des Tages an den gewöhnli« 
hen Wochentagen geichehen. 

8. 25. Bei einem auf dem Wafler 
— Unglüde find Holzarbeiter n 
und Wächter zur Hilfe und Rettung 
verpflichtet. Das aufgefangene Holz ift 
unter Bewachung zu halten, und dem 
Eigenthümer gegen angemeflene Ver⸗ 
gütung der Mühewaltung zurückzuftellen. 

$. 26. Ungehorfames, unanftändi- 
ges und pflichtwidriges Benehmen von 
Seite der Wächter, Holzfcheiber oder 
Diener der Holzbändler oder Schwemm⸗ 
inhabungen werden an dem Uebertreter 
beftraft. 

$. 27. Weder die Arbeitsleute noch 
andere auf den Legſtätten befchäftigte 
Perfonen haben das Recht, unter was 
immer für einem Vorwande ſich vom 
Holze etwas zuzueignen, was ihnen 
nicht von den Eigenthümern freiwillig 
überlaffen wird. 

8. 28. Da die Handhabung diefer 
Vorſchriften die ftete Anmefenheit der 
Marktauffiht auf den Legftätten unbe- 
dingt erheifcht, fo Haben fi die zur 
Dienftleiftung auf den LXegftätten be= 
flimmten Markt-Commiffäre am frühen 
Morgen auf der zugewiefenen Legftätte 
einzufinden und mit Ausnahme der Mits 
tagaftunde muß abwechſelnd ein Markt- 
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Commiffär im Amts - Kocale bis zur 
Rückkunft der übrigen Beamten Jour- 
nal halten. 

8.29. Glaubt fih eine Partei im 
Holzmaße oder in der Schlichtung ver⸗ 
kürzt, fo bat fie fih an die Marktauf- 
ficht zu wenden, welche verpflichtet ift, 
die Käufer gegen Uebervortheilung in 
Schuß zu nehmen, bei gegründeten Be- 
fhwerden die Käufer durch neue vor- 
ſchriftsmäßige Aufftellung des Holzes 
klaglos zu ftellen, den Abgang am Holze 
genau nad dem Werthe zu erheben und 
die erhobene Mebertretung der Markt- 
ordnung dem Sommiffariate anzuzeigen. 
(Holzmarkt - Ordnung für Wien vom 
4. April 1851. Stub. k. ©. 2. Br. 
©. 314, f. auch Donau⸗Canal.) 

EN ſ. Holzmartt - Orb: 


"Holzfeiffe Das Umtauchen der- 
felben im Wiener Donau» Canale ift 
verboten, |. Donau⸗Canal. 

— — f. Donan:Eanal, 

Holsfpalten. Das Holzfpalten auf 
der Gaſſe ift zwar zu geftatten, jedoch 
fol von Seite der Polizei darauf ge- 
fehben werden, daß die Vorbeigehenden 
gegen die Gefahr gefichert find, durch 
die hinmwegfpringenden Sceiter oder 
Splitter befhädigt zu werden. Zu die- 
fem Ende foll das abgeladene Holz in 
den Gäſſen nicht zerftreut hingeworfen 
werden, wodurd der Fahr- oder Geh: 
weg gefperrt wird. Die dagegen han- 
delnden Holzhacker follen mit einer er: 
fpiegelnden Strafe belegt werden. (Pol. 
Hofft. Dec. v. 11. Dec. 1816. PB. ©. 
D. 3. 6760.) 

— — Zu Folge der Hoffanzlei- 
Decrete vom 6. Dec. 1844 3. 38643, 
und vom 22. März 1845 3. 9335 
werden in Betreff des Sägens und 
Spaltend des Brennholzes auf den öf- 
fentlihen Gaſſen und Plaͤtzen der in⸗ 
nern Stadt Wien aus öffentl. Rückſich⸗ 
ten nachftehende Anordnungen erlaffen: 
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8.1. Das Sägen und Spalten des 
Holzed wird nur in jenen Gäffen und 
Blägen geftattet, die in dem angehäng- 
ten Berzeichniffe I. namentlih aufge: 
fübrt find. Hinfihtlih tiefer Gaffen 
und Pläße if fortan die Kundmachung 
des Wiener Magiftrate® vom 15. Dct. 
1835 in fo fern genau zu beobachten, 
ald durch diefelbe angeordnet wurde, 
daß die Wohnparteien derjenigen Haus 
fer, deren Hofraume hiezu geeignet 
fund, ihren Holzbedarf nur im Innern 
diefer Häufer jagen und fpalten laſſen 
dürfen. 

8. 2. Dagegen wird das Sägen und 
Spalten des Holzes auf allen übrigen, 
in dem vorftehenden Berzeichnifje nicht 
benannten Pläße und Gäflen der in« 
nem Stadt allgemein und ohne Aus» 
nahme verboten. 

$. 3. Diefed Verbot tritt am 1. Juni 
1845 in Wirkſamkeit. 

8. 4. Dem Publicum bleibt freige- 
Kent, den Holzbedarf in ganzen Schei- 
tern verbrauchen, oder wenn fie Gele 
genheit haben, dasjelbe im Innern der 
Häufer zum Verbrauche verkleinern zu 
laſſen. 

8.5. Die Holzhaͤndler find verpflich⸗ 
tet, zu geftatten, daß das bei ihnen 
angehäufte Holz auf ihren Lagerftätten 
von den Käufern durch die von dieſen 
bedungenen Arbeitsleute verkleinert 
werde. 

8. 6. Für diejenigen kaufenden Par⸗ 
teien, welche von diefer Geftattung kei⸗ 
nen Gebrauch machen wollen, ift die 
Borforge getroffen worden, daß fort: 
während hinreichende Vorräthe von 
verfleinertem Holze jeder Gattung vor⸗ 
banden, und die Preife auf den Lager⸗ 
Rätten aus den ämtlich vidirten Tarifen 
efihtlich feien. Die Marktauffiht ift 
angewiefen, die Maphältigfeit zu über⸗ 
wachen, amd es fteht jeden Käufer frei, 
die Rachmeffung zu verlangen, und ſich 
ſowohl dieſerwegen, als wegen jeder 
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fonfligen vermeintlichen Beeintraͤchti⸗ 
gung am die auf den Holzlegftätten bes 
findlihen Marktauffichts-Individuen zu 
wenden. Auch wegen fteter Bereitichaft 
von geeigneten Wägen zur Verführung 
des verkleinerten Holzes ift die thun« 
liche Einleitung getroffen worden. 

$. 7. Die Zufuhr des verkleinerten 
und nicht verkleinerten Holzes darf in 
den Gäffen und auf den Plägen, welde 
in dem angehängten Verzeihniſſe nam⸗ 
haft gemadt find, nur an den, in dies 
fem Berzeichnifje beftimmten abwech⸗ 
felnden Zagen der Woche Statt finden. 

$. 8. Das Abladen und Hinweg- 
fhaffen des zugeführten verkleinerten 
Holzes in die Haushöfe oder Keller ift 
in allen Fällen unaufgehalten, und mit 
aller Befchleunigung zu bewerkitelligen, 
und die Gaffe jederzeit, fobald als 
möglich, von dem Holze frei zu machen. 
Die k. k. Polizeis Behörde wird dars 
über wachen, daß in diefer Beziehung 
feine Verzögerung eintrete, und ee ift 
in den diesfälligen Weifungen der po⸗ 
lizeilichen Auffihtd- Organe die ge- 
nauefte Folge zu leiften. 

8.9. Wie bisher darf auch künftig 
in den Gäffen und auf den Pläßen, 
wo die Pictualien » Märkte gehalten 
werden, an den Markitagen, und zwar 
insbefondere am Freitag Vormittags 
auf der Seilerfätte, in der Weihburg⸗, 
Himmelpfort-, Johannes- und Rauhen- 
ftein-Gaffe, fo weit nämlich die Markt: 
Barteien reihen, dann an eben diefem 
Tage und an allen gebotenen Fafttagen 
in der Kchlmeffergaffe, und an Sams 
ftag Vormittags auf der Freiung, in 
der Renngaffe und im tiefen Graben, 
fo weit ſich der Pictualien- Markt er⸗ 
ſtreckt, fein Holz abgeladen werden. 

$. 10. Webertretungen aller vorfte- 
henden Anordnungen werden von der 
k. k. Polizei« Behörde nah Maßgabe 
der Umftände angemeſſen geahndet 
werben. 
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I. Verzeihniß jener Gaffen 
und Plätze der innern Stadt, 
auf welden das Holzfpalten 
und Sägen geftattet wird: Mi— 
noritenplaß, Lowelbaſtei, Dominikaner» 
baftei, Mölkerbaſtei, Schottenbaflei, 
Stubenthorbaftei, Drachengaſſe, Haf⸗ 
nerfteig, Schulhof, Salzgaſſe, Lau⸗ 
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venzerbaftei, Rikolaigaffe, Dreifaltig- 
feitähof, Am Schanzel, Fähnrichhof, 
Biberbaftei, Kreuzgaſſe, Elendbaftei, 
Fiſcherthorbaſtei, Schulgafie, Haarhof, 
Wagnergaffe, Waflertunftbaftei, Kron⸗ 
gaffe, Jakoberhof, Ruprechtsſteig, Bi⸗ 
berbaſtei, Blutgaſſe, Lazzenhof, Au⸗ 
winkel, Auguſtinerbaſtei. 





Verzeichniß 


derjenigen Straßen und Gaſſen der innern Stadt, in welchem die Zufuhr des 
Holzes vom 1. Juni 1845 angefangen, nur an abwechſelnd beſtimmten Tagen 
der Woche auf einer oder der andern Seite geſtattet iſt. 


Benennung der Gaſſenſeiten nach einem bekannten 
Hauſe, auf welcher am 





Rummer der Baflen | ——— 
Montag, Mitwod und | Dienftag, Donnerflag und 
Freitag Sonnabend 


Holz zugeführt werden darf. 


oder Straßen. 











Hohe Brüden. . . 1 Aponifchen Haufes Sohannes-Eapelle 
Tiefer Graben Haus zum rothen MandI | Fleifhhänte 
Saljgried .. der Kaferne Bäcker⸗Innungshaus 
Koblmarlt .... des Dreilauferbaufes Michaelerhaus 
Wallnerſträße... | Efterhazy’fchen Hauſes der Nuntiatur 


Naglergafie. ... 


Goldſchmidgaſſe u. 
Eisgrübl 


Stock im Fiſenplah 
Biſchofgaſſe. . . . 
Haarmarli .... . 


Aller Fleifhmarkt . 


Efterhazy’fhen „ 


des Trattinerhofes 


Kaffeehaus 

des Bifchofhofes 
Bären Apotheke 
Laurenzer Gebäudes 


Wipplingerſtraße des Rathhauſes k. k. Hofkanzlei 
Salvatorgaſſe A Haus zum großen Chriftof 
| Eurrentgaffe . . . des Pfarrhofes der kak. Pol. Ob. Direct. 
ı Spenglergaffe des Seitzerhofes — 

Tuchlauben ... der Ofenlochgaſſe Muſtkvereins 

Krebsgaſſe .... zum rothen Krebs Sina'ſchen Hauſes 

Preßgafle- . . . - der Salzgafle Reuftätterhofes 

Seitenftättengafje israelit. Bethaufes Seitenftättenhofes 

Rotbenthurmftrage | braunen Hirfchen Haus zur großen Sand 

Landeskronu. Weir | Bellegard’fchen Hauſes Stadtgerichtes 

tergafie . - 
Bauernmarlt . . . | Gundelhofes Kammerhofes 


des Eidgrübeis 


Welzer'ſchen Haufes 
Haus zum füßen Loͤchel 
Waghauſes 

Stadt London Gaſthof 






Ramen der Gaflen 
oder Straßen. 


te en — 
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Benennung der Saffenfeiten nad einem betannten | 
Haufe, auf welder am 


Montag, Mittwoch und 
Freitag 


Holz zugeführt werden darf. 
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Donnerftag und 
onnabend 





Dienflag, 
S 









Schoͤnlaterngaſſe. zur ſchoͤnen Laterne heil. Kreuzerhof 
Adlergaſſe.... Muller'ſchen Gebäude Küßdenpfennig 
Unt. Bäaderftraße . | Köllnerhofes Regensburgerhofes 
Köllnerhofgaffe . . | Darwarhofes langen Haufe 
Dbere Bäderftraße | Negensburgerhofes Federls hofes 

u. Schulgaſſe . . 5 n 
Wollzeile... . . Schwarzenberg-Haus Biſchofhofes 
Rimmerſtraße... zur ſcharfen Ede tiefen Hauſes 
Grß. Schulenſtraße |tiefen Bierbaufe goldenen Ente 
Singerftraße . . . deutſchen Hauſe Franziskaner⸗Kloſters 
Kärnthnerſtraße . E. H. Carl Gaſthof der Mehlgrube 


Weihburggaſſe . . 
Himmelpfortgaffe . 
Sohannesgafle . . | 
Annagaſſe .... 
Krugerftraße . . . 
Planken⸗ u. Neus 
burgergaffe 


Gaſthof z. Kaiferin v. Deft. 
Meiplifhen Haufe 

k. f. Münzamtes 

der St. Anna⸗Kirche 

des Haufes zum Wallfiſch 
Reunerfchen Kaffeehaufes 


k. k. Börſe 

E. H. Carl Gaſthof 
Urſulinerkloſter 
Taubelhofes 

Gf. Eſterhaz'ſchen Hauſe. 
Leidenfroſt'ſchen Kaffeeh. 


Seilergaſſe . . Matſchackerhofes Hauſe zu den 7 Koͤrben 
Spiegelgafie . - . 8. k. Verſatzamt zum goldenen Ochſen 
Dorotheergafle . . | proteftantifhen Kirche zum Jaͤgerhorn 

Unt. Bräunerftrage | ?. k. Stallburg Fries’fhen Haufes 

Ob. Bräunerftrage | Michaelerhaufes Hofapothete 


(Circ. der n. 6. R. v. 30. März 1845 
Holzverfilberer. Wiewohl der 
Holzhandel freigegeben ift, fo beſtehen 
doch in Wien ale Mitteldmänner zwi⸗ 
[hen Holzhändlern und Konfumenten, 
die befondere Claſſe von Holzverfilbe« 
tern, welche in eine Innung vereinigt 
find, die eine eigene Oronung und 
eine eigene Lade hat. (Wr. Innungs⸗ 
Ordnung v. 22. Jan. 1795.) 

Holzvorrath, ſ. Fenerlöf: Orb: 
nung. 

Holzwaarenmarkt. Nach den be: 
ſtehenden Marktvorfhriften ift zur Auf⸗ 
ſtellung des von den Randleuten zum 

Beleläfy, Haudb. d. Poliz. Gef. n 


3. 19417. Bol.» Ob.» Dir. 3. 5923.) 
fogleihen Verkaufe auf Wägen nad 
Wien gebrachten Brenn, Tifchler- und 
Kienholzes, der Sägfpäne, Leitern, 
Nöhren, NRinnen, Heugabeln, Stan- 
gen u. dgl. Holzgeräthe, der Raum 
zwifchen dem Kohlmarkte und der zum 
Theater an der Wien führenden Straße 
vor dem Kärnthnerthore, beftimmt. 
Nachdem in leßterer Zeit fi mehrere 
Landleute mit Brenn» und Tiſchlerholz 
unbefugterweife in der Muapleinsdorfers 
und Mariahilfer Hauptftraße aufge 
ſtelſt, ja fogar mit Feilſchaften haufirt 
haben, fo wird diefer Unfug hiermit 
5 


: Holzwägen. 


unterfagt, und es werden die erwähn- 
ten Holzwaaren « Berfäufer mit dem 
Beifage auf den bezeichneten Markt⸗ 
plag vor dem Kärnthnerthore gewiefen, 
daß zur Aufftellung der Fuhrwerke mit 
Brennholz auch der nächſt der Zefniten- 
Kaferne liegende Theil des Kalkmark⸗ 
tes benußt werden kann. Uebertretun⸗ 
gen der Marktvorjcriften werden mit 
Geld⸗ oder Arreftitrafen und nad) Um⸗ 
ſtänden feldft mit Konftscation der 
Feilfhaften geahndet. Der am Kohlen⸗ 
markte amtirende Markt- Commiffär ift 
beauftragt, den Holzwaarenmarkt. zu 
überwadhen, und am denfelben haben 
fih auch die Marktparteien mit allen« 
fälligen Befchwerden zu wenden. (Kund- 
mahung des Wr. Magiftr. v. 20. Mai 
1851 3. 24253.) 

Holzwägen. Zur Abftellung des 
Unfuges der Ueberladung der Holzwä⸗ 
gen ift den fammtlichen Kleinfuhrwer- 
tern und bürgl. Großfuhrleuten mit 
Androhung einer Geldftrafe von 10fl. 
W. W. eingebunden worden, ihre 
Holzwägen, wenn damit 2 Slafter 
Holz in 3 Schuh langen Scheitern ver⸗ 
führt werden, wenigſtens mit 3, nad 
Umftänden au mit 4, und wenn eine 
Klafter des obigen Holzed geladen 
wird, allemal mit 2 Pferden zu be- 
fpannen. Eben fo wurden die fammtli« 
hen Holzfchwemminhaber, Holghändler, 
bürgl. Holgverfilberer und derfelben 
Schreiber für die genauefte Handha- 
- bung diefer Vorſchrift bei dem Auflas 
den des Holzes auf den Legſtätten bei 
Bermeidung einer Geldftrafe von 10 fl. 
W. W. für die Erfteren, und eine Ar⸗ 
reftftrafe für die Letzteren verantworts 
lih gemacht. Auf gleiche Weife hat das 
t. k. Hauptzollamt durh die Maga⸗ 
zins⸗Verwaltung den fammtlihen Mas 
gazineuren und dem Mittel der Ges 
ſchwornen eingebunden, daß, wenn 
bei Ausfolglafjung und Zransportis 
rung der Kaufmannsgüter aus den 
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bauptzollämtlihen Magazinen ſowohl, 
als den Bancalifhen Auf- und Ab- 
ladplätzen am Waffer einer der Ge- 
fhwornen fi beikommen laffen follte, 
bei einem Pferde eine größere Ladung 
ale 15 Centner, und bei 2 Pferden 
von mehr ald 30 Eentner zu geftatten, 
derfelbe ohne weiters zu derfelben 
Strafe, welde wegen Ueberladung der 
Holzwägen von Seite des Magiftrats 
verhängt ift, werde verhalten werden. 
Die fümmtlichen k. k. Polizei » Bezirks- 
Directionen wurden von diefer Verfü⸗ 
gung zu dem Ende verfländigt, damit 
auf die Befolgung gewaht, und die 
Uebertreter dem Magiftrate, oder nad 
Umfänden dem k. k. Hauptzollamte 
zur Beftrafung angezeigt werden. (Bol. 
Ob. Dir. Circ. v. 18. Dec. 1823.) 
Holzwägen, unbefugte Aufftellung 
derfelben auf der Mapleinddorfer und 
Mariahilfer Etraße, ſ. Holzwaaren⸗ 
marft. Ä 
Homöopathie. Aufhebung des 
Berbotes der Ausübung der 
bomdopathbifhenHeilmethode. 
Se. ?. k. Majeftät haben mit a. h. 
Entfhließung vom 6. Febr. 1837 es 
von der unterm 13. Det. 1819 herab⸗ 
gelangten, mit dem Hoflanzlei - Des 
crete vom 21. Det. 1819 bekannt ge- 
machten a. 5. Entſchließung, mittelft 
welcher die Ausübung der homoͤopathi⸗ 
Then Heilmethode allgemein und ftreng 
verboten wurde, abkommen zu laffen 
befunden. Hievon wird die Landesſtelle 
zur weiteren Verfügung mit dem Bei- 
fage in die Kenntniß gefeßt, daß in 
Bezug auf die zur Aufrechthaltung der 
beftehenden Grundfäße und Borfchrife 
ten gegen das Eindrängen Unbefugter 
in dieſer Heilmethode, fo wie hinficht- 
lich der Arzneibereitung in den Städ- 
ton und auf dem flachen Lande zu er- 
greifenden Maßregeln von Seiner Mas 
jeftät eine weitere Verhandlung ange« 
ordnet wurde, deren Refultat feiner 
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Zeit bekannt gemadht werden wird. 
(Hflzl. Dec. vom 10. Febr. 1837 8. 
3458, an fammtl. Länderft. Vdg. der 
n. ö. Reg. v. 2. März 1837 3.10936; 
der ob d. enns'ſchen Reg. v. 23. Febr. 
3. 5973; des fleierm., tirol., illyr. 
und mähr. fhlef. Sub. vom 3. März 
3. 3154, 4364, 1797 und 7222, 
des böhm. Bub. v. 25. Febr. 3. 9089 
und des gal. Gub. v. 4. März 1837 
3. 12461. Pol. ©. ©. 65. Band. 
Rr. 20.) 

Homöopathie. In Betreff der ein- 
zuführenden Maßregel, bei Anwen: 
dung des bomdopathifchen Heilverfah- 
rens haben Se. k. k. Majeftät laut 
herabgelangter allerhoͤchſter Entſchlie⸗ 
ßung vom 5. Dec. 1846 Rachſtehen⸗ 
des anzuordnen geruht: „Die gegen 
unbefugte Ausübung der Arznei, und 
Wundarzneitunde, dann Curpfuſche⸗ 
reien überhaupt beftehenden Vorfchrif- 
ten haben auch bei Boranftellung der 
homöpathiſchen Heilmethode ihre An- 
wendung zu finden. Die für diefe Heil- 
methode erforderlihen Stamm⸗Tinctu⸗ 
ren und Präparate dürfen nur aus den 
Apotheken verfchrieben werden; diefe 
Arzneien können aber fodann von den 
der homoͤopathiſchen Heilmethode er⸗ 
gebenen Aerzten und Wundärzten vers 
dünnt und verrieben, und ihren Pa⸗ 
tienten jedoch unentgeltlich verabreicht 
werden, doch muß bei den leßteren 
immer ein Arzneizettel, auf weldem 
die verabreihte Arznei genau mit dem 
Grade ihrer Verdünnung oder Verrei⸗ 
bung angegeben, und diefe Angabe 
mit der Namens» linterfchrift des Arz- 
tes oder Wundarztes beftätigt ift, hin⸗ 
terlegt werden. Wenn bei Anwendung 
der homoͤopathiſchen Heilmethode der 
gegründete Verdacht eines ahndungs- 
würdigen Benehmend des Arztes oder 
Wundarztes entftanden ift, fo ift we⸗ 
gen Beurtheilung des Falles nicht nur 
die Facultät, fondern es ſind auch im⸗ 
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mer theoretiſch und practiſch ausge⸗ 
zeichnetere Aerzte der homoöopatiſchen 
Heilmethode zu vernehmen, und es iſt 
ſodann mit Berückſichtigung aller Um⸗ 
ſtände, nach der klaren Abſicht, welche 
den Vorſchriften zum Grunde liegt, zu 
entſcheiden.“ Von dieſer a. h. Entſchlie⸗ 
ßung wird die Landesſtelle im Nachhange 


- zn dem hierortigen Decrete vom 10. 


Februar 1837 zur weiteren angemeffe- 
nen Berfügung in die Kenntniß gefekt. 
(Hflzl. Decr. vom 9. Dec. 1846 8. 
41021 an fämmtlihe Länderftellen; 
kundgemacht in Nied. Deft. am 18., in 
Db. Deft. am 24., in Mähr. u. Schleſ. 
am 80. Dec. 1846, Bol. ©. ©. 74. 
Br. Nr. 130.) 

Homöopathie. Se. ?. k. Majeftät 
habeu binfihtli der von mehreren ho⸗ 
möopathifhen Aerzten in Wien beziel« 
ten Errihtung eines Privatvereines für 
phiſiologiſche Arznei» Prüfungen über 
den Gegenftand des diesfälligen Ger 
ſuches am 19. d. M. die nachſtehende 
a. 5. Entihliegung zu faflen und an 
die vereinigte Hofkanzlei zu erlaffen ge- 
ruht: „Ich geftatte, daß fih in Wien 
ein Berein von bomdopathifchen Aerzten 
und diplomifitten Wundärzten auf 
Grundlage der vorgelegten Statuten, 
jedoch unter den von der vereinigten 
Hofkanzlei proponirten Modiflcationen 
und unter den nachfolgenden Bedingun- 
gen bilde: 

1. Daß diefer Verein ausdrüdlich 
nur als eine Privat: Bergefellfhaftung 
zu gelten habe. 

2. Daß die Mitglieder diefes Bereins 
die phifiologifche Prüfung der homdo- 
pathifchen Arzneimittel immer nur an 
ihrem eigenen Körper oder an Thieren 
vornehmen dürfen. 

3. Daß von dem DBereine die in 
Kraft beftehenden allgemeinen Sanitäts- 
und Medicinal⸗Vorſchriften ſtrenge be- 
obachtet werden. 

4. Daß der Berein eine Modifleirung 
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und Ergänzung feiner Statuten nur 
nad vorläufig durch die Behörden ein⸗ 
geholter Genehmigung vomehmen dürfe, 
und 


5. daß die genaue Beobadtung der 
Statuten nnd des Reglements von einem 
aufzuftellenden Commiffar überwacht 
werde.“ (Decr. der Bol. Hofft. vom 
23. Dec. 1846 an die Bol. Ob. Dir. 
8. 4708 C—C.) 

Hößgang, Borfihten bei den Fahr⸗ 
ten auf der Donau durch den Hößgang, 
. f. Donan: Schifffahrt. (Vdg. vom 
4. Mai 1844.) 

Huffchläge an der Donau, f. Do: 
nau:- Schifffahrt. (Pat. v. 20. Jän. 
1770 $. 16, Donauftrom = Polizei- 
Vorſchrift 8. 16— 19.) 

Huffchmiedgefellen, |. Kranken: 
hausverpflegsgebühren. (Dog. v. 
6. März 1841.) 

Hühnerangen, f. Leichdoru. 

Hunde. Bauernhunde, weldhe ohne 
Klöppel, namlich ohne einen angehäng⸗ 
ten Prügel auf den Feldern herumlaus 
fen, und das Wild aufftöbern nnd leicht 
verfolgen, follen von den Jägern erſchoſ⸗ 
fen werden. (Hofdecr. vom 24. Mai 
1771. Obent. 3. Bd. ©. 12.) 

— — Alle Hunde, welche entweder 
wirklich berrenlos find, oder ohne Hals⸗ 
band nicht allein auf abfeitigen Orten, 
fondern auch in den Haupt⸗ oder ande» 
ren Gaſſen, fowohl in Städten ale 
Marktflecken und Dörfern berumirren 
und berumftreifen, fie mögen wen ims 
mer gehören, find von dem Abdecker 
aufzufangen und zu erfhlagen. (Hof: 
decr. v. 11. Sept. 1783, böhm. Bub. 
Vdg. vom 9. Aug. 1787, 15. Sept. 
1795, 7. März 1802.) Das Halsband 
hat den Namen des Eigenthümers des 
Hundes, feinen Wohnort und die Con⸗ 
feriptionsnummer des Haufes zu enthal⸗ 
ten. (Ddg. des böhm. Bub. vom 29. 
Sept. 1816 3. 36176, Obent. 3. Bd. 
©. 10.) 
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Hunde find dem Gewerbsmanne auf 
dem Lande nur in fo fern geftattet, als 
er ſolche hoͤchſt benöthiget, und den 
Bauern ift nicht mehr als hoͤchſtens ein 
anzubängender Haushund bewilliget. 
(Hofodg. vom 28. April 1785. Krop. 
Gef. Iof. 8. Bd. S. 361.) 

— — find, fobald es finfter wird, 
nicht aus dem Haufe zu lafien. Pol. 
Vdg. für Mähren vom 12. Juni 1786. 
Krop. Gef. Joſ. 10. Bd. S. 279.) 

— — die man nur im Verdachte der 
Muth hat, follen, wenn fie Menſchen 
oder Thiere gebiffen haben, nicht augen- 
blicklich getödtet, fondern vielmehr, wenn 
man ihrer ohne Gefahr habhaft werden 
kann, unter gehöriger Pflege am Leben 
erhalten werden, damit man richtig be⸗ 
obachten und beurtheilen fönne, ob fie 
auch wirklich mit der Wuth behaftet 
find; indem man ſich oft zur Beruhigung 
der Gebiffenen auf die Art überzeugte, 
dag der Hund, den man für wüthig 
hielt, es nicht war, und.oft durch an⸗ 
dere Urfachen veranlaßt wurde, Men« 
[hen und Xhiere, die ihm in den Weg 
kommen, zu befhädigen. Uebrigens ift 
bis zur volllommenen Evidenz, daß der 
Hund nicht wüthig war, der Gebiflene 
nach der bisher gewöhnlichen Art zu be⸗ 
handeln, und bei den weiteren Anzeigen 
über den Gefundheitsftand des Gebiffe- 
nen, aud von jenem des Hımdes, fo 
viel es thunlich ift, Erwähnung zu ma- 
hen. (N. ö. Rggs. Deer. vom 13. 
Febr. 1810 3.4679. Guld. San. Vdg. 
3. Bd. ©. 203.) | 

— — vwüthig fheinende, follen nicht 
fogleich getödtet werden. Es find künf— 
tighin die Hunde, die ald verdächtig der 
Wuth zur Beurtheilung in das Xhier- 
arzneisInflitut überbracht werden, nicht 
fogleih tödten zu laffen, fondern fie 
find vielmehr unter gehöriger Pflege 
auf Koften ihrer Eigenthümer am Leben 
zu erhalten, um ſich genau zu überzeus 
gen, ob der Verdacht der Wuth au 


Munde. 


wirt gegründet war, da es der Bei⸗ 
fpiele genug gibt, daß man Hunde für 
wäthend hielt, die e8 nicht waren. (N. 
6. Rage. Decr. vom 20. Febr. 1810. 
3.5141, n. d. Rggs. Decr. vom 31. 
Aug. 1812 3. 24156. Guld. San. 
Bdg. 3. Bd. ©. 204 u. 261.) 

Hunde. Folgende Borfdläge von der 
Direction des ThierarzneisInftitutes, die 
verdächtigen oder wüthigen Hunde bes 
treffend, find den Polizei⸗Bezirks⸗Direc⸗ 
tionen bekannt gemacht worden. 

1. Sollen die gedachten Directionen 
feinen Hund in das Thierarznei⸗Inſtitut 
zur Unterfuhung ohne eine verfiegelte 
fhriftlihe Rote fielen, in welcher die 
Beichreibung des Hundes, und die Urs 
ſache, warum er unterſucht werden foll, 
aufgezeichnet ift, damit das Thierarzneis 
Inflitut die gewiffe nöthige Ueberzeu⸗ 
gung erhalte, daß der von der Partei 
dem Abdecker u. |. w. überbradhte Hund 
auch wirklich derjenige ift, den die Po⸗ 
lizei⸗Bezirls⸗Direction unterſucht und 
beurtheilt haben will. 

2. Soll kein zur Unterſuchung in das 
Thierarznei⸗Inſtitut zu ſtellender Hund, 
(da doch jeder derſelben ſo lange ent⸗ 
weder der Wuth verdächtig, oder doch 
wenigſtens für krank oder biſſig gehal⸗ 
ten werden muß, bis das Gegentheil 
erwieſen ift,) ohne daß wan ſich desfel- 
ben hinlanglich verfichert, d. h. denfelben 
mit einem Maulkorbe, oder was noch 
befier fein dürfte, mit einem Knebel im 
Maule verfehen bat, und derfelbe an 
eine Schnur gebunden und feftgehalten 
wird, oder in einen Sad gebunden ift; 
nicht aber, wie es öfters geſchah, ganz 
frei überbracht werden, damit fo jede 
ohne dieſe Vorficht leicht mögliche Vers 
unglüdung an Menfhen und Thieren 
im XTihierarznei =» Inftitute verhindert 
werde. 

3. Sollen offenbar mwülhige, oder 
andere fogleich zu vertilgende Hunde 
nicht erft in das Thierarznei- Inflitut, 
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um daſelbſt vertilgt zu werden, gebracht 
werden, denn, da in dem Thierarznei⸗ 
Inftitute fein eigener, zum Tödten der 
Hunde beftimmter Ort vorhanden, dar 
ſelbſt auch überhaupt fein Aasplatz ift 
und fein Tann, fo müffen folde Hunde 
erft jedes Mal von da zum Abdeder ge⸗ 
führt und dort ihrer Beftimmung nad 
vertilgt werden; wodurd jedes zeit 
raubende, die Tödtung des Hundes ver 
zögernde Hin» und Herſchicken und die 
Gefahr des Verunglückens durch einen 
wüthigen Hund verhütet wird. 

4. Sollte aus eben diefem Grunde, 
dag namlich das Tödten der Hunde in 
dem Thierarzeis Inftitute nit Statt 
finden Tann, bei der Weberbringung 
eines zu unterfuchenden Hundes aud 
jedesmal ein Abdeckerknecht von Seite 
der Polizei⸗Bezirks⸗Direction requiriret 
werden, welcher den nach dem Ausfpruche 
des Thierarznei » Inftitutd zu vertilgen- 
den Hund fogleich mitzunehmen, und das 
über ihn gefällte Urtheil an dem eigent- 
lichen Beftimmungsorte zu vollziehen 
bat. (Rggs. Vdg. v. 26. Juni 1813 
3. 17918. Guld. San. Bdg. 3. Bd. 
©. 331.) 

Hunde. Wenn eine arme PBerfon 
von einem wüthenden Hunde beſchädigt 
wird, hat in der Regel der vermögliche 
Eigenthümer den Erfaß der Heilungs- 
foften zu tragen, fonft aber bat die 
Drtögemeinde fammt der Grundobrig- 
feit gemeinfhaftlid ein Dritttheil, die 
andern beiden Drittel der Staatsſchatz 
auf fih zu nehmen. (Hofdecr. v. 11. 
Sänner 1816.) 

— — Als Hiffig find diejenigen ans 
zufehen, weldye ohne gereizt worden zu 
fein, Iemanden anfallen oder beißen, 
und find folhe Hunde ohne alle Rück⸗ 
ficht zu tödten. (Pol. Hofft. Weifung 
v. 27. Oct. 1820, 29. März 1821 u. 
13. Det. 1823.) 

— — Wenn mwüthige Hunde an» 
dere nüßliche Hausthiere verletzen, die 
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deshalb vertilgt werden müflen, fo bat 
der Eigenthümer des Hundes, wenn er 
zablungsfähig ift, den Schaden zu er» 
feßen, im entgegengefeßten alle aber 
hat der Eigenthümer des gebiffenen und 
vertilgten Thieres den Schaden als 
Folge eines Zufalles allein zu tragen. 
(Gfkzl. Deer an das Tir. Gub. vom 
19. Apr. 1821. Krop. Gef. Franz. 45. 
Bd. ©. 263.) 

Hunde. Mit Decret der k. k. n. 6. 
Landesregierung vom 31. Aug. 1826 
wurde dem k. k. Kreisamte V. U. W. W. 
die Verordnungen wegen Vertilgung der 
Hunde in Erinnerung gebracht, und 
dasſelbe angewieſen, deren Handhabung 
zu überwachen, und die Ortsobrigkeiten 
in Fällen der Außerachtlaſſung mit aller 
Strenge zur Berantwortung zu ziehen, 
die Kreiscommiffäre aber und das Sa: 
nitats-Perfonale, insbefondere in Källen 
von Kreisbereifungen, zur befonderen 
Aufficht auf diefen höchft wichtigen Po⸗ 
lizei- und Gefundheitszweig, und zur 
Nachweiſung in den Protocollen beaufs 
tragt. Nach dem Inhalte der unterm 
9. Mai 1785, 11. Dec. 1795 und 27. 
Zuli 1796 binausgegebenen Vorſchrif⸗ 
ten werden jene Hunde geduldet, welche 
zur Betreibung eines Gewerbes, zur Be 
wachuug und Jagd höchſt nothwendig 
ſind, dann wird dem Landmanne ein 
Hund zur Bewachung ſeines Hauſes ge⸗ 
ſtattet, der aber angehängt, oder in 
einem geſchloſſenen Haushofe eingeſperrt 
fein-muß; fo wie denjenigen, welche ihr 
eigenes Auskommen haben, einen Hund 
zur Bewachung ihres Zimmers zu halten 
erlaubt ift, der aber immer mit einem 
Halsbande verfehen fein muß, und zur 
Nachtzeit nicht außer Haus gelaffen wer⸗ 
den darf, ferner werden Jene, welde 
außer zum Gewerbe und zur Jagd mehr 
als einen Humd halten, oder felben nicht 
an die Kette legen, unnachſichtlich mit 
drei Reihsthalern Strafe belegt, fo 
wie nicht minder alle überflüffigen, her⸗ 
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renlos herumlaufenden, mit keinem Hals⸗ 
bande verſehenen, und zur Nachtzeit 
ohne ihren Herrn außer dem Hauſe an⸗ 
getroffenen Hunde unverzüglich erſchla⸗ 
gen werden müſſen, endlih haben alle 
Dominien und Ortdobrigleiten, die Be⸗ 
amten, Ortsrichter, Jäger und andere 
Vorſteher, die bei fonft bemerkter Sorg- 
lofigleit der oben feitgefeßten Strafe 
unterliegen, auf die genaue Befolgung 
diefer Anordnung flrenge zu wachen. 
Rad dem weiteren Sinne der angeführ- 
ten Borfchriften haben die Abdecker ihre 
Bezirke oft zu durchſtreifen, und die frei 
berumlaufenden Hunde zu tödten, wo⸗ 
von dann jene, die ſich durch obrigkeit⸗ 
liche Zeugniffe ausweifen können, die 
meiften Hunde vertilgt zu haben, eine 
ihrem Eifer angemeflene Belohnung von 
der Zandesftelle erhalten werden. (Circ. 
dest. k. Kreisamted B.U.B.B. vom 
1. Sept. 1826, Wagner Zeitfhr. R.B. 
Jahrg. 1826. 

Hunde, wuthverdädtige, des 
ren Beobahtung im Thierarz 
neisInftitut. Transportirung 
der Aeſer. Die Anfiht, dap nur 
folhe Hunde zur Beobachtung in das 
Thierarznei= Inftitut gefchafft werden 
follen, die Menſchen oder Hunde gebif« 
fen haben, und von denen es zweifelhaft 
ift, 06 fie wüthend find oder nicht, daß 
aber alle Hunde vertilgt werden follen, 
die von entfhieden oder muthmaßlich 
wüthenden Hunden gebifien, begeifert, 
oder auch blos angefallen worden find, 
wird vollkommen gebilliget. Sehr koſt⸗ 
bare Hunde, an denen dem Eigenthü⸗ 
mer feines Erwerbes, oder des hoben 
Preifes wegen fehr viel gelegen if, und 
wo nicht ausgemittelt werden Tann, ob 
fie mit einem wüthenden oder wuthver⸗ 
dächtigen Hunde in Berührung waren 
oder nicht, können, wenn die Eigenthü⸗ 
mer die von der Thierarznei- Inftituts- 
Direction zu beftimmenden Koften-Paus 
ſchale im Boraus erlegen, und wenn die 
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Thierarznei = Inftituts = Direction mit 
Rückſicht auf die Zahl der bereits im 
Inftitute in Beobachtung ftehenden, oder 
noch zu erwartenden wuthverdädtigen 
Hunde es fonft thunlich findet, zur Bes 
obachtung in das Inſtitut übernommen 
werden, fonft ift mit ſolchen Hunden wie 
mit andern zu verfahren. Die Behält- 
niffe zum Transporte der Hunde⸗Cada⸗ 
ver find fo zu verfertigen, daß fie auf 
einen Wagen geftellt werden Fönnen, 
welche dann die Freimannsknechte, wenn 
fie die in der Stadt und den Borftädten 
vertilgten Hunde zur St. Marrer Linie 
binausführen, mitnehmen können. Ein 
folder Aaskaſten ift jedes Mal, wenn er 
von dem Thierarznei » Inftitute abgehen 
gemacht wird, zu verfperren, und der 
Schlüſſel daſelbſt zurüdzubebalten. Dem 
Abdeckerknechte, welcher den Kaften weg⸗ 
führt, if ein Zettel, worin die Anzahl 
der Aefer und der Tag ihrer Abfuhr 
anzumerken ift, mitzugeben. Diefen 
Zettel bat der Abdeckerknecht an den bei 
der St. Marrer Linie ftationirten Pos 
lizei⸗ Corporal abzugeben. Diefer wird 
einen Mann zur Begleitung des Kaſtens 
von der Linie zur Aasgrube abordnen, 
welcher den Aaskaſten dafelbft zu eröff 
nen, der Berfcharrung der Aeſer und der 
Reinigung des Kaſtens beizuwohnen, 
und dann den Schlüffel wieder auf die 
Wachſtube zurüczubringen hat. (Vdg. 
der n. 6. Rgg. vom 23. Sept. 1826 
3. 45808, n. ö. Prov. G. ©. 8. Thl. 
Nr 234.) 

Hunde. Verfahren hinſichtlich 
der, der Wafferfheu verdädti- 
gen Hunde. Da von dem kunſtge⸗ 
mäßen Befunde über das wirkliche oder 
blog vermuthete Dafein der Hundewuth 
die Behandlung der von wuthverdächtis 
gen Hunden verlebten Menfchen und 
Thiere wefentlih abhängt, fo wurde, 
um zur Gewißheit der wirkliden Wuth 
eines derfelben verbächtigen Hundes zu 
gelangen, im entgegengefebten alle 
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aber die Befchädigten aus ihrer ängſt⸗ 
lihen Ungewißheit zu reißen, und fie 
von der Fortfeßung der fonft nöthigen 
arztlihen Behandlung zu befreien, fol- 
gende Anordnung erlaſſen: 

1. Hunde, welche der Wuth vordad- 
tig find, follen, wenn fie weder Men- 
hen noch Thiere verlegt haben, ſchleu⸗ 
nigft getödtet, und ohne fie zu öffnen, 
auf die vorgefchriebene Art verfharrt 
werden. 

2. Hat dagegen ein der Wuth ver- 
dächtiger Hund einen Menſchen oder ein 
Nutzthier befchädigt, fo darf derſelbe 
nicht fogleich getödtet, fondern er muß, 
wenn man feiner ohne Gefahr habhaft 
werden kann, wo möglich eingefangen, 
an einem fiheren wohlverwahrten Dit 
forgfältig eingefperrt, an eine Kette ge- 
legt, und unter genauer Handhabung 
der nöthigen Borfihten beobachtet 
werden. 

3. Die Bertilgung eines folchen 
Hundes bat erft einzutreten, wenn fich 
die beftimmten Merkmale der Wuth 
äußern. Bei dem Tödten und Verſchar⸗ 
ven desſelben, fo wie hinfihtlid der 
Bernichtung oder Reinigung der von 
feinem Geifer befudelten Gegenftäude, 
muß fi jedoch zur Verhütung weiterer 
Unglücksfälle genau nach den befteben- 
den Vorſchrifteu benommen werden. 

4. Die von einem verdächtigen Hunde 
befhädigten Menſchen und Thiere find 
übrigens fo lange, als der Beweis, daß 
der Hund nicht wüthend war, nicht voll- 
kommen beruhigend hergeftellt ift, nad 
der bisher vorgefchriebenen Art Arztlich 
zu behandeln. (Bdg. des böhm. Bub, 
vom 20. Febr. 1827. Krop. ©. ©. 53. 
Bd. Nr. 43.) 

Hunde, wuthverdächtige, find von 
den Eigenthümern nicht unmittelbar in 
das Thierfpital zu überfenden, fondern 
jederzeit bei der Polizeis Behörde zu 
melden, welde deren Ueberbringung in 
das Thierarzuei = Inftitut . veranftaltet. 


Yandı. 


(Bdg. der n. ö. Rgg. v. 2. März 1827 
9. 11858, n. d. Prov. G. ©. 9. Bd. 
Rr. 73.) 

Hunde, wuthverdächtige. So wie die 
Polizei⸗Ober⸗Direction bisher alle Ko- 
ften an das ThierarzneisInftitut beſtrit⸗ 
ten bat, die aus der Uebergabe wuth⸗ 
verdächtiger Hunde aus dem Bereiche 
fämmtlicher Bezirks + Directionen inner 
der Linien Wiens an das Inftitut, und 
aus der ſonach erfolgten Hinwegführung 
und Verſcharrung der Cadaver, fo wie 
der Reinigung der Behältniffe entſprun⸗ 
gen find, eben fo find in den Fällen, 
wo dergleichen wuthverdächtige Thiere 
aus Ortfchaften außer den Linien Wiens 
in das Thierarzneis Inftitut gebracht 
werden, die aus diefem Anlaffe unter 
was immer für einem Titel auflaufenden 
Koften von der betreffenden Ortsobrig⸗ 
keit, gegen den ihnen freigelaffenen Re⸗ 
greß an die Eigenthiimer folder Thiere 
zu beftreiten.. (Vdg. der n. 6. Rgg. 
vom 11. Dec. 1828 3. 68351. Prov. 
G. ©. 9. Bd. Nr. 290.) 

— — bösartige. Es ift zur Kennt- 
niß der Regierung gelommen, daß fid 
neuerlih ein Unglücksfall vernadhläffig- 
ter Verwahrung bösartiger Hunde zu- 
nächſt diefer Hauptftadt ereignet habe. 
Der 8.7 der Eircular-Berordnung vom 
25. Juni 1821 3. 7316 beftimmt: 
„Sedermann, fohin auch der befugte 
Eigenthümer eines Hundes, ift für den 
Schaden, den fein Hund anrichtet, ver- 
antwortlich; e8 hat daher jeder Eigen» 
thümer eined Hundes, befonders wenn 
der Hund zomig uud biffig if, denfelben 
fowohl bei Haufe, ald wenn eraußer dem 
Haufe davon Gebrauch madht, fo zu 
verwahren, daß Niemand befchädiget 
werde. Die Bauern haben insbefondere 
ihre Hunde, wie bereitd 8. 3 angedeutet 
wurde, an die Kette zu legen und immer 
an der Kette zu halten.” Der 8. 8 
beſtimmt: „Die Vernadhläffigung der 
im obigen Baragrapbe bezeichneten Vor⸗ 
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fichten iſt als ſchwere Polizei⸗Uebertre⸗ 
tung uach dem $. 145 des 2. Xheiles 
des Strafgeſetzbuches zu behandeln. 
Die k. k. Kreisämter haben daher die 
Diftrict3-Gommiffariate mit allem Nach⸗ 
drude anzumweifen, genau nad den bes 
ftehenden Vorſchriften unnachfichtlich 
ſowohl im gegenwärtigen als in jedem 
vorkommenden Falle das Amt zu han⸗ 
deln. (Ob der Enns'ſche Reggs. Bde. 
vom 27. Dec. 1829 3. 2605, Prov. 
G. 5 für Ob. Deft. vom 3. 1829.) 

Hunde. Berfahren bei dem 
Einfangen berrenlofer Hunde 
und deren nachherige Behand: 
lung. Die Regierung findet hinſicht⸗ 
ih des Vertilgens der herrenlofen und 
überflüffigen Hunde für die E. ?. Haupte 
und Nefidenzftadt und die Borftädte 
Wiens, Nachſtehendes zu erinnern: 

1. Wichtige Sanitäts = Polizei-Rüds 
fihten erfordern es, daß die überflüffigen 
berrenlofen, läftigen, von wüthenden 
gebiffenen oder der Wuth verdädtigen 
oder wirklich wüthenden Hunde vertilgt 
und unfhädlich gemacht werden. Zu 
diefem Zwecke war biöher in der Haupt⸗ 
und Refidenzftadt Wien das Erfchlagen 
der Hunde mittelft eines kurzen Knittels 
üblih. Dieſes Verfahren wird gänz« 
lich abgeftellt, und es bat die Bertilgung 
der überflüffigen und herrenlofen Hunde 
inner der Linien Wiens vom 1. Juli 
1838 angefangen, nicht mehr durch das 
Erfhlagen derfelben mittelft eines 
Wurfprügels zu gefchehen, fondern der- 
lei Hunde find mit der Wurf— 
fhlinge zu fangen, in einem nach⸗ 
fahrenden Kaftenwagen unterzubringen, 
lebend in das Wafenmeifterei» Gebäude 
abzuführen. 

2. Zur Einfangung der herrenlofen 
Hunde hat der Wafenmeifter wenigftens 
wöchentlih ein Mal in jedem Vorſtadt⸗ 
Polizei» Bezirte und zwei Mal in der 
inneren Stadt Wien an unbeftimmten 
Tagen in den erften Morgenftunden hin⸗ 
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durch, außerdem aber auch noch ſo oft, 
als ed von Seite der Polizei⸗Behoͤrde 
anbefohlen wird, durch feine Knechte 
ftreifen zu lafien. Der dazu beftimmte 
Knecht hat fich bei der betreffenden Bes 
zirks⸗Direction zu melden, welde ihm 
einen Mann von der Polizei⸗Wache zur 
Aſſiſtenz mitgeben wird. Bei diefer 
Streifung find alle herrenlofen Hunde, 
ohne Unterfhied und ohne Rüdfiht auf 
die PBerfon des Eigenthümers unnach— 
ſichtlich einzufangen. 

3. Gleich beim Einfangen als bif 
fige, von wüthenden oder der Wuth 
verbächtigen Thieren gebiffen, der Wuth 
felbft verdächtige, oder wirklich als be- 
reits wüthend erfannte Hunde, zumal 
wenn fie Menfchen oder Thiere gebiflen 
haben, find fogleih gehörig verwahrt, 
einzeln am Stride und mit dem Mauls 
forbe verfehen, von den Abdeckerknech⸗ 
ten nah den beftehbenden Borfihriften 
unter Polizei» Begleitung und mittelft 
friftliher Anweifung in das k. k. 
Ihierarznei- Inftitut zur Unterfuhung 
und weitern Beobachtung zu überbrin- 
gen, wo fjodann das Weitere verfügt 
werden wird, in welchem Falle fich der 
Waſenmeiſter fammt feinen Knechten der 
ferneren Beifung der Polizei» Behörde 
und der Thierarzneisänftituts-Direction 
genau zu fügen haben wird. 

4. Die als berrenlos erfannten Hunde 
find mit Vorfiht auf die fhon in meh: 
reren Provincial- Hauptftadten übliche 
MWeife mittelft Schlingen von Draht, 
Striden oder Riemen zu fangen. Große, 
ſtarke oder biffige, oder fonft gefährliche, 
fodann mit einem Maulforbe oder 
Maulriemen zu verfehen, und die 
dergeftalt eingefangenen Hunde hierauf 
in einem zunächſt nachfahrenden, eigens 
dazu eingerichtetem Wagen unterzu⸗ 
bringen. 

5. Bur fogleichen Unterbringung und 
Berwahrung der eingefangenen Hunde 
bat die auf der Streifung begriffenen 
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Knete ein anderer, mit einem eigenen 
Hundewagen zı begleiten. 

6. Den Wafenmeifter » Knedhten ift 
das Einfangen der Hunde nur auf den 
öffentlichen Pläben, Räumen, Straßen 
und Gaſſen geftattet, und es ihnen 
nicht erlaubt, Hunde unter den 
Einfahrten und Eingängen, in 
den Höfen der Häufer, inGärten 
und andern zu Gebäuden gehö- 
rigen Räumen aufzufuden und 
dahin zu verfolgen, und es ift den 
zum Hundefang beftimmten Knechten eins 
zufhärfen, daß fie fich ihr Gefhäft zwar 
eifrig angelegen fein laffen, aber dabei 
aud dem Publicum durch feine vermeid- 
lihe Beläftigung, oder den Behörden 
durch ein Auffehen erregendes Betragen, 
zu Klagen Anlaß geben. (Vdg. dern. 
d. Rgg. vom 7. Juni 1838 3. 14064, 
Prov. ©. S. 20. Bd. Nr. 129.) 

Hunde Beftimmung der Ber 
pflegsfoften für eingefangene, 
dem Thierarznei-Spitale zur 
BehbandInng Üübergebenen 
Hunde. Die Regierung hat mit Rück⸗ 
fiht auf das hinfichtlich des Einfangens 
berrenlofer Hunde eingeführte neue Ver⸗ 
fahren, die Einleitung getroffen, daß 
für Hunde, welche nah dem $. 3 des 
des Negierungs » Decreted vom 7. Jumi 
1838 dem Xhierarznei > Inftitute zur 
Behandlung übergeben werden, die Ber: 
pflegstoften bei der Polizei⸗Bezirks⸗Di⸗ 
rection Scottenviertel auf 14 Tage 
vorhinein im Betrage von 3 fl. EM. 
bezahlt werden können. Sollte jedoch 
ein Hund langer ald 14 Tage im Thier⸗ 
arznei- Inftitute behandelt werden, fo 
hat der Eigenthbümer des Hundes für 
die längere Behandlung, umd zwar für 
jeden Tag 12 fr. EM. bei der k. k. 
Zhierarznei« Inftituts » Direction unmit⸗ 
telbar zu entrichten. (Vdg. dern. ö. 
Rgg. vom 30. Juni 1838 3. 37248, 
Prov. &. S. 20. Bd. Rr. 153.) 

— — AMle Hunde, welche in einer 
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Gegend beireten werden, durch die kurz 
zuvor ein wüthender Hund geftreift hat, 
ſtehen wenigftend entfernt in dem Ver⸗ 
dachte einer Bermifhung mit dem Letz⸗ 
teren , find daher als bedenklich zu be= 
trachten, und werden bei den hiezu ins⸗ 
befondere veranlaßten Abdederftreifuns 
gen ohne allen Anftand ausnahmslos 
eingefangen, Solche Hunde müſſen, 
wenn nicht der Umftand, daß fie Men: 
fhen oder Thiere gebiffen haben, ihre 
Unterfuhung und Beobachtung im Thier« 
arzneisInftitute nothwendig macht, gleich 
bei dem Eintreffen in der Wafenmeifterei 
ohne weiters vertilgt, und es muß in 
einem folden Falle der Kaftenwagen 
und was immer in der Abdederei mit 
den vertilgten Hımden in Berührung 
fam, auf das forgtältigfte gereinigt wer⸗ 
den. Auch die Halsbander folder Hunde 
dürfen den Eigenthümern nur dann ver» 
abfolgt werden, wenn fie durchaus von 
Metall. verfertigt umd der vorſchriftmä⸗ 
Bigen Neinigung unterzogen worden 
find. (Circ. der k. k. Bol. Ob. Dir. 
vom 7. Febr. 1839 3. 1267.) 
Hunde, Zum Einfangen find auch jene 
Hunde geeignet, welche felbft mit einem 
Halebande verfehen, fi auf den Gla- 
cien und auf freien Pläben in Gefell 
[haft mit andern herumtummeln, und 
welche in gewiſſer Beziehung, weil fie 
von den Eigenthümern entfernt find, 
und von denfelben fhleht überwacht 
werden, als herrenlos gedacht werden 
fönnen. Bei dem Auftreten wüthender 
Hunde ift eine allgemeine im Tage öf⸗ 
ter8 zu wiederholende Hundeftreifung 
und unbedingte Einfangung zu verans 
laffen, wobei alle Hunde, welde zur 
Zeit diefer ‚Streifung mit oder ohne 
Halsband auf öffentlicher Straße ers 
feheinen, ohne Rüdficht einzufangen und 
ſogleich zu vertilgen find, davon werden 
nur jene Hunde ausgenommen, welche 
getragen oder an einer Schnur geführt 
werden. Diefe Beftimmungen find dem 
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Publicum zu verlautbaren, und ea hat 
die Republication dieſer Vorſchriften 
wenigſtens eiumal im Jahre Statt zu 
finden. Das Einfangen der Hunde 
hat der Waſenmeiſter wenigſtens zwei 
Mal in der Woche in jedem Vorſtadt⸗ 
Volizeis Bezirte in den erften Morgens 
ftunden durch mehrere Stunden hin⸗ 
durch und dreimal in der innern Stadt, 
außerdem aber aud fo oft als ed von 
Seite der k. k. Polizeis Behörde ande» 
fohlen wird, vorzunehmen, wobei die 
Polizei Wache Affiftenz zu leiften bat. 
Insbefondere ift das Augenmerk auf die 
Slacien, auf den freien Plab bei dem 
Burgthor, und auf die fonftigen offenen 
großen Pläbe zu richten, wo ſich die 
Hunde gewöhnlid in Maffen fammeln 
und dort ihr Unwefen treiben. (Vdg. 
der n. ö. Rgg. vom 19. Juni 1839 3. 
30645, Prov. 6.5. 21.28. Rr. 111.) 

Hunde. Auf die Verminderung der 
unnöthigen Hunde .auf dem flachen 
Lande ift durch ſtrenge Handhabung der 
fhon beftehenden Berorduungen hinzu⸗ 
wirken, indbefondere aber die Fälle von 
vortommenden wüthenden, oder ver 
dächtigen Hunden zu benügen, um uns 
verzügli in der betreffenden Gegend 
eine ausgiebige DVertilgung der Hunde 
einzuleiten. (Vdg. dern. 9. Ngg. vom 
19. Febr. 1840 3. 6135, Kn. ©. 2. 
3. 1840 Rt. 10.) 

— — Hinfihtlih der in Wien zur 
Berminderung der unnöthigen Hunde 
eingeführten Maßregeln wird Kolgendes 
feftgefebt : 

1. Die Beitimmung, weldhe Hunde 
dem Einfangen unterliegen, bleibt die 
bisherige, nur find künftig die unter 
dem Namen Bulldogs belannten, dann 
die bairifhen Fanghunde unbedingt ein- 
zufangen, fobald fie inner den Linien 


öffentlich, e8 möge mit oder ohne Hald- 


band fein, ericheinen, ohne an einem 
kurzen Stride oder an einem Wagen 
geführt zu werden. 
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2. Das Auslöfen der einmal einge- 
fangenen Hunde hört in Zutunft auf, 
fie find vielmehr ohne weitere Aufbe- 
wahrung fammtlih ohne Ausnahme zu 
vertilgen. (Vdg. der n. ö. Rgg. vom 
29. April 1840 3. 21009, Brov. ©. 
©. 22, Bd. Rr. 71.) 

Hunde. Das Einfangen und 
Bertilgen der Hunde betref 
fend. Mit den biöher erlaffenen An» 
ordnungen wegen Einfangens und Ver⸗ 
tilgend der überflüffigen und herren- 
lofen Hunde ift der dabei beabfichtigte 
wohlthätige Zwed noch nicht vollfom- 
men erreicht worden, indem fich leider 
noch immer häufige Falle ergeben, daß 
die Gefündheit und das Leben der Bes 
wohner dur wuthkranke Hunde der 
fürchterlichſten Gefahr ausgefebt wer- 
den, wovon die Urfache nur in der über- 
großen Anzahl von übel gehüteten Hun⸗ 
den zu fuchen iſt. Um diefen Gefahren 
wirkfamer zu begegnen, werden in Folge 
Decrets der hoben ?. k. n. d. Landes» 
regierung vom 29. Aprild.3. 3.21009 
nachfolgende Beitimmungen feftgefebet: 

1. Zum Einfangen find nicht nur 
jene Hunde geeignet, welche mit feinem 
vorfhriftsmäßigen Halsbande verfehen 
find, fondern ohne Nüdfiht auf ein 
Halsband auch diejenigen, welche fi 
auf den Glacien oder auf freien Plaben 
auffichtslos und allein berumtreiben, — 
welche zur Nachtszeit fich feldft über- 
faffen auf den Straßen umberlaufen, 
oder welche den. Wafenmeifterfnechten 
von den Bolizei-Beamten ald zum Ein- 
fangen geeignet, in befonderen Fällen 
angezeigt werden. 

2. Die unter dem Namen Bull. 
dogs bekannten, dann die bairifhen 
Fanghunde find ebenfalls ohne Rück⸗ 
fiht auf ein Halsband unbedingt einzus 
fangen, fobald fie inner den Linien vors 
tommen, und nicht an einem kurzen 
Stride oder in einem Wagen geführt 
werden. 
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3. Alle einmal eingefangenen Hunde 
find ohne weitere Aufbewahrung, und 
ohne alle Ausnahme fogleich zu vertil- 
gen; es hat daher das Auslöfen folder 
Hunde von nun an gänzlich aufzubören. 

4. Beim Borlommen wüthender 
Hunde werden allgemeine, im Tage öf—⸗ 
ters zu wiederholende Hundeftreifungen 
in jenen Gegenden veranlaßt, welde 
ein der Wuth verdächtiger Hund durch» 
ftrihen bat, und hiebei find alle auf der 
Gaſſe befindlihen Hunde ohne Unter- 
ſchied und ohne Rückſicht auf ein Hals⸗ 
band einzufangen und ausnahmslos zu 
vertilgen, weil bei denfelben die DBer- 
muthung obwaltet, daß fie mittelbar 
oder unmittelbar mit dem wütheuden 
Hunde in Berührung gerathen fein 
fonnten, und weil in einem folcyen drin- 
genden Falle, wo es fih um das Leben 
und die Gefundheit der Bewohner, und 
um die Befeitigung der fürchterlichſten 
und zerftörendften Krankheit handelt, 
eine Kiebhaberei nicht berücfichtiget 
werden fann Bei diefen außerordente 
lichen Hundeftreifungen werden nur jeue 
Hunde mit dem Einfangen verfchont, 
welche getragen, oder an einer Schnur 
geführt werden. . Diefe Beftimmungen, 
wodurd die früheren vom 4. und 19. 
Zuli 1839 außer Kraft gefekt werden, 
haben mit 1. Juli d. 3. in volle Wirk⸗ 
famteit zu treten. (Kundmachung des 
Wr. Magiftr. vom 11. Juni 1840 3. 
28158.) : 

Hunde. Die k.k. n. d. Regierung 
bat in der Abficht, die traurigen Folgen 
der Hundewuth nah Thunlichkeit zu 
mindern oder hintanzuhalten, mit Des 
cret vom 6. Juni 1841 3. 30355 vers 
ordnet, daß jeder Hund, welder auf 
Pläben, Straßen und an gangbaren 
oder vom Publicum befuchten Orten, 
mithin außer der Wohnung des Eigen- 
thümers erfheint, mit einem Maul⸗ 
forbe oder Rafenriemen, welder 
dem Hunde unmöglich macht, Menſchen 
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oder Thiere zu beißen, verfeben fein 
müffe, widrigens derfelbe als herrenlos 
angefehen, eingefangen und vertilgt 
werden würde, vorbehaltlich der fonfti- 
gen Kolgen, weldhe dem Eigenthümer 
des Hundes nah dem St. G. ımd 8. 
1320 des a. b. ©. zu treffen haben. 
(Kundmahung des Wr. Magiftr. vom 
19. Zuni 1841.) 

— — Anordnungen über die 
Auffiht auf die Hunde in Ti- 
rol. Um den traurigen Unglüdsfällen 
und ſchrecklichen Folgen, welche durch 
die Mittheilung der Hundewuth den Men- 
fhen bedrohen, fo viel als möglich zu 
fteuern, und um das Publicum vor den 
bedeutenden Beläftigungen, die durch 
das unmäßige Halten der Hunde, und 
durch die Bernadhläffigung derfelben von 
Zeit zu Zeit fi) vermehren, zu bewah⸗ 
reu, bat das Gubernium die in diefer 
Augelegenheit erlaffenen älteren Ber. 
ordnungen vom 3. Juni 1783, 28.Ro- 
vember 1794, 14. Juli 1797 und 12. 
Mai 1820 zu republiciren, und folde 
mit zwedlmäßigen Erlauterungen zu ver- 
mehren befchloffen. 
Berpflihtungder&igenthümer. 

8. 1. Ieder Eigenthümer hat feinen 
Hund mit einem Halebande von belie- 
bigem Stoffe zu verfeben, auf weldhem 
der Rame Desjenigen angebracht fein 
muß, weldem der Hund angehört. 
Fremde Befiker, die fi über acht Tage 
an einem Drte aufhalten, find an diefe 
Vorſchrift gleichfalls gebunden. 

$. 2. Jeder Befiber eines Hundes 
hat die Obliegenbeit, demfelben die nö⸗ 
thige Rabrung, namentlih aud Trank 
zu verabreichen, und ihm ein geeignetes, 
vor ftrenger Kälte und vor großer Hibe 
fhübendes Obdach zu gewähren. Kein 
Kettenhund darf fo angehängt fein, daß 
er den Strahlen der Mittagsfonne bloß 
gegeben ware. 

$. 4. Jeder Eigenthümer ift ver- 
pflichtet, jene Einwirkungen zu entfer- 
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nen, durch welde die Hundswuth ges 
wöhnlih erzeugt wird; bierunter find 
nebft der ftrengen Kälte und großen 
Hibe, der Mangel an frifhem reinen 
Waſſer, ungefunde Nahrung, befonders 
der Genuß von faulem Fleifhe, Fette 
und Blut, zu ſtarke Erhigung, wie nicht 
minder felbft unmäßige Züchtigung und 
Unreinlichkeit zu zahlen. 

8. 4. Nach eingetretener Nacht dür⸗ 
fen Hunde nicht mehr frei herum laufen, 
am wenigften dürfen foldhe über Nacht 
auf die Gaſſe hinaudgefperrt werden, 
wodurch die nächtlihe Ruhe vorzüglich 
für Kranke oft fo bedeutend geftört 
wird. 

8.5. Das Mitnehmen der Hunde 
in Kirchen und an andere öffentliche, 
der Andacht gewidmete Orte ifl unter 
fagt. 

8. 6. Einem gleichen Verbote unter- 
liegt das Mitnehmen der Hunde in die 
Fleifhhänte. 

8. 7. Nach der Beichaffenheit der 
Hunde ift es indbefondere unterfagt: 

a) Läuſige Hündinnen ins Freie zu 
laffen, | 

b) edelhafte oder kranke Hunde aus⸗ 
zuführen, und 

c) Hunde, die, ohne gereizt zu wer⸗ 
den, die Leute beißen, oder auch nur 
anfallen, zu befißen. 

8.8. Nah der&igeufhaft des 
Gewerbes. Fuhrleute dürfen unter 
den über Nacht aufgeftellten Wägen 
feine Hunde anhängen oder zurüdlaffen; 
Wirthe und Hausfnechte find verpflich⸗ 
tet, Dafür zu forgen, daß dies nicht vor 
ihren Gafthäufern geſchehe. Metzger 
dürfen fih ihrer Hunde zum Viehhetzen 
nicht bedienen. 

8.9. Hofbefiger auf dem Lande, die 
eines großen Kettenhundes zur Bewa⸗ 
dung ihres Anwefens bedürfen, dürfen 
ſolchen zur Nachtzeit nur dann loslaſſen, 
wenn fie einen gefchlofienen Hofraum 
haben. 


Kunde. 


Amtshandlung der Local— 
PBolizeibehörden. 

$. 10. In jenen Ortſchaften, in wel 
chen ſich eigene Polizeibehörden, Land» 
gerichte oder politifch-öconomifhe Ma⸗ 
giftrate befinden, haben diefe, in allen 
übrigen Gemeinden aber die Gemeinder 
vorfteher für die Handhabung der Po⸗ 
lizet Sorge zu tragen. Es ift die Auf⸗ 
gabe der Behörden, Unglüdsfälle mög⸗ 
lichft zu verhüten, kleinere Verjehen po⸗ 
Vizeilih abzuwenden, ſchwere Polizeis 
Uebertretungen gefeßlich zu beftrafen. 

$. 11. Kommt es zur Kenntniß der 
Borftehung oder der competenten Bes 
hörde, daß Befiker von Hunden diefe 
Zhiere in Beziehung auf Nahrung ver: 
nachläffigen, fie ohne Auffiht herum 
laufen laffen, oder fie graufam behuns 
deln, oder daß arme, vom Almofen les 
bende Leute Hunde halten, die, da es 
ihren Eigenthümern felbft an der nöthi« 
gen Nahrung gebricht, oft Mangel und 
Roth teiden; fo find die geeigneten 
Wege einzufhlagen, diefem Mißſtande 
zu begegnen, und nöthigen Falle die 
Abſchaffung folder Hunde zu verfügen. 

$. 12. In größeren Ortſchaften und 
Städten, in welden es an fließendem 
Waſſer gänzlich gebricht, oder wo Brun⸗ 
nen, Bäche oder Flüffe durch Archen 
abgeſchloſſen find, ift dafür zu forgen, 
daß an einem Plabe den Hunden der 
Zugang zum Waffer verichafft, oder an 
den Brunnen ꝛc. Behaltniffe mit Wafler 
angebracht werden. 

$. 12. Einen Gegenftand der allge: 
meinen Klage bildet in Städten das 
Heulen der aus den Häufern gefperrten 
Hunde. Bei der Unmöglichkeit, jedes⸗ 
mal durch den meiftens außer den Ort⸗ 
[haften wohnenden Waſenmeiſter plößs 
liche Ruhe zu fchaffen, ift es den Nacht» 
wächtern, Bezirkswächtern, Bolizeidie- 
nern, Gerichtsdienern, zur Pflicht zu 
machen, wo es die Nähe geftattet, den 
Wafenmeifter zur Einfangung des Hum⸗ 
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des in Kenntniß zu feßen, fonft aber den 
Eigenthümer eines folhen Hundes zu 
weden, oder aber auszuforfhen, und 
das Vorgefallene Tags darauf anzu⸗ 
zeigen. - 

Ss. 14. Bom Wafenmeifter eingefan« 
gene Hunde werden in den Fällen der 
88. 1, 4, 5 und 6 von diefem längftens 
duch 3 Tage ordentlih verwahrt, mit 
gefunder Nahrung verfehen, und wenn 
fih der Eigenthümer längſtens binnen 
drei Tagen um die Auslöfung nicht 
meldet, oder darauf verzichtet, erlegt. 
Dem Wafenmeifter ift es verboten, ein« 
gefangene, von den Eigenthümern nicht 
abgeholte Hunde zu verkaufen. Die 
Auslöfungstare wird als Regel mit Ein: 
ſchluß der Berpflegskoften in Städten 
und Märkten auf 1 fl., für andere Ort⸗ 
haften auf 30 kr. R. W. feftgefekt, 
wenn duch Uebereinfommen, oder durch 
Beitimmungen der Obrigkeit fein ande- 
rer Ablöfungsbetrag feftgefeßt wird. 
Die Obrigfeiten haben insbefondere 
darauf zu fehen, daß nach den Vorſchrif⸗ 
ten vom 7. Juni 1817 u. 27. Febr. 1818 
(. Wofenmeifter) der Zuftand der 
MWafenmeifter möglichft verbefjert, und 
dadurch die Ausführung der polizeilichen 
Maßregeln möglich gemacht werde. Nach 
8. 6 der leßtgenannten Verordnung ift 
auch das Aufjichtsperfonale der Behör⸗ 
den anzuweifen, die Wafenmeifter in 
Beziehung auf ihre Pflichterfüllung ge⸗ 
nau zu überwachen. 

$. 15. Alle bisher erwähnten Ber- 
nachläſfigungen find nach den Eingangs 
erwähnten älteren Berordnungen mit 
2fl. R.W., und im Falle der Zahlungs⸗ 
unvermögenheit mit einer angemefjenen 
Arreftftrafe zu beftrafen. Die Hälfte 
von den Geldftrafen hat dem Anzeiger, 
die andere Hälfte dem Locals-Armenfonde 
zuzufallen. 

8.16, 17 und 18 wurden die Be- 
flimmungen des St. G. $$. 141, 145 
und 146 republicitt, 
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8.19. Weber die Mittel, der Hunds- 
wuth vorzubeugen, und die Befchädi- 
gung zu verhüten, dann über die Bes 
handlung gebiffener Menſchen wird fich 
auf die hierüber erfhienenen abgefon- 
derten Verordnungen, indbefondere auf 
die 88. 90 bis 108 der Verordnung 
vom 12. Juni 1817, dann auf die Ber- 


ordnung vom 12. Mai 1820 bezogen. 


(Fire. Bdg. des k. k. Sub. für Tirol 

u. Vorarlberg v. 1. April 1841, Zeit⸗ 

fhrift für 0.R. Jahrg. 1841. N. 2. 
©. 233.) 

a Die Regierung genehmiget 
folgende Vorkehrungen gegen die Ueber- 
zahl und Gefährliäkleit der Hunde: 
Der Bafenmeifter zu St. Veit hat nicht 
nur in jedem Nothfalle auf Requifition 
der Polizei Behörden oder der Orts⸗ 
obrigkeit, fondern aud regelmäßig jede 
Woche zu einer im Voraus unbeftimm- 
ten Zeitinden Ortſchaften Reindorf, Ru⸗ 
ftendorf, Braundirfhen, Fünfhaus und 
Sechshaus Streifungen vorzunehmen, 
die als herrenlos anzufehenden, oder bei 
außerordentlidhen Umftänden alle vors 
fonmenden Hunde einzufangen und in 
der Wafenmeifterei zu vertilgen. Bon 
den Streifungen. ift den Ortögerichten 
die Anzeige zu machen, von denfelben, 
oder wo möglich von der Polizei = Ber 
hörde Affiftenz zu nehmen, und die Zahl 
der gefangenen Hunde beftätigen zu 
laſſen; dieſe Beftätigungen find der 
Herrſchaft St. Beit zu übergeben, welche 
zu wachen und zu beftätigen bat, daß 
die gefangenen Hunde wirklich vernichtet 
worden find; über das Ergebniß ift 
dem k. k. Kreisamte unter Anfchluß der 
Beftätigungen monatlich Bericht zu er⸗ 
ftatten. Als Entfhädigung erhält der 
Mafenmeifter für jeden eingefangenen 
Hund 3 kr. C. M. und jährlid) von der 
Gemeinde Fünfhaus 25 fl., Sechshaus 
25 fl., Braunhirſchen 25 fl., Ruftendorf 
10. fl. C. M. Dem Kreisamte wird es 
überlaffen, aͤhnliche Mapregeln auch in 


Saudenzdorf, Meidling, Hiking, Pen⸗ 
zing, Simmering und Döbling (von 
wo die Beranlaffung zu diefer Verband: 
lung ausgegangen ift) einzuleiten. (R. 
DB. v. 12. Jän. 1842 3. 14001 Kn. 
S. V. J. 1842. Nr. 102.) 

Hunde. Seine k.k. Majeftät haben 
laut 5. Hofkanzlei⸗Decretes v. 7. Juni 
1843 3. 18123 mit a. h. Entſchlie⸗ 
Bung v. 3. Juni 1843 die Anzeige über 
die Mafregeln zur Verminderung der 
Hunde in Wien zur Wiffenfhaft zu neh⸗ 
men, und zugleich a. h. zu. befehlen ge- 
ruht, daß die Behörden die beſtehenden 
Borfhriften fortan mit angemeffener 
Genauigkeit in Ausführung zu bringen 
haben. Indem man der Bez. » Direct. 
diefe, mit h. Rggs.⸗Decrete v. 21. Juni 
1843 3. 33317 anber befannt gege- 
bene a. 5. Willensmeinung mit dem 
Auftrage mittheilt, fich die diesfalls be⸗ 
ftehenden Vorſchriften zur genaueften 
Darnachachtung gegenwärtig zu halten, 
kann man zugleich die, felbft von der 
hohen Landesftelle ebenfalld gemachte 
Bemerkung nit umgehen, daß noch 
immer viele Hunde, ohne mit dem vor- 
geichriebenen Maulkorbe verfeben zu 
fein, in der Stadt, am Glacis, an öf⸗ 
fentlihen Pläßen und in den Vorftäd- 
ten frei und unbeanftändet umberlaufen, 
wodurch die Landesregierung eben ber 
fimmt wurde unter Einem der Pol.⸗ 
Ob.» Direct. die zulebt erfloffene Vor⸗ 
ſchrift, wornach alle, außer den Haufern 
ohne Maulkorb befretenen Hunde eins 
zufangen und zu vertilgen find, neuer⸗ 
lid in Erinnerung zu bringen. Die Ur- 
ſache des ungenügenden Fortganges der 
in Rede ftehenden Mafregel ift vorzuͤg⸗ 
li in dem Umftande zu fuchen, daß der 
Hundefang immer nur zu einer und dere 
felben Zeit, namlih in den Morgens 
ftunden Statt findet, daß das Erſchei⸗ 
nen der Abdeckerknechte zu dieſem Zwede 
in jedem Bezirke zu ſchnell ruchbar und 
ihte Berufsverrichtung von den beige 
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gebenen Organen ber Polizei » Auffiät fommene Fälle darthun, das — und 
nicht immer gehoͤrig unterſtützt wird. die Geſundheit der Menſchen in nicht 
Man muß daher den Bez. » Direct. zur geringem Grade bedroht find, fo wird 
angelegentlihen Pfliht mahen, dem zu Folge hoben Erlafles des Minifters 
Einfangen der, mit feinem Manlkorbe des Innern v. 19. März 1850 3.5155 
verfehenen Hunde eine größere Aufmerk⸗ verordnet: 
ſamkeit zuzuwenden, dafür zu forgen, 1. Jeder Hund, der auf Pläken, 
daß diefe Mafregel fo viel ale möglid Straßen und gangbaren oder vom Pu⸗ 
ohne vorausgehende Verlautbarung blicum beſuchten Orten innerbalb 
und zeitweiſe unvorgeſehen auch in den der Linien Wiens erſcheint, er mag 
RNachmittagsſtunden vorgenommen, da⸗ an einer Schnur geführt werden oder 
bei der Bezirk in verſchiedenen Richtun- nicht, muß mit einem das Beißen ver⸗ 
gen und öfters dieſelbe Strape oder hindernden metallenenMaulforbe 
Gegend wieder zurück durdhftreift und verfehen fein, widrigenfalld derfelbe ale 
überhaupt mit Eifer und Thätigfeit herrenlos angefehen, eingefangen und 
vorgegangen werde, wozu die Abde⸗ vertilgt werden wird. Die Ausld- 
derfnebte anzumeifen, und durch die fung und NRüdftellung der 
agiftirenden Wachleute nachdrücklih Hunde an ihre Eigenthümer 
zu verhalten find. Den Legteren aber wird unter feiner Bedingung 
it insbefondere und bei Bermeidung mehr geftattet. 
empfindlicher Ahndung einzufhärfen 2. Die Eigenthümer der ohne den 
daß fie fih in der Nähe der, ihren vorgefchriebenen Maulkorb im Freien 
Dienft verrichtenden Abdederknechte zu betretenen Hunde, werden mit einer 
halten, diefelben zur Thätigkeit anzu Geldftrafevon 2 bis 20 fl. C. M. ge 
eifern, fie auf die Gegenden, wo ges ahndet. (Kundm. der k. k. Stadthptm. 
wöhnlich auffichtslofe Hunde bemerkt v. 8. April 1850.) 
werden, aufmerkiam zu machen, Renis Diefe Vorfhrift wurde auh 
tenzen angemefjen zu begegnen, und ih aufdiellmgebungenvon Wien, 
jeden unzwectmäßigen Benehmens vor- in fo weit dDiefelben inden Pos 
züglich aber jeder vorläufiger Warnung lizei-Bezirk von Wiengehören, 
der Hundehälter, fo wie überhaupt jee ausgedehnt. (Vdg. des Minift. des 
des ähnlichen pflihtwidrigen Einver- Inn. v. 22. Dct. 1850 3. 22708. 
ftändniffes mit denfelben zu enthalten Erl. der n. d. Statthalt. v. 12. Dec. 
haben. (Circ. dert. f. Bol.-Db.-Direct. 1850 3. 42696.) 
v. 10. Zul. 1843 3. 9522/1711.) Hunde. In Beziehung auf die ge- 
Hunde. Es if die Wahrnehmung drudte Kundmahung v. 8. April d. J. 
gemacht worden, daß in Teßterer Zeit das Einfangen und unbedingte Vertil⸗ 
in der Stadt und den Vorſtädten Wiens gen der herrenlofen Hunde betreffend, 
wieder eine größere Anzahl von Hun⸗ wird den k. ?. Bezirks⸗Commiſſariaten 
den ohne den vorgeſchriebenen Maul⸗ in Gemäßheit der hohen Statthalterei⸗ 
korb auf den Straßen und Plätzen an- Decrete v. 7. April und 14. Mat 1850 
getroffen, und daß diefe, die perfönliche 3. 12593 und 20331 noch Nachſte⸗ 
Sicherheit bezweckende Maßregel trotz F hendes zur Wiſſenſchaft und genaueſten 
wiederholter behördlicher Kundmahung Darnachachtung eröffnet. 
von Seite der Eigenthümer der Hunde 1. Weder der Wafenmeifter noch def- 
. vielfältig übertreten wird. Da aber hie: jen Knechte dürfen ſich beigehen Laffen, 
durch, wie neuerlich wiederholt vorge einen, ohne den vorgeſchriebenen Maul⸗ 
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korb an einen oͤffentlichen Orte betrete⸗ 
nen und eingefangenen Hund zurückzu⸗ 
geben, und e& wurde mit h. Minifteriale 
Deerete v. 19. März d. 3. 3. 5155 
befimmt, daß gegen den Wafenmeifter 
im 1. Uebertretungsfalle mit Berhän« 
gung einer Geldftrafe von 25 — 100 fl., 
und bei Wiederholung mit der Einzie- 
Hung feined Gewerbes und feiner dienft- 
lien Bezüge vorzusehen, gegen feine 
Knechte aber auf eine nah Umftänden 
mit Faſten verfchärfte angemeffene Frei⸗ 
heitsſtrafe zu erkennen fei. 

2. Nicht nur die Eigenthümer der 
ohne den vorgefchriebenen Maulkorb im 
Freien betretenen Hunde, fondern alle 
Eigenthümer, deren Hunde ohne Maul⸗ 
forb betreten werden, ed mag dies im 
Freien, auf Straßen und Plätzen oder 
in Haushöfen, Kafeer, Schank⸗ und 
Gaſthäuſern, Gaſthausgärten 2c. 2c. ges 
ſchehen, find mit einer Geldftrafe von 
2 bis 20 fl. zu belegen, und es wird 
bier bemerkt, daß der Ort des Erſchei⸗ 
nens eines nicht gehörig verwahrten 
Hundes, nach der ausdrüdlihen Erläu- 
terung der hohen Statthalterei v. 14. 
Mai 1850 keinen Unterfchied made 
und daß gute Gründe für die Ausdeh⸗ 
nung der Verordnung auf die erwähn« 
ten gangbaren und befuchten Orte ſpre⸗ 
hen, da bisher die meiften Beſchädi—⸗ 
gungen von Perfonen durch Hunde in 
Haushöfen vorgefommen und Collifio- 
nen mit unverwahrten Hunden in 
Schanklocalitäten leichter als im Freien 
möglich, aber auch dıe Eigenthümer der- 
felben leichter zu eruiren find. Hiernach 
haben die f. k. Bezirks - Commiffariate 
ihre Organe anzueifern und zu beleh- 
ren, vorfommende Webertretungsfälle 
dieſer Borfchriften aber in Unterfuhung 
zu ziehen und den Act vorzulegen. 
Hiebei wird das k. k. Bezirks⸗Commiſ⸗ 
fariat darauf aufmerffam gemacht, daß 
in den bereits vorgelommenen Fällen, 
in welden die Eigenthümer folder un- 
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verwahrter Hunde, mit den Iehteren von 
der Militärpolizeiwahe zum Bezirks⸗ 
Commiſſariate wegen Uebertretung ‚der 
beftehenden Vorſchrift geftellt werden, 
wohl die Beſtrafung der Eigenthümer, 
nit aber die Bertilgung der Hunde 
unbedingt einzutreten hat, daher nur in 
dem Kalle, als diefe Maßregel aus ber 
fonderen Gründen verhängt wurde, der 
betretene Hund und zwar mit ſchriftli⸗ 
her Weiſung in die Abdederei abzuges 
ben ift. Nie aber follen die Wachorgane 
den Eigenthümer nöthigen, fih mit den 
beanftändeten Hunde unmittelbar zum 
Wafenmeifter zu begeben, da dem Letz⸗ 
teren die Hinausgabe des Hundes, er 
mag gefund oder Tran? befunden wer⸗ 
den, flrenge unterfagt ift, und die Zur 
rühweifung der Eigenthümer leicht zu 
erceffiven Auftritten vor der Wohnung 
des Wafenmeifters Anlaß geben würde, 
vor welcher derfelbe dann nicht gehörig 
gefhüht werden könnte. (D. der k. k. 
Sthptm. v. 23. Mai 1850 3. 8913.) 

Hunde. Zur Gefundheitspolizei ger 
hören auch die Borfichten zum Schuße 
des Lebens und der Gefundheit vor 
Gefährdungen durch verwahrlofte, wü⸗ 
thende oder wuthverdächtige Hunde und 
derlei andere Thiere. Vorgekommene 
Falle der Außerachtlaſſung diefer Vor⸗ 
fihten, und die entfeßlihen Kolgen, die 
aus einer ſolchen Radläffigkeit ent- 
fpringen können, machen nothmendig, 
den Bürgermeiftern nachſtehende Wei: 
fungen zur Befolgung einzufchärfen. 

$. 1. Der Bürgermeifter hat dafür 
zu forgen, daß der Abdeder oder Wa- 
fenmeifter alle berrenlofen und unnüß, 
ohne Auffiht und Halsband herumlau- 
fenden Hunde fogleidy vertilge, und zu 
dieſem Behufe in dem verfihiedenen Or⸗ 
ten der Gemeinde unvermuthet Nach⸗ 
fiht pflege. | 

$. 2. Es kann zwar nicht verwehrt 
werden, überflüffige oder entbehrliche 
Hunde zu halten; doc darf Niemand 
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durch ſolche Hunde belaͤſtiget oder ge 
fährdet werden. Der Bürgemeifter wird 
feine Gelegenheit zu verfaumen haben, 
um auf die freiwillige DBerminderung 
der für. gewerblihe oder häusliche 
Zwede enthehrlihen Hunde in der Ge⸗ 
meinde hinzuwirken. 

8. 3. Nicht Jedermann in der Ges 
meinde erfennt und beachtet die eriten 
und gewöhnlihen Krankheitserſchei⸗ 
nungen feines Hundes; nicht Jeder ſucht 
zu rechter Zeit Hilfe. Es wird daher 
Pflicht des Bürgesmeifters, die Hunde» 
hälter auf die Kennzeichen entſtehender 
Krankheiten und auf die nöthigen Bor- 
fihten gelegentlich aufmerffam zu ma- 
hen, und fie durch feine Organe und 
durh vertraute Gemeindeglieder zu 
überwachen, damit nöthigen Falls Durch 


Strenge einer Gefahr vorgebeugt werde. 


Um dem Bürgermeifter diefe Pflicht zu 
erleichtern, wird ein Auszug aus der 
mit Regierungs » Verordnung vom 30. 
November 1834 3. 36528 (Nro. 229 
der Prov. Gefeh- Sammlung) kundge⸗ 
machten Belehrung über die Thierfeu- 
hen abgedruct, worin über die Wuth⸗ 
krankheit der Hunde und anderer Hause 
thiere der geeignete Unterricht ertheilt 
wird. (S. Hundswuth.) 

$.4. Da die Humdehälter eine bes 
fondere Obforge der Gemeinde in An- 
ſpruch nehmen, und ihr dadurch auf 
Auslagen verurfahen, fo ift es nicht 
unbillig und hat einen Anftand, wenn 
der Gemeinde Ausfhuß dafür eine bes 
fondere, wie ſich verfteht, geringe Ab⸗ 
gabe zur Gemeindecaffe befchließt. 

$. 5. Der Eigenthümer eines Hun⸗ 
des, an weldhem Kennzeichen einer 
Krankheit zum Borfchein kommen, ift 
verpflichtet und nöthigen Falls zu ver- 
halten, den Hund einzufperren und an 
eine Kette zu legen, damit der Hund 
genauer beobachtet werde, und bei ein» 
trefender Wuth nicht ausreiße und ent- 
komme. Wenn aber auch nur der Ber 
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dacht der eintretenden Wuth ſich ergibt, 
fo bat der Eigenthümer bei fonfliger 
Strafe dem Bürgermeifter die Anzeige 
zu machen, damit er Die ärztliche Unter⸗ 
ſuchung einleite, und wenn diefe wirk« 
lich Spuren der Wuth ergibt, die Bere 
tilgung verfüge. 

8. 6. Brit ein wüthender oder 
wuthverdäachtiger Hund, oder ein ande⸗ 
tes derlei Thier in einer Gemeinde aus 
oder ein, fo ift gleich Lärm zu machen, 
damit ſich Jedermann Hüte, vorzüglich 
die kleinen Kinder bewahre, und Hunde 
und anderes Vieh einfperre. Der wi 
thende oder wuthverdächtige Hund oder 
das fo beſchaffene Thier ift aber mit 
gemeinſchaftlicher Hilfe, fo weit es al« 
lenfalls ohne Gefahr gefhehen Tann, 
lebendig .einzubringen, außerdem aber 
ſogleich zu tödten. Der Bürgermeifter 
bat genaue Erkundigung einzuziehen, 
woher der Hund oder das Thier ger 
tommen, wer der Eigenthümer desfel- 
ben und ob davon .irgend ein Menſch 
oder Vieh in oder außer dem Orte ans 
gegriffen worden fei. Scheint der wü⸗ 
thende Hund oder das wüthende Thier 
aus einer anderen Gemeinde entlanfen 
zu fein, fo ift den Nachbargemeinden 
fogleih Rachricht zu geben und dabei 
auch die Gattung, Größe, Farbe u. f.w. 
des Hundes oder Thieres zu befchreiben 
und anzudeuten, ob ein Menſch oder 
Thier bereits verlegt worden fei, damit 
hiernach auch in den andern Gemeinden 
weiter nachgeforſcht und vorgeforgt 
werde. Zugleich ift Die Anzeige Darüber 
am die Bezirkshauptmannſchaft zu er 
ftatten, damit diefe, fo fern ed nöthig 
erfheint, einen Sanitätsbeamten ab⸗ 
fende, und allfällige fonft erforderliche 
Berfügungen treffe. 

8.7. Burde ein Menſch von einem 
wiüthenden oder wuthverdächtigen Hunde 
oder Thiere gebifien, geritzt, geftreift, 
oder auch nur von deſſen Geifer berührt, 
fo ift alfogleich der nächſte Arzt oder 
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Bundarzt herbeizubolen. Bis zur An- 
funft des Arztes oder Wundarztes muß 
die Wunde mit Salzwafler, Effig, Sei- 
fenwafler oder ſcharfer Lauge gut aus- 
gewaschen und fo lange gerieben wer« 
den, bis ein heftiger Schmerz enifteht, 
oder die Wunde ſtark blutet. 

8. 8. Wüthende oder wuthverdäch⸗ 
tige Hunde oder andere dergleichen 
Thiere müffen in der Regel ohne Radh- 
fiht getödtet werden, und nur in dem 
Falle, wenn ein Menfh von einem der 
Wuth verdachtigen Thiere verlegt oder 
berührt worden ift, fol das verdächtige 
hier (jedoh nur wenn man desfelben 
ohne Gefahr habhaft werden kann) noch 
fo lange in Verwahrung genommen 
werden, bis man fi von dem Vorhan⸗ 
denfein, oder der nicht eingetretenen 
Wuth zur Beruhigung des Verletzten 
durch Kunftverfländige die Ueberzeu- 
gung verſchafft hat. 

8. 9. If ein Hund oder fonfliges 
Bieh von einem wüthenden Hunde oder 
anderen Thiere verlegt, berührt oder 
begeifert worden, fo hat der Eigenthüs 
mer oder wer fonft darum weiß, dem 
Dürgermeifter zur Einleitung der ange- 
meffenen Borforge bei fonftiger Strafe 
die Anzeige zu machen. Alle von einem 
wüthenden oder wuthverdächtigen Hunde 
oder anderen Thiere gebiffenen oder be⸗ 
rührten Hunde find ohne Ausnahme zu 
vertilgen. Eben fo müflen auch andere 
Hausthiere als Hornvieh, Schweine, 
Schafen. ſ. m. fobald fi beftimmtere 
Merkmale der Wuthkrankheit ‚zeigen, 
vertilgt werben. 

8. 10. Die getödteten wüthenden 
oder mwuihverdächtigen Thiere müffen 
fammt der Haut in Gegenwart des 
Bürgermeifterd oder eined Abgeordnes 
ten von dem Wafenmeifter an einen ab» 
gelegenen Drte recht tief verfcharrt wer⸗ 
den. Die Häute der wegen der Wuth 
oder als wuthverdächtig vertilgten 
Thiere vor deren Berfharrung abzuzies 
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ben und zum Gebrauche zu verwenden, 
it unter [hwerer Berantwortung unter- 
fagt. Desgleichen ift auch verboten, 
ſolche Thiere in das Wafler zu werfen. 

8. 11. Alles, was wüthende Hunde 
berührt, oder mit ihrem Geifer befhmußt 
haben, als vorzüglid der Stall, die 
Streue, Geſchirre, in welchen ihnen die 
Rahrung gereiht wurde u. |. w. muß 
verbrannt, das Eifenwert aber audger 
glüht werden, wobei aber nichts mit 
den bloßen Händen, fondern Alles nur 
mit Hafen und Zangen angefaßt wer: 
den darf. 

8. 12. Die Behandlung der von 
wüthenden Thieren verlegten Menjchen 
bat fi genau nah der ärztlihen An« 
ordnung zu richten. Dasſelbe gilt von 
der Behandlung wirklih wuthkranker 
Menfhen. (Erl. der o. d. Stth. v. 10. 
Zuli 1851 3. 11226. 2. ©. 2. Nr. 
275.) 

Hunde. Die ungewöhnlich große 
Anzahl der Faͤlle der Hundswuth, welche 
fich ſeit kurzer Zeit ereignet haben, dann 
die häufigen Beſchädigungen durch wü⸗ 
thende Hunde erfordern die ftrengite 
Aufſicht und die unnachfichtliche Hand⸗ 
habung der bezüglich der Hunde befte- 
benden Polizei⸗Vorſchriften. Unter diefe 
gehört insbefondere jene, dag nad) dem 
Regierung = Circulare vom 14. Mai 
1781 und nad dem Hof- Decrete vom 
13. April 1785, die Haushunde, welde 
Bauern und andere Wirthſchaftsbeſitzer 
halten, an Ketten angehängt fein müf- 
fen. Diefe Vorſchrift wird beinahe nir- 
gends beobachtet, allenthalben laufen 
diefe Hunde frei herum, werden von den 
Befikern und ihren Dienftleuten mit 
auf die Felder genommen, und vermeh⸗ 
ren dadurd die Gefahr der Berbreitung 
der Hundswuth. Selbft Bürgermeifter 
und Gemeinde-Borftände beachten diefe 
Borfhrift nit. Die Herrn Bezirks⸗ 
hauptmänner werden demnah aufge 
fordert, auf die firengfte Beobachtung 


EEE | 


Hunde. 83 


diefer Vorſchrift mit allem Ernſte zu 
dringen, und jene Bürgermeifter, welche 
fih in diefer Beziehung eine Nachlaͤſ⸗ 
ſigkeit zu Schulden kommen laffen, oder 
wohl gar ihren Gemeinden mit einem 
übeln Beifpiele vorgehen, mit den ge 
ſetzlichen Strafen unnachfichtlich zu be 
legen. Ferner ift darauf zu dringen, 
dag alle frei herumlaufenden Hunde 
eingefangen, und ohne Ausnahme ver. 
tilgt werden, daher die Wafenmeifter zu 
verhalten find, unausgeſetzt Streifun⸗ 
gen vorzunehmen. (Exl. der o. 0. Stth. 
v. 18. Sept: 1851 3. 15744. 8. ©. 
3. Rr. 379.) 

Hunde. Das Berbot der Ber 
wendung der Hunde ald Zug: 
vieh. Die im heurigen Jahre viel häu« 
figer als fonft vorfommende Hunde 
wuth, und die vielen Verletzungen an 
Menſchen und näglihen Hausthieren, 
welche durch mwüthende, oder wuthver: 
dachtige Hunde verurſacht worden find, 
erheifhen die Entfernung aller jener 
Umftände oder Beranlaffungen, welde 
jur Hervorrufung der Hundswuth bei- 
tragen können. Unter diefe gehört die 
Berwendung der Hunde ald Zugvieh, 
wodurch fie oft übermäßig angeftrengt 
werden. && wird daher das Einfpan- 
nen der Hunde allgemem verboten, und 
die Handhabung dieſes Verbotes den 
Bürgermeiftern übertragen. Im Falle 
der Uebertretung haben die Bürgermeis 
fter jene Strafen zu verhängen, zu wel⸗ 
hen fie durch die 88. 122 und 124 des 
allgemeinen Semeindegefeßed berechti⸗ 
get find. In der Landeshauptftadt Linz, 
dann in den Orten, wo fich erponirte 
Bolizeis Commiffäre befinden, wird die 
Handhabung diefed Verbotes dent. k. 
PolizeisBehörden nad 8. 12 des Wir- 
fungsfreifes für diefe Behörden über: 
tragen. (Erl. d. o. d. Stth. v. 18. Det. 
1851 8. 17511. 8. G. 3. Nr. 423.) 

— — Es iſt wiederholt vorge- 
kommen, daß bei der Benutzung 
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der Hunde als Zugtbiere, fih 
Uebelftände ergeben, welde fih als 
Thierquälerei herausftellen, wie 3. 2. 
wenn die Hunde unverhältnigmäßig 
fhwer beladene Karren ziehen follen, 
und der Eigenthümer des Fuhrwerkes 
ſelbſt fi auf dasfelbe feht. Das Be⸗ 
zirks-Commiſſariat wird mit Bezug auf 
das bierämtlihe Decret v. 16. Dec. 
1851 3. 25450/2080 (f. Thierquä- 
lerei) aufgefordert, in derlei vorkom⸗ 
menden Fällen Amt zu handeln. (D. 
der Bol.» Direct. v. 27. Juli 1852 3. 
13948/1635.) 

Hunde. Mit Bezug auf die beiden 
hierämtlichen Decrete v. 16. Dec. 1851 
3. 25450/2080 (f. Thierguälerei) 
und 27. Juli 1852 3. 13948/1635 
(f. Hunde) in Betreff der Thierquälerei 
und der Benüßung der Hunde 
als Zugvieh, wird den Bezirke- 
Sommiffariaten eröffnet, daß die. f. 
n. ö. Statthalterei mittelft Erl. v. 25. 
Novbr. 1852 3. 40377 erklärt hat, 
fih nicht in der Rage zu befinden, rück⸗ 
fihtlich des zweiten Punctes ein allge: 
meines Verbot zu erlaffen, daß jedoch 
angeordnet wurde, in diefer Sache eine 
ſtrenge Ueberwadhung zu pflegen, die 
wahrgenommenen auffallenden und öfe 
fentlihes Aergernig erregenden Mip- 
bandlungen der Hunde fowohl, als an⸗ 
derer zum Zuge verwendeten Thiere abs 
zuftellen und der gefeglihen Ahndung 
zuzuführen. Das Bezirkd-Commiffariat 
wird indbefondere auch angewiefen, jede 
Beläftigung des Publicums durch Die 
mit Hunden befpannten Wägelchen und 
Karren, fo wie namentlih das mit 
Aergerniß verbundene Beiteigen folder 
Fuhrwerke durch die Führer hintanzu- 
halten, wobei es fih von ſelbſt verfteht, 
daß die zum Zuge verwendeten Hunde 
ebenfalld mit den vorgefchriebenen 
Maultörben verfehen fein müffen. (D. 
der Pol.» Direct. v. 6. Jän. 1853 3. 
24984/2729.) 
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Hunde, im WBalde und gelde allein 
herumirrende find zu erlegen ſ. Zagde 
weſen. $. 20. 

— — devren Bertilgung in den Ort⸗ 
fhaften Rußdorf, Heiligenftabt und 
Grünzing, ſ. W eiſter 

— — ——— Waſen⸗ 
meiſter. 

Hundsbiß. An ſelbem Verungluͤckte 
find in das allgemeine Krankenhaus 
abzugeben. (R. ö. Rggs. Pdg. v. 21. 
Aug. 1789. Krop. Geſ. Joſ. 17. BP. 
©. 423.) 

— — fein Biß eines Hundes, er 
fei aud noch fo unbedeutend, «ft für 
gering zu achten und zu vernachläffi- 
gen, wohl aber immer ohne allen Ver⸗ 
[hub dem Rath und Hilfe der Aerzte 
zu unterziehen. (Bub. V. in Böhm. v. 
15. Juli 1794. Krop. Gef. Franz, 
Bd. ©. 378.) 

— — Häufige Erfahrungen haben 
bewiefen, daß die fürchterliche Krankheit 
der Waſſerſcheu an Perſonen, welde 
von einem wüthigen XThiere gebiffen 
worden waren, oft erjt nach längerer 
Zeit ausbrach, weldes meiftens der 
Ball war, wenn Anfangs die Anwen- 
"dung der als gegen diefe Krankheit 
ſchutzend allgemein befannten äußerli⸗ 
hen Heilmittel vernachlaͤſſiget wurde. 
Daher ift fhon fo oft verordnet wor 
den, daß die äußerlihe Behandlung 
nach erfolgtem Biffe fo bald als mög- 
lich eingeleitet, und mit größter Thätig- 
feit fo lange fortgefeßt werde, bie es 
wahrfheinlid wird, daß durch die Ei- 
terung der gebiffenen Stelle alles etwa 
durch den Biß in den Körper des be- 
handelten Individuums gefommene 

Wuthgift herausgebracht, und ſonach 
jede Gefahr eines Ausbruches der Waſ⸗ 
ſerſcheu moͤglichſt entfernt wurde. Run 
kann dies zwar, beſonders bei geringer 
Verletzung, oft nur eine Behandlung 
von 2 bie 3 Wochen bezwecken; allein 
die fhredlihen Folgen dieſer Krankheit 
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fordern Die. gebßte Vorſicht, und echt 
fertigen daher auch eine läugere ſeibſt 
ſchmerzhafte Behandlung eines ſolchen 
Individuums. Ungeachtet nun bein vor⸗ 
fichtiger Arzt einen Gebiffenen vor Ber- 
lauf von 6 Wochen aus der ärztlichen 
Behandlung entlaffen wird, fo findet 
man doc nothwendig, beſtimmt und 
ausdrücklich die Krift von 6 Wochen 
feftzufeben, vor welcher fein von einem 
verdächtigen Thiere gebiffenes Indivi- 
duum aus der Arztlihen Behandlung 
entlaffen werden darf. Sind ſolche Um⸗ 
fände vorhanden, welche eine längere 
Behandlung erheifähen, fo if dieſes dem 
vernünftigen Ermeſſen des Arztes über- 
lafien; doch ift hievon jedesmal an das 
Kreisamt, unter Belanntmahung der - 
Beweggründe die Anzeige zu machen, 


4. welde fohin an die Regierung einzube⸗ 


gleiten iſt. (R. ö. Rage. Vdg. v. 4. 
Nov. 1816.) 

Hundsbiß. In Verfolg der Ber 
ordnung vom 4.Rov. 1816, in welcher 
befohlen wurde, daß die von verbädti- 
gen Hunden gebifienen Berfonen wenig- 
ftens durch 6 Wochen ärztlih gu be 
handeln find, wird weiters verordnet: 
daß folde Perfonen nah Beendigung 
der Behandlung der öffentlichen Sicher- 
beit wegen, immer noch durch einige 
Beat, unter Bolizei - Auffit geftelit 
werden müffen. Die Beſtimmung der 
Dauer diefer Aufficht bleibt jedoch dem 
vernünftigen Ermeflen des bebandeln- 
den Arztes überlaffen. (N. d. Rggs. 
Ddg. v. 19. Dec. 1816. Krop. Geil. 
Branz. 37.2. ©. 253 u. 418.) 

‚ I. Sonitätsausiagen. 

Hundscomöbien, f. — — 
ductionen. 

undsmelde, ſ. @leife. 
undspeterſilie, ſ. Feldſchier⸗ 
ing. 

undswuth. Sobald der Orts⸗ 
vorſteher die Anzeige von einem wie 
thenden Hunde erhalt, fo hat derfelbe 


. Yundewuth. 


fogteid; wie Gchebung zu pflegen, ob 
wicht ein Menſch oder ein anderes Thier 
von demſelben befhädiget worden jei, 
jo wie die Berfügung zu treffen, daß 
ein ſolcher Hund, ſelbſt, wenn er nur 
der anfangenden Wuth verdächtig if, 
in feiner oder eines feiner Amtsgehilfen 
Gegenwart zur Berhätung weiterer Un⸗ 
gludsfälle von dem Waſenmeiſter tobt 
geihlagen, und fohin ohne ihn zu oͤff⸗ 
nen, fammt der Haut an einem abgele⸗ 
genen Orte A bis 5 Schuh tief, mit 
ungelöfhtem Kalte beftreut, verſcharrt. 
und vor dem Wiederausgraben durch 
andere Thiere, als Schweine u. ſ. w. 
durch darauf geſteckte Dornſträuche ge⸗ 
fichert werde. Beim Toͤdten und Ver⸗ 
ſcharren ſelbſt iſt ſich in Acht zu neh⸗ 
men, daß man vom Blute oder Geifer 
des Hundes nicht beſpritzt, oder ſonſt 
damit-befudelt werde. Altes, was ſolche 
Hunde vor ihrem Tode mit dem Geifer 
befhmngten , oder berübrten, als vor⸗ 
züglich der Stall, die Streue, die Ge⸗ 
Ihirre, Ketten u. |. w. muß verbrannt, 
das Gifenwert Hingegen ausgeglüht 
werden, wobei aber nichts mit bloßen 
Händen, fordern Alles nur mit Haden 
und Zangen angefaßt werden darf. 
Wenn ein wüthiger Hund, oder was 
immer für ein anderes wüthiges Thier 
von einem andern Orte kömmt, jo muß 
dasfelbe auf der Stelle getödtet wer: 
den, ſogleich ift fo viel wie möglich, ge⸗ 
naue Erkundigung einzuziehen, weher 
der Hund oder das Thier ‚gekommen, 
wer der Eigenthümer davon geweſen, 
und ob von demfelben nicht etwa ein 
Menſch, oder einiges Vieh in oder au⸗ 
Ber dem Orte angefallen worden fet. 
Nicht minder muß der Drisvorſteher 
fogleih den benahbarten Ortsſchaften 
die Nachricht mit Angabe der Gattung, 
Größe, Farbe und anderer auffallender 
Merkmale des Hundes oder andern mit 
der Buth befallenen Thiered geben, da- 
mit man überall die nothwendige Rach⸗ 
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forſchung zu halten, und allem weitern 
Unglüde vorzulommen im Stande fei. 
Iſt ein Hund, oder ein andere nüßlie 
chrs Hausthier von eimem mwüthigen 
Hunde, oder einem andern wüthigen 
Thiere gebiſſen, oder fonft mit deſſen 
Seifer, Blut m. f. w. befudelt worden, 
fo bat der Eigentümer desfelben unter 
ſchwerer Berautwortung es fogleich dem 
Ortsvorſteher anzuzeigen, welcher dafür 
zu forgen bat, daß der gebiffene oder 
befudelte Hund ſogleich getödtet, umd 
wie oben gefagt worden, verſcharrt 
werde, andere gebifiene oder befudelte 
nüglihe Hausthiere aber unter die Auf- 
fiht eined Kunftverfländigen geftellt 
werden. Beil aber das zahme Pich al- 
fer Gattung, von einem andern wüthie 
gen Thiere gebiffen werden fann, ohne 
daß der Eigentgümer des Viehes etwas 
davon weiß, fol derfelbe ſtets auf die 
Kennzeichen der herannakenden Wuth 
aufmerkfam fein, und fobald ihm fein 
Vieh in diefer Hinfiht verdächtig wird, 
dasfelbe fogleich von dem andern Vieh 
abfondern, und. bei voller Ueberzeugung 
des Uebels unter fonft zu gewärtigender 
Ahndung nad dem Strafgefebe, Die un⸗ 


verweilte Anzeige an den Ortsvorſteher 


machen. Die Kennzeichen der heranna- 
benden Wuth bei andern Thieren befte« 
ben hauptſächlich darin, daß fie traurig 
werden, wenig oder gay nichts freſſen, 
noch faufen, und emdlih das Waſſer 
und alles Flüffige fichtbar verabfcheuen. 
Died Letztere ift das Hauptmerkmal, 


und läßt an dem Dafein der Wuth kaum 


mehr zweifeln. Kommt aber das Uebel 
endlich zum völligen Ausbruch, fo ftel- 
len ih auch die meiften jener Kennzei⸗ 
hen ein, die bei einem wuͤthenden 
Hunde fi zeigen, und alddann if für 
Menſchen und Thiere die nämliche Ge⸗ 
fahr der Anftedung bei allen Thieren 
wie bei den Hunden vorhanden. Wenn 
aber bei einem ſolchen Thiere die Wuth 
ſelbſt dennoch wirklich ausbrechen follte, 
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ſo hat der Ortsvorſteher Alles, was in 
Rückſicht anf Tödtung, Verſcharrung, 
Tilgung der mit ſolchen Thieren in Be⸗ 
rührung gekommenen Dinge angeord⸗ 
net iſt, vornehmen zu laſſen. Auf den 
unglücklichen Fall, daß ein Menſch von 
einem mit der Wuth befallenen Hunde, 
oder andern Thiere gebiſſen, aufgeritzt, 
geſtreift, oder auch nur begeifert worden 
wäre, iſt ſogleich ein Arzt oder Wund⸗ 
arzt zur Hilfe herbei zu rufen, da von 
der erſten ſchnellen Hilfe in dieſem Au⸗ 
genblicke das ganze künftige Schickſal, 
Leben oder Tod des Beſchädigten ab⸗ 
hängt, und die beſten Mittel, wenn fie 
fpäter angewendet werden, immer nur 
unfiher und ſehr oft fruchtlos find. 
Alles Gewand, oder die mit dem Geifer 
des wüthigen Thieres befledten Klei- 
dungsftüdte des Gebiſſenen müſſen un- 
verzüglich abgenommen und wohlver- 
wahrt, bis daß fie durch Feuer vertilgt 
werden können, bei Seite gefchafft wer- 
den. Die ärztliche Aufficht und Behand» 
lung eines ſolchen Verunglückten hat 
wenigfteng durch acht Wochen zu daus 
ern. Iſt bei einem gebiffenen Menfchen 
die wahre Hundswuth mit Waflerfcheu 
vollfommen ausgebrochen, fo bleibt 
zwar wenig oder gar feine Hoffnung 
zur Rettung des Unglüdlichen übrig; 
allein man muß ihn, jedoch unter der 
gehörigen Borfiht, dag Niemand von 
ihm befhädigt werde, oder fonft dabei 
Schaden leide, immer mit Schonung 
und Menfchenliebe behandeln, und die 
Borfchriften des Arztes genan beobady- 
ten; bei der Hilfe, die man ihm leiftet, 
aber fi wohl in Acht nehmen, daß man 
die unmittelbare Berührung des Gei⸗ 
fers und aller mit demfelben befleckten 
Sachen. follte derfelbe daran auch ſchon 
ganz vertrodnet fein, vermeide. Die 
Beifpiele haben gelehrt, daß dieſes 
Wuthgift durch die Länge der Zeit 
feine Wirkſamkeit nicht verliert, fondern 
wenn dasjelbe durch Befeuchtung wie- 
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der erweicht wird, die Wuth mitzuthei⸗ 
len noch immer vermögend fei. Rad 
dem Ableben eines ſolchen verunglüd- 
ten Menſchen muß der Leichnam, ſobald 
wie möglich recht tief begraben, und mit 
ungelöfhtem Kalte beftreuet werden. 
Alles, was der Speichel des Kranken 
berührt hat, feine Kleider, die Geſchirre, 
woraus er gegeflen oder getrunfen bat, 
Alles, was er an oder in den Mund ges 
bracht, oder fonft mit feinem Geifer, 
Blute, Schweiße u. f. w. befudelt hat, 
als 3. B. die Betten, das Leinenzeug, 
die Eplöffel, Kliftier- Röhrchen u. dgl. 
müffen forgfaltig verbrannt werben, 
feldft die Inftrumente, womit die Biß- 
wunde erweitert, eingefchnitten, oder 
fonft behandelt wurde, müſſen ausge⸗ 
glüht, oder fonft durchs Feuer vertilgt 
werden. Die Stube, wo er gewohnt 
bat, muß am Fußboden abgehobelt 
oder mit fharfer Lauge gefchenert, die 
Wände mit frifhem Kalte übertündht, 
und dort, wo er etwa hingefpudt, der 
Mörtel herabgefchlagen, und friſch an⸗ 
geworfen werden. Bei diefem ganzen 
Reinigungsverfahren muß jedod die 
unmittelbare Berührung des Geifers, 
und aller mit demfelben befledten Sa- 
hen, follte derfelbe auch daran ſchon 
ganz vertrocnet fein, vermieden werden. 
Die Angehörigen eines ſolchen Unglüd- 
lihen haben daher nach dem Ableben 
desfelben die Geräthe des Verſtorbenen 
gewiffenhaft anzugeben, als fonft die 
dawider Handelnden fi nah dem 
Strafgefebe ſchuldig machen. (Bdg. des 
t. böhm. Landes⸗Gub. v. 6. Juli 1825 
3. 35400. Krop. Gef. Franz. 50. BP. 
©. 320-330.) 

Hundswuth. Die Hoflanzlei hat 
fich in Folge eines fpeciellen Einſchrei⸗ 
tens bewogen gefunden, zu geflatten, 
daß die innere und äußere Obduction 
der an der Waſſerſcheu Berftorbenen 
von jedem, an einer öffentlichen medi⸗ 
cinifchen Lehranftalt angejtellten Pro⸗ 
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feffor oder Argte vorgenommen werden 
dürfen: in fo fern fi derfelbe diefer 
Dbduction freiwillig unterziehen will; 
jedoh mit der Beſchränkung, daß von 
der wirklichen operativen Theilnahme 
ſelbſt alle Hörer der Medicin oder Chi⸗ 
zurgie ausgefchloffen werden. (Hflzl.- 
D. v. 14. Mai,1825 3. 11511, an 
ſämmiliche Länderft., ohne Trieft und 
Defterr. 0. d. Euns. Krop. Gef. Franz. 
50. Bd. ©. 216.) 

Hundswuth. Auszug aus der 
in Folge Hoflanzlei»sDecretes 
v. 13. Rov. 1834 3. 27250 fund» 
gemachten Belehrung über die Thier⸗ 
feuchen. 

8.54. Die Wuth bei Hunden 
und andern fleifhfreffenden 
Thbieren. Die Wuth (Hunde 
wuth, BWafferfheu) ift eine all» 
gemein belannte, höchft furchtbare und 
fhnell verlaufende Krankheit, bei wel⸗ 
cher in dem Speichel der davon ergrifs 
fenen Zhiere ein eigenthümlicher Ans 
ftedungsftoff ih findet. Bei Hunden 
und andern fleifchfreffenden Thieren 
(Fühfen, Wölfen, Kaben) kann ſich 
die Wut ſowohl von felbft, als auch 
durch Anftedung entwideln. Die wahr⸗ 
fheinlihften Urfahen, welche zur 
Selbftentwiclung der Wuth Belegen» 
beit geben, find: öftere und bedeutende 
Wetterabwechslungen, welche eine plöß- 
liche Unterdrüdung der Hautausdüns« 
ftung veranlaffen, fo, daß die Wuth 
in manchen Jahrgängen fehr häufig, iu 
anderen wieder feltener erfcheint; fer 
ner die heftigen Aufwallungen von 
Zorn oder Grimm, vorzüglich während 
der Brunftzeit, wo die Hunde fih am 
grimmigften herumbeißen; boshafte und 
biffige Hunde, fodann folde von ſehr 
vermifehter oder baftardirter Abkunft 
feinen ebenfalld zur Entwidlung der 
Wuthkrankheit geneigter ald andere zu 
fein , fo auch verzartelte Schooßhunde 
häufiger ala ſolche, die mehr im Freien 
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und bei einfacher Koft leben. Die An⸗ 
ſteckung gejunder Thiere durch wuth⸗ 
kranke wird durch eine Art von Im⸗ 
pfung vermittelt, indem bei dem Biſſe 
des wüthenden Hundes der Speichel 
oder Geifer in die Wunde dringt. Die 
bloße Beſudlung von behaarten, oder 
mit einer dichten Oberhaut bedeckten 
Theilen bewirkt keine Anſteckung. Ob⸗ 
gleich in den häufigſten Fällen nur 
durch den Biß allein die Anſteckung zu 
erfolgen pflegt, fo bat leider die Er⸗ 
fahrung gelehrt, daB auch die bloße 
Beledung eines mit einer zarten Ober- 
baut bedeckten Theiles durch einen wuͤ⸗ 
thenden Hund hinreichend war, diefe 
erfhredlihe Krankheit herbeizuführen. 
Schon vor dem wirklihen Ausbrude 
der Krankheit kann man verfchiedene 
Beränderungen an den Hunden wahr« 
nehmen, aus weldhen ſich jedoch die 
Muth keineswegs fiher und mit Be- 
fimmtheit erfennen läßt, wenn man 
nicht weiß, daß der Hund von einem 
andern wüthenden Thiere gebiffen wors 
den ift, und ihn deshalb genauer bes 
obachtet. Der Augenftern ift, auch im 
hellſten Lichte, ungewöhnlich groß, der 
Blick dabei verändert, fcheu und wild, 
die Schnauze meift troden. Die Hunde 
find mürrifh und fheu, verfhmähen 
alle Speifen und Getränke, in dem 
letztern plätfchern fie blos mit der Zunge 
herum, ohne jemals davon etwas hinab⸗ 
zufglingen. Gerne verkriehen fie ſich 
in einen dunkeln Winkel, wo fie eine 
Zeit lang ftille liegen, ohne auf den 
Zuruf ihres Heren zu achten. Don Zeit 
zu Zeit Inurren fie oder bellen wohl 
anch noch, bei jeder Bewegung ſchwan⸗ 
fen fie auf den Hinterfüßen ſehr, laffın 
dabei meiſtens den Schweif hängen, 
ohne ihm einzubiegen. Die wirkliche 
Wuth entwickelt fi oft ſchon am drits 
ten Zage nad diefen eriten Krankheits⸗ 
äußerungen, welche nicht felten ganz 
überfehen werden. In diefer Zeit kom⸗ 
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men die Hunde ans ihrem finftern 
Schlupfwinkel hervor, reißen ſich wohl 
auch los, wenn fie angebunden waren, 
und laufen auf der Straße wie mit ge⸗ 
ſtrecktem Halſe, halbgeſenktem Kopfe 
und vom After weggehaltenen Schweife; 
zuweilen im Zickzack oder im Kreiſe 
herum, bald ermüdet ſetzen fie fſich anf 
den Hintertheil und ſchleppen fih an 
einen dunkeln Ort bin, von dem fie 
bald auf das Neue fortrennen. Sind fie 
eingefperet, fo rafen fie in ihrem Ger 
fangniffe herum. Pan bemerkt nun 
fhon eine fehr anffallende und eigen- 
thümliche Veranderung in ihrer Stimme. 
Ihr Bellen, welches mit in die Höhe 
gerichtetem Halfe und Kopfe gefchieht, 
befteht nur in einigen wenigen Lauten, 
die in ein kurzes, winfelndes Geheul 
fih endigen, und eine große Heiferkeit 
oder Trockenheit der Kehle verratben. 
Sie beißen wild um fi herum, zer- 
raufen das Stroh ihres Lagers, zer- 
nagen mit dem größten Ingrimm alles 
Holzwert, den Strid, womit fie an⸗ 
gebunden find; beißen in ihre Ketten, 
in das Mauerwerk, ſchnappen in die 
Zuft und felbft in ihren eigenen Koͤr⸗ 
per. Im Laufe fallen fie Alles, was 
ihnen in den Weg kommt, mit Biffen 


an, ja fie zerfleifhen wohl auch ihren 


eigenen Körper, wohin fie immer mit 


den Zähnen langen können. Iſt nun 


die Wuth ganz ausgebrochen, fo if 
die Maulhaut dunkelroth, das Maul 
mit Schleim und Geifer gefüllt, die 
Zunge hängt angefhwollen aus dem⸗ 
felben hervor, das Auge ift flarr, ger 
röthet, der Blick wild, die Haare über 
den ganzen Leib ſtruppig. Meift find 
fie jeßt ſchon ganz wafferfheu, mande 
plätfchern jedoch mit der Zünge im 
Waſſer, obne etwas davon zu genie- 
Ben. Beim Anblick heilglänzender Ge: 
genftände, auch wenn fie von den Son⸗ 
nenftrahlen getroffen werden, verfallen 
fie in Raferei. Zuweilen liegen diefe 
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wuthkranken Thiere wie unbeweglich in 
einem Winkel, leiden an Waſſerſcheu 
und andern AZufällen der Wuthkrank⸗ 
heit, jedoh ohne zu beißen. Dielen 
Zuftand nennt man die ftille Wuth. 
Unter ſolchen Zufällen, welde ohne 
befannte Urfache bald in die heftigfte 
Wuth ansarten, und bald wieder duch 
längere ruhige Zwifchenräume unter 
brochen werden, nimmt die Ermattung 
nah 24—48 Stunden, von Aus 
brauche der Wuth an, immer mehr über- 
band, die Hunde koͤnnen ſich kaum 
mehr aufrecht erhalten, fondern ſchwan⸗ 
ten und zittern; das Geifern verliert 
fih, das Maul wird immer trodener, 
ſchwärzlich- oder bläulich-roth, Die 
Zunge bleifärbig, die Augen und das 
ganze Gefiht höchſt entftellt, die Thiere 
find ſelbſt blind ; die fehr heifere Stimme 
laffen fie nur felten mehr hören; der 
Hinterfiefer hängt entweder wie ge- 
lähmt herab, fo daß das Maul gar 
nicht gefhloffen werden kann, oder es 
ift Kinnladenzwang zugegen; endlid 
erfolgen Anfälle von Krämpfen und 
Würgen im Halfe, mit welden ge 
wöhnlih am vierten Tage nach dem 
Ausbrude der Wuth, und oft ſchon 
früher der Tod eintritt. Im Ganzen 
erftreckt fich der Berlauf der offenbaren 
Krankheit auf eine Woche. Im gewoͤhn⸗ 
lichen Falle treten die Zufälle der 
Krankheit erft in drei Wochen nad 
dem Biffe, manchmal etwas früher, 
manchmal auch fpäter ein. 

$. 55. Die Wuth bei den von 
Pflanzen fih nährenden Thieren, den 
Pferden, Rindern, Schafen, Schwei- 
nen und Biegen ſcheint, allen bisheri⸗ 
gen Erfahrungen nah, blos allein 
durch den Biß eines wüthenden Hun- 
des, Fuchſes, Wolfes u. f. w. hervor⸗ 
gebracht zu werden, aber niemals wie 
bei diefen letzteren urfprüngli und 
von ſelbſt fih zu bilden. So ereignet 
es fi nicht felten, daß mehrere Hands 
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thiere zugleich in die Wuth verfallen, 
wenn wüthende Hirten⸗ oder Bauern⸗ 
hunde auf Landſtraßen, auf Weiden 
und Viehtriften herumrennen, oder 
ſonſt wo immer im Freien unter die 
Herde oder in die Viehſtaͤlle gerathen, 
wo ſie dann die großen Hausthiere, 
Pferde und Rinder gewoͤhnlich in die 
Füße oder auch indie Ohren und andere 
Theile beißen. Bor dem Ausbruche der 
Wuth, welche oft bald nach dem Biſſe, 
manchmal ert 3—A Wochen nad dem 
Biſſe erfolgt, find ſolche Thiere fehr un- 
ruhig und ängſtlich, verfhmähen das 
Futterund Getränf, indem fie fi fe viel 
als mögli vom Barren entfernen ; wie 
bei dem Hımde find ihre Augen bald 
glogend und geröthet, der Blick den 
und wild, das Maul voll Geifer und 
Schaum, die Stimme fehr heifer, und 
das Haar firuppig, fie ftehen traurig 
mit gefenttem Kopfe und Ohren, nad 
längerer Ruhe fahren fie plötzlich wie 
aufgeſchreckt zuſammen, fhütteln Hals 
und Kopf, ſchwanken im Kreuze hin 
und her und zittern heftig an den 
Gliedern, oder werfen und wälzen fich 
auf dem Boden. Sehr oft tritt ein 
fruchtloſer Zwang zum Miften ein, 
‚viele find waſſer⸗ und lichtſcheu, an⸗ 
dere nit. Manche Thiere find glei 
im Anfange fo rafend, daß fie wild 
um fh herum beißen, oftmald zufam- 
menftürzen, und bald unter heftigen 
Zudungen und Krämpfen verfheiden. 
Wiüthendes Nindvieh hört man ſehr 
oft brüllen, mit einem dumpfen und 
heiſern Laute; die Zunge wird dunkel⸗ 
roth und dann ſchwaͤrzlich; im Hinter: 
leibe hört man ein befländiges Knur⸗ 
ren und Poltern; das Zittern fangt 
gewöhnlih an den gebiffenen Glied» 


maſſen zuerſt an, und verbreitet fich 


von da aus über alle übrigen Theile 
des Körpers. Wüthende Pferde beißen 


and ſchlagen rafend um fi ber, und 


zerfleifhen ihren eigenen Körper, wenn 
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ihnen Fein anderer Gegenfland vors 
kommt. Zwifchen dem 4. und 7. Tage 
nad dem Ausbruche der Krankheit er⸗ 
folgt gewöhnlich der Tod. 
Derbütungd- und Vorbau— 
ungs⸗Maßregeln. Da alle und 
ſelbſt die gerühmteften Arzneimittel zur 
Heilung der einmal ausgebrochenen 
Wuth bisher völlig zweifelhaft und 
nutzlos geblieben find, fo find wenig- 
ftend die ftrengfien Mafregeln zur 
Berhütung ihrer weiteren Verbreitung 
durch Anftedung und Mittheilung des 
Giftes von Franken auf gefunde Thiere 
hoöchſt nothwendig, wofür auch allent- 
halben durch ftrenge Geſetze geforgt iſt. 
Zur Verhütung der Selbftentwidlung 
der Wuth bei Hunden wird ſich wohl 
ans dem Grunde nicht leicht ein Mit⸗ 
tel finden laffen, weil uns die Art 
und Weiſe diefer Entwicdlung zu we⸗ 


nig bekannt ft, und oft von unbelanne 


ten Einwirkungen der Luft und Wit« 
terung abzuhängen fcheint, die fih 
nicht verhindern laſſen. Das Entman⸗ 
nen, (Caftriren, Schneiden) der Hunde, 
das Tollwurmſchneiden, und andere 
abergläubifh angewandte Operationen 
!önnen den Ausbruch der Wuth gewiß 
nicht verhüten. Wünfchendwerth aber 
ift es, daß alle überflüffigen und blos 

aus Liebhaberei gehaltenen Hunde all 
gemein vermindert, und das freie Um⸗ 
berlaufen derfelben durchaus unterjagt 
würde. Befonders ſoll man zur Brunft- 
zeit auf die Hunde Acht haben, ihr 
häufiges Zuſammenkommen und Her- 
umbeigen moͤglichſt verhüten, jeden 
wuthverdächtigen Hund fogleich in ge 
naue Berwahrung bringen. und abge⸗ 
ſperrt unter Auffiht halten; biffige 
Hunde find fteis an der Kette zu hal⸗ 
ten, und zur Zeit, wo in der Gegend 
oder in dem Drte nur Ein wütbender 
Hund fi gezeigt hat, müſſen alle 
Hunde eine Zeit lang in ſicherer Ber- 
wahrung gehalten und beobachtet wer- 
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den, die auf dem Lande frei laufenden 
und herrenlofen Hunde aber getödtet 
werden, Jene Hunde aber, die wirklich 
fhon von einem withenden oder der 
Wuth verdädhtigen Hunde gebiffen 
wurden, find fogleich zu erfchlagen. 
Das Einfperren und genaue Beobach⸗ 
ten ift bei allen Hunden ohne Unter⸗ 
ſchied nothwendig, weldhe einen Men- 
ſchen gebiffen haben, weil ed dann 
daranf ankommt, fih zu überzeugen, 
ob fie wirklich wüthend gewefen feien 
oder nit. Alle frei umberlaufenden 
Hunde find fogleich zu erfchlagen oder 
zu erſchießen, und die Aefer einzufchars 
ten; alles Stroh, das ihnen zum La⸗ 
ger diente, das Holz, das fie benagt, 
oder fonft mit ihrem Geifer befudelt 
haben, muß verbrannt, das eiferne 
Geräth, z. B. die Kette, an der fie an« 
gelegt waren, muß ausgezlüht werden. 
Wenn auch die Taltgewordenen Aeſer 
feine Anftedungsgefaht drohen, fo 
muß man fi doch forgfältig hüten, 
mit wunden Händen oder Fingern 
daran zu greifen. Zur Sicherung der 
übrigen Hausthiere ift es auf Dörfern 
und Maiereien hoͤchſt notbwendig, ſo⸗ 
bald ein wüthender Hund irgendwo 
im Freien ſich gezeigt bat, die Bich- 
fälle wohl zu verfchließen und ganz 
befonders die Herde auf der Weide in 
Acht zu nehmen, damit Fein einziger 
fremder Hund derfelben nahe komme. 
Iſt jedoch ein wüthender oder der Wuth 
verdächtiger Hund unter eine Herde 
gerathen, und hat auf mehrere Stücke 
gebiffen, fo ift es unerläßlich, alle 
Thiere der Herde an der Oberfläche 
dee Körpers genau zu unterfuchen, ind» 
befondere an Füßen, Ohren, Schweif 
und Schnauze. Die Berlebten werden 
von der übrigen Herde abgefondert, 
fogleich behandelt, und unter Auffiht 
gehalten. Jede Bißwunde, aud die 
kleinſte, welche fih findet, wird fo- 
gleih mit Salzfäure, oder in deren 
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Ermanglung mit Effig und Kochſalz 
wiederholt ausgewafchen, und die ſpa⸗ 
nifche Fliegenſalbe eingerieben, fo lang 
und fo oft, bis die Wunde ſtark geei- 
tert hat, worauf man fie zuheilen läßt. 
Wo die Stelle des Biffes erlaubt, da 
wird die Bißwunde mit einem Tnopf- 
oder Lolbenförmigen, rothglühenden 
Eiſen bis in den Grund gebrannt. Lei⸗ 
ftet man diefe Hülfe augenblicklich nad 
dem Biffe, fo werden die Thiere in 
den meiften Fällen dadurch vor dem 
Ausbruche der Krankheit verwahrt. 
Sind Thiere vor längerer Zeit, ohne 
daß man es in Erfahrung gebracht hat, 
gebiffen worden, und die Wuth nun 
Thon im Ausbruche, fo find die Er- 
krankten fogleich abzufondern, und an 
Ketten befeftigt in ſichere Verwahrung 
zu halten, und zu beobachten. Sobald 
nun einige beftimmtere Merkmale der 
Krankheit, Kopfſchütteln, Mangel an 
Freßluſt und Durft, öfters Brüllen, 
Toben und Rafen, Lichtſcheu ꝛc. ein⸗ 
tritt, fo ift die Gegenwart der Wuth 
ſchon gewiß, wenn auch Feine merkliche 
Waſſerſcheu zum Vorſcheine gekommen 
iſt, um ſo gewiſſer, wenn man weiß, 
daß ein wüthender Hund, Wolf, 
Fuchs unter die Herde oder in den 
Stall gerathen ſei. In dieſem Falle 
müffen die Kranken ſogleich mit der 
Keule erſchlagen, oder beſſer, erſchoſſen 
werden. Die Aeſer werden ſogleich an 
einen entlegenen Ort ausgeführt, und 
mit der Haut verſcharrt; die Ställe 
müſſen wohl gereinigt werden, bevor 
man wieder geſundes Vieh in dieſelben 
einſtellt; mit allen Dingen, die in der 
Umgebung des kranken Thieres waren, 
und von deſſen Auswurfſtoffen verun⸗ 
reinigt fein könnten, muß man, der 
Borfiht wegen, fo verfahren, wie bei 
wüthenden Hunden. Da dem früher 
Sefagten zu Folge, die Heilung der 
ausgebrochenen Wuth auch bei Rindern, 
Schafen und Schweinen eben ſo wie 
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bei dem Hunde und bei dem Menfchen 
bisher durch Fein Mittel gelungen ift; 
fo hat man zur Berhütung des Aus⸗ 
bruches ganz vorzüglich auf die ſchnellſte 
und eingreifendfte äußere Behandlung 
der Bißwunde zu feben, wovon beis 
nahe ganz allein die Heilung abhängt, 
und dieſe örtliche Behandlung der von 
wuthkranken Thieren hervorgebrach⸗ 
ten Verletzungen iſt auch beim Men⸗ 
ſchen das einzige verläßliche Hilfsmit⸗ 
tel, um dem Ausbruche der Krankheit 
und der Wuth zuvorzukommen. Der 
Genuß des Fleiſches, der Milch und 
anderer Abfälle von getödteten wuth⸗ 
kranken Thieren ift mit Recht allent» 
halben auf das Strengite verboten. 
(Krop. &. S. 60.2. ©. 428—136.) 

Hundswuth. Zur Wiſſenſchaft und 
Richtſchnur in vorkommenden Fällen 
wird eröffnet, daß die k. k. vereinigte 
Hoflanzlei mittelft Decretes v. 7. Jan. 
1841 in einem fpeciellen Kalle erkannt 
habe, der durch die Vertilgung der Ef⸗ 
fecten einer an der Hundswuth verftor- 
benen Perfon herbeigeführte Schaden 
tönne wohl nicht den Eigenthümer oder 
feine Erben treffen, da die Bertilgung 
durch ausdrückliche Vorfchriften ange⸗ 
ordnet, nnd aus oͤffentlichen ſanitäts⸗ 
polizeilichen Ruͤckſichten für unbedingt 
nothwendig erkannt iſt. (Hfkzl. Dec. v. 
7. Jan. 1841 3. 225. Vdg. d. n. ö. 
Reg. v. 20. Jaͤn. 1841 3. 2765. Pr. 
G. ©. 23. Bd. Nr. 3.) 

— — Diet. f. vereinigte Hofkanz⸗ 
lei bat unterm 22. Sept. 1843 3. 
28563 aus Anlaß eined befonderen 
Falles über die Erſatzpflichtig— 
feit bei Bertilgung der von 
einer wafferfheuen Perſon ge- 
braudten Effecten, Folgendes 
anher eroͤffnet: 

„Was den durch die Vertilgung der 
Effecten einer von der Waſſerſcheu be⸗ 
fallenen Perſon herbeigeführten Scha⸗ 
den anbelangt, ſo wurde ſchon mit 
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Hofkanzlei⸗Decret vom 7. Yan. 1841 
3. 225 ausgefproden, daß ein folder 
Schaden wohl nit den Eigenthümer 
oder feine Erben treffen Tönne, da die 
Bertilgung duch ausdrückliche Vor⸗ 
f&hriften angeordnet, und aus öffent« 
lihen fanitäts>polizeilihen Rüdfichten 
für unbedingt nothwendig erkannt if. 
Was die Vergütung der Heilungstoften 
für arme von wüthenden Hunden be- 
ſchädigte Perfonen anbelangt, fo gibt 
hierüber die a. 5. Entſchließung vom 
3. Hoflanzleis Decrete vom 11. Ian. 
1816 3. 418 Mag und Ziel. Nach 
diefem ift in der Regel der vermögliche 
Eigenthümer eines tollgewordenen Hun⸗ 
des zum Erſatz fümmtliher Kurkoften 
der durch dieſen gebiſſenen PBerfonen 
zu verhalten, fonft aber hat die Orts⸗ 
gemeinde fammt der Grundobrigkeit 
gemeinfhaftli ein Drittel, die andern 
beiden aber der Staatsſchatz auf fi 
zu nehmen. Diefe a. 5. Entſchließung 
macht keinen Unterfchied, ob ſich die 
Heilungsfoften in einem öffentlichen 
Krankenhaufe ergeben haben oder nicht, 
es muß fi ſonach rückſichtlich der Be⸗ 
richtigung der in einem öffentlichen 
Krantenhaufe erlaufenen derlei Hei⸗ 
Iungsfoften an die erwähnte a. 5. Ent» 
[Sließung gehalten werden, und es 
wird rüdfihtlih des der Grundobrig⸗ 
feit und der Gemeinde treffenden Drit- 
tels nach der bisherigen Gepflogenheit 
fürzugehen fein. Rüdfihtlih der Ver⸗ 
gütung für die vertilgten Effecten, fo 
wurde mit den an die ob der ennfifche 
Negierung erlaffenen Hofkanzlei» Des 
creten vom 16. u. 30. Dec. 1801 2. 
33981 u. 35834 feftgefeßt, daß ein 
derlei fich ergebender Schaden von dem 
Eigenthümer des wüthenden Xhieres 
und bei deffen Unvermögenheit von der 
ganzen Gemeinde, wo ein derlei Vieh⸗ 
eigenthümer ſich befindet, eingebracht 
und eingetrieben werden fol. Mit dem 
Hoflanzlei-Decrete vom 7. Jän. 1841 
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8. 225 wurde der Grundfah aufge 
ftellt, daß der durch die Vertilgung 
der Effecten einer an der Hundawuth 
verftorbenen Perſon bexbeigeführte 
Schaden nicht den Eigenthümer oder 
feine Erben treffen kann, und daher 
and mit Rücficht auf den nad ob der 
Enns erfloffenen oberwähnten Hof 
Deerete die Gemeinde Wopfing in Nie⸗ 
deröfterreih zur Erfagleiftung eines 
folgen Schadens für verpflichtet er- 
Hört. Nur rückſichtlich der im allgem. 
Krankenhauſe aus Urfache der Wafler- 
ſcheu vertilgten Effecten hat zu Folge 
des Hoflanzleis Deeretes vom 5. Jän. 
1. 3. 3. 527 eine Bergütung nicht 
Blab zu greifen, und foldhe der Kran⸗ 
kenhaus⸗Fond zu tragen. Rad diefen 
Borfhriften ift demnach der durch die 
aus Anlaß der Waflerfhen vertilg« 
ten Effecten berbeigeführte Schaden 
mit Ausnahme jenes des allgemeinen 
Krankenhauſes vor Allem von dem 
Eigewihüimer des mwüthenden Thieres 
und bei deſſen Unvermögenheit von der 
Gemeinde, wo fidh der Thiereigenihüs 
mer befindet, zu vergüten. Es ift kein 
Grund vorhanden in diefer Beziehung 
für die Haupt» und Refidenzftadt Wien 
etwa® Anderes zu flipuliren, und es 
bleibt nur noch die Frage übrig, wer 
diefe Vergütung dann zu leiften habe, 
wenn der Eigenthämer des wüthenden 
Thieres, durch welches das Unglüd 
herbeigeführt wurde, unbekannt ifl, 
und nicht ausgemittelt werden kann. 
Die Bertilgung der Effecten geſchieht 
aus öffentlihen, Sanitäts- und Boli- 
zeirüdfihten zur Sicherung der Mit- 
bürger; bei diefer Sicherung ift zunächſt 
am meiften jene Gemeinde bethei« 
ligt, wo die von einem wüthenden 
Thieregebiffene oder von der 
Bafferfheu befallene Berfon 
der vorgeſchriebenen ärztlichen 
Behandlung unterzogen wird, 
und ſonach die bis zur allfälligen Ab⸗ 
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Aundswuth. 


gabe in ein Krankenhaus mit diefer 
Berfon in Berührung gelommenen Ef⸗ 
fecten zur Verhütung der weiteren Ver⸗ 
breitung dieſer Kraukheit vertilgt wer: 
den müffen, da ohne diefe Bertilgung 
der Gefundheitszuftend diefer @emeinde 
am meiften gefährdet wurde, es Tann 
daher au in einem ſolchen Kalle bie 
Bergätung der vertilgten Effecten nur 
diefe Gemeinde ireffen. (Dec. der 
k. t.n. d. Reg. vom A. October 1843 
3. 55708.) 

Huudswuth. Aus Anlaß der hier» 
ortigen Beridterftattung bee das Bor» 
fommen eines wüthenden Hundes, bat 
die h. Statihalterei unterm 13. d. M. 
3. 15085 zu verordnem befunden, daß 
es in Fällen, wo Individuen von wü⸗ 
thenden oder der Wuth verdachtigen 
Hunden nicht gebiffen worden find, 
nicht genüge, wenn in den diesfälligen 
Berichten nur im Allgemeinen bemerft 
wird, daß die vorfchriftsmäßigen Vor⸗ 
fehrungen, um ‚weiteren Rachtheilen 
vorzubeugen getroffen wurden, fondern 
daß die eingeleitete Borkehrung fowoht 
in Anfehung der befhädigten Berfon, 
als rücfichtli der mit dem wuthkran⸗ 
fen oder verdaͤchtigen Hunde in Beruͤh⸗ 
rung gekommenen Thiere und Gegens 
ftande immer fpeciell und ausführlich 
anzufübren feien, um hiernach urthei« 
len zu können, ob den diesfalls befte- 
benden Vorſchriften au in jeder Be 
jiehung gehörig entfprodhen wurde. 
(Deer. der ?. k. Stadthauptmannſchaft 
vom 27. April 1850 3. 6769/1550.) 

— — Borfidten gegen die 
häufiger erfheinende Hunde 
wuth. Das Ueberhandnehmen wüthen- 
der und wuthverdädtiger Hunde muß 
die genauefte Sorgfalt der Gemeinde» 
Borftände zur Adwendung diefes ſchreck⸗ 
lihen Uebels und feiner traurigen Fol⸗ 
gen dahin in Anfpruch nehmen, daß: 

1. alle berrenlofen Hunde fogleih 
vertilgt werden; 


2. auf die vernünftige Bermindes 
zung ‚alter für gewerbliche und hand 
liche Zwede entbehrlihen Hunde ges 
wirkt werde. Wenn in diefer Beziehung 
von den Gemeinde» Borfländen jede 
ſchickliche Gelegenheit zu eindringlihen 
Borftellungen über das verderbliche 
Uebel der Hundswuth benuͤtzt wird, fo 
ift von der Einfiht und dem befferen 
Pflihtgefühle der: Landbewohner zu 
erwarten, daß fie diefe nicht unkoſt⸗ 
fpielige und in ihren Kolgen fo bes 
denklihe Hundsliebhaberei beſchränken 
werden; 

3. da es von Seite der Hundebefiber 


fo häufig geſchieht, Daß fie die erſten 


und gewöhnlichen Krankheits » Erfcheis 


nungen ihrer Hunde nicht beachten oder 
noch viel weniger in Der gehörigen Zeit 
eine verftändige Hilfe fuchen; fo muß 
e8 fih jeder um das Wohl der ihm 
anvertrauten Gemeinde beforgte Vor⸗ 
fand zur vorzügligen Pfliht machen, 
nit mur den Hundehältern diefe na⸗ 
türlicge Obliegenheit einzufchärfen, ſon⸗ 
dern auch durch feine Organe und Ber: 
. trauensmänner ftete Notizen fih zu 
verfchaften, und auf diefe Art eine thä⸗ 
thige Ueberwachung berzuftellen ; 

4. ift duch den Biß eines wüthen- 
den. oder wuthverdächtigen Hundes 
wirklich ein Unglück angerichtet wor- 
den, fo hat der Gemeinde-Borftand mit 
thunlicher Befeitigung aller Haus⸗ und 
Rothmittel, welche entweder nach ihrer 
Ratur oder zwedwidrigen Anwendung 
gewoͤhnlich mehr ſchaden als nügen, 
die Herbeirufung der naͤchſten ärzt:- 
lien Hilfe anzuordnen, fofort 

5. die Anzeige an die Bezirkshaupt⸗ 
mannfhaft zu erftatten, und endlich 


6. die Einleitung zu treffen, daß, 


das wüthende oder wuthverdächtige 
hier, wenn e8 bereits in Gewahrſam 
if, bis zur Ankunft des von dem Be 
zirkshauptmanne anzuordnenden Sa⸗ 
nitäte-Beamten unſchadlich gehalten, 


 Yfarm. 


im enigegengefeßten Falle aber wit 
Aufbietung der entſprechenden Gemein- 
defrafte, und nad Bedürfnis felbft im 
Bereine mit Nachbar- Gemeinden aufs 
gefuht, und wenn es ohne Gefahr 
fein kann, lebendig eingebracht und der 
Unterfuhung des Sanitäts » Beamten 
vorbehalten werde, denn hievon hängt 
die größte Beruhigung für den zu wäh⸗ 
enden Heilplan umd für die übrigen 
polizeilihen Mafregeln ab. Was bier 
von Hunden gefagt worden ift, gilt 
auch von dem Verdachte oder dem 
Ausbruche der Wuth bei. den übrigen 
Handthieren, wornach man ſich der 
Hoffnung überläßt, daß der Herr Ber 
zirköshauptmann nicht nur den regen 
Eifer der Gemeinde» Borftände, ſon⸗ 
bern auch den gefunden Sinn der Land⸗ 
bewohner zu benüßen wiffen werden, 
um nad den obigen zwar kurzen aber 
wohlgemeinten und genügenden Ans 
Deutungen jeme herzzerreißenden Fol⸗ 
gen der Hundswuth, welche nur Jener 
ermefien Tann, der die Auflöfungs- 
Scene eines folden unglüdlihen Opfers 
jemals gefhaut bat, nah Möglichkeit 
bintanzubalten. Der Staatäbürger, der 
forgfame Yamilienvater, der müde Ar 
beiter, Keiner von Allen kann der Ruhe 
und Erholung genießen, wenn er nit 
die Ueberzeugung bat, daß äußere Ge- 
fahren und Uebel, gegen welde er fi 
ſelbſt nicht verwahren kann, von Den⸗ 
jenigen beſeitigt werden, denen er in 
dieſer Beziehung ſein volles Verttauen 
geſchenkt hat, in dem Streben zur 
Rechtfertigung dieſes Vertrauens wer⸗ 
den die Gemeinde-Vorſtaͤnde die Auf⸗ 
forderung, die Anleitung und den Ruth 
zum Handeln finden. (Erl. des n. oͤ. 
Statth. v. 17, Det. 1850. 8: ©. 2. 
Rr. 81.) 

MEN, f. Sanitäts-Anss 


Suren, f. Freudenmadchen. 
uſaren, die von Privaten -als 


Autmacergefellen. 


Bediente gehalten werden, dürfen Sa- 
bel und Säbeltafhen tragen. (Aller 
höchſte Entſchl. vom 23. Juli 1829, 
Hftzl. D. v. 5. Aug. 1829 3. 17791, 
Vdg. des böhm. Bub. 17. Aug. 1829, 
3. 35946. Nur dürfen die Verzieruns 
gen den militärifhen nicht gleich fein. 
(Hfd. v. 24. Juli 1787. Krop. &. ©. 
Joſ. 13. Bd. ©. 261.) 

Hutmachergefellen. Nach einer 
von dem ſteiermärkiſchen Gubernium 
an die 8. E. vereinigte Hoflanzlei er 
ftatteten und von diefer mit Decret 
vom 2. Dct. 1843 3. 29697/1252 
anher eröffneten Anzeige, beftehen nicht 
nur in der Brovinz Steiermark, fon« 
dern auch in andern öfterr. Provinzen 
bei den Gefellen der Hutmacher In» 
nung mebrere gefeßwidrige Unfüge und 
Mißbräuche und zwar namentlich 

a) das Ausjchenten der fremden Hut« 
madhergefellen, vermöge welcher dieſe 
von dem einheimifchen Befellen auf der 
Herberge an Sonn» und Feiertagen bis 
fpät in die Nacht bewirthet werden. 

b) Der Unfug, daß ein Geſelle, der 
aus der Arbeit entlafjen wird, und 1 
bid 3 Tage vacirend ift, vor Verlauf 
von 3 Monaten von keinem Meifter in 
Arbeit genommen wird. 

c) Das Schlagen jener Gefellen, 
welche am Freitage anfommen, und mit 
Verſchweigung ihrer Ankunftszeit am 
Sonntage bei der Zeche erſcheinen. 

d) Die Befhimpfung jener Gefellen, 
welche aus der Zeche ausgeſchloſſen 
werden, wenn fie fi zur Zeche nicht 
eintaufen, was zur Yolge hat, daß ein 
beſchimpfter Gefelle bei feinem Meifter 
mehr Arbeit erhält. 

e) Das Aufnehmen der zureifenden 
Geſellen durch Gefellen, welde in loco 
arbeiten, endlich 

f) der Mißbrauch, dag ein in Peſth 
freigefprochener Gefelle von keinem 
Meifter in Arbeit aufgenommen wird, 
weil fonft alle übrigen Gefellen die 
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Hüttenraucd. 


Werkſtätte verlafien. Die k. k. Bol. 
Ob. Dir. wird von diefen Mißbräuchen 
zu dem Ende in die Kenntniß gelebt, 
um falls fie dafelbft beftehen follten, 
wegen Abdftellung derfelben die geeig- 
nete Amtshandlung eintreten zu laſſen. 
(Deere. der k. k. n. d. Reg. v. 12. Det. 
1843 3. 58003.) 

Hütten an Hofgebauden können 
nur mit Bewilligung des Oberſthof⸗ 
marfchallamtes errichtet werden. (Hofe 
Bdg. v. 23. Febr. 1785. Barth. H. u. 
G. Geſ. 7.8. ©. 169.) 

— — die an Häufern ftehen, be⸗ 
dürfen zu ihrer Errihtung der Ein- 
willigung ded Hauseigenthümers. (Hfd. 
v. 31. Aug. 1786. Barth. H. u. ©. 
Geſ. 7.2. ©. 169.) 

— — Die Enrihtung neuer vor 
den Linien Wiens ift nicht geftattet. 
(R. d. Reg. Bdg. vom 3. Dec. 1812. 
Barth. H. u. ©. Gef. 7.3. ©. 167.) 

— — hölzerne. Dem Magiſtrate 
und den Dominien Wıend wird der 
Auftrag ertheilt, mit aller Strenge 
darüber zu wachen, daß Feine neuen 
hölzernen Hütten aufgeftellt, daher die 
wider Vermuthen feit der Feuerloͤſch⸗ 
Ordnung vom Jahre 1817 neu herge⸗ 
ftellten ohne weiters caffirt, an jenen 
hölzernen Hütten aber, melde ſchon 
vor dem Erfcheinen obiger Feuerlöfch- 
Ordnung beftanden haben, feine be 
deutenderen Reparaturen mehr zuge 
laſſen, fondern wie eine ſolche noth⸗ 
wendig wird, die Abtragung eingeleitet 
werde. (Bdg. d. n. d. Reg. v. 28. Sept. 
1832 3. 52756. n. d. Pv. ©. ©. 14. 
Bd. Rr. 229.) 

— — Regulirung der Verkaufs⸗ 
Hütten und Stände im Innern der 
Stadt Wien, ſ. Stände. 

— — am Glacis, f. Glacis. 

— — fiehe hölzerne Wohnge⸗ 
bäude, Manthichranten. 

üttenrauch, f. Arſenik, Gift, 
Giftverkauf. 


Illiriſche Bäder. 
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Impf-Prämien. 


I. 


Illiriſche Bücher, deren Einfuhr 
betreffend, f. Bücher. 

Slumination, f. Feierlichkeiten. 

SImpfärzte find zum Erfage deffen 
zu verhalten, was fie ungebührlich auf⸗ 
rechneten. (A. h. Entſchl. v. 4. Hftzl. 
D. v. 7. Febr. 1822. Krop. ©. ©. 
46. Bd. ©. 111.) 

Impfärzte, deren Berpflihtungen, ſ. 
Impfung. (Hflzl. D. v. 9. Juli 1836.) 

mpfauslagen werden auf den 
Staatsſchatz übernommen. (Hflzl. D. 
v. 16. Rov. 1820 3. 34229.) 

Smpfbericht. In dem jährlich zu 
erftattenden Haupt» Impfberichte, find 
fünftig, nah Einvernehmen des bes 
treffenden Sanitäts » Berfonales über 
folgende Buncte die Aufflärungen bei- 
zufügen, und zwar: 

1. Ob unter der Anzahl der natür- 
lihen Pockenkranken, weldhe, und wie 
viele vorkommen, die bereits die Vae⸗ 
cine überftanden haben, dann 

2. 0b bei diefen der Verlauf der 
Krankheit eben fo bösartig und der 
„Ausgang tödtlih war, wie bei den 
Richtvaccinirten? oder ob fie nicht viels 
mehr zu der Form der unechten gehörs 
ten? (N. d. Reg. Vdg. vom 22. März 
1829 3. 10950. Prov. ©. S. für 
Defterr. u. d. E. XI. Thl. Nr. 80, f. 
Impfungs⸗Ausweiſe.) 

Impf-Jnſtitut in der Findelan⸗ 
ſtalt, ſ. Findelanſtalt. (Vdg. v. 29. 
Juni 1831 8. 27 und 28.) 

Smpf-Prämien. In Zukunft har 
ben die Aerzte in Wien an den Prä- 
mien für die größte Anzahl geimpfter 
Kinder feinen UAntheil mehr zu neb- 
men, fondern diefelben find nur den 
Landärzten zuzumenden. (Hffzl. D. v. 
21. Sept. 1311 an dien. ö. Neg. 
Ktop. ©. ©. 30. Bd. ©. 176.) 


Impf: Prämien. Se. Majeftät ha- 
ben mit a. b. Entſchl. v. 10. Apr. 1826 
zu bewilligen geruht, daß die Smpfpreife 
allgemein in Conventiond-Münze ver« 
abfolgt werden, wovon die Jmpfärzte 
zu ihrer Aufmunterung zu verftändigen 
find. (Hflzl. D. vom 20. April 1826 
8. 10533, n. ö. Reg. Vdg. v. 10. Mai 
1826 3. 22745. Bm. ©. B. J. 1826. 
©. 85.) 

— — Se ?. ?. Majeftät haben in 
Gemäßheit einer a. 5. Entſchließung 
vom 2. Dec. 1843 fih nicht beftimmt 
gefunden, die Impf- Prämien ganz auf 
zulafien. Jedoch haben Se. Majeftät 
a. h. zu befehlen gerubt, daß kuͤnftig 
bei Vertheilung der Impf - Prämien 
nicht nur auf die größere Zahl der 
mit gutem Erfolge Geimpften, auf die 
größeren Schwierigkeiten, welche zu 
überwinden waren, auf mäßige Diäten- 
Anforderungen, oder gänzlidhe Ber- 
zihtleiftungen auf Diäten und Ausla- 
gen, fondern auch auf das VBerhättniß 
der Zahl der Geimpften zur Zahl der 
Impflinge, auf den Eifer und das 
ganze Benehmen des Impfarztes, auf 
feine Sorgfalt für guten Impfftoff und 
fortwährende Unterhaltung desfelben 
von hierzu nicht ohnehin ſchon ver- 
pflichteten Impfärzten, auf feine vor: 
zügliche Sachkenntniß und Genauigkeit 
im Impfgeihäfte, auf die Vollſtaͤndig⸗ 
feit feiner ImpfAusweife, endlich auf 
befondere Berdienfte, welche ſich der 
Impfarzt durch fleißige Revaccinirung, 
Negenerirung der echten, Auffindung 
der originären Kubpode und erfolg« 
reihe Impfung mit derfelben, dann 
durch Befiegung der gegen die Impfung 
beftehenden Borurtheile erworben ha⸗ 
ben dürfte, gehörige Ruͤckſicht zu neh⸗ 
men ift. (Hftzl. D. vom 6. Dec. 1843 


Iupf-Prümien. 6 


8. 38834, an ſämmtl. Länderft. Pol. 
G. ©. 71. Bd. Nr. 132.) 

Bun Prämien, f. Impfung. 
(GGfkzl. D. vom 9. Juli 1836 im Ein» 
gange u. i. $. 14.) 

Impf:Renitenten. Bon der abr 
gefonderten Borlegung der Impf- Re 
nitenten-Ausweife hat es abzutommen, 
da dieſe einen integrivenden Theil der 
Haupt » Impfberihte auszumachen has 
ben. (Hflzl. D. vom 10. Febr. 1825 
3. 29825, 0. d. Reg. D. v. 12. Fehr. 
1825 3. 4269, o. d. Prov. G. ©. 
Nr. 23, f. Impfung, Vdg. vom 21. 
Febr. 1812.) 

Impfflofl. Die k. k. vereinigte Hofe 
tanglei bat aus öffentlihen Rückſichten 
und zur Hintanhaltung verheerender 
Seuchen fih bewogen gefunden, im 
ZThierarznei » Inftitute in Wien auf öf 
fentlihe Koften eine Schußpoden-Impf- 
anftalt zur Gewinnung eines ſtets wirk⸗ 
famen cultivieten Schafpoden « Impf- 
ftoffe® zu unterhalten, und es wird 
diefer cultivirte Schafpoden - Impfftoff 
von Seite der Inftitut - Direction uns 
entgeltlih an die Parteien in den 
gewöähnlihen Amtsſtunden ertheilt. 
(Bdg. d. n. 8. Reg. v. 27. Dct. 1836 
3. 59129. Prov. ©. ©. 18. BP. 
Nr. 261.) 

— — deffen Sammlung, Aufbe- 
wahrung und PBerfendung beireffend, 
f. Smpfung. (Hflzl. D. vom 9. Zuli 
1836. 1. $. 9.) 

Impfung.. Errichtung derſelben in 
Wien. (Kundm. der n. d. Reg. v. 20. 
März 1802. Krop. &. ©. 16. Bd. 
©. 218.) 

— — Ein jedes an den natürlichen 
Blattern werftorbene Individuum foll 
von dem Prieſter eingefegnet, muß aber 
ohne alle Begleitung zur Erde beftattet 
werden. Diefe Erdebeftattung ohne alle 
Begleitung muß bei allen Religions» 
Berwandten Statt finden. Die Drtss 
obrigkeiten und Seelforger bleiben un- 


Impfung. 


ter zu verhängender ſtrenger Ahndung 
für die Beobachtung diefer Anordnung 


verantwortlih. Kür die Hauptftädte. 


der Provinzen und für jene Städte, in 
welhen der Sik eines Kreisamtes ift, 
wird verordnet: 

Jedes Familienhaupt, unter defien 


-Angehörigen ein Individuum von den 


Dlattern ergriffen wird, umd ein jeder 
Arzt oder Wundarzt, der zu einem 
Blatiernden gerufen wird, iſt unter 
firenger Ahndung verbunden, die Ans 
zeige hievon fogleih an die Polizei- 
Direction des Ortes oder Diſtrictes, 


in deren Mangel an den Magiftrat zu 


mahen. Die Polizei» Direction oder 
der Magiftrat muß.ohne allen Zeitver- 
luft an das Haus, in weldhem fi das 


blatternde Kind befindet, eine Tafel 


beften laſſen, auf welcher fehr leſerlich 
gefchrieben fein muß: 
N. R. die Blattern,” damit Jedermann 
von der Gefahr unterrichtet werde, und 
ihr ausweichen könne. Die Familien⸗ 
häupter, welde die Baccination vers 
weigern, werden zu Protocoll vernoms 
men, und das Berzeichniß ift der Lan⸗ 
desftelle einzufenden. Die Eltern und 
Bormünder eines jeden Individuums, 
welches an den natürlichen Blattern 
ftarb und durch felbe verfrüppelt wurde, 
und von welchen die überftandene Vac⸗ 


cination nicht ausgewiefen werden fann, 


werden mit Namen, Stand und Woh- 
nung in der Zeitung der Provinz be 
fannt gemacht, ald von Vorurtheil ges 
blendete Menſchen, welche ihre Ange: 
börigen lieber in der ſchmerzvollen 


Krankheit der Blattern zu Grunde ges 


ben, oder verfrüppeln laſſen, als fie 
mittelft einer jo leichten und fiheren 
von Gott und der Staatsverwaltung 
ihnen angebotenen Mitteld der Kubr 
poden » Impfung am Leben erhalten 
wollen. (Hflzl. D. v. 21. Febr. 1812, 
an fämmtlihe deutfche Känderftellen 
Ddg. der n. d. Regierung vom 27, 


„Bier find bei 


Impfung. 


Febr. 1812. 3. 5659/8302. P. O. D. 
3. 1551.) 

Impfung. Die Normal» Berords 
nung vom 27. Febr. 1812 3. 5659, 
wornach ‘alle Familienhäupter, welche 
in der Haupt» und Kreisftadt die Vac⸗ 
cination verweigern, der Regierung 
anzuzeigen find, ift fi gegenwärtig zu 
halten. (Hflzl. D. v. 28. Mai 1816, 
3. 9595, n. d. Reg. Bdg. v. 23. Juni 
1816 3. 21931. Guld. ©. 3.4.3. 
©. 251.) 

— — in der Stadt und den 
Borftadten Wiens. Damit die Bacs 
cination in der Hauptftadt mit Thätig« 
feit betrieben werde, wurde die Bol. 
Ob. Dir. neuerdings auf die über dies 
fen Gegenftand angeordneten Maßre⸗ 
geln aufmerkfam gemacht, und zur ges 
naueften Handhabung derfelben aufge: 
fordert. Es ift daher 

1. alle Jahre am 8. Mai in ein je 
des Haus der Stadt von der Polizei⸗ 
Ober-Direction, in den Vorftädten von 
den BezirksDirectionen die nöthige An- 
zahl Faſſionsbögen zu geben, damit in 
felben von den einzelnen Barteien in den 
betreffenden Rubriken die Hausnum⸗ 
mer, der Rame und Stand des Fami⸗ 
lienvaters, die Namen und das Alter 
der noch nicht vaccinirten Kinder, end⸗ 
lich die Erklärung des Yamilienvaters, 
ob er diefe Kinder impfen laſſen wolle, 
gewifjenhaft eingetragen werde. 

2) Alle Jahre am 20. Mai, wo die 
Faſſionsbögen von den Hauseigenthüs 
mern an die Polizei « Ober = Direction 
und an die Bezirks = Directionen aus» 
gefüllt zurücgelangt fein müffen, hat 
die legale Baccination durd einen 
Impfarzt, in Begleitung eines Polizeis 
Commiſſärs ihren Anfang zu nehmen. 

In den vier Bierteln der Stadt foll 
fie durch die beiden Stadtärzte und 
Stadtarmenärzte, in den Borftädten 
duch die Polizei » Bezirksärzte und 
Wundärzte vorgenommen werden. 

Haleistg, Handb. d. Poliz. Gef. IL 
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Impfung. 


3. Ein jeder diefer öffentlichen Impf- 
ärzte kann fich einen oder mehrere be 
fugte Impfärzte, in welde er fein 
Bertrauen febt, zu Gehilfen nehmen. 

4. Die Impfung muß in den Bor: 
ftadten immer in den Wohnungen der 
Polizeis Bezirtsärzte oder MWundärzte 
vorgenommen werden, wohin die El» 
tern ihre Kinder zu bringen haben. 

5. So wie die Faffionsbögen in 
der Stadt an die Polizei⸗Ober⸗Direc⸗ 
tion zurückgelangt find, fo find die Ver⸗ 
zeichniffe der nicht vaccinirten Kinder 
aus felben zu verfaffen, und einem je 
den Stadtarzte und Stadt-Armenarzte 
das DPerzeihniß des ihm zugewiefenen 
Diftrieted mit der Erinnerung mitzus 
theilen, alle jene Kinder zu vaccini« 
en, deren Eltern fih nicht ausdruͤcklich 
die Impfung derfelben von ihren Haus⸗ 
ärzten vorbehalten haben. 

6. Diefes it auch von den Polizei⸗ 
Bezirkö-Directionen der Borftädte, in 
Betreff der Verzeichniſſe für die Polizei 
Bezirkdärzte und MWundärzte zu beob- 
adıten. 

7. Alle die öffentlihen Impfärzte 
haben mit Ende des Jahres ihre Impf⸗ 
Protocolle fammt den sub Nr. 5 bes 
merkten Berzeihhniffen in der Stadt 
der Bolizei- Dber- Direction, in den 
Borftädten Den Bezirks - Directionen 
zu übergeben, und zugleich in den Ver- 
zeichniffen in der Rubrik „Anmerkung“ 
genau erfihtlih zu machen, welde von 
den aufgeführten Individuen entweder 
gar nicht zur Impfung gebracht wor: 
den find, oder weldhe wegen Krankheit 
nit geimpft werden Eonnten. 

8. Einem jeden mit Erfolg vaccinir- 
ten Kinde ift von dem Impfarzte das 
vorgefhriebene gedrudte Zeugniß zu 
ertheilen, und es find die Eltern zu 
ermahnen, dasſelbe wohl aufzubewah- 
ren, um fi in jedem vorlommenden 
Falle damit ausweifen zu koͤnnen. 

9. So wie nun die obgedachten 
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Berzeichniffe von den öffentlichen Impf⸗ 
ärzten zurücgelangen; fo .find fie ge- 
nau durchzugehen, und von jenen El⸗ 
° tern; die ihre Kinder nicht zur Im 
pfung brachten, die etwaigen Zeugnifie 
der von einem Privat - Impfarzte viel⸗ 
leiht an demfelben vorgenommenen 
Impfung abzuverlangen. Liegen dieſe 


Sera vor, fo find dieſe Kinder in 


der betreffenden Rubrik der Rr. 5 ber 


merkten Berzeichniffe ald geimpft, mit. 


Beiſetzung des Namens des Impfarztes 
anzumerken. 

10. Werden binnen 14 Tagen nad 
der gefchehenen Abforderung diefe Zeug⸗ 
niffe nicht beigebracht, fo iſt zu unter- 
ſuchen, ob die Kinder nicht. etwa aus 
Renitenz der Eltern gar. nicht geimpft 
‚wurden, in welchem alle nad) den 


beſtehenden Berordnungen Amt zu han⸗ 


dein ift. Da es der Polizei» Ober - Dis 
tection duch genaue Handhabung die- 
fer Maßregeln leiht fein wird, ein 
vollftändiges Summarlum der in jedem 
Jahre geimpften Kinder zu verfaflen; 


- fo hat fie die Borlegung beftimmt in der. 


feftgefeßten Zeit jedes Mal vorzulegen, 


welcher auch die Nr. 5 bemerften Ver⸗ 


. zeihniffe aus der. Stadt anzufhließen 


find. Regierungs = Verordnung vom. 
3. Juni 1817 3. 21760 an die Pos. 


. Tigei = Ober» Direct. Guld. ©. V. 4. a 
©. 284.) 


der Stadt Brünn und den Borftädten, 
jo wie die alljährlid vorzunehmende 
Häuferbegehung . behufs der. Schuß- 
pocken⸗Impfung wird der Polizei- Di- 
tection übertragen. (Circ. des mähr. 
ſchleſ. Gub. vom 23. Febr. 1827 3. 


4120. Prov. ©. ©. fir Mähren und 


Schleſ. 3. 1827. Nr. 25.) 
— — GSämmtlide Privat: 
öffentlichen Dienften ftehende Aerzte 
und Wundärzte; welche ſich mit der 
Vaccination in. der Stadt und in den 
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Vorftädten Wiens befaſſen, wurden aufr 
gefordert, alle von ihnen vorgenomme- 
nen Impfungen mittelft gedruckter 


Tabellen bei den k. k. Polizei⸗Be⸗ 


zirkd-Directionen, in deren Bezirk fie 
wohnen, in der Stadt aber bei dem 


erſten Stadt» Phuficus bis Ende De- 


cember eines jeden Jahres zu überrei- 
hen. Mit den gedruchten Zabellen und 
den Impfz Beugniffen werden fie auf 


‚ihr Anmelden in dem Regierangd-Sa- 
nitäts = Departement betheilt werden. 
. (Bag. 


der n.ö. Reg. v. 30. Dec. 1833. 
3. 71503. Rn. ©. V. J. 1833. 
Rr. 43.) ——— | 

Impfung. Die folgende. von Gr. 
Majeftät fanctionirte neue Borf chrift 
über die Leitung und Aus- 
übung der fuhpoden: Impfung 
wurde mit, Hofkanzlei⸗Decret v. 9. Juli 
1836 .3. 13192 fümmtl. Länderftellen - 


mit Ausnahme jener zu Mailand, Ve⸗ 


nedig und Dalmatien zur allgemeinen. 
Kundmachung und Darnachachtung mit 
der Bemerfung mitgetheikt, daß es 


‚zwar. in Bezug auf die, Entſchaädigun-⸗· 


gen der Impfärzte und auf die Impf—⸗ 
Prämien bei dem bisherigen Syfteme 
zu verbleiben, jedoch die Länderftellen 


mit aller Genauigkeit und Strenge date. ... - 


über zu wachen haben, „damit der 
Staatsfhag nit durch ungebührliche 


- Aufcehnungen in diefer Beziehung in 
Impfung: Die Amtshandlung bei 
dem Ausbruche natürlicher Blattern in 


Anſpruch genommen werde. 
Vorſchrift über die Kuhpo— 
—— den Lt. Stan 
ten. F 

I. Abſchnitt. Vorſchrift in 
Bezug auf die Leitung. 

8. 1. Die Oberleitung des Geſhãſ 


tes der Kuhpocken-Impfung fuͤhrt in 


jeder Provinz die Landesſtelle mittelſt 
des bei derſelben angeſtellten Sanitäts⸗ 
Referenten und Protomedicus, welcher 
letztere zugleich Impfungs⸗Director iſt. 

F. 2. In den Kreiſen eines Landes 
bejorgt die befondere Leitung dieſes 
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Sefhäftes das Kreisamt mittelft des 
Kreisarztes. 

8.3. Niemand darf die Kuhpoden- 
Impfung ausüben, als geprüfte Aerzte 
und Wundärzte. Sollten jedoch noch 
Aerzte und Wundärzte vorhanden fein, 
die hierzu während ihres Studiums 


an öffentlichen Lehranſtalten nicht ber. 
. fähigt worden find; fo müffen dieſel⸗ 


ben eine eigene Erlaubniß zur Aus- 
übung der Impfung haben. 
8..4. Diefe Erlaubniß ertheilt in 


der Hauptftadt das Gubernium auf das 


Gutachten des an der öffentlichen Impf⸗ 
anſtali angeſtellten Arztes; im Kreiſe 
das Kreisamt nach dem Gutachten > 
Kreidarztes. _ 

8.5. Beſtehen uͤber die genntniſſe 
derer, welche eine ſolche Befugniß nach⸗ 
ſuchen, gegründete Zweifel; fo ſollen 
ſie angewiefen--werden, bei dem an 


der öffentlihen Impfanftalt in der 


Hauptftadt der Provinz. angeftellten 
Arzte oder bei dem Kreisamte einigen 
dergleichen Impfungen und derfelben 
ganzen Berlaufe beizumohnen, wobei 
letztere ihnen zugleich die nöthigen Er- 
Färungen eriheilen werden. Iſt diefes 
geſchehen, fo follen fie ohne weiters die 
Erlaubniß, felbft Impfungen vorzu- 
nehmen, erhalten. Die bewährte Bor- 
fiht if befonders bei Alteren Wund⸗ 


Arzten und in jenen Rändern nothwen- 


dig, wo es noch Wundärzte gibt, welche 
nit an k. k. Univerfitäten oder Lyceen 
ordentlich gebildet werden. 
..8..6.. Auch Militär: Herzte, welche 
die Baccination an Civil-Kindern aus⸗ 
üben wollen, müffen von vorgefchrie- 


. . benen Eivils Behörden die Erlaubniß 


dazu erhalten, und diefe kann ihnen 
nur mit der Bedingniß ertheilt werden, 
daß fie fih genau an die den Civil⸗ 
Aerzten deswegen gegebene Inftruction, 
welde ihnen daher mitzutheilen ift, 


— und wie dieſe, die vorgeſchrie⸗ 
enen Berichte an das Kreisamt oder 
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Subernium einfenden, je nachdem fie 
in eihen Kreife oder in der Hauptftadt 
der Provinz, ihre Impfungen vorge 
nommen haben. Dagegen baben ihnen 
die nämlihen- Bortheile und Genüffe 
zu Statten zu kommen, welche den bei 
dem Impfungsgeſchäfte verwendeten 
Civil-Aerzten bewilligt find, _ 

$. 7. Es muß immer dafür geforgt 
werden, daß guter, fo. viel. möglich 
feifcher und echter Kuhpockenſtoff vor- 
räthig fei, und an alle Smpfärzte, die. 
desſelben bedürfen, zu allen Beiten 
verfendet werben könne. 

8.8. Dafür hat vorzüglich in der 
Hauptftadt der Protomedicus, und im 
Kreife der Kreisarzt zu forgen, welche 
allen Impfärzten, Die eines Impfftoffes 
bedürfen, felben zu allen Zeiten unent- 
geltlich mittheilen, "oder "überfenden 
müffen. Zu diefem Ende foll an dem_.._ 
Orte des Guberniumsd oder des Kreid- 
amtes das ganze Jahr hindurch ger ' 
impft, und auf diefe Art eine eigene . 
Impfungsanftalt unterhalten werden, 
in der man ununterbrochen Kinder vac» 
cinirt, von denen der Impfftoff theile 
aufgefammelt, theils ſogleich fortge⸗ 
pflanzt wird. | 

8. 9. Die Auffammlung, Aufbe⸗ 
wahrung und Berfendung des Impf- 
Rei geſchieht folgender Maßen: 

1. Mittelſt zweier kleinen Glasplat⸗ 
ten, welche genau auf einander paſſen. 
damit aller Luftzutritt zu dem Stoffe 
abgehalten werde. Auf die Mitte einer 
dieſer Glasplatten, und zwar jener, - 
welche mit einer linfenförmigen -Aus- 
höhlung verfehen ift, bringt man den 
Impfſtoff durch unmittelbare Beruͤh⸗ 
rung derſelben mit der eingeſtoche⸗ 
nen Kuhpocke. Die Glasraͤnder wer⸗ 
den dann mittelſt Wachs, Glaſerkitte 


oder einer mit Mehlkleiſter beſtrichenen 


Papierleiſte verklebt, und ſo der Impf⸗ 

ſtoff an einem kühlen, trockenen, weder 

einem bedeutenden Wechſel der Tempe⸗ 
er 
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ratur, noch einem flarken Lichte aus- 
gefeßten Drte aufbewahrt. Sollen die 
Blasplatten weit verfendet werden, fo 
kann man fie noch mit einem umwun⸗ 
denen Faden befeftigen, um deren Ver⸗ 
fhieben zu verhindern. Beim Gebraudhe 
ift der aufbewahrte Stoff mittelft eines 
mit lauem Waſſer etwas befeuchteten 
Pinfeld flüffig zu machen, auf die 
Spitze einer Lanzette an beiden Seiten 
zu freien, und damit die Impfung 
vorzunehmen. 

2. Mittelft Tränkens elfenbeinener, 
myrthenblattförmiger, fein zugefpißter 
und ın hölzernen Kapfeln nad Art der 
Radelbühfen eingefhraubten Impfna- 
deln, womit jeder Smpfarzt beim Ab⸗ 
nehmen des Stoffes verfehen fein folle. 
Mit derlei mit Kuhpocken⸗Lymphe ge⸗ 
tränften Radeln Tann die Impfung 
auch gleich geſchehen, nachdem die ein« 
getrocnete Materie mit nit zu war⸗ 
men Waſſerdämpfen oder durch wieder- 
boltes Anhauchen erweicht wurde. 

3. Mittelft Eleiner glaferner Röhr⸗ 
hen, worin fih der Impfftoff durch 
Lingere Zeit friſch erhält. Diefe Röhr⸗ 
hen find von nicht fehr dickem Glaſe 
mit einem gefchloffenen Ende und einer 
entgegengefeßten Mündung, deren Raͤn⸗ 
der etwas nah außen vorftehen, in der 
Länge von 1—1'/, ZSoll und im Lichte 
etwas weiter ald der eines größeren 
hermometerd. Die Lymphe wird mit 
einer gefurdhten Impfnadel aus der 
angeftohenen Kubpode aufgefaßt und 
tropfenweile in dad Röhrchen eingetras 
gen, bis Ddiefes beinahe vol ift. Mit 
Wachs oder Slaferkitt wohl verfchlof- 
fen, in einer Federfpule wohl aufbe- 
wahrt, und an einem fühlen, finftern 
Drte gehalten, bleibt die Materie fehr 
lange flüffig, und wenn fie fih etwas 
verdict haben follte, darf man nur 
den geöffneten Zubulus über lauwarme 
Waſſerdämpfe halten, wodurd die Flüſ⸗ 
ſigmachung alebald erfolgt. Statt obi⸗ 
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ger Glasroͤhren kann man fi auch der 
in mehreren Ländern gebräuchlichen, 
fpindelförmigen feinen Glasröhrchen, 
fogenannten Harnröhrchen bedienen. 
Die Methode, ſich derfelben zu bedie- 
nen, ift folgende: 

Man febt das längſte Ende eines 
folhen Harnröhrchens in einem bedeu- 
tend ftumpfen Winkel in den Tropfen 
Lymphe der geöffneten Puftel, ohne 
jedoh die Spike desfelben in die Pu⸗ 
ſtel feldft tiefer einzuſenken. Hört die 
Einfaugung eher auf, als das Röhr- 
hen gefüllt ift, weil die feine Deffnung 
durd die verdickte Lymphe fi gefüllt 
bat, fo ftreihet man das einfaugende 
Ende gelinde zwifhen zwei Fingern, 
oder bricht fehr wenig von demjelben 
ab, und läßt auf diefe Art das Nöhr- 
hen ſich füllen. Die Berfchliegung der 
Enden der Röhren geſchieht auf die 
vorbefagte Art, und man fhüßt die⸗ 
felben vor dem Abftoßen und Zerdre- 
hen, indem man felbe in eine Feder-- 
fpule gibt, und in feine Horn⸗ oder 
Holzfpäne gibt. Um die Lymphe zum 
Gebrauche heraus zu bringen, bricht 
man die beiden Enden der Roͤhrchen 
etwa 1', Kinie ab, halt den Baud) 
derfelben mit einer Pincette, ſetzt einen 
fteifen, fehr dünnen Strohhalm, oder 
einen feinen meffingenen Zubulus über 
die Spike, fo daß er den Bauch der 
Röhre einſchließt, bläft num ganz ge- 
finde die Lymphe auf eine Glasplatte, 
von welcher man ohne Verzug, wie 
aus einer Puftel impft. | 

8. 10. Der Impfitoff muß aufge- 
fammelt werden, wenn er noch im durch⸗ 
fihtigen poröfen Zuftande ift, das ift, 
bei einem regelmäßigen Berlaufe der 
Kuhpocken beiläufig von 6 bis 9 Tage. 

8. 11. Hat man den Impfftoff nad 
der $. INT. 1 u. 2 angegebenen Methode 
in trodenem Zuftande aufbewahrt, fo 
laßt fih nicht genau beflimmen, wie 
lange diefer getrocknete Impfſtoff feine 
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Kraft erhalte. Man impfte damit nach 
2, ja zuweilen nad 4, 6 und noch mehr 
Monaten mit Erfolg, doch ift man def» 
fen um fo fiherer, je jünger der Impf⸗ 
ftoff if. Beſitzt man aber Impfitoff 
nah der Methode Rr. 3 in Kleinen glä- 
fernen Röhrchen im flüffigen Zuftande 
aufbewahrt, fo kann damit felbft nach 
11 Monaten mit dem beiten Erfolge 
geimpft werden. Um aber in jenen 
Fallen, wo man fi getrockneten Impf⸗ 
ftoffes bedienen muß, von dem Erfolge 
der allgemeinen vorzunehmenden Vac⸗ 
cinationen (3. B. bei ausbrechenden 
PodensEpidemien) fiherer zu fein, foll 
fih der Impfatzt zuerft in einem Kinde 
frifche Materie bereiten, und mit dies 
fer dann das Impfgefchäft weiter fort 
ſetzen. 

8. 12. Sol die Kuhpocken⸗VJIm⸗ 
pfung das leiften, was durch felbe für 
die Menfchheit bewirkt werden kann, 
d. 1. gröptmöglichfte Berninderung und 
endlih gaͤnzliche Ausrottung der Kin⸗ 
derblattern; fo muß felbe allgemein 
verbreitet werden. Dies Tann nur ge: 
fheben, wenn 

1. das Bolt in Hinfiht derfelben 
richtige Begriffe erlangt, und die Vor⸗ 
theile dapon kenuen lernt, wornach es 
nicht fehlen kann, daß die Kuhpocken⸗ 
Impfung nicht allgemein Eingang fin- 
den follte, 

2. müflen aber fiir das bereitwillige 
Bolt auch allenthalben Impfärzte in 
zureihender Zahl vorhanden fein, durch 
weldhe ed, und befonders der unbemit- 
telte Theil desfelben der Wohlthat un: 
entgeltlich theilhaft werden Tann. 

$. 13. Erſteres kann vorzitglich bes 
wirkt werden: 

a) durch Seelforger, Volkslehrer 
und Schullehrer. Diefe Angelegenheit 
fol zwei Mal des Jahres den Volke 
an's Herz gelegt werden; aber auch 
außerdem follen die erfigenannten Elaf- 
fen von Menſchen keine Gelegenheit, 
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wozu Todesfälle an Kinderblattern 
ganz vorzüglich geeignet find, ungenützt 
laffen, die Menfchen für die Kuhpocken⸗ 
Impfung empfanglic zu machen, und 
zwar um fo mehr, als Privat - Unter- 
tedungen gewöhnlich leichter Eingang 
finden, ale der Unterriht von der 
Kanzel. 

b) Durch das Beifpiel der Güterbe- 
fiber, der oberen Elaffen von Menfchen, 
der Landesbeamten, welches um fo 
wirkjamer fein wird, wenn das gemeine 
Bolt Gelegenheit erhält, an deren Kin⸗ 
dern den Berlauf der Kuhpocken⸗Im⸗ 
pfung zu beobachten. Diefe follen da⸗ 
ber Der an ihren Kindern vorgenomme- 
nen Impfung die größtmöglichfte Pu— 
blicität geben. 

c) Dur Volksſchriften, welche un—⸗ 
entgeltlih zu vertheilen find, aus wel» 
hen der unterrichtetere Theil des Vol: 
tes theils für fich felbft Meberzeugung 
jhöpfen, theils fo viel Kenntniß won 
der Sache erlangen kann, daß er im 
Stande ift, feine Weberzengung auch 
auf Andere zu übertragen. Sehr gut 
zu diefem Zwede ift die vom Grafen 
Hugo von Salm verfaßte Volks⸗ 
fhrift: „Was find die Kubyo- 
den, und wozu nüßen fie?" Hie 
ber gehört auch die vergleichende Ueber: 
ficht der natürlichen Blattern, der ge- 
impften Blattern, und der Kuh⸗ oder 
Schutzblattern in Rüdfiht ihrer Wir 
tungen auf einzelne PBerfonen, und auf 
die ganze menfchliche Gefellfchaft, welche 
die Jenner'ſche Geſellſchaft in London 
herausgab, und Graf Harrach in's 
Deutſche überfetzte. Beide könnten zu⸗ 
ſammen gedruckt vertheilt werden. End⸗ 
lich ſollte gleich bei der Taufe (bei Ju⸗ 
den bei der Beſchneidung) eines neu 
gebornen Kindes, wo die Empfindun⸗ 
gen der Eltern meift höher geftimmt, 
und die Beforgniffe für das fo eben er⸗ 
baltene Kind immer größer find, ein 
dahin Bezug habender Unterricht, im 
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Form eined Briefe, von dem Seelfor- . 


ger an die Eltern ausgetheilt werden. 


Diefe Boltsfhriften müſſen in alle. 


Sprachen, deren ſich die öfterreihifchen 
Unterthanen als Mutterſprachen bedie- 
“nen, überfeßt werden. 

d) ‚Ungeblatterte, welche nicht ein 
Gertificat der überftandenen Kuhpocken⸗ 
Impfung aufweifen fönnen, follen fein 
Etipendium erlangen, auch in kein öf— 
fentlihes, unentgeltliches Erziehungs- 


Infitut u. |. w. aufgenommen werden 


fönnen. Auch find jene Berfonen, 
welche um Betheilungen von den Ar⸗ 
. mensInftituten anlangen, oder diefelben 
bereit genießen, wenn fie die periodis 


ſchen Beträge abholen, zu befragen: ob. 


fie ihre Kinder haben vacciniren laffen, 


wobei ihnen im Berneinungsfalle zu be⸗ 


deuten ift, daß fie ihre Kinder um fo 
gewiffer bei erfter Gelegenheit vaccini- 
ten laffen, und fich darüber mit den 
Impfungszeugniffen auszuweiſen ba- 
ben, als im widrigen Kalle ihnen nicht 
. nur feine neue oder größere Betheilung 
mehr ertheilt, fondern die bereitd zuge: 
wiefene entzogen werden würde. 
) Den Seelforgern ift es zur Pflicht 
zu machen, bei der Impfung in ihrem 
Kirchſprengel zu erfcheinen, um ſowohl 
hiedurch ald noch mehr durch Gründe 
der Moral und Religion dem Volke 
Beruhigung und Zutrauen zu der Ins 
pfung einzuflößen. Eben fo find die 
Drtöbehörden verpflichtet, einen Be⸗ 
amten bei jeder Hauptimpfung gegen- 
wärtig fein zu laffen, fo wie auch der 
Semeindevorftand künftig hierbei zu 
erfcheinen hat. Beide haben ferner das 
dem Impfarzte angeordnete Tagebuch, 
worin vorzüglich die echten Impfungen 
erfihtlih zu machen find, nad jedem 
Zage bei der Impfung und bei der Nach⸗ 
fit mit Gewiſſenhaftigkeit zu unterfer- 
tigen, welche Unterfertigung und Des 


ftätigung auch dem Seelforger zur: 


Pflicht gemacht wird. 
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b) Die Zöglinge der Waifenhäufer, 
und von was immer für Verſorgungs⸗ 
anftalten des Staates müflen alle vac- 
cinirt werden, im alle fie der Bacci- 
nation noch bedürfen. 

$. 14. Um in den Provinzen eine 
zureihende Anzahl thätiger Impfürzte 
zu erhalten, foll es 

a) allen Kreisärzten, Stadt: und 
Land » Phufifern zur befonderen Pflicht 
gemacht werden, die Kuhpoden » Im» 
pfung nad ihren Kräften zu verbreiten, 
und bei allen minder Bemittelten felbe 
unentgeltlich vorzunehmen. 
b) Allen Aerzten und Wundärzten, 


welche nicht fhon laut $. 4 zur Im- 


pfung befähiget find, und daher aud 
erft darum anfuchen fol, wenn der an 
der öffentlihen Impfanftalt angeftellte 
Arzt, oder der Kreisarzt dazu einrathet, 
die Erlaubnig zur Kuhpoden- Impfung 
ertheilt werden. 

c) Alle Merzte und Bundarzte, welche 
fih zum Unterrichte in der Kuhpoden- 
Impfung melden, müſſen auch zu dem— 
felben zugelaffen werden, und Niemand 


. darf, bei ſchwerer Ahndung abgewieſen 


werden. 

d) Auf Impfärzte, welche fih durch 
die Kuhpoden-Impfung befondere Ber: 
dienfte erwerben, foll bei Beförderuns- 
gen Rüdfiht genommen werden, auch 
follen den auegezeichnetften auseror- 
dentlihe Belohnungen ertheilt werden. 

e) Für Gegenden, wo der Kreisarzt, 
die Land⸗Phyſiker und Wundärzte nicht 
zureihen, follen eigene Impfärzte bes 
fimmt und zur Impfung dahin abge 
fandt werden, um vom halben April 
bis Ende October dafelbft allgemein 
Kuhpoden-Impfungen vorzunehmen. 

$. 15. Kinderblattern » Impfungen 
dürfen nirgends und unter keinerlei Be⸗ 
dingung vorgenommen werden, da felbe 
ſehr anftedend-fint, und daher fo-leiht 
verbreitet werden. . 

8.16. In Hinfiht der Ausweiſe 
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über Kubpoden -Impfung if ſich fol» 
gender Maßen zu benehmen: 

a) Die. Kreisämter erhalten von den 
Kreis» und andern Smpfärzten ganz- 
jährig mit Ende November die Impfung: 
Ausweife in Tabedenform; 

b) gleichzeitig mit den Ausweifen 
der Impfärzte müffen die Dominien und 
Magiftrate verläßlihe Namensverzeich⸗ 
niffe der Individuen, welche auf ihren 
Gütern oder in Städten die Kuhpoden 
im Sahre echt überftanden haben, an 
die Kreisämter einfenden, wozu fie eben» 
falls Mufter » Tabellen erhalten. Hies 
durh wird eine Kontrolle ‚gegen die 
Berichte der Impfärzte erlangt. 

ec) Die Kreisämter haben ihre Aus⸗ 
weife, denen die Ausweife der Smpfärzte 
beigefhloffen fein müflen, welche fie 
aber wieder zurüderhalten, längſtens 
bis Ende Jänner an die Landesitelle 
zu befördern, auch in dem alle, wenn 


ein Dominium oder Magiftrat in Ein⸗ 


fendung feines Berzeichniffes zurückge⸗ 
blieben wäre, von.weldem die Kreis» 
ämter ohnehin auch fpäter den erforder: 
lihen Gebraud machen können. 

4) An die Hofftele werden von den 
Länderftellen ganzjährige Provinz; Aus» 
weife nach der mitgetheilten Mufter- 
Tabelle längſtens bis 1: Mai des näm> 
lihen Jahres eingefendet. Die kreis⸗ 
“ amtlichen Eingaben find dieſen Provinz- 
Ausmweifen nur in folchen Fallen beizu- 
legen, in welchen die Landesitelle aus 
befonderen Urſachen hiezu fi verpflich" 
tet halt. | 

II. Abſchnitt. Vorſchrift für 
Aerzte und Wundärzte, welche 
der Kubpodens Impfung ſich 
widmen. 

Die 88. 1—31 enthalten die Des 
ſchreibung des Berlanfes der ech'en und 
unechten Kubpoden, ‚die Regeln, zur 
Verhütung der Erzeugung und Fort—⸗ 
- pflanzung falſcher . Schußpoden, die 

Vorſchriften über die zuverläffigfte Art 
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zu impfen, über die Auffaſſung und 
Aufbewahrung der Schutzpocken⸗-Lym⸗ 
phe, endlich über das. diatetifche Ber: 
halten und die medicinifche Behandlung 
bei. den Kuhvoden. 

8. 32. Folgende allgemeine 

Vorſchriften ſind von allen 
Impfärzten zu befolgen: 

Schlägt die Impfung das erſte 
Mal nicht an, fo muß dieſelbe wie- 
derholt werden; und gelingt fie in eis 


‚nem Jahre auch wiederholt nicht, fo 


wird diefelbe im nächiten wieder vorge: 
nommen. Die Wiederholung der Im—⸗ 
pfung in demfelben Jahre Tann aber 
nur dann Statt finden, wenn diefelbe 
mit den übrigen Berufsgefchaften des 
Impfarzted vereinbarlich ift; denn es 
wäre Berluft, wenn der Impfarzt we: 
gen ein paar Kindern, bei denen die 
Impfung nicht anfchlug, noch länger an 
denfelben verweilen follte, um an diefen 
die Impfung noch ein Mal vorzuneh: 
men, da er es inzwifchen verfaumte, die 
Kinder ganzer Ortſchaften zu vacciniren. - 

8. 33. Jeder Impfarzt muß feine. . 
Ampflinge während des Verlaufes der 
Kuhpocke forgfältig beobachten, um von 
der Echtheit diefer, und von der Sicher: 


ſtellung jener vor den Menfchenblattern 


verfichert zu fein. In diefer Hinficht 
bleibt es zwar die Pflichk. der Impf- 
ärzte, die in ihrem MWohnorte oder fehr 
nahe demfelben befindlichen Impflinge, 
deren Befuh mit feinen weiten Aus⸗ 
lagen -für den Staatsfhab verbunden 
iſt, wenigftend 2mal zu befichtigen,. und 
den Verlauf der Baccine in ihren Pro— 
tocolle anzumerken, für die von ihren 
Wohnorte weiter Entfernten hat aber 
nur eine Nachſicht und zwar am achten 
Tage zu.geichehen, die in Aufrechnung 


. gebracht werden kann. 


8. 34. Das Impfen in ſogenannten 
Concurrenz⸗Orten kann nach ferner 
Statt. finden, wobei in jenen Gegen- 
den, wo die Pfarren fehr ausgedehnt 
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find, außer den Pfarrorten fär den Uns: 
freis einer Stunde noch andere Drte 
ale Impf-Sammelpläße beftimmt wer: 
den können. Diefe Concurrenz » Drte 
haben die Kreisämter über Einver- 
nehmen der Bezirks - Obrigfeiten und 
der Land » Phufifer ein für alle Mal 
feftzufegen, jedoch foll es dem Impf- 
arzte oder der Obrigkeit unbenom- 
men bleiben, diesfalld nad) Umftänden 
nothwendige oder zwedmäßig erſchei⸗ 
nende Abänderungen in Borfchlag zu 
bringen. Die Seelforger find verpflich⸗ 
tet, in jeden Märzmonate einen Aus 
weis über die im vergangenen Jahre 
gebornen Kinder zu verfaflen, und den- 
felden unmittelbar an die politifchen 
Obrigkeiten zu übergeben, welche ihn 
nebft einem feparirten Ausweife, ent» 
baltend die Rubriken: 

a) Der in früheren Jahren nicht 
Geimpften ; 

b) der zwar Geimpften, bei denen 
aber unechte Boden erfhienen, oder bei 
denen die Impfung nicht gehaftet bat, 
und endlid 

c) der in dem Impfbezirke inzwifchen 
überfiedelten Individuen, die fich über 
die überftandenen Kuhpocken oder Men» 
fhenblattern nicht ausweifen können, 
dem Impfarzte zu feinen Amtsgebrauche 
zu überfenden haben. 

$. 35. Ueber. jeden Impfling, der 
die Kuhpoden echt überflanden bat, 
muß der Impfarzt zwei Zeugniffe, wo⸗ 
zu er die gedruckten Formulare erhält, 
ausfertigen, wovon er eines den Anges 
hörigen des Impflings zur Aufbewah- 
rung, das andere dem Magiftrate oder 
dem DOrtsrichter übergibt, welcher es 
der Ortsobrigkeit zur Eintragung in 
ein gemeinfchaftlihes Protocol übers 
liefert. 

8. 36. Er felbft führt ein befonde- 
red Journal, worin Tag für Tag die 
Namen und die Zahl dır Geimpften, 
Die verwendete Zeit und die etwa zu« 
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rüdgelegte Reife fammt der Meilen- 
Diftanz anzugeben, fo wie auch die ge- 
pflogene Nahfiht und vorgenommene 
Impfung auszuweilen find. Weber dies 
ſes Journal ift ganzjährig mit Ende 
des Militär-Jahres mittelft der empfan- 
genen gedruckten Tabellen genauer Bes 
riht an das Kreidamt (in der Haupt» 


‚ftadt an das Gubernium) zu erflatten. 


Diefe tabellarifhen Ausweiſe find zu: 
verläffig bis Ende November einzufhis 
den. Befondere und merkwürdige Er- 
fheinungen, welde an den Impflingen 
beobachtet, aber in den Tabellen nicht 
angemerkt werden können, wird der 
Impfarzt in einem eigenen, den Tabel⸗ 
len beigefchloffenen Berichte anzeigen, 
in weldem er auch die Seelforger und 
Drtsobrigkeiten des flachen Landes auf: 
führen wird, welde feinem Verlangen 
gemäß der Haupt-Impfung beimohnten, 
oder auf eine andere Art diefes Gefchäft 
begünftigten und beförderten, wie nicht 
minder Jene, weldhe demfelben Hinder- 
niſſe entgegen febten. 

8. 37. Kreisärzte und Impfärzte 
follen, wenn ſich die Gelegenheit dar» 
bietet, auch auf die Geſundheit der in 
den vorhergehenden Jahren Geimpften 
einen Rüchlicd nehmen, und davon in 
ihren gewöhnlichen Berichten gehörig 
Erwähnung machen, vorzüglich aber es 
genau anmerken und einberichten, wenn 
fie eine bedeutende Beränderung in dem 
Geſundheitszuſtande nad der Impfung 
bemerten, von der fie Gründe zu haben 
glauben, daß die Impfung auf diefelbe 
Einfluß gehabt habe. 

8. 38. Die Eltern und Angehörigen 
der Impflinge find nah vollbradkter 
Impfung von den Impfärzten zu be- 
lehren, daß fie es ja alfogleich dem 
nächſten Impfarzte anzeigen follen, wenn 
ein geimpftes Kind mıt einer Krankheit 
befallen wird, welche fe fir die Mens 
fhenblattern halten. 

$. 39. Solche Fälle muß der herbei- 
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geholte Impfarzt immer auf das Sorg- 
fältigfte unterfuchen, und in feinen ges 
wöhnlihen Berichten darüber genaue 
und gewifjenhafte Auskunft geben, es 
deutlich beftimmen, wenn der Kranke 
die Kuhpocken überftanden habe, wofür 
er den Ausſchlag Halte, und wenn es 
Menfhenblattern find, auch die Gründe 
beifügen, nach denen er fie für echte oder 
unechte Menfchenblattern hält. Eben fo 
muß er hierüber die nöthige Aufklärung 
ertheilen, -und unzeitige Furt, und 
ungegründetes Mißtrauen zu zerftreuen 
fuchen. 

8. 40. Das’ Befinden der Geimpften 
während einer Menfchenblattern-Epide- 
mie in dem Orte, ift ebenfalls den Bes 
richten mit Genauigkeit beizufügen. 
(Pol. ©. ©. 64. Bd. Rr. 105. Vodg. 
der n. 6. Rgg. v. 27. Rov. 1836 8. 
59077, des böhm. Bub. v. 26. Det. 
1836 3. 51581.) 

- Impfung. Ueber den Antrag zur 
Einführung von Impf⸗Protocollen bei 
allen Seelforgern wurde beftimmt: 

1. Die Einführung von fortdauern- 
den Impfbüchern oder Impf- Protocollen 
hat nit Statt zu finden, und bei den 
bisherigen Verfahren zu verbleiben. 

2. Das ſchon längere Zeit in Uebung 
befindlihe vorgedrucdte „Berzeichniß 
der in der Pfarre N. vorgefundenen 
impfungsfähigen und geimpften Kinder“ 
iſt auch für die nachbenannten Elabo⸗ 
rate zu benüßen, und zwar: 

a) Bei den von den Obrigkeiten, 
Richtern und Seelforgern zu beftätigen- 
den, von deu Impfärzten zu führenden 
Zagebüchern über die Impfung (Impf⸗ 
Inftruction vom 3. 1836. I. Abſchnitt, 
8.13 lit. e); 

b) bei den von den Impfärzten ganz« 
jährig mit Ende November deu Kreis. 
amtern vorzulegenden Impfausweifen 
(1. Abſchnitt $. 16 lit. a); 

c) bei den von den Dominien und 
Magiftsaten den Kreisämtern einzufen- 
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denden Namens⸗Verzeichniſſen der Ge⸗ 
impften (lit. b) und 

d) bei den Journalen der Impfärzte 
(8. 36). Hinfihtlich des Impfgefchäftes 
in Wien wird es bei der biöherigen 
Manipulation belaffen. (Bdg. der n. ö. 
R. v. 24. Sept. 1837 3. 37873. Ken. 
©. V. J. 1837. Ar. 72.) 

Impfung. Die Bezirts-Directionen 
werden angemwiefen, das Impfgeſchäft 
genau nah den diesfalld beftehenden 
Verordnungen, nämlich der Rggs. Vdg. 
vom 20. März 1802 u. 3. Juni 1817 
unter ihrer Verantwortung mit aller er⸗ 
forderlichen Thätigkeit zu betreiben, und 
dem entſprechend zu veranlaſſen, daß: 

1. Nach der Georgi⸗Ausziehzeit d. i. 
am 8. Mai jedes Jahres die gedructen 
Faſſionsbögen jedem Hauseigenthümer 
für fih und feine Zinnsparteien mit 
dem Auftrage zugeftellt werden, daß 
felbe, gehörig ausgefüllt, langftens bie 
20. deffelben Monates der Bezirks⸗Di⸗ 
tection zugeftellt werden. 

2. Wie diefe Faſſionsbögen einlans- 
gen, find aus felben duch einen hiezu 
beauftragten verläßlichen Beamten und 
zwar in den Borflädten von jedem Bor- 
ftadtögrunde indbefondere 3 Verzeich⸗ 
nifje zu verfaffen: 

a) Ueber jene Individuen mit Namen 
und Wohnort, welde fich bereitwillig 
erklärt haben, ihre Kinder und Ange 
hörigen durch den öffentlichen Arzt im» 
pfen zu laffen, und 

b) über jene, welche fi erklärt ha- 
ben, ihre Kinder und Angehörigen durch 
ihren Hausarzt impfen zu laffen, und 

c) über die Nenitenten, d. i. Jene, 
welche fi geradezu Außern, daß fie 
ihre Kinder und Angehörigen nicht im- 
pfen laflen wollen. Sind nun diefe 
Auszüge geordnet, fo ift dem öffentli- 
hen Impfarzt zu bedeuten, daß er den 
Tag und Stunde zu beftimmen babe, 
an welchem cr die Impfung beginnen, 
was jedoch einige Tage vor dem Jmpf⸗ 
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tage geſchehen muß. Die Bezirks » Dis 


rection hat dann einen Theil der sub a 
bezeichneten Eltern, mit der vom Arzte 


. beftimmien Anzahl Kinder und. Ange. 


börigen, die er zu impfen gedenket, an 
den Drt, wo die Impfung vorgenom- 
men wird, ein paar Tage vor dem ber 
fiimmten Impftage vorzuladen, und 


fährt dann auf diefe Art an dem vom 


Arzt beftimmten Impftagen fo lange 
fort, bis alle sub a erwähnten Indivi⸗ 
duen vaccinirt fein werden. 

3. Muß bei diefer öffentlihen Im⸗ 
pfung jederzeit ein Bezirks - Beamter 


.. gegenwärtig fein, welcher in feinem dies» 


fälligen Verzeichniſſe diejenigen Indivi⸗ 
duen anzumerken bat, die erfchienen und 
geimpft worden find, wornadh er die 
Ausgebliebenen zur nächften Impfung 
neuerlich . vorzuladen bat. Da aber 
auch nothwendig ift, daß die vaccinirten 


- Individuen zur Befichtigung, ob felbe 


auch richtig die echten Kuhpoden erhal: 
ten haben, wieder erfcheinen umd zu Die 


fer Befihtigung von dem Arzte gewöhn- 


li der achte oder neunte Tag beſtimmt 
wird, fo ift auch fogleich bei der Im⸗ 
pfung den Eltern zu bedeuten ,. daß fie 
mit ihren geimpften Kindern oder An⸗ 
gehörigen an beflimmten Zage und 
Stunde bei dem Impfarzte wieder zu 
erfcheinen haben, wie im Widrigen ih- 
nen Fein Impfungzeugniß erfolgt wer- 


den könne. Diefe Maßnahme ift um fo 


nothwendiger, als dem öffentlichen 
Impfarzte nit wohl aufgebürdet wer: 
den kann, daß er alle von ihm vaccinir- 
ten Individuen in ihren Wohnungen 
unterfuche, | 

ad b find von diefen Familienglie- 
dern nad Verlauf von 4, längitens 
6 Wochen vom 1. Juni. an gerech⸗ 


. net, die Impfzeugniffe zur Einfiht ab⸗ 


zuverlangen, wornad in dem diesfälli- 
gen Berzeichniffe diejenigen Impflinge 
angemerkt find, von welchem die Impf⸗ 


zeugnifje vorgewiejen worden find, den 
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Uebrigen ift aber ein weiterer Ters 
min von etwa 8 oder 14 Tagen. mit 
dem Bedeuten zu ertheilen, daß fie im 
Widrigen ale Renitenten behandelt 
werden würden. 

Wenn fohin die Impfungszengnifie 
in der mit Berordnung vom 20. Auguft 
1816 3. 28990 feftgefeßten Zeit. 
von den öffentlihen Impfärzten an 
die DBezirkd » Directionen einlangen, 
find felbe genau zu durchgehen, und 


von jenen Eltern, die ihre Kinder 


dennoch nicht zur Öffentlichen Impfung 
gebracht haben, fo wie von jenen, welche 
fih erflärt haben, ihre. Kinder vom . 
Hausarzte, impfen zu laffen, aber die 
Zeugniffe noch nicht vorgewiefen haben, 
die Zeugniffe der von einem Privat: 
impfarzte.vielleicht an denfelden vorge 
nommenen Impfung abzuverlangen. 
Werden die Zeugniffe beigebracht, fo 
find diefe Impflinge im Berzeichnifle a 
eben jo wie ad b bemerkt wurde, ald 
geimpft mit Beifeßung ded Namens. des 
Impfarztes anzumerken. Werden bin» 
nen des feftgefegten Termins diefe Zeug- 
niffe nicht beigebracht, fo ift zu unter-. 
fuhen, ob die Kinder nicht etwa aus . 
Renitenz der Eltern nicht geimpft wur- 
den, in welchem alle nad) den beite- 
henden Berordnungen Hfkzl. Dec. v. 
28. Mai 1816 3. 9595, Rggs. Dec. 
v..23. Juni 1816 3. 21931, in Ber- 
bindung mit dem h. Hflzl. Dec. v. 10. 
Febr. 1825 (. SImpfrenitenten) 
Amtzuhandeln ift. Ueberhaupt hat jener 
Deamte, welcher das Impfgefhäft be- 
forgt, dur Belehrung der Eltern über die 
Bortheile und den Ruben der Impfung, 
über ihre Berantwortlichkeit, wenn ihre 
Kinder an den natürliden Blattern 
fterben, dann daß fie für ihre Kinder 


‚ohne das Impfungszeugniß weder ein 


Stipendium erlangen, noch felbe in ein 
öffentliches -Erziehungs » Inftitut unter⸗ 


bringen können, dahin zu wirken, daß - 
fie fi der Impfung ihrer Kinder uns 
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terziehen. Bei dem Umftande, daß bie 
Renitenten größtentheilg der gemeineren 
und ärmern Bollsclaffe angehören, fo 
ift dieſer Glaffe vorzüglich zu Gemüthe 
zu führen; daß fie im Falle ihrer Ver⸗ 
armung weder auf eine Unterflüßung 
nod eine Betheilung aus dem Armen» 


oder fonftigen Fonde einen Anſpruch 


haben, wenn ihre Kinder nicht ſämmt⸗ 
lich geimpft worden find. Da man fer⸗ 
"ner bemerkt hat, daß eben diefe Volks⸗ 
claffe in dem Faffionsbogen häufig die 
Aeußerung abgibt, daß fie ihre Kinder 
durch den Hausarzt impfen laffen wer⸗ 
den, ohne einen zu haben, oder ohne ſelbſt 
einen Arzt zu kennen, fo hat man ver- 
anlaßt, daß in den legten Rubriten der 
Faſſionsbögen „Erklärung des Fami⸗ 
lienvaters, ob er feine Kinder vor dem 
gefebmäßigen Termin von feinem Haus⸗ 
arzte impfen laffe” noch beigefügt wurde, 
„deſſen Rame beizuſetzen iſt.“ Dieſe 
Rubrik iſt bei Reviſion der Faſſions⸗ 
bögen bezüglich der gemeinen Volks⸗ 
claffen vorzüglich zu beachten und moͤg⸗ 
LHR dahin zu wirken, daß ihre Kinder 
noch vor der. Atljährigen Ausziehzeit 
der Impfung unterzogen werden, indem 
fie fonft auf einen andern Bezirk über: 
zieben und fomit der :Smpfung ihrer 
Kinder entgehen. Die k. k. Pol. Bez. 
Directionen habeit demnach, fobald fie 
aud.den Impfungs- Kaffionsbögen die 
mehrerwähnten 3 Verzeichniſſe verfaßt 
haben werden, fogleih ihre Impfärzte 
dahin zu verfländigen, daß felbe Tag 
und Stunde zur Impfung beflimmen 
und dann nach vorfiehender Weifung 
felbe in folange fortfeßen, bis alle im 
Berzeichniffe A vorfommenden Indivis 
viduen vaccinirt fein werden, mitunter 
aber auch die im Berzeichnifle B enthal⸗ 
. tenen Individuen zur Vorweifuug der 


Zeugnuiſſe zu verhalten, und die Reni⸗ 


tenten durch entſprechende Belehrung 
dahin zu vermögen, daß fie ihre Kinder 
der Impfung unterziehen. (Circ. der 
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k. k. Bol. Ob. Dir. v. 14. Mai 1839 
3. 26.) 

Smpfung. Nachiräglich zu der we: 
gen thätigerer und entfprechenderer Ber. 
förderung der öffentlihen Kuhpocken⸗ 
Impfung den Pol.⸗Bez.⸗Direct. unterm 
14. Mai d. 5. ertheilten Weifungen, 
wird felben eröffnet, daß die Landes . 
ftelle die Anträge der Pol. Ob. Direct: 
zur Forderung dieſes Zweiges der po⸗ 
lizeilichen Wirkſamkeit nicht nur gench- 
migt, fondern auch zur Durchführung 
derfelben das Erforderliche an das erz⸗ 
bifhöflihe Eonfiftorium und an die 
Drtsobrigkeiten erlaffen und angeord⸗ 
net hat: 

1. Daß die öffentlihe Impfung. 
Grunds oder Pfarrweife im Gemeinde: 
hauſe, in der Pfarrfchule oder in einem 
fonft dazu geeigneten Zocale, worüber 
fi die dazu berufenen Theile im freund» 
ſchaftlichen Wege zu verſtehen haben, 
vorgenommen werde, und 

2. daß, um diefer Impfung mebr 
Bertrauen und.Anfehen zu verſchaffen, 
fi die Drtöfeelforger oder Abgeordnete 
derfelben, die f. k. Pol. Bez. Dixect., 
die Schullehrer, Grundrichter, Armen- 
väter perfönlich dabei einfinden, und 
durch Belehrungen und Mahnungen die 
Eltern für diefe Anftalt empfänglich 
machen, insbefondere, daß auf die. be- 
kannten Nenitenten Fräftigft eingewirkt, 
und fiir den guten, beilfamen Erfolg 
weder Müh noch Wort gefpart werde; 

3. wird die Vorſchrift vom Jahre 
1836 8. 13, wornad für feine Familie 
um eine Betheilung oder Aushilfe aus 
dem Armenfonde eingefchritten werden 
darf, deren Kinder fih nicht mit den 
Smpfungszeugniffen ausweiſen können, 
in Erinnerung gebradt. 

4. Iſt die öffentliche Impfung in den 
4 Stadtvierteln von dem Sanitäts- 
magifter, von den beiden Stadtarmen- 


ärzten und von dem Stadtarmen- Bund: 
arzte vorzunehmen, weil der mit ben 
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Geſchäften des Gerichtsarztes beanf- 
tragte Stadtarzt wegen feiner ander» 
weitigen vielfeitigen Verwendung, nicht 
in Anfpruch genommen werden kann. 
Bon diefer Beitimmung werden die be> 
theiligten Aerzte unter Einem in die 
Kenntniß gefebt. In diefe 4 Stadtvier- 
tel haben fich die genannten Aerzte ein- 
zutheilen, und das Refultat der k.k. 
Pol.⸗Ob.⸗Dir. und dem Wiener Magi- 
ftrate befannt zu geben, die Verabfol⸗ 
gung der Gratification für die Zubrin- 
gung der Geimpften zur Abnahme des 
Impfftoffes unterliegt in Wien, nads 
dem diefe Auslagen ohnehin der Ma- 
giftrat beftreitet, keinem Anſtande. (D. 
der . in. ö. R. v. 28. Mai 1839 
3.28716. Pol.Ob.Dir. 3.8994/243.) 

Impfung. Einführung der Re 
vaccinationderbereits Geimpf- 
ten, zur lebenslängliden Si— 
herung gegendie Menfhenblat- 
tern. Die in der neueren Zeit gemach⸗ 
ten Erfahrungen haben unfehlbar dar» 
getban, dag ſelbſt die echt verlaufene 
Baccine nicht Jedermann lebenslänglich 
vor den Menſchenblattern ſchuͤtze. Bei 
Erörterung der Frage, auf welche Weife 
die Dispofition zur Blatternfrankheit 
dur die Baccination am fiherften für 
die Lebenszeit getilgt werden könne, 
wurde die Revaccination ald dag ficherfte 
Mittel zum möglihften Shuße der Ge⸗ 
impften bei Blattern-Epidemien 
anerkannt. Diefelbe wird daher bei dem 
Umftande, daß für diefe Mapregel be- 
reits mehrere Erfahrungen dad Wort 
führen, bei Blattern- Epidemien 
hiermit allgemein angeordnet. 
Sollten die dortländigen Impf- Aerzte 
nicht mit echtem Schußpodenftoffe ver- 
ſehen fein, fo ift eg am gerathenften, daß 
fih anderswoher, allenfall® von dem 
Wiener Hauptimpf Inftitute ein wirt 
famer neuer Impfftoff verfchafft, damit 
ein neuer Cyclus von Impfungen vors 
genommen, und and die fortwährende 
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Eonfervirung dieſes Stoffes von Seite 
des Impf » Directors forgfaltigft gefe- 
hen werde. Sollte aber irgendwo eine 
beginnende Blattern» Epidemie fich zei- 
gen, dann ift es dringend nothwendig, 
fo wie diefes bereits in Nieder - Defter- 
reich eingeführt ift, nicht nur die Roth- 
impfung aller Ungeimpften von Haus 
zu Haus vorzunehmen, fondern da: 
mit die Revaccination der bereits Ge- 
impften zu vereinigen, welche letztere 
auch überall, wofelbft fi dazu Gele, 
genheit darbietet, vorzunehmen iſt. Die 
Refultate der Revaccinationen find von 
der Zandesftelle in dem Hauptimpfbes 
richte alljährig in einem abgefonderten 
Ausweiſe der vereinigten Hoflanzlei er⸗ 
fihtlih zu machen. Da übrigens die 
Oberflaͤchlichkeit und Gleichgiltigkeit, 
mit welcher bei der Schutzpockenimpfung 
an vielen Orten in Abgang einer zweck⸗ 
entſprechenden Controlle von den Impf⸗ 
aͤrzten vorgegangen wird, der vor Blat⸗ 
tern fhüßenden Baccination im Wege 
fteben, und Bei deren Kortbeftand der 
große Nußen, den die Vaccination der 
Menfchheit gewährt, immer mehr und 
mehr vereitelt werden muß; fo find zur 
Befeitigung diefer Gebrechen die Impf⸗ 
Aerzte zu verhalten, 

a) bei dem Abnehmen des Impfftoffes 
mit der größten Borficht zu Werke zu ge⸗ 
ben, diefer nur von volllommen gefun- 
den Geimpften, und niemals fpater als 
am fiebenten oder am Anfange des ach⸗ 
ten Zaged nah der vollbrachten Im⸗ 
pfung abzunehmen, jenen Impfftoff hin» 
gegen, ‘welcher nicht in zelligen, fon 
dern in blafigen Puſteln enthalten iſt, 
und auf einen angebrachten Einſtich 
fogleih ausfließt, zur Weiterimpfung 
gar nicht verwenden; 

b) die Geimpften bis zur Beendi- 
gung des Berlaufes auf das forgfäl- 
tigfte zu beobachten, und in denjenigen 
Füllen, wo der regelmäßige Verlauf der 
Nuftel, und die Symptome der Reac⸗ 
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tion vermißt, oder wo die Geimpften 
der weitern Rachficht des Impfr Arztes 
entzogen werden. feine Schußpoden- 
Impfungszeugniſſe auszuftellen. 

e) Zur Controllirung der Impfärzte 
die öffentlih angeftellten Kreis⸗, Dis 
ſtricts⸗ Bezirka⸗ und Stadt Aerzte zu 
verhalten, und es zugleich den Unterbe⸗ 
börden zur befondern Pflicht zu machen, 
durh alle ihnen zu Gebote ſtehenden 
Mittel auf die gehörige Genauigkeit 
und Sorgfalt bei dem Impfgefchäfte 
von Seite der Impfärzte einzuwirken. 
(GGfkzl. D. v. 30. Juli 1840 5. 17742, 
an fämmtl. Länderft. Vdg. dern. ö. R. 
v. 14. Septbr. 1840 3. 51039. Bol. 
G. ©. 68. BP. Rr. 93.) 

Smpfung. Ueber das Hoflanzlei- 
Decret v. 30. Juli 1840 3. 17742 
die Revaccination der bereits 
Geimpften betreffend, find aus 
Anlap einer Anfrage nahftehende Er- 
läuterungen erfloffen: 

1. Ein Zeitpund, wann nad der 
eriten Impfung die Revaccination vor⸗ 
zunehmen ift, ift durch das Hoflanzlei- 
Dectet v. 30. Juli 1840 3. 17742 
nicht vorgezeichnet, und zu wünfchen ift 
es, daß, zumal bei Blattern-Epidemien, 
alle früher bereits Geimpften einer noch⸗ 
maligen Impfung unterzogen, oder diefe 
wenigſtens vorzugsweife bei allen jenen 
Individuen , die vor längerer Zeit oder 
niht mit ganz günftigem Erfolge ge- 
impft wurden, bei denen fonad die 
Echtheit der überflandenen Impfung 
einem Bedenken unterliegt, mit mög- 
lihfter Beichleunigung vorgenommen 
werde. 


2. Die Mapregeln gegen Revaccinas . 


tions » Renitenten koͤnnen feine andern 
und flrengern fein, als die gegen Im⸗ 
pfungs⸗ Renitenten gefeblich vorgezeich⸗ 
neten; daher fi auch gegen die erfte- 
ten Renitenten ganz fo zu benehmen ift, 
wie gegen jene, die fi der Impfung 
entziehen. Bezüglich des Impfitoffes, 
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feiner Unterhaliung unt feines Bezuges 
iſt fich nach den Anordnungen des $. 8 
des I. Abfchnittes der Impf-Inftruction 
vom 9. Zuli 1836 auf das ©enauefte 
zu benehmen, und bei fich ergebenden 
Bedenken gegen feine Güte und Wirk- 
famteit ih an das hierländige Haupt⸗ 
inftitut zu wenden. 

3. Hinfihtlih der Nachfichtspflege 
bei den Revaccinirten ift ganz in jener 
Art und nah denfelben Modalitäten 
vorzugehen, wie dies bei der erften Vac⸗ 
cination angeordnet ift, 

4. Befondere Reifen zur Eontrollis 
tung des Impfgefhäaftes find außer 
Fallen von offenbar ordnungswidrigen 
Vorgängen hiebei geſetzlich naht zuläf- 
fig, auch in der Regel nicht fo unerläß⸗ 
lich nothwendig, da die nöthige Con⸗ 
trolle der Impfärzte von Seite des 
Kreisarztes bei andern Gelegenheiten 
und Geſchäftsreiſen füglich Statt fin⸗ 
den kann. 

5. Die Reſultate der Revaccination 
find von den Impfärzten im eigenen 
und abgefonderten, nach den vorgezeich- 
neten Formularien abgefaßten Impf⸗ 
protocollen erfihtlih zu machen und 
eben fo von dem k. k. Kreisamte hier: 
über ein hieraus verfaßter, abgejonder- 
ter, fummarifcher Ausmeis dem jährlis 
hen Impfberichte beizulegen. In diefem 
leßteren Augweife find jedoch jene Rub- 
riten, weldhe auf die Nachweiſung der 
noch nicht geimpften, ungeblatterten 
Kinder, fo wie jener, welche nad echt 
überftandenen Schubpoden mit Men- 
fhenblattern befallen wurden, Bezug 
nehmen, hinwegzulaffen. (B. des böhm. 
Gub. v. 6. Nov. 1840 3. 58065. 
Dbent. 3. Bd. ©. 92.) 

Smpfung. Die mehrfeitig erhobe⸗ 
nen Zweifel und Bedenken hinfichtlich 
der wahren Schußfraft des eingeimpf- 
ten Kubpodenftoffes, mahen es im In 
terefie der Menfchheit und der Wiflen- 
ſchaft wuͤnſchenswerth, die Schutzkraft 





"Impfung. 
- der originären im Bergleiche mit der hu⸗ 
manifirten Kuhpocke gegen die Blattern⸗ 


krankheit zu erproben. Es wird daher 
der Zandesftelle aufgetragen, es dem 


-öffentlihen Sanitätöperfonale und den 


Impfaͤrzten zur Pflicht, den ſonſtigen 
im Lande practicirenden Privatärzten 
und Wundärzten, dann Thierärzten 
aber zur zwangloſen Aufgabe zu ma⸗ 
"hen, über dert Beftand der driginären, 
zur Impfung der Menfchen mit Erfolg 
geeigneten Kuhpocke, die entfprechenden 
- Erhebungen und Rahforfhungen zu 

pflegen, und im Auffindungsfalle mit 


"der devon genommenen Lymphe Im⸗ 


pfungen an Kinder und an Kühen vor- 
. zunehmen und den Erfolg genau zu 
beobachten, ferner über die Möglichkeit 


der Regenerirung der echten Pocke durd 


"die Einimpfung des vorhandenen hu⸗ 
manifirten Stoffes bei den Kühen Ver⸗ 
ſuche anzüftellen, wozu insbefondere 
der Landesthierarzt, anzuweiſen? iſt. 
Hievon iſt auch die hieſige Thierarznei« 
Inſtituts⸗Direction mit dem Beiſaätze zu 
verftändigen, daß fie auf das Erſcheinen 


der Pockenkrankheit an Kühen ihre Auf⸗ 


merkfamteit zu lenken und im vorkom⸗ 
“ menden. Yale die Anzeige an die k.k. 


Regierüng zum Behufe der anzuſtellen⸗ 
den Impfverſuche zu machen habe. Das 


erjielte Refultat bat fi die Landes⸗ 
ftelle vorlegen zu laffen und feiner Zeit 
zur bierortigen Kenntniß zu bringen. 


(Hftzl. D.v. 18. Nov. 189443. 35778. 


N. ö. Rggs.⸗ — v. 12. Dec. 1841 
3. 68433.- An. ©. B. 3. 1841. Nr. 
62. Eine gleiche Berordnung erging 
für Böhmen mit Decr. des böhm. Gub. 
v. 20. Dec. 1841 3. 67509 u. 7. 
Dec. 1848. böhm. 8. 
Nr. 2) 

Impfung. Aus Anlaß eines. fpe- 
ciellen Falles wird der Randesitelle zur 
Pflicht gemacht, zur Verminderung der 
Koften der Impfanftalt die Einleitung 


zu treffen, daß zu den Rothe Impfungen: 
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des Bezirksarztes zu richten. 
zirkshauptmaunſchaft entſcheidet darüber 


©. B. J. 1848. 


. Impfung. 


hei Ausbrühen der Blatternkrankheit 


nit einige Impfärzte abgefondert, ſon⸗ 
dern daß diefetben durch die ohnehin 


zur Behandlung der Blattern-Epidemie - 


verwendeten Aerzte und Wundärzte voll- 
bracht werden. (Gofkzl. Decr. vom 8. 
uni 1843 3. 17713 an ſämmtl. Län⸗ 
derftellen mit Ausnahme von Mailand 
und Benedig, Bol. G. ©. 71. Br. 
Nr. 66.) 


— — Die Statthalterei finbet in ' 


Bezug auf die-Befotgung ; des Impf— 


Geſchäftes folgende proviſoriſche Ver⸗ 


fügungen zu erlaſſen: 

8. 1. Das Impfweſen, in been 
DOberleitung an die Stelle der Regie 
rung die Statthalterei und an die Stelle 
der Kreisämter die Bezirkshauptmann⸗ 


haften getreten find, bleibt vorläufig _ 


noch an die Pfarteintheilung gebunden, 
und jede Pfarrgemeinde fteht in diefer 


Beziehung unter der Bezirföhauptmann- . 
haft, in-deren Gebiete ihre Pfarrkirche 


liegt. 


den ihr zugewiefenen Pfarren -der Ber 
zirtsarzt zur Seite, deſſen Wirkſamkeit 
fih nad) der bisherigen Sanitäte-Ein- 
theilung des Landes über jene Pfarren 
erſtreckt. Es kann daher ein Bezirks: 
arzt bezüglich verfchiedener Pfarren das 
Impfgefhäft im Namen verfchtedener 


Bezirkshauptmannſchaften zu leiten ba - 
An letztere find daher auch all- 


ben. 
fällige Borftellungen gegen Berfügungen 
Die Ber 


nad) Umftänden im Einvernehmen mit 
dem k. k. Kreisarzte oder einem ande⸗ 
ren Bezirksarzte. 

$. 2. Der Bezirksarzt ftebt, abgeſe⸗ 
hen von Fragen ſeiner Kunſt und Wiſ⸗ 
ſenſchaft, im Impfweſen zur Bezirks⸗ 
hauptmannſchaft in einem ähnlichen 
Berhältniffe wie ein.erponirter Bezirks⸗ 
Commiſſär. Ex beftimmt oder beläßt 


Der Bezirkshauptmannſchaft 
fteht. zur Zeitung des Impfgefchäftes in 


innerhalb feines Gebietes "im Namen 


‚ Inrpfung. 


des betreffenden Bezirkshauptmannes 
die Impfbezirte und Impfärzte. Er 
leitet bei. den Gemeinimpfungen die 
Commiffion. Der Bezirtshauptmann- 
ſchaft fteht es frei, im Falle fie es nd- 
thig findet, dazu auch einen andern 
Commiffär abzuordnen, fo wie fie über- 
baupt dem Bezirksarzte alle Unterftüs 
Bung angedeihen laffen wird. 

8 3. ‚Die Seeljorger haben den 
Ausweis über die im vergangenen’ Jahre 
gebornen Kinder, welden fie bisher an 
. die politifhen Ortsobrigkeiten zu über- 


geben hatten, nunmehr. unmittelbar an 


den Bezirksarzt zu leiten,. weldher ihn 
alsdann nebft dem vorgefchriebenen fe- 
parirten Ausweiſe der-in früheren Jah⸗ 
ren nicht Geimpften, dann der nicht mit 
- Erfolg Geimpften und der in den Impf- 


bezirk inzwiſchen uͤberſiedelten Indivi⸗ 


duen, welche ſich über die überftandenen 
Kuhpocken oder Menihenblattern nicht 


ausweifen können, dem Impfarzte zu 
feinem Amtsgebrauche überfenden.wird. 
- Das Materiale zu dem Iekterwahnten 
-über das Impfwefen bleiben, fofern fie 


Ausweiſe wird dem Bezirfsärzte von 
‚der betreffenden Bezirkshauptmannſchaft 


- aus den von den Difktictd - Commiffa- 
oder Wo. 


riaten übergebenen Acten, 
dieſe noch -nicht übergeben fein foll- 
ten, von den Diſtricts-Commiſſariaten 
| OBfleggeriten) unmittelbar zu erfolgen 
fein. - 

8. 4. An der Pflicht der Seelforger 
- and der Gemeindevorftände- die Im⸗ 
pfung nah Möglichkeit zu befördern, 


bei derfelben zu erfcheinen, und das- 
Tagebuch des Impfarztes gewiſſenhaft 


zu fertigen, wird nichts geändert. 

$. 5. Die Borförge für echten Impf⸗ 
ftoff fteht zunachft den Kreis» und Bes 
zirtsärzten im Einvernehmen mit dem, 
Landesprotomedicnd zu. Doch liegt 


auch jedem Arzte, dem ein Impfbezut 


anvertraut ift, die Pflicht. ob, günftige 


Gelegenheiten zur Sammlung, Aufbes 


wahrung und Mittheilung des Impf⸗ 
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zu benüßen. 

$. 6. Privatimpfungen vorzunehmen 
ift auch —J— jedem Arzte freige⸗ 
ſtellt. 

8.7. Bon. dem Impfzeugniffe ift die 


ſtoffes an andere Impfärzte gewiſſenhaft 


Eine der beiden Ausfertigungen, welche 


bisher der Ortsobrigkeit überliefert 
werden mußte, fernerhin dem Bezirks⸗ 
arzte zur Eintragung in ein gemein⸗ 


ſchaftliches Protocoll zu übergeben. 


8.8. Der Bezirksarzt hat die vor⸗ 
gefhriebenen Impfungs » Ausweife der 


Impfärzte zu fammeln, den fummarifhen . 
Impfausweis ‚getrennt nad den ver- 
fhiedenen Bezirtehauptmannfchaften an- - 


äufertigen, und durch dieſe mit dem Jah— 
resſchluſſe an die Statthalterei vorzu⸗ 
legen. 

8. 9. -Ebenfo find die eine abgeſon⸗ 


derte Eingabe. bildenden Impfparticus. 
larien non dem Bezirksarzte, nadı Bes. '- 
zirkshaäuptmannſchaften getheilt, durch 


dieſe zu überreichen. 
§. 10. Alle ſonſtigen Vorſchriften 


durch die gegenwärtige proviſoriſche 
Verfügung keine Abänderung erleiden, 
in voller Wirkſamkeit. 


L. G. B. Nr. 138.) 
Impfung, In Siebenbürgen wurde 


(Erl der o. ö. 
Statth. vom 10. Aprib 1850 3. En. 


das Impfwefen geregelt durch die Ber: .. 
ordnung des Civil- und Militär -Gou- 


verneurd vom 24. April 1850 Nr. 30 


-des fiebend. 2. ©. 2. 


— — f. Blattern, 
— — deren Vornahme durch den 


Stadtatmenarzt betreffend, ſ. Stadt: 
— ⸗-Aerzte Inftruction $. 28. 


Impfungs-Ausweiſe. Se t.t. 


Majeftät Babe mit a. h. Entſchließung 
vom 27. März 1841 die Aufhebung 


der Namens « Verzeichniffe,, welche nad 
dem $. 16, Abfch 1 der mit dem’ Hofe 


Tanzlei-Decete vom 9. Zuli 1836 Hin» 


außgegebenen Impfvorſchrift von den 


Impf-Ausweife. 


Dominien und Obrigleiten den Kreis: 
amtern über jene Individuen, welche die 
Impfung nicht überftanden haben, ein⸗ 
zufenden find, zu genehmigen, zugleich 
aber anzuordnen gerubt, dag von den 
Dominien und Obrigfeiten zur Erleich- 
terung der Kreisämter in Berfaffung 
ihrer Smpfoperate ftatt diefer Namens 
Berzeihnifie nunmehr fummariihe Aus» 
weife einzufenden, dann daß eben fo zur 
leihtern Berfertigung der ſummariſchen 
Ausweife der Dominien und Obrigkei⸗ 
ten die bisherigen Ausweife der Impf⸗ 
ärzte nach dem geänderten, mit dem für 
die Dominien und Obrigkeiten in Har⸗ 
monie ftehenden Formulare einzufenden 
feien. (Hftzl. Deer. vom 2. Apr. 1841 
3. 10376 an fammtl. Länderftellen mit 
Ausnahme von Mailahd, Venedig und 
Dalmatien. Bol. ©. S. 69. Br. 
Nr. 39, Decr. des böhm. Gub. vom 
1. Juni 1841 3. 27231, Prov. G. S. 
für nn Nr. 140.) 

Smpfun lnsweile, Die k. k. 
n. 6. Rgg. mit Decret vom 16. 
Sept. 1843 3. 49380 in Folge Hof⸗ 
kanzlei⸗Decretes vom 10. Auguſt 1843 
3. 11119 Abſchriften von den dahin 
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gelangten abgeanderten Ausweifen lit. 
A und B zum Gebrauche bei Berfaffung 
der jährlichen Impfoperate ftatt der 
nunmehr ganz aufzuhören babenden 
früheren diesfälligen Ausweife, mit dem 
Beiſatze anher ntitgetheilt, daß diefelben 
mit dem Berwaltungsjahr 1844 in Ans 
wendung zu bringen find, und in die 
Colonne „Anmerkung“ alle Daten auf: 
zunchmen feien, die auf den Erfolg des 
Impfgeſchäftes ſowohl in ftatiftifcher, 
als adminiftrativer Beziehung, noch we⸗ 
fentlihen Bezug nehmen, und für die 
feine eigenen Colonnen errichtet wur« 
den. Rüdfichtlih der Ausweifung der 
Revaccinationen und Auslagen der 
Impfärzte werden die k. k. Kreisamter 
und die 8. k. PolizeiÖber-Directionen 
nah den Beftimmungen des mit der 
Regierungs-Berordnung vom 14. Sept. 
1840 3. 51034 eröffneten h. Hofkanz⸗ 
lei- Decretes vom 30. Zuli 1840, 2. 
17742 (f. Smpfung) zur Grfidhtlid- 
madhung in einem abgefonderten, dem 
Hauptimpf-Berichte beizulegenden Aus⸗ 
weife angemwiefen. (Circ. der k. k. 
Pol. Ob. Dir. vom 30. April 1844 
3. 15534/448.) 
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Impfengniffe. 


Impfjengniffe find ftämpelftei. 
(A. h. Pat. vom 9. Febr. 1850, T. P. 
117 1. R. G. B. S. 589.) - 

Impoſt, ſ. Muſik⸗-Impoſt. 

Jucorporationstaxe für Wund⸗ 
aͤrzte, ſ. Wundaͤrzte. 

Induſtrieſchnlen, weibliche, ſ. 
Handarbeiten. 

Infectionsfperre. Die Polizei⸗ 
Bezirtd- Directionen haben dem Infec⸗ 
tionsfperrer jederzeit auf feine Meldung 
fogleih die thatigfte Aſſtſtenz zu leiſten 
und jene Mäfche, welche er zur Reinis 
gung abzunehmen den Auftrag hat, von 
den Parteien abnehmen, ohne fidh hier 
in dur ein amdermweitiged Zeugniß 
eines Arztes, daß die Krankheit nicht 
anſteckend fei, abhalten zu laſſen. (Kunde 
madhung für Wien vom 13. Febr. 1796, 
Ferro's Sanit. Vdg. 1. Thl. ©. 110.) 
1. Zur Bertilgung werden 
durch die Siechknechte die Betten, Klei« 
der und Effecten von Denjenigen abge- 
nommen, welde a) an der Wafferfcheu, 
b) an graffirenden anftedenden Krank⸗ 
heiten geftorben find. 

2. Die Reinigung duch den Wäs 
[her und die ſechswöchentliche Auslüf⸗ 
tung der Betten und Wäſche machen 
folgende Krankheiten nothwendig: alle 
bösartigen Krankheiten, Faulfteber, Ner⸗ 
venfteber, Gallfieber, Schleimfleber, 
Ruhr, Krebs, Beinkrebs, Scharbod, 
bösartige zufammenfliegende Blatter, 
Brandblattern, Betechien, weißer Frieſel. 

3. Zur Reinigung und vier- bis fünf- 
wöchentlihen Auslüftung: Innerliches 
Apoftem oder Eiterung, Lungenſucht, 
die auch unter den gleichbedeutenden 
Benennungen, des Lungenapoftems, 
Bruftgefhwürs, Eiterſackes u. dgl. vor⸗ 
fommt. Abzehrung, Schwindfudht, 
Dörrſucht, fhleihendes Fieber, Flecken, 
Blattern, Scharlah, Kindbetterinnen- 
fieber. 

4. Zur ſechswöchentlichen Sperre: 
Hibige Fieber, Entzündung, rheumati⸗ 
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ſche Fieber, Brand. Wenn diefe Krank. 
heiten aber bösartig gewefen, fo find 
die Betten, Kleider, Wäfche und Effec- 
ten zur Reinigung abzunehmen. 

5. Nicht allein das Bett, fondern 
auch Bettwäfche, Leibeswäfche, Kleider 
und Effecten, die der Verftorbene wäh» 
rend feiner Krankheit benüget hat, follen 
abgefordert, und abgenommen, oder, 
was nicht zur Wäfche gehörig ift, wenig« 
ftens theils im Haufe ausgelüftet, theils 
gewafchen werden. 

6. Wenn ein Bett oder Effecten, die 
nur zu fperren find, freiwillig hergege⸗ 
ben werden, fo find fie abzunehmen.. 

7. Bei Armen wird das Bett in Ges 
genwart des Infectionsfperrers zertren- 
net und eingeweichet, wenn es aber 
fhon fortgefhleppet oder verſchenket 
worden, muß der Infectionsfperrer fel- 
be3 unter Bedrohung der gerichtlichen 
Anzeige herbeifchaffen, und einweihen 
laffen; wenn es aber fhon, doch nicht 
im Haufe eingeweiht wäre, fo muß er 
dahin gehen, um den Augenfchein ein- 
zunehmen. 

8. Dem Infectionsſperrer ftehet es 
nicht zu, Leute, welde die Wafchkoften 
bezahlen können, eigenmädhtig von der 
Reinigung freizufprechen, fondern er 
muß um die Einwilliguntg gu dem Sani- 
tätsmagifter ſchicken. 

9. Im Falle man die Wäfche zur 
Reinigung herzugeben verweigerte, hat 
fih der Infectionsfperrer in der Stadt 
an die k. k. Ober-Polizei-Direction, in 
den Vorftädten aber an die Polizei-Bes 
zirfö-Direction, oder die Ortsrichter, an 
welche ‚deswegen von der Landesftelle 
fhon die Verordnung ergangen ift, zu 
wenden. 

10. Bei der Abnahme der Betten, 
der Bett» und Leibeswäfche, Kleider und 
Effecten, fol Alles von Stüd zu Stüd 


"genau aufgefährieben, eine Abfchrift da⸗ 


von dem Eigenthümer, und eine dem 
Wäſcher gegeben, und die Matragen, 
8 * 
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Ducheten abgewogen, und das Gewicht 
vorgelegt werden. 

11. Ber die Wafchkoften vorhinem 
zu wiflen verlanget, dem muß die Reis 
nigungs » Preisfpeciflcation zur Einfidht 
beigefeßet werden. 

12. Dem Infectiondfperrer Tieget es 
ob zu beforgen, daß die Betten fammt 
allen übrigen Stüden richtig, reinlich 
und nett zurücgeftellet werden. 

13. Es ift weder erlaubt, eine freis 
willige Discretion anzunehmen, nod 
weniger eine zu begehren. (Kundm. f. 
Wien vom 11. Juni 1796, Ferro's 
Sanit. Bdg. S. 129.) 

———— Jnfections⸗ 
Wäͤſche. 


Infectionswäfche, Auf dem Lande 
haben die Todtenbefhauer die Noth- 
wendigkeit der Bertilgung oder Reini⸗ 

ng der verfchiedenen Geräthichaften 
in ihren Beſchauzetteln zu beftimmen, 
und fo viel als möglich ift, diefelbe in 
ihrer Gegenwart zu veranlaffen. (Ins 
ftruction für die Todtenbeſchauer vom 
21. Aug. 1787.) 

— — Bei Epidemien auf dem 
Lande follen die Dominien felbft über 
die genaue Befolgung der Reinigungs- 
vorſchriften wachen. (Vdg. der n. ö. 
Rgg. vom 5. März u. 22. Apr. 1796.) 

— — Bei dem Umftande, daß bis⸗ 
her nur dann die Waͤſche von Blattern- 
kranken dem Infections⸗Wäſcher zur 
Reinigung übergeben wird, wenn der 
Kranke geftorben ift; die Gefahr der 
weiteren Anftedung aber durch die 
Wäſche immer gleich groß bleibt, wenn 
auch der Kranke genefen ift; fo ift es 
nothwendig, daß alle Wäfche überhaupt, 
der Kranke mag geftorben oder genefen 
fein, dem Infectiong - Wäfcher zur Reis 
nigung übergeben werde. Zu diefem 
Ende find die Familien, in welder fih 
ein Blatternkranker befindet, anzumeis 
fen, diefe Wäfche abgefondert aufzube- 
wahren, und felbe wöcentlih, oder 
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wenn fie wollen, aud täglich dem In⸗ 
fectiong-Wäfcher zur Reinigung zu über 
geben. Der Wäſcher ift dann verbun- 
den, diefe Reinigung ſogleich vorzuneh⸗ 
men, und die Wäfche in der nächſten 
Woche, wie e8 hier gebräuchlich ift, der 
Familie wieder zurüdzuftellen. Den 
übrigen Wäfchern muß durchaus verbo⸗ 
ten werden, ähnliche Wäſche zu über- 
nehmen, weil dadurch die Anftedung 
fehr Teicht weiter verbreitet wird. (N. 
d. Rggs. Decr. vom 22. Sept. 1815 
3.30417 an die Stadthbauptmannfchaft 
u. die Bol. Ob. Dir.) 

Jufectionswäſche. Die von dem 
Wiener Magiftrate entworfene öffentliche 
Marnung vor den Folgen der Verheim- 
lihung einer inficirten Wäfche und der 
Reinigung derfelben durch einen andern 
ale den ftädtifhen Infectionswäſcher, 
ift unverzüglich fund zu maden, und 
auf die Befolgung der darin enthaltenen 
MWeifungen mit allem Nahdrude hinzu⸗ 
wirken. 

Marnung. Es hat fich gezeigt, daß 
die Angehörigen jener Berftorbenen, de 
ren Leib- und Bettwäfche, wegen Gefahr 
der Anſteckung zur Reinigung durch den 
Infections⸗Wäſcher von dem Keichenbe- 
ſchauer bezeichnet wird, beim Erfcheinen 
des Infectiong-Wäfchers nicht felten die 
Wäfhe verheimlihen, oder ſchon je 
mand Anderem zur Reinigung überge- 
ben haben, blos aus Beforgniß, daß fie 
von dem Infectiond =» Wäfcher nicht alle 
ibm verabfolgten Stücke zurüd befom- 
men, oder im Wäfcherlohne überhalten 
werden. Da aber auf diefe Weife nicht 
nur die Wäfche verheimlicht, fondern 
auch die mit den Reinigungs-Vorfichten 
ganz unbekannten fremden Wäfcher von 
der Anftedung leicht felbft ergriffen 
werden, und felbe noch weiter verbreis 
ten fönnen, fo wird von den gemein- 
ſchädlichen Felgen eines ſolchen Verfah⸗ 
rens hiermit Jedermann gewarnt und 
zugleich aufmerkſam gemacht, daß man 
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bei der zur zwedmäßigen Reinigung 
der infteirten Wäfche am Althan Nr. 17 
beftehenden öffentlichen Waſch⸗Anſtalt, 
fowohl für die verläßlihe Rücdftellung 
der dem Infections⸗Wäſcher anvertraus 
ten Wäſchſtücke nad ihrer Zahl, Gat⸗ 
tung und Beſchaffenheit, als auch für 
die möglich wohlfeilfte Bezahlung durch 
die obrigkeitlich beftimmten fehr billigen 
Waſchpreiſe und durch die feftgefeßten 
Pflichten des Infections⸗Wäſchers, dann 
des ihn überwahenden Infections⸗ 
Sperrerd hinlänglich vorgeforgt bat. 
(Bdg. der n. d. Rgg. vom 29. März u. 
4. Zuni 1826 3. 14414 u. 26431, 
n. d. Prov. ©. ©. 3. 1826.) 
Sufectionswäfche. Berbindlich- 
feiten des Infectionswäfdhers. 
Das Gefchäft des Infectionswäſchers 
befteht ausfchliegend in Reinigung der 
infcirten Leib» und Bettwäfhe, und in 
der Wiederzufammenfeßung der zertrenn» 
ten gereinigten Wafchftüce zum ferneren 
Gebrauche, wenn felbe verlangt wird. 
Die Uebernahme der inflcirten Waͤſche 
und die Ablieferung der gereinigten 
Wäſche gefhieht von dem Infectiong- 
Wäſcher in Gegenwart des Infectiond« 
Sperrers, welcher aud die Art der Rei» 
nigung der inficirten Wäfche nach dem 
Grade der Gefährlichkeit beftimmt. Bei 
Uebernahme der inficirten Waͤſche wird 
über die empfangenen Stüde ein drei« 
faches Verzeichniß verfaßt, und ein Ver⸗ 
zeihniß der betreffenden Partei ausge 
händiget, das zweite von dem Infec⸗ 
tions s Sperrer übernommen, das dritte 
Berzeichniß aber von dem Infections⸗ 
Wäſcher zurüdhehalten. Findet die 
Bartei die zurückgebrachte Wäfche oder 
einige Stüde derfelben nicht gehörig 
gereinigt, fo bat fie ſolches dem Infec- 
tions» Sperrer fogleich anzuzeigen, und 
wenn diefer die Anzeige gegründet er- 
tennt, fo muß der Infectiong -» Wäfcher 
die ganze oder theilweife bemängelte 
Bäfhe wiederholt reinigen, und er darf 
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dafür keine befondere Bezahlung aufs 
rechnen. Der Infectiong» Wäfcher ift 
verpflichtet, für die zur Reinigung er- 
haltenen, aber verlorenen oder verwech⸗ 
felten Waͤſchſtücke der betreffenden Partei 
auf ihr Begehren jene Entſchädigungen 
zu leiften, welche nach billiger Beurthei« 
lung der angegebenen Befchaffenheit der 
verlorenen oder verwecfelten Stüde 
von dem Snfectiond» Sperrer ausge⸗ 
ſprochen wird. Wenn jedod die Partei 
die gereinigte Wäfhe ohne Anftand 
übernimmt, fo bat derfelbe, nach dem 
für jedes Stück feftgefebten Preife, den _ 
Wäſcherlohn dem Infections⸗Wäſcher zu 
zahlen, dann die geſchehene Zahlung 
mit eigenbändiger Unterfchrift oder mit 
Krenzzeihen auf den Wäfcherverzeich« 
niffen zu beftätigen, und dem Wäfcher 
ift verboten, unter was immer für einem 
Borwande einen höheren Zahlungsbe⸗ 
trag abzuforden. Die Infections⸗ 
Wäſche jener Parteien, welde ihre Ar- 
muth duch Zeugniffe der k. E. Polizei- 
Behörde, oder auf andere glaubwürdige 
Weiſe darthun, wird unentgeltlich ge- 
reiniget, und der Wäfcher hat bei der 
MWäfche der Armen die nämlichen Pflich⸗ 
ten, wie bei der Wäfche der Zahlungs⸗ 
fähigen zu erfüllen. (Vdg. der n. ö. 
Rgg. vom 4. April 1828 3. 16941, 
Prov. G. ©. 10. Bd. Nr. 69.) 
Sufectionswäfcher, f. Affiftenz. 
re ren Auszug 
ausdemfelben 3. Hauptftüd, 6. 
Abſchnitt, enthaltend die Vor⸗ 
ſchriften in Bezug auf das 
Eigenthum und die Gränzen 
des fortificatorifhen Terrains, 
dann die Benüßung diefes Ter- 
rains, ferner die Eivil-Bauten 
auf demfelben. 

8. 1. Der zu einem feſten Blabe ges 
hörige fortificatorifhe Terrain kommt 
in zweifacher Rüdficht zu betrachten. 

a) In fo weit er dem Fortificatorium 
wirklich eigenthümlich angehört; 
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b) In fo weit die Grundfäbe des 
Genie⸗ und Fortificationsweſens zur 
vollſten Vertheidigung des Plabes und 
der dazu gehörigen Werke einen Einfluß 
des Fortificatoriums auf den umliegen- 
den Terrain, ſowohl innerhalb als 
außerhalb der Befefligungen erfordern. 

8.2. Die dem Portiflcatorium wirk⸗ 
lich eigenthümlich angehörigen Terrains⸗ 
ſtrecken find, ungeachtet der darauf Bes 
zug nehmenden Grundſätze des Genie» 
und Fortifications⸗Weſens, dennoch nach 
denjenigen Berhältniffen, unter denen 
Defeftigungen angelegt worden find, 
und nah den dabei beftandenen umd 
aufrecht gebliebenen Rechten der Ges 
meinden und Privaten faft in allen 
feften Pläben verfhieden. Defto wich» 
tiger ift e8, daß in jedem Plabe das 
wirkliche fortiftcatorifche Eigenthum ges 
naueftens durch alle zu Gebote ftehen> 
den Behelfe audgemittelt, das etwa im 
Streit Befangene ganz in das Reine 
gebracht, dad Berlorengegangene vindi- 
cirt und die Begränzung desfelben durch 
Seßung von Gränzfteinen geſichert, 
endlih nah Maß des Bedürfniffes und 
der vorhandenen Hilfsmittel getrachtet 
werde, die zu fortificatorifhen Zwecken 
nöthigen Gründe in das fortiftcatorifche 
Cigenthum zu erwerben. 

8. 3. Der dur die Grundfäße des 
Genie» und Fortificationsweſens zur 
volften DVertheidigungsfähigkeit eines 
feften Plaßes und der dazu gehörigen 
Werke geforderte Einfluß des Fortifi⸗ 
catoriums auf den umliegenden Terrain, 
betrifft innerhalb der Befeftigungen eine 
hinlänglihe freie Communication an 
dem Fuße der inneren Boͤſchung des 
Hauptwalles , und außerhalb der Befe⸗ 
fligungen die ganzliche Entfernthaltung 
aller Anlagen und Baugegenftände, 
welhe der Annäherung des Feindes 
von irgend einem Bortheile fein koͤnn⸗ 
ten, auf eine beftimmte Stelle, die ge 
woͤhnlich zu 600 Klafter von den aus: 
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foringenden Winkeln des Glacis⸗Kam⸗ 
med angenommen wird. Ä 

$. 4. In beiden Beziehungen haben 
für die Fortifications⸗Local⸗Directionen 
nachftehende Beftimmungen zu gelten: 

a) Sowohl der innerhalb der Befe- 
fligungen zur freien Communication er⸗ 
forderlihe Raum, als die außerhalb der 
Befeftigungen von dem Glacid-Kamme 
zu beftimmende Strede, muß durch die 
Fortificationg «Local» Directionen mit 
Gränzfteinen, jedoch ohne Nachtheil der 
wirklich beftehenden Eigenthumsrechte 
Anderer, bezeichnet werden. 

b) Es iſt von den Fortifications- 
Local» Directionen in keinem alle zu 
geftatten, daß innerhalb jened Raumes 
und diefer Strede irgend eine neue 
Baulichkeit bewirkt, oder auch fonf 
eine, die freie Communication im Ins 
nern oder die Vertheidigung nad Außen 
bindernde Anlage vorgenommen werde. 

c) In Beziehung auf Straßen, Wege, 
Canäle, Gräben und Damme dürfen in 
der vom Glacis⸗Kamme beftimmten 
Strede durchaus keine ſolchen geduldet 
werden, weldhe mit dem Fuße des Gla⸗ 
cis gleich laufen, und es haben nicht 
nur alle neuen Anlagen von Straßen, 
Wegen, Schifffahrtscanälen, Dammen 
2c., fondern aud alle Arbeiten an den- 
felben, nicht minder alle Arbeiten an 
ſchiffbaren Flüffen, welde einen feiten 
Plab oder einen Theil der davon ab» 
bangenden Werke durchkreuzen, auch 
dort wo diefe Arbeiten den politifchen 
Behörden zuftehen, ftet3 unter Mitwir- 
fung der Kortificationd-Local-Direction 
zu gefchehen. 

d) Hinfihtlih folder Baulichkeiten 
und Anlagen, welche innerhalb der Be- 
feftigungen auf dem zur Communication 
erforderlichen freien Raum, und außer 
halb der Befefligungen auf der von dem 
Glacis⸗Kamme beflimmten Strede bes 
reits beſtehen, ift von den Kortificationg- 
Locals Directionen auf das gründlichite 
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zu unterſuchen, ob die Baulichkeit oder 
Anlage in ihrem Urſprunge wirklich mit 
Recht und Befugniß, und etwa mit Ein⸗ 
willigung des Fortificatorinms unter 
beſonderen Bedingungen geſchehen iſt. 
Im verneinenden Falle iſt die Entfer⸗ 
nung derſelben im ordnungsmäßigen 
Wege einzuleiten. Im bejahenden Falle 
iſt zwar die Baulichkeit oder Anlage 
ungeſtört zu belaſſen, jedoch nicht nur 
für die grundbücherliche Vormerkung 
der daran, bei der urſprünglichen Be⸗ 
willigung geknüpften beſonderen Bes 
dingungen, die pflihtmäßige Sorge zu 
tragen, fondern au, wenn diefelben 
in Kriegözeiten oder aus eigenem Wil⸗ 
len der Befiger, oder ſelbſt zufällig, 
demolirt werden follten, die MWiederans 
legung oder Wiedererbauung, ohne be- 
fondere Erlaubniß des Genie» Haupts 
amtes, nicht mehr zu geftatten. 

e) Es ift von der Fortifications⸗Lo⸗ 
cals Direction einvernehmlidh mit der 
Drtsobrigkeit, die Anordnung und 
Kundmahung einzuleiten, daß die Ders 
führung von Schutt, Erde, Unrath u. 
f. w. innerhalb der vom Glacis-Kamme 
beftimmten Strede, unter Strafe, die 
weitere Verführung auf eigene Koften 
zu beforgen,, nur auf die von den For: 
tificationd » Local» Directionen beftimm- 
ten Abladungsorte gefchehe. 

8.5. Selbft im ganzen Innern des 
feften Plaßes dürfen ohne Genehmi⸗ 
gung des Genie⸗Hauptamtes keine Ge- 
baude, von was immer für einer Art 
fie fein mögen, aufgeführt, oder bei 
Herftellungen weſentlich geändert wer⸗ 
den. Die Pläne zu allen ſolchen 
Bauführungen und Herftellungen müf- 
fen daher durch die Kortificationd » Los 
cal⸗Direction, welcher fie durch die po⸗ 
litiſche Obrigkeit im ordentlichen Wege 
mitzutheilen find, geprüft, und mit den 
nöthigen Bemerkungen, wobei vorzüg⸗ 
li auf die Höhe des Gebäudes und 
dahin zu fehen ift, dag in jedem Ge- 
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bäude der Keller und das Erdgeſchoß 
gewölbt, und das Dach mit Ziegeln 
eingedecht werde, an das Genie⸗Haupt⸗ 
amt eingefendet werden. 

$. 6. Eben fo wenig darf im gan» 
zen Innern eines feften Plabes eine 
Straße, oder ein offener Pla verän- 
dert werden, oder irgend eine Ausmüns 
dung von Ausführungs-Candlen außer 
dem feften Plage geſchehen, ohne vor⸗ 
herige Senehmbaltung des Genie 
Hauptamtes ımd ohne Mitwirkung der 
Fortificationd » Rocal« Direction bei der 
Aufführung. 

8.7. Alle DOfftcierd des Ingenieur- 
Corps und alle Fortificationg » Baube- 
amten find von der Pachtung fortifica- 
torifher Gründe und Localitäten ganz» 
lich auszuſchließen. Sonſt ift bei den 
Berpadhtungen der fortificatorifchen 
Gründe und Localitäten genau darauf 
zu halten, daß keine Befchädigung der⸗ 
felben oder Beeintraͤchtigung Ihrer Form 
eintrete, und dort wo Snundationen 
fi befinden, die Inundationd » Keffel 
keineswegs erhöht werden. 

8.8. Das Weiden des Viehes auf 
den Wallgängen, Binftwehren, Bö⸗ 
ſchungen der Werke und auf dem Gla⸗ 
cis und der Esplanade ift ganzlid) un- 
terfagt, und felbft bei anderen fortifl- 
catorifhen Wiefen darf von der Fortis 
ficationdsLocalsDirection die Benüßung 
zu Weidepläben nur mit befonderer 
Erlaubniß des Commandanten geftattet 
werden. 

8.9. Die auf den eigenthümlichen 
fortiftcatorifchen Gränden ſich ergeben» 
den. Nußniegungen an Graferei, wo, 
und in fo weit fie nicht als fortificato- 
rifhe Einfünfte zu verrechnen fommen, 
find an den Feftungs- Kommandanten, 
den Artillerie- Director, den Fortifica⸗ 
tiond s2ocal» Director und den erften 
Platz⸗Officier überlaffen. 

$. 10. Damit die Schildwachen auf 
den Wallgangen die erhaltenen Befehle 
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Straf-Regulativ Ä 
bei Beſchädigungen an fortificatorifhen Werken und Pflanzungen, dann auf dem Glacis und der Esplanade mit Bezug auf 
das Allerhoͤchſt fanctionirte Reglement für das Ingenieur» Corps. 
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Beſchaͤdigungen von größerer Bedeutung an den hier bemerkten Gegenſtänden und jene an Barrieren, Poternen, Feſtungs⸗ 
Thoren, Gebäuden 2c., dann Entwendung von außen und Kafematten, Werken an Eifen 2c. follen mit Buziehung der Givil- 


Behörde commiffionell erhoben, und der Erfaß verhältnigmäßig eingehoben werden. Derjenige, durch den eine derlei Pfändung 


bewirkt wird, erhält ’/ von dem beftimmten, und wirklich eingebrachten Strafbetrage ald Remuneration aus der Fortifications- 
Bau⸗Caſſe. Uebrigens hat die Militär-Behörde die Gelditrafen zu verhängen, die hierauf Bezug nehmende, militäriſch poligeis 
lie Berhandlung zu pflegen, jedoch darf die Geldftrafe keineswegs in eine körperliche Beftrafung umgewandelt werden. (Hflzl. 
D. vom 29. April 1831 3. 9056 an jammtlihe Länderftellen mit Ausnahme von Steiermark u. Sllir., Bol. &. ©. 59. Bd. 
Rr. 26, n. d. Rggs. Vdg. v. 22. Mai 1831 3. 28127, Prov. ©. ©. 13. Thl. Rr. 89.) 





Ingenienr-Heglement. 


in Betreff der obzuwachenden Perfonen 
ohne Anftand und Irrung erfüllen koön⸗ 
nen, find alle zu fortificatorifhen Ge⸗ 
ſchäften berufenen Individuen, welche 
nicht duch ihre Uniform allgemein er⸗ 
fannt werden können, durch ein unifor- 
mirtes Individuum zu begleiten. Die 
zum öffentlien Gebrauche beftimmten 
Communicationd: Wege find durch Weg- 
zeiger, Gebäude oder Gränzpfähle zu 
bezeichnen. (Siehe nebenftehende Seite.) 

Ingenient = Reglement. Die 
Straferfenntniffe gegen Eivil-Perfonen, 
welche fih Beſchädigungen fortificatos 
tifcher Werke zu Schulden fommen laf- 
fen, find von der politifhen Behörde 
zu fällen, f. fortificatorifche Werke 
und Bflanzungen. 

Innungen. Gewerbeleute, welche 
das Meiſterrecht auf ein zünftiges Po⸗ 
ligeis oder Commercial⸗Gewerbe erlan- 
gen, find verpflichtet, fih bei ihrer in 
dem Orte ihres Gewerböbetriebes bes 
findlihen Zunft einverleiben zu laſſen. 
Es ift übrigens ftreng darüber zu was 
hen, daß nirgends illegal beftehende 
Zünfte geduldet, und un Orten, wo 
feine legal anerkannten Zünfte beftes 
ben, auch die betreffenden Gewerböleute 
nicht gezwungen werden, fih in ent» 
fernten Orten in Zünften incorporiren 
zu laffen. (Hflzl. Decr. vom 13. Juni 
1834 an die Länderftellen in Böhmen, 
Mähren, Galizien, Steiermark, Illirien p 
u. Tirol, Bol. ©. ©. 62. Br. Nr. 71, 
Vdg. des galiz. Bub. vom 17. Zuli 
1834 8. 39164, Prov. G. ©. für 
Galiz. Rr. 130.) 

— — Ueber die Frage: wer zu 
einer Innung gehört, Tann nur das 
Innungs⸗Protocoll entſcheiden, und die 
Aufführung eines Individuums in dies 
fem Protocolle entfcheidet auch über die 
Verpflichtung der Berpflegsgebühr für 
dasſelbe, welche Verpflichtung jedoch in 
Bolge des 8. 10 der Circular-Verord⸗ 
nung v. 30. März 1837 ſich auch auf 
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die fremden noch im Befellenbuche nicht 
eingetragenen Individuen erſtreckt. 
Diefer Grundfaß ift in Beziehung auf 
die Hereinbringung der Berpflegatoften 
von den Innungen für die Zukunft zum 
Anhaltspunkte zu nehmen. (Bdg. der 
n. 0. Rgg. v. 2. Mai 1838 3.21061, 
Prov. G. S. 20. Bd. Nr. 99.) 

Inunngen. Verzeichniß derfelben, 
welche Pauſchalbeträge an die barmher⸗ 
zigen Brüder in Wien zahlen, f. 
Barmberzige Brüder. 

— — dürfen in Innungsangele- 
genheiten Feine Correfpendenz mit aus» 
wärtigen Zünften unterhalten, f. In⸗ 
nungsmißbrände. 

— — Vorſchrift wegen Entrid- 

tung der Perpflegsgebühren in das 
Prager Krankenhaus, f. Krankenhaus. 
(Bdg. vom 25. Juli 1829.) 
— — beren Berpflihtung zur Ent» 
rihtung der Krankenhaus - Verpfleg3- 
gebühren, |. Krankenhaus. (Rggs. 
Vdg. vom 30. März 1837 88. 9, 10 
und 11.) 

— — Beftimmungen hinfihtlich der 
Aufnahme der Gefellen und Jungen 
folder Innungen in das k. k. allge 
meine Krankenhaus, die an andere 
Heilanftalten Paufchalbeträge leiſten, 
f. Krankenhaus. (Bdg. vom 21. 
Suli 1842.) 

Krankenhaus - Ber: 
pfegsgebähren (Bdg. v. 17. April 


Gommifläre. In⸗ 
firucetion für die Innungs 
Commiffäre $. 1. Nachdem der 
Innungs⸗Commiſſär die Stelle des 
Magiftrates als allgemeine Innungs- 
behörde für Wien vertritt, fo hat ex bei 
den gewöhnlichen und den auf Anord« 
nung des Magiftrats eintretenden bes 
fonderen Berfammlungen darüber zu 
wachen, daß die allgemeinen Innungs- 
angelegenheiten, oder der zur Befpre- 
Hung und Berathung vorgezeichnete be 


A 





Innungs-Eommiffär. 


fondere Gegenftand, mit aller Rube, 
Ordnung und ohne alle Störung ver: 
handelt, daß bei Ten gewöhnlichen Ver⸗ 
fammlungen die inzwifchen erfloffenen 
Berordnungen kundgemacht, und er hat 
nicht zuzulaſſen, daß Gegenftände, 
weldhe nicht firenge zu den Innungs⸗ 
Angelegenheiten gehören, dem allge 
meinen Intereffe und den Abfichten der 
Staatsverwaltung entgegen wären, zur 
Berhandlung gezogen, daß über obrig- 
feitlihe Verordnungen oder höhere 
Entfheidungen und Verordnungen ges 
frittelt, oder wohl gar gegen das 
Staatsoberhaupt oder gegen obrigfeit- 
lihe Perſonen gefhmäaht werde; er hat 
forgfältigft zu verhindern, daß ſich bei 
der Innung oder bei ihren Verſamm⸗ 
lungen der guten Ordnung wibderftrei- 
tende Parteien bilden, perſönliche Ge⸗ 
bäffigkeiten aufgeregt werden; vielmehr 
eifrigft dahin zu wirken, daß der die 
Miener Buͤrgerſchaft autzeichnende Ge⸗ 
meinfinn erhalten, die fortfchreitende 
allgemeine Gewerbsbildung und Thä— 
tigkeit auf jede Weife, insbefondere 
fhon mit Hintanhaltung aller ſchädli—⸗ 
hen Mißbräuhe und Gewohnheiten ge⸗ 
fördert werde. Da hierbei das Ber- 
halten der Hilfsarbeiter den wichtigften 
Einfluß einnimmt, fo hat er insbeſon⸗ 
dere auch die genaue Beobachtung der 
beftehenden Geſellenordnung und die 
dahin gehörigen Vorſchriften über or⸗ 
dentliche Sittlichkeit, Arbeitszeit und 
Benehmen der Gefellen und Lehrlinge 


zu ihren Arbeitögebern und Meiſtern 


und umgekehrt das entfprechende Ver⸗ 
halten der Lepteren zu den Erfteren ges 
nau zu überwachen. 

8.2. Wenn minder wichtige Strei- 
tigkeiten vor die Innungsverfammlung 
gebracht, oder außer derfelben bei ihm 
hierüber geflagt wird, fo hat er ſolche 
nad dem Geifte der beftehenden Ges 
werbsverfaffung und nach den befonde- 
zen Innungsvorfcriften abzuthun, in 
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dem Falle, als ſich die Parteien mit fei- 
nem Ausfpruche nicht begnügen, hat er 
diefe zur Austragung an den Magiftrat 
zu weifen, und wenn die Streitfache an 
fih fhon von Bedeutung ıft, und in 
ihren Folgen allgemeine Wichtigkeit er 
langen könnte, wird er fogar verpflich« 
tet, diefe dem Magiftrate felbft anzu⸗ 
zeigen. Sollten wider alles Vermu⸗ 
then in einem befonderen alle größere 
tumultuarifhe Störungen bei den Ins 
nungsverfammlungen eintreten, jo wird 
es mit Pluger Anwendung der zur Aufs 
rehthaltung des obrigkeitlihen Anſe⸗ 
hens zuftehenden Mittel zuerft die 
Sorge des Commiſſärs fein, die Auf: 
regung zu befhwichtigen, in dem alle 
als aber er dies zu bewirken nicht im 
Stande wäre, oder in einem fonft jehr 
dringenden Kalle, wird es feiner Um⸗ 
fiht überlaffen, entweder die Berfamm: 
lung feldft aufzuheben, oder felbft den 
Beiftand der Bolizeibehörde in Anſpruch 
zu nehmen. 

8.3. Bei dem Aufdingen der Lehr⸗ 
linge bat fi der Commiffar zu über: 
zeugen, daß diefe mit dem Tauffcheine 
und dem Schulzeugnifle oder mit einer 
diefelben vertretenden Urkunde verfehen 
fein. Im Ermanglungsfalle ift der 
Bater oder Lehrherr anzumeifen, daß 
die Dispend von Beibringung diefer 
Urkunden, bei dem Magiftrate erwirkt 
werde. Bei der Aufdingung find übrie 
gend die Lehrheren durch den Commiſ⸗ 
far zu verfländigen, daß fie ihre Lehr⸗ 
linge zum Beſuche des Religiond + und 


Wiederholungs » Unterrichtes wahrend 


der ganzen Lehrzeit ftrenge zu verhalten 
habe. 

8. 4. Bei dem Freifprechen hat fi 
der Sommiffar zu überzeugen, daß der 
Zunge wirklich aufgedungen, und daß. 
er auch mit dem Zeugniffe über den. ka⸗ 
techetiſchen Unterriht und über den 
Beſuch der Wiederholungsfchule ver 
fehen ſei. 


Iunungs-Conmiffäre. 


8.5. Was die Berwaltung des Ins 
nungsvermoͤgens betrifft, fo ift es die 
vorzüglichite Pfliht des Commiffärs, 
die Innungsvorſteher in der ordnungs⸗ 
mäßigen Gebahrung zu überwachen. 
Das Innungdvermögen ift in einer 
eigenen Gafle, unter dreifacher Sperre 
zu verwahren, zu welcher der Commiſſär 


einen Schlüäffel, die beiden andern aber . 


die beiden Vorfteher zu übernehmen ha⸗ 
ben. Der Commiſſaär hat darauf zu 
ſehen, daß zur diesfälligen Verrechnung 
das. eigens vorgefchriebene Empfangs⸗ 
und Ausgabe »Fournal ſtets ordentlich 
geführt, daß jede Empfangs⸗ und Aus- 
gabspoſt ſogleich eingeftellt, daß Feine 
andern als die beflimmten Einnahmen 
und in dem bewilligten Ausmaße ein⸗ 
gehoben, dag aber auch Feine andern 
Ausgaben beftritten werden, als folche, 
die, in fo ferne fie wiederfehrend find, 
in ihrer Gattung und der Ziffer nad 
ſchon obrigkeitlih genehmigt find, oder 
welche, in fo ferne fie zu den außerge⸗ 
wöhnlihen gehören, nah der hohen 
Regierungs » Berordnung vom 7. Dct. 
1835 3.53588 den Betrag von 25 fl. 
nit überfteigen, und felbft die unter 
diefem Betrage nur dann, wenn der 
Bedarf und die Audlage nothwendig, 
und durch den vorhandenen Caſſeüber⸗ 
ſchuß gededt if. Bon der ordentlichen 
Führung des Journals bat fi der 
Sommiffär bei den Innungs⸗Verſamm⸗ 
-Iungen jederzeit die Ueberzeugung zu 
verſchaffen. Zur Erhöhung und Der- 
minderung der firen Einnahmen und 
Ausgaben muß eine befondere Bewilli- 
"gung eingeholt werden. Sollten die 
Rückſtände fih haufen, fo hat der Com⸗ 
miffäs die Vorſteher und Rechnungs» 
leger an ihre Pflicht zu erinnern, nach 
fruchtlofer Mahnnng aber die entdeckten 
Gebrechen dem Magiftrate anzuzeigen. 

8.6. Ueber Einnahmen und Aus» 
gaben ift jährlih Rechnung zu legen, 
welche mit dem Journale übereinflim- 
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men muß. Diefe Rechnung ift der ver- 
fammelten Innung vorzulefen, und 
falls keine Anftäande erhoben würden, 
mit der Bemerkung dieſes Umftandes 
von dem Commiſſär zu fertigen und von 
einem Ausſchuſſe fertigen zu laffen, und 
ſolche ift fodann, falls die Innung nicht 
auddrücdlich von ihrer Legung an den 
Magiftrat befreit fein jollte, mit den 
ſämmtlichen Beilagen zus buchhalteri- 
fen Cenfur und Erledigung an den 
Magiftrat zu überreichen. 

8. 7. If dagegen die Innung von 
der Nechnungslegung enthoben, fo 
koͤmmt mit Ablauf eines jeden Jahres 
und mit Hinweifung auf dad Empfangs- 
und Husgaben-Fournal ein Rechnungs⸗ 
Ertract, welcher fummarifch alle Ein⸗ 
nahme» und Ausgabspoften, indbefon- 
dere auch fchlieplih den baaren Caſſe⸗ 
reſt und das anderweitige Stammver⸗ 
mögen erfehen läßt, dem Magiftrats- 
Präfidium vorzulegen, von weldhem von 
Zeit zu Zeit aud die Scontrirung der 
Innungs-Caſſen veranlaft und die 
Ueberzeugung eingeholt werden wird, 
daß bei der Bermögensdverwaltung und 
Verrechnung ſich vorſchriftsmäßig be- 
nommen werde. 

8.8. Zu den Obliegenheiten des 
Innungs⸗-Commiſſärs gehört ferner die 
Borforge, daß dort, wo genehmigte In- 
nungsartikel, Statuten vorhanden find, 
diefe im Jahre vor der Berfammlung 
einmal gelefen werden, und endlich daß 
er die Wahl der Borfteher auf ſolche 
Weiſe leite, daß jeder anweſende Meifter 
feine Stimme unbefangen und freigeben 
fann; von Abmwefenden darf weder eine 
Thriftlide no eine Stimme in ihrem 
Ramen von einem Dritten abgegeben 


"werden, und es ift dariiber forgfamft zu 


wachen, daß die durch Statuten oder be- 
fondere Verordnungen beftinnmte Dauer 
des Vorfteheramtes nicht überfchritten 
werde. Die Gemählten find übrigens 
mit Anmerkung der Stimmenzahl dem 


Innungsladen. 


Magiftrate zur Betätigung anzuzeigen. 
(Hflzl. Decr. vom 18. Juli 1842 3. 
20228, n. d. Rggs. Vdg. vom 26. 
Juli 1842 3. 44212, Kn. San. Vdg. 
3%. 1842 Rr. 57.) 
Iunungsladen, ſ. Gefellen- Auf: 
agen. 

unungsmißbräudhe. Es ift in 
neuerer Zeit wiederholt die Wahrneh⸗ 
mung gemacht worden, daß die Sefellen 
verfihiedener Innungen, ungeachtet der 
fhon wiederholt ergangenen ernften 
Abmahnungen und Strafandrohungen 
fich doch noch mandherlei verbotene 
Innungsgebräuche und Unfüge 
erlauben, namlich: 

1. das fogenannte Gefellenma- 
hen, das Sefellen-Eintrinten, 
das Bruderfihaft trinken, das Abfordern 
oder Hergeben eines Pathen- oder 
Schwärzgelded und anderer, allerlei 
Namen habender Zaren bei der Kreis 
ſprechung. 

2. Das Abrichten der eben freige⸗ 
ſprochenen Lehrjungen zu allerhand be⸗ 
ſonderen Handwerksſpruͤchen, Ceremo⸗ 
nien und Zunftgebräuchen, ferners die 
Ausſtellung von Geſellenſcheinen 
über die geſchehene Freiſprechung und 
Aufnahme in die Geſellſchaft. 

3. Die an die Jungmeiſter ergehende 
Aufforderung zur Ablöſung der Gefel« 
lenfhaft, Aufhebung der Bruderfchaft 
und des Dubend durch den Erlag eines 
Betrages an die Gefellen zum Vertrin⸗ 
ten oder fonftigem Zmwede; die Meifter- 
gefhente und Bewirthungen der älteren 
Meifter und Gefellen von Seite der 
Jungmeiſter. | 

4. Das Ausſchenken, der Will. 
kommstrunk und die Gefellenzechen 
bei der Ankunft oder Abreife eines Ge⸗ 
fellen, die Beſuche von Seite der ar« 
beitölod gewordenen zugewanderten 
Geſellen in den Werkftätten der Arbeits- 
geber in der Abfiht, um von den in 
Arbeit befindlichen Gefellen, etwa gar 
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unter Einſtellung der Arbeit, bewirthet 
zu werden. | 

5. Die Unterhaltung von Eorre- 
fpondenzen in Innungs- oder Gefellen- 
fhaftö-Angelegenheiten mit auswärti- 
gen Zünften, Gefellfchaften oder ein- 


- zelnen Innungdgliedern ohne Vorwiſſen 


der Obrigkeit. 

6. Die Abhaltung von Geſellen⸗ 
gerichten. 

7. Die Verrufs⸗- oder Beſchim⸗ 
pfungs-⸗Erklärungen von einzel⸗ 
nen Arbeitsgebern oder Ortſchaften. 

8. Winkelzuſammenkünfte zu 
Berathfchlagungen über Innungs - An- 
gelegenheiten ohne Beifein des obrig- 
keitlichen Innungs⸗Commiſſaͤrs. 

9. Geldſammlungen ohne Ge 
nehmigung der Obrigkeit und Vorwiſſen 
des Innungs⸗-Commiſſärs. 

10. Das Zufhiden der arbeitd- 
[08 gewordenen oder eingewanderten 
Geſellen in Arbeit gegen die obrigkeit- 
lih genehmigte Zuſchickordnung, nas 
mentlih das Zuſchicken der Gefellen 
unter einander duch die fogenannten 
SIrtengefellen oder andere bereits im 
Arbeit befindliche Gefellen. 

11. Das Abreden der Gefellen aus 
ihren Werkftätten durch Verheißung von 
fogenannten Frachtgeſchenken. Diefe 
und ähnliche Zunftmißbräuche und Un- 
füge werden hiermit, in Folge hohen 
Regierungs⸗Decretes vom 12. Auguft 
1846 3. 46799 wiederholt auf das 
Strengfte verboten, und ed wird ein 
jeder hieran Theil nehmende Gefelle 
Thon im erften Betretungsfalle mit Ar⸗ 
teft und wenn auch noch gegen ein 
Strafgefeb gehandelt würde, nad) Vor⸗ 
ſchrift desfelben unnachfichtlich beftraft 
und nad Umftänden auch vom biefigen 
Platze entfernt werden. Die Meifter 
und indbefondere die Herbergsväter 
haben jeden foldden Unfug fogleich dem 
Magiftrate zur Kenntnig zu bringen 
und werden im all der Unterlaffung 





Innungs⸗Mißbräuche. 


einer ſolchen Anzeige, oder wenn ſie gar 
noch derlei Unfüge dulden, oder ſonſt 
denſelben Vorſchub leiſten ſollten, ſonſt 
im erſten Betretungsfalle unnachfichtlich 
mit Geldſtrafen belegt und die Herbergs⸗ 
vater noch insbeſondere mit der Ent⸗ 
fernung von der Herberge beftraft wer- 
den. (Kundmachung des Wr. Magiftr. 
vom 17. Sept. 1846 3. 50909.) 

Innungs-:Mißbrände, Die in Ge⸗ 
mäßheit des Regierungs-Auftrages vom 
12. Auguft 1846 3.46799 in Abfiht 
auf die Hintanhaltung der bei mehreren 
biefigen Innungen noch beftehenden 
Gefellen » Unfüge vom hiefigen Magi- 
ſtrate erlaffene Kundmahung vom 17. 
Sept. 1846 wurde den Bezirks⸗Direc⸗ 
tionen zur SKenntnifnahme mit dem 
Auftrage übermittelt, dem Magiftrate 
bei der Vollziehung derfelben nad 
Thunlichkeit und auf das Kräftigfte zu 
unterflügen, und namentlich jeden wahre 
genommenen Unfug dem Magiftrate mit 
Beziehung auf die dDortämtlihe Zufchrift 
vom 17. Sept. 1846 3. 50909 zur 
Abſtellung und weitern Amtshandlung 
fogleih anzuzeigen. (Circ. der k. k. 
Pol. Ob. Dir. vom 8. Dct. 1846 3. 
18116.) 

— — Moßregeln zur Hintanhal- 
tung derfelben, ſ. Gefellen. 


Obwohl 
BZunftvorfteher und Aelteſte nicht in 
die Claſſe der öffentlichen oder ftädti- 
ſchen Beamten gehören, fo bekleiden fie 
doch eine Art Vorfleheramt; es liegt 
ihnen die Erhaltung der Ordnung ihrer 
Zunft ob, ihnen ift die Führung der 
Bunftbüder und die Verwaltung der 
Zunfteinfünfte anvertraut, und die übri⸗ 
gen Zunftglieder find ihnen in Zunfts 
angelegenheiten Yolgfamleit und Ach⸗ 
tung zu leiften ſchuldig. Da nun ein 
Zunftoorfteher oder Aeltefter, welcher 


125 


Inguifiten-Spital. 


wegen einer ſchweren Polizei⸗Uebertre⸗ 
tung abgeurtheilt, oder mit welchem die 
Unterfuhung blos aus Abgang redht- 
liher Beweife aufgehoben worden ift, 
das Vertrauen und die Achtung feiner 
Zunftgenofjen nothwendig verlieren 
muß; fo fand das k.k. Landesguber⸗ 
nium die aus Anlaß eines fpeciellen 
Talles gejtellte Anfrage: ob ein ale 
ſchwerer Polizei⸗Uebertreter verurtheils 
ter Zunftvorſteher oder Aelteſter von 
dieſem ſeinem Poſten zu entfernen ſei? 
dahin zu beantworten: daß zwar auch 
in einem ſolchen Falle über die Zuläfs 
figteit der ferneren Belaffung des Abs 
geurtheilten in feinem Poſten berathen 
werden müfle, daß aber die Entjchei- 
dung hierüber jener Behörde, von wel⸗ 
her derfelbe ald Zunftvorfteher oder 
Aelteſter beftätigt worden ift, und 
welcher die Oberaufficht über die Zunft 
führt, zuftehe. (Böhmifche Sub. Ver- 
ordnung v. 25. Febr. 1836 3. 8263. 
Prov. ©. ©. für Böhmen v. I. 1836. 
Rr. 59.) 

Inquiſiten, ſ. Arreſtauten. 

— — ſ. Kraukenhaus. (Bdg. v. 
10. Sept. 1835.) 

— — Beflimmung binfihtli des 
Erſatzes der Verpflegskoſten für aus- 
landifche Inquifiten und Sträflinge, 
ſ. Verpflegskoſten. 

— — Entſchädigung der Wund- 
ärzte für die Unterfuchung der Inquifi- 
ten, f. era 

Suquifiten- Spital, Bei Ueber 
gabe erkrankter Arreftanten in das Ins 
quifiten» Spital ift fletd in den dies⸗ 
fälligen Urkunden anzumerken, wohin 
diefelben im Genefungsfalle abzugeben 
feien, und ift auch die betreffende Un⸗ 
terfuhung® » Behörde hievon zu ver 
ftäandigen. (Dec. der Pol. Ob. Dir. v. 
16. ehr. 1834 3. 1509/3253.) 

— — Bei Berihtigung und Eins 
bringung der DVerpflegskoften für Ins 
quifiten im Wiener Inquifiten-Spitale, 


Inquifiten-Spital. 


die fhon bei ihrer Verhaftung bereits 
Tran? waren, finden die in folder Be» 
ziehbung bei den allgemeinen Kranken⸗ 
bäufern eingeführten Beftimmungen 
keine Anwendung, fondern es ift fich 
diesfalls an die Vorfchriften des St. 
©. zu halten. Es hat demnad in dies 
fer Beziehung von der an den Wiener 
Magiftrat und die Krankenhaus: Di- 
vection unterm 4. Oct. 1823 3.46714 
erlaffenen Berordnung fein Abkommen. 
(Hoffanzleis Decret v. 24. Dec. 1834 
3. 32101. Vdg. d. n. Reg- v. 3. Jan. 
1835 3. 203. An. ©. V. J. 1834. 
Nr. 83.) 

Ingnifiten = Spital. Es ift zur 
Kenntnig der Landesftelle gefommen, daß 
in das Inquifitenfpital in der Alfervor- 
ftadt, auch Schwärzer, oder andere blos 
polizeilich angehaltene Individuen, wenn 
erftere wahrend ihrer gefänglichen Ahal⸗ 
tung erkranken, und lebtere im kranken 
Buftande aufgegriffen werden, abgegeben 
werden, was den beflimmten Anord- 
nungen zuwiderlaufe. Denn fchon das, 
bei der Errichtung des Prov. Inquiſi⸗ 
ten-Spitals in der Leopoldſtadt erflof- 
fine Hofderret vom 31. Aug. 1827 
fage ausdrüdlih, es fei in Abfiht auf 
die Aufnahme in jened Spital, diefe 
Anftalt in der Regel, blos zur Unter- 
bringung folcher kranker Arreftanten 
beitimmt, weldhe bisher vom Criminal⸗ 
gerichte ald EriminalsInquifiten, dann 
aus dem Polizeihaufe und vom Senate 
in ſchwere Polizei- Webertretungen in 
das Prov. Strafhaus abgegeben worden 
feien. Dagegen feien folde politifche 
Arreftanten, welche Thon bisher nit 
im Prov. Strafhaufe, fondern im allg. 
Krankenhauſe verpflegt worden, in der 
Regel fortan in das allgemeine Kran« 
kenhaus abzugeben. Eben fo fpreche ſich 
das Hoflanzlei-Decret vom 10. Sept. 
v. 3. beftimmt dahin aus, daß aufge: 
griffene Bagabunden, welche bei ihrer 
Aufgreifung ſchon frank find, nicht in 
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das magiftratifche Inquifiten » Spital, 
fondern ir das allgemeine Kranten- 
haus aufzunehmen feien, da dies keine 
eigentlihden Inquifiten feien. Der Ma- 
giftrat wurde daher angemwiefen, ‚hier 
nad für die Zukunft dieſe beftehenden 
Borfchriften aufs genaueſte zu beob⸗ 
achten. (Rote des Wr. Magiftrats an 
die k. k. Pol. Ob. Dir. vom 5. Mai 
1836 3. 16340. Eire. der Pol. Ob. 
Dir. v. 6. Juni 1836 3. 6360/1201.) 

Iugnifiten- Spital. Aus Anlaf 
eines fpeciellen Falles, daß von Seite 
eines hierortigen Departements, kranke, 
in polizeiliher Unterfuchung befindliche 
Individuen, in das magiftr. Inquifitens. 
Spital zur Verpflegung gegeben, und 
an die dortige Verwaltung die aufge 
laufenen Berpflegstoften unmittelbar 
vergütet worden find, hat der Magi⸗ 
firat mit Rote v. 19. v. M. 3.34705 
hieher eröffnet, daß, nachdem die ge 
nannte Verwaltung ſchon mehrmals 
angewiefen wurde, feinerlei Beträge in 
Empfang zu nehmen, fie auch beauf- 
tragt wurde, Tünftig in derlei Fallen 
nad Beendigung der Verpflegung eines 
folhen Individuums, unter Anfchluß 
des Kurkoften » Berzeichniffed die An- 
zeige unmittelbar an den Magiftrat zu 
erftatten, der fih fodann vorbehält, un« 
mittelbar die E. k. Bol. Ob. Direction 
um Vergütung folder Berpflegstoften 
zu erfuhen. Die Bezirks» Directionen 
haben zwar Individuen, die fih in 
blos polizeiliher Unterfuhung befin- 
den, nad Weifung des leptergangenen 
Gircnlars vom 6. Juni d. J. 3. 
6360/1201 im Erkrankungsfalle in 
das k. k. Krankenhaus, und nur folde 
Arreftanten, die fih in einer Borunter- 
fuhung befinden, und fodann dem 
Magiftrate über ſchwere BolizeisUeber- 
tretung oder dem Criminalgerichte über« 
liefert werden, in das magiftratifche 
Inquifiten Spital abzugeben. Sollte 
fih jedoch der bei einer Bezirkd-Diree« 
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tion wohl höchſt felten zu erwartende 
Fall ereignen, daß die Abgabe eines in 
blos polizeilicher Unterſuchung befind» 
lichen Individuums, an deſſen fidherer 
Berwahrung und Verhütung jeder Mög⸗ 
lichkeit zur Flut, wegen Wichtigkeit 
und Dringlichkeit des Falles viel gele- 
gen ift, in das magiftratifche Inquifi⸗ 
ten- Spital als nothwendig erfcheinen 
würde, für welches die Verpflegsgebühr 
fodann auch durch die PolizeisBehörde 
vergütet werden müßte, fo haben die 
Bezirks⸗Directionen unter Einem die 
nothwendigen Schritte zur Sicherftel« 
lung der Berpflegstoften aus dem Der» 
mögen des Arreftanten, oder bei feinen 
zablungspflichtigen Anverwandten nad 
den beftehenden Normalien einzuleiten, 
hierüber die unverzügliche Anzeige hie⸗ 
ber zu erflatten, derlei eingebrachte 
Geldvergütungen jedoch nicht unmit- 
telbar an die Inquiſiten⸗Spitals⸗Ver⸗ 
waltung einzufenden, fondern hierüber 
das diesfällige Einfchreiten des Magi- 
ftrates abzuwarten. (irc. der k.k. Bol. 


Db. Dir. vom 12. Auguft 1836 3. lid 


9694/1775.) 

Suguifiten = Spital. Dem k. k. 
Polizeihaus⸗Commando ſowohl als den 
fämmtlihen Bezirks⸗Directionen wird 
bei Abgabe polizeiliher Arreftanten in 
das Inquifiten» Spital zur Pflicht ge 
macht, inHinkunft nur wirklich Kranke, 
die aber bei Zeiten, fo lange noch eine 
Hilfe möglih if, in das SInquifiten- 
Spital abzugeben, und jederzeit eine 
zweckmäßige Arztlihe Beſchau voran. 
geben zu laſſen, welche die Stadt. 
Phyſiker, Bezirlsärzte, Bezirks-Wund⸗ 
ärzte und der Polizeihaus⸗Wundarzt 
in der Regel perfönlih zu beforgen 
haben, und nur in deren Verhinderung 
und bei Dringlichkeit des Falles ein an- 
derer anerkannter und befähigter Wund- 
arzt oder Doctor der Medicin dazu ver⸗ 
wendet werden darf. (Circ. d. k. k. Bol. 
D.D. v.9. Juni 1843 3. 7150/1253.) 
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Inquiſiten⸗Spital. In Folge hie- 
bergeftellten Anſuchens der k. k. Landes⸗ 
gerichts⸗Gefangenhaus⸗-Verwaltung v. 
23. Sept. 1850, iſt bei jedesmaliger Ab⸗ 
gabe eines Inquiſiten in das Inquiſiten⸗ 
Spital des k. k. Landesgerichtes, nicht 
nur das Nationale des kranken Inqui⸗ 
ſiten umſtändlich anzuführen, ſondern 
es iſt auch ein doppeltes Verzeichniß 
der dem Arreſtanten gehörigen und 
ihm belaſſenen Kleidungsſtücke und ſon⸗ 
ſtigen Effecten behufs deren Protocol⸗ 
lirung beizuſchließen. (Dec. der k. k. 
Stadthauptmannſchaft vom 28. Sept. 
1850 3. 17783/3776.) 

Snfpections-Gebühren, ſ. Ball: 
Iufpections- Gebühren, Theater: 
Sufpection. 

Suftitute gelehrte, ſ. Academien. 

Juſtrumente, die ein Wundarzt 
auf dem Lande vorräthig haben muß, 
ſ. Wundärzte. (Bdg. vom 13. April 
1826.) 

Suternuntiatur, f. Türkei. 

‚ Invaliden, ſ. Militär - Iuva- 


en. 
- Suvaliden-Gebühr, ſ. Militär: 
Suvaliden-Gebühr. 

Irrenanſtalt. Se. Majeflät ge 
ftatten die Errichtung von Pri- 
vats$rrenanftalten unter folgen- 
den Bedingniffen: 

1. Können nur Aerzte befugt wer: 
den, eine Irrenanftalt zu errichten. 

2. Muß der Arzt, welder die Er- 
laubniß zu der Errichtung einer ſolchen 
Anftalt, die von der Landesftelle zu - 
ertheilen ift, erhält, als ein Mann 
von vorzüglichen Kenntniffen über die⸗ 
fes Geſchäft bekannt fein, und eben fo 

3. überwiegende Beweife der rein- 
ſten Moralität beibringen. 

4. Muß fih der, eine ſolche Anſtalt 
unternehmen wollende Arzt mit dem 
hierzu nöthigen Vermögen ausweifen. 

5. Darf der Unternehmer einer Pri⸗ 
vat⸗Irrenanſtalt kein Amt bekleiden, 
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welches ihn hindern koͤnnte, ſich der 
Anſtalt mit angeſtrengtem Eifer zu 
widmen. 

6. Muß derſelbe einen detaillirten 
Plan über die Errichtung ſeiner An⸗ 
ſtalt, mit Angabe des Locals und des 
Perſonals, der Landes⸗Behoͤrde vor⸗ 
legen, welche denſelben vor der Ent⸗ 
ſcheidung von dem jeweiligen Irren⸗ 
arzte und der medic. Facultaͤt ptuͤfen 
zu laſſen hat. 

7. Da aber die Anzahl der in ein 
ſolches Irren⸗Inſtitut aufzunehmenden 
Kranken ſich im Allgemeinen nicht beſtim⸗ 
men laͤßt, da fievon der Groͤße des Locals 
und des dabei angeſtellten Perſonals 
abhaͤngt; ſo muß die vorgeſetzte Be⸗ 
hoͤrde darauf ſehen, daß in eine ſolche 
Anſtalt nicht mehr Wahnfinnige aufge⸗ 
nommen werden, als mit gegründeter 
Wahrſcheinlichkeit gehörig verpflegt 
werden können, und daß überhaupt die 
Zahl der Kranken mit den möglichen 
Bemühungen des Arztes zur Befeiti- 
gung des Wahnfinnes im Verhältniſſe 
eben. 

8. Muß auf die Abfonderung beider 
Geſchlechter die gehörige Rüdficht ge⸗ 
nommen werden. 

9. Iſt dem Unternehmer einer der 
gleihen Anftalt, die in vielen Fällen 
nöthige Berfchwiegenheit vorzüglich an⸗ 
zuempfeblen; damit außer ihm und der 
vorgefeßten Behörde Riemand von der 
Anweſenheit diefes oder jenes Wahn 
finnigen in der Anftalt unterrichtet fei. 

10. Bleiben die Privat-Irrenanftal« 
ten der Landesftelle untergeordnet, je- 
doch müfjen unvermuthete Unterfuchuns 
gen von Seite der betreffenden Sani⸗ 
tatd» Beamten vorgenommen, und ein 
wachſames Auge der Polizei- Behörde 
auf diejelben getragen werden. 

11. Bleibt der Borfteher der Anftalt 
für alle Verlegungen, welche die Wahn⸗ 
finnigen fih ſelbſt oder Andern zufü- 
gen, verantwortlich. 
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12. Muß der Wahnfinn eines Jeden, 
der in ein ſolches Inftitut aufgenom⸗ 
men wird, durch ein arztliches Zeugniß 
bewährt fein, damit Niemand als 
wahnfinnig aufgenommen werde, der 
e8 nicht ift; es muß daher im jeder 
Privat-Irrenanftalt ein eigenes Locale 
für die neuantommenden Wahnfinnigen 
vorhanden fein, in welchen fie während 
der eriten Tage ihres Aufenthaltes bes 
obachtet werden können; endlich 

13. wird der Unternehmer einer Ir⸗ 
venanftalt vorher die Preife zu beftim« 
men haben, gegen welde er Wahn⸗ 
finnige aufzunehmen gefonnen ift. (Hfkz. 
Dec. vom 26. Nov. 1813 8. 17915, 
n. 6. Reg. Vdg. vom 23. Dec. 1813 
3. 36854. Guld. Sanit. Vdg. 3. Bd. 
©. 383.) 

Serenanflalt. Der Inhaber 
einer Privat» Irrenanftalt hat, 
wenn ihm Kranke von der Reife un⸗ 
mittelbar zukommen, oder wenn Kranke 
ohne vorher ärztlich behandelt worden 
zu fein, wo immerhin zu ihm gebracht 
werden, und wenn feine ärztlichen 
Zeugniffe oder Krankheitsgeſchichten 
mitgebracht werden, jedesmal ſogleich 
und zwar vor der wirklihen Aufnahme 
derfelben, einen hiefigen Arzt beizuzie« 
ben, und von diefem ſich ein Arztliches 
Zeugniß ausftellen zu laſſen, daß der 
aufgenommene Kranke wirklich gemüths- 
krank fei. Kerner, wenn ein Gemüths⸗ 
kranker aus einer Öffentlichen Irrenan⸗ 
ftalt unmittelbar in die Privat⸗Irren⸗ 
anftalt gebracht würde, fo hat der In⸗ 
haber darauf zu beftehen, daß der Pri- 
mar Arzt, in deſſen Abtheilnng diefer 
Kranke war, ein Zeugniß über deifen 
Krankheit ausftelle. Sollte jedoch die 
Ausftellung diefed Zeugniffes von der 
öffentlichen Irrenanſtalt verweigert wer⸗ 
den; fo ift die Anzeige an die Regie 
rung zu machen, damit von diefer der 
Auftrag dazu an diefelbe erlaffen werde. 
Mebrigens bat der Inhaber einer Prie 
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vat⸗Irrenanſtalt jede neue Aufnahme 
eines Gemüthskranken in feine Anſtalt 
von nun an immer ſogleich der Landes⸗ 
ſtelle mit Beifügung des Namens, Cha⸗ 
ractere und Alters des Irrſinnigen, 
dann, wer ihn dahin abgegeben hat, 
und von welchem Arzte das Zeugniß 
über den Wahnfinn ausgeftellt worden 
fei, anzuzeigen; endlich auch der Res 
gierung vierteljährig einen Ausweis 
über die and feiner Anftalt entlaffenen, 
und in diefelbe zugewachfenen Gemuͤths⸗ 
kranken vorzulegen. (N. ö. Neg. Vdg. 
vom 9. Mai 1823. 3. 20066. Guld. 
©. 23.5. Bd. ©. 321.) 
Srrenanftalt. Da in den von Sr. 
. Majeftät unterm 26. Nov. 1813 felbft 
fanctionixten Bedingungen zur Grün⸗ 
dung einer Privat-Irrenanftalt der Be⸗ 
fiß eines eigenthümlichen Haufes nicht 
enthalten ift, fo ift in vorfommenden 
Fallen nur dann die Bewilligung zur 
Gründung einer folden Anftalt zu er⸗ 
theilen, wenn der Unternehmer durch 
einen ordentlihen Contract mit dem 
Haudeigenthümer von einer augenblids 
lihen Auftündung und vor Berände- 
rungen, die feinem Inftitute zum Nach⸗ 
theile gereichen könnten, ficher geftellt 
ift. Der Protomedicus, fo wie die bei⸗ 
den Stadtärzte find zur öfteren unver 
mutbheten Unterfuhhung der Privat⸗Ir⸗ 
renanftalt zu verhalten, und es ift von 
demfelben jederzeit ein eigener Bericht 
über den Befund diefer Unterſuchung 
an die Regierung zu erftatten, melde 
über die Vollziehung diefer Anordnung 
fo wie auch über die monatweife Nach⸗ 
fiht in den Sanitäts - Anftalten von 
Seite des Protomedicus ftrenge zu wa⸗ 
hen, und gegen Diejenigen, welche die⸗ 
fer Anordnung nit gemäß handeln, 
firenge Amt zu handeln hat. Da die 
Dienftesobliegenheiten der öffentlichen 
Sanitäts-Beamten mit der Uebernahme 
einer Euratel über Gemüthskranke durch: 
aus nicht vereinbarlih find, jo find 
Baleiäty, Handb. d. Bolig. Gef. IL 
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diefelben von nun an bievon auszu⸗ 
ließen, und es wird von diefer Map- 
regel nicht nur der oberfte Gerichtshof, 
fondern e8 werden bievon auch Tammt- 
lie Zänderftellen in die nöthige Kennt- 
niß gefebt. Die Ausdehnung Ddiefer 
Berfügung auf die Aerzte überhaupt 
ließe ſich indeffen nicht wohl durch zu⸗ 
reihende Gründe rechtfertigen. (Hfkzl. 
D. v. 6. Juli 1823 3. 34865, n. ©. 
Reg. Vdg. v. 25. Juli 1823. 3. 35347. 
Guld. S. V. 5. Bd. ©. 334.) 

Irrenanſtalt. Die Gemeinden der 
deutfchen Staaten Oeſterreichs find, fo 
wie es in dem lombard. venetian. Kö⸗ 
nigreiche bereits Statt findet, von der 
Entrihtung der Verpflegsgebühren für 
arme wahnfinnige Gemeindeglieder, 
welche in den öffentlihen Irrenanftal- 
ten untergebracht werden, von nun an 
ganzlih zu entheben, uud hat diefe 
Enthebung aud für die Zünfte- und 
Innungsgenoflen, welche wahnfinnig 
werden, zu gelten. (U. h. Entſchl. vom 
28. Zuni 1824. Hfkzl. Dec. v. 8. Juli 
1824. Krop. Gef. Franz. 49. DB. 
©. 551.) 

— — Nah dem Inhalte ded von 
St. Majeftät mit a. h. Entfhliegung 
vom 12. Jan. 1827 ergangenen Be⸗ 
fehles, bat der Befiker einer Privat 
Jrrenanftalt, bei Irefinnigen, welche 
ohne Arztlihes Zeugniß, und ohne 
Krankengeſchichte in feine Anftalt ger 
bracht werden, fogleich die Anzeige hie— 
von den beiden Stadtarzten zu machen, 
welche nad genauer Unterfuhung und 
unter eigener Haftung die Wahrheit, 
namlih: ob ein Wahnſinn vorhanden 
fei oder nicht, ſchriftlich zu beftätigen 
oder zu verneinen, das angeblich wahn⸗ 
finnige Individuum dahin zurüdzuftels 
len, wohin es gehört, oder auf freien 
Fuß zu feben; derfelbe hat ſonach bei 
jeder Anzeige über die Aufnahme eines 
Irrfinnigen, jederzeit auch das ärztliche 
PBarere in Driginal mit vorzulegen, 
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welches ihm dann immer gleich wieder 
wird zurücgeftellt werden. Wenn nad 
dem Nefultate der von beiden Stadt- 
ärzten gepflogenen Unterfuhung der 
Fall eintreten follte, dag ein in die Pri⸗ 
vat-Jrrenanftalt als irrfinnig Abgege- 
bener von ihnen nicht als irrfinnig an« 
erfannt worden ift, fo haben diefelben 
foglei der Regierung die Anzeige zu 
machen, fo wie überhaupt bei den ihnen 
obliegenden periodifhen Unter. 
fuhungen diefer Privat-Irren- 
anftalt, ihr befonderes Augenmerf 
darauf zu richten, ob nicht etwa ein 
von Wahnfinne bereit3 geheiltes Indi⸗ 
viduum noch länger in derfelben ange- 
halten werde. Ueber die Refultate ihrer 
periodifchen Unterfuhungen in den Pri⸗ 
vat=- Irrenanftalten haben die Stadt. 
arzte alle Vierteljahre Beriht an die 
Regierung zu erftatten. (Hflzl. Dec. v. 
31. Jän. 1827 3. 1699, n. 6. Reg. 
Vdg. v. 12. Febr. 1827 3. 8143. Bm. 
©. 8. J. 1827. ©. 263 u. 264.) 

Srrenanflalt. Die Ueberwa— 
hung der Privat- Irrenanftal- 
ten betreffend. Mit a. h. Entſchl. 
vom 12. Det. 1827 wurde verordnet, 
dag die beſtehenden Privat » Srrenan- 
ftalten von den betreffenden öffentlichen 
Sanitätd-Beamten ſtets gehörig unter« 
fuht und überwacht, und bei der Auf⸗ 
nahme der Irren in felben die beftehen« 
den Geſetze und Anordnungen genau 
beobachtet werden. Die Pol. Ob. Dir. 
bat daher die betreffenden Polizei - Bes 
zirfö- Aerzte und Wundärzte, in deren 
Amtsbereiche ſolche Anftalten fi be 
finden, ſowie der Magiftrat die beiden 
Stadtärzte und die Inhaber der An⸗ 
ftalten zur ftrengften Handhabung der 
diesfälligen Pflichten bei eigener Ber: 
antwertung anzumeifen. (Hfkzl. D. v. 
18. Oct. 1827 3. 27255. Vdg. der 
n. d. Reg. v.22. Nov. 1827 3. 60643. 
Brov. ©. S. 9. Bd. Nr. 284.) 

— — Aus Beranlaffung einer An⸗ 
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frage des Inhabers einer Privat⸗ 
Irrenanſtalt, wie er ſich in jenen 
Faͤllen zu benehmen habe, wenn Gei⸗ 
ſteskranke in ſeine Anſtalt abgegeben 
werden, deren Krankengeſchichte und 
Krankheits⸗Zeugniß von auslaͤndiſchen 
Aerzten ausgeſtellt ſind, findet die Re⸗ 
gierung ganz jene Vorſichten vorzuzeich⸗ 
nen, die Se. Majeſtät laut Reg. Dee. 
vom 12. Febr. 1827 3. 8143, für 
jene Fälle vorzufhreiben geruhten, wenn 
Irrfinnige in diefe Anftalt ohne Kran- 
kengeſchichte und ohne Arztlidhes Zeug- 
niß abgegeben werben. Hiernad haben 
fi die Stadtärzte in vorkommenden 
Fällen auf das genauefte zu benehmen. 
(N. 6. Reg. Vdg. v. 23. Jan. 1829 
8.3253. Bm. S. V. J. 1828. S.403.) 

Irrenanſtalt. Die Aufnahme eines 
jeden Geiſteskranken in dem Privat⸗ 
Koſtorte für unheilbare Irren- 
iſt kuͤnftig der Regierung gleich nach dem 
jedesmaligen Eintritte eines ſolchen 
Kranken, unter Beilegung des ärztli⸗ 
chen Zeugniſſes und der Krankenge⸗ 
ſchichte, anzuzeigen, ſo wie am Schluſſe 
eines jeden Jahres eine Ueberſichts⸗ 
Zabelle über den Stand des Koftortes 
der Regierung vorzulegen ift; in wel⸗ 
her die in diefer Anftalt im Berlaufe 
des Jahres Berpflegten, neu Aufge- 
nommenen, Entlaffenen oder Verſtor⸗ 
benen mit Bezeichnung ihres. Alters, 
Geſchlechtes, der Art ihres Mahnfinnes 
und der Zeit ihres Aufenthaltes allda, 
aufgeführt erfäjeinen. (R. 3. Reg. Bdg. 
vom 27. San. 1829 3. 72837 (1828). 
Bm. ©. V. J. 1829. ©. 407.) 

— — Da Dr. Guſtav Görgen fih 
über die zur Fortführung einer Privat: 
Irrenanſtalt vorgefchriebenen Eigen- 
[haften ausgewiefen, und fomit den 
Forderungen und Bedingungen entfpros 
hen hat, die deßwegen allerhödhften 
Orts feftgefeßt und anbefohlen worden 
find, fo findet fi die Regierung bes 
flimmt, demfelben Die Bewilligung zur 
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Kortfegung der von feinem verftorbenen 
Bater errichteten Privat⸗Irrenanſtalt in 
den zu diefem Zwecke errichteten Haufe 
im Döbling hiermit zu ertheilen. Es 
verfteht ſich übrigens, daß die Abfon- 
derung beider Geſchlechter firenge beob⸗ 
achtet werden muß, fo wie auch dem 
Dr. Goͤrgen Verſchwiegenheit zur Pflicht 
gemacht wird, da es in vielen Fällen 
nöthig ift, daß außer ihm und der vor⸗ 


gefehten Behörde Riemand von der An⸗ 


weſenheit diefes oder jenes Patienten in 
der Anftalt etwas erfahre. Auch bleibt 
diefe Anftalt der Landesſtelle unmittel⸗ 
bar untergeordnet, daher er auch Dies 
felbe durch monatliche Weberreihung 
eines Ausweiſes von dem Stande der 
Kranken in Kenntniß zu feßen bat. (R. 
d. Reg. Bdg. vom 22. Febr. 1843 3. 
8639. An. S. 23.3. 1843. Nr. 21.) 

Srrenanftalt wegen Einbringung 
der Verpflegskoſten für die darin befind- 
lien Ungarn, f. Ungarn. 

— — in Prag. Borfchrift in Ans 
fehung der Aufnahme und der Ber 
pflegö» Gebühren, f. Krankenhaus. 
(Ddg. v. 25. Juli 1829.) 

Irrſinnige geiftlihen Standes find 
an die barmh. Brüder abzugeben. (Hfd- 
vom 3. März 1783. Krop. Gef. Iof. 
1. 28. S. 370.) In Ermanglung-der 
Glifabethiner und Barmberzigen aber 
als Kranke in Klöftern zu behandeln. 
(Hfd. v. 20. Juni 1783.) 

— — die Koſtorte für ſtille und 
blöde Irre find mit Privat⸗Irrenan⸗ 
ftalten nicht zu verwechfeln. Bei Beruͤck⸗ 
fihtigung der Frage, ob Wundärzten 
geftattet werden könne, Blöde und un- 
bedenkliche Irren zu verpflegen, und 
unter ihrer Aufficht in ihren Häufern zu 
behalten, müflen die Hofverordnungen 
vom 26. Nov. 1813 3. 17915, und 
vom 20. Febr. 1815 3. 2912. Regie 
rungd-Intimation vom 23. Dec. 1813 
3. 36854 und vom 2. März 1815 3. 
6780 zum Anhaltspunde genommen 
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werden. Die Verordnung vom 26. Nov. 
1813 fpriht ausdrüdlich nur von Pri« 
vat-Frrenanftalten, das ift von ſolchen 
Privat» Inflituten, wo Wahn- 
finnige aller Art unter der Leitung des 
Eigenthümers ärztlich in phyſiſcher und 
pſychiſcher Beziehung behandelt werden. 
Daher auch in diefer Verordnung die 
Anordnung, dag nur wirklid graduirte 
Heilärzte, die legal ihre Fähigkeit in 
Behandlung der Irren vorher ſchon er- 
probt haben, zur Errichtung folder 
Privat-Inftitute zugelaffen werden fol« 
Ien, enthalten ift. Bon Koftorten, die 
fein haracteriftifhes Merkmal eines 
Anftitutes an fih tragen, wo unter Auf- 
fiht verläßliher Perfonen, Bloͤde oder 
ruhige Geiſteskranke in Koft, Quartier 
und Weberwachung unter der Behand» 
Iung eigend berufener Aerzte gebracht 
werden können, ift in Diefer Verord⸗ 
nung feine Rede. Aud kann man, ohne 
den Privatrechten einzelner Familien zu 
nahe zu treten, die Angehörigen eines 
Wahnfinnigen eben fo wenig hindern, 
denfelben in einen Privat» Koftort zu 
geben, als man einen Vater oder einen 
Bormund hindern kann, fein unmün- 
diges Kind, oder feinen Pupillen, mit 
welchen allerdings ein Irrer gleich zu 
achten ift, in ein Koftort abzugeben. Daß 
der Zuftand diefer Unglücklichen es vor⸗ 
züglich erfordere, von dem Staate beach⸗ 
tet zu werden, und daß derlei Orte immer 
unter firenger Controlle der Polizeis 
Behörde ftehen müffen, verfteht fih von 
ſelbſt. Wenn aber die Ueberwachung 
der Polizei und politifhen Behörde 
eingeleitet, die Curatels Behörde da- 
mit einverftanden ift, und die ärztliche 
Behandlung durd einen hiezu geeignes 
ten Arzt gefchieht, fo find folde Orte 
eine Wohlthat für ganze Familien ſo⸗ 
wohl, als für die unglüdliden Indi⸗ 
piduen ſelbſt und es können felbe nie 
zu ſchädlichen Mißbraͤuchen Anlaß oder 
Klage geben. (Hfkzl. Deer. v. 26. Dec. 
9 
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1822 3. 35440. Reg. Vdg. vom 22. 
Jan. 1823 3. 2383. Guld. San. V. 
5. Bd. ©. 301.) 

Irrſinnige. Die Landesſtelle hat 
die Einleitung zu treffen, daß derfelben 
in allen jenen Fällen, wo ein Irrfinnis 
ger, weilen Standes er immer fein mag, 
nicht von feiner Perfonal - Inftanz in 
die Srrenanftalt abgegeben wird, alfo- 
gleih die Anzeige erftattet werde, da- 
mit die Randesftelle ftetd in den Stand 
gefeßt werde, die competente Berfonals 
Inſtanz zur Einleitung der weiters nö⸗ 
thigen Verfügungen in die Kenntniß zu 
fegen. (Hflzl. D. v. 21. Juli 1825 an 
fammtl. Länderſt. Krop. Gef. Franz. 
50. Bd. ©. 360.) 

— — Bei den Irrfinnigen ift über 
ihren Krankheitszuſtand fletd das Pa⸗ 
tere eines Arztes abzufordern, und das 
eines Wundarztes ift diesfalld niemals 
hinreichend. (Polizeihofit. - Weifung an 
die Pol. Ob. Dir. v. 18. San. 1821.) 

— — Da von den politifhen Be- 
börden in die Graßer Irrenanftalt Irr⸗ 
finnige ſchon auf das ärztliche Zeugniß 
des Wahnſinnes, ohne vorläufige vor- 
ſchriftsmäßige Intervenirung der Suftiz- 
Gerichte nicht abgegeben werden jollen; 
fo wurde in Gemäßheit der Hffzl. Vdg. 
vom 21. Juli 1825 verordnet: daß in 
jenen Fallen, wo es fih um die Ab- 
lieferung eines Irrſinnigen in die Grä- 
Ber Irrenanſtalt handelt, die politifche 
Obrigkeit oder die Polizei-Behörde fich 
immer vorerft mit dem betreffenden Per- 
fonal- Zuftiz- Gerichte in das nöthige 
Einvernehmen zu feßen, fih den für 
die gefeglich als irrfinnig erklärte Per— 
fon aufgeftellten Eurator namhaft ma 
hen zu Taffen, und den diesfälligen 
Aufnahmsgeſuchen dieſe geſetzliche Er- 
klärung mit Bekanntgebung des ger 
richtlich aufgeſtellten Curators beizufuͤ⸗ 
gen habe. (Kundm. des ſteierm. Gub. 
v. 15. Mai 1827. Kp. ©. ©. 53.2. 
Nr. 114.) 
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Serfinnige. Die Ortsbehörden fo 
wie die Sanitätd-Individuen find fireng 
verpflichtet, darauf zu jehen, und dahin 
zn wirken, daß die Geiſteskranken vom 
Lande, bei denen ohnehin nur hoͤchſt 
felten eine zweckmäßige arztlihe Ber 
handlung Statt finden kann, möglichft 
bald nach dem Ausbruche der Krankheit 
der Irrenanftalt zur Heilung übergeben 
werden. (Vdg. des böhm. Bub. vom 
1. März; 1833 3. 8983. Obent. 2.2, 
©. 398.) 

— — Die Gerihtsbehörden haben 
das Nefultat der über den Geiftedzu- 
ftand einer wahn⸗ oder blödfinnig er- 
Flärten Berfon gefchlofiene Amtshand- 
lung, fo wie den Namen des Vaters, 
des Vormundes oder gerichtlich beitell- 
ten Eurators der betreffenden Behörde, 
welder die Verwaltung des Irrenhau⸗ 
ſes oder der diesfälligen Anftalt, worin 
der Wahne oder Blödfinnige unterges 
bracht wird, zugewiefen ift, unver 
weilt befannt zu geben. (Vdg. d. n. 6. 
Neg. vom 16. Sept. 1837 3. 52453. 
Kn. S. V. I. 1837. Rt. 70.) 

— — Be der Einfendung geiſtes⸗ 
franker Individuen in die Irrenanſtalt 
find die Drisbehörden auf das firengite 
verpflichtet, unter eigener Verantwor⸗ 
tung in allen Beziehungen dafür zu ſor⸗ 
gen, daß der Geifteöfrante auf Feine 
Meife weder an feinem Körper noch an 
feiner Gefundheit Schaden erleide, fon» 
dern in jeder Hinſicht forgfältig ver: 
wahrt, und gegen die Einflüffe der rau- 
ben Witterung oder Jahreszeit moͤg⸗ 
lichſt gefhüht werde. (Vdg. des böhm. 
Gub. vom 11. Jän. 1838 3. 662, 
Dbent. 2. Bd. ©. 398.) 

— — Aus Anlaß des Falles, dag 
ein Mann wegen religiöfer Melandolie 
ohne nähere Aufklärung, woher diefe 
rührt, in das k. k. allg. Krankenhaus 
abgegeben wurde, hat die k. k. Polizei 
Hofftelle in Erledigung des Commiſ⸗ 
fiond-Protocolld vom 8. d. M. zu er⸗ 
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innern befunden, daß in der Folge im- 
mer genau aufzuklären ift, woher bei 
derlei Geiftestranfen die religiöfe Me- 
landholie rühre, worin fie beftehe, und 
ob felbe etwa durch Einwirkung dritter 
Perfonen veranlaßt worden fei. (Circ. 
der k. k. Bol. Ob. Dir. vom 13. Juni 
1839 3. 8229.) 

Irrfinnige. Der in dem Berichte v. 
9. Zuni 1839 3. 6852 begutachtete 
Antrag der k. k. Krankenhaus = Divec- 
tion, gebefjerte oder ungeheilte Irren 
in der Regel, daher in allen Fällen 
und unbedingt den aufgeftellten Cura⸗ 
toren zu übergeben, iſt nicht gefeßlich, 
weil die Euratoren eigentlich für das 
Bermögen, und weniger für die Berfon 
tes Euranden zu forgen haben, und 
weil andere Individuen berufen durch 
Verhältniſſe und Berwandfchaft einem 
folgen Unglüdlihen näher ftehen, und 
oft eher die Mittel und den Willen 
haben können, für ihn auch außer der 
Anftalt zu forgen. Bon diefem Antrage 
kann daher in der angedeuteten Art 
fein Gebrauch gemacht werden. 

In der Frage ftehen: 

a) geheilte und 

b) ungeheilte Irrfinnige; 

ad a liegt der Ausfpruch der Heir 
lung von dem berufenen Arzte vor, und 
fann das Individuum ohne Beforgniß 
aus der Anftalt gebradyt werden, fo 
ift davon allerdings der Curator und 
der fonft zur Uebernehme gefeßlih Be⸗ 
rufene zu verftändigen, damit diefelben 
wegen Uebernahme das Weitere veran- 
laffen; bier kann fich daher ohnehin 
nicht leicht ein Anjtand ergeben. Dien- 
ih iſt die Mittheilung einer ſolchen 
Entlaffung an die betroffene Polizei- 
Bezirks - Direction und durch diefe an 
den Polizei⸗Bezirksarzt wegen Nach⸗ 
fihtöpflege. 

ad b. Ein ungebeilter Irre fol fo 
leicht nicht aus der Anftalt gebracht 
werden, weil durch ihn die Sicherheit 
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immer gefährdet bleibt. Wuͤnſcht aber 
gleichwohl Jemand einen ſolchen Un⸗ 
glüͤcklichen in feine beſondere Obſorge, 
ſo muß | 

a) über die Zuläſſigkeit der betrof- 
fene Primarazt einvernommen werden, 
und derfelbe vor Allem dazu feine Zu⸗ 
flimmung geben. 

b) muß über die perfönlichen und 
fonftigen Berhaltniffe eines ſolchen In⸗ 
dividunms die Erfundigung eingezos 
gen, und nur wenn diefe in jeder Be⸗ 
ziehung beruhigend ausfällt, und dar— 
aus für den Unglücklichen felbft und 
für das Allgemeine nichts Nachtheiliges 
zu beforgen ift, kann Diefe Bewilligung 
ertheilt werden. 

e) ift darüber auch immer der Cu⸗ 
rator einzuvernehmen, endlich 

d) it von einer ſolchen Entlaffung 
auch die Polizei-Bezirks-Direction, die 
ed betrifft, zur weiteren Mittheilung 
an den Polizei⸗Bezirksarzt zur gehöri⸗ 
gen Ueberwachung in die Kenntnig zu 
fegen. (Deer. der k. ka n. 5. Reg. vom 
19. Juni 1839 3. 34102. fin. ©. 2. 
3. 1839. Rr. 42.) 

Irrfinnige. Rad dem Hoflanzlei- 
Decrete v. 21. Juli 1825 foll von jeder 
Abgabe einer adeligen oder unadeligen 
PBerfon in eine Jrrenanftalt, fobald die 
Abgabe nicht durch deren Perſonal⸗In⸗ 
ftanz gefhah, der Regierung zur Ber: 
fandigung der Perſonal-Inſtanz die 
Anzeige erftattet werden, und die Be: 
fiber von Privat: Irrenanftalten und 
Koftorten für Irre find insbefondere 
verpflichtet, der Regierung, der Auf: 
fiht wegen, jede Aufnahme. ohne Un- 
terfchied anzuzeigen. Werner find alle 
Behörden, welche die Abgabe eines 
Irtſinnigen in eine Irrenanftalt verfü— 
gen, verpflichtet, dann fogleich die 
Perſonal⸗Inſtanz zu verftändigen, oder 
dafern fie auch der Regierung Bericht 
zu eritatten haben, die bewirkte Ders 
ftändigung in dem Bericht anzuzeigen. 
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Menn endlich aus einer öffentlichen oder 
Privat-Heilanftalt eine Berfon, wegen 
eingetretenen Irtſinns in eine Irrenab⸗ 
theilung oderin eine abgefonderte Irren⸗ 
anftalt überfeßt wird, muß die Heilans 
ftalt, wenn fie fih zu Wien befindet, 
der Regierung, außer Wien aber un» 
mittelbar der PBerfonal » Inftanz, die 
Anzeige erflatten. Diefe zwar längft 
beitehenden aber nicht immer genau 
befolgten Beflimmungen werden zur 
pflihtmäßigen Nachachtung biemit 
neuerdings in Erinnerung gebradt. 
 (Bdg. dern. 3. Reg. v. A. Det. 1840 
1840 3. 54647. Pv. ©. ©. 22. 2. 
Pr. 172.) 

Irrfinnige. Das vorgelegte Kormu- 
lar zur Verfaffung von Reverfen bei 
Uebernahme der Irfinnigen wird von der 
Regierung genehmiget, und es hat die 
2. 8. Krantenhaus-Direction in Zukunft 
die Parteien, welche mündlih oder 
fhriftlih um Ueberlommung von In» 
dividuen aus der biefigen Irrenanftalt 
anfuchen, zur Ausftellung eines derars 
tigen Reverfes zu verhalten, oder fi 
nöthigenfalls zur Erlangung eines fol« 
ben an die Landesftelle zu wenden, 
niemals aber die Irren ohne diefe Ver⸗ 
fiherung hinauszugeben. 

Revers. 

Der Gefertigte verpflichtet ſich hie⸗ 
mit, den aus der k. k. Wiener Irren⸗ 
anſtalt im Zuſtande über⸗ 
nommenen mit aller Sorg⸗ 
falt zu überwachen, damit er weder ſich 
ſelbſt noch ſonſt Jemand Anderem 
Schaden zufügen kann, und für allen, 
wegen Mangels der erforderlichen Aufs 
fit entftehenden Schaden zu haften. 

Datum 


Unterfärift. 
Der Gefertigte Curator des N. N. 
hat gegen diefe Uebernahme nichts zu 
erinnern. 


Unterfhrift des Curators. 
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Die geferligte Ortsobrigkeit beftäti- 
get, Daß der Reversausſteller zur Ueber⸗ 
nahme des legitimirt und 
in der Lage fei, die eingegangenen Ber» 
bindlichkeiten zu erfüllen. (N. d. Reg. 
Vdg. v. 29. Dec. 1841 3. 71073 und 
28. Febr. 1842 3. 10384. Kn. ©. 
B. J. 1842. Rr. 23.) 

Irrſinnige. Da fih der Fall fo oft 
wiederholt, Daß bei Weberbringung eined 
Geiſteskranken in die öffentlichen k. k. 
Srrenanftalten ungenügende und hoöͤchſt 
mangelhafte Krankengeſchichten einlan- 
gen, fo fand fi die k. k. n. d. Regie- 
rung laut Berordnung vom 24. März 
1843 3. 11500 veranlaßt, ein For- 
mulare zurAusftellung folder 
Krankengeſchichten zu entwerfen 
und in Druck Iegen zü lafien. Das 
polizeibezirko⸗ und armenärztliche Per: 
fonale ift demnach angewiefen, ſich die 
im nachfolgenden Formulare enthalte: 
nen Fragepunkte bei Erftattung von 
Krankengeſchichten, behufs der Unter- 
bringung eines Geiſteskranken in eine 
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‚offentlihe Irrenanftalt genau gegen- 


wärtig zu halten. (Circ. der k. k. Bol. 
Dh. Dir. vom 31. März 1843 3. 
4505/720.) 
j Formular 
zur Audftellung von Kranten- 
geſchichten geiftestranter Per 
fonen, behufs ihrer Aufnahme 
in eine öffentlide Irren-An- 
alt. 

1. Ramen, Alter, Stand, Beſchäf⸗ 
tigung, Geburt und letzter Aufenthalte» 
ort des Kranken. 

2. Was für Krankheiten (Kinder =, 
Entwicklungs⸗ und andere Krankheiten) 
überftand dieſes Individuum bis zum 
Beginne diefer Geiſteskrankheit? Hier 
find auch die allenfalls erlittenen Ber- 
leßungen, befonderd die des Kopfes, 
anzumerken. 

3. Litt das Individuum ſchon frü- 
ber an Irrſinn? Wie oft und wie lange 
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war ed ſchon in einer Jrrenanftalt? 
Wie wurde es aus folcher entlaffen? 
4. Hinfichtlich der disponirenden und 
veranlafienden Momente find befonders 
noch folgende zu berüdfichtigen: 
a) Phyfiſche Momente, ald: erbliche 


Anlage, wobei zu erforfchen ift, welhe h 


Blutsverwandte des Kranken an Irr⸗ 
finn litten oder noch leiden ; Lörperliche 
Entwidlung ; Geſchlechtsleben; monat« 
lihe Reinigung; Schwangerſchaften, 
Kindbetten u. f. w. 

b) Pſychiſche Momente, ald: Ers 
ziehung ; Entwicklung der intellectnellen 
und moralifhen Fähigkeiten; religiöfe 
Tendenz; moralifhe Aufführung; Um- 
gang mit Andern; vorherrfchende Reis 
gungen und Lieblingsbeſchäftigungen; 
Leidenfhaften; häusliche Verhältniffe; 
die merkwürdigeren Lebensereigniffe, 
und der Einfluß, den diefe auf das Ge⸗ 
müth und den Geift des Kranken hat- 
ten. 

5. Bann und wie Außerten fi die 
erften Spuren diefer Geiſteskrankheit? 

6. Welchen Verlauf nahm diefe Geis 
ftesftanfheit von ihrem erften Auftreten 
bis zum Tage der Unterfuchung ? Welche 
abnorme Erſcheinungen zeigten fi von 
phyſiſcher und pſychiſcher Seite? Wo⸗ 
durch wurden Ruͤckfaͤlle oder Verſchlim⸗ 
merungen, wenn ſolche Statt fanden, 
veranlaßt? 

7. Wurde dieſe Geiſteskrankheit 
ſchon ärztlich behandelt? Worin beſtand 
dieſe Behandlung und was hatte fie für 
einen Erfolg? ; 

8. Was für ein Bild bietet Diele 
Geiſteskrankheit bei der gegenwärtigen 
Unterfuhung dar? Hier follen alle 
phyſiſchen und pſychiſchen Krantheits. 
Symptome, wie fie eine genaue umd 
umfaffende Erforfchung entdeckt, aufge: 
zeichnet werden. 

9. Diagnoftifhe Entwicklung und 
Benennung der fpeciellen Krankheits⸗ 
form. 
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10. Eignet fi der Kranke mehr für 
die Abtheilung der heilbaren oder für 
jene der unheilbaren Geiſteskrankheiten, 
und worin befteht die Gefahr, die man 
für ihn, oder für feine Umgebung und 
die oͤffentliche Sicherheit zu beforgen 


at. 

Irrfinnige. Um den Uebelftänden 
zu begegnen, welche fih bei der gegen. 
wärtigen Verwendung des Beobach⸗ 
tungsdzimmerd im allgemeinen 
Krankenhauſe und bei den biöher 
beobachteten Beftimmungen über Auf- 
nahme, Behandlung, Ueberwachung und 
Transferirung oder Entlaffung der dort 
behandelten Kranken gezeigt haben, fin- 
det das Minifterium des Sunern laut 
Erlafied vom 26. Ian. 1852 3. 1552 
Folgendes zu verfügen: 

1. Zum Zwede der Beobachtung 
von Individuen mit zweifelhaften See: 
lenzuftänden find zwei Zimmer des all: 
gemeinen Krankenhaufes zu beftimmen, 
in deren Einem Individuen männlichen, 
und in deren Anderm jene des weibli: 
hen Gefchlechtes unterzubringen find. 

2. Rur Kranke mit zweifelhaften 
Seelenzuftänden, fie mögen ſich als 
foldhe während der Behandlung in die- 
fer oder jener Abtheilung des Kranken⸗ 
hauſes erweifen, oder fie mögen ale 
folhe von Außen in das Krankenhaus 
gebracht werden, find im Beobachtungs⸗ 
locale unterzubringen. Zweifellos Jır- 
finnige oder des Irrfinns mit Grund 
Verdächtige find unmittelbar in das 
Irrenhaus abzugeben, woraus folgt 
dag mit Säuferwahnftnn (Delirium po- 
tatorum) Behaftete, nicht in das Beob⸗ 
adhtungslocale, fondern in das Irren⸗ 
haus zu weifen find. 

3. Diefem Grundfabe entfprechend 
ift jeder Arzt gehalten, in feinem Pa⸗ 
tere, auf deffen Grundlage die Auf- 
nahme in das Beobadhtungslocale des 
Krantenhaufes oder in das Irrenhaus 
zu erfolgen hat, den Grund einer Zus 
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weifung in die eine oder andere Anſtalt 
genau und beflimmt anzugeben. If 
der in das Beobachtungslocale des 
Krankenhauſes zugewiefene Kranke vor 
der Zumweifung ärztlich behandelt wor: 
den, fo ift dem ärztlichen Parere eine 
vom behandelten Arzte verfaßte Krank⸗ 
heitsgeſchichte beizufchliegen oder lang: 
fteng binnen 8 Tagen nachzuliefern ; iſt 
derfelbe aber nicht ärztlich behandelt 
worden, fo hat die einliefernde Behörde 
durch ihren betreffenden Arzt, oder auf 
andere MWeife alle den Zuftand des 
Kranken, die muthmaßliche Urfache feir 
ner Geiftesftörung u. f. w. aufflärende 
Erhebungen zu pflegen, und längſtens 
binnen 8 Tagen an das Krankenhaus 
einzufenden. Cine Mittheilung an die 
betreffende Gerichtsbehörde über die ge- 
ſchehene Einlieferung eines Kranken in 
das Beobachtungslocale behufs der 
Aufftellung eined Curators bat nicht 
Statt zu finden, da eine ſolche Mitthei- 
lung erft nach Eonftatirung der Geiftes- 
ftörung von der Gtatthalterei von 
Riederöfterreihd im ordnungsmäßigen 
Wege gefchehen wird. 

4. Niemand darf aus dem Beobach⸗ 
tungslocale in eine andere Abtheilung 
des Krankenhaufes gebracht werden, 
ohne daß eine vorläufige Eonfultation 
des Primarius jenes Locales mit dem 
Primarius der Abtheilung, in welche 
der Kranke abgegeben werden foll, vor: 
ausgegangen ift. 

5. Wenn der Primarius des Beob⸗ 
achtungslocales das Nichtvorhandenſein 
des Irrſinns bei einem daſelbſt unters 
gebrachten Kranken conſtatirt hat, ſo iſt 
von ihm ſogleich die Entlaſſung des 
Kranken in der gewöhnlichen Weiſe ein⸗ 
zuleiten. Entlaſſungen aus dem Beob⸗ 
achtungslocale gegen Reverſe duͤrfen 
nicht Statt finden. 

6. Wenn gleich das Beobachtungs⸗ 
Iocale nicht die Behandlung des Dahin- 
gebrachten zum Zwede bat, fo ijt doch 
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von dem Primarius bis zur erfolgten 
Conftatirung des Seelenzuftandes des 
Kranken das Nöthige zu verfügen, und 
zwar entweder ohne, oder nach gepflo- 
genem Einvernehmen mit dem Irren⸗ 
arzte. Weber den Zuftand der im Bes 
obachtungslocale Verpflegten bat der 
Primarius der Krankenhaus s Direction 
von 3 zu 3 Tagen Bericht zu erſtatten. 


Von diefer Verfügung des Minifterium 


des Innern wird die k. k. Stadthaupt- 
mannfchaft wegen der nöthigen Wei⸗ 
fung an das polizeiärztlihe Perfonale, 
in Kenntniß geſetzt. (Deecr. dern. ö. 
Statthalterei vom 11. Febr. 1852, 
3. 3263.) 

Irrfinnige. Nach einer Mittheilung 
der 8. k. Irrenhaus⸗Direction werden 
in leßterer Zeit häufig auch aus De> 
tentionshäufern Kranfe mit ein- 
fahen Anweifungszetteln ohne Krank⸗ 
beitögefhichte der k. k. Irrenanſtalt 
uͤbergeben, welche ohne eine auf Wahr⸗ 
beit beruhende Erhebung der Lebens⸗ 
verhältniffe des Kranken, das rationelle 
Heilverfahren nicht einleiten zu konnen 
erflärt, und das Anfuchen ftellt, dag in 
allen Fällen, wo die Austellung einer 
KrankHeitsgefhichte nicht möglich ift, 
wenigftens eine beglaubigte Auseinan- 
derfeßung der Lebens» und National» 
verhältniffe des Kranken entweder fo- 
gleih mitgefendet, oder in Türzefter 
Frift nachgetragen werden. (Decr. der 
t. t. Stadthauptmannfchaft vom 20. 
April 1852 3. 7697/982.) 

— — Bon nun an haben die An- 
zeigen der Bezirks⸗Commiſſariate an 
das k. k. Landesgericht wegen Curatels⸗ 
Beftellung au ruͤckſichtlich ſolcher Per⸗ 
ſonen, welche in die k. k. Irrenanſtalt 
abgegeben werden, zu unterbleiben. 
(Erl. der n. oͤ. Statth. vom 6. Juni 
1852, 3. 17708, Deer. der Stadt» 
hauptmannfhaft vom 11. Juni 1852 
3. 11634/1375.) 

— — Die hohe I. in. ö. Statt, 
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halterei Bat in Folge einer dahin ge Irrfiunige, Uebereinkunft mit 
langten Eröffnung des k. k. n. 6. Lan- Baiern, f. Baiern. 


ded- Militär» Commando vom 16. No⸗ 
vember 1852 3. 15093, daß im hiefi⸗ 
gen E. k. Garniſonsſpitale eigene Loca⸗ 
Titäten zur Beobachtung und Heilung 
geiftestranter Militär» Indi- 
viduen vorbereitet find, mit Erlaß vom 
1. Dec. 1852 3. 42258 verordnet, 
daß bei Irrfinnafällen von, erwiefener- 
maßen dem Militärftande angehörigen 
Individuen, ftet3 deren unmittelbare 
Ablieferung an das k. k. Wiener Gar⸗ 


nifondfpital zu veranlafien, und in je⸗ 


nen Fallen, wo fich der Militär» Cha- 
rakter der bereit aufgenommenen In⸗ 
dividuen erſt nachträglich herausftellen 
follte, von der k. k. Krankenhaus» oder 
Irrenhaus⸗Direction wegen Uebernahme 
des Geiſteskranken bei der Direction 
des k. k. Wiener Garniſonsſpitals un- 
verweilt einzufchreiten fei. (Decr. der 
k. k. Bol. Dir. vom 6. Dec. 1852 3. 
25566/2775 C. A. I.) 


— — öffentlihe Sanitätebeamte 
dürfen feine Curatel über Gemüths- 
kranke übernehmen, f. Euratel. 

— — zuftändiges Gericht für die 
Beitellung eined Eurators, ſ. Ge: 
richtsbarkeit. (Pat. vom 20. Rov. 
1852 88. 83—86.) 

— — Borfhrift in Anfehung der 
Berpflegsgebühren im Prager Irren⸗ 
hauſe, f. Krantenhaus. (Vdg. vom 
25. Zuli 1829.) 

— — aud Ungarn, f. Ungarn. 

— — ſ. Bundärzte, 

Ssraeliten, ſ. Iuden. 

— — f. Eidesablegung. 

Söraelitinnen, Aufnahme in die 
Sebäranftalt, f. Findelanftalt, Ge: 
bäranftalt. 

Italienifche Zrüchtenhändler, f. 
Hanfirer. 

Stalienifhe Wurſt- nnd Käſe⸗ 
macher, |. Wurſtmacher. 


Int, 


J d, Abnahme der Gewehre, ſ. 
Gewehre, Jagdweſen 8. 21. 

Jagdbarkeit, von der Pachtung 
u. Geiſtliche ausgeſchloſſen, f. Geift- 

iche. 

Jagden find an Sonn⸗ und Feier⸗ 
tagen verboten. (Hfkzl. Decr. vom 
27. Aug. 1812. Krop. ©. S. 32. Bd. 
©. 56) f. auch Jagdweſen $. 16. 

Jagdfrevel, ſ. Forſtfrevel. 

Jagdgeſetz. Seine k. k. Majeftät 
haben Folgendes verordnet: 

8. 1. Das Jagdrecht auf fremdem 
Grund und Boden iſt aufgehoben. 

8. 2. Eine Entſchädigung für das 
aufgehobene Jagdrecht findet zu Gun⸗ 
ften des biöherigen Berechtigten nur in 
den Fallen Statt, wo es ſich erweislich 


auf einen mit dem Eigenthiimer des da⸗ 
mit belafteten Grundes abgefchloffenen 
entgeltlihen Bertrag gründet. Die Mo» 
dalitäten der Ablöfung in diefen Fällen 
werden durch die zur Durchführung des 
Gefeped vom 7. September 1848 be> 
ſtellten Landescommiſſionen feftgeftellt 
werden. 

$. 3. Jagdfrohnen und andere Lei— 
ſtungen für Jagdzwecke find ohne Eut: 
fhadigung aufgehoben. 

8.4. Die Jagdgerechtigkeit in ges 
ſchloſſenen Thiergarten bleibt in der 
Art, wie felbe bisher zugeftanden , aufs 
echt, es mögen die in dem abgefchloffe- 
nen Jagdbezirte gelegenen Grundftüde 
dem Eigenthiimer der Jagd oder dritten 
Berfonen gehören, 
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8. 5. Jedem Befiker eines zuſam⸗ 
menhängenden Grundcompleres von 
wenigftend zweihundert Joch wird die 
Ausübung der Jagd auf dieſem eigen» 
thümlichen Srundcomplere geftattet. 

8.6. Auf allen übrigen in den 88. 
4 und 5 nicht ausgenommenen, inner 
halb einer Gemeindemarkung gelegenen 
Grundftücden wird vom Zeitpuncte der 
Wirkfamkeit dieſes Patentes die Jagd 
der betreffenden Gemeinde zugewiefen. 

8. 7. Die Gemeinde ift verpflichtet, 
die ihr zugewiefene Jagd entweder un. 
getheilt zu verpachten, oder felbe durch 
eigens beftellte Sachverftändige (Jäger) 
ausüben zu laffen. 

8.8. Der jährlidde Reinertrag der 
den Bemeinden zugewiefenen Jagd if 
am Schluffe jedes Verwaltungs» oder 
Pachtjahres unter die Gefammtheit der 
Grundeigentbümer, auf deren in der 
Gemeindemarkung gelegenem Grundbe- 
fie die Jagd von der Gemeinde aud- 
geübt wird, nach Maßgabe der Ausdeh- 
nung des Grundbeſitzes zu vertheilen. 

8. 9. Jede Gemeinde ift bei einer 
Strafe von zehn bis zweihundert Gul⸗ 
den EM. dafür verantwortlih, daß 
feine andere Benutzung der ihr zuge: 
wiefenen Jagd als die im $. 7 bezeich- 
nete Statt finde. Ueber die Beobachtung 
diefer Anordnung haben die Berwal- 
tungsbehörden zu wachen. 

$. 10. Wildfrevel und Wilddieh- 
ftähle, fie mögen von einzelnen Gemein» 
degliedern oder von Auswärtigen be- 
gangen worden fein, find nad) dem be- 
ftebenden Strafgefeße zu ahnden. 

8. 11. Den einzelnen Örundbefißern 
bleibt das Recht auf Entfhadigung für 
erlittene Wild» und Jagdfhäden und 
defien Geltendmachung nad den befte- 
henden Vorſchriften gegen die nach die⸗ 
fem Patente zur Ausübung der Jagd 
berufenen phyſiſchen und moralifchen 
Berfonen gewahrt. 

$. 12. Die beftehenden jagdpolizei- 
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lien Vorſchriften bleiben, in fo weit 
ihnen das gegenwärtige Patent nicht 
entgegenftebt, aufrecht, und wird den 
Behörden die genaue Handhabung zur 
ftrengften Pflicht gemadht. 

8. 13. Jagd» Pahhtverträge, welche 
mit den Beftimmungen diefes Patentes 
nicht vereinbar find, treten von dem im 
8. 14 beftimmten Zeitpunce außer 
Wirkſamkeit. Allfällige Entſchädigungs⸗ 
anſprüche aus ſolchen Verträgen find 
auf dem Rechtswege auszutragen. 

8. 14. Diefed Patent tritt vom 
Tage der Kundmachung in Wirkfamteit. 
(A. h. Bat. vom 7. März 1849, wirk⸗ 
fam für jene Kronländer, für welde 
das Patent vom 7. Sept. 1848 erflof- 
fen if. R. ©. B. Nr. 154.) 

Jagdgeſetz. Weber die hinfihtlid 
des neuen Jagdgefeped vom 7. März 
1849 zur Sprache gebraten Zweifel 
wird im Einvernehmen mit dem Mini» 
flerium für Landescultur und Bergwe⸗ 
fen Folgendes erinnert: Die angeregte 
Frage: in weldgem Sinne das Jagdge- 
feb vom 7. März 1849 das Wort Ge⸗ 
meinde verftanden wiſſen wolle, bes 
langend, wird erklärt, unter der im $. 6 
des Jagdgeſetzes bezeichneten Gemeinde, 
wird die Gemeinde, wie diefelbe jetzt 
beiteht, verftanden, und zwar bezüglich 
aller nah dem ftabilen Grundfteuer- 
Gatafter zu diefer Gemeinde zugemefle- 
nen Grundftüde, in fo weit diefelben 
nit zu einem zufammenhängenden 
eigenthümlihen Grundcomplere von 
200 Jochen oder darüber gehören, oder 
in einem gefchloffenen Thiergarten fich 
befinden. Die in dem 8. 8 des Jagd⸗ 
patente® vom 28. Febr. 1786 enthal- 
tene Ausfhliegung des Bauern- 
und Bürgerflandes von der 
Ausübung einer Jagdbarkeit 
ift durch das neue Jagdgeſetz 
aufgehoben. Die Frage, welche 
Behörde über die Beobachtung des 
Jagdgeſetzes zu wachen und dasfelbe 
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zum Vollzuge zu bringen habe, po 
fend, bezeichnet diesfalls der 8. 9 des 
Geſetzes ausdrüdli und allgemein die 
Berwaltungsbehörden; es ſteht ihnen 
alfo auch die Unterfuhung und Ent⸗ 
ſcheidung jener Falle zu, in welden 
Gemeinden unter fi oder gegen Beil: 
ker größerer Grundeomplere wegen 
Ausübung der Jagdbarkeit im Sinne 
des berufenen Geſetzes in Streit gera⸗ 
then, und hierbei feine Privatrechtötitel 
zur Sprade kommen würden. Was 
die Berwaltung des Jagdrechtes anbe⸗ 
langt, fo bezieht fi} diefer Gegenſtand 
auf den Wirkungskreis der Gemeinde- 
Berwaltungdorgane und müflen nad 
dem proviforifhen Gemeindegefehe bes 
urtheilt und erledigt werden; indem 
der $. 8 des Jagdgeſetzes wohl über 
die Bertheilung des jährlichen Rein⸗ 
ertrage® der den Gemeinden zugewiefe- 
nen Jagd eine befondere Beftimmung 
enthält, die Behandlung der zur Jagd 
gehörigen Berwaltungsgefhäfte aber 
nah den allgemeinen Regeln, die für 
die Gemeindeverwaltung gelten, Statt 
zu finden hat. 
Beiſatz für Krain. 

Hinfihtlih des Anfragepunctes we- 
gen der Hutweiden wird die Anficht ges 
billigt, daß die Eigenthümer der Hut- 
weiden unbedingt wie jeder andere 
Grundbefiger in Anfehung der Aus- 
übung des Jagdrechtes zu behandeln 
feien. (Erlaß des Minift. des Innern 
vom 10. Sept, 1849 an die Länder 
ftellen von Ried. Defterr., Krain und 
Böhmen. R. G. B. Nr. 386.) 

Jagdgeſetz. Dieim 8.9 des Jagd» 
gefehed vom 7. März 1849 feftgefepte 
Beftrafung der Uebertretung der ebenda 
8.7 enthaltenen Vorſchrift gehört zur 
Competenz der Berwaltungsbehörden 
und — der Strafgerichte. (Erl. des 
Juſt. Min. vom 9. Mai 1851. R. G. 
3 Kt 115.) 

— — In Gemäßheit des, von St. 
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k. k. Majeſtaͤt mit a. h. Entſchließung 
vom 23. September d. J. erhaltenen 
Auftrages, daß bis zur Erlaſſung eines, 
das Jagdweſen definitiv regelnden Ge⸗ 
ſetzes im adminiſtrativen Wege alle 
Maßregeln zu treffen ſeien, welche zur 
Beſeitigung der Uebelſtaͤnde geeignet 
find, die in dem Bereiche, für welchen 
das a. h. Jagdpatent vom 7. März 
1849 in Ausübung fteht, in&befondere 
bezüglich der den Gemeinden zugewiefes 
nen Jagd Statt gefunden haben, wird 
Nachſtehendes verordnet: 

8.1. Das Jagdrecht auf dem, den 
Gemeinden nah 8. 6 des a. h. Jagd» 
patentes vom 7. März 1849 zur Aus- 
übung der Jagd zugewiefenen, oder 
denfelben eigenthümlichen Grundbeſitze 
darf, den Fall des $. 10 der gegen» 
wärtigen Berordnung ausgenommen, 
von nun an nit anders, als im Wege 
der, durch die politifche Bezirksbehörde 
vorzunehmenden Verpachtung ausgeübt 
werden. 

8.2. Die Verpachtung hat im Wege 


des Öffentlichen Aufrufes in der Regel 


am Amtsorte der politifehen Bezirksbe⸗ 
börde zu gefhehen. Die Ausfchreibung 
ift fo weit thunlih, drei Monate vor 
Ablauf des früheren Pachtes durch öf- 
fentlihen Anfchlag bei der genannten 
Behörde nah Umftänden auch auf eine 
ausgedehntere Art fund zu machen. 

8.3. Als Pächter der Jagd ift nur 
Derjenige zuzulaffen,, gegen welchen in 
diefer Eigenfhaft Tein Bedenken ob- 
waltet. Die Gemeinde, als folde, 
iſt von der Pachtung einer Jagd 
ausgeſchloſſen, und alle die Umge— 
hung dieſer Vorſchrift bezielenden Pacht⸗ 
verträge find ungiltig. 

8. 4. Der Berpahtungs» Act unter 
liegt der Beftätigung der politifhen 
Bezirksbehoͤrde. 

8.5. Kann die Verpachtung einer 
folden Jagd nicht erzielt werden, fo 
bat die politifhe Behörde, mit Aus- 





Jagdgefeh. 


ſchluß der eigenen Ausübung durch die 
Gemeinde, die entfprechende anderwei- 
tige Verfügung zu treffen. 

8.6. Die Dauer der Pachtzeit full 
in der Regel nit unter fünf Jahre 
und nur aus erheblichen Gründen auf 
eine kürzere Zeit, niemals aber unter 
drei Jahre feftgefebt werden. 

8. 7. Der Jagdpächter hat einen 
zweijährigen, ſtets in Geld feftzufeßen- 
den Pachtbetrag in vorhinein zu erle- 
gen, wovon die eine Hälfte ald Cau⸗ 
tion, die andere Hälfte ald Pahtfchil- 
ling des eriten Jahres zu gelten hat. 
Die Caution kann au in Staatspapies 
ten, nad dem Börfencoutfe ded Er: 
lagstages berechnet, erlegt werden. 

8. 8. Der einjährige PBachtbetrag 
muß immer vier Wochen vor Beginn 
eines jeden Pachtjahres, bei fonftiger 
neuerliher Kicitation des Pachtes auf 
Koften und Gefahr des Pächterd, in 
vorhinein entrichtet werden. 

8.9. Die Cautions- und Pachtbe- 
träge find bei dem Steuer Amte zu er⸗ 
legen. Bier Wochen nad Ablauf der 
Pachtzeit wird dem Pächter der Cau- 
tionsbetrag, in fo weit er nicht für Er⸗ 
faß oder Strafbeträge in Anfpruch ge- 
nommen wird, über Anweifung der po» 
litifhen Behörde erfolgt. 

8. 10. Ausnahmsweife, und wenn 
der Pacht felbft den, in der gegenmwärs 
tigen Verordnung vorgezeichneten Be⸗ 
dingungen entſpricht, kann die politi- 
[he Bezirksbehörde bereits beitehende 
Pachtverträge nah Einvernehmung der 
betreffenden Gemeinde auch ohne Ein- 
leitung einer öffentlichen Licitation nach 
Maßgabe der Vorſchrift diefe Verord- 
nung verlängern. 

$. 11. Hinfichtlich der Vertheilung 
des jährlichen Nein-Ertrages der Jagd 
ift fi nach der Beftimmung des 8. 8 
des a. h. Jagdpatentes vom 7. März 
1849 zu benehmen. 

8.12. Die theilweife oder gänzliche 
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Ueberlaffung gepachteter Jagden in Af- 
terpacht oder an Dritte gegen Bergü- 
tung in Geld oder Borbehalt eines 
Theile® des Jagd: Erträgniffes darf 
ohne Zuftimmung der politifhen Bes 
hörde, bei fonftiger Ungiltigfeit des Ge- 
ſchäftes und Straffälligkeit der Par⸗ 
teien, nicht Statt finden. Ebenfo ift 
der Austaufch einzelner Theile an ein- 
ander aränzender Jagdgebiete von der 
Genehmigung der politifhen Behörde 
abhängig. 

$. 13. Die Sagdpachter, fo wie Die 
im 8. b des a. h. Jagdpatented vom 
7. März 1849 bezeichneten Grundbe— 
figer müffen unter eigener Berantwor- 
tung zur Beauffihtigung der 
Jagd gelernte Jager oder doch 
wenigftend von der politifchen Bezirks⸗ 
behörde dazu als befähiget erkannte 
fachkundige Perfonen beftellen, und der 
genannten Behörde namhaft machen. 

8. 14. Mit Bewilligung der politie 
fhen Behörde kann auch der Jagd⸗In⸗ 
baber felbft (Grund - Eigenthümer oder 
Jagdpächter) als ſachkundiger Auffeber 
beftellt werden. 

8. 15. Zu diefer Rachweiſung (88. 
13 und 14) wird den dermaligen Jagd: 
Inhabern eine dreimonatliche Frift vom 
Zage der Kundmachung diefer Verord⸗ 
nung zugeftanden. Erfolgt die Radh- 
weifung nicht, fo find die felbftberedy- 
tigten Jagdbeſitzer dazu durch die geeig- 
neten Bollzugsmittel zu verhalten, ge⸗ 
gen die Jagdpächter ift aber fofort mit 
Auflöfung der Pachtung und Wieder: 
verpadhtung auf ihre Gefahr und Ko- 
ften vorzugehen. 

8. 16. Einwendungen aus einem 
privatrechtlichen Titel gegen den Voll: 
zug der, in dieſer Verordnung enthals 
tenen Beftimmungen finden nicht Statt. 

$. 17. Zur Ausübung der Jagd im 
eigenen oder fremden Namen ift Rie- 
mand berechtiget, der nicht in Gemäß 
heit des a. b. Patentes vom 24. Octo⸗ 
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ber 1852 (88.14 und 19) (f. Waffen) 
die Bewilligung zum Tragen der Jagd- 
waffen erhalten hat. 

8. 18. Jede Uebertretung oder Um⸗ 
gebung diefer Vorfchriften ift von der 
politifhen Behörde mit einer Geld- 
firafe von 25 — 200 fl. EM. zu bele- 
gen, welche dem Armen » Inftitute des 
Ortes, wo die Uebertretung begangen 
wurde, zufall. Wenn die zu verhän- 
gende Geldftrafe an und für fi oder 
mit Rüdfiht auf die Verhältniſſe des 
Straffälligen nicht eingebracht werden 
kann, fo ift fie in Arreſtſtrafe von je 
Einem Tag für fünf Gulden zu vers 
wandeln. (Bdg. des Minift. des Inn. 
v. 15. Dec. 1852, wirkſam für die 
Kronländer Defterreih unter u. ob der 
Enns, Salzburg, Tirol, Steiermark, 
Krain, Kärnthen, Görz und Gradiska, 
u. Iſtrien, Trieſt, Böhmen, Mähren, 
Schleſien, Galizien und Lodomerien, 
Krakau u. Bukowina, R. ©. B. Nr. 
257.) 

Sagdiwefen. Die jagdpolizeis 
lihenBorfhriften werden neu— 
erdings kundgemacht. Da zur 
Regelung des Jagdweſens die Hand⸗ 
habung der jagdpolizeilichen Vorſchrif⸗ 
ten ſowohl im Intereſſe der Jagd ſelbſt, 
als zum Schutze des Ackerbaues unum⸗ 
gänglich nothwendig iſt, fo werden in 
Folge Auftrages des Miniſteriums des 
Innern vom 15. December 1852 3. 
5681, alle diesfalls beſtehenden geſetz⸗ 
lichen Beſtimmungen, in fo fern fie mit 
dem SJagdpatente vom 7. März 1849 
und den hiezu erlaffenen nachträglichen 
Verordnungen nicht im Widerfpruche 
fiehen, hiemit neuerdings kundgemacht, 
und deren genaue Beobachtung zur 
Pflicht gemacht. 

1. Das Jagdrecht befteht in dem 
Befugniffe der in dem a. 5. Patente 
vom 7. März 1549 bezeichneten Jagd» 
Inhaber oder deren Pächter, die in ih— 
vem Jagdreviere im Freien vorkommen⸗ 
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den nuͤtzlichen Wildgattungen nach Zu⸗ 
läſſigkeit der Natur der Wildthiere, und 
in einer dem Felde, Wein⸗ und Wald⸗ 
baue im Allgemeinen unſchaͤdlichen 
Menge zu begen, diefelben zur Zeit ih⸗ 
rer beiten Benußbarkeit kunftmäßig zu 
fangen oder zu erlegen, nebftbei aud 
alle ſchädlichen Raubthiere zu jeder Jah⸗ 
reszeit nach Thunlichkeit zu tödten, oder 
deren Brut zu zerjtören. 

2. Jeder Befiker oder Pächter eines 
Jagdbezirkes hat die Freiheit, in Wäl- 
dern, Auen oder Gebüfchen, Faſanen 
einzufeßen, Hafen und anderes Wild 
in feinem Bezirke mit Hunden zu jagen 
oder zu hegen, in fo fern diefed ohne 
Defhäadigung was immer für eines 
Grund-Eigenthümers gefchieht, welche 
der Jagd » Inhaber zu vergüten ge- 
halten fein wird. 

3. Shwarzwild (Wildfchweine) 
darf nur in gefchloffenen und gegen 
allen Ausbruch gut gefidherten 
Thiergärten gehalten werden. Wenn 
ein Schwarzwildftüf außerhalb ei« 
nes Thiergartens angetroffen wird, 
fo ift es Jedermann zu allen Jahres⸗ 
zeiten erlaubt, dasſelbe, wie Wölfe, 
Füchfe, oder ein anderes ſchädliches 
Raubt hier zuerlegen; vonder Schuß- 
waffe dürfen jedoch) hiebei blos die Waf⸗ 
fenberechtigten Gebrauch machen. (Siehe 
Waffen.) 

4. Jeder Jagd » Inhaber ift befugt, 
in feinem Bezirke ſich auch in Anfehung 
des vorüberziehbenden Wildes in 
der jagdmäßigen Zeit feines Jagd- 
rechtes zu bedienen, und das Wild, 
welches während dieſer Zeit feinen 
Bezirk betritt, auf alle mögliche, ihm 
felbft gefällige Art zu fangen, zu fie, 
Ben oder fonft zu erlegen. 

5. Ein in dem eigenen Wildbanne 
angeſchoſſenes und verwundetes 
Wild, das in einen fremden Wildbann 
überfegt, darf Daher nicht verfolgt 
werden, fondern es bleibt dem Befiger 
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desjenigen Bannes, in den ed fi ge 
zogen bat, frei, mit demfelben, wie mit 
feinem Eigenthume, zu falten. 
6. Fangeiſen und Schlingen 
zu legen, und Wolfsgruben zu ma- 
hen, wird jedem Jagdbefiger in feinem 
Banne geftattet. Zur Verhütung alles 
Schadens und Unglüdes aber, müflen 
dabei folhe Zeichen aufgeſteckt wer⸗ 
den, die von Jedermann leicht wahr: 
genommen und erfannt werden fönnen. 
7. Zn jenen Gegenden, wo Bären, 
Luchſe und Wölfe vorkommen, if die 
bisher üblich gewefene Zuſammenwir⸗ 
tung der Gemeinden dutch allgemeine 
Jagden, von welchen fi die Inſaſſen 
nicht audfchliegen dürfen, in Anwen⸗ 
dung zu bringen. Für die Erlegung 
ſchädlicher Raubthiere werden aus dem 
Staatsſchatze folgende Prämien verab- 
folgt, als: 
für eine Barin . . 40fl. ©. 
für einen Bären . . 30 u." 
für eine Wölfin oder i 


Luchſin.. 25 um 
für einen Wolf oder 

Luchs.. .20 vun 
für einen jungen Bä- 

ren, Wolf oder 

Luchs unter Einem 

Jahre . 10 u un 


Jedem bei der volitiſchen Bezirksbe⸗ 
hörde anzubringenden, und von dieſer 
der Statthalterei vorzulegenden Ein⸗ 
ſchreiten, um die Anweiſung der Pra⸗ 
mien iſt der authentiſche auf der eigenen 
Ueberzeugung der einſchreitenden Local⸗ 
behörde fich gründende Beweis von der 
Thatfache der erfolgten Tödtung eines 
folhen Raubthieres beizulegen. 

8. Jedermann ift berechtigt, feinen 
Wald und feine Wiefen nach den beſte⸗ 
benden Forſtgeſetzen zu benüßen. 

9. Auch in Unfehen des Bich- 
triebes in die Wälder und Auen 
verbleibt es bei dem, was hierüber in 
dem Forftgefege vorgefihrieben ift. 
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10. Die unteren volitiſchen Behoͤr⸗ 
den haben darauf zu ſehen, daß die 
Jagd⸗Inhaber das Wild zum Nachtheile 
der Cultur nicht übermäßig hegen, und 
fie follen Diejenigen, bei denen fie einen 
zu großen Anwachs des Wildflandes 
wahrnehmen, ohne Nachſicht zur ange 
mefjenen Verminderung desfelben 
anhalten. 

11. Jeder Grund » « Eigentümer iſt 
befugt, ſeine Gruͤnde, ſie moͤgen in oder 
außer den Waldungen und Auen ſein, 
wie auch ſeine Waldungen und Auen 
mit Planken oder Zäunen, von was 
immer für einer Höhe, oder mit 
anfgeworfenen Gräben gegen das Ein» 
dringen des Wildes, und den daraus 
folgenden Schaden zu verwahren. Do 
follen ſolche Blanten, Zäune und Grä⸗ 
ben niht etwa zum Fangen des 
Wildes gerichtet fein. Auch find bei 
Gegenden an Wäffern alle 500 Schrite 
in den Planken oder Zäunen Thöre zu 
machen, damit bet großer Anfhwellung 
des Waſſers fih das Wild durch diefel« 
ben retten koͤnne. 

12. Jedermann ift befugt, fobald ein 
fühlbarer Nachtheil zu beforgen ſteht 
von feinen Feldern, Wiefen und Wein⸗ 
garten das Wild auf wasimmerfür 
eine Art, fei ed durch Errichtung von 
Scheuchgegenſtänden, durch Rachtfeuer, 
Bewachung durch Menſchen oder Hunde 
u. dgl. abzutreiben. Sollte bei einer 
ſolchen Gelegenheit ein Wildſtück ſich 
durch das Sprengen verletzen, oder 
zu Grunde gehen, ſo iſt der Jagd⸗ 
Inhaber nicht berechtiget, dafür einen 
Erfaß zu fordern. 

13. Auf Saaten, angebauten Grund⸗ 
ftüden von was immer für einer Akt, 
außer, wenn diefelben im Winter feſt⸗ 
geftoren find, und vor geendigter Wein⸗ 
lefe in Weingarten ift weder den Jagd⸗ 
Inhabern noch den Jägern erlaubt, un« 
ter was immer für einem Borwande zu 
jagen, zu treiben, oder mit einem Vor⸗ 
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ſtehhunde darauf zu ſuch en, ſelbſt nicht 
unter dem Vorwande, den Eiern und 
Neſtern von Faſanen und Rebhühnern 
nachzuſehen. Wenn ein Jagd⸗Inhaber 
dieſes Verbot ſelbſt übertritt, fo iſt er 
mit 25 Ducaten zu beſtrafen, welche die 
politiſche Behörde einzutreiben, und 
Demjenigen, auf deſſen Grund die 
Uebertretung geſchehen iſt, zuzuſtellen 
hat. Sonſtige Jäger aber ſollen mit 
dreitaͤgigem Arreſte bei dem Bezirksamte 
beſtraft werden. 

14. In der nächſten Umgebung der 
Ortſchaften, Häufer und Scheuern darf 
zwar das Wild aufgefuht, auch mit 
Reben gefangen, nicht aber mit Schuß⸗ 
waffen erlegt werden. Ebenfo hat in 
diefer Nähe die Aufftellung folcher 
Schlageiſen oder Fallen zu unterbleiben, 
welche für Menfchen oder Thiere gefähr⸗ 
lih werden könnten. 

15. Bei Streife, Treib⸗ und Kreise 
jagden dürfen bei ſchwerer Verantwor⸗ 
tung des Jagdleiterd nur ſolche Indi⸗ 
viduen ald- Schügen zugelaſſen werben, 
welche nicht nur Waffenpäfle befiken, 
fondern die auch mit Schießgewehren 
umzugehen, und fich bei ſolchen Jagden 
nah Waidmannsbrauch zu benehmen 
wiffen. Finden jedoch Treibjagden in 
Wäldern oder Auen Statt, fo ift fol- 
bes bekannt zu machen, damit fich die 
darin befindlichen Holzfammler, Holz« 
bauer, Fuhrleute ꝛc. zuvor entfernen 
fönnen. 

16. An Sonn» und Feiertas 


gen dürfen keine Treib- und Kreisjag⸗ 


den Statt finden. 

17. Der Örundbefißer hat das Recht, 
die unverzügliche Bergütung aller Wild» 
fhäden, fie mögen inden Jagdbezirken 
an Feldfrüchten, Weingarten oder Obft- 
bäumen gefchehen fein, zu verlangen, 
und fo fern feine Anfprüdhe nicht im 
gütlihen Wege unter alljälliger Ver⸗ 
mittlung des Semeindevorftandes be⸗ 
friediget werden follten, diefelben bei 
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dem competenten Bezirksgerichte geltend 
zu machen. | 

18. Die Jagdgerechtigkeit fol nicht 
verhindern, daß zur Beförderung der 
Landescultur Jedermann, der in einem 
Jagdbezirke Gründe befigt, diefelben 
unbeſchränkt genießen, folglich darauf 
Wohnungen und Wirthſchaftsgebäude 
erbauen, die Wiesböden von Unkraut 
und Dornen reinigen, ohne alles Hin- 
dernig abmähen und fein Vieh darauf 
zur beftimmten Zeit weiden könne. Nur 
dürfen bei dieſer Benüßung weder die 
Wald -Drdnung, nod die Polizei- und 
Sicherheitögefege übertreten werden. 
Daher muß jederzeit, wenn einzelne 
Hütten, Häufer oder andere Gebäude 
in Auen, Waldungen oder anderen von 
Dörfern entfernten Orten errichtet wer⸗ 
den follen, die Bewilligung durch die 
Kreisbehörde (jet politifche Bezirks⸗ 
behörde) eingeholt werden. 

19. Hingegen follen au die Jagd⸗ 
Inhaber gegen alle Beeinträchtigung 
ihrer Rechte geſchützt, und da die Wild« 
dieberei und das Raubſchießen in fo 
mancher Beziehung felbft der öffentli- 
hen Sicherheit gefährlich ift, Demfelben 
auf alle Art vorgebaut werden. 

20. Jagende Hunde eines anderen 
nachbarlichen Jagd» Inhabers, die das 
Auffichtsperfonale in der Regel ohnehin 
fennt, follen zwar nach Thunlichkeit ge⸗ 
font, und wenn fie ein verwundetes 
Wild ftellen oder greifen, wo möglich 
feftigenommen und dem Eigenthümer 
zurückgeftellt werden. Andere nicht zum 
Jagdbetriebe beſtimmte, im Walde und 
Felde allein herumirrende Hunde, 
find dagegen zu erlegen. 

21. In einem fremden Jagdbezirke 
darf fih Niemand, außer auf der Straße 
oder dem Fußſteige bei der Durchreiſe 
mit einem Gewehre, felbft wenn er mit 
einem Waffenpaffe verfehen ware, bes 
treten lafjen. Die Ueberireter dieſes 
Verbotes follen eingezogen und beftraft 
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werden. Die Jagdberechtigten und de⸗ 
ren Aufſichtoͤträger haben ſich mit ihren 
Waffenpäffen bei Begegnung an den 
Revierdgränzen, auf gemeinſchaftlichen 
Wegen, oder dort, wo der Durchgang 
durch ein Jagdrevier nad einem ander 
ren unvermeidlich ift, gegenfeitig aus⸗ 
zuweifen. 

22. Wer ein Wild findet, welches 
ſich ſelbſt gefpießt oder fonft beſchaͤdiget 
bat, und zu Grunde geht, darf fich das« 
felbe keineswegs zueignen. 

23. Ueberhaupt ift fremdes Wild, 
von was immer für einer Gattung, 
fangen oder fchießen, wie die Entfrem⸗ 
dung jedes amderen Eigenthumes ein 
Diebftahl, Es werden daher die Wild- 
ſchützen, fowie die Borfhubleifter und 
Zheilnehmer von den Gerichten nad 
dem Strafgefeße beftraft werden. 

24. Wenn in einem Wildbanne ein 
bewaffneter Wildſchütz auf Zurufen 
der Jäger fich nicht eryibt, fondern zur 
Wehre ftelt, fo find die Jäger berech- 
tiget, ſich der nöthigen Bertheidigung 
zu gebrauchen, um ihr Leben zu ſchützen. 

25. Uebrigens wird allen Gemeindes 
vorftänden, und den zum Dienfte der 
öffentlihen Sicherheit aufgeftellten Or« 
ganen zur Pflicht gemacht, Diejenigen, 
welche unbefugt einem Wilde nachitel- 
len, ſolches fangen oder ſchießen, aus⸗ 
zuforfhen, fie ald Diebe einzuziehen, 
und dem Gerichte zu übergeben. 

26. Bei gegründetem Argwohne 
alfo, daß ein Wild unerlaubter Weife 
gefällt worden, werden die Jagd-Inha- 
ber angewiefen, fib an die Gerichte 
oder an die Staatsanwälte zu wenden, 
damit diefe die zur Auffindung des 
fihtbaren Gegenftandes des Vergehens 
oder Verbrechens allenfalld nöthige 
Unterfuchung vornehmen. Den Iagd- 
Inhabern ſelbſt aber wird eine 
eigenmädtige Hauédurchſu— 
bung, es ſei durch ſich oderihre 
Jäger, ſtrenge unterſagt. 
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27. Die Jagd» Inhaber fliehen im 
diefer Eigenfhaft, und in Fallen, 
die in die gegenwärtige Berordnuug 
einfhlagen, unter den Bezirksämtern, 
in Civil» und Straffällen aber unter 
der Gerichtsbehörde. (Exil. der n. ©. 
Statth. vom 27. Dec. 1852 3.45482. 
0.0.2. G. B. Rt. 473.) 

Jäger. Die Jägerkleider dürfen 
nur gelernte Jäger tragen, und es ift 
das Tragen derfelben den Bedienten, 
die feine gelernten Jäger find, unter- 
fagt. Ein Dienſtherr welcher einem 
Bedienten, der fein Jäger ift, die Ja- 
ger⸗Livrée tragen läßt, unterliegt im 
erften Uebertretungsfalle einer Geld» 
ftrafe von 100 bid 200 fl. zu Handen 
des Armenfondes; der Diener aber, 
welcher ohne ein gelernter Jäger zu 
fein, er mag wirklid in einem Dienfte 
ftehen oder nicht, eine ſolche Livrée 
trägt, einer Polizeiarreftftrafe von 3 
bis zu 8 Tagen, welde Strafe nad 
Umftänden durch Faften oder koͤrper⸗ 
liche Zühtigung zu verfchärfen kömmt. 
Die Kleidung ift Demjenigen, dem fie 
gehört, zu belaffen, ihm jedoch die aus⸗ 
drüdlihe Warnung zu ertheilen, von 
derfelben keinen unerlaubten Gebrauch 
zu machen. (Hofdecr. vom 7. März 
1804. Obent. 3. Bd. ©. 40.) 

— — Din k. k. Jagern wird in 
den ihnen zugemwiefenen I. f. Jagdrevie« 
ren bei Berrichtung ihres Dienftes be- 
hufs der Auf» und Nachſicht und der 
Habhaftmahung der Wilddiebe das DB e- 
tretender&ifenbahn ohneBefhrän- 
fung auf die im Allgemeinen erlaubten 
Zugänge geftattet, jedoch zur Pflicht 
gemacht, daß fie fih entweder durch 
ihre Kleidung kennbar zu machen, oder 
mit einem Ausweife zu verfehen haben. 
Auch haben fie alle jene Borfichten, die 
für den Betrieb der Eifenbahnen wegen 
der Aufrechthaltung der perfönlichen 
Sicherheit beftehen, genau zu beobach⸗ 
ten, indem den Betrieböorganen der 
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Eifeubahnen Feine Berantwortung auf 
erlegt werden kann, wenn ein Jäger 
wegen Hintanfehung der allgemein ge- 
botenen und aus dem Betriebe der 
Eifenbahn ſich ergebende Borfichten in 
vielleicht zu regem Dienfteifer eine Ver⸗ 
unglüdung erleiden follte. Eine Aus- 
dehnung des Rechtes zum Betreten der 
Eifenbahn auf alle aud blos in Privat- 
dienften ftehenden Jäger liegt dermal, 
wo es ſich lediglih um das Einfchreiten 
des k. ?. Oberſthof⸗ und Landjäger- 
meifteramtes handelt, nicht in der Frage, 
daher das obige Zugeftändniß fid) blos 
auf die k. k. Jäger in ihren Dienftes- 
verrihtungen zu befchranten hat. (N. ö. 
Rggs. Vdg. vom 18. Rov. 1847 3. 
59097, Deer. dert. k. P.O. D. vom 
2. Jänner 1848 3. 22011/4018, |. 
auch Eifenbahn Vdg. vom 23. Der. 
1838.) 

Zäder, wann denfelben das Befug- 
niß zufteht, ein nt abzuneh⸗ 
men, f. — Jagdweſen $. 21. 

— — f. Lioree : Berzierun 

Sahres:Paffirfcheine, ſ. P eff. 

eine. 

Sahrmärkte und Wochenmärtte 
follen nie an einem Sonn⸗ oder gebote- 
nen Feiertagen gehalten, fondern auf 
den nächſten Werktag verlegt werden, 
auch fol die Marktzeit niht um fo 
viele Tage verlängert werden, als Feier- 
tage dazwifchen liegen. (Hofrefcript v. 
14. Zuni 1770, Hofdeer. v. 11. Juni 
1771, Krop. Gef. M. Theref. 7. Bd. 
©. 363 u. Hflzl. Deer. vom 29. Mai 
1807, Krop. ©. ©. 23. Bd.) 

— — Bon allen Obrigkeiten follen 
den Fabricanten, Profeffioniften und 
Krämern der Befuch der Jahrmärkte, fo 
wie die vor⸗ und nachmittägige Aus- 
legung der Waaren geftattet werden. 
(Bdg. vom 25. Nov. 1772, Krop. ©. 
M. Thereſ. 6. Bd. ©. 549.) 

— — Dad Reht zum Beſuche der 
Sahrmärkte ift nicht blos auf förmlich 
Zalelsty, Handb. d. Poliz. Gef. IL 
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legitimitte Kauf- und Hamdelsleute bes 
ſchränkt, fondern es ift auf den Jahr⸗ 
märkten eine volllommene Freiheit des 
Berfaufes aller erlaubten, das ift durch 
die Geſetze nicht außer Handel gefehten 
Waaren geftatiet. (Hofdecr. vom 20. 
Mae; 1775, 24. Juni 1784 u. 29. 
Nov. 1794, Dbent. 3. Bd. ©. 53.) 

Sahrmärkte, Ausländifhe Ver⸗ 
fäufer dürfen nur auf den Hauptjahr« 
märkten erfheinen. (U. 5. Entfchlier 
ßung vom 11. Dct. 1782.) 

— — Die Gemeinden in Mähren 
haben jährlich die Anzeige zu machen, 
wann die Jahrmärkte abgehalten und 
wegen der einfallenden jüdifchen Feier: 
tage etwa auf andere Tage verlegt 
werden müſſen. (Vdg. vom 6. Sept. 
1783, Krop. Gef. Joſ. 3. Bd. ©.494.) 

— — Allen erbländifhen Krämern, 
Fabrikanten und Händlern wird ers 
laubt, die Märkte und Kirchtage zu be- 
fuhen. (Vdg. vom 7. Juli 1784, 


Krop. Gef. Sof. 7. Bd. ©. 494.) 


— — Die Jahrmärkte zu Klagen- 
furt und Laibach, wie jene zu Graz und 
Linz find dergeftalt frei erflärt, daß fie 
von in⸗ und ausländifchen Handelsleuten 
befucht werden können. (Hofdecr. vom 
9. Dec. 1785, Krop. Gef. Joſ. 9. Bd. 
©. 187.) 

— — Der Ollmützer St. Georgi« 
Jahrmarkt ift jederzeit am St. Georgi» 
tage, das ift am 24. April jeden Jah⸗ 
tes abzuhalten. (Hofdeer. v. 3. Mai 
1786, Krop. Gef. Joſ. 11. Bd. ©. 
218.) 

— — Der Stadt Kemberg ift ein 
Jahrmarkt bewilliget, der alljährlich 
am erften Montage nad dem Dreikö- 
nigstage anzufangen und vier Wochen 
zu dauern bat. (Hofdeer. v. 6. Nov. 
1786, Ktop. Gef. Sof. 11. Bd. ©. 
218.) 

— — Der Mißbrauch, den Han 
delsleuten auf den Jahrmärkten die 
Auslegung der Waaren erſt Nachmit⸗ 
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tags zu geftatten, wird eingeftellt. 
(Bub. Vdg. in Böhmen vom 11. Juni 
1787, Krop. Gef. of. 14. Bd. 6.90.) 

Jahrmärkte. Der Jahrmarkt zu St. 
Georg unter dem Schloffe des rutheni- 
ſchen Biſchofs wird afgeftellt, hingegen 
ein Jahrmarkt den Montag nad St. 
Johannis des Täufers dur 14 Tage 
in der Stadt Lemberg angeordnet. 
(Sub. Vdg. in Galiz. vom 12. Juni 
1787, Krop. Gef. Iof. 14. Br. ©. 
139.) 

— — Der in Prag aht Tage nad 
dem Felle St. Wenzel abzuhaltende 
Zöpfer- und Holzwaarenmarkt wird auf 
die Woche nah dem Feſte der heiligen 
Dreifönige überfebt. (Hofdeer. v. 12. 
Febr. 1788, Krop. Gef. Joſ. 16. Bd. 
©. 455.) 

— — Für die Stadt Therefienftadt 
wurden zwei Jahrmärkte bewilliget, 
nämlih den eriten Montag nad den 
DOfterfeiertagen, und den erften Montag 
nad Wenzeslaifefte. (Hofdecr. vom 6. 
Auguft 1789. Krop. Gef. Joſ. 18. Bd. 
S. 1%.) 

— — Auf Jahrmärkten fol nur 
dis 8 Uhr Abends Licht, und zwar in 
Laternen in Hütten gebrannt werden; 
auch foll zwifchen den Hütten weder 
Tabak geraucht, noch Glutfeuer erhals 
ten, noch mit Windlihtern bin und 
wieder gegangen werden. (Rggs. Bdg. 
vom 13. Febr. 1784, Krop. Gef. Iof. 
6. Bd. ©. 268, dann Wiener Feuer- 
löfhordnung vom 22. April 1818, 
Krop. Gef. Franz. 39. Bd. ©. 213 u. 
Feuerlöſch⸗Ordnung für Landftädte u. 
Märkte vom 7. Sept. 1782 8. 37.) 

— — Die zu Markt fommenden 
Berküufer haben ihre Waaren entweder 
in Magazinen oder Gewölben, Nieder 
lagen oder auch in Marktbuden und 
Ständen auf dem Marktplabe zum Ver⸗ 
faufe andzubieten. (Hofdecr. vom 22. 
Sept. 1791.) Die Berkaufspläße in 
Marktbuden und Ständen dürfen Die 
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Berfäufer ſich nicht felbft wählen und 
befeßen,, fondern fie haben fi darum 
bei der Drtöbehörde zu melden, welde 
diefelben anzuweifen bat. (Vdg. des 
böhbm. Bub. vom 12. Dec. 1820. 
Obent. 3. Bd. ©. 55.) 

Jahrmärkte. Den Verkäufern auf 
dem Markte ift geftattet, ihre Waaren auf 
ausdrückliche Beftellung von einzelnen 
Kaufluftigen in die Haufer zu bringen. 
(Hofdeerr. vom 25. Jänner 1773.) 
Foͤrmlich Haufiren dürfen fie nicht, wenn 
fie mit keinem Haufirpafle verfehen 
find. (Hofdecr. vom 24. Mai 1821 
u. 14. Sept. 1821. Obent. 3. Bd. 
©. 55.) 

— — Seder Berkäufer, welder in 
feiner Marktbude übernadhten will, hat 
hiervon der Bolizeibehörde die Mel- 
dung zu maden, und fi da des Ge⸗ 
brauches des Lichtes nnd der Kohlen 
zu enthalten. (Hofdecr. vom 25. Juni 
1822. Obent. 3. Bd. ©. 60.) 

— — Bum Befuhe der Jahr. 
märkte ift der Ausweis mit einem Ge⸗ 
werböredhte oder mit einem Erwerb⸗ 
fteuerfcheine nicht erforderlih. (Hfl;lo. 
v. 27. Febr. 1822.) Den Gewerbe- 
leuten ift vielmehr auch das Recht 
zuerfannt, auf Jahrmärkten in Folge 
der Marktfreiheit was immer für Waa⸗ 
ren zu verkaufen, wenn auch die Erzeu- 
gung oder der Verkauf derfelben außer 
ihrem Befugniffe liegt; nur müffen fie 
den Berkauf, fo wie die Marktfieranten, 
auf den von der Ortsbehörde ihnen 
angewiefenen Markiplägen, nicht aber 
in ihren Gewölben betreiben. (Hof- 
entſcheidung v. 31. Dec. 1822. Obent. 
3. Bd. ©. 54.) 

— — Die Defhräntung einzelner 
Gewerbsleute bei Verkauf ihrer Waaren 
fann auf gewiffe Stunden des Tages, 
dann daß die fremden Gewerbsleute den 
einheimifhen für die Beſchau der zu 
Markt gebraten Waaren eine Gebühr 
entrihten, fo wie jeder andere derlei 
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Unfug bei Jahrmärkten ift unterfagt. 
(Bdg. des böhm. Bub. vom 14. Aug. 
1824.) 

Sahrmärkte. Auf Jahrmaͤrkten find 
alle Arten Glücksſpiele ganzlih und 
fiteng verboten. (Ddg. des böhm. Bub. 
vom 10. Februar 1826, Obent. 3. Bd. 
©. 57.) 

— — Die Bewilligung zur Aende- 
rung der Jahrmarktstage fteht der Lan 
deöftelle zu. Die Verleihung der Jahre 
marktd » Privilegien, dann die Erwei- 
terung der ſchon beſtehenden bleibt 
noch fernere der Hoflanzlei vorbehalten. 
(Hoflzl. Decr. vom 11. Mai 1832 2. 
9558. Pol. ©. ©. 60. Bd. Nr. 49, 
n. 6. Rggs. Bdg. vom 20. Suni 1832 
3. 32249.) 

— — Die Ertheilung der Bewilli- 
gung zur Verlängerung der Dauerzeit 
bereits beftehender Jahrmaͤrkte kommt, 
faut h. Hoffanzlei= Decrete v. 24. Apr. 
d. 3. 3. 9831, nad der Analogie des 
BDefugniffes, welches den Ränderftellen in 
Abfiht auf die Abanderung der Jahr⸗ 
marktötage, dur Verordnung vom 
11. Mai 1832, eingeräumt ift, gleich⸗ 
falls den Länderftellen zu. (DO. d. Reg. 
Vdg. vom 6. Mai 1834 3. 13289. 
Prov. ©. ©. für DO. Defl. 3. 1834. 
Rr. 100.) 

— — Se. f. k. Majeftät haben mit 
a. h. Entſchließung vom 15. Mail. I. 
zu geftatten geruht, daß die in Böh⸗ 
men beſtehende Beſchränkung der Verlei⸗ 
hung vonJahrmarkts⸗Privilegien 
nur an Marktgemeinden oder an Dorf- 
gemeinden unter der Bedingung, daß 
fie Marktgemeinden werden, befeitiget, 
und dem Gubernium geftattet werde, in 
Zukunft auch für Dorfgemeinden, für 
welche fi die Verleihung eines folchen 
Privilegiums aus dffentlihen Ruͤckſich⸗ 
ten und nad den Drtöverhältnifien 
techtfertiget, um diefelbe einzufchreiten. 
(Gfkzl. D. 0.20. Mai 1847 3.17076. 
Dec. des böhm. Bub. v. A. Juni 1847, 
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3. 33360. Prov. G. ©. für Böhmen. 
3. 1847. Rt. 139.) 

Sahrmärkte. Das Handeldminifte- 
rium, an welches die Leitung der das In⸗ 
ftitut der Jahrmärkte betreffenden Ange- 
legenheiten übergegangen ift, hat befchlof- 
fen, bis zur definitiven Regelung dur 
den, in Berathung befindlihen neuen 
Handels⸗Coder, es von der bisher übli- 
hen Ertheilung förmlicher Privilegien 
zur Abhaltung von Jahrmärkten abkom⸗ 
men zu laffen, und proviforifch die 
Bewilligung hiezu mittelft einfacher 
Eonceffionen zu ertheilen. (Erlaß des 
Handeldminift. v. 4. Mai 1849 an die 
Länderftellen von Ob. u. Ried. Deft., 
Böhmen, Mähren, Galizien, Steierm. 
Tirol, Illyrien, Dalmatien u. Küften- 
land. R. G. B. Nr. 238.) 

— — in Bien. Die bisher unter 
dem Namen Jubilates und Allerheiligen- 
Markt in der Stadt Wien abgehalte- 
nen zwei Jahrmärkte werden von nun 
an unter der Benennung Frühjahr⸗ und 
Herbſtmarkt und zwar der erſte vom 
Montag 14 Tage nah Oſtern, der 
zweite vom 15. Det. eines jeden Jah⸗ 
tes angefangen durch 14 auf einander 
folgende Tage abgehalten und es find 
überdies drei Tage zum Ein- und Aus- 
paden der Waaren umd Berlaufsgegen- 
Hände eingeräumt. Als Abhaltungs- 
Locale ift vor der Hand der Plab der 
Esplanade rechts vor dem Schotten- 
thore gegen das Neuthor beftimmt. 
Hinfichtlih des bisher unter der Be⸗ 
nennung: „Margarethen⸗Markt“ abge: 
haltenen Jahrmarktes tritt außer der 
Abkürzung auf 14 Tage Feine Berän- 
derung ein. (Erl. des Handeldminift. 
v. 12. Sept. 1849, an fümmtl. Län⸗ 
derchefs. R. ©. B. Nr. 390.) 

— — Beſuch derfelben in Baiern, 
f. Baiern. 

— — Anordnungen in Bezug auf 
den Bicherverfauf, ſ. Buchhändler. 
(Bat. v. 18. März m 15.) . 

9 ” 
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Sahrmärkte. Auf denfelben dürfen 
feine Zinngießerwaaren ausgefpielt wer- 
den, f. —— 

— — ſ. Kirchweihmärkte. 

— ſ. Blüdsfpiele ‚ Märkte ‚ 

ele. 

Sahrmarkt - Ordnung für die 
k. k. Hauptſtadt Prag. 

8. 1. In der k. k. Hauptſtadt Prag 
beſtehen für die verſchiedenen Handels⸗ 
waaren nachſtehende Hauptjahrmärkte, 
und zwar: 

Für die Commercialwaaren. 

1. Zu St. Wenzeslai auf dem alt⸗ 
ftädter Ring. 

2. Zu Maria Lihtmeß auf dem Roß⸗ 
markte in der Reuftadt. 

3. Zu St. Beit auf dem Tleinfeitner 
Ringe. 

Kür die Holz- und Töpfer 
waaren. 

1. Zu St. Wenzeslai mit den Holz⸗ 
waaren auf dem Graben, und mit den 
Zöpferwaaren auf dem Sapuzinerplab 
in der Neuſtadt. 

2. Zu Maria Lichtmeß auf denfelben 
Plaͤtzen. 

3. Zu Mittfaſten, oder an dem mitt⸗ 
leren Faſtenmittwoch auf denſelben 
Plaͤtzen. 

5. Zu St. Veit mit den Holzwaaren 
auf dem Graben in der Neuſtadt, und 
mit den Topferwaaren auf der Inſel 
Kampa in der Kleinfeite. 

6. Zu St. Margaretd, mit den 
Holzwaaren aufdem Graben, mit den 
Zöpferwaaren auf dem Kapuzinerplake 
in der Neuſtadt. 

Für den Pferdehbandel. 

1. In der erſten Woche nach Oftern, 
auf dem Biehmarkte in der Neuftadt. 

2. Acht Tage vor dem St. Michaels» 
feſte, ebendafelbft. 

Die Dauer der voranftehenden Com⸗ 
merciale, Holz» und Töpferwaaren- 
märkte ift mit Einfchluß des Beſtim⸗ 
mungdtaged auf 14 Zage, nebſt 3 
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Tagen zum Auspaden, und 3 Tagen 
zum Einpaden der Waaren, folglich 
im Ganzen auf 20 Tage beftimmt. 

8. 3. Während dem zum Auspacken 
der Waaren beſtimmten 3 Tagen (je= 
doch mit Einrehnung des Sabbathe 
bei den Juden) ift der Kleinverfauf und 
Ausſchnitt der Waaren verboten, und 
nur den Großhändlern, den 8. k. lan» 
desbefugten Fabrikanten und Markt⸗ 
lieferanten "geftattet, ihre Waaren all 
ingrosso zu verlaufen. In den legten 
drei Markitagen aber haben die den 
Markt befuhenden Handelsleute ihre 
Waaren einzupaden und fortzuführen, 
oder in eigenen Gewölben unter der 
Sperre des Magiftrats und Mitfperre 
des Handlungsftandes bie zum näch⸗ 
ſten Markttage niederzulegen. Jede 
Uebertretung dieſer Vorſchriften wird 
mit einer Geldſtrafe von 6, und nach 
Umſtänden von 12 Reichsthalern, wo⸗ 
von dem Angeber das Drittel zu Theil 
würde, und jeder unbefugte Waaren⸗ 
verkauf mit deren Confiscation beſtraft 
werden. Außer der Jahrmarktzeit iſt 
keinem zum beftändigen Handel in Prag 
nicht befugten fremden Handeldmanne, 
und auch keinem Haufirer, der nicht 
mit einem legalen vom Prager Magi⸗ 
ftrate ausgeftellten oder beftätigten 
Haufirpaß verfehen if, irgend ein 
Waarenverkauf und die Haltung offe- 
ner Verlaufsgewölbe und Verkaufs⸗ 
niederlagen in Prag, unter den feſtge⸗ 
festen Strafen, nah Befund der Um; 
ftände unter Confiscation der Waare 
geftattet, wovon blos die landesbefug- 
ten Fabrikanten nach vorläufiger An⸗ 
meldung bei dem k. k. Landesguber- 
nium andgenommen find. 

8. 4. Es ift Riemandem erlaubt, 
während des Marktes auf einen an⸗ 
dern, als den ihm von der Marktauf⸗ 
fiht eigens angewiefenen ſchickſamen 
Plage feinen Stand oder Bude zu er- 
richten, oder die Gaffen und Plaͤtze will- 
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kürlich zu verftellen, daher fich jeder 
Markthaͤndler vorläufig um die Anwei⸗ 
fung feines Berlaufftandortes, für wel: 
hen er außer dem feRgeftellten Stand⸗ 
gelde keine andere Abgabe zu entrichten 
bat, bei dem fladtifhen Marktmeiſter 
zu melden, und bei vorfommenden An- 
ftänden an den Magiftrat oder die k. k. 
Stadthauptmannſchaft zu verwenden 
bat. Uebrigens ift jedem fremden Markt⸗ 
beſucher, er mag auf dem Marktplatze 
eine Bude errichtet haben oder nicht, 
geftattet,, fein Gewölbe, Magazin oder 
Niederlage, in was immer für einem 
Stadtviertel zu öffnen, und darin den 
Handel mit erlaubten Waaren während 
der Marktzeit zu betreiben. (Jahrmarkt⸗ 
Drdnung für Prag vom 2. Dec. 1820 
3. 55088. Kundgem. durch den Mag. 
in Prag am 23. Dec. 1820.) 

Sahrmarlt- Ordunng für Wien. 

1. Rab dem Inhalte des Patents 
vom 25. Mai 1772, heißt es: 

Zur befjeren Einrichtung der Wiener 
Haupt » Zahrmärkte ift folgende Ord⸗ 
nung feftgefeßt: 

a) Soll der Jubilate-Markt an dem 
darauf folgenden Montage, und der 
Allerheiligenmarkt am 2. Nov. jeden 
Jahres anfangen, erfterer aber mit Eins 
begriff der Zahlwoche, bid auf den 
Sonnabend vor Pfingften, und lebte 
ter bis auf den Sonnabend vor dem 
erften Advent » Sonntage einfhließig 
dauern. 

b) Dafern fih ein Kierant oder 
Markthändler erfühnte, vor Anfang 
des Marktes öffentlich oder heimlich im 
Kleinen zu verlaufen, foll auf ge 
fhehene Anzeige entweder die im Ver⸗ 
kaufe betretene Waare für verfallen er 
Tannt, oder der Markthändler verhal⸗ 
ten werden, eine dem Preiſe der ver- 
äußerten Baaren gleichkommende Geld- 
firafe, wovon dem Anzeiger das -Drit- 
tel zugueignen ift, zu erlegen. 

c) Haben die Rarkthändler während 
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der letzten drei Tage der vierten Woche 
alle übrig gebliebenen Waaren einzu» 
paden, damit wahrend diefer drei Tage 
die zur weiteren Verſendung beftimm- 
ten Waaren dem Haupt » Mauthamte 
übergeben, die übrigen aber entweder 
von dem bürgl. Handelftande verfiegelt, 
und in das Wiener Stadtunterfammer: 
amt bis zum nächſten Markte eingeſetzt, 
oder aber in den eigenen Gemwölben 
dem Markthändler unter Mitfperre des 
Handelftandes, welche am lebten Tage 
des Marktes unfehlbar zu gefcheben hat, 
bid zum nahfolgenden immer aufbe- 
halten werden können. Rad eben dies 
fer Borfchrift werden auch die Wiener 
Fabrikanten, Kramer und fogenannten 
Parfuͤmeurs alle übrig gebliebenen Waa⸗ 
ven, mit welden fie außer der Markt: 
zeit zu handeln nicht befugt find, ent- 
weder unter den gehörigen Mauthvor⸗ 
fehungen zu verfenden, oder aber foldye 
gehörig zu verfiegeln, und in das Stadt: 
Unterfammeramt in die Derwahrung zu 
bringen haben. Wenn jedoch ein oder 
der andere auf dem Wiener Markte fidh 
einfindende Händler, Krämer oder Fa⸗ 
brifant die übrig gebliebenen Waaren 
einem der Wiener bürgl. Handelsleute 
in Commiffion geben wollte, fo fol 
dazu jederzeit ein folcher gewählt wer: 
den, der außer der Markizeit mit der 
ihm in Commiffion gegebenen Waareu⸗ 
gattung zu handeln berechtiget ift. Da 
hingegen, wenn bei andern zum Handel 
nicht berechtigten Parteien einige von 
den Markthändlern überfommene Kauf- 
manndwaaren angetroffen würden, follen 
ſolche verfallen, und gedachte Parteien 
außerdem noch gehalten fein, eine Geld⸗ 
firafe von 4 Rthlr. für jeden Betre- 
tungsfall zu erlegen, wonon dem Ans 
geber der dritte Theil abzureichen fein 
wird. 

d) Sind fowohl die Markthändler, 
als die Wiener Handelsleute ſchuldig, 
ihre auf die Jahrmärkte geftellten 
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Wechſelbriefe nah dem Inhalte des 37. 
Artikels der Wecfel-Drdnung vom J. 
1763 in der vierten Woche bis den letz⸗ 
ten Pofttag vor Ausgang des Marktes 
ausſchließig zu bezahlen, weil im Wi- 
drigen, wenn nämlich die Zahlung in 
foldyer Zeit nicht abgeftattet würde, den 
Präfentanten bevorftünde, ohne Beob⸗ 
achtung der fonft gewöhnlichen Refpect- 
tage den lebten Poſttag vor Ausgang 
des Marktes zu proteftiren. 

e) Iſt Riemandem erlaubt, während 
des Marktes auf andern, al® auf den 
von dem Stadt» Unterlammeramte ei- 
gend angewiefenen ſchicklichen Pläßen, 
Stände zu errichten. oder die Gaſſen 
und Plätze willfürlih zu verftellen, 
fondern es bat fich Dieferwegen Jeder⸗ 
mann an das erwähnte Etadt- Unter« 
fammeramt zu wenden. 

2. Durch Hof= Verordnung vom 6. 
Mai 1784 wurde ferner feftgefebt: 

Fremde Kaufleute, welche die Wiener 
Jahrmärkte befuchen, follen mit Ende 
derfelben ihre unverfauft gebliebenen 
Waaren, wenn fie foldhe nicht gleich an 
einen anderen Dit zur Mefie weiter 
abführen, fondern bis zur Tünftigen 
Marktzeit in Wien laffen wollen, ent⸗ 
weder in dem Zollamte liegen laffen, 
oder in einem eigenen Gewölbe, unter 
der Gegenfperre des Handelftandes 
felbft verwahren, damit fie außer der 
Markizeit in den unter einem erdichte- 
ten Ramen erbländifcher Parteien ge: 
mietheten Gewölben mit folchen feinen 

Handel treiben können. 

3. Das Hof» Decret vom 28. Juni 
1796 ordnet an: Es Tann fein An» 
ftand fein, zur Beruhigung der Wiener 
Handelsleute die bisher nicht aufge 
hobene Borfchrift zu erneuern, und 
über deren Befolgung zu wachen, name 
lid: daß die zu einem befländigen Han- 
del in Wien nicht berechtigten, Die 
Jahrmärkte beſuchenden Handelsleute 
verbunden find, ihre Waaren, welche 
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fie während des Marktes nicht vetkauft 
haben, nad deflen Ende entweder zu« 
rüdzuführen, oder wenn fie ſolche in 
Wien in Magazinen oder Gewölben 
niederlegen wollen, diefelben der Mit« 
fperre des Magiftratd und des bürgl. 
Handelftandes zu’ unterziehen, oder 
dergleihen Waaren einem befugten 
Handelsmanne zum Berfchleiße zu über« 
geben. 

4. Das höchſte Hof-Decret vom 22. 
Sept. 1791, welches nachſtehende Vor⸗ 
ſchriften ertheilt: 

Es iſt genehmigt worden: 

a) Daß den die hieſigen Jahrmärkte 
befuchenden Marktfieranten künftig drei 
Tage vor Eröffnung des Marktes zum 
Auspacden der Waaren gegen dem be- 
ſtimmt fein follen, daß in dem der Er- 
Öffnung der Märkte vorhergehenden 
drei Tagen ihren Marktfieranten aller 
Kleinverfauf und Ausſchnitt bei Con⸗ 
fiscation der im Verkaufe betretenen 
Waare, dann einer Geldftrafe von 
12 Rthlr. auf jeden Kal verboten, je 
doc denfelben diefe drei Tage hindurch 
ihre Gefhäfte im Großen abzumachen 
unbenommen fein fol; dann 

b) daß während des Margarethen- 
Keopoldftädter Marktes keinem Markt» 
fieranten außer in der Leopoldſtadt, als 
dem Marktorte und Plabe, einen’ Klein- 
verfauf oder Ausſchnitt auszuüben ges 
ftattet, jedoch in Abfiht auf diejenigen 
Marktfieranten, die in hiefiger Stadt 
feldft zu Marktzeiten ihren Handel in 
Niederlagen oder Gewölben pflegen, 
diefe Begünftigung während des Mar» 
garethen- Marktes in der Stadt Ge: 
wölbe halten zu dürfen, nicht weiter 
mehr ausgedehnt, fondern blos auf die 
mit Tuchwaaren und wollenen Zeugen 
im Großen handelnden Parteien bes 
fhränft, mithin auch diefen während 
des erwähnten Marktes in der Stadt 
fein Ausfchnitt, und zwar bei Confis⸗ 
cation der im Kleinverfaufe oder Aue⸗ 
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ſchnitte betretenen Waaren, dann eben 
einer Geldſtrafe von 10 Rihlr. geſtat⸗ 
tet werden; übrigens auch den Markt⸗ 
fieranten in dem Margarethen⸗-Markte 
nit nur in der Hauptftraße, fondern 
auch in andern Gaſſen derXeopoldftadt, 
Gewölbe ai ihrem Markthandel zu 
mietben, freigelaffen fein foll. 

Diefe höhften Anordnungen werden 
daher fammtlihen, die biefigen Jahr⸗ 
märkte befuchenden Handels » und Ges 
werbsleuten, dann Fieranten und Markt⸗ 
bändlern zur unerläffigen Richtſchnur 
und genaueften Befolgung bei Bermei- 
dung der gefeglich beſtimmten Strafe mit 
dem Beifuge in das Gedaächtniß zurückge⸗ 
führt, daß den zur firengen Handha- 
bung diefer höchſten Jahrmarkts⸗Vor⸗ 
fhriften eigens aufgeftellten magiftrati- 
fhen Jahrmarkts » Commiffarien nicht 
nur mit der gebührenden Achtung zu 
begegnen, fondern auch ihren hierauf 
Bezug habenden Anordnungen gehörig 
Folge zu leiften fei. (Wr. mag. Kundın. 
v. 26. März 1824.) 

Sefniten. Mit a. h. Entſchließung 
vom 11. Oct. 1842 wurde genehmigt, 
daß die Ausnahme von dem Amortifa⸗ 
tions » Sefeße, welche in Folge der 
a. h. Entſchl. vom 4. April desselben 
Jahres den Jefuiten in Galizien ge 
ftattet worden iſt, auf die Eorporatios 
nen diefes Drdend in den deutfchen 
und lombardifch-venetianifhen Provins 
zen unter genauer Beobachtung derfels 
ben Bedingungen ausgedehnt werde. 
Hiebei haben Se. ?. k. Majeftät aus⸗ 
drücklich zu verordnen geruht, daß nicht 
nur das Anerbieten zur Erwerbung 
eines Neal Vermögens dur die Se 
fuiten der a. h. Genehmigung zu unter⸗ 
ziehen fei, fondern jede Vermögens 
erwerbung derfelben zur a. h. Kenntnig 
gebracht werde. (Hflzl. D. v. 17. Det. 
1842 3. 32113, an fammtlidhe Län⸗ 
derftellen mit Ausnahme von Galizien. 
Circular der n. õ. Reg. vom 24. Dct. 
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1842 3. 63053. Bol. &. S. 70. BP. 
Kr. 123.) 

Sohannisfener, Hochzeitsſchießen 
und dergleihen wird verboten. (Vdg. 
v. 13. Febr. 1754. Krop. Gef. Mar. 
Ther. 2. Bd. ©. 330. Bdg. vom 17. 
Juni 1757. Krop. Gef. M. Ther. 3. 
Bd. ©. 350. Hfd. v. 6. Juli 1752. 
Kanka ©. S. ©. 115.) 

Sohaunes-Spitals-Stiftungen, 
ſ. Armen-Juſtitut. Unterrigt für 
die Armen⸗Inſtituts⸗Vorſteher. $. 3. 

Sohanuiter:Drden, ſ. Orden. 

Sonifche Staatsangehörige, Pap- 
behandlung, ſ. Päfle. (Bdg. vom 4. 
März 1852.) 

Sofefs:Academie, ſ. Findelan⸗ 
ftalt. (Vdg. v. 14. Aug. 1834.) 

— — f. Eivilpraris, Militär: 
Aerzte, Militär-Wundärzte. 

Journale, ſ. Zeitungen. 

Juden. Es wird den Juden künftig 
unterſagt, mit Kirchengefäßen, Para- 
menten, Erucifiren, Bildern der Heili- 
gen, überhaupt mit Gegenftinden, 
welde in ihrer Form nur zum Gc- 
brauche beim katholiſchen Gottesdienite 
dienen, zu haufiten, auf Märkten, in 
Zrödlerbuden u. dgl. damit zu ban- 
dein, oder in öffentlichen Verfteigeruns 
gen.an fi zu bringen. (Hflzl. D. vom 
20. März 1828, an die Länderftelleu 
in Böhmen, Mähren, Galizien und 
dem Küftenlande. Kundgm. in Mähren 
am 3., im Küftenlande am 4 April, 
in Galizien am 9. Juni 1828. Pol. 
®. ©. 56. Bd. Nr. 20. Diefe Verord- 
nung wurde auch auf die Provinz Nie: 
deröfterreih ausgedehnt und ald Norm 
vorgezeichnet. (Hflzl. Dec. v. 19. Dec. 
1839 3. 35107. Circ. d. n. 0. Reg. 
v. 12. Jan. 1840 3. 1333. Pol. ©. 
©. 67. Nr. 138.) 

— — Laut a. h. Entſchließung v. 
16. Mai 1829 find die Juden von 
dem Betriebe des Apothekerge— 
werbes ausgefhloffen. (Hoftzl. 
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Dec. v. 26. Mai 1829 8. 11804, an 
fammtl. Länderft. Kundgem. in R. Deft. 
mit R. Eirc.v.12. Jun 1829 3.32171, 
in Süyrien am 20., in Galizien am 
26. Juni, in Mähren und Schlefien am 
24. Zuli 1829. Pol. ©. S. 57. Br. 
1. Abt. Nr. 61.) 

Inden. Die Juden find in Zukunft, 
zu Bahtungen von Verzehrungs⸗ 
feuer -Objecten nit zuzulaſ— 
fen, jedoch kann hiedurch jenen Israe⸗ 
liten, welche folde Gewerbe betreiben, 
die der Berzehrungsfteuer unterliegen, 
das Recht nicht benommen werden, fich 
mit der Gefälld- Verwaltung, in Bezug 
auf die Steuerentrihtung abzufinden. 
(Hfkzl. Dec. v. 27. Apr. 1830, an das 
mähr. fchlef. Landesgubernium. Krop. 
Gef. 56. Bd. Rr. 107.) 

— — Die. f. Hoflanzlei bat die 
Strafen für die Uebertteter des Berbo- 
tes, demgemäß die Juden mit Bildern 
der Heiligen, Kirchengefäßen und der- 
gleihen nit handeln dürfen, in der 


Art zu beflimmen befunden, dag über 


den Zumwiderhandelnden, bei der erften 
Beiretung eine Geldftrafe, welde der 
Hälfte des Werthes des Gegenftandes 
gleichkommt, oder eine ihr entſprechende 
Arreftftrafe, bei der zweiten Betretung 
die Eonfiscation des Gegenftandes, 
und bei den folgenden Betretungsfäl- 
len nebft der Eonfiscation noch eine 
Geld» oder Arreftftrafe, nad Beſchaf⸗ 
fenheit der Umftände verhängt werde. 
Zugleich Hat die k. k. Hofkanzlei er- 
klärt, daß mit dem bezogenen Kreis⸗ 
fehreiben den Juden der Handel mit 
Bildern der Heiligen, obne Aus 
nabme verboten fei, und der beftim- 
mende Zwifchenfaß: „welche in ihrer 
Form nur zum Gebrauche beim chrift« 
lihen Sottesdienfte dienen,“ fi blos 
auf das zunächſt ftehende Hauptwort 
„Gegenſtände“ beziehe. (Hflzl. D. v. 
25. Dec. 1830, an das goliz. Land. 
Gub. Kundgem. am 14. Jan. 1831.) 
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Juden. Dievereinigte Hofkanzlei hat 
dem E. k. Hofkriegsrathe hinſichtlich der 
Verpachtung fortificatorifher 
Grundſtücke an Israeliten eröff- 
net, daß dieſelbe anſtandslos Statt fin- 
den Fönne, wenn diefe jüdifchen Pächter 
die gepachteten Grundftüde entweder 
felbft bearbeiten oder duch Judenhände 
bearbeiten laffen. (Hflzl. Dec. vom 19. 
Aug. 1836, an das böhm. Sub. Krp. 
G. ©. 62. Bd. Rr. 149.) 

— — Den nah der Türkei 
ausdgewanderten und wieder 
hieher zurüdtommenden %8- 
raeliten, von welden mit Grund zu 
vermuthen ift, daß fie die Auswandes 
tung aus dem öfter. Staatsgebiete 
dahin, blos zur Erfhleihung der mit 
der türkifchen Unterthanfhaft allhier 
verbundenen Vorrechte unternommen 
haben, kommen die Begünftigungen der 
tuͤrkiſchen Unterthanen nicht zu Statten. 
(Bdg. d. n. ö. Reg. v. 10. Jan. 1838 
3.1849. Br. ©. S. 20. 3. Rr. 12.) 

— — Berpflidtung der Ju— 
den zur&oncurrenz binfidhtlid 
derSchubsbeförderungskoſten. 
Die k. k. Hofkanzlei findet zu verord⸗ 
nen, daß die Juden dort, wo die 
Schubsbegleitung durch gedungene 
Convoyanten geſchieht, und wo es ſich 
ſonach um die Umlage der Koſten han⸗ 
delt, zu denſelben beizutragen verpflich⸗ 
tet ſind. Zu dieſer Beitragsleiſtung 
find fie in dem Bezirke, wo fie wohnen, 
nah Maß der Hauszins⸗ oder Haus: 
Claffenfteuer und der &rwerbfteuer 
beizuziehen. (Hflzl. Dec. vom 2. Aug. 
1838, an das mähr. ſchleſ. Land. Gub. 
Kundgem. am 25. Aug. 1828. Krop.- 
G. ©. 64. Bd. Rr. 115.) 

— — Beflimmung der Con— 
currenz-Bfliht der Juden zu 
dem Bezirks⸗Straßenbau. Die 
k. k. vereinigte Hoffanzlei hat mit Der 
cret vom 2. Aug. 1838 Hinfichtlich der 
Concurrenz der Juden in Mähren und 
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Säiefin zum Bezirks » Straßenbau 
Folgendes feftzufeßen geruht: 

1. Die Zuden in Mähren und Schle 
fien haben zu dem Baue und der Er- 
baltung der Bezirköfttaßen eben fo wie 
die Chriften nah Maßgabe ihres Des 
ſitzes, und in fo fern fie nur Häufer 
haben, nah Maßgaben der Hausclafs 
fen» oder Hauszindfteuer, wo fie von 
ihnen bezahlt wird, zu concurriren. 
Ras die Erwerbfteuer anbelangt, fo 
werden hiemit alle erwerbfteuerpflichtis 
gen Juden, ohne Rüdfiht, ob fie 
eigene Bezüge haben oder nicht, nad 
Maß der Erwerbfteuer als concurrenz- 
pflichtig erflärt. 

2. In fo fern die Juden in der Ge- 
meinde, welcher fie angehören, nicht 
ftabil wohnen, fo benüßen fie auch die 
Straßen diefes Bezirkes nit. Es ift 
daher entfprechender, wenn fie nad 
Maßgabe der erfterwähnten 2 Steuern, 
dort wo fie wohnen, zu den Bezirks⸗ 
Straßenbaulichkeiten als concurrenz> 
pflichtig zu erklären, und wenn fie 
eigene Bezüge haben, fo find auch dieſe 
zur Concurrenz einzubeziehen. (Hflzt. 
Dec. vom 2. Aug. 1838, an das k.k. 
mäbr. fchlef. Land. Bub. Kundgem. am 
22. Sept. 1838. Krop. &. ©. 64.2. 
Rr. 116.) 

Inden. Dan findet zu geftatten, 
daß imlandifhe Juden auch zu 
Bahtungen von Brivat- Brüden- und 
Wegmauthen zugelafien werden dürfen, 
und daß diefe Zulaffung in dem betref⸗ 
fenden Licitationg- Ankündigungen aufs 
genommen werde. (Hflzl. Decr. vom 
29. Rov. 1838, an das mähr. ſchleſ. 
Bub. Krop. ©. S. 64. Bd. Nr. 184.) 

— — Se. }. T. Majeftät gerubten 
mit a. h. Entſchl. vom 30. Juni 1840 
fih geneigt zu erllären, den Betrieb 
desBergbaues auf Steinkohlen 
und damit verwandte Producte auch ein⸗ 
zelnen Israeliten zu geſtaiten, und in 
dieſer Beziehung die k. k. Hofkammer 


im Münz⸗ und Bergweſen zu ermaͤch⸗ 
tigen, vorkommende Geſuche unter 
Rückſichtsnahme auf die Eigenthünmlich⸗ 
keiten und Vorrechte der Provinzen und 
Corporationen, mit dem Antrage der, 
für jeden einzelnen Fall zu beobachten⸗ 
den Bedingungen, der a. 5. Enticei- 
dung vorzulegen. (Hfkzl. D.v. 2. Spt. 
1841 3. 26203, n. d. Prov. @. ©. 
23. Bd. Nr. 158.) 

Iuden. Den Ieraeliten in Galizien 
it unbenommen, ganze Herrichaften 
oder herrſchaftliche Güter in zeitlichen 
Baht zu nehmen, weil fie nad 8. 34 
der Judenordnung vom 7. Mai 1789 
nur in fo ferne davon ausgefchloffen 
waren, als mit denfelben der Bezug 
unterthäniger Leiftungen und Giebig- 
feiten verbunden war, diefer Grund 
aber jebt in Folge der mit dem Kreis⸗ 
fhreiben vom 22. v. M. 3. 34563 


„tundgemadten Aufhebung aller unter- 


thanigen Frohnen und Keiftungen ent 
fällt. Im Grunde der vorerwähnten 
Zudenordnung bleibt den Jeraeliten, 
bis durch ein neues Gefeh etwas An- 
deres beftimmt wird, unterfagt, ein: 
zelne Rufticalgründe käuflich an ſich 
zu bringen oder zu pachten, es Tann 
ihnen aber nicht verwehrt werden, ganze 
Banernwirthfhaften anzufaufen, wenn 
fie fi) darauf häuslich niederlaffen, und 
fie ſelbſt bebauen. (Galiz. Präfidial- 
Erlaß vom 11. Mai 1848. Zeitfchrift 
für ö. R. ©. €. 3. 1848. ©. 152.) 

— — Die Regierungs-Berordnung 
vom 7. Juni 1793, wornach Juden⸗ 
finder, weldhe ein Gymnaſium befuchen 
wollen, mit einer fhriftlichen Erlaub- 
niß der Landesftelle verfehen fein müf- 
fen, wird außer Wirkſamkeit gefekt. 
(Erlaß des Minift. des Unterrichts v. 
19. Dec. 1848 an die Länderhefd von 
Rieder- u. Oberöfterr., Galizien, Illi⸗ 
rien, Tirol, Küftenland, Steiermark, 
Böhmen und Dalmatien. R. ©. 2. 
Nr. 38.) 
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Inden. Die k. k. n. d. Landesregie⸗ 
rung hat in Erledigung mehrerer derfels 
ben vorgelegten Aufenthaltögefuche frem⸗ 
der Israeliten mit Decret vom 15. März 
d. 3. dieſe Geſuche zur hierortigen 
Amtshandlung und gleihmäßigen Be⸗ 
nehnung in Hinkunft mit der Weifung 
zurückgeſchickt, daß nunmehr die frem- 
den Israeliten in Beziehung auf den 
Aufenthalt in Wien lediglich den allges 
meinen Paß- und Polizei - Borfchriften 
unterliegen. (Decr. der Stadth. vom 
21. Marz 1849 3. 446.) 

— — Jeder Jsraelite Tann ‚nun 
ungehindert zur chriſtlichen Religion 
übertreten, ohne wie bisher der vorläus 
figen Bewilligung der Landesſtelle zur 
Erlangung des Saframentes der Taufe 
zu bedürfen. Hievon wurde auch das 
Wiener f. e. Conſiſtorium zur Darnach⸗ 
achtung von Seite der Landesftelle in 
Kenntniß gefeßt. (Dec. der n. 6. Reg. 
v. 21. Apr. 1849 3. 41221. Dec. der 
k. k. Stadthauptmannfhaft v. 26. Apr. 
1849 3. 17902.) 

— — Durd dad a. h. Patent vom 
20. Det. 1848 8. 4 find die Juden 
fteuern, fowie alle auf den Juden als 
ſolche beftehenden Paß⸗- und fonftige 
Drts-Bolizeifteuern aufgehoben. Da 
zu den Judenfteuern auch die Zaren zu 
rechnen find, welde die Juden als 
ſolche nad) der Hof- und Zander - Tars 
ordnung an das Aerar zu entrichten 
hatten, fo fönnen diefelben, in fo fern 
fie ih auf Eonceffionen beziehen, nicht 
mehr eingehoben werden. (Decr. des 
FM. v. 11. Mai 1849 3. 9763. 
2. ©. 2. für Böhmen. 3. 1849. 
Nr. 70.) 

— — Die Jeraeliten find Binfidht- 
Th des polit. Ehe-Conſenſes an 
feine andern als die hierüber für alle 
übrigen Staatsbürger noch beftehenden 
Vorſchriften gebunden. (Dec. dern. 0. 
Regierung vom 11. Sept. 1849 3. 
36270 an die k. k. Stadth. 3. 17475.) 
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Juden. Zwiſchen den Regierungen 
von Deſterreich und Rußland wurde 
ein Uebereinkommen wegen der Zurück⸗ 
ſendung der Israeliten, welche aus 
dem Gebiete des einen Kaiſerreiches in 
das Gebiet des andern unbefugter 
Meife getreten find, abgefchloffen. (Mi- 
nifterial- Erklärung des Min. des Aeuß. 
v. 8. Rov. 1849. R. ©. B. Rr. 23.) 

— — Schon nad den allerhödhften 
Entfhliegungen vom 21. Aug. 1820 
und 24. Febr. 1833, und den Stu⸗ 
dien » Hofeommiffiond » Decrelen vom 
27. Det. 1820, 21. April 1829 3. 
1729, und 28. Febr. 1833 3. 1286, 
war den Israeliten geftattet, die Bor» 
lefungen über das Kirchenrecht zu 
beſuchen. Nur war verboten, ſie aus die⸗ 
ſem Gegenſtande zu Prüfungen zuzu⸗ 
laſſen, oder ihnen auch nur Frequen⸗ 
tations⸗Zeugniſſe hierüber auszuſtellen. 
Bon dem Verbote, fie über das Kic—⸗ 
henrecht zu prüfen, hat ed, in fo weit 
als überhaupt Prüfungen nad den 
neueren Studiengefeßen noch zuläffig 
find, von dem Verbote aber, ihnen 
über den Befuh diefer Borlefungen 
Frequentationd-Zeugniffe auszuftellen, 
unbedingt abzukommen. (Vdg. d. Unt. 
Min. v. 14. Jan. 1850 für die Unis 
verfitäten zu Wien, Prag, Olmüg, 
Krakau, Lemberg, Gratz und Innebrud. 
R. ©. 2. Nr. 33.) 

— — Denn fih ein Jsraelite um 
Zulaffung zur Richteramts-Prü— 
fung meldet, und alle geſetzlichen Erfor- 
dernifie bis auf den Beleg der Frequen- 
tation oder der Prüfung aus dem Kir⸗ 
chenrechte beibringt, ift demfelben ohne 
weiters ein angemeflener Termin zur 
Vornahme der Prüfung mit dem Bes 
deuten anzuberaumen, daß auch jene 
Theile des Kirchenrechtes, welche der 
Öfterreichifche Richter zu kennen noths 
wendig bat, Gegenftand der Civil⸗ 
Ricpteramts- Prüfung fein werden, und 
daß in Diefer Richtung auch die Prüs 
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fung vorzunehmen. (Erl. d. Juſt. Min. 
v. 1. März 1850 an die Apell. Ger. 
zu Wien, Prag, Brünn, Klagenfurt, 
Innsbruck und Lemberg. R. ©. 2. 
Rr. 77.) 

Inden. Se. Rajeftät haben mit a. h. 
Entſchließung vom 22. Jan. d. 3. zu 
genehmigen geruht, daß die in dem 
allerhöchſten Pulver⸗Patente vom Jahre 
1807, 88. A und 19, enthaltenen Be- 
fiimmungen wegen Ausſchließung 
der Israeliten von der Erzeu— 
gung des Pulvers und Salni— 
tere, fowie von dem Handel mit 
diefen Artileln aufgehoben werden. 
In Folge diefer allerhoͤchſten Beſtim⸗ 
mung wird vom Minifterium des 
Kriegswefens angeordnet, daß künftig 
in den über die Pulver» und Salniter- 
Berfchleigbefugniffe von den Artillerie 
Behörden audzufertigenden Urkunden 
die Slaufel wegen Ausſchließung der 
Israeliten weggelaffen, die mit diefer 
Clauſel verfehenen Urkunden der derma- 
ligen Verfchleißer aber eingezogen und 
mit neuen verwechfelt werden. (Vdg. 
des Kr. Min. vom 12. März 1851 für 
alle Kronländer. R. ©. 3. Nr. 65.) 

— — Begen Einführung or 
dentliher Beburtd-, Trauung 
und SterbesMatriteln für die 
Ssraeliten im Kronlande Un- 
garn und der Bildung eigener 
Eultusgemeinden wurde Nachſte⸗ 
hendes feſtgeſetzt: 

8. 1. Für die israelitiſche Bevoͤlke⸗ 
rung find abgeſonderte Geburts⸗, Trau⸗ 
unge: und Sterbe⸗Protocolle nad den 
beiliegenden Rormularien A. B. u. C. 
in deutſcher Sprache zu führen. 

8. 2. Diefe Protocolle haben als 


° Bormerkungen für alle Jsraeliten zu 


dienen, welde zuſammen unter einem 
gemeinſchaftlichen geiftlichen Oberhaupte 
(Rabbiner, Religionsweiſer oder Predi⸗ 
ger) ſtehen und eine eigene Cultus⸗ 
gemeinde bilden. 
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$. 3. Die Vereinigung der Israe⸗ 
liten in Eultusgemeinden darf nur die 
Religiongübung zum Zwecke haben. Sie 
hat auf die ftaatsbürgl. Stellung der 
einzelnen Glieder der Eultusgemeinden 
feinen Bezug und Andert nichts in den 
gefeblihen Rechten und Berpflichtuns 
gen der Israeliten in ihrer Eigenſchaft 
als Glieder jener Drtögemeinden, wels 
hen fie verfaffungsgemäß angehören. 

8. 4. Die nicht in gefhloffenen Ge⸗ 
meinde = Bezirken, fondern auf dem 
Lande einzeln wohnenden Joraeliten 
find — in fo fern dies nicht ſchon frü⸗ 
ber geſchah, verpflichtet, fih und ihre 
Angehörigen einer israelitifchen Cul⸗ 
tu&gemeinde des Kronlandes Ungarn 
einzuverleiben und diefe ihre Gemeinde 
zuftändigkeit binnen 3 Monaten vom 
Tage diefer Anordnung der Local-Be: 
börde ihres Wohnſitzes anzuzeigen. 

8. 5. Jene israelitifhen Kamilien, 
die ih nah Berlauf des vorgefchriebe- 
nen Zermind von 3 Monaten über ihre 
Zuftändigkeit zu einer israelitiſchen 
Eultusgemeinde nicht ausgewiefen has 
ben werden, find von der Xocal » Bes 
hörde ihres Wohnfiges der unmittelbar 
vorgefeßten politifhen Behörde anzu» 
zeigen, welche ohne Verzug die Prove⸗ 
nienz, Landeszuftändigkeit, Aufent- 
baltsbewilligung und Befchäftigung 
fammtliher Familienglieder zu erör- 
tern und mit Vorlegung der diesfälli- 
gen Nachweiſungen dem Comitats⸗Vor⸗ 
ftande den Antrag zur Zuweifung die: 
fer Kamilie, oder nah Umftänden ein- 
zelner Glieder derfelben an eine der 
nächſten iöraelitifchen Sultusgemeinden 
oder zur Abſchaffung der fich in ihrem 
Mohnfige unbefugt Aufhaltenden an 
den Drt ihrer Zuftändigkeit zu erſtat⸗ 
ten hat. 

8. 6. Der Eomitatd-Borftand, oder 
in den unmittelbar dem Obergefpan un: 
tergeordnneten Kreiftädten der Bürger: 
meifter, hat auf Grundlage diefer Rah 
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weifungen und mit Rüdfiht auf ört⸗ 
liche, fo wie auf individuelle Verhält⸗ 
niffe der betreffenden Familienglieder, 
die Zuweiſung derfelben an eine idrae- 
litifche Eultusgemeinde, mit Freilaflung 
ded gewöhnlichen Inftanzenzuges im 
politifhen Wege, von Amtswegen aus⸗ 
zufprehen, und wegen Entfernung der 
unbefugt Anweſenden nach den dies⸗ 
falls beftehbenden Borfchriften unver- 
züglih das Amt zu handeln. " 

8. 7. Die Führung und Aufbewahs 
rung der Geburtd-, Trauungs- und 
Sterbe-Protocolle, fo wie die Ausfer- 
tigung vollftändiger und richtiger Aus⸗ 
züge aus denfelben, in der Form als 
Geburts⸗, Trauungs⸗ und Todtens 
feine haben die Gemeinde-Rabbiner zu 
beforgen. 

8.8. Bei der Ausftellung der Ge⸗ 
burts⸗, Trauungs⸗ und Todtenfcheine 
find in Bezug auf Zaren, Stämpeln 
und amtlihe Beglaubigung, alle jene 
Vorſchriften zu beobadten, welche für 
ähnliche Documente der chriſtlichen Be⸗ 
völferung des Kronlandes Ungarn be« 
ſtehen. 

8. 9. Die Rabbiner ſind fuͤr die voll⸗ 
ſtaͤndige und richtige Führung der Pro⸗ 
tocolle, fo wie für die verläßliche Aus⸗ 
fertigung der Auszüge verantwortlich, 
und haften für die Vollſtändigkeit und 
Richtigkeit der Bormerkungen, fo wie 
der Augfertigungen auch in dem Falle, 
wenn fie fi in diefem Geſchaͤfte duch 
Rabinats - Subftituten oder Gemeinde- 
Notare vertreten laffen. 

$. 10. Unordentlide und unrichtige 
Gebarungen mit den Protocollen und 
bei Ausfertigung von Auszügen find, 
in fofern fie ihrer Befchaffenheit nad 
nicht der Amtshandlung der k. k. Straf 
Behörden zugeführt werden müffen, nach 
Umständen mit angemeffenen Geldftrafen 
zu ahnden, und bei fi herausftellender 
Unverläglichkeit ift der betreffende Rab- 
biner feines Amtes zu entfeben. 
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8. 11. In jenen Gemeinden, wo 
gar feine, unvollſtändige oder der in 
dem 8. 1 vorgejähriebenen Form nicht 
entfprehende Matrikeln beftehen, find 
unverzüglich neue Geburts⸗, Trauungs- 
und Sterbe« Protocolle nach dem vor- 
geſchriebenen Mufter zu verlegen. Zu 
diefem Behufe haben die Vorfteher der 
israelitifhen Eultusgemeinden gemein- 
fhaftlih mit den israelitifheu Seel: 
forgern, mit Benüßung der Regifter 
über die bewirkte Volkszählung und 
anderer bei den israelitifchen Seelfor: 
gern, Befchneidern und Anftalten vor⸗ 
bandenen Bormerkungen, jo wie mit 
Einvernehmung aller jener Berfonen, 
weldhe über die erforderlihen Daten . 
verläßlihe Auskünfte geben können, 
die Auflage der Protocolle in der vor» 
gefchriebenen Form auf Koften der be⸗ 
treffenden israelitifchen Eultusgemeinde 
zu bewirken, und diefelben fodann, als 
lerfeit8 gehörig beglaubigt, den Ge⸗ 
meinderabbinern zur weiteren Beforgung 
zu übergeben. Die politifhen Behöt- 
den haben über den Bollzug diefer An⸗ 
ordnungen zu wachen. 

$. 12. Damit die Rabbiner die Füh: 
rung der Protocolle weiterhin gehörig 
beforgen können, wird verordnet: 

a) Jedes Familienhaupt hat unter 
einer Seldftrafe von 4. fl. C. M., oder 
im alle der Unvermögenheit zur Zah⸗ 
lung der ©eldftrafe, unter Arreſt von 
zwei Zagen, jede in feiner Familie vor: 
fommende Geburt, Trauung, und jeden 
Todesfall dem Gemeinde-Rabbiner oder 
dem von ihm beftellten Protocollsfüh⸗ 
rer binnen längftens drei Tagen anzu« 
zeigen, und die zur Eintragung in die 
Protocolle erforderlihen Daten anzu⸗ 
geben. 

b) Die Hebammen und Geburtähel- 
fer find unter derfelben Strafe ver- 
pflihtet, jede Geburt, zu welder fie 
berufen werden, binnen längftens drei 
Zagen dem Gemeinde »Mabbiner oder 
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feinem Stellvertreter zur Kenntniß zu 
bringen. 

ec) Bei Kindern männlihen Ge- 
ſchlechts dürfen die Befchneider die Be⸗ 
ſchneidung nicht eher vollziehen, und 
bei dem weiblichen Geſchlechte darf der 
Name der Neugebornen nicht frühes in 
dem Bethauſe veröffentliht werden, 
bevor der Rabbiner oder der von ihm 
beftellte Protocolläführer die gefhehene 
Anzeige der Geburt duch einen Be⸗ 
glaubigungsfchein beftätiget hat. Diefe 
Beglaubigungsſcheine unterliegen als 
amtliche Ausfertigungen Teiner Taren- 
und feiner Stämpelgebühr. 

d) Jene Befchneider, welche eine Bes 
fhneidung vornehmen, ohne daß die 
gefhehene Anmeldung der Geburt nad)» 
gewiefen ift, unterliegen der oben be- 
zeichneten Strafe, welde Strafe bei 
wiederholten Webertretungsfällen zu 
verfhärfen ift. 

e) Wenn eine Trauung dur einen 
Anderen ald den Gemeinde-Rabbiner 
vollzogen werden will, jo ift hievon 
vorläufig dem Gemeinde-Rabbiner, bes 
hufs Ddreimaliger Auflündigung des 
beabfihtigten Ehebündniffe in dem Ger 
meindebethaufe, die Anzeige zu er 
ftatten und darf die Trauung erſt nad 
beigebrachter Beflätigung des Rabbiners 
über die geſchehene Verkündigung, oder 
über die von der betreffenden Behörde 
erhaltene theilweife oder ganzliche Nach⸗ 
fiht derfelben vorgenommen werden. 
Die Bewilligung der Nachſicht von den 
Aufgeboten ertheilt in den dem Dir 
ftrictd - Obergefpan unmittelbar unter⸗ 
geordneten Städten der Bürgermeifter, 
in allen andern Gemeinden die Comi⸗ 
tats⸗Behoͤrde. Derjenige, welcher eine 
Zrauung vornimmt, bevor die Beſtäti⸗ 
gung über die geſchehene Berfündigung 
oder die erhaltene Dispens vorgewie⸗ 
fen wird, verfällt in die oben bezeich⸗ 
nete Strafe, welde bei wiederholten 
Uebertretungsfällen zu verfehärfen ift. 
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f) Die Beerdigung eines Israeliten 
darf nicht vorgenommen werden, bevor 
die Defichtigung des Leichnamd von 
dem hierzu berufenen Todtenbefchauer 
vollzogen, der von diefem auszuſtel⸗ 
lende Todtenzettel dem Gemeinde - Ra- 
biner oder dem von ihm beftellten No⸗ 
tät behufs der Immatriculirung des 
Sterbefalld vorgewiefen und daſelbſt 
mit der Bifa verfehen worden ift. Für 
jede Beerdigung ohne vorläufige Bor- 
weifung eined von dem Rabbiner oder 
deffen Vertreter vidirten Todtenzettels 
find die Auffeher der Leichenhöfe und 
die Zodtengraber mit der oben ausge 
ſprochenen Strafe zu belegen, und ift 
diefe Strafe bei wiederholten Weber- 
tretungsfällen zu verfhärfen. 

g) Ohne vorläufige Befichtigung des 
Leichnams durch die von den Behörden 
aufgeftellten Todtenbeſchauer fol durch⸗ 
aus feine Beerdigung vorgenommen 
werden; wenn übrigens die Beerdi⸗ 
gung keinen ſolchen Aufſchub geftattet, 
daß die Bidirung des von dem Todten⸗ 
beſchauer auszuftellenden Todtenzettels 
durch den Rabbiner oder ſeinen Stell⸗ 
vertreter derſelben vorhergehen koͤnnte, 
hat der Todtenbeſchauer die ertheilte 
Bewilligung zur unaufſchieblichen Be⸗ 
erdigung, unter den oben feſtgeſetzten 
Strafen, dem Rabbiner oder ſeinem Be⸗ 
ſtellten binnen längſtens drei Tagen 
anzuzeigen. 

F. 13. Alle nach den Beſtimmungen 
dieſer Verordnung eingehenden Straf⸗ 
gelder find dem israelitifchen Armen⸗ 
fonde, oder wo ein folder nicht ber 
ſteht, den israelitifhen Armen jener 
Gemeinde zuzumwenden, welder der 
Schuldtragende angehört. 

$. 14. Die Orts⸗, Bezirks⸗ und 
Comitats » Borftände find verpflichtet, 
die volftändige und richtige Führung 
der Protocolle und die verläßliche Aus» 
fertigung der Auszüge aus denfelben 
zu überwachen, und über entdeckte Uns 
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regelmäßigkeiten ohne Verzug vor⸗ 
fhriftgemäß das Amt zu handeln, ins⸗ 
befondere find diefe Protocolle bei den 
Revifionen der Volkszählung einer forg- 
fältigen Prüfung zu unterziehen, und 
die entdeckten Gebrechen, fo wie die zu 
ihrer Abftellung getroffenen Maßregeln 
in den Schlußberichten über die vollzo⸗ 
genen Revifionen anzuzeigen. (Lirc. Der 
ung. Sth. v. 4. Juli 1851. Ung. 2. 
G. B. Rr. 153.) 

Formular A. 

Seburts-Protocoll. 
Dasfelbe hat folgende Rubriken zu 

enthalten: 1. Name der Gebornen, 
2. Datum der Geburt, 3. Gefchlecht, 
4. Eigenfchaft ob ehelich oder unehelich, 
5. des Vaters Bor- u. Zuname, 6. der 
Mutter Bor: u. Zuname, 7. Wohnung 
der Eltern, 8. Name der Hebamme, 9. bei 
Knaben der Tag der Beichneidung und 
Name des Beſchneidungs⸗Operateurs, 
10. bei Mädchen der Tag der Namens 
Ertheilung, 11.Rame der Pathen oder 
Zeugen. 

Formular B. 

Trauungd- Protocoll. 
Enthält folgende Rubriken: 1. Des 

Brautigamd Bor- u. Zuname, Stand, 
Character und Geburtsort, 2. Name, 
Stand und Wohnort feiner Eltern, 
3. fein Wohnort und Hausnummer, 
4. feine Altersjahre, 5. fein Stand, 
6. der Braut Namen und Geburtsort, 
7. Rame, Stand und Wohnort ihrer 
Eltern, 8. ihr Wohnort und Haus⸗ 
nummer, 9. ihre Altersjahre, 10. ihr 
Stand, 11. Datum der Trauung, 
12. Ort der vollzogenen Trauung, 
13. Rame der Beiflände, und des 
Zrauunge-Perrichtenden. 

Sormular C. 

Todten«- Protocolle. 

1. Bore und Zuname des Verſtorbe⸗ 
nen, 2. Datum des Sterbens , 3. Ges 
burtsort, 4. Stand oder Befchaftigung, 
5. Geſchlecht, 6. Stand, 7. Alter, 
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8. Ort, Gaffe und Hausnummer, wo 
der Sterbefall Statt gefunden, 9. Ort 
der Beerdigung, 10. Krankheit und 
ZTodesart nad Ausweis der Todten⸗ 
befhau, 10. Anmerkung. 

Inden. Broviforifhe Status 
ten für die israelitifhe Reli— 
gionsgenoffenfhaftin Wien. 

8.1. Die israelitifhe Gemeinde in 
Wien ift eine Religiondgenoffenfchaft 
und fein politifcher Verband. 

8. 2. Der Zwed der israelitifchen 
Religions = Gemeinde ift, ihren Mit- 
gliedern die Theilnahme an allen von 
ihr unmittelbar erhaltenen, jebt befte- 
benden, oder in Zukunft nod ind Le⸗ 
ben tretenden rituellen, Unterrichts» 
und Wohlthätigkeits « Anftalten zu ges 
währen, und die Erhaltung und För⸗ 
derung derfelben auf die zweckdienlichſte 
Weiſe fiber zu ſtellen. 

8.3. Bis zur Feftftellung eines de⸗ 
Anitiven Statutes bilden diejenigen 
Seraeliten, welde das Bürgerrecht 
oder die Zuftändigkeit für Wien bereits 
befiten und in Zukunft befigen werben, 
fo wie Jene, welche bis zur Ertheilung 
der Verfaſſung vom 4. März; 1849 
mit behördlicher Bewilligung in der 
Stadt und der Umgebung anfäffig war 
ren, und daher auf die Zuftändigkeit 
Anfpruh haben, fammt ihren Frauen 
und Kindern die israelitifche Religions⸗ 
Gemeinde, und müffen fih in die fo- 
fort zu eröffnende Matrikel eintragen 
lafien. 

8. 4. Zu den Rechten der Gemeindes 
mitglieder gehören: 

I. Actives und paffives, nur den 
Männern zutommended Wahlrecht zur 
Ernennung des Gemeindevorſtandes; 

II. dad Recht der Theilnahme für 
fi, ihre Frauen, Witwen und Kinder 
am allen gottesdienftlihen Anftalten, 
Unterrihts-Anftalten und rituellen Ein- 
richtungen der Gemeinde. 
$. 5. Jedes Gemeindemitglied if 
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verpflichtet, wenn feine Armuth nicht. 


erwiefen ift, ſich duch Entrichtung 
eines directen jährlichen Beitrages an 
der Erhaltung Der Gemeinde-Anftalten 
zu betheiligen. Es werden zu diefem 
Behufe ſechs Claffen und zwar nad 
den Beträgen von 10, 20, 40, 60, 
80 und 100 fl. C. M. feitgefebt. Die 
Gemeindemitglieder werden aufgefor- 
dert, fih in eine diefer Elaffen nad 
gewiffenhaftem Ermeſſen ihrer Vermö⸗ 
gensverhältniffe einzureiben. 

8. 6. Eben fo find alle Israeliten, 
welde durch ein Jahr hier wohnen, 
ohne einer der im $. 3 genannten Ca- 
tegorien anzugebören, zur Theilnahme 
an den gottesdienftlihen, Unterrichts- 
und rituellen Anftalten der Religiond« 
Gemeinde bereihtiget; dagegen find fie 
verpflitet, zur Erhaltung derfelben 
verhältnigmäßig beizutragen, und fich 
zu diefem Ende ebenfalls in eine für fie 
zu eröffnende Matrikel eintragen zu 
laſſen. | 

8.7. Der Sefammt:Borftand bildet 
aus feiner Mitte eine Commiffton, 
welche die eingegangenen Erklärungen 
der Selbftfaffion zu prüfen, etwaige 
Bedenken in denfelben auf dem Wege 
der Derfländigung zu beheben ımd hier- 
nah die Beitragsliften zu entwerfen 
hat. In diefe Beitragsliften find auch 
die neu aufzunehmenden Mitglieder 
nad gleihem Borgange einzutragen, 
und alle drei Jahre die diesfällige Re⸗ 
vifion und etwaige Modificationen vor- 
zunehmen. Es fteht der Commiſſion zu, 
fih zu diefem Behnfe mit Vertrauens⸗ 
männern zu verftärfen. 

$. 8. Rückſtändig gebliebene Bes 
träge fih nach Vorfchrift der a. h. kaif. 
Berordnung vom 10. Mai 1851 ein« 
zubringen. 

8. 9. Jeder der Religiongd-Gemeinde 
neu Beitretende, weldyer nach $. 5 bei- 
tragspflichtig ift, hat auch eine Auf- 
nahmsgebühr zu erlegen, tiber deren 
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Betrag er fi mit dem Vorſtande zu 
einigen hat. Witwen und Kinder von 
Gemeindemitgliedern find von dem Er- 
lage des Aufnahmsbeitrages befreit. 
Die im lebteren Falle freiwillig gelei- 
fteten Beiträge werden nad der Ber 
fimmung des Spenderd den refpectis 
ven Wohlthätigkeits - Anftalten zuge 
wiegen. 

8. 10. Die Gemeinde wird in allen 
Neligiond- und Cultus « Angelegenbei- 
ten dur den von ihr felbft gewählten 
Borftand reprafentirt, und deren An- 
gelegenheiten durch denfelben verwaltet. 

$. 11. Der Vorſtand befteht aus 
fünf Bertretern und fünfzehn Beirä- 
then, außerdem beftehen Borfteher der 
einzelnen Inftitute, welche deren ſpe⸗ 
ciefle Angelegenheiten, jedoh unter 
Dberaufjicht des Gemeindevorftandes, 
leiten. 

$. 12. Alle diefe Aemter find Ehren⸗ 
ftellen und als folche unbefoldet. 

8. 13. Bier Wochen vor der im 
November jeden Jahres ſtattzuhaben⸗ 
den Wahl der Vorftandsmitglieder ftellt 
der Vorftand das Berzeichniß der Wahl: 
berechtigten den Gemeindemitgliedern 
zu, und beftimmt den Tag der Wahl. 

$. 14. Sollte Jemand gegen die 
Anführung oder Weglaffung eines Na⸗ 
mens Einfprade zu erheben Willens 
fein, fo hat er feine diesfällige ſchrift⸗ 
lihe Aeußerung 14 Tage vor der Wahl 
dem Borftante mitzutbeilen, der hier⸗ 
über rechtzeitig und endgiltig ent- 
ſcheidet. 

88. 15, 16 und 17 enthalten die 
Beſtimmungen über das active und pafs 
five Wahlrecht und über die Bornahme 
des Wahlactes. 

$. 18. Den Wahlact überwadht und 
vollzieht eine Commiffion, beſtehend 
aus einem Bertreter, zwei Beiräthen 
und zwei hiezu von dem Borftande eins 
zuladenden Gemeindemitgliedern. 

$. 19. Die nad diefem Wahlmos 
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dus neu gewählten Vertreter und Bei⸗ 
räthe bleiben 5 Jahre im Amte. Rad 
Ablauf derfelben trifft jedes Jahr einen 
Bertreter und drei Beiräthe die Reihe 
des Austrittes, und zwar in den nächſt⸗ 
folgenden 5 Jahren nah dem Loſe, 
fpater nah dem Amtsalter. Diefer 
Austritt findet Ende December Statt. 
Die Amtswirkſamkeit der Reugewähl« 
ten beginnt am darauffolgenden 1. Jan- 
ner. Die Audtretenden können wieder 
gewählt werden. 

8. 20. Die Bertreter wählen aus 
ihrer Mitte einen Borfibenden auf die 
Dauer eines Jahres. 

8. 21. Zur Faffung eines Beſchluſ⸗ 
ſes in den Sigungen der Vertreter ift 
die Anwefenheit von 3, in gemein- 
ſchaftlichen Sigungen der Vertreter und 
Beiräthe, die von 12 Mitgliedern (drei 
Bertreter und neun Beiräthe) erforder« 
lid. Bei gleiher Stimmenzahl fteht 
dem Vorſitzenden ein Doppel- Botum 
zu. Abwefende können weder ſchriftlich 
votiren, noch ſich durch ein anderes 
Mitglied vertreten laffen. 

$. 22. Ueber alle Berhandlungen 
wird ein Protocoll vom Secretär ge 
führt, und diefes von allen Anwefen- 
den unterzeichnet, den Abwefenden aber 
zur Kenntnißnahme und Bidirung mit- 
getheilt. 

8. 23. Der Vorfißende ift berechti⸗ 
get, die Mitglieder zu Sibungen ein⸗ 
zuberufen, auf Berlangen von 5 Mit- 
gliedern des Gefammtvorftandes ift er 
hierzu verpflichtet. Die Sigungen der 
Bertreter haben in der Regel wöcent- 
lih, die des Gefammtvorftandes mo» 
natlih, und zwar in der erften Woche 
jedes Monats, Statt zu finden. 

8. 24. Die Bertreter find verpflich« 
tet, für die Ausführung der in den 
Sitzungen gefaßten Befchlüffe zu forgen. 

8. 25. Die Leitung fammtlicher Ge⸗ 
meinde-Angelegenheiten liegt den Ver⸗ 
tretern ob; ebenjo die Vertretung nad 


160 


Inden. 


Außen den Behörden und den einzel- 
nen Mitgliedern der Gemeinde gegen: 
über. In Betreff der Führung der 
Geburts⸗, Trauungs- und Sterbe⸗ 
Regiſter ift ſich jederzeit genau nad 
den hierüber beſtehenden gefeblichen 
Beftimmungen zu adten. In wid: 
tigen Repräfentationd- Fällen haben die 
Bertreter dur von ihnen hiezu be⸗ 
flimmte Mitglieder des Beirathes fich 
zu verftärken. 

8. 26. Ehrenämter und folde Dien- 
ftesftellen, zu denen eine befondere Bil- 
dung oder eine höhere Intelligenz er⸗ 
forderlid find, wie Seelforger, Lehrer, 
Secretär, Berwalter u. f. w., verleiht 
der Sefammivorftand. Die anderwei- 
tigen Dienftesftellen werden von den Ber- 
tretern, ohne Zuziehung des Beirathes, 
verliehen. Die Entlaffung der Ge: 
meinde-Angeftellten findet nach den bei 
deren Aufnahme zu Grunde gelegten 
Principien Statt. 

8. 27. Die Bertreter legen dem Bei- 
rathe jährlich den Boranfchlag des Ge- 
meindehaushaltes und der Beiträge zur 
Mitgenehmigung und die gefchloffene 
Jahresrehnung zur Ertheilung des 
nöthigen Abfolutoriums vor. Die Jahr 
resrechnung bleibt jedem Mitgliede im 
Arhive_der Gemeinde 14 Tage nad 
dem Abſchluſſe offen. 

8. 28. Bei Gontrahirungen von An⸗ 
(eben, Verkäufen oder Erwerbungen, 
Derträgen, Vergleihen u. dgl. m. von 
höherem Belange ift die Zuflimmung 
des Beirathes erforderlih. Gleiches 
findet in Beziehung auf alle fonftigen 
wichtigeren Angelegenheiten der Ge- 
meinde unerläßlih Statt. 

$. 29. Der Beirath ift berufen, die 
gegenwärtigen Statuten auszulegen, 
wenn zwifchen den Bertretern und den 
Semeindemitgliedern eine divergirende 
Anſicht entfteht. 

$. 30. Aenderungen in den Statur 
ten können nur unter Zuftimmung von 
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zwei Drittheilen, d. i. von mindeftend 
14 Borftande - Mitgliedern beantragt 
werden, dürfen jedoch erſt nah ein» 
verftändlich ertheilter Genehmigung von 
Seite der Minifterien des Innern und 
des Eultus in Wirkfamkeit treten. _ 

Diefe proviforifhen Statuten der 
israelitifhen Religionsgenoffenfchaft in 
Wien werden in Folge der von dem 
k. k. Minifterium des Eultus und Uns 
terricht8 vom 27. Dec. 1851 3. 4274, 
im Einverftändniffe mit dem Minifte- 
rium des Innern ertheilten Ermächti⸗ 
gung genehmiget. (Erl. der n. d. Stth. 
v. 14. Jän. 1852 3. 633.) 

i Suden, türtifche, ſ. türfifche Iu= 
en. 

— — Aufnahme der Zudenkinder 
in die BEN ſ. Zindelanftalt, 
Gebäranftalt. 

Iuden-Aerzte, Seraelitifhe gra- 
duirte Aerzte find wie andere zu be- 
handeln. (Hflzl. D. v. 25. Aug. 1799, 
n. 5. Reg. Decr. v. 20. Sept. 1799. 
Barth. Beiträge. ©. 198. $. 190.) 

— — Aerzte und Wundärzte, welche 
israelitiſche Glaubensgenoſſen find, 
ſollen in der Regel zu gerichtlichen Lei⸗ 
chen⸗Unterſuchungen nicht zugelaſſen 
werden. In Fällen jedoch, wo die 
durh die Imftruction für Leichenbe- 
fhauer zu diefem Gefchafte beftimmten 
Sanitäts-Individuen wegen eines lega= 
fen Hinderniffed bei Leichen - Unterfu- 
Hungen nicht erjcheinen können, oder 
Gefahr am Verzuge vorhanden ift, kön⸗ 
nen ausnahmsweife, und wenn fein 
chriſtlicher Arzt oder Wundarzt in der 
gehörigen Zeit aufgefunden werden 
fann, auch jüdifhe Sanitäts⸗Indivi⸗ 
duen hiezu verwendet werden, Damit 
aber derlei Leihenbefhauen gehörig 
vorgenommen, und feine Bedenken ge- 
gen diefelben erregt werden können, ift 
es unerlaßlih, daß den israelitifchen 
Merzten und Wundärzten, bevor fie 
den obengenannten gerichtlihen Act 

Baleläty, Handb. d. Poliz. Gef. IL. 
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vollziehen, ein ihren Religion « &e- 
brauchen entfprechender Eid, unter Be⸗ 
obachtung der für fie beitimmten Feier- 
lichkeiten, in jedem einzelnen alle ab⸗ 
genommen werde. (Hflzl. D. vom 18. 
Dec. 1828, an das galiz. Gubernium. 
Kundgem. am 28. Jän. 1829. Krop. 
®. ©. Bd. 54. Nr. 220.) 
Suden-Bälle. Juden dürfen in der 
Faftenzeit keine Bälle abhalten, ſ. Ju⸗ 


den⸗Ehen. 
Suden:Be — ſ. Grä- 
die 


ber, Leich 

Juden — in Wien, 
Statuten deöfelben wurden genehmigt. 
(U. h. Entfhl. vom 27. Jan. 1837. 
Hfkl. D. v. 3. Febr. 1837 3. 2558, 
n. d. Reg. Vdg. vom 19. Febr. 1837 
3. 9035, n. 6. Prov. ©. ©. 19. BP. 
Ar. 21.) 

Suden- Dienftboten. Die Jsrar- 
liten in Prag find in der Haltung und 
Aufnahme hriftlicher Dienftboten un- 
beirrt zu belaffen. (A. h. Entſchl. vom 
17. Zuni 1828. Hflzl. D. v. 27. Juni 
1828. Kp. ©. ©. 54. Bd. Rt. 117.) 

Snden:Ehen. Se. Majeftät haben 
für alle Erbländer feftgefeßt, daß Ju⸗ 
den, die den vorgefchriebenen Normal- 
Unterricht erhalten zn haben, ſich nicht 
ausweifen können, die Heirathsbewilli⸗ 
gung nicht eriheilt werden fol, und 


dag von nun an, alle dermalen unter 


dem 16. Jahre ſich befindenden Juden 
zu diefem Schulbefuhe zu verhalten 
find. (Hfd. v. 15. Apr. 1786, n. ö. 
N. Vdg. v. 28. Apr. 1786 3. 8905. 
Krop. ©. Joſ. 10. Bd. ©. 579.) 

— — Die beftehbende Vorſchrift, 
nach mwelder jeder Jude, der ſich ver« 
ehelichen will, das Zeugniß des erhal- 
tenen Normal » Unterrichts beizubrin- 
gen hat, erſtreckt ſich nur auf Diejenigen 
Juden, weldhe das für den Rormals 
Unterricht, der bekannter Maßen vom 
6. bis zum vollendeten 12. Jahre 
dauert, vorgefchriebene Alter, mithin 
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das 13. Jahr nicht uͤberſchritten haben. 
(Gfd. vom 8. Aug. 1786. Decr. der 
n. ö. Reg. vom 15. Auguft 1786 3. 
17913. Ktop. Gel. Joſ. 10. BP. 
©. 580.) | 

Iuden-Ehen. Den Juden ift zwar 
die Schliegung der Ehen zur Advents⸗ 
und Faſtenzeit nicht zu unterfagen, je- 
doch iſt nicht zugugeben, daß fie in Diefen 
gebotenen Beiten ihre Hochzeiten mit 
Mufit, Tanz, oder ähnlichen Erlufti- 
gungsarten begeben. (Hfd. v. 8. Oct. 
1807. Krop. Gef. Franz 23. Br. 
©. 712.) 

— — Bon der Verordnung, daß 
jeder Istaelite und jede Seraelitin bei 
dem Kreisamte vor ihrer VBerehelichung 
fih einer Prüfung aus dem moralifch- 
religiöfen Lehrbuche Bne-Zion zu un« 
terziehen haben, kann auch gegenwär« 
tig nicht abgegangen, und feine Be- 
ſchränkung auf ein gewifles Alter oder 
eine gewiſſe Zeitfrift zugegeben werden. 
(Stud. Hofe. Dee. v. 12. Febr. 1813, 
an das böhm. Sub. u. v. 11. März 
1813 am das mähr. Gub.) 

— — Eine ohne Beobachtung der 
gejeßlihen Vorſchriften geſchloſſene 
Juden⸗Ehe iſt ipso facto ungiltig, weil 
fie eigentlich gar nicht zu Stande ge⸗ 
kommen iſt, und es bedarf demnach bei 
ſolchen Ehen des Verfahrens nicht, wel⸗ 
ches im Allgemeinen bei einer mit einem 
Hinderniſſe behafteten Ehe vorgefchrie- 
ben iſt, daher dieſe Vorſchriften, na⸗ 
mentlich die SS. 94 und 97 des a. b. 
G. 8. auf Juden» Ehen nicht anwend- 
bar find. (U. 5. Entſchl. vom 5. Dee. 
1826. Hfkzl. D. v. 10. Dec. 1826, 
an fämmtl. Länderft., mit Ausnahme 
von Steiermark und Defterreich ob der 
Enns. Pol. ©. ©. 54. Bd. Nr. 100.) 

— — Das Minifterrum des Ins 
nern findet im Einvernehmen mit dem 
k. k. Sinanzminifterium zu beftimmen, 
daß es ſowohl von der nachträglichen, 
als künftigen Einhebung der Schleier—⸗ 
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tare bei Verehelichungen ber Israeliten 
in Riederöfterreich abzulommen babe. 
(Erl. des Min. des Innern v. 4. Der. 
1848. R. ©. 3. Rr. 3.) 

Suden:Ehen, ſ. Inden. (Vdg. v. 
11. Sept. 1849.) 

Inden = Fefttage. Isracliten dür- 
fen an ihren Fefttagen nicht vor Gericht 
geladen werden. Diefelben haben im 
Sabre, ohne den woͤchentlichen Sabbath» 
Tagen, 13 Feiertage, und zwar: 

2 Tage, den 15. und 16., dann 
2 Tage den 21. und 22. des Monats 
Rifan, im Monat April, unter dem 
Ramen Ofterfeft, eigentlih aber das 
Feſt des ungefäuerten Brodes, welches 
ganze acht Tage zu effen geboten ift. 
Die vier Zwifchentage, nämlih vom 
16. bis 21. find nur Halbfefle, wo 
man die zum Lebendunterhalte nöthige 
Arbeit verrichten darf. 

2 Tage, ala den 6. u. 7. des Mo: 
nats Sivan, gewöhnlih im Monate 
Mai, unter dem Namen Pfingflfeier- 
tage. 

2 Tage ald Reujahrfeft, d. i. den 
1. und 2. Tisri, trifft gewöhnlich im 
Monate September. Zehn Zage herr 
nad ift 

1 Tag, der Berfühnungdtag, und 
5 Tage nad diefem find 

2 Tage Lauberhüttenfeft, nämlich 
vom 15. bi8 16. Zisri. Am 22. Oct. 
fallt endlich 

1 Tag das Beſchlußfeſt, und am 23. 

1 Tag das Freudenfeft. (Juſt. Hfd. 
v. 17. Jaͤn. 1818. Krop. Gef. Franz. 
40. Bd. ©. 14 u. 15.) 

Suden:Geburts:, Trauungs- u. 
Sterbebüder, ſ. Iuden-Matrikeln. 

Iuden-Gefälle. Den Paͤchtern der 
Zuden = Gefälle ift die Führung des 
k. k. Wappens oder Adlers durchaus 
unterſagt, es bleibt ihnen jedoch un⸗ 
benommen, ihr Privatſiegel mit einer 
das Gefäll bezeichnenden Unterſchrift 
zu verſehen. (Hfkzl. D. v. 6. Juli 1826, 








Yuden-Bemeindevorficher. 


am das galiz. Land. Gub. Kundgem. 
am 13. Sept. 1826. Krop. ©. ©. 
52. Bd. Nr. 166.) 

Juden-Gemeindevorſteher. Da 
die Juden» Gemeindevorfteher mit Des 
creten angeftellt find, beſtimmte Pflich- 
ten zugewiefen haben, und über die 
Erfüllung ihrer Amtspflihten in Eid 
genommen werden, daher denſelben 
auch eine ſolche Gewalt anvertraut ift, 
von der fie den in dem St. ©. ange 
deuteten Mißbrauch der Amtsgewalt 
mahen können, wie diefed fih auch 
aus den Hofdecreten v. 9. Nov. 1816 
und 13. Juni 1817 der Juſtiz⸗Geſetz⸗ 
fammlung klar ergibt; jo unterliegt es 
feinem Bedenken, dag aud ein Juden⸗ 
Gemeinde » Borfteber als ein Beamter 
angefehen, und fonch auch wegen 
Mißbrauch der Amtsgewalt zur Untere 
juhung gezogen und beftraft werden 
Tonne. (Hflzl. D. v. 11. Febr. 1828, 
an das k. k. böhm. Bub. Krop. ©. ©. 
54. Bd. Ar. 28.) 

Suden-Gefhlehtsname, |. Ju⸗ 
den⸗Ramen. 

Juden⸗Hebammen. Es kann den 
jüdiſchen Hebammen, die gleich den 
chriſtlichen ihre Befähigung, dieſe Hilfe 
zu leiften , dargethan haben, nicht vers 
wehrt werden, wenn fie von einer ge- 
barenden Chriſtin zu Hilfe gerufen 
werden, ihr diefe zu leiften. Die Heb⸗ 
amme jüdifcher Religion ift jedoch bei 
der Entbindung einer Chriftin verpflich⸗ 
tet, jobald fie eine nahe Todesgefahr 
für das Kind oder die Gebärende wahre 
nimmt, die Angehörigen hievon bei Zei⸗ 
ten in Kenntniß zu feßen, damit die 
Rothtaufe oder die Berleihung der 
Sterbefacramente nieht verfaumt werde. 
Die Unterlaffung diefer Mittheilung 
an die Angehörigen wird mit der vers 
dienten Strafe geahndet werden. Die 
jädifhe Religion der Hebamme Tann 
ferner fein Hinderniß fein, diefelbe Zeu- 
genihaft ald Hebamme abzulegen, wie 
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fie die Hriftlihe Hebamme ablegt. Die 
Hoflanzlei= Verordnung vom 27. Zuli 
1826 3. 21173, durch welche den jü- 
difhen Hebammen nur unter gewiſſen 
Beſchränkungen die geburtshilfliche 
Dienftleiftung bei chriftlihen rauen 
geftattet wurde, wird demnad für aufs 
gehoben erklärt. (Vdg. des Unt. Min. 
v. 3. Sept. 1850, an die Statthalter 
von Mähren und Schlefien. R. G. B. 
Nr. 348, f. auh Hebammen. Dog. 
v. 4. Febr. 1830.) 

Suden:Kinder. Vorſchrift über die 
Bewilligung der Taufe, f. Juden⸗ 
Zaufe. 

— — f. Findelanftalt. (Bdg. v. 
19. Nov. 1846, Gebäranftalt. Bog. 
v. 24. Mär; 1841.) 

Suden-Sranfenanflalt, |. In: 
den⸗Spital. 

Suden » Lehrer. Die Lehrer der 
Israeliten müffen wie die Lehrer der 
Katholiken und Akatholiken in der Lehr⸗ 
art vorfhriftmäßig unterrichtet und mit 
dem geſetzmäßigen Zeugniffe verfehen 
fein, fie mögen entweder bei einer 
Schule angeftellt werden, oder Privat⸗ 
unterricht bei einzelnen Kamilien ertheis 
len wollen. (Bolit. Berf. der deutſchen 
Säulen. $. 469.) 

— — Privatlehrer, israelitiſche, 
haben ſich allen den in der deutfchen 
Schulverfaffung für alle Privatlehrer 
vorgejchriebenen Bedingungen zu uns 
terziehen. (N. 5. Reg. Vdg. v. 21. Mai 
1822 3. 20517. Ktop. Gef. Franz 
46.28. ©.4%.) . 

— — Se. Majeftät haben mit höch⸗ 
fter Ertfchließ. v. 8. Jan. 1826 über 
den Unterricht israelitiſcher Pris 
vatlehrer folgende Grundfäße zu ges 
nehmigen gerubt: 

1. Israelitiſchen Privatlehrern, wenn 
fie fih mit dem erforderlichen Lehrfä⸗ 
higkeits⸗Zeugniſſe und über eine unta⸗ 
delhafte Moralität ausweijen, wird ge⸗ 
ftattet, israelitiſche Kinder in allen 

11 * 
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Lehrgegenftänden, aus welchen fie ſelbſt 
geprüft find, privat, und nur einzeln in 
den Wohnungen der Eltern nach den 
allgemein beftehenden Borfchriften zu 
unterrichten. 

2. Es wird aber den israelitiſchen 
Privatlehrern nicht geftattet, cbriftliche 
Kinder weder in den lebenden Sprachen 
noch in den gewöhnlihen Elementar⸗ 
Gegenftänden zu unterrichten. 

3. Sollte die Landesitelle aus Los 
cale und befonderen Rüdfichten für 
zwecmäßiger erachten, den Privat⸗Un⸗ 
terricht der israelitifhen Privatlehrer 
noch mehr zu befchränfen, um etwa die 
dort oder da beitehende öffentliche is— 
raelitifhe Schule dadurch mehr zu bes 
ben und zu befördern, fo wird dieſe 
Derfügung dem Ermeſſen der Randes- 
ftelle überlaffen. (Studien-Hofcommifs 
fiond-Dect. vom 13. Jänner 1826 9. 
326, an ſaͤmmtl. Länderfi. Pol. ©. 
54. Bd. Rt. 3.) 

Iudenlehrer. Kein israclitifcher 
Privatlehrer darf Unterricht ertheilen, 
ohne durch ein päadagogifches Lehrfähig- 
feitözengniß und durch eine gute Mos 
ralität fi dazu zu eignen oder auszus 
werfen. (Studien-Hofcommiffions-D. 
vom 15. Juli 1826, an das gal. Lan⸗ 
desgub., Krop. G.S. 52.3. Nr. 173.) 

— — An die israelitifhen Re⸗ 
ligionslehrer im hiefigen Bethaufe und 
an der biefigen israelitiſchen Schule ift 
bei neuen Anftellungen für die Zukunft 
die Forderung zu ftellen, daß fie die 


philofophifhen Studien an einer erb- .... 


landifhen Lehranftalt zurückgelegt has 
ben und daß fie, falls die Errihtung 
einer israelitifhen theologifhen Lehr⸗ 
anftalt Statt finden follte, die Prüfung 
and der israelitifhen Religionslehre 
abzulegen haben. (U. 5. Entſchl. v. 
27. Jänner 1837, Hfljl. D. vom 3. 
Gebr, 1837 8. 2558, n. 6. Rggs. D. 
vom 19. Febr. 1837 3. 9035, n. ö. 
Brov. G. S. 19. Bd. Nr. 21.) 
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Indenlehrer, ſ. Inden⸗Rabbiner. 

— — f. Zuden-Schulen. 

Suben-Leihenhof in Wien, f. 
Leichenhöfe. 

Iuden-Matrikeln. In Berüdfid- 
tigung, daß die Geburt! -, Trauungs⸗ 
und Zodtenbücher für Israeliten fowohl 
von dem erften israelitiſchen Religions» 
Ichrer, ald au von der k. k. Polizei- 
Ober Direction zur Controle geführt 
werden, überdies der Erftere fämmtliche 
religiöfe und alle darauf Bezug haben» 
den Geſchäfte bei dem Bethaufe zu ver- 
fehen bat, bat auch in Zukunft der 
erfte israelitifhe Religionslehrer, der 
die Stelle des Rabbiners vertritt, alle 
Geburts⸗, Trauungd- und Zodtenfcheine 
nad den anliegenden drei Formularien, 
auf dem gehörigen Stämpel, und un⸗ 
entgeitlich mit der Vorſicht auszuftellen, 
daß diefelben fowohl von ihm und zwei 


S. Bertretern unterfertigt, aber auch von 


der k. k. Polizei - Ober - Direction, zur 
Controle mit der Amtlihen Beftätigung 
verfehen werden. 
Beilage. 
Geburtd-Zeugniß. 

Bon dem Unterzeichneten wird hier 
mit bezeuget, deB am. . ten... . dies 
ſes Jahres Ein taufend acht hundert 
Saas von feiner Ehe⸗ 
gattin ... geboren, und 
de. felden am. .ten....18.. der 
Name .... beigelegt wurde, welches 
auch in dem Geburts -Protocolle der 
israelitifhen Einwohner Wiend Folio 
eingefragen if. Zur Urkunde 
deſſen meine —— —— 

Wien am ..ten. 18. 


. 0000 0 


N. 
israelitifcher Religionslehrer. 
Geſehen am... vondem 
Bertreter der israel. Ein⸗ 
wohner Wiens 
MR, NN. 
Beftätigung der ?. k. Pol. Ob. Dir. 
Wien am 
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TZrauungd-Zeugniß. 

Bon dem Unterzeichneten wird 4 
mit bezeuget, dab am... tem. im 
Jahre Ein taufend acht hundert. 
das Brautpaar: Herr...., ehelicher 
Sohn des Herrn ..... ‚ gebürtig aus 
ald Bräutigam, mit der 
Tochter des Herrn gebürtig aus 

. ald Braut, in Gegenwart der Bei⸗ 
Rände. . vom. in ch 
eracũtifchen Geſetzen und Gebraͤuchen 
getraut, und deren Ehe eingeſegnet 
worden, welcher Trauungs⸗Act auch 
unter demſelben Datum, in dem Trau⸗ 
ungs⸗Protoeolle der israelitiſchen Ein⸗ 
wohner Wiens Folio .... eingeltagen 
ft. Zu deſſen Urkunde meine eigen⸗ 
händige Fertigung. 

Wien am 


. N. 
israelitiſcher Religionslehrer. 
Geſehen am .... von den 
Vertretern der idrael. Ein⸗ 
wohner Wiens. 
Beſtätigung der k. k. Pol. Ob. Dir. 
Wien am ..... 
Zodtenfheine. 

Bon dem Unterzeichneten wird hier- 
mit bezeuget, daß am ..ten im 
Jahre Ein taufend acht hundert 
den aus in einem Alter 
aa .. verfisıben und am 
. auf dem idraelitis 
(Sen Sottesader nähft Wien vor der 
Nußdorfer Linie beerdigt worden ift. 
Die Beranlaffung des Todes wurde 
Iant Des obrigkeitlichen Beerdigungs⸗ 
feines von der abgeordneten Todten- 
befhau für .... erkannt. Welcher 
Sterb» und Beerdigungsfall in dem 
SterbesProtocoll der N Ein- 
wohner Wiens Folio .... eingetragen 


if. Zu deſſen Urkunde meine : eigenhäns 


Dige a 


Bien am .....18.. 


. R. 
israelitiſcher Religionslehrer. 


165 





Iuden-atrikeln. 


Geſehen am .... 

Bon den Vertretern der 
israelitifhen Einwohner 

Wiens. 
Beftatigung der ka k. Bol. Ob. Dir. 

BWienam.... 

(R. õ. Rggs. Bdg. vom 1. Juni 1831 
8. a n. d. Prov. &. ©. 13. Thl. 

Mr. 118.) 

Anden: Matrileln. Die von dem 
israelitiſchen Religionslehrer in Wien 
zu führenden Geburts⸗, Trauungs- und 
Sterbregifter können die k. k. Pol. Ob. 
Dir. von ihrer Pfliht zur Führung 
diefer Bücher nicht entbinden, vielmehr 
bat der Religionslehrer, der zwar über 
die bezeichneten Acte nunmehr auch ver- 
läßliche Regifter zu führen berechtiget 
fein fol, jeden einzelnen Fall auch der 
k. k. Bol. Ob. Dir. zur Einfhaltung 
in ihre Bücher, welde allein vollen 
Glauben haben, anzuzeigen. Die von 
den Neligionglehrern verfaßten Aus⸗ 
züge aus ihren Geburts», Trauungs⸗ 
und al. dürfen. ohne Beſtaͤ⸗ 
tigung der k. k. Bol. Ob. Dir. bei fon- 
fliger Strafe Riemandem ausgefolgt 
werden, und find ohne diefe Beftätigung 
auf jeden Fall ungiltig. Es ift ferner 
der Zuden-Spitald«-Berwaltung die be- 
reits beftehende Pflicht zu erneuern, 
jeden Todesfall zur Kenntniß des Ne 
ligionslehrerd zu bringen, damit er 
nicht nur feine Todtenregiſter vervoll- 
fändigen, fondern auch die weitere An⸗ 
zeige an die k. k. Bol. Ob. Dir. machen 
tönne. Damit abet die Geburtäfälle 
der Behörde nicht entzogen werden, fo 
wird unter einem durch die betreffenden 
Behörden allen Hebammen und Ge 
burtshelfern bei der mit hohem Hofbe⸗ 
feheide vom 26. Aug. 1790 beftimmten 
Strafe von 50 fl. EM. neuerdings zur 
Pfliht gemacht, jede Geburt und Be 
ſchneidung eines Judenkindes entweder 
dem israelitifchen Religionslehrer (Rab- 
biner) oder der E. 8. Pol. Ob. Dir. ans 
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zuzeigen. Letztere hat ſodann alle ihr 
unmittelbar angezeigten Geburtsfälle 
dem Neligionslehrer ebenfalld mitzu- 
theilen. (Hoffzl. Decr. vom 3. Febr. 
1837 3. 2558 in Folge a. h. Entſchl. 
vom 27. Jänner 1837; Vdg. d. n. d. 
Rgg. vom 19. Febr. 1837 3. 9035, 
n. ö. Prov. &. ©. 19. Bd. Nr. 21.) 

Inden-Matrikeln. Der mit Hof: 
fanzlei=Decrete vom 22. December 
1837 3. 29444 herabgelangte Unter: 
riht zur Führung der Juden 
Matriteln, wurde mit nachſtehenden 
Weifnngen mitgetheilt und zwar: 

1. Haben die in diefem Unterrichte 
enthaltenen Vorſchriften mit 1. Novem⸗ 
ber 1839 in Wirkfamkeit zu treten, zu 
diefem Behufe find, 

2. von dem k. k. Kreisamte nad 
vorläufiger Rücdfprahe mit den Aem⸗ 
tern und Magiftraten Bezirke zu be- 
ſtimmen, für welche die jüdifchen Ma- 
trifelführer zu ernennen und zu be 
eiden find. 

3. Das Gefhäft der Matrikelfüh- 
rung darf nur einem folden Manne 
anvertraut werden, der nicht nur mit 
den Berhältniffen feiner Glaubendge- 
noffen, die in dem Bezirke, für welchen 
die Matrifeln zu gelten haben, wohnen, 
vollkommen vertraut, im Orte, wo die 
Matriteln zu führen find, wohnhaft, 
und feiner Beihäftigung nad) nicht ge⸗ 
nöthigt ift, fih aus diefem Orte öfter 
und befonders auf längere Zeit zu ent 
fernen, fondern der auch allgemein ale 
ein rechtſchaſſener, wahrheitsliebender, 
aufgellärter und hiemit des in ihn ge» 
festen Zutrauens vollfommen würdiger 
Mann bekannt, endlich auch der deut: 
fen Sprache und Schrift zur Genüge 
mächtig ift. Rah den a. h. Borfchriften 
ift dieſes Geſchäft 

a) den Ortsrabbinern, 

b) Schullehrern, 

e) Religionsweiſern, 

d) Schulfingern und 
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e) wenn feine diefer Berfonen vor- 
bandenift, einem hiezu tauglichen Hause 
vater anzunertrauen. 

4. Die Ernennung des Matrikel⸗ 
führers fteht dem Kreisamte unbeſchränkt 
zu. Mer diefed Amt zu erhalten 
wünfht, muß diesfalld ein eigenhändig 
gefchriebenes Geſuch bei feinem vorge- 
feßten Magiftrate oder Amte einbrin- 
gen. Das Kreidamt wird fodann Dies 
fen Bittfteller über die nöthigen Kennt- 
niffe zur Matritelführung prüfen, den 
geeignet Befundenen mittelft eines eige- 
nen Decretes anftellen und hierauf bes 
eiden. 

5. Der ernannte Matrikelführer hat 
bei dem Kreisamte auf die für die Is⸗ 
taeliten vworgefchriebene Art zu ſchwö⸗ 
ren, daß er alle ihm bekannt werdenden 
Geburtd«, Trauungs- und Todesfälle 
in die ihm anvertrauten Matrikeln ge: 
nau nach der ihm mitgetheilten Belch- 
tung eintragen, die vorgefchriebenen 
Auszüge auf das Genanefte verfaflen, 
in der beftimmten Zeit überreichen, und 
die Matrifeln nebft allen dazu kommen⸗ 
den Documenten wohl verwahren wolle. 

6. Die Matritelführung der Juden 
wird vor Allem durch die von dem Seel: 
forger des Wohnortes über denfelben 
Bezirk geführte zweite Matrik control« 
lirt, da eine doppelte Matrikelführung, 
der Eontrofe wegen, [don mit der Ber: 
ordnung vom 12. Inni 1794 für 
zwedtmäßig erfannt wurde. Im Uebri- 
gen fteht die Hufficht über die richtige 
Führung der Juden-Matritel dem Amte, 
dem Drtsfeelforger, dem Bezirksvicar 
und dem Kreidamte zu. (Deer. des 
böhm. Sub. vom 24. April 1838 3. 
1818, Prov. ©. ©. für Böhmen vom 
J. 1838 Nr..107.) 

Juden-Matrikeln. Vorſchrift 
über die Führung der Geburts— 
Matritelnder Juden. Unter den 
Israeliten befteht fehr Häufig der Miß- 
brauch, dag den unehelichen Kindern, 
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insbeſondere jenen, zu welchen ſich der 
uneheliche Erzeuger als Vater bekennt, 
und als ſolcher in die Geburtsmatrik 
eingetragen wird, gegen die ausdrück⸗ 
lihe Vorſchrift des 8. 165 ded a. b. 
G. B. der Familienname des Vaters 
und nicht, wie e8 gefcheben follte, der 
Geſchlechtsname der Mutter beigelegt 
wird. Um diefem, in der Folge nur zu 
Beirrungen Anlaß gebenden Uebelftande 
zu begegnen, find die jüdifhen Matri⸗ 
felführer anzumweifen, ſich bei der Ein 
tragung jüdifcher Geburtsfälle fünftig- 
hin genau zu überzeugen, ob die betref- 
fenden Eltern den bierortigen Heiraths⸗ 
confens erhalten haben und wirklich ges 
traut worden find, ferner in der 6. Rus 
brik der nad) dem, mit der Gubernial« 
Berordnung vom 24. April 1838 
8. 1818 vorgefchriebenen Formulare 
verfaßten Geburtsmatrik nebſt dem 
Bornamen, welcher dem neugebornen 
Kinde beigelegt wird, wenn dasfelbe 
ehelich ift, den Familiennamen des Ba- 
tere, wenn es aber unehelich ift, den 
Geſchlechtsnamen der Mutter anzufüh- 
ren. Weiters ift den jüdifhen Matri⸗ 
felführern die genauefte Befolgung der 
in den 88. 17 bis 35 des mit jener 
Berordnung bekannt gemachten Unter 
richtes zufammengeftellten Borfchriften 
in Ddiefer Beziehung wiederholt zur 
ſtrengſten Pfliht zu mahen. Das 
Kreisamt hat aber bei jedem vorkom⸗ 
menden Anlaffe dahin zu wirken, daB 
jener Mißbrauch, wo er Statt findet, 
fogleih gerügt und abgeftellt werde, 
daß vorzüglih die unter den Juden, 
zur Umgebung der hinfichtlich ihrer 
Heirathen gefeglich beftimmten Befhran- 
tungen, ſehr häufig beitehenden Gon- 
cubinate nicht geduldet, und von Fall 
zufall fogleih die nöthigen Mapregeln 
ergriffen werben, damit die betreffenden 
PBerfonen entweder getrennt, oder wo 
es geflattet ift, zur Eingehung einer ge 
feßmäßigen Ehe verhalten werden. Bon 
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dieſer Vorſchrift wird auch der Curat⸗ 
clerus durch die biſchöflichen Conſiſto⸗ 
rien verſtändigt. (Vdg. des böhm. 
Sub. vom 28. Fehr. 1845 3. 10561, 
Prov. ©. ©. für Böhmen 27. Bd. 
Ar. 61.) 

Inden⸗Matrikelu. Der von der 
Hofkanzlei mit Deeret vom 19. März 
1846 3. 6171 genehmigte Unterricht 
über die Führung der Geburts, Trau⸗ 
ungs- und Sterbe- Matrifeln der Js⸗ 
raeliten in Mähren, dann der diesfälli- 
gen Controlirungs⸗Maßregeln durch 
Führung der Controls - Matrikeln von 
Seite der Tatholifchen Drtsfeelforger 
wurde fundgemadt. (Circ. des mähr. 
Bub. vom 28. Mai 1846 3. 14585, 
Prov. G. ©. für Mähren Nr. 51.) 

— — Rahträglih zu dem mit Gu- 
bernial= Girculare vom 28. Mai 1846 
3. 14585 befannt gemachten Unter: 
richte über die Führung der Geburts-⸗, 
Zrauungs- und Sterbe=- Matrifeln der 
Ssraeliten und der diesfälligen Gon- 
trolirungs⸗ Maßregeln wurden die For⸗ 
mulare über die Geburts», Trauungs- 
und Sterbe-Matriteln, dann die Eides- 
formel für die jüdischen Matrifelführer 
zur allgemeinen Kenntniß und Darnach⸗ 
achtung vorgezeichnet. (Circ. des mahr. 
Gub. vom 13. Aug. 1846 3. 29288. 
Prov. G. ©. für Mähren Nr. 80.) 

— — Die Gorrefpondenz der ie: 
raelitifhen Matrifelführer mit den k. k. 
Behörden in Matrikel» Angelegenheiten 
ift fowohl bei der Auf⸗, als bei der Ab- 
gabe portofrei zu behandeln, muß je- 
doch auf der Adrefie mit der Bemer⸗ 
fung: „in Amtlihen Matrik⸗An— 
gelegenheiten“, verfehen fein. (Er⸗ 
laß des H. M. von 25. Juli 1849. 
R. ©. 2. Rr. 338.) 

— — find in deutfiher Sprade zu 
führen, f. ISuden-Rabbiner, Juden- 
Kamen. 

— — Borfhrift wegen Führung 
derfelben in Ungarn, |. Inden. 








Inden⸗Matrikein. 
Inden-Matrikeln, ſ. türkiſche 


en. 

Suden-Ramen. Joraeliten ſollen 
einen beſtimmten Geſchlechts⸗ und deut⸗ 
ſchen Vornamen wählen, daher jeder 
Hausvater verhalten iſt, für feine Fa⸗ 
milie — der Vormund für ſeine Wai⸗ 
ſen, und eine jede ledige, weder in der 
väterlichen Gewalt, noch unter einer 
Vormundſchaft oder Curatel ſtehende 
Mannsperſon einen beſtimmten Ges 
ſchlechtsnamen zu führen, das weibliche 
Geſchlecht im ledigen Stande den Ge⸗ 
ſchlechtsnamen ihres Vaters — verhei⸗ 
rathet, den ihres Mannes zu nehmen, 
jede einzelne Perſon aber ohne Aus⸗ 
nahme einen deutſchen Vornamen ſich 
beizulegen, und ſolchen Zeitlebens nicht 
abzulegen. — Derjenige, ohne Unter⸗ 
ſchied des Geſchlechtes, der ſeines auf 
beſtaͤndig angenommenen deutſchen Vor⸗ 
und Geſchlechtsnamens ſich künftig 
nicht, ſondern eines andern gebrauchen 
ſollte, wird, wenn er vermoͤglich iſt, mit 
50 fl. zu beftrafen, ift er aber unver- 
möglih, aus allen k. k. Ländern mit 
feiner Familie abzufhaffen fein. — 
Doch haben alle au unter einem an⸗ 
dern Ramen von ihm ausgeftellten 
Schuldfcheine, wenn er deffen überzeugt 
wird, gegen denfelben immer zu gelten. 
(Batent v. 23. Juli 1787. 8. 1—7 
lit. b. Stop. Gef. of. 14. Bd. ©. 
936.) 

— — Zur Vermeidung aller Uns 
ordnungen, die in politifhen ſowohl 
ale gerichtlihen, und felbft in Pri⸗ 
vatgefhäften entftehen müffen, wenn 
bei einer Claſſe von Menfchen und Fa⸗ 
milien einen beftimmten Geſchlechts⸗ 
namen und die einzelnen Perfonen kei⸗ 
nen fonft befannten Bornamen haben, 
wurde verordnet: Daß bei der Juden- 
ſchaft auch in Wefl-Balizien ein jeder 
Hausvater für feine Familie, der Bor- 
mund für feine Waifen, und eine jede 
unverehelihte weder in väterlicher Ge⸗ 
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walt, noch unter einer Vormundſchaft 
oder Guratel fiehende Mannsperſon 
einen beftimmten Geſchlechtsnamen zu 
führen, das weibliche Geſchlecht unver⸗ 
ehelichten Standes den Geſchlechtsna⸗ 
men ihres Vaters, verheirathet den ih⸗ 
res Mannes beizubehalten, jede einzelne 
Perſon aber ohne Ausnahme einen deut⸗ 
ſchen Vornamen ſich beizulegen, und 
ſolchen zeitlebens nicht abzuändern ge⸗ 
halten fein fol. Alle bisher in der jü- 
diſchen Sprache oder nah dem Drte, 
wo ſich Jemand entweder für beftändig, 
oder auf eine Zeit aufgehalten, 3. 2. 
Schaulem, Yöplik, Jochim, Colin zc. 
üblich geweſenen Benennungen haben 
daber gänzlich aufzuhören. Niemandem 
wird geftattet, die Ramen eines adeli« 
gen, oder fonft bekannten Geſchlechtes 
anzunehmen, und da fern fidh etwa ein 
folder einſchleichen follte, fo fol der 
unbefugt angenommene Geſchlechtsname 
ſogleich abgeandert, und dafür auf die 
vorgefhriebene Art der jüdifhen Fami⸗ 
lie ein anderer Borname beigelegt wer⸗ 
den. Eben dies hat in der Zukunft 
überall und zu jeder Zeit zu geſchehen, 
fo oft ſich Jemand darüber befchwert, 
dag ein Jude feinen Geſchlechtsnamen 
führe. Jeder Hausvater, und fonft jede 
als eine eigene Familie betrachtete ein- 
zelne Berfon in dem neuen Antheile 
Galiziens bat ſich laͤngſtens bis 1. Juli 
1. 3. bei dem Kreisamte, oder dem vom 
felben hierzu beftimmten Commiſſär mit 
einem in deutfcher Sprache abgefaßten, 
von den Gemeindevorftehern und Orts⸗ 
rabbiner oder Religiondweifer unterfer- 
tigten Zeugniffe über die Familie, von 
der er abftammt, und über den Namen, 
den er bisher geführt, auszumweifen, da⸗ 
ſelbſt für fih und für feine ganze Fa⸗ 
milie den neuen deutfchen Bornamen, 
der ihm auf dem erftbefagten Zeugnifie 
von dem SKreisamte oder Commifjär 
ſchriftlich und ordentlich zu beftätigen 
ift, zu empfangen, und ſodann fi das 








Yuden-Hamen. 


mit bei dem Magiſtrate oder der Grund⸗ 
obrigkeit von dem Hauptorte der Ge- 
meinde, zu welder er geſchrieben ift, 
auszuweifen, welche Grundobrigkeiten 
und Magiſtrate darüber ein ordentliches 
Protocol zu führen haben. 

Mit 1. Juni 1805 müffen die Be⸗ 
fhneidungs- und Geburtsbücher ohne 
Ausnahme in deutfcher Sprache ge 
führt, dann alle Geborene, Geftor- 
bene und Getraute, nicht anders, 
ale mit dem deutfchen Bor» und ih. 
ven auf immer beftimmten Geſchlechts⸗ 
namen eingetragen werden. Um der 
Argliſt, womit diefem Gefebe aus» 
zumweichen verfucht werden dürfte, vor» 
zubeugen, und jelbem eine defto zuver⸗ 
läffigere Beobachtung zu verfihern, wer⸗ 
den auf die Uebertretung folgende Stra⸗ 
fen feftgefeßt: 

a) Derjenige Rabbiner, der vom er⸗ 
ften Juni 1805 die Geburtd-, Traus 
ungd- und Sterbfälle nicht in deutſcher 
Sprache führen, oder nicht nach den be- 
flimmten Namen eintragen follte, wird 
zum erftenmale mit 50 fl. rhn. zu be- 
ftrafen, das zweitemal aber fogleich ſei⸗ 
nes Dienftes zu entlaffen, und für dienft« 
unfähig zu erklären fein. 

b) Derjenige, ohne Unterfchieb dee 
Geſchlechtes, der fih künftig nicht feis 
nes angenommenen deutſchen Vor⸗ und 
Geſchlechtsnamens, fondern eines an⸗ 
dern gebrauchen follte, wird, wenn er 
vermöglich ift, ebenfalld mit 50 fl. chn. 
zu beftrafen, ift er aber unvermöglid, 
mit feiner Familie aus allen E. k. Staas 
ten abzufchaffen fein, doch haben alle 
auch unter einem andern Namen von ihm 
audgeftellten Schuldſcheine und Tonft 
übernommenen Berbindlichkeiten, wenn 
er deffen überzeugt wird, gegen denfel« 
ben volle Kraft. 

e) Diefe Strafgelder follen zur 
Hälfte den jüdifchen Domeftical » Kon» 
den eines jeden Landes, die andere 
Hälfte aber Demjenigen zufallen, der ei⸗ 
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nen ſolchen Unterſchleif entdeckt und 
anzeigt. (Patent v. 21. Febr. 1805. 
Krop. Geſ. Franz 20. Bd. S. 116 
bis 120.) 

Juden⸗Ramen. Das Patent vom 
23. Juli 1787 verbietet den Juden, 
fremde unverfländliche jüdifche Namen 
zu führen, und ordnet dagegen aus⸗ 
druͤcklich an, daß fie fi deutfcher Vor⸗ 
namen zu bedienen haben; daher es 
durch diefes Patent den Juden in Böh- 
men, fowie es in andern Provinzen der 
Fall ift, ſchon an und für fich geftattet 
ift, ihren neugebornen Kindern beliebige 
deutfche Vornamen zu geben. Rur darf 
den Juden nicht geftattet werden, was 


das erwähnte Patent ausdrücklich ent 


hält, die Bornamen, welche fle gegen- 
wärtig führen, etwa aus diefem Anlaffe 
ändern zu wollen. (Hflzl. D. v. 6. Nov. 
1834, an das böhm. Bub. Krop. ©. 
©. 62. Bd. Rr. 133.) 

— — Rad dem Sinne des hieror- 
tigen Decreted vom 6. November 1834 
find die Jsraeliten nicht zu beſchränken, 
alle beliebigen deutfchen Bornamen zu 
führen, ohne ſolche, deren fi auch Chri- 
ften bedienen, davon auszunehmen, nur 
darf diefen Bornamen kein folder Bei- 
faß beigefügt werden, durch welchen dies 
fer Borname ausfchliegend die Bezeich- 
nung eines chriſtlichen Heiligen würde. 
(Hflzl. D. v. 20. Juli 1836, an das 
böhm. Bub. Krop. ©. ©. 62. Bd. Nr. 
133.) 

— — Nah dem Erlaß des Mini- 
fterd des Innern vom 22. d.M., 3. 
21907, Tönnen die bei den Israeliten 
inlingarn häufig vorgelommenen eigen» 
mächtigen Aenderungen ihrer Borna 
men, im Hinblide auf die allerhödhite 
Vorſchrift vom 23. Juli 1787, fo wie 
auf die mit diefen eigenmächtigen Na⸗ 
mensänderungen verknüpften Uebel⸗ 
ftände von nun an durchaus nicht mehr 
geftattet werden. Sollten einzelne 8 
taeliten aus triftigen Gründen die Aen⸗ 





Zuden-Prinatlehrer. 


derung ihrer Vornamen wuͤnſchen, fo 
ift die Bewilligung hierzu ſtets ord⸗ 
nungsmäßig anzuſuchen, und daß dies» 
fällige Geſuch durch die betreffenden 
Behörden nad der für Namensände⸗ 
rungen vorgefähriebenen allgemeinen 
Rorm, von der bezüglich der israeliti- 
[hen Vornamen abzugeben fein Grund 
vorhanden ift, dem Minifterium zur 
Entfheidung vorzulegen. (Kdu. des 
faif. Commiſſ. in Ung. v. 28. Ron. 
1850. Ung. 2. ©. 3. Rr. 403.) 

Inden: Brivatlehrer, ſ. Inden: 
lehrer. 

Suden:Rabbiner. Bannflüche der 
auswärtigen jüdifhen Rabbiner haben 
ohne landesfürftlihe Genehmigung 
feine Giltigkeit, die Rabbiner, oder Res 
ligiondlehrer, welche diefelben in den 
inländifhen Synagogen, oder Schulen 
verbreiten, werden ihres Amtes entfeßt, 
und, wenn fie Ausländer find, über die 
Sränzen verwiefen. (Rote des Staats» 
fanzlers v. 19. Dec. 1781.) 

— — haben die Geburt⸗, Trauung- 
und Sterbfälle in deutfher Sprade 
und nad den beflimmten Namen einzu» 
tragen, und die Bücher in deutfcher 
Sprache zu führen, im Widrigen diefel« 
ben zum erftenmale mit 50 fl. zu bes 
firafen, Das zweitemal aber fogleich 
ihres Dienſtes zu entlafien, und für 
dienftesunfähig zu erflären find. (Bat. 
v. 23. Zuli 1787. 8. 7 lit. a. Krop. 
Gef. Iof. 14. Bd. ©. 537.) 

— — , deren Bannflüde find, fo 
lange die Regierung die Giltigkeit der- 
felben nicht anerkennt, ungiltig, und die 
Derbreiter derfelben find mit 50 Rthlrn. 
oder Lörperlicher Züchtigung zu beitra- 
fm. Die Rabbiner aber, die foldye ver- 
fünden, find, wenn fie Ausländer find, 
aus dem Lande zu fchaffen, die Einge- 
bornen aber ihre Amtes zu entjeben. 
(Hill. D. v. 25. Mai 1808. Krop. 
Gef. Franz. 24. Bd. ©. 495.) 

— — Als folder Tann Keiner ge 
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wählt werden, der nicht die philoſophi⸗ 
fhen Biffenfhaften, Naturrecht, Ethik 
auf einer k. k. Univerfität mit gutem 
Fortgange gehört, und hierüber Zeug: 
niffe erhalten bat. (Studien » Hofcom. 
D. v. 20. Juni 1817. Krop. Gef. 
Franz. 38. Bd. ©. 316.) 

Suden= Rabbiner. In Folge h. 
Hftzl. Decr. v. 7. Juli 1836 3. 17719 
und 1135, wird dem Kreisamte aufge- 
tragen, ſämmtlichen Judengemeinden 
des Kreifes, und jenen Ortsobrigkeiten, 
in deren Bezirke fih Judengemeinden 
befinden, zur genaueſten Darnachach⸗ 
tung befannt zu machen, daß gemäß 
eines erlaffenen allerh. Befehles, vom 
1. Sept. 1846 an, fein Rabbiner, Re⸗ 
ligiondweifer, oder Schulfinger mehr 
aufgenommen und vom Kreisamte bes 
ftätigt werden darf, welcher nicht die 
philofophifhen Studien, worunter be- 
fonders auch die Padagogif, mit genü- 
gendem Fortgang an einer inländifchen 
Lebranftalt zurückgelegt hat. Dem Kreis: 
amte wird zur Pflicht gemacht, die pünct- 
lihe Befolgung diefer allerh. Anord- 
nung feinerfeitd auf das Genauefte zu 
überwachen. Uebrigens fand die h. Hof- 
kanzlei im eingangsbezogenen Decrete 
zu bemerken, daß binfichtlich der Reli- 
gionsweifer, da über deren Aufnahme 
feine Anzeige erftattet wird, eine Evi» 
denzeinleitung nothwendig werde. Dem 
Kreisamte wird daher aufgetragen, den 
unterftehenden Judengemeinden mit Be: 
zug auf diefe Verordnung zu bedeuten, 
daß glei von nun an, jede Aufnahme 
und jeder Austritt eines Religiondwei- 
fers oder Schulfingere immer fogleich 
dem Kreisamte zum Behufe der Keber- 
fiht angezeigt werde, vom 1. Septbr. 
1846 an, aber jede derlei Ernennung 
vor deren Bollziehung dem Kreisamte 
zur Beftätigung vorgelegt werden müfle. 
Das Kreisamt hat feinerfeits fogleich 
eine genaue Evidenz über ſämmtliche 
bei allen Gemeinden des Kreifes befter 


Inden-Rabbiner. 


hende Religionsweifer und Schulfinger 
einzuführen, und felbe fortan zu erhal» 
ten. (Circ. dest. ?. galiz. Gub. v. 10. 
Febr. 1837 3. 45522. Zeitfchr. für 
5.8. 3. 1838. N. B. ©. 133.) 

Auden : Rabbiner, ſ. Juden⸗ 
lehrer, Iuden : Ramen. 

Suden : Religionslchrer, ſ. In: 
den = Zehrer, Iuden : Rabbiner. 

er Schrift, |. Südifche 


riss, 

Suden-Schnle. Den Juden if ge 
ftattet, für ihre Kinder eine eigene nor« 
malmäßig eingerichtete, mit Lehrern von 
ihren Religionsgenoflen befegte Schule 
auf ihre Koften zu errichten, umd zu 
diefem Ende taugliche junge Leute auf- 
zufuchen, welche fie zum ordnungsmäs 
Bigen Unterrichte in der Normalfchulart 
an die Wiener Rormal-Schuldirection 
anweifen follen. (Bat. v. 2. San. 1782.) 

— — Die Shul-Diftriet8-Auffeher 
haben aud die in ihren Bezirken be» 
findlihen jüdifhen Schulen zu unter. 
ſuchen, den Unterriht in Glaubensleh⸗ 
ren und Geremonien jedoch keineswegs 
zu beirren, fondern fi nur in fo weit 
in die Kenntniß desfelben zu feßen, um 
überzeugt zu fein, daß nichts den Ge- 
ſetzen Widriged vorkomme. Ihre Bifl- 
tationdberichte erftatten fie an das 
Eonfiftorium, damit dieſes auch von 
den jüdifhen Schulen die Kenntnig 
und eine vollftändige Weberfiht des 
ganzen Schulweſens in der Diöcefe 
habe. (Hof-D. v. 14. Aug. 1805.) 

— — Zu derfelben ift die jüdiſche 
Jugend zu verhalten. (Allerh. Entſchl. 
v. 22. San. 1820.) Auch jüdiſche 
Mädchen follen eifrigft in die öffentli- 
hen Schulen geſchickt werden. (Hof-D. 
v. 16. Zuli 1793.) 

— — In allen jüdifhen Schulen 
wurde dad Buch: Bne-Zion, ein relis 
giöfes, moralifches Leſebuch für die 
Jugend israelitifher Ration, welches 
bie Lehren von der Erkenntniß Gottes, 
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von der Beſtimmung des Menfchen, 
und von den Pflichten desfelben ent- 
hält, als ein geſetzliches Lehrbuch ein» 
geführt, auf defien zweckmäßige An- 
wendung von Allen, denen die Unter: 
fuhung der jüdifhen Schulen obliegt, 
genau gewacht werden muß. (Hfd. vom 
14. Dec. 1810.) 

Juden-Schulen. Die Israeliten 
müffen in denjenigen Orten, wo fie 
feine eignen Schulen haben, ihre Kin⸗ 
der in die riftlihen Normal» Schu: 
len ſchicken, um in dieſen wenig: 
ftend das Lefen, Schreiben und 
Rechnen zu Ternen. Ihre fehulfähigen 
Kinder follen daher wie die Kinder der 
Katholifhen und Akatholiſchen verlaß- 
lich befchrieben, und deren Zahl beſon⸗ 
ders angemerkt werden, fie mögen ein- 
zeln auf Beftandhäufern wohnen, oder 
eigene Gemeinden ausmachen. Wo fie 
eigene Gemeinden ausmachen, foll die 
Beſchreibung von den Sudenälteften 
mit unterfchrieben werden. — Wo fie 
die Schulen mit den Fatholifhen und 
atatholifhen zugleich beſuchen, follen 
fie in Abficht auf ihre Mebungen und 
Meinungen in der Religion nicht beirrt 
werden, und die Freiheit Haben, bei dem 
Religions-Unterrichte und bei dem Ges 
bete ſich von der Schule zu entfernen. 
— Ro fie ihre eigenen Schulen haben, 
find diefe derfelben Oberauffiht unter: 
geordnet, welcher die Volksſchulen der 
Katholifhen unterftehen, jedoch ohne 
mindefte Beirrung ihred Glaubens und 
Sottesdienftes. (Verfafſ. der deutfchen 
Volksſchulen 88. 466, 467 u. 468.) 

— — In Abfiht auf das Schul» 
ſchicken und die Strafe des doppel⸗ 
ten Schulgeldes ift zwifchen Juden⸗ 
und Chriftenkindern kein Unterſchied 
zu machen. (DBerf. der deutfchen Volke» 
fhulen, $. 474.) 

— — f. Iuden:2ehrer. 

Inden = Spital. Dem Anfuchen 
der Wiener israelitifhen Einwohner⸗ 





Iuden- Sterbe-Protscolle. 


[haft um Amtliche Einbringung der für 
die Berpflegung auswärtiger Jsraeliten 
ausftebenden Beträge, wurde feine 
Folge gegeben, nachdem das Israeliten⸗ 
Spital eine Privatanſtalt iſt, auf 
welche zwar die Landesſtelle bei ihrer 
urſprünglichen Errichtung, ſeitdem aber 
nicht den mindeſten Einfluß genommen 
bat. (Vdg. der n. d. Reg. vom 5. Mai 
1834 3. 24660. An. S. V. Nr. 28.) 


Iuden = Sterbe = Protocolle, ſ. 


Suden-Matrikeln. 

Iuden : Stenern find aufgehoben, 
f. Inden. (Bde. v. 11. Mai 1849.) 

Suden = Synagoge, |. Juden⸗ 
Bethaus. 

Inden⸗Taufe. Bei einem jüdiſchen 
Ehepaare, wo ſich der Gatte nachher 
zur katholiſchen Religion bekennt, ſollen 
auch alle jene Kinder beiderlei Ge⸗ 
ſchlechts, welche noch vor der Taufe 
des Vaters geboren ſind, jedoch die 
annos discretionis (da® zur Ueberle⸗ 
gung reife Alter) noch nicht erreicht ha⸗ 
ben, ebenfalls getauft, und in der ka⸗ 
tholifhen Religion erzogen werden, in 
dem Falle aber, wenn der Vater bei 
dem Judenthume verbleibt, und die 
Mutter zur katholiſchen Religion über- 
tritt, die Kinder ohne Unterfchied des 
Geſchlechtes, der Religion dee Vaters, 
in fo lange als dieſer lebt, zu folgen 
haben, nad deſſen Tode hingegen, und 
wenn von feiner Seite fein jüdifcher, 
die Verforgung der Kinder über fi 
nehmender Großvater vorhanden ift, 
der Tatholifhen Mutter unbenommen 
bleibe, ihre Kinder, welche die annos 
discretionis noch nicht erreiht haben, 
ohne Unterfhied des Geſchlechtes, in 
der katholiſchen Religion zu erziehen. 
(Hfd. v. 19. Febr. 1790. Krop. Gef. 
Joſ. 18. Bd. ©. 593.) 

— — Don nın an haben bei dem 
Vebertritte eines jüdifchen Vaters zur 
katholiſchen Religion alle Kinder, welche 
die annos discretionis noch nicht er- 
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reiht haben, der Religion ihres Va⸗ 
ters zu folgen. (Hflzl. D. v. 19. Juli 
1808. Krop. Gef. Franz. 25. Bd. 
©. 39.) 

Suden:Zaufe. In Anfehung der 
Berordnungen v. 19. Febr. 1790, und 
19. Juli 1808, von mehreren Behör- 
den aufgeworfene Frage: Welche Jahre 
als die Unterfheidungsjahre (anni dis- 
cretionis) zu betrachten ſeien, bis zu 
welchem bei dem Mebertritte eines jüdi- 
Then Vaters zum Chriftenthume, deffen 
Kinder mit dem Pater zu taufen feien? 
wurde Folgendes beſchloſſen: 

Zur rihtigen Erklärung der erwähn- 
ten Berordnungen habe die Beflimmung 
der Unterjcheidungsjahre nach der Ver⸗ 
ordnung vom 15. Febr. 1765 zu ge- 
ſchehen, und zwar, daß die Kinder 
unter vollen fieben Fahren in der Regel 
mit dem Vater zu taufen find, den über 
fieben Jahre alten aber frei zu lafien 
ift, dem zum Chriftenthbume übertreten« 
den Bater zu folgen, oder im Juden- 
thume zu bleiben. Bei Anwendung die- 
fer Borfchrift fei jedoch in Ueberein- 
flimmung mit den übrigen Gefeßen zu 
beobachten: 

1. Der zum Chriſtenthume übertre⸗ 
tende Vater koͤnne feine Kinder beider⸗ 
lei Geſchlechtes, von was immer für 
einem Alter, auch wider Willen der im 
Judenthume verbleibenden Mutter zur 
Taufe mit fih führen, wobei die nicht 
volle fieben Jahre alten Kinder in der 
Regel ohne weiters zum Webertritte zu⸗ 
zulaffen find; den über fieben Jahre 
alten aber den Uebertritt nur auf ihre 
eigene abgegebene Einwilligung zu ge 
ftatten ift. 

2. Sollte fih der kaum zu vermu⸗ 
ihende Fall ergeben, dag ein unter 
fieben Jahren altes Judenkind ſich wei- 
gern würde, feine Religion mit dem 
Vater zu verändern ; fo wäre in Ueber⸗ 
einftimmung mit der Verordnung vom 
31. März 1782 in einer aus politi- 


Inden ⸗ Taufe. 


ſchen Beamten und mit dem Seelſorger 
beſtehenden Commiſſion zu eroͤrtern, ob 
dieſes Kind aus religidfen Beweggruͤn⸗ 
den ohne äußere Anlodung, und mit 
binreichender Kenntniß feiner Religions⸗ 
füge bei der Religion, in der es gebos 
ren ift, bleiben wolle, und diefe Unter⸗ 
fuhung -fei nah 6 Monaten, binnen 
welchen diefed Judenfind durch Amt- 
liche Beranlaffung über die Lehre des 
Chriſtenthumes zu unterrichten wäre, 
zu wiederholen; bei abermaliger Wei⸗ 
gerung aber fei diefem SKinde fein 
Zwang anzutbun. 

3. Durch diefe Berordnung fei je 
doc in keinem Falle die vaterliche Ge⸗ 
walt über die gegen die Taufe ſich wei- 
genden Kinder, fo lange fie noch 
nah den bürgerliden Geſetzen unter 
des Baterd Gewalt ftehen, aufgehoben, 
damit daher der zum Chriftenthume 
übergetretene Bater an der Belehrung 
feiner in Annahme der Taufe verwei- 
gernden Kinder, die noch unter der 
väterlichen Gewalt nad den Geſetzen 
ftehen, pflichtmäßig arbeiten könne, 
ſtehe ihm frei, fie an einen folden Ort 
zu geben, den er für den angemefien« 
ften halt, wo fie zwar nad ihren Res 
ligiond-Grundfägen leben können, wo 
ee aber ungehindert durch fi ſelbſt 
oder durch jemand Andern fie für die 
Annahme der hriftlihen Religion ge 
winnen kann, fo durch drei Jahre, 
wenn ſie unter diefer Zeit nit aus 
der väterlichen Gemeinſchaft treten, ſoll 
er fie jelbft unter feiner häuslichen Ge⸗ 
walt behalten können. Bei Kindern, 
die bei Vollendung diefer drei Jahre 
noch nicht volle zwölf Jahre alt find, 
hätte diefe häusliche Gemeinfhaft mit 
dem zum Chriftenthume getretenen Va⸗ 
ter bis zu ihrem vollendeten zwölften 
Lebensjahre zu dauern. (Hflzl. D. v. 
6. Dec. an fammtlihe Länderftellen; 
kundgem. in Steiermark und Kärnthen, 
am 21., in R. Defterr. am 27. Dec. 
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1810. Krop. Geſ. Franz. 28. Bd. ©. 
519 bie 521.) 

Inden:Zanfe. In Betreff der 
Zaufe israelit. uneheliherKiw 
der wurde verordnet: Rah den 
$$. 139, 148 des allg. bürgl. Geſetz⸗ 
buches fteht das Recht und die Pflicht, 
die Kinder zu erziehen, den Aeltern zu, 
und die in $. 140 in Anfehung der 
Religion angedeuteten politifhen Vor⸗ 
fhriften unterfagen die Taufe von Zus 
denkindern ohne Einwilligung der El⸗ 
tern. Das uneheliche Kind unterfteht 
zwar nach dem $. 166 der eigentlichen 
väterliben Gewalt feines Erzeugers 
nicht, aber es unterliegt nicht blos dem 
Willen der Mutter; die Taufe eines 
ſolchen unebeliden Judenkindes kann 
daher auf das bloße Verlangen der jü- 
difhen Mutter nur dann vorgenommen 
werden, wenn fogleich chriſtliche Pfle- 
geältern vorgeftellt werden, welde 
das Kind übernehmen, und fidh ver. 
pflihten für deſſen Erziehung und 
Berforgung Sorge gu tragen, die 
jüdifhe Mutter aber allen Rechten 
auf diefed ihr Kind entſagt. — 
Außer diefem Yale muß nah dem 
$. 166 des allg. bürgl. Geſetzbuches 
dem Kinde gerichtlich ein Bormund auf- 
geftellt werden, und nur auf deſſen 
Beiftimmung kann die Taufe des Ju⸗ 
denfindes Statt finden; wenn vorber 
noch die nöthige Vorſicht in Anfehung 
der Berpflegung des Kindes bei chrifl- 
lihen Perfonen getroffen und ficher ge⸗ 
ftellt ift, da man nicht zugeben kann, 
dag ein getaufte® Kind in die Erzie⸗ 
bung zu jüdifhen Perfonen komme. 
(Hflzl. D. vom 13. Apr. 1815. Krop. 
Gef. Franz. 35. Bd. ©. 235.) 

— — Be israelitiſchen Kindern], 
welche zur chriftlihen Religion über: 
treten, bat e8 fein Abkommen, daß jü- 
difche Eltern oder Gerhaber nah Map- 
gabe ihres Vermögens den zum Chri⸗ 
ſtenthume übertretenden Kindern die 


Inden⸗ Taufe. 
Kindstheile realiter oder mittelſt Buͤrg⸗ 


ſchaft verſichern. Es iſt aber dafür ſ. 


zu ſorgen, daß getaufte Judenkinder 
von ihren Eltern wegen des Uebertrit⸗ 
tes zur chtiſtlichen Religion in ihren 
Rechten nicht gekraäͤnkt werden. (Hflzl. 
D. vom 20. Sept. 1821. Krop. Gef. 
Franz. 45. Bd. ©. 704.) 

Juden-Taufe. Borfhrift über 
die Bewilligung der Zaufe jü- 
diſcher Kinder. Se. ?. k. Majeftät 
haben mit allerh. Entfhl. vom 8. Mai 
1838 die Ränderftellen der deutfchen 
Provinzen zu ermächtigen geruht, die 
Taufe jüdifher Kinder, weldhe das 7., 
nicht aber das 14. Lebensjahr übers 
fohritten haben, dann zu bewilligen, 
wenn nachgewieſen ift, daß fie die Taufe 
aus freiem Willen begehrten, in der 
fatholifchen Religion gehörig unter- 
richtet find, und deren Bater oder in 
deſſen Ermanglung Derjenige, welcher 
bei dem Kinde Batersftelle vertritt, 
feine Beiftimmung hierzu gibt. Fehlt 
diefe Beiftimmung , fo ift der Fall wie 
bisher an die vereinigte Hoflanzlei zur 
Einholung der a. 5. Schlupfaffung 
Sr. Majeftät vorzulegen. (Hoflanzlei- 
Decret vom 13. Mai 1838, an fammil. 
deutfche Länderft. Bol. G. ©. 66. 2. 
Rr. 58.) 

— — Hierzu ift die vorläufige Be⸗ 
willigung der Landesſtelle nicht mehr 
erforderlich, |. Inden. (Bdg. vom 21. 
April 1849.) 

Suden = Zodten = Brotocolle, ſ. 
Suden-Matrikeln. 
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Jüdiſche Gebetbücer, deren Ein- 
fuhr betreffend, |. Bücher. 

Jüdifche Hebammen, f. Hebam: 
men, Juden⸗Hebammen. 

Südifiher eichenhof in Wien, 
f. Leichenhöfe. 

Südifche Schrift. Ueber die Frage, 
ob die in dem Hofdecrete v. 22. Det. 
1814 3. 1106 der Juſtiz⸗Geſetzſamm⸗ 
Iung enthaltene Borfhrift auf Namens: 
fertigungen in jüdifcher oder hebräifcher 
Schrift, welche auf einer in landes- 
üblider Sprahe im Inlande ausge⸗ 
ftellten Privat-Urkunde oder auf oͤffent⸗ 
lihen Urkunden vorkommen, Anwen: 
dung finde, wird in Folge allerhödhiter 
Entſchließung von. 14. Febr. 1846 er: 
klärt, daß dergleichen Namensfertigun: 
gen blos als Handzeihen anzufehen, 
mithin auf folde Art unterfertigte 
Schriften, nad den für Urkunden, Die 
mit einem Handzeihen des Ausftellers 
verfehen find, geltenden Vorſchriften 
zu beurtheilen feien. (Hfl;l. D. vom 
4. März 1846 3. 7135, an fämmtil. 
Ränderftellen. Bol. ©. ©. 74. Bd. 
Nr. 29.) 

Surisdiction, f. Gerichtsbarkeit, 
Militär-Gerichtsbarkeit, 

Surisdictiond : Norm, ſ. Ge: 
richtsbarleit, Militär: Gerichts: 
barkeit. 

Juwelen, Bezeihnung der in die 
k.k. Schapfammer gehörigen, |. Schaf: 
kammer. 


Kaffechänfer. In denfelben ift der 

Rudirenden Jugend alles Spielen ver: 
boten. (Hfd. v. 8. Mai 1803. Krop. 
Gef. Franz. 17. Bd. ©. 176.) 
— — in denfelben darf kein Tabat 
in Pädchen oder theilweife an Gäfte, 
noch weniger über die Bafle verkauft 
werden. (N. d. Reg. Vdg. v. 2. Mai 
1805. Krop. Gef. Franz. 20. Br. 
©. 345.) 

— — Das Verbot in den erften 
Stockwerken Spielzimmer zu halten 
betreffend, ſ. Billard. 

— — geſetzliche Sperrftunde, f. 
Offenhalten. 

— — Aufſtellung der Plachen, ſ. 
Plachen. 

— — Abgabe an den Polizeifond 
in Brag, ſ. Polizeitare. 

— — Die Dffenhaltung an Sonn- 
und Feiertagen betreffend, f. Sonn: 
u. Beiertagsheiligung. 

— — Anheftung des Spielverbo« 
tes, f. Spiele. 

— — Zaren für das längere Of⸗ 
fenhalten in Böhmen, ſ. Tanzmu⸗ 
filen. 

— — Gebühren für das längere 
Dffenhalten derfelben, |. Tanzmuſik⸗ 
Lirenz-Gebühren. 

— — f. Billard, Surrogat: 
Koffeefchänten, Zeitungen. 

Kaffeefieder. Se. Majeftät haben 
aus Anlaß des zur a. h. Kenntniß ge 
langten Umftandes, daß einem Kaffees 
fieder in Wien die Bewilligung zum 
Ausſchank von Wein und Bier ertheilt 
worden ift, mit a. 5. Entfchließ. vom 
10. April 1832 zu befehlen gerußt, 
es fei auf der bisherigen Mebung zu 
halten, vermöge welcher diefer Aus⸗ 
[Hank nur SKaffeefiedern am flachen 


Kafferfisder. 


Lande, wenn es die örtlichen Verhält- 
niſſe nöthig machen, zuzugeſtehen fei. 
(Hflzl. Deer. vom 13. April 1832 3. 
7884, n. ö. Reg. Vdg. v. 25. April 
1832 3. 22497, n. ö. Pr. Gef. ©. 
14. Th. Rr. 76.) 

Kafferfieder. Nah der Anficht, 
welche die Regierung beiihrer Berfügung 
v. 2. Aug. 1822 (f. Kelluer) Hinfiht- 
lih des bei den Wirthen im Dienfte 
befindlichen Kellner » Berfonals geleitet 
bat, gehören auch die Gewerbsgehilfen 
der Kaffeefieder nicht in die Kathegorie 
des Dienjigefindes, da fie nach dem 
durch die Wiener Dienftboten-Drdnung 
$. 4 aufgeftellten Begriffe bei den Kaf- 
feefiedern nicht ald Privaten zu häus⸗ 
lihen Dienftverrihtungen, fondern zum 
Behufe des Gewerböbetriebes gleich an« 
deren Arbeitögehilfen ſich verdingen, 
daher der Beilimmung des gedachten $. 
gemäß nicht nach der Dienſtboten⸗Ord⸗ 
nung, fondern nad den Innungs⸗ 
Borfchriften zu behandeln find. Die 
Entfcheidung der Streitigkeiten, ' die 
zwifchen den Kaffeefiedern und ihren 
zum Gewerbebetriebe aufgenommenen 
Dienftleuten vorfallen, kommt daher 
dem Magiftrate ald der Innunge » Ber 
hörde zu. In Anfehung der fonftigen 
männlichen und der weiblichen Dienf- 
boten, die nicht zum Gewerböbetriebe 
verwendet werden, ift fih genau an die 
Vorſchriften der Gefinde-Drdnung vom 
4. Mai 1810 zu halten. (Hflzl. D. v. 
9. Jan. 1834 3. 120. Dog. dern. ö. 
Reg. v. 26. Jän. 1834 3. 4504. Pr. 
®. ©. 16. Bd. Nr. 7.) 

— — Den Kaffeefiedern am Lande 
ſteht das Befugniß zum Gebraude 
eines Schankzeigers und zur Aushän« 
gung von Getränke, Breid - Tarifen an 
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der Außenſeite ihres Locales nicht zu. 
(GGfkzl. D. v. 17. Dec. 1835 3.33095. 
Rggs. Vdg. vom 25. Dec. 1835 3. 
72263. Pr. G. S. 17. B. Nr. 414.) 

Kaffeeſieder. Abnahme eines Bei⸗ 
trages zum Local⸗Polizeifond für die 
Bewilligung zum längeren Offenhalten, 
ſ. Polizeitaren. 

— — Bellimmung wegen Haltung 
von Zeitungen, ſ. Zeitungen, 

— — Berbot des Gebrauches un- 
verzinnter kupferner und meffingener 
Geſchirre, |. Zuderbäder. 

— — f. Billard, Geſchirre, 
Hanferlfpiel. 


Kaffeefiedergewerbe. Die Kaffees 
Thanks » Befugniffe follen nicht ohne 
Rothwendigkeit vermehrt werden. (Hfv. 
vom 21. Febr. 1794. Rggs. Int. vom 
14. Rärz 1794.) 

— — Die Wiederbefegung der als 
nothwendig anerkannten Kaffeefiederge- 
werbe unterliegt feinem Anſtande. (Hfv. 
v. 13. Oct. 1808) und bei erlöfchenden 
Rechten, find diefelben fo viel als mög- 
li zu vermindern. (Hfkzl. V. v. 5. Apr. 
1818. Rggs. Int. v. 21. Apr. 1818.) 

— — Auch die Trandferirung der 
Perſonal⸗Kaffeeſchanks⸗Gerechtigkeiten 
iſt, ohne die wichtigſte Urſache, gar 
nie und zu nahe an die alt radicirten 
Kaffeehäuſer auf keine Weiſe und aus 
gar keiner Urſache, geſtattet. (Hfbeſchd. 
vom. 19. Dec. 1794. Barth. H. u. ©. 
Gef. 4. Bd. ©. 556—557.) 

— — Leine Obrigkeit: auf dem 
Lande, Städte und Märkte nicht aus- 
genommen, fol künftig befugt fein, ein 
Kaffeehausgewerb, und was diefem ge« 
wöhnlich anklebt, als die Haltung des 
Billards ohne Genehmhaltung der Lan⸗ 
desſtelle zu verleihen. (Hfdeer. vom 9., 
fundgen. von Regier. ob der Enns den 
19., in Böhmen, Mähren u. Schlefien 
den 22., in Tirol den 23. Febr: 1803. 
Krop. Gef. Kranz. 17. Bd. ©. 63.) 

— — Die wiederholten allechöd- 
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ſten Beifungen wegen Verminderung 
der Kaffeeſchank⸗Befugniſſe können nur 
dort ihre Anwendung finden, wo in 
einem Orte ſchon mehrere Befugnifie 
diefer Art beſtehen. Hier ift die aller- 
hoͤchſte Entfhließung vom Jahre 1803 
zu berudfihtigen. Wenn nun gleid 
dDiefe Vorſchrift, welde das Berlei- 
hungsrecht von Kaffeefchant-Befugnif- 
fen mit Uebergehung der Magiftrate 
und Obrigkeiten auf dem Lande den 
Länderftellen zumeifet, im Allgemeinen 
von dem Grundſatze ausgeht, dag Kaf- 
feehäufer auf dem Lande zum Müßig- 
gange und zur Spielſucht führen, fo 
wird doch dadurd die Errihtung von 
Kaffeefihant-Befugniffen auf dem Lande 
nicht ſchlechterdings unterfagt, fondern 
die Tendenz ift dahin gerichtet, daß 
damit zwar allerdings in beſchränktem 
Maßſtabe, aber doch immer mit Beob- 
achtung der Kocalverhältniffe, vorge 
gangen werde. (Hflzl. Vdg. v. 30.Rov. 
1818. Barth. 9. u. ©. Gef. 4. Br. 
5. 557 u. 558.) 

Kaffeefiedergewerbe. Die Ber 
mehrung der Kaffeefhanten vorzüglich 
auf dem Lande, ift nicht deswegen, weil 
dort Erfrifchungen gereicht werden, ſon⸗ 
dern aus dem Grunde verboten, weil 
Kaffeeſchaͤnken zugleich berechtigte Spiel» 
häuſer find. (Hfkzl. D. vom 28. Juli 
1821.) 


— — auf dem Lande. Hinfihtlich 
des Wirkungskreifed der Ortsobrigkei⸗ 
ten des flachen Landes bei Verleihung 
von Kaffeehaus⸗Gerechtigkeiten erfolgte 
die Erläuterung: daß zwar nad der 
a. h. Entfhlieg. vom. 9. Febr. 1803 
nur der Regierung das Recht zuftche, 
über die Entftehung eined Kaffee 
hauſes nah gefchehener. Würdigung 
der Local» Berhältniffe abzufprechen, 
daß aber duch diefe a. h. Entſchlie⸗ 
Bung, wenn die Zandesftelle die Ent- 
ftehung eines Saffeehaufes für einen 
Drt als zuläffig ausgeſprochen hat, 
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den Ortsobrigkeiten dad Recht zur 
Berleibung diefes Schantgewerbes an 
ein geeigneted Individuum in erfter 
Inſtanz nicht beſchränkt worden fei, 
und daB fie daher in diefen Fallen, wie 
bei den andern Gewerbs-Berleihungen 
vorzugehen haben. (Hfkzl. D. vom 14. 
Kebr. 1828 3. 3041. Vdg. der n. ö. 
Reg. vom 27. Febr. 1828 3. 9888, 
n. d. Br. ©. S. 10. Br. Nr. 32.) 
Kaffeefiedergewerbe. In einem 
ſpeciellen Falle wurde auf dem Lande 
eine Kaffeeſchank-Gerechtigkeit verlie- 
ben, und bei diefer Gelegenheit aus— 
geiprochen, daß der Geift der Vorſchrif⸗ 
ten, welche der Errichtung von Kaffee- 
ſchankgewerben auf dem Lande entge- 
genftehen, vorzüglich dahin gerichtet ift, 
den vom täglihen Erwerbe lebenden 
Drtsbewohnern keine Gelegenheit zur 
Nährung der Spielfuht zu geben. 
(Sl. D. v. 2. Juli 1835 3. 16323, 
n. 5. Rggs. Bdg. vom 13. Juli 1835 
3. 37459. Prov. ©. ©. 17. Bd, 


Kaffee : Surrogate dürfen ohne 
- dazu erhaltene Befugniß nicht erzeugt 
werden, |. Surrogat-Kaffee. 

— — ſ. Eihorienwurzel-Kaffee, 
Surrogat:Kaffee. 

Kaiſergrün. Ueber den vorgefom- 
menen Zweifel, ob die unbefugte Füh— 
rung des fogenannten Kaifergrün un— 
ter 8. 117 oder 119 11. Thls. St. ©. 
zu fubfumiren fei, und in welde Ka- 
thegorie der mit Regierungs = Decrete 
vom 21. März 1839 3. 10195 eröff- 
neten Hoffanzleis:Berordnung vom 24. 
San. 1839 (f. Giftverfauf) die frag⸗ 
lihe Farbe ihrer Natur nad, und in 
dem Geifte der beſtehenden Borfchriften 
gehören, hat die Kandesftelle nach ein- 
geholtem Gutachten der medic. Facul⸗ 
tät entfchieden, daß, da das Kaifer- 
grün als wefentlichiten DBeftandtheil 
arfenikfaures Kupferoryd enthalte, wie 

Baleiöfy, Handb. d. Poliz. Geſ. IL 
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das Scheelifche oder Mitidgrün, ſelbes 
allerdings in die erfte Kathegorie deu 
obgenannten Normal⸗Vorſchrift gehöre, 
obfhon das Kaifergrün nicht ausdrück⸗ 
li darin vortommt, daß demnach alle 
anf giftige Farben Bezug habenden 
Verordnungen, und insbefondere jene, 
welche für die erfte Kathegorie giftiger 
Mineralien und Bräparate beftehen, 
auf das Kaifergrün eben fo auch auf das 
Kirhbergergrün, Neugrün, Schweinfur- 
tergrün und Mineralgrün, welche eben- 
falld dem Mitisgrün ähnliche Yarben 
bezeichnen, in Anwendung zu bringen 
fei. Es hat demnach wegen Gefährlid- 
keit diefer Farben der $. 117 des 
I. Thls. St. ©. allerdings bier An⸗ 
wendung zu finden. (Decr. der k. k. n. 
ö. Reg. v. 20. Dct. 1845 3. 62318.) 

Kaiferfchnitt. Berftorbene Schwan 
gere follen mit Vorſicht geöffnet wer- 
den, und jeder Wundarzt ift unter 
ftrengfter Ahndung verpflichtet, in fol 
hen Fällen den fogenannten Kaifer- 
fhnitt vorzunehmen; doch muß vorerit 
die Bewerkftelligung der Geburt auf 
natürlihem Wege und die Wiederbele- 
bung der Schwangeren verfucht wer- 
den. (Vdg. v. 2. Apr. 1757, vom 7. 
April 1798 und vom 1. April 1801. 
Stub. 2. Bd. ©. 12.) 

Kälber. Kein Kalb darf gefchlach- 
tet werden, weldes nicht wenigſtens 
40 Pfund im Gewichte hat. Die Ueber» 
treter Diefer Beftimmungen find, wenn 
fie nit unter die Fleiſchhauer gehö- 
ren, mit der Confiscirung des Fleifches 
zu beftrafen; Fleiſchhauer aber, weldye 
von einen geringeren Kalbe das Fleiſch 
verkaufen, find nebft der Confiscirung 
des Fleifches auch noch mit jenen Stra. 
fen zu belegen, welche bei dem Fleifch- 
verfaufe auf die Ueberſchreitung der 
beftimmten Fleiſchtaxe und auf die Be⸗ 
vortheilung des Publicums im Ges 
wichte feitgefebt find. (Vdg. des böhm. 
Gub. vom 2. Zuli 1795 3. 15964, 
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4. Mär; 1805 und 12. April 1805 
3. 11564. Obent. 3. Bd. ©. 103. 
Diefe Berordnungen wurden neuer« 
dings zur genaueften Darnachachtung 
mit dem Beifügen kundgemadt, daß 
Die Webertreter derfelden mit Confisci⸗ 
rung des Fleiſches oder nah Umſtaͤn⸗ 
den mit einer angemefjenen Geldſtrafe 
zu Handen des Local-Armenfondes be= 
legt werden. (Kundm. der böhmiſchen 
Statth. v. 16. März 1852 3. 4499. 
2. ©. 3. für Böhmen. Rr. 100.) 
Kälber. Se. ?. k. Majeftät haben 
wegen Berbefferung der Viehzucht, und, 
um das ihr nadhtheilige, zu frühe Ste 
hen der Kälber hintan zu halten, zu 
befeblen gerubt: Daß außer dem, von 
der Ortöohrigkeit zu beurtheilenden er⸗ 
weislihen Kalle einer ganz befonderen 
Rothwendigkeit, kein Kalb geflohen 


werden darf, welches nicht wenigſtens. 


40 Pfund im Gewicht hat, doc bleibt 
es Jedermann unbenommen, feine Käl⸗ 
ber aud unter dem Gewichte won 40 
Pfund zu verkaufen. Ueber die richtige 
und genaue Befolgung diefer hödhften 
Vorſchrift ift von jeder politifchen Orts⸗ 
obrigkeit firenge Auffiht zu führen. 
(Hfd. v. 14. Jän., kundgem. von dem 
fteierifch = Farnthnnerifchen Gubern. den 
30. März 1808. Krop. Gef. Franz. 
24. Bd. ©. 74.) 

— — Alter und Gewidt der zur 
Schlachtung beftimmten Kalber, f. 
Fleiſchbeſchau. (Vdg. vom 23. Aug. 
1822. 8. 4.) 

— — Abftellung der bei dem Trans: 
porte Statt findenden Unfüge, f. 
Thierquälerei. 

Kalberfuhrwerk, ſ.Landkutſcher. 

Kälberhändler, Vorſchrift wegen 
Einfahren der mit Kälbern beladenen 
Schiffe in den Wiener Donaucanal, f. 
Donaucanal. (Bdg. vom 17. Octo⸗ 
ber 1845.) 

Kalender, unbefugter Verſchleiß 
derfelben, ſ. Druckſchriften. 
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Kalk dürfen die Fragner, Yütterer, 
Käfefteher und Greißler mit Ausfhlug 
der Bictualienhändler führen. (Vdg. v. 
26. Rov. 1816. Hflzl. Bdg. vom 22. 
Dct. 1817. Barth. H. u. ©. Gef. 4. 
Bd. ©. 217.) 

— — ift nur nad fog. Mütteln zu 
verkaufen, f. Maß. 

Kalkbrennen. Niemand ift in 
Defterreich unter der Enns befugt, Kalt- 
gruben und Kalkbrennereien, die cr 
ſchon befibt, zu benußen, oder neu an⸗ 
julegen, der hierzu nicht Durch befon- 
dere Bewilligung ded Kreisamtes be⸗ 
echtiget wird. Diefe Bewilligung wird 
in der Regel niemals verweigert, fobald 
die Forftgefeße es zuläffig machen, und 
die dabei vorgefchriebenen Bedingniſſe 
erfüllt wirden. Die auf eine Kalkbren⸗ 
nerei vom Kreisamte ertheilte Bewilli⸗ 
gung ift nicht über drei Jahre auszu— 
dehnen; nach Verlauf diefer Periode 
if die Bewilligung zu erneuern, und 
au der Reluitiond- Preis zu beftim- 
men. Wer ohne angefuchte und erhal- 
tene Bewilligung eine Kalfgrube eröff- 
net, ift mit einer angemeflenen, von 
dem Kreißamte zu verhängenden Geld- 
ftrafe zu belegen. Dem Hofbauamte 
bleibt noch ferner beim Kalkverkauf das 
Borkaufsreht vorbehalten. Der Ber- 
kauf des nad Wien gebrachten Kalkes 
bat ausſchließlich nur auf dem Wiener 
Kalkmarkte gegen genaue Beobachtung 
der Marktvorſchriften zu gefchehen. Die 
Uebertreter diefes Gebotes werden mit 
der Sonfiscation der Ladung und des 
Zuges beftraft, wovon dem Angeber 
ein Drittel abgereiht werden wird. 
(Hflzl. Bdg. vom 23. Jan. 1814 an 
die n. d. Reg. Krop. ©. S. 34. Br. 
©. 19.) 

Kallmarkt, |. Markt Polizei: 
ee der Stadt Wien, 

Kalte Eßwaaren, ſ. Eßwaaren. 

Kaltenmarkt. Denſelben darf jeder 
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bürgerlihe Bäder befuchen. ee. 
vom 2. Dec. 1781. Barth. H. u 
Gef. 4. Bd. ©. 307.) 

Kaltenmarkt. Da der kalte Markt 
in Wien einzig und allein nur zum Ver⸗ 
kaufe des altgebadenen, unge 
wichtigen, oder wegen eines gerins- 
gen Fehlers in der Bearbeitung ausge: 
ſchoſſenen Brodes beftimmt ift, fo ift den 
Brodbeſchauern mitzugeben, darauf zu 
fehen, daß fein zu altes vom Schimmel 
angegriffenes, oder aus einer andern Urs 
ſache ganz ungenußbares Brod dafelbft 
verkauft werde. (Wiener magiftr. Brod- 
beihau » Inftruction 27. Juli 1804 
8. 24. Barth. H. u. ©. Gef. 7. Bd. 
©. 434.) 

Kameral-Gefällen - Berwaltun- 
gen, f. Cameral = Sefällen = Ber: 
waltungen. 

Kamine, |. Guggenberg’fde 
Luftfirom: Kamine, Rauchfänge. 

Kaminfener, |. Rauchfangfener. 

Kammerhaudel, ſ. Gewerbe. 

Kammerherenfchlüffel darf nur 
derjenige Handwerker verfertigen, bei 
dem von dem. ?. Kammer - Fourieren 
nad dem dazu erhaltenen Modelle eine 
Beftellung gemacht wird. (Hflzl. Decr. 
vom 13. Mai 1825 3. 14310, n. Ö. 
Reg. Eirc. vom 25. Mai 1825. Krop. 
Geſ. Franz. 50.2. ©. 215.) 

Kanäle, |. Candle, Uuraths: 
Ganäle, 

zu! von Meffing oder Kupfer, 


f. Sefi 
Kononenfchäffe, ſ 
nale. 


Kapellen. Der übermäßige Aufputz, 
Prunk und Beleuchtung fowohl in den 
Kirchen und Kapellen, als auch der Hei⸗ 
ligen in Privathäufern, Brüden und 
fonftigen Gegenden wird gänzlich auf 
gehoben. Auf gleiche Weife werden die 
um die Dümmerungszeit in Brivathäu- 
fern gewöhnliden Andachten, und die 
oͤfters nächft den Stallungen, Holzge⸗ 


. Bener: &ig- 
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wölben, Heu- und Strohbehältniffen 
. angebrachten, und äußerſt gefährlichen 
Beleuhtungen, die mehr aus Unterhal« 
tung und Zerftreuung als aus Vereh⸗ 
rung der Heiligen befucht werden, un- 
terfagt. (Hof⸗Dect. v. 14. Mai 1782. 
Krop. Gef. Joſ. 1. 2. ©. 301.) 

Kapellen. Hauskapellen dürfen ſich 
die Güterbefiker mit Erlaubniß der Or⸗ 
dinarien zum Meßlefen bedienen. (Vdg. 
v. 24. Dct. 1783.) 

Doch foll diefe Erlaubniß nit fo 
leicht ertheilt werden, weil fie den Ber 
fu der Pfarrkirchen hindert, und zu 
Migbräunchen Anlaß gibt. (Vdg. v. 17. 
März 1791.) 

— — Zur Erridtung von ſolchen 
Kapellen, wie fie gewöhnlih an Stra- 
Ben, Wegen und im Bereihe von 
Grundſtücken zur Erwedung religiöfer 
Gefinnungen in einem folden Maß- 
ftabe erfaut werden, daß das gläubige 
Bolt fih zur Verrihtung des Gebetes 
außer dem inneren Raume derfelben 
verfammelt, ift die Einholung der Gu- 
bernialbewilligung nicht nothwendig ; 
doch darf deren Ausführung nicht ohne 
Vorwiſſen der geiftlihen und weltlichen 
Behörden, welche hiebei auf eine folide 
und geſchmackvolle Bauart und Befei- 
tigung alle Anftandswidrigen zu fehen 
haben, gefhehen. Was aber die Orts» 
kapelle anbelangt, ‚welche eigentlich die 
Stellen von wirflihen Kirchen oder 
Sebethäufern vertreten, und von den 
Inſaſſen in der Abfiht erbaut werden, 
um bei der Entlegenheit der Pfarrkirche 
und der hieraus hervorgehenden Un- 
möglichkeit, immer darin dem Gottes- 
dienfte beizuwohnen, fi von Zeit zu 
Zeit in derfelben zur Andahtsübung 
zu verfammeln, fo ift zur Erbauung 
folder Kapellen die einverftändliche Be⸗ 
willigung des Landesguberniums und 
des Drdinariated nothwendig. Die Er⸗ 
theilung der Erlaubnig zur Ablefung 
von Mefien in folden bewilligten Orts⸗ 

12 » 











Bapellen. 


kapellen gehört in den Wirkungskreis 
des Confiſtoriumo. (ill. D. v. 23. 
Mai 1834 3. 12740. Vdg. des böhm. 
Sub. v. 19. Sept. 1834 3. 38940. 
Obent. 3. Bd. ©. 107.) 

Kapellen, ſ. Heiligenbilder. 

Kapern. Rab einer Anzeige des 
tüftenlandifhen Guberniums find in 
Trieſt mit Kupfer⸗Oxyd vergiftete von 
Sicilien ausgeführte Kapern im Hans 
del vorgefunden worden. Da nach dem 
Refullate der diesfalls im Wege der 
t. ?. Staatslanzlei gepflogenen Erhe- 
bungen die Kapern ſchon von den 
Producenten und Speculanten in Si- 
cilien jene geſundheitsſchädliche Beimi- 
fung erhalten, diefer im ſtarken Ver⸗ 
brauche ftehende Artikel von Trieft aus 
in alle Theile der Monarchie verjendet 
wird, fomit dadurch der öffentliche Ge⸗ 
ſundheitszuſtand im hohen Grade ger 
fährdet erfheint, und nach der Aeuße⸗ 
tung der medicinifchen Facultät in Wien 
eine Reinigung diefer Waare mit Effig 
— pie fie von dem füttenlandifchen 
Gubernium angeordnet wurde — nicht 
die hinreichende Beruhigung gewährt, 
fo wird der Landesitelle aufgetragen, 
die im der ihr unterftebenden Provinz im 
Handel vorkommenden Kapern einer 
genauen chemiſchen Unterfuchung unter- 
ziehen, und jene, welche kupferhaltig 
befunden werden, ohne weitere Rück⸗ 
ſichtnahme ſogleich vertilgen zu laffen. 
Uebrigens Hat laut Mittheilung der 
k. k. Staatöfanzlei auch die könig. 
neapolitanifche Regierung die nöthigen 
Berfügungen getroffen, damit diefer ge⸗ 
fährliche Unfug abgeftellt werde. GGfkzl. 
D. dv. 11. April 1844, an ſämmtl. 
Länderſt. Bol. G. ©. Nr. 48.) 

Korrenfchleifer, |. Schleifer: 
karren. 

Karten für Eiſenbahnfahrten, ſ. 


Eifenbahn = Betriebs = Ordnung 


8. 88. 
Kartenmoler. Kein Kartenmaler 
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ſoll unter Strafe von 20 Rehthlr. fich 
unterfangen, einige Karten zu verkau⸗ 
fen, ohne daß auf einem oder dem an⸗ 
dern Blatte von jedem Spiele deſſen 
Namen oder anders kennbares Zeichen 
deutlich beigedrudt werde. (Hef-Bdg. 
v. 1. Dct. 1768. Hofe Bdg. v. 5. Aug. 
1779. Hof:Bdg. v. 12. Dec. 1785.) 

Kartenmaler. Die inländifchen 
Kartenfabritanten find verbunden, auf 
einem Blatte im jedem Spiele 

1. ihren Ramen, 

2. ihren Wohnort und 

3. die Jahrszahl, wann die 
Karten fabricirt worden, anzuzeigen. 
(Bat. v. 5. Dct. 1802 8. 51.) 

— — dürfen ohne fpecielle Bewil⸗ 
ligung feine Preffe halten, ſ. Kupfer: 
Drudprefie. 

Kartenfpiele dürfen in Surrogat⸗ 
Kaffeefhänten nit Statt finden, f. 
Surrogat:Kafeeichänken. 

— — ſ. Spiele. | 

Käfe fol nur in verzinnten, kupfer⸗ 
nen Geſchirren, der fogenannten Brimce 
oder Nachkäſe aber in irdenen Geſchir⸗ 
ten verfertiget und aufbewahrt werden. 
(R. ö. R. Vdg. v. 6. Juni 1804. Krop. 
Geſ. Franz. 18. Bd. S. 500.) 

— — Es wurde allgemein bekannt 
gemacht, daß in den Meiereien, und wo 
ſonſt Käſe verfertiget wird, die dazu 
gebrauchten kupfernen Geſchirre jeder⸗ 
zeit wohl verzinnt ſein ſollen, und iſt 
darauf von Herrſchaften und Ortsob⸗ 
rigkeiten zu ſehen, daß die Verzinnung 
immer im guten Stande erhalten werde. 
Eben fo find auch die kupfernen Ge⸗ 
fohirre, worin man weichen und fetten 
Käſe aufbewahren will, wohl verzinnt 
zu halten. Diejenigen, welde gegen 
diefe für die. Erhaltung der Gefundheit 
fo nöthige Verordnung handeln, wer: 
den nach dem St. Gef. beitraft werden. 
(N. 5. Rggs. Vdg. v. 20. Juni 1805. 
Krop. Bel. Franz. 20. Bd. ©. 452.) 


Käſemacher, ſ. Wurftmadher. 


Kofernen. 


Kafernen, ſ. Militär-Kofernen. 

Käsftecher dürfen nichte Fettes in 
fupfernen oder meffingenen Geſchirren 
aufbewahren, f. Giftverkauf. (Vdg. 
v. 10. Dec. 1803 $. 22.) 

— — fönnen an Sonn= und Feier- 
tagen bis 9 Uhr frahb und Nachmitag 
von 4 Uhr an, jedoch ohne Auslage 
und bei halbgeöffneten Laden verkau⸗ 
fen, f. Sonn: und Feiertagsheili: 
gung. 

Kaftanien: und Wratelbraten 
oder Kochen auf der Gaffe bei ftarkeın 
Winde wird verboten. (Bol. Ord. für 
Mähren v. 12. Zuni 1786. Krop. Gef. 
of. 10. Bd. ©. 283.) 

— — und Bratelbraten auf der 
Gafle an Sonn: und Feiertagen wird 
verboten. (Pol. Ord. für Mähren v. 
12. Juni 1786. Krop. Gef. Joſ. 10. 
Bd. ©. 284.) 

Katharrhzeltel oder Zahnftocher 
follen von Knaben und Mädchen nicht 
verkauft werden, worauf die Bezirks⸗ 
Directionen ftrenge zu wachen haben. 
(Pol. Hofft. Bdg. vom 31. Mai 1924 
intimirt den Bez. Dir. mit Pol. O. D. 
Circ. v. 11. Juni 1824. Bol. Hofft. 
Vdg. v. 26. März 1825 intimirt den 
Bez. Dir. mit Pol. ©. Dir. Cire. v. 
6. April 1825.) 

— — mit denfelben zu baufiren ift 
verboten, auch ift unterfagt, daß ſolche 
von Grünzeughändlern verkauft wer« 
den. Befonders ift auf Kinder, welde 
mit derlei Katharchzeltel, Blumenfträus 
Ben, Xotteriezetteln, Zahnſtochern und 
andern derlei geringfügigen Sachen 
haufiren, ftrenge zu wachen. (Rgsbeſch. 
v. 3. Juni 1825 3. 28274. Pol. D. 
Dir. Circ. v. 13. Juli 1825 3. 3402.) 

Katholifche Eltern dürfen ihre 
Kinder nit in die griehifhe Schule 
ſchicken, f. Griechiſche Schule. 

Katholiſche Geiſtliche, Straf 
und Disciplinar⸗Amtshandlungen ge⸗ 
gen dieſelben. S. Kirche. 
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Katholiſcher Gotteodienſt, Wir 
kungskreis der Regierungsbehötden in 
Anſehung desſelben, ſ. Kirche. 

BR I, irche. 

Kaufleute, Behandlung derjenigen, 
die ſich Bevortheilungen des Publi⸗ 
cums erlauben, f. Gewerbslente. 

— — dad Aushäangen der Waaren 
por den Verkaufgewölben wird verbo⸗ 
ten, ſ. Gewölbsansiagen. 

Kaufmannsgewölbe, ſ. Gewöl⸗ 
be, Gewölbsdäder. 

Kegelaufſetzen, dazu follen ſchul⸗ 
fähige Kinder von 6 bis 12 Jahren bei 
Strafe nicht verwendet werden. (Vdg. 
v. 3. Juli 1778. Krop. Gef. M. Ther. 
8. Br. ©. 202.) 

Kegelbahn, Abgaben an den Poli⸗ 
zeifond in Prag, f. Polizeitare. 

Kegelbahngebühren. Der Antrag 
die Kegelbahngebühren für den Pro⸗ 
vintialeStrafhaus-Fond, nad der Eis 
genfchaft, ob die Kegelbahn gebedi oder 
ungedeckt ift, zu befliinmen, und für 
erftere Gattung eine Gebühr von jähr- 
lihen 3 fl. und für legtere von 2 fl. 
C. M. abzunehmen, wird genehmigel. 
(Hftzl. D. v. 25. April 1823. Krop. 
Gef. Franz. 48. Bd. ©. 295.) 

Kegelfpiel in Gärten, während 
des Haupt-Gottesdienftes ift verboten. 
(Vdg. v. 22. Aug. 1754. Krop. Gef. 
M. Theref. 2. Bd. ©. 398. Hof-D. 
v. 3. Suli 1788. Krop. Gef. Joſeph. 
15. Bd. ©. 688.) 

— — Nah der Anzeige, daß in 
mehreren Orten erlaubte Spiele, ja fo» 
gar dag Kegelſcheiben um ein fehr ho> 
bes, und keineswegs angemeffenes Geld 
gefpielt werde, wurde Jedermann bes 
fohlen, fi des überhaupt verbotenen 
allzuhohen Spieles zu enthalten, bes 
fonder® aber wurde den Wirthälenten 
auf das Schärffte und bei Strafe einer 
drei, acht, auch nad Umftänden meh⸗ 
tere Tage dauernden Sperrung ihrer 
Wirthshaͤuſer unterfagt, dergleichen Hohe 











Kegelfptel. 


Spiele in ihren Bafthöfen zuzulaſſen, 
und ihnen im Gegentheile befoblen, 
ihre Gäſte um fo gewiſſer von ſolchen 
abzumahnen, widrigens fie zur Verant- 
wortung gezogen werden. (Hof⸗Vdg. 
v. 21. Rov. 1785. Krop. Gef. Iof. 
8. Bd. ©. 175.) 

Kegelfpiel um verfchiedene Sachen, 
Prätiofen u. dgl. ift verboten, befon» 
ders aber den Gaftwirthen auf ihren 
Kegelftätten. (Hof-D. v. 3. Oct. 1785.) 

— — Da von Seite der ?. k. Lotto⸗ 
gefallen » Direction höchſten Orts die 
Beſchwerde angebracht wurde, daß das 
Ausfheiben und Audfpielen 
verſchiedener Sachen in denWirths⸗ 
hausgaͤrten fo fehr überhand nehme, auch 
ſelbſt die Erfahrung diefes beftätiget, fo 
wurde aufgetragen, die Grundgerichte 
hievon zu verftändigen,dann daß felbe auf 
die Hintanhaltung diefes Unfuges mit 
allem Ernfte dur ihre Grundwädhter 
invigiliren, und die Tiebertreter ohne 
Verzug der Polizeis-Direction anzeigen 
follen. (Hof D. f. R. Deft. v. 3. Sept. 
1793. Krop. Gef. Franz. 3. Bd. ©. 
212.) 

— — Man hat wahrgenommen, 
daß, den höcften Vorſchriften zumi- 
der, fehr Häufig aufden Kegelplä- 
ben verfhiedene Sahen ausge 
[hoben werden. 

Die Dominien haben daher diefen 
Unfug fogleich abzuftellen, auf die Hands 
babung der hieridegen beftehenden Ver: 
ordnungen zu wachen, und fi} von Be- 
folgung derfelken durch öftere unver: 
muthete Nachſicht zu überzeugen, da im 
Betretungsfalle nicht nur die feftgefeb- 
ten Strafen verhänget, fondern aud 
nebft dem Wirthe, die Obrigkeit wegen 
Mangel der nöthigen Aufſicht mit einer 
empfindlichen Strafe werde belegt wer⸗ 
den. (NR. ö. R. 2. v. 28. Nov. 1797. 
Krop. Gef. Franz. 10. Bd. ©. 478.) 

— — Leber Anfrage: Ob das 
Ausfpielen der Prätiofen und Effec- 
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ten auf der Kegelbahn nicht won der 
Art fei, daß hierauf das Kottopatent in 
Anwendung gebracht werden könne? bat 
man die Weifung dahin zu ertheilen be 
funden, daß diefe Falle nicht nach dem 
Rotto = Patente, welches nur von Zah⸗ 
lenlotterien ſpricht, beurtheilt, ſon⸗ 
dern bei dem beftehenden Berbote vom 
Jahre 1785 als ein Polizeiverge 
hen angefehert werden müffen. (Hfkzl. 
Decr. vom 5. Dec. 1811 3. 17805. 
NR. 8. Rgys. V. v. 23. Dec. 1811 3. 
39891. Krop. Gef. Franz. 30. Br. 
©. 328.) 

Kegelfpiel. In Anfehung des Aus- 
fpielend von Gewinniten auf SKegel- 
ftätten hat es bei dem unter dem 3. 
Dct. 1785 erlaffenen unbedingten Ver⸗ 
bote zu verbleiben, und find die Ueber⸗ 
treter mit einer arbiträren, von 
Fall zu Fall, nah Umfländen zu bemef- 
fenden Strafe zu belegen, wobei fi in 
Anfehung Der Mitfpielerund der 
Wirthe nad den allgemeinen Zurech⸗ 
nungsgrundfäßen der Mitfhuld und 
Theilnahme zu benehmen ift. (Hflzl. D. 
v. 3. Det. 1817. Krop. Gef. Franz. 
39. Bd. ©. 73 u. 74.) 

— — Das Ausfpielen von Brä- 
tiofen, Effecten und andern Sachen im 
Kegelfpiele ift der dienenden Claſſe un- 
ter Sonfiscationgftrafe verboten. (Vdg. 
des mähr. Bub. v. 28. Det. 1825. 
Dbent. 2. Bd. ©. 425.) 

— — Das in den HoflanzleisDe- 
creten vom 3. October 1785, 5. Dec. 
1811 und 3. Dct. 1817 gegründete 
Verbot des Ausſcheibens von Ges 
winnften auf den SKegelbahnen der 
Wirths⸗ und Kaffeehäufer, wurde mit 
dem Beifaße allgemein befannt gemacht, 
dag von nun an, im Kalle einer Ueber: 
tretung nicht nur wie bisher gegen den 
Wirth, welder dieſes Ausfheiben von 
Gewinnſten auf feiner Kegelbahn zuließ, 
fondern auch gegen den Ausfpieler und 
gegen die Mitfpielenden, nah Maß 
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ihrer Schuld, unnachſichtlich werde vor- 
gegangen werden. (Hflzl.-Beich. v. 20. 
Yan. 1826. 3. 1568. Circ. dern. ö. 
R. v. 27. Dec. 1826 3. 64999. Krop. 
&. ©. Bd. 52 Rr. 319.) 
— in Wirthshäuſern, ſ. 


——* iſt ein Hazardſpiel, 
ſ. Spiele. 

Keller. Die Abhaltung der Tanz⸗ 
mufſiken in Schankkellern iſt nicht ges 
ſtattet, ſ. Tanzmuſiken. (Vdg. v. 29. 
Oct. 1829.) 

— —, deren Herſtellung, ſ. Ban: 
ordnung. für Böhmen $$. 17 u. 56. 

Kellereingänge , deren Verſiche⸗ 
rung betreffend, |. Kellerthüren. 

Kellerhalsbeeren. Dem Antrage 
ter Regierung, die Einfuhr und den 
Verkehr der Kellerhaläbeeren allgemein 
zu verbieten, wurde feine Folge gege- 
ben, hingegen die Regierung angewie⸗ 
fen, darüber zu wadhen, daß in etwa 
vorkommenden Fällen die Verfälfhung 
des Eifigs oder des Biered mit Keller: 
halsbeeren ftrenge nach den beſtehenden 
Vorſchriften geahndet werde. (Hflzl. 
D. v. 13. März 1834 8. 5874. Bdg. 
der n. d. Rgg. v. 8. April 1834 3. 
16542. An. S. V. 3. 1834. Rr. 20.) 

Kelleröffuungen dürfen zur Ber- 
meidung von Unglüdsfällen nicht mit 
einem bloßen Quereifen, fondern fie 
müfjen mit eifernen Dedeln, in weldhen 
Luftlöcher angebracht werden können, 
unter Strafe von 4 fl. verwahrt wers 
den. (Bol. Drd. für Prag v. 25. Juni 
1787.) 

— — In der Regel follen alle 
auf die Gaſſe gehenden Deffnungen 
der unterirdiſchen Gewölbe entwe- 
der mit einem Thürden, das vor⸗ 
zugsweife von Eifenblech fein fol, ver- 
fhloffen, oder, wo diefed wegen des 
nöthigen Luftzuges nit Statt haben 
fann, mit Drahtgittern verwahrt fein, 
und es find daher ſolche Deffnungen, 
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die entweder gar nicht, oder nur mit 
einem Kreuzgitter verwahrt find, nicht 
zu dulden. &3 wird Daher den Bezirks- 
Directionen auf ausdrüdlichen Befehl 
der hohen Bolizeihofftelle zur Pflicht 
gemacht, eine eigene Refpicirung im Bes 
zirke vorzunehmen, und jene Hausin⸗ 
baber, in deren Häufern folge unver⸗ 
wahrte gegen die Gaſſe gekehrte Kellers 
löcher angetroffen werden, zu verhalten ; 
daß felbe auf eine der oben angeführ- 
ten Arten, je nachdem es dem unterir⸗ 
diſchen Locale zufagt, binnen eines per 
remtoriſchen Termines verwahrt werden. 
(Bol. Ob. Dir. Eirc. v. 26. Apr. 1822.) 

Kelleröffunngen, ſ. Canal⸗-Oeff⸗ 
nungen. 

Kellerſchank if eine Gattung des 
Weinſchankes im Kleinen und an fißende 
Säfte. (Hfkzl. Bögen. v. 23. Dec. 
1813. Kellerfchant - Odg. v. 29. Jan. 
1814.) 

— — Da dem Mittel der Wirthe 
feine Stimme über die geſetzliche Eig- 
nung einer 2ocalität zum Kellerſchanke 
zufteht, indem darüber nur die Behoͤr⸗ 
den zu erkennen haben, fo ift die Ver⸗ 
nehmung diefes Mitteld aus ähnlichen 
Gelegenheiten zu unterlaffen. (Hftl. 
D. v. 8. Juni 1837 3. 13233. Vdg. 
der n. ö. Rgg. v. 14. Juni 1837 8. 
34340. Prv. ©. S. 19: Bd. Rr. 115.) 

Kellerfchänten. Jedem zum ordent- 
lihen Ausſchanke Berechtigten fteht die 
Aushängung eines Schankzeigers zu, 
und da Kellerſchänker ungezweifelt förm⸗ 
lihe Weinſchankbefugniſſe befiken, fo 
kann ihnen das Net, Schankzeiger zu 
führen, nicht abgefprochen werden. Da 
den Gaſt⸗ und Schantwirthen dad Aus- 
fielen blecherner Weinzeiger nirgends 
audfchließend bewilligt, den Kellerſchän⸗ 
fern hingegen nirgends gefeblich unter 
fagt worden ift, fo flehet es den lepte- 
ven frei, fidh der Weinzeiger aus Blech 
oder natürlidem Tannenteifig zu bedie- 
nen. (Ddg. der n. ö. R. v. 7. März 
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4838 8. 12275. R. d. Prv. ©. ©. 
39. Bd. Rt. 62.) 

Kellerſchaͤnken. Verbot der meffin- 
genen Pippen, der kupfernen Kan- 
nen und Geſchirre, f. Geſchirre. 
(Bda. v. 15. Septbr. 1821 und 21. 
März 1832.) 

— — Polizeiſtunde für die Sper- 
rung derfelben, f. Offenhalten. 

Kellerihant- Ordnung für die 
Stadt Bienundihre Vorftädte: 
Die Beilage A) enthält die neue Keller: 
ſchank⸗Ordnung, welche der Landesftelle 
zur Kundmachung mit dem Auftrage 
zugefertiget wurde, an die geeigneten 
Behörden die befondere Weifung zu er- 
laffen, bei Verleihung der Weinſchanks⸗ 
Befugniffe in den Borkädten in Anfe: 
hung des Locals die ausdrüdliche Be- 
dingung vorzufchreiben, daß der-Ein- 
oder Zugang der Schenke nur von der 
Gaſſe fein dürfe. Bei diefer Gelegen- 
beit fiebt man fi übrigens veranlaßt, 
darauf aufmerkſam zu machen, daß die 
hoͤchſte Entfchliegung vom 29. Decem- 
ber 1810 das Recht des Bierfchantes 
feinerdingd allen Kellerſchänken, fon- 
dern nur den eigen® berechtigten bürs 
gerlichen oder befugten Weinfchantwir: 
then eingeraumt habe, wornach ſich da- 
her zu benehmen ift. (Hfkzl. D. v. 23. 
Dec. 1813, an dien. d. Rgg. Kundg. 
am 29. San. 1814.) 

A) Kellerſchank⸗Ordnung für 
die Stadt Wien und ihre Bor 
ftadte. 

Da die Kellerfhant-Drdnung v. 12. 
Mai 1781 durch nachgefolgte fpätere 
Berordnungen in mehreren Puncten 
wejentlihe Abänderungen erlitt; fo 
wird in Folge des k. k. Hoffanzlei-De- 
ereted v. 23. Decht. 1813 die ange- 
führte Kellerfchant » Ordnung hiermit 
außer Kraft gefebt, und in Hinficht auf 
den Weinſchank im Großen und Klei⸗ 
nen Folgendes verordnet: 

8.1. Der Weinverkauf in Gebün- 
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den oder auch in andern Gefdirren, in 
fo fern die jedesmal zum Verkaufe ger 
brachte Quantität Weins nicht unter 
fünf Wiener Maß beträgt, und nicht an 
figende Gäfte abgereicht wird, ift Jeder⸗ 
mann geftattet. 

8.2. Der Weinſchank im Kleinen 
und an fißende Gäfte ift zweierlei, in 
fo fern er in öffentlihen Kellern oder 
in ordentlihen Wohnungen und Ge⸗ 
bauden ausgeübt wird. Der Weinſchank 
der lebtern Art iſt ein Gegenftand bes 
fonderer Verleihung, und wie andere 
Gewerbörehte mit Rüdfiht auf die 
darüber beſtehenden Vorfchriften zu be- 
handeln. 

8.3. Der Weinſchank in öffentlichen 
Kellern kann in der Stadt von folchen 
Perfonen ausgeübt werden, welche 

a) mit eigenen Weingarten verfehen 
find, oder 

b) ein bürgerlihes Haus eigenthäm« 
lich befißen, oder 

c) hausfäffige Bürger find. Vor Er- 
Öffnung des Kellerſchankes find jedoch 
diefe Perfonen verbunden, hiervon dem 
Wiener Stadtmagiftrat die vorläufige 
Anzeige zu erflatten, und ifl nad der 
Vorſchrift des Erwerbiteuer » Patentes 
der Erwerbfteuer- Schein zu Töfen. 

$. 4. Diejenigen Kellerfhänten, 
welche ein bürgerliches Haus eigenthiim= 
lich befigen, oder hausanfaffige Bürger 
find, haben das Recht, den Kellerſchank 
nur in ihrem Haufe und zwar entweder 
feldft auszuüben, oder auch denfelben 
in Beftand zu verlafjen; es muß jedoch 
hiervon vorläufig jedes Mal die An- 
zeige an den Wiener-Stadtmagiftrat er= 
ftattet, ihm der Beftandnehmer nambaft 
gemacht, und die Erledigung hierüber 
abgewartet werden. Der Magiftrat if 
verpflichtet, von der Beitandnahme alle 
jene Perſonen auszuſchließen, welche in 
irgend einer öffenlichen Beziehung ver- 
dachtig find, aus welchem Grunde der 
Magiftrat in jedem vorlommenden Falle 
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auch die k. k. PolizeisÖberdirection um 
ihre Zuſtimmung erſuchen wird. 

8. 5. In den Vorftädten ift der Kel- 
lerſchank nur denjenigen Perfonen ge: 
ftattet, welche hierzu von der geeigneten 
Behörde befugt worden find. Solde 
Befugniffe find bei der Ortsobrigkeit, 
die es betrifft, anzufuchen, und können 
nur'nadh vorläufiger Rückſprache mit 
der k. k. Polizei-Bezirtd-Direction und 
mit ihrer Zuftimmung verliehen werden. 

8. 6. Jeder berechtigte oder eigen? 
befugte Kellerſchänker darf fein Recht 
oder Befugniß nur in einem einzigen 
Seller ausüben, und bei dem Schank—⸗ 
feller außer dem unmittelbar dazu ger 
börigen Behaltniffe, und den etwa im 
Ktellerhalfe befindlichen Nebengewölben 
zu ebener Erde feine befondere Trink: 
ftube oder ein befonderes Zimmer unter 
was immer für einem Vorwande halten. 

8.7. Den Kellerſchänken ſteht es 
frei, alle Gattungen des inländifchen 
Meines, und um die denfelben entfpre- 
enden Preife auszufhänken; fie find 
jedod verbunden, fowohl die Sattun- 
gen als die PBreife ihrer Schankweine 
an einer ausgehängten Tafel öffentlich 
anzuzeigen. 

8.8. In den Schankkellern dürfen 
an die fißenden Säfte nur Brod von 
jeder Gattung, dann überhaupt nur 
ſolche Speifen, welche feiner vorläufi- 
gen Küchenbereitung bedürfen, als Kafe, 
Nettige, Mandeln, abgereicht werden. 
89. Die Schankkeller dürfen an 

Werktagen des Morgens nicht vor 9 Uhr, 
an Sonn: und Feiertagen nicht vor 
11 Uhr eröffnet, und müffen in den 
Borftädten im Winter Abends bis YUhr 
und im Sommer bid 10 Uhr, in der 
Stadt aber im Winter und im Som: 
mer fpäteftens big 11 Uhr gefchloffen 
werden. 

$. 10. In den Schanffellern dürfen 
zur Bedienung der Gäfte nur Manns» 
perfonen gebraucht, und keine Spiele 
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unter was immer für einem Namen ge⸗ 
duldet, auch fol darin von Niemandem, 
und zwar auch nicht von den eigenen 
Kellerfißern übernachtet werden. 

$. 11. Die Berlebung diefer Bor: 
fohriften, in fo fern fie nicht unter jene 
von ſchweren Polizei » Uebertretungen 
gehören, und folglich als ſolche zu be⸗ 
handeln find, ift das erfte Mal mit ei« 
ner Arreſtſtrafe von 1 bis 3 Tagen, 
oder mit einer Geldbuße von 25 bie 
100 fl., das zweite Mal mit einer nad 
Umftänden auch dur Faſten verfchärf- 
ten Arrefiftrafe von 2 bie 6 Tagen, 
oder einer Gelditrafe von 100 bis 
200 fl., und das dritte Mal mit dem 
Berlufte des Schankrechtes zu beftrafen. 
(Krop. Gef. Kranz. 33. Bd. ©. 616 
— 620.) 

Kellerfchant- Ordnung. Zufolge 
der mit HoflanzleisDecrete v. 17. Dec. 
1831 eröffneten a. 5. Entfchliegung v. 
11. Dee. 1831 ift das erneuerte Hofe 
geſuch der hiefigen Kellerfchänter und 
Abänderung der 88. 8 und 9 der Kel- 
lerfhant- Ordnung mit Beziehung auf 
die dem Magiftrate unterm 2. Jänner 
1831 3. 71705 bekannt gegebenen a. 
b. Entſchließung v. 14. Dec. 1829 


zurückgewieſen, und da der a. h. Ver⸗ 


ordnung zufolge die abweislihe Erle- 
digung unter Anführung der Motive 
erlaffen werden foll, fo ift den Bittitel- 
lern zu bedeuten, daß die durch Die be⸗ 
ftehenden pofitiven Normen zwifchen den 
Gewerbsgattungen gezogenen Gränzlis 
nien in der Regel aufrecht erhalten wer- 
den müffen, daß daher nachdem zwi: 
[hen Kellerfhänfern und förmlichen 
Wirthsgewerben in Abficht auf die Bes 
dingungen ihrer Erlangung ein wefent- 
licher Unterfchied beſtehet, den erjteren 
außer dem Weinſchanke keine Gerecht⸗ 
fame eingeräumt werden könne, die 
nach der beftehenden Gewerbsabgrän⸗ 
zung nur den Wirthen zufomme, daß 
ferners eben fo wenig der Bortheil des 
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Publicums, die von den Kellerſchänkern 
hinſichtlich der frühern Oeffnung der 
Schankkeller, und der Abreichung kalter 
Speiſen gewünſchte Ausdehnung ihrer 
verfaſſungsmaͤß igen Gewerbögrängen ers 
heiſcht, indem bei der großen Zahl von 
eigentlichen Schankgewerben, die ge⸗ 
meine Volksclaſſe hierbei nicht in Ver⸗ 
leginheit fommen Tann, und feit dem 
vieljährigen Beſtande der Kellerfchant- 
Drdnung fi nod niemals die Noth- 
wendigkeit geäußert hat, daß die gemeine 
Claſſe die Befriedigung ihres Bedürf⸗ 
niffes in den frühen Morgenftunten 
ſchlechterdings nur in den Schankkellern 
aufſuche, daß endlich die Verzehrungs⸗ 
fteuer nicht die Gewerbsleute, fondern 
das confumirende Publicum trifft, und 
fomit der hieraus abgeleitete Anſpruch 
auf eine Begünftigung von felbft ent- 


“ falle. (N. ö. R. D. v. 27. Dec. 1831 


3. 68631.) 

Kellerthüren. Sämmtliche unter 
den Hausthüren noch befindliche Keller- 
eingänge follen zur Bermeidung von 
Unglücksfällen mit Gittern in halber 
Mannshöhe und von felbft zufals- 
lenden Thüren verfehen fein. Die 
Unterlaffung ift eine ſchwere Polizei- 
Uebertretung. (R. 6. R. Bdg. v. 23. 
Dec. 1808 3. 31890. Lüb. 1. BP. 
©. 363.) 

— — Die Borfhrift der Regie 
rung®»Berordnung v. 23. Dec. 1808 
wurde dahin ausgedehnt, daß auch die 
im Innern der Keller etwa vorhande- 
nen Fallthüren auf die nämliche Akt, 
wie die unter den Hauseingängen be 
findlihen Kellerthüren verwahrt werden 
follen, widrigenfalls bei einem vorkom⸗ 
menden Unglüdsfalle die Beftrafung 
nah dem St. ©. eintritt. (Hfkzl. D. 
v. 28. Mai 1824 8. 15005. Vdg. der 
n. ô. R. v. 9. Juni 1824 3. 27226.) 

— — Damit folde mit einem Ge: 
länder forgfältig verwahrt werden, ha⸗ 
ben die Bezirks » Directionen bei den 
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Häuferrevifionen ſtrenge zu feben. (Po⸗ 
fizeihofft. Weif. an die Bol. Ob. Dir. 
v. 5. Juni 1823.) 

Kellerthüren, die unter den Haus⸗ 
eingangen beſtehen, follen möglichft 
befeitigt werden. (Pol. Hofit. Weif. an 
die P. O. D. v. 9. Dec. 1824.) 

Kellervifitationen wegen verfälſch⸗ 
ter Weine. Da die Regierung bei Ge 
legenheit ald das Erzeugen vom Weine 
aus Weinlager verboten wurde, au 
die Vornahme jährliher Keller: Bifita- 
tionen anzuordnen befunden hat, der 
biefige Magiftrat aber erachtet, daß zu 
folgen PVifitationen in der Stadt ein 
Beamter der Polizei-Dber-Direction, in 
den Borftädten aber ein Beamter der 
betreffenden Polizei» Bezirkd-Direction 
fammt dem Bezirksarzte beigezogen 
werden follen; fo wurde die Pol. Ob. 
Dir. angewiefen, zu diefen Pifitatio- 
nen über jedesmaliges Anfinnen des 
biefigen Magiftrates Die bezeichneten 
Individuen abzuordnen, und die Be⸗ 
zirks⸗Directionen biernady entſprechend 
anzuweiſen. Was die Beiziehung der 
Stadt⸗Phyſiker zu ſolchen Viſitationen 
anbelangt, ſo liegt es ganz in dem 
Wirkungskreiſe des Magiſtrates, im 
Falle er ſie hierzu für nothwendig fin⸗ 
det, an dieſelben das Geeignete zu er⸗ 
laſſen. (R. o. Reg. Dec. vom 3. Mai 
1821 3. 18746. Guld. Sanit. B. 5. 
Br. ©. 211.) 

Kellner. Die Oberkellner, Zimmer» 
fellner, die. Kellerjungen, Weinträger 
und Hausknechte des Mittels der bür- 
gerliden Weinwirthe find.nad den In⸗ 
nungs⸗Artikeln, die anderen männli- 
hen und weibliden Dienftboten der 
Wirthe nah der Vorſchrift der Dienft: 
boten »Drdnung zu behandeln. (Bdg. 
der n. d. Reg. vom 2. Aug. 1822 3. 
36197, n. d. Prov. ©. ©. 4. Bd. 
Rr. 195.) 

Kerzen. Nah der nun beftehenden 
Uebung werden die Kerzen haufig in 
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Bunden und in Paleten mit Umfchlag 
ohne Angabe eines Gewichtes verkauft, 
und hiebei die Käufer, da ein folder 
Bund Kerzen im Verkehre gewöhnlich 
für ein Pfund gehalten wird, fehr oft, 
wie die Erfahrung lehrt, im Gewichte 
verkürzt. Nach der h. Reg. Vdg. vom 
26. Aug. 1846 3. 45553 ift der Ber: 
tehr nah Bunden und Paleten, die 
mit feiner Angabe des Gewichtes ver- 
fehen find, zwar dem freien Ueberein- 
kommen zwifchen Käufer und Berkäufer 
überlaffen, allein bei Verkäufen nad 
Bunden und Paketen, die mit einer 
Gewichtsangabe bezeichnet find, oder 
wo die Kerzen ausdrücklich nach dem 
Gewichte verlangt werden, find die 
Erzeuger und Verſchleißer zur Abgabe 
des angekündigten oder verlangten vol⸗ 
len Gewichtes verbunden. Um nun das 
Bublicum vor Berkürzungen in diefer 
Beziehung zu warnen, wird diefe hohe 
Anordnung mit Genehmigung der k.k. 
n. ö. Zandesregierung vom 18. Nov. 
1846 mit dem Beifügen zur allgemei- 
nen Kenntniß gebracht, daß die dawi⸗ 
der handelnden Kerzen» Erzeuger und 
Verſchleißer über bei dem Magiftrate 
anzubringende Beſchwerden firenge wer- 
den beftraft werden. (Kundm. des Wr. 
Magiftr. v. 3. Dec. 1846 3. 69661/ 
5626.) 

Kerzen. Die Beftimmung des 
Gewichtes für den Berkauf der 
Kerzen betreffend. Da bei dem 
Kergenverkaufe mannigfahe Gewichts- 
abweihungen wahrgenommen werden, 
welche den allgemeinen Verkehrs⸗Inter⸗ 
effen abträglich find, und Beeinträchti- 
gungen ded Publicumd zur Folge ba» 
ben, fo fand fih das Handelsminifte 
rium laut Erlaſſes vom 119.9. M. 2. 
3085-H beftimmt, mit Berufung auf 
die Minifterial » Erläffe vom 13. Sept. 
und 18. Rov. 1848 8. 1192 u. 1931 
(Regierungs»Berordnungen an die n. 
d. Kreisämter vom 20. Sept. und 25. 
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Rov. 1848 3. 44732 und 52881) 
neuerlih anzuordnen, daß in allen 
Kronländern und Theilen der Monats 
hie, wo das Wiener Gewicht als das 
gefeblihe eingeführt iſt, der gewicht⸗ 
weife Verkauf aller aus Wachs, Stea- 
rin, Unfhlitt und anderen Yettitoffen 
erzeugten Kerzen nach der Gewichts⸗ 
einheit des Wiener Pfundes à 32 Loth 
geſchehen und daß im gewerblichen Ver⸗ 
ſchleiße oder Verkehre jedes hiezu vor- 
bereitete Paket folcher Kerzen mit einer 
den Gewichts⸗Inhalt bezeichnenden Auf 
ſchrift verfehen fein müffe. Die Richt. 
befolgung diefer Anordnung ift als eine 
Umgehung der Markt-Bolizei-Drdnung 
zu behandeln und zu beftrafen. (Erl. 
der n. d. Statth. vom 26. Juli 1851 
3. 23974, 8. ©. 3. Nr. 232, der 
fteierm. Sth. vom 23. Juli 1851, 8. 
G. B. Nr. 221, der böhm. Sth. vom 
31. Juli 1851 3. 19269. 2. ©. 2. 
Rr. 195.) 

Kerzen. Zur Befeitigung der hin⸗ 
fihtli der Auslegung der Verordnun⸗ 
gen über den Kerzenverkauf nad dem 
Wr. Gewichte angeregten Zweifel, hat 
das Handelsminifterium mit Erlaß v. 
28. Juni 1852, Nr. 3600, diefelben 
dahin näher erläutert, Daß zwar der ge- 
wichtsweife Verkauf von Kerzen jeder: 
zeit nach der Gewichtseinheit des geſetz⸗ 
lihen Wr. Pfund, fomit nur in ganzen, 
halben und Biertel » Pfunden und in 
Wiener Centnern zu gefhehen habe, was 
jedod den Kleinverfauf von Kerzen in 
einzelnen Stüden nicht verwehrt, daß 
aber Kerzen in Paketen, auch in Ge 
widhtsgrößen unter oder über Einem 
Wiener Pfunde gepadt und zum De- 
tailverfaufe unter der Bedingung ge- 
bracht werden Tönnen, daß das wirk- 
lie Gewicht der in einem ſolchen Pa⸗ 
fete enthaltenen Kerzen, ohne Ein- 
rechnung der Emballage, jedesmal nad 
dem Wiener Gewichte in Pfunden und 
Lothen, auf dem Umfhlage des Pake⸗ 
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tes mit bleibender, leicht Leferlicher, 
hinreichend großer Schrift gedrudt, ers 
fihtlih gemacht werde. Hiedurch if 
nicht verwehrt, dad Gewicht auch nad 
Mehrfachem, oder Theilen anderer Ge⸗ 
widhtseinheiten anzugeben, jedoch bat 
dies auf eine ſolche Weife zu gefchehen, 
daß die Angabe nah dem Wiener Ges 
wichte an Deutlichkeit und Beſtimmt⸗ 
heit nichts verliere. ( Erl. d. n. d. Sth. 
v. 25. Juli 1852 3. 24109.) 

Kerzen dürfen an Sonn= und Feier: 
tagen von den Oelerern im Winter 
von 4, im Sommer aber von 6 Uhr 
Rahmittagd an, verkauft werden, f. 
Sonn: u. Feiertagsheiligung. 

— — von Unfhlitt peſtkranker Rin- 
der, ſ. Unfchlitt. 

Keflelprobe, ſ. Dampfleflel. 

Kettenfteg über die Wien nächſt 
der Bärenmühle. Se. Majeftät haben 
mit a. h. Entſchließung vom 19. Febr. 
1830 den Bauunternehmern des Ket- 
tenfteges das angeſuchte Privilegium 
auf 30 Fahre zum Bezuge einer Mauth⸗ 
gebührt von jeder über die Brücke ge 
benden Perfon mit 1 Kreuzer W. W., 
und wenn diefe Währung aufgehoben 
werden follte, mit '/, Kr. EM. aller: 
gnädigft zu bewilligen geruht. Rach 
Ablauf diefer Privilegiumefrift, bat 
diefer Steg in das Eigenthum der 
Stadt Wien mit der Berbindlichkeit zu 
deſſen Erhaltung überzugeben. (N. 8. 
Reggs. Circ. vom 4. Auguft 1830 3. 
42446, .n.6. Pr. Gv. ©. ©. 12. Th. 
Nr. 235.) 

Keule. Die Amtsgewalt wegen der 
Anwendung der Steule bei der Rinder: 
peft auf einen unkundigen Dorfrichter 
zu übertragen, ann nicht Statt finden, 
weil hierdurch leicht Unfüge grober Art 
und verantwortlihe Unzukömmlichkei⸗ 
ten entftehen können; es müßte denn 
fein, daß der Eigenthümer des Viehes 
die Bollführung diefer Maßregel wegen 
Deutlichleit der bereit vorhandenen 
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Symptome der Rinderpeft wuünſchte. 
(N. d. Reg. Bdg. v. 27. Jan. 1836. 
3. 4123. An. S. V. 3. 1836. Rr. 7.) 

Keule. Se. t. k. Majeſtät haben mit 
a. h. Entfhlieg. vom 24. Dec. 1844 
über die Fragepuncte: 

a) Wann und in welder Ausdeh- 
nung ift die Keule bei der Rinderpeft 
anzuwenden, 

b) wann und unter welhen Moda- 
litäten ift eine Entfhädigung für die 
getödteten Thiere zu leiften und 

c) welder Mapftab des zu leiften- 
den Entfhädigungs-Betrages ift feſtzu⸗ 
fegen, wie ift dieſer auszumitteln, und 
von wem hat die Beftimmung der Kathes 
gorie eines getödteten Rindes, ſowohl 
in Hinfiht auf die Werthheftimmung 
nah Alter, Schlag und Beichaffenheit, 
als auch auf den Gefundheitszuftand 
desselben auszugeben, und wer hatte 
biebei zu intervenivn? nachſtehende 
Directiven zu genehmigen gerubt: 

Ada) Da der eigentlidhe Zweck der 
Anwendung der Keule darin befteht, 
die Rinderpeft gleich in Entſtehen zu 
erftiden und ihrer MWeiterverbreitung 
mit möglichfter Sicherheit vorzubeugen, 
fo erfcheint ale ein weſentliches Erfor- 
derniß, daß das Borbandenfein der 
Ninderpeft aus den Krankheitserfchei- 
nungen, dem Sectionsbefunde, dem 
Berlaufe und der Contagiofität der 
Krankheit unzweifelhaft und vollkom⸗ 
men conftatirt und der Beweis herge- 
ftellt fei, DaB die Seuche in Folge einer 
Einfhleppung entftanden, oder durch 
Mebertragung des Anſteckungs ſtoffes 
von einem Thiere auf das andere über: 
gangen fei, und fi blos in einer Herde 
und in einem einzigen Stalle oder nur 
in einigen wenigen Ställen einer Ort⸗ 
{haft zeigt, und daſelbſt fich nicht ſchon 
eine bedeutende Zahl von kranken und 
verdächtigen Thieren vorfindet. Die 
Keule ift daher nur bei dem erften Ent⸗ 
ftehen der conftatirten Rinderpeft anzu- 
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wenden, wo die Tilgung der Seuche 
noch mit einem Schlage in Ausſicht ge⸗ 
ſtellt iſt und noch nicht mit Grunde bes 
fürchtet werden muß, daß der Anfte- 
Aungeftoff — anf was immer für eine 
Art und Weife auch auf die übrigen 
Stallungen und benachbarten Ortſchaf⸗ 
ten übertragen und verbreitet werden, 
ſonach eine mehrfeitige Mittheilung 
durch einen Biehmarkt, gemeinfchaft 
lihe Weide und Tränfe, durch Vieh 
hirten, durch nad der Ortslage begün- 
ftigte häufigere Communicationen, leb» 
haften Verkehr u. f. w. erfolgt fei, und 
zwifhen dem erften Erfheinen der 
Seuche und ihrer Erkenntniß nicht 
ſchon ein zu langer Zeitraum verſtri⸗ 
hen ift, da in allen diefen Fallen der 
ganze Ort als wahrfheinlich angefteckt 
und die Seuhe auch in andere Ort—⸗ 
fhaften verfchleppt betrachtet werden 
muß, daher die Anwendung der Keule 
zwecklos fein würde. Kommen ſelbſt 
nad Anwendung der Keule neue Er- 
frantungsfälle vor, fo ift mit Grund 
zu vermutben, daß die Seuche fchon 
eine größere Ausbreitung erlangt habe, 
und die Keule ihrer ferneren Verbrei⸗ 
tung im Orte und ihrer Berfchleppung 
in anderen Ortſchaften nicht mehr Ein» 
halt zu thun vermöge, daher in einem 
ſolchen Falle von diefer Maßregel fein 
weiterer Gebraud zu machen ift. Aus 
diefem Grunde darf auch zur Abkür— 
zung einer ſchon mehr audgebreiteten 
Rinderpeit und al8prophilactifche Maß⸗ 
regel die Keule nicht angewendet wer: 
den, da fonft ohne den Zwed der Un⸗ 
terdrudung der Seuche zu erreichen, 
die Summe der Entfhädigung außer 
allem Berbältniffe vermehrt werden 
würde, Nur gegen dad Ende der Seuche, 
wenn namlich in den meiften Ortfchaf- 
ten des Landes diefelbe bereits getilgt 
ift, fie fig nur mehr auf einige wenige 
Stüde befchräntt und man zur Gewiß⸗ 
heit gelangt ift, daß von den letzter⸗ 
x 
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frantten Stücken feine Webertragung 
des Contagiumd Statt gefunden haben 
fonnte, darf zur Abkürzung der Sende 
und zur gänzlichen Zerftörung des An- 
ftetungsftoffes im Lande auch zur Au⸗ 
wendung der Keule gefehritten werden. 
Sederzeit find aber jowohl in Fällen, 
wo die Keule in Anwendung kommt, 
ald auch in jenen, wo dieſes nicht ge- 
fhieht, die in dem Viehſeuchen⸗Unter⸗ 
tichte vom Jahre 1834 vorgefchriebe- 
nen fanitäts « polizeilihen Maßregelu 
firenge in Ausführung zu bringen und 
genau bandzubaben. Um den Zwed, 
welcher der Anwendung der Keule zum 
Grunde liegt, nämlich die Erftidung 
der Rinderpeft in dem Momente ihres 
Entftehens fiher zu erreichen, find der 
Keule alle gleih nad dem Ausbruche 
der Seuche frank befundenen Thiere 
ohne Ausnahme zu unterziehen, die 
übrigen aber zu contumaciren. 

Die Beftimmung warn und in welcher 
Ausdehnung die Keule mit Ruͤckſicht auf 
diefe Normen anzuwenden ift, bat von 
einer eigenen aus dem zur Seuchen⸗ 
behandlung abgeordneten Kreis⸗ oder 
Diftrictö-Arzte oder Landes-Thierarzte, . 
dem Dberbeamten der betreffenden po⸗ 
fitifchen Obrigkeit, und zweien wirth« 
Thafteverftändigen Iudividuen aus dem 
Gemeindevorftande beftehenden Soms 
miffion, die auch die Einleitung der 
font gefeßlich vorgezeichneten oder wei- 
ters nöthigen Sicherheitömaßregeln zu 
veranlaffen bat, auszugeben. Diefe 
Commiffion bat daher auch hinfichtlich 
des Gebrauches der Keule, wegen der 
dabei obwaltenden Gefahr am Verzuge 
gleich unmittelbar die erforderliche Ein- 
leitung zu treffen, und diefe Maßregel 
ohne weiters in Vollzug zu feben, von 
dem Gefchehenen aber unverzüglich une 
ter Beibringung der Erhebungs-Pro⸗ 
tocolle dem betreffenden Kreisamte die 
umftändlihe Anzeige zu erftatten, wel⸗ 
ches das diesfüllige Verfahren ftreuge 
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zu überwachen und nicht zu rechtferti⸗ 
gende Borgänge im eigenen Wirkungs⸗ 
kreiſe abzuftellen und zu ahnden, wenn 
ed nötbig ift, die Einflußnahme der 
Landesftelle anzuſuchen, diefelbe aber 
jedenfall von den Ergebniflen in die 
Kenntniß zu feßen haben wird. 

Ad b) Rur für die an der conftatir- 
ter Rinderpeft erkrankten oder derfel- 
ben verdädtigen und über ausdrück⸗ 
lihe Anwendung der berufenen Com⸗ 
miffionen oder Behörden der Keule un« 
terzogenen Rinder hat die Bergütung 
aus dem Staatsſchatze aberaud nur 
unter der Bedingung zu gefchehen, daß 
der Eigenthümer derfelben duch Außer- 
adhtlaffung der beftehenden Sanitäts- 
Vorſchriften an der Einfchleppung der 
Seuche nicht irgend eine Schuld trägt, 
oder deren Ausbruch nicht verheimlicht 
hat, was aber jederzeit ftandhältig er- 
wiefen fein muß. In folden Fällen 
wird die Bergütung des vollen Werthes 
des getödteten Thieres geleiftet. Diefe 
Bergütung wird unter gleichen Berhält- 
niffien aud den Dominien und Domi« 
nical-Örundbefigern erfolgt, zumal die 
Anwendung der Keule ohne alle Aus⸗ 
nahme Statt finden muß, diefelben 
aber, wenn fie von der Entfhädigung 
ausgefchlofien fein follten, wohl nicht 
ohne offenbare Unbilligkeit zur Geſtat⸗ 
tung der Bertilgung ihres Viehes ver- 
halten werden Fönnten. 

Ad e) Der verlaͤßlichſte und billigfte 
Mapftab der zu Leiftenden Entſchädi⸗ 
gung ift derjenige, durch welchen der 
Eigenthümer des erfchlagenen Viehes 
die volle Vergütung feines wahren 
Werthes nach den in der Gegend übli« 
hen Marktpreifen mit Rückſicht auf das 
Alter, den Schlag und die Beichaffen- 
heit desfelben erhalt. Diefer ift im 
Wege der Schäkung auszumitteln. Da 
ohnehin die Beftimmung, ob die Keule 
in Anwendung zu bringen ift, und 
welde Stüde derſelben unterzogen 
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werden follen, im commifftonellen Wege 
gefhehen muß, fo hat auch diefe Com⸗ 
miffion die für jedes erfhlagene Stud 
an die Eigenthümer zu leiftende Ber: 
gütung mit Beiziehung zweier beeide- 
ter oder zu beeidender in dem anges 
fetten Orte oder deſſen nächſten Um⸗ 
gebung nicht anfäffiger Schäatzleute die 
zur Bermeidung einer weiteren Berbrei⸗ 
tung der Seuche nicht vermöge ihres 
Berufes oder Gewerbes mit Vieh zu 
verkehren haben, nad obigen Grund: 
fäßen zu erheben, und die üblichen 
Marktpreiſe der Umgegend erfihtlich zu 
machen. Da aber nach der Aeußerung 
der Thierarznei-Inftituts-Direetion und 
der medic, Facultät in Wien von den 
als ſeuchenverdächtig erfchlagenen bei 
der Section aber noch volllommen ges 
fund befundenen Thieren das Fleiſch 
zur Nahrung für die Menſchen und die 
übrigen verwerthbaren Theile, ſo wie 
von der ſchon bei Leben oder durch die 
Section als krank erkannten, die Haut. 
Hörner und das Fett unter Beobach⸗ 
tung der nöthigen Borfichten anſtands⸗ 
los benüßt werden können, fo bat die 
Commiffion auch gleihmäßig den Werth 
diefer noch benußbaren und dem Vieh⸗ 
eigenthümer zu überlaffenden Theile 
audzumitteln, und von der zu leiften- 
den Bergütung in Abzug zu bringen. 
Ueber den ganzen Borgang find von 
der Sommiffion eigene Brotocolle auf⸗ 
zunehmen, in diefen Das erfchlagene 
Vieh nah Geſchlecht, Alter, Schlag, 
Beſchaffenheit und Gefundheitszuftand 
mit Angabe der Urfache des Erfchlas 
gens, des Sectiond-Befundes, des aue- 
gemittelten Schätzungswerthes, des zu 
defien Grundlage genommenen Marft: 
preifed und des Werthes der benüß- 
baren Theile erfichtlich zu machen, und 
diefelben im Wege der Kreisämter der 
Zandesftelle zur Prüfung und Anwei- 
fung der Bergütung einzufenden. (Hfkzl. 
Dect. vom 28. Dec. 1844 3. 41335, 











Rene. 


an ſaͤmmtl. Länderft., n. 5. Reg. Vdg. 
v. 11. Jän. 1845 3. 1869. Vdg. der 
ob der ennf. Regier. vom 21. Jänner 
1845 3. 980. Bol. &. ©. 72. BP. 
Rr. 165.) 

Keule. Ueber die Anwendung 
der Keulebeider Riuderpeft.. 

1. Wenn in verdädtigen Zeiten bei 
vortommenden Krankheiten von Rin⸗ 
dern die Art des Krankſeins zweifel- 
haft und gegründeter Verdacht vorhan- 
den ift, daß fie an der Rinderpeit er- 
krankt feien, fo ift die Anwendung der 
Keule zur Ermittlung des Sad 
verhaltes durch die Section un 
ter der Bedingung geftattet, daß 

a) die Krankheit von einem, im 
Dienfie des Staates ftehenden, oder 
von einer politifhen Behörde hiezu 
autorifirten Arzte als verdächtig aner- 
kannt ift, und daß 

b) tie von dem Arzte hievon in 
Kenntniß gefegte Ortsbehoͤrde im Ver⸗ 
eine mit dem Arzte den Werth des zu 
ſchlachtenden Thieres nach den hierüber 
weiter unten angegebenen NRüdfichten 
feſtſetze. 

2. Die Keule iſt ferner bei bereits 
conftatirtem Borhandenfein der 
Rinderpeft in der öfterr. Monardie 
anzuwenden: 1. bei ihrem erften Auf⸗ 
tauden in gefunden Ortfchaften, und 
2. wenn aus dem Character, Grade 
und Beitraume der Seuche, aus den 
auf ihren Gang und ihre verderblichen 
Wirkungen Einfluß nehmenden Um⸗ 
fländen, und aus den Erfolgen der 
gegen die Seuche bereitd getroffenen 
und genau gehandhahten veterinärspo- 
lizeilichen Maßregeln und fofort fid 
ein hoher Grad von Wahrſcheinlichkeit 
ergibt, daß nur Durch Die Anwendung 
der Keule entweder: 

a) die Seuche ganz getilgt, oder 

b) ihre Weiterverbreitung ganz oder 
im hohen Grade verhindert, und da- 
durch 
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e) der freie Verkehr ſicher und ſchnell 
wieder hergeftellt werden Tann. 

Die definitive Entſcheidung, ob bei 
conftatirtem Vorhandenſein der Rinder: 
peft in der öfterr. Monarchie die Keule, 
und in welder Ausdehnung fie an« 


zuwenden fei, hängt von dem dazu er⸗ 


nannten politifhen Commiffäre ab, wel- 
her auf die erhaltene Anzeige über das 
Auftauchen der Rinderpeſt oder als fol- 
cher verdäcdtigen Krankheiten oder über 
das Fortfchreiten derfelben in inficirten 
Drtfhaften mit Zugtehung des mit der 
Beforgung der veterinär polizeilichen 
Mapregeln beauftragten und wenn es 
thunlich ift, eines zweiten mit der Rin- 
deryeft vertrauten Arztes, dann zweier 
ala Schaͤtzleute zu beeidenden wirtb- 
Thaftstundigen Bertrauensmänner den 
Stand der Sache zu erheben, und auf 
Grundlage des veterinär-ärztlichen Gut⸗ 
achtens in Betreff der Anwendung der 
Keule zu verfügen, die Anordnungen 
zur Ausführung des Berfügten zu trefe 
fen, und über dad Ganze umftändlich 
an feinen politifchen Borgefekten zu 
berichten hat. 

3. Bis zur definitiven Entſcheidung 
der Frage, von wem und wie die Ent- 
ſchädigung für die dur die Keule wer 
gen der Rinderpeft getödteten Rinder 
an die Befiker derſelben geleiftet werde, 
wird Die Entfhädigung aus der 
Staatscaffe auf die jededmalige An- 
weifung des polit. Bezirks⸗Vorſtandes 
geleiftet. Für Rinder, welche unter ge- 
nauer Erfüllung der sub I geftellten 
Bedingungen darum der Keule über: 
liefert wurden, damit man beftimmt 
wiffe, ob die verdachtige Krankheit auch 
die Rinderpift fei, wird den Befigern 
derfelben derjenige Betrag als Entſchä⸗ 
— geleiſtet, welcher nach Abzug 
des Werthes der nach den beſtehenden 
Vorſchriften verwerthbaren Theile des 
getödteten Rindes von der durch die 
Drtöbehörde umd den Arzt für dass 


. 
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felbe feftgefebten Bergütungsfumme 
entfällt. Für Rinder, welche bei be: 
reits conftatirtem Vorhandenfein der 
Rinderpeft in der öfterreihifhen Mon⸗ 
archie nah Beſchluß des politifchen 
Commifjars der Keule unterzogen wer- 
den, wird nur dann eine Vergütung 
geleiftet, wenn ftandhaltig erwiefen ift, 
dag der Eigenthümer des getödteten 
Rindes weder durch Außerachtlaſſung 
der beſtehenden veterinar = polizeilichen 
Borfohriften irgend eine Schuld an 
dem Erkrankten deöfelben trage, noch 
den Ausbruch der Krankheit verheim- 
licht habe. Der für jedes einzelne Stud 
entfallende Entfchädigungsbetrag ift aus 
dem durd) die beiden beigezogenen als 
Schätzleute beeideten Vertrauensmän⸗ 
ner beſtimmten Werthe des Rindes und 
aus dem davon abzuziehenden Werthe 
der verwerthbaren Theile desfelben zu 
entziffern. Damit fowohl jene Eigen- 
thümer, deren Rinder zur Erlangung 
der Bewißheit über das Borhandenfein 
oder Nichtvorhandenfein der Rinderpeft 
getödtet wurden, ald auch jene, deren 
Rinder auf Beſchluß der Commiifion 
der Keule unterzogen und die von der 
Commiſſion fhuldlos "befunden wur⸗ 
den, in den Stand gefeßt werden, den 
erlittenen Abgang möglichft bald durch 
den Ankauf neuer Rinder zu erfeben, 
werden tie politifhen Bezirks » Bor: 
ftande ermächtiget, die von den Orts⸗ 
bebörden und Bertrauendmäunern aus« 
gemittelten Erſatzpoſten beider Be- 
zirkscaſſe anzumweifen und an die 
höhere Behörde darüber zu berichten. 
4. Zur Ausmittlung des Wer—⸗ 
thes der Rinder, welde der Keule 
unterworfen werden follen, baben die 
betreffenden Ortsbehörden und die ald 
Schätzleute beeideten Commiſſionsglie— 
der den in der Gegend üblichen Markt: 
preis, das Alter und den Schlag jedes 
Rindes zu berüdfichtigen. Da von den 
ale feucheverdächtig erfchlagenen, bei der 
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Section aber noch vollkommen gefimd 
befundenen Thieren das Fleifch zur 
Rahrung für den Menſchen und die 
übrigen verwerthbaren Zheile, fowie 
von den ſchon bei Leben oder durch die 
Section als krank erfannten die Haut, 
Hörner und das Fett unter Beobady- 
tung der vorgefdhriebenen Vorfichten 
anſtandslos benützt werden konnen, fo 
haben die Ortsbehörden und Commif- 
fionsglieder auch gleichmäßig den Werth 
diefer noch benüßbaren und dem Eigen: 
thümer des Rindes zu überlafienden 
Theile auszumitteln. Der politifche 
Commiffär und die Ortsbehörden haben 
ihre der politifhen Behörde vorzule- 
genden Entfhadigungsanträge für die 
einzelnen Biehbefiger auf diefe vorges 
nommenen und erfihtlih gemachten 
Schätzungen zu gründen. (Erlaß des 
Min. d. Inn. vom 11. Sept. 1850 3. 
18751. Erl. der Sth. von R. Deft. v. 
12. Sept. 1850 3. 3365. 8. ©. 2. 
Nr. 66. Bdg. des faif. Commiſſärs in 
Ung. vom 17. Dec. 1850. Ung. 8. ©. 
B. Rr. 312. Circ. der mähr. Sth. v. 
15. Spt. 1850. Mähr. 8. ©. B. Nr. 
138, des galiz. Gub. vom 17. Sept. 
1850.82. ©. B. Rr. 518, der böhm. 
Sth. vom 15. Sept. 1850, L. ©. 82. 
Nr. 160, der Sth. in Benedig vom 
6. Dct. 1850, 8. ©. B. Nr. 267.) 

Keule. Gebrauch des Fleifches von 
dem blos als feucheverdädtig erſchla— 
genen Viehe, f. Fleiſch. (Vdg. vom 
27. Mär; 1845.) 

Kinder unter 5 Jahren follen in 
eine Wiege, oder andern dergleichen 
Drt, nicht aber in das Bett der Eltern 
gelegt werden. (N. ö. Rage. Decr. v. 
14. Sept. 1784. Krop. Gef. Joſ. 6. 
Bd. ©. 155.) 

— — melde vor der Taufe fterben, 
fönnen auf Freidhöfen begraben wer- 
den. (Hfd. vom 28. Apr. 1785. Krop. 
Gef. Sof. 8. Bd. ©. 677.) 

— — deren Aeltern im Arrefte, oder 
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veruriheilt find, muͤſſen von ihren Be⸗ 
freundeten, oder Ortsobrigkeit und Ge⸗ 
meinden, bis fie das 12. oder 14. Jahr 
erreichen, und zum Dienen, und zur 
Erlernung eines Handwerkes fähig 
find, mit Koft und Kleidung erhalten 
werden. (Hofentſchl. v. 23. Febr. 1786. 
Krop. Gef. 11. Bd. ©. 819.) 

Kinder. Das Herumtragen von 
Würften, Breben, Eßwaaren u. dgl. ift 
jungen Knaben und Mädchen zur Ver⸗ 
meidung der damit verbundenen ver 
ſchiedenen Selegenheiten zu einem müf- 
figen und fittenverderbenden Leben nicht 
zu erlauben. (Vdg. des böhm. Bub. v. 
27. Apr. 1809 und Präf. Vdg. vom 
2. Juni 1815. Obent. 3.3. ©. 123.) 

— — Berpflegung ehelicher 
Kinder, deren Eltern im allges 
meinen Krantenhaufe oder Ar- 
tefte fih befinden. Die Direction 
des allgem. Kranken und Findelhaufes 
hat die Anfrage gemacht: wie fie ſich 
mit jenen Kindern zu verhalten habe, 
welche bei Erkrankung ihrer Eltern mit 
diefen aus Mangel einer anderweitigen 
Unterkunft in das allgem. Krankenhaus 
gewiefen, oder von ihnen mitgebracht, 
oder während der Krankheit folder 
Mütter, deren Umftände ihre vorläufige 
Ueberfekung in das Gebärhaus nicht 
zulafien, in Krankenzimmern geboren 
werden, dann mit jenen Kindern, die 
zwar frank find, aber noch nit das 
zur Aufnahme im Krankenhauſe erfor 
derliche A. Jahr ihres Alters erreicht 
haben, endlih auch mit jenen Kindern, 
die von dem Criminal: Senate auf die 
Dauer der Arreftzeit ihrer Eltern in 
das Findelhaus angewiefen werden?! 

Hierüber wurde der Kranken⸗ und 
Sindelhaus » Direction folgende Wei- 
fung ertheilt: 

Es ift weſentlich zu unterfcheiden, 
ob ehelihe Kinder auf immerwährende 
Verſorgung, oder nur auf einige Zeit 
in die Findelanftalt gegeben werden. 

Baldiäty, Hand. d. Bolij. Gef. IL 
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Diefer lebtere Fall tritt bei den in Er⸗ 
krankung der Eltern in das allg. Kran⸗ 
kenhaus angewiefen werdenden, oder 
von den Franken Eltern felbft mitge- 
brachten gefunden Kindern ein, die alfo 
nur aus Mangel einer anderweitigen 
Unterkunft auf die Dauer der Krank⸗ 
heit ihrer Eltern, bisher in das Fin⸗ 
delhaus zur einftweiligen Aufbewah- 
rung gefommen find. Obfchon der Re- 
gel nach die Findelanftalt fi mit den 
ebelihen Kindern gar nicht befaffen 
fol, obfhon mit den kranken Eltern 
nicht auch ihre gefunden ehelichen Kin- 
der in das allg. Krankenhaus mit an⸗ 
gewiefen werden follen, und obfchon 
die Gemeinden, und bier die Armen- 
anftalten, in ſolchen Ballen diefe Kin- 
der in ihre einftweilige Verforgung zu 
nehmen haben würden, fo treten jedoch 
hierbei auch öfters ſolche Ruͤckſichten ein, 
welche hierunter eine Ausnahme gebie- 
ten, befonders da in den wenigften Or⸗ 
ten bisher eine Anftalt beftebt, welche 
zur zeitlichen Aufnahme ſolcher Kinder 
geeignet wäre, und wo es den Gemein- 
den oder Armenanflalten an einer augen- 
blicklichen Belegenheit gebricht, für dieſe 
Kinder eine Unterkunft aufzufinden. 
Um alfo in ſolchen Fällen diefe Kin- 
der nicht ohne Auffiht zu laſſen, und 
um felde nicht dem Schickſale Preis zu 
geben, koͤnnen dieſe ehelichen Kinder 
für die Krankheitsdauer ihrer Eltern 
zwar einftweilen in das Findelhaus, 
immer aber nur auf Rechnung der Ge⸗ 
meinde, oder jener Armenanftalt, die 
e8 betrifft, genommen und in derfelben 
verpflegt werden; fobald aber der in 
das allgem. Krankenhaus gelommene 
kranke Bater oder Mutter folder Kin- 
der ihre Geſundheit wieder erhalten, 
oder diefe Eltern im Krankenhauſe ſter⸗ 
ben, fo find im erfteren Kalle diefe 
Kinder ihren Eltern bei dem Austritte 
derfelben fogleig mitzugeben, im letz⸗ 
teren Falle aber müfjen hingegen dieſe 
13 
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Kinder der betreffenden Gemeinde oder 
Armenahiftalt Zu'igter Weiteren Berfor- 
gung zugeftellt werden. Diefe Anord- 
nung bat auch rückfichtlich jener Kinder 
ihre vollftändige Anwendung, welde 
während der Krankheit ſolcher verehe- 
lichter Mütter, deren Umftände ihre 
vorläufige Ueberfehung in das Gebär- 
haus nicht zulaffen, m Krankenzim⸗ 
mern geboren werden. Wollten aber 
eheliche Kinder der Findelanftalt in im- 
merwährender Berforgung überlaffen 
werden, fo verſteht es fi von felbft, 
daß jeder folcher Antrag um fo mehr 
zurädzuweifen fei, als die Findelan⸗ 
ftalt zur Aufnahme ehelider Kinder 
gar nicht geeignet ift, ımd die Verſor⸗ 
gung ehelicher armer Kinder einzig In 
den Pflichten der Gemeinden, und bier 
der Armenanſtalten liegt, welche über- 
haupt für ihre Armen zu forgen haben. 
Was die weitere Anfrage der Findel⸗ 
haus⸗Direction, wie fih nämlich im 
Anfehung jener Kinder zu verhalten 
fei, welde von dem Eriminal-Senate 
auf die Dauer der Arreftzeit ihrer El⸗ 
tern übergeben werden, betrifit; To tre- 
ten auch hier eben jene Rückſichten ein, 
welche eben erwähnt worden find. Es 
fommt naͤmlich hiebei auf die Vorfrage 
an, ob diefe Kinder ehelich oder unehe⸗ 
lich erzeugt worden fmd ? Erſtere find 
ebenfalls nur auf Koften der Gemein⸗ 
den oder der Armenamftalten gleihfam 
als eim zeitliches Depofitum in die Fin- 
delanftalt zu übernehmen; lebtere aber 
gegen Entrichtung der Aufnahmstare 
ganz der Findelanftalt zu überlaffen. 
Die Findelhaus » Direchion bat fi 
rückſichtlich der erfteren aber auch zur 
befonderen Pflicht zu machen, daß, wie 
jene Arreſtanten, deren eheliche Kinder 
einftweilen in die Pflege des Findel- 
haufes gegeben worden, nad überftans 
dener Arreftzeit wieder anf freien Fuß 
peien! werden, denſelben auch alſogleich 
hre Mäder zurückgeſtellt; im Falle aber 


derlei Atreſtanten waͤhrend ihrer Arreſt⸗ 
zeit ſterben, dieſe Kinder den Gemein— 
den oder Armenanſtalten, die es be: 
trifft, zu ihrer weiteren Verforgung zu: 
geftellt werden. Bei jenen kranken Kin- 
dern endlich, welche das zur Aufnahme 
in das allg. Krankenhaus feſtgeſetzte 
4. Jahr ihres Alters noch nicht erreicht 
haben, kommt es darauf an, ob dieſe 
kranken Kinder mit ihren ebenfalls er⸗ 
krankten Eltern in das allgem. Kran⸗ 
kenhaus kommen, oder ob ſelbe eltern: 
los und verlaſſen find? in dieſen bei- 
den Fällen müffen felbe ohne Rüdficht 
des Alters beibehalten und gepflegt 


werden ; treten aber diefe Umftände bei 


ihnen nicht ein, und find ihre Kranf: 
heitöumftände von der Art, daß felbe 
ohne ſchädliche Folge auf ihren Zu- 
fand wieder weiter gebracht werden 
tönnen, fo find diefe Kinder an ihre 
Eltern, oder an jene Berfonen, welche 
über ſelbe die Auffiht haben, wieder 
zurüc zu weilen. (R. d. Rggs. Decr. 
vom 9. Dec. 1812 3. 34198. Guld. 
Sanitäts-Berordnung. 3.3. ©. 271.) 

Kinder. Die Verpflegung un- 
ehelicher Kinder betreffend. Der Zu: 
fall, wo ein uneheliches Kind geboren 
wird, kann nicht als Richtſchnur bei 


‚der Beftimmung dienen, wer die Aus- 


Tagen für feine Berpflegung in keiner 
öffentlien Anftalt beftreiten fol. In 
diefen Fallen ift vor Allem zu erheben, 
ob die Mutter des Kindes im Stande 
fei, die Koften zu tragen. Iſt fie es 
nicht, fo hat die Gemeinde, wo fie fid) 
(namlih die Mutter) zuletzt ununter- 
brochen durch 10 Jahre aufgehalten 
bat oder wenn ihr Aufenthalt nirgende 
fo lange gedauert hätte, die Gemeinde 
ihres Geburtsortes die Koften zu bes 
ftreiten. (Hflzl. D. v. 11. Mai 1820 
8. 12791, n. d. Rggs. Vdg. vom 17. 
Sımi 1820 3. 22434 und v. 22. Mai 
1822 3. 23820. Guld. 5.8. S. 149.) 

— — Denfelben iſt ftrenge verbo⸗ 


dm. 
ten, art Biymauflisäuben, Zehnſtochern, 


Zuckerzeltchen, und andern derlei ge 
ringfügigen Sachen im Prater, auf 
dem Glacis, der Baftei, und ande 
derlei öffentlichen Orten zu ‚handeln. 
(Bol. Hoff. Dec. von 21. Apr. 1822, 
intimirt den Bezirks - Directionen ‚mitt 
Bol. Ob. Dir. Girc. v. 30.Apr. 1822, 
f. Katarrhzelteln.) 

Kinder. Die Aemter und Magiftrate 
haben darıiber zu wachen, daß die Orts⸗ 
fhulauffeber ihrer Verpflichtung, Die 
Schulkinder von dem nächtlichen Be⸗ 
ſuche der Wirthshäuſer und Tanzmufi⸗ 
ken abzuhalten, gehörig nachkommen, 
ſofort die Kinder, wo ſie dieſelben an 
ſolchen Orten finden, nach Haufe zu 
ſchaffen, und die Eltern, die ſolchen 
Unfug begünſtigen, vor einer von dem 
Amte oder dem Magiſtrate zu gewäaͤrti⸗ 
genden Beſtrafung, die Kinder aber vor 
einer in der Schule ihnen bevorſtehen⸗ 
den Züchtigung, wenn fie ſich nochmals 
an einem folden Orte betreten laſſen, 
zu warnen haben. An Drien, wo feine 
Schulen, daher au Feine Ortsſchul⸗ 
auffeher beftehen, find die Dorfrichter 
und Geſchwornen verpflichtet, die dies» 
fällige Auffiht zu führen, und die den 
Orte » Schulauffehern vorgeſchriebenen 
Mapregeln zur Abftellung diefes Une 
fuges anzumenden. (Vdg. des böhm. 
Sub. vom 7. Fan. 1831 3. 43323. 
Dbent. 3. Bd. ©. 123. Diefe Vor⸗ 
ſchrift bezieht ſich übrigens auf die Wie- 
derholungsfhüler nit. Vrdng. des 
böhm. Gub. vom 10. Sept. 1835 3. 
41686. Obent. 3. Bd. ©. 123.) 

— — Vorſchriften in Be 
treff der Eintragung vor der 
Berehbelihung der Eltern er 
jeugter Kinder „als ehelich“ in 
das Taufe oder Geburt! - Pro» 
tocoll. Bei der Frage, ob und wann 
der Seelforger berechtiget fei, ein vor 
der Verehelihung feiner Eltern erzeug- 
tes Kind als ehelich in das Tauf⸗ oder 


195 


Rinder. 


Geburts⸗Protocoll einzutragen, And 
drei Fälle zu unterſcheiden, nämlid: 

1. Wenn der Trauungsſchein zeigt, 
daß der auf die geichliche Weiſe als 
Bater eined Kindes erwiefene Maun 
mit der Kindesmuiter über 6 Monate 
feit der Geburt diefes Kindes verehe⸗ 
licht ift. 

2. Wenn der Zrauungsfchein dar⸗ 
thut, daß der betreffende Mann mit 
der Kindesmutter noch nicht durch volle 
6 Monate verehelicht tft, und 

3. wenn die Berehelichung erſt nach 
der Geburt des Kindes erfolgte. 

Im eriten Falle ift nach der mit 
Regierunge-Erlaffe v. 22. Nov. 1813 
3. 32186, Hinausgegebenen Inſtruc⸗ 
tion, der Name des. Mannes, den, es 
betrifft, mit Gewißheit in die Rubrik 
„Dater” einzutragen, und das Kind 
als ehelich geboren beflimmt anzumer- 
fen, felbit wenn der Bater das Kind 
nicht als fein eigenes anfehen mollte. 
Im zweiten gegebenen alle ‚uber muß 
fi) der Mann in Gegenwart. zweier un⸗ 
bedenkliher Zeugen ausdrücklich erilä- 
ten, das Kind als fein Kind anzuer- 
kennen, um dasfelbe als ehelich eintra- 
gen zu koͤnnen. Im dritten alle ent- 
lich fteht dem Seelforger zunächſt gar 
feine Amtshandlung zu, fondern er 
bat, wenn fidh eine Partei bei ihm we- 
gen Zauf-Protocolld-Berichtigung mel: 
den follte, diefelbe unmittelbar an ihre 
Berfonal » Behörde zu weifen. Diefer 
fommt e8 zu, in erfter Inftanz Amt zu 
handeln, indem fie die Behelfe, wegen 
Herftellung des Beweifes über die wirf- 
ih vorhandene Ehe der Eltern, die 
es betrifft, über die Identität der Per- 
fonen zu fammeln, und fohin die Legi- 
timation eines Kindes dur die nad: 
gefolgte Ehe der Eltern ‚außer Zweifel 
zu feßen hat. Die ganze Verhandlung 
wird fodann der Regierung vorgelegt, 
welche, wenn fie den. Beweis über die. 
Logimation des Kindes durch die nach⸗ 
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gefolgte Ehe der Eltern gefekmäßig 
bergeftelit findet, dem betreffenden 
Pfarrer, zur Berichtigung des Tauf- 
Protocols den nöthigen Auftrag er 
theilt. (R. 5. Rggs. Vdg. v. 24. Juni 
1841 3. 32919. Br. &. ©. 23. Br. 
Nr. 120.) 

Kinder. Der Wiener Magiftrat hat 
hieber mitgetheilt, daß in Folge Hof- 
tanzleisDecretes vom 11. Febr. 1846 
8. 4158, intimirt durch das Negier. 
Dec. vom 20. April 1846 3. 10402, 
für krüppelhafte, krankhafte, oder 
ſchwachſinnige Kinder des Waiſenhau⸗ 
ſes, — in dem Berforgungshaufe in 
der MWähringergafle eine eigene voll- 
fommen eingerichtete Anftalt hergeſtellt 
worden ift, in welche zu jeder Zeit der- 
lei Kinder abgegeben werden können. 
Demnach erhalten die Bezirks⸗Direc⸗ 
tionen den Auftrag, alle derlei Kinder, 
in fo fern fi diefelden nicht etwa zur 
Aufnahme in das k. k. Findelhaus eig: 
nen, nicht mehr in das k. ?. Waifen- 
haus, fondern glei unmittelbar in 
das Verforgungshaus in der MWährin- 
gergaffe oder aber an den Magiftrat 
felbft, übrigens unter genauer Mitthei- 


lung der auf die Zuftändigkeits- Ver- b 


hältniffe einfhlägigen Daten und Be⸗ 
helfe, zu übergeben, welde Verfah⸗ 
rungsweiſe auch bei den durch Krank⸗ 
heite « oder Berhaftsdauer der El⸗ 
tern unterzubringenden Kindern um fo 
mehr zu beobachten ift, als hierdurch 
Gelegenheit geboten wird, mit denſel⸗ 
ben in der fürzeften Zeit eine angemef- 
fene Verfügung treffen zu können. 
Vebrigens haben fi die Bezirks⸗Di⸗ 
tectionen die hierortigen Aufträge vom 
17. Juli und 25. Auguft v. 3. 3. 


11633/2316 und 14421/2828 (ſ. fi 


Waiſenhaus) demfelben bekannt ger 
gebenen Beftimmungen gegenwärtig zu 
halten. (Circ. der k. k. Pol. Ob. Dir. 
vom 27. Juni 1846 8. 11167/2334.) 

— — der unbefugt Ausgewander- 
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f. Auswanderungs = Patent 
88. 16—18. 

Kinder blatternde, follen nicht an 
öffentlihe Orte getragen werden, |. 
Blattern. 

— — hlatternde, f. Blattern, 
Impfung. 

— — deren Verpflidtung zum Be: 
ſuche der Chriftenlehre und des Wie⸗ 
derholungs-Unterrichtes, ſ. Chriften⸗ 
lehre, Fabrikskinder, Lehrlinge, 
Wiederholungoſchule. 

— — Erziehung bei gemiſchten 
Ehen, ſ. Ehen. 

— — deren Verwendung in %a- 
briten, ſ. Fabriksokinder. 

— — Verpflegung im Findelhanſe 
auf die Arreſt- oder Krankheitsdauer 
der Eltern, f. Findelanftalt. 

— — Berichtigung der Verpflegs- 
foften für die auf beftimmte Zeit in 
der Findelanftalt untergebrachten Kin- 
der, f. Findelanftalt. (Vdg. v. 17. 
Sept. 1844.) 

— — weggelegte, f. Findelan⸗ 
ſtalt. 
— — eheliche und uneheliche, de⸗ 
ren zuſtaͤndiges Gericht, ſ. Gerichts⸗ 
arkeit. (Pat. vom 20. Nov. 1852 
$. 20 und 21.) 

— — Das Verbot des Schleifen 
am Glatteife, ſ. Glatteis. 

— — denfelben follen Hebammen 
die Zunge nicht Löfen, |. Hebammen. 

— — iöraelitifche, deren Taufe be- 
treffend, f. Suden-Zanfe. 

— — fhulfähige, follen nit zum 
Kegelauffeßen verwendet werden, ſ. 
Kegelanfiegen. 

— — wegen Törperliher Zuͤchti⸗ 
gung derfelben, ſ. koͤrperliche Züch⸗ 
igung. 


— — die mit ihren kranken Eltern 
in das Krankenhaus gebracht werden. 
ſ. Krankenhaus. | 

— — von Armen-Pfründlern, die 
in das Krankenhaus aufgenommen wer- 
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⸗ 


den, ſ. Kranukenhaus. (R. V. v. 30. 
Oct. 1836.) 

Kinder, deren Zuſtändigkeit in Ab⸗ 
ſicht auf die Entrichtung der Kranken⸗ 
hausgebühren betreffend, ſ. Kranken⸗ 
(GGftzl. 

. v. 4. Febr. 1 
, die ni x Kräbe behafte⸗ 
ten, find vom Schulbeſuche auszuſchlie⸗ 
Ben, ſ. Kräge. 

— — unreife todtgeborne, ſ. Lei⸗ 
chenbeſchan. 

— — uncheliche, ſ. Sittlichkeit. 

— — deren Verwendung bei Thea⸗ 
ter-Borftellungen, ſ. Theater. 

— — unterſtandsloſe; die Abgabe 
derſelben, in das k. k. Waiſenhaus be⸗ 
treffend, ſ. Waiſenhaus. 

— — Abgabe in das Waiſenhaus, 
ſ. Waiſenhaus. 

— — ſ. Koſtkinder, Religions: 
Unterricht. 

Finderballete werden abgeſtellt, ſ. 
Theater. 

Kinderſpielerei⸗Geſchirre, ſ. Ge 
— EB: 

Kinderfpiel eug, l Dftereier, 
a e prengglas. - 
inderfpital‘ Brivatfpitalfür 

— ——— Kinder. Dad von dem 
Med. Dr. Ludwig Wilhelm Mauthner 
geftellte Anfuchen, um die Bewilligung 
zur Errihtung eines Spitals für arme 
kranke Kinder, welches er aud eigenen 
Mitteln berzuftellen, zu erhalten und 
felbft zu beforgen beabfichtiget, wird ge⸗ 
nehmiget und dabei folgende genau zu be⸗ 
obachtende Anordnungen vorgefchrieben. 

1. Sollen in diefed Kinderfpital 
nur arme Kinder beiderlei Geſchlechts 
von jeder Religion und jedem Stande, 
fo wie Findlinge, in fo weit fich diefel- 
ben ihrer Krankheit nach zur Aufnahme 
eignen, aufgenommen werden. 

2. Ueber den Eintritt der Kranten, 
den Austritt und die Todesfälle find 
genaue Bormerkungen zu führen. 
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3. Als Aſſiſtent kann nur ein gras 
duirter Med. Dr. verwendet werden, 
welcher in der Anftalt zu wohnen und 
fi, fo weit es die eigenthümlichen Ber: 
bältniffe diefer Anftalt zulafien, nad 
der Inftruction der Krankenhaus = Ses 
cundars Aerzte zu benehmen hat. 

4. Ueberbrachte kranke Kinder, bei 
denen Gefahr am Berzuge haftet, duͤr⸗ 
fen unter feinem Vorwande abgewiefen 
werden. 

5. Bon jedem Todesfalle ift die An- 
zeige an das Todtenbefchreibamt zu ma» 
hen, und es hal die Todtenbeſchau 
durch die hiefigen ſtädtiſchen Todtenbe⸗ 
ſchauer zu geſchehen. 

6. Die von den Kindern mitgebrach⸗ 
ten Kleidungsftüde und fonftigen Ef’ 
fecten find genau zu verzeichnen, aufzu- 
bewahren, und bei der Entlafjung zu« 
rüdzuftellen, und es find die von an- 
ftedenden Krankheiten berrührenden 
Effecten nad Maß der Umftände, ent» 
weder abgefondert im Haufe zu reini⸗ 
gen, oder der Infections⸗Waſchauſtalt 
zur Reinigung zu übergeben. 

7. Die Beiftellung der für das Spi- 


* tal benöthigten Arzneien bat aus öf- 


fentlihen Apotheken zu gefhehen und 
es kann nur zugeflanden werden, eins 
fache Aufgüffe, Abfude und Theilungen 
der Pulver im Haufe bewerkitelligen zu 
laffen. 

8. Der Borfteher diefes Spitals hat 
mit Ablauf jedes Solarjahres eine nach 
den Krankheiten fpecificirte Lifte von 
den aufgenommenen, geheilt oder un⸗ 
geheilt entlafenen, oder verſtorbenen 
und verbliebenen Kinder, in einer Ta⸗ 
belle vorzulegen, im Einbegleitungsbe⸗ 
richte die Leiftungen, Berbefferungen 
und Bervollfommnungen erfihtlich zu 
machen, und ordentlich verfaßte Kran⸗ 
kengeſchichten über intereffante Erkran⸗ 
kungefälle demſelben beizuſchließen. Im 
Uebrigen iſt ſich nach dem allgemeinen 
ſanitätspolizeilichen Vorſchriften zu be⸗ 
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nehmen. Dem Dr. Mauthner wird üb- 
rigen® bewilliget: 

a) den erkrankten Kindlingen aus 
allen Borftadtbezirten, deren Pflege- 
Barteien ſich feines arztlihen Rathes 
bedienen wollen, auf Koften des Fin⸗ 
delhaus » Kondes nach der für die Bes 
handlung der Findlinge vorgefchriebe- 
nen Norm zu verſchreiben. 

b) Kür Kinder folder mittellofer 
Parteien, welche für fi und ihre Kin- 
der auf den umentgeltlihen Bezug der 
Arzneien nad den beftehenden Bor: 
ſchriften Anfpruch haben, und weldye in 
Borftadtbezirfen Spittelberg, St. Ul- 
tih, Neubau und Schottenfeld wohnen, 
bei feinen Ordinationen und ambulan- 
ten Krankenbeſuchen gegen dem die 
Arzneien auf Koften des Krankenhaus: 
und Armeninftitutd » Kondes aus den 
öffentlichen Apotheken zu verfchreiben, 
daß er hiebei alle die für Polizei 
Bezirksärzte vücfihtlih der Armen⸗ 
frantenpflege beſtehenden Vorſchriften 
auf das genaueſte beobachte, und die 
von ihm in dieſer Abſicht verſchriebenen 
Recepte von dem Polizei⸗Bezirksarzte 
zu St. Ulrich noch vor der Verabfol—⸗ 
gung der Arznei unterfertigen laffe- 

c) Das Verfchreiben der Arzneign 
auf öffentlihe Koften für die in Dr. 
Mauthner's Kinderfpitale untergebrach- 
ten Findlinge und Kinder dürftiger El- 
tern Tann aber nicht geftattet werden. 
Hievon hat die k. k. Polizei-Dber-Di- 
rection ſämmtliche PolizeisBezirksärzte, 
die beiden Stadtärzte und Stadtarmen- 
arzte und das bürgerliche Apotheker— 
Haupt » Gremium in die Kenntnig zu 
feßen,, den Polizei-Bezirksarzt zu St. 
Ulrich aber indbefondere anzumeifen, 
fih von dem Vollzuge der diesfalld er- 
laffenen Vorſchriften zu überzeugen, 
und allenfall® entdeckte Gebrechen oder 
bemerkte Abweichungen ungefaumt durch 
die k. k. Polizeibehörden zur Kenntniß 
der Regierung zu bringen. Die k.k. 
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Findelhaus⸗Direction hat dieſe Anord- 
nungen dem hiefigen Findelkinder⸗Auf⸗ 
ſeher bekannt zu geben, Dr. Mauthner 
aber ſich wegen Mittheilung der benö⸗ 
thigenden Information an den k. k. 
Bezirksarzt zu St. Altich zu wenden. 
(GHfkzl. D. v. 19. Mai 1837 3. 11417. 
NR. ö. R. V. v. 26. Mai u. 30. Rov. 
1837 3. 30016 u. 68649. An. ©. 
B. v. 3. 1837. Rt. 38.) 

Kinderfpital. Der in Antrag ge 
brachte unter dem Schutze Allerhöchſt 
Ihrer Maj. der Kaiferin Maria Anna 
ftehende KinderfpitaldsBerein und def- 
fen Statuten werden genehmiget. (R. 
ö. R. V. v. 2. Mär; 1842 3. 12621. 
Kn. ©. B. J. 1842, Nr. 24.) 

— — Die angefuchte Bewilligung 
zur Haltung einer Hausapotheke für 
das Kinderfpital auf der Wieden, wird 
gegen dem ertheilt, daß fi auf den 
Bedarf des Spitals beſchränkt, und 
feine Arznei an Auswärtige dispenfirt 
werde, ferner daß keine chemiſchen Prä- 
parate und Compoſita im Spitale er: 
jeugt, fondern diefelben gegen Faſſungs⸗ 
büchel, mit welchen ſich jederzeit ausge⸗ 
wiefen werden kann aus berechtigten 
Apotheken bezogen werden, endlich daß 
die Erpedition durch ein vollkommen ge- 
eigneted Individunmm beforgt werde. (N. 
ö. R. V. v. 8. April 1842 3. 19870. 
Ken. ©. V. J. 1842. Rr. 32.) 

— — Die ?. k. vereinigte Hof: 
fanzlei hat die Anzeige der Regierung 
über die Gründung und bereits am 19. 
März 1842 erfolgte Eröffnung eines 
unentgeltlihen Kinderfpitald für die 
Bemeinden des Polizei « Bezirkes Wie- 
den zur angenehmen Wiffenfchaft ge- 
nommen. (Hflzl. D. v. 6. Mai 1842 
3. 12064. R. 5. R. D. v. 17. Mai 
1842 3. 29408. An. S. V. J. 1842. 
Nr. 36.) 

— — Gene k.k. Majeftät haben 
mit allerhöchfter Entfchließung vom 29. 
April d. 3. über das Geſuch des Ber- 
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eines zur Gerigptung eines unentgelilis 
hen Kinderfpitald auf der Wieden um 
einen jährlichen Unterftügungsbeitrag 
für diefed Spital Allerhöchſt zu ent 
fheiden geruht, daß das bezeichnete 
Kinderfpital, eben jo wie jenes des Dr. 
Mauthner, der Privat » Wohlthätigkeit 
überlaffen bleiben müfle. (Hfkzl. D. v. 
5. Mai 1843 3. 14126. Rogge. B. v. 
13. Mai 1843 3. 27150. An. ©. 8. 
3. 1843. Nr. 51.) 
. Kinderfpital, Bezüglih der Auf 
nahme kranker Kinder in das St. Annen⸗ 
Kinderfpitalift zu Folgeder h. Statthals 
tereisBerordnung v. 18. Juli 1849 3. 
28717 feitgefeßt, daß dasfelbe jene 
kranken Kinder aufnimmt, welche mit⸗ 
teift Kopfzetteld vom k. k. allgemeinen 
Krankenhaufe dahin zugewiefen werden. 
Zugleich beforgt die Verwaltung des 
allgemeinen Krankenhauſes hinfſichtlich 
dieſer Pfleglinge die Einhebung der 
einbringlichen Verpflegsgebühren für 
den Fond jenes Kinderſpitales, deſſen 
Zuflüſſe nach Zuſchrift der Direction 
desſelben aber dadurch geſchmälert wer⸗ 
den, daß von einigen Bezirks-⸗Commiſ—⸗ 
fariaten kranke Kinder direct ohne Ber: 
mittlung des allgemeinen Krankenhaus 
jes dem Kinderfpitale zugewiefen wer: 
den, daher die Einbringung der Der: 
pflegsfoften von Seite der Verwal: 
tungsfanzlei des allgemeinen Krauken⸗ 
baufes entfällt. Die Bezirke - Kommif- 
jariate werden hievon mit dem Auftrage 
verftändigt, arme kranke Kinder immer 
unmittelbar zur Aufnahme in das k.k. 
allgemeine Krankenhaus zu weifen, 
welches fie dann ohnehin dem St. An⸗ 
nen=Kinderfpitale zuſchickt. (Decr. der 
Stadthauptmſch. v. 9. Novbr. 1851 
3. 23039/182 .) 
Kinderwart:Anftalten, ſ. Klein: 
finderwart: Anftalten. 
Kirchbergergrün, ſ. Kaifergrün. 
Kirchen. Die in den Kirchen beſte⸗ 
henden Bebräuche, vermöge welcher den 
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Statuen und Bildern beſondene Mei: 
der, Hemde, Strümpfe, Schube ange- 
legt, Peruͤcken aufgefebt, goldene, fil- 
berne und andere Herzen, Füße, Hände, 
Ringe und dergleichen angehängt und 
andere Putzwerke beigebracht werden, 
follen abgeftellt und dafür nach Um⸗ 
ſtänden nothwendige Kircheneinrichtun⸗ 
gen, oder falls deren kein Mangel iſt, 
anſtatt dieſer Statuen und Bilder bef- 
fere und funftmäßigere beigefchafft wer: 
den. Sngleihen follen die innern Wände 
vieler Kirchen zierende Opfer, Opferta- 
feln, hölzerne Fuße, Krüden, Säbel, 
Panzer, Ketten und dergleichen nad 
und nach weggeſchafft, und diefe Opfer, 
in fo weit fie einen innern Werth ha: 
ben, zur Bergrößerung des peculii ec- 
clesiae verwendet werden. (Hof-D. für 
die k. 8. Erbländer v. 9. Febr. 1784. 
Krop. Geſ. Joſeph 6. Bd. ©. 579 bie 
580.) 

Kirchen. Jede Statue hat nur allein 
aus der Materie zu befleben, aus wel- 
her fie verfertiget ift, und muß folglich 
deren Kleidung eben fo von Stein, 
Bold oder Silber fein, ohne daß die 
Statue mit einem andern Stoffe beklei— 
det werden dürfe. (Hof⸗D. v. 29. April 
1784.) 

— — , in denfelben find alle un- 
ſchickſamen Verzierungen, ald: Opfer, 
anftößige Gemälde, ex voto:Bilder ab- 
zuftellen. (B. v. 5. Juli 1785. Krop. 
Gef. Iofepp 8. Bd. S. 701, dann 
Hofentſchl. v. 1. Sept. 1787. Krop. 
Gef. Joſ. 13. Bd. ©. 667.) 

— — bei denfelben ift verboten, 
Ständchen mit Gebeten und Bildern 
an Sonn und Feiertagen aufzumachen. 
(Pol. Ord.f. Mähren v. 12. Juni 1786. 
Krop. Gef. of. 10. Bd. S. 284.) 

— — in der Kirche und beim Ein- 
gange derfelben ift der Verkauf von 
Wachskerzen, Wachsfiguren verboten. 
(Hof D. v. 30. Mai 1788. Krop. Gef. 
Sof. 15. Bd. ©. 954.) 
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Kirchen. Ueberdas Verhältniß 
der katholiſchen Kirche zur 
Staatsgewalt werden nadfte- 
bende Beitimmungen erlaffen: 

8.1. Sowohl den Bifhöfen, als 
den ihnen unterfiehenden Gläubigen 
fteht es frei, fich in geiftlichen Angele- 
genbeiten an den Papft zu wenden, 
und die Entfcheidungen und Anordnun- 
gen des Papftes zu empfangen, obne 
dabei an eine vorläufige Zuflimmung 
der weltlihen Behörden gebunden zu 
fein. 

8. 2. Den katholiſchen Biſchoͤfen 
ſteht es frei, über Gegenftände ihrer 
Amtögewalt und innerhalb der Grän- 
zen derfelben an ihren Elerus und ihre 
Gemeinden ohne vorläufige Genehmi⸗ 
gung der Staatshehörde Ermahnungen 
und Anordnungen zu erlaffen; fie ha⸗ 
ben jedoch von ihren Erläffen, in fo 
fern fie äußere Wirkungen nad fi 
ziehen, oder Öffentlich Tundgemacht wer⸗ 
den follen, gleichzeitig den Regierungs⸗ 
behörden, in deren Bereih die Kund- 
machung erfolgen, oder die Auwen⸗ 
dung geſchehen ſoll, Abfchriften mitzu- 
theilen. 

$. 3. Die Perordnungen, durch 
welche die Kirchengewalt bisher gebin- 
dert war, Kirchenftrafen, die auf bür- 
gerliche Rechte keine Rückwirkung üben, 
zu verhängen, werden außer Kraft 
gelegt. 

8. 4. Der geiftlihen Gewalt fteht 
das Recht zu, Jene, welche die Kirchen⸗ 
amter nicht der übernommenen Ber- 


pflihtung gemäß verwalten, in der feße 


duch das Kirchengeſetz beſtimmten 
Form zu fufpendiren oder abzufegen, 
und fie der mit dem Amte verbundenen 
Einkünfte verluftig zu erklären. 

8.5. Zur Durchführung des Er- 
fenntniffes kann die Mitwirkung der 
Staatshehörden in Anfprud genommen 
werden, wenn denfelben der ordnungs⸗ 
mäßige Borgang der geiftlichen Behörde 
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durch Mittheilung der Unterſuchungs⸗ 
acten nachgewieſen wird. (Kaiſerl. V. 
v. 18. April 1850, giltig für Ober- u. 
Ried. Defterr., Salzburg, Steiermark, 
Kärnthen, Krain, Görz u. Gradiska, 
Iſtrien, Zrieft, Tirol u. Vorarlberg, 
Böhmen, Mähren u. Schlefien, Gali⸗ 
zien, Krakau, Bulowina u. Dalmatien. 
R. G. B. Rr. 156.) 

Kirche. Ueber die Beziehun— 
gen derkatholiſchen Kirche zum 
öffentlichen Unterrichte werden 
nachſtehende Beſtimmungen er- 
laſſen: 

8. 1. Niemand kann an niederen 
oder höheren öffentlichen Lehranftalten, 
als katholiſcher Religionslehrer oder 
Profefjor der Theologie wirken, ohne 
die Ermächtigung hiezu von dem Bi- 
ſchofe erhalten zu haben, in deſſen Dio- 
cefe fi die Anftalt befindet. 

$. 2. Der Biſchof kann die, Jeman⸗ 
dem ertheilte Ermächtigung jederzeit 
wieder entziehen; die bloße Entziehung 
diefer Ermächtigung macht jedoch einen 
von der Regierung angeftellten Lehrer 
nicht des ihm geſetzlich zuſtehenden An⸗ 
ſpruches auf einen Ruhegehalt ver⸗ 
luſtig. 

8. 3. Es bleibt Sache der Regie- 
rung, Maͤnner, welche vom Biſchofe die 
Ermächtigung zum Vortrage der Theo: 
logie erhalten haben, an den theologi- 
ſchen Facultäten zu Profefforen zu er- 
nennen, oder ald Privat» Docenten zu⸗ 
zulaffen, und diefe verwalten ihr Amt 
nad Maßgabe der academifchen Ge: 


8.4. Dem Biſchofe fteht es frei, 
feinen Alummen die Vorträge, welde 
fie an der Univerfität zu befuchen haben 
und deren Reihenfolge vorzuzeichnen, 
und fie darüber in feinem Seminarium 
prüfen zu laffen. 

$. 5. Zu den firengen Prüfungen 
der Sandidaten der theologifhen Docs 
torwürde ernennt der Biſchof die Hälfte 
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der Prüfungs - Commiffäre aus Män- 
nern, welde felbft den theologifchen 
Doctorgrad erlangt haben. 

8.6. Es kann Niemand die theolo- 
giſche Doctorswürde erlangen, der nicht 
vor dem Bifchofe oder dem von ihm 
dazu Beauftragten, das tridentinifche 
Glaubensbekenntniß abgelegt hat. Mit 
der Durchführung diefer Beftimmungen 
ift Mein Minifter des Eultus und Un- 
terricht8 beauftragt. (Kaiferl. Bdg. v. 
23. Apr. 1850, wirffam für alle Kron⸗ 
länder, für welche die Faifrl. B. v. 18. 
April 1850 erfloffen if. R. ©. 2. 
Rr. 157.) 

Kirche. In Betreffder Straf 
und Disciplinar» Amtshand- 
lungen gegen katholiſche Beift 
liche, dann des Wirkungskrei— 
fe8 der Negierungsbehördenin 
Angelegenheiten des katholi— 
hen Gottesdienſtes und der 
Pfarr⸗-⸗Concursprüfungen. 

Durch die kaiſrl. Verordnung v. 18. 
April el. J., find die allgemeinen Be⸗ 
flimmungen über die Stellung erflofien, 
welde die Fatholifhe Kirche in den 
Kronländern einzunehmen hat, für 
welde jenes Allerhöchfte Patent erlaffen 
worden ift. Zugleih haben Se. Mai. 
mit Beziehung auf die Befchlüffe der 
im vorigen Jahre zu Wien ftattgehabs 
ten Berfammlung der Bifchöfe jener 
Länder Allerhöchft anzuorbnen geruht: 

1. Daß, wenn ein katholiſcher 
Geiftlider feine Stellung und 
dieihminderfelben für firdli- 
he Zwecke zuſtehenden Befug- 
niffe, zu anderen Zweden in 
der Art mißbraucht, daß feine 
Entfernungvom Amtefürnoth: 
wendig ertannt wird, die de 
hörden fih deshalb vorerft mit 
feinen firhliden Vorgefekten 
ins Einvernehmenfeßenfollen; 

2. daß es jedem Biſchofe frei 
eben folle, den Gottesdienft 
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in feiner Didcefeim Sinne der 
von der Berfammlung der Bi- 
ſchöfe gefaßten Beſchlüſſe zu 
ordnen und zuleiten. 

In diefen Befchlüffen haben die Bi⸗ 
Tchöfe es ſich zur Pflicht gemacht, Alles, 
was an der beftebenden Gottesdienft- 
ordnung zwedmäßig und beilfam ift, 
forgfam aufrecht zu halten und keine 
Abänderung ohne Zuftimmung der Pro⸗ 
vinzialfynode zu machen; fie haben 
ausgefprochen, daß fie in der veränder- 
ten Stellung der Gefehgebung eine 
doppelte Aufforderung finden, jeder 
willfürliden Neuerung und jedem Miß- 
brauche, welcher fich beim Gottesdienfte 
einfchleichen koͤnnte, mit unermüdlicher 
Thätigkeit zu begegnen. 

3.Daß die vollſtändige Durd- 
führung der von der Verſamm— 
lungderBiſchöfeüberdiePfarr— 
Eoncursprüfungen getroffe— 
nen Beſtimmungen, unter dem 
Vorbehakte, daß dieſelben nicht 
ohne gepflogene Rücktſprache 
mit der Regierung, abgeändert 
werden, kein Hinderniß finden 
ſolle, jedoch dort, wo und in ſo 
weit als jene Beſchlüſſe nicht 
zur Richtſchnur genommen wer- 
den, bei der Pfarr- Goncurs: 
prüfungnahdenbisherigen Ans 
srdnungenvorgegangenmwerde. 

Zur Durchführung diefer Allerhöc- 
ften Entſchließungen wird Nachſtehen⸗ 
des angeordnet: 

1. Hinſichtlich des Straf- und 
Disciplinarverfahreng gegen 
katholiſche Geiftlihe. Nachdem 
den Bifchöfen die felbftftändige Ausü- 
bung der kirchlichen Strafgewalt durch 
die 88. 3 und 4 der Faiferlichen Ber: 
ordnung vom 18. April I. 3. einges 
raumt worden ift, fo hat e8 von dem 
dur Hoflanzlei- Decret vom 3. März 
1792 angeordneten Berfahren, dem 
zufolge Disciplinarsiinterfuchungen ge: 

„- 











Bird. 


gen Tathelifihe Geiſtliche mittelft einer 
aus geiftlidhen und weltliden Beamten 
zufammengefebten Commiffion vorzu- 
nehmen waren, abzukommen. Ihrerſeits 
werden die weltlichen Behörden inner⸗ 
halb ihres geſetzlichen Wirkungskreiſes 
ebenfalls felbftftändig vorzugehen und 
es werden denfelben dabei folgende Bes 
fimmungen zur Richtfehnur zu dienen 
haben: 

a) Wenn cin katholifcher Geiftlicher 
eines Verbrechens oder eines der ge- 
richtlichen Amtshandlung unterliegen: 
den Vergehens beſchuldigt wird, fo iſt 
die Angelegenheit der competenten Ge⸗ 
richtsbehörde zu überweiſen und die po⸗ 
litiſche Behörde wird dabei nur in ſo 
weit einzuſchreiten haben, als fie durch 
die gefeblihen Vorſchriften überhaupt 
zur Unterftüßung der Gerichtsbehörden 
angewieſen it. 

b) Benn gegen einen Tatholifchen 
Geiſtlichen Beſchwerden anderer Art, 
über feine geiftlihe Amtsführung oder 
fein Betragen in einem geiftlichen Amte 
erhoben werden, fo haben fi die poli« 
tifhen Behörden in der Regel in eine 
Amtshandlung darüber nicht einzulaf- 
fen, fondern diefelben an den kirchlichen 
Borgefebten zu verweiien. Sollte je- 
doch von diefem keine Abhilfe gefchafft 
werden, und Grund zu der Beforgnip 
vorhanden fein, daß daraus Gefahr 
für die öffentliche Ruhe und Ordnung 
hervorgehe, oder follte dad Benehmen 
eines Geiftlihen der öffentlichen Ruhe 
und Drdnung unmittelbar Gefahr dro- 
ben, fo wäre bievon fogleih die An- 
zeige an den Statthalter (Randeschef) 
zu erftatten, welchem es obliegen wird, 
fih über die erforderlihen Maßregeln 
mit dem Bifchofe in das Einvernehmen 
zu feben und zu beurtheilen, ob zu dies 
fem Ende die politifhe Behörde zur 
Erhebung des Thatbeitandes zu ſchrei⸗ 
ten babe. Ohne Weifung des Statt: 
halters (Landeschefs) ift mit Erhebung 
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des Thatbeflandes nur daun. vorzuge⸗ 
ben, wenn Gefahr am Berzuge iſt, und 
in folhen allen gleichzeitig die Ans 
zeige an dem Statthalter zu erftatten. 
Die. den politiſchen Behoͤrden obliegende 
Pflicht, den Bollzug der in Betreff der 
Führung der Matriteln, des Schul: 
und Armenwefene befichenden gefeßli- 
ben Borfchriften zu überwachen, bleibt 
durch dieſe Beſtimmungen unberührt. 

2. Hinfihtlih des Gottes: 
dienftes. Indie Angelegenheiten des 
Gottesdienfted haben die politifchen 
Behörden nicht anordnnend einzugreifen, 
fondern lediglich darauf zu achten, daß 
fi allenthalben nad obigen Beſchlüſ⸗ 
fen der bifchöflichen Berfammlung be⸗ 
nommen werde, und wenn wider Er- 
warten Abweichungen davon ftattfinden 
follten, den Landeschef in die Kennt» 
niß zu feßen, welcher darüber mit dem 
Biihofe das Einvernehmen zu pflegen, 
da® Geeignete zu veranlaflen oder nös 
thigenfalld an das Minifterium die An- 
zeige zu erſtatten haben wird. 

3. In Betreff fer Bfarr-Eon- 
cursprüfungen. Sobald dem Statts 
halter (Zandeschef) von den Bifchöfen 
des Kronlandes die Mittheilung ge— 
macht worden fein wird, daß von ihuen 
die Eraminatoren für die Pfarr » Con: 
cursprüfung aufgeftellt und die nöthi- 
gen Einleitungen zum Vollzuge der 
Beſchlüſſe der bifhöflihen Berfamm- 
lung getroffen wurden, haben die poli- 
tifhen Behörden auf diefe Angelegen- 
heit feinen weiteren Einfluß mehr zu 
nehmen. Rur wenn hervorkommen follte, 
daß ein von den Befchlüffen der bifchöf- 
lihen Verſammlung abweihendes Ber- 
fahren von der geiftlihen Behörde be- 
obattet werde, hätte ſich der Statthal- 
ter (Zandeschef) mit Nüdfiht auf den 
in der obenangeführten Allerhöchften 
Entichließung vom 18. April I. 3. aus⸗ 
gedrückten Vorbehalt mit dem Bifchofe 
ing Einvernehmen zu feßen oder an das 








Airche. 


Miniſterium des Cultus und Unter⸗ 


richts zu berichten. (Etl. des M. des 
Untere. v. 15. Juli 1850, wirkſam für 
alle Kronländer, für welche die Paiferl. 
Bdg. v. 18. April 1850 gilt. L. G. B. 
Rt. 320.) 

Kirche, evangelifhe, |. Cvauge⸗ 
Lifche Kirche. 

— — Schub der gefeblih aner- 
tannten, ſ. Grundrechte. 

— — Berpfliätung der Beamten 
zum Beſuche derfelben an Sonn- und 
Feiertagen, |. Gottesdienft. 

— — in derfelben und in den Fir 
hengruften find Leichen nicht zu belafr 
7 ſ. Gruft, Leichen, Leichen⸗ 

e. 


— — übermäßiger Aufputz und 
Beleuchtung derſelben, ſ. Kapellen. 

Kirchenfeſte, ſ. Kirchweihmärkte, 
Kirchweihtage, Märkte. 

Kirchenge 
bei dem katholiſchen Gottesdienſte die⸗ 
nen, dürfen Juden nicht kaufen, ſ. 
Inden. 

Kirchengewalt, deren Verhältniß 
zur Staatsgewalt, ſ. Kirche. 

Kirchengewölbe. Es iſt die Wahr⸗ 
nehmung gemacht worden, daß die Oeff⸗ 
nungen in den Scheiteln der Kirchen⸗ 
gewölbe bei einem Kirchendachbrande 
ſehr nachtheilig find, und eine gewölbte 
Kirche keinen Schub gegen euer ge: 
währt, wie man allgemein annimmt, 
wenn ſolche Deffnungen beftehen. In 
Gemäßheit des Erlafjes des hohen Mi: 
nifterinms des Cultus und Unterrichts 
v. 18. Auguft 1850 3. 2290/2045, 
wurde hierauf mit dem Auftrage auf- 
merkſam gemacht, dafür zu forgen, daß 


die in der Regel kleinen Deffnungen in 5 


den Gewölbfcheiteln der beftchenden 
Kirchen fenerficher verichloffen werden. 
(Erl. des gal. Sub. v. 29. Aug. 1850, 
gal.2. ©. 3. Nr. 480, der o. d, Sth. 
v. 3. Septbr. 1850 3. 20097. 2. ©. 
B. Rr. 431.) 
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Kirchen =: Mahlzeiten nd abge 
ſchafft. (Hof⸗Entſchl. v. 16. Aug. 1769. 
Krop. Gef. Maria Theref. 5. Bd. ©. 
443.) 

Kircheumuſiken, zu denfelben fol- 
len nirgends Frauenzimmer genommen, 
oder zugelaflen werden, mit alleiniger 
Ausnahme derjenigen, die vermöge ihres 
Standes dazu verbunden find, als die 
Frauen, Töchter, Schweftern von Chor» 
regenten, Schulmeiftern 2c. auch follen 
feine ſolche Muſikſtuͤcke producirt wer⸗ 
den, die mehr für ein Theater, als für 
die Kirche componirt find. (Hfkzl. D. 
v. 19. Dec. 1806. Krop. Geſ. Franz. 
22. Bd. ©. 192.) 

Kirchenrecht, aus demfelben dür⸗ 
fen Juden geprüft werden, f. Inden. 

Kirchenſitze dürfen nicht verkauft 
werden. (Hof-D. v. 14. Mai 1783. 
Krop. Gef. Joſ. 2. Bd. S. 407.) 

Kirchenftrafen, die auf bürgerliche 
Rechte keine Rückwirkung üben, können 
durch die Kirchengewalt verhängt wer- 
den, ſ. Kirche. - 

Kirchhöfe, ſ. Leichenhöfe. 

Kirchtage. Der Unfug, daß hier— 
lands die fogenannten Kirchtäge in ei— 
nigen Ortfchaften durch mehrere Tage 
gehalten und gefeiert werden, ift-überall 
durch das Kreisamt adftellen zu laffen 
und außer dem Kirchweihtag felbft, nur 
noch höchſtens ein Tag zu dem foge- 
nannten Nachkirchtag zu geftatten. 
(Hof⸗D. v. 28. Zuli 1778. R. 6. R.⸗ 
Circ. B. v. 31. Juli 1778. Krop. ©. 
M. Ther. 8. Bd. S. 207.) 

— —, f. 2ebzelter. 

Kichthürme, |. Bligableiter. 

Kirchweih, ſ. Maibäume, Tanz: 
ütten. 

Kirhweihmärkte find an Sonn- 
und Feiertagen verboten. (Bdg. v. 15. 
Febr. 1772. Krop. Gef. M. Ther. 6. 
Br. ©. 438.) 

— — Die Kirdtagmärkte dürfen 
nur von den Driseinheimifchen, dann 
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den benadpbarten Handeld- und Ge⸗ 
werbsleuten mit erlaubten Waaren bes 
fucht werden, und es ift der Verkauf 
folder Krämerwaaren und Gewerbser- 
zeugniffe auf den Kirchtagmärkten wech⸗ 
felfeitig auf die benachbarten Kreife in 
der Art beſchränkt, daß jeder Gewerbs⸗ 
und Handelsmann die Kirchtage des 
Kreiſes, in welchem er domicilirt, dann 
jene in den unmittelbar an den Kreis 
ſeines Aufenthaltes angrenzenden Krei⸗ 
fen, gleichviel ob letztere zu denſel⸗ 
ben oder zu einer andern Provinz ge⸗ 
bören, zu befuchen berechtigt if. (Gfkzl. 
D. v. 26. Novbr. 1817. Com. Hfeom. 
D. v. 8. Sepibr. 1818, fundgem. in 
Böhm. mit Gub. D. v. 19. Sept. 1818. 
Dbent. 3. Bd. ©. 134.) 

Kirchweihtage, nur ein Kirchweih⸗ 
tag ift auf dem Lande abzuhalten. (B. 
v. 31. Juli 1778. Krop. Gef. 8. Bd. 
©. 207.) 

— — auf denfelben ift den Leb⸗ 
zeltnern und Wachsziehern der freie 
Verkauf geftattet. - (Vdg. v. 13. Mai 
1784. Barth. H. u. ©. Gef. 4. Br. 
©. 353.) 

— — follen in allen deutſchen Län⸗ 
dern auf den dritten Sonntag im Mo- 
nat Detober verfeßt werden. (Hof« 
Entſchl. v. 12. Det. 1786. Ktop. Gef. 
%of. 10. Bd. ©. 234.) 

— — Auf eine geſchehene Anzeige, 
binfichtli der an Werktagen an dem 
Kirchweihfeſte annoch begehenden Feier: 
lihfeiten wird verordnet, dag an den 
Werktagen der alten Kirchweihfefte die 
Spiele und Tänze in Wirthshäufern 
anf dem Kande und in Städten in den 
Ländern allgemein verboten werden fol« 
len. Die Uebertreter find mit Itägigem 
Arreſte zu beftrafen. (Hof-D. v. 30. 
Aug. 1787. Krop. Gef. Iof. 13. Bd. 
©. 283.) 

Kirchweihtage, an diefen und an 
allen Sonn: und Feiertagen ift den 
Lebzeltern der öffentliche Berkauf, au⸗ 
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Ber der gewöhnlichen Gottesdienſtzeit, 
erlaubt. (Hflzl. V. v. 9. Juli 1787. 
Barth. H. u. &. Gef. 4. Bd. ©. 353.) 

Kirchweihtage. Deran manden Or⸗ 
ten übliche Mißbrauch, anKirchweihfeſten 
abgefhälte, glatt gemachte Fihtenbäume 
anfzuftellen, an den Gipfel derfelben . 
verfchiedene Kleiderftoffe, Bänder und 
andere Gegenſtände aufzuhängen, und 
felbe Demjenigen als Belohnung zu- 
zuerfennen, welcher fie durch hinanklet- 
tern erreicht, iſt unter Strafe von 5 
Reichsthlr. oder nach Befchaffenheit der 
Umftände auch unter angemeflener kör⸗ 
perliher Strafe auf das ftrengfte un- 
terfagt. (B. des böhm. Bub. v. 12. 
Juni 1788. Obent. 3. Bd. S. 135.) 

— — an denfelben follen feine 
Tanz huͤtten, Zelte und Zanzböden in 
den Gärten geduldet werden, worüber 


die Bezirks⸗Directionen frenge zu wa⸗ 


hen haben. (Bol. D. Dircts. Eirc. v. 
6. Aug. 1822.) 

— — f 2ebzelter. 

Kirfchlorbeer : Wafler. Da das 
Kirſchlorbeer⸗Waſſer (aqua laurocerasi) 
unter jene Arzneien geböret, deren Bes 
reitung und Verkauf nur den öffentli- 
hen Apothelern vorbehalten ift, dem⸗ 
ungeachtet aber fich der Fall ergeben 
bat, daß ein Material Waarenhändler 
eine beträchtliche Partie dieſes Waſſers 
bezogen und erfaufet hat, ohne dabei 
ſelbſt die beim Giftverkaufe nöthigen 
Borfihten zu beobachten; fo ift die 
Einleitung zu treffen, daß wegen diefes 
unbefugten Verkaufes gelegenbeitliche 
Unterfuhungen vorgenommen werden. 
(Hflzl. Prafidial » Note v. 17. Dechr. 
1829 3. 1537. Rggs.Präfidial-Der. 
v. 21. Dec. 1829 3. 2083. Bm. ©. 
®. 3. 1829. ©. 467 u. 468.) 

— — Die k.ſk. vereinigte Hof 
fanzlei hat dem Joſeph Freiherrn v. 
Pasqualati in Wien die Dewilli- 
gung zur Erzeugung und zum Verkaufe 
des Kirſchlorbeerwaſſers aus den in ſei⸗ 
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nen Plantagen erzeugten Blättern des 
Prunus laurocerasus unter nachſtehen⸗ 
den Modalitäten ertheilt: 

1. Daß diefes pharmaceutifche Prä- 
- parat (aqua laurocerasi) auf das ge- 
nauefte nah Vorſchrift der jedesmali- 
gen öfterreichifchen Pharmacopoe, und 
zwar unter Leitung eines Magifters der 
Pharmacie bereitet werden müffe; 

2. daß diefe Bereitungsart auf der 
Stiquette genau und deutlich erfichtlich 
gemacht werde; 

3. daß dem Erzeuger bei der Berei- 
tung, Aufbewahrung und bei dem Ber: 
kaufe des Kirfchlorbeerwaflerd die ge⸗ 
naue Befolgung der in Bezug auf den 
Gifthandel beftehenden Verordnungen 
zur Pflicht gemacht werde; 

4. daß demfelben eine für die menſch⸗ m 
lihe Gefundheit völlig unfchädliche 


Befeitigung der Abfälle aufgetragen 


werde; 

5. daß der Handverlauf dem Erzeu- 
ger unterfagt fei, und daß er das aus 
den Blättern bei ihm verfertigte Prä- 
parat erſt dann den zum Handel mit 
Arzneien Berechtigten, und den öffent» 
lihen Apothekern und den zur Haltung 
. von Hausapothelen bereihtigten Aerzten 
und Wundärzten abgeben dürfe; wenn 
es von der Apotheker⸗Viſitations⸗Com⸗ 
miffion als dazu geeignet. befunden 
worden ift; 

6. fol hieraus für den öffentlichen 
Apotheker durhaus Fein Zwang zur 
Abnahme des Kirfchlorbeerwaflers vom 
Freihetrn v. Pasqualati erwachlen, 
fondern e& muß den Erfteren freigeftellt 
bleiben, diefes Präparat nach der beftes 
benden Borfchrift auch felbft verfertigen 
zu koͤnnen. Hievon wird die Landes⸗ 
ftelle zur weiteren Berftandigung der 
Unterbehörden und der Apothekergre⸗ 
mien mit dem Beifabe in die Kenntniß 
gefeßt, daß nad den angeftellten Ber- 
ſuchen in 100.000 Theilen des aus den 
Pasqualatiſchen Plantagen bereiteten 
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aqua laurocerasi, 100 Theile Blau: 


fäure vorgefunden wurden, daß endlich 


die alljährliche Fehfung 100 bie 120 
Sentner Blätter abwirft, woraus eine 
eben fo große Gewichtsmenge des frag- 
lien Arzeneiſtoffes bereitet werden 
kann. (Hflzl. D. v. 31. März 1848, 
an fammtl. Länderft. [mit Ausnahme 
der Provinz NRiederöfterreih]. Bol. ©. 
©. 76. Bd. Rr. 40.) 

Kiſſowiſche Lebenseffenz. Der Ber- 
kauf derfelben ift wegen ihrer Schäd- 
lichkeit allgemein verboten. (Hof-D. v. 
20. Dee. 1787. Kanka Hdb. ©. 384.) 

PA ſ. Forſtgeſetz. 8. 61. 

Klavi [ in gemeinen Schän- 
ten, f. Ruf 

Klederling, f. Aas, Wafen: 


meifter. 

Kleefamen f.Bictnalienhändler. 

Kleider, |. Handarbeiten. 

Kleidung auffallende, ſ. Abzeichen. 

Klein’fher Apparat, |. Eifenbahn. 

Kleinfuhlente. Zur Hintanhaltung 
und Bermeidung von Rüdfländen bei 
den beitehenden und neu eintretenden 
Kleinfuhrleuten hat fi die Regierung 
veranlaßt gefunden, dem k. k. n. 6. 
Provinzial» Zahlamte ald Lohnwagen- 
Gefälls⸗-Caſſe nachfolgende Vorſchrif⸗ 
ten zur zukünftigen, genauen Darnach⸗ 
achtung zu ertheilen: 

1. Da die bisher zwar zum Theil 
ſchon beſtandene Vorausbezahlung der 
Licenz⸗Gebühren, ſo wie die zukünftige 
Ausfertigung der Licenzen ſelbſt auf 
die Dauer nur Eines Jahres alle bis⸗ 
herigen Unzutömmlichleiten am beften 
und auf die einfachfte Art behebt, fo 
wurde der von dem k. k. n. d. Provin⸗ 
ctaleZahlamte als Kohnwagen-Gefälle- 
Caſſe vorgelegte Entwurf der Lohn⸗ 
wagenamtö-Kicenz genehmiget, und fo- 
mit wurde der Monat Julius jeden 
Jahres ftatt des Monate September 
als Zahlungs-Termin feftgefekt. 

2. Der $. 7 der bisherigen Licenzen 


Klcinfoyeienir. 


bat ganz hinweg zu bleiben, indem für 
die Zukunft feine Rüdftande mehr vor- 
handen fein konnen, folglih in dieſer 
Beziehung au nie ein Ponale abge 
fordert werden kann, für anderweitige 
Uebertretungen aber wurden in dem 
8. 3 und 8 ohnehin die nöthigen Maf- 
regeln feſtgeſetzt. Die alten no vor- 
bandenen Rüdftände werden bis zur 
gänzlihen Zilgung nad dem bisheri- 
gen Berfahren fortan eingetrieben wer⸗ 
den, zur gehörigen Evidenzhaltung je 
ner Parteien aber, welche ihre Licenz⸗ 
Gebühr in dem Monate Julius jeden 
Jahres nicht erneuern follten, und de- 
ren Licenz daher von felbft erloſchen ift, 
wird von Seite des k. ?. Provinzial- 
Zahlamted als Lohnmwagen » Gefälld- 
Caſſe ein jährliher Ausweis der Re 
gieruag worgelegt werden, in Folge 
defien fodann die Driginal - Licenzen 
felbR fo wie die Wagentafeln oder 
Rummern durch die Magiflrate oder 
Dominien, die es betrifft, mittelft des 
k. k. Kreisamtes eingehoben und abge- 
fordert werden müflen, welche der Re- 
gierung nachträglich vorzulegen find. 
(Rggs. Vdg. vom 7. Auguft 1833. 3. 
39405. Pr. ©. ©. 15. Bd. 3. 1833. 
Rr. 177.) 
Lohnmwagenamts-Licen;. 
Rr. 
gültig vom 183 bi 1. Juli 183 
Mit gegenwärtiger Licenz wird dem 
wohnhaft 58. Rr. 

die Bewilligung ertheilt, ſowohl Klein: 
als Zeifelfuhrwert mit einem Wagen 
Nr. zu verrichten, wofür er den Auf: 
flag zu der ?. k. Lohnwägen-Gefälls- 
Caſſe mt Gulden kr. C. M. ent- 
richtet hat. 

Sollte derſelbe geſonnen ſein, auf 
ein nachfolgendes weiteres Jahr dieſe 
Licenz erneuern zu wollen, ſo muß er 
in den erſten 14 Tagen des Monates 

die vorhinein zu zahlende Gebühr 
von 6 fl. C. M. bei der k. k. Lohnwa⸗ 


Metsfshsiente. 


gen-Gefälld-Caffe entrichten, widrigens 
das Befugniß von felbft erloſchen if, 
und ihm die Wagentaferln umwerzüg- 
li abgenommen werden. 

Insbeſondere if zu merken: 

1. An den Zagen, wo der Eigen- 
thümer einer ſolchen Licenz Zeifelfuhr- 
wert verrichtet, ift demfelben durchaus 
unterfagt, fih in der Stadt oder in 
den Borflädten, jene Pläße ausge: 
nommen, welde ihm von der k. t. 
Polizei - Ober - Direction werden ange: 
wiefen werden, aufzuſtellen, fondern 
jeder ift bemüßigt, zu der ihm zunächſt 
gelegenen Linie zu fahren, welches aber 
an jenen Tagen, wo derfelbe Kleinfuhr- 
wert verrichtet, nicht zu gelten hat. 
Rur den außer den Linien Wiens wohn- 
haften befugten Kleinfuhrleuten ift ge- 
ſtattet, fih au in ihren Wohnorten 
auf den ihnen von der Obrigkeit ange- 
wiefenen Pläßen mit ihren Fuhrwerken 
aufzuftellen. . 

2. Jedem, der nicht mit einer Lohn⸗ 
wagenamts⸗Licenz verſehen ift, ift es 
bei einer Geldfirafe von 5 fl. C. M., 
das zweite Mal von 10 fl. C. M. und 
das dritte Mal bei Eonfiscation des 
Wagens und der Pferde verboten, Lohn⸗ 
fuhren zu verrichten; daher jeder be- 
fugte Lohnfuhrmann zum Kennzeichen 
die ihm ertheilte Nummer fowohl auf 
beiden Seiten als rüdwärts des Wagens 
noch ehe er Fuhren verrichtet, von dem 
Amtsdiener der Lohnmwagen - Gefälls- 
Caſſe anjchreiben zu laffen hat, wofär 


.er die Gebühr von 30 kr. C. M. für 


jeden Wagen zu entrichten hat. Die 
Unterlaffung der Anfchreibung wird 
mit 3 fl. beftraft. 

3. Die Licenz gewährt nur ein per: 
ſönliches Recht für die Zeit, als er fie 
gelöfet; fie darf daher weder verkauft 
noch ausgeliehen werden. Der Verlauf 
oder die Ausleihung einer foldyen Li⸗ 
cenz zieht den Verluſt des Befugniffes 
nad) ſich. 


Aleinfahrlenle. 


4. Ber an feiner Statt einen Knecht 
fahren laffen will, muß fich bei der 
Polizei⸗Bezirks⸗Direction um einen 
Erlaubnißſchein Hierzu bewerben. 

5. Niemand darf fi mit feinem 
Zeifelmagen vor A Uhr des Morgens 
zu der Linie oder auf den ihm ange- 
wiefenen Plaß Hinftellen, und Teiner 
nad 10 Uhr Abends ſich noch dafelbft 
aufhalten. 

6. Jeder, der überhaupt gegen die 
in diefer Licenz ertheilten Vorſchriften 
handelt, unterliegt eben derfelben 
Strafe, welche im 8. 2 über die Stö⸗ 
tung der Lohnfuhrleute verhängt if. 

7. Iſt fih genau nach den Zoll-Boft- 
und Polizei Anordnungen zu benehmen 
und zur Erwerbfteuer » Aufnahme zu 
melden. (R..d. Rggs. Pdg. v. 7. Aug. 
1833 3. 39405 u. n. õ. Rggs. Circ. 
v. 15. Juli 1835 3. 36052. Pr. ©. 
©. 17. Bd. Rr. 217.) 

Kleinfuhrlente. Die k. k. nereinte 
Hofkanzlei hat beſtimmt, daß es den 
Zeiſelwagen⸗Inhabern oder Kleinfuhr⸗ 
leuten überlaffen werde, für ihre vor 
den Linien aufzuftellenten Wägen die⸗ 
jenige Form zu wählen, die ihrem und 
dem Intereffe des Publicumd am mei- 
ften zufagt. Dagegen ift die Regierung 
angewiefen worden, diejenigen Beifel: 
wägen » Inhaber und Kleinfuhrleute, 
weldhe von andern Wägen, als den 
ihnen allein zuftebenden offenen oder 
gedeckten Leiterwägen Gebrauch machen 
wollen, einer höheren Gebühren» Ent- 
richtung zu unterziehen. Demgemäß 
findet die Regierung anzuordnen, daß 
diejenigen Kleinfuhrleute, welde an 
den Tagen, wo diefelben kein Klein- 
fuhrwerk verrichten, vor den Linien 
fogenanntes Zeiſelfnhrwerk mit anderen 
als offenen oder „gedeckten Leiterwägen 
unternehmen wollen, außer der bisher 
für Kleinfuhrleute oder Zeiſelwägen⸗ 
Inhaber mit Regierungs-Eirculare vom 


19. Sept. 1821: (fiche Lohnwagen⸗ 
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amtsgefaͤll) beſtimmten jährlichen Ge⸗ 
bühr von 6 fl. C. M., für die zweite 
Licenz, zur Führung eined von ihnen 
zu wählenden Wagens noch den Be: 
trag von 9 fl. C. M. zu bezahlen ha- 


ben. Die Zahlung ift in den erften 14 


Tagen ded Monats Juli vorhinein, 
jährlich bei der Lohnwagen-Caſſe zu 
entrichten, widrigens das Befugniß von 
ſelbſt erloſchen iſt. Im Bewilligungs⸗ 
falle iſt der Licenz-Inhaber verpflichtet, 
zur Herſtellung der gehoͤrigen Controle, 
und zur Hintanhaltung von Uebertre⸗ 
tungen der beftehenden Polizei⸗Paß—⸗ 
und Poft« Borfchriften, fi mit dem 
Magen und dem erhaltenen Licenz⸗ 
Scheine bei dem k. k. n. ö. Provinzial- 
Zahlamte wegen Bezeichnung des Wa- 
gend, durd den hiezu eigens beftimm- 
ten Amtödiener der Lohnwagen-Ge⸗ 
fälls⸗Caſſe zu melden, für welche Be- 
zeichnung die Gebühr von 30 kr. EM. 
für jeden Wagen an die Gefalls » Caffe 
zu entrichten ift. 

Da die Zeifelmägen » Inhaber mit 
den ihnen zu führen zugeftandenen 
Wägen fo wie jene mit einfachen Lei—⸗ 
terwägen fi nur vor den ihnen zus 
nächſt gelegenen Linien aufftellen dür- 
fen, um von dort Perfonen über Land 
zu führen; fo wird diesfalls insbe 
fondere erinnert, daß diefe Fuhrleute 
weder in die Stadt, noch in die Vor⸗ 
ftädte mit leeren Wägen zur Auffin- 
dung einer Lohnfuhr ſich begeben, oder 
etwa Parteien blos innerhalb den Li- 
nien führen dürfen; widrigenfalld fie 
nach den für ſolche Mebertretungen in 
der Borftadt - Lohnkutfcher -» Ordnung 
enthaltenen Beſtimmungen beftraft wer: 
den würden. Jedem, der nidyt mit der 
gehörigen Lohnwagenamts⸗Licenz ver 
ſehen ift, bleibt es fortan unterfaut, 


Lohnfuhren zu verrichten. Die Dawi⸗ 


derhandelnden werden im erften Betre- 
tungsfalle mit einer Gelditrafe von 
5 fl. CM., im zweiten mit eines Geld» 


Kleinfupriente. 


ftrafe von 10fl. CM., das 3. Mal hat 
der Verfall des Wagens und der Pferde 
zu Bunften des Angebers und des Ar- 
menhaus⸗Fondes einzutreten. (Hfkzl. 
D. vom 4. Apr. 1834 3. 9338, an 
die n. ö. Reg. Kundgem. mit Rggs. 
Circe. vom 9. Mai 1834 3. 24013. 
Krop. ©. ©. 60. Br. Nr. 72. n. ö. 
Prov. G. ©. 16. Bd. Rr. 86.) 

Kleinfuhrleute. Den aufßerden 
Linien Wiens wohnhaften, mit 
Licenzen verfehenen Kleinfubrleuten 
darf nicht verwehrt werden, ſich mit 
ihren Fuhrwerken oder den fogenannten 
Zeifelmägen in ihren Wohnorten 
auf jenen Plätzen aufzuftellen, welche 
ihnen von der Ortsobrigkeit angewiefen, 
und von diefer als hierzu geeignet er- 
kannt worden find. Da hierdurd) die mit 
-Regier. « Eirc.»Berordn. vom 9. Mai 
1834 befannt gemachte Beflimmung, 
dag fammtliche mit Licenz-Scheinen ver- 
fehenen Kleinfuhrleute fi nur von der 
ihnen zunächſt gelegenen Linie aufftel- 
len dürfen, in Anfehung der außer den 
Linien Wiens wohnhaften Kleinfuhr- 
leute abgeändert worden ift, fo wurde 
diefe Abänderung mit dem Bedeuten 
zur allgemeinen Kenntniß gebradht, daß 
die Ortsobrigkeiten und beziehungs- 
weife Polizei-Behörden diefe Fuhrwerke 
genau zu überwachen haben, damit ſich 
biebei feine unbefugten Individuen ein- 
Tchleichen, gegen welche fodann nach den 
beſtehenden Borfchriften zu verfahren iſt. 
(Hftzl. D. v. 28. Juni 1835 3. 15822. 
Rggs. Circ. vom 15. Juli 1835 3. 
36052, Pr. ©. ©. 17. Bd. Nr. 217.) 

— — Die von den Kleinfuhrleuten 
bei den Ortsobrigkeiten eingezahlten 
Lohnwagenamts⸗Gebühren find zur Er⸗ 
zielung einer Gleichförmigkeit in der 
Caffe » Manipulation in Zukunft ftets 
von Monat zu Monat der Regierung 
zu überreihen. (Vdg. der n. ö Reg. v. 
13. Suni 1836 3. 29143. Prov. ©. 
©. 18. Bd. Rr. 169.) 
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Kleinfubrlente. Uebertretungen 
derfelben, ſ. Lohnkutſcher. 
— — ſ. Lohnkutſcher, Lohu⸗ 
—— 
leinfuhrwerks⸗Licenz. Nach dem 
Inhalte des Regierungs⸗Decretes vom 
5. Juli 1837 3. 38094 hat die Lan⸗ 
desſtelle mitgetheilt, daß fich felbe zur 
Erlaffung einer allgemeinen Rorm hin- 
fihtlih des erforderlihen Alters zur 
Erlangung einer Kleinfuhrwerts - Ki- 
cenz nicht beftimmt finde, da die Hand⸗ 
babung der Pferde mehr von der Ge 


ſchicklichkeit, Behendigkeit und Rüd- 


ternheit des Individuums als von ſei⸗ 
nem Lebensalter abhängt, und habe 
fi die Polizeir Behörde von Fall zu 
Fall bei den um eine Kleinfuhrwerfs- 
Licenzeinfchreitenden Individuen, welche 
das 20. Lebensjahr noch nicht erreicht 
haben, gutachtlich zu Außern, wornach 
die Bezirks - Directionen fi zu beneh⸗ 
men haben. (Circ. der k. k. Bol. Ob. 
Dir. v. 6. Aug. 1837 3. 10068/539.) 

— — Erlöfhung der Kleinfuhr- _ 
werks⸗sLicenzen. Da die Fälle fich df- 
ter& ergeben, daß Parteien, denen von - 
ihren Obrigfeiten Licenzen zu Stell: 
fahrten ertheilt worden, dem $. 2 der 
Licenz zuwider, ihren Wagen zur Be- 
zeihnung nicht bei der Lohnwagen⸗ 
Gefaͤlls⸗Caſſe verführen, und es eben 
fo nit felten geſchieht, daß irgend 
einem Individuum eine Kleinfuhrwerks⸗ 
Licenz verlieben, diefe aber in der Folge 
bei der Lohnwagen⸗Gefälls⸗-Caſſe nicht 
behoben wird, fo findet die Regierung 
für die Zukunft anzuordnen, daß nad 
Verlauf des Termines von 6 Monaten 
in dem einen und andern Falle, die Li⸗ 
cenz für erlofchen erklärt wird. (Vdg. 
der n. 6. Reg. vom 10. Febr. 1840 
3. 8029. Pr. G. ©. 22.3. Rr. 30.) 

— — Da dieBerleihung derbe 
fonderen Befugniffe zur Betreibung des 
Kleinfuhrwerkes in Wien und der näch⸗ 
ften Umgebung des Kreifes V. U. W. W. 











Kleinfaprwerks-Sioengen. 


von nun an den Obrigkeiten al? 
erſte Inſtanz überlaffen wird, 
fo find die Geſuche um die Ertheilung 
folder Befugnifie, jo wie die Anzeigen 
über deren Zurüdlegung künftig nit 
mehr bei der Regierung, fondern unmit- 
telbar bei derjenigen Ortsobrigkeit, wel⸗ 
der die Partei unterfteht, zu überrei- 
hen. (Ddg. u. Kundm. dert. k. n. 9. 
Landesregierung v. 2. März 1843 3. 
11077. Ap. G. ©. 69. Bd. Nr. 20.) 

Kleinfuhrwerts- Licenzen erthei⸗ 
len die polit. Behörden, f. Stellfuhre 
werks⸗Licenz. (Bdg.v.6.Rov. 1852.) 

Kleinkinder : Schulen. Grund⸗ 
füge bei deren Errihtung. Bei 
Errichtung der Kleinkinder- Säulen, 
deren Zwed darin befteht, die noch 
nicht fehulfähigen Kinder der ärmeren 
Volksclaſſe gehörig zu befchäftigen, duͤr⸗ 
fen folgende Rückſichten nicht außer 
Acht gelaffen werden. 

a) Sollen fie keine Staatdanftalten 
fein, fondern ihre Errichtung ift den 
Privaten überlafien; jedoch die Statu- 
ten bebürfen der Gutheißung ber Res 
gierung;; 

b) fie dürfen Feine Zwangsanſtalten 
fein, wozu die Eltern gezwungen wären; 

c) es ift zu wünfhen, dag die Auf- 
nahme unentgeltlich gefchebe. 

d) Der politifhen Behörde ſteht die 

Aufſicht auf die polizeilihe Ordnung 
zu; fo wie den Seelforgern das Sitt- 
liche. 
e) Doch dürfen diefe Vorſchulen die 
beftebenden Schulanftalten nicht bes 
irren, noch weniger an deren Stelle 
tommen. (Rggd. Dec. vom 30. Der. 
1829 3. 58786, an die k. k. Pol. Ob. 
Direction.) 

Kleinkinderwart:Anftalten. Se. 
Majeſtaäͤt haben mit a. h. Entfchliegung 
vom 21. Febr. 1832 die Einführung 
von Kleinkinderwart- Anftalten, und das 
Fortbeſtehen der Vereine, welde fi 
zum Behufe derfelben gebildet haben, 

Baleiäty, Handb. d. Pol. Gef. IL 


Alingelbentel. 


gegen dem zu genehmigen gernbt, daß 
diefelben zunaͤchſt unter Aufficht der 
Gonfiftorien zu ſtehen, teine Sinder 
über 5 Jahre aufzunehmen, fi nur 
durch freiwillige Beträge zu erhalten, 
und unter feinem, wie immer gearteten 
Borwande einen Beitrag oder eine Un- 
terftügung aus dem Normalſchul⸗ oder 
einem anderen Fonde anzufpteihen, mit 
bin im firengften Sinne nur als Pri⸗ 
vat» Vereine und Anftalten nit als 
Säulen, zu beſtehen Haben, zu gench- 
migen gerubt. (Stud. Hfcommiſſ. Dec. 
vom 26. Februar 1832 3. 857, an 
fämmtl. Känderftellen. Bol. G. ©. 60. 
Bd. Nr. 21. Vdg. der n. d. Reg. vom 
14. März 1832 3. 14046, n. d. Bo. 
©. ©. 14. Bd. Nr. 37.) 

Klingelbentel, mit dem, ift die 
Sammlung unter der Predigt, wenn 
das Geld für den Prediger, und nicht 
der Kirche gehören foll, verboten. (Hfd. 
vom 14. Mai 1783. Krop. Gef. of. 
2. 3. ©. 407.) 

— — foll mit einer ordentlichen 
Sperre verfehen, gehörig verſchloſſen 
gehalten, nach jeder Abfammlung der 
Gemeinde, oder hoͤchſtens alle Wochen 
von dem Pfarrer in Gegenwart der 
Kichenväter eröffnet, und das gefam- 
melte Geld gemeinfhaftlih gezählt, ſo⸗ 
glei eingefchrieben, und nah dem 
8. und 10. $. des Kirchenpatents vom 
9. Dec. 1759 aufbewahrt werden. (R. 
d. Rggs. Vdg. vom 4. März 1813. 
Krop. Gef. Franz. 33. Bd. S. 106.) 

— — Zu folge a.h. Entſchl. v. 19. 
Jän. 1834 wird die Anordnung v. 15. 
uni 1785, dag Sammlungen mittelft 
des Klingelbeuteld in den Kirchen nur 
vor der Predigt und insbefondere weder 
während des Hochamtes noch während 
einer ftillen Meffe vorgenommen wer 
den, aufgehoben, und die Beſtimmung 
der Zeit, wann in den Kirdden mit 
dem Klingelbeutel gefammelt werten 
darf, dem Ordinariate gegen dem über 
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Klofer. 


laffen, daß es von ihren diesfälligen 
Anordnungen vorhinein die Landes⸗ 
ftelle in die Kenntniß zu ſetzen habe. 
(Hftzl. D. vom 27. Jänner 1834 3. 
2514, an ſämmtl. Länderft. Bdg. der 
n. d. Reg. vom 5. Februar 1834 3. 
6751. Prov. ©. S. 16. Bd. Nr. 23.) 

Klofter, Herftellung der Clauſur, 
ſ. Geiftliche. 

— — Bomahme der Leihenbefchau 
in den Klöftern der Klofterfrauen, f. 
Leihenbefhan. (Vdg. vom 15. Juni 
1837.) 


— — f. Geiftlide. 

Klofter = Apotheten. Rur den 
Eonventen der barmherzigen Brüder 
und der Elifabethinerinnen ift geftattet, 
Privat-Apotheten zu halten, und aus 
denfelben den in ihren Häufern befind- 
liden Kranken Arzneien zu verabrei⸗ 
hen. (Hfd. vom 23. Mai und Pat. v. 
11. Juni 1770. Hfd. v. 2. Juli 1774.) 

— — Zum Öffentligden Medicamen- 
ten⸗Verkaufe find nur die Kloſter⸗Apo⸗ 
theten der barmherzigen Brüder beredy- 
tigt, den übrigen Klöftern ift derfelbe 
bei 100 Ducaten Strafe unterfagt. 
Sanitäts - Hauptnorn vom 10. April 
1773, 88.7 u. 8. Sole Apotheken 
müffen einen geprüften Provifor an 
ihrer Spiße haben, find jedoch nicht 
verpflichtet, ihre Lehrlinge aufdingen 
und freifprechen zu laſſen, fondern koͤn⸗ 
nen fie ohne Beobachtung diefer Bor- 
ſichten der geſetzlichen Prüfung unter- 
ziehen. (Hfd. v. 4. Febr. 1822. Stub. 
2.3. ©. 75, fiehe au Geiſtliche. 
— 25. Auo on 

oftergeiftlihe, ſ. Geiftliche. 

Kloftergrüfte. Schachten in Spi⸗ 
tälern, dann bei den Barmherzigen und 
an find abzuftellen, f. 


Knallfidibus, ſ. Knallkügelchen. 
Knallkügelchen. Die Erzeugung 
und der Verkauf der Knallkügelchen 
und Knallfidibuſe wurde unter unnach⸗ 


210 


Anal-Präparate. 


fistliher Geldftrafe von 10 Reichsthl. 
verboten. (Vdg. des böhm. Bub. vom 
10. Dec. 1814. Obent. 3.8. ©. 137.) 

Kuallkugelchen und Knallfidibus zu 
erzeugen und zu verkaufen ift verboten. 
Durch die Ausftreuung und dad Zertreten 
der Knallkügelchen in Theatern, Wirths⸗ 
bäufern und anderen öffentlichen Or⸗ 
ten, und durch einen aͤhnlichen Unfug 
mit dem Knallfidibus, die angebrannt 
das Licht auslöfhen, und durch einen 
plöglichen Knall die dafür unvorberei- 
teten Menſchen erſchrecken, wird mehr- 
fältig Mißbrauch getrieben. Da bie 
duch nicht nur Ruhe und Bergnügen 
geftört wird, fondern auch Kinder, Ner 
venkrante und fhwangere Frauen an 
ihrer Gefundheit Schaden nehmen kön- 
nen, auch weder die einen nod die ans 
dern von irgend einem Nutzen find, fo 
wird die Erzeugung und der Verkauf 
der erwähnten Knallkügelchen und der 
Knalifivibus Hiemit allgemein verboten. 
(Hflzl. Deere. vom 4. April 1809 3. 
5279, an fänmtl. Länderfl. Pol. ©. 
S. 32. Bd. ©. 79, wiederholt durch 
das Rggs. Circ. vom 26. Febr. 1811 
8. 9584. Guld. Sanit. Vdg. 3. BP. 
©. 219.) 

Knall⸗Praͤparate. Die k. k. ver- 
einigte Hofkanzlei bat in Anfehung 
der Erzeugung und des Berfaus 
fed von Knall- Präparaten fol- 
gende Borfchriften feftzufeßen befunden: 

1. Die Bereitung des Knallfilders, 
dann die Einfüllung desfelben in die 
tupfernen Kapfeln (Hütchen), welde 
beide Arbeiten von einander nicht zu 
trennen find, hängt von der Bewilli⸗ 
gung der Randesftelle ab, die diefe Er- 
laubnig nur Demjenigen zu ertheilen 
bat, der fi über feine hemifchen Kennt: 
niffe gehörig auszuweifen vermag, und 
der das zu diefer Fabrikation geeignete 
Locale befigt. 

2. Die Erzeugung obiger Knall⸗Prä⸗ 
parate und das Füllen der Kapfeln mit 


Anell-Prüparate. 


demfelben bat in einem ſolchen Locale 
zu gefhehen, das ans einem leichten 
Material erbaut, und wenigftend 30 
Klaftern von jedem bewohnten oder 
unbewohnten Gebäude und von der 
Straße entfernt liegt. Die Uebertra» 
gung eines ſolchen fihon beftehenden 
Laboratoriums an einem andern Drt, 
darf ohne Genehmigung der Landes⸗ 
ftelle nicht Statt finden. 

3. Dem Fabrikanten ift nur erlaubt 
zwölf Loth Knallfilber oder Knall: 
quedfilber zu bereiten, und er darf feine 
nene Quantitätdavon erzeugen, bis der 
bemerkte Borrath in die Kapfeln (Hüt- 
Ken) eingefüllt if. 

4. Der Fabrikant darf das mit die- 
fen Ingredienzen gemifchte Präparat, 
ohne daß dasfelbe in die Kapfeln ein« 
gefüllt ift, aus feinem Laboratorium 
nicht geben, und der Berkauf des Prä- 
parates bleibt blos auf die gefüllten 
Kupferhütchen befchrantt, die ein Ge⸗ 
genftand des freien Verkehrs find. (Hfkzl. 
D. vom 15. Mai 1828 3. 11183, an 
fammtliche Länderſtellen. Kundgem. in 
Steiermark am 26. 3. 9860, in Illi⸗ 
rien am 29. 3. 11315, in Oeſterreich 
ob der Enns, in Mähren und Böhmen 
am 30. Mai 3. 14724, 22746 und 
24471 in Galizien am 4. 3. 37320, 
in Zirol am 7. Juni, in Mailand und 
Benedig am 13. Juni, in R. Defterr. 
mit Rggs. Circ. vom 3. Juli 1828 
3. 28711. Bol. ©. ©. 56.3. Nr. 48.) 

Knall : Präparate. Aus Anlaß 
eines vorgelommenen Falles der Be⸗ 
ſchädigung eines Arbeiterd in einer 
Zuͤndhütchen⸗Fabrik hat die hohe Hofe 
kanzlei erinnert, fie finde zwar keinen 
Grund der Borfhrift vom 15. Mai 
1828 3. 11183, über die Erzeugung 
von Knall» Präparaten und Zündhüt- 
hen neue geſetzliche Beftimmungen bei⸗ 
zufügen, es verftehe ſich aber von felbft, 
daß jeder Unternehmer einer Fabrika⸗ 
tion von was immer für einer gefähr- 
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lichen Art verpflichtet ſei, die Arbeiter 
welche er dazu aufnimmt, forgfältig zu 
wählen, fie gleih bei der Aufnahme 
mit den dabei eintretenden Gefahren 
befannt zu machen, fie über die zu 
beobachtenden Borfihten zu belehren, 
über deren Befolgung zu waden, und 
forgfältig Alles zu befeitigen, was Ge⸗ 
fahr bringen Tann; daher au die 
große Anhäufung von leicht entzünd- 
baren Borrätben im Arbeitszimmer zu 
vermeiden, und wenn ein Unternehmer 
durch Unterlaffung obiger Borfihten an 
einem fi ereigneten Unglüddfalle eine 
Schuld trägt, ift ohnehin zu erwarten, 
daß die Gerichte ihn über eine gegen 
ihn angebrachte Klage zur gebührenden 
Erſatzleiſtung verhalten werden. (Hfkzl. 
D. v. 12. Febr. 1835 3. 2468. Reg. 
3. 10358. An. ©. Bdg. v. 3. 1835. 
Nr. 14.) 

Knall: Sräparate. Beförderung 
auf Eifendahnen, ſ. Eifenbahn: Be: 
trieb8 - Ordnung $. 12. 

— — f. Fenerwertslörper, Au: 

pfer:Zündhäthen, Schießbanm⸗ 
45 Zundhoͤlzchen. 

Knallpulver, bertholetiſches, ſiehe 
bertholetiſches Sucl ulver. 

Kuoppern, |. M 

Kochen bei hartem Winde auf der 
Gaſſe ift verboten. ($. 39 der Polizei: 
Drdn. für Brünn vom 12. Juni 1786. 
— Gef. Joſ. 10. Bd. S. 282.) 

Kochgeſchirre, irdene — metall⸗ 
freier dia ſ. Geſchirr 

— — f. Geſchirre, Barfong. 

Kohlen und Aſche follen niemals 
in hölzernen Geſchirren, oder auf 
Hausböden aufbewahrt werden, ſ. 
Benerlöfg: ne für Wien 8.5 e 


Zobleı« Husmaf. Da die Holz⸗ 
tohlen nad) dem $. 5 der Kohlenmarkt- 
Drdnung vom 11. April 1816 unter 
feiner eg anders, als nad dem 
Ausmaße in zimentirten Stuͤbichen 
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veräußert, und hiernach die Käufe ab⸗ 
geſchloſſen werden müflen; fo wird, um 
allen Uebervortheilungen möglihft vor⸗ 
zubeugen, nod die Art des Aus 
maßes biemit näher beftimmt. Wenn 
der Stübih bis zur Hälfte mit Kohlen 
gefüllt ift, müflen die wegen ungleicher 
Größe und Geftalt der Kohlen fi er- 
gebenden Höhlungen und Zwiſchen⸗ 
räume mit Fleineren Kohlenkoͤrpern ge⸗ 
nau ausgeglichen werden; dann find 
die Kohlen von den Wägen in den Stü- 
dich fo Lange mit der Krüde zu fcharren, 
bis der Stübih aufgehäuft, das if, 
mit dem fogenannten Gupf verſehen 
ift, Diefer Gupf muß die Höhe einer 
Rebenden flarten Hand erreichen, und 
die Kohlen den Rand des Stübichs 
nicht decken. Die Beſtimmung, ob das 
Ausmeſſen mit oder ohne Gupf zu ge 
ſchehen hat, bleibt immer dem wechſel⸗ 
feitigen GEinverfländnifie des Käufers 
und Verkäufers überlaffen. Haben ſich 
aber die Parteien in Abfiht der Art 
des Ausmaßes nicht einverftanden ; fo 
müflen die Kohlen jedesmal mit Gupf 
abgemefjen werden. (Vdg. der n. 5. Reh. 
vom 21. Juni 1827 8. 32561. Po. 
®. ©. 9. Bd. Rr. 192.) 
Kohlendunft. Schon öfters Hat fi 
der traurige Fall ereignet, daß Men- 
[hen dur den Dunft brennender 
Kohlen, welde fie mit fih in dag 
verfchloffene Zimmer genommen haben, 
und nächſt weldhen fie gemeiniglich zur 
Nachtzeit eingefchlafen find, unter Lei⸗ 
den, ohne Hilfe erhalten zu können, er 
fit find. Es wird daher Jedermann 
hiemit gewarnt, feine brennenden Ko b- 
len in ein verfhloffenes Zimmer mit 
fi zu nehmen oder zugulaffen, daß 
diefed von jemand Anderem gefchehe. 
Den einzigen erlaubten Kal ausge⸗ 
nommen, daß ein Gewerbömann wegen 
feines Gewerbes, ein Koblenfener in 
feinem Zimmer halten müßte, welches 
gegen dem geduldet werden kann, daß 
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derfelbe jedesmal auf die Pfanne mit 
brennenden Kohlen einen Zopf mit 
Waſſer, aus welchem die auffleigenden 
Waflerdämpfe die Schädlichkeit des 
Kohlendunftes vermindern, zu eben 
gehalten fein folle. Dieſes wird zur 
allgemeinen Wiffenfhaft und Darnach⸗ 
achtung mit dem Beifabe bekannt ges 
macht, daß der an der Richtbefolgung 
einer oder der anderen diefer Anordnun⸗ 
gen fhuldig befunden, nad) Maßgake der 
Beflimmungen des St. &. unnachficht⸗ 
lich beftraft werden wird. (Vdg. der n. 
ö. Reg. vom 10. März 1808 3. 2886. 
Krop. Gef. Kranz. 24. Bd. ©. 312 
bis 313.) 

Kohlendunft, wie die vom Koh⸗ 
lendunft Erſtickten gerettet werden fol- 
len, ſ. Scheintodte. 

Kohlenfener, Profeffioniften, die 
auf demfelben Mineralien fchmelzen, 
follen in freie Orte geſchafft werden. 
(Rogge. Vdg. v. 17. Dec, 1784. Krop. 
Gef. Iof. 7. Bd. ©. 534.) 

— — oder offenes Licht während 
der Marlizeit in den Marktbütten zu 
unterhalten, ift verboten, f. Feuer: - 
Mars 

— — f. Sürtler. 

Kohlenmarft, |. Markt: Bolizei- 
Anffihts:Anftalt der Stadt Wien 
88. 94—95. 

Kohlenmarkt:DOrdunng, |. Koh⸗ 
lenverfanf. 

Kohlenverlanf. Um jedem ord⸗ 
nungswidrigen Verkaufe und Unterhans 
dei mit Holzkohlen Schranken zu feßen, 
und zu bewirken, daß die Gewerbe- 
leute und Fabriken dennoch Brennftoff, 
fo viel möglid von den erften Erzeu⸗ 
gern, erhalten, wurde in folgender 
h. Entſchließung nachſtehende Markt⸗ 
ordnung fuͤr Wien erlaſſen: 

1. Iſt Jedermann vom flachen Lande 
zum Kohlenhandel nad Wien berech⸗ 
tigt, jedoch mit der Beſchraͤnkung, daß 
er feine Kohlenabladungen nur allein 
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auf dem hiezu eigens beftimmten Markt⸗ 
plage verfaufe, und fi) vom unbefug- 
ten Haufirhandel enthalte, 

2. Der Marktplatz ift außerhalb des 
Kärnthnerthores zwifchen dem linken 
Ufer des Wienfluffes und dem Getreide⸗ 
markte am dortigen Abzugsgraben, ge- 
genüber vom jägerifhen Haufe. Zur 
Auffiht und Erhaltung der Ordnung 
find daſelbſt in den gewöhnlichen Markt» 
flunden eigene Beamte unter dem Na⸗ 
men: magiftratifche Kohlenmeffer, auf« 
geftellt. 

3. Hat ein Laudhändler Kohlenfuh⸗ 
ren auf Beſtellung, fo muß er fih über 
die Art der Beftellung und den Ramen 
Desjenigen, der fie gemacht hat, bei den 
Marktbeamten glaubwürdig ausmweifen, 
weldhe ihm dann, nach genauer Erbe 
bung der Umftände vom Marktplaße 
wegzufahren geftatten, und dad ge- 
wöhnliche Zeichen erfolgen können, wel⸗ 
ches der Händler, wie bisher, auf dem 
Rückwege bei den k. E. Linienamtern 
vorzeigen muß. . 

4. Die Kohlen müflen auf dem 
Markte in guter Qualität und echtem 
Maße verkauft werden, und jener Haͤnd⸗ 
ler, welchem diesfalls ein Bergehen zur 
Laft fallen follte, wird nach Umftänden 
mit Confiscation der Waare, oder ale 
ein Betrüger nach den Geſetzen ange: 
ſehen und beftraft werden. 

5. Um aber die Käufer gegen alle 
Uebervortheilungen moͤglichſt zu verfi- 
hern, ift vero.dnet, dag die Kohlen 
unter feiner Bedingung nad dem Ge⸗ 
fihte, fondern nur nad dem Ausmaße 
in zimentirten Stübichen veräußert, und 
hiernach die Kaufe abgefchloffen wer: 
den dürfen. Den beeideten magiftrati« 
[hen Kohlmeſſern ift die Abmaßgebühr, 
und zwar von dem Berkäufer für jeden 
Wagen mit 3, von dem Käufer aber 
für jeden Stübih mit 1 r., für der- 
malen aber, und nur bis auf weitere 
Berordnung mit 1'/, kr. zu entrichten. 
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6. Das Kohlenabtragen auf dem 
Markte iſt von nun an Jedermann frei 
geſtattet, ohne hierzu eines beſonderen 
Erlaubnißſcheines zu bedürfen; jedoch 
iſt Denjenigen, die ſich dieſem Erwerbe 
zu widmen gedenken, nachdrücklich un⸗ 
terſagt, fih in den Handel ſelbſt zu 
mengen, auf die Preisbeftimmung Ein» 
fluß zu nehmen, oder den Kohlenhänd⸗ 
lern bei den Linien vorzumwarten, und 
Kaufkunden anzurathen. Wer ſich eines 
folden Unfuges ſchuldig machen follte, 
wird von dem Arbeiten auf dem Markte 
audgefchloffen, und nah LUmftänden 
ftrenge beftraft werden. 

7. Die Erlaubnig zum Pleinweifen 
Kohlenverſchleiß in befonderen Gewoͤl⸗ 
ben, und Einfegen in der Stadt oder 
den Vorftädten muß man bei dem Ma⸗ 
giftrate fchriftlich anfuchen, welche nad 
Umftänden und mit Nüdfiht auf die 
Feuerfiderheit der gewählten Kohlen» 
behältniffe ertheilt werden wird. Allein, 
da dem Publicum ſtets die Gelegenheit 
unbenommen fein muß, ſich feinen Koh⸗ 
Ienbedarf von dem erften Erzeuger oder 
urfprüngligen Händler anfhaffen zu 
fönnen, fo dürfen weder die erwähnten 
Kohlenverſchleißer im Kleinen, noch 
die übrigen zum Kohlenverkauf berech⸗ 
tigten Gewerbsbeſitzer, zugleih mit 
dem Bublicum auf dem öffentlichen 
Marktplabe kaufen oder ablöfen, ihnen 
wird 

8. die eilfte VBormittagsftunde feft- 
gefept, zu welcherfie den Markt beſuchen, 
und den Landhändlern ihre erübrigten 
Kohlen zum Wiederkaufe ablöfen kön⸗ 
nen. Wer immer aus ihnen, es fei ein 
befugter Wiener Kohlenhändier, oder 
ein zum Verſchleiße berechtigter Ge⸗ 
werböbefiger, fih vor der erlaubten 
Stunde auf dem Markte einfinden, oder 
den Landhändlern unterwegs etwas ab» 
gekauft zu haben überwiefen werden 
follte, würde nad) Befund der Umftände 
mit Confiscation der widerrechtlid er⸗ 
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tauften Kohlen, oder auch mit dem 
Gewerböverlufte beftraft werden. (Koh⸗ 
lenmarkt⸗Ordn. vom 11. April 1816. 
Barth. H. u. ©. Gef. 7.3. S. 392 
bis 395.) 

Kohlenverkauf. Nachdem wahrge- 
nommen wurde, daß, im Widerfpruche 
mit den beftehenden Borfchriften, haufig 
mit Holztohlen haufitt, dann das Ab» 
laden und Abmeſſen derfelben auf den 
Straßen wahrgenommen werde, To 
werden die erwähnten Borfchriften mit 
Nachfolgendem in Erinnerung gebracht: 

1. Es ift Jedermann erlaubt, Holz. 
kohlen vom Lande zum Berfaufe nad 
Wien zu bringen, jedoch darf deren 
Verkauf nur auf dem dazu. beftimmten 
Maritplabe außerhalb dem Kärnthner- 
thore zwifchen dem linken Wienufer 
und dem Getreidemarkt gefchehen. 

2. Das Haufiren mit Kohlen, fo 
wie das Abmefien dDerfelben auf der 
Gaſſe ift verboten. 

3. Die Kohlen dürfen nur in Sa. 
den verpadt in die Verwahrungsorte 
in der innern Stadt und in den Vor: 
ädten verführt werden, weshalb die 
Kohlen auf dem Marktplatze abgemef- 
fen, und in Säde gefüllt werden müſ⸗ 
fen; zu dieſem Zwecke werden die erfor: 
derlihen Stübiche und Säde von den 
daſelbſt befindlichen ſtädtiſchen Markt: 
Commiffär gegen Berichtigung der feft- 
gefesten Gebühren, dargelichen. 

4. Ausnahmsweife ift es zwar ers 
laubt, beftellte Koblenlieferungen in 
ganzen nicht eingefadten Bagenladuns 
gen an die Beftellungsorte in den Bor: 
ſtädten abzuführen, und im Innern der 
Haushoͤfe abzuladen, wenn der Haus- 
eigenthümer dagegen nichts einzuwen⸗ 
den hat; jedoch muß in einem foldhen 
Halle Die Kaufpartei vorher Die Anzeige 
bei dem Borftande der betreffenden Ge⸗ 
meinde machen. 

5. Jede Uebertretung diefer Vor⸗ 
fohriften wird an dem Käufer und Ver⸗ 
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Täufer mit Geldſtrafen von 2 bis 10 fl. 
€. M. geahndet. 

6. Den Hilfsarbeitern (Kohlenab- 
trägern) am Markte ift es zwar geftat- 
tet, fi zur Arbeit anzubieten, fie duͤr⸗ 
fen fih jedoch weder den Marktparteien 
aufdringen, noch in den Handel jelbft 
einmengen, bei vorkommenden foldden 
oder anderen Unfügen werden diefelben 
vom Markte entfernt. (Kundm. des. 
Wr. Magiftr. vom 17. Zanner 1850 
8. 965.) 

Kohlenwägen. Denfelben ift der 
Eintritt in die innere Stadt Wien un- 
terfagt, und die Hereinbringung der 
angefauften, und bereits abgemefienen 
Kohlen zum Hinterlegen in den Ver— 
wahrungsörtern ift nur in Säden er- 
laubt. Die Beftimmung, wer die Säde 
zur Hereinbringung der Kohlen anzu« 
ſchaffen habe, gegen welches Entgelt fie 
auszuführen find, oder in welcher Art 
die geladenen Kohlenfäde in die innere 
Stadt geſchafft werden follen, bleibt 
übrigens dem wechfelfeitigen Einver- 
ftändnifft der Barteien überlaffen. (Hofe 
Tanzlei-Decr. vom 10. Rov. 1821, n. 
6. Rage. Decr. vom 18. Nov. 1821. 
Barth. Ergänz. Bd. S. 164.) 

— — Die feit dem Jahre 1821 
für die innere Stadt beftehende Berfü- 
gung wird auch auf die Borftädte Wiens 
ausgedehnt, fomit angeordnet, daß 
vom 1. Rov. 1838 an, auch in den 
Borftädten die Holztohlen nicht auf 
offenen Kohlkränzwägen, fondern blos 
in Säden, wohl verpadt zum Berlaufe 
hereingeführt werden dürfen, fo wie, 
daß weder Käufer, noch Verkäufer 
Holzkohlen auf offener Straße auszu⸗ 
leeren berechtiget, fondern verpflichtet 
find, felbe in Säden verpadt in die 
zu ihrer Hinterlegung beflimmten Ber- 
wahrungsorte zu fchaffen. (Vdg. der n. 
ö. Reg. v. 23. Aug. 1838 3. 46232. 
Prov. ©. S. 20. BP. Nr. 208.) 

— — Bei Erlaß des Berbotes, bes 
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treffend das Abladen der Kohlenwä- 
gen in der innen Stadt, ift die Res 
gierung im Sabre 1821 von dem 
Grundfage ausgegangen, daß durd 
diefe poligeilihe Maßregel die Kohlen⸗ 
erzeuger felbft, die aus den Waldun—⸗ 
gen mit ihren Erzeugniffen auf den 
Kohlenmarkt kommen, fo wenig als 
möglich, dagegen aber Diejenigen in 
Anfpruh genommen werden follen, 
welche die Kohlen entweder zum eige- 
nen Gebrauche, oder zu weitern Er⸗ 
zeugniffen benüßen. Hieraus folgt, daß 
fhon dortmal nur das Abladen der 
Koblenwägen in den Gäffen, und die 
beftandene Gewohnheit abgeftellt wer- 
den wollte, die Kohlen, durch das Aus- 
ziehen einiger Ruthen der Wagenkränze 
in die Stübihe zum Meſſen auf offe- 
ner Straße im Innern der Stadt zu 
leeren. Um nun diefed zu vermeiden, 
ward befohlen, dag fein Kohlenwagen 
in feiner. Geftalt das Innere der Stadt 
befahren dürfe, fondern daß ſich jeder 
auf dem in der Kohlenmarkt » Ordnung 
beſtimmten Plage aufftellen müffe. 

Diefe zur Reinlichteit, Bequemlich⸗ 
feit des Bublicums, und aus Geſund⸗ 
heitsrüdficht für felbes im Jahre 1821 
eingeführte Maßregel wollte daher das 
Herumfahren der Kohlenwägen in den 
Straßen, und den Kauf und Verkauf 
derfelben auf der Straße, der ohne 
eine vorläufige Entleerung der Kohl⸗ 
mägen, und ohne vorläufiges Abmeſſen 
nicht Statt finden kann, vermieden, 
und auf den biezu beitimmten Markt: 
plaß bingewiefen wiffen. 

Die Kohlenbauern find daher im 
Jahre 1821 auch nicht verhalten wor» 
den, ihre Waaren glei in Säden zu 
bringen, weil die Regierung die An- 
Hände und Schwierigkeiten einer fol- 
hen Verfügung für den Erzeuger jelbft 
eingefehen bat. Allein die Regierung 
glaubte fordern zu koͤnnen, daß Derje- 
nige, welcher Kohlen in größern oder 
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Heinern Partien Tauft, fi jenen An⸗ 
ordnungen zu unterziehen habe, welche 
aus öffentlichen Polizeiruͤckſichten, und 
mit Hinfiht auf den größern Theil des 
Publicums zu erlaffen für nothwendig 
erfannt wurden. Das allgemeine In« 
tereffe bleibt immer das vorherrfchende, 
welchem das Intereffe oder die Bequem- 
lichkeit Einzelner nachſtehen muß: Seit 
17 Jahren befteht dieſe Maßregel klag⸗ 
los in der innern Stadt, und es ifl 
nicht abzufehen, warum felbe nicht auch 
in den Porftädten durchgeführt und 
warum das bedeutend zahlreihe Pu⸗ 
blicum diefer ausgedehnten Theile der 
Nefidenz, nit auch mit eben jener 
Rückſicht behandelt werden fol, welde 
man für das PBublicum der innern 
Stadt gehabt hat. Wenn man die Be: 
fiimmung binfitlich des Verbotes des 
Abladend der Kohlenwägen in den 
Straßen der Vorſtädte nah jenen 
Grundfägen zur Ausführung bringt, 
welche der ganz analogen für Die innere 
Stadt feit dem Jahre 1821 beftehen- 
den Maßregel zur Grundlage gedient 
haben, fo dürfte kaum bezweifelt wer⸗ 
den können, daß es nicht gemeint fei, 
die Kohlenbauern zu verhalten die Koh⸗ 
(en ſchon in Säden verpadt inner die 
Linien hereinzubringen, fondern es ift 
diefen Kohlenbauern nur verboten mit 
ihren Kohlenwägen in den Straßen der 
Borftädte zu dem Ende herumzufabren, 
um ihre Waaren auf offener Straße zu 
verkaufen, fomit felbe dafeldft ganz 
oder theilweife auszuleeren und in Stü- 
bihen zu meffen. Diefe für die Vor: 
ädte angeordnete polizeiliche Berfü- 
gung ändert daher gar nichts an dem 
bisherigen Verfahren, daß im der 
Negel die Kohlen bis auf den 
biefigen Kohlenmarkt auf den 
üblihenKohlenwägen gebradt, 
dafeldft, wenn die Käufer oder 
Verkäufer es verlangen, abge 
meffen, fodann aber: erft in 
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Säde gepyadt, und auf diefe 
Art von Denjenigen, die fie ge- 
fauft haben, in die Vorſtädte 
verführt werden follen. 

Bon der Berpflihtung, die Kohlen 
auf den hiefigen Kohlenmarkt zu füh⸗ 
ren, findet nach der ganz richtigen Be⸗ 
gründung des Magiftratd und der k.k. 
BolizeisDbersDirection nur dann eine 
Ausnahme Statt, wenn die Kohlen- 
lieferung in ganzen Wägen oder großen 
Ladungen fon vorher beftellt wurde, 
die Kohlen daher nicht zum theilweifen 
Verkauf in den Borflädten herumge- 
führt, fondern von der Linie directe 
an den Ablieferungsort befördert wer⸗ 
den. Aber auch in diefem Kalle, welcher 
ohnehin nicht fehr häufig ſich ereignen 
kann, weil nur ausgedehntere Gewerbs⸗ 
oder Fabriks⸗ Unternehmungen derlei 
größere Kohlenbeftelungen zu machen 
pflegen, darf weder das Ausleeren, 
noch das Abmeſſen der Kohlen auf of⸗ 
fener Straße Statt finden, fondern in 
einem folden Kalle kann, vorausge- 
feßt, daß der Hauseigenthümer dage- 
gen nichts einzuwenden bat, das Ablee⸗ 
ren der Kohlen im Innern des Haus 
hofes geftattet werden, doch muß die 
betreffende Partei hievon vorläufig die 
Meldung an das betreffende Grund» 
gericht machen, welches darauf zu ſe⸗ 
ben, und dafür zu haften bat, daß das 
Herausftürzen der Kohlen aus den Wä- 
gen auf offener Straße unterbleibe, fo 
wie daß die im Hof des Haufes aus⸗ 
geleerten Kohlen in die dafür beſtimm⸗ 
ten Zagerftätten fo fchleunig als mög- 
li gebracht und eingefchüttet werden. 
(Ddg. der n. d. Reg. v. 11. Jän. 1839 
8. 412. Circ. der Bol. Ob. Dir. vom 
10. Febr. 1839 3. 1597/201.) 

Kohleumägen. Einer beim hiefi⸗ 
gen Magiftrate vorgelommenen Bes 
[werde zu Folge, fol der Unfug des 
Hauftrfahrens mit Kohlen, wodurd der 


Vachter des ſtaͤdtiſchen Kohlenmaßge- 
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fälles beeintraͤchtigt, und die Kaufpar⸗ 
teten durch ſchlechtes Maß verkürzt, fo 
wie aud in Folge des Ableerens der 
Kohlen aus offenen Kohlenwägen Be- 
läftigungen der Baflanten herbeigeführt 
werden, in hohem Grade überhand 
nehmen. Um einem diesfalld von dem 
biefigen Magiftrate wegen Abftellung 
dieſes Unfuges anher gelangten Anſu⸗ 
chen zu entſprechen, werden die Be⸗ 
zirks⸗Directionen mit Beziehung auf die 
magiſtr. Kundmachung vom 18. Sept. 
1838 angewieſen, auf derlei Kohlen⸗ 
haufirer und auf das Ableeren der Kohlen 
auf offener Straße ohne Säcke zu invi⸗ 
giliren, die Contravenienten im Betre⸗ 
tungsfalle ſammt ihren Fuhrwerken 
zum biefigen Magiſtrate zu.ftellen, fo 
wie au den Pächtern des ftädtifchen 
Gefaͤlles über ihr Anfuchen die erfor 
derlihe Affiftenz zu leiften. (Eirc. der 
k. k. Bol. Ob. Dir. vom 4. Rov. 1847 
8. 19613/3606.) 

Kokelskörner, ſ. Fifchlörner. 

Kollinsky'ſche Schwabenpulver. 
Nach dem vom hieſigen Magiſtrate mit 
Zuſchrift vom 12. v. M. 3. 2455 an⸗ 
ber mitgetheilten Befunde der hieſigen 
medic. Facultat, enthält das Kollins- 
ky'ſche Schwahenpulver-Arfenik, und ift 
daber der Verkauf desfelben als eines 
der menfchlihen Gefundheit gefährli- 
hen Artikels nicht zu geftatten. Diefes 
Bertilgungspulver ift weißgrünlich, ge« 
ruchlos, gröblich und in Viertelfeitlfläfch- 
hen enthalten und letztere mit einem 
gedrudten mit „Kollinsky“ fignirten 
angellebten Gebrauchszettel verfehen 
und in verſchiedenen Verſchleiß⸗Locali⸗ 
taten biöher verkauft worden. 

Auch das Fernolent'ſche Schwaben- 
pulver, welches derfelbe aus dem Kol» 
lindty’fhen und anderen Ingredienzen 
zufammenfebte, und welches in Kläfch- 
hen mit der Auffchrift „Segen die Kü⸗ 
henfchwaben” verwahrt ift, übrigens 
aus einem gerudlofen, gröblichen, 





Kölner Waffer. 


ſchwarzgrauen Pulver befteht, ift aus 
eben demfelben Grunde zum Berkaufe 
nicht geeignet. (Citc. dert. k. Bol. Ob. 
Dir. v. 8. März 1344. 9. 3281/6583.) 
Der Handel und Gebrauch dieſes arfe- 
nifhältigen Pulvers wurde verboten, 
und die Uebertreter als flrafbar er⸗ 
klaͤrt. (Kundm. der ob der ennf. Reg. 
vom 1. Aug. 1844.) 

Kölner Waffer. Die medic. Facul⸗ 
tät zu Prag bat bei Gelegenheit einer 
Borftellung gegen den fo fehr überhand 
nebmenden unbefugten Verkauf inner 
licher und äußerlicher Arzneimittel auch 
den Unfug zur Spradhe gebracht, wel⸗ 
her bei dem allgemeinen Verkaufe des 
Kölnerwafferd duch Beigebung markt⸗ 
ſchreieriſcher Gebrauchszettel, in wel- 
hen dieſes Waſſer als eine Univerfal« 
Arznei angepriefen erfcheint, getrieben 


wird. Hierüber wurde beftimmt: daß, $ 


weil das Kölnerwaffer als eine aroma⸗ 
tifche flüchtige Effenz, als ein vorzüg- 
licher Arlkel für den Putztiſch, unter 
die Parfumerie⸗Waaren gehört, deffen 
Verkauf in diefer Eigenſchaft allerdings 
noch ferner unbedingt zu geftatten fei; 
dagegen dürfen denfelben keine medic. 
Kräfte und Wirkungen beigelegt, viel 
weniger noch darf e8 durch marktfchreie- 
rifhe Gebrauchszettel als eine Univer- 
ſal⸗Arznei angerühmt werden. (Hflzl. 
Dec. vom 2. Aug. 1817 an fämmtl. 
u Krop. Gef. Franz. 39. Br. 

1.) 


Kölner Waſſer, ſ. Efienzen. 
Kolonifirungen, ſ. Coloniſirun⸗ 


gen. 
Komsdianten, Päſſe für ſelbe nach 

Sachſen, Preußen und Baiern dürfen 

Au ausgefertigt werden, |. Mufi⸗ 
t 


anten. 

Komödianten- Truppen, herum⸗ 
ziehbende, befonders auf dem Lande, 
ſollen nit mehr geduldet werden, auch 
hier nicht fo viel Komödienhütten und 
andere Arten von Spectafeln in den 
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Körperliche berlchungen. 


Markizeiten, außer derfelben gar kei⸗ 
nes geduldet werden. (R. 8. Rggs. D. 
vom 10. Febr. 1795.) 

Komödianten = Truppen. Wenn 
Komddianten-Truppen, Seiltänzer, Bä- 
rentreiber und andere Gaufler in der 
nächften Umgebung Wiens erfcheinen, 
und in den nahe gelegenen Dörfern ihr 
Unwefen treiben, hat die Polizei⸗Ober⸗ 
Direction zur Abftellung derfelben fi 
mit dem Kreisamte in das erforderliche 
Einverftändniß zu feßen. (Polizeihofſt. 
Decr. vom 27. Juli 1825. P. O. D. 
3. 4291.) 

— — deren Beftenerung, |. Er- 
werbftener. 

— — f. Schau - Broductionen, 

Komödien, ſ. Theater. 

Körner-Martt, f. Marktpolizei⸗ 
Auffichtsauſtalt der Stadt Wien. 

60 


Körper, ſchwere, ober den Dachge⸗ 
fimfen aufzuftellen, ift in der Regel 
nicht geflattet, |. Bauordnung für 
Mien. 8. 19. 

Körperliche Verletzungen. Die 
Bezks.⸗Directionen werden angemwiefen, 
bei Klagen oder Anzeigen über koͤrper⸗ 
lihe Verletzungen künftighin, e8 möge 
bereitd ein andermweitiged Parere vor: 
liegen oder nicht, den angeblich Verletz⸗ 
ten durch das ihnen zugewiefene ärzt⸗ 
liche Perſonale (Stadtarmen- oder Po⸗ 
ligeisBezirksarzt oder Wundarzt) unters 
fuden zu laffen, wobei diefelben nicht 
nur im Allgemeinen auf ihre diesfälli- 
gen Inftructionen,, fondern bei Fällen 
von ſchwankender Befchaffenheit, oder 
fonftiger Bedenklichkeit auf die diesfäl⸗ 
ligen Berhältnifie aufmerkfam zu ma- 
hen find. Sohin haben die Bezirke- 
Directionen vüdfihtlih der Angaben 
der Parteien in Beziehung auf Arbeits⸗ 
unfähigkeit und die Rothwendigkeit 
einer eigentlichen arztlichen Behandlung 
Statt gehabter Bettlägerigkeit u. dgl. die 
nöthige eindringlihere Prüfung und 


Körperliche Züchtigung. 


Erhebung eintreten zu laſſen, da derlei 
Angaben bekanntlich nur zu haufig im 
hohen Grade übertrieben zu fein pfle- 
gen; und erfi dann, wenn der Thatbes 
ftand der Uebertretung nach dem Straf: 
gefeße vollkommen ficher geftellt er- 
ſcheint, ift die Anzeige an das betref- 
fende Gericht zu machen. (Circular der 
2. t. Bol. D. Direct. v. 8. Det. 1844 
3. 13811/2405.) 

Körperlihe Züchtigung. Weber 
die von einem Bezirks - Gommiffariate 
geftellte Anfrage, ob in dem Kalle als 
Bäter oder Vormünder bei der Unzu- 
länglichkeit der häuslichen Zuchtgewalt 
gegendievon unmändigenKindern 
oderMündelnbegangenen@efegüber- 
tretungen um Ahndung der Webertreter 
durch koͤrperliche Züchtigung das Anſu⸗ 
chen ſtellen, dieſem Begehren zu willfah⸗ 
ren ſei, wird Nachſtehendes angeordnet: 
Da in einem Falle, in welchem ein Va⸗ 
ter oder Vormund, Lehrherr oder Schul⸗ 
lehrer die koͤrperliche Züchtigung eines 
Kindes oder Mündels, Lehrjungen oder 
Schülers nachſucht, dieſe Strafart nur 
als Surrogat der häuslihen Zuchtge- 
walt betrachtet werden Tann, mit Bezug 
auf welde, in fo fern fie nicht in Miß⸗ 
handlung ausartet, keine geſetzliche Be⸗ 
ſchränkung obwaltet, unterliegt es kei⸗ 
nem Anſtande, dieſelbe dann anzuwen⸗ 
den, wenn durch die Erhebungen die 
Zwecnmaäͤßigkeit derſelbenſichherausſtellt, 
und durch ein ärztliches Parere darge⸗ 
than wird, daß bei der Anwendung 
dieſer Strafe der Gezüchtigte weder an 
Körper, noch an der Geſundheit Scha⸗ 
den zu nehmen Gefahr läuft. (D. der 
Stadthptm. am 24. Dechr. 1851 3. 
26247/2166.) 

— — Mit a. h. Entfhl. v. 4. Mai 
1852 wurde geftattet, daß die kör⸗ 
perlide Züdhtigung als Disci- 
plinarfitrafein den Strafhäu— 
fern und Gefangen: Anftalten 
der Berichte wider Sträflinge und 
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Unterfudyungs - Gefangene, dort, wo 
eine Nothwendigkeit Hierzu vorhans 
den ift, unter nachſtehenden Einfchrän- 
tungen und Borfihismaßregeln mit 
Aufhebung der in Folge kaiſerl. Ent» 
fhliegung vom 22. Mai 1848 in Bes 
zug auf die dafelbft im Abſatze III ent» 
baltene Beſtimmung wieder eingeführt 
werde. Diefe Disciplinarftrafe hat nur 
in folgenden Källen in Anwendung zu 
fonmen: 

a) bei grober wörtlider oder thät- 
liher Beleidigung der, Beamten, wie 
auch der Wache und des fonfligen Auf- 
ſichts⸗Perſonales; 

b) bei boshafter Beihädigung oder 
Zerftörung von Arreft-Einrihtungsftü- 
en und Effecten oder von Rahrungs- 
mitteln, ausgenommen in Fällen des 
vorhandenen Thatbeflandes von Ber: 
brechen ; 

ec) bei Zufammenrottungen und bei 
thätliher Widerftandleiftung gegen die 
Borgefekten, die Wache oder Pas Auf: 
ſichts⸗Perſonale; 

d) in anderen Uebertretungsfällen 
nach fruchtloſer Anwendung der gelin⸗ 
deren Strafmittel, und endlich 

e) wenn mit Rüdfihr auf die Ge 
muͤthsart und Bildungsftufe des zu be- 
ftrafenden Individuums, jedoch nur bei 
echeblidheren Disciplinar- Vergehen, die 
Anwendung jeder anderen Strafe im 
Borhinein als unwirkfam anerkannt 
werden follte. Mit Stodftreihen dür- 
fen nur erwachfene Männer, mit Ru- 
thenſtreichen aber Jünglinge, die das 
18. Lebensjahr noch nicht zurückgelegt 
haben, und Weibsperfonen, jedesmal 
gegen vorläufige Befihtigung und Bes 
urtheilung durch einen Heil: oder Bund» 
arzt gezüchtiget werden. Die Zahl der 
Streiche fol fi nie über 20 erftreden. 
Zur Berhängung diefer Strafe, welcher 
die Aufnahme eines kurzen Conftitutes 
über den Straffall vorangehen muß, if 
in den Strafhäufern der Vorſtand, 











Korzefponden:. 


wenn fie nit 10 Steiche überfchreitet, 
gegen nachträgliche Anzeige an die vor- 
gefepte politiihe Behörde, außerdem 
aber gegen vorläufig einzuholende Be⸗ 
willigung der vorgefeßten Behörde er- 
mädhtiget. Gegen Unterfuhungs - Ges 
fangene und Sträflinge in den Gefan- 
gen » Anftalten der Gerichte darf diefe 
Strafe nur in Folge Befchluffes des 
Berichtes verhängt, und es muß der 
Vollzug in dem Disciplinar-Strafpros 
tocolle angemerkt werden. (Erl. des 
Juſt. Minifl. v. 6. Mai 1852. R. ©. 
B. Rr. 102.) 

Korrefpondenz,[.Eorrefpondenz. 

Koften » Erfah bei ftrafrechtlichen 
und polizeilichen Unterſuchungen, f. 
Baiern. 

— — für die Polizeiauffiht auf 
Eiſenbahnen, ſ. Eifenbahn. (Hftjl. 
D. v. 30. Zuni 1838 $. 10 und @i: 
ſeubahn⸗Betriebs⸗Ordnung 8. 89.) 

Koſtgeber dürfen an Sonn- und 
Feiertagen Jedermann mit ihnen zufte- 
benden Artikeln verfeben, ohne jedoch 
ein wie immer gearteted Spiel zu ges 
flatten. S. Sonn: und Feiertage: 
heiligung. 

Koftlinder. Die hohe k. k. n. 3. 
Landesregierung bat dur Erlaß v. 8. 
dv. M. 3. 17476 dem Dr. Mauthner 
und Sonforten die Genehmigung und 
Gründung eines Vereines zur Beauf- 
fihtigung der Koftlinder mit der Be⸗ 
merkung ertheilt, daß diefe Genehmi- 
gung ledigli die Bedeutung einer 
Eonceffion oder Zulaffung habe, und 
keineswegs die Erklärung in fidy ſchließe, 
daß die Staatöverwaltung die Errich- 
tung des Unternehmene und die zur 
Erreichung des beabfichtigten Zweckes 
gewählten Mittel entfprechend finde, 
oder daß das Unternehmen die davon 
erwarteten Bortheile gewähren werde, 
wovon fi die Theilnehmer felbft die 
erforderliche Ueberzeugung zu verſchaf⸗ 
fen haben. Hievon werden die Bezirke: 
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Kranke Arreflanten: 


Directionen zur Wiſſenſchaft mit dem 
Bemerken verftändiget, daß diefer Ber- 
ein auch zur Uebernahme von unentgelt- 
lien Vormundſchaften fih bereit er 
klaͤrt Hat, und daher von dieſer Conceſ⸗ 
fion auch das Wiener Civilgeriht un⸗ 
ter Einem Eeitend der hohen Landes⸗ 
ftelle verftändigt worden ift. (Circ. der 
k. t. Pol. O. Dir. v. 26. April 1847 
8. 6935.) 

Kothfänge auf oder nahe an den 
Straßen zu errichten, ift verboten. (2. 
v. 6. Sept. 1762. Krop. Gef. Maria 
Thereſ. 4. Bd. ©. 121.) 

— — ſ. Hansladen. 

Kralan. Die Stadt Krafau und 
ihr Gebiet wurde mit dem öfterreichi- 
fhen Kaiferftaate wieder vereinigt. (A. 
h. Bat. v. 11. Nov. 1846. Krop. ©. 
©. 72. Bd: Rr. 133.) 

— — , paßpolizeilide Behandlung 
jener Reifenden, welche die öfterreichifch- 
preußifche Eifenbahn benüßen, |. Bäfle. 
(Bdg. v. 15. Juli 1852.) 

Krämer, den fremden ift nur geftat- 
tet, die Hauptmärkte zu befuchen. (9. 
Entſchl. v. 11. Det. 1782. Rggs. Int, 
21. Bet. 1782. Barth. H. u. ©. Gef. 
2. Bd. ©. 278.) ©. Jahrmärkte. 

Kranke. Verbindlichkeit der Ge⸗ 
meinden zur Berpflegung der Kranken, 
f. Armen: Berforgung. 

— — , Beförderung derfelben auf 
Eiſenbahnen, f. Eifenbahn - Be- 
trieb8-Ordunung $. 9. 

Kranke Arreftanten, |. Inqui⸗ 
fitenfpital. 

— — Grundfäbe hinſichtlich der 
Entlafjung der wunbeilbaren armen 
Kranken aus dem Wiener allgemeinen 
Kranktenhaufe, |. Kranfenhans. (2. 
v. 30. April 1845.) 

— — Militär Beurlaubte find bei 
Zeiten in ein Militärfpital abzugeben, 
f. Militär-Benrlanbte. 

— — deren Stellung zum Militär, 
f. Militär-Reerntirung. 


Kranke Arreſtanten arme, in der 
Stadt, deren Behandlung betreffend, 
ſ. Stadtarmen-Werste. 

— — zablungsunfähige, aus Un- 
garn find in den Krankenanſtalten un⸗ 
entgeltlich zu behandeln, ſ. Ungarn. 

Kranten-Unftalt. Einem geprüf 
ten Wundarzte ind Geburtöhelfer in 
Wien wurde die Bewilligung zur Er⸗ 
rihtung einer Brivat-Berpflege- 
Anftalt für Kranke unter folgen» 
den Bedingungen ertheilt: 

1. Daß er einen zur hierortigen 
Praris berechtigten und accreditirten 
Arzt, welder in der Nähe der Anftalt 
wohnt, namhaft made, der bereit fein 
wird, in allen dringenden Källen den 
in feiner Anftalt untergebradgten Kran⸗ 
ten Beiftand zu leiften; 

2. daß er einen Preid-Tarif zu be 
ftimmen habe, um welchen die Kranken 
in feiner Anftalt verpflegt werden. 

3. Daß eine ſtrenge Abfonderung der 
Kranken nad) dem Geſchlechte beobachtet 
werde; 

4. daß die ſchwer Erkrankten zeitlich 
zur Erfüllung der Pflichten ihrer Reli 
gion verhalten werden; 

5. daß über die DVerftorbenen die 
ordnungsmäßig ausgeftellten Todten- 
zeitel zeitlich den Todtenbefchreiberamte 
überliefert, und vor der Todtenbeſchau 
feine Leihen-Section oder Beerdigung 
Plaß greife; 

6. daß zur Beifeßung der Verſtor⸗ 
benen ein ordentliches heigbares Locale 
als Leihentammer ausgemittelt, fo wie 
alle vortommenden ſchweren Verletzun⸗ 
gen oder zur gerichtlichen Zeichenbefhau 
fi eignenden Fälle der betreffenden 
Polizei⸗Behoͤrde ungefäumt angezeigt 
werden. Eben fo ift 

7. wegen Abhandlung der Verlaſ⸗ 


fenf&haften der Berftorbenen die betref- 


fende Perfonal» Inftanz ungefäumt in 
die Kenntniß zu ſetzen; endlich - 
8. find die erforderlichen Arzneien 
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Kranherhaus. 


aus den öffentlichen Apotheken gegen 
vorſchriftsmäßige Ordination der Aerzte 
zu beziehen, und es ift jährlich mit Ab⸗ 
lauf des Monats December ein ordent- 
liher Zahlen⸗Rapport über die behan- 
delten Kranken mit Nachweiſung der 
Krankheitsform der entlaffenen Gene 
fenen und Geftorbenen nebft den Ber 
bliebenen der Regierung zu überreichen. 
Damit diefe Borfchrift genau befolgt 
und fi) aud keine Abweichungen von 
den allgemein beftehenden Sanitäte- 
und Bolizei- Vorfhriften erlaubt wer⸗ 
den, wird die k. k. Polizei⸗Ober⸗Direc⸗ 
tion zur Auffiht über dieſe Anftalt an- 
gewiefen, dem Wiener Magiftrate aber 
aufgetragen, die beiden Stadt-Bhnfiker 
anzuweifen, in derfelben fo wie bei den 
Privat » Irren- und Berpflegsanftalten 
vierteljährig Nachſicht zu pflegen, und 
darüber der Regierung Bericht zu er⸗ 
ftatten. (Bdg. der n. 6. R. v. 25. Mai 
1838 3. 28017. Kn. 6.2. 3. 1838. 
Nr. 35.) : 

Kranten-Anftalt der barmherzigen 
Brüder, ſ. barmberzige Brüder. 

— — der barmherzigen Schweftern, 
f. barmherzige Schweftern, Kran- 
kenhaus. 

— — jüdifhe, ſ. Indenfpital. 

— — am Lande, ſ. Landipitäler. 

Krankengeſchichte, ſ. Irrfinnige. 

Krankenhans, allgemeines in Wien, 
wurde den 20. Juni 1784 errichtet. 
(Krop. Gef. Joſ. 6. Bd. S. 485.) 

— — Das Krankenhaus in Brunn 
wurde am 17. Dec. 1785, Krop. Gef. 
Joſ. 8. Bd. ©. 318; in Prag den 
11. Rov. 1790 (Krop. Gef. Leopold. 
2. Bd. ©. 179); in Graz den 13. 
Jänner 1796 (Krop. Gef. Franz. 7- 
Bd. S. 28); in Linz den 11. Jänner 
1791 errichtet. 

— — Den Strohverkauf im 
allgem. Krantenhbaufe in Wien 
betreffend. Ueber die Anzeige, daß 
im allgemeinen Krankenhauſe an ver- 











Arankeaheus. 


ſchiedene Parteien Stroh aus den Kran- 
kenbetten verkauft werde, und da hie⸗ 
durch unter der armen Claſſe der Men- 
{hen leicht Krankheiten verbreitet, oder 
das Vieh angeftedt werden könnte; fo 
wurde den Beamten des allgemeinen 
Krantenhaufes wiederholt aufgetragen, 
wenigftens das Stroh derjenigen Kran⸗ 
fen, welche geftorben find, fo wie auch 
derjenigen Reconvalescenten, welche mit 
einer anftedenden Krankheit behaftet 
waren, jedesmal alfogleich zu vertilgen. 
(R. D. v. 2. Dec. 1797. Ferro's ©. 2. 
1. Thl. S. 278.) 

Krankenhaus. Die Regg. hat ver- 
ordnet, daß vor dem Krankenhauſe, wo 
gegen Die Gaſſe zu überall Kranke lie 
gen, zur Sommerszeit ergiebig 
und fleißig aufgefprißt werde. 
Dem Director des allgemeinen Kran» 
kenhauſes wurde demnach aufgetragen, 
hierauf eine befondere Aufmerkfamteit 
zu haben, und durch das unterftehende 
Berfonale auf den genauen Bollzug 
diefes Befehls nicht allein flrenge zu 
wachen, fondern auch nad Befund jede 
Rachläffigkeit an den Schuldtragenden 
gehörig zu ahnden. (R. D. v. 20. Juli 
1807 3. 25138. Guld. ©. Vꝛ 3. Bd. 
©. 31.) 

— — in Prag Hinfidtlid 
der Entrihtung der Verpflegs— 
beträgederimPBragerallgemei- 
nen Kranlen- und Curhauſe, 
welches letztere als eine Abtheilung des 
allgemeinen Krankenhauſes anzufehen 
ift, dann derim Irren- und Ge— 
bärhaufe aufgenommenen PBer- 
fonen wurde folgende Norm er⸗ 
laffen: 

1. Der täglihe Verpflegs⸗Betrag in 
den erwähnten Prager Wohlthätigkeits- 
anftalten macht 

a) für die Berpflegung in der erften 
Claſſe 1 fl. 

b) in der zweiten Elafje 36 kr., und 

c) in der dritten Elaffe für Prager 
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Krankenhaus. 


Einwohner 12 kr., für Auswärtige aber 
20 kr. C. M., welcher Verpflegsbetrag 
auf gleiche Weije für alle oben ange- 
führten Anftalten zu bezahlen fömmt. *) 

2. Jene Weiböperfonen, welche ge 
gen Bezahlung nad der dritten Elaffe 
im Gebärhaufe verpflegt werden, und 
weder ihren Ramen, no ihren Ge- 
burtds oder vorigen Aufenthaltsort nad 
den Statuten des Gebärhanfes anzu⸗ 
geben fchuldig find, können nur für 
Auswärtige angefehen werden, und ha- 
ben folglich die für dieſe beſtimmte Ver⸗ 
pflegsgebühr zu entrichten. 

3. Info fern Innungen oder Ge⸗ 
meinden für ihre kranken Mit- 
glieder, Gefellen, Jungen u. 
dgl. Pauſchalbeträge in das. allgemeine 
Krankenhaus zu entrichten pflegen, find 
diefe Beträge jederzeit nach den über 
die hierwegen eingeleiteten befonderen 
Berbandlungen erfolgten Beftimmun- 
gen an das allgemeine Krankenhaus 
abzuführen., 

4. Jene Innungen, weldhe keine Pau⸗ 
ſchalbeträge an das allgemeine Kran- 
kenhaus entrichten, find verpflichtet, für 
ihre kranken Gefellen, Jungen, Arbei⸗ 
terinnen u. f. w., die in das allgemeine 
Krankenhaus zur Heilung gebracht wer⸗ 
den, die Berpflegsgebühr nach der für 
die Prager Einwohner feſtgeſetzten drit« 
ten Elaffe zu bezahlen. Solche zu einer 
Innung gehörige Individuen haben da» 
ber, wenn fie erkranken, und in das all- 





*) Laut Erl. ded Minift. des In. v. 11. 
Febr. 1850 3. 25467, Statthaltereti - Ber: 
ordnung v. 22, Febr. 1850 find die Ver. 
pflegd » Gebühren im a allgemeinen 
Kranfenhaufe für die 1. Claſſe auf 1 fl. 
5 fr. und für die 2. Glaffe auf 45 fr. 
pr. Tag erhöht und laut Minifterial » Er- 
laffe v. 13. Mai 1852 3. 9903, Gtatth. 
Kundmachung v. 21. Mai 1852 3. 11308 
für die 3. Claſſe für Ginbeimifche mit 
18 fr. und für Fremde mit 30 fr. für den 
Tag beftimmt worden. S. Krankenhaus: 


Berpflegsgebühren. 





Krankenhaus. 


gemeine Krankenhaus gebracht werden, 
fhriftlihe Anweifungen ihrer Innungs⸗ 
vorfteher mitzubringen, in welchen die 
Bezahlung nach der dritten Clafje für 
diefelben von Seite der Innung ver 
fihert werden muß. Derjenige In- 
nungsvorfteber, weldher die Austellung 
diefer Anweifung für ſolche zur Innung 
gehörige Perſonen verweigern follte, 
wird nicht nur zum Erlage der Ber- 
pflegsgebühr felbft verhalten, fondern 
noch insbefondere mit einer Geldftrafe 
von 2 fl. EM. für jede Verweigerung 
belegt werden. Die Verpflichtung der 
Innungen, für ihre in das allgemeine 
Krankenhaus zur Heilung gebrachten 
Gefellen, Jungen, Arbeiter und Arbei⸗ 
terinnen die Verpflegäbeträge zu ent⸗ 
richten, bat Statt, die Innungen moͤ⸗ 
gen in eine andere, in Prag beftebende 
Krantenanftalt, wohin fie gewöhnlich 
ihre Kranken zu bringen pflegen, Pau⸗ 
fhalbeträge leiten oder nicht, und es 
mögen die zur Innung gehörigen, umd 
in das allgemeine Krankenhaus gebrach- 
ten Individuen in oder außer den Häu⸗ 
fern ihrer Arbeitögeber wohnen; ja 
diefe Verpflichtung erſtreckt fih auch 
auf jene Gefellen, welde von ber 
Fremde zureifen, und noch keine Arbeit 
gefunden haben, fie mögen in dem Ge- 
ſellenbuche eingetragen fein oder nicht, 
indem diefe Gefellenwanderungen nut 
den Innungen zum Vortheile gereichen, 
und es alfo billig ift, daß fie zu den, 
duch die zufällige Erkrankung eines 
folgen zu ihrer Innung gehörigen 
Wanderers dem Krankenhaufe zuwach⸗ 
fenden Ausgaben wenigftens den gefeb- 
lihen Beitrag leiften. 

5. Sene einzelnen Künftler, 
Fabrikanten oder Brofeffioni 
ften, welche zu feiner Innung 
gehören, find verbunden, für ihre 
kranken Gefellen, Jungen, Arbeiter und 
Arbeiterinnen, welde zur Heilung in 
das allgemeine Krankenhaus gebracht 
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werden, ebenfalls die Verpflegsgebühr 
nad der für die Prager Einwohner be⸗ 
fimmten dritten Claffe zu bezahlen. 
Diefe in das Krankenhaus kommenden 
Kranken, fie mögen in oder außer dem 
Haufe des Arbeitögebers wohnen, ha⸗ 
ben daher die Anweifung ihrer Arbeits- 
geber mitzubringen, worin von diefen 
die Bezahlung der Berpflegegebühr für 
die Kranken verfihert werden muß. Die 
Berweigerung der Ausftellung einer fol: 
hen Anweifung von dem Arbeitögeber 
zieht diefelben Folgen nah fi, dic 
oben in dem $. 4 für die, die Anwei- 
fung verweigernden Innungsvorfteher 
beftimmt find. 

6. Für die erkrankten Prager 
Dienftboten, die in das allgemeine 
Krankenhaus zur Heilung gebracht wer⸗ 
den, iſt von den Dienfthältern in dem 
Falle, wenn nämlih die erkrankten 
Dienftboten in ihrem Dienfte bleiben, 
für die Zeit, welche diefelben in dem 
Krantenhaufe zugebracht haben, bis zu 
ihrer Herftellung,, die Bezahlung nad 
der für die Prager Einwohner geltenden 
dritten Claffe zu leiften. Sollte jedoch 
ein Dienfthälter, um ſich vielleicht einer 
langer dauernden Bezahlung zu entzie- 
ben, einen Dienftboten während der 
Krankheit entlaffen,, fo hat der Dienſt⸗ 
bälter bei Ueberbringung des kranken 
Dienftboten einen monatlihen Betrag 
der Verpflegsgebühr nach der Dritten 
Slaffe in das Krankenhaus abzuführen. 
Jeder Dienfthälter ift daher verbunden, 
in der ſchriftlichen Anweifung, die der 
kranke Dienftbote in das allgemeine 
Krankenhaus mitzubringen hat, beftimmt 
anszudrüden, ob der erkrankte Dienſt⸗ 
bote in feinem Dienfte bleibt, oder von 
ihm entlaffen worden ift. Gegen jene 
Dienfthälter, welde die Ausftellung 
der zur Aufnahme der Dienftboten in 
das allgemeine Krankenhaus erforderlis 
hen Anweifungen verweigern follten, 
ift auf eben jene Art vorzugehen, wie 
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es in dem $. 4 für die einer ähnlichen 
Weigerung fi ſchuldig machenden In⸗ 
nungsvorſteher vorgeſchrieben iſt. Mit 
derſelben Behandlung und Strafe wird 
endlich auch gegen jene Dienſthälter 
vorgegangen, welche, um ſich der Be⸗ 
zahlung zu entziehen, einen kranken 
Dienſtboten aus dem Dienſte entlaffen, 
ohne die Meberbringung desfelben in 
das allgemeine Krankenhaus zu veran- 
laſſen. Wenn ein Dienftgeber felbft 
zahlungsunvermögend ift, muß diefer 
Umftand in dem dann für den Dienftbo- 
ten anzuſuchenden pfarrlichen Meldzet- 
tel von dem Pfarrer und Armenvater 
befonders unter ihrer Dafürhaftung be- 
fätiget werden. 

7. Die Berpflegsbeträge find gleich 
bei dem Eintritte eines Kranken in das 
allgemeine Krankenhaus in der Regel 
für einen Monat, bei Wahnfinnigen 
aber für drei Monate, und bei Schwans 
geren wenigſtens 14 Tage vorhinein, 
und fo fort, ohne eine Betreibung ab» 
zuwarten, jederzeit vorhinein zu entrich« 
ten; jedod wird ſtets bei dem Aus⸗ 
tritte oder nad) dem Tode der Verpfleg- 
ten der Ueberreſt an den vorbinein bes 
zahlten Verpflegsgebühren zurid ge 
zahlt. Jeder eintreiende Kranke und 
Irrfinnige ohne Unterfhied der Ber: 
pflegsclafie hat ein Zeugniß von dem 
Eigenthümer oder Berwalter des Hau- 
ſes, wo er wohnt, mitzubringen, in dem 
der Bore und Geſchlechtsname des 
Kranten, fein Alter, Geburtsort, Stand 
und perfönlicde Eigenfchaft genau ans 
geführt, und daß er wirklich in dem 
Haufe des Ausftellere wohnhaft ift, 
beftätiget ſein muß. 

8. In das allgemeine Krankenhaus 
werden alle wahrhaft armen Kran⸗ 
ten, welche von Prag gebürtig find, oder 
fih ſchon durch 10 Jahre ununterbro- 
hen dafelbft aufgehalten Haben, in dem 
Balle, wenn fie Feine Verwandten in 
aufe und abfleigender Linie, die die 
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Verpflegskoſten beſtreiten koͤnnen, noch 
ſonſt einen Erwerb haben, und wenn 
ſie nicht zu ſolchen Kathegorien gehoͤren, 
für welche nach den 88. 4, 5 und 6 die 
Innungen, oder einzelne, zu einer In⸗ 
nung gehörige Künftler, Fabrikanten, 
Profeffioniften oder endlich die Dienft- 
hälter, die Verpflegsgebühren entrichten 
müflen, fobald fie mit den die Armuth 
beftätigenden Zeugniſſen ihrer Pfarrer 
und Armenväter verfehen find, wie bis- 
her unentgeltlih zur Berpfle- 
gung und Heilung übernommen. Je 
doch hat es bei jenen armen Kranken, die 
aus dem Armeninftitute, oder fonft aus 
einem öffentlihen Berforgungs- und 
Pfründlerfonde einen Genuß haben; bei 
der geſetzlichen Beobachtung, vermöge 
welcher für die Dauer ihrer Berpflegung 
in dem allgemeinen Krankenhauſe die- 
fem jener Genuß zuzufallen bat, fein 
Berbleiben. Die Pfarrer und Armen- 
väter find dafür verantwortlich, daß fie 
zahlungsfähigen Kranken, oder ſolchen, 
für welche nad den 88. 4, 5 und 6 die 
Derpflegsgebühren von Innungen, Fa⸗ 
britanten, einzelnen Künftlern und Pro: 
feffioniften, oder endli den Dienfthäl- 
tern bezahlt werden müflen, keinen 
Meldzettel zur unentgeltlichen Berpfle- 
gung im allgemeinen Krantenhaufe aus⸗ 
ftellen; fondern fie haben foldye Per⸗ 
fonen, die fih bei ihnen um Meldzettel 
melden follten, an die ka k. Stadthaupt⸗ 
mannſchaft anzumeifen, welche zwar die 
bilfsbedürftigen Kranken unverzüglich 
in das allgemeine Krankenhaus abzu⸗ 
geben, in der audzuftellenden Anwei⸗ 
fung aber zugleih Denjenigen, welcher 
zur Bezahlung der Berpflegsgebühren 
verbunden ift, namhaft zu machen hat. 

9, Iene wahrhaft armen Perfouen, 
welche nicht von Prag gebürtig find, 
fih nit dur 10 Jahre ununterbro- 
hen dajelbft aufgehalten haben, und 
für welche nicht etwa nach den Beſtim⸗ 
mungen der $$. 4, 5 und 6 eine In⸗ 
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nung, ein Fabrikant, Künftler oder Pro⸗ 
feffionift, der zu keiner Innung gehört, 
oder ein Dienfthälter den Verpflegebe- 
trag zu leiften bat, werden zwar, wenn 
fie in Prag erkranken, und mit Zeug- 
niffen ihrer Pfarrer und Armenväter 
über die Unvermögenbeit, einen Ber- 
pflegebetrag zu entrichten, verfehen find, 
ebenfalls ohne Entrichtung einer Ver⸗ 
pflegogebühr in das allgemeine Kran- 
kenhaus zur Heilung und Verpflegung 
übernommen, jedoch bat es bei der An⸗ 
ordnung fein Bewenden, daß die für 
folde Perfonen aufgelaufenen Ver⸗ 
pflegsgebühren nad der dritten Elafie 
von den gefammten Unteribanen jener 
Kreife hereinzubringen find, wo dieſe 
Berfonen geboren wurden, oder wo fie 
fih dur volle 10 Jahre ununterbro- 
hen aufgehalten haben. Bei der Einhe- 
bung diefer Koften ift die in diefer Hin- 
fiht erflofiene Vorſchrift vom 18. Jan. 
1827 3. 2676 (Brov. ©. ©. für 
Böhm. 9. Bd. ©. 38) von Seite der 
Kreisämter zur genaueften Richtſchnur 
zu nehmen. 

10. Eine Ausnahme von diefen 
allgemeinen Anordnungen findet nur 
Statt: 

a) Bei den in das allgemeine Kran⸗ 
kenhaus zur Heilung abgegebenen Ar» 
reftanten, wenn diefe erſt nach ihrer 
Berbaftung erfrantten; 

b) bei vermögenslofen, mit einer 
epidemifchen Krankheit behafteten In- 
dividuen; 

c) bei armen, von der Wuth ver- 
dachtigen Hunden befhädigten Berfonen; 

d) bei den luſtſeuchekranken und von 
der Polizei ergriffenen Freudenmädchen, 
in fo fern fie eingeborne oder denfelben 
gleichzuhaltende Prager find, und ſelbſt 
die Heilkoften zu beftreiten nicht vermoͤ⸗ 
gen; endlich 

e) bei zahlungsunfähigen Ungarn, 
die in das allgemeine Kranken und 
Curhaus abgegeben werden. 
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11. Für die in das allgemeine 
Krankenhaus angewieſenen Arreftanten 
bat, wenn fie nicht bereit& zur Beit ih⸗ 
ter Berbaftung krank waren, jener Fond, 
dem die Verpflegung diefer Arteftanten 
obliegt, die Curkoſten zu tragen, da 
(egtere ale Gerichtskoften anzufehen 
find. Bei epidemifh Kranken über- 
nimmt der Staatsfhab im Falle der 
erwiejenen BZahlungsunfähigleit zwei 
Dritttheile der Kranken⸗ oder Curhaus⸗ 
verpflegägebühren, dagegen bat das 
legte Drittel die Grundobrigkeit zu lei- 
ften. Die Eurkoften für mittellofe, von 
der Wuth verdächtigen Hunden gebife 
fene Individuen hat in der Regel der 
Hundeeigenthümer zu entrichten. IR 
diefer jedoch nicht bekannt, oder ſelbſt 
zahlungsunfähig, fo werden zwei Dritt⸗ 
theile der Koften aus dem Staats⸗ 
ſchatze vergütet, das legte Drittel aber 
bat die Drisgemeinde und die Grund⸗ 
obrigkeit gemeinfchaftlich zu bezahlen. 
Für die von der Polizei aufgegriffenen, 
an der Luſtſeuche erkrankten Freuden- 
mädchen, welche mittellos, von Prag 
gebürtig, oder den Pragern gleich zu 
achten find, bat die Brager Stadtge⸗ 
meinde die Verpflegstoften, und zwar 
ganz zu tragen. Mittellofe Ungarn find 
dagegen, felbft wenn fie noch nicht volle 
10 Jahre in Prag zugebraht haben 
follten, unentgeltlich in das allgemeine 
Kranken» und Curhaus aufzunehmen, 
weil arme Unterthbanen aus den dent- 
fen Provinzen bei ihrer Erkrankung 
in Ungarn gleihfalls in den dortigen 
Spitälern unentgeltlich verpflegt werden. 

12. Ale wahrhaft armen Ir 
ren ohne Rüdfiht ihres Geburts⸗ oder 
Aufenthaltortes werden, wenn fie feine 
Derwandten in auf und abfteigender 
Linie, die die Verpflegskoſten beftreiten 
fönnen, noch fonft einen Erwerb haben, 
und ihre Zahlungsunfähigkeit durch 
das Zeugniß ihres Pfarrbezirkes ord⸗ 
nungsmaßig nachweiſen, unentgeltlich 
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zur Heilung und Verpflegung in das 
Irrenhaus aufgenommen. Rur bei mit- 
tellofen irrfinnigen Ungarn müffen die 
Berpflegögebühren von den ungarifchen 
Behörden entrichtet werden, weil in Un⸗ 
garn Feine Irrenanftalt befteht, folglich 
auch die Beobachtung der Reciprocität 
bier nit Statt findet. 

13. In dem Gebärhaufe wer 
den endli alle jene Schwangern un⸗ 
entgeltlich verpflegt, welche fich zur Auf- 
nahme in die pracdifhe Schule für an« 
gehende Hebammen und Geburtähelfer, 
dann zum Ammendienfte in der Findel⸗ 
anftalt durch vier Monate freiwillig 
berbeilaffen. 

14. Ale außerderHanptftadt 
wohnenden Berfonen, die im Er—⸗ 
krankungsfalle in das allgemeine Krans 
fen- und Curhaus, dann in die Irren⸗ 
anftalt gebradt werden, müflen mit 
eugnifjen ihrer Ortsohrigleiten über 
die Zeit des Aufenthaltes in ihrem 
Wohnorte, oder über ihre Vermoͤgens⸗ 
verhältnifle, jo wie über jene ihrer zah⸗ 
lungspflichtigen Berwandten verfehen 
fein, und e8 muß in diefen Zeugniffen 
auch nicht nur der Bor: und Ge- 
ſchlechtsname des Kranten oder Irren, 
fein Alter, Stand und feine perfönliche 
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burts⸗ und derjenige Dit, in dem er fi 
etwa durch 10 Jahre ununterbrochen 
aufgehalten bat, mit Anmerkung des 
Kreifes, wo ex liegt, der Pfarre und 
der Herrfchaft, zu der ex gehört, genau 
angeführt werden. Wenn ein folder 
Kranke oder Jrre mit unvollftändigen, 
unrichtigen Anweifungen, oder wehl 
gar ohne eine Anweifung in die erwähn- 
ten Anftalten gefendet werden follte, ift 
die Berpflegsgebühr der Obrigkeit jener 
Gemeinde, woher der Kranke gelommen 
ift, zur Laft zu fchreiben und von ihr 
einzutreiben. 

15. Bei zahlungsfähigen Irr- 
finnigen muß in jenen Zeugniffen 
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in dem Irrenhauſe verpflegt werden fol- 
len, angegeben, und eine von der Orta⸗ 
obrigfeit beftätigte Haftungsurkunde, 
bei deren Abfaffung die Beftimmungen 
der Verordnung v. 13. Aug. 1825 3. 
39656 zur genauen Nachachtung zu 
nehmen find, zur Sicherftellung der 
pünctliden Entrichtung der Verpflegd- 
gebühren in vierteljährigen Anticipat- 
taten eingelegt werden. Endlich ift bei 
Meberlieferung von Wahnfinnigen über- 
haupt auch ein von einem Kreis⸗ oder 
einem Stadtarzte, in deren Abgange 
aber von einem Brivatheilarzte ausge⸗ 
ftelltes Zeugniß über die beftimmte Ges 
genwart des Wahnfinnes, und die von 
dem behandelnden Arzte audgefertigte 
Krankheitsgefhichte mitzubringen. Die 
legtere muß über das Alter und die 
Geſundheitsumſtände des Kranken, die 
Entftehungsveranlaffung des Irrfinnes, 
defien Zufälle, Verlauf und Dauer, fo 
wie über die angewendeten Heilmittel 
einen genauen Aufihluß gewähren, 
(S. Serfinnige) - 

16. In allen Fällen jedoch, wo Irre 
in das Irrenhaus überbracht werden 
follen, müſſen fi die Ortsobrigkeiten 
ſtets vorlaufig wegen deren Aufnahme 
an die Krantenhausdirection verwen: 
den, und ihrem diesfälligen Anfuchen 
die in $$. 14 und 15 angeführten Be- 
helfe .beifchließen. Die Krantenhans- 
direction beitimmt fodann, ob und wann 
die Aufnahme erfolgen könne. Für je- 
den Fall ter Außerachtlaſſung diefer 
Vorſchrift ift eine Geldfitafe von 6 fl. 
EM. feftgefekt. 

17. Ohne Beibringung der vorge- 
fohriebenen Zeugniffe und Urkunden 
faun überhaupt die Aufnahme von 
Kranken und Irren in das allgemeine 
Kranken: und Curhaus, fo wie in das 
Irrenhaus nur dann veranlaft werden, 
wern die Kranken nicht ohne Gefahr 
abgewiefen, und zur Beibringung der 
15 
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noͤthigen Documente verhalten werden 
fönnen; wenn bei Irren der Wahn⸗ 
finn offenbar ift, und wegen deren Ge⸗ 

meinſchaͤdlichkeit Gefahr am Berzuge 
haftet. 

18. Unterſtandloſe Perſonen, 
die irgendwo in Prag krank oder wahn⸗ 
finnig gefunden werden, find durch die 
k. Stadthauptmannſchaft in die eben 
erwähnten Anftalten anzuweifen. Diefe 
bat zugleich den Geburtsort oder jenen 
Ort, in welchem fi folde Berfonen 
etwa ununterbrochen durch 10 Jahre 
aufgehalten haben, fo wie die Parteien, 
denen nach den obigen Befimmungen 
die Entrihtung der Verpflegsgebühren 
für diefe Berfonen obliegt, zu erheben 
und in den Anweifungen namhaft zu 
maden. Eben diefes ift au von den 
Gerichtsbehoͤrden, welche Kranke ober 
Bahnfinnige in das allgemeine Kran- 
ken⸗ und Curhaus, fo wie in die Irren« 
anftalt überbringen laſſen, auf das ge- 
nauefte zu beobachten. 

19. Die Leiheneinfegnungs- 
arten für im allgemeinen Kranken⸗ und 
Eurhaufe, dann in der Irren⸗ und Ge 
bäranftalt verftorbene Perfonen find 
folgendermaßen feftgefebt: 

a) Für eine ftille Einfegnung mit 
33 kr., 

b) für eine Einfegnung mit Kreuz, 
on aber ohne Geſang, mit 2 fl. 
4 kr., 
ce) für eine Einfegnung mit Kreuz, 
Laternen und Auffab, jedoch gleichfalls 
ohne Geſang, mit 4 fl. 24 kr., 

d) für eine Einfegnung mit Kreuz, 
Laternen, Auffab und Gefang, mit 
7 fl. 9 kr., und 

e) fuͤr eine Einſegnung mit Kreuz, 
Laternen, Aufſatz, Geſang und Aſſiſten⸗ 
ten, mit 11 fl. 24 kr. EM. 

Die Gebühr für die Abholung ei- 
ned Kranken in das allgemeine Kran« 
kenhaus in einem Tragbette oder Sef- 
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a) Bon der Altſtadt mit Einſchluß 
der Judenſtadt mit 40 kr., 

b) von der obern Reuftadt mit 30kr., 

c) von der untern Reuftadt mit 40 kr., 

d) von der Kleinfeite mit 48 Tr. und 

e) vom Hradfhin EI. EM. 
beftimmt. 

Diefe Gebühr ift ſtets zu entrichten, 
wenn nicht die unentgeltliche Abholung 
von den Pfarrbezirken oder dert. Stadt: 
hauptmannſchaft ausdrüdlich angefucht 
wird. (Hfkzl. D. v. 25. Juli 1829 2. 
3311. Kundm. des böhm. Bub. v. 
13. Aug. 1829 3. 34801. Prov. ©. 
©. für Böhmen. 3. 1829. Nr. 146.) 

Krankenhaus. Vorſchrift we 
gen Behandlung dervon einem 
in dem allgemeinen Kranten- 
baufe Berftorbenen hinterlaf- 
fenen Effecten. In Folge der mit 
der k. k. oberften Juſtizſtelle getroffe 
nen Webereintunft findet man die bei 
der biefigen Krankenanſtalt beftehende, 
mit den allgemeinen Geſetzen nicht ver- 
einbarlihe Mebung, vermöge welder 
die von den verftorbenen Kranken hin⸗ 
terlafienen Effecten nur binnen 3 Mo» 
naten vom Tode des Kranken gerech⸗ 
net, den Erben erfolgt, nach Berlauf 
diefer Frift aber, als ein dem Kranten- 
baufe beimgefallenes Eigenthum be- 
trachtet werden, in fo fern diefe Hebung 
nicht auf einem befonderen, der Anftalt 
verliehenen Privilegium beruht, abzu⸗ 
ftellen, und für die Zukunft folgende 
Directiven feftzufeben: 

Nah dem Ableben eines Kranken iſt 
der betreffenden Abbandlungs » Inftanz 
von der Kranfenhaus » Direction ein 
Verzeichniß der von dem Berflorbenen 
binterlaffenen und in der Berwahrung 
der Krankenhaus - Berwaltung befind- 
lichen Effecten mit dem Erfuchen zu 
übergeben, längftens binnen eines Zeit⸗ 
raumes von 3 Monaten, der Kranken⸗ 
haus⸗Direction, die binfihtlih dieſer 
Effecten zu treffen beabſichtigte Berfü- 
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gung eröffnen zu wollen. Sollte nad 
Berlauf diefes Zeitraumes eine ſolche 
Weiſung der Krankenhaus - Direction 
nit zufommen, fo ftebt es fodann 
diefer leßteren frei, die in der Rede 
ſtehenden Effecten, um außer jeder 
Berantwortlichleit geſetzt zu werden, 
bei der Berlaß-Abhandlungs - Behörde 
zu deponiren. Sollte aber die Ab- 
handlungs⸗Behoͤrde nicht in loco und 
die Meberfendung der Effecten mit Aus- 
lagen verbunden fein, welche leicht außer 
Berhältnig mit dem Werthe ftehen fönn- 
ten, fo bat die Krankenhaus⸗Direction 
falls binnen der beftimmten Frift keine 
Beifung der Abbandlungs-Inftanz ein- 
langt, die Anzeige an das Appella- 
tionsgericht zu machen, welches fodann 
die geeignete Verfügung treffen wird. 
(Gftzl. Decr. vom 5. Aug. 1829 3. 
18738. Bdg. der n.d.Reg. v.20. Aug. 
1829 3. 45528. Kp. ©. S. 55. Br. 
Rr. 151. Pr. G. ©. 11.3. Rr. 201.) 

Krankenhaus. Borfhrift we 
gen Einantwortung der von 
einem im allgemeinen Kran 


tenhaufe Hinterlaffenen Klei- 


dDungsd- und Waſchſtücke von der 
Abhandinngs - Inflanz jyre 
erediti an die Krankenhaus— 
Berwaltung. In fo fern es fi in 
jenen allen, wo die hinterlaffenen 
Kleidungd- und Waäſchſtuͤcke die Ver⸗ 
pflegd « und Beerdigungstoften im 
Schäbungswerthe nicht erreichen, und 
die vor Gericht einvernommenen Inter 
efienten, Erben oder Euratoren diefe 
Gegenftände nicht übernehmen können, 
diefelben jedoch dem Krankenhauſe als 
Vergütung oder auf Abrechnung der 
erwähnten Koſten eigenthümlih zu 
überlaffen erflären, um die Genehmi⸗ 
gung handelt, die von der Abhand- 
lung®-Inftanz der Krankenhaus - Ders 
waltung refpective dem Krankenhaus⸗ 
Fonde jure crediti einzuantwortenden 
Kleidungs⸗ und Waͤſchſtücke der ver 
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ſtorbenen Kranken eigenthuͤmlich uͤber⸗ 
nehmen zu duͤrfen; ſo kann dieſelbe 
von Seite der Landesſtelle keinem An⸗ 
ſtande unterliegen, weil hiedurch den 
Beſtimmungen des h. Hofkanzlei⸗De⸗ 
cretes vom 5. Aug. 1829 nicht zuwi⸗ 
der gehandelt wird; nur muß jebod 
bier ausdrücklich beigefügt werden, daß 
die Annahme nur auf Abrechnung der 
aufgelaufenen Berpflegstoften Statt 
finden könne, und daß fomit dem Kran⸗ 
kenhaus⸗Fonde der weitere Anfprud 
gegen die zahlungspflichtigen Verwand⸗ 
ten oder fonftigen Parteien binfichtlich 
des nicht ganz berichtigten Verpflegs⸗ 
betrages, noch immer vorbehalten blei- 
ben müffe. In jenen Fällen jedoch, wo 
die Berlaffenfhafts-Effecten eines ver- 
ftorbenen Kranken wegen des großen 
Werthes von Seite des Sperr⸗Com⸗ 
miffärd übernommen werden, und es 
fih fonah um Berichtigung der Beer⸗ 
digung und der Verpflegsgebühren han⸗ 
delt, die von den Erben oder von den 
Verlaſſenſchafts⸗Uebernehmern nicht be⸗ 
richtigt werden; fo find dieſe Gebuͤh⸗ 
ren dann von den aus der oͤffentlichen 
Verſteigerung der Verlaſſenſchafts⸗Ef⸗ 
fecten eingehenden Licitations⸗Geldern 
nach ihrer Zulänglichkeit von dem 
Sperr-Commiffär b. m, an die Kran- 
fenhaus » Caſſe gegen Empfangſchein 
abzuführen, wo derſelbe übrigens der 
Krankenhaus-Verwaltung zur gehoͤri⸗ 
gen Legitimation uͤber den abgefuͤhrten 
Betrag einen Gegenſchein einzuhaändi⸗ 
gen hat. (N. ö. Rggs. Vdg. vom 21. 
Mai 1830 3. 25489, n. d. Prov. ©. 
©. 12. Th. Rr. 157.) 

Krankenhaus. Die Reftbeträge der 
von einer Partei für feinen erkrankten 
Dienftboten in vorhinein entrichteten 
Monatsgebühr, find nur dem Ueber 
bringer der über den bezahlten Mo- 
natsbetrag ausgeftellten Quittung zu> 
rüdzuftellen. (N. 5. Rggs. Vdg. vom 
16. Dec. 1830 3. a 
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Krankenhaus der barmherz. 
Schwefternin Wien, Die Regierung 
findet dem von Sr. Majeftät genehmig- 
ten Inftitute der barmherz. Schweftern 
zu Wien die angefuchte Bewilligung 
zur Errichtung eines Krankenhauſes 
und einer Hausapotheke in dem Haufe 
zu Gumpendorf Nr. 195 unter nach⸗ 
folgenden Bedingungen zu ertheilen: 

1. In die Krankenanftalt follen nur 
arme Kranke beiderlei Gefchlechtes von 
jeder Religion und jedem Stande auf- 
genommen werden. 

Ausgeſchloſſen bleiben: 

a) mit Außeren Uebeln, 

b) mit venerifhen Krankheiten, 

c) mit unheilbaren Krankheiten, 

d) mit der Kräße Behaftete, 

e) Kinder unter 4 Jahren. 

. 2. Ueber den Eintritt der Kranken, 
ten Austritt und die Todesfälle find 
genaue Vormerkungen zu führen. 

3. Sowohl der Primar» als der 
Secundararzt follen geprüfte Doctoren 
der Medicin fein, erfterer foll täglich 
wenigſtens Eine Viſite machen, lebtes 
rer im Haufe wohnen und ſich fo weit 
es die Verſchiedenheit der Berhältnifie 
zulaßt, nad) der Inftruction der Krane 
kenhaus⸗Secundar⸗Aerzte benehmen. 

4. Die Borfteherin des Inſtitutes 
bat alle Monate eine fpecielle Liſte von 
den aufgenommenen, geheilt oder un⸗ 
geheilt entlaffenen oder verftorbenen 
Perfonen und von den im Haufe zu« 
rüctgebliebenen, mit Ende des Jahres 
aber eine allgemeine das ganze Jahr 
umfaffende Tabelle der Regierung vore 
zulegen. Diefe Tabelle muß von dem 
Primararzte unterfertigt werden. 

5. Den Kranken ift bei Zeiten der 
ihrer Religion oder Confeffion ange 
meflene geiftliche Beiftand zu verfchaffen. 

6. Im Haufe ift eine Todtenfammer 
zu errichten und von jedem Todienfalle 
ift Die Anzeige an das Todtenbeſchreib⸗ 
amt zu maden. 
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7. Die von den Kranken mitge⸗ 
brachten Kleider und fonfligen Effecten 
find ihnen aufzubewahren und bei der 
Entlaffung zurücdzuftelln. Bon den 
Effecten der Berftorbenen ift der Ab- 
handlungs⸗Inſtanz Die Anzeige zu ma- 
hen, ed fei denn, fie müßten vertilgt 
werden. 

8. Die Apotheke und das Laboras 
torium find fo einzurihten und zu be 
forgen, wie es in dem Elifabethiner- 
Spitale gefhieht. Weber die Bedin- 
gungen, unter welchen die barmherzi⸗ 
gen Schweftern und in Zukunft au 
die Apothelerinnen der Elifabethine: 
rinnen und anderer Ordensgemeinden 
zur feloftftandigen Beforgung des Apo⸗ 
thefergefhäftes werden zugelaffen wer⸗ 
den, wird die weitere Weifung nad: 
folgen. Inzwifchen wird den barmher⸗ 
zigen Schweftern geftattet, ihre Haus⸗ 
apotheken durch einen approbirten Pro: 
vifor verfehen zu laffen. 

9, Bon der wirkliden Eröffnung 
des Krankenhauſes it der Regierung 
feiner Zeit die Anzeige zu machen. 

10. Da nit alle Buncte der Be⸗ 
nehmung erſchöpft werden können, ſoll 
das in dem Eliſabethiner⸗Spitale vor⸗ 
geſchriebene oder uͤbliche Verfahren zur 
Richtſchnur dienen. (Rggs. Bog. vom 
3. Mai 1832 3. 22638. Pr. ©. ©. 
14. Th. Rr. 95.) 

Im Rahhange zu der obigen Ber- 
ordnung wird in Beziehung auf die 
felbftftändige Beforgung der Haut: 
apothefe feftgefebt, daß diejenige Per⸗ 
fon, der dieſes Gefhäft anvertraut 
wird, ih einer Zjährigen Lehrzeit hei 
einem öffentliden Apotheker umd der 
Zirocinal « Brüfung bei dem Wiener 
Gremium unterziehe und hiebei genü⸗ 
gende Beweiſe der fi eigen gemachten 
Kenntniffe zur Beforgung einer Haus⸗ 
apotheke ablege, worüber fie auch ein 
Zeugniß zu erhalten Bat, mit weldgem 
fie fih auf jedesmalige Anforderung 
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ausweifen muß. (Bdg. der n. 6. Reg. 
vom 19. Juli 1832 3. 38244. Prov. 
G. ©. 14. Th. Rt. 166.) 

Krankenhaus, allgem. in Wien. 
Hinfihtlih der Nachweiſung des in 
Wien vollſtreckten Decenniums bei den 
in das k. k. allgem. Kranfenhaus aufs 
junehmenden Gratis » Kranten wurde 
beftimmt, daß nur diejenigen als Gra⸗ 
tib⸗Kranke aufgenommen werden, welche 
nebft der biöher üblichen und vorge⸗ 
fgriebenen Rachweifung der Armuth 
und des Mangeld an Pflege und War⸗ 
tung bei Haufe aud über das zurüd- 
gelegte Decennium den Beweis liefern 
koͤnnen, daher die ka k. Pol. Ob. Dir. 
die Einleitung zu treffen hat, daß von 
Seite der k. k. Bol. Bez. Dir. auf den 
Meldzetteln oder auf den Armuths- 
Zeugnifien , fo wie auch auf jenen An⸗ 
weifungen, welche die Polizeis Bezirke- 
Directionen zur unentgeltlihen Auf: 
nahme eines Kranken in das Kranken 
haus unmittelbar felbft ausfertigen, die 
Bemerkung beigefügt werde, Daß der 
Kranke das Decennium in Wien zu« 
rückgelegt habe, oder aber für den Fall, 
daß diefes den Bezirks » Directionen 
nit befannt fein follte, von felben 
auf der Anweifung bemerkt werde, daß 
fie in diefer Beziehung die Erhebun- 
gen einleiten und der Krankenhaus: 
Berwaltung nachträglich bekannt geben 
werden. (Bdg. dern. d. Reg. vom 14. 
Sept. 1832 3. 51038, n. d. Pr. ©. 
©. 14. Th. Rr. 221.) 

— — in Prag. Um jeder Berzö- 
gerung in der Abholung von aud- 
wärtigen unheilbaren Kranken wenig- 
ftens für die Folge wirkfam zu begeg- 
nen, wird die Krankenhaus» Direction 
ermächtigt, derlei unbeilbare Kranke in 
allen jenen Fällen, wo von Seite der 
Dominien oder Magiftrate der Auffor⸗ 
derung wegen Abholung eines Kranken 
aus dem Krankenhauſe nicht binnen 3 
Wochen entfprochen wird, auf Koften 
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des ſäumigen Amtes oder Magiſtrates 
in die Heimath zuruͤckzuſenden. (Gub. 
Vdg. vom 21. Febr. 1833 3. 4647. 
Prov. G. ©. für Böhmen. J. 1833. 
Nr. 54.) 

Krankenhaus. Diet. t. Polizei⸗Be⸗ 
zirks⸗Directionen haben Tünftig in den 
Armuths = Zeugniffen und Meldzetteln 
zur unenigeltlihen Aufnahme in das 
allg. Krantenhaug den allgemeinen Aus⸗ 
drud: Handarbeiter oder Hand- 
arbeiterinnen zu befeitigen, und 
die Beſchäftigung und den fonftigen 
Erwerb des aufzunehmenden Indivi⸗ 
duums genau anzugeben, ob es bei 
einer Innung, in einer Fabrik, bei 
einem Kimnftler oder Brofeffioniften als 
Handarbeiter fi befinde, oder zu Haufe 
für felbe arbeite, oder ob es ſich einen 
Unterhalt durch Arbeit bei Haufe oder 
außerhalb demfelben, jedoch nicht für 
beftinnmte Innungen, Fabrikanten, 
Künſtler oder Profeſſioniſten, ſondern 
auf eigene Hand und Rechnung vers 
ſchaffe. (Bdg. der n. ö. Reg. vom 18. 
Mai 1834 3. 10695. Kn. ©. 2.2. 
1834. Nr. 35.) 

— — Sänmiliche Dominien, Ma- 
giftrate und Pfarrer auf dem Lande 
find anzuweiſen, jenen kranken Land» 
leuten, welche fi der Heilung we- 
gen nah Wien in das E. 
allgemeine Krankenhaus Be 
geben wollen, von den Pfar— 
rern und den Ortsobrigkeiten 
beftätigte Zeugniffe über ihre 
Zahlungzfähigfeit oder Zahlungsun⸗ 
fähigkeit mitzugeben. In&befondere find 
die Ortsobrigkeiten verpflichtet, derlei 
Individuen Anmweifungen auszuferti⸗ 
gen, in denen ihr genaues Nationale 
mit der Angabe des letztvollſtreckten 
Decenniums, mithin ihre Zuftändigfeit 
enthalten fein muß. Endlih ift jede 
folde Partei verpflichtet, von dem 
nächſt gelegenen Arzte oder Wundarzte 
ein Zeugnig beizubringen, daß ihre 
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Krankheit auf dem Lande nicht geheilt 
werden kann. (Ddg. der n. d. Reg. v. 
5. San. 1835 3. 1106. Prov. ©. ©. 
17. Bd. Nr. 3.) 

Krankenhaus. Den Kindern, welche 
mit ihren Eltern in das allgem. Kran⸗ 
kenhaus gebracht, und auf Krankheits⸗ 
dauer ihrer Eltern einſtweilen im Fin⸗ 
delhauſe untergebracht werden ſollen, 
iſt eine eigene ſchriftliche Anweiſung 
vom Bezirksarzte auszuſtellen. (N. ö. 
Rggs. Vdg. vom 24. März 1835 8. 
16325. Po. G. ©. 17. Bd. Rr. 86.) 

— — in Bien. Den aus dem 
Krankenhauſe tretenden Parteien find 
jene, zu ihrer Legitimirung und Aus⸗ 
weifung notbwendigen Bebelfe auszu⸗ 
folgen, welche zum Behufe der Ein- 
bringung der Berpflegskoften nicht un⸗ 
umgänglich nothwendig find. Insbe⸗ 
fondere ift diefes rückſichtlich der Päſſe 
und Wanderbücher der Fall. (N. ö. 
Rggs. Bdg. vom 21. Febr. 1835 3. 
10002. Kn. S. Vdg. vom J. 1835. 
Nr. 19.) 

— — Entridtung der Cur 
und Berpflegstoften für Cri— 
minal» und Polizei: Inquifi- 
ten. Die beftehbenden Vorſchriften, dag 
Shüblinge, die von hier in ihren 
Geburtsort abgeſchoben werden, und mit 
der Auftfeuche behaftet find, vorläufig 
in das allgem. Krankenhaus abgegeben 
und dann erft nad Haufe abgefchoben 
werden follen, haben durch die Hofkanz⸗ 
lei: Entfheidung v. 24. Dec. 1834 3. 
32101 (f. Ingnifiten-Spital) Teine 
Aenderung erlitten. Diefe Hoffanzlei- 
Entfheidung findet aber auch rüdficht- 
li der aufgegriffenen Vaga— 
bunden, welde bei ihrer Aufgreifung 
ſchon krank find, und nicht in das ma» 
giftratifhe Snquifiten-Spital, fondern 
in das allgem. Krankenhaus abgegeben 
werden, feine Anwendung, da diefe feine 
eigentlichen Inquiftten find, und bei den- 
felben die Beftimmungen des Straf-&e- 
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feßbuches nicht Platz greifen. Was die 
Eur: und Berpflegskoften für Inquifiten, 
die ſchon bei ihrer Derhaftung Trank be⸗ 
funden wurden, betrifft, fo ift ſich nach 
dem erwähnten HoflanzleisDecrete vom 
24. Dec. 1834 zu benehmen. (Hflzl. 
D. vom 10. Sept. 1835 3. 23447. 
Rggs. Vdg. vom 24. Sept. 1835 3. 
52229. Kn. ©. B. vom J. 1835 Rt. 
74. Erneueri mit Decr. der n. ö. Reg. 
vom 12. Jän. 1848. 3. 63558.) 
Kranfenhbans. Behandlung 
der Effecten von Perſonen, die 
in dem Krankenhauſe in Wien 
verſtorben find. Seit dem Beſte—⸗ 
ben der Verfügungen des Hoffanzlei- 
Decreted vom 5. Auguft 1829 ift die 
k. k. Krantenhaus-Direction nicht mehr 
berechtigt, die von den Verftorbenen in 
der Kranken-, Gebär: und Irrenanftalt 
bhinterlafjenen Effecten an Private zu 
erfolgen. Es ift daher die Einleitung 
zu treffen, dag alle Berlaffenfchafts- 
Effecten an die Abhandlungs » Inftan- 
zen und nicht an Parteien erfolgt wer⸗ 
den. Gehören die Effecten foldden in 
der Gebär-, Irren- oder Krankenanſtalt 
verftorbenen Perſonen, welche mit Rück⸗ 
fiht auf die beftehenden Borfchriften ale 
nah Wien zuftändig und als arm an- 
zufehen find, denen fomit die Wohlihat 
der unentgeltlihen Behandlung zu- 
kommt: fo bat die Anftalt weder wegen 
einer rückſtändigen Berpflegsgebühr 
noch wegen einer Tragſeſſelgebuͤhr, noch 
wegen einer Leichentaxe auf den Nach⸗ 
laß Anſpruch zu machen, woraus er⸗ 
folgen wird, daß die Erben den Nach⸗ 
laß von der Abhandlungs » Inflanz 
ſchneller und ungefchmälert erlangen 
werden. Sollten jedoch die nachgelaf- 
fenen Effecten einer Berfon von obge- 
dachter Eigenfhaft von einem ſolchen 
Merthe fein, daß dadurch die Armuth 
derfelben, folglich auch ihr Recht auf 
eine unentgeltliche Behandlung in Zwei⸗ 
fel käme, fo müßte die Erhebung ein- 
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geleitet, und nach Mapgabe des Ergeb- 
niffed ungeachtet obiger Berfügung aus⸗ 
nahmsweife der Erſatz für Berpflegs- 
toten, Zragfefielgebühren und Leichen⸗ 
teren angefprocdhen werden. (Vdg. der 
n. d. Reg. v. 3. Mai 1836 3. 24076. 
Prov. G. ©. 18. Bd. Rr. 139.) 
Krantenhaus. Meld- und An- 
fragzettel für Arme, die in das 
Kranleubaus und Deren Kinder 
in das Findelhaus aufgenom- 
men werden. Mit der Rggs. Bde. 
vom 18. April 1824 wurden bereits 
die Armen » Inftitutd » Vorfteher anger 
wiefen, bei Ausfertigung der Meldzet- 
tel zur Aufnahme in das allg. Kran» 
kenhaus, wenn die dahin angemwiefene 
Berfon eine Betheilung genießt, jedes- 
mal die Abhör-Rummer, dann die Bes 
tbeilung und den Umftand, ob die Per⸗ 
fon ledig, verwitwet oder noch verehe- 
licht fei, und im lebteren Kalle, wo 
der&hegatte derfelben wohne und wenn 
mit der in das Krankenhaus angemwies 
fenen Berfon auch eheliche Kinder, weil 
fie zu Haufe Leine Pflege haben wür⸗ 
den, dahin gebracht werden müſſen, 
den Namen der Kinder, dann welches 
von denfelben und was für eine Be⸗ 
theilung es genießt, in dem Meldzettel 
anzufeben, weil dergleichen Kinder fo» 
dann von der Krankenhaus » Direction 
an die Findelanftalt übergeben und da- 
feld auf Rechnung des Armen - Infti 
tut⸗Fondes verpflegt werden, die Ars 
menpfründen derfelben aber während 
ihres Aufenthaltes im Findelhaufe ein- 
gezogen werden müflen. Bon den mit 
pfarrlichen Meldzetteln in das allgem. 
Krankenhaus angewiefenen Perfonen 
wird auf dieſe Art die Direction des» 
felben in die Kenntniß geſetzt, ob diefe 
Berfonen abgehört und betheilt jeien, 
oder welche Betheilung allenfalld die 
mitgebrahten Kinder genießen, und 
von diefen Kindern erhält bei ihrer 
Ueberfehung in die Findelanftalt die 
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Findelhaus-Direction Kenntniß. Es 
ereignen fih jedoch nicht felten Fälle, 
wo wegen Gefahr auf dem Verzuge 
kranke Perſonen nach Umſtänden auch 
mit ihren Kindern unmittelbar von der 
k. k. Polizei⸗Ober⸗Direction oder von 
den k. k. Bezirks⸗Directionen in das 
Krankenhaus angewieſen, oder daß von 
der Polizei-Behoͤrde, dem Wiener Ma- 
giftrate und den Obrigkeiten inner den 
Linien Wiens bei Verbaftungen die 
verhaftete Berfon zur Heilung in das 
Krankenhaus, oder daß bei der Ber 
baftung der Eltern die Kinder aus 
Mangel einer andern Pflege in die 
Findelanftalt abgegeben werden müffen. 
In folden Fällen it ed nun wegen 
Einziehung der Armen - Pfründen der- 
lei Perfonen oder ihrer Kinder wäh» 
rend ihres Aufenthaltes im Kranken⸗ 
oder im Findelhauſe durchaus noth⸗ 
wendig, daß die betreffenden Armen- 
Inſtitut-Vorſteher von der Anweifung 
folder Perfonen oder Kinder in das 
Kranken oder Findelhaus in die Kennt- 
niß fommen, um die Betheilung fifti- 
ren zu können. Um dieſes zu bewerk: 
ftefligen, haben die k. k. Polizei⸗Ober⸗ 
Direction, die k. k. Polizei » Bezirks 
Directionen, der Magiſtrat und die 
Obrigkeiten in Wien fi in den eben 
bezeichneten Fallen mittelft eines Ans 
fragzetteld (welche Zettel bei der k. k. 
Rechnungs⸗Confection in Armenſachen 
b. m. behoben werden koͤnnen) bei der 
Pfarre, wo eine ſolche Perfon zulekt 
gewohnt hat, zu erlundigen, ob die 
Perſon oder das Kind eine und welde 
Betheilung genieße. Diefer Umftand 
ift dann von den Pfarrern ſogleich auf 
dem Anfragzettel anzumerken, welcher 
Zettel fodann von der anweiſenden 
Behörde der Krankenhaus» und bezies 
hungsweife der Kinder der Findelhaus- 
Direction mitzutheilen ift, welche hie⸗ 
von den vorgefchriebenen Gebrauch zu 
machen bat. (Vdg. der n. d. Reg. vom 
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30. Dct. 1836 3. 59715. Prov. ©. 
©. 18. Bd. Rr. 262.) 

Krankenhaus in Bien. Die Re 
gierungs-Circularien vom 4. Mai und 
28. Juni 1811 und am 4. Mai 1814 
enthalten zwar jene allgemeinen Vor⸗ 
fhriften, welche in Abſicht auf 
die Aufnahme der Hilfébedürf— 
tigen in dask. k. allgem. Krans 
kenhaus zu Wien, ſo wie auch 
hinſichtlich der Berpflegsko— 
ſten zur Richtſchnur zu dienen haben. 
Nachdem aber die Erfahrung gelehrt 
hat, daß ſich einerſeits in Anwendung 
dieſer Grundſaͤtze auf die verſchieden⸗ 
artigen vorkommenden einzelnen Fälle 
noch immerfort Anſtände ergeben, an⸗ 
derſeits aber ſich ſeit der Kundmachung 
jener Verordnung die Verhälmiſſe in 
mander Hinfiht geändert haben, fo 
werden zur künftigen Befeitigung der 
Erfteren, zu Folge h. Hoflanzlei-De- 
creted vom 18. Febr. 1837 folgende 
Anordnungen zur ‚allgemeinen Kennt⸗ 
niß gebracht: 

8. 1. Alle Perfonen ohne Unter: 
fhied des Standes, welche fih um die 
Aufnahme in das hieſige allg. Kran- 
fenhaus bewerben, oder um deren Un⸗ 
terbringung dafelbft eingefhritten wird, 
müſſen mit einer ſchriftlichen Urkunde 
verfehen fein, worin von einer Polizei⸗ 
Orts⸗ oder Gerihtsbehörde 

a) der Tauf⸗ und Geſchlechtsname 
und zwar bei verheiratheten weiblichen 
Individuen fowohl der Yamilienname 
als der Zuname des Gatten, 

b) das Alter, 

c) die Religion, 

d) der Stand, Character oder Be- 
ſchaͤftigung, 

e) der Geburtsort mit Beifügung 
der Herrſchaft, Pfarre, des Kreiſes und 
des Landes, ferner 

N) der Aufenthaltsort oder Wohnort, 
fo wie hauptſächlich die ausdrückliche 
Angabe, ob und wo der Aufzunehmende 
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zulegt ununterbrochen durch 10 Jahre 
fih aufgehalten hat, und wohin er fo» 
mit zuſtändig if; dann endlich 

g) ob und welche zahlungspflichtige 
Anverwandten er hat, genau und rich⸗ 
tig angegeben find. 

8. 2. Bon der Beibringung folder 
in ver obgenannten Art ausgeftellten 
Urkunden find jedoch alle Jene befreit: 

a) welche mit Anmweilungen von ir⸗ 
gend einer Behörde oder einer Partei, 
bei welcher fie dienen, und von welder 
die Verpflegsgebühren beſtritten wer- 
den, verfehen find; 

b) die zu einer Innung gehören und 
Innungszettel beibringen; 

c) alle Jene, welche mit einem biefi- 
gen Armen» Inftitute eine Betheilung 
genießen, und ihr Pfründenbüchel, Tä⸗ 
felchen oder den eigens dazu beftimmten 
Meldzettel bei der Aufnahme aufzu- 
weifen vermögen; 

d) auch werden obige Urkunden von 
jenen nah Wien zuftändigen Indivis 
duen nicht gefordert, fire welde fo= 
glei die vorſchriftsmäßige Vorhinein- 
zahlung der Verpflegsgebuͤhren geleiftet 
wird. Kür ſolche Perfonen genügt ein 
Zeugniß des Eigenthüimers oder Admi- 
niftratord des Haufes, wo fie wohnen. 
Selbft in jenen Fallen, wo nad $. 1 
die vorgefchriebenen Urkunden ale Bes 
dingnig der Aufnahme gefordert wer⸗ 
den, wird auf die fogleiche Beibringung 
derfelben nicht gedrungen, wenn rüd» 
fihtlih der Aufnahme des Kranken Ge⸗ 
fahr auf dem Verzuge haftet; es müf- 
fen jedoch fodann nachtraͤglich die erfors 
derlihen Erhebungen über die Ratio- 
nalitäts-Berhältniffe des Kranken (wie 
fie im $. 1 angegeben find) gepflogen, 
und die vorfhriftemäßigen Documente, 
in der kürzeſten Zeit ausgefertigt und 
beigebracht werden. 

$. 3. Die zur Aufnahine anlommen- 
den Kranken theilen ſich 

a) in ſolche, für welche gleich baare 
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Einzahlung der ganzen Verpflegsgebuͤh⸗ 
ren geleiftet wird; 

b) für welche Antheilzahlungen ge⸗ 
leiftet werden, und endlich in folde; 

c) welche unentgeltlich verpflegt wers 
den. 

8. 4. Es hat no ferner bei der 
duch Eircular » Verordnung vom 17. 
Dct. 1821 erfolgten legten Beftimmung 
der Derpflegsgebühren fein Verbleiben, 
nach welcher der täglide Verpflegäbe- 
darf wie bisher au in Zukunft 

a) für einen Kranken in der 1. Elaffe 
mit 1 fl. 20 ir. 

b) In der 2. Claſſe mit 51 fr. 

c) In der 3. Claffe mit 18 kr. für 
hiefige zahlungspflichtige Einwohner, 
und mit 32 fr. C. M. für auswärtige 
zu zahlen kommt. 

Zu den biefigen Einwohnern werden 
jene gerechnet, welde entweder von 
Wien gebürtig find oder nirgends an- 
derswo fi ununterbrochen durch 10 
Jahre aufgehalten oder welche aus ir⸗ 
gend einer anderen Urſache die gefeb- 
lie Zuftändigkeit nah Wien erlangt 
haben. Alle übrigen gehören zu den 
Auswärtigen und haben daher die hoͤ⸗ 
here Gebühr der 3. Elaffe, das ift täg- 
lih 32 Er. zu bezahlen. 

8.5. Für die im allgemeinen Kran 
kenhauſe unentgeltlih Berpflegten ift 
die Gebühr für einen Monat bei der 
Krankenhaus» Verwaltung vorhinein zu 
entrichten, bei dem Austritte oder Ab- 
leben des Kranken wird der allfällige 
Ueberf[huß der bezahlten Verpflegsge⸗ 
bühren gegen Borzeigung der bei der 
geleifteten Zahlung erfolgten Quittung 
zurädbezablt, jedoch muß die Gebühr 
nach der 1. Claffe no für 4 und nad 
der 2. Elaffe für 6, und nad der 3. 
Claſſe für 8 Tage dann berichtigt wer- 
den, wenn der Kranke die Verpflegung 
durch einen fürzeren Zeitraum als durch 
einen Monat genofien hat. 

8. 6. In Beziehung auf die erkrank⸗ 
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ten hiefigen Dienfiboten, die in 
das allg. Krankenhaus zur ärztlichen Be 
handlung gebracht werden, hat e& zwar 
in der Hauptfache bei den Beftimmuns 
gen der 88. 84, 85 und 86 der un⸗ 
term 1. Mai 1810 erlaffenen Gefinde- 
ordnung auch noch feruger zu verbleiben, 
nur ift von den Dienfthältern in dem in 
8. 84 jener Gefindeordnung ausge⸗ 
drückten alle, wenn namlich die er- 
krankten Dienftboten im Dienfte ver: 
bleiben, für die ganze Zeit, welche die- 
felben im allgem. Krantenhaufe bie zu 
ihrer Heilung oder bis zu ihrem Able- 
ben zugebracht haben, die Bezahlung 
nad) der 3. Verpflegsgebühren-Claffe zu 
leiften ; in dem in $. 85 jener Geſinde⸗ 
ordnung ausgedrüdten Falle aber, wenn 
ein Dienfthälter, um ſich einer vielleicht 
länger dauernden Bezahlung zu ent- 
ziehen, einen Dienftboten während der 
Krankheit entlaßt, Hat der Dienftgeber 
bei WMeberbringung des Franken Dienft- 
boten einen Monatsbetrag der Ders 
pflegsgebühren nad der 3. Claffe an 
das Krankenhaus abzuführen. In fo 
fern nun von einem Dienftgeber die 
Berpflegsgebühr der 3. Elaffe für einen 
Dienftboten geleiftet wird, ift diefe ohne 
Rückſicht auf die Zuftändigkeit des 
Dienftgebers, wenn diefer feiner Amti⸗ 
rung oder Beihäftigung nad) in Wien 
wohnt, mit täglich 18 fr., wenn er 
aber außer den Linien Wiens bleibend 
wohnt, mit täglih 32 Tr. C. M. feft- 
gefeht. Für den Wall, ald der kranke 
Dienftbote an der Luſtſeuche leidet, ift 
der Dienftgeber nicht verpflichtet, die 
Koften der Behandlung, fo weit fie nur 
jenes Uebel betreffen, zu beftreiten. 

$. 7. Jeder Dienftgeber ift demnach 
verbunden, in der fhriftlihen Anwei⸗ 
fung, die der kranke Dienftbote in das 
allgem. Krankenhaus mitzubringen hat, 
den Umftand beftimmt auszudrüden, 
ob der erkrankte Dienftbote in feinem 
Dienfte bleibt, oder von ihm entlaffen 
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worden ift, welder Umſtand auch von 
der betreffenden ?. k. Polizei⸗Bezirks⸗ 
Direction, oder von der k. k. Polizei⸗ 
Ober⸗Direction beftätigt fein muß. 

Jener Dienftgeber, welder einen 
kranken Dienftboten die hier erwähnte 
Anmweifung verweigert, oder demfelben, 
um fih der Berpflegskoften - Bezahlung 
zu entziehen, aus dem Dienfte entläßt, 
obne die Unterbringung des Dienftbo- 
ten in das allgem. Krankenhaus zu 
veranlaffen, wird nicht nur zur Bezah⸗ 
lung der Berpflegsgebühren für die 
ganze Dauer der Krankheit verhalten, 
fondern noch überdies mit einer Geld» 
firafe von 2 fl. C. M. belegt werden. 
Wenn ein Dienftgeber felbft zahlungs- 
unfähig fein follte, fo muß diefer Um⸗ 
ftand in der für den Dienftboten anzu⸗ 
fuhenden Spitaldanweifung von der 
betreffenden Polizei-Behörde beftätiget 
werden. 

8.8. Zur Erzielung einer Gleich⸗ 
förmigkeit und erforderlihen Bollftän- 
digkeit der zum Behufe der Aufnahme 
von Dienftboten in das allgem. Kran⸗ 
kenhaus auszuftellenden Dienftzeugnifle, 
fo wie zur Erleichterung des Publicums 
und der k. k. Bolizei-Behörden werden 
zu diefem Zwecke erforderlihe Dienft- 
zeugniffe mit den nothwendigen Rubrie 
fen verjeben, nah dem am Schluffe 
beigefügten Bormulare A in Druck ge⸗ 
legt, und damit ſämmtliche Bezirks⸗ 
Directionen, die Polizei - Bezirkd- und 
Stadt-Armenärzte, und fämmtlidhe in 
Wien ihre Praris ausübenden Aerzte 
und Wundärzte, jo wie die Armenväter 
betheilt werden, bei welchen im Erfor⸗ 
dernißfalle von den Hausbefikern und 
Haus» Adminiftratoren eine beftimmte 
Anzahl unentgeltlich behoben, und für 
die Parteien verwendet werden Tann. 
Bei diefer Einrihiung wird es daher 
nur darauf anlommen, daß die in den 
gedrudten Dienftzeugniffen enthaltenen 
Rubriken von jedem Dienftgeber ordent- 
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lich ausgefüllt und fodann der k. k. 
Polizei» Bezirks » Direction zur weiteren 
Amtshandlung überbracht werden. 

8. 9. Jene Individuen, welche zu 
einer Innung gehören, die entweder 
Baufchalien oder Topfweife die Ber: 
pflegsgebühren in das allgem. Kran- 
kenhaus bezahlt, müflen zur Aufnahme 
in die Krantenanftalt einen von den 
betreffenden Innungs⸗Vorſtehern aus⸗ 
gefertigten Innungszettel beibringen. 

Die Verpflichtung der Innungen für 
ihre in das allgem. Krankenhaus zur 
Behandlung gebrachten Geſellen, Jun⸗ 
gen, Arbeiter und Arbeiterinnen die 
Verpflegsgebuͤhren zu entrichten, hat 
Statt, die Innungen mögen in eine 
andere hier beftehende Krankenanſtalt, 
wohin fie gewöhnlich ihre Kranken zu 
bringen pflegen, Baufchalbeträge leiften 
oder nicht, und es mögen die zur In⸗ 
nung gehörigen und in das allg. Kran- 
tenhaus gebrachten Individuen in oder 
außer den Häufern ihrer Arbeitsgeber 
wohnen, ja diefe Verpflichtung erftredkt 
fih auch aufjene®efellen, welhevon 
derFremde zureiſen, und noch feine 
Arbeit gefunden haben, fie mögen in 
dem Gefellenbuche eingetragen fein oder 
nit, indem die Gefellenwanderung 
nur den Innungen zum Vortheile ge 
reiht, und es alfo billig ift, daß fie 
zu den durch die zufällige Erkrankung 
eines ſolchen zu ihrer Innung gehörigen 
Wanderer dem biefigen Krankenhauſe 
zuwachlenden Ausgaben, wenigftens den 
gefeblidhen Beitrag leiſten. Gegen jene 
Innungsvorſteher, welche die Ausftel- 
lung der zur Aufnahme eines kranken 
Gefellen, Jungen, Arbeiterd oder Ar⸗ 
beiterinnen in das allgem. Krankenhaus 
erforderlihen Innumgszettel verweigern 
folten, wird auf diefelbe Art vorge- 
gangen, wie es im $. 7 der gegenwär⸗ 
tigen Verordnung für die der ähnlichen 
Weigerung ſich fehuldig machenden 
Dienftgeber vorgeſchrieben ift. Bon dies 
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fer Vorſchrift machen jedod jene Ge- 
fellen eine Ausnahme, welde in ihrem 
früheren Arbeitäorte erkrankt find, und 
denfelben blos in der Abficht verlafien 
haben und hieher gereift find, um ſich in 
der biefigen Krankenanſtalt heilen zu 
laffen, in welchem Falle die Verpflegs- 
gebuhren von jener Innung, zu welder 
der Meifter gehört, oder auch von den 
legtern felbft bezahlt werden müffen. 
Wenn endlih ein Kranker, der ald Ge⸗ 
felle, Lehrling, als Arbeiter oder als 
Arbeiterin, einer Innung angehört, an 
der Ruftfeuche erkrankt, fo werden die 
Berpflegskoften, in fo weit fie zur Hei- 
lung der Luſtſeuche allein erwachfen, der 
Innung nicht aufgerechnet. 

$. 10. In fo fern Innungen oder 
Gemeinden für ihre erkrankten Mitglie- 
der, Gefellen, Zungen u. ſ. w. Baufdal- 
beträge an das allg. Krankenhaus zu 
entrichten pflegen, find dieſe Beträge 
jederzeit nach der über die hierwegen 
eingeleiteten befonderen Verhandlungen 
erfolgten Beflimmungen an das allgem. 
Krankenhaus pünctlich abzuführen. 

8. 11. Iene Innungen, welche Feine 
Pauſchalbetraͤge in das allgem. Kranken⸗ 
haus entrichten, find verpflichtet, für 
ihre kranken Gefellen, Jungen, Arbei⸗ 
ter und Arbeiterinnen, die in das allg. 
Krankenhaus gebracht werden, die Ver⸗ 
pflegsgebühr nad der 3. Claſſe zu be 
zablen. 

8. 12. Jene einzelnen Künftler, Fa⸗ 
britanten und Gewerbs-oder Hans 
delsleute, welde zu feiner In 
nung gehören, find verbunden, für ihre 
franten Commis, Subjecten, Gefellen, 
Jungen, Arbeiter und Arbeiterinnen, 
welche zur Heilung in das allg. Kranken» 
haus abgegeben werden, ebenfalld die 
Berpflegdgebühren nach der 3. Claſſe zu 
vergüten, diefe in das Krankenhaus ges 
wiefenen Kranken, fie mögen in oder 
außer dem Haufe des Arbeitgebers woh⸗ 
nen, haben die im $. 1 bezeichnete und 
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im $. 8 beſtimmte Spitalsanweiſung 
mitzubringen, worin von diefen die Bes 
zahlung der Verpflegsgebühr für die 
Kranken verfichert werden muß. Die 
Berweigerung einer folden Anweifung 
von dem Dienftgeber ziehet diefelben 
Folgen nad fi, die im 8. 7 der ge 
genwärtigen Verordnung für die, die 
Anweifung verweigernden Dienftherren 
beftimmt find. | 

8. 13. Jene, melde von dem Wr. Ar- 
men⸗Inſtitute betheilt find, ba- 
ben fi wegen Anweifung zur Aufnahme 
in das allgem. Krankenhaus mit ihren 
Bücheln oder Tafeldhen bei dem Pfarrer 
um den Meldzettel zu bewerben, gegen 
deſſen Borweifung oder Abgabe fie in 
das allgem. Krankenhaus unbeanftän- 
det werden aufgenommen werden, 

$. 14. Me wahrhaft armen 
Kranke, welche zwar keine Betheilung 
genießen, aber von Wien gebürtig find, 
oder fih fhon durch 10 Jahre ununter- 
brochen hier aufgehalten haben, das tft, 
ſolche, weiche hieher zuftändig find, 
werden, wenn fie feine Verwandten in 
auf und abfteigender Linie, die die Ber- 
pflegstoften beftreiten können, noch 
fonft einen Erwerb haben, und wenn 
fie nicht zu foldden Kathegorien gehören, 
für welche nach den 8$. 6, 7, 9, 10, 
11 und 12 diefer Verordnung die 
Dienftgeber, Innungen oder einzelne 
zu feiner Innung gehörige Künftler, 
Fabrikanten, Handelsleute, Profeſſio⸗ 
niſten die Verpflegsgebühren entrichten 
müffen, ſobald fie mit den vorſchrifts⸗ 
mäßigen und von den Eigenthümern 
oder den Adminifttatoren des Hauſes 
wo fie wohnen, und der k. E. Polizei⸗ 
Bezirks⸗Direction beftätigten Armuths⸗ 
zeugniſſe verſehen find, wie bisher un⸗ 
entgeltlich in das allg. Krankenhaus 
zur ‚Berpflegung und Heilung aufge. 
nommen. Die Hauseigenihümer und 
Adminiftratoren , insbefondere aber die 
k. k. Polizei⸗Bezirks⸗Directionen wer⸗ 
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den fixenge angewiefen,, und dafür ver- 
antwortli gemacht, daß die zur un⸗ 
entgelilihen Aufnahme eines Kranken 
in den Armuthszeugniſſen (welche nad 
den angehängten Yormularen B in 
Druck gelegt werden) enthaltenen Ru⸗ 
briten genau ausgefüllt, und daß jene 
Eigenfhaften, welde einen Kranken 
zur unentgeltlihen Verpflegung geeig- 
net machen, deutlich berausgehoben 
und das diesfällige Ausnahms »-Docu- 
ment, wozu der Bedarf von den Haus- 
eigenthümern oder Adminiftratoren bei 
der Polizei⸗Bezirks⸗Direction, den Po⸗ 
lizei⸗Bezirksärzten und Stadt-Armeit- 
arzten umentgeltlih behoben werden 
fann, vorfhriftsmäßig und vollftändig 
ausgeftellt werde. 

8. 15. Wenn vacirende Dienft- 
boten, die ſich in Wien aufgehalten, 
wegen Krankheit die Aufnahme in das 
allgem. Krankenhaus anfpreden, fo 
haben fie zur Herftellung des Beweifes 
ihrer gegenwärtigen wirklichen Dienft- 
Iofigkeit, nebft den von den k. k. Po⸗ 
lizei = Bezirks » Directionen vidirten 
Dienftzeugniffen auch noch die für die 
Zeit der Dienftlofigkeit vorgefchriebes 
nen polizeilichen Meldzettel beizubrin- 
gen, auf welche leßtere ihnen bei ihrem 
Austritte aus dem Krantenhaufe eine 
furze Beflätigung über tie Zeit ihres 
Aufenthaltes im Krankenhauſe zu er: 
theilen ift. Uebrigens verſteht es fich 
von feldft, daß in jenen Fallen, wo 
vacirende Dienftboten ohne diefe Aus⸗ 
weife, aber mit foldhen Gebrechen fi 
zur Aufnahme melden, daß fie nad 
arztlihem Befunde füglich nicht zuruͤck⸗ 
gewiefen werden können, in die Kran- 
fenanftalt aufgenommen, jedoch die er⸗ 
forderliden Erhebungen nachträglich 
ohne Zeitverluft eingeleitet werden 
müflen. Hinfihtlid der vacirenden 
Dienftboten ift auf ihr früheres Dienft- 
verhältnig feine Rüdficht zu nehmen, 
fondern in Bezug auf den Betrag der 
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aufzurechnenden Verpflegskoſten und 
deren Einbringung ſind ſie nach Maß⸗ 
gabe ihrer Vermögens⸗ und Familien⸗ 
umftände und ihrer Zufländigkeit fo 
zu behandeln, wie es in diefer Verord⸗ 
nung für andere Perfonen vorgeſchrie⸗ 
ben ift, für welche Riemanden nad) den 
88.6,7,9, 10, 11 u. 12 eine Zah⸗ 
lungopflicht zulommt. 

8. 16. Ale außer den Linien 
Wiens wohnenden Perfonen, die im 
Erkrankungsfalle in das allg. Kranten- 
haus gebracht werden, müffen mit Zeug« 
nifien ihrer Orts obrigkeiten überdie Zeit 
ihres Aufenthaltes in dieſem Wohnorte 
verfehen fein, und es muß darin nicht 
nur der Vor⸗ und Geſchlechtsname des 
Kranken (bei verheiratheten oder ver- 
witweten Berfonen weiblichen Geſchlech⸗ 
tes fowohl ihr Kamilienzuname ale 
der Zuname des Gatten), fein Alter, 
Stand, und deffen perfönlide Eigen: 
ſchaften, fondern auch fein Geburts: 
und derjenige Ort, in den er ſich etwa 
durch 10 Jahre ununterbrochen aufge 
halten bat, mit Anmerkung der Pro- 
vinz, des Kreifes oder Comitates, wo 
er liegt, und der Herrfchaft, zu der er 
gehört, aenau angeführt werden. Wenn 
ein folder Kranker mit unvollftändigen, 
unrichtigen Anweifungen oder wohl gar 
ohne eine Anweifung in das allgem. 
Krankenhaus gelangen follte, wird die 
DBerpflegegebühr ohne weiters der Ger 
meinde, woher der Kranke gelommen 
if, zur Laſt gefchrieben und von ihr 
eingetrieben werden. 

8. 17. Rüdfihtlih der Handlungs: 
Commis, Subjecten, Gefellen, Jun⸗ 
gen, Arbeiter und Arbeiterinnen, die 
außer den Linien Wiens bei einem Hans 
delömanne, Meifter, Fabtikanten oder 
anderen Gewerbömanne in Arbeit fte- 
ben, dann binfichtlic der bei den Dienſt⸗ 
gebern außer den Linien Wiens im 
Dienfte ſtehenden Dienftboten, welde 
im Erkrankungsfalle in das allgem. 
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Krankenhaus gebracht werden ſollen. 
haben für ihre Innungen, Fabrikan⸗ 
ten, Meifter, Dienfthälter und Dienſt⸗ 
geber eben jene Verpflichtungen in Be⸗ 
ziehung auf die zu entrihtenden Ber- 
pflegsgebühren Statt, welche in Rück⸗ 
fiht auf diefe Claſſen, die fih in Wien 
befinden, durch den $. 6, 7, 9, 10, 11 
und 12 der gegenwärtigen Verordnung 
vorgefhrieben find, und Diefelben in 
Gemäßheit des $. 4 als auswärtige 
gehalten, die höhere Verpflegsgebühr 
nad der 3. Claſſe, nämlich täglich 
32 kr. C. M. zu bezahlen. Demnach 
haben die betreffenden Ortsobrigkeiten 
in den für foldhe Kranke ausguftellen- 
den Zeugniffen auch immer die Innung, 
den Handeldmann, Fabrikanten, Mei- 
fter oder Dienftgeber, welcher die Zah⸗ 
lung zu leiften ſchuldig ift, anzuführen, 
den Berpflegsbetrag einzubringen, und 
mit dem Kranken an die Caſſe des all- 
gemeinen Krankenhauſes einzufenden. 
8. 18. Unterftandslofe Perfo- 
nen, die irgendwo bier erkrankten, find 
duch die k. k. Polizei⸗Bezirks⸗Directio⸗ 
nen in das allg. Krankenhaus anzuwei⸗ 
ſen. In dieſer Anweiſung ſind alle jene 
auf das Nationale Bezug habenden Um⸗ 
ſtaͤnde, wie fie im 8. 1 vorgefchrieben 
find, genau anzugeben, und dert. k. 
Krankenhaus: Berwallung entweder ſo⸗ 
gleich bei der Uebergabe des Kranken 
oder ohne weitere Aufforderung in kür⸗ 
zefter Frift nachträglich zu überfenden. 
8. 19. Kür jene kranken Perfonen, 
welche aus irgend einem Unterfus- 
chungs-oder Schuldenarrefte in 
das allg. Krankenhaus übergeben wer- 
den, muß die Derpflegsgebühr nach der 
3. Claſſe, im alle der Kranke nit 
ausdrüdlich in eine höhere Claſſe an- 
gewiefen wird, von der Unterſuchungs⸗ 
Behörde oder dem Kläger beftritten 
werden, und es richtet fich die höhere 
oder mindere Gebühr dieſer Verpflegs⸗ 
Elafje immer nad dem Orte, wo der 
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Kläger als zahlungspflitige Perfon 
wohnt. 

8. 20. Nach derfelben Elaffe müffen 
die Gebühren fuͤr die durch Un gluͤcka⸗ 
fälle befhädigtenPBerfonen entrich— 
tet werden, fo wie fich die Verpflichtung 
nah den jeweiligen Umſtaͤnden richtet, 
fo zwar, daß entweder nad vorausge⸗ 
gangener Unterſuchung der ala fchuld- 
tragend Erkannte, oder der Berpflegte 
felbit und jeder nach feiner Zuftändig- 
feit die niedere oder höhere Verpflegs⸗ 
gebühr der 3. Elaffe zu leiften hat. 

$. 21. Diejenigen Berfonen, für 
welche bei dem Eintritt in die Kranken⸗ 
anftalt die Verpflegsgebuͤhr nicht baar 
erlegt wurde, und welche weder zu einer 
Innung oder zu einem Armeninftitute 
gehören, noch nad den im $. 14 an⸗ 
gegebenen Beftimmungen zur unent- 
geltlihen Berpflegung geeignet find, 
werden zwar auch aufgenommen, jedoch 
bat es in Bezug auf die nachträgliche 
Einbringung der diesfälligen Verpflegs- 
gebühren bei den im Regierungs⸗Cir⸗ 
culare vom 21. Det. 1825 enthaltenen 
Vorſchriften zu verbleiben, wornach die 
Hereinbringung diefer Verpflegsgebuͤh⸗ 
ren die gefammten Unteribanen des 
Kreifes, wohin der Berpflegte zuftän- 
dig ift, in Anfpruch genommen werden, 
und fodann die Freisweife Repartition 
auf dem flachen Lande nach dem Grund» 
fteuergulden in den Stätten aber nad 
den Hauszindfteuergulden zu gefchehen 
hat. 

8. 22. Die Begräbniß- Taren 
für die in der Krankenanſtalt verftorber 
nen Berfonen, für welche feine befonderen 
Zeichenbegängniffe angeordnet werden, 
find wie bisher für Perfonen , die nady 
der 1. Claſſe verpflegt wurden, auf Afl., 
für nad) der 2. Claſſe Verpflegte auf 
2 fl. und für nad) der 3. Claſſe Ver⸗ 
pflegte auf 1 fl. C. M. feſtgeſetzt. 

8.23. Die allfällige Zransporti- 
rung der Kranken mitdem Zragbeitg 
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oder Tragfeflel der Krankenanftalt durch 
die Krankenhaus » Seffelträger Tann 
nur aus dem Polizei-Bezirke Alfervor- 
ſtadt geſchehen, für weldhe in das allg. 
Krankenhaus 40 kr., in das Spital 
der barmberzigen Brüder in der Leo⸗ 
poldftadt aber, oder in das Spital der 
Elifabethinerinnen auf der Kandftraße, 
oder auch in jenes der barmh. Schwer 
ſtern in Gumpendorf der Betrag von 
Ufl. CM., zur Krankenhauscaſſe zu ent- 
richten ift. Wegen Zransportirung eines 


Kranken mittelft des Tragbettes oder 


Tragſeſſels aus den übrigen Polizei⸗ 
Bezirken wurden mit Regierungs⸗Ver⸗ 
ordnung v, 22. März 1832 8. 12894 
zur fchnelleren und bequemeren Ueber⸗ 

Formular A. 
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bringung der Kranken oder ploͤtzlich 
Berunglücten in ein hieſiges Spital 
eigene Tragbeti-Anftalten in allen Po⸗ 
lizeirBezirten errichtet, wornach ſich die 
Angehörigen eines zu übertragenden 
Kranken oder plöglich Berunglüdten, 
behufs feiner ſchnellen Unterbringung 
in irgend einem Spitale in der innern 
Stadt bei dem Haud-Commiffariate der 
k. k. Bolizei- Ober - Direction in den 
Borftädten aber bei den betreffenden 
k. k. Poligei- Bezirks Directionen zu 
melden haben. (Hfkzl. D. v. 18. Febr. 
1837 3. 12356. Vdg. der n. ö. Reg. 
vom 30. März 1837 3. 12234. n. 6. 
Prov. G. S. 19. Bd. Nr. 35.) 


Dienſt-Zeugniß 


zur Aufnahme in das k. k. allgem. Krankenhaus für 





| ledig, verheirathet, 
Witwer, Witwe 
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Dieſes in meinem Dienſte (meiner Beftaͤtigung der 1. 1. Pol. Bez. Dir. 
Arbeit) erftantte Inbividunm, welches 1. Ob das Nationale, Dienſt⸗ oder 
nad) der Denefung wieder in meinen Arbeiteverhältniß richtig iR? 

Dienf zurücteitt (nunmehr gänzlich 2. Ob die Dienft= oder Arbeitsent- 
von mir entlafen iR) wird gegen Erlag | affung angezeigt wurde? 

* wonatlichen (für die Dauer bei 3. Ob der Dienftgeber zahlungsfä- 
nn. ganzen) Verpflegsbetrages big if? 

(wegen Zahlungsunfähigteit einftwei- Am ohin der ®e ea 
' a rpflegte zuftandig ift? 
len unenigeltli) dem k. 8. Kranken⸗ 5. O6 der Berpflegte gablungsfä- 


haufe in die Pflege übergeben. big if? 
Bien, am I gu 
Hansinhaber fammt Character k. k. Polizei⸗Bezirka⸗Direction. 
Dienſtgeber (Arbeitsgeber) ſammt 
Character. Wien, am 
Mit Tragbett (Tagſeſſel), transpor- — 
tabel. MR, 8. PoligeisBegirktarzt, — DEU ORMINNE: 
Formular B. 
Armuths: Zeugniß 


zur Aufnahme in das k. k. allgem. Krantenhaus für 





Alter 


| Religion 


| ledig, verbeirathet, 
Witwer, Witwe 


| 
| 
| 
| Geburtsort | 
Land | u 
| Kreis | | 
| Herrſchaft 
Dienſtort u. Haus⸗ | 
| 


‘ 


| 
| Zuftandigfeit 


| Land | 


Kreis | 
| Herrfipaft | 
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Dies erkrankte Individuum, welches 
wegen feiner Armuth nicht im Stande 
it, die Heilungskoften zu beftreiten, 
wird mit dem Bemerken dem k. k. allg. 
Krankenhauſe überfendet, daß derfelbe 
zur unentgeltlihen Pflege geeignet if. 

Wien, am MR 

Hauseigenthiümer fammt — 

Mit Tragbett (Tragſeſſel), transpor⸗ 
tabel. k. k. Polizei⸗Bezirksarzt. 

Beſtätigung der k. k. Bol. Bez. Dir. 

1. Ob das Nationale richtig ift? 

2. Wohin der Berpflegte zuftändig ift? 

3. Ob und wer für ihn zahlungs- 
pflichtig iſt? 

4. Ob der Berpflegte zahlungsfä- 
big if? 

k. k. Polizei Bezirk Direction. 

Wien, am 

k. k. dirigirender Ober⸗Commifſaͤr. 

Krankenhaus in Prag. Ueber die 
Modalitäten der Krankenaufnahme nad 
den diesfalls für Wien beftehenden Be⸗ 
flimmungen wurde der Krankenhaus- 
Direction in Prag Folgendes bedeutet: 

Im Allgemeinen und im Wefentlichen 
flimmen die Vorſchriften der hierauf 
Bezug nehmenden Bub. Circ. Verordn. 
vom 13. Aug. 1829 3. 34801 mit 
jenen, welche für Wien erlaflen wors 
den find, überein, 

- Man findet daher nach dem Borbilde 
der Letzteren blos anzuordnen: 

1. Daß künftighin, d. i. v. 1. Juni 
1838 angefangen die pfarrlihen Meld- 
zettel, behufs der Aufnahme in die 
Krantenanftalt zur Erzielung einer grö⸗ 
Beren Controle derfelben — jedoch 
mit Ausnahme jener für Armen « Inftis 
tutd-Portioniften — in der Regel, d. i. 
wenn feine Gefahr am Verzuge haftet, 
auch noch von dem betreffenden k.k. Po- 
ligei» Bezirks - Commifjariate nicht nur 
bezüglich der Dürftigkeit, fondern auch 
bezüglich der Ortszuftändigfeit zu bes 
ſtaͤtigen feien, und wenn der erwähnte 
Ausnahmsfall eintritt, die Beftätigung 
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wenigſtens nachtraͤglich beigebracht 
werde; daun 

2. daß die Verpflegsgebühren für die 
durch Unglüdsfälle befhädigten Perſo⸗ 
nen zunächft der nach vorandgegange- 
ner Unterfuhung ale fchuldtragend 
Erkannten, fonft aber nach den allgem. 
Directiven zur Berichtigung zu liqui⸗ 
diren find. Uebrigend wird der Prager 
Magiftrat dafür forgen, daß zur Trans: 
portirung, der Kranken in das Kranken⸗ 
haus in jedem Stadttheile eine ange- 
meflene Anzahl von entfprechenden und 
gefällig ausfehenden Zrag - Apparaten 
vorhanden find, und zum Kranken⸗ 
tragen nur tauglidhe, anfländig gefleis 
dete und nüchterne Individuen verwen- 
dei werden. (Bub. Vdg. vom 3. Mai 
1838 3. 19956. Prov. &. ©. für 
Böhmen v. 3. 1838. Ar. 119.) 

Krankenhans. Es ift die Veran⸗ 
ſtaltung zu treffen, daß die Oberkran⸗ 
kenpfleger ämtliche Aufſchreibungen 
(Sournale) führen, in welche von den» 
felben die den Kranken abgenommenen 
Bretiofen und Gelder ſogleich einzu- 
tragen find. Nad der gepflogenen Jour⸗ 
nalifirung haben dann die Oberfran- 
fenpfleger die Depofiten an die Kran 
tenhaus-Berwaltung mittelft der bishe⸗ 
rigen Gegenfcheine abzuführen, jedem 
diefer Gegenfiheine aber von nun an 
angefangen, jene Journals⸗Artikel bei⸗ 
zufügen, unter welchem das Depofitum 
in dem Oberfrantenpfleger » Journal 
aufgeführt erfcheint. (Vdg. dern. ö. R. 
v. 12. Mai 1838 3. 25485. Kn. ©. 
B. J. 1838 Nr. 32.) 

— — auf der Bieden. Die 
Eröffnung diefes Krankenhauſes wurde 
mit nachfolgender öffentlicher Kundma- 
hung bekanntgegeben: Rückſichtlich der 
Krankenaufnahme in dieſes Kranken⸗ 
haus Haben mit Genehmigung der h. 
Randesftelle vom 13. October 1841 3. 
56107, folgende Beftimmungen zur 
Richtſchnur zu dienen: 
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1. In diefes Krankenhaus ‚werden 
Kranke beiderlei Geſchlechtes und von 
jedem Religions - Belenntniffe aufge 
nommen. 

2. Diefod Krankenhaus ift vorzugs⸗ 
weiſe für fpitalsbedürftige Bewohner 
des Polizei⸗Bezirkes Wieden beftimmt ; 
doch werden in dringenden Fällen, und 
jo weit es der-Belegraum geftattet, auch 
Kranke aus andern Polizei » Bezirken, 
aus der innem Stadt und aus den 
Umgebungen Wiend aufgenommen. 

3. Für Leidende mit einer innerli- 
hen Krankheit, ift eine medicinifche; 
für folde mit einem äußern Gebrechen 
oder Schaden, eine hirurgifche Abthei⸗ 
lung, jede unter der Leitung eines eige- 
nen Primararzte errichtet worden. 

4. In diefed Krankenhaus werden 
vorzüglich folche Kranke aufgenommen, 
welche fi zu Haufe die nöthige ärzt⸗ 
lihe Hilfe und Pflege nicht verfchaffen 
fönnen, und die entweder zur Elaffe 
der Armen gehören, oder für welche nach 
den beftehenden Berordnungen von den 
Kranken felbft, oder von dritten Perſo⸗ 
nen die Verpflegokoſten zu entrichten find. 

5. Bon der Aufnahme bleiben aus⸗ 
geſchloſſen: 

a) mit unheilbaren und chroniſchen 
Krankheiten Behaftete, wenn keine Ge⸗ 
fahr am Verzuge iſt; 

b) Geiſteskranke; 

c) nach Ungarn Zuſtändige, wenn 
bie Zahlung nicht fogleich geleiftet wird; 

d) mit den natürlihen Blattern oder 
mit der Wafferfcheu Behaftete; 

e) Kinder unter 4 Jahren; 

N Syphilitifche, weldde dem Bauern- 
ftande angehören, und hieher zur Heis 
lung angewiefen werden. 

6. Für Arme und Zahlungsunfä- 
bige werden unter 100 Ktantenbetten 
jedesmal 10 in Bereitfhaft gehalten; 
für die Zahlungspflitigen find aber 
die möglihft billigen Verpflegäkoften 
feſtgeſetzt. 

Baleistv, Handb, d. Poliz. Gef. IL 
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7. Für einen zahlungopflichtigen 
Kranken, der zu den Gemeinden des 
BPoligeis Bezirkes Wieden gehört, it ein 
täglicher Verpflegsbetrag von 16 Fr. 
EM. zu entrichten; für einen Kranken, 
welcher nicht zu den Bewohnern des 
Bolizei - Bezirkes Wieden gehört, und 
aus den benachbarten Gemeinden inner 
den Linien Wiens dahin überbracht 
wird, find täglih 18 fr. CM., und für 
Auswärtige täglih 32 Fr. CM. zu be 
zablen. 

8. Zu den Bewohnern des PBolizei- 
Bezirkes Wieden werden alle Jene ge 
rechnet, welche entweder in Wien gebo- 
ren find, oder die Zuſtändigkeit nad 
Mien aus einer gefeblichen Urfache er- 
langt haben, und welche zur Zeit der 
Erkrankung ihren ordentlihen Wohnfitz 
oder Bedienftung in einer der zum Po⸗ 
lizei-Bezirte Wieden gehörigen Gemein» 
den haben. 

9. Dienftboten, Handlungs⸗Commis, 
Subjeete, Gefellen, Jungen, Arbeiter 
und Arbeiterinnen, welde in Erfran- 
tungsfällen in dieſes Krankenhaus 
überbracht werden, und für welde der 
Dienſtherr, Handelemann, Meifter, 
Fabrikant oder Gewerbsmann nad) den 
beftehenden DBerordnungen die Ber: 
pflegokoſten zu entrichten hat, werden, 
wenn fie bei einem Bewohner der zum 
PolizeisBezirte Wieden gehörigen Ge⸗ 
meinden im Dienfte fteben, eben fo, wie 
die Einwohner diefer Gemeinde rücd- 
fihtlih der Berpflegsgebühren für die 
Zeit behandelt, als fie auf Koften des 
Dienft: oder Arbeitsgebers verprlegt 
werden. Für die übrige Zeit der Ver⸗ 
pflegung haben aber die geſetzlich Zah⸗ 
lungspflichtigen die Berpflegskoften nach 
der entfallenden höhern Kathegorie zu 
beftreiten. 

10. Die Zraggebühr für Kranke 
durch die Spitalsfranfenträger wird für 
Kranke aus dem Polizei Bezirke Wie- 
den auf 30 kr., für Kranke aus benach⸗ 
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barten Bezirken aber auf 40 kr. EM. 
feftgefeßt. 

11. Die Berpflegsgebühren muͤſſen 
bei der Hausverwaltung für einen Mo⸗ 
nat vorbinein entrichtet werden. Bei 
dem Austritte oder dem Ableben des 
Kranken wird der etwaige Ueberſchuß 
gegen Vorzeigung der über geleiftete 
Bezahlung erfolgten Quittung zurüd 
vergütet. Jedoch muß diefe Gebühr 
für acht Tage bezahlt werden, wenn 
auch der Kranke eine kürzere Zeit ver- 
pflegt worden fein follte. 

12. Da diefe Krankenanftalt zur 
Aushilfe des k. E. allgemeinen Kran- 
kenhauſes ins Leben getretem ift, fo ge⸗ 
ſchieht aud die Einhebung und Eintrei- 
bung der Berpfleggebühren nad den, 
für das allgemeine Krankenhaus befte- 
henden Directiven. 

13. Hinfihtlih der Aufnahme und 
Zahlungspflichtigfeit der erkrankten 
Dienftboten, der Gefellen, Jungen, Ar- 
beiter und Arbeiterinnen von Innun⸗ 
gen, der’einzelnen Künftler, Fabrikan⸗ 
ten, Gewerbs⸗ und Handeldleute, welche 
zu feiner Innung gehören, fie mögen 
innerhalb oder außerhalb der Linien 
Wiens wohnhaft fein, und deren Eom- 
mis, Subjecte, Geſellen, Jungen, Ars 
beiter oder Arbeiterinnen haben vor der 
Hand beziehungsweife auf den Abſatz 
7 auch für diefe Krankenanftalt die 
gleichen Beflimmungen zu gelten, wie 
fie in dem Rage. Circul. v. 30. März 
1837, 88. 6, 7, 9, 11, 12, 15, 16 u. 
17 für das hiefige allgemeine Kranken⸗ 
haus zur Richtſchnur für die einzelnen 
Fälle vorgefchrieben find. 

14. Zur Erzielung einer ungefäum- 
ten Aufnahme von Dienftboten und 
zahlungspflichtigen Kranken, welche zu 
feiner Corporation gehören, werden zur 
Erleichterung des Publicums Kranten- 
aufnahmszeugniffe mit den nothwendi⸗ 
gen Rubriken verfeben, in Drud gelegt, 
und damit die k. k. Polizei⸗Bezirko⸗Dir. 
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fo wie die Grundgerichte des Bol.-Bez. 
Wieden, der E. E. Bol. Bez. Arzt, Die 
adjungirten k. k. Armenärzte, fo wie 
fammtlie dortfelbft ihre Praxis aus⸗ 
übende Aerzte und Wundärzie, dann 
die k. k. Armenväter beiheilt werden, 
bei weldyen im Erfordernißfalle von den 
Hausbeſitzern oder Hausadminiftratoren 
eine beftimmte Anzahl unentgeltlich be⸗ 
hoben, und für ihre Barteien verwen⸗ 
det werden Tann. Bei diefer Einrich- 
tung wird ed nur darauf ankommen, 
die in dDiefem Aufnahms-Documente ents 
haltenen Rubriken ordentlich ausgefüllt, 
mit dem Erkrankten in das Kranten- 
haus zu überbringen. 

15. Innungsmitglieder benothigen 
zur Aufnahme des von dem betreffen« 
den Innungsvorfteher ausgefertigten 
Innungszetteld nad den in obgenann« 
ten Nggs. » Circulare vom 30. März 
1837, 8. 9 enthaltenen weiteren Be⸗ 
flimmungen. 

16. Aus verfchiedenen hiefigen Fon⸗ 
den beiheilte Pfründner haben fich ber 
bufs der Aufnahme mit ihrem Büchel 
oder Täfelchen bei der zuftändigen 
Pfarre um den Meldzettel zu bewerben, 
gegen defien Vorweifung und Abgabe 
fie, fo weit es der Belegraum zuläßt, 
entweder auf Koften ihres Pfründner- 
genufjes, oder gegen Berichtigung der 
ganzen Berpflegskoften beziehungsweife 
auf den Abſatz 7 verpflegt werden. 

17. Alle wahrhaft armen, nad Wien 
zuftändigen Berfonen, haben in Erfran- 
tungsfällen zur Erwirkung einer unent- 
geltlihen Aufnahme und Berpflegung 
jene Documente beizubringen, welde 
nah $. 14 des vorbenannten Girculare 
auch zur unentgeltlihen Verpflegung im 
k. ?. allgemeinen Krankenhauſe erfor 
derlih find. 

18. Hinfihtlih der Begräbnißtaxre 
wird ſich einftweilen nach dem beitehen- 
den Stolpatente benommen werden. 
(Kundm. der Divection des Bezirks⸗ 
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Krankenhauſes Wieden, v. 19. Rov. 
1841.) 

Diefe von der Regierung bezüglich 
des Krantenhaufes auf der Wieden ge⸗ 
troffenen Berfügungen haben mit a. 5. 
Entſchließung v. 2. Juli 1842 nad 
träglih die a. h. Genehmigung erhal⸗ 
ten, wobei der a. 5. Wille dahin aus: 
geſprochen wurde, daß diefe Anftalt in 
ihrer gemeimnüßigen Wirkſamkeit nach 
aller geſetzlichen Möglichkeit unterſtuͤtzt 
werde. (Hfkzl. D. v. 7. Juli 1842 3. 
20840. Eixc. der Bol. Ob. Dir. v. 6. 
Aug. 1842 3. 12333/2072.) 

Krankenhaus. Laut Zuſchrift des 
biefigen Magiftrates v. 16. Juni d. 3. 
3. 29463 bat nad Inhalt des h. Reg⸗ 
gierungs⸗Decretes v. 31. Mai 1.3.2. 
31873 die 5. k. 2. Hoflanzlei mit Des 
cret v. 19. desfelben Monats 3. 14608 
gelegentlich der Entfcheidung eines vor⸗ 
gefommenen Falles die Beftimmungen 
erlaffen,, dag bei jenen Innungen, die 
für die Heilung ihrer Zunftgenoffen an 
andere Strankenanftalten Paufchalbe- 
träge entrichten, deren Gefellen und 
Jungen nur in dringenden unabweis⸗ 
baren Fällen in das ?. k. allgemeine 
Krankenhaus aufzunehmen feien. (Eirc. 
der ?. k. Bol. Ob. Dir. v. 21. Juli 
1842 3. 10415/4455.) 

— — auf der BVieden Da 
im Bezirks⸗Krankenhauſe Wieden In⸗ 
dividuen aufgenommen werden, welche 
einer Innung angehören, und durch 
diefes Berfahren die Vergütung für 
derlei Individuen auf den Kranken⸗ 
bausfond entfällt, fo ift es auch billig, 
daß Ddiefer Fond die dießfälligen Ger 
bühren, in fo fern die Innungen Baus 
Ihalbeträge an das Krankenhaus ent: 
richten, zum Zwecke der Tünftigen Aus- 
mittlung. der Paufchalbeträge in Vor⸗ 
merkung bringe. Zu diefem Behufe ift 
der Wiedner Spitale-Berwaltung auf- 
getragen, die mittelft Anmweifung einer 
Innung angehörigen Individuen abge: 
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fondert auszuweifen. (N. 9. R. Bdg. 


v. 2. Sept. 1842 8. 51266. An. ©. 


V. 3. 1842. Rt. 67.) 

SKranlenhans.Berfahrenmitden 
Berlaffenfhaftd-Effecten der 
im biefigen allgemeinen Kran 
Tenhaufe Berftorbenen. Es find 
für die Zukunft alle Verlaſſenſchafts⸗ 
Effeeten von den im Krankenhauſe ge- 
ftorbenen Individuen, ohne Rüdficht 
auf eine etwaige Forderung der Anftalt, 
den Parteien, welchen die Berlaffenfchaft 
von der berufenen Abhandlungs = Bes 
hörde zugemwiefen ift, zu erfolgen, nur 
müffen die Verpflegstoften = Ausftände 
bet Aufnahme der Todtenfälle von 
Seite des Sperr- Commiffäard von der 
Krankenhaus» Verwaltung gehörig an- 
gemeldet werden. Die Begründung da- 
für ift, daß nach den beftehenden Vor⸗ 
fhriften das Verfügungsrecht über die 
Berlaffenfhafts-Effecten nicht der Kran⸗ 
kenhaus⸗Verwaltung, fondern der Ab⸗ 
bandlungs-Behörde zufteht, mithin fol- 
gerecht die Erfolglaffung von derlei Efr 
fecten jenen Parteien von Seite des 
Krantenhaufes nicht verweigert werden 
ann, welchen fie von den Abhandlungs⸗ 
Behörden eingeantwortet wurden, und 
welche fi damit ausweifen Fönnen. 
Hiernach find die S$. 12 und 13 der 
Anftruction des Kleiderverwahrers ab⸗ 
zuandern. (Hflzl. D. v. 15. Dec. 1842 
8. 38050. Bdg. dern, d. R. v. 30, 
Dec. 1842 3. 76036. PBrov. ©. ©' 
24. Bd. Nr. 236.) 

— — auf der Bieden Sm 
dem Falle, wo in dem Bezirks - Kiran- 
kenhauſe Wieden Innungsglieder ver- 
pflegt werden, wofür in das allgemeine 
Krankenhaus Paufhalbeträge entrichtet 
werden, find in Zukunft die für derlei 
Innungeglieder auflaufenden Gebühren 
nach den allgemeinen für dad Wiebner 
Krankenhaus beftehenden Statuten, 
nämlich mit 10 Procent Abzug, von 
Quartal zu Quartal aus dem Kranten- 
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bausfonde zu bezahlen. Bugleich find 
dur den Wiener Magiftrat Me Innun⸗ 
gen des WiednerpotigeisBezirkes, welche 
Baufhalbeträge an das allgemeine 
Krankenhaus entrichten, zu verfländigen, 
daß ihre Innungsglieder nicht nur im 
allgemeinen Krankenhauſe, fondern auch 
im Bezirks⸗Krankenhauſe Wieden Auf- 
nahme finden können. (NR. 6. R. Vdg. 
v. 10. Mai 1843 3. 24348. An. ©. 
B. 5. 1843. Nr. 52.) 

Krankenhaus auf der Wieden. 
Das Bez.⸗Krankenhans auf der Wieden 
ift zur Aushilfe des allgemeinen Krane 
fenhaufes in das Leben getreten, und 
in Abfiht auf die Einhebung der Ber- 
pflegdgebühren an die für das allge- 
meine Krankenhaus beftehenden Direc- 
tiven gebunden, Da nun im allgemei« 
nen Krantenhaufe die erkrankten armen 
Unterthanen jener Staaten, mit welchen 
rucfichtlich der Krankenverpflegung das 
Neciprocität« Berfahren in Defterreich 
beobachtet wird, gleich die nah Wien 
zuftändigen Armen unentgeltlich au ver- 
pflegen find, fo ift nad den obigen 
Statuten au das Wiedner Bezirks⸗ 
Krankenhaus zur gleichmäßigen unent- 
geltlihen Behandlung der erwähnten 
Ausländer gehalten. (R. 6. R. Bdg. 
v. 13. Sept. 1843 3. 47460. An. ©. 
B. 3. 1843. Rr. 110.) S. Kranken: 
baus-Berpflegsgebühren. 

— — auf der Wieden Die 
Regierung findet fi zwar nicht be- 
ftimmt, dem aus NRüdfichten für den 
Krankenftand gefteften Antrage ges 
maß anzuordnen, daß im Bezirkd- 
Krankenhaufe Wieden von jenen In- 
nungen, welde in das biefige k. k. all- 
gemeine Krankenhaus jährlihe Pau⸗ 
fhalbeträge für die Verpflegung ihrer 
erkrankten Innungsglieder zahlen, nur 
ſolche Individuen aufgenommen werden, 
deren Krankheitszuftand die Ueberbrin⸗ 
gung ind allgemeine Krankenhaus nicht 
geftattet, fondern es hat diesfalls bei 
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der Negierungs-Entfikeidung vom 10. 
Mai 1843 3. 24348 zu verblaben, 
und es ift auch um fo weniger giltiger 
Grund vorhanden, von denfelben ab⸗ 
zuweichen, als der Krankenhausfond bei 
den Nichtbeſtande dieſes Bezirks Rran⸗ 
kenhauſes fuͤr die Etablirung von Fi⸗ 
lialen groͤßere Opfer bringen müßte. 
Die Bezirks⸗Krankenhaus⸗Direction 
wird angewieſen, genau darauf zu ſe⸗ 
hen, daß Individuen, die zu pauſcha⸗ 
lirten Innungen, jedoch nicht zum Po⸗ 
lizei⸗Bezirke Wieden gehoͤren, in die 
dortige Anſtalt nicht aufgenommen per⸗ 
den. (R. ö. Rggs. Vdg. v. 28. Sept. 
1843 3. 52684. Ku. S. V. J. 1843. 
Nr. 116.) 

Krankenhaus auf der Wieden. 
Ge. ?. k. Majeftät haben mit a. 5. Eut⸗ 
ſchließung vom 23. Dechr. 1843 zu 
bewilligen gerubt, daß dem Wiedner 
Bezirks⸗-⸗Spitale für die Dauer vom 10 
Jahren jährlich 3500 fl. EM. auf 5 
Krankenbetten für arme erkrankte Rei⸗ 
ſende, oder doch Fremde aus dem Hof⸗ 
ſpitalfonde ausgezahlt werden. Hiebei 
iſt jedoch dieſer Krankenhaus⸗Direction 
zur Pflicht zu machen, über Die wirk⸗ 
lihe Erfüllung diefer Verbindlichkeit 
vierteljährige Ausweise der n. d. Res 
gierung vorzulegen, um daraus erfehen 
zu fönnen, wie viele Kranke, und von 
welcher Herkunft ia dieſen Betten ver⸗ 
pflegt wurden. Die Zuweifung armer 
erfrantter Neifender oder doch Fremder 
in die Betten ift Der Polizei « Bezirke 
Direction Wieden zu übertragen, und 
die von .derfelben auszufertigenden 
Meldzettel haben die Eontrole für Die 
Erfüllung der Bedingung bei der Auf⸗ 
nahme zu bilden. (Hflzl. D. v. 28. 
Dec. 1843 3. 41093. R. ö. R. Bde. 
v. 4. San. 1844 8. 308 u. 1019. 
Kn. S. V. J. 1843. Nr. 145.) 

— — Die k.k. Krankenhaus⸗-Dir. 
wird angewieſen, Daß den in die ihrer Dir. 
unterftehenden Unfalten duch die Bes 
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hoͤrden gegen Wiederübernahme 
nach erfolgterGeneſung abgege— 
benen Individuen das Verweilen 
außer der Anſtalt nur unter Haftung 
und auf Veranlaſſung der den Kran⸗ 
ten übergebenden Behörde, und ſonſt 
unter keinem Vorwande geftattet were 
den darf, und dag foldyen Individuen 
die erforderlichen Hauskleider aus dem 
Magazine der Anftalt verabfolgt und 
felbe zu deren Benägung verhalten wer- 
den. (D. der k. k. n. 0. R. v. 30. Apr. 
1845 3. 25387.) 

Krankenhaus. Hinfihtlic der 
Entlaffung derunheilbarenars- 
men Kranken aus dem biefigen 
kak. allgemeinen Krantenhaufe 
werdennadhfolgende&rundfäße 
feftgeftellt: 

1. If der Wiener Magiitrat ver 
pflichtet, jene unheilbaren Kranken, d e- 
ven Zuftändigfeit nah Wien 
außer Zweifel ift, über Aufforde- 
zung dee k. 8. Krankenhaus » Direction 
allfogleih von felber zu übernehmen, 
wobei die k. k. Krantenhaus-Direction 
dem Magiſtrate zugleich die Acten, 
welche dieſe Kranken betreffen, mitzu⸗ 
theilen hat. 

2. Ebenſo iſt der Wiener Magiſtrat 
verpflichtet, jene unheilbaren Kranken 
deren Zuſtändigkeit nach Wien wohl 
angeblich und wahrſcheinlich, aber nicht 
außer Zweifel geftellt iſt, über Auffor⸗ 
derung der k. f. Krankenhaus⸗Direction 
fammt den ihre Aufnahme betreffenden 
Documenten, und den während ihrer 
Behandlung von der f. k. Krankenhaus» 
Dirertion eingeleiteten Correfponden- 
zen und Erhebungen über ihre Zuftän- 
digkeit ſelbſt dann zu übernehmen, wenn 
diefe Erhebungen noch au keinem Re⸗ 
fultate geführt haben, und fomit deren 
Zuftändigleit nad Wien noch zweifel- 
haft iR, wo es Sache des Magifrates 
fein wird, die weiteren Erhebungen über 
deren Zuſtändigkeit felbft zu pflegen. 
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3. Hinfiätlih der, der Pro— 
vinz NRiedersfterreihs zuftän- 
digen, jedoch Wien nicht angehöri— 
gen unheilbaren Kranken, hat es bei 
der hierortigen Verordnung v. 17. Oct. 
1844 3. 60822, zu verbleiben, wonach 
die ka k. Krankenhaus » Direction vor— 
laufig das betreffende Dominium zu des 
ren Uebernahme aufzufordern, und 
wenn dieſelbe innerhalb eines der Ent« 
fernung angemeffenen Termind nicht er: 
folgt, diefe Kranken fodann mit Mit» 
theilumg der Aufnabmd-Documente und 
Sorrefpondenzen, den Wiener Magi- 
firate zut Uebernahme anzuzeigen hat, 
defien Pflicht es dann ift, felbe hierauf 
ungefaumt zu übernehmen, und die weis 
tere Amtshandlung wegen ihrer Ueber- 
nahme dur ihre betreffende Zuftan- 
digkeitö-Behörde zu veranlaflen. 

4. Hinfihtlid) derin Die übrigen 
deutfherbläandifhben Provin— 
zen, fo wie nah Ungarn, Sieben: 
bürgen, Dalmatien, Illirien 
und indielombardifdh-venetia- 
nifben Staaten zuftändigen 
nnheilbaren Kranken, bat die 
k. k. Krankenhaus⸗Direction während 
ihrer Behandlung die erforderliche Cor⸗ 
refpondenz wegen ihrer Uebernahme 
mit den betreffenden Behörden ſelbſt 
zu pflegen. Im alle aber deren Ueber- 
nahme von Seite diefer Behörden bin- 
nen einer Zeitfrift won zwei Monaten 
bei den die Provinz Niederöfterreich 
begrenzenden, und von 3 Monaten bei 
den entfernter gelegenen Ländern nicht 
erfolgt, bat der Wiener Magiftrat fo- 
dann dieſe Kathegorie unheilbarer Kran 
ten über Unzeige der E. E. Krankenhaus⸗ 
Direction, welche demfelben alle felbe 
betreffenden Aufnahms:Documente und 
Correfpondenzen mitzutheilen bat, un— 
verweilt zu übernehmen, und wegen 
Ausmittelung ihrer Zuftandigfeit und 
Uebernahme von Seite ihrer betreffen- 
den Zuftändigfeitd « Obrigkeit, die weis 
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tere Amtsbandlung zu pflegen. Damit 
aber die vorläuflg von der k. k. Kran⸗ 
fenhaus - Direction wegen Uebernahme 
diefer Kranken zu pflegenden Corre⸗ 
fpondenzen von Seite der betreffenden 
Behörden mit entfprecdender Beſchleu⸗ 
nigung beantwortet werden, findet fich 
die Regierung veranlaßt, unter Einem 
fammtlihe Länderftellen der Monardie 
um entfprechende Anmweifung der uns 
terftehenden Ortsobrigkeit und betref- 
fenden Behörden in diefer Beziehung 
anzugeben. JeneunheilbarenKrans 
ten, weldeausländifhenStaa- 
ten zuftändig find, fo wiejene, 
deren Heimaths-Verhältniſſe 
gänzlich unbekannt find, umd 
zu deren Eruirung gar feine Anhalts⸗ 
puncte vorhanden find, oder Daten er- 
hoben werden können, ift der Wiener 
Magiftrat verpflichtet, allfogleich über 
Aufforderung der k. k. Krankenhaus⸗ 
Direction zu übernehmen, wo es dann 
nach ihrer Uebernahme Sache des Ma- 
giſtrates ſein wird, die weitere, ſelber 
zur Ausmittlung ihrer Zuſtändigkeits⸗ 
gemeinde und Uebernahme durch ſelbe 
zweckdienlich ſcheinende Amtshandlung 
zu veranlaſſen. 

6. Uebrigens wird der Wiener Ma⸗ 
giſtrat angewieſen, für jene unheilbaren 
Kranken, welche derſelbe, obgleich ſie 
nicht nach Wien zuſtändig find, nach 
den voraufgeſtellten Grundſaͤtzen provi⸗ 
ſoriſch in die Verſorgung zu überneh⸗ 
men hat, bis zur Bewerkſtelligung ihrer 
Uebergabe an die betreffende Zuſtändig⸗ 
keits⸗Obrigkeit, in der Art Sorge zu 
tragen, daß felbe bis zu diefem Zeit- 
puncte in das Verſorgungshaus in der 
MWähringergaffe untergebraht, und da⸗ 
felbft unter Vorbehalt des Regrefles, in 
Bezug auf die ihre Verpflegung auf: 
laufenden Koften, glei andern bie- 
ber zuftändigen Individuen verpflegt 
werden. | 

7. Diefem gemäß dürfen derlei un- 
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heilbare übrigens bürgerlich unbefchol- 
tene Kranke, bis zur Ausmittlung ihrer 
Zufländigkeit weder in Verhaft genom- 
men, noch nach Audmittlung derfelben 
im Wege des Schubes an ihre Zuftän- 
digfeite » Obrigkeit befördert werden, 
fondern ed hat deren Beförderung da- 
bin auf andere ſchickliche Weife zu ge- 
ſchehen. 

8. Hievon darf nur bei polizeilich 
bezeichneten Individuen eine Ausnahme 
gemacht werden, welche allerdings in 
Verhaft zu nehmen, und mit Schub in 
ihre Heimath zu befördern ind, wobei 
jedoch eine duch ihren Krankheitszu⸗ 
ftand allenfalls gebotene fhonende Rück⸗ 
fiht nicht vernachläffigt werden darf. 

9. Jene gewefenen Kranken, welche 
zweifellofe Ausweife über ihre Zuftän- 
digkeit in Händen haben, find, fobald 
gegen felbe keine polizeilichen Bedenken 
obwalten, von der f. k. Krankenhaus: 
Direction ohne Weiteres bei ihrer Ge- 
nefung gänzlich zu entlaffen, und nicht 
unter dem Titel des Mangels an Unter: 
ftand und Erwerb oder wegen Erhe⸗ 
bung ihrer Zuftandigkeit an die k. k. 
Polizei » Direction Alfervorftadt zu 
übergeben, 

10. Bei polizeilich bezeichneten gänz⸗ 
lich ausweislofen, nicht unbeilbaren 
Kranken hat bis auf weitere Derfügung 
die k. k. Krankenhaus » Direction ſich 
noch vor deren gänzlicher Geneſung an 
den Wiener Magiſtrat zu wenden, da⸗ 
mit derſelbe ihre Vernehmung und die 
auf die Erhebung ihrer Zuſtändigkeit 
Bezug nehmenden Verhandlungen fruͤh⸗ 
zeitig einleiten könne, um den Uebel⸗ 
ftand zu befeitigen daß derlei Indivt- 
duen bei ihrer Entlaffung aus dem all- 
gemeinen Krantenhaufe, womit ihre Ab⸗ 
gabe an die Orts⸗Polizei⸗Behoͤrde ver- 
bunden ift, nicht zu lange in Arreft an: 
gehalten zu werden brauchen und an 
ihre Zuftändigkeits-Obrigkeit in Schub 
gefebt werden können. (R. d. R. Vdg. 
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v. 30. April 1845 3. 22003. Prov. 
G. ©. 27. Bd. Nr. 82.) 

Krankenhaus. Im Nachhange 
zur Rgs. Ddg. v. 30. April 1845 
3. 22003 wurde verordnet: 

1. daß die Aufnahmsdocumente für 
die aus dem allgemeinen Krankenhauſe 
entlaffenen unheilbaren Kranken dem 
Wiener Magiftrate bei der Uebernahme 
diefer Kranken von der Krankenhaus: 
Direction in ämtlich ausgefertigten Ab» 
fhriften übergeben und die Originals 
Aufnahms⸗Documente bei der Kranken⸗ 
baus« Direction behufs der Verpflegs⸗ 
rechnung zurüdbehalten werden follen. 

2. Daß in Anfehung derjenigen Ins 
dividuen, weldde dad Aufnahms⸗Docu⸗ 
ment nicht beibringen, glei), oder fo 
bald ale möglich nad ihrer Aufnahme 
in das Krankenhaus, alle in ihren Han 
den befindlichen Urkunden und Behelfe, 
aus melden ihre Zuftändigkeit und 
Zahlungspflichtigkeit erfehen werden 
kann, als: Päſſe, Wanderbücher, Dienft- 
bücher u. f. w. in jenem Falle, wo fie 
unmittelbar vor ihrem Eintritte fi 
bierorts aufgehalten haben, der betref- 
fenden Polizei» Bezirks - Direction, wo 
fie zulegt gewohnt, gleichzeitig mit den 
ehnehin von der Krankenhaus » Direc- 
tion an die Polizei » BezirtsDirection 
des legten Wohnortes ergebenden Rote, 
wenn fie aber unmittelbar von aus» 
wärt3 in das Krankenhaus gelangten, 
der Polizei « Bezirks » Direction in der 
Alfervorftadt, behufs der Berfaffung 
der Aufnahme » Documente zu überges 
ben, und fofort die in Nede ſtehenden 
Individuen bei ihrer Entlaffung aus 
dem Krankenhauſe anzumeifen find, 
fih die erwähnten Behelfe bei der be- 
treffenden Polizei⸗Direction abzuholen. 
(D. dert. k. n. 0. R. v. 8. Apr. 1846 
3. 19504. Pol. O. Dircts. Circ. v. 5. 
Mai 1846 9. 7198/1508.) 

— — Bä dem Umftande, wo 
der bürgerliche Handelsftand im Jahre 
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1843 mit Genehmigung der Lan⸗ 
deöftelle einen Handlungs - Kranken; 
verein in der Art gründete, daß das 
Bezirks » Krankenhaus auf der. Wieden 
denfelben einen abgefonderten Zract 
zur ausſchließlichen Benügung gegen 
Entrihtung eines Paufhalbetrages 
überließ, in welden die erkrankten 
Handlungsdglieder Hilfe und Pflege fin- 
den, find in Zufunft folche Individuen 
ohne Anweifung des Gewerbövorftan- 
des nicht mehr in das k. k. allgemeine 
Krankenhaus aufzunehmen, fondern an 
den Gremial« Kranfen-Berein zur Auf: 
nahme in das Bezirks - Krankenhaus 
auf der Wieden zu weifen, mit Aus 
nahme unabweisbarer Fälle, wo näm- 
lid der Erkrankte in einem ſolchen Zu⸗ 
ftande fi befindet, daß er ohne Ge- 
fahr nicht weiter transportirt werden 
fann, in diefem Falle hat die k.k. 
Krankenhaus = Direction im Geifte der 
Rormal-Berordnung v. 30. März 1837 
in der möglichft kürzeſten Zeitfrift von 
der Aufnahme eines foldden Kranken 
dem Borfteher des bürgerl. Handels: 
ftandes, wegen nadträglier Erwir⸗ 
fung der Anweifung in die Kenntniß 
zu fegen, für weldye Individuen fodann 
aud die Vergütung der Verpflegsko— 
ften nach der beftehenden Borfchrift wie 
biöher geleiftet werden muß. (BD. der 
n. 6. R. v. 7. De. 1846 3. 49460. 
Circ. der k. k. Bol. D. Dir. v. 26. Dec. 
1846 8. 19181/3922, f. au Fran: 
Tenhans:VBerpflegsgebühren. VBdg. 
v. 9. März 1842.) 

Krankenhaus in Trieft. Um die 
Aufnahme und Behandlung der Hand: 
werksleute, Dienftboten und Laftträger 
in dem Givilfpitale zu Trieſt nad all- 
gemeinen vorfehriftmäßigen Grundfä- 
Ben zu reguliren, und um die Berpflegd: 
gebühren den gegenwärtigen Umfländen 
anzupafien, bat die h. k. k. Hoflanzlei 
mit Decret vom 22. März 1847 3. 
6117/366 , mitgetheilt mit Gubernial⸗ 
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erlaſſe v. 19. April 3. 7473/821 fol⸗ 
gende Directiven feſtzuſetzen befunden: 

1. Die in der Currende v. 29 Dec. 
1827 3. 10424 enthaltene Beftim- 
mung der unentgeltlihen Auf 
nabme der Handwerksleute, 
Dienftboten und Laftträger in 
dem Zriefter Givilfpitale, one Unter⸗ 
ſchied ihrer Zuftändigkeit hat für die 
Zukunft blos auf die nad Trieſt zu⸗ 
ſtändigen Individuen, oder in ſo fern 
für die Berichtigung der Verpflegsge⸗ 
buͤhren eine gegenfeitige Reciprocität 
befteht, Anwendung zu finden. Die in 
Zrieft wohnhaften Dienftgeber, Profef- 
fioniften und Fabrikanten werden aber 
verpflichtet fein, für ihre in das allge- 
meine Krankenhaus abgegebenen Dienft- 
boten, Gefellen, Jungen und Arbeiter 
ohne Unterfchied, ob fie nach Trieft zu- 
ftandig find oder nicht, die Gebühr von 
täglichen 20 Kreuzern zu entrichten und 
Dienfigeber nur dann gehalten, die 
Krankheitsgebühr für die ganze Bere 
pflegszeit zu entrichten, wenn fie den 
Dienftboten im Dienfte behalten, im 
entgegengefegten alle aber dieſelben 
nur zur Berichtigung der Imonatlichen 
Gebühr verpflichtet find. Fremden Na- 
tionen angehörigen wandernden Hand⸗ 
werksburſchen wird die.ihnen von der 
Eurrende v. 29. December 1827 zuge- 
fiherte freie Aufnahme bewilliget. 

2. Da der Spitaldfond, fo wie die 
Fonde der k. k. Staatswohlthätigkeits- 
Anſtalten auf die Vergütung des vollen 
Aufwandes für die Verpflegung der 
Kranken einen giltigen Anſpruch ha- 
ben, fo werden für das Eivilfpital mit 
Ruͤckſicht auf die gegenwärtigen Ver: 
haltniffe folgende Claffen der Ber- 
pflegdgebühren in Anwendung gebracht: 

1. Claſſe mit Ertrazimmer und einem 
eigenen vom Spital beizugebenden 
Krantenwärter täglihb Einen Gulden 

anzig Kreuzer. 

2. Elaffe. Ertrazimmer mit gemein: 
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ſchaftlichem Krankenwaͤrter tagtih Ei⸗ 
nen Gulden. 

3. Claſſe. In allgemeinen Kranken⸗ 
Sälen, die Auswärtigen täglich zwei 
und dreißig Kreuzer. 

4. Elafie. In allgemeinen Kranken: 
Sälen, die Einheimifchen täglich zwan- 
jig Kreuzer. 

3. Kür die E. E. Irrenanftalt 
werden folgende Verpflegsgebühren 
feftgefeßt:: 

1. Claſſe taglid Einen Gulden 
zwanzig Kreuzer; 

2. Elaffe, täglih Einen Gulden; 

3. Claſſe, täglich dreißig Kreuzer. 

Für die kak. Gebäranſt alt. 

1. Claſſe, tääglich Einen Gulden zehn 
Kreuzer; 

2. Claſſe, täglich fünfzig Kreuzer; 

3. Claſſe, täglich vier und zwanzig 
Kreuzer. 

4. Für die ehelihen Kinder, weldye 
in dringenden Fallen und nur zeitweife 
in dem Findelhaufe zu Trieſt unterges 
bracht werden, wird die bisher mit täg- 
lihen zehn Kreuzern bemeffene Ber: 
pflegsfoftenvergütung beibehalten. 

1. Im Eintlange mit den von der 
Hoffanzlei ausgeſprochenen oder geneh⸗ 
migten Grundfäßen, werden die Ber» 
pflegsgebühren in der hiefigen Anſtalt 
zu zahlen verpflichtet fein: 

a) Alle vermöglihen Individuen 
und zwar nad bisheriger Uebung in 
der Regel anlicipando und nur gegen 
folide Bürgſchaft nachträglich. 

b) Die Capitäne und Padroni für 
ihre Seeleute. 

ce) Die Conſule für die Fremden 
ihrer Nationen. 

d) Die Ohrigkeiten für ihre armen 
Infaffen (Kreisconcurrenz). 

II. Zur unentgeltlihen Aufnahme 
follen berechtigt fein: 

a) Alle armen Ginwohner von Trieft 
und defien Territorio,, die hier geboren 
und hieher zuftändig find, wenn für fie 
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nicht jemand Anderer zahlungsfähig 
iſt, z. B. Capitaͤne, Padroni für ihre 
Seeleute. 

b) Einwohner jener Provinzen und 
Staaten, mit denen die Neciprocität 
beftebet. 

IN. Die hinfichtlich der Art und 
Meife der Aufnahme der Kranken in's 
Spital und der diesfälligen Verpflich⸗ 
tung der Stadtärzte beftehenden Direc- 
tiven bleiben in voller Kraft. (Berlaut- 
barung des Triefber k. k. pol. ökon. 
Magifte. v. 21. Juni 1847. Zeitfehr. 
für 6. R. ©. ©. 3. 1847. ©. 187 u. 
188.) 

Krankeuhaus. Um auch die bei 
der Ausführung der mit dem Reggs. 
Deer. v. 8. April 1846 3. 19504 und 
war in Folge eines einhelligen Com⸗ 
miſſionsbeſchluſſes, welchem auch die 
Krankenhaus - Direction ihre volle Zus 
fimmung gab, getroffenen Maßregeln 
wegen Weberfommung der Aufnahme» 
Documente bezüglich der aus dem k. k. 
allgemeinen Krankenhauſe entlaffenen 
Individuen fi mitunter ergebenen, 
von der Direction des k. k. allgemeinen 
Krantenhaufes nachtraͤglich zur Sprache 
gebrachten Uebelftände für die Zukunft 
zu befeitigen, wird der k. k. Polizei⸗ 
Ober» Direction aufgetragen, die Ber 
fügung zu treffen, daß die Polizei: Bes 
zirks⸗Directionen alle ihnen von der 
k. k. Krankenhaus⸗Direction zugeſchick⸗ 
ten Urkunden und Behelfe, aus welchen 
die Zuſtändigkeit und Zahlungspflich- 
tigkeit der in dem k. f. allgemeinen 
Krantenhaufe verpflegten Individuen 
erfehen werden Tann, fo lange aufbe⸗ 
wahren, bis fie von den Parteien adge- 
bolt, und unmittelbar in Empfang ger 
nommen werden. (D. der k. k. n. ö. R. 
v. 15. April 1848 3. 17627.) 

— — Durch einen Erlaß des Herrn 
Statthalters von Rieder - Defterreich 
ddo. 8. d. M. 3. 2811 iſt die Direo 
tion des hiefigen k. k. allgemeinen Kran- 
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kenhaufes angewiefen, Individuen, 
welche dahin zur Heilung, aufgefperr- 
ten Zimmerngegenliebernahme 
von der Sihherheitöbehörde übergeben 
werden, für die Zukunft den Verkehr 
nach Außen und den Empfang von Bes 
ſuchen nicht ohne fpecielle Einwilligung 
der Stadthauptmannfchaft zu geftatten. 
(D. der Stäthptm. v. 13 Nov. 1851 
3. 23359/1864.) 

Krankenhaus. Vorſchrift bei Auf 
nahme der Armenpfründner, |. Armen: 
Inſtitut. Unterricht für die Vorfteher 
desfelben. 8. 21. 

— — Vorſchrift wegen Hintanhal« 
tung unrechtmaͤßiger Pfründenbehebung 
während ber Verpflegszeit der Pfründ⸗ 
ner im Krankenhauſe, ſ. Armen⸗ 

pfründner. (Vdg. v. 17. Nov. 1840.) 

— — bie Abgabe eines Pfründ- 
ners dahin ift dem Pfarrer anzuzeigen, 
ſ. Armen-Pfründner. 

— — der barmherzigen Schweftern 
in der Leopoldftadt, ſ. barmherzige 
Schweftern. 

— — wegen 'linterbringung der 
Dienftboten in das Krankenhaus, f. 
Dienftboten. 

— — Beitpunct der täglihen Ab» 
fahrt der Leichenmwägen , ſ— Leichen⸗ 
wägen. 

— — Aufnahme der Militär-Beur- 
laubten in die Militär » Spitäler, f. 
Militär:Benrlaubte. 

— — melde kranke Arme dahin 
—— ſind, ſ. Stadt⸗ Armen⸗ 
ärzte 

— Erhebung der Zuſtaͤndigkeit, 
f. ng ie 

— —, f. barınherz —5 — 
Gefellen = Auflagen , 
der —* 

Beurlaubte 

Frantenhaäuſer am Laude, ſ. 
Landipitäler. 

Krankenhaus» Berpflegsgebühs 

ren. In NRüdficht der Beiziehung der 
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Befugten jeder Innung zur Verpfle⸗ 
gung der kranken Gefellen und Lehr⸗ 
jungen, wurde Folgendes verordnet: 
Es fei ganz möglich, daß die Befugten 
oder fogengnnten Decreter zu den Pau- 
ſchalbeträgen an das allgemeine Kran⸗ 
kenhaus in das Mitleiden gezogen wer⸗ 
den, weil fie 

1. eben jener Vortheile wie die Mei⸗ 
ſter, ruͤckſichtlich der Geſellen und Lehr⸗ 
jungen theilhaftig find. 

2. Zur Innung gehören. 

3. Das Recht haben, fo wie die 
Meifter ihre Gefellen und Lehrjungen 
bei Krankheitsfällen auf Koften der Ins 
nung verpflegen zu laffen; 

4. folglih, da, wo fie gleihe Vor⸗ 
theile genießen, auch zu gleichen Lei⸗ 
ftungen verpflichtet find. Die Befugten 
find daher rukfihtlih der Paufchalbe- 
träge für die Verpflegung ihrer kranken 
Gesellen und Lehrlinge, felbe mögen in 
ihren Häufern wohnen oder nicht, fo 
wie die Meifter zu behandeln, und ift 
die Stadthauptmannfhaft angewiefen, 
bei dem gewöhnlich im Detober jeden 
Jahres, mit Zuziehung der Provincial- 
Staats⸗Buchhaltung, der Krankenhaus⸗ 
Direction und Verwaltung, nad vor—⸗ 
läufiger von leßterer verfaßten Berech⸗ 
nung, die nad Billigkeit zu bemeflen- 
den Paufhalbeträge für jede Innung 
zu beflimmen, und für die Befugten ge- 
hörig mit einzurepartiren, übrigens 
aber den Wr. Magiftrat zu diefer 
Pauſchalbehandlung beizuziehen. (Re⸗ 
gierungs » Verordnung v. 3. Septbr. 
1816. Barth. H. u. ©. Gef. 2. Br. 
©. 181 u. 182.) 

Krankenhaus : Berpflegsgebüh- 
ren. Die ?. k. Hoflanzlei hat befohlen, 
dag die biöher in W. W. entrichteten 
Berpflegsbeträge, dann die Be- 
gräbniß-Taren und die Zaren für 
ein Tragbett oder Seffel, in dem 
hiefigen allgemeinen Kranken⸗, Gebaͤr⸗ 
und Irrenhauſe v. 1. Rov. 1821 an, 


in &. Me. und zwar folgender Maßen 
entrichtet werden follen. 

1. Die Verpflegsbeträge find: 

a) Für einen Kranken, der nach der 
erften Claſſe verpflegt wird, mit täglich 
Einen Gulden zwanzig Kreuzer CM.; 

b) für einen Kranken der nach der 
zweiten Claſſe verpflegt wird, mit täg- 
lihen ein und fünfzig Kreuzern EM. ; 
und 

ce) für einen Kranken, der nach der 
dritten Claſſe verpflegt wird, für hie 
fige Einwohner mit täglichen achtzehn 
Kreuzern, und für auswärtige mit täg- 
lichen zwei und dreißig Kreuzen EM. 
zu entrichten. 

2. Die Begräbniß-Taren werden für 
den Fall, wenn keine befondern Leichen- 
begräbniffe angeordnet werden, vom 1. 
Nov. 1821 an, für Perfonen, die nad 
der erften Claſſe verpflegt wurden, auf 
4 fl., für Berfonen, die nach der zwei⸗ 
ten Elafje verpflegt wurden, auf 2 fl.; 
und für Perfonen, die nad) der dritten. 
Elaffe verpflegt wurden, auf 1 fl. EM. 
feftgefeßt; jedoch find diefe Begräbniß- 
Taren nur dann zu entrichten, wenn 
die Erben eined Berftorbenen, die von 
ihm im allgemeinen Krantenhaufe zus 
rüdgelaffenen Kleidungsftüde vermit- 
tell der Anweifung der Abhandlungs⸗ 
behörden, die es betrifft, binnen der 
hierzu beftimmten Zeitfrift von drei 
Monaten nah dem ZTodestage über- 
nehmen. 

3. Die Gebühr für die Abholung 
eines in das allgemeine Krankenhaus 
zu bringenden Kranken in einem Trag⸗ 
bette oder Seffel wird vom 1. Rovbr. 
1821 an, auf Einen Gulden EM. be- 
ftimmt, und ift aflezeit zu entrichten, 
wenn nicht die unentgeltlihe Abholung 
von den Pfarrbezirten oder von der 
Polizei⸗Bezirks⸗Direction ausdrüdlich 
angeſucht wird. (Hflzl. D. v. 26. Juli 
1821. R. d. Rggs.⸗Int. v. 17. Dct. 
1821. Krop. Gef. Fr. 45. Bd. S. 519.) 
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Krankenhaus : Berpflegsgebüh: 
ren. Die Berpflegung der Indis 
pviduen aus dem lomb. venet. 
Königreiche? Da in den Krankenan⸗ 
falten des lomb. venet. Königreiches 
die Einrichtung befteht, dag dafelbft 
die Verpflegung der Individuen aus 
andern Provinzen der Monarchie unent⸗ 
geltlih beforgt wird, fo ift fih auch 
hierorts nach dem gleihen Grundſatze 


zu benehmen, und fomit die Reciprocität. 


zu beobachten. (Hflzl. Dec. v. 3. Juli 
1823 3. 20330, n. d. Rggs. Vdg. v. 
28. Juli 1823 3. 34058.) 

— — Sn Hintunft hat nicht mehr 
der Wr. Magiftrat die Verpflegstoften 
für diejenigen Inquifiten in ſchweren 
PolizeisUebertretungen, welche zur Zeit 
ihrer Berhaftung bereits trank find, an 
das Krankenhaus zu bezahlen, fondern 
die Krankenhaus » Direction hat die 
Berpflegskoften für dergleihen Inqui⸗ 
fiten auf die Art einzuheben, wie es 
bei denjenigen Perfonen gefchieht, die 
von den Polizeis-Directionen, den Pfar- 
rern u. f. w. in das Krankenhaus ge- 
wiefen werden, oder fich felbit dahin 
ftellen. Der Magiftrat hat den Anwei- 
fungen, welche folden Individuen in 
das Krankenhaus mitgegeben werden, 
den Umftand, daß es derlei Inquifiten 
find, jederzeit beftimmt beizufeßen; fer- 
ner der Krankenhaus - Direction alles 
Dasjenige mitzutheilen, was ihr zu 
wiffen nöthig fein Fann, um die Ver⸗ 
pflegskoſten einzuheben. Kür diejeni⸗ 
gen Inquiſtten in ſchweren Polizei⸗ 
Uebertretungen, welche während des 
Verhaftes erkranken, hat der Magiſtrat 
wie bisher, die Curkoſten als Gerichts⸗ 
koſten zu tragen. (Rggs. Vdg. vom 4. 
Oct. 1823 3. 46712. Guld. Sanit. 
Vdg. 5. Bd. ©. 342.) 

— — Für die in dem allg. Kran- 
kenhauſe in Wien verpflegten armen 
Perſonen, welche nicht von Wien ge- 
bürtig find, fih nicht durch 10 Jahre 


ununterbrochen in Wien aufgehalten 
haben, und für welche nicht etwa die 
Verpflegsgebühr von einer Imnung, 
einem Fabrilanten, Künftler oder Pros 
feffioniften, der zu einer Innung ge 
hört, oder von einem Dienfthälter, oder 
endlih von den Verwandten in aufs 
und abfleigender Linie zu entrichten 
tommt, find laut a. h. Entſchließ. vom 
17. Juni 1825 für die Hereinbringung 
diefer Verpflegsgebuͤhren, welche freis- 
weife zu geſchehen hat, die gefammten 
Unterthanen des Kreifes in Anſpruch 
zu nehmen, und ed hat diefe kreisweiſe 
Repartition auf dem flachen Lande nad 
dem Grundfteuergulden, und in den. 
Städten nah dem Hauszinsfteuergul- 
den zu gefhehen. (N. 9. Rggs. Cirec. 
vom 21. Det. 1825. Krop. ©. ©. 
51. Bd. ©. 206.) 

Krankenhaus = Berpflegsgebüb: 
ren. DieBeftreitung der uneinbringlichen 
Heilungstoften für die in Ungarn 
paßlos ergriffenen, zum Mili- 
tärdienft untaugliden Unter- 
tbanen der confcribirten Pro— 
vinzen, wenn fie während der Trans: 
portirung in ihre Heimath erfranten, 
und in den Militärfpitälern verpflegt 
werden, trifft den Gamerals Fond in 
dem Kalle, ald deren Mittellofigkeit 
erwiefen ift, und die betreffende Obrig⸗ 
feit Teine bei unbefugten Gntfernun- 
gen vorgefchriebene ämtliche Einſchrei⸗ 
tung unterlafien hat. (Hflzl. Decr. 
vom 4. Dct. 1832 3. 22465, an 
fämmtl. Känderft., mit Ausnahme von 
Mailand, Venedig, Zara und Inns⸗ 
brud. Pol. &. S. 60. Bd. Rr. 133, 
n. d. Rggs. Vdg. vom 19. Det. 1832 
3. 38124.) 

— — Die mit dem Hoflanzlei-De- 
crete vom 15. Juli 1825 befannt ge- 
machte a. b. Entſchließ. vom 17. Juni 
1825, wegen Treisweifer Hereinbrin- 
gung der Verpflegögebühren für aus- 
wärtige, in Kranken⸗ oder Verſorgungs⸗ 
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Anſtalten untergebrahte Individuen 
macht Teinen Unterſchied zwifchen Höfe 
fentlihen und Local-Anftalter, und die 
Tendenz der diesfälligen Borfchriften 
geht nur dahin, die moͤglichſt entfywe- 
chende Unterbringung und Pflege der 
Kranken zu erzielen; dieſes wird aber 
nur erreicht, wenn von allen Anftalten 
die Auslagen auf ſolche Art vergütet, da 
fonft auswärtige Kranke allenthalben, 
mit alleiniger Ausnahme der öffentlichen 
Anftalten zuruͤckgewieſen werden wiüt- 
den, was oft mit den größten Rad: 
theilen für ihre Geſundheit, ja felbit für 
ihr Leben verbunden fein fann. Der 
Landesftelle wird daher bedeutet, daß 
die Hereinbringung der Verpflegs⸗ und 
Heilloften-Gebühren für in Xocals Ans 
falten untergebracdhte auswärtige In⸗ 
dividuen in politiſche Berhandlung za 
ziehen find, und daß diefe Hereinbrin- 
gung, wenn die Verwandten in aufe 
und abfleigender Linie arm find, und 
fonft Niemand zu deren Berichtigung 
gefegli verpflichtet ift,, fo wie bei den 
orfentlihen Kranfenanftalten kreiswetie 
zu gefhehen habe. (Hflzl. D. vom 17. 
Febr. 1833 an das mähr. fchlef. Land. 
Bub. Krop. G. ©. 3. 1733. Nr. 41.) 

Krankenhaus: VBerpflegsgebüh: 
ten. Die zudem Wiener Bolt 
jeis Bezirke gehörigen, außer 
den Linien gelegenen Ortſchaf— 
ten können, da fie zu den zur Be 
ftreitung der Ausgaben des Kranken⸗ 
Inftitutes beſtimmten Local: Quellen 
wicht in das Mitleiden gezogen, noch 
zu den Sefammterforderniffen der Stadt 
Wien und deren Bedeckung etwas bei« 
tragen, die unentgeltlide Auf 
nahbmeihrerarmen Kranlenin 
das Wiener allgem. Kranken— 
haus nicht anfprehen, und fie 
find in diefer Hinftcht fo zu behandeln, 
wie andere Kranfe vom Lande. Die 
Verpflegskoſten des hiefigen k. k. allger 
meinen Krankenhauſes für arme nad 


diefon Deiſchaften zuſtaͤudige Kranke 
find daher gleich jenen für andere ders 
let Kranke des fladgen Landes im Wege 
der Kreistepartition einzubringen. So 
wie dieſe Entſcheidung ſich mur auf die 
wahrhaft armen Kranken der zum hie⸗ 
ſigen Polizei⸗Bezirke gehörigen außer 
den Linien gelegenen Ortſchaften und 
keineswegs auf ſolche Kranke, für 
welche Berwandte, Dienſtgeber, In⸗ 
nungen u. dgl. die Berpflegsloften zu 
berichtigen geſetzlich verpfliätet find, 
fih erſtreckt, fo verſteht es fi von 
felbft, daß, da der Krankenhaus ond 
die vollen Berpflegätoften im Wege der 
Kreis: Repartition erhält, dieſer der 
Genuß der Armen » Inftituts» Portion 
eines derlei- Kranken für die Dauer der 
Derpflegung desfelben eben jo wenig 
zuzufallen habe, als derfelbe zwei Drit⸗ 
theile der Medicamenten⸗Koſten für die 
zu Hauſe verpflegten armen Kranken 
derlei Ortſchaften zu beſtreiten hat. 
(GHfkzl. D. vom 6. März und 29. Mai 
1835 3. 5003 und 12883. Bdg. der 
n. 6. Reg. v. 28. Juni 1835 3. 14323 
und 31554. Brov. G. ©. 17. Br. 
Rr. 61.) 

Krankenhaus-Verpflegsgebüh⸗ 
ren. Bei Einbringung der Verpflegäges 
bühren durch die Kreis-Repartition .bes 
gründet der Umſtand, ob die Berpfle 
gung der zahlungsunfähigen Indivi⸗ 
duen, um deren Bergütung es fi 
handelt, in dem Krankenhauſe 
der einen oderandern Provinz 
gefhah, Leinen fernen Unterfchied, und 
es ift daher mit der Einbebung diefer 
Krankenhaus - Berpflegsgebühren nad 
eben jenen Vorſchriften vorzugehen, 
welche für die Einbringung jener des 
Wiener algemernen Krantenhaufes in 
Kraft beftehen. (Hflzl. D. v. 13. Juli 
1835 3. 17946. Vdg. der n. d. Reg. 
vom 25. Juli 1835 3. 50318. Prov. 
®. ©. 17. Bd. Ar. 249.)- 

— — Hinfigtlihderweniel- 


— 
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ſeitigen unentgeltlichen Ver⸗ 
pflegung erkrankter und ver 
unglückter unbemittelter Un— 
terthanen wurde mit der k. ſäch⸗ 
ſiſchen Regierung folgendes 
Uebereinkommen abgeſchloſſen: 

1. Die Cur⸗ und Verpflegskoſten 
von erkrankten oder verunglüdten An⸗ 
gehörigen des einen oder des andern 
Staates werden im Allgemeinen von 
den Stiftungs- oder Gemeinde» Eaflen 
derjenigen Orte, wo diefelben einen 
Unfall erleiden, beftritten, ohne daß 
deshalb ein Erfak in Anſpruch genom- 
men werden Tann. Auch wird jede Re⸗ 
gierung die geeignete Vorkehrung trefr 
fen, daS bei foldhen Fällen jedem An- 
ſpruche der Menſchlichkeit Genüge ger 
[hehe und kein Verſäumniß eintrete. 

2. Da jedoch dieſe Verbindlichkeit 
immer nur fubfdiarifch bleibt, fo if 
der verurfachte Aufwand in dem Falle 
nach billiger Berechnung zu erſetzen, 
wenn entweder der betreffende Reiſende 
dieſen Erſatz aus eigenen Mitteln zu 
leiſten vermag, oder wenn die nach 
privatrechtlichen Grundſaͤtzen zu feiner 
Ernährung und Unterſtuͤtzung verpflich⸗ 
teten Perſonen, nämlich feine Ascen⸗ 
denten und Descenten oder ein Ehe- 
gatte desfelben dazu vermögend find, 
was erforderlihen Falles duch ämt⸗ 
lihe Rachfragen bei der heimathlichen 
Behörde zu erheben iſt. 

Betreffend die k. preußiſche Re- 
gierung, fo ift mit der Minifterial- 
Berordnung an ſämmtliche Provinzial- 
Regierungen vom 20. April 1827 bee 
reits der Grundſatz feitgeftellt worden, 
dag für die Verpflegung erfrantter 
bilfebedürftiger Individuen fremder 
Staaten weder den Provinzial: noch 
den CommunalsBehörden der preußis 
[hen Monarchie ein Erfag der aus ihren 
Fonds gemachten Berwendungen bei 
den fremden Behoͤrden in Autrag ge 
bracht werben dürfe, wogegen aber auch 


tim umgelehrten Kalle die diesfällige Er⸗ 
fattung aus Staats⸗ oder Communal⸗ 
Fonden abzulehnen if. Der Zwed 
einer Uebereinkunft in der fraglichen 
Hinfiht wird fomit erreiht, wenn fi 
die k. 8. öſterr. Behörden gegenüber 
den k. preuß. Unterthanen ſolchen Fäl⸗ 
len auf gleiche Art benehmen, welches 
denn auch in Hinkunft zu geſchehen hat. 
Uebrigens hat das k. preuß. Miniſte⸗ 
rium beigefügt, daß in Fällen, wo 
eine oͤſterr. Behörde die Sache von der 
Art finden follte, die Erftattung der 
fraglichen Koften entweder aus dem 
Vermögen des Individuums felbft oder 
dem feiner etwa hiezu geſetzlich ver- 
pflihteten Verwandten im Wege Rech 
tend herbeizuführen, die k. preuß. Be⸗ 
börden in Zuverfiht auf eine gleiche 
Willfährigkeit von Seite der k. k. öſterr. 
Behörden im umgekehrten Falle gern 
bereit fein werden, auf diesfällige Re 
quifition diejenigen Erfundigungen ein⸗ 
suziehen, und deren Ergebniß mitzur 
tbeilen, auf welche es der diesfeitigen 
Dehörde zu jenem Zwede ankommen 
dürfte. Hiernach ift ſich in vorkommen⸗ 
den Fällen zu benehmen. (Hfkzl. D. v. 
23. Sept. 1835 3. 24790. Rgs. Bdg. 
v. 22. Det. 1835 3. 55344. Pv. © 
©. 17. Bd. Nr. 321.) 
Krankenhaus : Berpflegsgebäh- 
ren. In Abfiht auf die Einbringung 
der Krantenhausgebühren von den Zah⸗ 
Iungspflichtigen wird bemerkt, daß Kin- 
der zwar allerdings dem Zuftändigfeit- 
Drte ihrer Eltern zu folgen haben, die: 
ſes jedoch nur fo lange dauern könne, 
als erftere nicht felbftftändig find; fo- 
bald fie aber ihre Selbfiftändigfeit er⸗ 
langt haben, und ihrem Exrwerbe feldft 
nachzugehen in der Lage find, können 
fie nicht mehr dem Zuſtändigkeits⸗Orte 
ihrer Eltern folgen, fondern find nad 
den ihnen eigenthümlichen Berhältnifs 
fen als ſelbſtſtärdige Berfonen zu ber 
handeln. (Hfkzl. D. v. 4. Febr. 1836 
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3. 2506. Bdg. der n. 6. Reg. vom 
27. Kebr. 1836 3. 8816. Prov. ©. 
©. 18. Bd. Rt. 39.) 

Krankenhaus - Berpflegsgebüh: 
ren. Einbringung der Ber 
pflegstoften für die in das 
faif. königl. allgemeine Kran 
kenhaus gebrachten armen Pro- 
feffioniften. 

Bei dem die unentgeltliche Aufnahme 
in das allgem. Krankenhaus nadfu- 
hbenden kranken Profeffioniften muß 
zwifchen Meiftern und Befugten, dann 
deren Gefellen, Lehrjungen, Hilfarbeis 
tern und Hilfarbeiterinnen unterfchieden 
werden. Die Meifter und Befugten find 
der Regel nach verpflichtet, die Ber: 
pflegskoſten für ihre Berfon aus eige- 
nen Mitteln zu beftreiten, und können 
nur dann unentgeltlich gleich allen nach 
Wien zuftändigen Perfonen aufgenom- 
men werden, wenn ihre Armuth und 
Zahlungsunfähigkeit durch vorfehrifts- 
mäßige Armuthszeugniſſe erwiefen ift. 
Berehelichte oder unverehelichte Gefel- 
len, dann Lehrjungen, Arbeiter und 
Arbeiterinnen, welche irgend einer In⸗ 
nung angehören, können aber nur auf 
Koften derjenigen Innung, zu der fie 
gehören, verpflegt werden, weshalb bei 
diefen Individuen feine Gratis» Bes 
handlung Plab zu greifen hat, und 
behufd ihrer Aufnahme in das Kran⸗ 
kenhaus nicht Armuthszeugniffe, fon- 
dern fchriftliche Anweifungen ihrer In- 
nungs = DBorfteher beigebradht oder in 
dringenden Fallen nachgetragen werden 
müffen. Die Verpflichtung der Innun⸗ 
gen für ihre in das allgem. Kranken⸗ 
haus zur Heilung abgegebenen Geſel⸗ 
len, Jungen, Arbeiter und Arbeiterins 
nen die Verpflegskoſten zu entrichten, 
bat fig auch auf jene Geſellen zu er⸗ 
ſtrecken, welche von der Fremde zurei«- 
fen, und noch Feine Arbeit gefunden 
haben, ſie mögen im Gefellenbuche ein- 
getragen fein oder nicht, und ed mag 


wo immer hin von den Innungen für 
ihre Verpflegung ein Baufchal» Betrag 
geleiftet werden oder nicht. Demnach 
bat es vrüdfichtlih der Aufnahme die- 
fer Individuen bei dem bisherigen Ver⸗ 
fahren rücfichtlih der Beibringung der 
Innungs = Anweifungen zu verbleiben, 
wobei es fih von felbit verfteht, daß 
in dringenden und gefahrvollen Erfran» 
fungsfällen keinem derlei Individuum 
ohneSnnungs-Anweifung die Aufnahme 
verweigert werden darf, fondern nad 
der erfolgten Aufnahme von der Krane 
tenhaus-Berwaltung die Innungs⸗An⸗ 
weifung nachträglich von den Innungs⸗ 
Borftehern abgefordert werden muß. 
(Bdg. der n. d. Reg. vom 13. Mai 
1836 3. 26616.) 

Krankenhaus: Berpflegsgebüh: 
ren. Die Hereinbringung der Audlage, 
welche dem hiefigen allgem. Kranken⸗ 
hauſe für die Verpflegung eines aus 
Würtemberg gebürtigen Brauknechtes 
erwachfen find, kann durch die k. k. Ge⸗ 
ſandtſchaft nicht veranlagt werden, indem 
mit der E. würtemb. Regierung fo wie 
mit den meiften übrigen deutfchen Bun- 
desftaaten wegen  gegenfeitiger unent⸗ 
geltlicher Krankenpflege reifender Hand⸗ 
werfögefellen und der zur ärmeren Claſſe 
gehörigen Perfonen förmliche Minifte- 
tial- Erklärungen ausgewechfelt worden 
find. (Hflzl. D. v. 21. Dec. 1838 3. 
31850. Bdg. der n. ö. Reg. vom 2. 
San. 1839 3. 74142. An. ©. 2.23. 
1838. Nr. 94.) 

— — Erklären erkrankte, in das 
Krankenhaus gebrachte Dienftboten 
oder Gefellen, für welche nad dem 
Geſetze die Dienftgeber oder die Innun- 
gen die Verpflegskoſten zu entrichten 
haben, diefe Bezahlung felbft aus Eiger 
nem beftreiten zu wollen, fo treten fie 
dadurd aus den früheren fie ſchützen⸗ 
den Verhaͤltniſſen, und find nad) ihrer 
Zufländigkeit zu behandeln, dergeftalt, 
daß die zu den hiefigen Einwohnern zu 
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rechnenden Individuen nad $. 4 des 
Girculared vom 30. März 1837 die 
Berpflegdgebühr mit 18 kr., die ſoge⸗ 
nannten Auswärtigen aber die DBer- 
pflegögebühr mit 32 Fr. C. M. täglich 
zu entrichten haben. Der Umftand, daß 
ih diefe Zufage in manden Fallen 
nicht realiftren, und die Zahlung gleich⸗ 
wohl von dem Dienftgeber oder der 
Innung entrihtet werden muß, ent- 
ſcheidet nichts, weil dann wieder die 
gefeglihe Beſtimmung eintrifft und 
Dienftgeber oder Innung fodann, den 
nach den geſetzlichen Beftimmungen ent⸗ 
fallenden Betrag zu berichtigen haben. 
(Bdg. d. n. õ. Reg. v. 27. März 1839 
3. 16512. Prov. ©. ©. 21. Bd. 
Nr. 62.) 

Krankenhaus » Berpflegsgebüh: 
ren, Der Krankenhaus-Direction wird 
bedeutet, daß es bezüglich der Beſtim⸗ 
mung der Verpflegskoſten füran 
der Syphilis erfranfte Gefel- 
len und Xehrlinge bei der Anord- 
nung des $. 9 der Eircular » Bor« 
fhrift vom 30. März 1837 zu ver- 
bleiben habe, und dag den Innun⸗ 
gen das Recht belafien werde, in ein- 
zelnen Fallen, wenn fie namlich noch 
vor der Unterbringung eines ſyphilitiſch 
kranken Individuums in die k. k. Kran⸗ 
kenanſtalt von dieſem Zuſtande eine 
gewiſſe Kenntniß erlangen, die ver⸗ 
langte Spitalsanweiſung zu verwei⸗ 
gern, und auf dieſe Art ſowohl ihr, als 
auch das Vermögen ihrer Geſellen vor 
Rachtheil zu verwahren. (Vdg. der n. 
6. Reg. v. 17. April 1839 3. 19201. 
An. ©. 3. 3. 1839. Rr. 24.) 

— — Es iſt billig, daß der Flei⸗ 
ſchergeſell, welcher bei einem Gewerbs⸗ 
manne dient, der nicht der Fleiſcher⸗ 
Innung angehoͤrt, und dahin auch keine 
Auflagen zahlt, auch keinen Anſpruch 
auf die Verpflegskoſten⸗Beſtreitung von 
Seite der Immung habe. Um für die 
Zukunft eine Gontrole aufzuſtellen, ift 


vor Allen auf die Beibringung der In⸗ 
nungszettel zu fehen. Wenn diefe nicht 
beigebracht werden, fo hat zunächſt die 
Polizei » Bezirks » Direction oder die 
Krankenhaus-Berwaltung gleich bei der 
Aufnahme beizufeßen, bei welchem Mei⸗ 
fter, Arbeits- oder Dienftgeber das auf- 
zunehmende Individuum zuleßt gedient 
babe, wie der Meifter heiße, wo er 
wohnt, womit er fich beſchäftige, wor⸗ 
nad fich die Frage, wer die Koften zu 
berichtigen hat, von felbft beantwortet. 

2. Zur Hintanhaltung von doppel- 
ten Zahlungen (bei den barmberzigen 
Brüdern) hat der Wiener Magiftrat der 
k. k. Bolizei-Ober-Direction und Kran 
fenhausd-Direction diejenigen Innuns 
gen namhaft zu machen, welde von 
der Krankenanftalt der barmh. Brüder 
Paufchalbeträge entrichten, damit dies 
felben gleih von Anfang dahin zur 
Verpflegung gewiefen werden. 

3. Der Bleifcher » Innung ift durch 
den Magiftrat zu bedeuten, daß fich mit 
ihr nur dann in eine Paufchal- Ber 
handlung eingelaffen werden könne, wenn 
fie fi herbeilaffe als Paufchalbetrag 
wenigftens 2 Drittel derjenigen Summe 
zu entrichten, welche nah Zjährigem 
Durchſchnitte bei der kopfweifen Be 
zahlung der Berpflegskoften entfallen 
würde. (Bdg. dern. ö. Reg. vom 31. 
Juli 1839 3. 41701. Kn. ©. 2.3. 
1839. Nr. 52.) 

Krankenhaus - Berpflegsgebüh: 
ren. Einhebung der Verpflegs— 
gebühr für Dienftboten, deren 
Dienſtgebergänzlich zahlungs— 
unfähig find. Es iſt der Zweifel an⸗ 
geregt worden, in welchem Wege für 
einen im allgemeinen Krankenhauſe zu 
Wien behandelten Dienftboten, der den 
Dienftgeber treffende 1monatliche Be⸗ 
trag der Verpflegsgebühren in dem Falle 
einzubringen fei, wo der außer den Li⸗ 
nien Wiens wohnende Dienftgeber we⸗ 
gen gänzlicher Dürftigfeit die ſchuldige 
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Zahlung nicht leiften kann. Die Re 
gierung findet fi beftimmt vorzufchrei- 
ben, daß hinfihtlih der Berpflegs- 
foften» Zahlung der erkrankte Dienft- 
bote in dem gedachten Falle eben fo 
behandelt werde, ald ob er in gar kei⸗ 
nem Dienfiverhältnifie geftanden hätte; 
es ift namlich der ganze Verpflegsko⸗ 
ſten⸗Rückſtand (mit Einfhluß der un- 
eindringlichen den Dienftgeber treffenden 
Monatsgebühr.) 

1. Bon den Behandelten felbft und 
aus deſſen Vermögen, 

2. von den zahlungspflichtigen und 
vermöglichen Berwandten, 

3. von der Zuitändigleits-Gemeinde 
des Behandelten, folglich der dortigen 
Kreis » Concurrenz zu verlangen. Bei 
biefigen Dienftgebern hingegen wird im 
Falle ihrer gaͤnzlichen Unvermoͤgenheit 
(bei dem Umftande, ald das allgemeine 
Krankenhaus eine Local⸗Anſtalt ift), die 
1monatliche Berpflegsgebühr als un- 
“ einbringlih ab» und fomit der Stadt- 
gemeinde zur Laft gefchrieben und erft 
der Neft wird von dem behandelten 
Dienftboten felbft, feinen Verwandten 
oder der Eoncurrenz feines Kreiſes ge⸗ 
fordert. (Vdg. der n. ö. Reg. vom 29. 
Apr. 1840 3. 22791. Prov. G. ©. 
22. Bd. Nr. 72) 

Krankenhaus - Berpflegsgebiih- 
ren. In Folge eines vorgefomme- 
nen Falles, über Verpflegsgebüh— 
ren⸗Entrichtung für einen Er- 
krankten, und imk.k. allgemei- 
nen Krankenhauſe behandelten 
Arbeiter, bat die k. k. Hofkanzlei 
mit Decret vom 30. April 1840 Fol⸗ 
gendes beſtimmt. 

Der $. 12. des Regierung » Eircn- 
lare v. 30. März 1837 enthält woͤrt⸗ 
lich die Beflimmung, daß jene einzelnen 
Künftler, Fabrikanten, Gewerbs⸗ und 
Handeldleute, welche zu feiner Innung 
gehören, verpflichtet find, für ihre er⸗ 
krankten Commis, Subjecte, Geſellen, 


Jungen, Arbeiter und Arbeiterinnen, 
welche zur Heilung in das allgemeine 
Krankenhaus abgegeben werden, die 
Verpflegsgebühren nach der 3. Claſſe 
zu vergüten. Es liegt nun ſchon in 
dem Wortlaute diefes Paragrapbes, daß 
rur jene Commis, Geſellen, Arbeiter 2c. 
gemeint fein koͤnnen, welde ein Künft- 
ler, Fabritant oder Gewerbömann zum 
Betriebe feines Gewerbes oder Ge⸗ 
[haftes aufgenommen hat, wie dies 
auch aus der Entgegenhaltung des 8. 10 
über die Berpflihtungen der Zungen 
deutlich erhellet. Die Ausdehnung der 
Verpflichtung zur Leiftung der Ber: 
pflegsfoften auf Zaglöhner, und foldhe 
Arbeiten und Handlungen, die nicht 
zur Betreibung eines Gewerbes oder 
Gefchäftes, fondern zu einer anderen 
Berrichtung zeitli aufgenommen wer⸗ 
den, ift in feiner Vorſchrift begründet, 
und würde viele Unzukoͤmmlichkeiten 
durch eine offenbar ungerechte Bedruͤ⸗ 
ung der Obrigleiten herbeiführen. 
(Hftzl. Dect. vom 30. April 1840 3. 
11757. Bdg. der n. 6. Reg. vom 11. 
Mai 1840 3. 27009, n. ö. Prov. G. 
©. 22. Bd. Rr. 75.) 

Krankenhaus - Berpflegsgebäh- 
ren. Beftimmungen hinſichtlich 
der Verpflegskoſten⸗-Beſtrei— 
tung für die im Auslande er- 
frantten unbemittelten kaiſ. 
öfterr. Unterthanen. Um den fib 
wiederholenden unmittelbaren Spital 
koſten⸗Reclamationen der Landesftellen 
bei ausländifchen Regierungen, mit Aus⸗ 
nahme von Baiern, Preußen und Sach: 
fen, mit denen befondere mit dem Hof 
Decrete v. 11. Oct. 1883 (f. Baiern) 
und vom 23. Sept. 1835 bekannt ge- 
machte Uebereinkommen getroffen wur. 
den, weiterhin vorzubeugen, findet ſich 
die vereinigte Hofkanzlei veranlaßt, 
fammtliden Landesftellen zu bedeuten, 
daß die k. k. Sefandtfchaften in Stutt- 
gart, Baden, Darmſtadt, Medien 
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burg- Schwerin, Raffau fhon früher 
angewiefen worden find, bei den ge« 
nannten Regierungen die volllommene 
Neciprocität für die im Auslande er 
krankenden unbemittelten kaiſ. öfterr. 
Unterthanen in Betreff ihrer unent- 
geltliden Verpflegung in den dortlän- 
digen Kranfenanftalten in Anfprud zu 
nehmen, welche auch von jenen Re- 
gierungen durch Minifterial-Rote zuge: 
fihert worden ift. (Hflzl. D. vom 29. 
1840 3. 83121, an fämmtl. Länderft. 
Vdg. dern. 5. Reg. v. 12. Rovember 
1840 3. 64690. Pol. ©. ©. 68. BP. 
Ar. 111.) 

Krankenhaus - Berpflegsgebüh: 
ren. Für einen Krankenhaus - Ders 
pflegsgebühr-Reftanten,, der zwar ſchon 
fehr lange von feinem Geburtsorte ab» 
wefend, von dem aber fein anderer 10- 
jähriger ununterbrochener Aufenthalts- 
ort nachzumeifen ift, ift die Geburts⸗ 
gemeinde oder vielmehr die betreffende 
Kreisconcurrenz die ausftehende Ver⸗ 
pflegögebühr zu berichtigen fchuldig, 
wenn der Reftant felbft oder deffen An⸗ 
gehörigen zahlungsunfähig find. (Hftzt. 
D. vom 26. Rov. 1840. Vdg. der n. 
ö. Reg. vom 19. Dec. 1840 3. 70097. 
Kn. ©. 23.53. 1840. Rr. 73.) 

— — Berpflegsgebühren:- 
Beſtreitung für kranke Huf— 
ſchmiedgeſellen, welche von Ar⸗ 
beitsgebern verwendet werden, 
die nichtzur Wiener Hufſchmied— 
Innung gehören. Se. Majeſtät 
haben mit a. h. Entſchließung vom 2. 
März 1841 allerhöchſt zu befehlen ge⸗ 
ruht, daß die Innung der Wiener 
Hufſchmiede nur zur Zahlung der für 
die wirklich bei den Schmiedmeiftern im 
Dienfte ftebenden Gefellen und Arbei- 
ter aufgelaufenen Krankheitskoſten zu 
verhalten fei, wogegen bei jenen Ars 
beiten, welche bei, nicht zur Innung 
gehörigen Gewerbsleuten im Dienfte 
fiehen, die allgemeinen Grundfäbe in 

Baleiöly, Handb. d. Pol. Gef. IL 


Abſicht auf die Hereinbringung der Ver⸗ 
pflegsfoften in Anwendung zu bringen 
feien, und wornach daher das gewöhn- 
lie Dienftverhältniß einzutreten habe. 
Der Dienftherr hat demnach bei Ab⸗ 
gabe feines Arbeiters in das Spital zu 
erklären, ob er denfelben nad ferner 
im Dienfte zu behalten gefonnen fei 
oder nicht. Im erften Kalle hat er alle, 
im zweiten aber nur die Berpflegs- 
foften für einen Monat im vorhinein 
zu entrichten, wobei ihm der Anfpruch 
auf den Rückerſatz bleibt, wenn der 
Geſelle früher genefet. Dagegen find 
jene Schmiedgefellen, welde anderen, 
der Innung fremden Arbeitögebern zu- 
gefickt werden, für die Zeit, während 
welcher fie fich bei ſolchen befinden, von 
den Gefellen-Auflagen von vierteljährig 
30 fr. zu befreien, fie haben jedoch die⸗ 
felde von dem Beitpuncte an, wo fie 
aus fremden Dienften treten, wieder 
an das Mittel zu verabfolgen. Hieraus 
fließt au, daß das Mittel für jene 
Sefellen, die von fremden Arbeitsge⸗ 
bern ind Spital gefendet, aber von 
ihnen nicht mehr im Dienfte behalten, 
und für welche nur für einen Monat 
die Berpflegstoften entrichtet werden, 
wenn fie länger ald einen Monat krank 
find, die weiteren Koften zu entrichten 
habe, da es auch für fremde aus der 
Ferne zureifende Geſellen, die noch bei 
feinem Meifter in Arbeit fteben, die 
Krankheitstoften nad den Directiven 
zu beftreiten, verpflichtet if. Alles 
Uebrige in Anfehung der Auflagen für 
die Innung bat unverändert zu blei- 
ben. (Hftzl. Dec. vom 6. März 1841 
8. 7411. Vdg. der n. 6. Reg. vom 
17. März 1841 3. 15209. Prov. ©. 
©. 23. Bd. Rr. 49.) 

Krankenhaus: Berpflegsgebüh: 
ten. Errihtung der Kranten- 
haus» Berpflegsgebühren für 
Handlungs-Commis. Das hie 
fige bürgl. Handeld» Gremium ift laut 
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8.9 des Girc. vom 30. Mai 1837 
verpflichtet, die Derpflegäloften für 
diejenigen Individuen zu beftreiten, 
welche zur Zeit ihrer Aufnahme in das 
allgem. Krankenhaus fih noch den 
Handlungdgefhäften wibmeten, und in 
die Kathegorie der Handlungs-Eommis 
gehörten. Bei dieſer Verpflihtung ift 
wohl zu unterfcheiden zwiſchen Commis, 
welche in einer Condition flanden und 
dort erkrankten, und zwiſchen ſolchen, 
welche in dem Augenblide ihrer Er⸗ 
krankung Feine Condition hatten oder 
zugereift find. Nur für die Lebteren 
tritt die Verpflichtung der Berpflegd- 
toften-Berichtigung von Seite des Gre⸗ 
miums ein, weil für die Erfteren nad 
8. 12 der Handeldmann ohnehin die 
Berpflegskoften für feinen erkrankten 
Commis zu beftreiten hat, was uͤbri⸗ 
gend nicht ein befonderes Uebereinkom⸗ 
men der Handelsleute mit dem Gre⸗ 
mium ausſchließt. Dagegen iſt e8 ganz 
in der Billigkeit gegründet, diejenigen 
Individuen, weldhe zwar die Handlung 
erlernten, ſich jedoch zur Zeit ihrer Er- 
krankung einem andern, der Handlung 
fremdartigen Gefchäfte widmeten, nicht 
“ mehr ald Handlungsdiener, fondern 
nah den allgemeinen Directiven zu 
behandeln, zu welchem Ende bei Auf⸗ 
nahme derlei Kranken darauf zu fehen 
ift, daß fie entweder mit der Aufnahms⸗ 
Bewilligung von Seite des Gremial- 
Borftandes verfehen fein müflen, oder 
daß fie doch folche Behelfe beibringen, 
aus welchen ihre letzte Kondition, ihre 
lebte Befhäftigung zu erfehen ift, oder 
daß diefes Verhältnig im Wege der po⸗ 
lizeilihen Erhebungen möglichſt ſchnell 
ind Klare geftellt werde. Es verfteht 
fi) hiebei von felbft, daß für den Kal 
der Zahlungsunfähigkeit des Handeld- 
herren das Gremium an feine Stelle als 
Zahler einzutreten bat. Nach diefem 
Grundfage find alle künftig vorkom⸗ 
menden alle zu behandeln. (Bdg. der 


n. d. Reg. vom 9. März 1242 B. 
12550, n. d. Prov. &. ©. 24. BD. 
Rr. 50 f. auch Krankenhaus. Bag. 
v. 7. Oct. 1846.) 

Krankenhaus =: Berpflegsgebüh: 
ren. In Abfiht auf die für jene Ar- 
beiter, weldye bei, wicht zu Innungen 
gehörigen, einzelnen Künftlern, Fabri⸗ 
Tanten, Gewerbs⸗ und Handelsleuten 
dienen, und in oder außer dem Haufe 
des Arbeitögeber wohnen, hereinzu⸗ 
bringenden Krankenhaus » Berpflegsto- 
ften finden die allgemeinen, für gewöhn- 
lihe Dienftboten geltenden Rormen 
Anwendung. (R. oͤ. Rggs. Vdg. vom 
1. Juni 1842 8. 30818. An. ©. V. 
3. 1842. Rr. 41.) 

— — AZufolge Erhebungen befteht 
bei den PBlattirern keine Auflage, 
fo wie au keine Gemeincaſſe zur De- 
ung der Berpflegskoften ihrer Lehr⸗ 
linge und Gefellen, e3 können daher 
nur die Arbeitögeber, und nicht die 
Nepräfentanten der Innung zur Zah⸗ 
lung derfelben verhalten werden. Die 
k. k. BolizeDber-Direction hat daher 
die fammtlichen Bezirks - Directionen 
anzuweifen, daß in den Aufnahme 
Documenten der Platlirer, deren zah⸗ 
lungspflichtige Arbeitögeber oder Lehr⸗ 
herren genau angegeben werden, um die 
Einbringung der PVerpflegstoften von 
diefen auf directiomäßigem Wege veran⸗ 
laffen zu koͤnnen. Zugleich hat auch bei 
den übrigen Handwerks» Innungen ein 
gleiches Verfahren einzutreten, indem 
dadurch weitwendige Schreibereien ver- 
mieden werden. (Aggs. Vdg. vom 29. 
März 1843 3. 15885. Kn. S. V. J. 
1843. Rr. 37.) 

— — Ge. 2.1. Najeftät haben mit 
a. h. Entſchl. vom 24. Juni 1843, die 
von der Landesſtelle getroffene Einrich- 
tung, wornach die Berpflegsgebühren 
für mittellofe, in den Spitälern 
der Kreisftädte behandelte Kranke 
im Bege der Kreis⸗Concurrenz einzu⸗ 
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bringen find, nachträglich zu genehmi« 
gen gerubt. (Hflzl. Dec. vom 30. Juni 
1843, an das k. k. Gub. in Galizien. 
Pol. G. S. 71. Bd. Nr. 72.) 

Krankenhaus - Berpflegsgebüh- 
ren. Bereit mit dem Hoflanzlei= Des 
crete vom 13. Aug. 1833 3. 19752, 
wurde angeordnet, daß die Vorfchrift, 
vermöge welcher die Innungen oder 
Meifter für die Gefellen, Jungen oder 
fonftigen Arbeiter die Krankenhaus⸗ 
Berpflegskoften zu berichtigen verpflich- 
tet find, auch für Tirol Anwen 
dung zu finden habe. Nach diefer Vor⸗ 
ſchrift hat fi diefe Verpflichtung auch 
anf Gefellen, welche aus der Fremde 
zureifen, zu erſtrecken. (Hfkzl. D. vom 
7. und 27. Zuli 1843 3. 19380 und 
22615. Rggs. Vdg. vom 19. Juli und 
5. Aug. 1843 3. 39876 u. 43806. 
An. ©. B. J. 1843. Nr. 89.) 

— — Die Hoffanzlei - Berordnung 
vom 15. Zuli 1825 8. 19309 wegen 
Hereinbringung der Krankenhaus-Ber- 
pflegsgebühren durch kreisweiſe 
Repartition ift auf die Pro 
vinz Dalmatien, der befonderen 
dort obwaltenden Berhältniffe wegen, 
nit ausgedehnt, und auf diefe 
Provinz nit anwendbar befunden 
worden. (Hfzkl. D. v. 12. Apr. 1845 
3. 23629, n. 5. Rggs. Vdg. vom 11. 
Mai 1845 3. 23629, n. d. Prov. ©. 
©. 27. Rr. 64.) 

— — Se. f.?. Majeftät haben mit 
a. 5. Entſchließung v. 4. März 1848 
die Berpflihtung der Meifter und Ins 
nungen zur Berichtigung der Kranken⸗ 
haus⸗Verpflegskoſten für die in Arbeit 
ftehenden und erkrankten Gefellen und 
Lehrlinge, fo wie die Dienftgeber für 
ihre Dienftboten, aufrecht zu erhalten 
gerubt, dagegen allergnädigft bewilligt, 
daß die fraglichen Koften der auf der 
Wanderſchaft begriffenen und auf 
der Durchreiſe ohne in eine Arbeit 
getreten zu fein erkrankten Geſel⸗ 


len, falls folde nicht von ihnen oder 
ihren gefeßlich verpflichteten Angehöri- 
gen berichtigt werden koͤnnen, im 
Wegeder Concurrenz jened Krei⸗ 
ſes, wohin fie zuftändig find, und be- 
zůglich der vier alteren Kreiſe im Lande 
ob der Enns, im Wege der Landes» 
Concurrenz, wenn aber die Gefellen 
Ausländer find, nach den allgemeinen 
Directiven der Berichtigung der Ber- 
pflegsgebühren für Ausländer einge 
bracht werden. (Hfkzl. D. v. 10. März 
1848, an fämmtl. Länderſt. mit Aus- 
nahme Mailand, Benedig und Dalma- 
tien. Bol. G. S. 76. Bd. Rr. 26.) 

Krankenhaus: VBerpflegsgebüh- 
ren. Das Minifterium des Innern bat 
mit dem Erlaſſe vom 11. Pebruar 
1.3 3. 25467 die Berpflegsaebühren 
im Bragerallg, Krankenhauſe 
für die 1. Claſſe auf den Betrag von 
1fl.5 kr., und für die 2. Claffe auf 
45 fr. pr. Tag zu erhöhen befunden. 
(Kom. d. Stth. in Böhm. v. 22. Febr. 
1850. 8. G. 3. Nr. 45.) 

— — Proviſoriſche Berfi 
gung zur rechtzeitigen Ein 
bringung der Krankenhaus— 
Berpflegstoften. Es liegt zwar 
nicht in der Abficht des Minifteriums 
des Innern, gegenwärtig, wo über die 
fünftige Stellung und das Verhältniß 
der Spitäler noch Nichts entſchieden 
ift, irgend eine principielle Aenderung 
in der Berwaltung derfelben eintreten 
zu laffen. Allein die durch Die früheren 
Geſetze angeordnete Einbringung der 
von den zahlungspflichtigen Parteien 
nicht einzutreibenden Krankenhaus⸗Ver⸗ 
pflegögebühren durch die Umlage auf 
die beſtandenen Kreife ift gegenwärtig 
wegen der geänderten politifchen Ein⸗ 
theilung nicht mehr duchführbar, und 
es ftellt fich demnach, um die Kranten- 
anftalten vor Berlegenheiten zu ver 
wahren, eine proviforifhe Anordnung 
in dieſer Hinfiht ale bringen noth⸗ 
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wendig dar. Das k. k. Minifterium des 
Innern bat demnach in genauer Wür- 
digung aller hier eintretenden Rüdfidh- 
ten mit dem Erlaffe vom 23. October 
1850 3. 7143/5555 , angeordnet, daß 
die von den Parteien wegen Zahlungs 
unfähigkeit nicht einbringbaren Kran⸗ 
ken⸗Verpflegskoſten auf ſämmtliche di⸗ 
recten Steuern (als Grund⸗, Haus⸗, 
Erwerb⸗ und Einkommenſteuer) der je⸗ 
tzigen Kreiſe und dort, wo Kreis und 
Land zuſammenfallen, auf die erwähn⸗ 
ten Steuern des Landes umgelegt und 
eingehoben werden ſollen. Hinfichtlich 
der nach Wien zuſtändigen, in einer 
hiefigen oder auswärtigen Kranken⸗ 
anſtalt verpflegten Parteien iſt ſich we⸗ 
gen Einbringung der Verpflegskoſten 
nach der bisherigen Gepflogenheit zu 
benehmen. Das Nämliche gilt auch von 
den Verpflegsgebuͤhren, welche für Aus⸗ 
länder, die im Kronlande verpflegt 
wurden, oder für Smlander, die im 
Auslande verpflegt wurden, in Ans 
ſpruch genommen werden. Um nun bei 
der Einbringung diefer Kranken » Ber: 
pflegskoften dad Benehmen der Behör- 
den für die Zukunft einfach zu regeln, 
die häufigen Berlufte zu vermeiden, 
und den Krankenanftalten den rechtzei« 
tigen Erſatz der vorgefehoffenen Ge⸗ 
bübren zu fihern, wird folgender Ge⸗ 
ſchäftsgang zur unabweichlichen Richt⸗ 
ſchnur vorgeſchrieben. 

1. Der Vorſtand der Krankenanſtalt 
iſt verpflichtet, am Schluſſe eines jeden 
Monats einen individuellen Ausweis 
über die von den Parteien nicht berich- 
tigten oder fiher geftellten Verpflegs⸗ 
gebühren verfaſſen zu laſſen. 

2. Die Krankenanftalt hat aus dem 
Gefammtausweife nach der Zuftändig- 
teit der verpflegten Parteien fpecielle 
Ausweife zu verfafen, und zwar: 

a) für den Wiener Magiftrat über 
die nach Wien zuftändigen Parteien; 

b) für jede der niederöftere. Bezirke- 


hauptmannſchaften über die den einzel⸗ 
nen Bezirken des Kreifes Ried. Deiter- 
reich zuftändigen Parteien ; 

c) für jedes Kronland der öfterr. 
Monarchie nach den bisher fpeciell vor⸗ 
gefchriebenen Abtheilungen, in fo fern 
nad der bisherigen Gefeßgebung ein 
foldes Kronland zur Bergütung der 
Verpflegskoſten gehalten ift, und endlich: 

d) für jeden auswärtigen Staat nad 
der Zuftändigkeit der verpflegten Aus- 
länder, in fo fern nad) der bisherigen 
Gepflogenheit eine folde Vergütung 
angefprochen werden Tann. 

3. Diefe fpeciellen Ausweife find für 
jede Rüdftandspoft mit den vorhande- 
nen Aufnahms-Documenten und Zuftän- 
digfeitö-Behelfen oder Erhebungen zu 
belegen, und für a), b) und c) nad) der 
bisherigen Borfhrift unmittelbar an 
die berufene Behörde im Correſpon⸗ 
denzwege zu leiten, dagegen ift aber 
der belegte Ausweis d) rüdfichtlich der 
verpflegten Ausländer mittelft eines 
befonderen Berichtes zur Einbringung 
des Rückſtandes im minifteriellen Wege, 
wie bisher, der Statthalterei unmittel« 
bar vorzulegen. 

4. Gleichzeitig mit der Verſendung 
der docnmentirten Special» Ausweife 
hat die Direction der Krankenanftalt 
eine zufammengeftellte Abfchrift der sub 
Nr. 2 bezeichneten Ausweife, in welche 
zur Erleichterung blos die Namen der 
Parteien und die Verpflegskoften - Pe- 
träge aufzunehmen find, an die k. k. 
niederöfterr. Provinzial » Staatsbuch- 
haltung zu übergeben, welche diefe Ueber⸗ 
fit zur Evidenzhaltung der eingebrach- 
ten und rüdftändigen Poſten benüßen 
und zu diefem Behufe durch die Ein- 
fiht in die Journale und Caſſebücher 
der Landeshauptcaffe 2. Abtheilung die 
jedesmalige Aufklärung oder Ergäns- 
zung fid) verfehaffen wird. 

5. Bis die Grundfäße über die Zu- 
ſtändigkeit und Zahlungspflichtigkeit der 
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Barteien, der Innungen, Anverwand» 
ten, Dienſt⸗ und Arbeitögeber u. f. w. 
im Bege der Gefehgebung vereinfacht 
fein werden, müflen die Bezirkshaupt⸗ 
mannfchaften fi zur Aufgabe machen, 
nach genauer Erhebung aller Daten die 
einzelnen Berpflegspoften im Sinne 
der bisherigen Grundfähe, und zwar 
längftens binnen 6 Boden nach dem 
Empfange des Monatsausweiſes von 
den BZahlungspflichtigen einzuheben, 
und 


a) den dDocumentirten Original⸗Mo⸗ 
natsausmweis, 

b) die dazu gehörigen eingebrachten 
Geldbeträge, und 

c) rüdfitli der ganz oder theil- 
weife nicht eingebrachten Beträge die 
obwaltenden Anftände und gepflogenen 
Erhebungen mit dem Gutachten über 
die weiterd geeigneten Berfügungen, 
oder über die Zuweifung einzelner Be- 
träge an die Concurrenz ded ganzen 
Kreifed Niederöfterreih der Statthal⸗ 
terei vorzulegen. 

6. Die Statthalterei wird die einge 
gangenen Gelder monatlich der Kran- 
tenanftalt zuwenden, über die vorges 
brachten Anftände die weitere Verhand⸗ 
lung durchführen, über die zur Kreis- 
Eoncurrenz geeigneten Rüdftände die 
buchhalterifhe Evidenzhaltung veran⸗ 
laffen, und am Schluſſe des Jahres 
die Umlage auf die bezeichneten Steuer⸗ 
gulden beforgen. Ueber die biebei zu 
beobachtende Manipulation, die Be- 
theiligung der Gemeindecaffen, die Mit- 
wirkung der Steuerämter, und die Art, 
wie die umgelegten Berpflegsfoften ihrer 
Beftimmung zugeführt werden follen, 
w'rd die nähere Weifung in der In- 
firuction über die Behandlung der Be⸗ 
serie A enthalten fein. 
(Erlaß des n. o. Stth. vom 27. Dct. 
1850. 8. ©. B. Nr. 85.) 

Krankenhaus⸗ Berpflegegebti; 
ren. Die Verpflegsgebühr für die 3. 


Claffe im Prager allg. Kranken— 
hauſe wird für Einheimifhe mit 18 fr. 
und für Fremde mit 30 fr. für den Tag 
bewilligt. (Erl. des Min. des Inn. v. 
13. Mai 1852 3. 9903. Kundm. der 
Statth. in Böhmen v. 21. Mai 1852 
3. 11308. 2. ©. 3. Nr. 184.) 

Krankenhaus: Berpflegsgebüh: 
ren deren Einbringung für die außer den 
Linien Wiend domicilirenden Pfründ- 
ner, |. Armenpfrändner 

— — Uebereinkommen mit Baiern 
wegen Heilung und Verpflegung der 
unbemittelten beiderfeitigen Untertha- 
nen, f. Baiern. 

— — für franzöfifhe Unterthanen, 
ſ. Frankreich. 
für arme, von wüthenden 
Hunden beſchädigte Perſonen, ſiehe 
Hundswuth. (Bdg. vom 4. Octbr. 
1843.) 

— — Beilimmung, wer zu einer 
Innung gehört, und wen die Verpflich- 
tung zur Zahlung der Verpflegskoften 
obliegt, f. Innung. 

— — umentgeltlihe Behandlung 
der armen Unterthanen jener Staaten, 
mit welchen das Reciprocitäte » Berfah- 
ren in Defterreich beobachtet wird, f. 
Krankenhaus, (Bdg. v. 13. Septbr. 
1843) und SKranktenhans = Ber: 
pflegsgebühren. (Vdg. v. 24. Sept. 
1835 u. 29. Dct. 1840.) 

— — für fophilitifge Schüblinge 
und für Syphilitifche aus dem Bauern- 
ftande find gleich den Berpflegstoften 
für Syphilitifche, welche in feine der 
genannten beiden Kathegorien gehören, 
einzubeben, |. Luſtſeuche. 

— — Beftreitung derfelben für 
jene erkrankten Beurlaubten,, welde 
nicht in ein Militär-Spital aufgenom- 
men werden. ©. Militär : Beur: 
laubte 

— — zur Zahlung derſelben find 
Stiefältern für ihre Stieffinder nicht 
verpflichtet, ſ. Stiefältern. 
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Krantenhaus: Berpflegsgebüh- 
ren deren Einbringung für irrfinnige 
Ungarn, ſ. —— 

— — ſ. Armen-Verſorgung, 
Arreftanten, Gefellen = Anflage, 
Ingnifiten=: Spital, Inden Spi: 
tal, Landfpitäler, Militär: In: 
validen, Selbftverftüämmler, Un: 


arn. 
Krankentragbetten, deren Auf⸗ 
ſtellung in den Borftadt-Bezir- 
ken Wiens. Zur ſchnelleren Trans⸗ 
portirung der Kranken in das k. k. all⸗ 
gemeine Krankenhaus ſind in den Po⸗ 
lizeisBezirken der Wiener Vorſtädte mit 
Ausnahme des Alfergrundes, wo wie 
bisher zu diefem Behufe die Kranken» 
träger im k. k. allgemeinen Kranken⸗ 
haufe benübt werden können, Tragbet- 
ten aufzuftellen und Träger und für 
den Fall ihrer Verhinderung Subftitu- 
ten für diefelben zu beftellen. Die Aus⸗ 
führung dieſer Traganftalt und die 
Aufficht hierüber haben die k. k. Polis 
zei-Directionen zu beforgen. Zu Zrä- 
gern oder im Falle ihrer Verhinderung 
zu deren Subftituten find die Haus» 
meifter in der Umgebung des Aufbe- 
wahrungsortes der Zragbetten, die Leis 
henträger bei der Pfarre oder deren 
Subftituten, die Laternanzünder und in 
der Leopoldftadt die ohnehin im Kloſter 
der barmherzigen Brüder vorhandenen 
Träger fürzuwählen. Der zu entrich⸗ 
tende Lohn für jede Transportirung tft 
von den Parteien, wenn fie zahlungs⸗ 
fähig find, zu berichtigen und nur in 
fo fern, als die Zahlungsunfähigkeit 
erwiefen if, die diesfällige Auslage von 
dem Local = Polizei -» Konde zu tragen. 
Für die innere Stadt jeldft ift die Auf- 
ftellung von ſolchen Zragbetten und 
Beſtellung von Trägern nicht nothwen- 
dig, und es Fönnen hierzu wie bisher 
in den wenigen Erforderniß- Fällen, wo 
die Ueberbringung in das allgemeine 
Krankenhaus durch Tragen unerläßlich 
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ift, die im Todtenamte beftehenden Leis 
henträger gegen einen auszumittelnden 
billigen Lohn benützt werden. Uebri⸗ 
gens unterliegt es keinem Anſtande, 
daß ſich das Publicum dieſer aufſtellen⸗ 
den Tragbetten und Träger nad) Erfor⸗ 
derniß auch zur Transportirung in an- 
dere Kranken⸗ oder Heilanftalten, wie 
zum Beifpiel in das Spital der barm⸗ 
berzigen Brüder oder zu den Elifabe- 
thinerinnen, gegen einen billig auszu⸗ 
mittelnden Lohn bedienen könne. (R. 
ö. Rggs. Dig. v. 22. März 1832 3. 
12894. Prov. ©. ©. 14. Th. Rr. 58. 
Vdg. dern. d. Regg. v. 14. Febr. 1833 
3. 7999 u. v. 8. Septbr. 1833 3. 
46607. Brov. G. ©. 15. Bd. Nr. 30.) 

Krankentragbetten. Da jene Bar: 
teien, welche vorfchriftsmäßig die Kran⸗ 
tenhaus » Verpflegsgebühren für ihre 
Hilfsarbeiter oder Dienftboten zu tra⸗ 
gen haben, auch zur Entrichtung der 
Gebühr für die Transportirung derſel⸗ 
ben in die Krantenanftalt ausdrädlich 
verpflichtet erfcheinen, kommen derlei In⸗ 
dividuen keineswegs auf Rechnung dee 
Local⸗Polizei⸗Fondes zu transportiren, 
fondern e8 muß diefen Parteien die 
Berfhaffung folder Individuen in die 
beireffende Kranfenanftalt nad Erfor- 
dernig der Umftände in der Regel ledig« 
li überlaffen bleiben. Sollte jedoch 
wegen Saumfeligkeit einer ſolchen Par⸗ 
tei, oder einer plößlichen Erkrankung 
oder Derunglüdung eine derlei Trans- 
portirung wegen Gefahr am Berzuge 
von Amtswegen verfügt werden müflen, 
ift die zahlumgepflichtige Partei auch 
alfogleih zur Entrichtung der Tragge- 
bühr zu verhalten, und wenn dies allen» 
falls nicht auf der Stelle effectuirt wer- 
den könnte, die Gebühr nachträglich 
durch nachdrücliches ämtliches Ein- 
fchreiten und erforderlichen Falls auch 
erecutive hereinzubringen. (D. dert. ft. 
Pol. Ob. Dir. v. 29. Jan. 1835 3. 
884/192.) 


Krankentragbetten. 


Kranfentragbeiten. Die auf 
Koften des Polizei » Fondes Durch 
die in den Polizei » Bezirken der 
Borkädte beftehenden Krankentrag⸗ 
Anftalten in die verfchiedenen Spi- 
täler transportirten Kranken find zwar 
von Fall zu Fall, und noch am Zage 
des Transportes, oder wenigftend an 
dem zunächſt folgenden, namentlich, 
kurz und ohne Beilage im Tagrapporte 
aufzuführen, fohin aber noch Namen, 
Beihäftigung und Wohnort befonders 
zu verzeichnen, dieſem Verzeichniſſe die 
Beflätigung der, bei jeder Partei mit 
pflihtmäßiger Genauigkeit zu erheben- 
den Zahlungsunfähigkeit, fo wie das, 
von dem Bezirksarzte ebenfalle nad 
gewifienhafter Weberzeugung abzuge- 
bende Zeugniß des nothwendigen Ge⸗ 
brauches eines Tragbettes beizufügen, 
und das fomit ausgefüllte Verzeichniß 
nebſt der, nad demfelben adjuftirten 
Quittung der Krankenträger mit dem 
Schluſſe eined jeden Monats anher 
vorzulegen. (Eirc. der ?. k. Bol. Ob. 
Direct. v. 8. Dct. 1837. 3. 14051.) 

— — In Gemäßheit des h. Statth. 
Decret. v. 29. Mai 1850 3. 21700 
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wird hiermit allgemein befannt gemacht, 
daß die für die Mebertragung der Kran⸗ 
ten oder ploͤtzlich Berunglüdten in die 
biefigen Spitäler bewilligten Trans⸗ 
portsbeträge auch auf das inzwijchen 
ins Leben getretene Bezirks» Kranfen- 
haus auf der Wieden und das Spital 
der barmherzigen Schweſtern in der 
Leopoldftadt ausgedehnt und nad) Der: 
haͤltniß der Entfernung in nachfolgen⸗ 
der Art mit dem Bemerken feftgefeht 
worden feien, daß die Kranken des Po⸗ 
lizei » Bezirkes Alfervorftadt von den 
Trägern des k. E. allgemeinen Kranken⸗ 
hauſes ausfhließend nur in diefes, und 
für die dort beftehenden Gebühren 
transportirt werden. Die Angehörigen 
eines zu übertragenden Kranken oder 
plöglih Verunglückten haben fi zu 
diefem Ende in der innern Stadt bei 
den Haus » Sommiffariate der k. k. 
Stadthauptmannſchaft in den Borftäd- 
ten aber bei den betreffenden k. k. Com» 
miffariaten. der nachbenannten Polizei: 
zeibezirke zu melden, und allda mit An- 
gabe des verlangten Spitaled die für 
ſelbes beftimmte Traggebühr vorhinein 
zu erſetzen. 


Krankeniragbetten. 
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Mahrhaft zahlungsunfahige Kranke 
oder plötzlich Verunglückte werden auf 
polizeiliche Anordnung in die verlang- 
ten Spitäler unentgeltlich überbracht, 
und den Trägern ift ſtrenge verboten, 
eine Traggebühr felbft anzunehmen, oder 
ein Geſchenk zu fordern. Uebrigens be= 
ziehen ſich dieſe Traggebühren⸗Beſtim⸗ 
mungen auf den Umfang des ganzen 
Polizei⸗Bezirkes Wiens, daher auch 
auf die außer den Linien Wiens liegen⸗ 
den, zum Polizei-Bezirke gehörigen 
Gründe, mit Ausnahme Reindorf, 
Braunbirfhengrund, Ruftendorf, Fünf⸗ 
und Sechshaus, deren Gemeinden die 
Ueberbringung ihrer Kranken oder Ver⸗ 
unglüdten in ein Spital innerhalb der 
Linien, wie bisher, noch ferner feldft 
zu beforgen haben. (Sndmachung des 
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Wiener » Magiftrates v. 30. Septbr. 
1850 ) 

Krankentragbetten, im k.k. all- 
gemeinen Krankenhauſe, Gebühr für 
die Benügung, f. Krankenhans. (R. 
Vdg. v. 30. März 1837 $. 23.) 

— — in Brag, f. Krankenhaus. 
(Bdg. v. 25. Juli 1829 $. 19 u. v. 
3. Mai 1838.) 

Krankenträger. Sämmtlihen Pol. 
Bezks. Direct. wird die unabläffig fort- 
gefeßte, genauefte Ueberwachung und 
Gontrolirung der Kranfenträger ihres 
Bezirkes in der Erfüllung der von letz⸗ 
teren gegen die ihnen erfolgte Bezah⸗ 
lung übernommenen Berbindlichleiten 
ohne mindefte Beläftigung der Par- 
teien zur Pflicht gemacht, und felben 
aufgetragen, die von ihnen aufgenom- 





Kranhenträger. 


menen Krankenträger über jede dies⸗ 
fällige Vernachläſſigung oder jedes fon- 
ſtige Berfchulden, ſtreng zur Berant- 
wortung und Strafe zu ziehen, jene 
unter ihnen aber, welche ſich beigehen 
laffen, die Zransportirung der Kran⸗ 
ten durch andere von ihnen hiezu eigen» 
mächtig gedungenen Individuen ver- 
tihten zu laffen, oder welche ſich erlau⸗ 
ben, den betreffenden Parteien Trink» 
gelder abzufordern, ja ſelbſt auch nur 
die ihnen freiwillig angebotenen anzu- 
nehmen, ohne weiterd ſogleich zu ent- 
laffen und niemals wieder zu verwen- 
den. Um aber den erwähnten Mißbrauch 
des Abforderns oder der Annahme der 
Trintgelder von Seite der Krankenträ- 
ger möglihft Einhalt zu thun, haben 
die Bez. Directionen das diesfällige 
Berbot, fo viel es ohne öffentliche 
Bublication geſchehen kann, zur Kennt- 
niß der Parteien zu bringen, und fol- 
ches insbeſondere den Pfarrern, Grund⸗ 
richtern und Armenvätern ihres Bezir⸗ 
fes mit dem Erſuchen bekannt zu ger 
ben, jeden zu ihrer Kenntniß gelangen- 
den Uebertretungsfall der Bez. Direct. 
zur Amtshandlung und Ahndung ans 
zugeigen. (Circ. der k. k. Bol. Ob. Dir. 
v. 15. Juni 1840 3. 8216/244.) 

Krankenträger. Zur Uebertragung 
der erkrankten Zwangsarbeiter in das 
k. k. allgem. Krankenhaus find nicht die 
in Bolizei » Bezirke Mariahilf ex oflo 
aufgeftellten Träger, fondern die Kran- 
tenhaus » Seffelträger zu verwenden. 
(Rggs. Decr. v. 24. Dechr. 1834 3. 
65591.) 

— — undderen Subftituten, 
f. Srantentragbetten. 

Kranten- Zransportirung. Die 
Direction des ?. k. allgemeinen Kran» 
kenhauſes hat anher eröffnet, daß ee 
fi bereits fehr oft ereignet habe, daß 
Kranke, welche mit legalen Anweifun- 
gen durch die dortigen Seffelträger da- 
hin abgeholt werden mußten, während 
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des Transportes geflorben, und fomit 
tod überbradht worden feien. Da nun 
nach den beftehenden Verordnungen die 
Arztlichen Anweifungen vorzüglich dazu 
dienen follen, den Behörden ſowohl, 
ale den Angehörigen folder, der Wohl: 
that des allgemeinen Krankenhauſes 
würdiger Kranken, die Beruhigung zu 
verſchaffen, daß die Beſchaffenheit der 
Krankheit eine derlei Nebertragung wirk⸗ 
lich zulaffe, und fomit das Leben die- 
fer Individuen dadurch nicht gefährdet 
fei, fo erhält die Bol. - Bez.-Dir. hier⸗ 
mit den Auftrag 

1. nit nur den Bezirks⸗Phyſikate, 
fondern allen in ihrem Bezirke befind- 
lichen Aerzten und Bundärzten in Er- 
tinnerung zu bringen und einzufchar- 
fen, daß fie unter eigener Derantwort- 
lichkeit verbunden feien, nur derlei 
Kranke zur Mebertragung in das allg. 
Krankenhaus anzumeifen, welche nad 
reifliher Prüfung , ohne Lebensgefahr 
transportabel feien und 

2. forgfam zu überwachen, daß ähn⸗ 
lichen Unzukoͤmmlichkeiten für die Kolge 
dadurd begegnet werde, daß bei jedem 
hierauf bezüglichen Kalle das gehörige 
Amt gehandelt werde. (Circ. der Pol. 
Ob. Dir. v. 17. März 1832 3. 776.) 

Krankten-Unterflügungsvereine. 
Es hat fih von mehreren Seiten der 
Wunſch laut werden lafien, den bes 
ſtehenden Kranken » Unterftü- 
Bungsvereinen die Wahl ihrer Ver⸗ 
fammlungsorte frei zu laffen, fo wie 
auch ihnen zu geflatten, ihre wöchent- 
lihen Auflagen - Zufammentünfte auch 
in den Gafthäufern, wie es ſchon vor 
Jahren der Fall gewefen ift, wieder ab- 
halten zu dürfen. Das Verbot, derlei 
Berfammlungen in den Safthäufern der 
Borftädte abzuhalten, hat zwar bid num 
beftanden, und man hat dieſes Berbot 
vorzüglih aus dem Grunde erlaffen, 
weil fi gewöhnlih an die Spige zur 
Gründung von derlei Vereinen Wirthe 
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geftellt Haben, welche mehr ihr eigenes 
Intereſſe im Auge halten, als den Zwed 
des Vereines. Bei den feither geander- 
ten Derhältniffen, und bei dem Um⸗ 
ftande, da Berfammlungen von Verei⸗ 
nen ſich in einem öffentlichen Gafthaufe, 
in Bezug auf Ruhe, Ordnung und 
Sicherheit weit leichter überwachen laf- 
fen, als in einem Privathauſe, bat ee 
für dermalen, und auf unbeſtimmte Zeit 
von dem Berbote, derlei Bereinsver- 
fammlungen in Gafthäufern abzuhalten, 
abzufommen. 8 find daher diesfalls 
der Abhaltung keine Hinderniffe in den 
Weg zu legen, nur bat der betreffende 
Wirth der Polizei » Bezirks » Direction 
den Tag der wöchentlich abzuhaltenden 
Berfammlung anzuzeigen. (Decr. der 
n. ö. Regierung vom 19. März 1848 
3. 15272.) 
Kranten-Unterftüägungsvereine. 
Bei Gelegenheit, ald mehrere Kran⸗ 
fen = Unterftüßungsvereine die Der 
pflihtung, für ihre in einer öffentlichen 
Heilanftalt untergebrachten armen Mit- 
glieder die Verpflegskoſten zu entrid- 
ten, ablehnen zu können glaubten, hat 
die k. k. n. d. Statthalterei mittelft Er- 
laffes v. 6. Jänner 3. 45546 die nach⸗ 
ftehenden leitenden Grundfäbe anfzu⸗ 
ftellen befunden, nad welder ſich in 
Zukunft ohne Ausnahme zu benehmen 
fein wird. Die Statthalterei, weit ent- 
fernt, irgend einem Vereine, oder den 
einzelnen Mitgliedern desfelben in Er» 
franktungsfällen die Derlaffung der 
häuslichen Pflege und die Benübung 
der öffentlichen Heilanftalten mit Zwang 
zur Pflicht zu machen, findet es im Ges 
gentheile wunſchenswerth, daß die wohl⸗ 
thätige hänsliche Pflege der Kranken 
vermehrt werde. Dei der Verpflichtung 
aber, die öffentlichen Heilanftalten für 
den Bedarf der ganzen Bevölkerung in 
fteter Bereitfhaft zu halten, Tann es 
den Behörden nicht gleichgiltig fein, daß 
Individuen, welde für Krankheitäfälle 
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von Vereinen Unterftügungsbeiträge be- 
ziehen, die letztern für ſich oder ihre 
Familien zu andern Zweden verwen» 
den, und überdies als perfönli arm 
und zahlungsunfähig die öffentlichen 
Heilanftalten unentgeltlich in Anſpruch 
nehmen, und gerade in der Lage, für 
welche fie die Hilfe des Vereines ge- 
nießen, dennoch dem öffentlichen Sonde 
ausfchließend zur Lak fallen wollen. 
Es kann fehr wohl gefchehen, daß Ver⸗ 
eine, welche die ihnen angefonnene Ver⸗ 
pflihtung auf fi nehmen, durch eine 
Reihe von Jahren keinen Beitrag an 
eine oͤffentliche Heilanftalt leiten Dürfen 
und daß jene Verpflichtung erft in jenen 
einzelnen Fällen heroortritt, in welchen 
die häusliche Pflege eines erkrankten 
Bereindmitgliedes mit feinen Berhält- 
niffen und den öffentlichen Sanitäts- 
vorfehriften ſich nicht vereinigen läßt. 
In diefen Ballen ift ed aber nicht nur 
billig, fondern in der firengften Rechts» 
pflicht gegründet, daß der Derein jenen 
Beitrag, den er für die Pflege des er 
frantten Bereinsmitgliedes ftatutenmä- 
Big zu leiften bat, nicht zu Handen des 
der eigenen Pflege entbehrenden Ver⸗ 
eindgliedes und zu fremdartigen Zwe⸗ 
den, als 3. B. zur Unterflügung der 
Familie ded Erkrankten, fondern gerade 
an jene öffentliche Anftalt, welche dem 
Erkrankten die dur die Statuten zu- 
gefiherte Pflege leiftet,, abführe, wobei 
es ſich von ſelbſt verfteht, daß die oͤf⸗ 
fentlihe Anftalt von dem Bereine für 
die Dauer der Krantenverpflegung kei⸗ 
nen höheren Betrag fordern dürfe, als 
den andere zahlungsfähige Parteien zu 
leiften verpflichtet find, während die df- 
fentlihe Heilanftalt dann, wenn der 
Bereind-Unterftübungsbetrag kleiner ift, 
ale der tarifmäpige Zahlungsbetrag 
anderer Parteien in der nämlichen Ab» 
theilung , fich mit diefem niederen Ber- 
eindbetrage begnügen, und den Abgang 
im Wege der gewöhnlichen Concurrenz 


Aranken ⸗ Unterſtühungsvereine. 


anfprechen müßte. (D. der Pol. Dir. in 


Be v. 19. Jän. 1853 8. 424159. 


I.) 

"" KranfenslUnterfihfungsvereine, 
f. Vereine. 

Kranken = Berpflegstoften, Be⸗ 
ſtimmung binfihtlid der Berpflegäto- 
ſten für die im Auslande erkrankten un» 
bemittelten öfterreichtichen Unterthanen, 
f. Krankenhaus- Verpflegsgebüh: 
ren. (Bdg. v. 29. Oct. 1840.) 

— — mentgeltlige Behandlung 
der armen Untertbanen jener Staaten, 
mit weldhen das Reciprocitäts » Derfah- 
ren in Defterreich beobachtet wird, f. 
Krankenhaus, (Bdg. v. 13. Septbr. 
1843.) Krankenhaus: Berpflegsge: 
bühren. (Bdg. v. 24. Sept. 1835 u. 
29. Dct. 1840.) 

Kranfenwärter. Zum Kranken: 
wärterdienfte find in Zukunft nut ſolche 
Individuen aufzunehmen, welche mit 
allen fonft geforderten Eigenſchaften 
auch. eine folche körperliche Sonftitution 
verbinden, die eine längere Dienftzeit 
boffen läßt, und indbefondere find in 
den Jahren bereits vorgerücdte Indivi⸗ 
duen zum Wärterdienfte nicht mehr auf⸗ 
zunehmen. (Hffzl. D. v. 27. Zuli 1833 
3. 15950. Vdg. der n. ö. Rgg. v. 5. 
Aug. 1833 3. 42470. Kn. ©. 2.9. 
1833. Rr. 23.) 

Krankheit, anſteckende, Reinigung 
der Wäſche und SKleidungsitüde, f. 
Infections = Sperre, Iufections: 
Waͤſche. 

Krankheitskoſten, f. Beamten: 
Krankheitskoſten. 

Krankheits⸗ ——— für Stu⸗ 
dirende, ſ. Studirende. 

. Zengniß. 

Krätz. Die von Abtreibung desſel⸗ 
ben erhaltene Teſte ſollen die Gold⸗ 
und Silberdrahtzieher an das k.k. 
Hauptmünzamt abliefern. (Drahtzieh⸗ 
Dr. v. 25. Sept. 1775. Barth. H 
G. Geſ. 6. Bd. ©. 431.) 
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Krätzedes Goldesund Silbers. 
Der Einkauf und Verkauf desſelben iſt 
nur den Gold⸗ und Silberarbeitern und 
derlei Gewerbsleuten, ſonſt Riemandem 
ohne hauptmuͤnzämtlichen Paß oder 
Erlaubniß geſtattet. (Hof⸗Decr. v. 21. 
Aug. 1806. Rggs. Circ. v. 21. Aug. 
1806. Barth. H. u. G. Geſ. 6. Bd. 
S. 355) 

— — ſ. Gold, Goldarbeiter. 

— — Zur möglichſten Hintanhal- 
tung der Weiterverbreitung der Kräße, 
haben die Ortsbehoͤrden in Weberein- 
flimmung mit der Geiftlihfeitrund dem 
Sanitätöperfonale dem Landvolke, den 
Schulvorſtehern und Lehrern nebft Em- 
pfehlung der Reinlichkeit zur angeles 
gentlichften Pflicht zu machen, Daß die⸗ 
felben dafür forgen, damit Kranke dies 
fer Art zur Bermeidung der Anftedung 
möglichit ſchnell ihrer angemeſſenen Hei⸗ 
lung zugeführt, die mit der Krätze be⸗ 
hafteten Kinder von dem Schulbeſuche 
ausgeſchloſſen, und ſowohl dieſe, als 
auch die erwachſenen derlei Kranke von 
den Geſunden ungeſäumt abgeſondert, 
fofort jedes Umſichgreifen dieſes Uebels 
kraͤftigſt hintangehalten werde. (Vdg. 
des böhm. Gub. v. 23. Juni 1831 3. 
25154, v. 21. Sept. 1832 3. 39472, 
v. 19. Nov. 1833 3. 53102, v. 13. 
Dec. 1834 3. 58885 und 24. Sept. 
1838 3. 52294. Obent. 3. Bd. ©. 
141.) 

— — Da die Kräbe als eine chro⸗ 
nifche, blos contagiöfe Krankheit keines⸗ 
wegs den epidemifchen Krankheiten bei- 
zuzählen ift, To erfheint es unzuläfftg, 
die Auslagen aus Anlaß der Behand- 
lung diefer Krankheit auch nur theil- 
weife dem Cameral⸗Fonde aufzubür- 
den. In fo fern daher die mit diefer 
Krankheit Behafteten, nicht in einem 
öffentlihen Krankenhauſe behandelt 
werden, in welchem Falle die Heil» und 


u. Berpflegskoften ohnehin nach den Dies» 


falls beftehenden Directiven einzubrin« 


Bräpe. 


gen find, werden die in der Frage ſte⸗ 
henden Koften glei jenen aus Anlaß 
anderer fporadifher und chronischer 
Krankheiten zu beftreiten fein. (Hfkzl. 
D. v. 8. Aug. 1845 3. 24268 an die 
Länderft. von Mähren und Sclefien, 
Galizien, Böhmen, Tirol, Küftenland, 
Nieder- u. Ober: Defterreih. Pol. ©. 
©. 73. Bd. Nr. 104. Decr. der k. k. 
n. 6. Regierung vom 27. Aug. 1845 
3. 51009.) 

Kräpe, mit der Heilung derfelben 
kann im Rothfalle zwangsweiſe vorge- 
gangen werden, f. euche. 

— — Borfhrift wegen Aufnahme 
der mit der Kräße behafteten, zur Mili« 
tar-Dienftleiftung berufenen Individuen 
in die Militär » Spitäler, ſ. Militär- 
Spital. 

Krägmähle. Die Bewilligung zur 
Errichtung einer Kräß- oder Neini- 
gungsmühle von Gold und Silber wird 
Privaten nur gegen dem ertheilet, daß 
von Seite der Behörden bei Ausfindig- 
machung des für diefe Anftalt gewid- 
meten Locales alles Dasjenige eingelei- 
tet werde, was in Beziehung der dabei 
eintretenden Borfihten, wegen allfaͤlli⸗ 
ger Benuͤtzung des Mühlwaſſers, und 
wegen der Polizeivorfchriften in Anfe- 
bung der Sicherheit gegen alle Feuers⸗ 
gefahr zu beobachten ift. Uebrigens ift 
ein folder Unternehmer nicht nur zur 
genauen Befolgung der in der Silber: 
arbeiterordnung enthaltenen Beſtim⸗ 
mungen und Vorfchriften, und zur ge⸗ 
nauen Buchführung anzuweifen, ſon⸗ 
dern ihm ift noch insbefondere zur 
ftrengen Pfliht zu machen, fich blos 
auf die Berarbeitung der ihm von den 
Gold» und Silberarbeitern, und den 
übrigen in Gold und Silber arbeiten- 
den Gewerbsleuten übergebenen Kräbe 
zu beſchränken, und fi forgfältig vor 
der Uebernahme oder dem Ankaufe der 
Krätze von fremden, ihm unbekannten 
Barteien zu enthalten; wobei es fi 
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von felbft verftehe, daß bei diefem Un⸗ 
ternehmen, als BPrivatanflalt, jeder 
Zwang rükfihtlih der Gold» und Sil⸗ 
berarbeiter befeitiget, und es dem freien 
Ermefien eines Jeden überlaffen bleiben 
müffe, feine Kräße, wohin er will, zum 
Reinigen zu übergeben, fo wie auch, 
daß der Unternehmer felbft der Ober- 
aufficht des k. k. Hauptmünzamtes, dem 
die Einfihtnahme in die Manipulation: 
und Rechnungsgebahrung geftattet fein 
muß, unterzogen bleibe. (Com. Hfcom. 
v. 29. Septbr. 1819. Reggs. Int. v. 
6. Oct. 1819. Barth. H. u. G. Gef. 
6. Bd. ©. 360 u. 361.) 

Kräuter, ſ. Dürrkräntler. 

Kränterertracte dürfen Materali- 
flen und Specereiwaaren-Krämer nit 
führen. Geags. Vdg. v. 10. Dechr. 
1803. Barth. H. u. ©. Gef. 5. Bd. 
©. 69.) 

Kränterhandel. Borfäriften 
für den öffentligen Kräuter 
handel. Wenn einer Seite nicht zu 
verfennen ift, daß der öffentliche Ver⸗ 
kauf frifcher, auch getrodneter Kräuter 
und Wurzeln durch eigene, fogenannte 
Kräuterhändler, dem PBublicum, zumal 
der ärmeren Claffe desfelben in mans 
hen Beziehungen Bortheil gewähre; 
fo ift ed anderer Seit auch außer allem 
Zweifel, daß diefer Verkauf durh Man⸗ 
gel hinreihender Kenntniffe, oder durch 
Eigennuß von Seite der Verkäufer fehr 
nachtheilig werden könne. Um daher 
den zu bejorgenden Rachtheilen mit 
entfprehendem Erfolge zu begegnen, 
wird Nachſtehendes verordnet: 

1. Der öffentlihe Kräuterhandel ift 
ausfhliegend mit folgenden Kräutern 
und Wurzeln, fowohl im frifhen, als 
im getrodneten Zuftande erlaubt: 

Bachlangen, Brenneffel, Brunntreß, 
Ciorien = Kraut und Wurzel, Dillen, 
Ehrengreiß, Eibifh- Kraut und Wurzel, 
Enzian⸗Wurzel, Erdraud, Gamanderln, 
Graswurzeln, Gundram oder Gudel⸗ 


Kräuterhandel. 


tebe, Huflattih,, Hühnerdarm, Johan⸗ 
nesfraut, Ifop, Käspappel, Kalmus- 
Wurzel, Kamillen, Kerbelkraut, Klap⸗ 
perrofe, Klettenwurzel, Kraufemünz, 
Kutteltraut ſpaniſches, Lavendel, Les 
berfraut edles , Köffelfraut, Meliffen, 
Bappelblühb ſchwarze, Ningelblume, 
Roͤhrelkraut und Wurzeln, Roͤckerl⸗ oder 
Bänfeblumen, Rofen, Rosmarin, Sal- 
bey , Sauerampfer , Scafgarben, 
Schwarzwurzel, Scabiofen, Taufend- 
guldenfraut, MWegerich gefpister, Wein- 
rauten, Wermuth. Alle andern Kräu- 
ter unter was immer für einem Bor: 
wande zu verkaufen, ift durchaus ver 
boten. 

2. Mit diefen zum Berfaufe erlaub- 
ten Kräutern und Wurzeln darf außer 
der gehörigen Reinigung von Erde, 
Staub oder fonft einem Unrathe keine 
anderweitige Zubereitung vorgenommen 
werden; fie dürfen folglih nicht zer- 
fhnitten, noch weniger zu Pulver 
gemacht oder gar mehrere derfelben mit 
einandervermifäht, und unter der 
Benennung Thee, Species zum Um- 
ſchlag, zum Bade u. dgl. zum Verkaufe 
gebracht werden, indem folde Zubereis 
tungen nur den Apothekern zuftehen. 

3. Das Befugniß zu diefem Kräu⸗ 
terhandel darf von nun au an Rieman- 
den ertheilt werden, welcher fich nicht 
mit einem Zeugniffe ausweifet, daß er 
fih die volllommene Kenntniß fowohl 
aller zum Handel erlaubter Kräuter 
und Wurzeln, als auch der ihnen ähn- 
lihen, der Gefundheit jedoch nachthei- 
ligen Kräuter und Wurzeln eigen ge 
macht hat. 

4. Dieſes Zeugniß Tann aber nur 
Derjenige erhalten, welcher in der dars 
über mit ihm vorgenommenen Prü- 
fung binlänglihe Beweife jener Kennt⸗ 
niß abgelegt hat. 

5. Diefe Prüfung, welche ſich jedoch 
nur allein auf die Erkenntniß und Un⸗ 
terfheidung der Kräuter und Wurzeln 
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zu befchränten hat, wird bei dem Kreis⸗ 
amte der Kreidarzt, in Gegenwart des 
Stadtphuficus, oder in Ermanglung 
defien, in Gegenwart eined andern Med. 
Dr. und mit Beiziehung eines geprüf- 
ten Apothekers vorzunehmen und das 
von allen dreien zu unterfertigende 
Zeugniß auszuftellen haben. 

6. Einer gleihen und firengen 
Prüfung haben fih auch in jenen 
Drten, wo Kräuterhändler beftehen, die 
von Magiftraten oder von der betreffen: 
den Ortsobrigkeit zur Auffiht über die- 
fen wichtigen Gegenftand aufzuftellen- 
den Markt- oder Polizei: Auf 
ſeher zu unterziehen, und bat fi 
bei diefen die Prüfung auch auf die 
Kenntniß der vom Lande zum Verlauf 
gebraten Shwämme zu erfireden, 
indem auch bei diefem Rahrungsartikel 
die genauefte Auffiht nicht entbehrt 
werden kann. 

7. Diefe Auffeber find verpflichtet, 
alle zum öffentlichen Verkauf gebraten 
Kräuter und Wurzeln, welche nicht un- 
ter den zuvor angegebenen und zum 
Verkauf erlaubten enthalten find, fo 
wie alle für verdächtig erkannten 
Schwämme fogleich dem Berkäufer ab⸗ 
junehmen und zu vertilgen, auch dieſe 
im wiederholten Betretungsfalle dem 
Magiftrat oder der Ortsobrigkeit an- 
zueigen. 

8. Bon Zeit zu Zeit, und jedesmal, 
wenn es von der Bolizei-Behörde, oder 
der Ortsohrigkeit nothwendig befunden 
werden follte, werden dieſe befugten 
Kräuterhändler durch einen Magiftrate- 
oder von einem obrigkeitlichen, dazu be⸗ 
auftragten Beamten, mit Zugziehung 
des Stadtphyficus, oder in Ermang- 
lung defien, im Beifein eines Med. 
Dr., und eines der geprüften Markt⸗ 
auffebers unverfehbend zu unter 
ſuchen fein, um fi die beruhigende 
Ueberzeugung von dem geſetzlichen Be⸗ 
flande dieſes Handels zu verſchaffen. 
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(Hflzl. Deer. vom 9. März 1826 3. 
6689, an das mährifch » fchleftfche 
Landes-Bubernium. Kundgem. am 31. 
März 1826 3. 8271. Krop. ©. ©. 
52. Bd. Rr. 61.) 

Kränterhandel, |. Dürrkräutler, 
Giftverkauf. 

Kränterhändler ſollen weder Arz⸗ 
neien bereiten und verkaufen, noch weni⸗ 
ger eigner Curen ſich anmaßen, ſondern 
lediglich bei ihrer Handlung verharren, 
widrigens gegen ſolche Uebertreter nebſt 
Confiscirung der Arzneien noch mit be⸗ 
fonderer Strafe vorgegangen werden 
würde. (Pat. v. 24. Juli 1753. Barth. 
9. ©. Be. 5. Bd. ©. 64. Sani⸗ 
tätshauptmormativ v. 2. Jan. 1770.) 

— — bloß dazu berechtigte, dürfen 
Giftkräuter verkaufen, ſ. Giftverkauf. 
(Ddg. v. 19. Dec. 1803 8. 13.) 

Kräntler find unentgeltlih aus der 
Kräutertunte zu prüfen, f. Giftver⸗ 
Tanf. (Bdg. vom 22. Juli 1797.) 

Krebfe, gefottene, zu verkaufen, ift 
verboten; im Betretungsfalle werden 
die gefottenen Krebſe vertilgt, und die 
damit Handelnden follen mit angemef- 
fener Strafe geahndet werden. (RR. ö. 
Rggs. Vdg. vom 4. Sept. 1806. Kp. 
Gef. Franz. 22. Bd. ©. 4.) 

— — todte, dürfen nicht auf dem 
Markte geduldet, fondern follen fo- 
gleich hinweggeſchafft und vertilgt wer- 
den. (Fiſchbeſchauer⸗VJInſtruction vom 
6. Aug. 1804. Barth. H. u. G. Gef. 
71. Bd. ©. 419.) 

— — dürfen bei fohwerer Strafe 
nur lebend verfauft werden, fo wie das 
Haufiren mit felben bei Confiscations⸗ 
Strafe verboten ift, ſ. Fiſche. 

Kreditspapiere, ſ. Greditspe- 
piere. 

Kreisärzte, deren Berpflihtungen 
bei einer Epidemie, ſ. Brechdurch⸗ 
fall-Epidemie. 

Kreis = Medicinalräthe, deren 
Organismus und Wirkungsékreis, |. 


Areuzweg- Andacht. 


MedirinalsBerwaltung. (Bdg. v. 
1. Oct. 1850, $$. 10—14.) 

Kreis: Präfident, dem, fteht die 
Entfheidung in zweiter Inftanz in Lo⸗ 
cal-Bolizeis Angelegenheiten zu, ſ. Po⸗ 
lizei:Behörden, Grundzüge der Or⸗ 
ganifation $. 31.) 

Krenzbild, ſ. Heiligenbilder. 

Krenzpartileln. Der Verkauf der 
Kreuzpartiteln und Reliquien ſowohl 
in oder außer dem Berfteigerungswege, 
fo wie auch deren Beihlagnehmung in 
Concurs⸗ und Berlaffenfhafts-Fällen, 
dann deren Uebertragung an Akatho⸗ 
liten oder Erben wird nicht geftattet, 
und es find in allen dieſen Fällen, wenn 
fih Kreuzpartikeln oder Reliquien in 
fogenannten Reliquiarien befinden, mit 
Zuziehung eined Commiffärd des Tas 
tholiſchen Conſiſtoriums, wenn diefes 
im Orte fi befindet, fonft aber des 
katholiſchen Ortsſeelſorgers die Kreuz⸗ 
partikeln oder Reliquien von der Faſ⸗ 
ſung zu trennen, und wenn dieſes un⸗ 
thunlich befunden werden ſollte, die⸗ 
ſelbe ſammt der Faſſung an das Eon- 
fiflorium, oder den Ortsfeelforger zu 
übergeben. Die Art, wie fi die Orts- 
feelforger zu benehmen, wie fie über 
die übernommene heilige Sache zu ver- 
fügen haben, ift von dem Ordinariate 
zu beflimmen. (Hflzl. D. v. 16. Nov. 
1826, an alle Länderftellen in Folge 
a. 5. Entfhl. vom 10. Nov. 1826. 
Kundgem. in Mähren am 1. in Kla- 
genfurt, am 9. in R. Defterreih, am 
10. in Defterreih ob der Enns, am 
14. in Galizien, am 26. Jän. 1827. 
Bol. ©. ©. 54. Bd. Nr. 88.) 

Kreuzweg : Andadt. Se. t. t. 
Majeftät haben mit a. b. Entſchl. vom 
27. Sept. 1837 anzubefehlen geruht: 
es fol den DOrdinariaten im Einver- 
nehmen mit der Zandesftelle unbenom- 
men fein, die Kreuzweg. Andacht dort, 
wo fie es rathſam finden, unter der 
Bedingung, daß dadurch weder die 
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Gottes dienſt⸗Ordnung noch der Unter⸗ 
richt in der Kirche und Schule beein⸗ 
trächtiget werde, und gegen dem zu 
geſtatten, daß die Ordinariate nicht 
blos dieſe Andacht dem Zwecke derſel⸗ 
ben gemäß leiten, ſondern auch dafuͤr 
ſorgen, daß dem Curat⸗Clerus hiebei 
keine ungebuͤhrliche Laſt auferlegt werde. 
(Gftzl. D. v. 6. Oct. 1837 3. 24483, 
an fünmtl. Länderft., mit Ausnahme 
von Mailand, Venedig und Dalma- 
tin. Bol. G. ©. 65. Bd. Nr. 142. 
Bdg. der n. ö. Reg. vom 20. Detober 
1837 2. 58405.) 

der⸗ 


erichte, Competen 
357 elagerungs⸗Geſetzes⸗ 
— ngen. 
(Bali ieh mit lebenden Perſo⸗ 
nen, f 


ar Weinſteines in 

Eupfernen onen Bee, f. Weinſtein. 
elfpiel, |. Mariandelfpiel. 
en. Berbot des Durch⸗ 
ziehens der Sturzträme über 
dem Rauhmantel-Gewölbe in 
den Küchen oder unter den Ein- 
heizen. Da die Erfahrung bewährte, 
daß das Durchziehen von Sturz⸗ und 
Dippelboden » Tramen über den Raudh- 
mantel-Gewölbungen der Küchen, oder 
was gleichviel ift, unter den Einheizen, 
einen feuergefährlichen Zufland bildet, 
und ſelbſt fhon zur Brandentftehung 
geführt hat, fo wird zur fünftigen ge- 
nauefien Darnachachtung verordnet, 
daß bei neuen Bauten die Sturz» oder 
Dippelboden-Träme über dieſen Küchen» 
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örtlicher Umftände abſolut unthunlich 
erfcheinen follte, dürfen ausnahms⸗ 
weife und mit fpecieller Bewilligung 
die Heizplabe nebft einer 6 Zoll hohen 
Erdanfhüttung mit einem doppelten 
Biegelpflafter verfehen werden. Bei den: 
bereis beftehenden Gebäuden ift auf 
Aenderung in der gegenwärtigen Art 
nur allmälig hinzuwirken, wenn in 
Folge der ohnehin jährlih vorzuneh- 
menden Feuerbeſchauen eine ſolche Heize 
als offenbar feuergefährlih erkannt 
würde, oder wenn eine Reparatur oder 
Aenderung der Heize von der betref- 
fenden Bartei beabfichtigt wird. (Ofkzl. 
Decret vom 24. März 1842 3. 6016. 
Eirc. des mähr. fhlef. Sub. vom 30. 
Apr. 1842 3. 14022. Prov. ©. ©. 
für Mähren, Nr. 36.) 

Küchen, deren Herftellung, f. Bau: 
ordnung für Böhmen $. 2 u. 56. 

— — follen mit Steinen gepflaftert 
fein, ſ. Feuerloͤſchordnung. 

Küchenansbrennen ift verboten, 
f. Benerlöfhorduung für die Land- 
ſtädte und Märkte $. 17, für das of 
fene Land 8. 20. 

Kücenfchelle dürfen die Kräuter 
nicht verkaufen, f. Giftverkanf. (Bde. 
vom 22. Juli 1797.) 

Kügerlſpiel, Würfeln und Rein- 
ftechen ift verboten. (Bat. v. 12. Dec. 
1752. Krop. Gef. M. Theref. 1. Bd. 
©. 431.) 


Kuhpoden - Impfung, ſ. Im- 
— Fiaker, Lohnkut⸗ 


gewoͤlbungen oder unter den Einheizen ſcher. 


immer auszuwechſeln, d. h. mit den 
übrigen Sturzbodenträmen in der Art 
zu verbinden find, damit das Wechſel⸗ 
holz an der Außenfeite des Heizplatzes 
zu liegen fomme, und fih an die Ka- 
minzulagmauer der Länge nah ans 
ſchließe. Rur in den Außerft felten vor- 
fommenden Fällen, wo eine ſolche Aus⸗ 
wechslung wegen nicht ahzuandernder 


Kundmachnugen. Die Bezirke: 
Polizei- Sommiffariate haben im Eins 
verftändniffe mit der Grundgerichten 
dahin zu wirken, daß in ihren Bezirken 
nur an den von ihnen beftimmten Or⸗ 
ten, die in der Preßordnung angeden⸗ 
teten Kundmachungen affigirt werden, 
und durchaus nicht zu dulden, daß zu 
dieſem Zwecke andere, ala die Dazu ge- 


Aundmachungen. 


eignet erklärten Localitäten zur Benü- 
gung in Anfpruch zu nehmen feien. 

Hiebei find die Baffage- und fonfi- 
gen Rüdfichten genau zu beachten und 
die Einwilligung der etwa dabei bethei- 
ligten Eigenthümer der Localitäten eins 
zuholen. Bei fi etwa ergebenden Ver⸗ 
änderungen ift die Anzeige von Fall zu 
Ball anher zu erftatten, damit die 
Stadthauptmannfhaft ſtets eine ge⸗ 
naue überfihtlihe Kenntniß aller Affi- 
girungspläße haben könne. (Eirc. der 
k. k. Stdthmfdh. vom 21. Jan. 1851 
8. 11286.) 

Kundmachungen. Hinfihtlih der 
Kundmahungvon Gefekenund 
Berordnungen haben im ganzen 
Umfange des Reiches nachfolgende Be⸗ 
flimmungen in Wirkſamkeit zu treten: 

8. 1. Zur verbindenden Kundma- 
hung der Gefeke und Verordnun⸗ 
gen find künftig das Reichs » Gefeh- 
blatt und die Landes » Regierungsblät- 
ter beitimmt. 

8. 2. Für alle im Reichs⸗Geſetzblatte 
ericheinenden Gefeße und Berordnun- 
gen ift künftig der deutfhe Tert ale 
der alleinige authentiſche anzufehen. 

Die hinfichtlich der Ueberfeßungen 
in andere Landesfprachen entftehenden 
Zweifel find daher ſtets nach dem deut- 
fen Texte zu Löfen. 

$. 3. Das Reiche » Gefehblatt hat 
tünftig nur in der authentifchen Gefe- 
tzesſprache zu erjcheinen. Die Ueberfe- 
Bungen in die Zandesfprachen werden 
dur die Landes » Regierungsblätter 
veröffentlicht werden. 

$. 4. In das Reichs⸗Geſetzblatt find 
aufzunehmen und durch Tasfelbe kund⸗ 
jumaden: 

a) Alle Batente und kaiſerlichen Ver⸗ 
ordnungen: 

b) alle zur Öffentlihen Bekanntma⸗ 
hung beftimmten Staatsverträge mit 
andern Staaten; 

.c) Beflimmungen über Syftemifitung 
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und Organifation von oͤffentlichen Be⸗ 
börden;; 

d) die Anordnungen, welde von 
den Minifterein oder andern oberften 
Berwaltungs « Behörden des Reiches, 
innerhalb ihres Wirkungskreiſes, mit 
verbindender Kraft, zur Auslegung oder 
Bollziehbung der Geſetze, fowie zur Feſt⸗ 
ftellung von Rechtsbeziehungen oder 
Öbliegenheiten erlaffen werden. 

Die Berlautbarung diefer Geſetze 
und Berordnungen hat durch das Reichs⸗ 
Geſeßblatt zu gefehehen, ohne Unter: 
ſchied, ob diefelben für den ganzen Um- 
fang des Reiches, oder nur für einzelne 
Kronländer, Landestheile oder Orte 
des Reiches Wirkfamkeit erlangen fol- 
len. In allen Fällen ift aber in dem 
kundzumachenden Erlaffe ſelbſt deutlich 
auszudrüden, für welchen Umfang des 
Stantögebietes er zu gelten haben ſoll. 

8. 5. Bon der Verlautbarung durch 
das Reichs⸗Geſetzblatt find ausgenom- 
men diejenigen MinifterialsErläffe, wo⸗ 
duch Induftrie » Privilegien verliehen 
oder als übertragen, verlängert oder 
erloſchen erflärt werden, und diejeni« 
gen, wenn auch von einem Minifterium 
ausgehenden Verfügungen, welche fid 
nur auf den Wirtbihaftsbetrieb vom 
Staatd-Eigenthume oder vonin Staats⸗ 
regie ftehenden Anftalten oder Unter: 
nehmungen, wie 3. B. Breistarife, Ber: 
änderungen in dem Poften - Ausmaße 
oder Zelegrapben-Stationen, Boftritt- 
geldern u. dgl. beziehen. Die Verlaut⸗ 
barung folder Erläffe hat durch Die 
Amtsblatter der Wiener Zeitung, durch 
die zu öffentlichen Kundmachungen be- 
ftimmten Zeitungsblätter der Kronlän⸗ 
der, und durch alle jene Mittel zu ges 
ſchehen, welche von den, derlei Derfüs 
gungen erlafienden Behörden nad Um- 
fanden für zweckdienlich erachtet wer⸗ 
den (88. 9 u. 13). 

8. 6. Nur über befondere a. h. Ber 
willigung kann fi zur Kundmachung 





Auermerhunget. 


von Gefehbädfern oder auderen Ge⸗ 
fegen von großem limfange, auf die 
Einſchaltung des Kundmachungs- oder 
Einführungs»Patentes in das Reichs⸗ 
Geſetzblatt beſchränkt werden. In fols 
hen Fallen ift das Geſeß felbft, gleich 
zeitig ſowohl im authentifhen Xerte, 
ale auch in den nah den Umfländen 
erforderlichen Landesſprachen, auszu- 
geben. 

$. 7. Alle in das Reichs⸗Geſetzblatt 
gehörigen Geſetze und Verordnungen 
ſind als geſetzlich kundgemacht anzuſe⸗ 
ben, ſobald fie ſelbſt, oder in den Fal- 
len des $. 6, die Erlaffe, womit fie in 
Wirkfamteit gefebt werden, in dem 
Reichs⸗Geſetzblatte eingerückt erfcheinen. 

8. 8. Die verbindende Kraft der, 
durch das Reichs⸗Geſetzblatt kundge⸗ 
machten Geſetze und Berordnungen be- 
ginnt, wenn denfelben nicht autdrüd- 
li eine andere Beſtimmung beigefügt 


wird, in allen Theilen des Reiches, für 


welche fie Wirkſamkeit haben, mit dem 
Anfange des 45. Tages nah Ablauf 
desjenigen Tages, au welchem das be- 
züglihe Stüd des Reichs⸗Geſetzblattes 
erfcheint. Es ift deshalb auf jedem 
Stüde des Reichs - Gefehblattes der 
Zag der flattgefundenen Herandgabe 
und Berfendung ausdrücklich anzu- 
geben. 

8. 9. An die Stelle der bisherigen 
Landesgeſetz⸗ und Regierungsblätter 
bat in Zukunft, für ein oder mehrere 
Kronländer, ein Landes -Regierunge- 
blatt zu treten, welches unter der Auf- 
fiht und Leitung der politifchen Lan⸗ 
desbehörde desjenigen Kronlandes, wo 
ed audgegeben wird, in zwei gefonder- 
ten Theilen zu erfcheinen hat. 

Der erfte Theil hat unter fortlau« 
fenden, mit Ende jedes Jahres abzu- 
Ihliegenden Zahlen zu enthalten: 

a) Bon den im Reiche » Gefeßblatte 
eriheinenden Sefeben und Verordnun⸗ 
gen ($. 4) und zwar mit Beziehung 

Baleiöty, Gandb. d. Boliz. Gef. IL 
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auf Stück, Rummer und Ausgebstag 
desjelben, alle diejenigen, welche, wenn 
auch nur theilweife, in demjenigen 
Staatögebiete Wirkſamkeit zu haben be- 
ſtimmt find, wofür diefes Landes⸗Re⸗ 
gierungsblatt beftimmt if. Dieſe Ge- 
feße und Verordnungen find aber in 
das Landes» Negierungsblatt, ſowohl 
im autbentifchen (deutfchen) Terte, ald 
auch in der Ueberfegung in allen jenen 
Sprachen aufzunehmen, welde in dem 
betreffenden Staatögebiete landesüblich 
find. 

b) von den übrigen im Reichs⸗Ge⸗ 
feßblatte enthaltenen Geſetzen und Ber- 
ordnungen, eine Eurze Anzeige des Ge⸗ 
genftandes, ebenfald mit Beziehung 
anf Stud, Rummer und Ausgabstag 
desſelben. 

Der zweite Theil hat, gleichfalls 
unter eigenen, fortlaufenden Nummern, 
in allen in den betreffenden Staats⸗ 
gebieten Iandesüblihen Sprachen, die 
von den Landesbehörden in ihrem Wir: 
kungokreiſe erlaffenen Anordnungen, 
Berfügungen und Belchrungen in öf- 
fentlichen Angelegenheiten, fo weit fie 
zur Derlautbarung geeignet find; dann 
aber auch jene Erlaffe der Minifterien 
oder oberſten Berwaltungs » Behörden 
des Reiches, weldhe von diefen zur Ein« 
[haltung in die Kandes » Regierungs- 
blätter befonderd bezeichnet werden, 
aufzunehmen. Die in diefem zweiten 
Theile der Landes » Regierungsblätter 
enthaltenen Erläffe find mit dem Tage 
als geſetzlich kundgemacht anzujehen, 
an weldhem fie in dem Landes -Megie- 
rungsblatte eingerückt erfcheinen, und 
ihre verbindende Kraft beginnt mit dem 
Anfange des 15. Tages nah Ablauf 
desjenigen Tages, an welchen fie im 
Landes » Regierungsblatte erfchienen 
find, wenn nit ein anderer Zeitpunet 
ausdrücklich feſtgeſetzt wird. 

8. 10. Die landesfürktliden Behör- 
den find mit dem Reichs⸗-Geſetzblatte, 
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ſo wie in jedem Kronlande mit dem 
Landes » Negierungsblatte von Amts- 
wegen zu betheilen. Diefe Betheilung 
ift mit Ruͤckſicht auf die Beichaffenbeit 
und den Umfang der Behörden, und 
mit Beſchränkung auf das firengfte 
Amtsbeduͤrfniß, nach einem gleichför- 
migen Maßſtabe feftzufeßen. 

8. 11. Bei jeder politifchen Bezirks⸗ 
Behörde hat das Reichs » Gefekhlatt 
und das Landes » Negierungsblatt, in 
den bezüglihen Landesfpradhen des 
Kronlandes, in dem Amtslocale auf- 
zuliegen, und es ift in den vorgefchrie- 
benen Amtöftunden Jedermann in die 
felben die Einficht zu geftatten. 

$. 12. Die Gemeinden find zur 
Haltung ded Reichs - Gefehblattes in 
der Regel nicht verpflichtet, wohl aber 
haben file fih das Landes-Regierungs- 
blatt des Kronlandes, dem fie ange 
hören, in ihrer Zandesfprache beizu- 
ſchaffen. Um jedod die Kenntniß der 
Geſetze möglichft zu verbreiten, ift nicht 
blos die Ausgabe jedes einzelnen Stü- 
des des Reichs⸗Geſetzblattes mit kur⸗ 
zer Inhalts-Angabe in den zu officiel- 
Ien Kundmahungen beftimmten Zei⸗ 
tungen jedes Kronlandes zu verlauts 
baren, fondern es ift überdies dafür zu 
forgen, daß die ſchleunige Erlangung 
des Reichs⸗Geſetzblattes und der Lan⸗ 
des -Negierungsblätter für Jedermann 
thunlichft erleichtert, die Beftellung auf 
diefelben von jedem Poftamte ange- 
nommen, der Preis desſelben moͤglichſt 
billig geftellt, und die Berfendung al⸗ 
Ienthalben, nah Art der Zeitungen 
eingeleitet werde. 

8.13. Nah Maßgabe der Umftände 
und des daraus hervorgehenden Erfor- 
derniſſes find zur möglidhften Verbrei⸗ 
tung der, im Reichs « Gefegblatte mit 
verbindender Kraft kundgemachten Ge⸗ 
feße und Verordnungen, auch noch ans 
dere Arten der Beröffentlihung, ale: 
Einrüdung in die Amtlihen Landeszei⸗ 
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tungen, oͤffentlicher Anfchlag und an⸗ 
dere Iandesäblihe Mittel der Verlaut⸗ 
barung anzuwenden. Dasfelbe gilt von 
den in den Landes-Regierungsblättern 
erfcheinenden Anordnungen. 

8. 14. Für die Militärgrenze wird 
binfihtlih der Kundmachung von Ge: 
feßen und Berordnungen eine beſon⸗ 
dere Beftimmung erfolgen. 

8. 15. Mit dem Anfange der Wirk, 
famteit dieſes Geſetzes haben das 
Batent vom 4. März 1849 Nr. 153, 
fo wie die Berordnung vom 7. Dec. 
1849 Rr. 31, und vom 20. December 
1850 Nr. 473 des Reichs⸗-Geſetzblat⸗ 
tes, außer Geltung zu treten. (Kaiſ. 
Bat. vom 27. Dee. 1852 wirkfam für 
das ganze Reich. R. ©. B. Rr. 260.) 
- Kundfchaften, ſ. Sefellen, Her: 
bergen, Wanderbüder. 

nfte, ſ. Schau: Productionen. 

Kunſthändler. Die Kunfthändler 
follen mit Kupferſtichen u. Zeich⸗ 
nungen von allen Gattungen, und 
gedrudten Büchern und Werken, deren 
Haupteigenfhaft die Kupfer 
ausmachen, Landkarten, geftochenen 
Muftlalien, dann mit trodenen Farben 
oder Baftellen, mit verſchiedenen klei⸗ 
nen Gemälden, Wachsſs⸗ und Gypsab⸗ 
drüden, dann mit allen zu Künften ge- 
eigneten Werkzeugen und Erfordernifs 
fen, als optiſchen, phyſikaliſchen und 
mathematifchen Inftrumenten und Wer⸗ 
fen, auch mit Tuſch, Garmin und Blei- 
und andern Reißftiften von allen Gat⸗ 
tungen, dann mit Siegellad, Federkie⸗ 
Ien und Zeichnungspapier Verkehr zu 
treiben, bemüßigt fein, dergeftalt je- 
doch, daß zur Bermeidung alles Miß- 
verftandes in Anfehung des Zeich⸗ 
nungspapieres, diefer Artilel auf 
Regale und gefärbtes Zeichnungdpa- 
pier befchräntt fei. (Hfbſchd. vom 15. 
Jan. 1787.) 

— — ihre Befugniffe in Anfehung 
des Bücherhandels, fiehe Buchhänd- 











Aunſthändler. 
ler. (Patent vom 18. März 1806, 
8, 14.) 
_ Kunfthändler, |. Buchhändler. 


— — in wie ferne denfelben das 
Halten eigener Prefien geftattet fei, f. 


—— 
nfthändlers - Witwen, fiche 
Buchhändlers- Witwen. 

——— ſ. Bilderhan⸗ 
irren iſſe. 

— — f. Rathdruck. 

Kunſtkaffee, |. Cichorienwurzel⸗ 
Sale” Gicheltaffee, Surrogat⸗ 

aee 

Kunftreiter , bleibende Befugniffe 
zur Producirung von Reitkünften wer- 
den nicht ertheilt, |. gymnaſtiſche 
Künſte. 

— — ſ. Schau⸗Productionen. 

Kunſtwerke. Laut a. h. Entſchl. v. 
19. Sept. und 23. Nov. 1818 wurden 
über die Ausfuhr und den Ber- 
kehr mit Kunftwerlen und Sel- 
tenheiten folgende Beflimmungen 
zur genaueften Nachachtung feftgefebt: 

1. Es fei in dem ganzen Um- 
fange der Monardie verboten, 
Gemälde, Statuen, Antiten, Münz- 
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3. Da es nie in der Abficht der 
Staatöverwaltung liegen könne, lebende 
Künftler in ihrem rechtmäßigen Er- 
werbe zu befchränten, ihnen die Mittel 
zu höherem Berdienfte und Gewinne 
zu benehmen,, und dem Kunftfleiße auf 
irgend eine Weife Fefleln anzulegen, 
fo verfteht es ſich von felbft, daß diefe 
beſchränkenden Verfügungen ſich Feines» 
wegs auf Werke lebender Meifter be- 
ziehen dürfen, 

4. Um den Befigern der mehr ger 
dachten Gegenflände ein Feld offen zu 
laffen, mit ihrem Eigenthume zu ver⸗ 
fügen, wird der Verkehr im Innern 
der Monarchie, und daher aud der 
Verkauf und die Ausfuhr derfelben aus 
einer Provinz in die andere frei und 
ungehindert geftattet. 

5. Die Entfheidung der Frage, ob 
ein oder der andere Kunſt⸗ und Litera- 
tur⸗Gegenſtand unter die Zahl derjeni« 
gen zu rechnen fei, deren Ausfuhr ver- 
boten ift, ftehet der Landesſtelle nad 
Einholung des Gutachtens derjenigen 
Academien der bildenden Künfte oder 
Bihliothek- Direction zu, deren Wir⸗ 
kungoͤkreis fi auf jene Provinz er 


und Kupferftid- Sammlungen, feltene ſtreckt. 


Manuferipte, Codices und erfle Drucke, 
überhaupt ſolche Kunſt⸗ und Literatur: 
Gegenftände auszuführen, welde zum 
Ruhme und zur Zierde des Staates 
beitragen, und dur deren PBeräuße- 
rung in der Maſſe der übrigen in der 
Monarchie vorhandenen Gegenftände 
diefer Art, eine ſchwer zu erfeßende 
Luͤcke und ein weſentlicher Verluſt ent- 
ftehen würde. 

2. Ein Berfuch der Ausfhwärzung 
folder Kunftihäße wird mit der Con⸗ 
fiscation des ausführenden Gegen: 
ftandes, und eine wirklih Statt ge- 
babte Ausfuhr mit Erledigung des 
doppelten Werthbetrages des außer 
Landes gebraten — beſtraft 
werden. 


6. Die fruͤheren Verordnungen über 
dieſen Gegenſtand ſind aufgehoben. 
(GGfkzl. Decr. vom 28. Dec. 1818, an 
fammtl. Länderft. Eirc. der n. ö. Reg. 
vom 2. Febr. 1819. Pol. ©. ©. 46. 
Bd. Nr. 124.) 

. SADHINWEEE) f. Archaͤologiſche 

KAupferdrnder = Befugnifle find 
niht ohne alle Schranken zu verviel- 
fältigen, aud darf ſolches Leuten nicht 
ertheilt werden, die vom Kupferdrude 
feine hinreichenden Kenntniſſe beſitzen, 
und die nicht mit einer wohleingerichte⸗ 
ten Preſſe verſehen find. (Hfods. vom 
3. Jän. 1794.) 

— — darf nur serien und 
sechtlihen Individuen zu Theil wer⸗ 

18 





Angferdrucer-Befugniffe. 276 


den. (Hoflanzlet »Dertet pom 15. Juli 
1817.) 


Knpferdrucker⸗ Befugnifle. Als 
ein Kupferdrudergefel den Befig der 
perfönlihen Eigenſchaften, die zum 
felbftfländigen Betriebe ber Kupfer 
druderei den gefeblihen Beſtimmun⸗ 
gen nad erforderlih find, auf eine 
dergeftalt befriedigende Art ausgewie- 
fen hatte, dag felbft die Wiener Ku⸗ 


pferdruder zu Gunſten desfelben Das ta 


Wort geführt Haben, als ferner nad 
der Eröffnung der k. k. Polizei- Hof 
ftelle in Polizei-Rudfihten gegen bie 
Perſon des Bittftellers gar fein Be⸗ 
denken pbwaltete, überdied auch noch 
die Academie der bildenden Künſte ihn 
einer befonderen Empfehlung für würs 
dig erkannte, fo trug die Kommerz 
Hofcommiffion kein Bedenken, demfel- 
ben das angefuchte Kupferdruder - Bes 
fugniß zu verleihen. ( Commerz⸗Hof⸗ 
commiffiond-Derret v. 18. März 1823. 
Barth. Erganz. Bd. ©. 340 u. 341.) 
— — Beftimmung der Orte, fin 
welche ſolche verliehen werben dürfen, 
ſ. Buchdrucker⸗-Befugniſſe. 
Kupferdruckerei, |. Buchhaͤnd⸗ 
ler. (Pat. vom 18. März 1806 8. 1.) 
— — f. Privilegien. 
Kupferdrudprefle. Die Karten 
maler gehören nicht unter jene Claffe 
der Gewerbsleute, welchen der Gebrauch 
einer Kupferdruckpreſſe geftattet ift, weil 
diefelbe zum Betriebe ihrer Fabrikation 
nicht nathwendig if. Es iſt fegenge 
darüber zu wachen, daß derlei Kupfer 
drucprefien zur Bermeidung jede$ Miß⸗ 
brauches nur von den hiezu heredhtig- 
ten Gewerbsleuten, und insbefondere 
von feinem Kartenmaler, wenn er nicht 
ausdrüdli dazu die Bewilligung er⸗ 
wirkt hat, gehalten werden. Die Ueber⸗ 
treter diefer Vorfchrift unterliegen der 
im St. ©. ausgedrüdten Strafe und 
dem Berlufte der Preſſe. (Vdg. des 
fteierm, Gub. vom 15. März 1826,38. 


Aunpferue Warſtfprißen. 


5397. Bew. G. ©. für Steiermart 
5%. 1826.) 

Kupferbruckerprefft, ſ. Kupfer⸗ 
ſtecher. 
— — in Bezug auf das ee 
Halten derfelben, ſiehe Steiuhrnd: 
preſſen. 

Kupfergeld, Verbet des Aufſam⸗ 
melng und Einwechſelns der Kupfer⸗ 
fheidemünge mit Ayfggbe, f. Agio⸗ 


ge. 
Supfergefibizre, Bargang bei Bor- 
nahme der Revifion der Kupfergef irze, 
ſ. Geſchirre, Marktpolizei⸗ Auf⸗ 
ſichtsauſtalt in Wien $. 95. - 
Bupfriöptcen, 1. Benerwerts 
er en, ſ. Fenerwerks⸗ 
koͤrper, Knall⸗Praͤparate, Knpfer⸗ 


zuündhotchen. 

Kupferue Gefäße, Keifalifren 
des Weinfteins in folden Gefäßen, f. 
Weinftein. 

Kupferue Wurffprigen. Da der 
Gebrauch der kupfernen und meffinge- 
nen Sprigen zum Wurſtmachen als 
gefundheitsfchäadlich erfannt wurde, fo 
findet die Regierung die Derfertigung 
fowohl, ald deu Gehrauch folder Syri⸗ 
ben allgemein zu unterfagen; daher bie 
etwa bereits vorhandenen fogleich zu ver⸗ 
tilgen und unbrauchbar zu machen find. 
Diefe Anordnung if allen Gewerhs- 
leuten, die fich mit der Erzeugung ſol⸗ 


cher Sprigen etwg abgeben könnten, fo 


wie allen mit der Wurſt⸗Erzengung fich 
befchaftigeuden Individuen gehörig be⸗ 
fannt zu machen, und durch eine ent⸗ 
fprechende Controle gu gehörig hand⸗ 
zubaben. Uebrigens hat die medic. Fa⸗ 
cultät bemerkt, daß, wenn die weißble- 
chenen Spripen für zu wenig dauerhaft, 
und die aus ganz reinem Zinn beyeite- 
ten Eoftfpielig gehalten würden, es am 
zwedmäßigken wäre, fih gußeiferner 
Sprigen zu bedienen, die auf guten 
Gießereien bei den Fortſchritten, Pie 
man gegenwärtig im dünnen Gießen 








Aupferne Meſiſprien. 


gemnacht hat, ſichet hergeſtellt werden 
koͤnnen. (NR. ö. Aggs. Vdg. und Cire. 
vom 16. Febr. 1829 3. 1500. Bm. 
S. V. J. 1829 S. 410 u. 411.) 
Aupferne Wurfifprigen. Ueber 
die von dem Bürgerliden Fleiſchſel⸗ 
her» Mittel geflellte Bitte, um Ge⸗ 
ftattung eines Termine, um fidh der 
gegenwärtig int Gebrauche befindlichen 
meifingenen oder kupfernen Spriben 
zum Wurſtmachen entledigen und Spri» 
pen aus verzinntem Eiſenbleche an⸗ 
Schaffen zu können, bewilliget zwar die 
Regierung zur gänzlichen Befeitigung 
der noch vorhandenen meffingenen oder 
tupfernen Sprigen den peremtorifchen 
endligen Termin bis letzten Dct. 1829, 
nach deffen Ablauf aber bei Consfisci⸗ 
rung einer foldhen Sprige, und ſonſti⸗ 
gen geſetzlichen Ahndung Feine meffin- 
genen oder Tupfernen Spriken mehr 
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Aupferſtecher. 
— Bagſchalen, ſ. Flei⸗ 


Rapfetne Geſchite, ſ. Geſchirre. 

— — Verbot des Gebrauches, ſ. 
— — 

erplatten Sr ben Schänfen 
* ren, ſ. Geſchirre. 
Kupferfi heibemanz⸗ „Verbot des 
Aufſammelns und Einwechſelns gegen 
Aufgabe, |. Agiotage. 

Kupferfchmiede haben das ver: 
zinnte e Aupfergefiirr mit der Jahres- 
zahl zu verfehen. (Bat. v. 11. Aug. 
1773. Rggs. Bdg. v. 6. Febr. 1818. 
Barth. 9. u. Sehe 6. Bd. ©. 559.) 

— —[.& 

Kupferftecher. E3 kann den Ku- 
pferflehern nicht unterfagt werden, ei- 
gene Kupferdruckpreſſen zum Aodrude 
ihrer eigenen Platten zu halten. Auch 
den Kupferftihhändfern ift erlaubt, fich 


angetroffen werden dürfen. Jedoch will „Preffen anzufhaffen, um vermittelt 


die Regierung dadurch keineswegs die 
Geftuttung ausfprehen, daß Bis zu 
diefem Zeitpuncte fi fortwährend der 
melfingenen oder kupfernen Spriken 
bedient werden dürfe, fondern der Ma⸗ 
giftrat hat vielmehr dahin zu wirken, 
dag mit der. Anfhaffung der ſtark ver: 
zinnten eiſendlechenen GSpritzen ſogleich 
begonnen und in dem Maße der Ge⸗ 
brauch der meffüfgenen und kupfetnen 
Sprißen immer mehr vermindert werde. 
Uebrigens verſteht es fi Yon ſelbſt, 
dag zur Verzinnung der eifenblechenen 
Sprigen ganz reines Zinn Yarkfeit 
dek werden Muffe, well nur auf dieſe 
Art ſolche verzinnte Sprißen von Det 
medic. Facultät ald ganz unſchädlich 
für die Gefundheit erflärt wurden. Der 
Magiftrat hat daher dieſe Beftimmung 
genau bandzuhaben. (R. öfter. Rggs. 
Berordng. vom 6. Auguft 1829 8. 
42381. Bm. ©. 3. 3. 1829. ©. 440 
u 441.) 

Kupferne Branıttwein = Deftil- 
lir⸗Apparate, f. Branutwein. 


derſelben ihre eigenthümlichen Platten 
abdrucken laſſen zu können, jedoch find 
beide zur genaueften Beobachtung der 
Polizeivorfchriften verbunden. (Hfodg. 
v. 24. Jän. 1791.) 

— — Mit Pol. Hofftelle-Decrete v. 
15. Juli 1839 wurde verordnet: Ob 
und-in wie fern das Hofdecret v. 24. 
Jänner 1791, welded den Kupferfte- 
Ya und Kupferftihhändlern das Hal- 
ten eigener Preffen zum Abdrude ihrer 
eigenthüntlihen Platten geftattet, Durch 
den Inhalt der a. h. Entſchl. v. 7. des 
Hftzl. Decr. v. 12. Septdr. und des 
Rggs. Circulares v. 5. Oct. 1819 (f. 
Steindruckpreffen), vernöge welchem 
für die Zukunft unterſagt wird, Stein⸗ 
druckpreſſen oder Kupferdruckpreſſen zu 
halten, ohne hiezu beſonders befugt zu 
ſein, aufgehoben oder beſchränkt werde, 
entſcheidet zuvörderſt der Grundſatz, 
daß Geſetze und Vorſchriften in der 
Regel nicht zurückwirken, und daß da⸗ 
her die letztere Verordnung nur vom 
Tage ihrer Kundmachung an, fuͤr jene 


Aupſerſtiche. 


Gewerbsleute und ſonſtigen Individuen 
zu gelten hat, welche von da an die 
Kupferſtecherei oder Kupferſtichhandel 
auszuüben begonnen haben, daß hinge⸗ 
gen jene Kupferfteher und Kupferftich- 
händler, welche bereit nor dem Jahre 
1819 im Grunde des Hofdecretes v. 
5. 1791 im Befiße von Kupferdruds 
preffen waren, darum nicht zu beirren, 
fondern lediglich zu überwaden find, 
damit fie Diefelben, nur zu den in dem 
legtbezogenen Hofdecrete ausgedruͤckten 
Gebrauche benuͤtzen. Hievon wird die 
k. k. Ober⸗Direction mit dem Auftrage 
in die Kenntniß geſeßt, ſorgfältig dar- 
über zu wachen, daß, ſo fern in der 
Perſon jener hiefigen Kunſt⸗ und Muſik⸗ 
händler, welche ihre Berechtigung zum 
Defite der Kupferdrudiprefie lediglich 
aus dem allegirten Hof »-Decrete vom 
24. Jän. 1791 herleiten, eine Aende⸗ 
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Lachen. 


h. Entſchl. v. 9. Dec. 1928, wird die 
Einfuhr chemifher Kupferzuͤndhütchen, 
zum Gebrauche bei den Bercuffions- 
Gewehren, gänzlich verboten. (Hflam. 
D. v. 10. Dec. 1828 3. 48357, an 
fammtl. Länderft. Kundgem. in Ried. 
Defterr. mit Rggs. Circ. v. 29. Dechr. 
1828 3. 72714, in Mähren am 29., 
in Steiermark am 31. Dec. 1828 8. 
23976, in Böhmen am 1., in Küften- 
lande am 2., in Oberöfter am 7., im 
Mirien am 8., in Galizien am 29. 
Yan. 1827. Bol. ©. S. 56. Bd. Rt. 
121.) 

Kupferzündhütchen. Die k. k. 
Hofkammer hat ſich zu der Erklärung 
beftimmt gefunden, daß Kupferzünd- 
hüten zu jenen Sachen gehören, 
weldhe nach $. 2 der Fahrpoſt⸗Ord⸗ 
nung vom 6. Juli 1838 vom Trans⸗ 
porte mit der Fahrpoſt ganzlih aus⸗ 


rung vorgehen follte, für die Zukunft geſchloſſen find. (Hoflamm. Decr. v. 


die Berordnung v. I. 1819 aufrecht 
erhalten werde. Säammtlihe Bez. Dir. 
werden hievon zur Wiffenfhaft und 
Darnachachtung verftändigt. (Circ. der 
k. k. Bol. Ob. Dir. v. 22. Jän. 1840 
8. 10251/1519.) 

Kupferftiche, Verkauf durch Bud: 
händler, f. Buchhändler. 

— — ſ. Rachdruck. 

Kupferſtichhaͤndlern iſt die Hal⸗ 
tung eigener Kupferdruckerpreſſen ge⸗ 
ſtattet, ſ. Aupferſtecher, Steindruck⸗ 


preſſen. 
Kupferſtichhaudler, ſ. Kupfer⸗ 

er. 
Kupferzündhütchen. Zu Folge a. 


22, April 1847 8. 587, an ſämmtl. 
Länderft. Pol. G. S. 74. Bd. Rr. 51. 
Circ. der n. õ. Regg. v. 9. Mai 1847 
3. 25085; des böhm. Bub. v. 10. 
Mai 1847 3. 28722, der o. d. Ennf. 
Rgg. v. 7. Mai 1847 8. 13325.) 
Fenerwerkskörper, 
—— Praͤparate, Schießbanm⸗ 
wolle. 

Kuppler, ſ. Frendenmädchen. 

KRurpfufcherei, |. Curpfuſcherei. 

Aurzwanren-&tände, find im In- 
nern der Stadt Wien zu caffiren, f. 


Staͤnde. 
Kutſcher, ſ. Fahren, Fahr⸗Ord⸗ 
nung. 


eh 


$. 


Labetſpiel, [. Zwicken. 
Lachſfang, ſ. Bauführungen an 
ſchiffbaren Fluͤſſen. 


gehsfang, ſ. Schifffahrt. 
Laden, in Gräben und Abzügen 
ſtehende, follen befeitigt werden, |. 


Kahn. 
— Polizei⸗ Bezirks: 


en, ſ. Hausladen. 

Ladirte Blechwaaren. Auf den- 
felben zu malen, ift in fo fern freigege- 
ben, daß fi genau nad der Vorſchrift 
der E. k. Polizeis und Cenſur⸗Hofſtelle 
v. 15. Juni 1819 benommen werde, 
wornad die Verfertigung und der Ber- 
kauf von Dofen mit unanfländigen Ge⸗ 
mälden und Zeichnungen unter Strafe 
verboten ifl. (N. d. Rage. Dog. v. 
11. Oct. 1822. Barth. Ergaänzgs. 2. 
©. 360.) ©. —— Licitationen. 

Laden, ſ. Gewölbe. 

Ladung, ſ. Holzwägen. 

en der Wägen, f. 


ar Mehrere Gewoͤlbsinhaber 
fowohl in der innern Stadt als in den 
Borftädten haben in letzterer Zeit vor 
ihren Auslagkaſten wegen beflerer Be- 
leuchtung derſelben, Lampen gegen die 
Gaſſen fo niedrig angebracht, daß fie 
nicht nur die freie Pafjage beirren, ſon⸗ 
dern an beengten Pläben felbft die koͤr⸗ 
perliche Sicherheit gefährden. Es har 
ben demnad die ſämmtlichen Gewölbe: 
befißer in der innern Stadt und den 
Borftädten, welche ſolche Lampen auf: 
ftellen , diefelben wenigftens 7 Schub 
hoch vom Trottoir anzubringen, und jene, 
welche diefe Höhe nicht haben, um fo 
gewiſſer nach diefer Vorſchrift abzuän- 
dern, da fie fonft nit nur nad den 
wegen Freihaltung der Paſſage beftehen: 
den Berordnungen beftraft, fondern 
auch die vorfhriftöwidrig angebrachten 
Lampen von Amtöwegen caffirt werben 
würden. (Kom. des Wr. Magiftr. v. 
21. Dec. 1837.) 

Land. Gebrauch der Fadeln bei 
Fahrten auf das flache Land, f. Feuer⸗ 


ſpri 

—S — ſ. Apotheker, 
Hansapothek 

Sundbader, 1. Wundaͤrzte. 
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ſandbroi. 


Landbrot. Das von den Müllern 
erzeugte Landbrot darf nicht in einem 
Laden verkauft werden, ſondern fie dür⸗ 
fen es nur in ihren Mühlen oder auf 
einem dffentlihen Marktplatze verkau. 
fen. (Handwerk! - Drd. v. 11. Zun. 
1746. R. d. Rage. Vdg. v. 11. Febr⸗ 
1820. Barth. H. u. ©. Gef. 7. Bdi 
©. 387.) 

— — an Gäfte portiondweife aus⸗ 

zufchneiden, ift ſämmtlichen Gaftwir- 
then frei geftellt. (Hflzl. Decr. v. 29. 
Jan. 1818; Int. dern. d. Rgg. v. 16. 
Behr. 1818. Barth. H. u. G. Gef. 4. 
Bd. ©. 511.) 
— — Um dem Publicum von 
Wien den Zufluß und den Genuß des 
angenehmen Landgepäckes deflo ge- 
wiſſer zu verſchaffen, ift Jedermann ohne 
Unterſchied die freie unbeſchräͤnkte Ein- 
fuhr des Brotes nad Wien ohne an 
ein beftimmted Satzungsgewicht, an 
eine Form oder fonft übliche Gattung 
gebunden zu fein, unter dem einzigen 
Borbehalte geftattet, daß das einge: 
führte Landbrot gefund und genießbar 
ift, und daß die Verkäufer ſich den Po⸗ 
lizeivorfchriften zu fügen haben. (Rggs. 
Kundm. v. 12, Juli 1811.) 

— — Sn der Brotzufuht vom 
Lande, wie fle gegenwärtig zugeftanden 
ift, findet keine Beſchraͤnkung Statt. Rur 
entfpricht e8 den Forderungen der Billig- 
feit gegen die Gewerbäleute, jo wie je, 
nen der Polizeir und Marktaufficht 
überhaupt, die Verkäufer des Landbro- 
tes, weldhe in allen Straßen und Plä⸗ 
ben die Befugniffe ausüben, dem Zwede 
gemäß blos auf die zum Bictualien- 
handel beftimmten Marktplätze zu be 
ſchränken; und es ift Sorge zu tragen, 
daß in diefer Beziehung die Marktpoli⸗ 
zei» Borfchriften gehandhabt werden. 
(GGfkzl. D. v. 10. Dec. 1813.) 

— — Da die Regierungs-Berord- 
nung v. 12. Juli 1811 den Verlauf 
des Landbrotes aufdem öffent. 





ſandbrot. 


lichen Markte auf keine be 
flimmten Zage der Bode be 
ſchränkt, das Hofkanzlei⸗Decret v. 
25. Juni 1814 vielmehr die hieſige 
Bäder » Junung mit ihrer gegen jene 
Verordnung überreichten Beichwerde 
zurüdwies, und Sein fpätered Geſetz 
jene höhere Anordnung aufhebt, fo ver⸗ 
mag eine entgegengefebte Obfervanz 
nit die Handhabung eines pofitiven 
Geſetzes zu hemmen. Die Innung der 
bürgerliden Bäder wird daher mit ih- 
rem Gefudye, den Landbrotverlauf auf 
den Dienftag, Freitag und Samftag der 
Woche zu beſchränken abgewiefen, und 
es find vielmehr die Landbroterzeuger 
in dem unbefchränften Verkaufe ihrer 
Erzeugniffe auf dem öffentlichen Markte 
unbeirrt zu laffen. (Rggs. Bdg. v. 14. 
San. 1820.) 

Landbrot. In Beziehung auf die 
Befhränkung des freien Brotver 
faufes auf Die Markttage wurde 
die Reggierungs - Entfheidung v. 14. 
Jan. 1820 dahin berichtigt, daß der 
freie Brotverkauf nur an denjenigen 
(duch die MarkipolizeisBorfchriften bes 
flimmten) Tagen, an welchen öffent- 
ih Markt gehalten werden darf, 
Statt zu finden habe; indem diefer 
Verſchleiß durd die Hoflanzlei-Ver- 
ordnung v. 10. Sept. 1813 auf die 
Marktplätze befhränktt wurde, welche 
Eigenfchaft die für den Markt beftimm: 
ten Orte nur an denjenigen Tagen has. 
ben, an welchen öffentlih die Märkte 
nad der Marktordnung gehalten werden 
dürfen, (Hffzl. Vdg. v. 28. Apr. 1820. 
Rggs. Int. v. 10. Mai 1820. Barth. 
9. u. G. Gef. 7. Bd. ©. 389. bis 
391.) 


— — Der Berkauf desfelben ift 
auf den Brünner Wochenmärkten frei 
gegeben. Uebrigens hat die Markt» und 
Polizeiauffiht fortan über die Qualis 
tät und fanitätsmäßige Beſchaffenheit 
desfelben ſtrenge zu wachen. (Hflzl. D. 
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Auubbvek. 


v. 3. Mir; 1824. Krop. Gef. Frauz. 
49. Bd. ©. 439.) 

Landbrof. Ueber eime neuerliche Be⸗ 
ſchwerde der Borfieher der hieſigen Bä- 
cker⸗ Innung, daß der gefeßwidrige Win- 
felverlauf des Landbrotes, und nament- 
ih der Verkauf desſelben außer 
den beftimmten Markttagen und 
Marktplätzen auf herum haufiren- 
den Wägen, aus Einfähen, bei Priva⸗ 
ten, in Mehl⸗ und Verſchleißläden der 
Kleinhändler, in neuerer Zeit wieder 
auf eine für das ganze Bäckermittel bes 
einträdtigende Weife überhandgenom- 
men habe, ftellte der hieſige Magiftrat 
mittelft Rote vom 21. April 1837 3. 
17402 wiederholt ander das Anfuchen 
um thätige Mitwirkung zur Abſtellung 
diefes Unfuges. Sammtliche Bezirks⸗ 
Directionen erhalten hiermit neuerdings 
den Auftrag, diefem Zweige des poli» 
zeilihen Wirkens die nöthige Achtſam⸗ 
feit zu widmen, und die beiretenen Ge⸗ 
werbäftörer dem Magiftrate in Gewerbs⸗ 
fachen zur Beftrafung einzuliefern, oder 
anzuzeigen. (Eirc. der ?. 8. Bol. Ob. 
Dir. v. 19. Mai 1837 3. 6195/976.) 

— — {in Betreff der Frage, ob der 
Verkauf des Schwarz- oder Kandbroted 
auch außer den Wochenmärkten zu ge 
ftatten fei, findet das h. Minifterium 
für Handel und Gewerbe im Einver- 
nehmen mit dem h. Minifterrum des 
Innern nad den Inhalte des h. Mini» 
fterial « Erlaffeg v. 4. Zuli 1849 3. 
5180 zu beftimmen, daß dort, wo der 
freie Berkauf des Schwarz,» Haus⸗ oder 
Landbrotes mit entfprechendem Erfolge 
bereit® eingeführt ift, ed bis zur Erlaf- 
fung einer allgemeinen Rorm hierüber 
bei der gegenwärtigen Einführung zu 
verbleiben habe. (Decr. des böhm. 
Gub. v. 9. Aug. 1849.28. 9.2. für 
Böhm. Nr. 134.) 

— — der Verlauf dosſelben durch 
die Lurusbäder, f. Suens.- Bäder, 
Luxus⸗Gebãcke. 

















—X 
yobeet, [. Bid, Beotuer 


Laudesfabriken Tönnen in allen 
Hauptkädten der ?. k. Staaten, Nieder- 
lagen errichten, und daraus ihre Er 
zeugniffe verkaufen. (Bdg. v. 20. Aug. 
1787. Hof⸗D. v. 12. Zul. 1791. Hofe 
D. dv. 26. Juli 1791.) 

Ihnen ift der Verkauf ihrer eige- 
nen Grzeugniffe bei Haufe, und zu⸗ 
gleich geftattet, auch im Orte ihres 
Fabriksbetriebes einen öffentlichen Ver⸗ 
ſchleißort zu halten; und in allen Pros 
vinzial⸗Hauptſtädten nad vorläufiger 
Anmeldung bei der Landesftelle Nieder- 
lagen zum Berfchleiße ihrer Erzeug- 
niffe zu errichten. (Som. Hofcom. D. 
vom 24. Dechr. 1817, an fammtliche 
Länderftellen. Krop. G. ©. 39, Bd. 
Rr. 319.) 

— — Künftig haben übrigens im 
Erloͤſchungsfalle der Landesfabrik⸗Be⸗ 
fugniſſe, dieſelben mögen durch Anheim⸗ 
ſagungen, Concurſe oder Abſterben her⸗ 
beigeführt worden ſein, die Erhebungen 
von Amtswegen vorauszugehen, ob 
und in welcher Provinzial⸗Hauptſtadt, 
eine Niederlage beſtanden bat, um ſo⸗ 
dann das betreffende Gubernium von 
dem Erloͤſchen des Landesfabriks⸗Be⸗ 
fugniſſes in Kenntniß zu ſetzen, damit 
die weitere Verfügung an den Magiſtrat 
der Hauptſtadt, wegen Einſtellung des 
Riederlagsrechtes erfolgen kann. Jede 
weitere Berftändigung der übrigen Gu⸗ 
bernien und anderer Behörden, fo wie 
auch der Kreisämter und Dominien er- 
ſcheinet als zwecklos, und bat zu un⸗ 
terbleiben. (Com. Hofcom. D. v. 8. 
Febr. 1817, an fammtl. Länderſt. Krop. 
©. ©. 38. Bd. Rr. 38.) 

— — Directiven in Anfehung der 
Ertheilung, ſ. Gewerbe. 

Landesgeſetzblatt, ſ. Kundma⸗ 


Bandes- Regierungsbiatt, Ein. 


richtung desfelden, |. Sundmachnng. 
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ſandevverwieſene. 


Banbesthierarst. Da ve tr. ft. 
nieder=öfterr. Landesthierarzt häufig 
zu Viehſenchen und andern Beterinär- 
Geſchaͤften außer Wien verwendet wird, 
und deshalb oft längere Zeit hindurch 
von Wien abwefend ift, während das 
k. k. Thierarznei⸗Inſtitut ſtets eine Aus⸗ 
wahl von Männern darbietet, welche in 
allen Zweigen der Thierheilkunde voll⸗ 
kommen bewandert find, fo ſtellt es fi 
als zweckmäßig dar, in allen Fällen 
von Viehſeuchen inner den Linien oder 
aͤhnlicher Beterimär- Gefhäfte nicht den 
?. k. Landesthierarzt, fondern die Mit- 
wirfimg des Perfonales des k. k. Thier- 
arznei « Inftitutes in Anſpruch zu neh» 
men. (R. ö. Rggs. Vdg. v. 27. März 
1839 3. 15127. Brov. G. ©. 21. 
Bd. Nr. 55.) 

— — für die Zufunft und zwar 
vom Jahre 1844 angefangen, ift der 
Veterinär = Hauptbericht, welchen der 
Landesthierarzt inftructionsmäßig an 
die Regierung zu erflatten bat, mit 
Schluſſe eines jeden Jahres abgefon- 
dert und zwar längftens bis Ende Fer 
bruar jeden Jahres, hierher vorzulegen. 
(Hfkzl. D. v. 20. Febr. 1844 3. 5806. 
N. 8. 12771 u. Hfkzl. D. v. 29. März 
1844 3. 8621. N. ö. Rggs. Dig. v. 
6. April 1844 3. 20829. Bw. ©. 
©. 26. Br. 3. 1844. Rr. 32.) 

— — Die Uebertragung der Ges 
ſchäfte desſelben an das Thierarznei⸗ 
Inſtitut in den der Hauptſtadt zunächſt 
gelegenen Sanitäatsdiſtricten, f. Thier⸗ 
orznei-Iuftitut. 

Landesthierärzte, |. Thieraͤrzte. 

Landestrauer, während einer all⸗ 
gemeinen ſind vom Tage, an welchem 
die oͤffentlichen Schauſpiele wieder ih⸗ 
ren Anfang nehmen, auch die Muſiken 
ohne Ausnahme zu geſtatten. (Hof⸗D 
v. 15. Juni 1792. Krop. Geſ. Franz. 
1. Bd. S. 250.) 

Landesverwieſene Fremde, Ver⸗ 


zeichniß derſelben, ſ. Fremde. 





. Kandhuifcer. 


Landkutſcher. In Betreff des An- 
zeigsweſens ift angeordnet, daß die 
Lohn» und Landkutſcher, wie and jeder 
Andere, der fi zum Fuhrwerke gebrau- 
hen laßt, alle Diejenigen, welche fie über 
Land führen, bei dem ftädtiichen Poli- 
zeiamte, falls fie aber von diefem Amte 
zu weit entfernt find, bei ihren Bezirka⸗ 
auffehern anzeigen follen. Es wurde 
diesfalls verordnet, daß alle Kohn» und 
Landkutſcher, und überhaupt alle Jene, 
die fi) mit dem Fuhrwerke über Land 
abgeben, nicht minder die auswärtigen 
Landkutſcher, welche Reifende nad) Prag 
führen, und bier zur Rückfahrt wieder 
einige aufnehmen, zeitlich und möglich, 
den Tag vor ihrer Abreife aufgenom« 
menen Pafjagierd bei dem ftädtifchen 
Polizeiamte melden, und nicht nur den 
Ramen, Zunamen und Character ders 
felben, fondern auch den Ort ihrer Ges 
burt, dann, woher fie gefommen find, 
und wohin fie reifen, anzeigen. Den 
gedruckten Zettel, weldhen fie hernach 
von dem Polizeiamte unentgeltlid er⸗ 
halten, und worin die Namen der ange⸗ 
zeigten Paffagiersd eingetragen fein wer: 
den, haben fie an die Polizeimache bei 
den Stadithoren um fo gewiffer abzu⸗ 
geben, ald fie widrigenfalld vor den 
Thoren zurüdgewiefen, und nad Um⸗ 
ftänden noch befonders mit einer ange- 
meſſenen Geldftrafe belegt werden wür- 
den. (Bub. Vdg. in Böhmen v. 16. 
San. 1789. Krop. Gef. Sof. 17. Bd. 
©. 464 u. 465.) 

— — Begen Behebung der 
Baffirfheinewurdefolgendes 
vorgeſchrieben: 

a) Hat die Pol. Ob. Direct. den 
Vorſtehern der buͤrgerl. Landkutſcher, 
fo wie deren Brieftraͤgern aufzutragen, 
daß fie für jede Fuhr, die fie von hier 
mit Baffagieren machen, bei der Polizei 
einen Linien » Paffirfhein zu Löfen ha» 
ben. In diefem Paffirfheine muß der 
Rame des Kutſchers, dann die Namen 
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ſCandkutſcher. 


der Reiſenden eingetragen werden. Rei⸗ 
fende, deren Pafle entweder nicht in der 
Ordnung, oder die fonft unbelannt find, 
dürfen in den Linien» Paffirfchein nicht 
eher aufgenommen werden, bis fie nicht 
von der Polizei behandelt worden find. 
Diefe Linien-Baffirfheine find vor der 
Hand unentgeltlih auszufolgen, und 
die Dauer ihrer Giltigkeit auf 3 Tage 
in felben auszudrüden. Zur Erleichte 
rung der Landkutſcher und Briefträger 
tönnen diefe Linien » Paffirfcheine eben 
fo bei der Pol. Ob. Direct. als bei den 
Bez. Directionen ansgefolgt werden. 
Die Linien⸗Polizei⸗Wache hat die Leute, 
welde in dem Wagen find, mit dem 
Linien » Baffirfcheine zu controliren, 
und jene Individuen, diein dem Scheine 
nicht vorkommen, nit paffiren zu 
laffen, folde aber, welche etwa zu⸗ 
rückgeblieben find, in dem Scheine an- 
zumerken. Es ift den Landkutſchern 
und Briefträgern bekannt zu machen, 
daß für die Uebertretung dieſer Vor⸗ 
ſchrift im erſten Falle 10 fl. W. W.— 
im zweiten Falle 20 fl. W. W. und im 
dritten Falle eine noch ſchaͤrfere Strafe 
feftgefeßt ift; für die Knechte find die 
Borgenannten verantwortlidh , jedoch 
werden die Knechte bei befonderer Bos⸗ 
heit auch Lörperlih zu ahnden fein. 

b) Den zu Waſſer Abdreifenden bat 
die Pol. Ob. Direct. die angetragenen 
MWaflerpaffirfcheine vor der Hand auch 
unenigeltlih auszufolgen, und in diefen 
Scheinen auch ausdrücklich gedrudt 
vorzumerken, daß fie nur auf 3 Tage 
giltig find. Die Bol. Ob. Direct. wird 


. aber dem Gremium der biefigen Sciff- 


meiftern und durch felbe den hier an⸗ 
Tommenden fremden Sciffmeiftern be⸗ 
kannt machen, daß fie oder ihre Knechte 
künftig Niemand ohne einen Waſſerpaſ⸗ 
ſirſchein in ihre Schiffe aufnehmen, und 
von bier wegführen dürfen, unter der- 
felben Strafe, die bei Landkutſchern 


feftgefeßt ift. Die Wafferpaffirfcheine 











Londhutfcher. 


find an dem neu errichteten Wadthäus- 
ben an der Erdberger Linie abzuneh⸗ 
men, wo fi überhaupt der Corporal 
und die Wache der Inftruction gemäß 
benehmen wird. Diefe Eontrole durch 
die Linien-PBaffirfcheine und durch Waf- 
fer « Baffirfeheine ift mit 1. Mail. J. 
in Gang zu feben. Die Geldftrafen 
find übrigens gehörig an die Polizeis 
Caffe bei dem nied. oͤſterr. Taramte 
abzuführen. (Bol. Hofft. Deer. vom 
14. April 1812. Pol. Ob. Dir. 3. 
1921.) 

Landkutſcher. Bei Verleihung der 
Befugniffe zur Landkutfcher - Nahrung, 
ift fih blos nad den allgem. Gewerbs⸗ 
Borfhriften zu achten, auf deren genaue 
DBefolgung von Seite der Ortsbehoͤr⸗ 
den zu wachen if. (Hflzl. D. v. 23. 
Juli 1824, Vdg. des Tönigl. böhm. 
Bub. v. 15. Aug. 1824. Krop. Gef. 
Franz. 49. Bd. ©. 856.) 

— — Das Rebt, Neifende mit 
Leiterwägen von Wien aus zu verfüh- 
ven, fomit aud das fogenannte Kälber- 
fuhrwerk auf der Reichsſtraße zu betrei⸗ 
ben, fteht jedem bürgerlihen Landkut⸗ 
fher als ein Ausflug feines Gewerbs⸗ 
Befugniſſes zu, und es ift jedem derfel- 
ben unbenommen, dergleihen Fuhrwerk 
zu unternehmen, mit der Bedingung, 
daß er fi pünctlich den hierwegen be- 
fiebenden allgemeinen Paß⸗ und Poli⸗ 
zeis Borfchriften unterziehe. (Vdg. der 
n. ö. R. v. 14. März 1827 3. 9890. 
Prov. ©. S. Br. 9. Nr. 91.) 

— — Se}. ft. Majeftät haben aus 
Anlap eines fpeciellen Falles mit a. h. 
Entſchließung vom 29. December 1830 
zu befehlen gerubt, daß flrenge über 
die Beobachtung der Borfäriften hin, 
fiätlih der Neifenden und der Pafle zu 
wachen, und dabei eine befondere Wache 
ſamkeit auf die Landkutſcher und ſoge⸗ 
nannten Stellfuhren zu richten fei. 
(Hflzl. Präſ. D. v. 22. Dec. 1830 3. 
836. Rage. Präf. Decr. v. 24. Dechr, 


283 


Sandfpitäler. 


1830 3. 2438. R. 0. Prv. G. ©. 12. 
Thl. Rr. 346.) 

Landkutſcher. Den fremden nad 
Wien fommenden Landkutſchern ift die 
Annahme von weiteren Fuhren nad 
jedem beliebigen Orte, ohne Beſchraͤn⸗ 


tung anf die Retourfuhren geftattet. 


(Hflzl. D. v. 27. Jan. 1831 3. 1716. 
NR. 6. Rggs. Bdg. v. 12. Behr. 1831 
3. 8066. R. 5. Prov. G. ©. 13. Thl. 
Rr. 14) 

— — Den Landlutfhern ift der 
Gebrauch von Gefellfhaftswägen nicht 
verwehrt; fie haben ſich jedoch der 
Rellfuhrartigen Benübung derfelben, 
in fo fern fie nicht dafür mit befonderen 
Licenzen verfehen find, zu enthalten. 
(Hflzl. D. v. 17. Mai 1832, an dien. 


6.8. Krop. G. S. 38.58. Rr. 121.) 


— — Ahndung derjelben bei Be 
förderung von Reifenden ohne Paß, f. 
Wäfle. (Vdg. v. 14. Mai 1825.) 

— — Paßvorſchrift für die nad 
Baiern reifenden Fuhrleute, |. Paß. 

— — und deren Knechte müffen mit 
legalen Reife » Legitimationen verfehen 
fein, f. Paͤſſe. (Bdg.v.29. Juli 1852.) 

— — ſ. Lohnkutſcher. 

Landmüller, ſ. Mäller. 

Zandfpitäler. Die auf dem Lande 
befindlichen, den Obrigkeiten und Ge⸗ 
meinden eigenthümlic gehörigen Kran⸗ 
ten» und Siechenhäufer find nicht auf 
zubeben, fondern müſſen da, wo fie be- 
ftehen um fo mehr beibehalten werden, 
als jeder Obrigkeit und Gemeinde ob» 
liegt, für ihre Kranken und Siechen 
ſelbſt zu forgen; nur find die zu derlei 
Snftituten gehörigen Fonds, dann de- 
ren Berwendung der öffentlichen Der 
waltung zu unterziehen, damit diefe 
letztere darüber in Evidenz und Beruhi⸗ 
gung ftehen. (Hof⸗Decr. v. 17. Rovbr. 
1787. Obent. 3. Bd. S. 177.) 

— — Die Obrigkeiten und Stadt- 
gemeinden wurden mit Berordnung v. 
14. Jänn. 1796 für die gehörige Ge⸗ 


Lanstyiäler. 


bahrung mit dem Vermögen der Land⸗ 
fpitäler verantwortli gemacht und mit 
Mg. v. 9. Jän. 1800 angeriefen, ſich 
die Grenzen der ihnen aus dem Patros 
nate« und Berwaltungsredjte zuftehen- 
den Rechte und Berbindlichleiten auf 
das genauefte gegenwärtig zu halten. 
(Obent. 3. Bd. ©. 177.) 
Sandfpitäler. Für die Aerzte, 
Wundarzte und Kranlenwärter 


der auf dem Lande beftehenden Kranten- Wien 


anftalten in Berforgungshäufer wurde 
mit Bdg. des böhm. Bub. v. 16. März 
1833 3. 10972, und für die Beam 
ten der Landfpitäler mit Vdg. des 
böhm. Bub. v. 5. Juli 1838 3. 31776 
eine eigene umftändliche Inſtruction 
binausgegeben. (Obent. 3. Bd. ©. 
146 u. 178.) 

Landflreicher, Berpflihtung der 
Finanzwache zur Aufgreifung derfelben, 
f. Finan — e. 

Land er, ſ. Bagabunden. 

8 Verkauf des Schießpul⸗ 
vers an daefeibe ſ. Schießpulver 

Landwehrmänner, ſ. Militär⸗ 
Beurlanbte. 

Landwundäarzten iſt die Behand⸗ 
lung innerlicher Krankheiten in jenen 
Orten, wo fi ein Arzt befindet, uns 
terfagt. (Hftzl. D. v. 16. Oct. 1806. 
Krop. Gef. Franz. 22. Bd. ©. 57.) 
Wundaͤrzte. 

Längenmaße (hölzerne und eiſerne 
oder melfingene) dürfen nicht ohne Bi- 
mentirung verkauft werden. (A. h. Ent: 
ſchließung vom 19. Dct. 1782. Kund⸗ 
zen vom 30. Dct. 1782. Barth. 
H. u. ©. Gef. 6. Bd. S. 407.) 

Saften zu tragen oder zu führen, f. 
. u. Beiertagsheiligung. 

aftwägen dürfen nicht Durch Die 
t. e Burg fahren. (N. d. Rggs. Vdg. 
vom 9. März 1819.)- 

— — dad Auf- und Abladen an 

Sonn- und Feiertagen, f. Sounz u 


Feiertagsheiligung. 


— 
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Arſerm. 


Saftwägen auf 
Beſchaffeaheit, ſ. —— . Ber 
triebs-Orbunug 9. 22— 24.) 

— — Beſtimmangen hinfichtlich des 
Einfahrens im die innere Stadt Wien, 
f. Gradtwägen. 

Laternen, opne Laternen darf Rier 
mand mit einem Lichte auf Hausböden, 
in Scheuern, Stallungen, Behaͤltniſſen 
u. f. — Fenerloſch⸗ Ordnnng für 


en 


— — mit den wölhigen, follen 
Dienftgeber verfehen fein, f. Feuer⸗ 
loͤſch⸗ Ordnung. 

— — miffen an jedem Eifenbahn- 
zuge angebracht fein, f. Etfenbahn- 
Betriebs-Drdnung $. 46. 

Lanfpäfle, Aus Anlap einer von 
der k. k. vereinigten Hofkanzlei gemach⸗ 
ten Eroͤffnung, daß im Folge wieder⸗ 
holter Wahrnehmungen die öffentliche 
Sicherheit auf dem flachen Lande durch 
das unftäte Herumvagiren der mit mie 
litaͤriſchen Laufpäſſen entlafienen Indi⸗ 
viduen gefährdet werde, hat die k. k. 
Polizei⸗Hofſtelle ſich mit dem k. k. Hof⸗ 
kriegsrathe zur Beſeitigung jenes Ge⸗ 
brechens die geeignete Ruͤckſprache ge⸗ 
pflogen, welche das Reſultat herbei⸗ 
führte, daß bereitd den ſaͤmmtlichen 
k. k. Länder und Beneral-Eommanden 
ift die Weiſung ertheilt worden, alle 
mit Laufpäffen aus dem k. k. Mikitär- 
dienfte oder aus der Militärkaft nad 
ihrer Heimath gewiefenen Individuen, 
fie mögen k. k. Unterthanen, oder 
Fremde fein, an die nädfte politifche 
oder Polizei-Behörde abzugeben, damit 
deren Außerlandesſchaffung oder Ab- 
fendung in den Geburisort unter Beob- 
achtung der zweckmaͤßtgſten Sicherheits⸗ 
Maßregeln bewerkſtelliget werde. Die 
Polizei⸗Ober⸗Direction wutde von die⸗ 
ſem getroffenen Uebereinkommen ver⸗ 
ne und derfelden aufgetragen, 
in dem alle, als ihr derlei Leute von 
Seite der k. k. Militär-Behärden über 








Lünten. 


liefert werden, dieſeſben unweigerlich 
zu übernehmen, fohin für deren ſichere 
Abfendung, nah Maßgabe der Um⸗ 
fände jedoch ſelbſt für ihre Transpor- 
tirung an den im ihrem Raufpafle bes 
zeichneten Geburtsort, wenn fie In⸗ 
länder find, oder über die 8. 2. Grenze, 
wenn fie Ausländer find, gehörige 
Sorge zu tragen. (Pol. Hffl. Dec. v. 
16. Juni 1825. Rt. 3630. Hfljl. D. 
an ſaͤmmtl. Länder. vom 25. Juni 
1825 3. 19613. Krop. Gef. Franz. 
50. Bd. ©. 289.) 

Läuten ift den Knaben und Kin⸗ 
dern verboten, und ſolches den fämmt- 
lihen Glöcknern und Kirchendienern 
mit dem Beifaße in Erinnerung zu 
bringen, daß felbe, wenn fie Kinder 
zum Läuten verwenden, für jeden 
Uebertretungsfall dieſes Berbotes zur 
Verantwortung und Strafe gezogen 
werden würden. (Bol. Hffl. Vdg. vom 
27. Dec. 1823. Bol. Ob. Dir. Gire. 
vom 6. Jän. 1824.) 

— — f. Gewitterläuten. 

Lebensbeftätigungen bei Quit- 
tungen über Benfionen, Brovifionen ze., 
f. Pfarrer. 

ebenseſſenz (Kiſſow'ſche) ift ver- 
boten. (Hofdeer. vom 20. Dec. 1787. 
Kanka Hob. S. 384.) 

Lebens⸗Magnuetismud, ſ. Ma: 
gnetismus. 

Lebensmittel, firenge Aufficht auf 
felbe bei Epidemieen, ſ. Brechdurch⸗ 
fol: &pidemie. (Bdg. vom 6. Juli 
1836 $. 25.) 
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Taglia. 

ebzelten. Das Spielen um Leb⸗ 
zeiten if verboten. (Handwerksordn. 
vom 19. April 1749. Barth. H. u. ©. 
Gef. 4. Bd. ©. 354 u. 355.) 

Lebzelter. Damit die Meifter des 
Lebzelter- Handwerks ihre Nahrung und 
Gewerbe defto beffer fuchen und ge: 
brauchen, iR ihnen erlaubt wie in Wien, 
fo auch in allen andern Städten, Märk⸗ 
ten und Dörfern in dem Erzherzog. 
thume Defterreih unter der Enns zu 
Weihnachten, neuem Jahr und andern 
heiligen Zeiten, ihre Waaren öffentlich 
feil zu haben und zu verkaufen, fo je- 
doch, daß diefer Verkauf ohne Verhin⸗ 
derung des Gottesdienſtes geſchehe; 
(Handwerkäordn. für NR. Defterr. vom 
19. Apr. 1749 $. 19) und die LXebzel- 
termeifter in Defterreih unter d. Enns 
wurden mit der gebetenen Beibehaltung 
der Bezirfdausmeffung zur Beſuchung 
der Markt» und Kirchtage, ab⸗ und 
auf die gefeßmäßige Vorſchrift ange: 
wieſen, vermöge welcher alle Handwer⸗ 
fer, Profeſſioniſten und Fabrikanten 
gegenſeitig alle Kirchtage und Märkte 
ohne Unterſchied mit ihren erzeugten 
Waaren zu befuchen, berechtigt find. 
(Hofentfhl. vom 5. Oct. 1782.) 

— — Aller Handel, mit der ein- 
zigen Ausnahme der Pfeffertüchler, ift 
au Sonn«, Feier- und Wallfahrts⸗ 
tagen verboten, und die wider dieſes 
Berbot handelnden Krämerleute find zur 
Strafe zu ziehen. (Bdg. vom 2. Rov. 


— — Haufirer mit ale ſ. 1783.) 


Haufirer, Hanfirhandel. 

— — 2 Satzung unterliegende, 
. 

—— & num für 
Lebensreitung, f 

— — Zaglia in er der Leben?» 
zeitung aus Feuersgefahr, ſ. Taglia. 

— — eines Ausländers im Aus⸗ 
lande, ſ. Taglia. 


— — Den Lebzeltern und Wachs» 
ziehern iſt der freie Verkauf ihrer Er⸗ 
zeugniffe auf allen Jahrmaͤrkten und 
——— geſtattet. (Vdg. v. 13. Mai 

784.) 


— — Seinem Lebzelter, Pfeffer 
füchler oder Wachäzieher ift übrigens 
der Berfauf an Sonn⸗ und gebotenen 
Seiertagen anders ald nach geendigiem 


Kchzeiter. 


Sottesdienfte bewilliget. (Hfodg. vom 
29. Rov. 1784.) 

Lebzelter. Den Lebzeltern ift der öf- 
fentliche Verkauf ihrer Feilſchaften nicht 
nur an den ehemaligen Kirchweih⸗ ſon⸗ 
dern auch an allen Sonn⸗ und Feier⸗ 
tagen, außer der gewoͤhnlichen Gottes⸗ 
dienſtzeit, aller Orten erlaubt. (Hftzl. 
Vdg. v. 9. Juli 1787.) 

— — Den Lebzeltern bleibt daher 
unbenommen, auch andere Provinzen 
mit ihren Feilſchaften zu beſuchen, nach⸗ 
dem der, in der erſt angefuͤhrten hoͤch⸗ 
ſten Hofverordnung enthaltene Aus⸗ 
druck aller Orten allerdings fuͤr alle 
Orte in den k. k. Erblanden ohne Aus⸗ 
nahme und Beſchraͤnkung auf ein beſon⸗ 
deres Erbland zu verſtehen iſt. (Rggs. 
Vdg. vom 20. Sept. 1796.) 

— — haben jedoeh außer den 
ihnen zum Gewerbsbetriebe angewieſe⸗ 
nen Orten, nur auf Iahrmärkte und 
Kirchtage ihre Waare zum Verkaufe zu 
bringen. (Rggd. Vdg. vom 24. Jän. 
- 1797.) - 

— — ift der Verlauf der Spiel» 
werke aus ungenußbarem, gefärbten 
Kornteige unterfagt. (Hfd. v. 29. Rov. 
1784. Ky. Gef. Joſ. 6. Bd. ©. 127.) 
Diefes Berbot wurde in Böhmen mit dem 
Beifabe republicirt, daß jede Webertre- 
tung desfelben nicht nur mit der Ab⸗ 
nahme der Waare, fondern auch noch 
mit einer dem Vergehen und den Der 
mögensumftänden des Schuldigen an⸗ 
gemefienen Geldftrafe künftig werde ge 
ahndet werden. (Vdg. des boͤhm. Bub. 
vom 17. Dec. 1820. Kp. Gef. Franz. 
44. Bd. ©. 425.) 

— — Regulirung derkebzels 
terftände in der innern Stadt 
und den Borftädten Wiens. Die 
möglichfte Beſchränkung der Verkaufs⸗ 
ftände in der innern Stadt erfcheint 
um fo nothwendiger, ald diefer Orund- 
faß bereits bei der im Jahre 1826 ver⸗ 
anlapten Regulirung ſämmtlicher Ber 
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faufsftände (f. Stände) in der innern 
Stadt ausgefprohen wurde, wobei je- 
doc darauf billige Rüdfiht genommen 
worden ift, daß dic Bequemlichkeit des 
Publicums nicht benachtheiligt, und 
der Derdienft der Gewerbtreibenden 
nicht zu empfindlich beeinträchtigt werde. 
Bon diefen Anfihten ausgehend wurde 
in der innern Stadt jedem der fieben 
Lebzelter ein Verkaufsftand zu folgen- 
den Zeiten aufzuftellen geſtattet, und 
jwar: 

a) Bom Samftage vor der Pfingft- 
woche anzufangen, die ganze Woche 
hindurch. 

bp). Am Vorabende vor Nicolaus. 

c) Vom Weihnachtabend anzufangen 
bis zum heil. drei Königstage. 

In den Borftädten Wiens wird je 
dem Lebzelter zu eben diefen Zeiten die 
Aufftellung von drei Verkaufsftänden 
und auch noch vor den Kirchweihfeſten 
jedem die Aufftellung von zwei Ver⸗ 
Faufsftänden geftattet. Hierbei wird je- 
doch fowohl in der Stadt, als aud in 
den Borftädten zur unabweidlichen 
Richtſchnur vorgefchrieben: 

1. Daß diefe Stände die Länge von 
4, und die Breite von 2'/, Schub nie 
überfchreiten Dürfen; 

2. daß weder eine vorfpringende 
Plache noch eine zeltartige Vorrichtung 
angebracht, wohl aber ein an dad 
Ständchen felbft befeſtigtes Schutzdach 
errichtet werden darf. Endlich 

3. daß die Aufftellung diefer Stände 
nur auf folden Plaben zu gefhehen 
bat, die von dem Magiftrate oder den 
Drtsobrigkeiten im Einvernehmen mit 
den betreffenden k. k. Polizei⸗Bezirko⸗ 
Directionen hierzu angewieſen werden, 
und wobei Bedacht genommen werden 
muß, daß das Trottoir nicht verſtellt 
werde. Unter diefen Modalitäten und 
Beſchränkungen, ift die Aufftellung von 
Rebzelter-Berkaufsftänden in der Stadt 
umd in den Borftädten geftattet. (R. 5, 





Kebzelter. 


Rage. Vdg. vom 22. Juli 1841 8. 
35361 und 65965. Circ. der Bol. 
Ob. Dir. vom 13. Aug. 1841 3. 
10541/1732.) 

Lebzelter. Segen die wegen Reguli- 
zung der Lebzelterftände in der innern 
Stadt und den Borftädten Wiens erlaf- 
fene Regierungd-Berordnung v. 22. Iuli 
1841 3. 35361, welche aud den Do⸗ 
minien inner den Linien Wiens mit dem 
weiteren Regierungs « Erlaffe vom 5. 
Dec. 1841 3. 65965 zur Nachachtung 
befannt gegeben wurde, haben die Bor- 
ſteher der Lebzelter eine Borftellung 
uͤberreicht, worüber die Entfcheidung 


der Landeöftelle dahin erfolgte, daß es 


in allen Beziehungen bei der Regie 
rungsd» Berordnung v. 22. Juli 1841 
8. 35361 unabänderli zu verbleiben 
bat, da aus Öffentlihen Paſſage⸗Ruͤck⸗ 
fihten fi vielmehr eine noch weitere 
Beſchraͤnkung der Lebzelterftände ald 
wünſchenswerth darftellt, folglich eine 
Vermehrung oder Ausdehnung derfel- 
ben nidyt zugegeben werden kann. Die 
bürgl. Lebzelter find daher zur fireng- 
ſten Nachachtung der Regierungd-Ber- 
ordnung vom 22. Juli 1841 zu ver 
halten, und hierin genau zu uͤberwa⸗ 
hen. Hiernach find die Verzeichniffe Der 
Standpläße der Lebzelter zu berichti⸗ 
gen, und wenn allenfalls öffentliche 
Rückfichten eine weitere Verminderung 
oder allfällige Verſetzung der Lebzelter⸗ 
ſtände erheifhen, fo ift diefe von der 
betreffenden Ortsobrigkeit im Einver- 
nehmen der k. k. Polizei Behörde zu 
veranftalten. (Decr. der k. k. n. d. Reg. 
vom 6. Dec. 1843 3. 67157.) 

— — Leber Einfhreiten der hie⸗ 
figen Lebzelter hat der Magiftrat in er- 
fter Inftanz entfchieden, daß in Zukunft 
jedem auswärtigen Lebzelter auf jedem 
der in den VBorftädten Wiens vorkom«- 
menden Kirchtagsfeſte nur ein 
Berkaufsftand geftattet werde, zu- 
gleich aber der ſtaͤdtiſchen Marktinfpecs 
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tion aufgetragen, jedem derlei Ber« 
kaufsſtand für den ſich ergebenden Fall 
im Einverftändniffe mit der betreffen: 
den Bezirka⸗Direction anzumweifen. We⸗ 
gen entfprechender Beauftragung der 
biefigen Dominien hat der Magiftrat 
die Anzeige an die Landesftelle erftat- 
tet. (Circular der t. f. Bol. Ob. Dir. 
vom 25. Auguft 1844 3. 13557/ 
2370.) 

ei elter. Mit Hoflanzlei » Decrete 
v. 21. Sn. 1845 3. 40265 wurde den 
Lebzeltern in Wien über die von 
ihren Borftehern gegen die Regierungs- 
Entfheidung vom 6. Dec. 1843 3. 
67157, eingebradhte Borftellung be⸗ 
willigt, daß jeder derfelben zu den in 
der Regierungs-Berordnung vom 22. 
Zuli 1841 bezeichneten Zeiten fünf 
Verkaufoſtände für die Gefammt- 
zahl der Vorftädte auf von dem Ma- 
giftrate oder den Ortobrigfeiten mit 
den betreffenden k. k. Polizei⸗Bezirks⸗ 
Directionen auszumittelnden Plaͤtzen 
aufſtellen, und daß dieſe Aufſtellung 
zu Weihnachten acht Tage, von Weih⸗ 
nachten bis zum Reujahrstage Statt 
finden dürfe. (Vdg. der n. d. Reg. vom 
8. Sebr. 1845 3. 6510.) 

— — Berkauf ihrer Erzeugniffe an 
Sonn» und Feiertagen, ſ. Sonn: u 
Veiertagsheiligung. | 
eng! Phätage, Wiek 

ehzelter-Stände im Inmern der 
Stadt Wien, f. Stände. 

Leder. Die Zubereitung desfelben, 
ift den Wafenmeiftern verboten. (M. 6. 
Rggs. Vdg. vom 26. April 1803. Kp. 
Gef. Franz. 18. Bd. S. 201.) 

Lederergefellen. Die Abſtel⸗ 
lung von Mißbräuchen beiden 
Lederergeſellen betreffend. Es 
iſt zur Kenntniß der Regierung gekom⸗ 
men, daß bei den Tederergefellen meh⸗ 
rere Unfüge und Mißbräuche beftehen, 
dag namlid 





Mderergeſellen. 


a) die wandernden Geſellen Säbel 
oder Degen tragen, 

b) daß fie von den Meiſtern die Be⸗ 
grüßung mit den Namen „Schulherr“ 
verlangen ; 

c) daß fie von ihren Mitgefellen for» 
dern, ausgeſchenkt, das ift bewirthet 
zu werben; 

d) daß fie die Meifter, bei denen fie 
zufprechen, auch reihenweiſe verpflegen 
müflen, daß fie 

e) fih weigern, mit verheiratheten 
Gefellen in Arbeit zu treten; 

f) auf eigene Geſellenladen, und bei 
diefen Zufammenkünfte ohne Aufficht 


eines obrigkeitlihen Zunft⸗Commiſſaͤrs 


halten, und 

g) daß fie fi die Lederabfaͤlle, das 
Kederfleifh und die Haare unter einem 
befonderen Ramen zueignen. 

Die Unfüge a) bis inclusive c) find 
fon in der noch gegenwärtig in Wirk» 
famteit Rehenden Handwerks⸗Ordnung 
vom 19. Apr. 1732 abgeftellt. 

Insbeſondere widerfpricht der Unfug 
ad a) den beftebenden Polizei = Bor« 
ſchriften, jener ad b) aber ift, wie alle 
Handwerkögrüße, mit dem h. Hof-De- 
crete vom 23. Dec. 1780 (Regierungd- 
Circular vom 15. Yan. 1781) jener 
ad d) dur das hohe Hoflanzlei- De» 
cret vom 23. Juli 1789 3. 2384 ab⸗ 
geftellt, und zu diefem Ende die Er⸗ 
richtung von Herbergen für wandernde 
Geſellen anbefohlen worden. Der Un- 
fug ad e) aber ift mit dem a. b. Pa⸗ 
tente vom 1. Sept. 1770 verboten 
worden. Wenn ed übrigend auch ad 
f) Dur die Handwerks⸗Ordnung ge- 
ftattet ift, Gefellenladen zu halten, das 
ift Beiträge in eine Caſſe zu legen, und 
wenn auch dur das hohe Hofdecret 
vom 4. Dct. 1790 3. 1833 geftattet 
worden ift, diefe Gefellenladen dort, 
wo fie beſtehen, beizubehalten; fo ift 
doch diefes nur umter der ausdrüdlis 
hen Bedingung gefhehen, daß Die zus 
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fammengelegten Beiträge zu feinem au⸗ 
dern Zwede, als zur Unterflüßung ar- 
mer, kranker und wahrhaft dürftsger 
Mitgefellen verwendet werden, daber 
auch dieſe Beiträge befonders eingeho- 
beu und verrechnet werden müflen; al⸗ 
lein eigene Zuſammenkünfte der Geſel⸗ 
len in dieſer oder einer audern, das 
Handwerk betreffenden Beziehung mit 
oder ohne Intervenirung eines obrigleit- 
lichen Zunft-Commifjärs find durchaus 
verboten. Bas endlich ad g) die Ueber⸗ 
lafung der LXederabfälle, des Leder- 
fleifhes oder der Haare an die Gefellen 
betrifft, fo wird diefelbe, fie mag von 
den Gefellen gefordert werden oder auf 
einem freiwilligen Uebereintommen zwi⸗ 
fhen Meifter und Gefellen beruben, 
hiermit ausdrüdlih verboten, da fie 
zu manden Unzukömmlichkeiten Ber: 
anlaffung geben könnte. Gegen die Ge⸗ 
fellen, welche ſich einer folchen Ueber: 
tretung ſchuldig machen, ift mit Arreft- 
ftrafe, welche nah Umfländen mit Fa⸗ 
Ken oder Züchtigung mit Stodreichen, 
oder auch mit Abfhaffung aus dem 
Drte verfehärft werden kann, vorzuge⸗ 
ben. Die Meifter aber, welche einer 
ſolchen Aufforderung entfprechen, oder 
fih einer folgen Uebertretung durch die 
Gefellen theilhaftig mahen, find mit 
angemeflenen Geldſtrafen zu belegen. 
Auf Berabredung der Gefellen aber, um 
fih durch gemeinſchaftliche Verweige⸗ 
rung der Arbeit, oder durch andere 
Mittel obige Zuftehungen zu erzwingen, 
wird die Beftimmung des Strafgefek- 
buches Anwendung finden. (Hfljl. 
Decr. vom 21. Rov. 1835 3. 50587. 
Vdg. des böhm. Gubern. vom 9. Dec. 
1835 3. 59301. Prov. ©. ©. für 
Böhmen. 3. 1835. Rr. 376. Derr, d. 
Bol. Ob. Dir. vom 16. Aug. 1835 
3. 6162/1198.) S. Innungs⸗Miß⸗ 
bräude, Geſellen. 

Lederermeifter. Deu fümmtlichen 
bürgerl. Lederermeiftern ift ausdrücdlich 





Kederermeifter. 


umd bei fehwerer Strafe verboten, mit 
rohen ungearbeiteten Häuten 
oder Bellen einen Handel zu 
treiben, nicht minder ein feuchtes 
Leder in ihren Gewölben zu haben, 
oder fonft zu verlaufen, und zwar in 
den erfien Uebertretungofalle Bei 12 
Athir. Strafe, das zweite Mal bei Con⸗ 
fiscationsftrafe der feuchten Waare, 
nebft Bezahlung der obigen Geldbuße, 
das dritte Mat aber bei Sperrung 
des Gewerbes. (Wr. Art. vom 16. 
Zuni 1772 8. 12. Barth. H. u. ©. 
Gef. 6. Bd. ©. 27.) 

Lederermeiſter, ſ. Hängftätten. 

Legalifirungen kann jedes Bes 
zirksgericht vornehmen, ſ. Gerichts⸗ 
barkeit. (Bat. vom 20. Nov. 1852 
8. 92.) 

Legirung. Das Silber foll mit 
rothem Kupfer, das Gold aber mit pu⸗ 
rem Silber oder purem Kupfer, mit 
einem Theile Kupfer oder endlich mit 
2, Silber legirt werden; die Legirung 
des Goldes mit Tombak, des Silbers 
mit weißem Kupfer oder Spiauter ift 
dagegen verboten. (Pat. v. 28. Sept. 
1743. 8. 10.) 

— — Die Beſchickung des Silbers 
fol Tediglih mit rothem Kupfer, des 
Goldes aber auf fünf Arten gefchehen, 
als: 

1. Mit purem Silber. 

2. Mit purem Kupfer. 

3. Zur Hälfte mit Silber und zur 
Hälfte mit Kupfer. 

4.Mit ?/, Kupfer und '/, Silber, 
endlich 

5. bei den emaillirten Arbeiten mit 
”/, Silber und /, Kupfer. 

ein Gold- und Silberarbeiter fol 
ſich Daher unterfangen, weder mit Mefr 
fing oder weißem Kupfer zu legiren, 
noch dergleichen Metalle zur gegoffenen 
Arbeit zu gebrauden, und noch viel 
weniger aus foldhen Materialien, oder 
falſchem Silber ein Gefäß zu machen, 

Bafeisty, Haudb. d. Boliz. @ef. IL 
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oder einen Theil desfelben zu verfäl- 
fen, auf ein Kupfer, Meſſing oder 
fonftiges Metall zu vergolden, es fei 
denn ein ſolches Zeichen in der Arbeit, 
daß man das unter dem Golde verdeckte 
Metall leicht ertennen kann; wie dann 
die Uebertreter dieſes Punctes aus der 
Bruderſchaft geftogen, und fodann wei« 
ter beftraft werden. (Wiener Innungs⸗ 
Ordnung vom 18. Oct. 1775.) 

Legierung. $. 1. Goldwaaren, fo 
bald fie 4 Ducaten und darüber wie- 
gen, follen nur nad dreierlei Gattun⸗ 
gen gearbeitet werden, fo daß nämlich 
das Gewicht eines Ducatend an feinem 
Golde 1 fl. 30 fr. oder 2 fl. 30 kr., 
oder 3 fl. 30 fr. Hält. Die Baare un 
ter diefen drei Gattungen bleibt dem 
Uebereinlommen des Känferd und Ars 
beiters frei. 

8. 2. Die Ducatenfhwere von der 
erften Gattung zu 1 fl. 30 fr. muß 7 
Carat 6 Gran; von der zweiten zu 
2 fl. 30 fr. muß 13 Carat 1 Gran; 
von der dritten zu 3 fl. 30 fr. aber 
muß 18 Carat 5 Gran an feinem Golde 
enthalten. 

8.3. Alle Stüde und die Verzie⸗ 
tungen einer Goldwaare müffen von 
gleicher eine fein. Die Legirung des 
Goldes wird der Willkür des Arbeiters 
überlaffen. 

8.4. Bei Goldwaaren hat endlich 
fein fogenanntes Remedium oder Nach⸗ 
fit Statt. 

8.5. Silber fol nad der bereits 
beftehenden Ordnung nur nad) zweiers 
lei Feine, namlich 13löthig oder 1510- 
thig verarbeitet werden, und es müß- 
ten alle Stüde und Verzierungen eben- 
falls von gleicher Feine fein, der Zu- 
faß oder die Legirung des Silbers 
kann nur mit rothem Kupfer gefchehen. 
(Bat. vom 23. Febr. 1788.) 

— — f. Punzirung. 

Lehentuticher - Ordnung, fiche 
Fiaker, a rn 

1 








Kchenrößler. 


Lchenrößler, ſ. Landkutſcher. 

Lehm. Mit dem Kreisſchreiben vom 
20. Juni 1794 iſt die Miſchung ded 
Kalkes mit Lehm bei Bauführungen 
aus dem Grunde unterſagt worden, 
weil eine ſolche Miſchung keine Ver⸗ 
bindung zuläßt, und die Baufäaͤlligkeit 
der Gebäude zur Folge bat; nachdem 
aber auch der Gebrauch des Lehm al⸗ 
lein ald Berbindungsmittel des Mauer- 
werks bei größeren Gebäuden von gleich 
nachtheiliger Wirkung ift, fo wird auch 
die Verwendung des bloßen 
Lehms als Verbindungsmittel 
bei Herſtellung aller mit Stock⸗ 
werken verſehenen Gebäude 
aus hartem Materiale, das iſt 
aus Stein oder Ziegeln, unter der 
Strafe von 20 fl. bis 50 fl. C. M., 
welche fowohl den Bauheren ald den 
Baumeifter ſtets gleihmäßig zu treffen 
hat, biemit ausdrüdlih unter 
fagt. Der Gebraud des Lehms zur 
Heritellung blod ebenerdiger Gebäude 
aus hartem Materiale, dann bei allen 
Gebäuden aus weichem Materiale, end« 
lich bei allen Heizgapparaten felbft in 
größeren Gebäuden der erfteren Art, 
unterliegt feinem Anftande: Zur Bes 
lehrung der Bauunternehmer in Fällen, 
wo der Lehm als Verbindungsmittel 
geftattet ift, wird denfelben noch mit« 
gegeben, daß die Dice der Grundmauer 
an der Sohle nit unter 3, und oben 
nicht unter 2%, Fuß enthalten fol, 
jede Mauer einen gehörigen Berband 
der einzelnen Steine unter ſich bedinge, 
u daher darauf gefehen werden müffe, 

a 


1. lagerhafte Steine oder Ziegel vers 
wendet werden, 

2. Zum Anwurf nur Kalkmörtel 
nach früherer Austrodnung der Mauer 
gebraucht werde, und 

3. die Näffe entweder wo möglich 
mit Dachrinnen, oder wenigftend mit- 
telft eines abfchüffigen, unter der Dach- 
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traufe herzuſtellenden Steinpflafters 
vom Gebäude entfernt werde. (Ddg. u. 
Kundm. des galiz. Gub. vom 20. Mai 
1839. Krop. ©. ©. 65. Bd. Rr. 63.) 

Lehm. Das Graben von Lehm in 
der Nähe der Eifenbahn, ſ. Eifen: 
bahn-Betriebs-Orbuung $. 100. 

Lehmgrube, |. Schottergruben. 

Lehmichindeln, deren Verwendung, 
f. Bauordnung für Böhmen $$. 14 
und 63, 

Lehranftalten. Se. k. k. Majeftät 
haben mit a. 5. Entſchl. vom 13. Febr. 
d. 3. allen betreffenden Behörden zur 
firengften Pflicht zu machen geruht, dar- 
auf zu feben, daß auf die Erhaltung 
der Sittenreinheit in allen Eonvicten, 
Academien und anderen öffentlichen 
und Privat-Lehranftalten das forgfäl- 
tigfte Augenmerk gerichtet werde. (Stu- 
dien» Hofeommiffions » Decret vom 27. 
Februar 1833 3. 1287. Reg. Decr. 
vom 11. Apr. 1833 3. 10107; Prov. 
G. ©. für Ober-Defterreih I. 1833.- 
Nr. 49.) 

— — f. Erzieher. 

— — Beſuch deutfcher, nicht öfter- 
reichifcher Lehranftalten, |. Frequen⸗ 
tations-Zengnifle. 

— — in Betreff der Zulaffung der 
—— ſ. Frequentations⸗eug⸗ 
niſſe. 

— — Vorſchriften für Privat⸗Lehr⸗ 
anſtalten, ſ. at⸗Lehranſtalten. 

— — ſ. Winkel-Lehranſtalten. 

Lehrer haben ſich aller Strafen zu 
enthalten, woraus den Kindern Scha⸗ 
den entſtehen kann. (Hofentſchl. vom 
12. Mai 1785. Krop. Geſ. Joſ. 10. 
B. S. 586. 2. Thl. Str. Gef. 8. 172.). 

— — haben ihren Schülern tige 
gegen die Religion fireitenden Grund⸗ 
füge anzuführen, und fih an das zu 
halten, was ihnen vorgefährieben ift. 
(Hofd. v. 29. Dec. 1787. Krop. Gef. 
Joſ. 13. Bd. S. 530.) 

— — Grundfäbe binfihtlid des 
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Unterrichtes von israelit. Privatleh⸗ 
rern, |. Juden-Lehrer. 

Lehrer. Verbot des Unterrichtes von 
israelit. mit keinen pädagogiſchen Zeug⸗ 
niſſen verſehenen Privatlehrern, ſ. In⸗ 
den⸗Lehrer. 

— — Beſtimmung wegen Anſtel⸗ 
lung der Religionslehrer und der Pro⸗ 
feſſoren der Theologie, ſ. Kirche. 

— — Wegen Ertheilung des Reli⸗ 

gions⸗Unterrichtes durch Privatlehrer, 
ſ. Religious⸗Unterricht. 
ſ. Erzieher Privatleh⸗ 
Lehrauſtalten, 
nterriht, Winkel⸗Lehrau⸗ 
kalt en. 

— — f. Schullehrer. 

Lehrerinnen. Da fih die Unzu⸗ 
koͤmmlichkeiten bei der Anftellung zu 
junger Lehrerinnen in den öffentlichen 
Erziehungsanftalten, fo wie die in 
einem ſolchen Kalle oft Statt finden- 
den Austritte derfelben nicht verkennen 
laſſen, fo fol Sorge getragen werden, 
daß fünftig bei Anftellung von Lehre 
rinnen in folchen Anftalten auf ein fol» 
es Alter derfelben „wo fich ein feiter 
Character und ein beffer überdadhter 
Entſchluß erwarten laßt, und Fein bal⸗ 
diger Wechfel der Gefinnung zu befor- 
gen ift, der gehörige Bedacht genom⸗ 
men werde. (U. 5. Entſchl. vom 30. 
Dct. 1826. Stud. Hofcomm. Deer. v. 
6. Nov. 1826, an fämmtl. Länderft. 
Pol. &. ©. 54. Bd. Rt. 80.) 

Lchriungen, f. Lehrlinge. 

Lehrlinge. Die Meifter follen die 
Lehrjungen gründlich unterweifen, auch 
vernünftig, und nicht mit unverdienten 
und übermäßigen Schlägen beftrafen, 
auch foldhes ihren Eheweibern und Ge⸗ 
fellen nicht geftatten, noch auch zu an⸗ 
dern knechtlichen Arbeiten anhalten, bei 
fonftiger Strafe. (Handwerfs-Generale 
vom 19. April 1732 $. 9.) Denn die 
Lehrlinge follen in guter Zudt erhal⸗ 
ten werden. (Bat. vom 6. Dec. 1759.) 


—— — 
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Lehrlinge. Wenn ein Meifter fticht, 
und einen unandgelernten Jungen ver» 
läßt, fol die Obrigkeit auf geſchehenes 
Erſuchen dahin feben, dag felber jur 
Erſtreckung feiner Lehrjahre von einem 
andern Meifter angenommen, auch ihm 
deöwegen eine längere Zeit, als die 
geſetzten Jahre in der Lehre zu verhar- 
ren, nicht aufgetragen werde. Einen 
muthwillig aus der Lehre entlaufenen 
Jungen find ferner die Meifter nicht 
mehr wider Willen anzunehmen fchul- 
dig. Ein folder Junge ift übrigens da⸗ 


Pri⸗ durch des bereits entrichteten Lehrgel⸗ 


des verluftig, und muß, falld er fid 
zu einem andern Meifter begibt, feine 
Lehrjahre wieder anfangen. (Handwks. 
Generale vom 19. April 1732.) 

— — denfelben ift das Degentra⸗ 
gen in Städten und Märkten verboten. 
(Pat. vom 19. Dec. 1749. Barih. 9. 
u. ©. Geſ. 2.8. ©. 96 u. 97.) 

— — follen fleißig in die a 
lehre sus werden. (Bat. v. 6. Dec. 
1759. 

— — Die Lehrjungen nit nur 
allein der Handwerker, fondern aud) des 
Handelftandes und der Künftler, haben 


fi während ihrer ganzen Lehrjahre 


bei der pfarrlichen Chriftenlehre unun- 
terbrochen einzufinden, dabei fittfam zu 
betragen, und fi dem Ausfragen nicht 
zu entziehen. (Bdg. vom 1. Dct. 1778 
u. 26. Sept. 1786.) 

— — Da in via politica fein per- 
fönliher Zwang, außer wo ein perſoͤn⸗ 
liches Vergehen, als Unfleiß oder an- 
dere üble Aufführung vorhanden, Statt 
bat, fo kann ein aus der Lehre vor 
Vollſtreckung der Lehrzeit entgangener 
Junge nicht dahin geftellt werden. Wo- 
gegen dem Meifter, von dem der Lehr: 
junge eigenmädhtig wegging, unbenom- 
men ift, wegen der ex contractu ihm 
gebührenden Entfhädigung entweder 
an feinen Contrahenten, oder deffen 
Buͤrgen zu halten. (Hofbeſchd. vom 8. 
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Dc. 1787. Barth. $. u. & ef. 2. 
Br. ©. 4%) 

Lehrlinge. Sämmtilichen Innungen, 
Mitteln, Zünften und Geentien wird 
aufgetragen, allen Pfarr⸗Katecheten von 
Biertel- zu Bierteljahr, das Verzeich⸗ 
niß der bei ſämmtlichen Meiftern oder 
Gliedern der Innung befindlichen Lehr 
jungen mitzutheilen; und jeder Lehr⸗ 
herr foll aber über den fleißigen Ber 
fud, den Yortgang und die Aufführung 
feiner Lehrjungen bei dem Katecheten 
feines Pfarrbezirtes wenigſtens monat- 
(ih einmal, bei eigener Dafürbaftung, 
genau fih zu erkundigen verbunden 
fein. (R. 6. Rggs. D. vom 21. Webr. 
1794.) 

— — 118 mißfälig bemerkt und 
vernommen wurde: daß, ungeachtet des 
wiederholten Berbotes, mehrere Mei⸗ 
fter ihre Lehrjungen, ftatt fie in der 
Profeffion zu unterrichten, vorzüglich 
im Anfange der Lehrzeit zu häuslichen, 
und zuweilen fehr ſchweren Hausarbei⸗ 
ten zu verwenden pflegen, fo wurde, 
in Gemäßheit Regierungsd-Berordnung 
vom 14. Mai 1795, mit Wi. magifte. 
Circ. vom 26. Mai 1795, fammtlihen 
Innungen erinnert, daß, da diefes der 
Abfiht der Lehre ganz zumiderläuft, 
und aud oft zu Unglüdsfällen Anlaß 
gibt, die Meifter von was immer für 
einer Innung, ihre Lehrjungen vor- 
züglih zur Profeſſions⸗Geſchicklichkeit 
anleiten, und nicht mit hauslichen Ars 
beiten befchaftigen ſollen; widrigeng hei 
einer nochmal vorkommenden gegrüns 
deten Befchwerde, dem Meifter nicht 
nur der Lehrjunge weggenommen, fon- 
dern ihm auch künftig einen Andern in 
die Lehre zu nehmen, nicht mehr geftat- 
tet werden würde. Meifter und Befugte 
fönnen übrigens auch außer Haufe 
Jungen veswenden und lehren, jedoch 
müffen fie bei ordentlichen Meiftern 
oder fabribsmäßig Befugten und zu den 
Jungen Bevechtigten untergebracht fein. 
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(R. öfter. Rage. Bdg. vom 31. Mäy 
1801.) 


Lehrlinge. Die Beflunmung desje- 
rigen Meifters, zu weldiem der vom 
erſten Lehrherrn entwichene Lehrjunge 
dann gegeben werden fol, darß nicht 
ohne Wiffen und Einwilligung des Va⸗ 
ter des Lehrjungen geſchehen. (Hfadg. 
vom 1. Yulk 1805.) 

— — Der Handeldftand hat fi 
die Verordnungen wegen Befudes 
der Chriſtenlehre von Seite der 
Lehrjumgen auf daa gemauefte gegen- 
märtig zu halten, und auf die Befol⸗ 
gung alles Gunfled und um fo gewiſſer 
zu wachen, ald im Widrigen mit um 
nachfichtlicher Eincaffimag einer Strafe 
von 50 fl. rheiniſch vorgegangen wer⸗ 
den würde, (R. d. Rggs. v. 20. April 
1817.) 

— — Da die Freifpredhung der 
Jungen von den Innungs-Borftehern 
in Gegenwart der Innungs » Gommif- 
färe zu geſchehen hat, und da nicht ab⸗ 
zuſehen iſt, welche Bemühung dex Alt 
gefellen zu einer Freiſprachung erſor⸗ 
derlich ift, wenn g3 nicht etwa Die alie 
Gewohnheit des Einführens bei der 
Gefellenfchaft fein fol, weldde Gewohn⸗ 
heit nur den Keim zu Unfug. enthält, 
fo ift die Einleitung zu treffen, daß die 
Altgefellen durchaus feinen Einfluß auf 
das Freifprehen der Jungen haben, 
und daß fie auch den entfernteiten An⸗ 
ſpruch felbft auf freiwillige Gaben der 
Lehrherren zum Behufe einer gemein» 
ſchaftlichen Berzehrung auf der Herberge 
verlieren. (Vdg. der n. 6. R. v. 16: 
Juli 1828 3. 38878. Prv. ©. ©. 
Br. 10. Rr. 171.) 

— — Nu Anlaß einer au die kak. 
vereinigte Hofkanzlei gemachten Au⸗ 
frage, wie ſich Lehrlinge beinicht 
zunftmäßig incorporirten Mei— 
ſtern den Beweis der überſtan— 
denen Behrzeit verfhaffen fal- 
len, wurde das. k. k. Gubernium mit 
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dem Heflfanglei » Decrete d. 23. Mär; 
dv. 3. 8. 1843, auf das an das k.k. 
boͤhm. Gub. über eine ähnliche An⸗ 
frage, unterm 1. Mai 1835 3. 10949, 
erlaftene Hofkanzlei » Decret gewieſen, 
wornad in den Fällen, wenn Gewerbs⸗ 
leute an Orten, wo feine Zunft befteht, 
auf die ihnen obrigkeitlich werlichenen 
Gewerbe formliche Meifterrechte zu er 
langen beabfihtigen, und wenn für 
Lehrlinge an folden Orten eine zunft⸗ 
mäßige Aufdingumg und Freiſprechung 
gewuͤnſcht wird, in diefen Fällen bie 
Ablegung der Meifterprobe und die 
Aufdingung und Freifprechung bei ei⸗ 
ner anderwärt® beſtehenden Zunft Statt 
zu finden babe, was jedoch niemals 
zwangsweiſe gefordert werden Tann, 
fondern lediglih der Willfär der Ei 
nen umd der Andern zu überlaffen iſt. 
Uebrigens fand die E. E. vereinigte Hof⸗ 
" Tanzlei mit dem bezogenen Decreie v 

23. März 1888 8. 1843, noch den 
Beiſaß zu mahen, daß, wenn fich die 
betreffenden Lehrlinge für die Zukunft 
gegen alle Anftände von Seite der In⸗ 
mungen fier ftellen wollen, fie auf der 
Grundlage des von ihrem Lehrmeifter 
erhaltenen giltigen Lehrbriefes die Frei 
ſprechung bei welcher Innung immer 
anzufuchen Haben. (Circ. des kak. mähr. 
ſchl. Landesgub. v. 24. April 1898. 
er für 6. R. Jahrgang 1838. R. 

32.) 

Lehrlinge. Es hat fig der Ball 
ergeben, daß ein Drudwaarenfabtis 
fant, von welchem zwei, ihm mit 
Contract verbundene Ledrjun: 
gen mit inverfländnig der Eltern 
audgetreien waren, die Zuräditel- 
lung diefer Jungen bei der Polizei-Be- 
börde nachſuchte, und von der betref- 
fenden Bezirks » Direction auf den 
Rechtsweg verwiefen wurde. Gegen 
diefes Erfenntniß der Bezirfd-Direction 
bat der Lehrherr den Recurs an die 
Landesftelle ergriffen, in deffen Erledi⸗ 
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gung mit Rage. Decr. v. 28. Novbr. 
1838 3. 65974, die Entſcheidung er- 
floß, daß hier die Anordnung des Hof- 
fammer-Decretes v. 28. Novbr. 1834, 
in volle Kraft trete, wornach diefe An⸗ 
gelegenheit auf den Rechtsweg zu wei⸗ 
fen kommt, weßhalb auch das Erkennt⸗ 
niß der Bezirks» Direction die Beftätis 
gung der Regierung und Recurrent einen 
abweislichen Beſcheid erbielt. Da Falle 
diefer Art öfter zur polizeilichen Ber: 
handlung und Schlußfafiung gebracht 
werden, ſetzt man fämmtliche Bezirke 
Directionen hievon zuihrer Wiffenfchaft 
und Richtfhnur mit der Erläuterung 
in die Kenntniß, daß in dem Sinne der 
angezogenen h. Hofkammer⸗Verordnung 
in allen Fällen, wo in Betreff der Lehr⸗ 
linge zwiſchen ihren Lehrherren und ih⸗ 
ren Eltern oder Bormündern, fei ed aus 
dem Lehrvertrage oder aus einem an⸗ 
dern Privat: Retstitel, Streitigkeiten 
entfteben , welche nicht gütlich beigelegt 
werden können, die Austragung derfel« 
ben auf den Rechtsweg zu verweifen, 
keineswegs aber ohne Vorwiſſen und 
Einwilligung der Eltern oder Vormün⸗ 
der eine polizeiliäge Vorlehrung mit den 
Lehrlingen zu treffen, fondern fich jedes 
folgen Eingriffes in die perfönlichen 
Familienrechte forgfältig zu enthalten 
if. (Circ. der k. k. Bol. Ob. Dir. v. 
23. Dechr. 1838 3. 17584/2454.) 
Behrlinge. Da ſowohl nad ven Be: 
flimmungen des Handwerks - Generale 
v. 19. April 1732, als auch nad der 
Hof = Berordnung v. 8. Detbr. 1787 
ein Lehrjunge politiſchet Seit zur Boll- 
ftredung feiner Lehrzeit bei dem Meifter 
oder Befugten, von welchem deffen Auf⸗ 
dingung gefchah, nicht mit Zwang ver- 
balten werden kann, und da überhaupt 
feine Borkehrungen mit Handwerkslehr⸗ 
lingen ohne Einwilligung der Eltern 
oder Bormünder von Seite der Behoͤr⸗ 
den, nad dem Hof - Erlaffe v. 1. Juli 
1805 , getroffen werden dürfen, übris 
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gens aber die aus allfälligen Lehr⸗Con⸗ 
tracten oder flattgefundenen befonderen 
PBerabredungen in derlei Fallen abge- 
leiteten Entſchädigungs⸗Anſprüche und 
Streitigkeiten ohnehin der civilredhtli- 
hen Entfheidung vorbehalten bleiben, 
fo kann nad Inhalt eines Decretes der 
k. k. allgem. Hoflammer v. 27. Sept. 
1839, fein Lehrjunge gezwungen wer- 
den, feine Lehrzeit bei jenem Meifter 
oder Befugten, von dem derfelbe aufge: 
drungen wurde, zu vollftteden. (Hof 
fam. Decr. v. 27. Septbr. 1839 2. 
41319. Bdg. der n. d. Rgg. v. 11. 
Det. 1839. Rggs. 3. 57467. n. 8. 
Prv. G. ©. 21. Bd. Rr. 170.) 
Lehrlinge. Berehtigung der 
Meifters- Witwen zur Aufdin 
gungvonkehrjungen. Dader Wit- 
we eines Gewerbs⸗ und Meiſterrechts⸗Be⸗ 
ſitzers die Fortführung des Gewerbes, 
ohne Beſchränkung der damit verbun⸗ 
denen Rechte nach dem Geſetze zuſteht; 
fo muß ihr auch das, mit dem Gewerbo⸗ 
und Meifterrechte verbundene Befugniß, 
Lehrjungen aufdingen und halten zu 
dürfen, ohne Beſchraͤnkung zugeftanden 
werden. Dad Bedenken wegen nicht 
ordnungsmäßiger Ausbildung der Lehr⸗ 
jungen ift nicht gegründet, da der Ge⸗ 
werbötrieb felbft durch fachkundige Werk⸗ 
führer ausgeübt werden muß. (Hflzl. 
D. v. 14. Mai 1841 3. 10632, an 
fammtlihe Länderf. mit Ausnahme 
Mailand, Benedig u. Dalmatien. Vdg. 
der n. d. Rgg. v. 2. Juni 1841 23. 
30094. Bol. ©. ©. 69. Bd. Nr. 54.) 
— — Aufnahme und Frei 
fprehung von Lehrjungen ber, 
feiner Innung einverleibten 
Gewerbsleute. Jene Gewerbsleute, 
welche keiner Innung (weil fie geſetzlich 
dazu nicht verhalten werden können) 
einverleibt find, Tönnen ihre Lehrjun⸗ 
gen allerdings felbft aufnehmen und 
freifprehen, und ihnen allenfalls in Ge⸗ 
genwart eined oder zweier Meifter, je 
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doch ohne Intervenirung der Innung, 
darüber ein Lehrzeugniß ausfertigen, 
welches dann dieſelbe Wirkſamkeit ha⸗ 
ben wird, wie der von einer anerkann⸗ 
ten Innung ausgeſtellte Lehrbrief, gleich⸗ 
wie dieſes auch bei Meiſtern von ganz 
unzünftigen Gewerben der Fall iſt. Es 
wäre daher eine ſtrafbare Anmaßung, 
wenn ſich eine Innung berechtigt hielte, 
einem Geſellen, welcher mit einem geſetz⸗ 
mäßigen, jedoch von der Innung nicht 
ausgefertigten Lehrbriefe begabt ift, bei 
der Bewerbung um Arbeit Hinderniffe 
in den Weg zu legen. Sollten jedoch 
Eltern oder Bormünder der, bei Mei- 
ſtern, welche zu keiner Innung einver- 
leibt find, eintretenden Lehrjungen es 
wünſchen oder bedingen, daß die letzte⸗ 
ren bei einer einſchlaͤgigen Innung auf 
gedungen und freigefprochen werden, fo 
fönnen diefe Acte der Auftingung und 
Preifpregung von einer Innung aus 
dem Grunde, daß der Lehrherr (in fo 
fern diefen das Geſetz dazu nicht ver: 
pflichtet) bei derfelben nicht einnerleibt 
ift, nicht verweigert werden, und es muß 
demnach aud ſolchen zu keiner Zunft 
einverleibten Meiſtern freigeftellt blei- 
ben, aus eigenem Antriebe ihre Lehr⸗ 
linge bei einer legal beftehbenden Innung 
aufdingen und freifpreden zu laſſen. 
(Bdg. der n. d. Rgg. v. 12. Dct. 1842 
3. 59681. Prov. G. ©. 24. Br. 
Mr. 186.) 

Lehrlinge. Aufnahme und Frei⸗ 
ſprechung der Lehrjungen der 
jenigen Gewerbsunternehmer, 
welche vom Zunftverbande ge 
ſetzlich befreit ſind. Da mit jedem 
Gewerbsbefugniſſe das Recht verbunden 
iſt, Lehrjungen aufzunehmen und frei⸗ 
zuſprechen; fo. findet die k. k. Landes⸗ 
regierung zur ferneren Vermeidung von 
zeitweiſe vorkommenden Anftänden ruͤck⸗ 
fichtlich der Aufnahme und Freiſpre⸗ 
chung der Lehrjungen ſolcher Gewerbe, 
die unzünftig ſind, oder deren Unter⸗ 
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nehmer dDeöwegen, weil fih an ihrem 
Standorte keine gefekliche Zunft ihres 
Gewerbes befindet, von der zwangs⸗ 
weifen Einverleibung in den Zunftver- 
band befreit find, nachfolgende in dem 
Geiſte der beftehenden Geſetze gegrüns« 
dete Beftimmungen zur Belehrung und 
Richtſchnur zu veröffentlichen: 

1. Die Aufnahme eines Lehrjungen 
gefhieht im Wege des freten Ueberein- 
kommens zwifhen dem Lehrherrn und 
dem Lehrjungen oder deffen gefeßlichen 
Bertreter. Diefes Uebereintommen kann 
fih auf bloße mündliche Verabredung 
oder aufeinen fchriftlihenBertrag ſtützen. 

2. Die gefchehene Aufnahme und 
der Tag des Eintrittes des Lehrlings 
ift von dem Lehrherrn bei defien politi⸗ 
fen Obrigkeit (Magiftrat, Bfleggericht 
oder Diftrictd-Commiffariat) unter Bors 
lage des vorgefähriebenen Schulzeug- 
niffed und Nachweiſung der fonft zur 
Aufnahme in die Lehre des bezüglichen 
Gewerbes vorgezeichneten Erfordernifie 
[Hriftlih oder mündlih zu Protocol 
anzuzeigen. Die politifhe Obrigkeit 
hat diefe Anzeige gehörig zu würdigen, 
und nad) Befund entweder zu genehmi- 
gen, oder die Genehmigung unter Auf⸗ 
führung der Beweggründe und mit 
Borbehalt des Recurfed zu verfagen. 
Der Beiheid fammt Beilagen ift dem 
Lehrherrn zuguftellen, von der Verſa⸗ 
gung der Genehmigung aber auch der 
Lehrling oder deſſen geſetzlicher Bertre- 
ter wegen des auch ihnen zuftehenden 
Berufungsrechtes zu verftändigen. 

3. Durch die bloße Thatfache der 
Aufnahme eines Lehrjungen verpflichtet 
fih der Lehrherr, den Lehrjungen volls 
kommen auszulehren, und ihn ohne 
wichtige Urfache vor Ablauf der geſetz⸗ 
lichen, herkoͤmmlichen oder vertragsmä⸗ 
Bigen Lehrzeit nicht zu entlaflen. Diefe 
Verpflichtung wird jedoch durch die 
rechtskraͤftige DBerweigerung der Ge⸗ 
nehmigung der Aufnahme aufgehoben. 
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4. Rach vollendeter gefeßlicher oder 
herkömmlicher Lehrzeit hat der Lehrherr 
dem Lehrjungen ein Lehrzeugniß (Lehr⸗ 
brief) auszufertigen, worin unter An- 
führung des Tages des Anfanges und 
des Endes der Lehrzeit dem Lehrjungen 
zu beftätigen ift, daß er das Gewerbe 
ordentlich erlernt hat, und daher fähig 
ift, nunmehr als Gefelle diefed Gewer- 
bes zu dienen. 

5. Mit diefem Lehrzeugnifle, dann 
mit dem Beſcheide über die genehmigte 
Aufnahme, ferner mit den Zeugnifien 
über den Befuch der Chriftenlehre und 
der Wiederholungsfchule, fo wie mit 
dem fonft zur Freiſprechung bei dem 
bezüglichen Gewerbe erforderlichen Nach⸗ 
weifungen haben fich der Lehrherr und 
der ausgelernte Junge in Begleitung 
des Ortsvorſtandes oder zweier Män- 
ner der Gemeinde des Lehrherrn zu 
deffen politifcher Obrigkeit zu begeben, 
und um Beftätigung des Lehrzeugniffes 
zu bitten. 

6. Diefe Bitte ift von der politifchen 
Dbrigkeit zu Protocol zu nehmen. In 
diefem Brotocolle ift vom Ortsvorſtande 
oder den beiden Gemeindemännern zu 
beftätigen, daß die Lehrzeit zwifchen dem 
angegebenen Anfange und Schlufie des⸗ 
felben ohne wefentlihe Unterbredung 
ordentlich vollſtreckt worden ift. 

7. Die politifhe Obrigkeit hat das 
Lehrzeugniß gehörig durchzugehen, mit 
dem Beſcheide der genehmigten Auf: 
nahme und deffen Beilagen, dann den 
beigebradhten weitern Zeugnifien und 
erforderlihen Nachweifungen zu ver: 
gleihen und nah Befund mit Berus 
fung auf das nah Bunct 6 aufgenom- 
mene Protocol dad Lehrzeugniß mit 
dem Beifaße, daß das Gewerbe unzünf- 
tig oder in dem Standorte des Lehr: 
bern keine gefeblihe Zunft desfelben 
Gewerbes befteht, zu beflätigen, oder 
diefe Beftätigung unter Anführung der 
Beweggründe und Vorbehalt des Re⸗ 
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curfes an die politiſche Oberbehörde 
ju verweigern, und davon die Bethei⸗ 
ligten zu verfländigen. 

8. Das beftätigte Lehrzeugnig bat 
diefelbe Kraft, wie ein ordentlicher von 
einer Zunft gehörig ausgefertigter Lehr⸗ 
brief. (Kundm. der k. k. ob der ennf. 
Landesreg. v. 7. März 1844. Zeitfchr. 
für 6. R. Jahrgang 1844. R. B. ©. 
220.) 

Lehrlinge. Da bei verfhiedenen 
Junungen der nad der 5. Regierungs» 
Berordnung v. 1. Decbr. 1801 3. 
22963 mit einer Geldftrafe von 6 
Rthlrn. verpönte Unfug fo fehr über 
band genommen hat, daß Lehrherren ihre 
Jungen länger als durch die geftattete 
Einvierteljährige Probezeit in der Lehre 
behalten ohne fie ordnungsmäßig aufs 
dingen zu laſſen, wodurch diefelben oft 
1, 2 bis 3 Jahre Lehrzeit verlieren 
und feldft nach deren Vollendung, indem 
fie noch dazu ganz vorſchriftswidrig zu 
häuslichen und Mägdedienften verbal: 
ten, aber nur wenig zu Brofeffionsar- 
beiten verwendet werden, nicht die ge- 
hörige Ausbildung in der Profeffion 
erlangen, fo werden ſämmtlichen In⸗ 
nungsgliedern die diesfalls beftehenden 
Vorſchriften zur künftigen genaueften 
Befolgung bei Vermeidung der fonft 
eintretenden geſetzlichen Ahndung bier 
mit in Erinnerung gebracht und es 
wird den Herren Vorftehern, welche das 
gegenwärtige Decret mittelft Eurrenden 
fämmtlihen Innungsgliedern befannt 
zu geben haben, zugleich zur firengften 
Pfliht gemacht, die gerügten Unfüge 
forgfamft zu überwachen und jeden vor« 
fommenden Fall zur weiteren Amts» 
handlung und Beſtrafung dem Magi⸗ 
ftrate anzuzeigen. (Circ. des Wiener 
Magiftr. v. 9. Nov. 1850 3. 52482.) 

— — deren Berpflihtung zum Bes 
ſuche der Ehriftenlehre und des Wie⸗ 
derholungs - Unterrichts, |. Chriſten⸗ 
Ichre, Wiederholungsſchule. 
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Lehrlinge, Vorkehrungen gegen 
re ſ. Entweichungen. 

— — wegen Beſuch der Chriſten⸗ 
lehre und Wiederholungsſchule, ſ. Fa⸗ 
briks⸗Kinder, Zenguiſſe. 

— — Mißbraͤuche bei der Freiſpre⸗ 
chung, ſ. Innungsmißbräuche. 

— — wegen Törperliher Züchti⸗ 
gung derfelben, |. Förperlige Züch⸗ 
tigung. 

— — deren Unterbringung in das 
k. k. allgem. Krankenhaus, f. Kran: 
kenhaus. (Rogge. Vdg. v. 30. März 
1837, 88. 9, 10, 11.) 

— — f. Stängel. 

— — Maßregeln zur. Sontrolirung 
des Befuches des Wiederholungs-Unter- 
richtes und der Chriftenlehre in Wien, 
f. Wiederholungsfchule. 

— — Beflimmung des Alters für 
den Wiederholungs-Unterricht, |. Wie⸗ 
derholungsſchule. 

— — Einführung des Wiederho⸗ 
lungs⸗Unterrichtes in den Volksſchulen, 
ſ. Wiederholungsſchule. 

— — Formular der Zeugniſſe über 
den Befuh des Wiederholungsunter- 
tichtes, ſ. Zeugnifle. 

Leichdorne. Da nad den beſtehen⸗ 
den Geſetzen alle Operationen, folglich 
auch das Ausſchneiden der Leichdorne, 
als ein Erwerbézweig ausfhließend 
den geprüften Wundärzten zuſteht, fo 
kann einem Bewerber bierum dasfelbe 
nur dann geflattet werden, wenn ſich 
derfelbe mit dem Diplom einer inländi- 
Then Lehranftalt ald approbirter Wund⸗ 
arzt auszumweifen im Stande ift. (Bdg. 
der n. ö. Rgg. v. 3. Febr. 1833 8. 
6785. Hfkzl. D. v. 29. Aug. 1833 
8. 20865. An. S. V. J. 1833. Rr. 4.) 

Leichen follen vor zweimal 24 Stun» 
den nicht begraben werden, es wäre 
denn, daß die Kranken an den ſchweren 
Petechien oder Peſt verftorben wären. 
(Hofref. v. 13. Decbr. 1755 für Boͤh⸗ 
men. Krop. Gef. Mar. Theref. 2. Br. 
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S. 259. Hofrefe. v. 31. Jän. 1756. 
Krop. Gef. M. Ther. 3. Bd. ©. 312.) 

Leiden follen in den Kirchen nicht 
offen ausgefeßt, Leicheneroͤffnungen nicht 
vor zweimal 24 Stunden bei ſchwerer 
Strafe vorgenommen, die Todtentruhen 
von dem Tifchlermeifter wohlfhließend 
verfertiget, und Todtenlammern auf den 
Gottesaͤckern errichtet werden. (Hofref. 
v. 31. Ian. 1756. Krop. Gef. Maria 
Thereſ. 3. Bd. ©. 312.) 

— — Sn jenen Sterbefällen, wo 
eine bigige Krankheit, etwa gar mit 
Ausſchlag, vorhergegangen ift, und die 
Gewißheit des Todes durch den üblen 
Geruch als das Merkmal der vorhande- 
nen Fäulniß angezeigt, dabei auch von 
dem Medicus ein fchriftliches Zeugniß 
beigebracht wird, daß er von dem Tode 
der Perſon überzeugt fei, kann der Leich⸗ 
nam nad obwaltender Befchaffenheit 
um mehrere Stunden früher begraben, 
und biezu von der Ortsobrigkeit die 
Erlaubnig ertheilt werden ; gleichwie 
aber Alles von dem Urtheile des Medi 
eus abhängt, alfo muß au ein Medi⸗ 
cus jedesmal dafür haften, und wenn 
er ein ſolches Zeugniß unvorfiähtig ab» 
gäbe, auf das fchärffte beftraft werden. 
(Bdg. v. 2. Zuli 1757. Krop. Gef. M. 
her. 3. Bd. S. 351.) 

— — follen von den Pfarrern 
nicht zu den Grabftätten begleitet, fon- 
dern nach dem höchſten Normale in die 
Pfarrkirche gebracht, daſelbſt eingefeg- 
net, fodann ganz in der Stille, und 
ohne Sepränge von den 4 Trägern ohne 
Begleitung des Geiftlihen zu Grabe 
gebracht werden. (Bdg. vom 2. April 
1785.) 

Bei Filialen, wo fih ein Gottes» 
acer befindet, follen die Leihen alldort 
eingefegnet, und nicht zur Einfegnung 
in die Pfarrkirche getragen werden. 
(Bdg. in Wien v. 28. Novbr. 1785. 
Krop. Geſ. Joſ. 10. Bd. S. 833.) 

— — ſollen vor Verlauf von 48 
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Stunden nicht begraben werten. (Hof⸗ 
D. v. 26. März 1797. Krop. Geſ. ©. 
9. Bd. ©. 264.) 

Leichen dürfen Pfarrer vor Erhal⸗ 
tung des Todtenbeſchauzettels nicht be⸗ 
graben laffen. (Rggs. D. v. 29. Jän. 
1798. Kerr. Sanit. V. 2. Th. ©. 6.) 

— — An anftedenden Krankheiten 
Berftorbene follen nicht zur Schau aus⸗ 
geftellt werden. (Rggs. Decr. v. 11. 
März 1806. Ferro's Sanit. Bdg. 2. 
Thl. S. 356.) 

— — Die Polizei⸗Hofſtelle hat ver⸗ 
ordnet, daß in denjenigen Fallen, wenn 
Menſchen todt gefunden werden, es fei 
ihr Tod dur Zufall oder durch Selbit« 
mord erfolgt, immer dem diepfälligen 
Berichte das Arztlihe Parere in Abs 
ſchrift beigelegt werden folle. (Circ. der 
Bol. Ob. Dir. v. 5. Nov. 1820.) 

— — Denn ein Leichnam in eine 
entfernte Gegend abgeführt werden will, 
fo ift hierzu die Bewilligung der Lan⸗ 
desftelle erforderlich, weil in einem fols 
hen Kalle politiſcher Seits jene Berfü- 
gungen getroffen werden müffen, die in 
Sanitäts - Rüdfihten nothwendig und 
ausdrücklich vorgefchrieben find. Der 
Grund einer diesfalld zu treffenden 
Berfügung fällt aber in allen jenen Fäl⸗ 
len hinweg, wo ein Leichnam in einen 
Leichenhof von den benahbarten Dri« 
ſchaften um Wien verführt wird, und 
alfo der Leihnam noh an demfel- 
ben Tage an Drt und Stelle fommen 
kann, weil hier die nämlichen Verhält⸗ 
niffe eintreten, wie bei Verführung der 
Leichname zu den gewöhnlichen Leichen⸗ 
höfen außerhalb der Linien der Reſi⸗ 
denzftadt; daher auch in ſolchen Fällen 
feine befondere Bewilligung der Lan» 
desſtelle erforderlih ift. (Rage. Vdg. 
v. 4. Jän. 1826 3. 63331. (1825.) 
Bm. ©. V. 3. 1825 S. 57. Erneuert 
mit Vdg. der n. d. Rgg. v. 15. März 
1836 3. 15621. R. d. Prov. G. ©. 
18. Bd. Rr. 85.) 
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Leichen. Die Regierung erfuchte um 
die Anordnung, damit die Leichen 
aus dem Militär: Spitale in 
den Monaten November, December, 
Januar und Februar um 7 Uhr 
Abends ; in den Monaten März, 
April, Mai und October nach 10 Uhr, 
und in den Monaten Junius, Zulius, 
Auguft und September erft um Mitter- 
nacht auf den Leichenhof außerhalb der 
MWähringer Linie abgeführet werden. 
(Rggs. Notev.6. Juni 1827 3.29728. 
Bm, ©. 3.3. 1827. ©. 285.) 

— — Es bat bei der bisherigen 
Uebung rädfihtlih der Verwendung 
der Leihen des kak. Waifenhaufes und 
der hiefigen beiden k. k. Verſorgungs⸗ 
baufer für dieanotomifche Secir-Anftalt 
zu verbleiben, jedoch hat eine Widmung 
der Leihen, welde ein gezahlte Lei⸗ 
henbegängniß erhalten, für die Anoto- 
mie nicht Statt zu finden. (Studien- 
Hoflomm. Dect. v. 26. Juli 1834 3. 
3860. Vdg. dern. 5. Rgg. v. 6. Aug. 
1834 3. 42760. Sin. ©. V. J. 1834. 
N. 49.) 

— — Zur Damahahtung wird 
erinnert, daß von nun an die freie 
Trangportirung der Leihen 
blos innerhalb des Unkreiſes 
von 2Meilen odereiner Bofl-Station 
von Wien Statt zu finden habe, daß 
dagegen in Fallen, wo die Leichen weiter 
als die ausgefprochene Diftanz geführt 
werden follen, aber doch noch an 
demfelben Tage in den Ort ih» 
ver Beftimmung anlangen för 
nen, der erfte Stadtarzt und Sani⸗ 
. tätd- Magifter darauf Einfluß zu neh⸗ 
men habe, und zu diefem Ende im Wege 
der k. k. Pol. Ob. Direct. davon in die 
Kenntnig zu feßen iſt. Wo es fih um 
weitere Trandportirung handelt, und 
wo die Leiche nicht an demfelben Tage 
an den Drt der Beflimmung gelangen 
ann, hat es bei der bisherigen Anord⸗ 
nung, daß diesfalls namlich die Bewil- 
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ligung der Landesſtelle einzuholen iſt, 
zu verbleiben. (Vdg. der n. ö. Rgg. v. 
19. Aug. 1840 3. 45036. Prov. ©. 
©. 22. Bd. Nr. 152.) 

Leichen. Die Uebertragung der Lei⸗ 
hen aus den Orten in der Bulowina, 
wo fih keine Kirche unirten Ritus be- 
findet, in den nächſten, mit einer ſolchen 
Kirche verfehenen Ort behufs des Lei⸗ 
chenbegängniſſes nah katholiſchem Ri- 
tus, ift unter folgenden Sanitätsrück⸗ 
ſichten geftattet: 

1. Daß die zu transportirende Leiche 
glei nah Verlauf von 48 Stunden 
und zwar in einem gut gefügten, von 
Innen verpidhten, in dem Haufe des 
Todesfalles forgfältig vernagelten und 
nicht mehr zu Öffnenden Sarge verführt 
werde. 

2. Daß die Verführung der Leichen 
hoͤchſtens anf folde Diſtanzen Statt 
finde, welche den nicht über die Racht 
aufzufchiebenden Beerdigungsact mits 
gerechnet, binnen einem Zage leicht zu⸗ 
rüdgelegt werden können. 

3. Daß der Leichenzug, fo weit es 
nur immer möglich wird, die Paffirung 
bewohnter Ortſchaften vermeide, wenig- 
ſtens in denfelben nicht ftill Halte, und 
daß um fo weniger eine Beifeßung der 
Leiche in Kirchen, Kapellen oder Wohn 
häufern der paffirten Orte Statt finde. 

4. Daß die in den entfernten Pfarr- 
ort gebrachte Leiche unmittelbar auf den 
Leichenhof geführt, nad dort bei ges 
ſchloſſenem Sarge bewirkter priefterli- 
her Einfegnung fogleich beerdigt, und 
erft in der Folge das Seelenamt abge- 
halten werde. Indem man biernad uns 
ter Einem dem Bulowiner Kreisamte 
die weitere Berftandigung fammtlicher 
Dominien und Pfarreien aufträgt, febt 
man hievon das Confiftorium in die 
Kenntniß. (Sal. Bub. Vdg v. 7. Mai 
1841 3. 80213 ex 1840. Prov. ©. 
©. für Salizien v. 3. 1841. Nr. 76.) 

— — Die Regierung findet fich ber 
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ſtimmt, bei der Ueberbringung 
der Leihen aus den benachbar—⸗ 


ten Drifhaften, oder weiter Höf 


entlegenen®egendennahWien 
jene Anordnungen in das Leben treten 
zu laſſen, welche bei dem Transporte 
der Leihen von Wien nach entfernten 
Gegenden befolgt werden. Jede die Ab⸗ 
fuhr einer Leihe nah Wien wünfchende 
Partei hat die Bewilligung biezu bei 
der betreffenden Amtöverwaltung einzu⸗ 
holen, welche durch ihr Sanitätsperfo- 
nale die Beobachtung der bei einer der: 
lei Leichenabfuhr beftimmten gefeßlichen 
Borfhriften zu überwachen hat. Die 
Reihe muß vorfchriftsmäßig verwahrt 
in einen doppelten Sarg gelegt werden, 
wovon der eine von hartem Holze und 
gut verpicht, der andere von Zink oder 
verlöthet fein muß. Bei der Ankunft 
der Leiche an der Linie ift ein Arztliches, 
von der betreffenden Amtöverwaltung 
legalifirte® Zeugniß, ein Reifepaß der 
Leiche, der die Art der Verwahrung der 
Leiche zu enthalten hat, bei den aufge: 
ftellten Wachpoſten vorzuzeigen, worauf 
die Einfuhr der Leiche unbeanftändet 
erfolgt; in Abgang eines derlei Reife: 
paſſes wird jedoh die Leiche auf den 
nächſten Friedhof gebracht, und daſelbſt 
in der Todtenkammer beigefebt, und 
entweder beerdigt, oder unter Interne 
nirung des Sanitätsmagifterd das 
Weitere wegen des Transportes in die 
Stadt veranlaßt. (Vdg. der n. ö. Reg. 
v. 15. Sept. 1849 3. 39581, an die 
k. k. Stdthptmſchft.) 

Leichen, deren Zerlegung in der Se⸗ 
ciranſtait betreffend, ſ. Anatomie: 
Diener. 

— — der während einer Epidemie 
Verſtorbenen, deren Beerdigung betref⸗ 
fend, f. Brechdurchfall⸗Epidemie. 
(Bde. v. 6. Juli 1836. $. 27.) 

— — f. Findlinge. 

— — Eröffnung der Leihen ſchwan⸗ 
gerer Weihsperfonen, f. Kaiferfchnitt. 
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Leichen follen in teihenmäßiger 
Ordnung begraben werden, f. Leichen: 
e. 

— — find aus den Todtenkammern 
ungefäumt auf die Leichenhoͤfe zu ſchaf⸗ 
fen, ſ. Leichenwaͤgen. 

Leichenbegaͤngniſſe. Der Unfug 
am Lande, die Leichen der Verftorbenen 
duch junge Leute zu Grabe tragen zu 
laffen, wurde in Nieder-Defterreich ein- 
geftellt, und verordnet, daß im Falle 
einer anfteddenden Krankheit, die Leichen 
von niemand Anderem, ald von den 
Todtengräbern oder von den eigene 
beftimmten Todtenträgern zu Grabe ge- 
tragen werden, worauf ſaͤmmtliche Orts- 
obrigkeiten und Seelforger zu fehen 
haben. Zugleich ift auf den Umftand 
zu fehen, da in manchen Gegenden der 
Gebrauch befteht, daß Todtenmahle 
gegeben werden, wo der Todte, der an 
einer anſteckenden Krankheit verftorben 
ift, noch im Bette liegt, und die Gäſte 
in der nämlichen Stube fih um ihn 
verfammeln, um ihn dann nad der 
Mahlzeit zu Grabe zu begleiten. Die: 
fer hoͤchſt ſchaͤdliche Mißbrauch ift ernft- 
lich abzuftellen, und den Leuten begreif- 
li zu machen, daß fie fih dadurch der 
größten Gefahr audfegen. (Rggs. Vdg. 
v. 14. Yan. 1817 3. 1252. Guld. 
Sanit. Vdg. 4. Bd. ©. 274.) Siehe 
Gräber, Leichenhöfe. 

— — Borfhriftwegen Befei- 
tigung ungebührlider Ueber. 
ſchreitung des Stol⸗Patentes. 
Durch das a. h. Stol⸗Pat. ſind die Claſ⸗ 
fen der Leichenbegaͤngniſſe feſtgeſetzt wor⸗ 
den. Es dürfen demnach ſolche Feier⸗ 
lichkeiten, welche in einer hoͤheren Con⸗ 
duct⸗Claſſe angeführt werden, bei Lei⸗ 
hen, die in einer niederen Claſſe beer: 
diget werden, nicht zugelafien werden, 
weil fonft die drei Claffen mit einander 
vermengt werden würden, uud weil es 
ohnehin jeder Partei frei fteht, die 
duch das Patent feitgefegte Claſſe zu 
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wählen. Es finden aber dermal auch 
Feierlichkeiten bei Leichenbegängniffen 
Platz, welde in dem Stol » Patente 
nicht vorkommen, als: Verſtärkung der 
Zrauermufil, ein größerer Ummeg mit 
der Reihe bei dem Bange zur Kirche, 
die Begleitung der Leichen in den Bor: 
ftädten durch die Grundwächter in der 
Balla-Montur u. dgl. 

Es würde wohl eine fhwere Sache 
fein, diefe Gewohnheiten dort, wo fie 
feit Jahren in Uebung find, dermal 
abzuftellen; um jedo& die mögliden 
Mißbräuche abzuftellen, müſſen die da⸗ 
für zu bezahlenden Gebühren mit Mä⸗ 
ßigkeit beſtimmt und an dieſer Beſtim⸗ 
mung feſtgehalten werden. Dort aber, 
wo derlei Verſchoͤnerungen bisher nicht 
üblich waren, iſt ihre Einführung nicht 
zu geſtatten, ſo wie auch für das Um⸗ 
wegnehmen des Leichenzuges zu der 
Kirche keine Forderung gemacht werden 
darf, da in dem Stol⸗Patente der Mit⸗ 
gang ohnedem aufgenommen erſcheint. 
Um aber die Beſtimmungen des Stol⸗ 
Patentes gegen die eigenmächtigen 
Ueberſchreitungen von Seite der Kir⸗ 
chendiener, Meßner und Conduct⸗An⸗ 
ſager zu fhüßen, wird verordnet, daß 
vor jedem Leichenbegängniffe der Partei 
von dem Meßner und Eonduct : Anfas 
ger ein nach den Forderungen der Par⸗ 
tei verfaßter Koftenüberfchlag vorge 
legt, und von diefem die eigenhändige 
Beftätigung der Partei, daß fie mit 
demfelben ganz einverftanden fei, bei⸗ 
gefeßt, alsdann aber die mit diefer Be⸗ 
ftätigung verfehene Leichenkoſten⸗Spe⸗ 
cification dem betreffenden Pfarrer zur 
Bidirung vorgelegt, und nur die fo 
pidirte Specification mit der geftäms 
pelten Quittung bei der Auszahlung 
des Betrages vorgezeigt, und die Quit⸗ 
tung der Partei behändigt werde. In 
Beziehung auf die oben erwähnten hier 
und da üblihen, in dem Stol-Batente 
nicht berührten Feierlichkeiten hat das 
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Conſiſtorium wegen Bemeſſung der Ge⸗ 
bühren mit den Seelſorgern die vor⸗ 
läufige Rückſprache zu pflegen, von 
ihnen eine im Einvernehmen mit den 
übrigen Kirchenvorſtehern feſtzuſetzende, 
für alle Fälle geltende Tarbetimmung 
abzuverlangen, und fih fodann dar- 
über auszuſprechen, wobei dem Confi⸗ 
ftorium zugleich empfohlen wird, jeden 
unbilligen und überfpannten Antrag in 
die gehörigen Schranken zurüdzumei- 
fen. (Vdg. der n. 6. Reg. vom 8. Oct. 
1834 3. 49101. Pv. ©. ©. 16. Br. 
Pr. 235.) 

Reichenbegängniß. Gebühren im 
k. k. allgem. Krantenbaufe in Prag, f. 
Krankenhaus. (Vdg. vom 25. Juli 
1829 8. 19.) 

— — Gebühren im allgem. Krans 
kenhauſe in Wien, f. Kraukenhaus. 
(Vdg. vom 18. Febr. 1837 8. 22.) 

— — militärifches, Abänderungen 
der diesfälligen Reglements - Vorfchrife 
ten, fiehe Militär = Begräbniß- 
Drdnung. 

— — ſ. Beerdigung, Deutſch⸗ 
katholiken. 

Leichenbeſchau ſoll vor dem Be- 
gräbniffe an jedem Todten vorgenom- 
men werden. (Bdg. vom 1. Aug. 1766. 
Krop. Gef. M. Ther. 5. Bd. ©. 76.) 

— — an den Städten, wo eine 
Zodtenbefhau aufgeftellt ift, follen: 

$. 1. Die bei derfelben geführten 
Bücher aller Orten gleihförmig einge: 
richtet werden. Ju die erfte Rubrik ift 
der Monat und Tag einzutragen, da 
der Vetſtorbene zur Beſchau gekommen 
iſt, dann folgt in der Nebenrubrik der 
Name desſelben. Unter der nächſten 
Sefhlehtsrubrit wird die Berfon mit 
der Zahl 1 in jene Rubrit von männ- 
lich oder weiblich eingetragen, wohin 
fie gehört. Ans Bufammenziehung bei- 
der Geſchlechtsſummen erwächſt die 
Hanptfumme der Seftorbenen. Das Als 
ter iſt in fünf Fächer untergetheilt. Der 
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Beſchaute wird abermal mit der Zahl 1 
in das ihm zukommende Fach gefegt. 
Die Todetaut hat zwei Hauptunterthei- 
lungen, teren jede in drei Rubriken 
abgefondext ift. In jede diefer Rubri⸗ 
ten ift der Kopf nit blos mit der 
Zahl 1 einzutragen, fondern auch mit 
einer Turzen Anmerkung die Todesart 
anzuzeigen, wie 3. B. Lungenfucht, er- 
bentt, vom Gerüfte gefallen ꝛc. Der 
Nupen diefer Regifter fällt von fich 
ſelbſt auf, indem daraus nicht nur die 
Hauptfumme aller Berftorbenen, ſon⸗ 
dern auch befonders deutlich wird, wie 
viel von jedem Geſchlechte, von jeder 
Altersabtheilung, und durch welche To⸗ 
desart geftorben find. 

8.2. Zu Ende eines jeden Jahres 
follen dieſe Todtenbefhau » Regifter in 
eine HauptsTabelle zufammengezogen, 
und längfens mit dem halben Jänner 
an die Kreisämter eingeſchickt werden. 

8. 3. Jedes Kreisamt hat aus den 
ſämmtlichen, bei feinem Kreidamte ein» 
gelaufenen Beichauregiftern, desglei⸗ 
Gen aus den von den Pfarrern und 
Rabbinern eingefommenen Trauungs⸗, 
Geburts» und Sterberegiftern die Zah⸗ 
len in den Kreistabellen zufammenzu« 
ziehen, und folde längftens bis Ende 
Janner der Landesftelle einzufenden. 

$. 4. Bofern aus den eingefendeten 
Regiftern bei einem Kreife eine auffal« 
lende Beränderung in der Abnahme 
oder Zunahme der Bevölkerung über: 
haupt, oder in irgend einer Gegend 
insbefondere beobachtet wird, follen die 
Kreishauptleute ihre Tabellen mit einem 
Berichte begleiten, worin fie die wirk⸗ 
li entdeckte oder vermuthliche Urfache 
einer ſolchen Veränderung anzeigen. 

8.5. Die Landesitellen ziehen aus 
den an fie gekommenen einzelnen Regis 
flern der Kreisamter eine Landes⸗Ta⸗ 
belle zuſammen, und begleiten diefelbe 
mit ihren Beobachtungen und Erinne- 


sungen an die k. k. vereinigte Hoflanz- - 
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lei, wo mit Ende Hornung die Tabel⸗ 
len aus allen Ländern eingelangt ſein 
ſollen. 

$. 6. Die ſummariſche Hauptſtadt⸗ 
und Landes-Tabellen über Trauungen, 
Geburten und Sterblichkeit find als 
ein Gegenſtand nüßlicher politifcher Be⸗ 
rechnungen von den Landesſtellen alle 
Jahre dur den Drud befannt zu ma- 
hen. (Bat. vom 21. Februar 1784.) 

Leichenbeſchan, hinſichtlich der im 
allgemeinen Krankenhauſe, ift angeord⸗ 
net, daß von Tag zu Tag das Ber 
zeichniß der dafelbft Verftorbenen nad 
ihrer Eigenfhaft und Bedachtnahme der 
Krankheit verfaßt und in den Drud 
befördert werden fol. (R. 6. Rage. 
Pdg. vom 26. Mai 1784. Krop. Gef. 
Joſ. 6. Bd. ©. 567.) 

— — In jenen Fällen, in welchen 
eine hitzige Krankheit vorhergegangen 
it, und die Gewißheit des Todes fi 
durch den faulen Geruch, als das Merk: 
mal der fchon vorhandenen Faulung 
beftätiget, anbei auch von dem Medi⸗ 
cus ein fhriftliches Zeugniß beigebracht 
wird, daß er non dem Tode der Perſon 
verfihert fei, Tann der Leichnam in 
Folge der beſtehenden Verordnung vom 
22. Dec. 1755 und vom 2. Juli 1757 
ohnehin um mehrere Stunden früher 
ald nad Berlauf der zweimal 24 Stun 
den begraben werden. Gleichwie aber 
die diesfalld von der Obrigkeit zu er⸗ 
theilende Bewilligung fih immer auf 
dag Urtheil des Arztes gründen fol, 
eben fo muß auch diefer dafür verant⸗ 
wortiih fein, und darf von der Aus⸗ 
nahme von der allgemeinen geſetzlichen 
Beftimmung nur in dringenden Fällen 
Gebraud gemacht werden. In Gemäß: 
heit diefer Berordnungen hat daher der 
Stadtmagiftrat den Befchauern die Be- 
lebrung zu ertheilen, daß fie jene Leis 
hen, weldhe durch ihren Geſtank die 
anfangende Verweſung und folglich den 
gewiſſen Tod wirklich anzeigen, vor der 
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beſtimmten Zeit wegtragen laſſen koͤn⸗ 
nen; und den Todtengräbern mitzuge⸗ 
ben, daß fie jene Leichen, die nur die 
mindefte Hoffnung der Wiederbelebung 
von fi geben, in den eigens dazu 
beftimmten Friedhofsbehältniffen bis zu 
der feftgefeßten Begräbnißzeit aufbe- 
wahren. (Rggs. D. v. 5. Juni 1794. 
Ferro's Sanit. Bdg. 1. Th. ©. 39.) 

Leihenbefhan. Damit in Zukunft 
der gefeßwidrige Unfug des zu frühen Be⸗ 
graben der Leichen der durch die falfche 
Angabe der Todesftunde herbeigeführt 
wird, befeitiget werde, ift den Todten⸗ 
befhauern zur genauen Nachachtung zu 
bedeuten, daß fie künftig in ihren Be⸗ 
ſchauzetteln jedesmal anmerken follen, 
wer ihnen die Zodesftunde angegeben 
babe, und aus welder Urfadhe der 
Leichnam früher ald nach der gefeßlichen 
Stunde zu beerdigen geftattet worden 
ſei. (Kggs. Bdg. vom 26. Sept. 1811 
8. 30690. Guld. Sanit. Bdg. 3. Bd. 
©. 232.) 

— — jede gerichtliche, ohne 
Ausnahme und Rückſicht auf Stand 
und Vermögen der Angehörigen foll in 
dem allgemeinen Krankenhauſe, fomit 
feine mehr in Privathäufer vorgenom- 
men werden. Die Trandferirung muß 
dur die Siechknechte gefhehen, und 
zwar mit einem von dem Polizei⸗Com⸗ 
miffär, im Rotbfall auch mit Bleiſtift 
gejchriebenen und unterfertigten Zettel, 
in welchem angegeben wird, daß die 
Leiche gerichtlich zu befchauen fei. Zu- 
gleich hat die PolizeisDirection bievon 
dem Magiftrate die Anzeige zu machen, 
welcher den Gerichts - Sommiffäar und 
Stadt-Armenwundarzt zur Section da- 
bin beordert. (Hoflanzleis-Decret vom 
6. Auguft 1812. Krop. Gef. 32. Bd. 
©. 33.) 

— — Die Todtenbefhau wurde 
nad einem umfaflenden Blane einge 
führt in Niederöfterreicd mit Hof- 
Decret vom 17. Rov. 1796, n. ö. 
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Rggs. Bdg. vom 10. Dec. 1796 8. 
21419, n. ö. Rage. Vdg. v. 5. April 
1800 u. v. 18. Apr. 1824 3.11225; 
in Oberöfterreich durch Rggs. Dec. 
vom 18. März 1816 3. 3175, und 
29. Mai 1818 3. 9578, v. 19. Sept. 
1819 3. 18302 und 22. März; 1825 
8. 7646; in Fllyrien durch Hof. 
vom 23. April 1796 und Bub. Vdg. 
v. 11. Apr. 1823 3. 4482; im Kü⸗ 
ftenlande durch Sub. Vdg. vom 1. 
Febr. 1798 und 11. Dec. 1819 3. 
22837 und 26. Jan. 1822 3. 2104; 
in Tirol dur Bub. Bdg. v. 3. Apr. 
1829; in Böhmen durch Sub. Bdg. 
v. 8. Febr. 1822 3. 12740, und 11. 
Juni 1827 3. 23088; in Mähren 
durh Bub. Vdg. vom 23. Apr. 1799; 
in Galizien duch Gub. Bdg. vom 
21. Dct. 1796, 17. Febr. 1822 3. 
28098 u. 29. Apr. 1823 3. 22805; 
in Dalmatien durh Bub. Dec. vom 
26. Dct. 1816 3. 16448 u. 21. Febr. 
1821 3. 1808; in der Lombardie 
durh Bub. Dec. vom 19. Dec. 1815 
und im Benetianifchen durch Gub. 
Dec. vom 20. Apr. 1816 3. 10663. 
Stub. 2. Bd. S. 161 und Luß. 1.2. 
©. 528 u. 529. (Einige der vollftän- 
digften dieſer Berordnungen folgen 


nad.) 

Leichenbefhan. Die gerichtliche 
Leichenbeſchau ift nothwendig: 

1. Wenn Jemand nach einer erlitte⸗ 
nen mechaniſchen Gewaltthätigkeit ge⸗ 
ſtorben iſt; 

2. bei Vergiftungsfällen, oder auch, 
wenn Jemand nach dem Genuſſe irgend 
einer verdaͤchtigen Speiſe, eines Ge⸗ 
tränkes, einer Arznei u. dgl. unter 
plötzlich darauf erfolgten heftigen, auf 
die Vermuthung einer Vergiftung hin⸗ 
deutenden Zufällen ſtirbt; 

3. wenn auch auf den blos Außer- 
lihen Gebrauch von Salben, Bädern, 
Haarpuder u. dgl, die ohne Berord- 
nung eines Arzneiverfländigen gebraucht 
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werden, der Tod unter den oben ge- 
nannten Zufällen erfolgt; 

4. bei Erwürgten, Erhängten, Er 
drüdten, Ertrunkenen, Erftidten; 

5. bei plößlich verftorbenen, vorhin 
ganz gefunden Perfonen, wo die Ur- 
fache des Todes nicht bekannt ift; 

6. bei, in Wohnungen, auf freier 
Gaſſe oder in andern Orten todt ge⸗ 
fundenen befannten oder unbekannten 
Perfonen; 

7. bei allen todtgefundenen, 
neugebornen Kindern ohne Unterfchied; 

8. bei Kindern, wo der Verdacht 
einer gewaltfamen Abtreibung oder einer 
gewaltfamen tödtlihen Handanlegung 
obwaltet; 

9. endlich auch bei Berftorbenen, die 
unter der Behandlung von Quackſal⸗ 
bern und Afterärzten fterben, oder wo 
über die Unzweckmäßigkeit der voraus» 
gegangenen ärztlichen Behandlung eine 
Klage vor Gericht angebracht worden 
wäre, und überhaupt außerdem noch 
in allen jenen Fällen, in welchen irgend 
eine Gerichtöbehörde eine gerichtliche 
Leihenbefhau anzuordnen für nöthig 
findet. (Inftruction für Aerzte und 
Wundärzte bei gerichtlichen Leichenbe- 
[hauen vom 3. 1814.) 

Leihenbefhan. Die Todtenbeſchau 
ift nicht nur für die Sicherheit eines 
jeden Bürgers höchſt wohlthätig, in- 
dem fie der Gefahr des Lebendigbegra⸗ 
bens vorbeugt, und die gewaltthätigen 
Zodesarten wegen zu befürchtender Ent- 
dedung verhindert, fondern auch für 
den Staat fehr vortheilhaft, weil 

a) die allgemeinen (Epidemien) und 
Ortskrankheiten (Endemien) von den 
Todtenbeſchauern bei Zeiten entdedt, 
und im Entftehen unterdrüdt werden 
fönnen, und 

b) die Staatsverwaltung dur die 
Zodtenbefhau ſich über die vermehrte 
oder verminderte Sterblichkeit in ftete 
Evidenz zu feßen, und den allgemeinen 
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Gefundheitd - Anftalten die wirkfamfte 
Richtung zu geben vermag. Die Staate- 
verwaltung hat daher ſchon in früheren 
Zeiten die Leihenbefihtigung 
durch eigend aufgeftellte Wundärzte in 
den Haupt= und größeren Provinzials 
Städten, und durch die Dorfrichter und 
Gefhwornen auf dem flahen Lande 
angeordnet. Da aber ter beabfichtigte 
Zwed durch diefe Beſchau⸗Anſtalt nicht 
erreiht wird; fo findet man für noth⸗ 
wendig, daß die TZodtenbefhauim 
ganzen Lande allgemein einge 
führt, und alle Gemeinden deutlich 
unterrichtet werden, wie diefelbe einge: 
richtet und geleitet werden müffe. 

Das Gefchäft der Todtenbeſchau ift: 

1. Die Beftimmung der Kran: 
beit, woraus zu erſehen ift, ob an 
einem Orte oder in einer Gemeinde 
mehrere Menfchen an einerlei Krank⸗ 
beit fterben, deren Berbreitung durch 
polizeilihe Sanitaͤts⸗Anſtalten vorge⸗ 
beugt werden koͤnnte. 

2. Die äußerliche Beſichti— 
gung des todten Körpers, um ſich zu 
überzeugen, daß a) der Tod wirklich er⸗ 
folgt ſei, und ob b) die Krankheit des 
Verſtorbenen nicht von der Gattung 
ſei, welche ſich durch Anſteckung ver⸗ 
breitete; endlich ob e) der Verſtorbene 
nicht durch Gift oder angebrachte Ge⸗ 
walt aus der Welt geſchafft worden ſei. 
Damit dieſes Geſchäft allgemein und 
zweckmäßig geführt werden kann, wird 
Folgendes zur unabweichlichen Richt⸗ 
ſchnur verordnet: 

Jede Gemeinde muß einen 
befimmten Xodtenbefhauer 
haben; dicfer ift von dem Kreisarzte 
über die zur Todtenbeſchau erforderlis 
hen Kenntniffe vorläufig zu prüfen, und 
fann nur nad) Dorweifung des Prü- 
fungs-Zeugniffed von dem betreffenden 
Diftrietd » Commiffariate in Eid und 
Pfliht genommen werden. In der Re 
gel ift der Orts » Chirurg ale Todten⸗ 
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beſchauer aufzuſtellen; ſollten aber in 
einem Orte mehrere Wundärzte ſich be⸗ 
finden, fo bleibt es der Gemeinde über- 
laffen, fih einen von diefen zu wählen; 
doch hat diefelbe ihre Wahl dem Di- 
ftrictd » Commiffariate und diefes dem 
Kreisamte anzuzeigen. Das Amt eines 
Zodtenbefchauers kann Riemandem uns 
entgeltlich aufgetragen werden, daher 
die Gemeinde denfelben entweder jähr- 
lich überhaupt, oder für jede einzelne 
Beſchau etwas Beftimmtes anzumei- 
fen haben, über deffen Betrag jede Ge⸗ 
meinde für ſich mit ihren ZTodtenbe- 
fhauern übereinzufommen, und die ge 
troffene Uebereinkunft dem Diftricte- 
Commiffariate anzuzeigen bat. Sollte 
die Gemeinde fi mit dem Todtenbe- 
ſchauer nicht ausgleihen können, fo 
bat der Diſtricis⸗Commiſſär einzufchrei« 
ten, und das Refultat an das Kreis- 
amt zur Beftätigung gutächtlich einzus 
berichten. Im Falle, daß die Ueberein- 
funft getroffen ift, etwas Beftimmtes 
für jede einzelne Beſchau zu bezahlen, 
haben die Erben des Berftorbenen die 
Beihaufoften zu tragen; bei ganz Ar- 
men müflen diefelben von der Gemeinde 
übernommen werden. 

In den Kranken: und Berforgungs- 
Anftalten haben die dort angeftellten 
Wundaͤrzte die Beſchau zu beforgen. 

ad 1. Wenn ein Menſch auf was 
immer für eine Art geftorben ift, haben 
feine Angehörigen, oder Jene, weldhe 
den Todten zuerft entdeden, der Orts⸗ 
obrigkeit fogleih die Anzeige davon zu 
machen. ft der Tod auf eine Krank: 
beit erfolgt, in welcher der Berftorbene 
von einem Arzt oder Wundarzt behan- 
delt worden ift, fo haben die Verwand⸗ 
ten oder Angehörigen desfelben, und 
in deren Ermanglung die Ortsobrig- 
feit von dem Arzte oder Wundarzte 
einen Todtenſchein, worin der Name, 
das Alter, der Sterbetag und die lebte 
Krankheit des Perblichenen angezeigt 
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fein muß, abzufordern; nur eme zu 
große Entfernung des Wohnortes, des 
Arztes von einer oder mehreren Meilen 
kann von diefer Borfiht entfchuldigen. 
Der Todtenfchein wird dem Zodten- 
beſchauer eingehandiget, und von ihm 
dem Befhauzettel beigelegt, welches in 
der Hauptftadt dem Sanitäld-Departe- 
ment und auf dem Lande an die Orts 
obrigkeit abgegeben werden muß. Wenn 
der Todtenbefhauer den Verflorbenen 
felbft behandelt hat, fo bat er die 
Krankheit nach feiner Anfiht in dem 
Beſchauzettel aufzuführen, wenn aber 
der Verſtorbene von feinem Arzte bes 
handelt worden ift, oder die Entfer⸗ 
nung des Arztes, welcher ihn beforgt 
bat, die Einholung des Todtenfcheines 
unmoͤglich oder zu koftfpielig macht, fo 
bat der Todfenbefchauer die Angehöri- 
gen des Verblichenen über die Zufäle 
feiner lebten Krankheit audzufragen, 
und diefelden fammt deu an der Leiche 
bemerkten Zeichen in feinem Todtenzet⸗ 
tel anzuzeigen. 

ad 2. Sobald einer Ortobrigkeit 
angezeigt wird oder diefe wie immer 
erfährt, daß Jemand in der Gemeinde 
geftorben ift, fo bat fie den Todten⸗ 
beſchauer fogleih zu feiner Amtshand⸗ 
lung berbeizurufen, diefer aber fih un⸗ 
verzügli in die Wohnung des Ber- 
ftorbenen zu begeben und fein Amt zu 
bandeln. Sollte der Zodtenbefchauer 
dur unauffhieblihe Berufsgeſchäfte, 
durch Krankheit oder durch andere nicht 
zu befeitigende Zufälle verhindert wer- 
den, fo hat er den nachfigelegenen 
Zodtenbefhauer zu erfuchen, daß er in 
diefer Amtspflicht feine Stelle vertrete. 
Bei dieſer Amtshandlung hat der Tod⸗ 
tenbefhauer fein Augenmerk darauf zu 
richten: 

a) Ob der Tod gewiß ift, damit Fein 
Scheintodter begraben werde. Um dies 
fes beftimmen zu können, ift der Koͤr⸗ 
per des angeblich Berftorbenen mit Ans 
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ftändigkeit zu entblößen und genau zu 
unterfuchen, ob fich keine Lebenszeichen 
an ihm verfpüren laſſen. Entdeckt der 
Todtenbefhauer Lebenszeichen oder 
kann er meder aus den vorausgegan- 
genen Zufällen, noch aus der Unter- 
fuhung des Körpers ficher ſchließen, 
dag der Unterſuchte wirflih todt fet, 
fo hat er durch angebrachte Reize an 
dem Körper, dur reizende Eliftiere, 
durch Einblafen der Luft, und andere 
porgefchriebene Rettungsmittel zu ver- 
fuhen, den Körper zum Leben zurück⸗ 
zubringen. Wenn der Verſuch fruchtlos 
fein follte, fo ift die Begräbniß fo 
lange zu verfchieben, bis unzmeideutige 
Zeichen der eintretenden Fäulniß den 
wirklihen Tod beftätigen; wenn fid 
aber Zeichen ded noch vorhandenen Le- 
bens Außern, fo hat der Todtenbe- 
ſchauer alle ärztliche Hilfe anzuwenden, 
bis ein anderer Arzt, dem die Angehö— 
rigen den Scheintodten anvertrauen 
wollen, herbeigerufen wird. Kür diefe 
Bemühung Hat der ZTodtenbefchauer 
eine befondere Belohnung anzufpre- 


Ken. 

b) Ob die Krankheit des Berftorber 
nen unter die anſteckenden gezählt 
werde. Zu diefem Ende hat der Tod: 
tenbefchauer aus dem vom Arzte oder 
Wundarzte ausgeftellten Todtenfchein 
und bei deffen Ermanglung durch Aus: 
fragen der während der Krankheit ge- 
genwärtigen, und durch Die genaue Be⸗ 
fihtigung des Körpers, ſich von der 
Krankheitsform fo viel möglich zu über- 
zeugen. It die Hundswuth, oder eine 
anſteckende Seuche die Urſache des To- 
des, fo muß das Bett und Leinenzeug 
fowohl, als die Kleidung, welche der 
Berftorbene an und um ſich gehabt hat, 
verbrannt werden. Wenn der Berftor- 


bene mit Scorbut, venerifher Kranf« . 


beit, fonftiger Verderbniß der Säfte, 

Rungenfuht, bösartigen Außerlichen 

oder innerlichen Gefchwüren behaftet 
Zaleisſty, Handb. d. Bol. Gef. IL 
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gewefen ift, wenn an dem Leichname 
Petechien, Frieſel (fobald dieſe Feine 
Begleiter einer anftedenden Seuche 
find) Blattern, oder fonft ein Aus- 
ſchlag bemerkt wird, fo kann die Klei- 
dung, Bett und Leinenzeug nach mehr: 
mals vorgenommenem Waſchen, Reinis 
gung durch Mineralfaure und Durch— 
lüften den Angehörigen belaffen wers 
den. Bei den übrigen Krankheiten find 
die Betten, Leinenzeug und Kleidun— 
gen der Berftorbenen, nad gefchehener 
Reinigung und Auslüftung, wieder 
brauchbar. Die LXeichname, welche ge- 
ſchwind in Faulung übergehen, und 
jene der an anfteddenden Krankheiten 
Berftorbenen find fogleih aus dem 
Haufe zu ſchaffen, und nah Befund 
des Todtenbefchauers zu begraben. 

e) Ob fi feine gewaltfame Todes: 
art entdecke? Wenn der DBerblichene 
während feiner legten Krankheit häufig 
erbrochen, über Schmerzen im Magen 
und Barnche viel geflagt bat, und in 
wenigen Tagen geftorben ift, wenn der 
todte Körper um die Magen- und 
Bauchgegend ungewöhnlich aufgelaus 
fen, und am Rüden und der Bauch— 
gegend fchwarze, dunkelblaue Flecken 
bemerkt werden, fo hat e8 viele Wahr- 
fheinlichkeit, daß der Tod durch Gift 
erfolgt fei. Bernimmt der Todtenbe- 
fchauer dieſe angeführten Zufälle, und 
entdeckt er zugleich die angegebenen 
Zeichen oder andere Merkmale an dem 
Leichname, weldhe auf eine erlittene 
Gewalt fhließen laffen, ale: Verwun— 
dungen, Quetfhungen, einen blau un—⸗ 
terlaufenen Hals, Gefiht u. f. w., jo 
hat er die Anzeige an die Ortsobrig— 
feit zu machen, umd auf eine gericht« 


liche Beſchau anzutragen. Ueberhaupt 


find alle Leichen der Todtgefunvenen, 

jähling Berftorbenen, und der auf eine 

offenbar gewaltfame Art Umgekomme—⸗ 

nen der gerichtlichen Beſchau zu unter: 

ziehen, welche nad) der Inftruction für 
20 
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Aerzte und Wundaͤrzte, wie ſich bei ge⸗ 
richtlichen Leichenbeſchauen zu beneh⸗ 
men ſei, vom Jahre 1814 vorzuneh⸗ 
men iſt. Von dieſer Inſtruction muß 
jeder Todtenbeſchauer ein Eremplar ſich 


anfhaffen. Nach vollendeter Befichti⸗ 


gung hat der Todtenbefchauer feinen 
Beſchauzettel zu verfaflen, worin an« 
zumerfen ıft: 

1. Der Name, das Alter, der Ster- 
betag, 

2. die Krankheit, wenn Zeichen eines 
gewaltfamen Todes fih an der Reiche 
vorfinden, find Diefelben in den Be- 
fhauzettel aufzuführen, und die Noth⸗ 
wendigfeit einer gerichtlichen Beſchau 
anzumerken. 

3. Die Zeit, binnen welder der 
Leichnam zu begraben ift. 

4. Was mit der Kleidung, Belt, 
Leinenzeug der Berftorbenen zu geſche⸗ 
ben bat. | 

Die Beſchauzettel find in der Haupt- 
ftadt dreifach zu verfaffen, wovon 
eines mit dem ärztlichen Todtenſcheine 
in das Sanitäts - Departement, eines 
an die k. k. Polizeir-Direction und das 
dritte an den Pfarrer des Verftorbenen 
zu übergeben if. Auf dem Lande find 
die Befchauzettel Doppelt anzufertigen, 
und eined der Obrigkeit, und das 
zweite dem Pfarrer abzureichen. Uebri⸗ 
gen® hat der Zodtenbefchauer ein eige- 
nes Sterbe⸗Regiſter nah dem Formu⸗ 
lare, welches der Hofverordnung vom 
21. Februar 1784 beiliegt, zu führen, 
wozu derfelbe die gedrucdten Bogen 
von dem Kreisamte abzuperlangen hat. 
(Bdg. der k. k. ob der ennf. Reg. vom 
18. März 1816 3. 3175.) 

Leichenbeſchau, gerichtliche, dür- 
fen Hofärzte nicht vornehmen. Da nad 
dem Hofderrete vom 6. Aug. 1812. 
Negierungs » Intimation vom 8. Sept. 
desfelben Jahres 3. 23095 die ge 
richtlichen Leichenbeſchauen ohne alle 
Ausnahme in dem allg. Kranfenhaufe, 
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fomit feine in Privathäufern zu gefche- 
ben haben, fo find auch die k. k. Hof- 
arzte zur Vornahme derfelben in kei⸗ 
nem Falle berehtiget. 

Die k. k. Hofkanzlei hat daher das 
k. k. Oberft-Hofmeifteramt erfucht, die 
gedachten Hofärzte anzuweiſen, feine 
Section eines Leichnam, welcher nad 
der Todesart zur gerichtlichen Leichen⸗ 
befhau geeignet ift, felbft vorzuneh⸗ 
men. (Rggs. Beih. vom 8. Mai 1820 
3. 15821. Hflzl. Decr. vom 25. Mai 
1820 3. 14537. Rggs. Vdg. vom 7. 
uni 1820 3. 24634. Guld. ©. 2. 
5. Bi. ©. 147.) 

Leichenbefhan. Anftalt der 
Todtenbefhau. Die betreffenden 
Anordnungen wurden republicirt und es 
erfolgten nachftehende Beftimmungen: 

1. Zur Bornahme der Leichenbeſchau 
müffen überall eigene Todten 
beſchauer aufgeftellt, und zur Kennt⸗ 
niß der betreffenden Seeljorger aller 
Cönfeffionen, fo wie der Gemeinden 
gebracht werden. Da diefe Beſchauer. 
um ihrer Beftimmung entfprechend nach⸗ 
fommen zu Lönnen, ärztlicher Kennt⸗ 
niffe bedürfen, fo wären allerdings 
MWundärzte für diefes Gefhäft vorzuge: 
weife geeignet, und ihnen ausſchließ⸗ 
lih die Leichenbeſchau zu übertragen. 
Allein der allgemeinen Ausführung dies 
fer Maßregel ftehen theils örtliche Ber- 
haltniffe, theils die geringe Zahl der 
beftehbenden Wundärzte und ihre un« 
gleihmäßige Bertheilung im Wege. Um 
jedoch fo viel, als es nur immer diefe 
Umftände erlauben, dem öffentlihen 
Geſundheits- und Sicherheitsſtande 
diesfalls die größtmoͤgliche Bürgſchaft 
zu verſchaffen, wurde angeordnet: 

1. In allen jenen Orten, wo ſich 
MWundärzte befinden, und welche von 
dem Aufenthalt3orte eines Wundarz⸗ 
ted, derfelbe mag in dem Kreife, zu 
dem die Ottſchaften gehören, oder in 
einem benachbarten liegen, nicht über 
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eine Stunde entfernt ſind, die Leichen⸗ 


beſchau ausſchließlich Wundärzten zu 
übertragen, hiernach den jedem wund⸗ 
aͤrztlichen Beſchauer zuzuweiſenden Be⸗ 
zirk auszumitteln, hiebei aber die nö⸗ 


thige Ruͤckſicht auf Gebirge und Fluͤſſe 


nicht außer Acht zu laſſen. 

2. In Kranken⸗ und Verſorgungs⸗ 
häufern iſt die Beſchau durch die da⸗ 
ſelbſt angeſtellten Wundärzte, in Frauen⸗ 
klöſtern durch die behandelnden Aerzte 
vorzunehmen, (ſiehe Keichenbefchan. 
Ddg. v. 15. Juni 1837). 

3. Bei herrſchenden epidemifchen und 
anftedenden Krankheiten zeigt fich die 
Vornahme der XTodtenbefhau durch 
Kunftverftändige als. unerläglich noth- 


wendig. Da nun in jenen Gegenden, 


wo es fonft an dem nöthigen ärztlichen 
Beiſtande mangelt, Aerzte oder Wund⸗ 
ärzte für die Beforgung der Kranken⸗ 
pflege unter ſolchen Umftänden ohne» 
bin nach den beftehenden Vorfchriften 
aufgeftellt werden müffen, fo find dieſe, 
fo lange als die Seuchen herrfchen, zur 
Vornahme der Teichenbefhau für den 
Ball verpflichtet, wenn außerdem die 
Beſchau in den angeftedten Oriſchaf⸗ 
ten nicht ſtets von einem Kunftverftän« 
digen gepflogen wird. 

4. An jenen Orten, welde.von 
einem MWundarzte über eine Stunde 
entfernt liegen, jo wie in Gebirgsor⸗ 
ten, welde duch einen großen Theil 
des Jahres unzugänglich find; weiters, 
wenn ein wundäarzilider Befchauer er- 
krankt oder flirbt, und fein anderer 
MWundarzt vorhanden ift, muß die Tod» 
tenbefhau, im lebteren Falle jedoch 
nur bie zur Wiederberftelluug des 
wundärztlihen Beſchauers oder big zur 
Anftelung eines anderen Wundarztes, 
entweder dem Drtsvorfteher, Richter 
oder einem Gefchwornen aufgelragen, 
im Kalle ihres Erkrankens oder Abfter- 
bens aber ſogleich einem anderen geeig- 
neten Individuum anvertraut werden. 
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U. Nicht alle nach dieſen Beſtim⸗ 
mungen aufzuſtellenden Todtenbeſchauer 
koͤnnen zur unentgeltlichen Uebernahme 
dieſes Geſchäftes verhalten, auch muß 
bei den die Beſchau pflegenden Wund⸗ 
aͤrzten überhaupt auf die möglichſte 
Hintanhaltung jedes nicht nothwendi- 
gen Zeitverfäunniffes hiebei wegen der 
ihnen obliegenden Pflege der Kranken 
und Gebärenden vorgedadht werden. 

In diefem Anbetrachte ift verordnet: 

1. Den unbefoldeten Sanitäte-In- 
dividuen, fo wie den bereit angeftell- 
ten Wundärzten von jenen Ortfchaften 
ihres Befhaus Bezirkes, welche außer: 
balb der Grenzen des Dominiums oder 
der Gemeinde, aus deren Mitteln fie 
befoldet werden, liegen, für die 
Uebernahme der Todtenbefhau 
eine ibrer Mühewaltung ent- 
fprehende Bergütung aus den 
betreffenden Steuercaffen zu 
leiften, bei der. Ausmittlung derjel- 
ben die nach einem 10jährigen Durch⸗ 
ſchnitte auf ein Jahr ausfallenden 
Sterbefälle zum Grunde zu legen, und 
wenn die SteuersFonds diefen Auf: 
wand zu beftreiten nicht vermögen, den 
hiefür nöthigen Betrag für die Steuer 
pflidtigen umzulegen. 

2. Jenen Wundäarzten, welche eine 
Befoldung bereite beziehen, wurde da- 
gegen in dem Bezirke ihres Domi- 
niums oder ihrer Gemeinde, weiters . 
den zur Beforgung der Krankenpflege 
bei berrfchenden epidemifhen und an- 
ftedenden Krankheiten eigend aufge- 
ftellten Sanitäts⸗-Perſonen, da fie ohne⸗ 
bin biefür die normalmapigen Taggel- 
der erhalten, endlih den Ortsvorſte⸗ 
bern, Dorfrichtern und Geſchwornen, 
die für ihre Dienftleiftung ohnehin 
einige Begünfligungen genießen Aund 
deren Berwendung bei der Leihenber 
ſchau, da fich dieſe blos auf ihre Ge⸗ 
meindeglieder zu befchranten hat, nicht 
bedeutend fein kann, Die unentgelt- 
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lihe Bornahme der Beſchau zur 
Pflicht gemacht. 

3. Den nicht befoldeten und jenen 
angeftellten Wundärzten, welche nicht 
ohnehin fhon eine Pferde - Paffirung 
beziehen, muß für den Kal, daß fie 
die Leihenbefhau in einer von ihrem 
Wohnorte über eine halbe Stunde eni⸗ 
fernten Gegend zu pflegen haben, die 
Buhre von dem Erben des Verftorbe- 
nen, und bei deren Ermanglung oder 
gänzliher Mittellofigkeit von der Ge⸗ 
meinde deöfelben geftellt werden. 

IM. In einer eigenen Inftruc 
tion werden den Zodtenbefchauern 
ihre diesfälligen Obliegenheiten vorge 
zeichnet. Damit indeß diefer von Seite 
der Beſchauer die nöthige Folgeleiftung 
gefihert werde, erhalten: 

1. Dominien, Magiftrate und Seel- 
forger den Auttrag, unter eigener Ber- 
antwortung darauf zu fehen, daß die 
Beſchau nach der Borfchrift vorgenom- 
men werde, und Uebertretungen derfel« 
ben nicht ungeahndet bleiben. 

2. Sollte ein Befhauer, falls er 
zue Zeit einer zu pflegenden Beſchau 
nit frank, oder in andermweitigen drins 
genden Berufsgeſchaͤften nicht abweſend 
war, die Beſchau in eigener Perſon zu 
pflegen unterlaffen haben, oder wohl 
gar fo vermeffen gewefen fein, den Be- 
ſchauzettel auszufertigen, ohne den 
Berftorbenen befichtigt zu haben, fo iſt 
derfelbe mit einer Geldftrafe von 8 fl. 
zu Handen dee Ortö-Armenfondes oder 
mit einem dDreitägigen Arreſte, im wie⸗ 
derholten Betretungsfalle überdies mit 
der gänzlihen Entfernung von dem 
Beihaugefchäfte zu beftrafen. 

IV. Soll jedoch der Todtenbeſchauer 
feinen Obliegenheiten genau nachzu⸗ 
fommen in den Stand gefebt, und die 
mehrfachen wichtigen Zwede der Be⸗ 
[hau vollkommen erreiht werden, fo 
muß aud: 

1. fo wie ein Menfh von was im- 
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mer fuͤr einem Alter, auf was immer 
fuͤr eine Art geſtorben iſt, oder todt ge⸗ 
funden, wie auch, wenn ein Kind todt 
geboren wird, von den Angehörigen 
oder von Jenen, die den Todten zuerft 
entdeden, nicht nur bievon ſogleich in 
Städten dem Magiftrate, in Märkten 
dem DOrtsvorftande, und in Dörfern 
dem Richter die Anzeige gemacht, fon- 
dern zugleich auch der aufgeftelle Tod- 
tenbefchauer unter fonft zu gewärtigen- 
der Ahndung ungefäumt berbeigeholt 
werden. 

2. Sollten die Angehörigen diefes 
zu thun unterlaffen,, oder Feine vor 
handen fein, fo hat der Magiſtrat, 
Ortsvorſteher oder Richter fir die Her⸗ 
beiholung ded Beſchauers Sorge zu 
tragen. 

3. Starb der Entfeelte in einer 
Krankheit, in welder er von einem 
Arzte oder Wundarzte behandelt wurde, 
fo müffen die Angehörigen des Ber- 
fiorbenen, und in deren Ermanglung 
der Magiftrat, Ortövorfteher oder Rich: 
ter von diefem Arzte oder Wundarzte, 
wenn ed nicht über eine Stunde ent- 
ferntift, eine Ktankheitsbeſchrei⸗ 
bung abfordern und dem Zobten. 
beſchauer einhändigen. 

4..Diefe Beſchreibung ift von jedem 
Arzte oder Wundarzte, der einen Ber- 
ftorbenen behandelt bat, unter eigener 
Fertigung und mit Beifügung der Quas 
lification unweigerlih und unentgekt⸗ 
lich auszuftellen, in derfelben der Name 
und das Alter des Verftorbenen, fo 
wie die lebte tödtende Krankheit ge 
wiffenhaft anzugeben. 

5. Sollte die Krankheitsbefchreibung 
falfh befunden werden, fo foll der 
Ausfteller zur Hintanhaltung ähnlicher 
Beirrungen der Beſchau mit einer Geld» 
ftrafe von 12 fl. zu Handen des Local⸗ 
Armenfondes belegt werden. 

6. Bor Ankunft des Todtenbeſchauers 
muß die Leiche jo unberührt und un: 
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verãndert, als es nur möglich iſt, ge⸗ 
laſſen, und wenn es anders ſein kann, 
ſogar nicht von der Stelle und aus der 
Lage, in welcher der Menſch verſchied 
oder todt gefunden wurde, gebracht 
oder übertragen werden. 

7. Die Zeit des erfolgten Todes ift 
dem Zodtenbefhauer gewiffenhaft und 
genau anzuzeigen. 

8. enthalt den Inhalt des $. 129 
des St. ©. 

9. Bei dem Wiederbelebungs- 
geſchäfte jener Menfchen, bei denen 
binfichtlich des erfolgten Todes irgend 
ein Bedenten obwaltet, ift dem Todtenbes 
ſchauer aller nöthige Borfchub zu leiften. 

10. Die Angehörigen, Dienftlente 
und Hausgenoſſen des Berftorbenen 
find, wenn defien Krankheit anftedend 
war, zur gewiffenhaften Anzeige jenes 
Geräthes, Leinenzeuges und der Klei- 
dungsftüde, deren er fi in feiner 
Krankheit bediente, fo wie zur genauen 
Befolgung deflen, was der Beſchauer 
wegen gänzlicher Bertilgung und Reis 
nigung diefer Gerathſchaften anordnet, 
verpflichtet. 

11, 12 und 13 enthalten die An- 
orbnungen der 88. 148, 149 und 151 
des St. ©. 

14. Ueberhaupt müflen die Anord⸗ 
nungen der Befchau genau und pünct- 
lich vollzogen, und die dawider Han⸗ 
deluden der geſetzlichen Ahndung unter: 
zogen werden. 

15. Kein Seelforger, ohne Unters 
fhied der Sonfeffion, darf, ohne den 
von dem aufgeftellten Todtenbeſchauer, 
oder im Falle nebft der gewöhnlichen 
aud noch eine gerichtliche Leichenbe⸗ 
[hau Statt gefunden hat, von den ge⸗ 
rihtlihen Beſchauern ausgefertigten 
Beſchauzettel erhalten zu haben, einen 
Zeihnam beerdigen, auch die Erdbe- 
ftattung nicht früher, bis nah Ablauf 
der im Beſchauzettel vorgezeichneten 
Friſt vornehmen. 
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16. Wer dagegen handelt, iſt mit 
einer Geldſtrafe von 12 fl. zu Handen 
des Orts⸗Armenfondes zu belegen. 

17. Der vom Beſchauer am Befchaus 
orte zurückgelaſſene Befchauzettel muß 
eben deshalb nebft der Krankheitsbe⸗ 
fhreibung, wo dieſe eingeholt werden 
fonnte, ftet3 dem betreffenden Seelfor- 
ger eingehändigt, von diefem aber in 
das SterbesRegifter eingefchattet, und 
die eingegangenen Befchauzettel fammt 
den allenfalls beigebrachten Krankheits⸗ 
befhreibungen müflen dem Dominium 
oder Magiftrate von 8 zu 8 Tage über⸗ 
geben werden. 

18. Bei allen Dominien und Magi- 
ftraten find die mit dem Patente vom 
21. Februar 1784 angeordneten Be: 
Thau-Regifter verläßlich zu führen, in 
diefelben die Beſchauzettel nad) Wei- 
fung des $. 1 dieſes Patentes einzu: 
tragen, und in Gemäßheit des $. 2 
diefe Regifter am Schluffe eines jeden 
Militärjahres, in eine Haupt» Tabelle 
zufammengezogen, bis zum 15. Nov. 
an das Kreisamt einzufenden. 

19. Werden Bernadläffigungen der 
Kranken von Seite ihrer Angehörigen 
vom Todtenbefchauer angezeigt, fo ift 
nad Umftänden die Amtshandlung nad) 
dem 8. 114 des Strafgefeßes 2. Theils 
einzuleiten. 
über das, in folhen Fällen mit dem 
Geräthe des Berftorbenen zu beachtende 
Berfahren zur Kenntniß der Magiftrate 
und Dominien gebracht werden, müffen 
diefe nicht nur darauf fehen, daß die 
Anordnung der Beſchau in Beziehung 
auf die Vertilgung, Reinigung und 
Lüftung der Geräthfchaften in Erfüls 
lung gebe, fondern derlei Zodesfälle, 
zumal an Blattern, auch noch dem k. 
Kreisamte zur weiteren Berfügung an- 
zeigen. 

21. In jenen Fällen, wo nad der 
Inſtruction für gerichtliche Leichenbe⸗ 
hauen vom Jahre 1814 nebſt der 
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gewoͤhnlichen, von dem hiefuͤr aufge⸗ 
ſtellten Todtenbeſchauer zu pflegenden 
eine gerichtliche Leichenbeſchau Statt 
zu finden hat, haben die Dominien und 
Magiſtrate dafür zu ſorgen, daß mit 
der Leiche durchaus keine Veränderung 
vorgenommen, und der diesfälligen An⸗ 
ordnung des Beſchauers Folge gelei« 
ftet werde. Weiters haben Ddiefelben, 
wenn der Fall zu einem Criminalver- 
fahren fi eignet, die Anzeige an das 
betreffende Sriminalgeriht zu erflatten, 
außerdem aber ſich gleichzeitig an das 
Kreisamt wegen Abfendung des Kreie- 
arztes oder Kreiswundarztes zur Vor⸗ 
nahme der gerihtlihen Beſchau zu 
verwenden, oder, wenn Gefahr am 
Verzuge haftet, dieſe durch jene Sani- 
tate-Individuen pflegen zu laſſen, 
welche als geſchickte und zuverläffige 
Männer, denen ein fo wichtiges Ge⸗ 
[haft mit Beruhigung anvertraut wer- 
den fann, vom Kreisamte in Rolge 
Bubernial» Verordnung vom 11. Jän⸗ 
ner 1822 3. 50072 denfelben bekannt 
gegeben worden find. (Bdg. des böhm. 
"Sub. vom 8. Febr. 1822 3. 12740. 
Prov. G. S. für Böhmen. 3. 1822.) 

Leichenbeſchau ift jederzeit 
ſchleunigſt vorzunehmen. Zur 
Bermeidung der Nachtheile, weldhe aus 
verfpäteten Anzeigen der Todesfälle an 
die Abhandlungs » Behörden entftehen 
können, wurde unter Anderm verordnet: 
der Magiftrat habe den Todtenbe- 
fhauern und dem Todtenbefchreibeamte 
aufzutragen, daß die Todtenbefchau 
jedesmal mit möglichfter Befchleuni- 
gung vorzunehmen fei, daß fohin die 
Berftorbenen unverzäglih (und nicht 
erft nach mehreren Tagen, wie e& bi» 
ber fi mehrmal aus den Todtenzetteln 
ergeben hat) in die Todtenverzeichnifie 
aufzunehmen, diefe ohne Säumniß zum 
Drude zu befördern, und den Gerichte- 
Behörden in Wien zuzumitteln feien. 
Die Öffentlihen Krantenanftalten ha⸗ 
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ben aber darauf zu wachen, daß nicht 
nur die dahin gebrachten Pfleglinge 
mit Ramen, Character, Bohnort und 
den fonftigen perfonellen Beſtimmun⸗ 
gen genau angegeben und aufgezeich- 
net, und darüber, fo viel es ohne Ge- 
fährde derfelben nur immer thunlich ift, 
glaubwürdige Beftätigungen beigebracht 
werden, damit fie im alle ihres Ab⸗ 
fterbene in den Todtenverzeichniffen 
richtig aufgeführt werden; fondern es 
ift von der genannten Kranktenanftalt 
auch Sorge zu tragen, daß die ſich er⸗ 
eignenden Todesfälle ohne Berzug an- 
gezeigt werden. (R. 5. Rggs. Vdg. v. 
15. Sept. 1822 3. 44329. Guldener 
©. 2.5. Bd. ©. 275.) 
Leihenbefhan. Rad den befte 
henden Anordnungen und namentlich 
nach dem Todtenbefhaus&irc. vom 18. 
März 1816 und vom 19. Sept. 1819 
8. 18302 fol die Todtenbefchau nicht 
blos der Korm nad beſtehen, fondern 
fie muß auch alle jene wohlthätigen 
Zwede erreichen, für welde fie einge 
führt wurde. Da deffenungeachtet Kla- 
gen von Behörden und Parteien vor: 
gefommen find, daß entweder die Leis 
chenbeſchau nit von geprüften eigens 
dazu aufgeftellten Individuen vorges 
nommen werde, oder daß die Todten: 
beſchauer entweder übertriebene Forde⸗ 
rungen an die Parteien machen, oder 
die Parteien und Gemeinden die Ges 
bühr zu zahlen verweigern, fo fleht fi 
die Regierung veranlaßt, fämmtliche 
Behörden und den Sanitätd =» Indivis 
duen die Todtenbefchau-Berordnung in 
das Gedächtniß zur genaueften Befol« 
gung zurüdzurufen und anzuordnen, 
dag dort, wo die Gemeinte ſich mit 
dem Todtenbefchauer ruͤckfichtlich eines 
Entgeltes nicht ausgleihen kann, oder 
die Forderung des Todtenbefhauere 
übertrieben erſcheint, oder fonft ein 
Anftand obmwaltet, durch Intervenitung 
der politifhen Ortsobrigkeit eine bil: 
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lige Ausgleichung zu treffen, und das 
Reſultat hievon dem betreffenden Kreis⸗ 
amte zur Beſtätigung vorzulegen iſt, 
überhaupt wird aber den Ortsobrigkei⸗ 
ten die ftrengfte Invigilirung auf die 
genaue Handhabung der in Todtenbe⸗ 
ſchauſachen erfloffenen Verordnungen 
aufgetragen. (D. d. Rggs. D. vom 22. 
Mär; 1825 3. 7646, 0. d. Prov. ©. 
©. Rt. 36.) 

Leihenbefhan. Eine Inftruction 
für den LXeichenbefihauer wurde für 
Böhmen befannt gemacht mit Bub. 
Vdg. v. 11. Juni 1827 3. 23088. Kp. 
G. S. 53. B. Nr.145, füt O. Defter- 
reich mit Circ. der ob der ennſ. Reg. 
vom 31. Dec. 1833 3. 31889, 0.6. 
Prov. G. ©. 3. 1833 Nr. 190.) 

— — Die Koften der Leichenbeſchau 
bei gewaltfamen und rein zu: 
fälligen Todes arten müffen von 
den die Local» Polizei handhabenden 
Obrigkeiten getragen werden; diefe dür⸗ 
fen daher an die Verlaffenfchaft des 
zufällig Geftorbenen und Obducirten 
aus dem Grunde nicht regreffiren, weil 
die Amtshandlung in folden Fällen 
blos zu einem öffentlihen Zwecke, und 
weder wegen eined Verlangens, noch 
wegen einer Schuld einer Partei ge- 
ſchieht, und es daher gunz an einem 
privatrechtlichen Titel zu einer ſolchen 
Negrepforderung gebricht. (Hfl. Dec. 
vom 19. April 1832, an das galiz. 
Bub. Krop. G. ©. 58. Br. Nr. 91.) 

— — Du die Aerzte, Wundärzte, 
Geburtsärzte und Hebammen nicht iiber: 
all den im $. 94 des 2. Theild des 
Strafgefeßbuches enthaltenen Berpflich- 
tungen nahlommen, und das Be- 
graben von Embryonen an un 
anftandigen Diten, bei Armen fehr 
banfig durch die abgeforderte Stolge- 
büht veranlaßt wird, fo werden zur 
Beförderung der heilfamen Abficht des 
$. 94 und zur zwedlentfprechenden Be: 
erdigung von derlei Leibesfrüchten den 
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Aerzten, Wundärzten, Geburtsärzten 
und Hebammen, die im $. 94 des. 
2. Theils des Strafgefeßbudhes ent- 
haltenen Verpflichtungen mit dem Bei- 


faße in Erinnerung gebracht, bei Ent- 


bindungen lediger Weibsperfonen, je- 
doch mit Schonung und ohne Zwang, 
dahin zu wirken, daß die todt ge- 
bornen oder bald nah der Ge— 
burt geftorbenen Kinder nad 
Thunlichkeit befhaut und ge: 
hörig beerdiget werden, und es 
haben diefelben fo wie die Todtenbe- 
fhauer überhaupt bei armen derlei Ent: 
bundenen in dem Befchauzettel das 
Wort gratis anzumerken; wobei es den 
Seelforgern zur Pflicht gemadt wird, 
diejenigen unreifen Menſchenfrüchte und 
lebendunfähigen Embryonen, bei denen 
auf dem Beſchauzettel dad Wort gratig 
vorfommt, ohne Abforderung cines 
Armuthszeugniſſes unentgeltlih auf 
dem Kirchhofe beerdigen zu laffen. (N. 6. 
Reg. Bdg. v. 22. Aug. 1833 3.44588. 
Prov. G. ©. 15. 3. I. 1833. 
Nr. 186.) | 
Leichenbeſchau, gerihtlihe. Bei 
allen gerichtlichen Leichen⸗-Sectionen ift 
fih nad den mit dem Hof-Decrete vom 
16. December 1814 3. 17088 feftge- 
festen Inftruction zu benehmen, wor: 
nah laut $. 2 auf dem flahen Lande 
die Kreisärzte und Kreiswundärzte, 
wozu dermal aud die Diftrictsärzte zu 
zählen find, als diejenigen Medicinal- 
perfonen anzufehen find, welde der 
Negel nah die gerichtlichen Leichenbe: 
ſchauen (Dbductionen) in allen in $. 3 
derfelben Inftruction angeführten Fäl- 
len zu beforgen haben, und nur wenn 
die genannten Perfonen wegen eines 
gefeßlihen Hinderniffes zu erſcheinen 
nicht im Stande waren, oder Gefahr 
am Berzuge haftet, können an ihrer 
Statt andere graduirte Aerzte oder 
approbirte Wundärzte, die in der Ges 
gend als geſchickte und verläßliche Män- 


Ceichenbeſchau. 


ner bekannt find, auf Anordnung der 
Obrigkeit, nachdem fie für einen jeden 
einzelnen folhen Act die Eidespflicht 
befonders geleiftet haben, fubftituirt 
werden. (Vdg. der n. 6. Rgg. v. 1. 
Mai 1834 3. 20422. An. ©. 8. J. 
1834. Nr. 27.) 

Leichenbefchan. Mit a. h. Entſchl. 
v. 27. Mai 1835 wurde befohlen, daß 
dem Sanitätd-Berfonale die Vorſchrif— 
ten der Leichenbeſchau-Ordnung, gemäß 
welcher die beftellten Todtenbefchauer, 
wenn fie Umftände vernehmen oder 
Kennzeichen entdeden, welche auf eine 
Bergiftung oder eine Außere Gewalt: 
thatigfeit ſchließen laffen, das Begräb- 
niß des befichtigten Leichnams verſchie— 


ben und auf eine gerichtliche Leichenbe— 


[han anzutragen haben, dann die Bor: 
fhrift v. 3. 1814 der gerichtlichen Lei⸗ 
chenbeſchau-Inſtruction in Erinnerung 
zu bringen fei, vermöge welcher jeder 
Arzt oder Wundarzt die unerläßliche 
Pflicht auf fih hat, alle ihm befannt ge- 
wordenen Verwundungen und andere 
Verletzungen von einiger Wichtigkeit, 
auf die der Tod erfolgte, ferner alle 
Todesfälle, wo der Verdacht einer zu- 
fälligen oder vorfeglihen Vergiftung 
Statt findet, dann, was immer fiir eine 
andere ſchon bekannte oder nur vermu- 
thete gewaltfame Zodesart fobald ale 
möglich der nächſten obrigkeitlichen Be: 
börde anzuzeigen. (Hfkzl. D. v. 11. 
Suni 1835 3. 14155, an fänmtlidhe 
Landesft. Pol. ©. S. 63. Bd. Nr. 85. 
Vdg. dern. ö. Rgg. v. 1. Juli 1835 
3. 35397. Prov. ©. ©. 17. Bd. Nr. 
197.) 

— — on jedem zur gerichtlichen 
Beſchau geeigneten Leichname ift dem 
Magiftrate fogleich Die Anzeige zu 
machen, und nicht erſt nach 2 oder 3 
Tagen, wenn die Leichname wegen be- 
reits eingetretener Fäulniß nicht mehr 
gehörig fecirt werden können, und hie: 
duch der Zweck der gerichtlichen Leis 
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chenbeſchau ganz vereitelt würde. (D. 
der ?. k. Bol. Ob. Direct. v. 18. Juli 
1835 3. 7680.) 

Leichenbefchau. Aus Anlap der in 
Anregung gebraten Einführung der 
allgem. Todtendbefhau in den Klöftern 
der Klofterfrauen, hat die h. Landesſtelle 
mit Decret vom 27. April 1837 3. 
18655 Folgendes ander erlaffen: Diefe 
Klöfter ſeien von der allgemeinen öffent: 
lihen Leichenbeſchau durch ein eigenes 
PBrivilegium v. 30. März 1770 befreit 
werten, und blos verhalten, die Tod⸗ 
tenbeſchau bei jedem in ihrem Klofter 
fi) ereignenden Todesfalle durch ihren 
Hausarzt vornehmen, und nad der Re- 
gierungs = Verordnung vom 18. April 
1801 ein doppeltes Todten-Atteft (Be- 
ſchauzettel) ausftellen zu laffen, wovon 
eines dem Zodtenbefchreiber-Amte, das 
andere aber dem Todtenbefhauer zu 
übergeben fei. Da diefes Privilegium 
bisher durch Feine nadhgefolgte aller: 
höchſte Entſchließung aufgehoben wor: 
den und fein Kal eines wirklihen Un— 
fuges vorgefommen fei, fo liege kein 
binreihender Grund vor, einen Antrag 
auf die Aufhebung der obgedachten Be: 
günftigung höchſten Orts zu ftellen, fon: 
dern der Magiftrat habe die diesfalld 
beftehbende Verordnung zu republiciten, 
und davon unter andern auch dad Kon: 
vent der barmberzigen Schweitern, und 
die betreffenden Hausarzte in Kenntnig 
zu feßen, die ka k. Bol. Bez. Direction 
aber zur Wachſamkeit auf allfällige Un- 
füge aufmerkfain zu machen. (Rote des 
Wr. Magiftr. an die. f. Bol. Ob. Dir. 
v. 15. Zuni 1837 3. 23578.) 

— — Nah den beftehenden Ber: 
ordnungen muß jede Berfon, welde zu 
Wien außer den öffentlichen Spitälern 
und Krauenklöftern flirbt, fie mag von 
Civil oder Militär fein, vor der Beer: 
digung der Todtenbefhau von dem 
magiftt. Todtenbeſchauer und nöthigens 
fal® der gerichtlichen Leichenbefhau 
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untergogen werden. Es hat ſich nun- 
mehr der Fall ereignet, daß eine wegen 
eingetretenen plötzlichen Todes zur ge- 
rihtlihen Leichenöffnung beftimmte 
Militär⸗Perſon ohne Todtenbefhau bes 
erdigt wurde, weil die von dem Todten⸗ 
befhauer der Bol. Bez. Direct. erftat- 
tete Anzeige über die Rotbwendigkeit 
der gerichtlichen Dbduction von dies 
fer Behörde nur an das k. k. Militär- 
Commando und nit an den hiefigen 
Magiftrat gelangte. Die k. k. Pol. Ob. 
Direct. wird demnach angewiefen, die 
Einleitung zu treffen, daß die von dem 
Todtenbeſchauer einlangenden Anzeigen 
über nöthig befundene gerichtliche Ob— 
duction auch bei Militärperfonen von 
der f. £. Pol. Bez. Direct. dem hiefigen 
Magiftrate ſchleunigſt mitgetheilt wer: 
den. (Deer. dert. k. n. ö. Rgg. v. 6. 
Juli 1838 3. 24173. Bol. Ob. Dir. 
3. 9631/1354.) 

Leichenbeſchau. Die Koften einer 
blos ex causa publica vorgenommenen 
Leihenbefhau haben am Lande die poli- 
tifhen Obrigkeiten zu tragen. (Vdg. der 
n. 0. Rgg. v. 15. Mai 1839 3.26036. 
Prov. G. ©. 21.3. Nr. 94.) 

— — ggerichtliche. Sämmtlichen 
Bezirks-⸗Directionen werden rückſichtlich 
der die ſchleunige Anzeige der zur 
gerichtlichen Obduction geeigneten Fälle 
an den Magiſtrat, welche immer unter 
Einem mit der Uebertragung des Leich⸗ 
names in das allgem. Krankenhaus zu 
geſchehen hat, zur genaueften Beobach⸗ 
tung neuerlih empfohlen, fo wie der 
Umfand in das Gedächtniß gerufen, 
dag in den hiezu geeigneten rüdfichte- 
würdigen Fallen als: bei Standesper- 
jonen, Fremden u. f. w. Die Bewil— 
ligung zur Bornahme der Ob— 
duction in der eigenen Woh— 
nungvondem Herrn Bürgermei- 
Rererrheilt wird, und bei denfel- 
ben von der Partei im fürzeften Wege 
einzuholen iſt. (Circ. der k. k. Bol. 
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Ob. Direct. v. 18. Juni 1839 3. 
5236 678. 

Leichenbeſchan. Die k.k. vereinigte 
Hfkzl. hat rückſichtlich des den Doctoren 
der Medicin vor den Wundärzten bei 
der Todtenbeſchau am Lande eingeräum⸗ 
ten Vorzugs unterm 16. Auguſt l. J. 
eröffnet, daß zwar an Orten, wo die 
Local-Berhältniffe es geftatten und die 
betreffenden Gemeinden ſich damit zu: 
friedenftellen, die Todtenbefhau aud 
an Aerzte übertragen werden könne, 
daß aber die Wundarzte von der Zod- 
tenbefhau nicht auszuſchließen, und 
jene, welche diefelben früher bejorgt 
haben, und gegen welche feine Stlage 
vorgefommen ift, felbit dann nicht von 
diefem Gefchäfte zu entheben feien, wenn 
fi fpäter ein Arzt in ihrem Standorte 


anfiedelt, und zwar um fo weniger, ald 


fie in diefem Falle ohnedies in ihrem 
Erwerbe beſchränkt werden, indem ihnen 
an Orten, an welchen ſich ein Arzt be 
findet, ohnedies die innere Prarid un« 
terfagt ift, und endlich daß den Gemein- 
den das Recht, ihre Todtenbefchauer zu 
wählen, unbenommen bleibe. (Hflzl. 
D. v. 16. Aug. 1840 3. 33748. Bdg. 
der n. ö. Rgg. v. 27. Aug. 1840 3. 
49036. R. d. Prov. ©. ©. 22. Bd. 
Nr. 150.) 

— — uUm bei der bevorftehenden 
Aufhebung des niederen chirurgiſchen 
Studiums die Anfäffigmahung von 
graduirten Aerzten auf dem flachen 
Lande fo viel möglich zu befördern, 
findet das Miniftertum ded Innern zu 
beftimmen, daß überall, wo ein gradu- 
irter Arzt anſäſſig ift, diefem die Tod- 
tenbefchau des Bezirkes in Erledigungs⸗ 
fällen ebenfo zugewiefen werde, wie dies 
bereitö mit der Impfung und der Be: 
handlung der Findlinge der Fall iſt. 
Es verfteht ſich übrigens von feldft, 
daß dad Recht der Gemeinden, den 
Todtenbefchauer ſelbſt zu wählen, unbe: 
irrt belaffen und nur auf die Wahl ei⸗ 
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nes graduirten Doctors der Medicin, 
im Falle ein ſolcher im Bezirke ſich be⸗ 
findet, beſchränkt wird. Ebenſo iſt jenen 
Wundärzten, welche durch die Wahl 
der Gemeinden bis jetzt die Todtenbe⸗ 
ſchau in einem Bezirke beſorgen, dieſe 
in ſo lange zu belaſſen, bis nicht entwe⸗ 
der die Gemeinde ſelbſt ihm dieſe ab⸗ 
nimmt, und dieſelbe einem graduirten 
Arzte überträgt, oder durch den Abgang 
des die ZTodtenbefhau beforgenden 
Wundarzted die Stelle des Todten- 
Defhauers neu zu befegen fommt, in 
welchem Kalle felbft dann ein graduir⸗ 
ter Arzt als Zodtenbefhauer zu beftel- 
len ift, wenn der abgegangene Wund⸗ 
arzt durch einen andern erfeht wird. 
Uebrigens haben fi) die graduirten 
Aerzte dem Todtenbeihau » Gefchäfte, 
wenn ihnen ſolches übertragen wird, 
gegen Bezug der von dem Wundarzte 
bezogenen Vergütung unweigerlih zu 
unterziehen. (Erl. des Minifteriume 
des Innern v. 11. Novbr. 1848, an 
fammtl. Länderhef Pol. ©. ©. 76. 
Bd. Nr. 137.) 

Leichenbefhan, gerichtliche. Dies 
felbe hat einzutreten, wenn Jemand 
todt gefunden wird, oder auf eine offen- 
bar gemwaltfame Art um das Xeben ges 
fommen ift, oder wenn der Todtenbes 
fhauer in dem Beſchauzettel darauf 
anträgt, dann zur Conſtatirung einer 
Epidemie , oder zu wiſſenſchaftlichen 
Zweden. (Erl. der kärnth. Statth. v. 
18. Jan. 1851. 8. G. 2. für Karn- 
then. Nr. 18. ©. 28.) 

— — der Findlinge, Berfahren 
rückſichtlich der Reife-PBorticularien, f. 
Findlinge. (Vdg. v. 3. Aug. 1837.) 

— — der Findlinge, ſ. Findlinge. 

— — Borfhrift in Bezug auf den 
Erſatz der Koften, f. Sanitäts:Ans- 
lagen. 

— — deren Bornahme durch jüdi- 
fe Aerzte, f. Inden-Nerzte. 

Leichenbefchanregifter find über 
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die Sterbefaͤlle ordentlich zu führen. 
(Bdg. v. 21. Sept. 1784. Krop. Gef. 
Joſ. 6. Bd. ©. 563.) 

Leichenbefihan = Tare. Die k.k. 
Hoflanzlei Bat den Antrag, die Befchaus 
Zare der Todtenbefchauer in Wien, auf 
das urfprünglihe Ausmaß von 15 fr. 
EM. zurüdzuführen genehmigt. (Hfkzl. 
Decr. v. 30. Aug. 1821 3. 24362. 
Rggs. Vdg. v. 18. Septbr. 1821 3. 
42466. Guld. Sanit. Bdg. 5. Br. 
©. 232.) 

Leicheneröffunng, die nicht gericht⸗ 
Lid, fondern nur zur Erkenntniß der 
Krankheit vorgenommen wird, hinſicht⸗ 
lich der ift vorgefchrieben: 

1. Darf eine Leiche erft nad der 
amtlihen Todtenbefhau, und bei vor: 
handener voller Ueberzeugung des wirf- 
(ich erfolgten Todes, fohin außer befon- 
dern höchſt dringenden Fallen nie vor 
der 24. aber auch nie nad der 48. 
Stunde eröffnet werden: 

2. Soll die Eröffnung nie ohne Ein- 
willigung der Berwandten des Berftor: 
benen (mit alleiniger Ausnahme jener 
Perſonen, die in einem Krankenhauſe, 
oder außer demfelben auf öffentliche 
Koften behandelt worden, und fohin 
geftorben find) vorgenommen werden. 

3. Iſt die Section einer Teiche nur 
von einem geprüften Arzte oder Wund⸗ 
arzte vorzunehmen, und der Arzt oder 
MWundarzt, weldher den Berftorbenen 
während der legten Krankheit behandelt 
bat, fol bei diefer Eröffnung zugegen 
fein, oder wenigftens einen andern Arzt 
oder Wundarzt in feinem Namen eigens 
dazu fubftituiren. | 

4. Der Arzt oder Wundarzt, der den 
Berftorbenen behandelt hat, foll jeder- 
zeit auf dem Todtenzettel die Stunde 
anmerken, in welcher die Eröffnung der 
Leiche zufolge des $. F vorgenommen 
werden darf, und vorgenommen werden 
wird, damit von Zeit zu Zeit von dem 
hierortigen Sanitätsmagifter dort oder 
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da unvermuthete Nachficht gepflogen 
werden koͤnne. 

5. Der Arzt oder Wundarzt, der 
die Leiche eröffnet, hat zu ſorgen, daß 
bei jeder Leicheneröffnung Zufammen- 
lauf und Auffehen vermieden, und hie⸗ 
von Kinder, junge, empfindfame Leute, 
und fo viel möglich die nächften Anver- 
wandtın entfernt gehalten werden, vor: 
züglich aber, daß das Zimmer, worin 
die Section vorgenommen worden, ſo⸗ 
gleich wieder fehr gereiniget und aud« 
geluftet werde, und daß in engen und 
Heinen Wohnungen durchaus keine 
Leihenöffnung vorgenommen werde, 
fondern in foldem Kalle wird geftattet, 
diefe in der Todtenkammer auf den 
Leihhöfen, gegen vorläufige Anmel- 
dung bei dem Sanitätsmagifter vorzu⸗ 
nehmen. Sämmtliche Aerzte und Wunds 
ärzte wurden für die genaue Befolgung 
diefer Berordnung ſchärfeſtens verant- 
wortlich gemacht, und der Polizei-Ober- 
Direction und dem hiefigen Magiftrat, 
dann indbefondere dem Sanitätsmagi- 
fter in der Nefidenz, auf dem Lande 
aber ſämmtlichen politifhen Behörden 
und insbefondere allen Kreisärzten die 
genauefte Auffiht auf die pünctliche 
Befolgung diefer Verordnung aufgetra⸗ 
gen. (R. d. Rggs. Vdg. v. 9. Juni 
1804. Krop. Gef. Franz. 18. Bd. ©. 
501.) ©. Leichenbeſchan. 

Leicheneroͤffnungen in Hofgebäu⸗ 
ten, ſ. Hofgebände. 

— — find vor mal 24 Stunden 
nicht vorzunehmen, f. Leichen. 

Leichenhöfe. Da an vielen Orten 
noch innmer ter Mißbrauch befteht, daß 
die DVerftorbenen neben ihren Anver: 
wandten und nicht in reihenmäßiger 


Drdnung auf den Gottesädern begra⸗ 


ben werden, und dadurd geſchieht, daß 
öfters halbverweſte Körper ausgegra⸗ 
ben, und dadurd der menſchlichen Ge: 
ſundheit ſchädliche Ausdünftungen fi 
verbreiten, fo wurde den Kreisäamtern 
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aufgetragen, an allen Orten ihrer Be 
zierte, wo dieſer Mißbrauch noch im 
Schmwunge gebt, deffen Abſchaffung zu 
veranlafien, und auf deffen künftige Un- 
terbleibung zu wachen, auch im Falle 
einer Widerfeglichkeit den Todtengräber 
mit Arreft, den Pfarrer aber, der diefen 
Mißbrauch ferner geftattete, das erfte 
Mal mit 3, das zweite Mal aber mit 
6 Reihsthalern zu beftrafen. (Hof-D. 
v. 5. Dec. 1783. Krop. Gef. Iof. 6. 
Bd. ©. 548.) 

Leichenhöfe. Bon nun an follen alle 
Gruften, Kirchhoͤfe oder fogenannte Got» 
tesäcker, die fich inner dem Umfange der 
Ortſchaften befinden, geſchloſſen, und 
anftatt folder, neue, außer den Drt- 
haften in einer der Erhaltung der öf- 
fentlihen Gefundbeitszuftände ange: 
meflenen Entfernung vom Orte audge: 
wählt werden. Ferner follen alle und 
jede Leiche, wie bisher fo auch künftig» 
bin, von ihrem Sterbehaufe aus, nad 
der legtwilligen Anordnung der Verſtor⸗ 
benen, oder nah Peranftaltung ihrer 
Angehörigen, nad Vorfchrift der Stol- 
und Conductdordnung bei Tage oder 
auf den Abend in die Kirche getragen 
oder geführt, fodann nach abgefunges 
nen gewöhnlichen Kirchengebeten einge⸗ 
fegnet und beigejeßt werden, von dan⸗ 
nen aus aber hernach von der Pfarre 
in die außer den Ortfchaften gewählten 
Gottesäder zur Eingrabung überbradt 
werden. Zu diefen Gottesädern ift ein 
der Volksmenge angemeffener hinläng⸗ 
licher Plab zu wählen, welcher feinem 
Waſſer ausgefeht, noch fonft von einer 
ſolchen Erdengattung ift, daß felbe die 
Faulung verhinderte. If nun Diefer 
Grund ausgeſucht, fo ift er mit einer 
Mauer zu umfangen, und mit einem 
Kreuze zu verfehen. Endlih foll den 
Anverwandten oder Freunden, welde 
der Nachwelt ein befonderes Denkmal 
der Liebe, der Hochachtung oder Der 
Dankbarkeit für den Berftorbenen dar- 
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ſtellen wollen, allerdings geſtattet ſein, 
dieſen ihren Trieben zu folgen; dieſe 
find aber lediglich an den Umfang der 
Mauer zu errichten, nicht aber auf den 
Kirchhof zu ſetzen, um da keinen Plaß 
zu benehmen. (Hof⸗D. v. 23. Aug. u. 

13. Sept. 1784. Krop. Gef. Iof. 6. 
Bd. ©. 548 bie 552.) 

Leichenhöfe. Se. k. k. Mai. haben 
auf einen von der k. ung, fiebenb. Hof: 
fanzlei wegen gemeinfhaftlider 
Beerdigung verfhiedener Blau 
bensgenoffen erftatteten Bortrag 
tefolvirt: 

1. Ueberall, wo eme jede Reli- 
gionspartei der Inwohner einer Ge⸗ 
meinde einen befonderen Gottes: 
ader für fih hat, fol diefelbe aud 
fünftig in dem Genuſſe dieſes Gottes: 
aders verbleiben. Eben fo verbleibt 
auch überall der usus des gemeinjchaft- 
lihen Begräbniffes verſchiedener Reli- 
gionsparteien in stalus quo, wo immer 
diefer bisher beftanden hat. 

2. Snwohnern von einer dritten Re⸗ 
ligion eben diefer Gemeinde, welche mit 
feinem eigenen Friedhofe verſehen find, 
fteht es frei, in jenem der vorhandenen 
Gottesäcker fih begraben zu laffen, wo 
fie es wünſchen, ohne an einen oder 
den andern der vorhandenen ausdrüd: 
li gebunden zu fein. 

3. Einzelne Ortsinwohner einer ſol⸗ 
chen Religion, welche bei einer Gemeinde 
mit feinem Friedhofe verfehen ift, ſollen 
in dem vorhandenen Gottesader auch 
anderer Religion begraben werden, und 
der nächfte Geiftlihe der Religion, zu 
welcher der Verftorbene ſich bekannt hat, 
muß die Function verrichten; konnte 
aber jener zur angemefjenen Zeit nicht 
beigeholt werden, fo muß die in dem 
Drte anmwefende Geiftlichkeit die Leiche 
zur Grabſtätte begleiten. 

4. Jedem fteht es frei, ſich mit dem 
öffentlichen Gepränge der Religion, zu 
welder ex fi bekannte, begraben, des 
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im Orte befindlichen Gelaͤutes ſich bes 
dienen, und das feiner Religion ange 
meſſene Zeihen an feiner Grabſtätte 
feßen zu laffen, ohne fi oder feinen 
Religionegenoffen hierdurch ein befon- 
deres Recht zum Nachtheile der andern 
Neligionspartei zuzueignen, und der 
Geiftlihe, fo wie aud die Gemeinde 
der andern Religion, zu welcher eigent- 
lich der Friedhof gehört, darf hierein 
fein Hinderniß legen, viel weniger aber 
diefe nad) der Sitte des Landes zum 
characteriſtiſchen Kennzeichen der Reli 
gion, zu welder fi) der Zodte bekannt 
bat, ausgeſetzten Zeichen nach der Hand 
vertilgen. 

5. Bei allen Gemeinden, weldhe aus 
Inwohnern verfhiedener Religionen 
beftehben (wo man doch immer nebft den 
katholiſchen nur die fogenannten Tole⸗ 
rirten, nämlih Evangelifhen, Refor- 
mirten und Richtunirten verfteht), muß, 
wenn ed um die Ausftedung eines 
neuen Friedhefes zu thun ift, durch die 
Kreisbehörde dafür geforgt werden, 
dag ein gemeinfchaftlicher Friedhof er 
richtet werde, es fei denn, daß die zu 
große Population einer ſolchen Ge⸗ 
meinde, oder aber die phyfiſche Lage 
eines Ortes mehrere ald einen Friedhof 
erfordern würde. ’ 

6. Wo für zwei oder mehrere Reli- 
gionsparteien ein gemeinfdhaftlicher 
Sottesader beftimmt wird, ift ed der 
freien Willkür diefer Parteien zu über: 
laffen, ob fie den Kriedhof unter fi 
ftrihweife eintheilen, oder nach der 
Reihe ohne Unterfhied der Religion 
begraben werden wollen. Falls fie fi 
hierüber nicht einverfichen können, fo 
it durch die SKreisbehörde die Sache 
dahin zu entfcheiden, daß die Leichen 
fo, wie fie vorfallen, in einer auf ſich 
folgenden Reihe beigefeßt werden. 

7. Wenn Jemand bei Ermanglung 
des Friedhofes eigener Religion in den 
nächſtliegenden Friedhof der Religion, 
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zu welcher er ſich befennet, begraben zu 
werden wünſcht, fo ift ihm diefes auch 
fünftig wie bisher zu geftatten. 

8. Reifende anderer Religion, ale 
jener, welche in dem Lande tolerirt wer: 
den, müſſen ebenfalld in dem vorhande- 
nen Friedhofe, er moͤge gemeinſchaftlich, 
oder einer beſondern Religion eigen 
ſein, aufgenommen werden, und der in 
dem Orte anweſende Geiſtliche muß die 
Function verrichten, wobei jedoch Ju⸗ 
den und Mohamedaner nicht verftanden 
werden. 

9. Berfteht es fich von felbft, daß 
bei Errichtung gemeinſchaftlicher Fried⸗ 
höfe die diesfalls beitehenden Sani- 
tät8porfchriften immer gegenwärtig zu 
balten find. (9. h. Entſchl. v. 26. Mai 
1788. Hof⸗D. v. 12. Aug. 1788. R. 
d. Rggs. Bdg. v. 21. Aug. 1788.) 

Leichenhöfe in Wien. 

1. Es ift den Todtengräbern aufzu- 
tragen, daß fie künftig die Spitalslei- 
hen ebenfalls in die Reihe der übrigen 
Gräber, worein die Särge geſenket wer- 
den, begraben, und dieje Gräber, fobald 
6 Spitalsleihen darin find, alfogleich 
zufharren follen. Nur in dem Falle 
dürfen mehrere Spitafsleihen in eine 
Grube kommen,“ wenn an eimem Abende 
mehrere derfelben gebracht werden, doch 
darf ihre Zahl nicht zehn überfchreiten, 
die übrigen Spitalsleihen find ſodann 
in die nächſte Grübe zu legen, in wel 
her Zodte in Särgen liegen, wo fo- 
dann auch diefe Grube, wenn fle hier- 
durch mit 2 Kindern, vier, oder ohne 
Kinder 5 große Leichen enthält, auf der 
Stelle zuzufüllen ift. Ueberhaupt müf- 
fen die Spitalsleihen fpäteftens bis in 
der Früh ordentlih mit Erde bedeckt, 
und ihre Gräber vollends gefüllt fein. 

2. In die Gräber der Todten mit 


*) Eine Grube muß nad der Vorjchrift 
n € fin. lang, 4 Schub breit und 6 Schub 


317 


Leichenhöfe. 


Särgen dürfen vorſchriftmäßig nur vier 
große Leihen und 2 Kinder, in Er: 
manglung der Kinder aber 5 große Lei⸗ 
hen gelegt werden, es iſt daher gar 
keine Urfache vorhanden, warum 2 Graͤ⸗ 
ber mit Leichen zugleich offen fein foll- 
ten; den Todtengräbern ift demnach 


“einzufhärfen, daß diefes fünftig nie 


mehr gefchebe, fondern, wenn ein Grab 
bereits vier große Leichen enthält, und 
es find Leine Kinderleihen vorfindig, 
ift noch die fünfte große Leiche beizules 
gen, und das Grab zuzuwerfen. 

3. Um allen Leichengeruch fo viel 
möglih abzuwenden, follen die Todteu⸗ 
gräber die Gemeindfärge jederzeit rein, 
fauber und offen halten, damit der Ge⸗ 
ruch fi verziehe, und die etwa hineins 
gefommene Jauche abgewafchen werde. 


. Eben fo müffen 


4. die Beifeßfammern von den Tod- 
tengräbern immer rein gehalten, und 
die etwa darin nöthigen Reparaturen 
jedesmal fogleich der Behörde gemeldet, 
und von felber ohne Säumniß vorge: 
nommen werden. 

5. Um fider zu fein, daß dieje hie- 
mit getroffene Verfügung und die Der- 
ordnung v. 30. Auguft 1784 von den 
ZTodtengräbern auch befolgt werde, und 
diefe Leute unter einer ununterbroche⸗ 
nen Auffiht ftehen; jo wird dem In⸗ 
fections = Ober - Chirurgus hiemit zur 
Pflicht gemacht, wenigftens im Anfang 
täglich, nachher aber jeden zweiten oder 
dritten Tag fih auf einen oder den an⸗ 
dern Gottesacker zu begeben, und nach⸗ 
zufehen, ob alles Angeordnete gehörig 
befolgt wurde. Findet er, daß fih ein 
Zodtengräber aus bloßer Halftarriyfeit 
oder Liederlichkeit hierin etwas habe zu 
Schulden fommen laſſen, fo hat er fol« 
ches ohne weiters der nächſten Polizei 
Bezirks « Direction zu melden, welche 
den Schuldigen fogleich in das Polizei- 
haus zu fchaffen bat, wozu er nach Be⸗ 
fund feines Vergehens auf der Stelle 
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gezüchtiget werden wird. Damit aber 
auch die Landesftelle von der genauen 
Befolgung diefer Anordnung überzeugt 
werde, fo bat der Infections⸗Ober⸗Chi⸗ 
rurgus über den Befund der Gottes⸗ 
ader von Zeit zu Zeit feine Rapporte 
an den Sanitätsmagifter abzuftatten, 
welcher fie an die Landesſtelle einzuber 
gleiten, und bisweilen durch den Au⸗ 
genſchein fi von der Richtigkeit der- 
felben zu überzeugen bat. (N. ö. Rggs. 
Decr. v. 4. Zuni 1796. Ferr. Sanit. 
Vdg. 1. Bd. S. 126.) | 
eichenhöfe. Aus Anlaß einer 
Trage des zu Wien befmdlihen Eonfl- 
ſtoriums Augsburgifcher Eonfeffion, ob 
naͤmlich den Proteftanten bei Beerdi- 
gungen ihrer Glaubensgenofjen das 
Singen auf den Friedhöfen nad der 
Berordnung v. 12. Auguft 1788 er- 
laubt, oder aber nach der früheren vom 
23. Auguft 1784, unterfagt bleiben 
ſolle, wird demfelben die Weifung er- 
theilt, daß, nachdem die Verordnung v. 
12. Auguſt 1788 blos als eine Erläus 
terung jener v. 23. Aug. 1784 anzu- 
fehen fei, und den Proteftanten, bei 
welchen das Singen auf den Friedho- 
fen ohnehin nicht wefentlih zum Ritus 
gehöret, immer noch freiftehe, die Xei- 
hen in ihren Bethäufern, oder falls ſich 
in dem Orte der Berftorbenen keines bes 
findet, in dem Haufe des Berftorbenen 
felbft unter dem nach ihrem Ritus ge⸗ 
bräuchlichen Geſange feierlih beizuſe— 
tzen, von da aber nach der deutlichen 
Vorſchrift v. 23. Aug. 1784 ſelbe im- 
mer verbunden bleiben, die Leichen in 
der Stille ohne Geſang auf die außer 
den Ortfchaften befindlichen Friedhöfe 
zur Beerdigung zu bringen, fih aud 
gedachtes Konfiftorium, und feine Pre 
diger in Böhmen beftimmt nach erwähn- 
ter Berordnung vom Jahre 1784 zu 
achten hätten; welches den Kreisämtern 
zur Wiffenfchaft und künftigen Nachach⸗ 
tung, dann Verftändigung der dortkrei⸗ 
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figen proteſtantiſchen Prediger mit dem 
Beiſatze bedeutet wird, daß man hievon 
unter Einem fämmtlihe Geiftlichkeit 
durch die betreffenden Ordinariate ver« 
fländigen lafje, wie auch dem Superin- 
tendenten hierwegen die gehörige Wei⸗ 
fung ertheile. (Hof-D. v. 2., kundge⸗ 
macht in Böhmen den 12. Dec. 1796. 
Krop. Gef. Kranz. 8. Bd. S. 416 u. 
417.) 

Leichenhöfe. Das Confiſtorium 
erhielt den Auftrag, allen Pfarrern und 
Seelforgern zur firengften Pflicht zu 
machen, der willtürlihen Eröffnung 
die Gräber unter keinem Borwande 
Statt zu geben, fondern auf die reihen⸗ 
weije Beerdigung der Leichen bei eige⸗ 
ner Berantwortung puͤnctlich zu drin⸗ 
gen. (R. ö. Rggs. D. v. 16. Februar 
1807. Guld. San. Vd. 3. Bd. ©. 5.) 

— — Nachdem e3 fih auf dem 
Lande hie und da ereignet hat, daß auf 
den Xeichenhöfen der zur Beerdigung 
der Leihen bendthigte Pla dur die 
Errichtung befonderer Grabmäler über- 
mäßig verringert, und hiedurch die Vor⸗ 
fhrift über die Art der Beerdigung der 
Todten felbft ganz außer Acht gelaffen 
wurde; fo ift für die Zukunft, fo wie 
bier in der Stadt, Niemandem die Er- 
tihtung eines eigenen Grabmales ans» 
ders, als nur an der Mauer des Lei- 
henhofes zu geftatten. (R. 6. Rage. 
Decr. v. 23. Sept. 1807 3. 30055. 
Guld. ©. B. 3. Bd. ©. 37.) 

— — Nah den beftehenden Ror« 
malien find die Gräber auf den 
Leihenhöfen in einer fortlaufen- 
den Reihe anzulegen, und ed iſt 
nicht zu dulden, daß die Verſtorbenen 
außer der Reihe neben ihren früher 
beerdigten Verwandten beftattet werden. 
weil bei der Wiedereröffnung der frü«- 
beren Pläße nach einer Reihe von Jah⸗ 
ren öfters halbverwefte Körper ausge⸗ 
graben werden. Da diefe in Sanitäte- 
Rüuͤckſichten erlaffene Verordnung Teine 
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Ausnahme unter den verfchiedenen 
Blaubensgenofien macht, und folglich 
für alle’ ohne Unterfchied gilt, fo vers 
ſteht es fih von felbft, daß fowohl die 
griehifh nicht unirte, ald au 
die ifraelitifhe Gemeinde fi 
an diefe Ordnung genau zu hal⸗ 
ten babe, zu welchem Ende der Ober: 
Infectiond-Wundarzt fortan dieftrengfte 
Auffiht darüber zu pflegen hat. Was 
die Denkmäler und die eigenen 
Gräber der niht unirten gries 
chiſchen Gemeinde belangt, fo ift 
fein Grund vorhanden, für diefelbe et- 
was Anderes gelten zu lafjen, ald was 
den Katholiten dieferwegen anbefohlen 
ift. Die befagte griechifch- nicht unirte 
Gemeinde, die feinen eigenen Leichen⸗ 
hof befibt, fondern einer beitehenden 
Uebung gemäß, ihre Xeichen in dem 
allgemeinen Leichenhofe für die Katho- 
liten außer der St. Marrer = Linie auf 
einem abgefonderten Plabe begraben 
läßt, und für eigene Gräber und Denk» 
mäler eine mindere Tare als jene der 
Katholiken bisher bezahlte, hat ſich da- 
ber künftig ganz den für Katholiken be 
ftehenden Anordnungen zu unterziehen, 
und nit nur allein die Bewilligung 
zur Errihtung von Monumenten und 
Ertragräbern an der Mauer, von Fall 
zu Fall, immer bei der nieberöfterr. 
Regierung anzufuchen, fondern fie hat 
auch die nämlichen für Die Katholiken 
vorgejhriebenen Zaren zu entrichten. 
Um den bei der griechifch = nicht⸗unirten 
Gemeinde bei Setzung der Monumente 
eingerifienen Unordnungen vorzubeugen, 
iſt die Wahl der Pläbe zu den Gräbern 
und Denkmälern nicht mehr wie bisher 
der freien Willkür der Parteien zu über- 
laſſen, fordern es find die Pläbe hierzu 
nah eingeholter Bewilligung, immer 
von dem Ober » Infectiond - Wundarzte 
genau anzumeifen. Endlich, fo viel es 
den ifraelitifhen Leihenhof 
außer der Nußdorfer Linie be— 
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langt, fo iſt fein Grund vorhanden, 
die Aufftellung der befonderen Gräber 
und Denkmäler in demfelben gerade an 
die Mauer zu beſchränken, weil befagter 
Leihenhof eın Eigentum der jüdifchen 
Gemeinde ift, und weil die Nothwens 
digkeit zur Erfparung des Raumes, die 
Ertra-Gräber und Denkmäler aus öko⸗ 
nomifhen Rüdfihten, wie bei den Ka⸗ 
tholiten, nur an die Mauer anzubrin- 
gen, bier nicht vorhanden ift, indem 
die Koften zur Erweiterung des Lei: 
chenhofes nicht, wie bei den Katholiten 
dem Kirchenfonde, fondern der ifraelitis 
[hen Gemeinde ſelbſt zur Laft fallen, 
Aus diefem namlihen Gtunde kann von 
derfelben auch feine Tare für die Errich⸗ 
tung der Gräber und Denkmäler abge: 
fordert werden, weil der Leichenhof ihr 
Eigenthum ift. Der Ober» Infertiong: 
Wundarzt hat übrigens den jüdifchen 
Leichenhof gleichwohl öfters zu infpici- 
ten, und zu wachen, daß bei Beerdi- 
gung der Leichen nichts Sanitätswidri⸗ 
ges vorgenommen werde. (R. ö. Rogge. 
Vdg. v. 27. Octbr. 1820 3. 46731. 
Buld. Sanit. B. 5. Bd. ©. 186.) 
Leichenhöfe. Um dem allgemein ge- 
fühlten Bedürfniffe auch bezüglid 
einer gefälligen Art der Kirch— 
böfe zu entfprechen, wurde angeordnet, 
daß die Umfangsmauern der befteben- 
den und künftig zu errichtenden Kirch⸗ 
böfe mit hocdhftämmigen Bäumen, wo⸗ 
ducch eine gefälligere Außenfeite und 
zur Sommerszeit Schuß gegen die bren- 
nenden Sonnenftrahlen gewonnen wird, 
bepflangt, bei Anträgen auf die Errich⸗ 
tung neuer Kirhhöfe aber auf das Por- 
tale oder den Eingang, auf die innere 
Eintheilung des Leichenhofes und die 
dem Eingange gegenüberflehende Haupt⸗ 
feite ein befondered Augenmerk gerich« 
tet, und überhaupt alle jene Gebrechen, 
welde dem Zwecke einer gefälligen Aus 
Benfeite der Kirchhoͤfe entgegenftehen, 
befeitigt werden. (Dec. des böhm. Sub, 
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v. 18. Mai 1832 3. 19497. Obent. 
3. Bd. ©. 133.) 

Leichenhöfe. Wenn der Wr. Magi⸗ 
ftrat ſich beſtimmt findet, darauf einzura⸗ 
then, daß von der Reg. zur Einfaſſung 
eines Grabes auf einem zu Wien gehös 
rigen Leichenhofe mit einem Gitter die 
Bewilligung ertheilt werde, fo hat der- 
felbe feinem Antrage jedesmal das 
Gutachten des Ober-Infectiong:Wund- 
arztes und des Sanitats-Magifters bei, 
zuſchließen (Kggs. Vdg. v. 2. Mai 
1835 3. 23920. Sn. S. Vdg. v. 3. 
1835. Rr. 40.) 

— — Ans Beranlaffung eines fpe- 
ciellen alles hat die k. k. vereinigte 
Hoflanzlei erinnert, daß, wenn die Ent- 
fernung der Leichenhöfe von dem näch⸗ 
ften Wohngebäude mehr als 5 Klafter 
beträgt, fo fei eine ſolche Entfernung 
binlanglih, um jede Beforgniß einer 
fanitätswidrigen Einwirkung zu befei- 
tigen; indem es in der Provinz häufig 
vorfomme, dag Pfarrhöfe und Schul⸗ 
häuſer den Leichenhöfen nahe fituirt 
feien, ohne daß dieferwegen eine Trans⸗ 
ferirung derfelben für nothiwendig er- 
fannt werde. (Hflzl. D. v. 24. Mai 
1835 3. 12404. Rggs. Vdg. v. 30. 
Mat 1835 3. 29797. Kn. S. V. v. 
J. 1835. Nr. 43.) 

— — Regulirung des Lei- 
henhofes zn St. Marrin Wien. 
Nudfihtlih des St. Marrer Leichen: 
hofes findet die Regierung Folgendes 
anzuordnen: 

1. Da commiffionell erhoben wurde, 
daß auf dem Reichenhofe zu St. Marr 
die allgemeinen Schadten bi 8 Schuh 
tief ohne Gefahr gegraben werden fön- 
nen, auch feit einigen Jahren fo tief 
gegraben und in felbe 8 bis 10 große 
Saͤrze eingelegt worden find, fo findet 
die Regierung zur möglichften Scho- 
nung des Erdreiched und zum ergiebi« 
gen Auslangen des für die allgemeinen 
Schachten beftimmten Raumes anzuord- 
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nen, daß die Schachten 8 Schuh tief 
der Regel nach gegraben und in einen 
Schacht 10 große Särge oder 8 große 
und 4 Kinderfärge, von Spitalleichen 
aber, welche feine Särge haben, 15 ge 
legt werden koͤnnen. 

2. Da die bisher gemadte Erfah— 
rung zeigte, daß die urſprüngliche Vor— 
ſchrift, wornach Denkmäler nur allein 
an der Mauer und längs derfelben an- 
gebracht werden follten, blos auf kurze 
Zeit, nämlich bis zur Ausfüllung jenes 
Raumes erfüllt werden könne, daß durch 
das Befefligen der Denkmäler an die 
Mauer und Aufftellung nächſt denfelben 
in der Zeitfolge jede Reparatur an der 
Mauer Außerft erſchwert, und eine not: 
wendige Erweiterung des Leihenhofes 
ohne Entfernung der Denfmäler bei: 
nahe unmöglich fein würde, daß über 
furze Zeit abermals wieder zu gleichen 
Mapregeln wie in der leßteren Zeit ge- 
fohritten werden müßte und daß es den 
um eine eigene Grabftätte fammt Mo- 
nnment einfchreitenden Barteien äußerſt 
viel daran gelegen iſt, das Denkmal für 
den Berblichenen zunächft feiner Ruhe— 
ftätte aufgeführt zu wiflen, ed auch äu⸗ 
Kerft hart erſcheinen muß, derlei Par: 
teien in dem Augenblicke des Berluftes 
ihrer Angehörigen den oft einzigen 
Troſt und letzten Wunſch verfegen zu - 
müffen,, fo findet die Regierung es bei 
dem neu einznfaffenden Leichenhofe zu 
St. Marr von der bisherigen Vorſchrift 
rückſichtlich der Art der Aufitellung der 
Monumente ablommen zu laffen, und 
folgenden Borgang anzuordnen: 

a) In diefem Leichenhofraume ift den 
Barteien nicht mehr zu geftatten, un: 
mittelbar an die Leichenhofmauer Denk⸗ 
mäler oder Denkfteine, fondern nur 
ganz frei ftehende Denkmäler zu er: 
richten. 

b) Sind für Ertragräber mit Denk⸗ 
mal und Umgitterung, dann für Ertra- 
gräber mit Denkmal und für einfade 
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Ertragräber, d. i. ohne Monument ab» 
gefonderte Bläbe und zwar in der Art 
zu beflimmen , daß die umgitterten 
Grabftätten und Denkmäler ausfchlies 
Bend nur allein in der Reihenfolge zu- 
nähft der neu aufzuführenden Einfrie- 
dungsmauer errichtet werden dürfen, 
daß Dagegen in dem innern Raume von 
den umgitterten Ertragräbern mit den 
eigenen Gräbern mit Monumenten in 
der Art und Weife, wie diefes in den 
legteren Jahren der Fall war, fortge- 
fahren, für eigene Gräber aber ohne 
Monument gleihfalld ein abgefonder- 
ter, dem Bedarf entfprehender Raum 
gewidmet werden fol. 

e) Diejenigen Parteien, welche eine 
Umgitterung der Grabftätte und des 
Monumentes nachſuchen, und in der 
Zeitfolge die verftorbenen Verwandten 
in diefen Separatgräbern beigelegt zu 
haben wünfchen, find verhalten, die an- 
gekauften Gräber von Grund aus in 
der erforderlichen Tiefe ausmauern zu 
laffen. 

d) Ertragräber mit Monumenten, 
jedoch ohne Umgitterung, dürfen der 
Regel nach nicht audgemauert werden 
und es kann nur mit Regierungsbewil- 
ligung für verdienftvolle Staatsmär- 
ner eine ausnahmsweife Ausmauerung 
wie bisher ohne Erhöhung der Tare 
Platz greifen. 

e) Separatgräber ohne Monument 
dürfen aber in keinem Falle audge- 
mauert werden. 

3. Den Anverwandten eines Ber- 
florbenen, für welchen die Bewilligung 
zu einem Ertragrabe mit einem Denk⸗ 
male nach den beftehenden Vorſchriften 
bemerft worden ift, ſteht das Eigen⸗ 
thumsrecht auf diefed eigene Grab zu, 
und e3 kann demnach nur dann geftat« 
tet werden, die fernere Benüßung derlei 
Grabſtätten andern Parteien zu über- 
lafjen, wenn die errichteten Monumente 
in einen fo verwahrloften und baufäl- 

Baleisty, Handb. d. Poliz. Gef. IL 
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ligen Zuftand gerathen follten, daß aus 
diefem Zuſtande gefchlofien werden 
koͤnnte, daß die Angehörigen des Ver⸗ 
ftorbenen auf ihren Kortbeftand keinen 
Werth mehr legen, und wenn hierüber 
durh Einvernehmen der Verwandten 
die Ueberzeugung verfhafft wird, daß 
fi diefe mit der Caſſirung einverftan- 
den erklären, oder wenn die Verwand⸗ 
ten nicht aufgefunden werden könnten, 
das Monument aber wegen feiner Bau- 
fälligleit und wegen der Gefahr vor 
Beihädigung nicht ferner belaffen wer- 
den könnte. Auf eigenen Gräbern ohne 
Monument ruht Fein Eigenthumsrecht 
und es bat daher bei denfelben auch 
noch fernerhin nah Berlauf von 10 
Jahren wie bei den allgemeinen Schach: 
ten die Umgrabung und weitere Ver⸗ 
wendung einzutreten. 

4. Rüdfihtlih der Beilegungen der 
Berwandten in die Ertragräber vor 
der geſetzmäßigen Zeit wird Folgendes 
angeordnet: 

a) In eigene Gräber mit Monument 
und Grabesumgitterung dürfen gegen 
Entrihtung der Targebühr eines Er. 
tragrabes ohne Monument für jede 
Leiche anſtandlos Beilegungen Statt 
finden; eben dasfelbe gilt 

b) bei jenen Ertragräbern mit Mo⸗ 
nument, jedoch Umgitterung, wozu aus⸗ 
nahmsweiſe zum Ausmauern die Res 
gierungs » Bewilligung erlangt wurde. 

5. Bei nicht ausgemauerten Ertra- 
gräbern mit und ohne Monument dür- 
fen jedoch vor der Zeit die Eröffnungen 
der Gräber und Beilegungen der An- 
verwandten nur dann zugeflanden wer: 
den, wenn diefes der Sanitäts » Magi« 
fter aus Sanitäte- und Polizei - Rüd- 
fichten zuläffig finden follte, daher ohne 
feine ſchriftliche Beiſtimmung keine Bei⸗ 
legung in nicht ausgemauerte eigene 
Graͤber Platz greifen darf. (Vdg. der n. 
d. Reg. v. 17. Nov. 1836 8. 64389. 
Prov. G. S. 18. Bd. 9 281.) 
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Leichenhoͤfe in Wien. Mit Bezie⸗ 
hung auf die hinfichtlich des St. Marxer 
Leichenhofes mit Reggs. Decr. v. 17. 
Novbr. 1836 3. 64389 dem Wiener 
Magiſtrate ertheilte Weiſungen, in ſo 
fern dieſelben ſich nicht auf die indivi⸗ 
duellen Verhältniſſe jenes Leichenhofes 
beziehen, wird Folgendes bedeutet: 

1. In Beziehung auf die Tiefe der 
Ausgrabung der Schachte und die Zahl 
der in ſelbe beizulegenden Leichen, hat 
es in dem Matzleinsdorfer, Hundsthur⸗ 
mer und Schmelzer Leichenhofe bei der 
bisherigen Uebung zu verbleiben, nur 
in dem Währinger Leichenhofe find in 
die 7 Schuh tiefen Schachte 10 bis 12 
Leichen beizulegen. 

2. Was die Benügung des Raumes 
für die verfhiedenen Gattungen der 
Gräber betrifft, fo ift im Hundethur- 
mer Leihenhofe künftig mit Errich⸗ 
tung von eigenen Gräbern mit Denk⸗ 
mälern und Gittern bei der linken Ede 
am Eingange des Leichenhofes in der 
zweiten Graäberreihe zu beginnen, bei 
den eigenen Gräbern jedod mit Monu- 
menten ohne Umgitterung wie bisher 
fortzufahren, und der übrige für Schach» 
ten gewidmete Leihenhoftheil noch fort. 
an wie bisher zu benügen. Im Map- 
leinsdorfer Leihenhofe ift die 
Abtheilung der Gräber wie bisher bei. 
zubehalten und für die Zukunft der von 
der Commiſſion an Ort und Stelle bes 
ſtimmte Plab für Ertra« Gräber mit 
Monument und Umgitterung zu ver 
wenden. Im Schmelzer Leihen: 
hofe find auf den neu einzufriedenden 
Raume an der neuen Leichenhofmauer 
die umgitterten Gräber, in der Mitte 
aber die unvergitterten mit Monument 
in fortgefegter Reihe aufzuftellen. 

3. In Beziehung auf die wegen Er- 
rihtung der Ertra- Gräber mit Monue 
menten und lmgitterung einzig auf 
den Schmelzer Leichenhofe nothwendig 
werdende Erweiterung, wozu bereits 
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der Grund angefauft ift, ift derfelbe in 
der Art einzubeziehen, daß die 2 kür- 
zeren Theile mit einer neu zu errichten- 
den Mauer, der längere aber, welder 
die Breite des Leichenhofes ausmacht, 
duch Umfegung der dermal beſtehenden 
Dreterwand eingefriedet werde. 

4. Der MRagiftrat hat das Erforder- 
derliche zu veranlaffen, daß die ſcharfen 
Spißen an den Stäben der Grabesgit⸗ 
ter an ſaͤmmtlichen Leichenhöfen anf 
Koften der Parteien befeitigt und im 
Zukunft feine derlei ſpitzig auslaufen- 
den Gitter mehr zu errichten geftattet 
werde. 

5. Endlih hat der Magiftrat das 
Röthige wegen Austrodinung des fum- 
pfigen Bodens im Schmelzer Leichen: 
bofe und Auobeſſerung des zum Wäh⸗ 
ringer Leichenhofe führenden ſehr ſchlech⸗ 
ten Weges zu verfügen. Saämmtlichen 
Pfarren ift übrigend die Weiſung er- 
theilt worden, daß mit der zur Beerdi⸗ 
gung überbrachten Leiche auch die Zet⸗ 
tel, welche die Zodtengräber zur Be⸗ 
erdigung ermächtigen, wie felbe von 
dem Kirchenmeifteramte zu. St. Ste 
phan ausgefertigt zu werden pflegen, 
überfendet werden. (Vdg. der n. 6.8. 
v. 30. Juni 1837 3. 31280. Kn. ©. 
V. 3. 1837. Rt. 52.) 

Leichenhöfe. Nachdem die der Jour⸗ 
naliſtik angehörigen hiefigen Literaten 
es fi bereits wiederholt beitommen 
liegen, bei Functionen auf Friedhöfen 
dur Ablefung von Reden und Abſin⸗ 
gen von Trauer » Santaten eine Feier⸗ 
lichkeit zu verbinden, welche bisher dem 
katholiſchen Ritus fremd ift, fo fand 
fi die b. Polizei » Hofftelle veranlapt 
mit Hofs Decrete v. 1. Rov. 1846 3. 
11823 anzuordnen, daß die Bezirks⸗ 
Directionen, in deren Bereiche Fried⸗ 
höfe liegen, ein befonderes Augenmerk 
auf derlei befondere Feſtlichkeiten rich 
ten, auch dahin trachten follten, ſchon 
vor deren Beranftaltung Kenntniß zu 
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erlangen, um bei Zeiten hierüber die 
Anzeige machen zu koͤnnen. In den 
Fällen, in welchen die betreffenden Be⸗ 
zirks⸗Directionen nicht in der Lage ſein 


ſollten, ſchon das Project einer derar⸗ 


tigen Feier vorläufig anzeigen zu kön⸗ 
nen, bat felbe doch gleich nach deflen 
Berwirklihung die Umflände, unter 
welchen, dann wie und auf was für Art 
diefe Feier ſtattgefunden, und zu wel« 
hen Bemerkungen diefelbe etwa Anlaß 
geboten habe, mit aller Genauigkeit zu 
erheben und hierüber unverzüglich einen 
umftändlihen Bericht zu erftatten. 
(Eirc. der ?. k. Bol. Ob. Dir, v. 13. 
Nov. 1846 3. 1703/R.) 
Leichenhöfe,wegen Entfernung 
der Leichenhoͤfe aus den Ortſchaf⸗ 
ten. Aus wichtiger ſanitätspolizeili⸗ 
cher Rückſicht iſt durch viele ältere und 
neuere Verordnungen ausdrüdlich be⸗ 
ſtimmt worden, daß alle Leichenhoͤfe in 
. einer angemeſſenen Entfernung außer⸗ 
Halb der DOrtfchaften angelegt werden 
follen, und es ift insbefondere durch 
das in Kraft beftehende Hofdecrei vom 
23. Aug. 1784 (KRaifer Jofef I. Ge 
febe 6. Bd. ©. 584) verordnet, daß 
alle Sottesäcer, welche innerhalb eines 
bewohnten Drtes find, gefchloflen, und 
an entfernte Orte verlegt werden follen. 
Da in Oberöfterreih noch fehr viele 
Leichenhöfe ſich mitten in Ortfchaften 
befinden, fo wird im Intereſſe des all- 
gemeinen Gefundbeits » Zuftandes die 
obige Vorſchrift hiemit in Erinnerung 
gebradht, und die Bezirkshauptmann⸗ 
ſchaften zu deren ftrengfter Handhabung 


aufgefordert. Zu diefem Ende ift ſich 


fogleih die Meberzeugung zu verſchaf⸗ 
fen, wo noch ſolche vorſchriftswidrige 
Leichenhoͤfe beſtehen, und iſt wegen 
Ausmittlung von neuen, zweckmäßig 
gelegenen Leichenhöfen die Berhand» 
lung durchzuführen, wobei wie immer 
Namen habende Einftreuungen nicht zu 
hören fein werden. (Erl. der o. öfterr. 
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Stth. v. 3. Juli 1851 8. 11747. 8. 
G. 3. Rr. 260.) 

Leihenhöfe. Errihtung von Fa⸗ 
miliengrüften, f. Gruft. 

— — Taxe für die eigenen Gräber, 
f. Gräber. 

— — Borgang bei Bewilligung der 
eigenen Gräber und Denkmäler, fiehe 
Gräber. 

— — f. Todtengräber= Dienft: 
Ordnung. 

— — f. Akatholiken, Gräber, 
GStrabmäler, Gruft, Leichenwägen, 
Todtengräber. 

Leichenfammern find bei den Kir⸗ 
hen zu errichten. (Hofdec. v. 7. März 
1771. Krop. Gef. M. Theref. 6. Bd. 
©. 336.) 

— — follen von Stein gebaut, die 
Fenſter mit Drahtgittern, die Kammern 
felbft aber mit Defen verfehen werden, 
um im Winter das Erfrieren eines viel: 
leicht nur ſcheinbar Todten zu verhin- 
bern. Auf dem Boden ift eine 6 bie 7 
Zoll hohe Unterlage anzubringen, um 
die Särge darauf ftellen zu Fönnen. In 
diefen Kammern müffen die Leichen, 
welche man im Haufe durch die vorge⸗ 
fhriebenen 48 Stunden nicht behalten 
Fann, mit offenem Sarge beigefeßt, und 
an ihre Hand eine Schnur befeftiget 
werden, die an einer Glode hängt, 


welche in dem Zimmer des nächſt woh- 


nenden Todtengräbers befindlih if. 
Diefe Kammern find auch zur Rachtzeit 
zu beleuchten, und die Thür fol von 
außen wohl verfchloffen, von innen aber 
leicht zu eröffnen fein. (Hofd. v. 22. 
Dec. 1796. Krop. Gef. Franz. 8. Bd. 
©. 441. U. h. Entſchl. v. 19. Febr. 
Hof-Decr. v. 25. Febr. 1797, au 
fammtl. Länderft. Bol. G. S. 10. BP. 
Rr. 32.) 

— — Durd die Conftftorien und 
Superintendenten ift der Geiſtlichkeit 
und den Schullehrern aufgetragen wor» 
den, das Landvolk über die Heilfam- - 
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feit der Anftalt der Leichenkammern, 
und darüber zu belehren, da die Hin- 
terlegung der Leihen in die Leichen- 
kammer die fhuldige Achtung und die 
Pflicht der Dankbarkeit der Hinterblie- 
benen gegen den abgefchiedenen Ange- 
bhörigen Teineswegs verleße, im Gegen⸗ 
theile durch Verhuͤtung der nachtheis 
ligften Folgen, welche daraus entftehen 
tönnen, wenn Leichen, befonders der 
an anſteckenden Krankheiten Verſtorbe⸗ 
nen, in Gemeinſchaft der Lebenden bei 
befhräntten Wohnungen gelaffen wer- 
den, der Pfliht der Selbfterhaltung 


entfpreche. Die Kreisämter wurden mit oͤffn 


Hinweifung auf das Hfizl. D. v. 17. 
Juni 1813, Sub. Vdg. v. 19. Aug. 
1813 3. 27656 beauftragt, mit allem 
Eifer zu forgen, daß in Städten und 
bevölkerten Ortfchaften, wo die eben 
angeführten Umftände befonders Platz 
greifen, Leichenkammern bafdmöglichft 
bergeftellt werden. (Vdg. des böhm. 
Sub. v. 27. Aug. 1823 3. 35501. 
Dbent. 3. Bd. ©. 218.) 

Leichenfammern dürfen nur mit 
einer heizbaren Kammer für die Leiche 
und einem Zimmer für den WBärter 
projectirt werden, ausgenommen Die 
betreffenden Goncurrenz » Pflichtigen 
würden ſich freiwillig zu einem Mehr⸗ 
baue herbeilaffen. (Vdg. des böhm. 
Bub. vom 18. Juni 1836 3. 29575. 
Dbent. 3. Bd. ©. 216.) 

— — Get. ?. Majeftät haben in 
Bezug auf die Frage, wer die Ko- 
fen der Erbauung und Erhal- 
tung der Leichenkammern zu be- 
reiten habe, mit der a. 5. Entfchlie- 
Bung vom 8. April 1845 Nachſtehen⸗ 
des zu beftimmen gerubt: Die dur 
die Entfchließung vom 19. Febr. 1797 
normirten Leichenkammern find als eine 
locale Sanitäts » Bolizei- Maßregel zu 
behandeln, daher die Koften für die 
künftige Errihtung derfelben, fo wie 
für die Erhaltung der beftehenden, in 
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wie fern nicht durch Privat⸗Vertraͤge 
oder Uebereinkommen etwas Anderes 
feftgefeßt worden ift, aus den für der- 
lei Mapregeln beftimmten Bonds zu 
beftreiten. (Hflzl. Dec. vom 13. April 
1845 3. 12427, an fammtl. Länderft. 
der deutfchen Provinzen. Decr. der n. 
d. Reg. vom 27. Apr. 1845 3. 24692. 
Bol. &. S. 73. Bd. Rr. 52.) 
Leihenfammern. Die darin ein- 
gefegneten Zeichen find ungefäumt auf 
die Leichenhöfe zu bringen, f. Zeichen: 


wägen. 

eichenöffnungen, ſ. Leichener: 
ungen, 
Beichentehen. Da in Erfahrung 
gebracht worden ift,. daß an verfchiedes 
nen Orten bei den ſich ergebenden Leis 
henbegräbniffen nicht allein einige zu 
widrigen Ausdeutungen Anlaß gebende 
Lieder abgefungen wurden, fondern 
daß auch einige und andere Bauern, 
welche ſich hiezu fähig genug duͤnken, 
ordentlihe Xeichenreden mit Cinmi- 
[hung verfhiedener Schriftterte, und 
andere zur Auferbauung nit dienfame 
Kehren in dem Sterb- und Gafthaufe, 
wo die Todtenzehrung vor ſich gebt, 
abhalten, auch dag unter Weges mit 
Tragung und mit Führung des abge- 
lebten Körpers verſchiedene Unanftän- 
digkeiten getrieben würden, und diefes 
nun der guten Ordnung allerdings zu⸗ 
gegenläuft; ſo wird allen Obrigkeiten 
anbefohlen, ihre Unterthanen dahin 
anzumeifen, damit: 

1. bei den Leichenbegehungen keine 
andern als von den Pfarrern geneh⸗ 
migte Lieder gefungen, 

2. die Leichenreden auf die ledige 
Erzählung des Lebenslaufs von dem 
Derftorbenen eingefchränkt, hingegen 
alle Anführung einiger Schriftterte und 
der für diefen Ort fih nicht ſchickenden 
Lehren verboten, und zugleich 

3. alle unartigen Gebräuche, welche 
unterweges, da die Leiche zur Kirche 
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geführt oder getragen wird, oder da die 
Leich⸗ und Trauergäfte zurückkehren, 
vorzugehen pflegen, gänzlich und von 
nun an abgefchafft werden, und diefes 
zwar um fo gewiſſer, als fonft bei ge- 
fhehener Anzeige einer Ddiesfälligen 
Zuwiderhandlung dergleichen Weber: 
treter, und zwar der Trauernde 2 Rthl., 
dann der Mitfingende 1 fl. Bönfall zu 
erlegen verhalten, jener aber, fo eine 
mit Schriftterten oder ungereimten Leh⸗ 
ven angefüllte Leichenpredigt zu halten 
fi anmaßen würde, Geftalt der Dinge 
nad, auch mit Leibesftrafe angefehen 
werden würde. (Big. Linzam 15. Sept. 
1754. Ktop. ©. Mar. Th. 2. Bd. ©. 
400 u. 401.) 

Leichenreben und Gefänge dürfen 
Akatholiken nur auf ihren eigenen Kirch⸗ 
höfen halten. Auf katholiſchen Kirch⸗ 
hoͤfen aber iſt ſolches nicht zuzulaſſen. 
(GHofentſchließung vom 8. San. 1784. 
Krop. Gef. Joſ. 6. Br. S. 595.) f. 
Akatholiken. 

— — und das Einſegnen der Lei⸗ 
chen bei Akatholiken ſoll nicht bei offe⸗ 
nem Sarge geſchehen. (Reg. Decr. an 
beide akatholiſche Conſiſtorien vom 
23. Juli 1798. Ferro's Sanit. Vdg. 
2. Thl. ©. 14.) 

— — dürfen auf katholiſchen Fried⸗ 
höfen überhaupt nicht gehalten werden. 
(GGfkzl. D. vom 2. Dec. 1796 3. 2674 
vom 10. März 1797 3. 8270, und v. 
22. Dec. 1836 3.28823.) Die Ueber: 
wachung diefer Rormen ift den Kreis» 
ämtern aufgetragen. (Vdg. des böhm. 
Sub. vom 8. Februar 1837 3. 649. 
Obent. 3. Bd. ©. 219.) 

— — lieber den in Betreff der Be⸗ 
erdigung alatholifher Leihen unterm 
20. Det. 1836 3. 39818 erftatteten 
Bericht, ift der Landesitelle mit dem 
HoflanzleisDecrete vom 22. Dec. v. J. 
9. 28823, bedeutet worden, daß, fo 
fern auf katholiſchen Leichenhoͤfen, den⸗ 
noch Leichenreden gehalten werden, da⸗ 
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durch den für Böhmen erlaffenen Ror- 
men entgegen gehandelt wird, da Lei⸗ 
henreden auf katholiſchen Friedhoͤfen 
überhaupt nicht zuläffig find. Wovon 
die k. Kreisämter mit dem Auftrage in 
die Kenntniß gefeht werden, darüber 
zu wachen, daß in diefer Beziehung 
den beftehenden Vorſchriften überhaupt, 
indbefondere aber den h. Hofkanzlei⸗ 
Decreten vom 2. Dec. 1796 3. 2674 
und 10. März 1797 3. 8270, nit 
zuwider gehandelt werde. (Circ. d. k. k. 
böhm. Sub. vom 8. Fehr. 1837 3. 
649. Zeitfchr. für d. R. Jahrg. 1838. 
N. B. S. 183.) 
Leichen⸗Sectionen ſind nicht vor 
48 Stunden — ſ. Leichen. 
— — in Hofge en, ſ. Hof⸗ 
gebäude. 
— — f. Leiheneröffnungen. 
Leihen: Vereine. Die 1. T. ver- 
einigte Hofkanzlei hat die von der Re⸗ 
gierung erftattete Aufklärung über die 
hierorts beftehenden Leichen » DBereine, 
mit dem Bedeuten zur Kenntniß ges 
nommen, daß diefe Vereine fi auf 
ihre eigenen Pfarrfprengel dergeftalt zu 
befchränten haben, daß ihnen nicht ge- 
ſtattet ift, außerhalb derfelben um Mit- 
glieder zu werben. (Hflzl. D. vom 26. 
Nov. 1829 8. 27181, n. d. Rggs. 
Vdg. vom 15. Dec. 1829 8. 67478, 
n. d. Prov. &. ©. 11. Thl. Ar. 293.) 
Leichenwägen. Es haben Se. Ma- 
jeftät in Gemäßheit eines herabgelang⸗ 
ten Hofdecrets v. 17. Juli 1790 zu ers 
kennen zu geben geruht, vernommen zu 
haben, daß die Leihen nicht nur aus 
den Pfarren, fondern auch aus den 
Krankenhäuſern am hellen Tage und in 
der größten Hiße zur Sommerdzeit um 
4, 5 und 6 Uhr Nachmittags auf die 
Friedhöfe geführt werden, daß die da» 
bei befindligen Knechte oftmald mit 
dem Wagen auf der Straße halten, um 
in Wirthshäuſern zu trinken, und daß 
die Wägen in den Krankenhäuſern fo 
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ſchlecht beſchaffen find, daß eingemachte 
todte Körper herausfallen; um allen 
weitern auch in Hinfiht auf den Ge⸗ 
fundheitszuftand nachtheiligen derlei 
Unfug zu heben, wollen Se. Majeſtät 
den geſammten Pfarrern, beſonders aber 
den Krankenhäuſern gemeſſenſt verord⸗ 
net wiſſen, daß die Leichenwägen zur 
Sommerszeit von nun an niemals vor 
9 Uhr Abends und in der Winterszeit 
nie vor 6 Uhr Abends auf die Todes⸗ 
ader geführt werden follen, und daß 
für die Erhaltung diefer Verordnung 
die Vorfteher der Spitäler, fo wie auch 
dafür zu haften haben, daß die Knechte 
nicht unterwegs mit den Todten ver- 
weilen, und die Wägen felbit in voll- 
tommen guten Stand gefebt und er: 
halten werden. (Hfdeer. vom 28. Dct., 
fundg. in R. Deiterr. vom 14. Nov. 
1790. Krop. Gef. Leopold 2. Bd. ©. 
160— 162.) 

Leihenwägen. — Beſtimmung 
der Stunde des Abfahrens 
derfelben aus dem Militär- 
und Eivil» Spitale. Ueber das 
von dem hierländigen k. k. General- 
Militär » Commando geftellte Anſu⸗ 
hen, um Beflimmung gewiffer Stun⸗ 
den zur Abführung der Leichen aus 
dem Militärs-Spitale, und über die von 
dem biefigen Stadt-Magiftrate ſowohl 
ald von dem Sanitäte-Magifter einge 
langte Aeußerung, hat man es bei 
der ſchon durch Ddiesfeitige Verordnung 
vom 24. Sept. 1803 Prot. 3. 11797 
feftgefeßten Drdnung, vermöge deren 
vom 1. April bis legten October, mit: 
bin dur 7 Monate, 3 Stunden, da⸗ 
gegen aber durch die übrigen 5 Monate, 
nämlich vom 1. Rovember bis legten 
März 2 Stunden nah Sonnenunter- 
gang der Leichenwagen fowohl aus 
dem allgem. Krantenhaufe, als auch 
dem k. k. Militär-Spitale abfahren fol, 
um fo mehr zu belaffen befunden, als 
bieducch die beabfichtigte Befeitigung 
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des edelhaften Anblicks und der Ges 
fundheit nachtheiligen Ausdünftung 
der Leihen binlänglich erreicht, hier⸗ 
nächft auch nicht wohl thunlich ift, eine 
der verfchiedenen Abftufungen in der 
Länge oder Kürze des ab» und zuneh⸗ 
menden Tages genau anpaflende Stun- 
denabfheilung zur Wegſchaffung der 
Leihen aus dem Civil⸗ und Militär 
Spitale zu beflimmen. Dies wurde der 
sconomifhen Krankenhaus =» Direction 
in DBerfolg der oberwahnten Verord⸗ 
muing vom 24. Sept. 1803 mit dem 
Auftrage erinnert, wegen genauer Be- 
folgung defjen und Abführung der Lei- 
Ken aus dem Krankenhauſe zur be- 
flimmten Stunde bei eigener Dafürhaf⸗ 


"tung das Erforderlihe vorzukehren. 


(Rggs. Decr. vom 16. Jänner 1805. 
Ferro's Sanit. Vdg. 2. Thl. ©. 315.) 

Leichenwägen. Nachdem feit einis 
ger Zeit derlinfug bei mehreren Stadt- 
und Borftadt- Pfarren neuerdings über 
hand genommen bat, daß die Todten⸗ 
wägen die Leichname vor der verord- 
nungsmäßig beftimmten Zeit am Tage 
aufnehmen, damit durch die Straßen 
fahren, und jene fohin viel früher, als 
es geftattet ift, durch die Kinien auf die 
Leihenhöfe bringen; fo ift darüber: daß 
feine Leichen von Seite der Pfarreien 
vor der gewöhnli erlaubten Abend» 
flunde aufgenommen und damit durch 
die Straßen gefahren werde, und über: 
haupt durch die Handhabung der dies- 
falld unterm 30. Aug. 1793 befannt 
gemachten a. h. Entſchließung, welche 
ausdrücklich feftgefebt, daß die Leich- 
name in den Zodtenwagen erſt zwei 
Stunden nah Sonnenuntergang, un⸗ 
ter fonft fiher zu erfolgender Ahndung 
im Unterlafjungsfalle, zur Linie hin» 
ausgeführt werden dürfen, auf das 
forgfältigite zu wadhen. (Rage. Eirc. 
vom 28. Dct. 1807. 3. 34831. Guld. 
©. 2.3.83. ©. 46.) 

— — aus den Todtenkammern. Es 
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iſt der Fall eingetreten, daß die in eini⸗ 
gen Todtenkammern angehäuft gewe⸗ 
ſenen Leichen ſehr fpät, und zwar erſt 
am dritten und vierten Tage nach ihrer 
Einſegnung aus denſelben abgeholt, 
und gegen alle Wohlanftändigkeit mit⸗ 
telft eines Leitermagensd auf den Lei⸗ 
chenhof gefhafft worden find. Um da- 
ber durch Einführung einer Controle 
ähnliche Anhaufungen der Keihen in 
den Zodtenfammern für die Zukunft 
mögliäft zu begegnen, wurde das erz⸗ 
bifhöflide Confiſtorium angewiefen, 
nit nur die fammtlihen Pfarrer der 
Borftadtgründe zur fleipigen Nachſichts⸗ 
pflege, ob die eingefegneten Leichen 
ungefaumt, und zwar längftens in dem 
darauf folgenden Tage von den Tod- 
tenfammern in die Leichenhöfe gebracht 
werden, zu verhalten, fondern diefel- 
ben zugleich anzuweifen, täglih ein 
Verzeihniß über die eingefegneten Lei⸗ 
hen an die betreffende Polizei⸗Bezirks⸗ 
Direction abzugeben, damit fodann die 
Linien⸗Wachpoſten an eben diefe Be⸗ 
zirks⸗Directionen nad der Lage der 
Pfarren ihre Rapporte über die hin- 
ausgetragenen oder verführten Leichen 
einfenden, und die Bezirks⸗Directionen 
aus der Vergleihung diefer beiden Da- 
ten foglei die Weberzeugung erhalten 
fönnen, ob Leichen bei einer oder der 
anderen Pfarre liegen geblieben find, 
in welchem Kalle fie die ſchleunige Mit- 
theilung der betreffenden Behörde zur 
Amtshandlung zu machen haben wer- 
den. Die Beförderung der eingefegne« 
ten Leihen aus den Todtenfammern 
mittelft Leiterwägen in die Leichenhöfe 
läuft allerdings gegen alle Wohlan⸗ 
ſtaͤndigkeit, die eigentlih nur die Be⸗ 
quemlichleit der Todtengräber zu bezie- 
len fheint, und fhon in Sanitäts- 
Nücfichten niemals geduldet werden 
Tann. Das erzbifhäflihe Eonftftorium 
hat au in diefer Hinfiht den Pfar- 
sern der VBorfladigründe das Nöthige 
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mitzugeben, und fie zugleich anzumei- 
fen, auf die Befolgung der beftehenden 
Anordnung, vermöge welder die Keis 
chen entweder nur mittelft des gewöhn⸗ 
lihen Leichenwagens in den Leichenhof 
geführt, oder aber von den eigens 
dazu beftellten Todtenträgern dahin 
getragen werden dürfen, auch ihrerfeits 
genaue Sorge zu tragen. (Rggs. Pdg. 
vom 11. Mai 1818 3. 31732. Guld. 
©. 2. 5. Bd. ©. 56.) 

Leichenwägen dürfen nicht durch 
die 8. k. Burg fahren. (N. d. Rogge. 
Ddg. vom 9. März 1819. Krop. ©. 
©. 41. Bd. ©. 142.) 

— — Die Leihenwägen aus dem 
Krankenhaufe haben in den Monaten 
November, December, Jänner und Yes 
bruar nicht vor fieben Uhr, in den Mo» 
naten März, April, Mai und Dctober 
nit vor 10 Uhr Abends, endlich in 
den Monaten Juni, Juli, Auguft und 
September nit vor 12 Uhr Nachts 
auszufahren. (Vdg. der n. ö. Reg. v. 
6. September 1826 8. 42971, n. ö. 
Prov. G. S. 8. Bd. Nr. 206.) 

Leierkaſten, ſ. Bettelmufilan: 


ten, Muſikanten, Päſſe. 
Leihamt, ſ. Verſatzamt. 
Leihanſtalten, ſ. Verſatzamt. 
— — für Muſikalien, ſ. Muſika⸗ 

lien⸗Leihanſtalten. 


Leihbibliotheken. Normen hin- 
ſichtlich der Errichtung von Leih— 
bibliotheken. Das Handelsminiſte⸗ 
rium hat aus Anlaß vorgekommener 
Anfragen, ob und in wie fern bei den 
dermalen aufgehobenen Cenſur-Vor—⸗ 
ſchriften, die, bezuͤglich der Errichtung 
von Leihbibliotheken beſtehenden, von 
det aufgelösten Polizei- und Cenſur⸗ 
bofftelle am 26. Jan. und 2. Sept. 
1811 vorgezeichneten Directiven noch 
ferner zu beobachten feien, anzuordnen 
befunden, daß bis zu der in Ausficht 
ſtehenden Einführung eines neuen Ges 
werbafnftems, bezüglich der Errichtung 
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von Leihbibliotheken, folgende Beftim- 
mungen proviforifh ale Rorm zu 
gelten haben: 

1. Die Leihbibliotheken find aus oͤf⸗ 
fentlihen Polizei⸗Rückſichten auf Ber 
fugniffe beſchränkte Unternehmungen, 
und Tonnen außer den Haupt: und 
Brovinzialftädten nur in folden Orten 
errichtet werden, wo landesfürftliche 
Behörden befteben, damit fie von den 
leßteren hinfichtlich ihres Betriebes ge: 
börig überwacht werden können. 

2. Die Bewerber um Befugniffe zur 
Haltung einer Leihbibliothek müflen 
das öffentliche Vertrauen genießen, li⸗ 
terarifch gebildet fein, einen moralifhen 
Character haben und in dem Orte ſelbſt 
anfäffig fein. 

3. Bon dem, mit dem Erlafie der 
aufgelösten Polizei - Hofftelle vom 26. 
Fan. 1811 angeordneten Erlage einer 
Caution und der Entrichtung einer, für 
Humanitätd-Zwede beftimmten, jährli 
hen Recognition bat es für die Zus 
kunft abzufommen; dagegen find fo- 
wohl die Inhaber der bereits beſtehen⸗ 
den Leihbibliotheken, ald auch die Be 
fugnißwerber der Entrichtung einer an⸗ 
gemefjenen Erwerbiteuer zu unterzie- 
ben; Erfteren find überdies die einge 
legten Cautionen, fo fern fie nicht etwa 
mit gerichtlichen Verboten belaftet find, 
zurüdzuftellen. 

4. Zur Ertheilung der Keihbiblio- 
theks⸗Befugniſſe werden die Länderſtel⸗ 
len ermäcdhtiget. Diefelben haben über 
vorfommende Gefuche, unter Kreilaf- 
fung des Recurſes an das Handeldnnis 
nifterium, von Ball zu Kal zu entſchei⸗ 
den, und fi hiebei hinfichtlich der 
Rothwendigkeit oder Zuläffigteit des 
Beſtandes einer Leihbibliothek die Be- 
flimmungen des Minifterial - Exlaffes 
vom 10. September 1848 3. 1086, 
genau gegenwärtig zu halten. (Erlaß 
des Handelsminiſt. v. 14. Febr. 1849 
an die mr von Ober⸗ und Ried. 
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Deſterreich, Böhmen, Mähren u. Schle⸗ 
fien, Balizien, Steiermark, Tirol, Illi⸗ 
rien, Dalmatien, und dem Küftenlande, 
dann an den Grafen von Montecuccoli 
in Mailand, R. ©. 3. Rr. 130.) 

Leihbibliotheken. Der fünfte Ab⸗ 
fab der Minifterial » Verordnung vom 
14. Febr. 1849, welcher binfichtlid 
der Beflrafung der unbefugten Haltung 
von Keihbibliothelen auf den $. 64 
2. Thls. St. ©. hindeutet, wird dahin 
abgeändert, daß das unbefugte Halten 
von Leihbibliothefen nicht als ſchwere 
BolizeisUebertretung, fondern ale Ge⸗ 
werbd-Befugniß-Anmaßung zu behan- 
deln und zu befttafen iſt. (Erlaß des 
Handeldminift. vom 15. Nov. 1849. 
R. 8.9. Nr. 24.) 

— — Das k.k. Handeldminifterium 
fieht fich gemäß Decretes vom 15. Juni 
1.3.3. 2877 veranlagt, die Bewilli- 
gung zur Errichtung neuer Leihbiblio⸗ 
thefen feiner eigenen, im Einverneb- 
men mit dem Minifterium des Innern 
zu faffenden Entfheidung vorzubehals 
ten. Der Erlaß des Handeld-Minifte- 
riums vom 14. Sehr. 1849, mit wel⸗ 
chem das Verfahren bei Verleihung von 
Leihbibliotheks⸗Befugniſſen vorgezeich 
net wurde, erhalt demnach die Erläus 
terung, daß in den Fallen, wenn an 
irgend einem Orte die Zahl der bereitd 
beftehenden Leihbibliothefen vermehrt, 
oder eine derlei Anftalt an einem Orte, 
wo bisher noch Feine beftand, errichtet 
werden will, hiezu die vorläufige Ge⸗ 
nehmigung des Handeldminifteriume 
einzuholen iſt. Zu der individuellen 
Berleibung auch der neu zu errichten 
den Leihbibliothets » Befugniffe bleiben 
die Länder⸗Chefs (tefpective Kreid-Prä- 
fidenten) noch fernerhin ermadhtiget. 
(Erlaß des mährifhen Statth. vom 
1. Juli 1850. 8. G. 2. für Mähren. 
Nr. 186. Verordnung der böhmifchen 
Statthalterei vom 3. Juli 150. 2. ©. 
B. Nr. 123, der o. d. Statth. vom 
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10. Suli 1850 3. 14993. 8. ©. 2. 
- Nr. 323.) 

Leihbibliothelen. Das Handelsmi⸗ 
nifterium hat laut Zuſchrift vom 29. Juli 
1851 3. 4878/H. dem Minifterium des 


Innern anheimgeftellt, auf Errihtung 5 


von neuen Leihbibliotheken geftellte An⸗ 
träge, im Falle fih Anſtände dagegen er- 
heben, ohne vorläufige Rückſprache mit 
dem Handeldminifterium zurüdzumei- 
fen, und nur jene Gefuche der bezeich- 
neten Art an das Handelsminifterium 
zu leiten, rüdfichtli deren vom polis 
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henen Berbote der Errichtung und 
Mebertragung von Leimflederei-Befug- 
nifien fein Verbleiben und von Erftat- 
tung des mit diefer Verordnung abge 
forderten Berichtes künftig abzutommen 
at. (Bdg. der n. 0. Reg. vom 1. Juli 
1840 3. 33707. Prov. Prov. G. ©. 
22. Bd. Ar. 117.) 

EEIMUEDIENN, ſ. chemiſche Pro⸗ 


uete 
— = Stände, ſiehe 
—— ſ. Gewölbs⸗ 


tiſchen Standpuncte fein Bedenken ob» d 


waltet, worüber ſich ſonach das Han⸗ 


delsminiſterium die Entſcheidung vom ſ. 


gewerblichen Standpuncte aus vorbe⸗ 
halten hat. Das Miniſterium des In⸗ 
nern hat demnach unterm 12. Auguſt 
1851 3. 3957 die Statthalterei ange⸗ 
wiefen, bei Beurtheilung von Anträgen 
auf die Errichtung neuer Leihbibliothe⸗ 
fen vorzugsweife die politifhen Inter« 
effen im Auge zu behalten, und falls 
fi diesfalls kein Bedenken ergibt, die 
Verhandlung nit mehr wie bisher 
dem Handeldminifterium, fondern zus 
naht ihm zur Entfheidung vorzules 
gen. (Vdg der n. d. Statth. vom 20. 
Aug. 1851 3. 27773.) 

— — ſ. Buchhändler: Witwen, 
Mufilalien-Leihanftalten. 

— — f. 2efe:-Cabinette. 

Leimfiederei. Ueber eine kuͤrzlich 
angefuchte Bewilligung zur Errichtung 
einer Leimfiederei inner den Linien 
Wiens hat die Regierung auszufprechen 
befunden, daß wegen der, für die Ber 
wohner der Nefidenz beläftigenden Des 
ſchäftigung der Leimſiederei für Die 
Zufunft weder ein neues Xeimfiedereis 
Befugnig inner den Linien Wiend mehr 
verliehen, noch ein altes an Jemand 
Andern innerhalb der Linien mehr über: 
tragen werden folle, daher es bei dem 
mit Rggd. Vdg. vom 31. Dct. 1807 
(f. chemiſche Producte) ausgefpro- 


Seinweber, deren Gewerbsrechte, 
eber. 

Leitern, an die Häufer angelehnte, 

müffen vor der Nacht aus dem Wege 

geräumt werden. (Pol. Ord. für Mähs 

ren vom 12. Juni 1786. Krop. Gef. 

3. 10. 3. ©. 276.) 

Leiterwägen dürfen nicht durch die 
k. 8. Burg fahren. (R. d. Rggs. Vdg. 
vom 9. März 1819. Krop. Gef. Kranz. 
41.22. ©. 142.) 

— — Beſtimmungen hinſichtlich des 
Einfahrens in die innere Stadt Wien 
ſ. Frachtwaͤgen. 

— „Vorſchriften bei Baufuͤh⸗ 
rungen, ſ. zanfuͤhrungen. (Vdg. v. 
29. Aug. 1834.) 

Leonifche Geſpinnſtwaaren mit 
gutem Gold» und Fadenſilber zu vers 
mifchen, ift bei ſchwerer Strafe verbo- 
ten, die vom falfhen Mafivdrahte ge 
machte, und andere vergoldete und vers 
filberte leonifche Arbeit ift nicht anders 
als mit einem filhtbaren Zeichen des 
Buchftaben N einzuführen und zu ver 
faufen. (Pat. vom 28. Sept. 1743. 
8. 8. Barth. H. u. ©. Gef. 6. Bd. 
©. 450.) 

— Zeichen nachzu⸗ 
machen iſt den Gold⸗ und Silberarbei⸗ 
— Be Vol, fiehe Ordens-Decora: 


noldfadt „ Spital der barm- 





„ + Keopoldfladt. 


herzigen Schweſtern dafelbft, ſ. barm⸗ 
herzige Schweſtern 

— f. Armenarzt. 

— — Markt⸗Ordnung in Anſehung 
des Margarethen⸗Marktes, ſ. Markt⸗ 
Same: 

Leopoldstag. Bei der biöherigen 
Uebung, wornach der Feſttag des heil. 
Leopold für die Provinz Defterreih ale 
ein Normatag gefeiert wurde, hat es 
zu verbleiben, daher an demfelben auch 
feine öffentlihen mufltalifhen Acade⸗ 
mien zu weld immer für einem Zwecke 
Statt finden dürfe, da diefe wohl für 
jeden Fall in die Elafie von öffentli⸗ 
hen Schaufpielen gehören (Hfkzl. D. 
vom 12. Oct. 1826, an die n. 5. Reg. 
Krop. G. ©. Bd. 52. Nr. 247. Big. 
der n. d. Reg. vom 26. Det. 1826 
3. 53296, n. 5. Prov. ©. ©. 8. Thl. 
Rt. 247.) 

Le Roy-FZinetur. Die fo heftig 
wirkende und darum für die menſchliche 
Geſundheit fo bedenkliche draſtiſche Me- 
thode des Le Roy wird fo fehr und 
auch ohne einen arztlihen Rath ange⸗ 
wendet, daß dies felbft die öffentliche 
und Amtlihe Aufmerkfamteit in höhe⸗ 
rem Maße in Anſpruch nimmt. Es iſt 
zwar in dem bei Belanntmachung der 
Apotheker⸗Taxe erfloffenen Kreisſchrei⸗ 
ben vom 28. Juni 1822 3. 34168, 
nämlich im 8. 6 unter 20 Reichsthalern 
Strafe den Materialiften und Gewürz⸗ 
framern unterfagt, im Kleinen, kreu⸗ 
jer= oder groſchenweiſe, Die den Apo⸗ 
thetern vorbehaltenen Arzneimittel, wos 
hin au die von Le Roy angeordneten 
Dreh» und Purgirmittel gehören, zu 
verkaufen, und nad dem $. 7 dürfen 
aud die Apotheker, die in der Tars 
Drdnung mit einem Kreuz bezeichneten 
ArzneisArtitel nur nah der ordentli« 
lihen Anordnung eines befugten Arz- 
tes und Wundarztes hintangeben, wo⸗ 
bin der Brechweinftein, die Jalappa, 
welche nebft anderen drafifchen Mit« 
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teln in den Necepten des Le Roy ent- 
Balten find, gehören. Da die Erfah» 
rung lehrt, daß ein außerordentlicher 
Mißbrauch mit diefen fo bedenklichen 
Brech⸗ und PBurgirmitteln gefhieht, fo 
ift das Hffentlihe und Privat - Sani- 
täts⸗-Perſonale im Kreife, fo wie die 
Apotheker, und zwar erftere (befon- 
ders das aufgeftellte Sanitäts - Perfos 
nale) nicht allein zur ſtrengen Aufficht 
gegen die Webertreter der angeführten 
Vorſchriften, vorzüglich hinſichtlich die⸗ 
ſer Arzneien zu verhalten, und den 
Apothekern, Materialiſten und Ge⸗ 
würzkrämern die diesfällige Strafbar⸗ 
keit in Etinnerung zu bringen, ſondern 
Aerzte und Wundärzte find auch auf 
zufordern, das Publicum bei allen Ge⸗ 
legenheiten vor der Gefahr zu warnen, 
welche ihrer Gefundheit und felbft ih» 
rem Leben fo heftig wirkende Mittel 
früher oder fpäter verurſachen könnten. 
(Galiz. Bub. Bdg. vom 4. Febr. 1834 
3. 7369. Prov. ©. ©. für Galiz. v. 
J. 1834. Rr. 15.) 

Lefe-Gabinette. Da der Erfah⸗ 
rung gemäß, die fogenannten Leſe⸗Ca⸗ 
binette, flatt einigen Nuten zu ſchaf⸗ 
fen, vielmehr ſchädlich geworden find, 
fo haben Se. Majeftät zu befehlen 
gnadigft geruht, daß diefelben in den 
gefammten öfterr. Staaten von nun an 
ohne Weiteres eingeftellt werden follen. 
Diefer allerhoͤchſte Befehl wird alfo 
hiermit allgemein befannt gemacht. 
(Hfd. an fammtl. Känderft. v. 3. Aug., 
fundgem. von der Landesreg. ob der 
Enns den 10., von dem böhm., dann 
mähr. ſchleſ. Land. Gubern., von der 
weftgaliz. Hofcomm. und dem Tiroler 
Land. Bub. am 14. Aug. 1798. Kp. 
Gef. Franz. 12. Bd. ©. 87 u. 58.) 

— — f. Leihbibliotheken. 

Lettern. Da die Buchſtaben und 
Ziffern aus Holz oder Meſſing zum 
Merken der Wäſche, Bücher ꝛc. in der 
Regel auch von den Mobelftechern ver 
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fertiget werden, fo if die Erzeugung 
diefer Merkwerkzeuge, fo wie das Form⸗ 
und Modelftehen, ald eine freie Be 
fhaftigung zu betrachten, und als foldye 
zu behandeln. Nur verſteht fich hiebei, 
daß diefe Erzeugung nur auf dad Ver⸗ 
fertigen einzelner Buchſtaben oder gif: 
fern, die in hölzerne Handgriffe einges 
falzt werden, beſchränkt ift, und den 
Erzeugern nicht geftattet werden fann, 
in einen und denfalben Handgriff ein 
ganzes Wort, oder einen Sa zum Be- 
bufe des Abdruckes einzufalzen. (Vdg. 
der n. 6. Reg. vom 7. Dec. 1842 3. 
70744. Pr. &. ©. 24. Bd. Nr. 232, 
f. Buchftaben.) 

Lentgebrecht. Da man wahrge- 
nommen hat, daß die n. d. Behörden 
das Normale v. 17. Aug. 1784 vers 
fhieden auslegen und fi hiebei auf 
einzelne in Particular- Fällen erfolgte 
Entfheidungen der vereinigten Hofs 
kanzlei und zwar auf die vom 6. Dec. 
1832, vom 12. Aug. 1842 und 21. 
San. 1845 berufen; fo findet die ver 
einigte Hoflanzlei zur Behebung des 


hieraus fi) ergebenen ungleichfoͤrmi⸗ 


gen Verfahrens, welches in Nieder⸗ 
öfterreich bei Entfcheidungen in Bezug 
auf die den Untertbanen aus dem alt» 
herkoͤmmlichen Xeutgeben, und aus der 
Circular» Berordnung vom 17. Auguft 
1784 zuftehenden Rechte Statt gefun- 
den bat, folgende Bemerkungen der 
Regierung zur Belanntmahung an die 
untergeordneten Kreisämter zu ihrer 
Richtſchnur bei ihren Entſcheidungen 
mitzutheilen. 

Es handelt ſich in der vorliegenden 
Angelegenheit: 

1. Bon dem Ausfchante des ſelbſt 
erzeugten Weines von den Producens 
ten und 

2. von dem landesverfaffungsmäßi- 
gen Leutgebrechte der Unterthanen. 

ad 1. In Folge a. h. Anordnung ift 
fhon am 17. Aug. 1784 allen Län- 
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derftellen das Circular zur allgemeinen 
Kundmachung überfendet worden, daß 
jedem Unterthan die Freiheit gegeben 
werde, die von ihm felbft erzeugten 
Lebensmittel, Wein und Obftmoft zu 
allen Zeiten ded Jahres, wie, wann 
und in weldhem Breife er will, zu ver- 
faufen oder auszufchenten. 

In Folge einer weiten a. 5. Ent- 
fhliegung vom 18. Aug. 1786 ift der 
Regierung mit dem Hofkanzlei⸗Decrete 
vom 21. Aug. 1786 erinnert worden, 
daß diefelbe irrig daran ſei, wenn fie 
vermeine, daß den Gliedern in der 
Gemeinde Rußdorf bei Wien der Aus- 
ſchank ihrer eigenen Fechſung nicht 
duch das ganze Jahr fondern nur 
wechfelweife zufteht, und die Regierung 
wurde in Gemäßheit diefes a. h. Be 
fehls ausdrücklich zur allgemeinen 
Handhabung des diesfalls feftgefehten 
Rormativs vom 17. Aug. 1784 anger 
wiefen. 

Mit der am 5. Rov. 1833 auf Ber 
anlaffung des Einfchreitend der fleier- 
märlifhen Stände erfolgten a. 5. Ent- 
ſchließung wurde insbefondere der Ans 
trag genehmiget, daß es jedem Produ 
centen nach den Beflimmungen der Eir- 
cularsBerordnung vom 17. Aug. 1784 
frei gegeben ſei, die Weine eigener 
Erzeugung zu allen Zeiten des Jahres 
frei au an fibende Gäfte ohne eines 
eigenen förmlichen Ausſchanks-Befug⸗ 
niffes zu bedürfen, auszufchenten, wo» 
bei es der Landesftelle überlaffen werde, 
ruͤckſichtlich diefes freien Weinausſchan⸗ 
kes eigener Erzeugung die erforderlis 
hen Polizei-Maßregeln zur Hintanhal⸗ 
tung von Unfügen zu treffen. Da diefe 
a. h. Entſchließung nur eine Erläute- 
rung des für alle Provinzen erlafjenen 
Rormativs v. 17. Aug. 1784 ift, und 
fomit au für Riederöfterreich die volle 
Anwendung findet, fo ergibt fi, daß 
den Weinerzeugern die Gelegenheit, den 
felbft erzeugten Wein aud im Wege 
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des Schankes abzuſetzen, nicht weiter 
befähräntt werden dürfe, als es poli« 
zeiliche Rüdfihten erfordern, welde 
von der Staatsverwaltung im Interefie 
der öffentlichen Sicherheit und Mora» 
litaͤt nicht geringer beachtet werden koͤn⸗ 
nen, als die Sorge für die Beförde- 
rung der landwirthſchaftlichen Produc⸗ 
tion und des Abſatzes ihrer Erzeug- 
nifie. So wie daher in erfterer Bezie- 
hung dem Weinproducenten auch der 
Ausſchank feines Selbft - Erzeugniffes 
an fißende @äfte zuſteht, demfelben 
daher au das Recht ein Zeichen dies 
fes Ausfhantes ald Mittel zum Zwecke 
auszuftellen nicht verweigert werden 
kann; fo Tann diefer Ausfchant des 
felbfterzeugten Weines in der zweiten 
Beziehung nicht in ordentlihe Wirths⸗ 
häuſer mit dem Befugniffe des Aus- 
kochens und Beherbergensd und in einen 
privilegirten Aufenthalt gefährlicher 
und fittenlofer Individuen ausarten; 
wie dies indbefondere bei abfeitigen 
Haufen und SKellern der Fall fein 
würde. Es wird daher immer firenge 
Pflicht auch der Ortsobrigkeit bleiben, 
die erforderlien Maßregeln zur Hintan⸗ 
haltung von Unfügen bei dem Aus- 
ſchanke der felbft erzeugten Weine zu 
treffen, namentlih die Anzeige von 
dem ftattfindenden Schanke zu fordern, 
da der durch die a. h. Entfchließ. vom 
5. Nov. 1833 genehmigte bierortige 
Antrag nicht dahin gemeint war, und 
fein konnte, daß die Vorkehrungen 
gegen Mißbräuche diefes Ausſchankes 
nur allein von der Landesftelle, und 
nicht auch von den Local⸗Polizei⸗Obrig⸗ 
feiten, welche für öffentlihe Sicherheit 
und Sittlichkeit zu forgen haben, aus⸗ 
gehen dürfen. Hiernad behebt fich die 
mit dem Hoflanzlei» Decrete vom 10. 
März 1785 erfolgte Beſchraͤnkung die- 
ſes Ausſchankes auf hausangefeflene 
Untertbanen und Ausfhließung von 
Inwohnern, WBeingartenpädtern, fo 
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wie auch die hie und da beſtehende 
Einſchränkung des Ausſchanks auf die 
inner den Gränzen der Gemeinde oder 
Herrſchaft befindlichen Weingarten als 
mit den erwähnten a. h. Entſchließun⸗ 
gen nicht übereinflimmend zur Aufrecht⸗ 
haltung nicht geeignet erſcheint. 

ad 2. Mit diefem dem Weinerzen- 
ger nah der Rormalvorfrift vom 17. 
Auguft 1784 zuftehenden Rechte des 
Ausſchankes feines -felbft erzeugten 
Meines ift das Leutgeben, das der 
8. 2, Titel 3 des tract, de jur. inc. 
den Untertbanen einräumt, nicht zu 
verwechſeln, dieſes ift ein auf Her 
kommen gegründeted, aber durch das« 
felbe auch befchränktes und als ſolches 
durch den Tractat beftätigted Schank⸗ 
vet. Dasfelbe mag in manden Ges 
meinden das dur das Normale vom 
Jahre 1784 allgemein eingeführte Bes 
fugniß des Ausfchantes des felbft er- 
zeugten Weines umfaßt haben, allein 
dasfelbe war und ift von diefem Aus» 
ſchanke nach dem Normale 1784 fehr 
verfhieden, begreift nad dem alten 
Herlommen oft nit blos den Aus- 
Thank des Eigenbaues, fondern au 
den Ausſchank erfaufter Weine und 
anderer Getränke, ift oft mit dem Aus: 
kochen verbunden, u. dgl. Ueber den 
Umfang oder die Örenzen der Leutgeb⸗ 
ſchaft des tract. d. j. i. können, wie 
fammtlihe Behörden übereinftimmen, 
feine allgemeinen Vorfchriften ertheilt, 
fondern hierüber muß bei fi} ergebenden 
Streitigkeiten nad) dem erhobenen lang» 
wierigen Gebrauche entfhieden werden, 
denn der Zractat beftätigt nur den je- 
den Orts langwierigen erfeffenen Ge- 
braud in der Leutgebſchaft. Es ver 
ſteht ſich übrigens von felbft, daß auch 
diefer berfömmliche Leutgebfhant bei 
feiner Ausübung der Polizei « Aufficht 
unterworfen ift. (Hflzl. Dec. vom 28. 
Nov. 1845. Krop. &. ©. 3. 1845. 
Nr. 160.) 














ſeveferin. 


Leveferlu. Da ſeit einiger Zeit 
von der gemeinen Volksclaſſe das 
Kartenfpiel Leveferln oder 
Ramfhen genannt, gefpielt wird, 
welches in feiner Wefenheit dem ver- 
botenen Zwicfpiele fehr ähnlih, und 
bei weldhem fohin auch das allgemeine 
Kriterium der Hazardfpiele vorhanden 
it, wornach der Gewinn oder Berluft 
vom bloßen Zufalle, und nicht von der 
Geſchicklichkeit des Spielers abhängt, 
fo ſieht fih die Landesftelle veranlaßt, 
mit Genehmigung der Hoflanzlei zu 
beflimmen, daß genanntes Kartenfpiel 
unter jene Hazardfpiele zu zählen fei, 
gegen welche nad der Regierungs⸗Ver⸗ 
ordnung v. 4. April 1821 3. 12789 
die Beilimmungen des Strafgeſetzbu⸗ 
ches Statt finden. (Hflzl. D. v. 30. 
Jän. 1826 3. 3058, ob der ennfifch. 
Rggs. Bdg. vom 14. Febr. 1826 3. 
3504. Prov. G. ©. für Ob. Defterr. 
vom I. 1826. Lüb. 2. Th. ©. 392.) 

Leyerkäften, |. Leierkäften. 

Licenzen auf Bier» und Wirths⸗ 
bäufer im Prater, ſ. Prater 

Bettel 


— — ſ. — Fia⸗ 
ker, —— Lohnkutſcher, 
Stellfuhren. 


Licht, mit freiem, darf Niemand 
Hausböden, Scheuern, Stallungen, 
Debältniffe von Holz, Kohlen, Stroh, 
Heu, Flachs, Pech, Wachs, Unſchlitt, 
Hack⸗ und —— 2c. betreten, ſiehe 
Feuerloͤſch⸗ Ordnung. 

— — freies, während der Markt⸗ 
zeit in Markthütten zu unterhalten iſt 
verboten, ſ. Feuerloſch⸗Ordnung. 

eictfrennde, f. Deutſchkatho⸗ 


Siipthexbe, ſ. Bauordnung für 
ar 8. 56. 
en. ift verboten, ſiehe 
—* ngbegraben. 
Licitationen. Zu Folge a. h. Ent⸗ 
ſchließung vom 28. April 1838 wurde 
zur Beſeitigung nachtheiliger Verabre⸗ 
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dungen bei öffentlichen Verfleigerungen 
erklärt: Berträge, wodurch Jemand 
bei einer von was immer für einer Be⸗ 
börde veranftalteten öffentlichen Ver⸗ 
fleigerung als Mitbieter nicht zu er⸗ 
Keinen, oder nur bid zu einem be 
flimmten Preife oder fonft nur nad 
einem gegebenen Maßſtabe oder gar 
nicht mitzubieten verfpräde, find une 
gültig, und auf die für die Erfüllung 
dieſes Verſprechens zugefiherten Be- 
träge, Geſchenke oder andere Vorteile 
findet fein Klagereht Statt. Hinficht- 
lich Desjenigen, was dafür wirklich bes 
zahlt oder übergeben worden ift, hat 
die Anordnung des $. 1174 des a. b. 
G. 2. ihre Anwendung. Auch Tann die 
Giltigkeit der Verfleigerung aus dem 
Grunde einer ſolchen unerlaubten Ber- 
abredung nit angefochten werden. 
(Hill. D. v. 8. Juni 1838 3. 12593. 
Kundm. der n. d. Reg. vom 14. Juni 
1838 3. 34440. Kun. ©. 3. 3. 1838 
8.41.) 

Licitationen. Die Juftize Behörden 
find nur zur Bewilligung und Abhal« 
tung der im $. 2 der Licitations⸗Ord⸗ 
nung vom 15. Juli 1786 und dem Hof. 
decrete vom 13. Juli 1789 (3. G. ©., 
3. 1032) genannten Berfleigerungen 
ald „gerichtlihen” competent; alle 
übrigen ftehen den politifchen Behör- 
den augfhlieglih und zwar dergeftalt 
zu, daß es nicht von der Willkür der 
Parteien abhängt, die freiwilligen Ber- 
fleigerungen bei den politifhen oder 
bei den Zufliz » Behörden anzuſuchen. 
(Hftzl. Decr. vom 18. Jan. 1847, an 
das k. k. Tiroler Land. Gub. Pol. ©. 
75. Bd. Rr. 7.) 

— — Die mit der Durchführung 
der Preß-Ordnung beauftragten Mini» 
fterien ded Innern und der Juſtiz, 
dann die oberfte Bolizeis Behörde, fin⸗ 
den binfihtlih der Behandlung 
von Drudfhriften firafbaren 
Inhalts und folder, welde 


Acitationen. 


durch beſondere Verfügungen 
verboten wurden, endlich anſtoö⸗ 
ßigerund unſittlicher Kunſtge— 
genſtände und Sachen bei öf— 
fentlichen Verſteigerungen Fol- 
gendes zu beſtimmen: 

1. Alle Druckſchriften, auf welche 
ſich die Preß⸗Ordnung vom 27. Mai 
1852 bezieht ($. 1) und deren Verbrei⸗ 
tung ale eine Preß - Mebertretung er- 
flärt wurde ($. 24), find von der Aus- 
bietung und Veräußerung bei öffentli- 
hen Verfteigerungen ausgeſchloſſen. 

2. Die Behörden, welde derlei Ber- 
feigerungen vornehmen, werden ange- 
wiefen, den mit Aufredhthaltung der 
Öffentlihen Ordnung und Sicherheit 
betrauten landesfürftlihen Behörden 
Verzeichniſſe der zur Verfteigerung be» 
ſtimmten Druckſchriften rechtzeitig mit⸗ 
zutheilen. 

3. Die von der letztgenannten Be⸗ 
hörde als zur öffentlichen Feilbietung 
nicht geeignet erkannten Druckſchriften 
find hiezu nicht zuzulaſſen. 

4. Wegen der weiteren Behandlung 
der verbotenen oder ſtrafbaren Druck⸗ 
ſchriften, die von der öffentlichen Ver⸗ 
ſteigerung ausgeſchloſſen wurden, ſind 
die Vorſchriften der Preß⸗Ordnung zu 
beobachten. | 

5. Die anderweitigen bei Verlaf- 
ſenſchaften vorfindigen anftößigen 
oder unfittlihen Gemalde, Zeichnun⸗ 
gen und Kunftgegenftände, oder mit 
derlei Malereien oder Zeichnungen ver: 
zierten Sachen, dürfen nie öffents- 
lich verfauft oder zum Verkaufe 
ausgeboten werden. (Dong. der 
Minifterien des Innern, der Juſtiz 
und der oberften Polizei» Behörde vom 
26. April 1853, wirkfam für das ganze 
Neih, mit Ausnahme der Militärs 
Grenze.) 

Licitationen dürfen an Sonn- und 
Feiertagen nicht abgehalten werden, f. 
Sonn: u. Feiertagsheiligung. 
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Licktationen, ſ. Berfagamt. 

Liechtenſtein, Fürſt von, unter- 
fieht der Gerichtsbarkeit des Oberſt⸗ 
hofmarfhall-Amtes, |. Hofmarſchall⸗ 


Lieder. Die Bolizei-Behörden follen 
von Zeit zu Zeit die Markifiände, Laͤ⸗ 
den und Wohnungen der Lieberhändler 
durchſuchen, Die ſchon gedrudten anflö- 
Bigen oder unfittlihen Lieder, wie auch 
Aberglauben verbreitende und unſchick⸗ 
liche Heine Gebete, wenn fie derglei- 
hen vorfinden, in Beſchlag nehmen, 
und die Anzeige dem Kreisamte maden. 
(Hfd. vom 1. Sept. 1804. Krop. Gef. 
Kranz. 19. Bd. ©. 304.) 

— — f. Bilderhandel : Befug- 
niffe, Bettelmuſikanten, Volks⸗ 
ſaͤngergeſellſchaften. 

Liederliche Dirnen, ſ. Abſchie⸗ 
bung. 

— — ſ. Frendenmaͤdchen. 

Lieferungen (Aerarial⸗. Die Con⸗ 
trahenten derſelben ſollen wegen ver⸗ 
ſuchter Beſtechung der Beamten nebſt 
der geſetzlichen Strafe auch noch von 
allen Aerarial⸗Contracten ausgeſchloſ⸗ 
fen werden. (Hfd. vom 5. Jän. 1812. 
Borſchitzky Hob. S. 73.) 

— — ſ. Licitationen. 

Linien Wiens. Es dürfen aud fer- 
nerhin bei den Linien Wiens weder 
Fracht: noch Marktfuhren vorSonnen- 
aufgang und nad Sonnenuntergang 
herein» oder hinausgelaffen werden, 
weil nad der Aeußerung der Gefälle- 
Behörde bei der Rat oder auch nur 
bei der Dämmerung, feine entfprechende 
Befhau vorgenommen werden Tönnte. 
Alle Reifenden jedoch, fie mögen mit 
was immer für Gelegenheiten kommen 
oder abreifen, müflen zu jeder Stunde 
herein» oder hinausgelafien werden. 
Uebrigend macht es der Andrang bed 
Fuhrwerkes an der Taborstinie befon- 
ders an Markttagen nothwendig, daß, 
um Unorduungen und Hemmung ber 





nien Wiens. 


Baflage hintan zu halten, keine Markt⸗ 
fuhren von 10 Uhr Abends angefan- 
gen bid 4 Uhr Morgens über bie 
große Donanbrüde hereingelaffen wer 
den, welde Anordnung von dem dort 
anfgeßellten Polizeis Poften mit Hilfe 
der Militär Wache bandzuhaben ifl. 
(Ddg. der n. d. Reg. vom 24. Jän. 
1828 3. 3386. Prov. ©. S. BP. 10. 
Rr. 19.) 

Linien Wiens. In Folge einer mit 
der Cameral · Bezirks⸗Verwaltung ge: 
pflogenen Verhandlung werden nunmehr 
die Gehthore der Linien Wiens bis 
12 Uhr Nachts geöffnet bleiben. (Decr. 
der Bol. Dir. vom 7. Juli 1852 9. 
13225/3208.) 

— — Bauführungen an den Linien 
Wiens, ſ. Bauführungen, Bau⸗ 
ordnung für Wien 8. 11, Bauver⸗ 
bot, Fortiſicatoriſcher Rayon, Li- 
nienwall. 

— — f. Ständen. 

Linienmanern, aus den in Wien, 
Steine auszugraben, ift ſtrenge zu be 
trafen. (Hfd. vom 8. März 1787. Kp. 
Gef. Joſ. 13. Bd. S. 258.) 

Linien-Paffirfheine, ſ. Paſſir⸗ 


eine. 

Linien-Paſſirung von Seite des 
Militärs. Das Wiener Platz⸗Commando 
machte an die Polizei- Dber « Direction 
diesfalld die Eröffnung, daß fämmt- 
lihe allhier befindlihe Truppen er« 
neuert angewiefen worden find, daß 
feinem Soldaten erlaubt ift, über die 
Linien Wiens zu paffiren, wenn er ſich 
nicht mit einem Linienpaß feines Herrn 
Compagnie» Eommandanten oder fon« 
figem legalen Documente auszuweiſen 
vermag. Sollte demnach ein oder der 
andere Soldat, ohne Unterfihied der 
Zruppengattung, der beftehbenden Vor⸗ 
ſchrift gemäß, ohne ſich gehörig ausge. 
wiefen zu haben, die Linien paffiren 
wollen, fo wäre foldher ohne weiters 
zurückzuweiſen. Wenn fi wider alles 
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Bermuthen der Fall ereignen follte, daß 
jedoch einer diefer Weifung nicht Folge 
leiften wollte, fo ift ſolcher zu arreti« 
ren, und nicht zu feinem Regimente, 
Bataillon oder Brande, fondern mit- 
telft Specis facti von der Linie aus an 
die näͤchſte Militärwache zu übergeben, 
wovon jedoch dieſes Platz⸗Commando 
ſogleich zu verſtändigen iſt. (Note des 
Br. Platz⸗Commando vom 24. Mai 
1823 3. 1840.) 
Linien⸗Polizeiwache fol ein ge- 
naues Augenmerk auf bedenkliche oder 
verdächtige Individuen, welche die Li- 
nien paffiren, richten; jedoch ift hierin 
mit gehöriger Umſicht vorzugehen, da⸗ 
mit nicht unbefangene Spaziergänger 
angehalten werden. (Polbfit. Weif. an 
die Pol. Ob. Dir. v. 30. Apr. 1824.) 
— — 68 ift bereits wiederholt der 
Fall vorgefommen, daß einpaffirende 
Fremde, die ihre Kleiderbündel oder 
fonftigen Gegenftände der Linien⸗Poli⸗ 
zeiwache zur einftweiligen Aufbewah- 
tung übergeben, und ſolche ſpäter nicht 
wieder abgeholt haben, ohne daß dies⸗ 
falls von Seite der Linienwache die 
fogleihe Meldung an die betreffende 
PolizeirBezirkd-Direction gemacht wor» 
den ift. Die Linienwache hat ſich zwar 
in einem Falle damit zu begnügen, 
daß Paſſanten, welche fih nicht auszu- 
weifen vermögen, gleichſam pfandweife 
bis zur Beibringung der Ausweife ihre 
Effecten deponiren, fondern es find 
derlei ausweislofe oder font bedenk⸗ 
lie Ankömmlinge ohne weiterd zur 
betreffenden Bezirks - Direction zu ſtel⸗ 
Ien, wenn aber auch aus irgend einem 
zuläffigen Grunde Effecten bei der Li«- 
nienwache hinterlegt werden wollen, fo 
fteht es diefer keineswegs zu, folde 
Depofita für fich zu übernehmen, und 
zurüdzubehalten. Ueber Auftrag der 
h. Boligei= Hofftele werden daher die 
Bezirk! « Directionen angemwiefen, und 
firenge dafür verantwortlid gemacht, 


Muien · Polteiwache. 


die Linienwach⸗ Commandanten geeig⸗ 
net zu belehren und zu verhalten, daß 
fie alle derlei deposita von Fall zu 
Fall unverzägli an die Bezirks - Di- 
reetionen abliefern, wornach diefelben, 
in fo fern nicht eine andere unmittelbare 
Berfügung durch die beftehenden Vor⸗ 
fhriften dem Umſtande geboten er- 
ſcheint, gleichfalls ohne Verzug dem 
Anzeigeamte diefer Polizei - Ober» Di» 
reetion einzufenden find. (Circ. dert. k. 
Bol. Ob. Dir. vom 22. Febr. 1842 
8. 2676.) 

—— Eine der 
wichtigſten Dienſtleiſtungen der Linien⸗ 
poſten iſt die Abweiſung und in ange⸗ 
zeigten Faͤllen auch die Anhaltuug von 
ſolchen Leuten, die überhaupt bedenk⸗ 
lich find, oder die nad) ihrer Beſchäfti⸗ 
gung, Berufe oder Lebensweiſe in der 
Nefidenz gar Nichts zu thun haben; 


fondern ih nur zu gefährlihen Sub⸗ 


jecten entwideln Tönnen. Die Be 
zirtöleiter werden von nun an für die 
zwedmäßige Einrichtung und Durch⸗ 
führung des Liniendienftes nach den 
obigen Andeutungen verantwortlich ger 
macht, haben bei den Linien-Gomman- 
danten fogleih die Dienftbüdher einzu⸗ 
führen, worin täglich die Erfolge des 


Liniendienftes erfichtlih gemacht wer⸗ ſten 


den. (Decr. der k. k. Stdthpimſchft. v. 
11. Jan. 1851 3. 576.) 

Linienwall. Innerhalb des Linien- 
walles 12 Klafter, und außerhalb 100 
Klafter von der Linienwall-Mauer ent« 
fernt, darf kein Bau, felbft nicht die 
Aufftellung beweglicher Einfriedungen 
Statt finden. (Bdg. v. 27. Zän. 1718 
und 5. Mai 1799, f. Fortificatori: 
ſcher Rayon.) 

— — Da es fich öfter ereignet, daß 
die hiefigen Liniengräben theild durch 
ordentlihe Steigwege, theild durch 
Leitern überfliegen wurden; fo wird 


verordnet, daß Diejenigen, welche fidh 


erfühnen, über die Linien zu fleigen, 
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nicht nur angehalten, fondern and) 
noch ernftgemeffen beftraft werden ſol⸗ 
len. (Bat. vom 13. Rov. 1773. Krop. 
Gef. Mar. Theref. 10. Bd. ©. 208. 
Emeuert mit Hfd. vom 28. Sept. m. 
9. Nov. 1786, kundgem. am 21. Rov. 
1786.) 

Linienwall,. Aus Anlaß mehrerer 
vorgetommenen Fälle, daß eine Bezirke: 
Direction die Ueberfteigung des Linien⸗ 
walles als Polizeivergehen im Sinne 
der hohen Regierungs- Verordnung vom 
21. Rov. 1786 mit einer Geldftrafe 
von 1 fl. EM. belegte, wird den Be 
zirks⸗Directionen zur ferneren Darnach⸗ 
achtung in Erinnerung gebradt, daß 
diefes Bergehen in das Bereich der 
Cameral⸗Bezirks⸗Verwaltung für Wien 
einfhlägt, und nach dem $. 463 des 
Strafgefeßes über Gefälld-Uebertretun. 
gen von diefer Behörde mit 2—10 fl. 
zu befttafen ift. (Circ. der k. k. Bol. 
Dh. Dir. v. 24. Det. 1839 3. 2330.) 

— — Bauführungen in der Ge 
gend desſelben, ſ. Bauordnung für 
Bien $. 11. 

— — vie Ha außerhalb 
denfelben, |. Banführungen, Ban: 
verbot, Sortificatorifcher Rayon. 

Sinienwall: ⸗Pächter, fiehe Aſſi⸗ 


Vonenr, ſ. Roſoglio. 
Liqueur-Erzengung, ſ. Branut⸗ 
wein. 

Liſte der verwieſenen und abge⸗ 
ſchafften Fremden, ſ. Fremde. | 
une ——— deſſen 


en ſ. Nachdru 

Literariſche Erzengniſſe, fiche 
Nachdruck. 

Lithographie, f. rivilegien. 


Lithographifche uſtalten, duͤr⸗ 
fen nur die auf eigene Rechnung auf« 
gelegten Werke in einem öffentlichen 
Gewölbe verfaufen, ſ. Mufilalien. 

— — deren Ueberwachung beiref- 
fend, f. Steindrnder. 





Kithographifche Preffen. 


Lithographiſche Prefien, Bedin- 
gungen zur Bewilligung derfelben für 
Baumwoll⸗ und Seidendruder, fiehe 

eſſen. 

Livree⸗Verzierungen, dazu dür⸗ 
fen keine Stickereien gewählt werden, 
welche die Staats⸗Uniform auszeich⸗ 
nen. (Gftzl. D. vom 30. Mai 1816.) 

— — Mehrere Jäger, die in Dien- 
ften bei Privat» Berfonen ftehen, er: 
fheinen mit foldhen Livree⸗Verzierun⸗ 
gen, weldhe fie der Uniform des Gene- 
ral» Auartiermeifterftabes fehr ähnlich 
machen. Diefe Berzierungen beſtehen in 
ſchwarzen Krägen und Auffhlägen, auf 
grünen Röden, weißen Beinkleidern, 
goldenen Hutſchlingen mit fchwarzen 
Eocarden, durchaus grünen Yederbü- 
fen, goldenen Kuppeln mit dunkelgrüs 
nen oder blauen Streifen, und goldenen 
Port d'Epées. Da nun ſolche Livreen, 
die nur in der Nähe für das erkannt 
werden können, den Soldaten in und 
außer dem Dienſte, ſo wie das Publi⸗ 
eum über die Würde der Perſon taͤu⸗ 
ſchen, und bereit? zu manden unanges 
nehmen Borfällen Anlaß gegeben ha⸗ 
ben, und da die Mißbräuche der dem 
Militär beftimmten Unterſcheidungs⸗ 
Ehrenzeichen nicht länger geftattet wer- 
den Tönnen, fo hat die Landesftelle 
nit nur felbft dafür zu forgen, fon» 
dern auch die Polizei« Direction aufs 
merkſam zu machen, damit das Obbe⸗ 
rührte von den Livreen abgeſchafft 
werde. (Hfd. vom 5. März, kundgem. 
von der Landesreg. ob der Enns den 
13., in Ried. Defterr. den 15. März 
1803. Krop. Gef. Franz. 17. Bd. ©. 
100 u..101, f. Bediente.) 

Local: Angenfcheine, bei Abthei⸗ 
lungen von Baugründen, fiehe Bau⸗ 
Augenfcheins-Gebühren. 

Lotal-Angenſchein bei Baufüh- 
rungen, |. Ban: Angenidheins:&e: 

en, 


® [) « € 
Local⸗Gommiſſion bei Baulichkei⸗ 


337 


ſocomotipve. 


ten in der Rähe eines k. k. Hofgartens 
oder Schloſſes, ſ. Bauordnung für 
Bien $. 10, Bauverbot, Beine 
ten, Schloßhauptmaunſchaft. 

Zocomotive. Siherheitd-Maf- 
regeln gegen die Gefahr der 
Erplofionen bei den Dampf 
mafhinen. Se. k. k. Majeftät haben 
mit a. 5. Entſchließung vom 8. Febr. 
1840 die SHerabfeßung des bei den 
Proben der Locomotiv⸗Dampfkeſſel, zur 
Berhütung der Gefahren bei Anwen- 
dung der Dampf - Mafchinen bisher 
gleichfalld angewandten dreifahen Dru- 
des aufeine zweifache Belaftung un- 
ter folgenden Vorſichtsmaßregeln aller 
gnaͤdigſt zu genehmigen geruht. 

1. Rahdem von der betreffenden 
Eifenbahn » Direction oder von den 
Eigenthümern der Locomotive Die 
hoͤchſte Dampfſpannung angegeben wor« 
den ift, welche jedesmal im Keffel Statt 
finden fol, müſſen die vorhandenen, 
zum Niederdrücken oder gleihfam zur 
Belaftung der Sicherheitd-Bentile dies 
nenden Federn und Federwagen fo ein« 
gerichtet werden, dag fie mit Nüdfiht 
auf den ohnehin vorhandenen Drud 
der Atmofphäre keinen dieſes Marimum 
überfleigenden Druck auf die Sicher 
heits⸗Ventile geftatten. Soll alfo 5.2. 
der Dampf im Keffel beim Gebrauche 
der Locomotive hoͤchſtens und niemals 
mehr ald 50 Pfund über den gewöhn⸗ 
lihen Luftdruck auf jeden Quadrat⸗ 
ZoU betragen, fo dürfen auch die es 
dern, welche entweder unmittelbar ober 
mittelft eines Hebeld auf die Sicher« 
heits⸗Ventile drüden, keinen größern 
Drud oder Feine größere Spannung 
geftatten, ald dag auf jeden Quadrat⸗ 
Zoll des betreffenden Ventils ein dir 
recter Druck von hoͤchſtens 50 Pfund 
entfällt, indem ohnehin noch außerdem 
der Drud der Atmofphäre vorhanden 
ift. Bei der auf die vorgefchriebene 
Weiſe vorzunehmenden Probe if 
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Cocomotive. 


dann das eine Ventil zu befeſtigen, da⸗ 
gegen das andere ſo zu belaſſen, daß 
ohne Ruͤckſicht auf den Druck der At⸗ 
mofphäre für jeden Quadrat⸗Zoll ein 
Drud von zweimal 50 oder von 100 
Pfund entfallt. 

2. Bleibt der Eigenthümer oder die 
betreffende Eifenbahn » Direction dafür 
firenge verantwortlih, daß weder in 
den bei der Probe vorhanden geweſe⸗ 
nen Hebeln noch Federwagen u. dal. 
irgend eine Aenderung vorgenommen 
werde, wodurch es den Mafchinenfüh- 
ern jemals möglich werde, den Dampf 
im Keſſel höher zu fpannen, als bei 
der Probe angegeben, und wofür die 
Keflelprobe vorgenommen wurde. 

3. Eben fo wird es den Eigenthuͤ⸗ 
mern oder der betreffenden Eifenbahn- 
Direction zur Pflicht gemacht, ald Ma- 
fhinen- Führer nur folde Individuen 
zu verwenden, welche nicht blos durch 
die hiezu nöthigen Kenntnifle, fondern 
auch durch ein folides, befonnenes und 
BZutrauen erweckendes Betragen in je 
der Hinfiht volle Beruhigung gewäh- 
ren, fo wie fie auch ſtreng verpflichtet 
ift, auf jeden Kefiel befonders in Be 
ziebung auf feine durch den längeren 
Gebrauch erfolgte Benükung ein wach⸗ 
fames Auge zu haben, und Alles aufr 
zubieten, was zur Hintanhaltung von 
Unglüdsfällen, die aus einer dur zu 
lange fortgefeßten Gebrauch erfolgten 
Beſchädigung oder Schwähung des 
Keſſels möglicherweife entftehen könn⸗ 
ten, beizutragen vermag. (Hfkzl. D. v. 
28. Febr. 1840 3. 4696, an ſämmil. 
Zänderft. Vdg. der n. ö. Neg. vom 3. 
März 1840 3. 15652, der ob d. ennf. 
Reg. v. 2. Apı. 3. 7868; das fteierm. 
Gub. vom 28. März 3. 4324; das 
Zirol. Sub. vom 26. März 3. 6765; 
das Laib. Sub. vom 2. Apr. 3.6685; 
das mähr. fhlef. Sub. vom 18, März 
8. 10764; das böhm. Gub. vom 28. 
März: 3. 15006; das galiz. Gub. v. 
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24. April 1840 3. 18993. Bol. ©. 
©. 68. Bd. Rr. 27.) 

Locomotive. Nach $. 21 der Eifen- 
bahn⸗Betriebs⸗Ordnung vom 16. Rov. 
1851 dürfen die auf Eifenbahnen zu 
verwendenden Locomotiven erft dann in 
Betrieb gefeht werden, nachdem fie der 
technifch-polizeilihen Prüfung von einer 
Eommiffion und in Folge diefer für zu- 
läffig erfannt worden find. Die bier 
vorgefäriebene Prüfung ift eigentlich 
eine auf der Bahn felbft vorzuneh- 
mende Berwendungsprobe, bei welder 
e8 Aufgabe der Commiffion fein wird, 
zu unterfuchen: ob der Bau der Loco⸗ 
motive die gefahrlofe Befahrung der 
Bahn, für welche fie beftimmt ift, ge- 
flatte, zu erheben, ob nicht einzelne, 
für die Sicherheit nothwendig erfannte 
Beſtandtheile ganz fehlen u.f.f. Diefer 
Eommiffion wird es daher auch oblie- 
gen, ſich zu überzeugen, ob die Keſſel⸗ 
probe, welche nach der-beftebenden Bor- 
ſchrift bereits bei der Berfertigung des 
Kefield vor deffen Berwenbung zur 
Locomotive Plab zu greifen bat, be- 
reits mit gutem Erfolge Statt gefun- 
den babe, worüber ein Certificat der 
Commiffion vorzulegen if. Um nun 
diefe Beftimmungen des 8. 21 al& wer 
ſentliche Buͤrgſchaft für die Sicherheit 
fo ſchnell ala möglih zu realifiren, 
wird über Einfchreiten des Handelsmi⸗ 
nifteriumd v. 4. Juni 1852 3. 11135 
die Mitwirkung der k. k. Statthalterei 
auf nahfolgende Weife in Anſpruch 
genommen: 

Der Zufammentritt der in 8. 21 der 
Eifenbahn-Betriebd-Ordnung beftellten 
Commiffion ift jedesmal erforderlich, 
fo oft eine neue Locomotive auf einer 
Bahnftredde des Reiches in Berwendung 
fommen fol. Die Betriebs -Direction 
der fraglichen Eifenbahnftrede, gleich. 
viel ob die Direction eine landesfürft- 
liche ift, oder einer Privat⸗Geſellſchaft 
unterſteht, wird ſich in einem ſolchen 
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Balle an die Statthalterei um Delegi⸗ 
rung eines Abgeordneten, fo wie des 
von der politifchen Behörde zu wäh. 
Ienden Technikers wenden, und dafür 
ſorgen, daß der ald Commiffionsglied 
zu fungiren habende Beamte der Ge⸗ 
neral » Infpection rechtzeitig von dem 
Eommiffionstage verftändigt werde. Es 
erſcheint demnah am zweckmaͤßigſten, 
wenn fowohl der bei den Verwendungs⸗ 
Prüfungen der Locomotive intervenis 
rende Beamte der Sicherheits Behörde 
als auch der von der letzteren beizuzie⸗ 
bende Techniker mit Beachtung der 
Tauglichkeit zum beabfihligten Zwecke 
für einen gewiflen Zeitraum im vorhin. 
ein benannt werden. Diefelben find 
dann nebft ihren etwaigen Erfaßmän- 
nern als ftändige Mitglieder der Com⸗ 
miſſion der betreffenden Eifenbahn:Di- 
rection bekannt zu maden. (Erl. des 
Min. des Inn. vom 21. Juni 1852 
Dec. der n. d. Statth. v. 3, Juli 1852 
8. 22101.) 

Locomotive, Sicherheitömaßregeln 
gegen die Gefahr der Erplofionen bei 
Dampftefieln, ſ. Dampfkeſſel. 

— — deren Pruͤfung, ſ. Eiſen⸗ 
bahn⸗Betriebs⸗Ordnung 8. 21. 

— — ſ. Dampfkeſſel. 

— — ſ. Eiſenbahnen. 

Locomotivführer, deſſen Eigen⸗ 
ſchaften betreffend, ſ. Dampfkeſſel. 
(Bdg. vom 31. Aug. 1844 8. 14.) 

Lohn der Dienftboten, f. Berjäh: 


rung. 

Lohnbediente, ſ. Dienftboten: 
Ordnung für Wien, Anhang $. 1 
bis 13. 

Lohnfuhren, Beftrafung der Ber 
richtung von Lohnfuhren ohne Licenz, 
f. Kleinfuhrlente. 

Lohnfuhrwerk. Das k. k. Hans 
delsminiſterium hat unterm 27. Jän. 
1853 8. 572 einverftändlich mit der 
k. k. oberften Polizei⸗Behoͤrde eröffnet, 
daß in Folge des von dem genannten 
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Minifterium in einem früheren Erlaſſe 
vom 9. Rov. 1852 3. 8606 als Re- 
gel ausgeſprochenen Grundfaßes der 
Eompetenz der Gewerbs⸗Behoͤrde erfter 
Inſtanz zur Berleihung von Transport: 
gewerben, auch die Verleihung 
von Licenzen für Fiaker und 
Seffelträger vom Br. Magi« 
firate und nicht von der Polizei— 
Direction auszugehen habe. 
Er wird hiebei abermals auf das be⸗ 
reits in dem Statthalterei-Erlafſe vom 
6. Nov. 1852 3. 39446, (f. Stell: 
fuhr-Licenz) betreffend die Compe—⸗ 
tenz zur Verleihung von GStell- und 
Kleinfuhrwerks - Licenzen angeordnete 


ſtete Einvernehmen mit der Po— 


lizei-Behörde bei der Ertheilung 
folder durch die polizeiliche Unbedenk⸗ 
lichkeit der Bewerber bedingter Conceſ⸗ 
fionen bingewiefen, und insbeſondere 
hinſichtlich der Fiaker dem weite. 
ren Inhalte des oben erwähnten Mini- 
fterial» Erlaffes gemäß beigefügt, daß 
die Bewerbungen um Fialer » Licenzen 
vorerst durch die Poligei-Direction mit 
Rückficht auf Tauglichkeit und Per: 
trauungswürdigfeit des Bewerbers und 
mit Nüdfiht auf die Interefien des 
Publicums zu würdigen, daher Die Ge⸗ 
fuche, falls fie nicht unmittelbar bei der 
Polizei » Direetion eingebraht worden 
wären, fofort an diefe zur nächften 
MWürdigung zu leiten find, Daß gegen 
den Antrag der Polizei» Direction eine 
Verleihung nicht zu erfolgen habe, wohl 
aber deren Antrag auf Verleihung mög- 
lichſt zu berüdfichtigen fei. (Dec. der 
n. 6. Statth. vom 11. Febr. 1853 3. 
3915. Pol. Dir. 3. 3023/563.) 
Lohnfuhrwerk. Als die höchfte 
unüberfteiglihe Gefammtzahl der nen 
ertichtete einfpannigen Lohn— 
fuhrwerke wird die Zahl von 360 
mit dem Bemerken feſtgeſetzt, daß nach 
Ergänzung derſelben mit keiner nenen 
Befugniß-Verleihnung in fo lange vor⸗ 
22° 
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zugeben iſt, als nicht eine oder die an⸗ 
dere erloſchen wäre, oder ſich mit der 
Zeit ein höheres Bedürfniß heraus⸗ 
ſtellen ſollte, worüber Bericht an die 
Statthalterei zu erſtatten iſt. (Dec. der 
k. k. n. ö. Statth. v. 26. Oct. 1852 
3. 36707.) 

Lohnfuhrwerk. — Formular 
einer Betriebs⸗Licenz für ein- 
fpänniges vierrädriges Lohn- 
fuhrwert Re... 
ee gebürtig von 
Land .... Jahre alt, in 
wohnhaft, wird auf fein Anſuchen das 
Befugniß eriheilt, mit dem wie oben 
nummeritten vierrädrigen, mit Einem 
Pferde befpannten Fuhrwerke, vom 
heutigen Datum an inner- und aufer- 
halb der Linien Wiens unter den nach⸗ 
folgenden ausdrüdliden Bedingungen 
zu fahren: 

1. Daß ex den mittelſt Verordnung 
vom 4. Rov. 1852 3. 86056 beftimm« 
ten Auffihlag monatlih mit Einem 
Gulden 30 kr. C. M., und die Plap- 
reinigungsgebühr mit 6 fr. C. M., zu- 
fammen mit 1 fl. 36 fr. C. M. läng- 
ſtens am 15. Tage eines jeden Monas 
tes bei DBermeidung der mit Derord- 
nung vom 15. März 1841 3. 49494 
angeordneten Wagenfperre und weite 
rer Erecution an das magiftratifche 
Oberlammeramt abführe und fi auch 
der Erwerbiteuer - Entrihtung unter« 
ziehe. 

2. Daß er dieſe Licenz entweder 
ſelbſt betreibe, oder aber unter ſeiner 
perfönlichen Verantwortlichkeit, durch 
einen ordentlichen, der Polizei⸗Direc⸗ 


. .. oo 0 


... 0. 0 


tion vorgeftellten, und von derfelben - 


tauglidy befundenen, mit der vorge- 
ſchriebenen Bollete verfehenen Kutfcher 
betreiben lafſe. 

3. Daß fteid nur die von der k.k. 
Polizei - Direction genehmigten Fahr⸗ 
preife verlangt, und die diesfällige ge⸗ 
drucdte Fahrtaxe in jedem Wagen zur 
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Einſicht fuͤr die Fahrenden bereit ge⸗ 
halten werde. 

4. Daß die mit fortlaufenden Num⸗ 
mern bezeichneten Wägen ſich nur an 
den ihnen angewieſenen Standplätzen 
aufhalten, und der Kutſcher, wenn er 
den Wagen leer zurüdführt, die Bor- 
übergehenden nicht um eine Fuhr an- 
ſpreche. 

5. Daß ſich kein einſpaͤnniger Lohn⸗ 
wagen während der Theaterſtunde am 
Branzensplaße (inneren Hofburgplaß) 
aufftelle, weder in den Schweizerhof, 
noch zum Eingange in das k. k. Hof 
Dperntheater auf der Kärnthnerthor- 
Baftei fahre, auh am Ftanzensplatze 
Baffagiere weder aufnehme noch ab» 
feße. 

6. Daß er bei Bermeidung der mit 
Verordnung vom 9. October 1848 3. 
47446 feftgefegte Geldſtrafe von 3 fl. 
©. M. den zum Fahren beftimmten 
Wagen beim Oberlammeramte numme⸗ 
riren laffe, nie mit einem nit num⸗ 
merirten Wagen oder mit mehreren 
Wägen gleiher Rummer fahre, und 
überhaupt alle beftehenden, auf Lohn» 
fuhrwerke bezüglichen Vorſchriften auf 
das Genauefte befolgt. 

Gegenwärtige Licenz darf an einen 
Dritten weder veräußert noch ausge⸗ 
lieben, es darf auf diefelbe weder ein 
Geld aufgenommen noch dargeliehen, 
fie kann aber entweder ganz aufgege- 
ben, oder auf eine beflimmte Zeit un- 
ter Beobachtung der bei andern Lohn⸗ 
fuhrwerten eingeführten Ueblichkeiten 
ausgeſetzt werden. 

Stadiplatz: 

Vom Magiſtrate der k. k. Haupt⸗ 
u. Reſidenzſtadt Wien, den.. 

Lohnfuhrwerk, ſ. Cabfuhrwerke. 

Lohnkutſcher find wider die unbe⸗ 
fugten Beeinträtigungen, die ihnen 
von Andern gefhehen, zu ſchützen. 
(Hflzl. Vdg. vom 11. Februar 1775. 
Barth. H. u. ©. Gef. 5. Bd. S. 331.) 
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Lohnkutſcher. Denfelben ift bedeu⸗ 
tet, daß ihr Begehren, daß die Zahl 
der Lohnmwägen beftimmt werden möge, 
nicht bewilliget werden koͤnne, weil fid 
der eigentlihe Mapftab hiezu nicht 
wohl finden läßt, und fih die Sade 
nah den Bedürfniffen des Publicums, 
und der Wohlfeilheit der Kourage von 
ſelbſt in eine Art von Gleichgewicht zu 
feßen pflegt. (Rage. Bdg. vom 5. Mai 
1792. Barth. H. u. ©. Gef. 7. Bd. 
©. 473.) 

— — Nachdem die Borftadt- 
Lohnkutſcher keineswegs nur auf 
die Stadt und die Vorftädte Wiens bes 
fhräntt find, fo kann felben nicht ver- 
wehrt werden, von der Rußdorfer oder 
einer andern Linie Wiens (um Keute 
allenfalls in die Stadt hinein, oder 
weiter hinaus in die nahe Tiegenden 
Ortſchaften zu führen) mit ihren Wägen 
ftehen zu lafien. (Rggs. Vdg. vom 30. 
Sept. 1794. Barth. H. u. ©. Gef. 
7.38%. ©. 473.) 

— — lieber eine von zwei Fiakern 
in der LXeopoldftadt bei der dortigen 
k. k. Polizei⸗Bezirks⸗Direction gemachte 
Anzeige, daß ein Geſellſchaftswagen 
eines Stadt⸗Lohnkutſchers in der Leo⸗ 
poldſtadt, um Lohnfuhrwerk zu verrich⸗ 
ten, aufgeſtellt ſei, wurde den Anzeig⸗ 
legern die Aſſiſtenz gegeben, und ſo⸗ 
dann der Wagen zu dieſer Direction 
und ſodann zum Lohnwagenamt ge⸗ 
führt. Ueber die ſodann in dieſer An⸗ 
gelegenheit gepflogenen Unterſuchun⸗ 
gen bat die Landesſtelle mit Beſcheid 
vom 27. Dct. d. 3. 8. 59508 anber 
bedeutet, daß, nachdem aus den Erhe- 
bungen hervorgehe, daß der Stadt⸗ 
Lohnkutſcher mit den beanftändeten 
fehöfigigen Wagen nur eine Yamilie 
nad Döbling führen wollte, diefer Wa⸗ 
gen nicht ftellfuhrartig benüßt wurde, 
auch nicht nach Art der Stellmägen be⸗ 
zeichnet war, und den Stadt⸗Lohnkut⸗ 


fern die Führung ſechsſitziger Wägen 
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nicht verwehrt fei, die Erhebungen le⸗ 
Diglih zur Nachricht genommen wer- 
den, wornad gegen den Stadt Lohn- 
kutſcher Nichts verfügt werden Tonnte. 
Aus diefer Entfcheidung geht nun her- 
vor, daß Fein Stadt-Lohntutfcher we⸗ 
gen uhren mit einem Geſellſchafts⸗ 
wagen beirret werden könne, wenn 
felber nicht erwiefener Maßen Stell- 
fuhrwer? mit denfelben verrihte. Da 
nun diefes leiht an Ort und Stelle im 
Valle einer Anzeige unterſucht werden 
fann, fo wurde die k. k. Polizei-Ober- 
Direction erſucht, die unterftehenden 
k. k. Bezirks Directionen anzuweifen, 
in ähnlichen Fällen wie der vorlie 
gende und überhaupt in jedem, mo 
das Stellfuhrwerk nicht erwiefen ift, 
die angefuchte Alfiftenz zu verweigern, 
damit nicht die Gewerbsleute ohne hin: 
reihenden Grund in der Ausübung 
ihrer Rechte gefährdet werden. (Note 
des Wr. Magiftr. v. 16. Nov. 1832, 
an die 8. k. Pol. Ob. Dir. Eirc. der 
Pol. Ob. Dir. vom 3. Decemb. 1832. 
8. 230.) 

Lohnkutſcher. Den Br. Stadt- 
Lohnkutſchern wird das Befugniß er: 
tbeilt, gegen genaue Beobachtung der 
beftehenden Polizei» und Paß⸗Vorſchrif⸗ 
ten auch weiter ald 4 Meilen von Wien 
zu fahren und fich aller Gattungen Wa⸗ 
‚gen und Geſchirre bedienen zu dürfen. 
(Hftzl. D. v. 26. März 1833 8. 6674. 
Rggs. Circ. vom 9. April 1833. 3. 
19395. Pv. ©. ©. 15. Bd. 3. 1833. 
Rr. 69.) 

— — Die Uebertretungen der Lohn 
kutſcher, Kleinfuhrleute und ihrer 
Knechte als folder, in fo fern fie dem 
polizeilichen Wirkungskreife zugemwiefen 
find, dürfen nicht mehr dem Lohnkut⸗ 
fheramte der Polizei» Ober - Direction 
angezeigt werden, fondern find von den 
Bezirks» Directionen felbft und unmit- 
telbar in Verhandlung zu nehmen, ſo⸗ 
hin aber die Unterſuchungs⸗Operate dex 
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Polizei⸗Ober⸗Direction zur weiteren 
Veranlaſſung im gewöhnlichen Wege 
vorzulegen. (Dec. der Pol. Ob. Dir. 
vom 19. Febr. 1834 3. 1481/320.) 

Lohnkutfcher. Wenn ein Lohnwa- 
gen⸗Inhaber, er mag Wagen-Eigenthüs 
mer oder Knecht fein, der zuftändigen Ge⸗ 
richts⸗Behörde wegen einer Webertretung 
entweder perfönlicy überliefert oder zur 
Amtshandlung auf freiem Fuße ange: 
zeigt wird, fo ift die Gerichte Behörde 
anzugeben, das Refultat der Unterfu- 
hung der Polizei» Ober» Direction zur 
gewöhnlichen Vormerkung mitzutheilen. 
(Dec. der Bol. Ob. Dir. v. 19. Det. 
1844 3. 392. L. A.) 

— — Auf die Anfrage: ob (Stadt» 
Lohnkutſcher auch mit Vorſtadt⸗Lohn⸗ 
wagen- oder was das nämliche ift mit 
Fiaker-Licenzen betheilt werden können 
und dürfen, wird erwidert, daß, da 
der Inhaber zweier folder nad der 
Ausübungsart verſchiedener Beredhti- 
gungen ohnehin an die fuͤr jede beſon⸗ 
ders beſtehenden Vorſchriften gebunden 
iſt, und da weiters den Fiakern (Vor⸗ 
ſtadt-Lohnwagen) derzeit auch Stadi- 
Lohnwagen⸗Licenzen ausgefertigt wer⸗ 
den dürfen, kein Grund vorhanden 
ſein, den Stadt⸗Lohnkutſchern die Be⸗ 
theilung mit Fiaker⸗Licenzen gegen 
pünctlihe Beobachtung der für dieſe 
beftebenden Borfihriften zu verfagen. 
(Bdg. der n. d. Reg. vom 21. Mai 
1835 8. 25973. Pr. ©. ©. 17. Bd. 
Nr. 168.) 

— — Ein mit dem ordnungsmäßi« 
gen Befugniffe verfehener Lohnkutſcher 
darf, wenn er in einem fremden Orte 
mit Reifenden anlangt, nicht gehindert 
werden, die fih ihm ergebenden Par⸗ 
teien nad jedem beliebigen Orte 
zu befördern, und es find die an dem 
einen oder dem andern Orte beftehen- 
den vorſchriftswidrigen Befchränkungen, 
wornach die mit Reifenden ankommen⸗ 
den fremden Lohnkutſcher neue Reifende 
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zur Weiterbeförderung nit annehmen 
dürfen, oder nur eine beftimmte Zeit 
zum Behufe der Aufnahme der Reifen» 
den im Orte geduldet werden u. dgl. 
überall abzuftellen. (Hflzl. D. vom 10. 
Sept. 1835 3. 23438. Bdg. dern. 0. 
Reg. v. 10. Dct. 1835 3. 53075, des 
böhbm. Bub. vom 30. Sept. 1835 3. 
47114, des galiz. Bub. v. 14. Det. 
1835 3. 59151, n. 6. böhm. u. galiz. 
Prov. G. ©. v. 3. 1835. Nr. 308, 
321 u. 228.) 

Lohnkutſcher. Ueber die zur Sprache 
gefommene Frage, ob zur Erlangung 
einer Stadt⸗Lohnkutſcher⸗Licenz die ge⸗ 
burtös-obrigkeitlihe Entlafjung und Ans 
ſäſſigmachung im Drte der Gewerböver- 
leihung nothwendig fei, findet die Regie 
rung mit Rüdficht aufdie zur Erlangung 
derlei Licenzen vorgeſchriebenen Bedin⸗ 
gungen und aus Confcriptiond-Rüdfich- 
ten dieſe Frage bejahend zu beantworten, 
wornach fih in Zukunft zu benehmen 
ift. (Vdg. der n. d. Reg. vom 9. Sept. 
1840 3. 46611. Po. ©. ©. 22. Br. 
Rr. 158.) 

— — wegen Behebung der Paſſir⸗ 
feine, ſ. Landkutſcher. 

— — Die Verleihung der Licenzen 
für Fiaker in Wien hat vom Magiſtrate 
auszugehen, f. Lohnfuhrwerk. 

— — GSompetenz der Polizei⸗Be⸗ 
hörde bei Verleihung der Transport⸗ 
Gewerbe, ſ. Lohnfuhrwerk, Stell⸗ 
fuhr⸗Licenz. 

— — und ihre Knechte müſſen mit 
legalen Reiſe⸗Legitimationen verſehen 
fein, ſ. Bäfle. (Bdg. vom 29. Juli 
1852.) 

— — f. Cabfuhrwerk, Fiaker, 
Kleinfuhrlente, Lohnwagen:AUmt, 
—— Poſt. 

hukutſcher⸗ Amt. Die Bezirka⸗ 
Direction bat in jedem Falle, wo fie 
mit einem Lohnkutſcher, Kleinfuhrmann 
oder Knecht entweder die Unterſuchung 
nad dem Strafgefege förmlich abführt 
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oder auch eine eorrectionelle Verhand⸗ 
lung pflegt, von der Uebertretung und 
der verhängten Strafe dem Lohnkut- 
ſcher⸗Amte die Anzeige zu machen, wel⸗ 
ches auf dem Fürzeften und einfachften 
Wege gefhehen kann. (Lirc. dert, k. 
Bol. Ob. Dir. vom 16. Jänner 1836 
3. 125/20.) 

Lohnkntſcher⸗Ordnung für Wien 
vom 29. Rov. 1765. Krop. Gef. Mar. 
Ther. 4. Bd. ©. 521. (Die Beftim- 
mungen derfelben find durch fpätere 
Berordnungen theild aufgehoben, theild 
weſentlich modiflcirt worden.) 

— — für die Provincial 
Hauptftadt Graz. 

J. Abſchnitt. Gerechtigung zu 
dieſem Gewerbe.) 

8. 1. Die Ausübung des Lohnkut⸗ 
ſcher⸗Gewerbes iſt nur den Beſitzern 
von Perſonalbefugniſſen und ihren Wit⸗ 
wen, dann Jenen geſtattet, die zum 
ſelbſtſtaͤndigen Betriebe einer verkaͤuf⸗ 
lichen Gerechtſame die obrigkeitliche Be⸗ 
willigung erhalten haben. 

8. 2. Dieſe Bewilligung ertheilt 
über Einvernehmen der k. k. Polizei⸗ 
Direction der Magiſtrat, dem auch die 
Gewerbsverleihung in erſter Inſtanz 
zuſteht. 

8. 3. Es iſt den zu dieſem Gewerbe 
Berechtigten freigeſtellt, ſo viele Knechte 
Wagen und Pferde zu halten, als ſie 
zu ihrem Betriebe vortheilhaft finden, 
auch können fie ihr Fuhrwerk fowohl 
in der Stadt, als unter genauer Be- 
obachtung der polizeiliden Paßvor⸗ 
ſchriften über Land ausüben, doch dür⸗ 
fen fie die Grenze des Befugniffes, je 
nachdem dasjelbe zum Einſpännig⸗ oder 
Zweifpännig « Fahren, berechtiget, nicht 
überföreiten. 

8. 4. Fremden Lohnkutſchern, die 
bier verweilen, und nicht etwa die hier- 
her geführten Parteien vertragsmäßig 
auch bier auf beftimmte Zeit zu bedie- 
nen haben, bleibt das Fuhrwerken in 
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der Stadt und deren Umgebung unter⸗ 
ſagt, dagegen iſt es ihnen unbenommen, 
fih für die Rückfahrt oder für entfern⸗ 
tere Reifen um Parteien zu bewerben. 

8. 5. Jede unbefugte Ausübung des 
Lohnkutfcher = Gewerbes, fo wie die 
Ueberfchreitung der in den 88. 3 und 4 
angedeuteten Grenzen, ift als eine Ges 
werbsftörung von dem Magiftrate und 
zwar das erfte Mal mit einer Seldftrafe 
von fünf bis fünf und zwanzig Gulden 
W. W., oder Arreft von drei bis viers 
sehn Tage zu ahnden. Im Wiederho- 
lungsfalle wird dieſe Strafe verdoppelt 
und bei noch weiterer Betretung auf 
Berluft von Wagen und Pferden zu er- 
kennen fein. 

II. Abſchnitt (von den Ver—⸗ 
pflihtungen der Lohnkutſcher). 

a) Numerirung der Wagen und 
Standörter derfelben. 

8. 6. Bei den Fahrten innerhalb der 
Linien und in den Umgebungen Graz 
haben ſich die Lohnkutſcher gehörig nu- 
merirter Wagen zu bedienen. 

8.7. Die Bezeihnung hat in der 
Art zu gefchehen, daß die Nummer, 
welche die 2. 8. Polizei» Direction dem 
Lohnkutſcher beftimmt, und die für alle 
Magen desfelben zu gelten bat, bein 
erften Anblicke auch für einen entfernt 
Stehenden lesbar fei. Zu diefem Ende 
ift die Nummer rechts und links dann 
an der Nückfeite des Wagend anzu- 
bringen. 

8. 8. Damit aber foldhe Wägen zu 
weiteren Kahrten auch ohne Nummern 
verwendet werden können, wird die 
Rumerirung mittelft blechener an den 
Wägen feftzubeftender Täfelchen geftat« 
tet. Diefelben find nad dem bei det 
?. 8. BolizeisDirection befindlichen Mus 
fter einzurichten. 

8. 9. Die k. k. Polizei » Direction 
wird einzelnen verläßlicen Lohnkut⸗ 
ſchern die Bewilligung ertheilen, Hono⸗ 
ratioren für den Stadigebrauch auf 
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Verlangen auch Wagen ohne Nummern 
beizuſtellen. Bei wahrgenommenem 
Mißbrauche werden ſie dieſer Begünfti- 
gung wieder verluſtig. 

8. 10. Die vorgehenden Beſtimmun⸗ 
gen gelten auch von Schlitten, welche 
nebftbei mit Schellenkränzen verſehen 
fein müffen. 

8. 11. Die Bequemlichkeit des Pu⸗ 
blicums fo wie der eigene Bortheil der 
Lohnkutſcher erheifchen es, daß diefelben, 
wenn fie unbefchäftigt find, fi mit ih⸗ 
ten befpannten Wägen auf öffentlichen 
Plägen aufitellen. 

8. 12. Diefe Standpläße find: für 
die zweifpannigen Wagen 

a) der Hauptwachplaß, 

b) Jakominiplatz und 

c) der Murvorftadtplaß ; für die ein- 
fpännigen Wagen 

a) der Carmeliterplag, 

b) der Landplatz und 

c) der Grießplatz. 

8. 13. Die Art der Aufftellung, die 
Anzahl der Wagen und die in Anfe 
bung der Pläße unter den Lohnkutſchern 
zu beobachtende Abwechslung beftimmt 
die k. k. Polizei - Direction. Ihr liegt 
e8 auch ob, zur Marktzeit oder wenn 
e8 fonit die Rothwendigkeit oder beffere 
Bedienung des Publicums erfordert, 
für die Anweifung anderer Standörter 
Sorge zu tragen. 

8. 14. Jeder Lohnkutſcher ift ſchul⸗ 
dig, auf dem ihm von Zeit zu Zeit an» 
gewiefenen Platze zu ſtehen, feine Pferde 
nicht zu verlaffen, fi ruhig und an« 
ftändig zu verhalten, und am Stand- 
orte die ihn treffende Reihe zu beobach⸗ 
ten. Eine Rangordnung, wodurd die 
Parteien in der Wahl der am Plage 
wartenden Wägen beſchränkt würden, 
findet nit Statt. 

8. 15. Wegen übler Witterung find 
die Lohnkutſcher nicht befugt, ihre 
Standörter zu verlaffen; nur bei hefti⸗ 
gen Regengüfien wird es ihnen geſtat⸗ 
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tet, nach Haufe zu fahren, um daſelbſt 
die etwaigen Beftellungen zu erwarten. 
Auch zur Mittagszeit follen auf jedem 
Standplape wenigftend zwei Wagen 
aufgeftellt fein, wofür unter eigener 
Dafürbaftung der Innungdvorfteber die 
Lohnkutſcher ein gegenfeitiges Einver- 
ftandnig zu pflegen haben. 

8.16. Auf den Standplägen darf 
die Fütterung der Pferde nur mittelft 
der Futterſäcke und nicht in den Futter: 
truben oder mit Heu gefchehen. Auch 
dürfen dafeldft nur numerirte Wägen 
erfheinen, und es hat die Polizeiwache 
jeden unbezeichneten Wagen fogleich ab» 
zuſchaffen. 

b) Unklaghafte Bedienung 
des Publicums. 

F. 17. Mit dem Antritte des Gewer⸗ 
bed übernimmt der Lohnkuitſcher die 
Verpflichtung zur unklaghaften Bedie- 
nung des Publicums. Fr kann zwar 
feinen Betrieb für immer oder nur zeit» 
weilig einftellen, in diefem Falle ift er 
verbunden, hiervon fogleich bei der k. k. 
Polizei » Direction die Anzeige zu er» 
ftaiten. 

8. 18. Jeder Lohnkutſcher ift, aus⸗ 
genommen bei erwiefener Unthunlichkeit, 
ſchuldig, zu allen Jahreszeiten, bei Tag 
und Nacht, im guten wie im fchlimmen 
Wetter die von den Parteien verlang- 
ten Fuhren zu leiften. Jede unftatthafte 
Weigerung oder Richtzubaltung bereits 
angenommener Beftellungen unterwirft 
ihn der im $. 35 feitgefeßten Strafe. 

8. 19. Bei diefem Vergeben ift es 
als ein befonders erfchwerender Umftand 
anzufehen, wenn es fih um die ſchleu⸗ 
nige Herbeiholung einer ärztlichen oder 
fonftigen Hilfe handelte, und dem Lohn⸗ 
kutſcher diefer Zweck bekannt gegeben 
wurde. 

8. 20. Die Lohnkutſcher follen fi 
übertriebene Forderungen nicht erlau« 
ben. Unfügen diefer Art bat die k.k. 
BolizeisDirection zu fleuern ; auch wird 
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bei beſonderen Anläffen erfordern ſoll⸗ 
ten, für beftimmte Fahrten die Preife 
feftzufeken, und die dagegen Handeln- 
den zur Strafe zu ziehen. Unverhält- 
nigmäßigen Preiserhöhungen wird uͤb⸗ 
rigens, 
ftuchtlos bleiben, auch durch Erthei⸗ 
lung neuer Perſonal⸗Befugniſſe entge⸗ 
genzuwirken ſein. 

8. 21. Säammilichen Lohnkutſchern 
und ihren Knechten wird ein anſtaͤndi⸗ 
ges und höfliches Betragen gegen die 
Parteien zur Pflicht gemacht; es fol 
daher jedes rohe und ungeftüme Beneh⸗ 
men, fo wie jede wörtliche oder gar 
thatliche Beleidigung an den Schuld» 
tragenden empfindlich geahndet werden. 

8. 22. Nach jedesmaligem Ausftei- 
gen einer Partei hat der Lohnkutſcher 
oder Knecht den Wagen genau zu un⸗ 
terfuhen und die in demfelben etwa 
porgefundenen Gegenftände ungefäumt 
der ?. k. Bolizei - Direction zu über« 
geben. 

co) Berhätungen von Un— 
glücksfällen und Befhädigun- 

en. 

8. 23. Es ift die Pflicht jedes Lohn⸗ 
kutſchers, Pferde, Wagen und Geſchirr 
immer im guten, fihern Zuftande zu 
erhalten. Im Unterlafjungsfalle ift er 
ftrafbar, und für den Schaden verant- 
wortlich. 

8. 24. Bei der Aufnahme eines 
Knechtes iſt jeder Lohnwagens⸗Inhaber 
nach Vorſchrift des St. G. B. verbun⸗ 
den, für denſelben bei der k.k. Polizei⸗ 
Direct. die Dienftbollete zu löfen. Diefe 
Bollete ift nad) dem Austritte des Knech⸗ 
tes fogleih dem Amte zurüczuftellen. 

8. 25. Der bisher oft vorgekommene 
Unfug, einzelne Fuhren aushilfsweife 
durch dienſtloſe Knechte (fogenannte 
Valoten), durch Buben oder andere der 
Polizei nicht vorgeſtellte Individuen 
verrichten zu laſſen, iſt durchaus nicht 
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zu dulden, fondern ebenfalld nad dem 
St. ©. zu beftrafen. 

8. 26. Uebrigens find diefe Dienft- 
bolleten immer auf dem Namen des 
neuen Dienftheren zu löfen, und haben 
daher die Bolleten der Knechte aus 
früheren Dienften keine Giltigkeit. 

8.27. Das Berbot des fehnellen und 
unvorſichtigen Fahrens und des Ste- 
henlafiens der Wagen, fo wie die auf 
diefe Uebertretung feftgefehte Strafe ift 


in dem St. ©. B. enthalten. 


8. 28. Um in Anfehung des Schnell» 
fahrens umd des unbefonnenen Vorfah⸗ 
rend eine noch nähere Richtſchnur zu 
beftimmen, wird angeordnet, daß bei 
der Ausfahrt aus den Häufern, bei der 
Einfahrt in diefelben, fo wie bei der 
Aus- und Einfahrt einer Gaſſe dann 
unter einem größeren Andrange des 
Publicums nur im Schritte, fonft aber 
im mittelmäßigen Trabe gefahren wer⸗ 
den dürfe. 

8. 29. Den in der Fahrbahn befind- 
lihen Berfonen bat der Kutfcher laut 
zuzurufen. Sollte er hierdurch das 
Ausweichen nicht bewirken, jo bat er 
feine Pferde fogleich einzuhalten, und 
im Schritte vorüberzufahren. 

8. 30. Kein Kutſcher darf, um eine 
Partei ein» oder ausſteigen zu laffen, 
in der Mitte der Gaffe ftille halten, 
fondern er bat fih in der Nähe des 
Haufes, doch fo aufzuftellen, dag aud 
die Fußgeher nicht gehindert werden. 
Daß über die Trottoird nicht gefahren 
werden dürfe, verfteht ſich von felbft. 

8. 31. Das Schnalzen, Jauchzen 
und fonftige Lärmen bleibt unterfagt, 
auch ift das Tabakrauchen beim Fahren 
in den Gaſſen der Stadt und der Vor⸗ 
ftädte verboten, und außerdem auf der 
Straße nur mit Genehmigung der Par⸗ 
tei zuläffig. 

8. 32. Die Trunkenheit ift auch dann, 
wenn fein Unglüc daraus erfolgt ift, 
an den Schuldiragenden zu befttafen. 


ſohnkutſcher⸗ Ordnung. 


8. 33. Rückſichtlich der Vorkehrun⸗ 
gen zur Vermeidung der Feuersgefahr 
wird auf die Anordnungen des St. ®. 
B. fo wie wegen der bei ausgebroche⸗ 
nem Brande zu leiftenden Hilfe auf die 
beftehende Yeuerlöfhordnung vom 20. 
November 1822 hingewiesen. 

II. Abſchnitt (von der Beftra- 
fung der Webertreter und dem 
Berfahren hierbei). 

8. 34. Die Uebertretungen der in 
dem vorftehenden Abſchnitte enthaltes 
nen Beflimmungen find infofern fie 
ſich nit zur Behandlung nad dem I. 
Theile des St. ©. 3. eignen, als ein» 
fache Polizeivergehen zu beftrafen. 

8. 35. Als Strafe wird im Allges 
meinen für die Gewerbsinhaber bei der 
erften Uebertretung ein Bönfall von 5 
bis 25 fi. W. W. oder Arreſt von 24 
Stunden bid zu 8 Tagen, für die 
Knete eben fo langer Arreft oder kör⸗ 
perliche Züchtigung bis auf 10 Streiche 
feftgefeßt. Bei weiterer Wiederholung 
ift die Strafe angemeflen zu erhöhen, 
doch darf das Doppelte des obigen 
Straf- QAuantums nit überfehritten 
weıden. 


8. 36. Das Verfahren bei dieſem babe 


Vergehen ift ſummariſch, und fteht in 
erfter Inftanz der E. k. Polizei» Direct. 
ausfchlieglich zu. 

8. 37. Gegen das Erkenntniß der- 
felben ift der Recurs und Gnadenweg 
an die Landesftelle offen, derfelbe muß 
im Befchwerungsfalle von dem Beſchul⸗ 
digten gleich bei der Kundmadhung ans 
getreten, und feine Gegenäußerung 
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allfälligen Entfcheidung des Recurſes 
in Berwahrung zu behalten. Wenn auf 
körperliche Strafen erfaunt wurde, fo 
wird es die Pfliht der k. k. Polizei» 
Direstion fein, folde Vorkehrungen zu 
treffen, damit der Webertreter während 
der Recurs = Berhandlumg ſich der ihn 
treffenden Beſtrafung nicht entziehe. 

IV. Abſchnitt (von dem Ber: 
fahren bei Streitigkeiten). 

8.40. Benn von Barteien oder 
Lohnkutſchern bei der k. E. Polizei⸗Di⸗ 
rection Klagen angebracht werden, die 
nicht in einem in diefer Lohnkutſcher⸗ 
Ordnung bezeichneten Vergehen ihren 
alleinigen Grund haben, und wo es fi 
um Auslegung von Berträgen, Beweis 
durch Urkunden, Beftimmung des Schar 
denerfaßes u. f. w. handelt, fo ift es 
vor Allem Pfliht diefer Behörde, die 
Zuftandebringung eines Bergleiches zu 
verſuchen. 

8. 41. Schlägt dieſer Verfuch fehl, 
ſo ſind die Parteien an den Civilrichter 
zu verweiſen. Hierbei wird jedoch zu 
erwägen fein, ob nicht abgeſehen von 
dem Rechtsſtreite, etwa eine polizeiliche 
Beſtrafung, 3. B. $. 18, einzutreten 


8. 42. Mit diefer Lohnkutſcherord⸗ 
nung, welche von der k. k. Polizei-Di- 
rection unentgeltlich vertheilt wird, muß 
jeder Lohnwagen⸗Inhaber zu Haufe bei 
Strafe vn 5 fl. W. W. verfehen fein. 
(Circ. des fteierm. Gub. v. 24. April 
1833 3. 908. Zeitſchr. für 5. R. 
3. 1833. N. B. ©. 188 bie 192.) 
Lohuftreitigleiten, ſ. Dienft: 


mündlich zu Protocol gegeben werden. boten. 


8. 38. Gegen jene Straferkenntniffe, 
welche die Landesftelle betätigt oder 
gemildert hat, findet fein Recurd mehr 
Pla. 

8. 39. Die Geldftrafen, welche übris 
gens den Stadtarmen zu Gurte fommen, 
find bei der ka k. Polizei» Direction ſo⸗ 
glei zu erlegen, und dafelbft bis zur 


Lohnwagenamt. Mit Regierungs- 
Decret v. 1. Juni 1842 3. 32245 ift 
dem Magiftrate bekannt gemacht wor- 
den, daß das Lohnwagen⸗ und Seſſel⸗ 
trägergefälle als eine Nevenue des Ver⸗ 
forgungsfondes in Folge der a. h. Ent: 
ſchließung v. 26. Febr. 1842, womit 
dem Magiftrate die Leitung des Armen 








Ichnwagenamtsgefäh. 


weſens im ganzen Umfange des Wr. 
Armen⸗Bezirkes übertragen wurde, dem 
Magiftrate übergeben werde. Das bis⸗ 
ber beftandene Zohnwagenamt wird dem 
Magiftrate übertragen und dem magi- 
ftratifhen Dber-Rammeramte dergeftalt 
einverleibt, daß es kein felbftfländiges 
Amt für fich mehr zu bilden habe, fondern 
deſſen Sefhäfte vom Ober-Kammeramte 
gleich feinen übrigen Agenden beforgt 
werden. Der Magiftrat erfuchte alle in 
dem Wirkungskreiſe der Polizei - Ober: 
Direction gelegenen Zu- und Abfchrei- 
bungen der Fuhrwerkslicenzen nicht un- 
mittelbar an das magiftratifhe Ober⸗ 
Kammeramt, fondern im amtlichen Wege 
an den Magiftrat jelbft gelangen zu laf- 
fen. (Rote des Wr. Magiftr. v. 27. 
Dct. 1842 3. 49494. Pol. Ob. Dir. 
3. 17522/1036.) 

Lohnwagenamtsgefäll ift in C. 
M. zu entrihten. — Gemäß hödfter 
Entfhließung v. 23. Aug. 1821. wer- 
den die Lohnwagen⸗Amtsgefälle v. 1. 
Nov. 1821 an, folgender Maßen auf 
C. M. regulirt: 

1. Ein Vorſtadt⸗Lohnkutſcher (Fia⸗ 
fer) hat monatlich für jeden Wagen zu 
entrichten 3. fl. 

2. Ein Stadt⸗Lohnkutſcher für jeden 
Wagen monatlih 4 fl. 

3. Ein Seffelträger für jeden Seffel 
monatlih 1 fl. 

4. Die hiefigen bürgerliden Land⸗ 
kutſcher haben zu entrichten ein jährli- 
des Paufchale von 400 fl. 

5. Die Tare für Kleinfuhrlente und 
Zeifelmagen » Inhaber wird für jeden 
Wagen auf jährliche 6 fl. feſtgeſetzt. 
Für die Stellfuhren, das ift, die in ei⸗ 
nem und demfelben Tage hierher und 
wieder zurüc fahren können, werden 
nad Maß, als von einem Drte der Ber: 
kehr mit Wien mehr oder weniger leb⸗ 
haft if, und das Fuhrwerk in größerem 
oder minderem Gange fidh befindet, drei- 
erlei Gebühren, namlich 8 fl., 6 fl. und 
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4 fl. für das Jahr feflgefest, und der 
hiernach zu entrichtende Betrag wird je⸗ 
des Mal bei der Anfchreibung beftimmt 
werden. Das Anfchreibgeld für die 
Lohnwagen bat von nun an aufzuhö⸗ 
ten. (Rggs. Vdg. v. 19. Sept. 1821. 
Krop. Gef. Franz. 45. Bd. ©. 703.) 

Lohnmwagenamtsgefäll, f. Klein: 
fuhrleute, Stellfuhren, Stellfuh⸗ 
ren⸗ Bicenzs Gebühren. 

ſ. Fiaker. 


—— — 
Lombardiſch⸗ Benetianifches 
önigreich, ſ. Che: Bewilligung. 
London die Ausfertigung der Päffe 
nad England, f. Paſſe. Gos. v. 10. 
Dct. 1842.) 
2008, Berufung zur Armee duch 
das Loos, ſ. Militär-Seerutirung. 
Looſe, Berbot des Haufitens mit 
denfelben .Haufiren, Hanfirpatent. 
$. 1 
— — ſ. — 
— — der Staatsanlehen, ſ. Pro⸗ 
meſſen⸗ en äft. 
Lotterie:Boofe. 

„erdäree, f. Fleiſch, Rinder: 


’ LKöfleln und andere abergläubifche 
Mißbräuche find von jeder Obrigkeit 
zu beftrafen und abzuftellen. (Bat. v. 
5. Rov. 1766. Krop. Gef. M. Theref. 
5. Bd. ©. 154.) 

Löfung der Zunge, f. Hebammen. 

Lotterie. Die diesfälligen früheren 
Berordnungen find aufgehoben, und 
haben nur die durch das Lottopatent 
v. 13. März 1813 erlafjenen Vorſchrif⸗ 
ten zu gelten. (Zottopat. v. 13. März 
1813. Krop. Gef. Franz. 33. Bd. 
©. 109.) ° 

— — ausländifhe, Einladungen 
zur Theilnahme an jelben, bat das 
Kreidamt mit Beziehung auf die Regie 
rungd- Verordnung vom 3. Oct. 1807, 
(f. Zotterieloofe) und auf das hoͤchſte 
Patent v. 13. März 1813 zu verhin- 


Letlerir. 


dern, übrigens ift wie bisher von Fall 
zu Fall die Anzeige zu erftatten, und 
fi überhaupt nad) den erwähnten Ber- 
ordnungen genau zu achten. (N. öfterr. 
Rggs. Vdg. v. 9. März 1819. Krop. 
Gef. Franz. 41. Bd. ©. 145.) ©. 
Rotterieloofe. 

Lotterie mit Schaufpielen verbun- 
den. Da die politifhen Behörden ſolche 
für den Fall geftatteten, wenn für erftere 
keine befonderen Einfäße gefordert wur⸗ 
den; fo wurden gemäß des $. 28. des 
Lottopatentd, alle Lotterien auf eigene 
Ziehungen ohne irgend eine Ausnahme 
unterfagt, und wurde verordnet, daß 
die Ertheilung der Bewilligung zu fol« 
hen Unternehmungen nur von Gr. 
Majeftät ausgehen könne. (Hoflamm. 
Dec. v. 15. Mai 1821. Krop. Gef. 
Franz. 45. Bd. ©. 313.) 

— — Sn den öffentlihen Antün- 
digungen der Nealitäten-Lotterien darf 
weder von andern Güter - Kotterien er⸗ 
wähnt, noch weniger aber durch ver 
gleihungsweife Beziehungen auf die 
mindern Bortheile einer anderen Aus⸗ 
fpielung diefe berabgefebt werden. (Hof- 
tamm. D. v. 9. März 1827 3. 7179, 
an ſämmtl. Länderft. N. d. Rggs. Vdg. 
v. 23. März 1827 3. 15606. Pol. ©. 
©. Bd. 55. Nr. 29.) 

— — verbunden mit Ballen. 
Aus den von der allgem. Hofkammer 
mitgetheilten ämtlihen Verhandlungen, 
welche aus Anlaß eines abgehaltenen, 
mit einer Vertheilung von 100 Prä- 
mien verbundenen Balles gepflogen 
wurden, wurde erfeben, daß die k.k. 
Pol. Ob. Dir. bei der Ertheilung der 
Bewilligung zur Abhaltung diefer Tanz- 
unterhaltung von der Anfidht geleitet 
worden fet, daß hiebei aus dem Grunde 
feine Webertretung des a. h. Lottopa- 
tents Statt finde, weil die Prämien» 
loofe nicht befonders veräußert wurden, 
fondern ſchon der Befig der Eintritts- 
arte deren Preis jenen der Eintritts- 
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billete bei ähnlichen Bällen nicht uͤber⸗ 
ſtieg, zur Theilnahme an der Verloſung 
berechtigte, mithin die vom Ballunter⸗ 
nehmer ausgeſetzten Gewinnſte, lediglich 
als Geſchenke auzuſehen waren, gleich⸗ 
wie ſolches bei den ſogenannten Fortu⸗ 
nabaͤllen der Fall geweſen ſei. Nach der 
Aeußerung der ?. k. allg. Hofkammer 
ſteht jedoch die von dert, k. Bol. Ob. 
Direct. in diefem Fall gehegte Anficht 
mit den a. 5. Lottopatent im Wider- 
ſpruch, weil nad dem 8. 28 diefes Pa- 
tents alles Ausfpielen auf eigene Zie- 
bungen verboten ift, und die Verthei- 
lung der oben erwähnten 100 Prämien 
mittelft einer eigenen Ziehung geſchah. 
Die k. k. Pol. Ob. Direct. erhält dem⸗ 
nah in Folge des von der k. k. allg. 
Hoflammer aus diefem Anlaffe anher 
geäußerten Anfinnens die Weifung, in 
Zukunft keinem Unternehmer die Er- 
laubniß zur Abhaltung von Bällen oder 
andern Belufigungen in Berbindung 
mit einer Lotterie, welche mittelft Loos⸗ 
nummern und eigenen Ziehungen aus- 
geführt wird, zu ertheilen, vielmehr je- 
des darauf gerichtete Anfinnen mit dem 
Bedeuten, daß derlei Kotterien durch den 
8. 28 des a. 5. Lottopatents ausdrück⸗ 
li verboten find, und Ausnahmen hie: 
don nur mit ausdrüdlihen a. b. Ges 
nehmigung zum Bortheile eines wohl: 
thätigen Zweckes Statt finden Tönnen 
unbedingt zurüdzumelfen. (VTdg. der 
k. k. Bol. Hofftelle v. 6. Suli 1832.) 
S. Bälle. 

Lotterie. Das Einſchreiten um die 
Geftattung von Bällen und anderen 
Öffentlichen Beluftigungen zu wohlthä- 
tigen Zwecken, wenn ſolche mit Lotte⸗ 
rien und Gewinnftausfpielungen, mit 
Rahfiht der Lotto » Taren verbunden 
werden wollen, find zu rechter Zeit, alfo 
frühzeitig genug einzubringen, damit 
um bie a. h. Bewilligung Sr. Majeſt. 
bei Zeiten angefucht, und abgewartet 
werden fann, bevor die Eröffnung der 
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erfolgten a. 5. Gewährung des Ein⸗ 
freitens dem Landes⸗Chef nicht zuge 
kommen ift, dürfen oͤffentliche Ankuͤndi⸗ 
gungen zu demſelben nicht veranlaßt, 
oder wohl gar der Ball ſelbſt abgehal⸗ 
ten werden. (A. h. Entſchl. v. 22. Feb. 
1840. Hfkzl. Praͤſt. D. v. 24. Febr. 
1840 3.227, an ſaͤmmtl. Länd.⸗Chefs. 
Bdg. der n. d. Reg. v. 3. März 1840 
3. 12674. Bol. Gef. S. 68. Br. 
Rr. 23.) 

Lotterie. Verbot von Privat. 
Lotterien in Ungarn. Es find in 
leßterer Zeit Falle vorgefommen, daß 
von Privaten Effecten und fonftige be 
wegliche Gegenftände ohne Einholung 
einer ämtlichen Bewilligung ausgefpielt 
wurden. Es wird Daher der Geſetz⸗Ar⸗ 
titel AXXI vom Jahre 1790, gemäß 
weldem Privat⸗Lotterien und Ausſpie⸗ 
lungen wegen der vielen Unfüge und 
Mißbräuche, die fi denfelben zuzuge⸗ 
jellen pflegen, verboten find, zur allge- 
meinen Darnachachtung mit der Wei: 
fung in Erinnerung gebradht , daß 
derlei unbefugte Ausfpielungen in vor⸗ 
fommenden Fällen auf Grundlage des 
berufenen Geſetz⸗Artikels nad den ge 
feßlihen Vorſchriften unnachfichtlich zu 
beftrafen find. In rüdfihtswürdigen 
Ballen jedoch, in welden die Ausſpie⸗ 
lung von Effecten und überhaupt ber 
weglichen Gegenſtänden des Verkehrs 
mit Ausſchluß von unbeweglichen Guͤ⸗ 
tern und Geldtreffern in Anbetracht der 

perſönlichen Verhältniſſe und der Zu⸗ 
verläſſigkeit des Ausſpielers, ſo wie 
des Zweckes der Unternehmung ſich un⸗ 
ter gehoͤriger Beauffichtigung der poli⸗ 
tifchen Local⸗Behoͤrde als unbedenklich 
und zuläffig darftellen follte, find die 
Geſuche der Parteien um die Ertheilung 
der Bewilligung zu derartiger Ausſpie⸗ 
lungen unter Anfchlug des Spielplanes 
von Fall zu Fall mit dem eigenen wohl- 
begründeten Antrage zur Entſcheidung 
an die k. k. Statthalterei vorzulegen. 


* 
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Erhaͤlt die Partei die Bewilligung zu 
einer ſolchen Ausſpielung, fo hat die- 
felbe für eine derlei Conceffion die Con⸗ 
ceffiondtare von 10 Procent von dem 
ganzen duch die Ausſpielung einzu« 
bringenden Geldbetrage fogleih nad 
ertheilter Bewilligung und vor der 
Ausfertigung derfelben zu erlegen, wel- 
her Betrag in den Sameral » Zaren zu 
verrechnen iſt. Die Befreiung von die- 
fer Taxe kann nur in Fällen, wo das 
Spiel für einen wohlthätigen Zweck 
abgehalten wird, von dem k. k. Finanz 
minifterium einverftändlich mit dem k. k. 
Minifterium des Innern ertheilt werden. 
(Bdg. der — Sth. v. 7. Jan. 1851. 
u B. Rr. 12.) 

otterie. Um dem Unfuge, daß die 
Ankündigungen auslandifcher Lotterien 
in die inländifchen Zeitungen eingerüct 
werden, Schranken zu ſetzen, haben Se. 
Majeftät nah dem Inhalte des h. Fi⸗ 
nanz⸗ MinifterialsGrlafjed v. 30. Aug. 
d. J. 3. 10411, zu befehlen gerubt, 
es ſei den Redactionen der periodiſchen 
Blätter zu bedeuten, daß in dem Ver⸗ 
bote, Looſe und andere auf auswärtige 
Zotterien bezüglihe Urkunden zum 
Berkaufe anzubieten, zu verkaufen oder 
zu kaufen, aud das Berbot, ſolche Lot⸗ 
terien in inländifchen Blättern anzu⸗ 
fündigen, enthalten fei, und daß daher 
die Redactionen ſich hiernach zu beneh⸗ 
men haben. (Erl. des fteierm. Sth. v. 
3. Sept. 1851. 2. ©. B. Nr. 270, 
der n. d. Sth. v. 13. Sept. 1851 3. 
30084; der o. d. Stth. v. 4. Septbr. 
1851 3. 14784. 8. ©. 3. Rr. 368.) 

— — verbunden mit Ballen, f. 
Bälle. 

Lotterieloofe. Auf die diesfälligen 
Einladungsbriefe ift alle Aufmerkſam⸗ 
feit zu richten, und das beftehende Lot⸗ 
topatent, womit das Spiel in auswär⸗ 
tigen Lotterien verboten ift, foll ftrenge 
gehandhabt werden. (Hoflamm. D. v. 
17. Sept., kundg. in R. Oeſterr. am 


Kotlerieloofe. 


3., in D. Defterr. am 5. Det. 1807. 
Krop. Gef. 23. Bd. ©. 631.) 

2otterieloofe. In Bezug auf Die 
jenigen, welde vom Auslande durch 
Frankfurter oder andere auswärtige Lot⸗ 
tocollectanten zum Abſatze nach Defter- 
reich geſchickt werden, ift die Bol. Ob. 
Direct. zur Hintanhaltung diefes Unfu- 
ges ermächtiget, derlei Xotterie- Einla- 
dungen und Looſe, welche fernerhin der 
Bolizei amtlih zufommen, fogleich zu 
vertilgen, und lediglich die Anzeige, daß 
ſolches geſchehen ift, an die Polizeihof- 
ftelle zu erflatten. (Polhofſt. D. v. 16. 
Febr. 1825. Bol. D. Direct. Praͤſidial⸗ 
8. 85.) 

— — bei Realitäten: Au 
fpielungen. Rah Anordnung der 
für Güter -Lotterien fanctionirten Di. 
rectiven, darf Fein Loos unter dem 
Preiſe von zehn Gulden gemacht wer⸗ 
den. Hieraus folgt, daß der Ausferti- 
gung von viertel- und halben Looſen 
nit Statt gegeben werden könne, weil 
dergleichen Theillofe, welche rücfichtlich 
des Vierteld oder der Hälfte des Aus⸗ 
fpieles als ſelbſtſtäändige Looſe betrach⸗ 
tet werden muͤſſen, den directivmäßigen 
Nominalwerth der Spielloofe nicht er- 
reihen. (Hofkamm. Deer. v. 3. Decht. 
1823. Krop. Gef. Franz. 48. Bd. 
©. 708.) 

— — Da im Grunde der für die 
Realitäten » Ausfpielung beftehenden 
a. 5. Directiven, gemäß welchen in 
feiner Privatlotterie auf Güter und lies 
gende Realitäten, der Preis eines Loo⸗ 
fes unter 10. fl. W. W. beftimmt wer: 
den darf, weil die Feſtſetzung eines ge- 
ringeren Loospreiſes auf den zu Staats» 
zwecken beftimmten Ertrag ber Kleinen 
BZahlenlotterien allzunachtheilig zurück⸗ 
wirken wuͤrde, und nachdem dieſe Vor⸗ 
ſchrift in ihren Zweden und Wirkungen 
offenbar vereitelt wird, wenn die Reali« 
täten « Zotterieloofe unter dem Breife 
von 10 fl. W. W. verkauft werden, 
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oder wenn, was auf das nämlidhe her- 
ausläuft, der Loospreis durch die un⸗ 
entgeltlihe Betheilung des Känfers 
mit einem andern Gegenſtande verrin- 
gert wird, fo wurde angeordnet, daß 
die Antündigung des Verkaufes 
von Güterlotterie- Loofen unter ihrem 
gefeßlichen, von Fall zu Ball, mit dem 
Spielplane bekannt gemachten Breife, 
fo wie jener der Aufgabe von andern 
Gegenftänden zu den veräußerten Loo⸗ 
fen nicht nur allein hier in Wien, fon- 
dern auch in den Provinzen von nun 
an nicht mehr geftattet werden dürfe. 
(Polhofſt. D. v. 30. Jan. 1825. R. 8. 
Rggs. D. v. 20., ob. d. Rggs. Deer. 
v. 22. Febr. 1825 3. 3943. Prov. ©. 
©. 7. Bd. Nr. 22.) 

Lotterielooſe. Das Bub. ift neuer- 
dings in die Kenntniß gefeßt worden, 
daß Haufirer mit Looſen, zu deren Ber- 
ausgabung fie entweder feine oder un» 
echte Bewilligungen ausweiſen koͤnnen, 
das Land durchziehen, und ſich man⸗ 
herlei Betrügereien erlauben. Mit Be: 
ziehbung auf den Gubernial-Erlaß vom 
18. Februar 1825 (f. Lotto - Blan- 
kets) vermöge welder den Buchdru⸗ 
Fern die zum Drude der uͤblichen Lotto⸗ 
Blankets erforderliche Treisämtliche Ber 
willigung erft dann zu ertheilen ift, 
wenn fi die fpielende Partei mit der 
zur Ausfpielung eines Gegenftandes 
erwirkten ſchriftlichen Zotto-Adminiftra- 
tions » Bewilligung ausgewiefen bat, 
wird den f. Kreisämtern der Auftrag 
ertheilt, die untergeordneten Behörden 
zu einer ſtrengen Wachſamkeit anzuwei⸗ 
ſen, und den Landmann von dergleichen 
Betrügern, deren Angaben über ihren 
Namen und Aufenthaltsort oft erdichtet 
find, warnen zu laſſen. (Bdg. dest. 
böhm. Land. Sub. v. 27. April 1825. 
Krop. Gef. Franz. 50. Bd. ©. 198.) 

— — SBarteien, denen Looſe zu 
auslandifhen LXotterien vorkommen, 
haben ſolche, um fi vor- allen nad 
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theiligen Folgen zu verwahren, ſogleich 
zu vernichten, oder der politiſchen Ob⸗ 
rigkeit, von welcher ſie an das vorge⸗ 
ſetzte Kreisamt zur Vertilgung einge⸗ 
ſendet werden ſollen, zu übergeben. 
(Hoffamm. D. v. 7. Juni 1826, an 
fämmtl. Länder. Kundgem. in Defter. 
ob der Enns am 24., in Mähren und 
Scählefien, Illyrien, Tirol und Vorarl⸗ 
berg am 30. Juni, in Böhmen am 1., 
in Ried. Defterr. am 15. und im Kü⸗ 
ftenlande am 31. Juli 1826. Pol. ©. 
©. Bd. 54. u. 37.) 

In Anfehung der Beftrafung des 
Spieles in ausländifhen Lotterien, 
des Befibes, der Inhabung der Ber- 
außerung ausländifcher Totteries Roofe 
gelten dermal die Beitimmungen des 
Strafgefebes über Gefälld = Mebertre- 
tungen vom Jahre 1835 namentlich 
der $$. 438, 439, 442 und 444. 

Lotterieloofe. Den öffentlichen Bes 
börden und den Beamten derfelben ift 
nicht geftatiet, bei RealitätensRotterien 
fih mit dem Loosabſatze zu befafien, und 
es hat daher in diefer Hinficht jede 
Derwendung an diefelben von Seite der 
Handeldleute ganz unbeachtet zu bleis 
ben. (Hflzl. Minift. Schreib. v. 4. Juli 
1828 3. 14977, an ſämmtl. Laͤnder⸗ 
Chefs. Vdg. der n. ö. Reg. v. 19. Juli 
1828 3. 39854. Pol. G. ©. 56. Bd. 
Rr. 72.) 

— — Da mit hohem Hoflammer- 
Decrete v. 18. Febr. 1833 3. 7524/ 
541 der Verkauf der Güter » Rotteries 
loofe unter ihrem feftgefegten Preiſe 
zwar erlaubt, das öffentliche Ankündi⸗ 
gen diefes Verkaufes aber durch Affichen 
oder in den Zeitungen in Folge hohen 
Hoflammer-Decrete v. 23. Febr. 1825 
8. 7239904 und 15. Jänner 1835 
3. 1669/151 noch immer verboten ift, 
fo erhalten die Bez. Direct. den Auf- 
trag, die Uebertretungen dieſes Verbo⸗ 
tes genau zu uͤberwachen, auch ähnliche 
geſchriebene oder gedruckte Ankuͤndi⸗ 
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gungen bei Gefchäfte- und Handelsleu⸗ 
ten vor ihren Verkaufs⸗Localitäten auch 
an andern Orten nicht zu dulden, fon- 
dern ſogleich abzuftellen. (Decret der 
k. k. Pol. Ob. Dir. v. 13. Dec. 1838 
3. 17315.) 

Lotterielooſe. Se. k.k. Mai. haben 
laut der unterm 23. Oct. d. J. an die 
b. E. k. allgem. Hoflammer erfloffenen, 
der Regierung mit h. Hofkanzlei⸗Dect. 
v. 7.2 M. 3. 35462/3367 bekannt 
gemachten a. h. Entfihliegung die Bitte 
des in Berlin ftehenden Vereins zur 
Berloofung ausgeftellter deutfcher Ges 
werbserzeugniffe um unbeanftändeten 
Abſaß der diesfälligen Looſe in der 
Öfterreichifchen Monarchie allergnädigit 
zu bewilligen gerubt. Es verfteht fi 
übrigens von felbft, daß die ale Ge⸗ 
winnfte in die 8. k. Staaten eintreten- 
den Gewerbserzeugniffe den Borfchrife 
ten der Zoll» und Staats⸗Monopols⸗ 
Ordnung unterliegen. (Decr. der ?. f. 
n. d. Reg. v. 12. Rovbr. 1844 3. 
67186.) 

— — Nah einer hiehergelangten 
Zuſchrift der k. k. Lottocollection bat 
die hohe ?. k. Hoflammer mit Des 
cret v. 10. März d. 3. 3. 30106/608 
hinfichtlich der Ausfertigung und Ber- 
Außerung von Anweifungen auf Ge⸗ 
winnft-Antheile 2c. Theilloofe oder Ge⸗ 
ſellſchaftslooſe zu Realitäten Ausfpie- 
lungen ausgeſprochen, daß, nachdem 
der $. 451 des Gefäll- Strafgefebes 
jede andere ald die in den vorausge⸗ 
gangenen 88. 448 bis 450 aufgenom« 
mene, wie immer geartete Abweichung 
in der erfheilten Rotto» Spiel» Bewilli- 
gung ausdrüdlich als einfache Gefaͤlls⸗ 
Uebertretung erflärt, und darauf eine 
Strafe von 2 bis 100 fl. feſtgeſetzt, 
der obbefagte 8. 451 auf die Ausferti- 
gung und Beräußerung von Anweifun- 
gen auf Gewinnft - Antheile ıc. Theil⸗ 
loofe oder Geſellſchaftslooſe, in fo fern 
die Zahl der Theilnehmer an den Ge⸗ 
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ſellſchaftsſpielen größer ift, als die Zahl 
der für dieſes Spiel zufammengelegten 
Loofe, unbedingt Anwendung finde. 
Hievon werden die Bezirks⸗Directionen 
zur entfprechenden Ueberwachung der 
k. k. Lotto-Collectanten und anderer mit 
den Verkaufe von Güter» ®ewinnftloo- 
fen fih befafienden Barteien in die 
Kenntniß geſetzt. (Circ. der k k. Bol. 
Ob. Dir. am 4. Mai 1846 8. 7709/ 
1604.) 

Lotterieloofe, Verbot des Haufl- 
rend mit denſelben, f. Haufiren, 
Saufirpatent. 8. 12. n. 

Lotto⸗Blankets. Um den häufigen 
Unfügen zu begegnen, weldhe mit den 
gedruckten Lotto⸗Blankets von Seite 
der, ihre Effecten ausfpielenden Par⸗ 
teien getrieben werden, findet das Lan⸗ 
des-Gubernium zu verordnen: daß fünf- 
fig den Buchdrudern die zum Druden 
der üblichen Lotto⸗Blankets erforderliche 
Treisämtliche Imprimatur erft dann zu 
ertheilen iſt, wenn fish die fpielende 
Partei mit der zur Ausfpielung eines 
Effects erwirkten fchriftlihen Lotto⸗ 
Adminiſttations⸗Bewilligung ausgewie⸗ 
ſen hat. (Vdg. d. k. böhm. Land. Gub. 
v. 18. Febr. 1825. Krop. Gef. Franz. 
50. Bd. ©. 73 u. 74.) 

Lottobüdel, |. Traumbüchel. 

Lottocollectur:Läden. Die allge- 
meine Hoffammer, mit der fi die ver- 
einigte Hoflanzlei über das Einfchrei- 
ten der Tabal-Siegelgefällen-Direction, 
wegen Aufhebung der in dem Regier. 
Circ. v. 20. Sept. 1803 enthaltenen 
Stundenbefhräntung .für die Tabak. 
Verſchleißer an Sonn- und Feiertagen 
in dad Einvernehmen feßte, bat aus 
diefem Anlaffe laut Eröffnung vom 8. 
Behr. 1828 die Direction des Lotto», 
dann des Tabak⸗ und Stämpelgefälld 
angemwiefen, das Offenhalten der Col⸗ 
lectur-Xäden, fo wie den Tabak⸗ 
verfhleiß an Sonn⸗ und Feier 
tagen bes Morgens nur bis 9 Uhr, 
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Nachmittags aber erſt vou 4 Uhr ange- 
fangen zu geftatten, damit die fo oft 
wiederholten a. h. Befehle wegen Hei- 
ligung der Sonn⸗ und Feiertage, nad 
ihrem ganzen Umfange erfüllt werden, 
(Hflzl. D. v. 25. Febr. 1828 3.4549. 
Bdg. der n. d. Reg. v. 6. März 1828 
3. 12310. Prov. G. ©. Br. 10. 
Rr. 38.) 

Lotto: Dauphin. In Folge eines 
erflofienen Hoflammer-Decretes v. 20. 
Auguft 1823 wurde zur allgemeinen 
Wiſſenſchaft und Darnachachtung be- 
Tannt gemacht: daß, da zu Folge des 
8. 30 des höchſten Lotto « Patentes v. 
Jahre 1813 nicht allein das Zahlen- 
Xotteriefpiel, welches zum Vortheile 
eines Bankhaͤlters betrieben wird, ſon⸗ 
dern auch jedes andere dem Lotto ähn⸗ 
lihe Spiel, womit unbeftimmte, blos 
von der willtürlichen Einlage der Spie- 
ler abbängende Geldgemwinnfte verbun- 
den find, verboten ift, weder das Zah⸗ 
Ienlotteriefpiel, noch das fogenannte 
Lotto⸗Dauphin in einem Kaffees oder 
Schankhauſe bei Vermeidung der geſetz⸗ 
lihen Strafe betrieben werden dürfe. 
(Hoflamm. D. v. 20. Aug. 1823. Krop. 
Gef. Franz. 48. Bd. ©. 531.) 

Lotto⸗Direction, ſ. Bälle, Lot: 


terie. 

Lottofpiel. Das Bahlenlottofpiel 
an allen Öffentlihen Orten, auch un⸗ 
ter Privaten, wenn dasfelbe zum Vor⸗ 
theil eines Bankfhälters betrieben wird, 
ift verboten. (Xottopat. v. 13. März 
1813. Krop. Gef. Franz. 33. Band. 


Mit Lottozetteln, 
Blumenfträußen, Zahnſtochern 2c. zu 
baufiren oder felbe zum Verkaufe an⸗ 
zubieten, ift Kindern und halberwad- 
fenen Mädchen verboten, und da die⸗ 
fer Unfug befonders im Prater, auf 
der Baſtei, Glacis ꝛc. Statt findet, 
fol beſonders an diefen Orten dies⸗ 
falls eine rege Aufmerkfamteit erhalten 
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werden. (Plzhfſt. D. v. 21. Apr. 1822. 
Bol. Ob. Dir. Circ. v. 13. Juli 1825.) 

Luchs, Prämie für die Erlegung, 
f. Sagdwefen 8. 7. 

Luftballon. Weder jene Luftbal- 
lond , die Durch wirkliches brennendes 
Feuer in die Höhe getrieben werden, 
noch folde, die mit brennender Luft 
gefüllt find, follen zwifchen den Häu- 
fern und Gärten in die Höhe getrieben 
werden. (R. d. Rggs. Vdg. v. 17. Mai 
1784. Krop. ©. ©. 6.3. ©. 268.) 

— — &3 find im verfloffenen Jahre 
mebrere Falle vorgekommen, daß au 8 
Bapier verfertigte und mittelft 
einer durch Feuer bewirkten Luftver⸗ 
dünnung in die Höhe getriebene Luft: 
ballons im Niederfinten verbrennend 
auf Gebäude fielen. Diefer feuerge- 
fährlihe Unfug wurde der gemachten 
Wahrnehmung zu Folge durch den 
Umftand begünftiget, daß derlei Luft⸗ 
ballond gewerbömäßig erzeugt, und 
öffentlich in Kinderfpielmaaren- Hand: 
lungen zum Verkaufe ausgeboten wur. 
den. Da nun in Gemäßheit der hoben 
Regierungd-Berordnung vom 17. Mai 
1784 weder jene Luftballons, die 
duch wirklihes brennendes Feuer in 
die Höhe getrieben werden, noch foldhe, 
die mit brennender (brennbarer) Luft 
gefüllt find, zwifchen den Häufern und 
Gärten in die Höhe getrieben werden 
follen, und da ferner in Folge des mit 
dem biefigen Ragiftrate gepflogenen Ein- 
vernehmen® die Erzeugung und 
der Verkauf folder auf die oben 
bemerkte Art conftruirter Luftballond 
den Spielmaarenhändlern bei Strafe 
unterfagt ift, fo werden die Bezirks: 
Directionen angewiefen, nit nur auf 
jenen Unfug zu invigiliven und die 
Mebertreter zur Strafe zu ziehen, ſon⸗ 
dern auch die Feilbietung derlei Luft⸗ 
ballons im Gewerbeverkehre zu über: 
wachen, und die Bontravenienten dem 
hiefigen Magiftrate zur Beſtrafung an⸗ 

Baleistg, bandb. d. Zoliz. Gef. II. 
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zuzeigen. (Circ. der kak. Pol. Ob. Dir. 
vom 10. Jan. 1847 3. 24477/4743.) 

Luftballon. Es ift neuerlich der 
Ball vorgefommen, daß ein aus Papier 
verfertigter und mittelft durch Feuer 
bewirfter Quftverdünnung in die Höhe 
getriebener Luftballon beim Niederfin- 
fen anf ein Schindeldadh fiel, welches 
hiedurch Feuer fing. Da das Feuer: 
gefährliche dieſes Unfuges fih von 
ſelbſt leicht erkennen laßt, und in Folge 
eines mit dem hieſigen Magiſtrate ge⸗ 
troffenen Uebereinkommens den hieſi— 
gen Spielereiwaarenhändlern die Er- 
zeugung und der Verkauf folder 
Luftballons bei Strafe unterſagt 
wurde, die Bezirtd-Commiffariate auch 
bereit3 unterm 10. Janner 1847 3. 
24470/4734 C. C. hierüber die geeig- 
nete Weifung erhielten, fo wird diefe 
mit dem Bemerken biemit in Erinne: 
rung gebracht, daß foldher Unfug auch 
in Privatgäarten durchaus nicht zu dul- 
den, den Inhabern öffentlicher 
2ocalitäten und Spielereiwaa: 
ren: Handlungen das diesfällige 
Berbot in Erinnerung zu bringen und 
gegen die Sontravenienten die geeignete 
Amtshandlung einzuleiten if. (Deer. 
der Pol. Dir. vom 3. Aug. 1852 3. 
15537/1801. C. A. I.) 

Luftfahrten. Mehrere in einigen 
Provinzial-Städten unglüdlich ausge: 
fallene Luftfahrten haben Sr. Majeftät 
beftimmt, zu verordnen, daß von nun 
an nur folhen die Bewilligung zu einer 
Luftfahrt ertheilt werde, welche ſich mit 


einer Feine Obrigkeit zur Erlaubniß- 


Ertheilung verpflichtenden, aber fie 
doch bereihtigenden, und von der vor- 
gefebten Hoffanzlei, oder von der Po- 
ligeis Hofftelle ausgufertigenden gene- 
rellen Bewilligung in Urſchrift aus- 
weifen koͤnnen. (Hflzl. Decr. vom 31. 
Auguft 1808, an ſämmil. Länderft. 
Krop. Gef. Franz. 25. Bd. ©. 103.) 
Lulich, ſ. Schwindelfamen. 
28 
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— — ſ. Bruſtkranke. 
arkeiten. In Anſehung 
= Luftbarkeiten, als: Bälle, 
Zanzmufilen, Schaufpiele in 
der heiligen Zeit insbefon- 
dere, und an den übrigen Tagen 
des Jahres überhaupt. 

Se. Majeftät haben mit a. h. Ent- 
ſchließung vom 19. Aug. d. J., laut 
hoher Hoflanzlei» Eröffnung vom 24. 
desfelben, Folgendes zu entſchließen 
geruht: 

„Ich will, dag Fünftig das foge- 
nannte lempus sacratum vom Advente 
bis zum Feſte der heil. drei Könige 
einfhlüffig, und vom Anfange der Fa⸗ 
ften bis zum erften Sonntage nad 
Oſtern einfhlüffig gehalten werde. We 
der Bälle, noch Tanzmufiten, haben an 
allen gebotenen Fafttagen, ald: Qua⸗ 
tember-Zagen, an den ftrengen Bigilien 
vor den höchſten Feſttagen des Jahres, 
und an den Freitagen und Samflagen 
Statt zu finden, dann haben weder 
Bälle, noch Tanzmufiten, noch Thea⸗ 
ter, wo immer an den bisher beftandes 
nen NRormas Tagen, nämlich den 22,, 
23., 24. und 25. December, Aſcher⸗ 
mittwoche, vom Palmfonntage an bie 
einfhlüffig Ofterfonntage, am Pfingft- 
fonntage, Frohnleihnamstage, Maria 
Berfündigung und Maria Geburt, 
Statt zu finden. Webrigend bat diefe 
von Mir bier ausgedrücdte Willend- 
meinung nur ald Minimum zu gelten, 
das heißt: daß, wenn in einigen Pro» 
vinzen aus befonderen Urſachen von 
jeher größere Beſchränkungen beftanden, 
es dabei zu verbleiben habe. In Anfe- 
bung der Verſchließung der Theater 
wegen Hoftrauer hat es bei den bisher 
rigen Borfähriften zu verbleiben. Wei- 
ters wird in Abfiht auf den Ort, auf 
die Zeit und Dauer der Luftbarkeiten 
Folgendes verorbnet: 

1. Bälle mit Masten, Redouten, 
dürfen in der Regel nur in der Refl- 
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benz und in den Provinzial⸗Hauptſtad⸗ 
ten, und nur vom Tage nach heil. drei 
Könige bis einfhlüffig den Faſchings⸗ 
Dienftag, und nur ausnahmdweife und 
mit befonderer Erlaubniß in einer oder 
der anderen großen Stadt, an einem 
oder dem andern Tage außer jener Zeit 
Statt finden. 

2. Tanzmuftten und Schaufpiele 
find unterfagt vom 22. bis einſchluͤſſig 
den 25. Dee., am Afchermitiwocdhe, vom 
Palmfonntage bis einfhlüffig den 
DOfterfonntag,” am Bfingftfonntage, 
Frohnleichnamstage, an den Kelten 
MariaBerfündigung und Maria Geburt. 

3. Zanzmufilen, fowohl Öffentliche 
als Privat-Bälle, werden unterfagt, in 
der ganzen Adventzeit und in dem 
darauf folgenden Tagen bis einjhlüffig 
drei Könige, in der ganzen Faftenzeit 
und in der darauf folgenden Woche bis 
einfhlüffig den erften Sonntag nad 
Oſtern, an allen kirchlichen Faſt⸗ und 
an den Freitagen und Samflagen des 
ganzen Jahres. 

4. Tanzmufiten und Schauſpiele 
duͤrfen nur eine Stunde nach geendig⸗ 
tem nadmittägigen Gottesdienſte be⸗ 
ginnen, jene dürfen an den Voraben⸗ 
den der Freitage, der Faſttage und ge⸗ 
botenen Feiertage nicht über 12 Uhr 
Mitternachts dauern. Wie lange fi 
ihre Dauer außer dieſen Tagen erfire- 
en dürfe, wird von der betreffenden 
Obrigkeit befonders beftimmt, und in 
dem hierzu ansgefertigten Erlaubniß⸗ 
[heine ausgedrüdt. (Hflzl. Decr. vom 
24. Aug. 1826 3. 24337; an ſämmtl. 
Länderft. Kundgem. in N. Defterr. am 
20. 3. 46462; in Galizien am 25., 
in Illyrienam 29. Sept. 1826. Kıop. 
G. ©. BP. 54. Nr. 58.) 

uftbarkeiten, ſ. Mufilalifche 
Unterhaltungen. 

opoldstag, Maria 
zn Normatage, Tauzmu⸗ 
en. 











Luſtdirnen, ſ. Abſchiebung. 

— — ſ. Freudenmädchen. 

Luſtgartner koͤnnen auch an Sonn⸗ 
und Feiertagen in ihren Einſätzen 
Obſt, Melonen, 2c. verkaufen. (Hofe 
entfhließung v. 5. Juni 1773. Barth. 
— ar 4.3. S. eb 

er, k. k., ſiehe Hofge 
bäude, Hofmarſchall⸗Amt. 

Luſtſeuche. Hieruͤber wurden nach⸗ 
folgende Weiſungen ertheilt: 

1. Sollen, um der Verheimlichung 
diefes Uebels und eben hierdurch der 
defto größeren Gefahr feiner Berbrei- 
tung vorzubeugen, Öfter® ärztliche oder 
wundärztliche Vifitationen in den Ort⸗ 
ſchaften entweder von den daſelbſt vor: 
bandenen Privat» oder Wundärzten 
oder auch von den dort ftationirten 
Militär-Aerzten, endlich au von dem 
kreisaͤmtlichen und bezirksaͤmtlichen Sa- 
nitäts-Perfonale bei Gelegenheit ihrer 
Geſchäftsreiſen veranftaltet, und nicht 
nur die auf der Verheimlichung ihrer 
Anftedung beiretenen Individuen, ſon⸗ 
dern auch Die Ortavorſteher, wenn fie 
den gehörigen Eifer in Nachſpuͤrung 
nach ſolchen Kranken vernadhläffigt 
hätten, zur gemeffenen Strafe gezogen 
werden. 

2. Soll auf das zweckmaͤßige und 
eifrige Benehmen der Local» und Wund- 
ärzte in der Behandlung folder Kran⸗ 
ten die jorgfältigfte Aufmerkſamkeit ge⸗ 
richtet, und in diefer Abſicht jeder fol- 
her Heilungsfall gleich, wie er ſich er- 
gibt, dem Kreisarzte angezeigt, die 
Heilung gleih von ihrem Anbeginne 
von dem Kreisarzte felbft geleitet, von 
ihm dem Benehmen und der Verwen⸗ 
dung der Local und Wundärzte genau 
nachgefehen, und der gute Erfolg der 
Heilung jedesmal von dem Kreisarzte 
beftätiget werden. 

3. Soll dem fämmtliden Kreis⸗Sa⸗ 
nitäts-Perfonale, welches nach dem vor: 
bergehenden Abſatze ſolche Euren zu 
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leiten hat, eingefchärft werden, bei der 
Behandlung der mit dieſer Krankheit 
bebafteten Unterthanen alle mögliche 
Ruͤckſicht auf die Berfchreibung wohl⸗ 
feiler Arzneien, und auf eine fo wenig 
als möglich Toftfpielige Behandlung zu 
nehmen. (Hflzl. Decr. vom 16. April 
1807. 8. 6741, n. d. Rggs. D. vom 
30. April 1807 3. 13911. Guld. ©. 
B. 3. Bd. ©. 21.) 

Luftfeudhe. Da die Regierungs- 
Berordnung vom 22. Dec. 1812 3. 
33177, welder gemäß die mit der 
Luſtſeuche behafteten einzelnen Indivi⸗ 
duen, und zwar unter den angezeigten 
Bedingniffen und Borfihten von den 
Dominien, die es betrifft, zur Heilung 
in Wien geliefert werden follen, nun- 
mehr auch von der ?. k. Hoflammer im 
Einverftändniffe mit der k. k. Hoflanz- 
lei als ganz zweckmäßig genehmigt wor- 
den ift, fo wurde das Kreisamt, die 
Dominien, Aerzte und Wundärzte zur 
genauen Befolgung derfelben angewie- 
fen. (Hflmr. D. vom 18. Febr. 1813 
8. 4183. Rggs. Vdg. vom 15. März 
1815 3. 7084. Guld. ©. 2. 3. Br. 
©, 288.) 

— — Don nun an fallen den Aerz⸗ 
ten und Wundärzten auf dem Lande 
keine venerifhen Kranken auf Rechnung 
des höchften Aerariums und der Domi- 
nien in die Behandlung überlafjen 
werden, fondern diefe einzelnen Kran⸗ 
fen find im hiefigen allgem. Kranken⸗ 
baufe in die Pflege und Heilung zu 
übernehmen. Zur NRealifitung dieſer 
Anordnung ift ed daher nothwendig: 

a) daß die gefammten Dominien, die 
in ihren Bezirken mit der Luſtſeuche be 
bafteten einzelnen Individuen jedesmal 
ohne Berzug in das hiefige allg. Kran⸗ 
fenhaus auf die moͤglichſt wohlfeilfte 
Art einliefern laſſen, felbe jedesmal 
mit einem Meldzettel oder Anweifung 
verfehen, und zugleich der Kranken⸗ 
haus-Direction jene Koften, welche die 
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Herrſchaft für die Einlieferung dieſer 
Kranken beftritten, anzeigen. 

b) Daß von der Krankenhaus Die 
rection diefe Kranken ordentlich über 
nommen, und nad der zweiten Clafie 
verpflegt; 

c) von derfelben Aber die für dieſe 
Kranken auflaufenden Berpflegstoften 
befondere Vormerkungen geführt werden. 

d) daß in jenen Fallen, wo diefe 
Kranken nach ihrer erhaltenen Heilung 
noch aus Krankheitsfhwäche nit im 
Etande find, ihre Ruͤckreiſe zu Buß 
hinterlegen zu koͤnnen, für diefelben 
auch zu ihrer Ruͤckreiſe eine Fuhr auf- 
genommen, und die hiedurch auflau- 
fenden Koften einftweilen von dem 
Krankenhauſe vorfhußmweife beftritten, 
auch auf gleihe Art denfelben in der 
Borausfekung, wenn felbe ganz mit⸗ 
tello8 find, zur nothwendigen Verpfle⸗ 
gung bei ihrer Rückreiſe nad Maßgabe 
ihrer Entfernung ein billigmäßiger Vor⸗ 
ſchuß von dem Krankenhauſe gegen 
Quittung gegeben werde, und daß 
endlich: | 

e) mit Schluffe jeden Quartals das 
mit den Meldzetteln oder Anweifun- 
gen, und mit den Quittungen der 
Fuhr⸗ und übrigen Koften ordentlich 
belegte Verzeichniß über die für dieſe 
Kranken auflaufenden Verpflegstoften 
der für ihre Ein» und Zurüdlieferung 
beitrittenen PBorauslagen, und wenn 
denfelben zur Verpflegung bei ihrer 
Rückreiſe einiger Vorſchuß geleiftet wor⸗ 
den, auch über die Verpflegsauslage 
von der Krankenhaus⸗Direction an die 
Regierung überreicht werde, um fodann 
hierüber die Adjuſtirung veranftalten, 
bei dem höchften Herarium die Paſſi⸗ 
tung anſuchen, fofort dem allg. Kran» 
kenhauſe die Vergütung leiften, und 
mit den Dominien, die es betrifft, die 
Ausgleihung pflegen zu können. (Reg. 
Decr. vom 22. Dec. 1815 3. 33177. 
Buld. ©. V. 4. Bd. S. 203.) 
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Luſtſenche. Nach dem Inhalte eines 
HoflanzleirDecretes v. 29. Mai 1827 
bat fi der k. 8. Hofkriegstath, durch 
den Umftand, daß fih in dem Som- 
merfemefter 1826 wieder eine fehr be: 
deutende Anzahl von fuphilitifchen 
Kranken bei der Militär » Mannfchaft 
ergeben bat, veranlaßt gefunden, den 
Beneral-MRilitär-Sommanden die wegen 
Befeitigung der Anſteckungsgefahr vom 
Hofkriegsrathe erlaffenen Berordnungen 
zur genauen und nachdruͤcklichen Hand- 
babung in Erinnerung zu bringen. 
Damit zur Berminderung der bisher 
ergebenen Anftedung auch von den po⸗ 
fitifhen Behörden dur alle ihnen zu 
Gebote ftehenden Polizei - Maßregeln 
hingewirkt werde, wird das k. k. Kreis⸗ 
amt angewieſen, die ſaͤmmtlichen Obrig⸗ 
keiten, wiederholt zur genaueſten Hand⸗ 
habung der diesfalls erfloſſenen Regie⸗ 
runge » Berordnungen vom 30. April 
1807 3. 13911, vom 22. Dec. 1812 
8. 33171, vom 15. März 1813 3. 
7084, vom 22. Dec. 1815 8. 33177 
und vom 8. März 1817 3. 20273 
anzuweifen, und ihnen insbefondere 
einzufhärfen, daß die mit einem vene- 
rifhen Webel behafteten Weibsperfo- 
nen vor jeder anderweitigen Berfü- 
gung zur Heilung in das allg. Kran⸗ 
kenhaus abgegeben, nicht aber blos 
aus dem Drte abgefhafft werden müf- 
fen. (Hflzl. Decr. vom 29. Mai 1827 
3. 13068, an fämmtl. Zänderft. mit 
Ausnahme von Mailand, Venedig und 
Zara. Vdg. dern. 6. Reg. v. 12. Juni 
3. 32028, des Tirol. Gub. vom 19. 
Juni 3. 11684, des Gub. in Krain 
vom 6. Juli, der ob der ennf. Reg. v. 
8. Juli 1827 3. 16909. Pol. ©. ©. 
3. 1827.) 

— — Da für den Staat eine be- 
deutende Grfparung bei den Sani— 
tät3auslagen dadurch erzielt werden 
fann, wenn die bis jeßt vom Staats⸗ 


ſchatze für ſyphilitiſche Schüblinge ganz, 
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und für Syphilitiſche aus dem Bauern⸗ 
ſtande zu zwei Drittheilen beſtrittenen 
Verpflegskoſten nach den für die Ein⸗ 
bringung der Krankenhauskoſten im 
Allgemeinen beſtehenden Directiven 
eingebracht werden, anderntheils durch 
die Aufhebung des Unterthaͤnigkeits⸗ 
Verhältniſſes in Folge des Patentes 
vom 6. Sept. 1848 die Obrigkeiten 
zur Tragung des bisher von ihnen ein⸗ 
gehobenen Drittheils der Verpflegsko⸗ 
ſten fuͤr Syphilitiſche aus dem Bauern⸗ 
ſtande nicht mehr verpflichtet werden 
koͤnnen, fo hat das Miniſterium des 
Innern im Einverfländniffe mit dem 
Finanzminiſterium zu verordnen befun⸗ 
den, daß alle nach dem 6. Sept. 1848 
erwachfenden Verpflegskoſten für ſyphi⸗ 
litiſche Schüblinge und für Syphili- 
tifche aus dem Bauernftande gleich den 
Verpflegskoſten für Syphilitiſche, welche 
in feine der obigen beiden Kathegorien 
g hören, einzuheben find. (Decr. der 
n. d. Reg. v. A. Dec. 1848 3. 52846. 
L. G. B. €. B. Nr. 1.) 

Luſtſeuche. Bei der Luſtſeuche fo 
wie hei der Kräße kann wegen der obwals» 
tenden Anftelungsgefaht im Rothfalle 
mit einer zwangsweiſen Heilung vor- 
gegangen werden. (Kärnthn. Statthalt. 
Erl, vom 15. Aug. 1851. Nr. 276 
des L. ©. 31.) 

— — Der Dienftgeber ift nicht ver 
pflichtet, die Ktrankenhaus⸗Verpflegsge⸗ 
bühren für den an der Luſtſeuche er 
krankten Dienftboten zu berichtigen, f. 
Krantenhans. (Bdg. vom 18. Febr. 
1837 8. 6.) 

— — Denn ein Gefell, Lehrling 
oder Arbeiter an der Luſtſeuche erkrankt, 
werden die Koften der Innung nicht 
aufgerechnet, f. Ben name. (Vdg. 
vom 18. Febr. 1837 8. 9.) 

— — Aufnahme der damit behaf- 
teten, zur Militär-Dienftleiftung beru⸗ 
fenen Individuen in die Militär -Spi« 
täler, |. Kräge. 
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Luftfenche, ſiehe Krankenhaus. 
(Bdg. v. 10. Sept. 1835.) 

— — fiche Kranlenhaus: Ber: 
pflegsgebühren. 
Freudenmädchen, Mi: 
litär- Benrlaubte, Militär : Spi- 
tal, Sanitäts-Anslagen. 

Surusbäder. Die Lurusbäder 
wurden mit ihrem Gefuche um Bewilli- 
gung die runden, feiner Sabung 
unterliegenden Brotgattun- 
gen, unter welcher Benennung fie nach 
ihrer unrichtigen Erklärung das Land—⸗ 
brot verftehen, in ihren Brotläs 
den verkaufen zu dürfen, um fo mehr 
abgewiefen, als fie, wenn diefes mit 
dem Begriffe eined Rurusbäders uns» 
vereinbarliche Befugniß ertheilt werden 
follte, fie aufhören würden, Lurus⸗d. h. 
ſolche Bäder zu fein, die das Publi» 
cum mit ausgefuhten Gebäck— 
gattungen zu verfehen haben. (M. 6. 
Rggs. Vdg. vom 21. Nov. 1817.) 

— — Die Regierungs » Entfcdei- 
dung in Hinfiht des den Wr. Lurus- 
bädern verweigerten Verkaufes des 
fogenannten Zandbrotes in ihren 
eigenen Läden wurde beftätigt und 
befohlen, die Luxusbäcker hiernach, je: 
do mit dem ausdrüdlichen Beiſatze zu 
befheiden, dag ihnen fo wie Je- 
dem der Verlauf des Landbros 
tes auf den hiezu beftimm- 
ten Marktplätzen unbenommen 
bleibt. (Hftzl. Vdg. v. 7. Mai 1818. 
Rggs. Int. vom 22. Mai 1818.) 

— — Indem die hohe Hoflanzlei- 
Verordnung vom 7. Mai 1818 den 
Zurusbadern den Verkauf des 
fogenannten Landbrotes auf öffentli- 
hen Märkten frei gab, wurde ihnen 
offenbar au die Erzeugung diefer 
Brotgattung geftattet, da diefe Hof 
verordnung nit den Brothandel, 
fondern vielmehr die Broterzeu- 
gung befördern wollte, welche den 
Luxusbäckern um fo weniger einges 


—— f. 
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ftellt werden kann, als die Erzeugung 
des Landbrote® Jedermann er 
laubt ift, und die Luxusbäcker durch 
fein Gefeb davon ausgeſchloſſen find. 
Die ſtadthauptmannſchaftliche Entfchei- 
dung, vermög welder den Luxusb ä⸗ 
fern unbenommen gelaffen wurde, 
das von ihnen erzeugte Landbrot 
(worunter keineswegs lediglich ein vom 
Lande kommendes Brot, fondern 
ein fagungsfreied NRoggen- 
Pohlbrot u. f. w. verftanden wird) 
auf den öffentlihen Markttplä- 
gen zu verkaufen, wird daher um fo 
mehr beftätigt, als durch eine zweck⸗ 
mäßige Aufficht jeder beforgliche Un- 
fug befeitigt werden fann. ( Rggs. Vdg. 
vom 14. Jän. 1820.) Das Wr. Bä- 
Aermittel wurde daher and mit feinem 
Hofrecurje gegen die Regierungs » Ent» 
ſcheidung vom 14. Jan. 1820 in Ab⸗ 
fiht auf das Begehren, daß den Lu⸗ 
zusbadern die Erzeugung des fa 
bungsfreien Brotes zum Behufe 
des Derfaufes auf den Märkten unter: 
fagt werde, aus gleihen Gründen im 
Ramen der Hoflanzlei um fo mehr ab» 
und auf die Hof- Entfcheidung vom 7. 
Mai 1818 gewiefen, als der Berkauf 
diefer Brotgattung auf den Märkten 
auch den Necurrenten zuftebt. (Hfkzl. 
Vdg. vom 28. Apr. 1820. Rggs. Int. 
vom 10. Mai 1820. Barth. H. u. ©. 
Geſ. 7.3. ©. 387—389.) 
Luxusgebäck. Bäder können nit 
nur alle Gattungen Satzungs⸗ und 
fogenanntes GBufto = Gebad erzeugen, 
jondern es ift ihnen auch die Erzeugung 
und der Verkauf des Bretzen⸗ und Bei 
gelgebädes in ihren Brotläden frei ges 
ftattet. (Rggs. Vdg. v. 9. Jän. 1777.) 
Als nun die Wiener bürgerl. Bäder: 
meifter um Wiedereinführung der alten 
Drdnung, in Rückſicht auf die Verfer- 
tigung des Breßengebädes, wornach 
damals nur 10 Meifter, die durch das 
2008 beflimmt wurden, jenes Bretzen⸗ 
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und Beugelgebäd betreiben durften, 
baten, wurde erinnert: daß diefes Ge⸗ 
fuh nicht genehmigt werden Tönne, 
weil durch die Einführung der alten 
diesfälligen vor dem Jahre 1777 bes 
flandenen Ordnung, die durch die be— 
fagte Verordnung abgeftellt worden ift, 
wieder Geifhügen zur Berfehung des 
Publicums unumgänglih erforderlich 
feien, diefem die feither gehabte Be: 
quemlichkeit in Erhaltung derlei Ge⸗ 
bades in jedem Brotladen entzogen, 
befonders aber jenen 10 Bädern, die 
das 2008, Bretzen und Beigel zu er 
zeugen treffen würde, gerade das Recht 
eines monopoliftifhen Gewerbsbetrie⸗ 
bes eingeräumt werden würde. (Rggs. 
Vdg. vom 6. Dec. 1796.) 
Luxusgebäck. Es ift vorgelommen, 
daß die zunächft an den Linien befind- 
lihen Landbäckermeiſter Bretzen und 
Beugeln zum Gaffenverfauf inner die 
Linien fenden. Da die Hofkanzlei⸗Ver⸗ 
ordnung vom 7. Sept. 1818 den Ber: 
kauf dieſes Gebädes auf den Bezirk 
beſchränkt hat, für welchen der Bäder 
meifter das Gewerbe erhielt, fo bat 
das Kreisamt den in den nädhften Um⸗ 
gebungen Wiens befindlihen Bäder: 
meiftern diefe Verordnung fund zu ges 
ben, damit fie ſich nit der Gefahr 
ausfegen, daß ihnen das hereingefen- 
dete Bretzen⸗ und Beugelgebäd confis- 
cirt werde (Rggs. Dec. vom 24. Nov. 
1820). Die an die n. d. Regierung uns 
term 6. Juli 1815 erlaffene Hofkanzl. 
Entſcheid. ift zu einer Zeit gefällt wor: 
den, wo die Erzeugung und der Ver⸗ 
auf des fjogenannten Zurusgebädes 
Jedermann und allen Orten, wo man 
immer wollte, wenn fonft gegen das 
gewählte Locale in Polizei-Rüdfichten 
feine Anftände eintraten, erlaubt war. 
Damals konnte der Verkauf des Lurus- 
Gebaͤckes in was immer für einem Ber 
zirke Niemandem verboten werden. 
Ganz anders ift aber der Stand der 
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Sache feit der am 9. Sept. 1816 erflofs 
fenen a. h. Entfhließ., welche der Regie- 
rung mit Decret v. 13. Sept. 1816 23. 
18227 bekannt gegeben worden ift. 
Durch diefe hörte die Luxusbaͤckerei auf 
eine freie Beihäftigung zu fein; ja es 
ift fogar verboten, neue Befugniffe auf 
die Erzeugung diefes Gebädes zu er⸗ 
theilen. Da den Bädern die Erzeugung 
des ſatzungsfreien Gebäckes nun nur als 
Folge ihrer Gewerbsrechte zufteht, fo 
find fie jeßt in Rüdfiht auf die Er» 
zeugung und den Berlauf des ſatzungs⸗ 
freien Gebäckes auf jenen Bezirk be- 
ſchränkt, für den ihnen die Gewerbe 
verliehen worden find. (Hflzl. D. vom 
12. Oct. 1821.) 

Lurusgebäde. Dem Magiftrate 
wurde über den Sinn des Hofkanzlei⸗ 
Decreted v. 12. Det. 1821 Kolgendes 
errinnert: "Das Gewerbs » Verhältniß 
der Bäder inner der Linien Wiens ift 
von jenem auf dem flachen Lande we- 
ſeutlich unterfhieden. Auf dent flachen 
Lande ertheilt die competente Ortsob⸗ 
rigfeit ein Bädergewerbe für einen be⸗ 
flimmten Ort, oder für einen beſtimm⸗ 
ten Bezirk, und da ift fodann der Land» 
bäcker mit der Erzeugung und dem Pers 
ſchleiße des Brotes dergeftalt auf dies 
fen beſtimmten Ort oder für einen bes 
Rimmten Bezirk beſchränkt, daß er fein 
Saßungs= Brot in keinem fremden Be- 
zirke verſchleißen darf. Es ift daher bei 
diefen Landbäckern ganz folgeredt, 
daß fie auch ihr Luxusbrot nur in ih- 
rem beftimmten Gewerbsorte oder Bes 
zirfe verfchleigen dürfen. Ganz anders 
verhält fih aber das Gewerbsrecht der 
Bäder inner den Linien Wiend. — Die 
competente Ortsobrigkeit, nämlich der 
Magiftrat, oder die Ortsobrigkeiten der 
ftändifhen Freigründe, jede in ihrem 
ortsobrigkeitlichen Bezirke, verleihen die 
Bädergewerbe, d. b. das Recht in ihrem 
Bezirke in einem Badhaufe Brot zu 


erzeugen. Rur in diefem beftimmten 
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Bezirke koͤnnen alfo die Wiener Bäder 
Brot baden. Dagegen fteht es jedem 
Bäder inner den Linien zu Folge 5. 
HoflanzleisDecretes v. 23. Nov. 1810 
frei, fo viele Brotverſchleißorte zu er- 
richten, ald er will, und wo er will, 
dergeftalt, daß der Bäder in der innern 
Stadt feine in derſelben erzeugten Ge- 
bäcksgattungen in den Borftädten, der 
Bäder in der Borftadt dagegen aber 
auch feine in der Borftadt erzeugten 
Brotgattungen in der innern Stadt 
verſchleißen darf, ohne daß er in Bezie- 
bung auf den Berfchleiß feines Brotes 
auf den Bezirk beſchränkt ift, in dem er 
die Bewilligung zur Erzeugung des 
Brotes erhalten hat. Der Magiftrat 
bat daher die Grenzen des Hoffanzlei: 
Decretes zu fehr befchräntt, indem er 
die Bäder in Wien, auch hinfichtlich 
des Verſchleißes ihres Luxusgebäcks 
auf den Bezirk verwiefen hat, in dem 
fie die Badhausgerechtigkeit, d. h. die 
Bewilligung zur Erzeugung des Brotes 
erhalten haben. Auc, läßt fich diefe für 
das flahe Land paffende Hofverord- 
nung vd. 12. Det. 1821 in Wien prac- 
tifch nicht ausführen. Der Verſchleiß 
des fakungsfreien Gebäckes hat viel- 
mehr nad dem Sinne jener Hoflanzlei- 
Berordnung auf diefelbe Art den Bä⸗ 
ern inner den Linien geftattet zu blei- 
ben, wie ihnen der Verſchleiß des Sa⸗ 
tzungsbrotes zufteht, daher dem Begeb- 
ven der biefigen Bäder in Bolge der 
h. Hoftanzlei = Weifung v. 13. d. M. 
willfahrt wird, daß ihnen in den Brot⸗ 
läden, wo fie Satzungsbrot verkaufen 
dürfen, auch der Verfchleiß des von ih- 
nen erzeugten faßungsfreien Brotes 
unbenommen zu verbleiben hat. (Rggs. 
Intimat. v. 23. Octbr. 1822. Barth. 
Erg. Bd. ©. 216.) 

urusgebäde. Die Erzeugung des 
fogenannten Luxusgebäckes fteht nur 
den Inhabern förmlicher Bädergewerbe 
zu, und es find darunter alle der Sa⸗ 


Macaſſar⸗Oei. 


tzung nicht unterliegenden feineren Brot⸗ 
gattungen, als: Kaiſerſemmel, Wecken, 
Beugeln, Bretzen ꝛc. zu verſtehen, und 
worauf ſeit dem Erſcheinen der a. h. 
Entſchließung vom 9. Sept. 1816, 
Hoflanzlei-Decret vom 13. Spt. 1816 
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8. 18227, keine Befugniſſe verliehen 
werden dürfen. (Vdg. der n. ö. Reg. v. 
26. Dct. 1842 3. 62889, n. 6. Pr. 
G. ©. 24. Bd. Nr. 201.) 
Lurusgebäde, |. Bäder. 


M. 


Macaſſar-Oel, die Einfuhr und 
der Verſchleiß desſelben iſt geftattet, 
jedoch iſt den Verſchleißern jede Ankün— 
digung, in welcher eine Anpreiſung 
der vorgeblichen medic. Wirkungen des⸗ 
ſelben enthalten iſt, ſtrenge unterſagt. 
(Hfkzl. Dec. vom 7. Jan. 1837 3. 9. 
Vdg. der n. 6. Reg. vom 17. Jänner 
1837 3. 2983. Kn. ©. B. 3. 1837. 
Nr. 3.) 

Mädchen, |. Mieder. 

Mädchen: Schulen, die Verferti- 
gung weiblicher Kleidungsftüde betref- 
fend, f. Handarbeiten, 

— — f. Privat: Lehranftalten, 
Drivat:Unterriht, Schulen. 

Magazine follen mit Steinen ge- 


pflaftert fein, fiehe Feuerloͤſch-DOrd⸗ Iu 


nung. | 
— — für Baumwolle find in die 
Vorftädte zu verlegen. (N. ö. Rggs. 
Dog. vom 8. Dec. 1801. Krop. Gef. 
franz. 15. Bd. ©. 628.) 
Magiftern der Chirurgie ift überall 
die freie Praris geftattet. (Hfvdg. vom 
28. Sept. 1789. Rggs. Intim. v. 4. 
Dec. 1798. Barth. H. u. ©. Gef. 5. 
Bd. ©. 87.) ſiehe Praxis, Wand: 


nn 
agiftrat in Wien übernimmt die 
Leitung der freiwilligen Arbeitsanftalt, 
f. Arbeitsanftalt. 

— — dad Lohnwagen: Amt in Wien 
wurde an den Wiener Magiftrat über: 
tragen, f. Lohuwagen: Amt, 


Magiftrat. Sompetenz zur Verlei⸗ 
bung der Zransport-Gewerbe, f. Lohn: 
fuhrwerk, Stellfuhr:Licenz. 

— — in Wien, Führung der Markt⸗ 
aufſicht, ſ. Marktaufficht. 

— — in Bien wird für alle Markt⸗ 
Polizei⸗Satzungs⸗ und Gewerbs⸗Ange⸗ 
legenheiten delegitt, ſ. Markt: Bo: 
lizei. 

— — in Bien, denſelben wird die 
Leitung der Militär» Einquartierungs-, 
dann die Borfpannd- und Subarrendis 
runge« Angelegenheiten übertragen, ſ. 
Militär-Einquartirung. 

— — in Bien, deffen Competenz 
bei Uebertretungen der Straßen » Boli: 
zei-Borfchriften, f. Straßen: Berftel- 
ng. 
> — Lonferiptiong = Behörde, |. 
Wiener Magiftrat. 

— — f. Wiener Magiſtrat. 

Magnetismus. Se. Majeftät ha- 
ben laut einer a. 5. Entſchließung vom 
18. d. M. das mit dem Hofkanzlei⸗ 
Erlaffe vom 29. Juli 1824 3. 21143 
in Folge einer a. 5. Anordnung er- 
neuerte Verbot der Anwendung des 
fogenannten animalifhen Le— 
beng-Magnetismus bezüglich der 
zur Praris berechtigten Doctoren der 
Heil» und Wundarzneifunde aufzuhe⸗ 
ben, und hinſichtlich diefer Eurart die 
nachſtehenden Beilimmungen a. g. feſt⸗ 
zufeßen geruht. 

1. Die Anwendung des thierifchen 
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Magnetismus auf den Menſchen iſt nur 
allein den an inländifchen Univerfitäten 
promovirten und zur Ausübung der 
Heil» und Wundarzneikunſt berechtig⸗ 
ten Medicin⸗ und Ehirurgies-Doctoren, 
nach den im Allgemeinen binfichtlich der 
medicinifhen und dirurgifhen Praris 
feftgefeßten Beftimmungen geflattet. 

2. Rihtärzten, fo wie insbeſondere 
den Patronen und Magiftern der Chi⸗ 
rurgie bleibt die ſelbſtſtaͤndige Aus⸗ 
übung magnetifcher Euren unbedingt 
verboten, und es ift jede Ausübung 
thieriſch⸗ magnetifcher Euren von Ber: 
fonen, die dazu nicht berechtigt find, 
mit einer arbiträren Strafe zu belegen 
und nad) Umfländen ald Eurpfufcher zu 
beftrafen. 

3. Jeder Arzt, welcher eine magne- 
tifhe Eur unternimmt, bat bievon in 
der Haupt= und Nefidenzfladt dem bes 
treffenden Polizei⸗Bezirks⸗ oder Stadt- 
arzte, auf dem flachen Lande aber dem 
betreffenden Diſtricts⸗ oder Kreisarzte 
fogleih beim Beginne der Sur die Ans 
zeige zu machen. 

4. Ueber den Berlauf der Eur felbft 
ift ein vollftändiges, den Behörden oder 
den öffentlich angeftellten Aerzten auf 
Verlangen vorzulegended Tagebuch zu 
führen, und denſelben auch fonft jede 
zur gehörigen Beurtheilung des Fal⸗ 
les in medicinifch und polizeilidher Hin» 
ficht erforderliche Auskunft zu ertheilen. 

5. Die Stadt» und PBolizeiärzte, fo 
wie die Kreis⸗ und Diftrietsärzte haben 
die eingelangten Anzeigen über magne⸗ 
tifche Euren den betreffenden Polizei⸗ 
Bezirks» Directionen, Polizei⸗Commiſ⸗ 
fariaten und Kreisämtern zu überrei- 
hen und in den jährlich zu eritattenden 
Haupt» Sanitäts «Berichten Diejenigen 
Aerzte zu bezeichnen, welde ſich mit 
magnetifhen Euren befaflen, fo wie 
ihre Wahrnehmungen und Bemerkun- 
gen über den Erfolg derfelben beizu> 


fegen. 
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6. Ordinationen von Somnambulen 
für andere Kranke können nur unter 
ſpecieller Vermittlung des dabei zu 
Rathe zu ziehenden Arztes geſchehen, 
und find ohne eine ſolche Vermiti⸗ 
lung, wie oben sub 2 zu beſtrafen. 

7. Das Beſuchen einer Somnambule 
von Seite der Aerzte zu ihrer eigenen 
Belehrung, fo wie die Vornahme von 
Verſuchen an ihr, die mit derlei Be⸗ 
fuchen etwa verbunden werden wollen, 
find nur dann geftattet, wenn die 
Somnambule Befuhe von Fremden 
außerhalb des Kreifes ihrer Verwand⸗ 
ten und Bekannten ftehenden Perfonen 
annimmt. Iſt lekteres nicht der Fall, 
fo find diefe Beſuche nur den vom or⸗ 
dinirenden Hausarzte eingeführten, oder 
zur Confultation verlangten Aerzten 
erlaubt. 

8. Das Heranziehen von Somnam- 
bulen aus dem gefunden BZuflande, 
ohne irgend einen Heilzwed dabei zu 
verfolgen, ift eben fo, wie das Stei- 
gern des Somnambulismus auf einen 
höheren Grad, als den die vorgenom⸗ 
mene Sur nad den ärztlichen Grund⸗ 
fügen erfordert, auf das ſtrengſte un- 
terfagt. 

9. Magnetifhe Behandlungen im 
ganzen Berfammlungen, find im Allge- 
meinen unterfagt, und dürfen nur aud- 
nahmsweiſe über eingeholte Bewilli⸗ 
gung der Landesftelle Statt haben. 

10. Gegen jede der obigen Beſtim⸗ 
mungen zuwiderlaufende Anwendung 
des Magnetismus entweder durch unbe⸗ 
fugte Perfonen, oder zu unerlaubten 
und ftrafbaren Zweden ift von den Po⸗ 
lizeisBehörden einzufchreiten, und ges 
gen die Uebertreter entweder unmittel- 
bar oder nah Befund dur deren 
Ueberweifung an die competente Straf: 
behörde das Geeignete zu verfügen. 
Insbeſondere find etwaige Berbinduns 
gen der Magnetifeurs mit !Berfonen, 
die fih in wirklichem oder vorgefpiegel- 
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tem fomnambulen Zuftande befinden, 
forgfäaltig zu überwachen, und gegen 
Bergehungen, die von Somnambulen 
duch unbefugted Verordnen von Arz⸗ 
neimitteln oder duch fonftige Ertheis 
lung ärztlicher Rathfchläge für andere 
Kranke verübt werden, die feftgefehten 
Strafen in Anwendung zu bringen. 
Diefe a. h. Beilimmungen werden der 
Landesſtelle mit dem Beifabe zur weis 
teren Berfügung befannt gegeben, daß 
diefelbe, falls fih noch anderweitige 
Borfiht und beziehungsweife Weber: 
wahungs » Maßregeln ala nothwendig 
darftellen follten, das Erforderliche 
einzuleiten, und in fo fern ed den eige- 
nen Wirkungskreis überfteigt, bei der 
vereinigten Hoflanzlei in Antrag zu 
bringen habe. (Hffzl. D. vom 26. Det. 
1845 3. 36098, an fämmtl. LZänderft. 
Bol. ©. S. 73. Bd. Rr. 138. Vodg. 
des fteierm. Bub. vom 14. Nov. 1845 
3 21772, der ob der ennf. Reg. vom 
29. Rov. 1845 3. 32727.) 

Magnetismus. Die k. T. verei⸗ 
nigte Hoflanzlei hat mit Erlaß vom 
23. v. M. 3. 35895 in Erledigung 
des hierortigen Einfchreitens wegen 
Berpönung der unterlaffenen 
Anzeige biomagnetifher Euren 
Folgendes anher eröffnet: 

Se. k. k. Majeſtät haben mit a. h. 
Entſchließ. v. 18. Det. v. I. Goftzl. 
Decr. v. 26. Det. v. J. 3. 36098) die 
Modalitäten bekannt gemacht, unter wel- 
hen der Lebensmagnetismus als Heil« 
mittel angewendet werden darf. Eine 
der Bedingungen der Anwendung dies 
fer Heilmethode von Seite der Aerzte 
ift die Anzeige der Bornahme einer fol« 
hen Sur bei dem betreffenden Polizei» 
Bezirks⸗ oder Stadtarzte in Städten, 
bei den Kreidärzten auf dem flachen 
Lande, und nach dem $. 5 diefer Mo» 
dalitäten durch diefe an die Polizei⸗ 
Directionen und Kreisämter. Auf die 
Unterlaffung diefer Anzeige haben aber 
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Se. k. k. Majeſtät keine beſondere 
Strafe geſetzt, dagegen enthält ber 
$. 2 der mit der gedachten a. b. Ent- 
ſchließung genehmigten Modalitäten 
die Beſtimmung, daß jede Ausübung 
von thierifch - magnetifhen Euren von 
Berfonen, die dazu nicht berechtigt 
find, mit einer arbiträren Strafe zu 
belegen, und nad Umftänden als Eur- 
pfufcherei zu beftrafen ift. Werben nun 
die Beftimmungen diefes $. mit jenem 
des $. 10 der vorerwähnten Modalis 
täten zufammengehalten, fo erſcheint 
eine befondere Straf-Sanction für die 
Unterlaffung dieſer vorgefchriebenen 
Anzeige nicht nothwendig, und es ge- 
nügt, wenn gegen die dagegen han⸗ 
deinden Aerzte mit einer nad Umftän- 
den zu bemeffenden arbiträren Strafe 
vorgegangen wird. (Deer. der n. ö. 
Reg. vom 18. Sept. 1846 3. 69330, 
an die 8. k. Bol. Ob. Dir.) 

Mahlzeiten, ſ. Gaſtereien. 

Mähren, ſ. Ehebewilligung. 

Maibäume zu ſetzen, iſt verboten. 
(Pat. v. 10. Sehr. 1741. Krop. Gef. 
M. Ther. 1. Bd. ©. 6.) 

— — Die Verwendung von Mai- 
baumen bei Kirchweihen, Frohnleich⸗ 
nams⸗Proceſſionen und allen übrigen 
Gelegenheiten ift unter Strafe von 3 
Reichsthalern verboten, welcher nicht 
nur jeder Borfteher des Ortes, fon- 
dern auch derjenige Seelforger, wel- 
her die Verwendung von Maibaumen 
geftattet, unterliegt. (Hfd. vom 6. Dct. 
1788. Obent. 3. Bd. ©. 233.) 

Maieftät. Laut a. h. Entſchließung 
vom 28. Dec. 1851 ift in allen öffent» 
lien Erläffen, welde im Ramen Sr. 
Majeftät des Kaifers kundgemacht wer⸗ 
den, der Ausdrud: Se. k. ?. apoftol. 
Majeftät anzuwenden, und ed werden 
alle Gerichtsbehoͤrden angewieſen, von 
nun an alle richterlien Entſcheidun⸗ 
gen, wofür die Formel: „Im Namen 
Sr. Majeftät des Kaifers“ vorgeſchrie⸗ 
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ben oder üblih ift, im Ramen Er. 
f. k. apoftol. Majeftät zu faffen und 
fund zu machen. (Erl. des Juſt. Min. 
vom 11. Jan. 1852, wirkfam für alle 
Kronländer. R. ©. B. Rr. 16.) 

Maknlatur⸗Papier, ſ. Victua⸗ 
lienhändler. 

Malereien, anſtoͤßige oder ſitten⸗ 
widrige, Verbot des Verkaufes, ſ. Liz 
citationen. 

Malthefer-Drden, ſ. Orden. 

Maltheſer⸗HOrdens = Ehren: 
Frenze dürfen ohne Bewilligung St. 
Majeftat nit angenommen werden. 
(Hfd. vom 9. Febr. 1819.) 

Mandeln dürfen Kellerfchänter den 
Gaͤſten abreicden, ſiehe Kellerſchank⸗ 
Ordnung. 

Mandolettibäder. Denſelben iſt 
das Haufiren verboten, und der Ver⸗ 
auf ihrer Waare unter keinem Vor⸗ 
wande außer ihren Gewölben geftattet. 
(Rgge. Vdg. vom 19. März 1790. 
Barth. H. u. ©. Gef. 4.9. ©. 320.) 
f. au Haufir⸗Patent. 

— — dürfen an Sonn» und Feier⸗ 
tagen Nachmittags von 4 Uhr an ihre 
Waaren verkaufen, f. Sonn u. Feier: 
tagsheiligung. 

— — In Betreff der verwendeten 
Geſchirre und Farben, fiehe Zuder: 
bäder. 

Manfard : Dächer, f. Bauord: 
nung für Böhmen $. 33. 

antel= Gewölbungen in den 
Küchen, |. Küchen. 

Mantfcheln. Rachdem der Erfolg 
des hierlandes unter der Benennung 
Mantfcheln vorkommenden Kartenfpie- 
les blos allein vom Zufall abhängt, fo 
ift dasfelbe ein reines Glücks⸗ oder 
Hazardfpiel, und gehört unter die vers 
botenen Spiele, weil mit dem a. 5. 
Batente vom 1. Mai 1784 nicht blos 
die in dieſem Patente namentlich aufge⸗ 
führten, fondern überhaupt alle heim⸗ 
lichen und öffentliden Gluͤcks⸗ oder ſo⸗ 
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genannten Hazardſpiele verboten wur⸗ 
den. (Kundmachung des k.k. illyriſchen 
Land. Gub. vom 12. Jän. 1839 8. 
165. Krop. Gef. 65. Bd. Rr. 5.) 
Marchande de modes, fiche 
Frauen⸗Putzwaaren. 
Marchfluß. Die Fluß⸗Polizei⸗Vor⸗ 
ſchrift für den oberen und unteren Theil 
der March wurde befannt gemacht. (D. 
des mähr. Bub. vom 5. Aug. 1825 
3. 22666. Prov. ©. ©. für Mähren. 


Nr. 90.) 

Mariä Geburt. Nachdem die Hof 
Tanzlei » Verordnung vom 24. Auguft 
1826 3. 24337 nur die Beobachtung 
der Kirchengefeße unterftüßen foll, die 
Kirche aber das Feſt der Maria Geburt 
mit feiner Bigil, mit keinem vorherge- 
henden Kafttage feiert, fo ift politifcher, 
fo wie kirchlicher Seite diefer Vortag 
wie jeder andere zu behandeln, für 
welchen nichts Befonderes angeordnet 
ift. (Hflzl. D. vom 11. Dec. 1828 3. 
28330. Bdg. der n. d. Reg. vom 19. 
Dec. 1828 3. 70984. Ptov. ©. ©. 
Bd. 10. Rr. 289.) 

— — gehört zu den fogenannten 
großen gefperrten Fefttagen, f. Sonn⸗ 
u. Beiertagsheiligung. 

Mariahilf, Markt daſelbſt, ſiehe 
Ständen. 

Mariahilfer Linie, Aufftellung 
der Fiaker, f. Fiaker. 

Mariandel⸗, Hirfchel: u. Krü: 
gelfpiel find verboten, und find ſolche 
nicht nur überall einzuziehen, fondern 
die Untertbanen, fo wie vorzüglich die 
Wirthsleute, die fie in ihren Schänten, 
Bärten oder Tanzhütten dulden, zu 
beftrafen. (R. 5. Rggs. Vdg. vom 24. 
Sept. 1799. Krop. Gef. Franz. 13. 
Bd. ©. 473.) 

Mariaudelſpiel. Da das Ma- 
riandelfpiel bereits durch das Lotto⸗ 
Patent verpönt ift, erfcheint ed nicht 
entfprehend, dasfelbe nochmals als 
ein verbotenes Spiel dargeftellt zu er⸗ 
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klaͤren, daß es auch als ſchwere Poli⸗ 
zei⸗Uebertretung anzuſehen und beſon⸗ 
ders zu beſtrafen, ſomit einer zweifa⸗ 
chen Beſtrafung zu unterziehen wäre. 
(Hflzl. Deer. vom 15. März 1832 3. 
4890. Bdg. dern. d.Reg. v. 25. März 
1832 3. 16415. Eire. vr B.D.D. 
v. 6. Apr. 1832.) | 
Mariandelfpiel. Es wurde die 
Wahrnehmung gemacht, dag die Bez. 
Direct. rüdfihtlih der Behandlung 
des fog. Mariandelfpieles ein ungleich⸗ 
mäßiges, einer gefehlihen Grundlage 


ermangelndes Berfahren beobachten, in⸗ 


dem ſich bald mit der Confiscation des 
Spielgeräthes, bald mit der Abfchaf- 
fung von dem Standorte und Zuredt- 
weifung der Spieler begrügt wird. Man 
findet fi daher veranlaßt, eine Zu⸗ 
fammenftellung der diesfalls erlaffenen 
Verordnungen mitzutheilen, welche auch 
dazu dienen mag, den richtigen Begriff 
dieſes Spieles feftzuftellen. Abgeſehen 
davon, daß das fogenannte Mariandels 
fpiel, in fo fern es mit Würfeln ge: 
fpielt wird, fhon als MWürfelfpiel in 
dem Spiels Patente vom 1. Mai 1784 
unter den verbotenen Spielen erfcheint, 
abgefehen ferner davon, daß das auch 
nnter dem Ramen Hirfchel und Krü- 
gelfpiel vorkommende Mariandelfpiel 
in der. n. 6. Negierungs » Verordnung 
vom 24. Sept. 1799 namentlid 
als verboten erflärt wurde, entipricht 
das Weſen desfelben vollkommen der, 
in dem HoflammersDecrete vom 9., n. 
d. Regierungs-Berordnung v. 23. Aug. 
1826 3. 42127 von dem Spiele Bis 
ribis (f. Biribis) gegebenen Defini- 
tion: „es fei ein Xottofpiel, durch 
welches mit Würfeln und mit auf einer 
Zafel angebradhten Zahlen oder Figu- 
ren entweder Waaren, Prätiofen oder 
Effecten, oder beflimmte Geldbeträge 
ausgefpielt werden.” Hiebei macht es 
feinen Unterfäied, wenn die gewin⸗ 
nende Rummer anftatt durch den Wür- 
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felwurf durch das aus einem Sade ge- 
zogene Loos beflimmt wird. Das Bi- 
ribis oder Wirbifchfpiel bezeichnet das 
Hofe Decret vom 29. Rov. 1787. R. 
B. vom 5. Dee. 1787 als ein wirkli⸗ 
ches Hazard» und daher verbotenes 
Spiel. Das Biribis ift aber auch nad 
8. 30 des a. h. Lotto⸗Patentes vom I. 
1813 und nad $. 446 des ©. St. ©. 
als eine Gefaͤlls⸗Uebertretung anzufes 
ben und zu beftrafen. In dem Hoflanz- 
feis Dec. vom 25. Juni 1819, Fund» 
gemacht mit n. oͤ. R. B. vom 7. Juli 
1819 3. 24766 wird ausdrüdlich er⸗ 
Märt, daß bei befagtem Spiele fowohl 
die Amtshandlung nah dem St. ©., 
als auch die Gefalls-Strafe einzutreten 
babe, indem jede aus anderen Rüdfid- 
ten verhängt wird. Indeſſen fand fi 
die Hoflanzlei bewogen, fpäter wieder 
von diefer Anfiht abzufehen, und fi 
mit dem Erlaffe v. 15., kundgem. mit 
n. 0. Reg. Decr. vom 15. Mär; 1832 
3. 16415 dahin auszufprehen, daß, 
da das Mariandelfpiel bereitd durch 
das Lotto⸗Patent verpönt ift, es nicht 
entfprechend erfcheine, dasfelbe noch⸗ 
mals als ein verbotenes Spiel derge- 
ftalt zu erklären, daß es auch als 
ſchwere Bolizei-Uebertretung anzufehen 
und befonders zu beftrafen, fomit einer 
zweifachen Beftrafung zu unterziehen 
wäre. Diefe den Bezirks - Directionen 
mit dem Eirc. vom 6. Apr. 1832 mit- 
getheilte Entfheidung hat nunmehr ale 
allgemeine Norm zu gelten, und es 
find die im Mariandel» oder Biribid- 
fpiele Betretenen jedesmal der zuftän- 
digen Gameral » Bezirke « Verwaltung 
fammt ihrem Spiel-Apparate zu überge- 
ben. (Circular der k. k. Polizei⸗Ober⸗ 
Direction vom 11. September 1840 
3. 13130.) 
Maria:-Therefia-Ordens:Deco: 
rationen nachzumachen, ift den Gold⸗ 
und Silberarbeitern verboten. (U. 5. 
Eniſchl. v. 8. Sept. 1816, Hfljl. D. 
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v. 2. Jan. 1817. Rggs. Circ. v. 31. 
San. 1817.) | 

Marin: Berfündigung gehört zu 
den fogenannten gefperrten großen Feſt⸗ 
tagen, -f. Sonne und Feiertage: 
beiligung. 

Moriazell in Steiermark. Die 
Wallfahrt dahin, wurde für das Jahr 
1825 bewilliget, und ift felbe auch für 
die Zukunft jedes Jahr, wenn die Bür- 
ger Wiend darum anſuchen, jedoch nur 
gegen genaue Beobachtung der hierwe⸗ 
gen beſtehenden Vorfhriften zu geitat- 
ten. (A. 5. Entſchl. v. 27. März 1825.) 

Die Pol. Ob. Direct. hat demnach 
darauf zu fehen, dag für die befagte 
Proceffion keine Geldfammlungen oder 
Collecten vorgenommen werden, und zu« 
gleich Die Vorkehrungen zu treffen, die 
zur Berhütung der bei folchen Gelegen- 
heiten nicht felten vorfallenden Unfüge, 
geeignet find. (N. d. Rggs. D. v. 16. 
April 1825 3. 19106. Pol. Ob. Dir. 
3. 2250.) S. Proceffionen. 

— — lieber die gemachte Entde- 
ung, daß zur Beftreitung der Koften, 
welche mit der a. h. Drts jährlich bes 
willigten Wallfahrt nah, Mariazell in 
Steiermark verbunden find, von den 
Proceffionführern feit vielen Jahren 
Beiträge bei Privaten gefammelt wer- 
den, da durch derlei Sammlungen dem 
überhaupt beftehenden Berbote entge⸗ 
gen gehandelt wird, überdies auch den 
von der nied. oͤſterr. Landesregierung 
jährlich erlaffenen Intimationen über 
die erfolgte a. 5. Bewilligung zur er 
wähnten Wallfahrt immer das Berbot 
der Geldfammlungen beigefügt ift, hat 
die Regierung mit Decret v. 3. Rovbr. 
1825 3. 50030, die Pol. Ob. Direct. 
angewiefen, den Bezirks⸗Directionen zu 
erinnern ,„ diefem Gegenftande in Zu: 
funft die nöthige Aufmerkfamkeit zu 
widmen. Diefe hohe Weifung wurde 
fänmtlihen Pol. Bez. Direct. zur Wiſ⸗ 
fenfhaft und Darnachachtung mit dem 
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Beifabe bekannt gemacht, daß die hohe 
Landesftelle dem Magiftrate aufgetra- 
gen habe, in Zukunft das Geſuch der 
Bürger von Wien um Erlaubniß zu 
diefer Proceffion mit dem Ausweife zu 
belegen, wer die Koften derfelben zu 
beftreiten übernommen babe (Bol. Ob, 
Direct. Citc. v. 17. Novbr. 1825. 3. 
6757.) 

Mariazell, ſ. Wallfahrten. 

Mariouettenſpiel, Seilſchwingen 
und andere derlei früher unterfagte . 
Gaukeleien werden neuerdings verbo- 
ten, f. SchausProductionen. 

Marken, ſ. Poftportotaren. 

Markt. Rah dem Markte haben 
Obſt⸗ und Kräutlerweiber den Unrath 
hinweg zu räumen. (Bdg. v. 23. April 
1755. Krop. Gef. M. Theref. 3. Br. 
©. 189. Bdg. vom 30. Auguft 1755. 
Krop. Gef. Mar. Theref. 3. Bd. ©. 
221.) 

— — Die Pferde follen nur am 
Markttage an den hiezu gewählten Plaͤ⸗ 
ben verfauft werden, nie aber ein Pferd- 
markt an einem Sonntage gehalten 
werden. (Roßmarkt⸗Otdn. v. 9. Decbr. 
1769. Krop. Gef. M. Theref. 5. Br. 
©. 477.) 

— — Bei Kichweihen find die 
Märkte an Sonn- und Feiertagen ver: 
boten. (Vdg. v. 15. Febr, 1772. Krop. 
Gef. M. Theref. 6. Bd. S. 438.) 

— — In Gegenden, wo eine Vieh⸗ 
ſeuche ausgebrochen, follen keine Vieh⸗ 
und Getreidemärkte gehalten werden. 
(Bdg. v. 2. Sept. 1773. Krop. Gef. 
M. — 6. Bd. S. 613.) 

— — Verfälſchtes Mehl auf den 
Markt zu bringen, wird unter Confis⸗ 
cation verboten. (Vdg. in Böhmen v. 
26. Jan. 1775. Krop. Gef. M. Ther. 
7. Bd. ©. 163.) 

— — Mlen Landbindermeiftern 
wird geftattet, ihre Gefchirre mit und 
ohne eiferne Reifen, auf dem Markie 
in der Roßau in Wien, frei zu verkau⸗ 
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fen. GGdg. v. 20. März 1781. Krop. 
ef. of. 3. Bd. ©. 491.) 

Markt. Auf Ichrmärktenift zwifchen 
fremden und einheimifchen Handelsien- 
ten Fein Unterfied zu machen. (Vdg. 
in Böhmen v. 14. Dec. 1781. Krop. 
ef. Iof. 3. Bd. ©. 492.) 

— — Den fremden Gefchmeidlern 
wird verboten, die Jahrmaͤrkte in Boͤh⸗ 
men zu beſuchen. Allen erbländifchen 
Untertbanen wird der Handel auf den 
Jahrmärkten geftattet. (Vdog. v. 10. 
Mai 1782. Krop. Gef. Iof. 3. BP. 
©. 492.) 

— — Allen Landesinfaflen, auf 
jenen der jüdifchen und der übrigen ges 
duldeten Religionen, (mit Ausnahme 
der Fremden, welchen nur der Befuch 
der Hauptmärkte zufteht) wird geftattet, 
die Jahrmärkte mit inländifhen Waa⸗ 
ren zu beſuchen. (Hofentſchl. v. 11. 
Det. 1782. Krop. Gef. Joſ. 3. Br. 
©. 492.) 

— — Kirchtagsmaͤrkte in Nieder- 
Defterreich Tönnen nur von nieder-äfter- 
reichiſchen Gewerbsleuten, Fabrikanten 
und Landkraͤmern, dann von anſaͤſſigen 
Juden, befucht werden. (Hofentfhl. v. 
11. Detbr. 1782. Krop. Gef. Joſ. 3. 
Br. S. 493.) 

— — Allen inländifchen Krämern, 
Fabrikanten und Händlern wird erlaubt, 
die Märkte und Kirchtage zu befuchen. 
(Vdg. v. 7. Zul. 1784. Krop. Gef. 
%of. 7. Bd. ©. 490.) 

— — Der Zwang, daß die auf den 
Markt nach Prag gebrachten Getreide- 
gattungen nicht wieder zurüdgeführt, 
fondern um einen beftimmten Preis von 
Müllern, Bädern und Greißlern über- 
nommen werden müffen, hat aufzuhoͤ⸗ 
ren, und hat die Polizei das verfälfchte 
Mehl in Beſchlag zu nehmen. (Hof- 


entihl. v. 30. Juni 1786. Krop. Gef. 


30f. 10. Bd. ©. 294.) 
— — Sedem, welder in Prag den 
Markt befucht, fteht frei, feine Körner, 
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wie er will, zu verkaufen, oder wieder 
zurüdzuführen. (Hof⸗D. v. 21. Aug. 
1786. Krop. Gef. of. 11. Bd. ©. 
857 bis 859.) 

Markt. Der bei Sahr- und Wochen⸗ 
märkten hie und da noch beftehende 
Borzug oder Vorlauf, wurde aufgeho⸗ 
ben, und Jedermann das gleiche Recht 
des Kaufes und Verkaufes zugeflanden. 
(Hof Derret vom 27. Decbr. 1786. 
Krop. Gef. Iof. 13. Bd. S. 240.) 

— — Jedermann ſtehet frei, Brot 
auf den Markt zu bringen, und zu ver- 
kaufen; auch wird die Einfchränkung 
auf die Gattungen des Mehls, Gewicht 
des Brotes, und daß ed ohne Salz 
und Kümmel fei, anfgehoben. (Hof-®. 
v. 27. Decbr. 1786. Krop. Gef. Joſ. 
13. Bd. ©. 249.) 

— — Den Juden in Böhmen ift 
bei Mietbung der Gewölbe auf dem 
Markte Feine Einftreuung zu machen. 
wenn fie fonft die Erlaubniß der Grund⸗ 
obrigkeit erworben haben. (Hof-D. v. 
1. März 1787. Krop: Gef. Iof. 13. 
Br. ©. 240.) 

— — Das Getreide darf an Wo⸗ 
chenmarkttagen nur aufdem Marktplatze 
verkauft und gekauft werden. (Polizei 
Ordn. v. 30. April 1787. Krop. Gef. 
%of. 13. Bd. S. 358.) 

— — Der in Prag acht Tage nad 
dem Fefte St. Wenzel abzuhaltende 
Holz. und Töpferwaarenmarkt wurde 
nad dem Feſte der Heil. drei Könige 
überfebt. (Hof⸗D. v. 12. Febr. 1788. 
Krop. Gef. Joſ. 16. Bd. ©. 455.) 

— — Alles Getreide muß auf of⸗ 
fenem Markte verkauft werden. (Hof: 
D. v. 8. Jan. 1791. Hfkzl. D. v. 24. 
Mai 1803.) 

— — Die Jahır- und Wochenmärkte, 
welche auf Sonn- und gebotene Feier: 
tage fallen, find nad der unterm 31. 
Juli 1770 ergangenen Verordnung anf 
die nächften Arbeitätage zu verlegen. 
(Bat. für Weftgal. v. 14. Der. 1797.) 
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Markt. Handelaleute, welche Jahr⸗ 
maͤrkte befuchen, haben blos einen Paß 
bei dem Kreisamte des Viertels, worin 
der Jahrmarkt gehalten wird, oder bei 
dem Ortömagiftrate anzufuchen. (Vdg. 
des Polizeiminifteriumd v. 25. März 
1801.) 

— — Die auf den Jahrmärkten üb» 
lichen Glücksſpiele werden verboten. 
(Hflzl. D. v. 15. Dec. 1810.) 

— — Die Landesftelle ift durch das 
Eonfiftorium zur Kenntniß gelangt, daß 
bei den, am Lande gefeierten Kirchenfe⸗ 
ſten förmliche Märkte abgehalten wer- 
den und bei den hier und da an Sonn⸗ 
tagen im Sommer üblichen Kreuzweg⸗ 
Andachten au Tanz - Mufilen Statt 
finden. Da hiedurd das Volk zu fehr 
von ber beabſichtigten Erbauung abge 
lot werden foll, fo wird das k.k. 
Kreisamt angewiefen, dem Unfuge durch 
firenge Handhabung der diesfalld ber 
ftehenden Borfchriften zu fteuern. (Vdg. 
des böhm. Sub. v. 13. Dct. 1842 8. 
51632. Prov. ©. ©. für Böhm. J. 
1842. Rr. 291.) 

— — ausländifhe Buchhändler 
dürfen inländifhe Märkte nicht befu- 
Gen, |. Buchhändler. (Bat. v. 18. 
März 1806. $. 15.) 

— — für Körmer, f. Markt⸗Po⸗ 
lizei = Auffichtsanftalt der Stadt 
Bien. $. 60. 

— — Vorſchriften den Auf⸗ und 
Abtrieb des Schlachtviehes betreffend, 
ſ. Schlachtvieh. 

— — auf der Seilerftätte, |. Sei⸗ 
lerſtaͤtte Markt. 

— — Bedingungen des Beſuches 
za in Bürtemberg, |. Würtem⸗ 

erg. 

— — f. Grüne Waaren, Höd: 
lexordnung, Iahrmärlte,. Kirch: 
weihmärkte, Schwänmme, Vorkauf, 
Wochenmaͤrkte. 

Marktauffiht. Die Reſpicirung 
der Märkte Wiens durch das Marktauf- 
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fihtöperfonale hat die ganze Zeit des 
Marktes zu dauern, und erheifcht in der 
Regel die fortwährende Anweſenheit der 
Marktauffihts - Individuen , und der 
ihnen beigegebenen Polizeimannſchaft, 
daher in dem Falle, wenn die in ander⸗ 
weitigen Amtsgeſchaͤften nothwendige 
Entfernung eines Marktauffichtsperſo⸗ 
nals eintritt, für die ununterbrocdene 
Auffiht auf dem Markte dadurch Vor⸗ 
forge zu treffen ift, daB von Seite der 
Grundgerichte duch Grundwächter und 
Gemeindeglieder für die Refpicirung des 
Marktes in der Zeit der Abweſenheit 
eines Magiftrats » Auffihts - Individu- 
ums geforgt werde. Da jedoch der Ver⸗ 
kauf von verbotenen Bictualien nicht fo 
fehr auf den von der Marktauffiht re 
ſpicitten Märlien, als vielmehr außer 
den Märkten dur Hauſirer, auf Win⸗ 
telmärkten oder außer der gewöhnlichen 
Marktzeit Statt findet, welchem Unfuge 
nur dur eine fortwährende Wachſam⸗ 
feit von Seite der Polizei und der be⸗ 
treffenden Gemeinden felbft begegnet 
werden kann, fo erhält die k. k. Pot. 
Ob. Direct. die Weifung, den Polizei⸗ 
Bezks. Direct. diesfalls die thatigfte 
Mitwirtung in Handhabung der Markt⸗ 
Drdnung einzufhärfen. (Decr. der k.k. 
n. d. Reg. v. 2. Dec. 1838 8. 37379.) 

Marktaufficht. Die Regulitung der 
Marktauffiht in den Ortfchaften vor ven 
Linien betreffend, wurde Durch h. Regie⸗ 
rungs » Verordnung vom 5.d. M. 8. 
67037 Folgendes beftimmt: Dem An⸗ 
trage des Wr. Magiftrates, daß ihm 
die Beauffihtigung der Approwifioni- 
tungs » Gewerbsleute in den nächſten, 
größtentheils ohnehin zum Polizei⸗ oder 
Armenbezirke Wiend gehörigen Ort⸗ 
[haften außer den Linien nebfl dem 
Strafe und Unterfuhungsrechte gegen 
die Webertreter überlaffen werde, fand 
die h. Landesftelle aus wichtigen Grün⸗ 
den und namentlih aud wegen der 
hieraus unvermeidlich entftehenden Col⸗ 
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lifionen nicht Statt zu geben. Um jedoch 
die ftrengfte Polizei « Auffiht über die 
gedachten Gewerbsleute in jenen Ort⸗ 
haften auszuüben, wurde dem k. k. 
Kreisamte DB. U. W. W. von der 
Regierung aufgetragen, fogleich mit den 
betreffenden Dominien eine Commiffion 
abzuhalten, um in ihren ortsobrigkeit⸗ 
lihen Bezirken eine firenge, vollkom⸗ 
men verläßlihe Marktpolizeiaufſicht 
durch Aufſtellung vollkommen geeignes 
ter, techniſch gebildeter, gehoͤrig beſol⸗ 
deter und dadurch ſelbſtſtändig geſtell⸗ 
ter Beamten zu organifiren, welche Or⸗ 
ganifirung der Regierung anzuzeigen 
ift, zugleich wurde dem genannten k. k. 
Kreisamte zur Pfliht gemacht, einen 
inzwifhen unmittelbaren Einfluß auf 
die Marktaufficht ingden gedachten Or⸗ 
ten duch Ausſendung Treisämtlicher 
Beamten im engften Einvernehmen mit 
den betreffenden k. k. Pol. Bezks. Dir. 
zu nehmen, zu welchem Ende demfelben 
auch das unter Einem hierzu angewiefene 
k. 8. Regierungs⸗Marktcommiſſariat zur 
Verfügung geftellt werde. (Decr. der 
k. t. Pol. Ob. Dir. v. 10. Nov. 1845 
3. 19345.) 

Marktaufſicht. Der Wr, Magir 
ſtrat hat angezeigt, daß er im Stande 
fei, die in Folge der a. h. Entſchl. v. 
15. November d. 3. ihm übertragene 
alleinige Marktauffiht in den fremd» 
berrfhaftlihen Bezirken inner den Li⸗ 
nien Wiens fogleih zu übernehmen. 
Die !. k. Pol. Ob. Direct. wird daher 
verftändigt, daß die Wirkſamkeit der, 
mit dem hierortigen Decrete v. 6. Dee. 
d. 3. 3. 74396 bekannt gemadten a. 
h. Entfhließung v. 15. Novbr. d. 3. 
(f. Markt⸗Polizei) fogleih nad Em- 
pfang dieſes Decreted beginnen wird. 
(Decr. der k. k. n. 6. Reg. v. 20. Der. 
1845 3. 77968.) 

— — in den Ditfhaften der naͤch⸗ 
ſten Umgebung von Wien, ſ. Fleiſch⸗ 
beſchau. | 
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ei 
arktauffichts⸗Perſonal. Ueber 
defien Beſtimmung dann Rechte und 
Pflichten, ſ. MarktpolizeisQuffichts- 
anftalt für die Stadt Wien. $$. 
1—4 u. 97—122. 

— — f. Affiften;. 

Marktfuhren, deren Baffiren durch 
die Taborskinie, f. Linien. 

Morltgebühren. Regulirung 
der Marktgebühren auf den Bic- 
tualien- Märkten innerhalbder 
Linien Wiens Nach dem Refultate 
der gepflogenen Verhandlungen über 
das Bezugsreht der Stiftsherrſchaft 
Schotten, der Herrſchaft Mariahilf, 
der Herrfhaft Lichtenthal, fo wie der 
Gemeinde Landftraße, von Marktgebüh- 
ven auf den in ihren Bezirken beſtehen⸗ 
den Pictualien » Märkten, werden diefe 
Marktgebühren für die Pictualien> 
Märkte diefer Dominien und für den 
Landſtraßer Victualien⸗Markt auf nach⸗ 
ſtehende Weiſe gleichförmig regulirt und 


zwar: 
Für Victualienhaͤndler tägl.1 fr. EM. 
„ Stehviehhändlr „ 1 „ 
„ Geflügelhändlr „ 1: „ 
„Fiſchhändler ohne Wagen täglich 
1%. EM. 


„Landbrodverſchleißer ohne Wa⸗ 
gen täglich 1 fr. EM. 

„ Kienholzhändlertäglih 1kr. EM. 

„ Zandleute mit Obft, Gemüſe, 
Eier, Butter, Mil und allen 
fonftigen Raturproducten täg⸗ 
ih 1%. EM. 

„jeden Marktwagen, ohne Rüd- 
fiht auf deffen Inhalt und 
das Gewicht täglih 3 tr. EM. 

Ruͤckſichtlich der bleibenden Stände 

für folde Berkaufsparteien, welche nicht 
vom Lande auf die Vietualien- Märkte 
in Wien fommen, fondern in Wien ans 
fäffig find, Haben ſich die gedachten Do⸗ 
minien und die Gemeinde Landſtraße, 
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nad den diesfalls beim Wr. Magiftrate 
beſtehenden Beftimmungen zu benehnen, 
wornach eme ſolche Partei für einen 
Stand, nah Maßgabe des Raumes, 
den er einnimmt, und der Befchaffen- 
beit des Standortes, einen jährlichen 
Blaßzins von 2, 3, 4,6 der Sfl. 
EM. Iebteres jedoch in höchft feltenen 
Fällen zu bezahlen hat. Jene Gebühren 
find in einem, mit Berufung auf die vor- 
liegende Rggs. Vdg. zu verfaſſenden Ta- 
rife von den Dominien, die es betrifft, 
und von dem Br. Magftr. auf dem Land- 
ſtraßer Victualien⸗Markte zufammenzus 


ſtellen, und dieſe Tarife find auf den’ 


dortigen Öffentlichen Marktpläken recht 
anzuſchaulich anzufchlagen, und jede 
Ueberſchreitung dieſer Tarifsſätze bei 
fonftiger Ahndung hinanzuhalten. 
Die Art der Behebung dieſer Mark⸗ 
gebühren, ob im eigener Regie oder 
dur Verpachtung, wird den Dominien 
anheimgeftellt, nur dürfen im erfteren 
Halle die Marktgebühren durchaus nicht 
in partem salarii den Marktrichtern 
überlaffen werden, welche vielmehr be= 
foldet fein müflen, im lebteren Falle 
aber, nämli bei einer Verpachtung, 
fann leßtere nur inner den Grenzen 
des Bezugsrechtes, und unter ftrenger 
Beobahtung der beftehenden Markt- 
vorſchriften gefchehen. (Vdg. der n. d. 
Reg. v. 30. Mai 1838 3. 30839. 
Prov. G. S. 20. Br. Nr. 121.) 
Marktgebühren. Das Minifterium 
des Innern bat im Einvernehmen mit 
dem Juftize und Finanzminifterium den 
Beſchluß gefaßt, dag die Marktſtand⸗ 
gelder dort, wo fie vorher von den 
Ortsobrigkeiten als eine Art politifcher 
Zaren für die Ausübung der Marktpo- 
lizei bezogen wurden, nun, nachdem die 
bisherigen Patrimonial » Behörden in 
Zolge des Geſetzes v. 7. Sept. 1848 
die Acte der Polizeigewalt proviforifch 
bis zur Einführung Tandesfürftlicher 
Behörden auf Koften des Staates fort: 
Haleiäfy, Handb. d. Poliz. Gef. IL 
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führen, bis anf weitere Anordnung für 
den Staatefhaß einzuheben find. (Erl. 
des Minift. des Inn. v. 5. Mai 1849 
an das n. d. Land. Präfid. R. G. B. 
Mr. 240.) 

Diefer Erlaß wurde auch auf Gali⸗ 
zien ausgedehnt. (Erl. des Minift. des 
Inn. v. 12. Sept. 1849 an das galiz. 
Land. Präſid. R. G. 3. Nr. 389.) 

Den Gemeinden in Nieder - Defter- 
reih wurde der Bezug der Marktitand« 
gelder von der Zeit an, als fie die 
Marktaufficht vermöge des ihnen durch 
das prov. Gemeindegefeb eingeräumten 
Wirkungskreiſes ausüben zugeftanden, 
und es hat von diefem Zeitpuncte an, 
von der Verrechnung diefer Gelder für 
den Staatefhag abzufommen. (Er. 
des Minift. des Inn. v. 29. Sepibr. 
1850 3. 22290. Vdg. dern. 6. Stth. 
v. 15. Nov. 1850.28. ©. B. Nr. 95.) 

Markthütten dürfen Leinwand⸗ 
händler nicht mit ſchwarzen Tüchern bes 
decken. (A. h. Refol.v. 27. Det. 1753. 
Barth. H. u. & Gef. 2. Bd. ©. 207.) 

— — in denfelben foll nicht länger 
als bis 8 Uhr Abends ein Licht, und 
diefes nur in Laternen zu bremmen ges 
flattet fein. (Big. v. 10. März 1784. 
Barth. H. u. ©. Gef. 2.20. S. 288.) 

— — in deren Gegend foll kein 
freies Licht oder Kohlfeuer geduldet 
werden, f. Benerlöfh- Ordnung für 
die Randftädte und Märkte. $. 37 und 
Feuerloͤſch⸗Ordnung für Wien 8. 6. 

— — Borfihten, wenn darin übers 
nachtet wird, |. Sahrmärfte. 

Markt = Oberinfpicient. Ueber 
deffen Dienftleiftung, |. Markt⸗Poli⸗ 
zei-Anffichtsanftalt fürdie Stadt 
Wien. 8. 110 und die Folgenden. 

Markt⸗Ordnung für den Mar 
garethben-MarttinderXeopold- 
ftadt in Wien. Während des Mar: 
garethenmarftes in der Leopoldftadt, 
als dem Marktorte und Platze, ift ein 
Kleinverfauf oder Ausſchnitt auszuüben 

24 
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geſtattet, jedoch aber, in Abſicht auf die 
Marktfieranten, die in der Stadt Wien 
ſelbſt zu Marktzeiten ihren Handel in 
Niederlagen, oder Gewölben pflegen, 
dieſe Begünſtigung während des Mar⸗ 
garethenmarktes in der Stadt Gewoͤlbe 
halten zu duͤrfen, nicht weiter mehr aus⸗ 
gedehnt, ſondern blos auf die mit 
Tuchwaaren und wollenen Zeugen all’ 
in grosso handelnden Barteien be« 
ſchränkt; mithin auch diefen, während 
des erwähnten Marktes, in der Stadt 
fein Ausfchnitt, und zwar bei Confis⸗ 
cation der im Kleinverfaufe oder Aus⸗ 
ſchnitte betretenen Waare, dann aber 
einer Geldſtrafe von 12 Rthlr., geſtat⸗ 
tet werden; uͤbrigens auch den Markt⸗ 
fieranten in dem Margarethenmarkte 
nicht nur in den Hauptſtraßen, ſondern 
auch in den andern Gaͤſſen der Leopold⸗ 
ſtadt, Gewölbe zu ihrem Markthandel 
zu miethen, freigelaſſen ſein ſoll. (Hof⸗ 
D. v. 22. Sept. 1791. Rggs. Int. v. 
7. Oct. 1791. Barth. H. u. G. Geſ. 
2. Bd. ©. 294.) 

Markt: Ordnung allgemeine, 
für die Haupt- und Reſidenz— 
ſtadt Wien und ihre Vorftädte. 

I. Abſchnitt. Bonden Markt—⸗ 
pläßen. Für die eigentlichen markt⸗ 
mäßigen Feilfhaften, nämlich friſche 
Butter, Eier, junge unaudgezogene 
Kammer, Krebfe, Obft, und Alles, was 
unter der Benennung grüne Waaren 
und Zugemüfe verflanden wird, find 
zu Marktplätzen überhaupt, und ohne eis 
nen Unterfchied für diefe oder jene vor⸗ 
gefagter Feilſchaften in der Stadt der 
Hof, Judenplag, der hohe Markt, die 
Freiung, der tiefe Graben und der Theil 
des neuen Marktes gegen die Schmiede 
am Ende der Mehlſtände beftimmet. 
Die Seilerftatt ift fünftig blos allein 
- für jenes Geflügel und Eier, fo auf 
Mügen hieher gebracht wird, gewidmet, 
und werden zu mehrer Ordnung dieſen 
Parteien nad) ihren verfhiedenen Gat⸗ 
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tungen die Plätze daſelbſt angewiefen 
werden, wo ihnen zugleih aud der 
Berkauf derjenigen andern Feilſchaften, 
die fie. im Kleinen als eine Zuladung 
mit anber bringen möchten, ebenfalls 
geftattet ift. Die Leopoldauer, Kagraner 
und überhaupt, die fi mit Mäftung 
des Geflügeld abgebenden Marchfelder 
Infaffen haben ihre abgeſtochenen En- 
ten, Gänfe und gepußtes oder unge- 
pubtes Geflügel noch ferners auf ihrem 
angewiefenen bisherigen Plabe im tie- 
fen Graden zu Markte zu bringen. Für 
das Obſt, Kraut und Rüben, weldes 
auf Wägen bieher kommt, bleibt der 
Bla außer dem Kärnthnerthore vor 
dem fürftlid Starhembergiſchen Frei⸗ 
baufe angewiefen. Das vom Lande ein- 
geführt werdende Brot wird auf den 
bisher gewöhnlichen Pläben zu verkau⸗ 
fen geftattet. Der Verkauf des Grießel⸗ 
mehls, und der Grieplereigattungen, 
ded Zaubenfutterd, und der Hülfen- 
Früchte ohne Ausnahme hat noch fer- 
ners blos auf dem neuen Markte zu 
gefhehen. Zum Verkaufe des Schmal- 
zes, Käſes und der gefalzenen Butter 
ift der Dominicanerplag, und zum Ver⸗ 
kaufe der Fifche in der Stadt der der» 
malige Fiſchmarkt noch ferner beftinmt ; 
eben fo ift der Getreidemarkt, fo wie 
auch der Heu⸗ und Strohmarlt, dann 
der junge Vieh⸗ und Schweinmarkt auf 
den hiezu beftimmten bisherigen Plägen 
abzuhalten. In den Vorftädten find die 
bisher gewoͤhnlichen Marktplätze auch 
fernerhin dazu gewidmet. 

DU. Abſchnitt. Bon den ur— 
fprüngliden Erzeugern und 
Zandleuten. Jedem urfpringlichen 
Erzeuger und Landmanne ftehet frei, 
feine Feilfeyaften in jedem Werktage in 
der Woche nah Wien zum Verlaufe zu 
bringen, und folge auf den beftimmten 
Marktplätzen zu verkaufen, und auf die⸗ 
fen, fo lange ex will, zu verweilen; da⸗ 
hingegen ift ihnen der Verlauf der an⸗ 
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ber gebrachten Feilfaften, worunter 
auch alle Gattungen Getreides, und der 
Hülfenfrüchte verftanden werden, außer 
den biezu beftimmten Markipläßen nir⸗ 
gends anderswo erlaubt. Es ift ihnen 
alfo Hiemit austrüdlic verboten, ihre 
Feilfhaften unterwegs, es fei vor» oder 
inner der Linien abzufeßen, fie unter 
dem Borwande der Beftellung in die 
Häufer zu bringen, mit ihren Feilſchaf⸗ 
ten zu haufiren, oder fle in den Einfes 
sen, in Wirthd- und andern Häufern, 
unter den Hausthoren, oder, wo immer 
fonft außer den beftimmten Marktplä- 
ben zu verlaufen. Auch ift ihnen ver 
boten, vor der für die befugten Wieder- 
verfäufer beftimmten Ablöferftunde mit 
demfelben über die Ablöfung ihrer Feil« 
haften Einverftändniß zu treffen, oder 
in biefigen Einfäben Borräthe auf Spe⸗ 
eulation, und zur Abwartung höherer 
Preife zu fammeln, fondern die nicht 
an Mann gebrachten und allhier einge 
fegten Seilfhaften find jedesmal wieder 
baldmöglihft zu Markte zum Verkaufe 
zu bringen, alles Diefes bei Strafe der 
Confiscirung der Feilſchaften, oder, 
wenn fie fhon verkauft worden wären, 
des Geldwerthes in jedem Falle, wo 
eine entweder ſelbſt, oder durch jemand 
Andern ausgeübte Webertretung diefer 
Berbote entdeckt wird, und werden nebft 
dem Mebertreter auch noch Jene, fo hie 
zu Unterfhleif geben, und vorzüglid 
die Wirthe auf das fchärffte beftraft 
werden. Da nun durch den Zufammen- 
flug der Feilſchaften blos auf den 
Marktplägen, und durch den Anlauf 
derſelben aus der erften Hand der wohl» 
feilere Preis angehoffet werden Tann, 
fo muß Jedem felbft daran gelegen fein, 
feine Bedurfniffe auf den beftimmten 
Marktplätzen zu erkaufen. 

Außer vorſtehenden allgemeinen für 
alle mit Feilſchaften nach Wien kom⸗ 
menden urſprünglichen Erzeuger und 
Landparteien geltenden Anordnungen 
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wird noch Folgendes insbefondere feft- 
gefeht, und zwar wird den Par⸗ 
teien, die Brot vom Lande hie 
ber zum Verkaufe bringen, nicht ge 
ftattet, foldyes anders als auf Wägen 
zu verlaufen, wovon jedoch jene wenige 
ausgenommen find, die aus befonders 
erheblichen Urſachen ſchon feit längerer 
Zeit die Erlaubniß zum Brotverlaufe 
in einem Gewölbe erhalten haben. Das 
zum Berkaufe eingeführte Brot, von 
was immer für Gattung, darf auch nicht 
geringer, als nach jenem Sabungdge- 
wichte, weldhes von Zeit zu Zeit für 
Wien beftimmet wird, audgebaden, auch 
nit von ſchlechter Eigenſchaft fein. 
Es ift alfo der Berfauf eines gering- 
hältigeren oder ungenußbaren Brotes 
nicht erlaubt. Eben daher unterliegt 
das zum Verkaufe hieher gebrachte Brot 
der öffentlichen Aufficht, ſ. Landbrot. 
Die Barteien, welche Grießmehl, Grieß⸗ 
lereiwaaren und Hülfenfrüchte hieher 
zum Verkaufe bringen, haben außer den 
vorangefagten allgemeinen, fomit auch 
für fle geltenden Anordnungen ſich noch 
insbefondere nah jenen Maßregeln zu 
benehmen, die in’ der neuen Grießlerei⸗ 
Ordnung werden feflgefeßt werden. Den 
Parteien, welche mit Wildpret hierher 
zu Markte fommen, ift der Verkauf nur 
allein auf Wägen, oder auf ihren But⸗ 
ten oder Kreunzen, in welchen fie das 
Wildpret hieher bringen, geftattet. 


Wenn Landparteien den Wildprethan« 


del in Gefellfhaft mit mehreren betrie⸗ 
ben, ift ihnen nicht geftattet, mehrere 
abgefonderte Auslagen zu halten, ſon⸗ 
dern haben diefelben ihre Waaren zu- 
fammen auf einer Stelle zu verkaufen. 

II. Abſchnitt. Bon den Ber- 
taufsftändeninderStadt,dann 
den Höderleuten in den Bor 
ſtädten. In der Stadt wird eine ver- 
haltnigmäßige Anzahl Berkaufsftände 
auf grüne Waaren, Obſt, und allen- 
falls nach Grfordernig auch noch auf 
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einige andere Artikel, und in den 
Vorſtädten die verhältnißmäßige Zahl 
Hoͤckerleute v. 1. Mai d. J. an beſtellet, 
und Jedem, der einen Verkaufſtand in 
der Stadt, oder eine Hoͤckerei in der 
Vorſtadt erhält, hierauf eine, auf ein 
Jahr giltige Befugniß von der hoben 
Zandesregierung audgefertiget, wofür 
er für das Jahr 4 fl. in das magiſtra⸗ 
tiſche Oberfammeramt zu erlegen hat. 
Diefe Befugniß haben fie immer bei fi 
zu tragen, um fi) damit jedesmal aus⸗ 
weifen zu fönnen. Auf den Grün-Baa- 
venfländen in der Stadt ift bei jedes- 
maliger Confiscirung der Feilſchaften 
nicht geftattet, im Sommer vor 11 Uhr, 
und im Winter vor 12 Uhr die Feil- 
[haften auszuräumen und zu verkaufen. 
Dagegen ift den mit Höclerbefugnifien 
in den Vorftädten verfehenen Parteien 
der Verkauf dafelbft fhon von früh 
Morgens an, fomit zu allen Stunden 
des Tages geftattet. Ein und andern 
aber, namlich fowohl Jenen, die eine 
Befugniß auf einen Stand in der Stadt, 
oder auf eine Höderei in der Vorſtadt 
erhalten haben, ift verboten 

a) ihr Befugniß an jemanden Ans 
dern zu übertragen oder auszuleiben, 

b) andere, als die ihnen in der Bes 
fugnig ausdrudlic eingeftandene, und 
benannte Feilfhaftsartitel zu verkaufen, 

c) zu haufiren, oder auf was immer 
für anderen als den ihnen angewiefe- 
nen, in der Befugniß ausgedrüdten 
Standorten zu verkaufen, 

d) fowohl vor den Linien und auf 
dem Lande, ald auch inner den Linien, 
es fet in den Häufern, Wirthehäufern, 
auf freier Gaffe, oder wo immer, Feil⸗ 
ſchaften entweder felbft, oder durch ans 
dere vorzukaufen, indem die Ablöfung 
der zum Wiederverfaufe eingeftandenen 
Feilfhaftsartitel nur allein auf den 
biefigen Marktpläßen, und au allda 
im Sommer nicht vor 11 Uhr, und im 
Winter nicht vor 12 Uhr den auf Stände 
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in der Stadt, oder auf eine Hoͤckerei in 
den Borftädten befugten Barteien ge 
ftattet ift, und ein und andere vor die 
fer Stunde auf den Warltpläßen gar 
nicht erfcheinen, vielweniger mit den ur- 
fprüngliden Erzeugern oder Landleu⸗ 
ten fih vorhinein über die Ablöfung 
der Keilfhaften einverfiehen dürfen. 
Die Uebertretung ein oder anderer Ber: 
bote ziehet den alfogleichen Berluft der 
Befugniß nad fih. Außer Ienen, die 
von Seite der hohen Randesregierung 
in vorerwähnter Art zum Wiedervers 
faufe auf einem Stand in der Stadt, 
oder auf dem Glacis, und zur Höderei 
in den Vorftädten durch die ihnen aus⸗ 
gefertigten Befugniffe berechtiget find, 
ift Niemandem, der nicht ein biefiger 
Bewerbömann if, folglih auch nit 
jenen biefigen Parteien, welche bisher 
unter dem Borgeben, Beilfhaften in 
großen Partien im Lande zufammen zu 
faufen, und anher zum Verkaufe zu 
bringen, mit dem urfprünglichen Erzeu- 
ger gleiche Rechte auf hiefigen Märkten 
hatten, und deren diesfällige Befug⸗ 
niffe ohnehin auch ſchon durch das Cir⸗ 
culare v. 23. Febr., als v. 1. Maid. 
J. an, aufgehoben erklaͤrt worden find, 
der Wiederverfauf weder in der Stadt, 
noch in den Borflädten, es fei durch 
Haufiren, oder zu Markte fißen, oder 
in was immer für Art erlaubet. Jeder, 
der ſich unbefugt eines Wiederverlaufes 
ammaßen,, oder aber hier, oder vor den 
Linien, oder auf dem Lande einen Vor⸗ 
kauf zu treiben, und fich in der Geftalt 
als Landmann auf die hiefigen Märkte 
einfchleichen wollte, wird im Betretungs⸗ 
falle, worüber zur Nachfpürung bereits 
die angemeflene Einleitung aller Orten 
getroffen ift, auf das empfindlichfte ges 
ftrafet, und nach Befunde auch gänzlich 
von hier abgefchafft werden. 

IV. Abſchnitt. Bon den hiefis 
gen Gewerbsleuten. Den hiefigen 
Gewerbaleuten wird verboten, in Som⸗ 
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mer vor 10 Uhr, und im Winter vor 
11 Uhr auf hiefigen Märkten von den 
diefelben befuchenden urfprünglichen 
Erzeugern und Landlenten Feilſchaften 
abzulöfen. Es wird ihnen weiters 
f&härfeftens verboten, den auf den Markt 
tommenden Parteien entgegenzugehen, 
ihnen vorzupaffen, und überhaupt in 
oder vor den Linien, es fei unter We⸗ 
ges, in Häufern, Wirthähäufern, oder 
auf offener Gaffe, auf was immer für 
eine Art, Feilfchaften vorzukaufen, und 
fie fomit den hiefigen Marktplägen zu 
entziehen; alles Diefes bei Strafe uns 
fehlharer Eonfiscirung der vorgekauf⸗ 
ten Feilſchaft, oder wenn fie ſchon wei⸗ 
ters veräußert worden wäre, des Geld« 
werthes in jedem Betretungsfalle. 

V. Abſchnitt. Die Dollmet- 
fher, Zaglöhner, Helfer und 
Zrägerweiberaufden biefigen 
Marktplätzen betreffend. Bon 
diefer Gattung Leute wird keiner auf 
den Marktplätzen geduldet werden, der 
fih nicht bei dem hiefigen Magiſtrate 
gemeldet, und einen eigenen Baffirunge- 
zettel hierauf erhalten hat. Diefer Paſ⸗ 


firzettel haben fie immer bei ſich zu tra» 


gen, um ſich damit ausmweifen zu koͤnnen. 
Auf jedem Marktplatze, wo derlei Leute 
gebraucht werden, ift denfelben ein eige⸗ 
ner Blaß angewiefen, auf welchem fie 
fih Morgens zu fammeln haben, um 
allda von den Parteien, die ihrer bend» 
thiget find, aufgefucht werden zu koͤn⸗ 
nen. Den Dollmeifhern, Taglöhnern, 
Helfern und Trägerweibern wird hiemit 
ſchärfeſtens verboten, den hieher kom⸗ 
menden Barteien auf den Straßen oder 
in Häufern aufzupaffen,, fie in Wirths⸗ 
oder andere Häufer zu führen, Mufter 
irgend wohin zu tragen, oder überhaupt 
wie immer entweder felbft vorzulaufen, 
oder auf was immer für eine Art fid 
zu Borkäuflereien als Unterhändler ger 
brauchen zu Taffen, aud nur im gering» 
fien fih in die Behandlung zwifchen 
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Käufer und Verkäufer einzumengen, in 
Möäklereien einzulaffen, und zum Ab» 
bruche der Markizufuhr, oder zu irgend 
einem Unterfchleife Hand zu bieten. 
Der Mebertreter in ein und dem andern 
wird nicht nur unfehlbar vom Marfte 
abgeihafft, fondern nah Maßgabe der 
Umftände auch noch mit körperlicher 
Züchtigung beftraft werden. 

Da vorftehende Markt » Ordnung 
fh nur auf die eigentlihen noth« 
wendigeren Eßwaaren beziehet,, die 
Pomeranzen, Limonien, Rofinen, Ci⸗ 
beben, Feigen, Mandeln und der- 
gleihen Waarengattungen aber, welde 
den Weibern von den Kaufleuten bis⸗ 
her zum Wiederverkaufe felbft gege- 
ben wurden, zu den ordentliden Eß⸗ 
waaren nicht gehören; fo ift der dies- 
fällige Verkauf, fo wie jener der Schwe- 
felkerzel, Feuerſteine, des Klezenbrots, 
und aller dergleichen Feiner Gattungen, 
die Beine Bictualien, und nicht unter 
den andern Kaufleuten, oder Kramer, 
händlern vorbehaltenen Gattungen be- 
griffen find, zu allen Stunden, jedoch 
nur In jenen geftattet, welche hiezu durch 
eigene obrigkeitlihe Befugniß berechti⸗ 
get fein werden. Nach diefen enthalte 
nen Anordnungen ift fi demnach zur 
Bermeidung der feftgefebten Strafen 
genaueft zu achten; und gleichwie ge 
genwärtige Marktordnung nur die all 
gemeinen Borfchriften enthält, fo wer- 
den auch jene befondern Borfchriften, 
welche auf einem, oder dem andern 
Marktplatze zu verordnen nothwendig 
befunden werden, an: diefen Pläßen 
ſelbſt angefhlagen, und fo auch insbe: 
fondere in Anfehung des Ankaufes der 
auf der Donau hieher fommenden Vie⸗ 
tualien eine eigene Ordnung bekannt 
gemacht werden. Schließlich wird hier 
noch zur allgemeinen Warnung ange- 
merkt, daß jener, der mit falfchem Maße 
und Gewichte die tarirten Lebensmittel 
in einem die Saßung überfleigenden 
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Breife, oder ungefunde, ungenußbare 
oder verfälfchte Lebensmittel verkaufet, 
nach den beftehenden Geſetzen unnad- 
fihtlih behandelt werden wird. (Rggs. 
Vdg. in Nieder» Defterr. v. 22. kundg. 
von dem Wiener Stadt » Magiftrat den 
24. April 1792. Pol. G. ©. 1. BP. 
6.66—81.) 

Markt⸗Orduung für am Waſ⸗ 
ferindiet. &. Haupt- und Refi- 
denzftadt Bien anlommende, 
und an dem fog. Schanzel von 
den Händlern zu veräußernde 
verfhiedene Keilfhaften. 

1. Alle auf den Schiffen anlommende 
Eßwaaren, die ſchon in Säde, Fäfler 
oder Geſchirre gefaßt find, als Butter, 
Schmalz, Fiſche u. dgl., follen auf die 
zum Berkaufe diefer Feilſchaften in der 
allgemeinen Markt» Ordnung angewie⸗ 
fenen Plaͤtze gebracht, und dort unter 
den vorgefähriebenen Borfihten veräu- 
Bert werden. Jene Feilſchaften Binge- 
gen, ſo 

2. frei ausgefhüttet auf den Schife 
fen anlangen, koͤnnen zwar auf den 
Schiffen felbft, fowohl im Großen als 
im Kleinen verkauft werden; damit 
aber auch dabei dem Publicum der An- 
fauf aus der erſten Hand gefichert 
werde, wird allgemein angeordnet, daß 

3. im Sommer bid 9 Uhr früh nur 
allein das Publicum, von 9 bie 10 
Uhr auch die hiefigen fammergütifchen, 
bürgerlichen und andere ordentlich bes 
fugte Gewerbeleute, von 10 Uhr bie 
Mittags 12 Uhr aber auch die Ablöfer 
und Händler die Feilfhaften am Waſ⸗ 
fer ankaufen können. Bon 12 bis halb 
5 Uhr Nachmittag bleibt der Ankauf 
der Feilſchaften dem Publicum wieder 
allein vorbehalten, bis halb 6 Uhr 
fönnen die biefigen Gewerbsleute, und 
von diefer Stunde an bis Abends auch 
die Ablöfer und Händler eintreten. 
Diefe Anordnung foll 

4. bei kürzeren Tagen im Frübjahre 
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und Spätherbfte nur der einzigen Ab⸗ 
änderung unterliegen, daß um dieſe 
Zeit die Gewerbeleute, und fomit auch 
die Ablöfer und Händler Bormittags 
um eine Stunde fpäter, Nachmittags 
aber um eine halbe Stunde früber, 
nah Anordnung der Behörde, durch 
die aufgeftellten bürgerliden Markt: 
tichter zum Anlaufe zugelaffen werden 
follen. Es verſteht ſich jedoch von ſelbſt, 
da 


ß 

5. dieſer Anlauf der Gewerbsleute 
nur von jenen Zillen und Feilſchaften 
zu verftehen fei, die zu der für fie be- 
ſtimmten Ankaufs⸗ und Ablöfungs- 
ftunde ſchon da waren, keineswegs aber 
von jenen, fo zu eben diefer Zeit erft 
ankommen und anlanden. Dieſe letzte⸗ 
ren haben vorläufig die nächſten dem 
Publicum allein zuftehenden Antaufs- 
flunden abzuwarten, und fodann erft 
an Gewerbe⸗ und Ablöferleute zu ver- 
faufen. Bei diefem Ankaufe wird 

6. nicht nur einzelnen Gewerbsleus 
ten, Ablöfern und Händlern für fi, 
fondern auch in Geſellſchaften verbo⸗ 
ten, ganze Zillen und Schiffsladungen 
an ſich zu kaufen, oder einen Wieder⸗ 
verkauf auf dem Platze ſelbſt zu unter⸗ 
nehmen, und wird gegen Diejenigen, ſo 
fich gegen dieſe Anordnungen etwas 
anmaßen ſollten, mit den gegen die 
Uebertreter der Marktgeſetze in der all⸗ 
gemeinen Markt⸗Ordnung feſtgeſetzten 
Strafen unnahfihtlih vorgegangen 
werden. Insbefondere wird 

7. in Rüdfiht des aufdem Waſ⸗ 
feranfommendenSchmalzes ver 
ordnet, daß felbes am Waſſer unter kei. 
nem Borwande verkauft, und daher auch 
zur Verhinderung aller Unterfchleife bei 
dem am Schanzel befindlihen Mauth- 
amte nicht verzollt, fondern mit der 
Berzollung auf die Hauptmauth, und 
von dort ohne alle erdenkliche Aus⸗ 
nahme auf dem beftimmten Schmalz. 
marfte angewiefen werden folle. Zu 
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Vermeidung aller Irrungen haben 
daher 

8. die hiefigen buͤrgerl. Käsſtecher 
und andere Gewerbsleute, welche für 
fih in Baiern, und uͤberhaupt im Aus⸗ 
lande, Schmalz zu beftellen, und ſol⸗ 
ches am Waſſer anherlommen zu laſſen 
gedenken, dieſes vorläufig bei dem hie 
figen Magifttate zu melden, und fi 
hierüber ordentlih auszuweifen, und 
wird auch jeder Händler oder Schiff 
meifter, fo einiges Schmalz für die hie- 
figen Käsftecher oder Gewerbaleute auf 
Beſtellung anberzubringen angibt, gleich 
bei der Stenzmauth » Station zu En» 
gelhartszell verhalten werden, fidh 
mit den Driginal « Beftellungsbriefen 
der hiefigen Gewerbsleute ordentlich 
auszuweiſen. Sollte dieſes aus was 


immer für einer Urſache nicht befolgt. 


werden, fo wird dergleichen Schmalz 
in den Mauthbolleten als für den öf- 
fentlihen Markt beftimmt angemerft, 
und dahin aud ohne Annehmung einer 
Ausflucht gewiefen werden. 

9. Die mit Eiern zu Waffer an 
berfommenden Parteien haben 
felbe auf dem von dem Schanzel ohnes 
hin nicht weit enifernten Marktplabe 
am Salzgries zu verkaufen, wobei ihnen 
jedoch auch geftattet wird, felbe auf 
andere hiezu beftimmte Marktpläbe zu 
überbringen, nur wird ihnen der Ver⸗ 
auf der Eier am Waſſer ausdrücklich 
verboten. 

10. So wie überhaupt und in Bes 
zug auf Beilfhaften die Anordnung bes 
ſteht, daß Dasjenige, wad auf dem 
Zuge für die hiefigen Marktpläße ift, 
unterwegs zum MWiederverfaufe auf 
feine Art abgelöft werden dürfe, fo ver⸗ 
ſteht ih von felbft, daß diefe Anords 
nung auch auf die auf der Donau 
anher kommendenßiſche fih aus⸗ 
dehne. Es wird daher den hieſigen 
bürgl. Fiſchkäuflern und Donaufiſchern 
auf das nachdruͤcklichſte und unter den 
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gegen die Uebertreter der Markt⸗Ord⸗ 
nung feſtgeſetzten Strafen verboten, 
die von den verſchiedenen Händlern für 
den biefigen Marktplag zu Waffer ge 
brachten Fiſche zu Nußdorf abzulöfen, 
oder denfelben noch weiters zu eben 
diefem Endzwecke entgegen zu gehen, 
und die Händler von Befahrung des 
Marktes abzuhalten, wobei jedoch den 
biefigen bürgerl. Gewerbsleuten, die 
ihnen vermög ihrer Gewerbs⸗Befugniſſe 
zuftebenden Beftellungen zu machen uns 
benommen bleibt. Jedoch haben auch 
die bürger!. Fifchfäufler und Donan- 
fifher ihre Beitellungen, fo wie die 
bürgerl. Käsfteher vorläufig bei dem 
Magiftrate anzufagen, und fo auch der 
Schiffmann diefe Beftellungen bei der 
Grenze, oder zu Nußdorf auszumeifen, 
widrigend die Fiſche nur als eine für 
den Markt beftimmte Ladung in der 
Bollete erklärt werden würde, und 
dann auch felbe auf dem Fiſchmarkte 
zum Berfaufe an das Publicum gelan- 
gen müßten. _ 

11. Die nicht ordentlich beftellten, 
fondern für den hiefigen Markt be- 
ſtimmten Fiſche haben die Händler we- 
nigftend den nächften Tag des Fiſch— 
marktes bie früb um 10 Uhr an dad 
Publicum zu verkaufen, und foll den 
hiefigen Fiſchkäuflern und Donaufi- 
fern erft dann die ihnen zuftehen: 
den Fifchgattungen abzulöfen geftattet 
fein. 

12. Um den Unfügen und unver- 
antwortlichen Wuchereien, welche mit 
dem An⸗ und Berkaufe der Hülfens 
früchte, die einen wefentlichen Theil 
der Nahrung ded gemeinen Mannes 
ausmachen, durch einige Zeit am Waſ⸗ 
fer getrieben wurden, für die Zukunft 
einen wirffamen Einhalt zu thun, wur⸗ 
den folgende Anordnungen getroffen. 

a) If zwar der An» und Verkauf 
der Hülfenfrühte am Waſſer zur Er 
leichterung und Beförderung der Händ⸗ 
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ler noch fernerhin, gegen dem jedoch, 
geſtattet, daß 

b) jeder mit Hülſenfrüchten anher 
tommende Händler gehalten fein folle, 
fi gleich bei feiner Ankunft bei dem 
Mepenleiheramte zu melden, und da 
feinen an Hülfenfrüchten anher ges 
brachten Borrath anzugeben. Das Mes 
benleiheramt hat 

c) diefe Angabe nicht nur in das zu 
diefem Ende eigens eröffnete Protocol 
einzutragen, fondern auch 

d) dem Händler einen ordentlichen 
Meldzetiel, und zwar unentgeltlich zu 
ertheilen. Nebſtdem ift auch 

e) die Verfügung getroffen, daß ein 
gefhworner bürgerl. Mehlmeffer von 
dem Mebenleiheramte zum Wafler mit 
dem Auftrage abgeordnet werde, daß 

er nicht nur die Meffereien beforgen, 
ſondern auch jene Gewerbäleute, fo im 
Großen Hülfenfrüchte, nah vorläufig 
von dem Megenleiheramte eingeholten, 
und dem Mehlmeſſer zu feiner Amts» 
handlung vorgezeigten Paffirungszet- 
tel, ohne weldgen den Gewerbsleuten 
fein Ankauf der Hülfenfrüchte am Waſ⸗ 
fer zu geftatten ift, zum Wiederverfauf 
anfaufen, von Tag zu Tag nebfl Bes 
mertung der Mebenanzahl der von 
einem jeden erkauften Hülfenfrüchte in 
ein ordentliches, dem Mebenleiheramte 
einzuhändigendes Verzeihniß, welchem 
auch der Kaufpreis beizufegen if, 
bringe. Weiters hat 

f) der zum Waſſer abgeordnete bür- 
gerlihe Mehlmeſſer auch die Kleine 
Mefferei mitzunehmen, damit auch dem⸗ 
jenigen Theile des Publicums, welcher 
beſchränkte Haushaltungen führt, mit⸗ 
bin die Hülfenfrüchte meßenweife nicht 
ankaufen fann, der Bortheil des Kaus 
fed aus der erſten Hand zugewendet 
werden Pönne, und ift jeder Händler 
den fih zum kleinweiſen Ankaufe mel: 
denden Parteien die abverlangte, auf 
jedem andern Marktplabe übliche Quan⸗ 
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tität ohne Widerrede abzureichen ver⸗ 
bunden. Eben dieſe Anſtalten werden 

13. auch auf das zu Waſſer ankom⸗ 
mende Mehl, wie nicht minder 

14. auf alle Körner ausgedehnt, und 
ſollen die Ankaufspreiſe des Mehles 
und der Körner genau und verläßlich 
angegeben, und mit in die monatliche 
Sapung gezogen werden. Dabei werden 

15. die zur Abftellung wucherifcher 
Borkäufe der Körner ſchon beſtehenden 
Vorſchriften hiemit ausdrücklich und 
dem ganzen Inhalte nad, insbeſon⸗ 
dere in Bezug auf die zu Nußdorf 
durch einige Zeit getriebenen Unfüge 
biemit erneuert, und wird auf die 
Handhabung der diesfalld erfloffenen 
Borfchriften das genauefte Augenmert 
ununterbrochen getragen werden. Zur 
Handhabung diefer Anordnung wird 

16. Riemandem geftattet, längs dem 
Geſtade der Donau Einfehen von Le⸗ 
bensmitteln zu halten; fo wie aud 

17. nit nur alle zum Wiederver⸗ 
Taufe am Schanzel bisher berechtigt 
gewefenen Höcderleute mit erftem Mai 
d. 3. von dort entfernt, ſondern aud 
ihre bisher ingehabten Hütten, welche 
zu allerhand Unterfchleifen Gelegenheit 
gegeben, und geheime, den Markige- 
feßen zumiderlaufende, und dem Publi⸗ 
cum nmachtheilige Einverftändniffe zwi⸗ 
[hen Gewerbsleuten, Ablöfern und 
Händlern befördert haben, abgeriffen 
und abgethan werden follen. Endlich 
verfteht es fi von felbft 

18. daß überhaupt in allen jenen 
Puncten, worüber in diefer Schanzel- 
Drdnung nicht etwas Anderes feſtgeſetzt 
worden, die Vorſchriften der allgemei- 
nen für Wien und die Vorftädte ergan- 
genen Markt⸗Ordnung auch in Bezug 
auf das Schanzel ihre volle Wirkung 
beibehalten, und daß den Gewerbölen- 
ten und Ablöfern bei gemeſſenſter Bes 
ftratung verboten fei, vor der für fie 
feftgefegten Ablösftunde am Schanzel 
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zu erf einen, noch minder aber die zu 
Waſſer auf dem Zuge bieher begriffe- 
nen Feilfhaften, wo immer unter Wege 
vorzufaufen oder durch was immer für 
vorläufige Einverfändniffe mit den 
Händlern fih der Feilſchaften vor der 
gefeßten Stunde zu verfihern. Eben 
fo, und unter den nämlichen Confia⸗ 
cationd» und andern Strafen ift aud 
den Händlern verboten, ihre Feilſchaf⸗ 
ten unter Wegs abzufeben, oder vor 
der für die Gewerbsleute und Ablöfer 
feftgefegten Stunde, mit denfelben über 
die Ablöfung ihrer Feilfhaften Ein» 
verftändnifle zu treffen. (Hfd. vom 1. 
März, kundg. durch den Wr. Magiftrat 
den 22. März 1793. Bol. ©. ©. 2. 
Bd. Rt. 32.) 

Marft : Ordnung. Es unterliegt 
keinem Anflande, daß die Offenhaltung 
der Riederlagen und Gewölbe in der 
Stadt während des Margarethen-Mart« 
tes auch ſolchen Markifieranten, die mit 
Leinwand» und Gattunwaaren Berkehr 
treiben, geftattet werde. (Comm. Hfkr. 
Dece. vom 21. Juli 1819. Rggs. Int. 
vom 27. Juli 1819. Barth. H. u. ©. 
Gel. 6. Bd. S. 97 u. 98.) 

— — für die Hauptftadt Prag. 

1. Abſchnitt. — Beſtimmun⸗ 
gen der Wochenmarkttage und 
Berlaufsplage. Alle Tage findet 
der fogenannte Eleine Markt Statt. 

Auf der Altftadt wird hiezu die 
Koßengaffe beſtimmt, und zwar für 
folgende Artikel: 

a) für das Federvieh jeder Gattung, 

b) für das Wildpret, 

c) für Schmalz, Butter, Fett und 
Käfe, 

d) für Eier, 

e) für unabgehäutete Laͤmmer, Käl- 
ber, Spanfertel, dann Ziegen, und 
zwar ohne Unterfchied, ob diefe Ges 
genftände einzeln gebracht werden oder 
auf Wägen geführt werden, nur müffen 
legtere der Reihe nad an den Bogen- 
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gangen der Häufer aufgeftellt werden. 
Auf der Kleinfeite bleibt für diefelben 
Gegenſtaͤnde die Neumarktsgaſſe 

f) für Grünzeug jeder Gattung 

g) für Erbäpfel, Sauerkraut, Rüs 
ben, Zwiebel, Knoblauch, 

h) für frifhe und getrodnete 
Schwämme, 

i) für das fogenannte boͤhmiſche Ge⸗ 
würz, | 

k) für geringe Quantitäten von Ge⸗ 
müfe und Hühnerfutter auf der Altftadt 
die Kohlmarktsgaſſe, auf der Klein« 
feite die Jofefögaffe. 

1. In fo fern Kraut, Erdäpfel, Rü- 
ben, Zwiebeln, Knoblaud und Grün» 
zeug überhaupt auf Wägen gebracht 
werden, fo haben fih dieſe auf der 
Reuftadt am Roßmarkte beim unteren 
Röhrkaften, auf der Kleinfeite am 
Ringe bei dem Grömling’fchen Haufe 
aufzuftellen ; 

m) friſches und getrodnetes Obft, 

n) alle Gattungen von Erd» und 
Strauchbeeren find auf der Altftadt am 
Kohlmarktsplatze, auf der Kleinfeite in 
der oberen Neumarktsgaſſe bei dem 
gräflih Mallenfteinifchen Haufe feilzu- 
bieten. 

0) Lebende Vögel und Yutter für 
felbe werden auf der Altftadt am Galli⸗ 
Ploftergebaude, auf der Kleinfeite beim 
untern Röhrkaften am Ringe verkauft. 

p) Holz und Steintohlenfuhren find 
auf der Altftadt in der Nittergaffe am 
Gallikloſtergebaͤude, auf der Kleinfeite 
beim Grömling’fhen Haufe zum Bers 
kaufe aufzuftellen. 

q) Heu und Stroh auf der Altitadt 
am Heuwagdplaß, auf der Kleinfeite in 
der Heuwagsgafie. 

r) Milch, Schmetten oder Rahm, 
wie bisher in allen Gaͤſſen, 

8) das Horn», Borften- und Schaf 
vieh kann alle Tage auf dem Vieh⸗ 
markte in der Reuftadt veräußert wer⸗ 
den; 
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t) für Fiſche ohne Unterſchied, welche 


am Freitage oder andern Fafttagen 


feilgeboten werden, ift auf der Altftadt . 


der Fiſchermarktplatz, auf der Klein- 
feite die Jofefögaffe beftimmt. 

u) Das Stehfleifh wird bei den 
Fleiſchbaͤnken aller drei Stadtabthei⸗ 
lungen feilgeboten. 

U. Abſchnitt. — Jahrmärkte. 

a) die hölzernen Buden für Schnitt⸗ 
und Balanteriewaaren find wie bisher 
auf dem Altflädter Ringe, dem Roß⸗ 
markte und Kleinfeitner Ringe aufzu- 
ftellen. 

b) Holzwaaren auf der Neuftadt am 
Graben, 

c) Steingut, Majolit und Glas 
gefhirre find auf der Neuftadt am Jo⸗ 
ſefsplatz an der Seite des neuen Ban- 
kalgebäudes bis zur Schillingegaffe. 

d) Töpfergefhirre aber auf demfel- 
ben Plage an der Kafernmauer audzu- 
legen. Auf der Kleinfeite wird für diefe 
Waaren die Infel Kampa angewiefen. 

1. Abfhnitt. Getreidemartkt. 

a) Getreide aller Gattungen, 

b) Hülfenfrüchte und Gemüfewaa- 


ven, 

c) Mehl, und 

d) Brot, werden an den fogenann- 
ten Wochenmaͤrkten zum Verkaufe ges 
bracht. 

Dieſe Märkte werden abgehalten auf 
der NReuftadt auf dem Roßmarkte am 
Dinftag und Samſtag, auf der Klein- 
feite auf dem Kleinfeitner Ringe und 
auf dem Welſchen Blake am Donners⸗ 
tage. Sollte an einem diefer bier be- 
fimmten Markttage ein Feiertag ein- 
treten, fo wird der Hauptwochenmarkt 
auf den nächftfolgenden Werktag ver- 
legt und abgehalten werden. 

IV. Abſchnitt. Verfahren bei 
der Markt⸗Ordnung. 

8.1. Die Zeit des Verkaufs aller 
in der Markt « Ordnung bezeichneten 
Feilfgaften fangt in den Monaten 
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März, April, Mai, Juni, Juli, Augnſt, 
September und October in der fieben- 
ten, in den Monaten November, Der 
cember, Jänner und Februar nm die 
achte Morgenflunde an, und dauert 
den ganzen Tag; nur bei den Getreide 
märkten wird die Marktzeit auf die 
zwölfte Mittagsftunde in fo weit be 
ſchränkt, daß es Jedermann frei fleht, 
dad bis zu diefer Stunde nit ver 
kaufte Getreide und Hülfenfrüdte ent« 
weder in den ftädtifchen Depofitorien 
auf der Reuftadt im Wunſchwitziſchen 
Haufe, am Wegton, und im Kleinfeit- 
ner Rathhaufe niederzulegen, oder wie 
der nad Haufe zu führen, wenn der 
Eigenthümer feine Frucht nicht einfes 
ken wollte. Doch Tann diefes Betreide 
ungehindert am nädhften Markttage auf 
dem Markte veräußert werden, auch 
fteht e8 dem Eigenthümer des deponir⸗ 
ten Getreides oder der Hülſenfrüchte 
frei, diefes aus den Niederlagen zu 
verkaufen, nur müffen, folde Berkäufe 
bei dem Markt» Protocolle verabredet, 
abgefchloffen und vorgemerkt werden. 

8.2. Die Dauer des Hauptwochen⸗ 
marftes wird durch Aufftellung einer 
Fahne bezeichnet. So lange diefe nicht 
eingezogen wird, ift mit alleiniger Aus⸗ 
nahme der Zwifchenhändler, Jedermann 
geftattet, feinen Bedarf an Getreide 
und Huͤlſenfrüchten einzulaufen. Dage- 
gen dürfen die Zwifchenhändler auf dem 
Marftplage unter feinem wie immer ges 
arteten Borwande vor der 11. Bormit- 
tagsftunde weder erfheinen noch ein- 
Laufen. 

8. 3. Jede Feilfhaft ohne Unter⸗ 
ſchied, fo wie alle zum Privatgebraude 
eingeführten Marktgegenftände, müffen 
bei der Einfuhr am Thore nah Maß, 
Gewicht oder Zahl richtig angefagt, 
und dafür die Bollete gelöfl werden. 
Bon der bisher vorgefchriebenen Ein- 
fegung eines verhältnigmäßigen Pfan⸗ 
des hat es bei den Gegenfländen des 
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tleinen Marktes abzutommen, in An- 
ſehung der eingeführten Getreidegat- 
tungen und Hülfenfrühte hat es bei 
der Einfeßung eines Bfandes auch noch 
ferner zu verbleiben. 

8. 4. Alle zum Berlaufe beftimmten 
Markigegenftände muͤſſen fodann auf 
die angemwiefenen Marktpläße gebracht, 
und Dürfen auf dem Wege dahin weder 
in eine Riederlage gegeben, noch ver- 
kauft werden. Auch wird Jedermann 
unterſagt, unter dem Borwande der 
Beftellung oder einer anderen Ausrede, 
Marligegenftände in die Häufer zu 
dringen, damit zu haufiren, in den 
Wirthshäufern Accorde über den Kauf 
und Verkauf einzugeben, oder felbe vor 
Einbringung der Marktfeilſchaften und 
deren Auffielung auf dem Markte ab» 
zufchließen oder den Verkäufern vor 
den Thoren aufzulauern, fo wie über- 
haupt das Berbot, mit Eßwaaren zu 
baufiren, zur genaueften Befolgung ers 
neuert wird. Wer fidh eine Uebertre⸗ 
tung Diefer Vorſchrift zu Schulden 
kommen läßt, wird, und zwar der Ver⸗ 
Fänfer im erften Webertretungsfalle mit 
einem Drittel, im zweiten mit der Hälfte 
und im dritten Falle mit der Confisca⸗ 
tion der ganzen Feilfhaft, der Käufer 
hingegen in eben diefen Abftufungen 
mit dem Werthe der confiscirten Waare, 
bei erwiefener Zahlungsunfähigteit aber 
mit angemeflenen Arreftftrafen beftraft 
werden. Einer gleihen Strafe unter- 
liegt auch Derjenige, welder den Käu- 
fer oder Berkäufer zum Handel verleis 
tet, zum lnterfchleife die Hand bietet, 
die Feilfhaft verheimlicht oder abfeitig 
an fi gebracht hat. Den Einwohnern 
der Stadt Brag wird zwar fortan ges 
ſtattet, die für ihren eigenen Gebrauch 
beftellten Feilſchaften einzuführen, doch 
müffen diefe zur Berhütung des Unter- 
ſchleifes ftetd mit einem Lieferſchein be- 
gleitet fein, welder im Thore fignirt 
wird, und den Beweis liefert, daß 


diefe Feilſchaften nicht zum Verkaufe, 
ſondern unter Beſtätigung des liefern⸗ 
den Amtes oder Producenten für den 
Beſteller, deſſen Namen immer ausge⸗ 
drückt ſein muß, uͤberſendet werden. 

8. 5. Genetztes Getreide, Huͤlſen⸗ 
fruͤchte und derlei zur Bevortheilung 
des Käufers durch unſchaͤdliche Beimi⸗ 
ſchung verfälſchte Waaren werden con⸗ 
ſiscirt, und fo fen fie dem Verder⸗ 
ben unterliegen, von der Marktauffiht 
gleich verkauft. Unreifes Obft, abge 
ftandene Fiſche und alle anderen verdor- 
benenoder wohl gar ſchaͤdlichen Feilſchaf⸗ 
ten hingegen werden ohne weitere ver» 
nichtet und gegen die Verkäufer, nebft 
dem Berfalle der Waare, wenn fich die 
Uebertretung in dem Strafgeſetzbuche 
gründet, auch nach diefem dad Amt ges 
handelt. 

8.6. Dem Verkäufer der Feilſchaf⸗ 
ten auf dem öffentliden Marktplatze 
wird feine Taxe vorgefchrieben; es 
ſteht jedem Producenten frei, den Preis 
feiner Waare nady dem geitverhältniffe 
zu beflimmen, doch müffen diefelben 
nach echtem Maße angeboten und über: 
geben werden, widrigens foldhe in Be⸗ 
flag genommen, und von der Markt⸗ 
auffiht in fo fern es Gegenflände find, 
die dem Verderben unterliegen, fogleidh, 
in anderen Fallen aber nad Erkennt» 
niß der Local» Behörden verkauft wer: 
den, und in Berfall zu fprechen find. 
Mer fich aber bei dem Berkaufe falfcher 
oder uncimentirter Gewichte oder Wa- 
gen bedient, wird überdied nad den 
beftehbenden Cimentirungs⸗ und Straf: 
gefeben behandelt werden. 

8.7. Da jeder Verkäufer verpflich⸗ 
tet it, feine Waare nur auf den Markt 
zu führen und dafelbft zu verkaufen, 
fo muß derfelbe auch die im Thore ge⸗ 
löfte Bollete auf dem Markte durch die 
Marktmeifter ftempeln laffen, zum Bes 
weife, daß er feine Feilfhaften in kei⸗ 
nem andern Orte verkauft habe. Sollte 


Harkt-Ördnung. 


derfelbe die Bollete nicht ftempeln laſ⸗ 
fen, oder bei dem Austritie aus der 
Stadt nit vorzeigen, fo wird der: 
felbe, wenn er blo® mit Gegenftänden 
des kleinen Marktes handelt, mit einer 
angemeffenen Geld» oder Arreftftrafe, 
wenn er aber Getreide oder Hülfen- 
früchte zu Markte gebracht bat, mit 
dem Berlufte des eingejeßten Pfandes, 
und falls fi ein oder der andere Be⸗ 
vortheilungen erlaubt hätte, mit den 
im $. 4 aufgeführten Strafen belegt 
werden. Auch ift das im Thore einge 
feßte Pfand verfallen, wenn es binnen 
4 Wochen nicht eingelöft wird. 

8.8. Bei dem Verkaufe des Ges 
treide®, Heued und Strohes ift Käufer 
und Berkäufer verpflichtet, bei dem 
Markt» Protocol perfönlich zu erfchei« 
nen, den beſprochenen Kaufs⸗ und Ver⸗ 
faufspreis ſowohl als die Quantität 
der verkauften Feilſchaft beftimmt und 
genau anzugeben, dann fi die Markt» 
Bollete contrafigniren zu laffen. Wird 
diefe Vorſchrift nicht befolgt, fo haben 
gegen den Berkäufer und Käufer die 
im $. 4 erwähnten Strafen ftufenweife 
einzufreten. Iſt der Käufer unvermös 
gend, fo find Arreftitrafen zu verhän- 
gen, und auf gleihe Art ift gegen den 
Berkäufer vorzugehen, wenn die obi« 
gen Strafen fruchtlos geblieben fein 
follten. Die Beſtimmung der Dauerzeit 
der Arreſtſtrafen bleibt dem Ermeffen 
des Richters überlaffen. Die Angabe 
eines falfchen Preifes unterliegt über- 
dies der Amtshandlung nad dem Straf 
geſetze. 

8.9. Wenn eine Bollete in Verluſt 
geräth, hat die Partei, in fo fern ibre 
Feilſchaften auf dem Markte wirklich 
erſchienen ift, oder erfauft wurden, den 
Verluſt im Markt, Protocolle anzuzeis 
gen, welches die Amtliche Beftätigung 
darüber zu ertheilen hat. Gegen diefe 
Beflätigung wird jene Partei, welde 
Getreide eingeführt, und im Thore ein 
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Pfand eingefeht hat, das Letztere zu⸗ 
rück erhalten. Jeder wie immer gear 
tete Unfug dur Gedirung, Verlauf 
oder Verleihung der Bolleten wird mit 
der Abſchaffung vom Markie und mit 
einer dem Erkenntnifie der Local» Be 
hörde uͤberlaſſenen angemeflenen Geld» 
firafe belegt. 

8. 10. Jeder, der fi auf dem Markte 
ungebührli beträgt, den Markt⸗Com⸗ 
miffären und Auffihts » Beamten die 
fhuldige Folge nicht leitet, oder id 
gar den öffentlihen Anordnungen wis 
derfegt, wird ohne weiters gefänglich 
eingezogen, und nad Erkenntniß der 
betreffenden Behörde beftraft werden. 

8. 11. Kür die Riederlegung des 
Getreides und der Hülfenfrühte in 
den ftädtifhen Aufbewahrungsdorten 
hat der Eigenthümer an Berwahrungs- 
Gebühr gleich bei der Abladung für 
einen jeden Meben einen halben Kreu- 
zer, nad Berlauf von 4 Wochen aber 
von 8 zu 8 Tagen einen Kreuzer für 
jeden Meben zu entrichten. Es ſteht 
aber jeden Eigenthümer frei, das de 
ponirte Getreide den nädhften Markttag 
zu Markte zu bringen. 

8. 12. Hat der Berläufer feine Feil⸗ 
fhaften auf dem Markte bereite an 
Jemanden verkauft, fo darf er ſolchen 
gegen dieſen einmal eingegangenen Ver⸗ 
trag an einen Andern bei Bermeidung 
der Sonfiscationsftrafe nicht mehr ver- 
faufen. Auch darf das, was auf dem 
Markte gekauft wird, während der 
Dauer des Marktes nicht wieder ver 
fauft werden, widrigens fowohl der 
Käufer ale der Verkäufer mit der Con- 
fiscation oder dem Werthe der verhan⸗ 
delten Feilſchaft beftraft werden. 

$. 13. Den Bewohnern der Haupt» 
ſtadt Prag flieht es frei, auf den be 
fimmten Marktplägen ihre Bedürfniffe 
zu jeder Stunde einzukaufen, nur bie 
Zwiſchenhändler bleiben an den Zeit. 
punct, wo die Marftfahne weggenom- 
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men wird, nämlich an die 11. Stunde 
gebunden. Die zur Vorrathshaltung 
verpflichteten Gewerbsleute dürfen ſich 
auf den Getreidemärkten keiner Zwi⸗ 
fhenhändler bedienen, fondern haben 
auf den Märkten ſelbſt zu erfcheinen. 
In wichtigen Berhinderungsfallen wird 
geftattet, daß diefe Gewerbsleute ihre 
Angehörigen, Hausgenofjen oder Dienft- 
boten zum Einlauf auf den Markt ab- 
fenden können. 

$. 14. Alle Zwifhenhändler, wozu 
au die Haber- und Heuhändfer, dann 
die Höder gehören, dürfen vor der 
11. Mittagöftunde auf dem Markte 
unter keinem Vorwande erfcheinen oder 
einkaufen. Falls fie demungeachtet den 
Markt beſuchen follten, werden felbe 
das erfie Mal von der Polizeiwache ab- 
geſchafft, im zweiten Kalle mit einem 
3tägigen, im nochmaligen Betretungs⸗ 
falle mit einem Stägigen, nach Umftän- 
den auch noch zu verfähärfenden Ars 
tefte beftraft. Sollten Zwiſchenhändler 
im Accorde oder Einkaufe betreten wer- 
den, fo hat die unterm 8. 4 erwähnte 
Strafabftufung einzutreten. 

8. 15. Eben fo wird jeder abfeitige 
Einkauf außer dem Markte, oder das 
auf dem Markte gepflogene Einver- 
ſtaͤndniß mit dem Verkäufer über die 
Abloͤſung feiner Feilfgaften nad Ver⸗ 
lauf der Marktſtunde oder jeder Erfauf 
der Feilſchaft zum Wiederverkaufe zu 
Handen einer andern Partei verboten, 
und der dagegen handelnde Käufer und 
Verkaͤufer mit jener Strafe belegt wer- 
den, welche indem $.4 ausgefprochen ift. 

8. 16. Da einem jeden Käufer daran 
gelegen fein muß, daß er unverfälfchte, 
ehte und genußbare "Keilfhaften im 
vorfohriftsmäßigen Gewichte und Maße 
erhalte, fo wird jeder Käufer zugleich 
aufgefordert, entdeckte Unfüge fogleich 
der auf jedem Marktplatze aufgeftellten 
Marktauffiht zur Amtshandlung anzu- 
zeigen. 
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$. 17. Für die Taglöhner, Helfer 
und Zragmweiber werden zu ihrem Auf⸗ 
enthalte während der Hauptwoden- 
märkte folgende Plaͤtze beftimmt. Auf 
der Neuftadt am Roßmarkt bei der St. 
Wenzeld-Statue; auf der Kleinfeite bei 
dem Grömling’fhen Haufe. Von die 
fen angewiefenen Plätzen dürfen fie 
fih nicht entfernen, eben fo wenig fid 
unter die Setreidewägen drängen, ehe 
fie von der Partei gerufen und gedun⸗ 
gen werden; widrigen® fie mit Arreft 
beftraft werden würden. 

8. 18. In jenen Fällen, wo auf 
Uebertretungen der Markt » Ordnung 
Geldſtrafen feſtgeſetzt wurden, fallen 
foldhe, fo wie der Werth der confidcir- 
ten und veräußerten Feilfchaften dem 
Local-Bolizeifonde zu. Rur wird bei 
den Gegenfländen des Hauptwochen- 
marktes dem Anzeiger und Apprehen« 
denten ein Drittheil des Strafbetrages, 
bei Segenftänden des kleinen Marktes 
aber die Hälfte des verfallenen Geld⸗ 
betrages zugefihert, und von den Be- 
hörden zuerkannt werden. 

8. 19. In jenen Fällen, wo in der 
gegenwärtigen Markt » Drdnung die 
Strafe der Erlegung des Werthes einer 
Feilſchaft ausgefprochen ift, diefe Strafe 
aber wegen Uinvermögenheit des Ueber⸗ 
treters nicht Statt finden konnte, if 
die Geldftrafe in eine verhältnigmäßige 
Arreftftrafe abzuändern. (Hflzl. D. v. 
17. Mai 1822 3.23165. Kundm. des 
böhm. Gub. vom 20. Juli 1822 3. 
29095. Prov. ©. ©. für Böhmen. 4. 
Bd. Nr. 226.) 

Markt: Ordunng für die Haupt 
fladt Prag. Der $. 4 und 3 des IV. 
Abſchnittes der Brager Markt-Drönung 
v. 3. 1822 wurde dahin erläutert, daß 
nur jene Xieferfcheine in das Markt⸗ 
Protocol aufgenommen werden duͤr⸗ 
fen, bei denen der Name des Käufers 
und Berläufers, Tag und Dit des ab» 


geſchloſſenen Kaufs⸗ und Verkaufsver⸗ 
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trages, die Quantität und der Kauf⸗ 
preis des einzuführenden Artikels (beide 
legtere mit Buchſtaben ausgefchrieben) 
angegeben, und von dem obrigtkeitli⸗ 
hen Amte, welchen der Broducent oder 
Berkäufer unterfteht, mit Unterfchrift 
und Amtsfiegel als richtig heftätigt 
find. (Bdg. des böhm. Sub. vom 16. 
Aug. 1828 3. 34719. Obent. 3. Bd. 
©. 238.) 

Markt⸗Orduung. Gegen Erkennt- 
niffe der Regierung bei deren Uebertre⸗ 
tung findet Fein Recurs Statt, fiehe 


NRecurs. 

— — ſ. Hoͤtkler⸗Ordnnng. 

— — ſ. Jahrmarkt⸗ — 

— — f. Fiſche, Holzmarkt⸗Or 
nung, Kohlenmarkt-Ordnung, 
Strohmarkt⸗Ordnung. 

— — für das Konigreich Böh⸗ 
men, vom 14. Mai 1770; für Tirol 
vom 19. Febr. 1791; für Gratz vom 
2. Zuli 1791 u. 23. Sehr. 1793; für 
Bogen vom 23. März 1792; für 
Innöbrud vom 28. Dec. 1797; für 
Peſth vom 8. Juni 1798; für Lem⸗ 
berg vom 18. Juni 1807; für Be 
— pl ai 1822.) 

a atz in Mariahilf, ſiehe 
Singen ; h h 

Marktpläge, Denn der Raum des 
Marktplatzes aud den Verkauf anderer 
Beilfhaften zuläßt als jener, die dem 
Marktplatze nach der Markt » Ordnung 
zugewiefen find, fo lapt fih die Ab- 
weihung von der nur im Allgemeinen 
vorgefähriebenen Markt» Ordnung voll 
kommen rechtfertigen. (Bdg. der n. 6. 
Reg. vom 11. Det. 1826 3. 49329. 
R. ö. Pr. G. S. 8. Bd. Nr. 245.) 

— — für Bictualien, ſ. Markt: 
Polizei: Anffichtsanftalt der Stadt 
Bien 8. 54—57.) 

MackiWoligei. Mit Ausnahme 
der auf diefelbe ſich beziehenden Ber: 
fügungen, find alle den innern Pictua- 
lienhandel beſchränkenden oder erſchwe⸗ 
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renden Geſetze ald aufgehoben und 
unwirkfam erflärt. (Hofentfchließ. vom 
18. Febr. 1813. Rggs. Eirc. vom 13. 
März 1813. Darth. H. u. ©. Gef. 4 
Bd. ©. 44.) 

Markt⸗Polizei. Die Markt⸗Polizei⸗ 
Vorſchriften hei der ungefunden 
und unreifen Nahrungsmittel find mit 
aller Strenge und auf das eifrigfte hand⸗ 
zubaben. (A. h. Entſchließ. v. 22. Juli 
1831, n. d. Rggs. Vdg. v. 25. Juli 
1831 3. 40555. Pr. &. S. 13. Th. 
Rr. 158.) 

— — Die in Verhandlung geflan- 
dene Frage, wegen Delegirung der Auf: 
fiht in allen Markt» Polizei und Sa- 
Bungs » Gewerbs - Angelegenheiten auf 
den hiefigen Freigründen an den Stadt- 
magiftrat ift laut 5. Hofkanzlei⸗Decre⸗ 
tes vom 29. v. M. 3. 39211 der a. 
h. Schlußfeffung unterzogen worden. 
St. Majeftät haben hierüber mit der 
a. h. Entſchließung v. 15. Nov. d. 3. 
anzuordnen gerubt, daß die Handha- 
bung der Borfhriften und die Aufficht 
in allen Markt - Bolizei « Approvifioni« 
rungs⸗ und Satzungs⸗Gewerbs⸗Ange⸗ 
legenheiten auf den Freigründen inner⸗ 
halb der Linien Wiens an den Wiener 
Magiſtrat zu delegiren ſei, den Domi⸗ 
nien der Freigruͤnde jedoch der fernere 
Bezug der Standgelder zu verbleiben 
habe, und daß dieſe Delegation nicht 
blos die Aufficht, ſondern auch die 
daraus fließende Unterfuhung und Be 
frafung der Webertretungen und die 
damit verbundenen Amtshandlungen 
mit Ausnahme der ſchweren Bolizei- 
Uebertretungen zu umfaflen habe. In 
diefer Beziehung werde daher dem 
MarktsAuffihtöperfonale des Br. Mar. 
giftratd auch die Aufficht auf echtes 
Map und Gewicht auf den Märkten und 
bei den Approvifionirungs » Gewerben 
obliegen, und die vorgefundenen Ueber⸗ 
tretungen fo wie jede andere Uebertre⸗ 
tung der Märkte und Approvifionirungs- 
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Borfriften, wenn ſolche micht die 
Eigenſchaft einer ſchweren Polizei⸗ 
Uebertretung haben, dem Wr. Magi⸗ 
ſtrate als der competenten delegirten 
Markt» Polizei» Behörde zur weiteren 
Amtsbandlung gehörig anzuzeigen ha- 
ben. (Dec. der k. Et. n. 5. Reg. vom 6. 
Dec. 1845 3. 74396.) 

Marftpolizei = Auffichtsanftalt 
der Stadt Wien. Da in Folge 
Entfheidung der höchſten E. k. vereinig- 
ten Hoflanzlei v. 25. Jan. 1839 3. 
2128 (befanntgegeben dur Reggs. 
Decr. v. 1. Behr. 1839 3. 6737) eine 
neue Regulirung der Wiener 
ſtädtiſchen Marktaufſicht mittelft 
Vereinigung der bisher getrennt beſtan⸗ 
denen Kathegorien der ſtädtiſchen Markt⸗ 
Auffichtsbeamten in einen Körper zur 
gemeinfchaftlichen Beforgung fämmtli- 
her Marktaufſichtszweige ausgefprochen 
und genehmiget worden ift, und da es 
auch notwendig ift, die Marktaufficht 
in den übrigen ortsohrigkeitlichen Be⸗ 
jirten der 7 Dominien immer den Linien 
Wiens, in genauefler Beachtung der 
mit Hofdecret v. 25. Aug. 1807 eröffe 
neten a. 5. Entſchl. und der h. Hftkzl. 
Vdg. v. 3. Oct. 1822 9. 3. 27223, 
R. 3. 50191 mit jener des Magiftra- 
tes in Einklang zu feßen, fo werden dem 
bei diefer Anftalt verwendeten magiftra- 
tifhen und fonftigen ort3obrigkeitlichen 
Perſonale folgende, durch Rggs. Decr. 
v. 3. Juli 1839 3. 37899 genehmigte 
Borfhriften und Dienftesohliegenheiten 
zur Richtfehnur und genaueften Befol- 
gung, fo weit es jedes betrifft, lie 
vorgefchrieben. 

Bon der Beſtimmung des mas 
giftrat. und obrigkeitl. Markt—⸗ 
aufſichts Perſonales. 

8. 1. Das Marktauffichts⸗Perſonale 
fowohl des Magiftrates als der 7 Dos 
minien inner den Linien iſt beſtimmt 
und verpflichtet, alle von den Behörden 
in Abſicht auf das Markt- und Appro« 
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viftonirungswefen für Wien erlaffenen 
Markt» und Sanitätspolizeis Borfehrif- 
ten im ganzen ortsobrigkeitlichen Bes 
zirke des Magiftrats und in den Terri- 
torien der übrigen Dominien innerhalb 
der Linien Wiens zu handhaben, und 
deren genaue Befolgung zu überwachen. 
Alle Marktvorfälle auf den öffentlichen 
Markipläaken der inneren Stadt Wien 
und auf den magiftrat. Borfladtgrün: 
den, fo wie die Uebertretungen der 
Markt und Sabungsverordnungen im 
ganzen Bezirke inner den Linien Wiens, 
ohne Unterfchied, ob fie fih in der in⸗ 
neren Stadt, auf den magiftrat. Vor⸗ 
ftadigründen oder in den ortsobrigkeitl. 
Bezirken der übrigen Borfladt » Domis- 
nien ergeben, find jedesmal von dem 
magiftratifchen Marktinfpicienten dem 
Wiener Magiftrate zur Amtshandlung 
anzuzeigen. Richt minder haben auch 
die obrigkeitl. Marktinfpicienten alle 
von ihnen entdeckten Uebertretungen der 
Markt und Sakungsverordnungen auf 
den von ihnen mit infpicirt werdenden 
Freigründen der Borfladt-Dominien un- 
mittelbar dem Wiener Magiftrate zur 
Amtshandlung mitzutheilen; wobei es 
fih uͤbrigens von felbft verftebt, daß 
in dem Kalle, wo das Vergehen eines 
Gewerbömanned ald ſchwere Polizei⸗ 
übertretung behandelt werden muß, 
nicht der Wiener Magiftrat, ſondern 
jener Richter in ſchweren Polizeiüber- 
tretungen einzuſchteiten hat, dem der 
Gewerbsmann perfönlid in dieſem 
Uebertretungsfalle im Allgemeinen un« 
terfteht. Ale Marktvorfälle auf den 
Breigränden der Vorftadt - Dominien 
inner den Linien (dermal Stift Schot« 
ten rückſichtlich St. Ulrich, Mariahilf 
und Lichtenthal) d. h. alle auf den dor⸗ 
tigen öffentlihen Marktplätßen und 
während der vorgefchriebenen Marktzeit 
dafelbft vorfallenden wie immer gearte- 
ten Mebertretungen der beſtehenden 
Marktordnung und Vorſchriften, haben 





Marktpolizei⸗Auſſichtsanſtalt. 


dagegen die betreffenden Marktinſpi⸗ 
cienten jedesmal dem einfchlägigen 
Markt⸗Dominium zur weiteren Amts⸗ 
handlung anzuzeigen. 

8.2. Unter Marktpolizei⸗Vorſchrif⸗ 
ten verfieht man alle jene Anordnun⸗ 
gen, welche die ununterbrodhene Auf⸗ 
ficht über Ruhe und Ordnung auf den 
Marktplätzen, die Führung von echtem 
Map und Gewiht im Verkehre mit 
Lebensmitteln und auch andern unent- 
bebrlihen Conſumtionsartikeln, fo wie 
die richtige Erhebung der Quantitäten 
und Preife von felben zum Gegenftande 
haben. 

8.3. Zu den Rarkt-Sanitätspolizei« 
Borfhriften müffen alle jene Verord⸗ 
nungen gezählt werden, weldye auf eine 
beftändige und entfprechende Aufſicht 
über die Echtheit, Genußbarkeit, Berei⸗ 
tungs⸗ und Aufbewahrungsart der eir 
gentlichen Lebensmittel Bezug nehmen. 

Bon der Dienftleiftung des 

Marktaufſichts-Perſonales. 
SGS. 4. Die Dienſtleiſtung des Markt⸗ 
auffichts⸗Perſonales erſtreckt ſich ſonach 
mit Rückficht auf die im $. 1 ausge⸗ 
ſprochene Beftimmung: 

a) auf die Handhabung und Ueber⸗ 
wachung des richtigen Bollzuges der 
beftebenden Marktpolizei « Borfchriften, 
und 

b) auf die Handhabung und Ueber 
wachung des richtigen Vollzuges der 
beftehbenden Markt⸗Sanitäts⸗Vorſchrif⸗ 
ten im ganzen Bezirke der Stadt Wien 
mit Inbegriff aller feiner Borftädte. 
Rückſichtlich der Infpicienten der Dos 
minien gilt übrigens der bereits $. 1 
ausgefprochene Grundfaß, daß fie, mit 
Ausnahme der Marktvorfälle, die von 
ihnen in ihrem Bezirke entdedten Ges 
brechen dem Magiftrate zur weitern 
Amtshandlung anzuzeigen haben. 

8.5. 1. Bon den Marktpoli—⸗ 
jei- Borfhriften. Die Marlipo- 
lizei⸗Vorſchriften theilen ſich wieder unter 
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a) in jene, welche die Erhaltung der 
Auhe und Ordnung auf den Markt⸗ 
pläßen zum ®egenftande haben; 

b) in jene, welche auf die Führung 
von richtigen Maß und Gewicht im 
öffentlichen Berkehre mit Lebensmitteln 
auf den Marktplägen fowohl als bei 
den Gewerbäleuten, und 

c) in jene, weldhe auf die Erhebung 
der Quantität und Preife der verkauf. 
ten Confumtions- Artikel Bezug nehmen. 

8.6. a) Bon den auf Rube 
und Drdnung Bezug habenden 
Marktpolizei-Vorſchriften. Um 
Ruhe und Ordnung auf den Märkten 
herzuftellen und zu erhalten, erfcheint 
vor Allem nothwendig: 

1. Daß fowohl die Marktinfpicien- 
ten als die denfelben zur Affiftenzlei- 
ftung beigegebene Polizeiwachmann⸗ 
fhaft von Anfang bis zu Ende des 
Marktes ununterbrochen auf den ihnen 
zugewiefenen Marktpläßen anmwejend 
feien;; 

2. daß die Infpicienten den Markt⸗ 
parteien die Verkaufsplätze nah dem 
jeweiligen Marttplane und nad der 
Reihe ihres Erfheinend am Platze ges 
hörig anweifen; 

3. daß der Verkauf der Feilſchaften 
den Erzeugern nur gegen Borweifung 
der fogenannten Richterzettel, den Händ⸗ 
lern aus den erbländifchen Provinzen 
aber gegen Borzeigung des Erwerb⸗ 
ſteuerſcheines, und den Händlern aus 
den ungarifhen Provinzen gegen Vor⸗ 
weifung der Grenzbolleten, und zwar 
nur auf denjenigen Marktpläßen geftat- 
tet werde, welche zum Berlaufe der: 
felben ausdruͤcklich beſtimmt find; 

4. daß die Infpicienten den Handel 
mit Feilfchaften außer den hierzu bes 
flimmten Marktpläßgen durch unbefugtes 
Standhalten oder Haufen abftellen; 

5. daß die auf den verfdiedenen 
Marktplägen ſich einfintenden Hilfsar⸗ 
beiter, ald da find: Träger, Traͤgerwei⸗ 
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ber, Helfer und Taglöhner gehörig übers 
wacht werden, damit fie die fremden 
Händler oder Kaufparteien nicht bevor⸗ 
theilen oder fih in den Handel feldft 
einmengen ; 

6. daß die jeweiligen Pächter des 
ſtaͤdtiſchen Ausleihrechtes von Maßge⸗ 
ſchirren und andern Marktrequifiten mit 
diefen Objecten immer hinreichend ver⸗ 
ſehen jeien, die Marktparteien auf Ver⸗ 
langen ordnungsmäßig damit bedienen, 
und hiefür feine höhere Gebühr verlan- 
gen und abnehmen, als ihnen contract« 
mäßig zugeftanden ift; 

7. daß die Marktplaͤtze fo wie die 
Straßen in der inneren Stadt und 
den Dorftädten durch vorfchrifiwidriges 
Audftellen von Auslagen und andern 
Gegenftänden von Seite der Gewölbs- 
inhaber,, oder aber durch ordnungswi⸗ 
driges Aufftellen von Wägen nicht vers 
engt werden, gleichwie auch das Holz- 
führen und »fpalten außer den hierzu 
beftimmten Tagen, und die Bornahme 
von Dah« Reparaturen an den Haupt⸗ 
markttagen nicht geduldet werden darf; 

8. daß der Berfauf der Feilfchaften 
nur während der vorgefrhriebenen Markt⸗ 
zeit oder der beflimmten Stunden ge- 
ftattet, und 

9. die Rebendmittel von den Marlt- 
parteien nicht allein in günftigen Zeit- 
perioden, fondern auch in bedrängten 
Zeiten an Jedermann ohne Unterſchied, 
ob derfelbe eine gewöhnliche Kundſchaft 
von ihnen ift, oder nicht, abgegeben und 
verkauft werden. 

8.7. b) Bon den aufdie Füh- 
rung des rihtigen Maßes und 
Bewihtes Bezug habenden 
Marktpolizei =» Borfhriften. 
Beim Verkaufe der Feilfchaften haben 
fih die Marktparteien und Gewerbs⸗ 
leute nur der ausdrüdlic hierzu ber 
flimmten richtigen Maße und Gewichte 
zu bedienen. Daher die Marktinfpicien- 
ten darauf zu fehen haben, daß 

Zaleisty, Handb. d. Pot. Gef. IL 
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1. die auf den Marktplägen und bei 
den Approviſionirungs⸗Gewerboleuten 
im Gebrauche befindlihen Waagen, 
Maße und Gewichte aud dem vorge- 
ſchriebenen Materiale angefertiget und 
gehörig recimentirt feien, daß 

2. die Feilfchaften überhaupt nad 
demjenigen Maße und Gewichte an die 
Kaufparteien abgegeben werden, die für 
die einzelnen Gegenftände geſetzlich be⸗ 
ftimmt find; daß ferner 

3. die Berkaufsftände der Markt⸗ 
parteien fo wie die Derfaufslocalitäten 
der Gewerbsleute, in fo fern rüdficht- 
lih der Erribtung, Aufftelung und 
Einrichtung derfelben eigene Vorſchrif⸗ 
ten, wie 3. B. bei den Fleifchern befte- 
ben, genau nach ſolchen aufgeftellt und 
eingerichtet, — und daß endlich 

4. überhaupt alle Maße, "Waagen 
und Gewichte ſo angebracht und gejtellt 
werden, damit Jedermann dad Abwä- 
gen und Zumeſſen feiner erkauften Zeil- 
ſchaften leicht beobachten und auf ſolche 
Meife den Verkäufer felbft controliven 
fann. 

8.8.c) Bondenaufdie Erbe 
bungderQuantitätenund Breife 
der Lebensmittel Bezug neh 
menden Marltpolizei » Bor- 
fhriften. Die Marktinfpicienten has 
ben die Breife der Bictualien, und bei 
den Körnerfrüchten auch die Quantitä- 
ten auf den Marktpläken ſowohl ala 
bei den Gewerbsleuten, und zwar auf 
den Erſteren an den Markitagen, bei 
Lepteren aber wöchentlih wenigfiens 
einmal genau zu erheben und biernach 
die Amtlichen Preisausweife in der Art 
zu verfafien, daß aus felben mit Rück⸗ 
fiht auf die markttägigen Rotizen der 
niederfte und höchfte Preis eines jeden 
Artiteld zu erfehen iſt, und dieſe Aus- 
weife in den vorgefchriebenen Zeitfriften 
nicht nur dem Magiftrate ſondern auch 
den übrigen Behörden und Humanitätd- 
anftalten zu überreichen, die Concepte 
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hievon aber, da fie für deren Richtigkeit 
zu haften haben, ihrer eigenen Sicher⸗ 
beit wegen allen Fleißes in ihrer Regi⸗ 
ftratur aufzubewahren. 

8. 9. Eine Ausnahme von vorfte- 
bender Anordnung macht die Preiser⸗ 
hebung vom Schlacht⸗ und Etechvieh 
und den Körnerfrücdten, weil bei allen 
diefen nebft den Preifen au die Quan⸗ 
tität, theil® zum Behufe der Sapungs- 
regulirung, theils zur Berfaffung von 
ſtaatswirthſchaftlichen Notizen aufzus 
nehmen kommen. Rückfichtlich diefer 
Bictualien erfcheint das Berfahren bei 
der Preisaufnahme durch die hierortis 
gen Kuntmadungen v. 9. Juli 1838 
und 23. April 1839 genau vorgezeich- 
net, und muß daher auch von den 
Marktinfpicienten genau beobachtet und 
gehandhabt werden. 

8. 10. In der Regel ift jede Ver⸗ 
kaufspartei, fie mag nun Erzeuger oder 
Händler fein, verpflichtet, den Markt: 
infpicienten den Verkaufspreis und die 
Quantität ihrer zu Markt gebrachten 
Beilfchaften der Wahrheit getreu anzu⸗ 
fagen; allein bei den Brotfrüchten und 
dem Sclactviehe find nebſt den Bers 
käufern auch die Käufer zur Preis⸗ und 
Quantitäten-Anfage an Eidesftatt und 
bei Bermeidung der in den oberwähn- 
ten Kundmachungen vorgefehenen Stra- 
fen verbunden. 

8. 11.10. Bonden Markt⸗Sa—⸗ 
nitätspolizei » Borfhriften. 
Durch die Markt-SanitätspolizeisBor- 
ſchriften wird das Verfahren vorgezeich- 
net, welches die Inſpicienten bei Unter- 
fuhung und Beſchau der Lebensmittel 
in Abficht auf ihre Echtheit, Genußbar⸗ 
feit, Dereitungs- und Aufbewahrungs- 
art zu beobachten haben. 

$. 12. Die Sanitätsbeſchau zerfällt 
nach der Gattung der Lebensmittel in 
drei Theile, und zwar: 

1. in die Vieh: und Fleiſchbeſchau, 

2. in die Mehl⸗ und Brotbeſchau, und 
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3. in die Befhau der noch übrigen 
Bictualien. 

1. Bonder Bieh- und Fleiſch⸗ 
beſchau. 

8. 13. Unter Vieh⸗ und Fleiſchbe⸗ 
[hau verftebt man die genaue Unter: 
ſuchung der zur menfhliden Nahrung 
beflimmten Thiere und ihrer Theile nad) 
der in dem thierärztlichen Unterrichte 
über die Vieh⸗ und Fleiſchbeſchau vor- 
gezeihneten Methode. 

8. 14. Diefe Beſchau ift, da alles 
zum menfchlihen Genuſſe beftinmte 
Vieh und Fleiſch nah den beftebenden 
Borfchriften befhaut werden muß, von 
den Marltinfpicienten entweder 

a) auf den öffentlihen Marktplä⸗ 
Ben, oder 

b) in den Häufern der Gewerbsleute 
vorzunehmen. Hierbei müffen die Thiere 
nit nur im lebenden oder todten Zur 
ftande, fondern auch alle ihre Theile, 
als: Fleiſch, Geſchölle, Fett zc. genau 
unterfucht werden, weil e8 Krankheiten 
gibt, deren Merkmale an den lebenden 
Thieren wenig oder gar nicht auffallen, 
während fie an den todten Xhieren 
und ihren Xheilen leicht erfennbar find. 

8.15. a) Bon der Viehbeſchau 
auf Markttpläßen. Krankes, oder 
einer Krankheit auch nur verbachtiges 
Vieh muß jederzeit von dem gefunden 
gleih abgefondert, und, wenn es zum 
menſchlichen Genuſſe beftimmt ift, ent- 
weder auf der ftädtifhen Schlachtbrücke 
oder au in den Häufern der Approvi⸗ 
ſionirungs⸗Gewerbsleute, jedocd immer 
in Gegenwart zweier Marktinfpicienten 
gefhlachtet, von dieſen genau unterfucht 
und nad) dem Befhaubefunde entweder 
vertilgt oder aber zur Confumtion zu- 
gelaffen werden. 

8. 16. Für den Kal, als eine an⸗ 
ftedende Seuche im Lande felbft oder 
in Provinzen, aus welchen das Schlacht⸗ 
und Stechvieh nah Wien kömmt, herr 
ſchen follte, find, obſchon jeder hieher 
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gelangende Viehtrieb mit Sanitätspäf- 
fen verfeben fein, und ausſchließend 
auf den hierzu beflimmten Markt ges 
bracht werden muß, die aufgetriebenen 
Thiere Doch von den Marktinfpicienten 
genau zu unterfuden, und wirklich 
kranke oder nur einer Krankheit ver 
dachtige Stüde in der Regel auf die 
ftadtifhe Schlachtbrücke zu ftellen, da⸗ 
ſelbſt unter Aufficht der Marktinfpicien- 
ten und eines thierärztlihen Individus 
ums zu ſchlachten, dann nochmals ge 
nau zu unterfuhen und nad Befund 
entweder zur Conſumtion zuzulaffen 
oder zu vertilgen, und kommt in leb- 
terem Falle hierüber Anzeige zu er- 
ftatten. 

8.17. Rußvieh, weldes zu Bieh 
haltenden Parteien nah Wien gebracht 
wird, pflegt, wenn nicht eine anſteckende 
Seuche im Lande herrfcht, wo es mit 
Sanitätspäfjen verfehen fein und auf 
den Ochſenmarkt gebradyt werden muß, 
in der Regel nicht beſchaut zu werden, 
weil man mit Grund vorausfeßt, daß 
ſich diefe Parteien nur gefundes Vieh 
anfchaffen werden. Herrſcht indeffen 
eine anftedende Seuche im Lande, fo 
muß dasfelbe, da ed ohnehin ſchon von 
Seite der Linienämter auf den Markt 
gewiefen wird, von den SInfpicienten 
dafelbft befchaut, und das kranke oder 
einer Krankheit auch nur verdaͤchtig ge⸗ 
fundene Nutzvieh ſogleich in das Thier⸗ 
arzuei⸗Inſtitut zur Beobachtung geſtellt 
werden. Fällt nun ein ſolches Thier 
während der geſetzlichen Beobachtungs⸗ 
zeit daſelbſt, ſo haben die Inſpicienten 
der von Seite des Thierarznei⸗Inſtitu⸗ 
tes wegen Conftatirung der eigentlichen 
Krankheit einzuleitenden Section bei⸗ 
zumohnen und über den Befund an den 
Magiftrat zu relationiren; überfteht es 
jedoch die gefebliche Beobachtungszeit, 
fo ift es dem Eigenthümer gegen Erfah 
der Atzungskoſten zur freien Difpofition 
zu erfolgen. 
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$. 18. Krankheiten, in deren Folge 
dad damit behaftete Thier und deſſen 
Fleiſch, ald der menſchlichen Gefund- 
beit ſchaͤdlich, vertilgt werden muß, 
find: 

1. Der Milzbrand, 

2. das bösartige Maulweh oder der 
Zungenkrebs (bei Schweinen das Rank⸗ 
forn genannt), 

.3. die bösartige Bräune oder die 
brandige Halsgeſchwulſt, 

4. das Ruͤben⸗ oder Lendenblut, 

. die Wuth oder Wafferfhen, 
. der Rothlauf der Schweine, 
. die Rinderpeft oder Loͤſerdürre, 
. die Schafpocden, 
. die Schäbe, 

10. die magere Franzoſenkrankheit 
beim Rindviehe, 

11. die anſteckende Rungenfeuche, 

12. die Borftenfaule, 

13. die Finnenkrankheit der Schwei- 
ne, und 

14. die bösartige Klauenſeuche. 

8. 19. Umgeftandenes, oder mit ei- 
ner anftedenden Seuche behafteted und 
geſchlachtetes Vieh ift duch Verſchar⸗ 
rung in der Aasgrube zu Klederling 
und zwar das Stechvieh fammt Well, 
das Schlachtvieh aber mit Ausnahme 
der Haut und des Unfchlittes vorfchrifte 
mäßig zu vertilgen. Don Thieren, wels 
he an einer anſteckenden Seuche um⸗ 
fteben, oder bei welcden fi eine feu- 
henartige Krankheit zur Zeit der 
Schlachtung zeiget, find die Häute in 
Lauge zu legen, und erſt nach geſchehe⸗ 
ner Auslaugung an den Eigenthümer 
zu erfolgen; das Fett derſelben aber 
koͤmmt nur an Seifenfieder zur Kerzen⸗ 
und Seifenerzeugung zu veräußern und 
dem (igenthümer der biefür erlöfte 
Geldbetrag zu erfolgen, über jeden Ver⸗ 
tilgungsfall aber eine Anzeige an den 
Magiftrat zu erftatten. 

8. 20. Ueber die ämtlich gefchehene 
Bertilgung eines — if dem CEigen⸗ 
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thümer unter Beifügung der Urfache 
der Vertilgung ein unentgeltliches Amts» 
zeugniß auszuftelen, damit er feinen 
allfälligen Regreß an den früheren Ei- 
genthümer des Thieres fuchen könne. 

8.21. Bon der Vieh⸗ und 
Bleifhhefhauaufdeneinzelnen 
Marktplätzen. 

1. Auf dem Schlachtviehmarkt muß 
alles nach Wien zum Verkauf gelan⸗ 
dende Schlachtvieh aufgetrieben, von 
den ſtaͤbrtarktinſpicienten in Abficht 
auf feinen Geſundheitszuſtand genau 
unterfucht td das gefund befundene 
zum ‘freien Verkehre zugelaffen, das 
kranke oder einer Krankheit auch nur 
verdächtige Vieh aber ſogleich abgefon- 
dert und entwebet in das k. k. Thier- 
arznei-Inftitut zur nochmakigen Unter: 
fuchung oder "Aber waffe ftädtifche 
Schlachtbrücke gebradt;" dafelbft unter 
ämtlicher Auffiht und’mit Zuziehung 
eines thierärztlichen Individuums ge 
ſchlachtet, und das Fleifh nah Maß— 
gabe des neuerlichen‘ Befhaubefundes 
entweder zum Verkaufe zugelaffen oder 
vertilgt werden. Kür den Fall, als eine 
Seuche unter dem Rindviehe herrſcht, 
haben die Marktinfpicienten gleich bei 
der Beſchau die Santtätspäffe von den 
Erzeugern oder Händlern abzufordern, 
au das zu Markt gebrachte Schladht- 
vieh genau abzuzählen, und bei einem 
alfäligen Abgange der Urſache desfel- 
ben nachzuforfchen. 

8.22. 2) Die Auffthk"auf"den 
Jungviehmarkte in St. Märr und dem 
Kälbermarkte in der Roßau ift, fo wie 
die Beihau der zum Berkaufe dahin 
gebrachten Thiere, den ftädt. Infpicien- 
ten zugewiefen, welche dabei ihr Augen- 
merk vorzugsweife darauf zu richten 
haben, daß die Kälber friſch, gefund 


| r 


und nicht unzeifig, von den Weidnern 


‘ 


die Gekroͤſe nicht gettennt, die Rämmer, 


Schafe, Schöpft'und Ziegen nicht mit 
Dlattern, Rauden, Egeln oder Fäule, 


und die todten Schweine nicht mit der 
Finnenkrankheit, Borftenfäule, Räude, 
Bräune, Vereiterung, Halsgeſchwulſt 
oder noch andern bösartigen Krankhei⸗ 
ten behaftet ſind, und es haben dieſel⸗ 
ben für den Fall, als fie derlei ungeſun⸗ 
des und zum menſchlichen Genuſſe nicht 
geeignetes Vieh entdecken, das nämliche 
Berfahren zu beobachten, welches bei 
der Beſchau des Schladhtviehes vorge- 
zeichnet worden ift. 

8.23. Die Befchau des lebenden Bor⸗ 
ftenviehes ift zwar von den k. k. Bor- 
ftenviehbefchauern vorzunehmen; allein 
diefelben find verpflichtet, jedes wirklich 
kranke oder einer Krankheit au nur 
verdächtige Schwein den magiftrat. 
Marktinfpicienten zur Weberfchau zu 
übergeben, welche diefe auch in der Art 
vorzunehmen haben, daß fie das bean- 
ftändete Thier auf der ftadt. Schlacht: 
bruͤcke ſchlachten laſſen, hiernach genan 
unterſuchen, und nach dem Befunde 
entweder zur Conſumtion zulaſſen, oder 
bis auf das Fett, welches zum Seifen⸗ 
ſude verwendet werden kann, vertilgen. 
Die Inſpicienten haben insbeſondere 
auch darüber zu wachen, daß keine 
kranken oder umgeſtandenen Span⸗ 
ferkel zu Markt gebracht und veräußert 
werden. 

8§. 24. Eben fo find die Wildpret⸗ 
händler in Abficht auf den Geſundheits⸗ 
zuftand ihres zum Verlaufe ausgeftell« 
ten Wildpretes überhaupt, indbefondere 
aber rüchfichtlich der venerifhen Krank⸗ 
beit unterworfenen Hafen und Wild- 


ſchweine von den Marktinfpicienten 


ftrenge zu überwachen, und ift fold 
krankes oder wegen eingetretener Faͤul⸗ 
niß bereits verdorbenes, und daher zum 
menſchlichen Genuffe nicht mehr geeig- 
netes Wildpret ohme weiters zu vertil⸗ 
gen und die Anzeige hierüber an den 
Magiftrat zu erftatten. Auch haben die 
Marktinfpicienten das Aushängen und 
Auslegen des Wildpretes ohne Fell und 
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Dede, das Rupfen des Kederwildpretes 
auf dem Markte, ſo wie den Verlauf 
der abgezogenen Hafenköpfe nicht zu 
dulden, fondern die Webertreter diefer 
Anordnung dem Magiftrate zur Beftra- 
fung anzuzeigen. 

8.25. Außer dem Fiſchmarkte in 
der Stadt darf der Fifhhandel nur in 
den Vorftädten und zwar auf den eis 
gends hierzu beftimmten Pläßen aus: 
geübt werden. Fiſchmarkt darf in der 
Negel blos an Freitagen und nur aus- 
nahmsweiſe auch an den gebotenen 
Fafttagen von früh Morgens bid 3 Uhr 
Nachmittags abgehalten werden. Fallt 
aber ein folder Fafttag auf einen Nor: 
matag, fo kömmt der Markt in Gemäß- 
heit der hohen Regierungs-Berordnung 
v. 15. März 1826 den Tag vorher ab- 
zuhalten. Bei der Beſchau der Fifche, 
welche im lebenden und todten Zuftande 
veräußert werden dürfen, haben die Ju⸗ 
fpicienten ihr vorzügliches Augenmerk 
auf den guten Gefundheitäzuftand ders 
felben zu rihten, und vorzugsweife bei 
den kleineren Fifchgattungen darauf zu 
fehen, daß die Flöße ihre natürliche 
Röthe, das Blut feine gehörige Farbe 
habe, das Fleifch körnig und hart fei; 
unter Einem aber aud genau nadhzu- 
forfchen, ob nicht etwa Krankheiten un⸗ 
ter den Kifchen herrſchen, und für den 
Tall des wirklichen Borhandenfeins ei» 
ner ſolchen die Anzeige an den Magi- 
ftrat zu erflatten, damit der Berfauf 
der Fiſche ganz eingeftellt werde. Kranke 
oder bereitd verdorbene Fiſche find in 
Folge hoher Regierungs = Berordnung 
v. 3. Octbr. 1795 in Stüde zu zer: 
hauen und gleih den todten Krebfen 
und Schildkröten zu vertilgen. Teich⸗ 
mufcheln find als der Gefundheit fchäd- 
lich, in Verkaufe nicht zu dulden, fon- 
dern gleichfalls zu vertilgen. Uebrigens 
koͤmmt beim Berkaufe der Froͤſche, da 
ſolche ſchon abgezogen feilgeboten were 
den, darüber zu wachen, daß nicht Krö- 
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ten zum Berkaufe fommen, deren Fleiſch 
eine grauſchwärzliche, das Fleiſch der 
Erfteren aber eine ſchöne weißblaue 
Farbe hat. Auch darf feine Fiſch— 
brut feilgeboten werden, fon- 
dern diefelbe ift im Betretungsfalle der 
betreffenden Partei abzunehmen und 
in die Donau zu bringen. Bei den 
Stodfifhen und Häringen if 
zu beobachten, daß Erſtere gehörig 
gebeizt und die Lauge nicht mit zu 
vielem Kalke verfeht, die Letzteren 
aber im noch frifchen und nicht alten, 
durch allerhand techniſche SKunftgriffe 
erzielten äußerlich guten Zuftande im 
Verkaufe erfcheinen, fondern in diefem 
alle fogleich vertilgt werden. Dasfelbe 
Berfahren hat audy bei der Unterfuchung 
der bei den Gewerbs- und Handelsleu⸗ 
ten im Verkaufe erfheinenden frifchen, 
geraucherten, marinirten und gefalzenen 
Fiſche, Krebfe und Schalthiere je 
der Gattung einzutreten, wenn dieſel⸗ 
ben bereitd verdorben find. Schlüßlich 
haben die Marktinfpicienten wegen 
Hintanhaltung von Verkürzungen im 
Gewichte auf die Richtigkeit der im Ges 
brauche ftehenden Waagen und Gewichte, 
borzugsweife aber auf die Waagen zu 
fehen, weil diefelben durch das mehr 
oder weniger in das angehängte Nirfch 
(Netz) eingefogene Waffer das Gleich: 
gewicht verlieren und hiedurch die Bar: 
teien verkürzt werden können. 

$. 26. b) Bon der Biehbefhau 
in den Häufern und Verkaufs— 
localitäten der Appropifioni- 
rungs = Gewerbaleute. In der 
Regel ift bei Bornahme der Viehbeſchau 
in den Häufern der Gewerbsleute das 
nämliche Berfahren zu beobachten, wie 
auf den Marktplätzen, und es ift ſolche 
von den Marktinfpicienten durchaus 
unentgeltlich vorzunehmen. *) Die Be: 


*) In Folge a. h. Entſchl. v. 22. Juni 
1850 (f. Fleiſchergewerbe) ift der Be⸗ 
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[hau in den Häufern der Gewerbsleute 
fann fi bei den Umftande, als das 
auf den Märkten erfaufte Vieh ohnehin 
ſchon beſchaut ift, nur auf jenes Vieh 
erſtrecken, welches fie außer dem Markte 
an fi bringen, und es ift diefelbe von 
den Gewerböleuten bei Bermeidung der 
in den 88. 153 und 154 11. Thl. des 
St. ©. B. vorgefehenen Strafen felbft 
anzuſuchen; gleihwie die Vieh halten- 
den Parteien den Verkauf ihres Viehes 
an einen Approviſionirungs⸗Gewerbs⸗ 
mann nad der 5. Rggs. Bdg. v. 15. 
Suni 1784 8. 7179 bei Bermeidung 
einer Geldftrafe von 6 Rthl., bei den 
Marktinfpicienten anzuzeigen gehalten 
find. 

8.27. Weber jede gefchehene Beſchau⸗ 
Anfage ift der Bartei eine Amtliche Be⸗ 
ftätigung, fo wie über jede wirklich vor⸗ 
genommene Beihau ein Beſchauzet⸗ 
tel, aus weldem die Zahl und Gat⸗ 
tung der beſchauten Thiere nebft dem 
Beſchaubefunde deutlich zu erfehen ift, 
unentgeltlih zu erfolgen. Webrigend 
find alle bei den Gewerbsleuten vorge⸗ 
nommenen Befchauen dergeftalt in ein 
eigenes Protocoll einzutragen, daß hier⸗ 
in Name und Wohnort der Berkaufe- 
und Kaufspartei, des befhauten Thies 
tes, fo wie der Tag, an welchem die 
Beſchau vorgenommen worden ift, nebft 
dem Befunde und Namen des Infpi- 
cienten, welder die Befchau vorgenom⸗ 
men hat, deutlich erfichtlich gemacht er⸗ 
ſcheint. 

$. 28. Erkrankt Schlacht⸗ oder 
Stechvieh in dem Hauſe eines Fleiſchers 
oder andern Gewerbömannes, fo haben 


trieb des Fleiſchergewerbes in Wien aus⸗ 
fließend In die ſtädtiſchen Schlahthäufer 
verlent worden, und ed darf von feinem 
ge an einem anderen Drte, als in 
den lahthäufern Hornvieh eingeftellt 
und geichlagen werden. Dafelbft wird 
auch die Vieh⸗ und Fleiſchbeſchau vorge- 
nommen. 
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fie die Beſchau bei den Marktinfpicien- 
ten anzufuchen, diefe folde unter Zu⸗ 
ziehung eines thierärztlichen Indivi⸗ 
duumd vorzunehmen, und nad dem 
Befunde das Fleifh des Thiercd, mit 
Ausnahme der kranken Theile, entwe- 
der zum Verkaufe zugulafien, oder def- 
fen Bertilgung einzuleiten. 

8. 29. Erkrankt Nutzvieh bei einer 
Vieh haltenden Partei, fo ift dasſelbe 
fogleih von dem gefunden abzufondern, 
und entweder im Haufe der Partei un⸗ 
ter ämtliher Beobachtung zu halten, 
oder in das k. k. Thierarznei » Inftitut 
zu verfchaffen, oder aber au, wenn 
die Partei auf Schlachtung desfelben 
dringen follte, ſolche auf der fladt. 
Schlachtbrücke unter Zuziehung eines 
thierärztlihen Individuums und in 
Beifein der Marktinfpicienten vorzuneh⸗ 
men, und nah dem Beſchaubefunde 
wieder Amt zu handeln. 

8. 30. Ereignet fih der Fall, daß 
eine Vieh haltende Partei ihr Nutzvieh 
wegen minderer Brauchbarkeit oder 
plöglid eingetretener Umftände, als da 
find: ſchweres SKalbern, Verſchlucken 
fremdartiger Gegenftände, Berfagen des 
Butterd u. |. w., zur Verhinderung et- 
waigen Unfalles an einen Fleifcher vers 
faufen und Daher ſchlachten laſſen wollte, 
fo ift über gehöriges Anmelden diefer 
fogenannte Nothſchlag in Gegenwart 
der Marktinfpicienten vorzunehmen, 
und von denfelben fohin nah Befund 
weiter Amt zu handeln. 

8. 31. Fällt ein Stüd Vieh in dem 
Haufe einer andern Vieh haltenden 
Partei, fo haben felbe die Anzeige hier: 
über an die Marktinfpicienten zu mas 
ben, unter deren Auffiht das Thier 
entweder von der Partei felbft, oder 
aber vom Abdeder gegen Bergütung 
der Koften zur Berfcharrung nad Kle⸗ 
derling zu überbringen if. Haut und 
Bett ſolcher Thiere Fömmt den Parteien, 
wenn Feine Seuche im Lande herrfcht, 


Harktpolgei-Auffihtsanfalt. 


fogleih, und wäre Letzteres der Ball, 
die Haut erft nach gefchehener Auslau⸗ 
gung, das Fett aber zum Seifenfude 
zu veräußern, und nur der hiefür ges 
löfte Betrag auszufolgen. Die Milch 
von kranken Thieren, diefelben mögen 
nun gewöhnliche oder anfteddende Krank⸗ 
beiten haben, ift immer zu vertilgen, fo 
wie der Miſt von Thieren, welde an 
einer anſteckenden Krankheit leiden oder 
daran umgeftanden find, fogleich tief in 
die Erde zu verſcharren kömmt. 

$. 32. Von der Fleiſchbeſchau. 
Bei der Fleiſchbeſchau auf Märkten ſo⸗ 
wohl als bei den Approvifionirungs⸗ 
Öewerbsleuten haben die Infpicienten, 
die ſolche bei ihren täglichen Reipici- 
rungen vorzunehmen angewiefen find, 
ihr Augenmerk vorzügli darauf zu 
richten: 

1. daß das Fleiſch frifh, gefund 
und genußbar fei; 

2. daß beim Verkaufe desfelben die 
Barteien nıht im Gewichte verkürzt 
und beim Rindfleifhe auch nicht mit 
unverhältnigmäßiger oder gefeßwidriger 
Zuwage überlegt werden; 

3. daß das Rindfleifch nicht über den 
Sahungspreid and Publicum verkauft, 
und Letzteres auch jederzeit mit felbem 
gehörig bedient werde; 

4. daß der Verkauf des Fleiſches i in 
den Verſchleiß⸗Localitäten der Gewerbs⸗ 
leute den ganzen Tag, auf Ständen 
aber nur bis zur gefeglihen Einräum- 
ftunde Statt finde; 

5. daß die Verführung des Fleifches 
nicht in offenen Wägen gefchehe; 

6. daß das Zerfällen ganzer Thiere 
bei den Ständen unterbleibe; 

7. daß die Schlahtbrüden der Ges 
werbsleute, fo wie deren Verkaufs⸗Lo⸗ 
calitäten und Gewerbd -Nequifiten im- 
mer gehörig gereinigt feien und Alles 
entfernt werde, was die Fäulniß des 
vorräthigen Fleifhes befördern Tönnte ; 

8. daß das Fleiſch entweder in Eie- 
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gruben oder in trodenen, reinlicden 
und zugleich fühlen Orten aufbewahrt 
werde; 

9. daß weit hergetriebened oder ge⸗ 
hebtes und dadurch fehr erhißtes Vieh 
erft, nahdem es volllommen ausgerubt 
hat, gefchlachtet werde, bei der Schladh- 
tung vollftändig ausblute und deffen 
Fleiſch erft einige Zeit nah der Schladh- 
tung zum Berlaufe fomme; und endlich 

10. daß das Tabakrauchen in den 
Localitäten, worin Fleiſch aufbewahrt 
oder verkauft wird, unterbleibe, weil 
dasfelbe hievon einen edelhaften Ge- 
ruch bekommt. 

8. 33. Ferner haben die Markt⸗In⸗ 
fpicienten auch noch darüber zu wachen, 
daß 

a) zu den Würften nur frifches Fleiſch 
und Blut genommen werde; 

b) feine fehon alten, fchlecht bereiteten 
oder bereits fauer gewordenen Würfte, 
vorzugsweife aber feine folden Blut- 
würfte im Verkaufe erſcheinen; 

c) zur Erzeugung der Würfte keine 
meffingenen oder Tupfernen Sprigen, 
fo wie beim Ausbraten nur gehörig 
verzinnte Braipfannen verwendet und 
in felben Würfte, Fleiſch oder Fett 
nicht über Nacht gelaffen werde, und 

d) das eingefalzene oder geräucherte 
Fleifeh nur unverdorben und ganz ge- 
nußbar im Handel erfcheine. 

$. 34. Beidem Geflügel, wel- 
ches im lebenden und todten Zuftande 
auf den Marktplägen fowohl als bei 
den Gewerbsfeuten im Verkaufe vor- 
kommt, haben die Markt» Infpicienten 

darauf aufmerkfam zu fein, ob das le- 
bende Geflügel gefund, und das todte 
nicht allenfalld an einer Krankheit um- 
geftanden fei, indem krankes Geflügel 
der menſchlichen Geſundheit ſchädlich 
und eben deshalb ſogleich zu vertilgen 
ift. Eben fo muß das Geflügel, wel⸗ 
bes an einer anfteddenden Seuche lei« 
det, oder gar ſchon daran umgeftanden 
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ift, unverweilt mit Beihlag belegt — 
jedod nicht vertilgt, Tondern dem Thier⸗ 
arzneisänftitute zur näheren Unterfu- 
hung übergeben werden. 

1. Bon der Mehl- und Brot 
beſchau. 

8. 35. Unter Mehl⸗ und Brotbe⸗ 
fhau verfteht man die Beurtheilung 
des Mehles und Brotes nad feiner 
eigenthümlihen Qualität, und es ift 
das Verfahren bei Vornahme derfelben 
auf den Marktplätzen und bei den Ge⸗ 
werbsleuten ganz gleich. 

In Abfiht auf die Mehlbefhau ha» 
ben die Markt » Infpicienten zu beob- 
achten: 

1. dag das Mehl aus unverdorbe⸗ 
nen Körnerfrüchten erzeugt, 

2. nit warm und verfähliffen, 

3. auch nicht fandig oder wohl gar 
mit fremdartigen Körpern gemiſcht fei, 
und 

4. daß das Gerften, Kufuruß, Boh⸗ 
nens und Erbfenmehl nur ungemifcht 
im Verkaufe erfcheine. 

8. 36. Berfälfchtes oder verdorbe- 
nes, und daher ungenußkared Mehl 
it, wo es auch immer angetroffen wird, 
mit Beſchlag zu belegen, und hievon 
Anzeige an den Magiftrat zu erftatten, 
damit deffen Verkauf an Vieh haftende 
Parteien eingeleitet werden könne. Da 
jedoch fandiges oder mit Geruch behaf⸗ 
teted Mebl, wenn diefe Gehrechen nicht 
gar bedeutend find, noch dadurd zum 
menfhlihen Genuffe geeignet gemacht 
werden kann, daß e3 mit einer gewifjen 
Quantität ganz fehlerfreien Mehles 
vermifeht (conditionixt) werde, fo ha⸗ 
ben die Markt » Infpicienten in ihren 
Anzeigen über derlei in Befchlag ges 
nommene® Mehl zugleich beizufeßen, 
was für eine Quantität fehlerfreien 
Mehles zur allfälligen Conditionirung 
nothwendig fei, indem das zur Beimi- 
fung erforderlihe Mehl die Hälfte 
des beanfländeten Quantums nicht über: 
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fteigen darf, letzteres in diefem alle 
zur Confidcation und bloßen Verwen⸗ 
dung als PViehfutter geeignet erfeint, 
und zu diefem Behufe auch ämtlich zu 
veräußern ift. 

8. 37. Nachdem die Qualität des 
Mehles und die an- demfelben haften- 
den Mängel am leidhteften und ficher- 
ſten durch die fogenannte Teigprobe 
conftatirt werden können, fo haben die 
MarktsInfpicienten das ihnen in was. 
immer für einer Beziehung verdächtig 
vorfommende Mehl ohne weiters mit- 
telft der Teigprobe zu prüfen. 

$. 38. Das zur längeren oder ma- 
gazinsmäßigen Aufbewahrung beftimmte 
Mehl darf nur troden und aud nicht 
zu fein vermablen, davon kein Auszug 
genommen, und muß zudem von Kleien 
gehörig gereinigt werden, weil ed fonft 
zur Aufbewahrung nicht geeignet ift. 

$. 39. Auf dem Mehlmarkte ift der 
Berlanf aller unverdorbenen und ges 
nußbaren Mehl» und ungenepten Hül⸗ 
ſenfruchtgattungen, fo wie der geroll- 
ten Gerfte, da der Handel mit diefen 
Artikeln ganz freigegeben erjheint, an 
den gewöhnlihen Wochenmarkttagen 
von früh Morgens bis 1 Uhr Nachmit- 
tags Jedermann geftattet, und den 
diefen Markt befuchenden mährifhen 
Händlern noch überdies erlaubt, ihre 
ald Zuladung mitgebrachte Peterfilie, 
welche jedoch nicht mit Waflerfchierling 
oder Pilfentraut vermengt fein darf, 
dann GSelleri, Knoblauch und Zwie- 
bein beliebig zu verkaufen. Das Mehl 
kann fowohl auf Marktpläßen als in 
Berfchleiß » Tocalitäten nah dem Ge⸗ 
wichte oder Maße verkauft werden, in⸗ 
defien muß es im erften Falle auf ord⸗ 
nungsmäßig cimentirten Schalenwagen 
gewogen, im lebten Falle aber in ge- 
börig adjuftirtem Maße und mitlelft 
der vorgefhriebenen Meblfchaufelu bei 
fonftiger Confiscation zugemeffen wer- 
den. Uebrigens ift es den Parteien 
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freigeftellt, fih der auf dieſem Marlte 
beftehenden Sadträger zu bedienen 
oder nicht, und bleibt aud die Aus- 
mittlung des Lohnes dem wechfelfeiti- 
gen Hebereinlommen der Parteien über: 
laffen; nur dürfen die zu Markt ge- 
braten Fruchtſaͤcke, wenn foldhe dur 
die beftehenden Sadträger abgeladen 
werden, von der leichten Frucht nit 
mehr als vier, von der ſchweren aber 
nicht mehr als zwei Metzen enthalten, 
. widrigens die dDawider handelnde Par: 
tei nad) der Berordnung vom 12. März 
1816 8. 6675 um 1 fl. W. W. per 
Sad beftraft werden würde. Scließ- 
ich ift auf dem Mehlmarkte noch dar: 
auf zu fehen, daß das auf Wägen an- 
kommende Mehl jedesmal gleich abge: 
laden und die Wägen fo fhnefl ale 
möglich entfernt werden, damit die 
Paffage am Markte ſelbſt nicht gehemmt 
werde, 

8. 40. Bon der Brotbeſchau. 
Bei der Brotbefhau haben die Infpi- 
cienten im Allgemeinen ihr Augenmerk 
daranf zu richten, daß Alles, ſowohl 
auf den Marftpläßen als bei den ©e- 
werbeleuten im Verkauf erfcheinende 
Gebäcke qualitatmäßig, und das Sa⸗ 
tzungsgebäck jederzeit in binreichender 
Menge vorhanden fei und auch das 
vorgefchriebene volle Satzungsgewicht 
habe. 

$. 41. In Bezug auf die Qualität 
des Gebäckes kommt nun zu beob- 
achten: 

l. daß es überhaupt aus gutem und 
reinem Mehl erzeugt, 

. gehörig ausgebaden, 
nicht derb und naß, 
. nicht fandig, 
. nicht übelriechend oder muffig, 
. nicht bitter, 
. nicht ungefalzen, 
. nicht ſauer, d. i. weder Tübel- 
noch ſalzfauer, 
9. nicht zu ſchwarz, 


ON OD 
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10. nicht rindhohl, 

11. nit mit fremdartigen Theilen 
gemengt, 

12. gehörig bearbeitet, und 

13. weder zu viel noch zu wenig ges 
gohren erfcheine, daß ferner 

14. dad Satzungsgebäck nah der 
allgemein befannten Sakungsform er- 
zeugt, und endlich 

15. das Sabungsbrot insbefondere 
mit dem jedem bürger!. Bader Wiens 
vorgefchriebenen Brotzeichen (Stupfer) 
verfehen fei. 

Außerdem haben aber die Infpicien- 
ten auch noch ftrenge darüber zu wa- 
hen, daß das Gebäd nur im ausge: 
fühlten Zuftande im Verkauf erfcheine, 
in den Erzeugungsd: und Verkaufs⸗Lo⸗ 
calitäten der Bäder fowohl ale ihrer 
Zwifhenhändler ſtets Neinlichkeit 
herrfche, das Tabakrauchen in felben 
unterbleibe, und das Gebäd in den 
Verſchleiß⸗Localitäten auf eigenen von 
allen fremdartigen Artifeln abgefon: 
derten Verkaufsſtellen zum Berfaufe 
ausgelegt werde. 

$. 42. Jedes ungqualitatmäßige, aus 
der menfhlichen Geſundheit [hadlichen 
Beftandtheilen erzeugte, oder erft durch 
die fhlechte Bearbeitung zum menſchli⸗ 
hen Genuffe untauglich gewordene Ge- 
bad, ift durch Bezeichnung, d. i. Aus: 
f‘hneiden, außer Verkauf zu ſetzen, und 
mit Befchlag zu belegen, jederzeit aber 
hierüber eine fhriftlide Anzeige an den 
Magiftrat zu machen. 

$. 43. In Abfiht auf das Vorhan⸗ 
denfein aller ſatzungsmäßigen Gebäcks— 
gattungen in hinreichender Menge, wird 
den Snfpicienten bei dem Umftande, als 
ſich rüdfihtlih der Quantität der 
Brotgattungen, weldhe in jedem Ber: 
ſchleißorte vorhanden fein follen, keine 
beftimmten Borfchriften geben lafien, 
und um jedem auch nur f&heinbaren 
Gebäcksmangel zu begegnen, hiermit 
eingebunden, ftrenge darüber zu wa— 
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hen, daß in allen Satzungs⸗Gebäcks⸗ 
Verſchleißorten, welde im Winter bie 
9, im Sommer bis 10 Uhr Abenda 
offen zu halten find, die vorgejchrie- 
benen fabungamäßigen Gebäddgattun- 
gen zu allen Stunden des Tages vor- 
handen feien und Jedermann ohne Un- 
terſchied nach Verlangen damit ord« 
nungemäßig bedient werde. Zur Er- 
reihung dieſes Zwedes, fo wie zur 
Erlangung einer guten Auffiht er- 
ſcheint e8 daher nothwendig, daß die 
Markte:Infpicienten in den ihrer Auf: 
fiht zugewiefenen Bezirken die Sa- 
Bunge = Gebäds - Berfchleißorte täglich 
Bors und Nachmittags und zu verſchie⸗ 
denen Stunden unterfuhen, jeden ent⸗ 
deckten Mangel fogleih rügen und 
felbft abftellen, oder nach Umſtänden 


dem Magiftrate zur weiteren Verfü- 5 


gung anzeigen. Ferner haben die In« 
fpicienten, um jedem wirkliden Ge. 
bädsmangel vorzubeugen, darauf zu 
dringen, daß jeder bürgl. Bäder mit 
dem ihm vorgefchriebenen Mehlvor⸗ 
rathe immer verfehen fei, und deshalb 
an jedem Donnerftage in der Woche 
die Mehloorräthe der Bäder aufzuneb- 


men, bierüber einen Ausweis zu vers. 


faffen und dem Magiftrate vorzulegen; 
diejenigen Bäder aber, welde ihren 
Borrath nicht vollftändig haben, insbes 
fondere dem Magiftrate zur Beftrafung 
anzuzeigen. Uebrigens fönnen wohl die 
bürgl. Bäder auch LTurusgebäde und 
Landbrot erzeugen und verkaufen, als 
lein fie dürfen deshalb nicht die hin- 
länglihe und qualitätmäßige Erzeu- 
gung des Sabungsgebädes vernachläf- 
figen und bleiben daher für jeden ent- 
deeten diesfälligen Mangel, er mag 
nun aus ihrem Verfehulden oder aus 
der Nadhläffigkeit ihrer Berfchleißer ent- 
fanden fein, verantwortlich; nur ift im 
legteren Falle nebft dem Bäder au 
der Verſchleißer dem Magiftrate zur 
Ahndung anzuzeigen. 
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8. 44. Bon dem vorgefhriebenen 
Gewichte aller ſatzungemäßigen Ge- 
baͤcksgattungen haben fich Die Infpicien« 
ten durch tägliches Rachwägen zu über- 
zeugen, und alles vorfindige nicht voll 
gewichtige Satzungsgebäͤck ohne Rüde 
fih, ob es ſchon ungewichtig erzeugt 
oder nur zu ſtark ausgebaden oder 
aber ſchon altgebaden ift, durch Zer⸗ 
fihneiden der Semmeln und Ausſchnei⸗ 
den des Stupferd bei dem Sabungs- 
brote aus dem Verkauf zu feßen und 
das PVerfügte dem Magiftrate anzu⸗ 
zeigen. - 

$. 45. Für die gute Qualität und 
das volle Gewicht aller ſatzungsmäßi⸗ 
gen Gebäcksgattungen bleibt in der Re= 
gel immer der Erzeuger (Bäder) ver⸗ 
antwortlich, indefien find auch nach der 
oben Regierungs » Verordnung vom 
11. Zuli 1832 die Gebäcks⸗Verſchlei⸗ 
Ber für die gute Qualität und das volle 
Gewicht des zum Verkaufe übernom- 
menen fagungsmäßigen Semmelgebä- 
es, da felbes mit feinem Zeichen des 
verlegenden Bäckers verfehen ift, der- 
geftalt verantwortlih, daß, wenn bei 
ihnen unqualitätmäßiged oder unge- 
wichtigede Semmelgebad angetroffen 
wird, gegen fie ohne Rückſicht auf ihren 
Berleger jene Strafen verhängt werden, 
welche in gleichen Fällen gegen die Bä⸗ 
er felbft in Anwendung fommen. In⸗ 
deffen bleiben die Bäder bei dem fa- 


‚Bungsmäßigen Roggen- und Pohlen⸗ 


brote, da ſelbes mit ihrem Stupfer 
verfehen fein muß, für die Qualität 
ſowohl als das Gewicht immerfort ver- 
antwortlid. Kür den Kal, als in dem 
Backhauſe oder einem Verſchleißladen 
eines Bäckers ungualitätmäßiges oder 
ungewichtiged Gebäck entdedt wird, 
haben die Infpicienten noch am näm- 
lichen Tage in allen Verſchleißorten je 
nes Baͤckers Nachſicht zu pflegen, und 
nah dem jeweiligen Befunde Amt zu 
handeln. Altgebadenes und hiedurch 
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zu gering gewordenes Gebäck ift im 
Verſchleiße der Bäcker und ihrer Zwi⸗ 
fhenhändler nicht zu dulden, fondern 
auf den kalten Markt zu weifen. Sollte 
ein Bäder zur Befeitigung eines Man- 
gels unqualitätmäßiges oder ungewich⸗ 
tiges Gebäd von einem andern Bäder 
abgenommen und zum Verkaufe aus- 
gelegt haben, fo find fowohl Erzeuger 
ale Abnehmer zur Beſtrafung anzuzei« 
gen. Aud find die Infpicienten ver- 
pflihtet, nicht blos das auf den Ver⸗ 
faufsftellen der Bäder und ihrer Zwi⸗ 
Thenhändler befindlihe Gebäcke zu un⸗ 
terfuchen, fondern nachzuſehen, ob 
nicht noch anderdwo unqualitätmäßiges 
oder ungewichtiged Gebäck zum Der: 
faufe verborgen gehalten werde. 

$. 46. Um Gebrechen, welche auf 
das Gewicht Einfluß nehmen, gleich 
bei ihrer Entftehung fo viel möglich zu 
verhindern, haben die Infpicienten 
darauf zu fehen, daß die Bäder zur 
Erzielung des vorgefchriebenen Sa- 
tzungsgewichtes ihren Gefellen das 
Teiggewicht gehörig vorfchreiben, daß 
in den Badhäufern Wagen und Ge⸗ 
wichte immer vollftändig vorhanden 
feien, gehörig rein gehalten und wenig⸗ 
ftend alle 2 Jahre vorfhriftmäßig reci⸗ 
mentirt werden. 

8.47. Die Bäder fönnen fo viele Ver⸗ 
ſchleiße eröffnen, als und wo fie wollen; 
nur find fie gehalten, 3 Tage vor der Er⸗ 
Öffnung hierüber Anzeige an den Magi- 
frat zu machen. Auch dürfen fie die eins 
mal gewählten Verſchleiße nicht willfür- 
lich auflaffen, fondern müffen jede beab- 
fihtigte Veränderung derfelben inner 
halb des Burgfriedeng ein halbes, und 
auf den Freigründen ein Bierteljahr 
vorher dem Magiftrate anzeigen, fo 
wie auch die Zwiſchenhändler, den ein: 
mal übernommenen Berfhleiß nur in- 
nerhalb der für die Bader beitimmten 
Friſt wieder auflaffen dürfen. 

8. 48. Zum Berfaufe des altgeba- 


denen, ungewichtigen oder wegen eines 
geringeren Fehlers in der Bearbeitung 
ausgefhoffenen Gebäckes ift ausſchlie⸗ 
Bend der fog. Falte Marft am 
Bauernmarkte, Montag, Mittwoch, 
Freitag und Sonnabend von früh Mor- 
gend bis 1 Uhr Nachmittags beftimmt. 
Auf diefem Marfte dürfen nur die 
bürgl. Bader ihr altes Gebäde, wel⸗ 
ches jedoch nicht etwa ſchon vom Schim⸗ 
mel ergriffen oder aus irgend einer an« 
dern Urſache ganz ungenußbar fein 
darf, entweder felbft oder durch Ver⸗ 
fohleißer verkaufen; indeffen müffen fie 
hierzu eine Markt - Bollete löfen, die 
ihnen unentgeltlich zu erfolgen ift, und 
welche die Verfaufsparteien zur Legitis 
mation bei fih zu führen haben. Ueber 
die audgefertigten Markt - Bolleten ift 
ein eigened Vormerkbuch zu führen, in 
welches der Name und Wohnort des 
Bäders und feines allfälligen Berfchleir 
ers eingetragen werden muß. Uebri⸗ 
gend dürfen die Bäcker neugebadenes, 
blos für den Falten Markt erzeugtes 
Gebäde, fo wie das fogenannte Kür 
chengebaͤck daſelbſt nicht verfchleißen, 
widrigend ihnen foldhes mit Beſchlag 
zu belegen und hierüber Anzeige an 
den Magiftrat zu erftatten ift. 

$. 49. Der Berkauf des Lands 
brotes, welcher unterm 27. Juli 1809 
freigegeben worden ift, fteht den Land⸗ 
bädern, fonftigen Erzeugern und Händ- 
lern nur an den gewöhnlichen 3 Wo⸗ 
henmarkttagen von früh Morgens bis 
1 Uhr Nachmittags auf den hiezu bes 
ftimmten Marktpläßen, keineswegs aber 
in Eiufäßen oder Gewölben zu. Nur 
die hiefigen Bader und Müller fönnen 
ihr ſelbſt erzeugtes Landbrot, und zwar 
Erftere in ihren Gebäcks⸗-Verſchleißor⸗ 
ten, LZeßtere dagegen auf ihren Mühlen 
an allen Zagen der Woche verkaufen. 
Zu dem Landbrote ift in Folge hober 
NRegierungs- Verordnung von 28. Juli 
1820 3. 21144, aud das Commiß- 
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brot zu rechnen. Außer dem Landbrote 
dürfen die Parteien weder Sabungs- 
noch anderes Lurusgebäde zum Ber- 
Taufe nad Wien bringen. Das Haufi- 
ven mit Landbrot und das Ausſchnei⸗ 
den desfelben iſt eben fo, wie den bür⸗ 
gerlihen Baden und Wirthen das 
Ausſchneiden des Satzungsgebäckes vers 
boten. 

8. 50. In Zeiten der Roth haben 
die Markt-Infpicienten darauf zu drin» 
gen, daß ſowohl in den Localitäten der 


Gewerböleute, ald auf den Marktpläs - 


ben Jedermann nah Maßgabe feines 
Bedarfes und der Zulänglichkeit des 
vorhandenen Vorrathes mit einer ent» 
fprchenden Quantität bedient werde, 
ohne Rüdfiht ob der Käufer eine ge- 
wöhnliche Kundſchaft des Verkäufers 
fei oder nicht. 

$. 51. Die befugten Luxusbäcker, 
Küchen» und Germgebäcds-Erzeuger, fo 
wie die ausſchl. priv. Gebäcks⸗Erzeu⸗ 
ger dürfen kein Satzungsgebäck erzeus 
gen, ja nicht einmal ihrem Gebäde die 
Satzungsform geben, fondern nur folche 
Gebäcksgattungen, für welde fie aus⸗ 
drücklich befugt oder privilegirt find. 
Die Markt: Infpicienten haben daher 
diefe Gewerbsleute nicht blos in Abs 
fiht auf die Qualität ihrer Erzeugniffe, 
fondern auch in der weiteren Hinficht 
ftrenge zu beauffichtigen, daß diefelben 
die Grenzen ihrer Befugnifje oder Pri⸗ 
vilegien nicht überfchreiten. 

8. 52. Die Markt» Infpicienten ha⸗ 
ben ferner, um ſtets an der genauen 
Kenntniß aller mit der Erzeugung und 
dem Handel des Gebädes ſich befaf- 
fenden Parteien zu fein, von Zeit zu 
Zeit alle in dem bierortigen Jurisdics 
tiond«» Bezirke befindlichen derlei Par⸗ 
teien mit Ramen und Wohnort aufzu- 
nehmen und in ein Verzeichniß zu brin- 
gen, damit fie jederzeit im Stande find, 
auf Berlangen Auskunft über felbe zu 
geben. 
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II. Bon der Befhaudernod 
übrigen Bictualien. 

8. 53. Bei der Beſchau der noch 
übrigen auf den Märkten und bei den 
Gewerbsleuten im Verkaufe erſcheinen⸗ 
den Bictualien haben die Markt-Infpis 
cienten ftrenge darauf zu fehen, daß 
überhaupt keine fhon verdorbenen und 
dadurch ungenußbar gewordenen Feil⸗ 
fhaften verkauft werden, und zu die 
fem Ende die Echtheit und Güte der- 
felben vor ihrem Verkaufe zu prüfen, 
insbefondere aber darauf aufmerkfam 
zu fein: | 

1. daß die grüne Waare frifh und 
mit feinen der menſchlichen Gefundpeit 
ſchädlichen Kräutern vermengt, und 

2. außer dem mit dem hohen Regie: 
rungs = Circular vom 17. Juli 1838 
erlaubten Schmämmgattungen, näm⸗ 
lid: Champignons, Morheln, Bilz⸗ 
lingen, Halimafhen, Goldprötlingen, 
Röthlingen, fehwarzen und weißen 
Trüffeln, keine andern Schwänme zum 
Verkaufe Tommen; 

3. daß das Obft nicht unreif oder 
verweltt fei; 

4. daß das Getreide und die Hülfen- 
frucht nicht wiplich oder genetzt, Erſte⸗ 
tes auch nicht mit Mutterkorn und der 
Hafer nicht mit Ohm gemengt fei; 

5. daß die Eier nicht faul oder gar 
ftinfend feien. 

6. daß der Effig und die Mil, de- 
ren Echtheit am leichteften durch Hin⸗ 
eingießen des Jodes erprobt wird, dann 
der Rahm und Quark (Zopfen) weder 
mit unfhadlihen noch viel weniger 
aber mit der Gefundheit [hädlihen In- 
gredienzen verfegt ſeien; 

7. daß die füße Butter ganz echt 
erzeugt und nicht gefärbt, die gefalzene 
aber nicht ranzig fei; 

8. dag das Rindſchmalz ebenfalls 
nit ranzig, mit gefalzener Butter oder 


Schweinefett verfälfcht; 


9. die Käfegattungen nicht verborben ; 
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10. das Sauerkraut und die Sauer: 
rüben, welche durch zu lange oder fahr- 
läffige Aufbewahrung leicht verderben, 
nit in einem ſolchen Zuflande ver 
kauft; 

11. daß die eingemachten rothen Ruͤ⸗ 
ben und Gurken, grünen Fifolen, Erb⸗ 
fen u. f. w. nicht in kupfernen Ges 
[irren aufbewahrt oder wohl gar mit 
Kupferfäure zubereitet werden; 

12. daß überhaupt alle flüffigen Le— 
bensmittel nicht in kupfernen oder mef- 
fingenen Gefäßen aufbewahrt oder zu⸗ 
gemefien werden; endlich 

13. daß ungefundes oder venerifches 
Geflügel, vorzüglich aber Tauben zum 
Verkaufe nicht zugelaffen werden. 

8.54. Was die Marftplaße auf der 
Seilerftätte, am Hof, auf der Freiung, 
im tiefen Graben, am Salzgries, Ho⸗ 
henmarkt, JZudenplab und auf der Brands 
ftätte anbelangt, fo haben die Infpie 
cienten die erfcheinenden Parteien, wel- 
hen nicht etwa ſchon beftimmte Pläße 
angewiefen find, nach der Zeit ihrer 
Ankunft zu reiben, und darüber zu 

wachen, daß (mit Ausnahme von foge- 
nannten Zuladungen) nur die nach den 
vorhandenen Plänen und Verordnun⸗ 
gen für die einzelnen Märkte beſtimm⸗ 
ten Artikel dahin gebracht und feilge 
boten werben. Eben fo haben die In⸗ 
fpicienten über die auf den Märkten 
fih einfindenden Helfer und Träger 
oder Trägerinnen ftrenge Auffiht zu 
führen, deren Ramen und Wohnort in 
ein eigenes Vormerkbuch einzutragen, 
und bei den Trägern noch insbefondere 
darauf zu fehen, daß ihre Butten mit 
den vorgefchriebenen Nummern, welche 
gleihfalld im Protocolle vorzumerken 
find, verfehen ſeien. 

8. 55. Der Obft- und Pictualien- 
markt am Schanzel, welcher eigentlich 
zum Verkaufe der zu Waſſer nad Wien 
fommenden Lebensmittel beflimmt ift, 
theilt fih in drei Theile, nämlich: in 
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deri Berfaufsplag am rechten Donaus 
ufer, wo nur die mit Obſt und auch 
andern Victualien beladenen Schiffe 
landen, dann in den Verkaufsplatz am 
linten Donauufer, wofelbft nur die mit 
Erdäpfeln, Kraut und Rüben beladenen 
Schiffe Ianden dürfen, und in den 
eigentlihen Marftplaß, wo die ausge: 
ladenen Keilfhaften im Großen und 
Kleinen veräußert werden können. An 
beiden Donauufern ift der Verkauf der 
in Schiffen aufgefhütteten Lebensmit⸗ 
tel nur dem Erzeuger und Händler, 
welcher ſolche hieher gebracht hat, und 
zwar blo8 auf den Schiffen, keines⸗ 
wegs aber auf den Uferböfchungen ge= 
ftattet. Eben fo ift auch nicht erlaubt, 
Bietualien von einem Schiffe auf ein 
anderes leer ftehendes zu überladen 
oder wohl gar auf der Achſe gebrachte 
Feilfhaften in ein Schiff zu bringen, 
indem ſelbſt die auf Schiffen in Butten 
oder Körben ankommenden Bictualien 
auf den eigentlihen Marktplatz ausge: 
tragen werden müffen. Die Anweifung 
der Schiffsanlande für die zu Waſſer 
antommenden Barteien, fo wie die Ents - 
fernung der leeren Schiffe geht die ge- 
fallsämtlichen Beamten bei der Schan- 
zelmauth an, und die Markt-Infpicien- 
ten haben nur darauf zu fehen, dag 
feine Schiffs -Requifiten an der Ufer: 
böſchung ausgelegt, und die Obft- und 
Bictualienfhiffe zu Anfang der Wins 
terzeit aus dem Donaucanale gefhafft 
werden. 

$. 56. Bon dem Markte vor 
dem Kärnthnertbore. Der Markt: 
platz vor dem Kärnthnerthore ift vor- 
zugsweife zum Verkauf des auf Wägen 
dahin gebrachten Obſtes, der Erdäpfel 
und auch grünen Waare beftimmt. Der 
Verkauf diefer Feilfhaften dauert den 
ganzen Tag hindurd. Diefer Markt⸗ 
plag zerfällt nah dem beſtehenden 
Plane eigentlih in 4 Theile, wovon 
der größte ausfchließend zum Verkaufe 
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des Obſtes auf Wägen, der daran fto- 
Bende Kleinere Theil von den Landleu- 
ten und hiefigen Händlern zum Tlein- 
weifen Verkaufe des Obftes, und zwar 
nach der Verordnung vom 24. Auguft 
1830 3. 46563 in abgefonderten Rei- 
ben, die 3. Abtheilung zum Verkaufe 
von Erdäpfeln, und endlich die 4. in 
Folge Berordnung vom 25. Dct. 1826 


3. 31196 zum Berkaufe der grünen - 


Maare verwendet werden fol. Als Zu⸗ 
ladung Fönnen auf diefen Marktplag 
auch Kraut, Rüben, Geflügel, Butter, 
Landbrot und felbft Stroh gebradt 
und verkauft werden. 

8.57. Bon den Pictualien- 
Märkten in den Vorſtädten über 
haupt. Auf den noch übrigen Bor. 
ftadtmärkten wird von Landleuten fos 
wohl als hiefigen Parteien täglich von 
früh Morgens bit 1 Uhr Nachmittags, 
auf den Markiplägen zu Mariahilf und 
St. Ulrich aber den ganzen Tag Markt 
gehalten, und Tönnen dafelbft Bictuas 
lien jeder Gattung, dann nach der Ver⸗ 
ordnung vom 10. April 1792 3. 4174 
auch Stroh nad) den vorgefhriebenen 
Maßen und Gewichten verkauft werden. 
Uebrigens haben die ftädtifhen Markt⸗ 
Infpicienten, obgleih für die Märkte 
in den fremdherrfchaftlihen Bezirken 
eigene Auffihts-Beamte beftehen, und 
für die magiftratifhen Vorftadtmärkte 
in Bolge hohen Regierungs »Derretes 
vom 2. Dec. 1838 3. 67379, die 
Aufftellung eigener Auffeher aus den 
Bemeindegliedern angeordnet worden 
ift, nicht nur darüber zu wachen, daß 
diefe Auffichts - Individuen die Markt⸗ 
und Sanitäts⸗Polizei⸗Vorſchriften auf 
den unter ihrer unmittelbaren Auffict 
ftehenden Märkten gehörig handhaben, 
fondern auch felbft allen Fleißes alldort 
zu infpiciren, und fich zeigende Gebre- 
‚ben, wo möglih, gleich abzuftellen, 
oder dem Magiftrate zur weiteren Ders 
fügung anzuzeigen. 
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8. 58. Bon den Pictualien- 
ſtänden überhaupt. Unter Victua- 
lienftänden verfteht man im Allgemei- 
nen jene Stände, worauf Xebendmit- 
tel feilgeboten werden, diefelben mögen 
fih nun inner» oder außerhalb der 


Marktpläge aufgeftellt befinden. 


Die Markt» Infpicienten haben dar» 
über zu waden: 

1. Daß durchaus kein Stand ohne 
obrigkeitlihe Bewilligung aufgeftellt, 
und den mit foldher aufgeftellten Stan» 
den eine fo viel möglich gefällige Form 
gegeben werde; 

2. daß dieſelben nicht über die Ge⸗ 
bühr ausgedehnt, und nur fo aufge 
richtet werden, daß fie die Paſſage nicht 
hemmen oder wohl gar hindern; 

3. daß auf felben kein Luxusgebaͤck 
verfauft werde; 

4. daß die Inhaber der Stände aud 
ihre Pläße ſtets rein halten; 

5. daß die Höcerleute ihre Stände 
an Sonntagen erſt nah 4 Uhr Rad 
mittags ausräumen; 

6. dag die Stechviehhändler bei 
ihren Ständen feine ganzen Thiere 
ausarbeiten oder zerfällen, und an 
Mocentagen nur bis 10, an Sonn 
und Feiertagen aber nur bis 9 Uhr 
Bormittags feil haben; 

7. daß das Landbrot auf Ständen 
nur an den drei gewöhnlichen Wochen 
markttagen verkauft werde; und endlich 

8. daß die Inhaber der Stände den 
bemefienen Plabzins pünctlih einzah⸗ 
len, und jene Parteien, welche ſolches 
zu thun unterlaffen, dem Magiftrate 
angezeigt werden, um entweder die Ein- 
treibung des Rückſtandes oder aber 
auch nah Umftänden die Einziehung 
des Verkaufsſtandes einleiten zu fönnen. 

$. 59. Da übrigens dem Magiftrate 
als Steuer⸗Bezirks⸗Obrigkeit von Wien 
fehr daran liegen muß, daß nicht nur 
alle Gewerbe und Handel treibenden 
Barteien mit der Erwerbfteuer bemef- 
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fen, fondern auch die -anrepartirten 
Quoten in den gefeßlihen Fallfriſten 
eingezahlt werden, fo wird den Marft- 
Infpicienten bei ſtrenger Ahndung, und 
nah Umſtänden fogar Grfapleiftung 
hiermit aufgetragen, und zur befonde- 
ren Pfliht gemadt, den Parteien bei 
ihren Amtshandlungen die Erwerb» 
fteuerfcheine zur Einficht abzufordern 
und diefelben bei ſich zeigenden Ruͤck⸗ 
fländen zur Bezahlung ernftlih abzu- 
fordern und zu mahnen, im Kalle aber 
eine Partei mit der Steuer gar nicht 
bemefien fein oder die Einfiht des 
Steuerſcheines verweigern ſollte, ſolche 
unverweilt zur weiteren Amtshandlung 
hieher anzuzeigen. 

8. 60. Vom Getreide⸗-oder fo- 
genannten Landkörner⸗Markt. 
Der Getreidemarkt iſt zum Verkaufe 
von allen Getreide⸗ und Hülſenfrucht⸗ 
gattungen in größeren Quantitäten be⸗ 
ftimmt, diefelben mögen num in Säden 
oder auf Wägen gefhüttet zu Markt 
gebracht werden. Derfelbe hat an den 
zwei Hauptmarkttagen mit Tagesan⸗ 
bruch zu beginnen, und nad der Ver⸗ 
ordnung v. 14. April 1831 3. 12160 
um 2 Uhr zu enden. Der Berkauf der 
Körnerfrühte bat dafelbft nur nach dem 
cimentirten Maßgefchirre dem n. öfterr. 
Metzen, und auf dem für jede einzelne 
Fruchtgattung beftimmten Plabe, wel⸗ 
her den Parteien nad der Reihe ihrer 
Ankunft angewiefen wird, zu gefche- 
hen. Die Fruchtſäcke dürfen nad der 
Berordnung vom 12. Mai 1816 3. 
6675 bei Vermeidung einer Geldftrafe 
von 1 f.W. W. pr. Sad bei der 
fhweren Frucht nicht mehr ald 2 Me: 
gen, und bei der leichten nicht mehr 
ald 4 Mepen enthalten. Dose Abmeffen 
der Körmerfrüchte ift dem freiwilligen 
Uebereintommen der Parteien überlafs 
fen, nur haben die Verkäufer nach der 
hierortigen Kundmachung v. 23. Apr. 
1839 bei ihrem Erſcheinen auf dem 
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Markte und bevor fie noch Etwas ver 
faufen, die Quantitäten aller ihrer 
Fruchtgattungen der Marktaufficht ges 
wiffenhaft anzumelden, bei den Brot⸗ 
früchten, d. i. bei Kom und Weizen 
aber noch insbeſondere Verkäufer und 
Käufer nebſt dem Namen auch den 
Preis und die Anzahl der verkauften 
Metzen in eigene, bei der Marktauf⸗ 
fiht bereit gehaltene Ausweife einzu« 
tragen, und die Richtigkeit ihrer An- 
gaben bei Dermeidung einer Geldftrafe 
von 5 bie 50 fl. EM. durd die eigen- 
händige Unterſchrift an Eideaftatt zu 
beftätigen. Die Markt⸗Inſpicienten find 
in Semäßheit der hoben Verordnungen 
v. 8. Aug. 1816 3. 23951, 19. Apr. 
1822 3. 4768 und 31. Mai 1822 
3. 11615, dann 23. April 1839 ver- 
pflihtet, die Quantität fowohl als die 
Preiſe der Körnerfrüchte genau aufzu⸗ 
nehmen und in die diesfälligen Pro- 
trocolle einzutragen. Auch bat das 
Auffihts » Berfonale forgfältig darüber 
zu wachen, daß von den Parteien Feine 
unrichtigen Körner » Quantitäten und 
Preife angefagt werden, fih deshalb 
in erfterer Beziehung durch Nachmeſſen, 
in leßterer aber durch genaues Nach⸗ 
forſchen von der Richtigkeit der Angabe 
zu überzeugen, und entdeckte Unrichtig- 
feiten fogleich zu conftatiren und abzus 
ftellen, die Schuldtragenden aber jeden- 
fall® dem Magiftrate zur Beſtrafung 
anzuzeigen. Auf dem Getreidemarkte 
dürfen nach der hohen Regierungs⸗Ver⸗ 
ordnung v. 11. April 1794 3. 4325, 
außer den verfchiedenen @etreidegat- 
fungen an Markttagen aud Reuter, 
Siebe, Stäbe, Scheibtruben, Schub 
farren, Schaufeln, Kreinzen, Befen 
u. f. w. in Meinen Quantitäten, fo wie 
in den Herbfimonaten an allen Wochen 
tagen auch füßes Kraut und weiße Rü- 
ben nad dem Gefichte oder nah Schil- 
lingen und Meben verlauft werden. 
Die Preife von Kraut und Rüben find 
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nad der ſchon oben beſchriebenen Art 
aufzunehmen, daß hieraus der höchfte 
und niedrigfte Preis eines Schillings 
oder Mebens zu erfehen ift. 

8.61. Vom Baffer -» Körner 
markte. Das Verfahren, welches bei 
"dem Verkaufe der auf diefem Markt⸗ 
plage zu Wafler erfcheinenden Körner- 
frücdhte zu beobachten könımt, ift durch 
die Wafler-Körnermarkt-Ordnung vom 
16. Sept. 1819 vorgezeichnet und ha⸗ 
ben die Markt Infpicienten über die 
genaue Beobachtung derfelben, in fo fern 
ſolche durch neuerliche Verpachtung des 
Metzenleihergefälls, die Auflaffung der 
Körnermefler- Gebühren und durch die 
Ueberlaffung der Sadträger-Röhnungen 
dem freiwilligen Uebereinkommen der 
Parteien nicht Abanderungen erlitten 
bat, forgfamft zu wachen, gleichwie fie 
rückſichtlich der Preisanſage und Auf: 
nahme das naͤmliche Verfahren zu bes 
obadhten haben, welches für den Land⸗ 
Körnermarkt vorgefchrieben erfcheint. 

8. 62. Bon dem Bogelmartte. 
Am Boyelmarkte werden nicht nur alle 
Gattungen lebender Vögel, fondern 
auch Ameifeneier und Mehlwürmer zum 
Berkaufe gebracht, und es darf daſelbſt 
nah der Verordnung vom 27. Nov. 
1804 3. 20291 täglid von früh Mor- 
gend bid 1 Uhr Nachmittags verkauft 
werden. Der Verſchleiß der vorerwähn- 
ten Artifel, dann der Vogelkäfige wird 
von den Vogelkrämern in eigenen Hütten, 
mit welhen fie monatlid der Reihe 
nah zu wechſeln haben, den ganzen 
Zag über, von den Landleuten und 
Vogelfängern aber nur bis 1 Uhr Rache 
mittagd ausgeübt." Indeſſen ift mit 
bierortiger Verordnung vom 1. Aug. 
1833 3. 34335 der Berfauf der 
Hunde, fo wie das Sceeren, Ohren⸗ 
ftugen, Schweiflchneiden und Wurm⸗ 
nehmen auf offenem Markte verboten, 
und nur den Bogelkrämern im Innern 
ihrer Hütten geftattet. Uebrigens wird 
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der mit Stadthauptmannſchafts⸗Ver⸗ 
ordnung vom 18. April 1815 für frei 
erflärte Handel mit Ameifeneiern nad 
dem Flüſſigkeitsmaße betrieben, und 
nur die Mehlwürmer pflegen nad Hun- 
derten verfauft zu werden. 

8.63. Bon dem Pferdemarfte. 
Diefer Markt, welcher auf einem Theile 
des Heumarktes zweimal im Jahre, 
und zwar 8 Tage vor dem Jubilate- 
und 8 Tage vor dem Allerheiligen» 
Jahrmarkte abgehalten wird, dauert 
jedes Mal 3 Tage, während welder 
Jedermann feine zu Markt gebrachten 
Pferde ohne Entrichtung irgend einer 
Gebühr verkaufen oder vertaufchen 
fann. Die Markt » Infpicienten haben 
dafelbft nur die zum Verkaufe kom⸗ 
mende Zahl Pferde aufzunehmen, und 
bei vorfommenden Streitigkeiten oder 
Beihwerden über Bevortheilungen im 
Kaufe die betheiligten Parteien an die 
Polizei⸗Behörde zu weiſen, welde in 
derlei Fällen nad vorläufiger Einver- 
nebmung des ?. k. Thierarznei-Inftitu- 
tes die weitere Amtshandlung pflegt. 
Uebrigens ift nad der h. Hofkanzlei⸗ 
Entfheidung vom 21. Aug. 1828 3. 
19120 der Taufh und Verkauf von 
Pferden au außer der Marktzeit im 
Innern der Häufer erlaubt. 

8. 64—88. Die in diefen $$. rück⸗ 
fihtlih der Brennholzlegftätten 
vorfommenden Vorſchriften find in der 
neuen Holzmarkt » Ordnung zufammen- 
geftellt, |. Holzmarkt:Ordnung. 

Da der mit Verordnung vom 10. 
Dct. 1817 3. 35130 für frei erklärte 
Kleinholzhandel außer den Holzleg- 
ftätten auch in Privathäufern und auf 
anderen Privatpläßgen in den Vorftüd- 
ten betrieben wird, fo haben die Markt⸗ 
Infpicienten darauf zu fehen, daß die- 
fer Handel nicht unbefteuert ausgenibt, 
hierbei die Feuerficherheits - Polizeivor- 
f&hriften genau beobachtet und auch das 
Publicum im Maße nicht verkürzt 





Harktpotigei-Auffihtsanflait. 


werde, zu welchem Ende fie alle aus- 
wärtigen Verkaufsplatze ebenfalls forg- 
fältig zu infpiciren und bei entdeckten 
Gebrechen ganz fo wie auf den ordent- 
lichen Legftätten Amt zu handeln ver- 
pflichtet find. 

8.90. Bon der Bauholz⸗Leg⸗ 
ftätte. Der Handel mit Bauholz ift 
duch die Berordnung vom 9. Mai 
1819 Zahl 13326 freigegeben, und 
wird im Großen auf den Bauholz 
Legſtätten, im Kleinen aber au in 
Häufern der Vorftädte, wo in "euer 
ſicherheits⸗Ruͤckſichten kein Anftand da- 
gegen obwaltet, betrieben. Da nun Die 
Auffiht und Handhabung der Ordnung 
auf den Bauholz. Geftätten und Privat- 
pläßen für die Folge ebenfalld den 
Markt » Infpicienten gugewiefen er 
feint, fo wird denfelden Folgendes 
bei ihrer diesfälligen Dienſtesverrich⸗ 
tung zur Richtſchnur vorgefhrieben: 

1. Iſt es derſelben vorzüglichſte 
Pflicht über die Freihaltung der Fahr⸗ 
und Gehwege auf der Bauholzgeftätte, 
fo wie darüber zu wachen, daß zwiſchen 
den aufgefchlichteten Holzlagen immer 
einige Durchbruͤche von der Fahrſtraße 
gegen die Donau offen gehalten wer- 
den, um emerfeits die Fußgeher vor 
Beſchädigung möglihit zu fihern und 
andererjeitö im Kalle einer Feuers⸗ oder 
Waſſersgefahr von mehreren Seiten 
hilfreiche Hand bieten zu können. 

2. Haben fie auch über die Freilaf- 
fung der Ufer des Donaucanales und 
der zur Anheftung der Schiffe und 
Floͤße angebrachten Haftſtöcke von wer 
nigftens 3 Schuhen, dann für die Rein- 
haltung der Huffchläge oder Treppel⸗ 
wege von wenigftend 2 Klaftern, fo 
wie der Ufer des Alferbadjes in Folge 
hohen Regierungs-Decretes vom 13. 
Sept. 1833 3. 60452 zu forgen, zu 
diefem Ende alle auf den genannten 
Orten betretenen Werkhölzer von was 
immer für einer Gattung fogleich abzu⸗ 

Zaleisky, Handb. d. Boliz. Gef. II. 
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ſchaffen, und falls die Eigenthuͤmer der 
Ihnen eribeilten Weifung innerhalb 24 
Stunden nit nahlommen follten, fo- 
gleih nah Verlauf diefer Friſt jene 
Hölzer von Amtswegen auf Gefahr 
und Koften der Eigenthämer wegfüh- 
ren zu laflen, und die Anzeige hierüber 
an den Maziftrat zu mahen. In dies 
fer Hinfiht werden die SInfpicienten 
auch noch angewiefen, dem k. k. Do» 
naucanalsInfpector, der für diefen bes 
ſtehenden Inſtruction gemäß in derglei« 
hen Fällen immer die erforderliche Aſ⸗ 
fiftenz zu leiften. 

3. Nachdem der $. 1 der allgemei- 
nen Holzgeftätten » Ordnung vom 12. 
Rov. 1793 als öffentlihe Verkaufs⸗ 
oder Marktpläge für Bau- und Werk. 
hölzer, und zwar für Weinflöde die 
Spitlau, für Bauholz aber den Plag. 
am ftädt. Stadl in der Roßau bei der 
goldenen Gans bis zum Althangrunde 
und zum Theil auch am Schanzel, und 
für jenes, welches fogleich beim Waſſer 
verfauft wird, die Spitlau und diefe 
ale Communicativplak für fremde Hand- 
ler beftimmt;; fo haben die Infpicienten 
genaue Aufficht zu pflegen, dag von 
dem SKaiferbade abwärts bis zum Aus⸗ 
ftreifplaße nahft dem Schanzel fein 
Werkholz gelagert, der erfigenannte 
Ausftreifplab ftetd freigehalten, und 
derlei Hölzer blos nahe am daſigen 
Mauthgebäude oder rückwärts desfel- 
ben gelegt, endlih ſich nicht biefige, 
oft fogar unbefteuerte Händler beige 
ben laffen, die Gommunicativpläge mit 
ihren Hölzern zu belegen, und fo den 
fremden Parteien die Auslagerung ihrer 
Hölzer zu erfchweren, wo nicht gar 
unmöglich zu machen, um diefe hiedurch 
zu niederen Berkaufspreifen zu zwins 
gen. In diefer Beziehung haben 

4. Die Infpicienten firenge darüber 
zu wachen, daß die auf dem Commu⸗ 
nicativplaße in der Spitlan, dann dem 
Aushilfsplatze naͤchſt der Schanzel⸗ 
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mauth ausgelegten Werkhölzer zum 
Abbruche der neu anlommenden Par⸗ 
teien nicht über die gefehlichen 4 Tage 
audgelegt bleiben. In einem ſolchen 
Falle haben die Infpicienten die Eigen- 
thümer zur Abfuhr ihrer Hölzer aufzu⸗ 
fordern, das Holz felbft aber nad 
fruchtlos verſtrichener 24ſtuͤndiger Er- 
mahnungsfriſt auf Koſten der Eigen⸗ 
thümer wegzuſchaffen und die Anzeige 
hieruͤber zu erſtatten. 

5. Damit keine Partei, die ſich der 
Communicativpläße bedient, über Par⸗ 
teilichkeit zu beſchweren Urſache habe, 
fo haben die Infpicienten ein eigenes 
Protocol zu führen, in weldes die 
mit dem Bauholzhandel fi befaffenden 
fremden Parteien, fie mögen nun bloße 
Händler oder Erzeuger fein, von Tag 
zu Tag dergeftalt einzutragen fommen, 
daß hieraus erfihtlih wird, wann und 
mit welder Quantität Holzes jeder 
derfelben einen Communicativplak, und 
welchen eigentlid belegt, dann wann 
er fein Holz wieder abgeführt habe, 
- oder etwa wegen verfpäteter Abfuhr 
zur Hinwegräumung unter Feſtſetzung 
einer 24ſtündigen Friſt aufgefordert 
worden fei. Diefe geſchehene Aufforde- 
rung hat jede Partei durch eigenhändige 
Fertigung zu beflätigen. 

6. Um nun einerfeit3 diefe noth- 
wendige Vorfihtömaßregel in Vollzug 
feßen zu können, andererfeit3 aber auch 
Irrungen und Unordnungen auf der 
Bauholzlegftätte, vorzüglih auf den 
Communicativplägen nah Möglichkeit 
vorzubeugen, hat jeder Holzerzeuger 
oder Händler die Ankunft feines Fahr⸗ 
zeuges noch vor ‚der Ausladung dem 
Infpicienten, bei Bermeidung einer 
Strafe von 1fl. 30 kr. C. M. zum 
Markt:Straffonde zu melden, und find 
die k. k. Bancal » Linienamter um die 
diesfällige Anweifung der Parteien an- 
zugehen. 

7. Die in den beiden vorhergehen- 


den Abfchnitten enthaltenen Beſtim⸗ 
mungen haben aud für jene Parteien 
ihre Giltigkeit, welde mit Bauholz be= 
ladene Flöße auf hiefige Landpläße ge- 
bracht, diefe aber der b. Rogge. Vdg. 
v. 6. Fehr. 1813 zuwider innerhalb 
drei Mal 24 Stunden ni entladen, 
oder die bereits entladenen binnen 3 
Tagen nad der Entladung auszuſtrei⸗ 
fen unterlaffen haben. Die dagegen 
Handelnden follen dem Magiftrate zur 
Beftrafung, eben fo wie 

8. jene Zimmermeifter oder Bau⸗ 
bolzhändler unverweilt angezeigt wer⸗ 
den, welche entweder Flöße an einen 
nad der h. Rggs. Vdg. v. 14. Dechr. 
1825 ihnen nit angewieſenen Aus⸗ 
ftreifplaß bringen, oder bereitö ausge⸗ 
ftreifte Floßhoͤlzer nit in der durch 
das ?. k. Stadthauptmannihafte:Decr. 
v. 20. Juli 1816 vorgefchriebenen Friſt 
von 3 Tagen wegführen. 

9. Bei der gegenwärtigen Gewohn- 
heit, überall und ohne Rüdfiht auf 
Umftände Tabak zu rauchen, und bei 
der dagegen auf den Holzlegftätten 
überhaupt, indbefondere aber auf den 
Lagerftätten für Bauholz vorhandenen 
Gefahr eines Feuerausbruches haben 
die Infpicienten beſonders die Abftel- 
lung des Tabakrauchens dafelbft fi 
zur ftrengften Pflicht zu machen und Je⸗ 
den, der einer diesfälligen Abmahnung 
nicht Gehör geben follte, der betreffen» 
den PBolizeisBezirkd-Direction zur weis 
tern gefeglihen Amtshandlung zu ftels 
len oder anzuzeigen, wie dies im St. 
G. B., in dem Feuerpatente und in den 
Cireular» Berordnungen v. 19. Dctbr. 
1798, 4. Decht. 1810 und 24. Jumi 
1806 vorgefchrieben ift. 

8. 10. Da indeffen nicht blos Feu⸗ 
erögefahr abzumenden, fondern auch 
gegen Waſſersgefahr fo viel möglich 
Vorſehung zu treffen ift, und die Bau⸗ 
bolzlegftätte ihrer tieferen Lage nad 
ſolchen Gefahren bejonders ausgeſetzt 
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erſcheinet, fo wird den Infpicienten zer 
ftrengften Pflicht gemacht, die für ein⸗ 
tretende Ueberſchwemmungen beftehende 
Anftruction, in fo weit felbe in den Wir⸗ 
kungskreis der Marktauffichtsbeamten 
einf&hlägt, genau vor Augen zu haben, 
und die diesfalls nöthigen Boreinlei- 
tungen, vorzüglich bei einem bevorfte- 
benden Eisgange, entweder gleich felbft 
zu treffen, oder aber dem Magiftrate 
zur gehörigen Zeit anzuzeigen. 

11. Darf nad der Verordnung v. 
27. Novbr. 1834 3. 71151 (f. Ei) 
in der Strede von der Ausmündung 
des Alferbadhes bis unter die Roſu⸗ 
movskibruͤcke, fo wie im Wienfluffe Tein 
Eis gehauen, und in Gemäßheit der 
weiteren Verordnung dv. 18. October 
1830 3. 33412 aud Feine Zille vor 
den Häufern im Donaucanale zerſchla⸗ 
gen werden. Endlich 

12. haben die hierortigen Markt: 
infpicienten darüber zu wachen, dag das 
Ausfreifen und Hinterlegen der Bau⸗ 
bölzer und Flößbäume genau nad) den 
mit dem 5. Rggs. Decr. v. 25. März 
1838 3. 17192 vorgefchriebenen und 
duch die hierortige Kundmachung v. 
5. Juni 1838 bekannt gegebenen Mo⸗ 
dalitäten vorgenommen werde. 

$. 91. Bon dem Holz- und 
Kienmarktevordem Kärnthner- 
thore. Auf diefem Marktplage dürfen 
blos Landleute ihr auf der Achſe nad 
Wien gebradhtes Brennholz, Kien, Säg- 
fpäne, Tiſchlerholz, Leitern, hölzerne 
Roͤhren, Rinnen, Heugabeln, Stangen 
u. f. w. verkaufen. Der Verlauf des 
Brennholzes findet dafelbft nad dem 
Stadthauptmannfhaftd-Decrete v. 26. 
April 1816 entweder nach der Klafter 
oder nad der Fuhre Statt, und die 
Sägipäne werden nah Säden oder 
Meben veräußert. 

8.92. Bon dem Kaltmartte. 
Der Kalkmarkt ift ausfchliegend zum 
Zerkaufe des gebrannten Kalkes bes 
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ſtimntt. Kalkmarkt wird an allen Wo⸗ 
chentagen von früh Morgens bis 1 Uhr 
Nachmittags gehalten und es darf der 
Kalk dafelbft entweder nad dem Ge⸗ 
fidte oder nah dem vorgeſchriebenen 
Mage (dem fogenannten Mittel a 2'/, 
n. öfterr. Meben haltend) veräußert 
werden. Diefer Markt unterfteht eigent- 
lich der Aufficht des k. k. Hofbauamtes 
und die Marktinfpicienten haben blos 
darüber zu wachen, daß von den Kalk⸗ 


bauern durch unordentlihe Aufftellung 


ihrer Wägen die Paffage nicht gehin⸗ 
dert werde. 

8.93. Bon dem Heu- und 
Strohmarkte. Der Heu- und Stroh⸗ 
markt erfcheint zum Verkaufe von Heu 
und Stroh in größeren Quantitäten 
beftimmt. Für diefen Marktplag iſt un⸗ 
term 18. Zuli 1793 eine eigene Markt⸗ 
Ordnung erlaffen worden, welde aud 
bis auf die durch Freigebung des Heu- 
und Strohhandels aufgehobenen $$. 
1,5, 8 und 9 nod gegenwärtig in 
Wirkſamkeit ſteht. Der Verkauf des 
Heues von den dieſen Markt befahren⸗ 
den Parteien, welche daſelbſt nach ihren 
Oriſchaften gereiht und aufgeſtellt zu 
werden pflegen, wird außer den gewoͤhn⸗ 
lichen 3 Wochenmarkttagen auch an 
Montagen und Donnerſtagen jeder 
Woche entweder nach dem Geſichte oder 
Gewichte, ohne Beſchränkung auf ge⸗ 
wiſſe Stunden, den ganzen Tag über 
ausgeübt. Den Erzeugern iſt nach der 
hohen Regierungsweiſung v. 26. Juli 
1792 erlaubt, mit dem Heue auch an⸗ 
dere Feilſchaften als Zuladung hieher 
zu bringen und zu verkaufen, gleichwie 


alldort Rohrdecken und Stocadorer⸗ 


rohr frei veräußert werden koͤnnen. 
Die Marktinfpicienten haben nur daranf 
zu fehen, daß die auf diefem Markte 
erfeheinenden Helfer oder Zaglöhner 
dem freien Handel durd ihre Einmen- 
gung oder fonftige Umtriebe nit Hin- 
derniffe in den Weg ne und daß dar 
2 % 
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felbft Dad Tabakrauchen aus. Feuek- 
fißerheitsrudfihten unterbleibe. Die 
Abnahme der früher beftandenen und 
mit der Kundmahung vom 25. Sept. 
1824 aufgehobenen fogenannten Doll⸗ 
metfchgebühr ift den Infpicienten durch⸗ 
aus unterfagt. Der Berfauf des Stro- 
bed, welcher auf einem abgefonderten 
Plage Statt findet, geſchieht nur an 
den gewöhnlichen drei Wochenmarktta⸗ 
gen, und zwar nad dem Schober oder 
Shot zu 60 Binden oder Schaben, 
oder auch Stüd d. i. Schabweife; Fut- 
ter und Streuftroh dagegen wird ent⸗ 
weder nach dem Geſichte oder nad dem 
Gewichte veräußert. Uebrigens darf auf 
dem Strohmarkt auch Ohm zum Ber 
fauf gebracht und entweder nad dem 
Mepen oder Butten hintangegeben 
werden. In den wöchentlihen Heu⸗ 
und Strohpreid » Ausweifen find nebft 
dem höchſten und niederften Preife des 


Zentnerde Heu oder Schodes Stroh. 


nad) den verſchiedenen Ortfchaften auch 
der arithmetifche Mittelpreis diefer Ar« 
tifel, fo wie nicht minder der Mittel- 
preid des Bundes Stroh zu 12 Pfund 
nebft der Anzahl der auf dem Markte 
erfhienenen Quantitäten diefer Artikel 
nach Zentner und Schod genau erficht- 
lich zu machen. 

8.94. Bonden Koblenmartte. 
Der Kohlenmarkt vor dem Kärnthner- 
thore ift nach der unterm 11. April 
1816 erlafjenen Kohlenmarkt⸗Ordnung 
lediglih zum Verkaufe der nah Wien 
gebrachten Holzkohlen beftimmt, welcher 
aber an allen Tagen der Woche von 
früh Morgens bis 1 Uhr Nachmittags, 
und zwar laut Kundmahung vom 12. 
Juli 1827 nur nach gehörig cimentir- 
ten Stübichen (à 2 Meken) Statt fin- 
den darf. Beftimmte Verfaufspläße ha⸗ 
ben die Parteien auf diefem Markte 
nicht, fondern find nad der Reihe ihrer 
Ankunft nebeneinander aufzuftellen. 
Ueber das richtige Zumeflen der Kohlen 
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haben die Merktinfpieienten zu wachen 
nad die Parteien bei dem Umſtande, 
als die Kohlenmeſſergebuüͤhr aufgehoben 
worden if, feine andere Gebühren mehr 
zu bezahlen, als welde für das Be⸗ 
nüßen der von dem Pächter des ſtädti⸗ 
Then Stübich⸗ und Sackausleihertechtes 
etwa geborgten Stübige und Säde ſti⸗ 
pulitt und duch Kundmadung v. 24. 
Octbr. 1839 3. 50939 bekannt gege- 
ben worden ift. Auch dürfen die erfauf- 
ten Holztohlen von dem Markte zu den 
Barteien in der Stadt oder in den Vor⸗ 
ſtädten nad) den Kunpmadungen v. 30. 
Rovbr. 1821 und 18. Septbr. 1838 
nur in Säden wohl verpackt geführt 
werden. Da die Kohlen nach ihrer Qua⸗ 
lität in harte, weiche und gemifchte zer» 
fallen, fo find die Preife von diefen 3 
Sorten in den monatlihen Ausweifen 
in der Art aufzuführen, daB von jeder 
Gattung der Höhfte und niedrigfte nebſt 
dem arithmetifchen Mittelpreife,, fo wie 
nicht minder die Quantität der zu Markt 
gebrachten Kohlen erfichtlich wird. Ueb⸗ 
rigens ift aud) auf die auf dieſem Markte 
erfcheinenden Hilfdarbeiter ein genanes 
Augenmerk zu richten, über deren Ras 
men und Wohnort ein Verzeichniß zu 
führen und jede Einmengung derfelben 
in ven Kauf und Verlauf der Koblen 
firenge hintanzubalten. 

Bonder Revifion der Kupfer 
geſchirre. 

8. 95. Da durch den Gebrauch von 
unverzinnten oder ſchlecht verzinnten 
kupfernen oder meſſingenen Geſchirren, 
dann von ſchlecht glafirten irdenen 
Kochgeſchirren die menſchliche Geſund⸗ 
heit im hohen Grade gefährdet wird, 
ſo iſt mit h. Rggs. Decr. v. 6. Febr. 
1818 3. 2195 eine verſchaͤrfte Aufſicht 
über diefe Geſchirre aufgetragen und 
unter Einem anbefohlen worden, daß 
periodiſche Vifitationen mit Zugiehung 
der Bolizeibehörden, und gear in der 
Stadt mit Beiziohung der Suuitäß- 
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magifter, und auf den Borftadigründen 
mit Zuziehung der Bezirtsärzte wenig: 
ſtens 2 Mal im Jahre und zwar im 
Früh» und Gpätjahre vorgenommen 
werden. Bei diefer Unterfuchung, welde 
jederzeit von einem Oberinfpicienten 
und einem Infpicienten des fädtifchen 
Marktauffihts » Perfonales zur oben 
vorgefchriebenen Zeit, und zwar in den 
Monaten April, Rai, September und 
Detober jeden Jahres vorzunehmen ift, 
muß vorzüglich darauf gefehen werden, 
daß die kupfernen Geſchirre verziunt 
ſeien, und daß die Verzinnung wirklich 
gut und ohne mindeſten Bleizuſatz vor⸗ 
genommen worden ſei. Bei Unterſu⸗ 
hung der mehrerwähnten Geſchirre ha⸗ 
ben die Marktinfpicienten folgendes 
Berfabren zu beobachten: 

1. Haben fie die Vornahme diefer 
Unterfuhung jedesmal einige Tage frü- 
ber bei den Polizei⸗Bezirks⸗Directionen 
anzuzeigen, und in der Stadt mit Zu- 
jiehung des Sanitätdmagifters, in den 
Borkädten aber mit Beiziehung der 
betreffenden Bezirksärzte die Unter⸗ 
fuhung und zwar nur an Wochenta⸗ 
gen in den Rachmittagsftunden von 
3 bie 6 Uhr, wo der Andrang des 
Publicums bei den Gewerbsleuten nicht 
mehr bedeutend if, zu beginnen und zu 
vollenden, 

2. Hat ih diefe Bifitation auf 
fümmtlihe Gewerböleute, welche ſich 
fupferner Koch⸗ und Speisgeſchirre be⸗ 
dienen, zu erſtrecken, und daher bei 
ſämmtlichen Gaſt- und Weinwirthen, 


Traiteuren in den öffentlichen Anſtalten, 


als: Kranten- und Berforgungshäufern, 
Cufernen und Gardegebäuden, Caffee⸗ 
fiedern, Kellerſchänkern, Bierwirtben, 
Branntweinern, Effigfiedern, Fragnern, 
Bictualtenhändlern, Greißlern, Bräus 
meiftern, Fleiſchſelchern, Fleckſiedern, 
Stechviehhaͤndlern, Lebzeltern. Zucker⸗ 
bäckern, Gurkenhändlern, Roſoglioer⸗ 
zeugern, Milchmaiern und eudlich bei 


allen wälfhen Wurſt⸗ und Käsmachern 
zu geſchehen. 

3. Bei der Unterfuhung felbft müf- 
fen vorzüglich folgende Puncte berück⸗ 
fihtiget werden, namlich: 

a) ob die bei obgedachten Gewerbs⸗ 
leuten vorfindigen kupfernen Koch⸗ und 
Speifegefhirre, dann Sudkeſſel ac. 
gehörig verzinnt find; 

b) ob die Berzinnung von purem, 
reinem Zinn, oder mit Blei oder einem 
andern Zufage vermifcht ift, worüber 
jedesmal das Parere der Kunftverftän« 
digen, nämlich der dabei interveniren- 
den Aerzte einzubolen kömmt; 

ec) ob dei dem Umftande, als das 
h. Rggs. Circ. v. 19. April 1832, den 
Gebrauch aller Gattungen Aufbewah- 
rungs⸗ und Schankgeſchirre von Kupfer 
oder Meffing bei öffentlihen Gewer⸗ 
ben verbietet, dieſes Verbot auch feinem 
ganzen Umfange nah von den betref⸗ 
fenden Gewerbsleuten beobachtet, und 
insbefondere von den Zuckerbäckern die 
Berordnung, daß candirted Obſt, oder 
fauere Säfte weder in kupfernen nod 
meffingenen Gefchirren aufbewahrt wer» 
den dürfen, nicht außer Acht gelaffen 
werde; und 

d) ob die Eſſig- und Branntweins 
brenner, Rofoglioerzeuger 2c. die Vdg. 
dv. 23. Rovbr. 1799, nach welder ihre 
Sudkeſſel und Deftillirgefäße ſtets 
tein gehalten werden follen, die Hähne 
diefer Gefäße nicht von Kupfer fein 
dürfen, und eben fo wie die Helme ent» 
weder gut verzinnt oder von purem 
Zinn fein müffen, genau befolgt werde. 

4. Ueber jene Gewerbsleute, bei 
welchen fi Gebrechen diefer Art ent- 
deden follten, haben die Infpicienten 
ordentliche Berzeichniffe, in welchem der 
Tauf⸗ und Zuname des Betretenen, feine 
Handthierung nebft Wohnort, und die 
Anzahl der beanftändeten Geſchirre mit 
dem Grunde der Beanfländigung genau - 
anzufeßen ift, zu führen, und nah ge-- 
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endeter Unterfuhung mittel Relation 
nebft den anderweitigen Bemerkungen 
an den Magiftrat zu überreihen. Den 
betretenen Gewerbsleuten aber ift 

5. fogleich bei der Bifitation zu bes 
deuten, daß fie die beanftändeten Ge⸗ 
ſchirre allfogleich verzinnen laſſen, über 
gegenwärtigen Kal aber die Entfcheis 
dung des Magiftrates abzuwarten has 
ben. Eben fo ift ihnen mitzugeben, daß 
die kupfernen Geſchirte, welde fih in 
den Küchen, Kellern zc. vorfinden, fie 
mögen nun gebraucht werden oder nicht, 
oder blos zur Verzierung der Küche 
dienen, immer gehörig verzinnt fein 
müffen, weil bei einer wiederholten Un⸗ 
terfuhung auf Feine Entihuldigung 
Rückficht genommen, fondern derlei uns 
verzinnted Geſchirr mit Befchlag belegt, 
und der Betretene noch überdies nad 
den beftehenden Berordnungen als 
ſchwerer Poligeiübertreter behandelt 
werden würde. 

6. Sind diefe Pifitationen mit aller 
Strenge, jedoch ohne irgend ein Auf 
fehen zu erregen, vorzunehmen, umd 


fogleih nad geſchehener Unterfuhung 


die diesfälligen Nefultate, unterfertigt 
von den Polizei Bezirks» Directionen, 
dem Heren Stadiphuficus oder den Bes 
zirfsärzten zur Amtshandlung anher 
vorzulegen. Endli kommt 

7. rückſichtlich der irdenen Speis- 
und Kochgeichirre, welche eine gefund- 
heitsſchädliche Glaſur haben, das heißt: 
wo die Glaſur zu viel Bleigehalt hat, 
was meiftend bei den dunkelbraungla⸗ 
firten Gefchirren der Fall ift, auch noch 
zu beobachten, daß diefelben gut aus» 
gebrannt und rein feien. Don der 
Schaͤdlichkeit der Slafur eines irdenen 
Geſchirres kann man fih am leichteften 
dadurch überzeugen, daß man in felben 
seinen Eſſig mehrere Stunden lang 


ſtehen läßt und dann Hahnemannfchen 


Liqueur hineingießt, weil bei diefem 
Berfahren, wenn der Bleigehalt der 
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Glaſur eines ſolchen Geſchirres zu 
ſtark iſt, das noch freie Blei ſich auflöft, 
und der Eſſig nach der Beimengung 
des Hahnemann'ſchen Liqeurs ſogleich 
ſchwarz wird, während derſelbe bei Ge⸗ 
ſchitren, wo die Glaſur nicht zu viel 
Bleigehalt hat, fih nicht verändert. 

Bon der Schilder» NRevifion. 

$. 96. Rad dem h. Rggs. Eirc. v. 
13. Auguft 1812 darf Niemand inner 
den Linien Wiens Schilder und Webers 
fhriften an Häufer, Gewölber ꝛc. ohne 
Bewilligung der Behörden anbringen, 
worüber nunmehr die Marktinfpicienten 
zu. wachen angewiefen werden. Als 
Richtſchnur bei der Reviſion der Schilde 
und Tafeln felbft wird ihnen Folgendes 
ntitgegeben: 

1. Daß fie bei ſchon beftehenden 
Schilden und Auffchriften ihre Anftande 
nur auf umrichtige, oder ſprachwidrig 
und fehlerhaft gefchriebene, dann auf 
font unzuläffige oder anftögige Auf- 
ſchriften, Schilde und Aushängtafeln 
zu beſchränken, diefelben buchftäblidh 
aufzuzeichnen und endlich mit buchſtäb⸗ 
liher Aufführung derfelben über jeden 
einzelnen Fall die fchriftliche Anzeige 
zur weitern Verhandlung an den Mas 
giftrat zu erftatten haben. 

2. Daß fie bei jeder neu entdediten 
Schildführung die Bartei um die Bors 
jeigung der Bewilligung anzugeben 
haben. 

3. Daß die den Parteien neu bewils 
ligten Schilde, Aushängtafeln und 
Auffhriften genau nad der ihnen von 
den Behörden ertheilten Bewilligung 
und nad den eingelegten Plänen her- 
geſtellt, und fich hiebei weder eine Ab⸗ 
weichung in der Schreib» noch Darftel: 
Iungsart erlaubt werde, zu weldem 
Ende fih die Marktinfpicienten nod 
vor Aufftellung eines neuen Schildes 
hievon die Ueberzeugung zu verſchaffen 
und jede etwaige Abweichung zur Kennt- 
niß des Magiftratö zu bringen haben. 
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4. Daß die neuen Schilde in Ge⸗ 
maäßheit des h. Rggs. Decr. vom 25. 
Octbt. 1827 3. 58236 dem Berhälts 
niffe der Localität angemeflen einge 
richtet, nicht an die Gewoͤlbsvordächer, 
fondern durchgehends entweder flach an 
die Häufermauern unter Beobachtung 
der erforderlihen Sicherheits - Maßre- 
geln feft gemacht oder aber in die flache 
Auslage feldft aufgenommen, oder an 
die Thüren und Ballen angebracht 
werden. 

5. Daß die vorfähriftswidrige Bei 
behaltung zweier Schilde an ein und 
demfelben Gewölbe abgeftellt werde. 

6. Daß die Häng⸗, Arm- und Stan» 
genſchilde, welche in der innern Stadt 
in Folge 5. Rggs. Decr. v. 17. Jän. 
1828 3. 1059 ganz zu befeitigen find, 
auch in den Vorſtädten in Gemäpheit 
des h. Rggs. Decr. v. 25. Oct. 1826 
3. 53105 allınälig befeitigt werden; 
und 

7. daB eine allgemeine Schilderre- 
pifion jährlih einmal und zwar im 
Monate November vorgenommen werde, 
. weil der angeordneten Vorkehrungen 
ungeadhtet noch immer Schilde und 
Auffchriften ohne Bewilligung ange 
bracht werden könnten, welche nach Bors 
ſchrift des F. 2 anzuzeigen find. Ueb- 
rigens haben die Infpicienten ihre An- 
zeigen über ordnungswidrige Schild- 
führungen in der Art zu verfaffen, daß 
die vorſchriftswidrigen Schildführungen 
von einerlei Gewerbs⸗ oder Beſchäfti⸗ 
gungsclaffe immer in Einer Anzeige und 
nicht von verfhiedenen Gewerbs⸗ und 
Beſchäftigungsclaſſen vermifht werden. 

Bondenallgemeinenfedhten 
und Pflihten des Marktauf 
fihtsperfonales. 

8. 97. Der Auffiht des Marktauf- 
fihtsperfonales unterflehen alle jene 
Markt » Parteien und Gewerbäleute 
Wiens, welche fi mit der Erzeugung 
oder dem Handel von Lebensmitteln 


befaffen, daher diefelben den von Seite 
der Marktinfpicienten an fie ergebenden 
Anforderungen, welche auf die Aus 
übung ihrer Amtspflichten Bezug neh- 
men, pünctlih Kolge zu leiften haben. 
Jede Widerfeglichkeit in Wort und That 
wird nach den beftehenden Strafgefeßen 
geahndet. Dagegen haben fi die 
Marktrefpicienten bei ihren Amtshands» 
lungen auf allfällige Verlangen der 
Parteien, mit, oder bei welchen fie die 
Amtshandlung vornehmen, über ihre 
amtliche Eigenfehaft auszuweifen, weil 
fie ohne Beobachtung diefer Beftim- 
mung nicht verlangen können, daß ihren 
Anforderungen Genüge geleiftet werde. 

8. 98. Die Marktinfpicienten haben 
in den ihrer Aufficht zugemwiefenen Be- 
zirten und auf den Marktpläßenejede 
bei der Ausübung ihres Dienftes zu 
ihrer Kenntniß gelangende Uebertretung 
der Markt» und Sanitätspolizei « Bors 
ſchriften möglihft zu hindern, oder 
wenn dies nicht thunlich wäre, die 
Uebertreter dem Magiftrate anzuzeigen. 
Die Anzeige der Marktinfpicienten über 
entdedte Markt- und Approvifioni« 
rungs⸗Gebrechen müffen nach Umſtän⸗ 
den entweder mündlid oder fhriftlich 
bei dem Magiftrate angebracht werden. 
Dasfelbe haben auch die obrigkeitlichen 
Marktinfpicienten der 7 Dominien zu 
thun, und nur die Markivorfälle ihren 
eigenen Obrigfeiten zur Amtshandlung 
anzuzeigen. Die mündlihen Anzeigen, 
welche bei dem Rapporte anzubringen 
find, der in der Woche zweimal an 
Montagen und Donnerftagen abgehal» 
ten werden wird, müflen in das Straf: 
protocoll eingetragen werden, damit 
darüber mit den betreffenden Parteien 
verhandelt werden könne. Die ſchrift⸗ 
lihen Anzeigen dagegen follen eine ges 
naue Befchreibung des entdedten Ge- 
brechens, ſo wie den Ramen, Stand 
und Wohnort des Angezeigten enthal- 
ten, damit der Magiſtrat auf deren 
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Grundlage weiter Amt handeln könue. 
Uebrigens haben die Infpicienten alle 
fhriftlihen Anzeigen fo wie deren Er⸗ 
ledigungen in ein eigenes hiezu zu er 
Öffnendes Protocol einzutragen. 

$. 99. Hat eine mündlide oder 
ſchriftliche Anzeige die Berhängung einer 
Geldftrafe zur Folge gehabt, jo wird 
dem Anzeiger ein Drittel des eingegan- 
genen Strafbetraged als Belohnung 
erfolgt. 

8. 100. In dem Amtsorte ded Ma- 
giftratifchen Auffihtsperfonales follen 
immer wenigftend zwei Marktinfpicien« 
ten und zwar von früh Morgens bid 
7 Uhr Nachmittags anwefend fein, da- 
mit, wenn Jemand über Quantität oder 
Qualität von erfauften Lebensmitteln 
Klage führen follte, diefen Beichwerden 
fogleih abgeholfen, und für den Fall, 
ale eine Viehbeſchau von einer Partei 
angefucht wurde, diefelbe ebenfalls gleich 
von denfelben vorgenommen werden 
könne. Auch in den Vorſtädten ift die 
Einleitung zu treffen, daß in den ei- 
gend auszuwählenden Grundgerichte- 
fanzleien zu beftimmten Stunden Vor⸗ 
und Nachnmiittags ein Marktinfpicient 
vorhanden fei, welcher die Beichwerden 
der Parteien aufzunehmen hat. 

8. 101. Sn den Amtsorten auf den 
verſchiedenen Marktpläßen find eigene 
Protocolle zu eröffnen, in welche die 
täglih vorgenommenen Amtshandlun- 
gen möglihft kurz und deutlich aufzu= 
nehmen find. 

$. 102. Den Marktinfpicienten ift 
bei der Ausübung ihrer Dienftverrih- 
tungen auf den Marktplätzen die Bolt- 
zeiwachmannfchaft als Affiftenz zuge 
wiefen, und es wird ihnen auch Behufs 
der Unterfuhungen bei den Approvi» 
fionirung® = Gewerbsleuten, wenn es 
Noth thun follte, die erforderliche Aſſi⸗ 
ftenz von der k. 8. Bolizeis Behörde oder 
Grundgerichten über ihr Anſuchen nie 
verweigert werben, 
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8. 103. Gegen jene Marltparteien, 
welche die Markt- und Sanitätspolizei- 
Vorſchriften auf den Marktplägen außer 
Acht laffen oder wohl gar vorfäglich 
übertreten, ift, wenn vorläufige oder 
gar wiederholte Ermahnungen Nichts 
fruchien follten, entweder mit Befchlag- 
nahme ihrer Waaren vorzugehen, oder 
diefelben find anzuhalten und entweder 
vor den Magiftrat oder die betreffende 
k. k. Polizei⸗Bezirks⸗Direction zur Bes 
ſtrafung zu ſtellen. 

8. 104. Eine Ausnahme von der 
Anhaltung iſt bei bekannten und ſiche⸗ 


ven, Parteien oder bei den biefi- _ 


gen Approvifionirungs » Gewerböleuten 
zu maden, die ſich einer Mebertretung 
der Markt» und Sanitätspolizei- Bor- 
fhriften zu Schulden kommen laifen, 
jedoch find diefelben jederzeit dem Mas 
giftrate zur weitern Amtshandlung ans 
zuzeigen. Ueberhaupt haben die ftädtis 
Then Marktinfpicienten bei Fällen, wo 
fie eine Arretirung vornehmen, jeder» 
zeit hievon fogleich die Anzeige an den 
Magiftrat oder an die k. k. Polizei» 
Behörde zu machen. 

8. 105. Bei Unterfuchungen und 
Beihlagnahmen in den Localitäten der 
Gewerböleute haben fih die Infpicien» 
ten genau nad der 5. Rggs. Vdg. v. 
12. Dechr. 1831 3. 65218 (bekannt 
gemacht durch Magiftrat3:Decret v. 22. 
Decht. 1831 3. 49868) zu benehmen. 

8. 106. Die Marktinfpicienten ha⸗ 
ben fih mit allen auf das Markt: und 
Approvijionirungswelen Bezug nehmen 
den Verordnungen genau bekannt zu 
machen. 

8. 107. Ale an die Marktinfpicien- 
ten ergebenden Verordnungen find im 
ein eigenes Vormerkbuch (Repertorium) 
einzutragen und in Fascikeln aufzubes 
wahren; auch ift darüber ein ordentlis 
her Inder zu führen. 

8.108. Im Allgemeinen haben die 
ftädtifhen Marktinfpicienten mit Rüd: 
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ſicht auf ihren abgelegten Dienfteid dem 
Magiftrate als ihrer unmittelbar vorge« 
fegten Behörde in Allem und Jedem den 
ſchuldigen Gehorfam zu leiften. Berner 
haben Ddiefelben in Erfüllung ihrer 
Amtsobliegenheiten einen beharrlichen 
Fleiß, eine ſtrenge Berfchwiegenbeit, 
Unparteilichkeit und Rechtſchaffenheit, 
dann ein anflandiged und beſcheidenes 
Betragen vorherrſchen, und ſich in Aus⸗ 
übung ihres Dienſtes durch keine Ne⸗ 
benabſichten leiten zu laſſen, ſondern 
ſich eines ſtets tadelloſen, moraliſchen 
Betragens zu befleißigen, damit das je⸗ 
dem Einzelnen bei Durchführung ſeiner 
Amtshandlungen ſo nothwendige An⸗ 
ſehen und Vertrauen erhalten und nicht 
gefährdet werde oder gar verloren 
gehe. 

8. 109. Für die genaue und gewiſ⸗ 
fenbafte Erfüllung aller dem Marktauf: 
fihte » Perfonale obliegenden Pflichten 
bleibt dasfelbe bei Vermeidung der in 
der a. h. Dienft » Iuftruction vom 14. 
San. 1832 ſowohl als in dem Straf. 
Geſetzbuche über Verbrechen und ſchwere 
Polizei⸗-Uebertretungen vorgeſehenen 
Strafen verantwortlich. 

$. 110. Von der Dienſtleiſtung 
der Markt » Dberinfpicienten. 
Da das vereinigte Marktauffihte- Ber: 
fonale aus 2 ftädtifchen Ober = Infpie 
cienten, dann aus 24 ftädt. und 15 herr» 
fhaftlihen, zufammen alfo aus 39 
Marktinfpicienten zu beftehen hat, wo⸗ 
von Letztere den Erfteren unmittelbar 
untergeordnet find, fo haben im Allge- 
meinen auch die Ober » Infpicienten in 
Abſicht auf den Dienft alle jene Vor⸗ 
ſchriften genau zu beobadten, welde 
. den Iufpicienten mit der vorftehenden 
Inftruction für ihre Dienftleiftung zur 
Pflicht gemacht worden find. 

8. 111. Die Obersnfpicienten er⸗ 
ſcheinen insbeſondere verpflichtet, ſtrenge 
darauf zu halten und darüber zu wa⸗ 
hen, daß die unter ihrer Leitung ſte⸗ 
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henden Infpicienten bei allen ihren 
Dienfiverrichtungen genau nad) diefer 
Suftruction vorgehen, und fich unter 
feinem Borwande eine Abweichung hie⸗ 
von zum Nachtheile des Dienftes er 
lauben. Die Ober» Infpicienten haben 
fih daher von der ordnungsmäßigen 
Bollziehbung aller in Abſicht auf das 
Markt⸗ und Approvifionirungs- Wefen 
der Stadt Wien ergangenen Berords 
nungen täglich felbft Ueberzeugung zu 
verfhaffen, zu diefem Ende entweder 
allein oder mit Beiziehung eines Ins 
fpicienten die öffentlihen Märkte fo- 
wohl als die Approvifionirungs » Ges 
werböleute zu refpiciren, ſolche Unter: 
fuhungen, wenn es nothwendig fein 
follte, auch mehrere Male und zu ver 
fhiedenen Stunden des Tages vorzu- 
nehmen, und wöchentlih wenigftend 
Einmal über ihre Amtsführung gemein« 
ſchaftlich an den Magiftrat fehriftlich 
zu relationiren und hierin auch zugleich 
Mittel und Vorſchläge aufzunehmen, 
wie allenfalls entdeckte Unzukoͤmmlich⸗ 
keiten oder Gebrechen befeitiget und ab» 
geftellt werden könnten. 

8. 112. Da die Infpicienten, mit 
Ausnahme jedoch der herrfchaftlichen 
Infpicienten die immer in ihren obrig⸗ 
feitl. Bezirken zu verbleiben haben, 
nad den beftehenden Vorfchrifien, mit 
Ausnahme einzelner wichtiger Fälle, 
nicht länger ald einen Monat zur Auf⸗ 
fit in einem Bezirke belaffen werden 
follen, fo wird es den Oberinfpicienten 
zur Pfliht gemadt, allmonatli die 
Bertheilung der ftädt. Infpicienten dem 
Magiftrate immer wenigftend 10 Tage 
vor Ablauf des Monats vorzufhlagen, 
und zugleich den diesfälligen Verthei⸗ 
lungs » Ausweis in triplo vorzulegen, 
damit derſelbe von Seite des Magi⸗ 
ſtrats entweder genehmiget oder abge⸗ 
ändert, in jedem alle aber der hoben 
Landcsftele zur Kenntnifnahme über: 
reicht werden koͤnne. Bei diefer Ver⸗ 
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theilung iſt Abrigend auf die in den 
Bezirken der 7 Dominien aufgeftellten 
Marktinfpicienten die gehörige Rück⸗ 
fiht zu nehmen, welche daher gleichfalle 
in den diesfälligen monatlihen Ver⸗ 
theilungs » Ausweifen zu erfcheinen 
haben. 

8. 113. Die Ober-Infpicienten has 
ben ferner darauf zu fehen, daß die Ge⸗ 
fhäftsprotocolle, Repertorien und In⸗ 
der des Aufſichts-Perſonales von jenen 
Infpicienten, denen fie die Beforgung 
derfelben zumeifen, aud ordnungsmäs 
Big geführt und aufbewahrt werden. 

$. 114. Aud gehört e8 zu den vor⸗ 
züglichften Pflichten der Oberinſpicien⸗ 
ten, unausgefeßt darüber zu wachen, 
daß die Preife der Bictualien überhaupt, 
insbefondere aber bei dem Schlachtviehe 
und den Brotfrüchten verläßlih erho⸗ 
ben und protocollirt werden, weil diefe 
zur Regulirung der Rindfleifh- und 
Drotfagung dienen, und fie für die 
Richtigkeit der von diefen beiden Arti⸗ 
teln aufgenommenen Preiſe eben fo 
verantwortlih bleiben, als fie für die 
richtige Preisaufnahme von den übris 
gen Bictualien, da ſolche in ſtaatswirth⸗ 
fhaftliher Beziehung nothwendig er⸗ 
feinen, perfönlich mitzuhaften haben. 
Aus chen diefer Urfache find auch alle 
für was immer für Behörden und An⸗ 
ftalten auszufertigenden Preiscertificate 
immer wenigſtens von einem Ober⸗In⸗ 
fpicienten und demjenigen Infpicienten, 
der felbe verfaßt hat, zu fertigen und 
in den vorgefchriebenen Terminen ver- 
läßlich zu überreichen. 

$. 115. Ueber alle dem Marktauf⸗ 
fihte = Berfonale zur Aeußerung - oder 
Berichterftattung zugefertigten Acten⸗ 
ftüde haben immer die Ober⸗Inſpicien⸗ 
ten felbft, mit Ausnahme von Krank⸗ 
heit» oder andern ämtlihen Verhin⸗ 
derungsfällen, die abverlangten Aeu⸗ 
Berungen und Berichte gründlich, und 
mit Berufung auf die allenfalls befte- 
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benden Verordnungen in den gegebenen 
Kriften zu erftatten. Eben fo find Ans» 
träge oder Borfhläge, fie mögen nun 
was immer für Gegenftände betreffen, - 
in der Regel nur von den Ober⸗Inſpi⸗ 
cienten zu machen und jederzeit gehörig 
zu begründen. 

8. 116. Bei commiffionellen Ber⸗ 
bandlungen, Augenfheinen u. f. w. 
haben ebenfalls immer die Ober⸗Inſpi⸗ 
cienten felbft zu interveniren und die 
allenfall® nöthige Beiziehung der In⸗ 
fpicienten zu veranlaffen. 

8. 117. Die Revifion der Kupfer 
und Kochgeſchirre, fo wie der Schilder 
ift von den Ober - Infpicienten in den 
ihnen zugewiefenen Bezirken und in 
den vorgezeichneten Friſten auf die in 
diefer Inftruction vorgefchriebene Art 
immer felbft vorzunehmen, und das Res 
fultat derfelben zur Kenntniß des Ma- 
giftrats zu bringen. 

8. 118. Die Ober-Infpicienten find 
verpflichtet, die Unterfuhung der Bic- 
tualien und der Kupfer⸗ und Kochge⸗ 
ſchirre in den öffentlichen Anftalten we: 
nigftend monatlid Einmal mit Zuzie⸗ 
bung der betreffenden Infpicienten und 
eines Beamten der bezüglihen Haus⸗ 
verwaltung vorzunehmen, und hierbei 
entdeckte Gebrechen entweder gleich ſelbſt 
abzuftellen, oder deren Abdftellung durch 
die Hausverwaltung zu veranlaffen, 
jedenfall aber den Befchaubefund in 
dad in den öffentlihen Anftalten vor» 
handene Befchauprotocoll einzutragen, 


in widtigeren Fallen oder bei wieder« 


holt entdedten wefentlihen Gebrechen 
aber immer die Anzeige an den Magi- 
ftrat zur weiteren Verfügung zu erſtat⸗ 
ten. Eben fo haben die Ober » Infpi- 
cienten darauf zu fehen, daß die Inſpi⸗ 
cienten, welche das Brot in den öffent- 
lihen Anftalten wo nit täglih, fo 
doch wenigftend zweimal in der Woche 
zu unterfuhhen haben, den Befund in 
die vorhandenen Beſchauprotocolle im⸗ 
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mer gehörig eintragen und mit ihrer 
Unterfchrift befätigen. 

8. 119. Auch haben die Ober⸗Inſpi⸗ 
cienten thätigft dahin zu wirken, daß 
die Plabzinfe von den Brenn» und 
Baubolzlegftätten, und den verſchiede⸗ 
nen Bictualienftänden, fo wie die Ge 
bühren für die Benügung der ftadtifchen 
Schlachtbrücke bei Privat⸗Probeſchlach⸗ 
tungen gehörig eingehoben und mittelſt 
Gonfignationen, weldye die Ober - Ins 
[picienten zu vidiren haben, an das hier- 
ortigeOberfammeramtabgeführt werden, 

8. 120. Berner find die Ober⸗Inſpi⸗ 
cienten gehalten, jede entdeckte Außer⸗ 
abtlaffung der mit der vorftehenden 
Dienftinftruction gegebenen Borfchrifs 
ten entweder fogleih ſelbſt zu rügen 
und abzuftellen, oder deren Adftellung 
im geeigneten Wege zu veranlaflen, fo 
wie überhaupt ihren Untergebenen in 
Erfüllung der Amtspflichten mit gutem 
Beifpiele vorzugehen, weil auch nur das 
durch die Bande der Subordination an 
Beftigleit gewinnen fönnen. 

$. 121. So mie die Marktinfpi- 
cienten mit Rüdfiht auf ihr Dienftver« 
hältniß verpflichtet find, den Ober⸗In⸗ 
fpicienten mit der gehörigen Achtung 
zu begegnen und den von diefen an fie 
ergebenden Weifungen pünctlich Folge 
zu leiften, eben fo haben die Ober⸗In⸗ 
fpieienten die von Seite des Magiftrats 
an fie ergebenden Aufträge ihrem ganz 
zen Umfange nad genau zu vollziehen, 
und ihre Untergebenen immer, felbft in 
jenen Ballen, wo ſolche eigentlich eine 
Rüge verdienen, mit jener Befcheiden- 
heit und jenem Anftande zu behandeln, 
welche fowohl zur Behauptung des eis 
genen Anfehend vor den Parteien als 
des Anſehens der Infpicienten und zur 
Erhaltung der gegenfeitigen Achtung 
nothwendig erfcheinen. 

$. 122. Schluͤßlich haben die Ober: 
Infpicienten für den Fall, als fi die 
untergeordneten Infpicienten wieder 
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holter oder größerer Dienſtesvernach⸗ 
läſſigungen oder auch anderer Unzu⸗ 
tömmlidhleiten von Belang im Dienſte 
zu Schulden kommen laſſen follten, 
eine fehriftlihe Meldung hierüber an 
den Magiftrat zu machen, damit von 
diefem Die weitere Berfügung oder 
Amtshandlung eingeleitet werden könne. 
(Allgem. Dienft- Unterricht für die ver- 
einigte Marktpolizei » Auffihtsanftalt 
des Wr. Magiftr. v. 10. Octbr. 1839 
G. 3. 48556, genehmigt mit Hfkzl. D. 
v. 25. Jan. 1839 3. 2128. Deer. der 
n. d. Reg. v. 1. Febr. u. 3. Juli 1839 
8. 6777. u. 37899.) 

Markt: Polizei-:Vorfchriften, f. 
Markt - Polizei = Auffichtsanftalt 
für die Stadt Wien 88. 5—10.) 

Marktpreife. Die Erhebung und 
Nachweiſung der Marktpreife haben an 
allen Orten, wo öffentlihe Märkte ab» 
gehalten werden, die Ortsmagiſtrate 
und bezüglich die Gemeinde» Vorflände 
vorzunehmen. Diefelben haben eine 
eigene Markt» Commiffion unter ihrer 
perfönlihen Verantwortung zuſammen⸗ 
zufeßen, welde fih in die Kenntniß 
der wirklich abgefchloffenen Verkaͤufe 
zu feben, und die wahren Preife zu er» 
heben hat, um welche die Verkäufe ab» 
geſchloſſen wurden. Diefe erhobenen 
Käufe und Verkäufe werden in ein nad 
vorgefchriebenem Mufter zu führendes 
Marktbuch eingetragen, und am Schluffe 
des Markttages der Durchſchnittspreis 
bei jedem Artikel berechnet, und im 
Marktbuche angefeht. Diefed Markt- 
buch hat die Giundlage zu bilden, nad 
welcher die bezüglich des Marktverkehre 
nothwendigen Rotizen über Anlangen 
der Behörden und der Handelskammer 
einberichtet, und die den k. k. Militär- 
Berpfleggämtern einzufendenden Markt⸗ 
Preistabellen ausgefertigt werden fol. 
(Bdg. des Civ. und Milit. Gouv. von 
Siebenbürgen vom 28. Octob. 1850. 
Siebenb. 2. G. B. Rr. 99.) 
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Moarbt⸗ Privilegien. Es haben fig 
mehrere Falle ergeben, daß die Aus⸗ 
fertigung der Markt - Privilegien für 
jene Orte, die nicht felbfiftändige Ju⸗ 
risdichion ausüben, in Gemäßheit der 
erftatteten Anträge auf den Ramen des 
einfchreitenden Dominiumd dahin er⸗ 
folgte, daß ſelbes berechtigt wäre, die 
Märkte in dem Orte N. N. zu halten. 
Durch diefe Form erfheint eigentlich 
das Dominium als privilegirt, wäh⸗ 
rend das Privilegium der Ortögemeinde 
zugedacht ift, nnd eine formelle Tren- 
nung zwiſchen der privilegirten Juris⸗ 
diction und der Markt» DOrtögemeinde, 
welche (abgefehen von der nächftliegen- 
den Tar-Berichtigungsfrage) moͤglicher⸗ 
weiſe zu einfligen Differenzen führen 
fann, die dann ganz vermeidlich find, 
wenn die Ausfertigung (wie in andern 
Provinzen) auf den Namen der Ge⸗ 
meinde geſchieht, und wie es bei den 
mit Magiftraten beftellten Gemeinden 
in Galizien auch bereitd wirklich der 
Fall ift. Dies wird daher dem k. Kreis⸗ 
amte im Grunde des h. Hoflanzlei-De- 
creted vom 6. März 1837 3. 9966, 
zur eigenen Wiſſenſchaft mit dem Auf- 
trage eröffnet, bei fünftigen Anträgen 
diefer Art der Verhandlung fhon die 
vorbereitende Richtung dahin zu geben, 
daß das Gefuch felbft, zuerft von der 
Gemeinde motivirt und unter Anbie 
tung zur Zar-Entrihtung audgehe, und 


durch die Einbegleitung des Dominiums höf 


zur Amtshandlung des Kreisamtes ge⸗ 
lange. (Circ. des ka k. galis. Gub. vom 
1. Juni 1837 3. 30984. Zeitſchr. für 
ö. Reg. 3. 1838. N. B. ©. 145.) ©. 
Jahrmaͤrkte. 

Marktrichter ſollen bei ihrer An- 
ftellung ein Zeugniß vom Profeflor der 
Botanik über ihre Kenntniß der gifti⸗ 
gen Kräuter und Schwamme aufweifen. 
(Rgas. Decr. vom 31. Nov. 1800 an 
den hiefigen Stadtmagiftr. Ferro's ©. 
B. 2. Thl. ©. 115.) 


askenball. 


Moarkt:SanitättMoligei-Bor- 
friften, ſ. Markt: Holizei: Aufs 
fichtsauſtalt für die Stadt Wien 88. 
11—53 

Markt-Standgelder, ſ. Markt: 
gebühren. 

Markt⸗ n. Satzungs⸗Uebertreter 
werden nicht mehr von der Polizei⸗Di⸗ 
rection, ſondern von der polit. Behörde 
gerüget. (N. 5. Land. Rggs. Vdg. vom 
17. Sept. 1807. Krop. Gef. Franz. 
23. Bd. ©. 632.) 

Marktwägen, Beflimmungen bin- 
fihtlih des Einfahrens in die innere 
Stadt Wien, f. Frahtwägen. 

Morktzeit, während der, können 
Spectatel und derlei geflattet werden, 
jedoch hat ſich dieſe Erlaubniß nur auf 
die Marktzeit allein zu erſtrecken. (R. 
d. Rggs. D. vom 10. Kebruar 1795) 
ſ. Schau:Productionen. 

Mareustag, |. Proceffionen. 

Marqueur, f. Kaffeefieder. 

Marfchronte, gebundene, wem 
ſolche zu ertheilen, |. Schubwefen. 

— — gebundene, ſ. Abſchaffung, 
Answeifung. 

Mortini:Zrunf. Das Sammeln 
desfelben ift abgeftellt. (Hfd. vom 15. 
Dec. 1770. Krop. Geſ. M. Theref. 6. 
Br. ©. 309.) 

Martins:Korn, ſ. Mutterkorn. 

Marx, St., Regulirung des Lei⸗ 
chenhofes zu St. Rarx, ſ. Leichen⸗ 





e. 

Masken ſollen weder bei Tag noch 
bei Nacht auf der Gaſſe erſcheinen, und 
haben die Bezirks - Directionen über 
diefen Unfug ſtrenge zu wachen. (Pol. 
Hfſt. Weif. an die P. O. D. vom 13. 
Febr. 1822.) 

Mastenball ift in der Hauptfladt 
jenes Landes für den Faſching, jedoch 
nur an einem einzigen Orte und nicht 
vor dem Feſte der heil. drei Könige 
geftattet. (Hfd. v. 3. Dec. 1773. Krp. 
Gel. M. Ther. 6. Bd. S. 634.) 


Maskenball. 


Maskenball. Die Erlaubniß hiezu 
in Wien erſtreckt ſich nur allein auf die 
hiefigen Redoutenfäle, und find außer 
diefen fonft nirgends, weder bei einem 
öffentl. Balle, noch bei anderen Privat⸗ 
bällen Masten geftattet. Uebrigens foll 
fih anftändiger Masken bedient wer. 
den; auch if jede Maske verbunden, 
beim Hinausgehen, wenn fie darum 
von dem betreffenden Aufſichts⸗Perſo⸗ 
nale angegangen wird, in dem lebten 
Zimmer, wo fi) die Caſſe befindet, die 
Rarve abzunehmen. (Ballordnung vom 
1. Zän. 1824. $. 1—2—6.) ſ. Re: 
donte. 

— — Es unterliegt feinem An⸗ 
ſtande, daß die Regierung noch ferner, 
wie bisher, die ausnahmsweiſe Bewil⸗ 
ligung zur Abhaltung von Maskenbäl⸗ 
len in den groͤßeren Städten der Pro⸗ 
vinz ertheile, nachdem in dieſer Bezie⸗ 
hung durch die a. h. Entſchließung vom 
19. Auguft 1826 Nichts geändert wor⸗ 
den iſt. (Hfkzl. D. vom 21. Dec. 1826 
8. 35416, n. ö. Prov. ©, ©. 8. Thl. 
Rr. 342.) 

— — f. Luſtbarkeiten. 

Maß. Der Verkauf des Kalkes hat 
nad fog. Mütteln, jener des Bauſan⸗ 
des nad) Zruhen vor fi zu gehen, de- 
ren Inhalt nad dem Cubikmaße feft- 
gefeßt if. (Hfd. vom 21. Mai 1755.) 

— — Bei den Berkaufe der Knops 
pern wurde der Gebrauch des Getreides 
maßes vorgefhrieben. (Hfd. v. 11. Apr. 
1776. Stub. 1. Bd. S. 466.) 

— — Für die Holzkohlen ift der 
fog. Stübich als das einzig erlaubte 
Map vorgefhrieben. (Hfd. v. 17. Dec. 
1761. Patent vom 20. Auguft 1768. 
Kohlenm. Ordn. vom 11. Apr. 1816, 
n. 6. Rogge. Circ. v. 21. Juni 1827 
3. 32561.) 

— — Beim Verkaufe trodener Koͤr⸗ 
per, wie des Mehles, der Körner, Hül« 
fenfrüdte, Sämereien u. f. w. ift, zur 
Bermeidung der Beeinträchtigung des 


413 


Material⸗Waarenhändler. 


Publicums, allen Marktparteien und 
Gewerbsleuten, nachdrücklichſt unter⸗ 
ſagt, ſich anderer als der für dieſe 
Koͤrper urſprünglich beſtimmten Maße. 
nämlich des Achtels, Halbachtels und 
Viertelachtels, oder was dasſelbe iſt, 
des ſogenannten Maßels, dann des 
Halb⸗ und Viertelmaßels, oder was 
dasſelbe iſt, des achten und ſechzehnten 
Theiles des Achtels zu bedienen. Jede 
Uebertretung dieſer Anordnung wird 
nach den wegen Uebervortheilungen an 
Map und Gewicht beſtehenden Vor—⸗ 
fhriften, und nah Umftänden, in fo 
fern e8 Gewerbsleute betrifft, nach der 
gefeglichen Borfchrift des St. G. geahn⸗ 
det. (Rggs. Circ. vom 15. Det. 1811 ° 
8. 31867.) 
Maß und Gewicht auf den Märk 
ten, hierüber fteht die Aufficht dem Ma- 
giftrate zu, |. Markt⸗Polizei. 
— — um Gewicht, Controle, f. 
Gewicht, Eimentirung. 
— — f. böhmiſches Maß, Bro: 
—— Bi terl la 
at ⸗ * rlegungsplaͤtze, 

ſ. Ban-Materi 
ee find vom Hau⸗ 
— ausgeſchloſſen, ſ. Haufirpa⸗ 

tent $. 1 

— — Hifthandel. 

Material:WBaarenhändler ſollen 
keine Arzneien, die allein in die Apo⸗ 
theken gehören, bereiten, und ſich alles 
Curirens enthalten. (San. Pat. vom 
2. Jaͤn. 1770. Barth. H. u. G. Geſ. 
5. Bd. S. 68. Inſtruction fuͤr Apo⸗ 
theker 8. 10.) 

— — in der Stadt find allein be⸗ 
fugt, Giftforten zu verkaufen. (Rg98. 
Bdg. vom 10. Dec. 1803. Barth. 9. 
u. G. Gef. 7. 30. ©. 214) f. Gift: 
verkauf. 

— — denſelben ift der Verkauf ein» 
facher Medicinal«Artikel, jedod nur im 
Großen geftattet. (Hflzl. Decr. v. 19. 
März 1818 3. 36740. Rees. Bdg. v, 
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April 1818 3. 14025. Guld. S. 

Br. ©. 9.) 

terial-ERogrenhänbler. Be 
flimmung der Artikel, zu deren 
Führung die Materialiften, che⸗ 
mifhen PBroducten- Kabrilan- 
ten und Apotheler befugt find. 

1. Nach den beftehenden Geſetzen find 
die Materialwaarenhändler zur 
Führung folgender 29 Artikel berechtigt: 

1. Alle Gattungen Material» und 
Farbwaaren: ale: a) Samen, b) Wur⸗ 
zeln, e) Kräuter, d) Blüthen, e) Höl- 
zer, MRinden, g) Blätter, h) Schwämme, 
i) Gummi, k) Harze, 1) Terpentin, m) 
Erde. 

2. Edel⸗ und andere Steine, 3. Per⸗ 
Ien, 4. Berfteinerungen, 5. Mineralien, 
6. Bergwerkserzeugniffe, 7. chemiſche 
Bereitungen, 8. Salze, 9. Geifter, 
10. Efienzen, 11. Balfame, 12. Wäf- 
fer, 13. Liqueurs, 14. deftillirte und 
feine Gerudhs = Eifige, 15. Limonien, 
16. verfchiedene Fette, Fiſchthran, 17. 
Wachs, Honig, 18. frifche, gedörrte 
und eingemadhte Früchte, 19. Schmelz. 
glas, 20. Schmelztiegel, 21. Elfen- 
bein, 22. Walltoßzähne, 23. Fiſchbein, 
24. Infecten, 25. Eiderdunen, 26. Ra- 
tur-Erzeugniffe, 27. Meergewächſe, 28. 
alle Gewürz. und Specerei » Waaren 
und 29. Schreibmaterialien. 

I. Hinfihtlih der Apotheker» 
Baaren ift den Materialiften zwar 
geftattet, verfchiedene, zum Genuffe, 
oder fonft zum Abbruche der Arznei 
nicht abzielende Sachen, verſchiedene 
ausländifhe Materialien und Gewürze, 
verfchiedenes von Zuder Eingemachtes 
und Eandirtes, wie au Franz⸗, Rheins 
und feine andece deſtillirte Brannt⸗ 
weine oder gezogene Wäffer zu führen 
und zu verlaufen. 

II. Dagegen if ihnen unter feinem 
Borwande erlaubt, das Praecipitatum 
rubrum, deftillirte, gemeine, oder zu⸗ 
ſammengeſetzte Geiſter, noch deftillirte 
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Waäſſer, Unquenta, Emplastra, Eſſen⸗ 
zen, Tincturen, Elixire, Pillen, Pul⸗ 
ver, Latwergen, und überhaupt 
alle gemeinen und zufammen- 
gefegten Medicamente, dann un- 
ter dem Ramen des Deles keine andern 
als: Baum, Rüben⸗ und Leindl, nicht 
minder auch die geprepten Muscatnüffe 
und Lorbeer» wie auch Jasminoͤl, kei⸗ 
neswegs aber die aus Zimmet, Rägel- 
chen, Pfeffer, Cubeben und aus Roſen⸗ 
bolz herrührenden, dann derlei deſtil⸗ 
litte, weder riehende wälſche Dele, um 
fo weniger Bred- und abfüh- 
rende Mittel oder giftige, ge 
meine oder zufammengefckte 
Arzneien zu verlaufen. 

IV. Es if ihnen ferner verboten 
unter einem Pfunde zu verlaufen: 
Balsam Copaiv., Cantharides, Cas- 
siamfistulae, Castoreum, Colocynth, 
Cobalthum, Cortic. Cascarillae, Chi- 
nae, Cremor. Cristall. Tartari, Folia 
Sennae, Gummi Euphorb., Guttae, 
Scamonii, Herb. Hiosciami, Sabinae, 
Mannam, Mercurium sublimatum vi- 
vum, Rad. Asari, Ellebori nigri et 
albi, Esulae, Hermodaet., Jalappae, 
Ipecacuanhae, Mandragorae, Mecho- 
achanae albae, Rhabarbar., Turbith,, 
Sem. Cataput., Coccoguid., Cocul., 
Cinae Hiosciam., Stapilor., Arg. Sper- 
ma Ceti, Tamarind. Terram sigilatam, 
Vitriol. alb. Unter einem halben 
Pfunde: Arsenicum, Balsam. Peru- 
vianum, Nigrum, Mercurium praeci- 
pitatum rubrum, Opiun. Unter 
einer Unze: Fabam St. Ignalii, Olea 
destilata praeliosa, Exolica, oleum 
nucum moschatarum expressum, ſo 
wie auch was immer für Arzneien 
ohne Ausnahme im Kleinen zu ver- 
faufen, wohin die Manna, Rhabarber, 
Jalappa, Tamarind, Weinftein, Krebs⸗ 
augen, Sennesblätter und Arcan. du- 
plicatum gehören. 

V. Zwiſchen den chemiſchen Pros 
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dueten⸗Fabrikanten und den Ma⸗ 
terialiften beſteht keine geſetzliche Grenz⸗ 
linie, weil eine ſolche zwiſchen Erzeu⸗ 
gern und Händlern zu Nichts führen 
würde. Hinſichtlich jener Medicinal⸗ 
Artikel aber, welche, und in welcher 
Art ſie den chemiſchen Fabriken zu er⸗ 
zeugen und zu führen geſtattet ſind, iſt 
die Hofkanzlei⸗Verordnung vom 26. 
März 1818 die gefeglihe Richtfchnur. 

VI. Die Rechte und Pflichten der 
Apotheker find durch die insbeſon⸗ 
dere hierüber beftehenden Geſetze, na- 
mentlih duch die Pharmacopd und 
die MedicamentensTare beftimmt. (Vdg. 
der ob d. ennf. Reg. v. 4. Dec. 1826. 
3. 7679. Krop. ©. ©. Bd. 52. Wr. 
297, 0. õ. Prov. G. ©. 3. 1826.) 

Material⸗Waarenhändler. In 
Beziehung auf den Umfang der 
Rechte der Material- Waaren- 
händler in Wien bei Ausübung 
des Handels mit Arznei-Arti« 
feln wurde von der allg. Hoflammer 
im Einverftändniffe mit der vereinten 
Hoflanzlei Folgendes erinnert: 

Rach der Hofverordnung v. 22. Apr. 
1780 find den Material-Baarenhänd- 
lern alle Gattungen Material» und 
Farbwaaren, ald: Saamen, Wurzeln, 
Kräuter, Blüthen, Hölzer, Rinden, 
Blätter, Schwämme, Gummi, Harze, 
Zerpentin, Mineralien, Bergwert » Er« 
zeugniffe, hemifche Bereitungen, Salze, 
Beifter, Efienzen, Balfame, Wäffer, 
Liqueurs, deftillitte und feine Geruchs⸗ 
effige, Limonienfaft, verfchiedene Fette, 
Fiſchthran u. dgl. Artikel zum Hane 
delim Großen wieaud im Klei- 
nen zugewiefen. Rur in jo fern ale 
bei einigen der angedeuteten Medicinal: 
Artikel höhere Polizei» oder Sanitäts⸗ 
Rüdfihten vorherrfchen, die bei dem 
Berkaufe derfelben gewiſſe Borfichts- 
maßregeln nothwendig machen, ift der 
Verkauf ſolcher Artikel den Materials 
Waarenhaͤndlern entweder ganz verbo⸗ 
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ten, oder nur unter ſtrenger Beobach⸗ 
tung der erlaſſenen Vorſchriften geſtat⸗ 
tet. So iſt vermöge Patents vom 15. 
Sept. 1752 und der nachträglichen 
Eircular « Berordnung vom 29. Zuli 
1797 (. Giftverkauf) der Verkauf 
der Biftarten nur den Materialiften in 
der Stadt unter Beobachtung der vor- 
gezeichneten Vorſichts⸗Maßregeln er- 
laubt, dagegen der Verſchleiß zufam- 
mengefeßter Arzneien, Brech- und 
Purgirmittel ganz verboten, und 
dieſes Verbot durch mehrere nachge- 
folgte Berordnungen, insbeſondere Durch 
die Eircular-Berordnung vom 29. Nov. 
1821, womit eine neue Apothefer-Tar: 
ordnung in Wirkſamkeit getreten ift, in 
der Art erneuert, daß bei 20 Rthlr. 
Strafe Riemand ein fogenanntes Ars 
canum, aud Niemand außer den Apo⸗ 
thekern Arzneien verlaufen fol, und 
dag mit diefer Strafe ebenfalld die 
Materialiften belegt werden follen, 
wenn fie im Kleinen, Treuger- und 
grofchenweife die den Apothekern vor: 
behaltenen Arzneimittel, befonderd 
aber Purgir⸗, Brech⸗ oder Schlaf ma⸗ 
hende Mittel einfach oder zuſammen⸗ 
gejeßt verkaufen. Außer diefer Zufam- 
menftellung der hier angedeuteten Ver⸗ 
ordnungen ergibt ſich daher, daß den 
Materialiften der Verkauf der Medis 
cinal-Waaren, das ift: der Medi- 
cinal:Stoffe, aus denen erſt Arzneien 
verfertiget werden, im Großen ſo⸗ 
wohlals aud im Kleinen, in der 
Regel geftattet ift, und daß hievon nur 
Medicinal: Artifel ausgenommen find, 
die aus Polizei» oder Sanitäts- Rüd- 
fihten durch erlaffene Vorfchriften ihnen 
namentlich zu verkaufen, entweder ganz 
verboten wurden, oder deren Verkauf 
blos auf den Verſchleiß im Großen aus⸗ 
drücklich befchränft wurde, dam aber 
Dagegen diefelben auf keine Weife be- 
rechtigt find, Arzneien, weldhe der 
Apotheker über ärztliche Ordination 
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erſt ſelbſt verfertigen muß, und die blos 
zum Medicinal⸗Gebrauche dienen, zu 
bereiten und zu verkaufen. (Hofkamm. 
Decr. vom 14. April 1827 3. 15332. 
Berordn. der n. d. Reg. vom 6. Mai 
1827 3. 24681. Prov. ©. ©. 9. Br. 
Rr. 128.) 

Moterial: Wanrenhändler. In 
Betreff der Beſchwerde der Material- 
Waarenhändler in Wien gegen die Ein- 
ftellung der Führung mehrerer zufam- 
mengefeßter Arzneilörper und ihrer 
Aufnahme in die gedruckten Preisliften 
für die Apotheler und das Publicum 
wird Folgendes erwiedert: 

Nach der Verordnung vom 14. April 
1827 fteht den Materialmaaren-Händ« 
lern der Berkauf der Medicinal-Baaren 
fowohl im Großen als im Kleinen mit 
Ausnahme einiger aus Sanitäts- umd 
Polizei Rulfihten ihnen unterfagter 
Artikel zu, mit welchen lebtere fie ent- 
weder gar nicht oder nur im Großen 
Handel treiben dürfen. Durch eine 
Cenſur der Preis⸗Courants der Mate- 
rialiften würde einer Caſuiſtik Thür und 
Thor geöffnet, durch welche der Ge⸗ 
genftand der Frage verwirrt, und zu 
einer MWillfür Anlaß geboten würde, 
die, ohne einen reellen Bortheil herbei⸗ 
zuführen, das Intereſſe des Handels- 
Randes, und felbft jenes des Bubli- 
cums gefährdet. Es ift fein Grund 
vorhanden in dieſer Sache weiter zu 
geben, als dies in dem Sabre 1827 
der Fall war, und diefe Handelsleute 
durch zeitweife Cenſuren ihrer Preis⸗ 
liften immer mehr zu beſchränken. Es 
wird demnach zwar das Berbot des 
Verkaufes jener Arzneikoͤrper, welche 
die Facultät als nicht geeignet für die 
Materials Baarenhändler erkannt hat, 
für das Inland aufrecht erhalten; es 
werten ihnen jedoch alle jene Artikel, 
welche die Facultät für zuläffig erklärt, 
freigelaffen, und diefen auch alle Chi⸗ 
nin-Bräparate angereibht und zwar: 
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1. Sulfas Zinci artificialis (Zink 
vitriol), 

2. Flores Zinei (Zintblumen), 

3. Tartarus emeticus (Brechwein- 
fein), 

4. Kermes minerale (Keime), 

5. Sulphur auratum anlimonii 
(Spießglanz-Goldfchwefel), 

6. alle China⸗Salze, ehinin, cin- 
ehonin, sulphas, acetas, murias, phos- 
phas chinini et einchonini (ſchwefel⸗ 
faures, effigfaures, falzfaures, phos⸗ 
phorfaures Chinin und Cinchonin). 

Dagegen findet eine zeitweife Cenſur 
ihrer Preisliften nit Statt, da die⸗ 
ſelben nicht blos für das Inland, fons 
dern auch für das Ausland verfaßt 
find, und den Materialiften daher die 
Aufnahme aller jener Artikel, die für 
das Inland verboten find, in ihre 
Preid-Courants zum Behufe des Han- 
dels mit denfelben in das Ausland 
oder ſelbſt im Inlande zum technifchen 
Gebrauche im Großen und im Kleinen 
unbenommen bleibt. Die Apotheker 
tönnen fih Durch diefe Maßregel um 
fo weniger gefränft fühlen, als fie 
theurer als die Materialiften verkaufen 
und demnach nicht fordern können, daß 
der Handel mit gemwiffen Artileln auf 
fie allein beichränft bleibe. (Hflmr. D. 
v. 19. Aug. 1836 3. 36718. Borg. d. 
n. 0. Reg. v. 3. Sept. 1836 3. 49302. 
Brov. &. ©. 18. Bd. Nr. 220.) 

Material: Wanarenhändler. Die 
rücfichtlich des Verſchleißes der Medi- 
cinals Waaren von der k. k. allg. Hof⸗ 
Tammer im Einverfländniffe mit der 
t. k. Hoftanzlei unterm 14. Apr. 1827 
und unterm 19. Auguft 1836 an die 
k. k. n. 8. Reg. erlaffenen Verordnun⸗ 
gen wurden ſaͤmmtlichen Länderftellen 
zu dem Ende befannt gegeben, um hie⸗ 
von bei allfällig vortommenden Anftän- 
den über die Berechtigung der Apothe⸗ 
fer und Materialiften zum Arznei⸗Waa⸗ 
renverkaufe den gehörigen Gebrauch zu 
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machen. (Hfkr. D. v. 14. April 1837 
3. 13424, an fämmtl. Länderft. Bol. 
G. ©. 65. Bd. Rr. 50. Vdg. der ob 
der ennf. Reg. vom 17. Juli 1837 3. 
13076.) 

Material: Wanrenhändler. Es 
find in jüngfter Zeit wiederholt Kla⸗ 
gen eingelaufen, daß von Specerei- 
und Material » Waarenhändlern,, fo 
wie von Krämern ungeachtet der Statt« 
- halterei » Berordnungen vom 31. Juli 
1810 3. 15230 und vom 25. Fe 
bruar 1834 8. 5681, welde denfel- 
ben feitdem öfters wieder eingefhärft 
wurden, Arzneimittel in geringeren 
Quantitäten und zum medic. Gebrauche 
an Privatperfonen verabfolgt wurden. 
Es wird daher den erwähnten Specerei- 
und Material » Waarenhändlern und 
Krämern neuerdings bei Gonfiscation 
und einer Strafe 20—50 fl. C. M. 
und nach zweimaliger ſolcher Abftrafung 
im dritten Wiederholungsfalle bei Ber- 
luft ihres Gewerbes firengftend anbe⸗ 
fohlen, fih des Verkaufes aller heftig 
wirkenden, zufammengefeßten und Ger 
beimmittel, fo wie aller Stoffe, welche 
nicht zum technifchen oder landwirth: 
ſchaftlichen Gebrauche, fondern gegen 
krankhafte Zuftäande des menfchlichen 
Körperd angewendet werden, zu ent- 
halten. Unter die verbotenen Stoffe 
gehören außer den zufammengefekten 
und Geheimmitteln alle draftifchen Pur- 
girmittel, als Aloe, Lerhenfhwamm, 
Sennesblätter, die Wurzel und das 
Harz der Jalappe, Scammoniumbharz, 
Gummigutt, Erotonöl, fo wie alle Ars 
ten von Pillen; alle Brechmittel, ale: 
Brechweinſtein, Brechwurzel, Meer⸗ 
zwiebel, das Opium mit allen ſeinen 
Präparaten, wie überhaupt alle narko⸗ 
tiſchen Mittel, alle Queckſilber⸗Praͤpa⸗ 
rate, das ſuͤße, das ätzende Quedfilber, 
der weiße, rothe Pracipitat, alle Blei⸗ 
mittel, als: Mennig, Bleiweiß; alle 
Säuren, die Canthariden, alle Pulver, 

Baletäfy, Sandb. d. Poliz. Gef. IL 


Hoterial-Waarenhändter. 


Pflafter, Tincturen, Latwergen, kurz alle 
Subftanzen, deren Bereitung und Ber- 
abfolgung im Kleinen nur dem Apothe⸗ 
fer, und feldft diefem nur unter Befol- 
gung geſetzlich beftimmter Vorſichts⸗ 
maßregeln, der Verkauf im Großen 
aber an die Apotheker nur den Drogui« 
ften geftattet ift. (Bdg. der ung. =. 
vom 24. Dec. 1850. Ung. 8. ©. 
Nr. 441.) 
Material⸗Waarenhaͤndler. Die 
k. k. n. d. Statthalterei hat dem Ma⸗ 
giſtrate den Auftrag gegeben, den zum 
Handel mit Arzneien berechtigten Ma⸗ 
terialiſten, das h. Hofkammer⸗Decret 
vom 14, April 1827 3. 15332 (Reg. 
Vdg. vom 6. Mai 1827 3. 24681) in 
weichen ihre diesfälligen Handelsrechte 
näher beflimmt find, zu republiciren, 
erwiefene Ausfchreitungen unnadhficht- 
lich zu ahnden, jene Parteien hingegen, 
welche Arzneien in Handel feßen, ohne 
hiezu berechtigt zu fein, mit Bezug auf 
die 88. 109 und 110 St. G. U. zu 
warnen, und bei einer neuerlichen Be⸗ 
tretung mit aller Strenge der Geſetze 
zu behandeln, ferner den Apothelern 
im Wege des Gremiumsd zu erinnern, 
dag die wahrhaft marktfchreierifchen 
mitunter die Sittlichkeit verlekenden 
Ankündigungen und Anpreifungen von 
Heilmitteln in oͤffentlichen Blättern 
nicht geduldet werden können, und daß 
in fo lange bezüglich der Einfuhr aus- 
ländifcher zuſammengeſetzter Arzneimit⸗ 
tel, fo wie der von inländifchen Aerz⸗ 
ten empfohlenen befonderen Arzneibes 
reitungen nicht neuere Vorfchriften er⸗ 
lafjen worden, ſich nad den diesfalls 
beftehenden älteren Geſetzen, insbeſon⸗ 
dere nach der a. h. Entſchließung vom 
28. Nov. 1795 (Bol G. ©. ©. 95), 
(aut welcher der Verkauf von Geheim- 
mitteln verboten erfcheint, zu benchmen 
fei. (Dec. der n. d. Sth. vom 7. März 
1852 3. 1877. Decr. der Stdthmſch. 
vom 16. März 1852 8. 4923/640.) 
27 
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fen feine den Apothekern vorbehaltenen 
Arzneimittel im Kleinen verkaufen, |. 
Arzneien-Tare. 

— — denfelben wird der Berfauf 
des Sliegenfteind und Scherbentobalts 
unterfagt, f. Sliegenftein. 

— — dürfen % Kirſchlorbeer⸗Waſ⸗ 
ſer nicht verkaufen, ſ. Kirſchlorbeer⸗ 
Waſſer. 

— — Verſchleiß der Arzneimittel, 
ſ. Le Roy⸗Tinctur. 

— — ſ. Arcanum, Giftverkauf, 
Hansapotheken. 

Material⸗Waarenhandlungen 
find von der Polizei⸗Ober⸗Direction 
mit Beiziehung des Sanitäts - Magi- 
ſters jährlih genau zu unterfuchen und 
nachzufehen, ob die wegen Giftverfauf 
beftehenden Vorſchriften beobachtet wer⸗ 
den, und ift das Erhobene zuverläffig 
bis Ende April jeden Jahres der Regie: 
rung anzuzeigen. (Rggs. D. vom 10. 
Dec. 1803. Barth. H. u. ©. Gef. 7. 
Bd. ©. 226.) 

— — follen von Wiener Polizei- 
Bezirks⸗Aerzten öfter unterfucht und 
nachgeſehen werden, ob die Kaufleute 
die Unterfcheidungszeichen der Ahnli« 
hen Materialien genau fennen, ob die 
Bezeichnung der Gefäße richtig, ob die 
Giftwaaren gehörig abgefondert find. 
(Iuftr. für die Wr. Pol, Bez. Aerzte 
v. 3. 1813.) 

Motouoha, f. Sommerkohl. 

Matrikeln, Führung derfelden von 
Seite der ne Geelforger, f. 
Akatholiken. 

— — für die Israeliten, ſ. Inden⸗ 
Matrikeln. 

— — der Israeliten in Boͤhmen, 
ſ. ZJuden-Matrikeln. 

— — Vorſchriften über die Küh- 
rung der Matrikeln der Juden in Un- 
garn, ſ. Juden. 

Mauerſtärke bei Bauführungen, ſ. 

Bau⸗Ordnung für Böhmen $. 16. 
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— —— bei Bauführungen, ſ. 
Bau-Plän 

Manlforb, f f. Hunde. 

Manrer gefellen, Bei jeder Art 
von Ben darf man fih nur allein 
befugter und ordentlicher beftellter Baus 
und Werkmeiſter bedienen, und zwar 
bei empfindlicher Strafe der Bauführer 
fowohl, als der unbefugten Arbeits» 
leute, |. Kenerlöfch- Ordnung für 
Landftädte und Märkte vom 7. Sept. 
1782 8. 12. 

— — Da bei verfhiedenen Gele- 
genheiten vorfam, daß verfchiedene 
Hausinhaber ſowohl bei dem Bauen 
ihrer Häufer, als bei vorfallenden Re⸗ 
parationen, zu welchen ihrer Ges 
tingfügigleitwegen, feine Bau⸗ 
Conſenſe erforderlih find, fih unbe 
fugter Arbeiter bedienen, mit felben 
Contracte ſchließen, oder gar Gefellen 
in ihren Sold nehmen, diefe Borgänge 
aber mit der allgemeinen Sicherheit 
oder ordnungsmäßigen Einrichtung 
nicht befteben können, fo wurden die 
Grund » Obrigkeiten angewiejen, allen 
Unternehmern eined Baues oder einer 
Bau » Reparation auf ihrem Grunde 
aufzutragen, daß fie zu diefen ihren Ars 
beiten um fo gewiffer befugte Arbeits⸗ 
leute verwenden follen, wie im Widri- 
gen fie nicht nur für jeden Fall der Zu- 
widerhandlung mit einem Bönfalle von 
12 Rthl. unnachfichtlich beftraft, ſon⸗ 
dern auch noch für alle aus Vernach⸗ 
läffigung der Bauarbeiten entfpringen- 
den üble Kolgen verantwortlich werden 
würden. Uebrigend bat jede Grund 
Obrigkeit den bürgl. Maurermeiftern 
auf jedesmalige® Berlangen fogleih 
die unweigerliche Affiftenz wider folche 
unbefugte Arbeiter zu leiften, die Ar⸗ 
beit ohne Weiteres einzuftellen, und 
fogleih die ungefäumte Anzeige zu mas 
hen, um wider ſolche unbefugte Ar- 
beitsleute mit der gehörigen Ahndung 
vorgehen zu können. (R.d. Rggo. Vdg. 
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vom 3. Dec. 1790. Barth. H. u. G. 
Gef. 4. Bd. ©. 119 u. 120.) 

Manrergefellen. Die Einleitung, 
daß jeder zu einer Arbeit geftellte Maurer⸗ 
und Steinmeßgefell mit einer Bollete fei- 
ned Meifterd verfehen fein fol, wurde 
mit dem Beifabe genehmiget, daß jeder 
Geſell, welcher ohne eine ſolche Bollete 
in einer Arbeit betreten wird, ſogleich 
in Unterfuhung gezogen werden fol. 
(Rggs. 3. vom 9. Juli 1816. Barth. 
9. u. ©. Gef. 4. Bd. S. 100—102.) 

Manrermeifter haben bei einem 
entftandenen Feuer mit ihren Geſellen 
zu erfiheinen, f. Feuerlöſch⸗Ord⸗ 
nung, 

— —f. Brunngrabung. 

— — ſ. Banmeifter-Gewerbe. 

Manfchelfpiel, das, unter dem 
Nanien Maufheln, Tangeln, Chine- 
feln, Brämeniren oder Häfenbinden, ein 
dem verbotenen Zwicken oder Laudi- 
ren fehr verwandtes SKartenfpiel, ift 
als Hazardfpiel verboten, und nad 
8. 266 des 2. Thl. des Strafgeſetz⸗ 
buches zu beftrafen. (Vdg. des fteierm. 
Land. Gub. vom 30. Juli 1832 2. 
12473. Prov. ©. ©. für Steiermark. 
Nr. 134.) 

Mäufegift, fiehe Giftverkauf, 
Hatten. 


Mäufezettel, die Zubereitung fo 
wie der Verkauf derjelben, f. Ratten. 

Mauth. Zu den Pachtungen der 
Privat-Brüdens und Wegmauthen dür- 
fen Juden nicht zugelaffen werden, ſiehe 
Juden. 

Manthgebühren. Wegen Beftei- 
ung der Fuhren mit Feuerloͤſch⸗Gerä⸗ 
then von den Mauthgebühren, fiehe 
Fenerlöfch-Geräthe. 

Manth-Pächter, deren Verpflich⸗ 
tungen gegen das Publicum: 

1. Der Wegmauth- Pachter ift ver: 
pflichtet, die Parteien anftändig zu be- 
handeln, bei Zag und Naht ohne Auf- 
enthalt zu erpediren, den Reifenden, 
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Fuhrleuten und Viehtreibern, die ſei⸗ 
nen Schranken pajfiren wollen, die Ges 
bühren außer feinem Mauth⸗Locale auf 
der Straße abzunehmen, die auf den 
entrihteten Mauth » Betrag Tautende 
Bollete einzuhändigen, und den 
Plaß am Schranken zur Nacht— 
zeit ergiebig zu beleudten. 

2. Der Mauth- Bächter iſt zwar al⸗ 
lerdings berechtigt, einer mauthpflid- 
tigen Partei, die Bezahlung der Ge⸗ 
bühr zu erlaffen, allein auch in diefem 
Falle ift er verpflichtet, die von der 
Gefälls⸗Behoͤrde erhaltene Bollete der 
Partei auszuhändigen. Auch darf keine 
andere als die von der Gefälle: Behörde 
erhaltene, weder gedruckte noch gefchries 
bene Bollete hinausgegeben werden. 

3. Der Pächter ift verpflitet, eine 
von der Gefaͤlls⸗Behoͤrde beftätigte, le⸗ 
ferlih geſchriebene oder gedrudte Ge⸗ 
bühren-Tabelle (Tarif) an dem fihtbar- 
ſten und zugängliäften, Außerlichen 
Plabe des Einhebungs⸗-Locales ange- 
heftet zu laſſen. 

4. Der Paͤchter iſt ſchuldig, auf die 
genaue Befolgung der Verordnungen 
wegen Ueberladung der Frachtwägen, 
gu wachen. 

5. Wenn ein Pächter. die Mauth zur 
Ungebühr abnimmt, oder einen hoͤhe⸗ 
ren Betrag, ald das Geſetz ausfpricht, 
einhebt, fo verwirkt er den 20fachen 
Betrag deffen, was er widerrechtlich 
eingehoben hat. Eben fo verwirkt er 
die Strafe des 20fachen Betrages, wenn 
er über die gefeglich eingehobenen Ge⸗ 
bühren die Bollete verweigert, oder 
diefelbe auszugeben unterläßt, 

6. Der Pächter ift befugt, die auf 
Umfahrung oder Weberfahrung des 
Schrankens feftgefehten Strafen, ger 
gen Beicheinigung von den Parteien 
einzubeben, 

7. Wenn eine Bartei die Bollete der 
früheren paffirten Station nicht aufzu- 
weifen vermag, ift der Pächter berech⸗ 

27” 
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tigt, von ihr die patentmäpige Strafe 
und Gebühr abzunehmen. (Kundın. der 
n. d. Reg. vom 20. Apr. 1826. Krop. 
©. S. Br. 52. Nr. 92.) 

Manthichranten. Man ift zur 
Vebergeugung gelangt, daß die Weg. 
mauth⸗Pächter der, mit gedruckten 
Kreisfchreiben vom 15. Jänner I. J. 
3. 83864 allgemein kundgemachten 
eontractmäßigen Verbindlichkeit den 
Mauthſchranken zur Nactzeit 
zu beleuchten, nicht vollkommen 
nachkommen. Die k. Kreisämter haben 
die Ortaobrigkeiten zur Amtshandlung 
nah den erwähnten Kreisſchreiben 
neuerdings mit dem Beifage anzumei- 
fen, daß, wenn die Wegmauth- Pächter 
die ortsobrigkeitlihen Crinnerungen 
unbeachtet laſſen, gegen erftere, abge- 
feben von der Beftimmung des ober- 
wähnten Kreisſchreibens nah der Na⸗ 
tur diefer Außeradhtlaffung nad den 
88. 174 u. 176 des 2. Thl. des Ge: 
ſetzbuches über Verbrechen und ſchwere 
Polizei⸗Uebertretungen vorzugehen fei. 
Welches fümmtlihen Mauth⸗Pächtern 
zu ihrer Warnung gleichfalls bekannt 
zu geben ift. (GGaliz. Gub. Vdg. vom 
26. Aug. 1828 3. 61309. Prov. ©. 
©. für Galiz. v. I. 1828. Lietz 2. Th. 
©. 85. Auch die Vdg. des böhm. Sub. 
vom 3. Febr. 1837 3. 2765 ordnet 
die Beleuhtung der Mauthſchranken 
zur Nachtzeit an. Obent.3.B. ©.268.) 

— — Sn Beziehung der Aufitel- 
lung von Holzbuden bei den Mauth- 
ſchranken, wurde von dem k. k. Guber⸗ 
nium im Einverſtändniſſe mit der k.k. 
Cameral » Gefällenverwaltung Folgen⸗ 
des vorgefchrieben: 

1. Holzbuden zur Wegmautheinhe- 
bung find nur im Falle des unaus⸗ 
weichlichen Erforderniſſes zu geftatten, 
indem es in polizeilicher Hinfiht vor⸗ 
theilbafter ift, den Mauth-Pächter zu 
verpflichten, feinen Aufenthalt in einem 
Wohnhauſe mit Bermeidung der ent: 
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ſtellenden feuergefährligen Buden zu 
nehmen. 

2. Die Errichtung einer ſolchen Holz⸗ 
bude darf felbft inı Falle des unaus⸗ 
weichlichen Erforderniffed nie eigen- 
mädhtig ohne Intervenirung der polis 
tifhen Obrigkeit, welche zur polizeili- 
hen Ueberwachung geſetzlich berufen ift, 
und die oͤrtlichen und fonftigen Ver⸗ 
hältniffe genau zu wirdigen hat, ge 
ſchehen, und ift von der polit. Orts⸗ 
behörde nur unter der Bedingung zu 
gefatten, daß die Herftellung der Bude 
baurecht, folid und nad den Regeln 
des guten Gefchmades erfolge. Die 
gefalldbehördlihen Wegmauth⸗Reſpici⸗ 
rungsämter find verpflichtet, im Yale 
einer Uebertretung dieſer Borfchrift hie- 
von ungefäumt die Anzeige an die pos 
litifhe Behörde zur weiteren Abhilfe 
zu erftatten. Eben fo find aber die 
Kreisämter, Magiftrate und Ortsvor⸗ 
fteher zur genaueften Befolgung und 
Ueberwachung diefer Vorſchrift mit dem 
Beiſatze angewiefen, fi in vorfommen- 
den Fällen ſtets mit den betreffenden 
Megmauth-Refpicirungsämtern in das 
Einvernehmen zu feßen und allenfällige 
Anftände zur geeigneten Abhilfe dem 
Kreisamte anzuzeigen. (Vdg. d. böhm. 
Bub. vom 16. Juli 1834 3. 27238. 
Dbent. 3. Bd. ©. 267.) 

Medaillen. Im Einvernehmen mit 
dem Minifterium des Innern wird die 
Bewilligung ertheilt, Medaillen über 
Anfuhen der Parteien auch in Zinn 
unter der Bedingung audzuprägen, daß 
jedem Eremplare einer in Zinn geprägten 
Medaille am Rande das Wort „Zinn“ 
eingefhlagen und eingeprägt werde. 
(Erl. des Finanzminift. vom 22. Der. 
1848 an das Hauptmünzamt. R. ©. 
B. Nr. 50.) 

— — f. Ehrenmedaille. 

— — Abgabe von Pfliht - Erem- 
plaren, f. Münzen, 

— — f. Denfmünzen, 


Mediatiſirte Samilien. 


Mebiatifirte Familien, Beftim- 
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Länder « Chefs. Bol. G. ©. 75. Bo. 


mungen des Ranges und Ti⸗ Rr. 20 


teldö der mediatifirten, vors 
mals reiheftandifh gräfliden 
Familien. Zu Folge eines a. h. 
Cabinets » Schreibens vom 21. Sept. 
1829 Taut öffentl. Brotocolles der 7. 
Bundestagsfikung v. 12, März 1829 
ift der einftimmige Beſchluß fämmtli- 
her Bundesglieder dahin gefaßt wor- 
den, daß nunmehr den Häuptern der 
vormals reihsftändifhen gräflichen 
Familien die Verleihung des Pradica- 
tes „Erlaudt” zu gewähren fei. Bon 
den ?. k. Behörden ift in deren Aus⸗ 
fertigungen den Häufern der mediati⸗ 
firten reihsftändifchen gräflihen Fami⸗ 
lien in der Anrede der Ausdrud: „Er 
lauchtig Hoch u. Wohlgeborner Graf,“ 
zu gebrauchen, und im Conterte der 
Titel: „Erlaucht zu geben. Nachſte⸗ 
bend folgt das Verzeichniß diefer Hau- 
fer, weldhe in der oͤſterr. Monardie 
domicilirt ind, und auf deren jedes« 
maligen Chef diefe Anordnung ihre 
Wirkſamkeit zu Außern haben wird: 
Harrach, Kuefflein, Shön 
born » Buhhbeim, Stadion, 
Sternberg-Mandenfheid, 
"Murmbrand. Gofkzl. Decr. vom 
9. Dct. 1829 3. 23375, an fammtl. 
Länderfl. Pol. G. S. 57. Bd. 2. Abth. 
Rr. 120. Kundgem. in R. Defterr. mit 
Rogge. Circ. vom 24. Octob. 1829 3. 


57180. Rv. G. ©. 11. Bd. Nr. 256. 


Zu Folge a. h. Entſchl. vom 1. Febr. 
1847 follen die Pradicate: „Durch 
laut und Erlaucht“ den betreffenden 
Häufern, wenn fie au nicht in dem 
öfterr. Kaiferftante domicilirt find, ers 
theilt werden, daher das Verzeichniß 
diefer in den verfchiedenen deutfchen 
Bundesftaaten zerftreuten fürftlichen 
und gräflihen Häufer in alphabetifcher 
Didnung den Länder-Chefs mitgetheilt 
wurde. (Hoflzl. Präſ. Schreiben vom 
22. Februar 1847, an fammtlidge 


Medicamente, ſ. Arzneien. 
Medicamenten - Anweifung, T. 
Arzneien-Anweifung. 
edicamenten-Gonten, f. Arz⸗ 
neien-Gonten. 
Mebdicamenten-Lieferung, fiche 


Arzneien⸗Lieferun 


—— fiehe Arz⸗ 
neien⸗Taxe. 

Medicinal: Verwaltung. Seine 
Majeftät haben mit a. h. Entichliegung 
v. 7. Septbr. 1. 3. die nachſtehenden 
Grundzüge zur proviſoriſchen 
Drganifation der öffentlichen 
Medicinal- Verwaltung Aller 
gnädigft zu genehmigen gerubet: 

Einleitung. 

8.1. Die oberfte Leitung des df- 
fentfihen Redicinalweſens, fowie die 
Dberaufficht über dasfelbeiftdem Staate 
vorbehalten. 

8.2. Die auf das Medicinalwefen 
bezüglichen Berfügungen werden in ber 
Regel nach vorläufiger Abforderung 
eines Gutachtens von Sacverſtändi⸗ 
gen erlaffen und in Ausführung ge 
bracht. 

8. 3. Die felbfiftändige Wirkſamkeit 
des Staates in Medicinal- Angelegen- 
heiten erſtreckt fih auf alle jene Ge⸗ 
ſchafte, welche aus höheren fanitäts- 
polizeiliden Rüdfihten oder wegen 
ihres Zuſammenhanges mit eigentlichen 
Staatögefhäften den Gemeinden nicht 
überlaffen werden Tönnen. Außerdem 
ordnet und beauffihtiget der Gtaat 
aber auch die den Gemeinden zur Befor- 
gung überlaffenen Sanitätsgefchäfte. 
84. Die Leitung des Medicinal- 
wefens fteht den yolitifhen Behörden 
zu, und zu diefem Behufe werden den 
Bezirtshauptmännern Bezirksärzte, den 
Kreispräfidenten Kreidmedicinalräthe, 
den Statthaltern fändige Medicinal- 
Commiffionen, dem Minifter des In⸗ 
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nern ein Sanitätsreferent und gleich 
falls eine ftändige Medicinal- Gommif- 
fion beigegeben. 

8.5. Die Regelung des Sanitäte- 
weſens in größeren Städten wird be- 
fonderen Verfügungen vorbehalten. 

I. Bezirtsärzte. Organismus. 

8.6. Am Sitze jeder Bezirkshaupt⸗ 
mannſchaft fol in der Regel ein Bezirks⸗ 
arzt aufgeſtellt werden. 

8. 7. Der Bezirksarzt ſteht zum 
Bezirkshauptmanne in dem Verhältniſſe 
der Unterordnung eines Bezirks⸗Com⸗ 
miſſaͤrs. 

8. 8. Nur derjenige Arzt kann in 
Zukunft definitiv ald Bezirksarzt ange- 
ftellt werden, welcher feine Befähigung 
dazu durch eine, unter den noch fpeciell 
zu beftimmenden Modalitäten abgelegte 
Prüfung aus der öfterreihifchen medi- 
cinifhen Polizei⸗ und gerichtlichen Me⸗ 
dicin dargethan hat. Ausgenommen 
hievon find die in einem öffentlichen 
Sanitätsdienfte bereits definitiv ange 
ftellten Individuen. Die Genüffe des 
Bezirksarztes werden vorläufig aus 
dem Staatsſchatze vorgefhoffen, bie 
duch die Geſetzgebung beftimmt fein 
wird, in wie fern diefe Auslage aus den 
Landes» oder Bezirkömitteln zu bedecken 
fein werde. 

Wirkungskreis. 

8.9. A. Der Bezirksarzt hat theils 
die bei der Bezirkshauptmannſchaft ein« 
langenden und ihm zugetheilten Be⸗ 
richte zu prüfen, theild wird er vom 
Bezirkshauptmanne verwendet zur per 
ſönlichen Radhfichtspflege und zur Füh- 
rung der Aufficht: 

a) über die medicinifd = polizeiliche 
Wirkſamkeit der Gemeinden ; 

b) über das Sanitätöperfonale des 
Bezirkes überhaupt und über jenes ind- 
befondere, welchen der Staat zeitweilig 
oder bleibend medicinifch = polizeiliche 
oder gerichtsärztliche Geſchäfte übers 
iragen hat; 
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ec) über die Handhabung der Dor- 
fhriften gegen Eurpfufcherei und medi- 
cinifche Gewerböftörungen, zu welchem 
Behufe er fi über den Stand der in: 
feinem Bezirke befindlichen Aerzte, 
MWundärzte, Apotheker, Hebammen und 
Thierärzte fortwährend in genauefter 
Kenntniß zu erhalten hat; 

d) über die Heil-, Humanitätd- und 
fonftigen in medicinifh = polizeilicher 
Hinfiht zu überwachenden Anftalt, ſo⸗ 
wie über Bäder und Gefundheitäbrun« 
nen des Bezirkes. 

B. Der Bezirksarzt hat bei der ſelbſt⸗ 
fländigen Beforgung ded Sanitätöwe- 
fend dur den Bezirkshauptmann mit- 
zuwirken, und zwar bat: 

1. er in Bezug auf den ganzen 
Bezirk 

a) dem Bezirkshauptmanne fowohl, 
was die Leitung des Medicinalwefens 
im Bezirke überhaupt, als die der Epi⸗ 
demien, Epizootien und des Impfungs⸗ 
weſens insbeſondere betrifft, fahgemäße 
Borfhläge zu machen; in dringenden 
Fällen jedoh, wo Gefahr im Berzuge 
ift, unmittelbar unter eigener Berant- 
wortung einzuföhreiten; 

b) demfelben zur Errichtung und 
Derleihbung von Gewerben, welde zum 
Medicinalwefen gehören, vorzüglid von 
jenen der Apotheker und MWundärzte 
und zur Regelung aller hierauf Bezug 
habenden Berhältnifie die nöthigen Vor⸗ 
ſchläge zu erſtatten; 

c) die Unterſuchung aller öffentlichen 
und Hausapothefen nach den dafür aufs 
geftellten Rormen vorzunehmen ; 

d) alle medicinifch-polizeilihen und 
alle gerichtlich = medicinifchen Unterſu⸗ 
Hungen fowohl in civil» als ftrafgefeß- 
lihen Fallen zu pflegen und darüber 
Gutachten abzugeben ; 

e) bei Recrutirungen auf jedesma- 
lige Aufforderung der betreffenden Or⸗ 
gane zu interveniren; 

f) von dem allgemeinen Geſundheits⸗ 
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zuſtande der Menſchen und nutzbaren 
Hausthiere des Bezirkes, ſo wie von 
den nachtheilig darauf einwirkenden 
Einflüſſen, namentlich von den verſchie⸗ 
denen geſundheitsſchaͤdlichen Vorurthei⸗ 
len ſich genaue Kenntniß zu verſchaffen 
und dem Bezirkshauptmanne die geeig⸗ 
netſten Mittel bekanntzugeben, wodurch 
ſie beſeitiget werden koͤnnen. 

2. In Bezug auf den Sitz des Be⸗ 
zirkshauptmannes obliegt dem Be 
zirksarzte: 

a) die ärztliche Behandlung der 
Findlinge, der Gefällenwächter, der 
Cordonsmannſchaft, der Gensd'armen, 
und da, wo keine Militäranftalten 
find, der Soldaten, der Recruten, der 
Batentalinvaliden, der Urlauber u. f. w. 
zu beforgen; 

b) den ärztlichen Dienft in Qua- 
rantainen und in jenen Staatsanftals 
ten zu verfehen, welche feine eigentli« 
hen Aerzte haben; 

c) die Impfung vorzunehmen. 

C. Er hat ferner nad Kräften mit» 
zuwirken, daß entweder einzelne Ge- 
meinden, oder mehrere Gemeinden ver- 
eint, Semeindeärzte beftellen. 

D. Er bat der Kreidregierung perio⸗ 
difh einen aus den bezüglichen Berich⸗ 
ten und eigenen Wahrnehmungen ges 
ſchoͤpften, wiſſenſchaftlich gehaltenen 
Hauptbericht über Alles, was in medi- 
cinifch » poligeilicher und gerihtsärztli« 
her Beziehung im ganzen Bezirke be: 
merkenswerth erfcheint, vorzulegen. 

II. Kreismedicinalrath. Organis- 
mus. 

8.10. Am Sitze jeder Kreisregie⸗ 
zung wird ein Streismedicinalrath auf 
geftellt. 

8. 11. Der Kreismedicinalrath ſteht 
zum Kreispräfidenten in dem Berhält- 
niffe der Unterordnung eines Kreisra⸗ 
thes und hat den Rang eines ſolchen. 

$. 12. Er ift das zur Beforgung 
der Sanitätögefchäfte des Kreifes vom 
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Staate beftellte Organ. Bei allen wich⸗ 
tigeren Verhandlungen ift jedoch der 
Kreispräfident angewiefen, das Gut⸗ 
achten ärztlicher Commifflonen ein« 
zuholen. 

Wirkungskreis. 

8. 13. Die Obliegenheiten des Kreis⸗ 
medicinalrathes beziehen fi: 

A, auf Ueberwachung 

a) der in einem Öffentlichen Sani- 
tatsdienfte ftehenden Individuen des 
Kreifes, mit Rüdfiht auf ihre aufha- 
benden inftructionsmäßigen Verpflich⸗ 
tungen, ferner des Sanitätsperſonales 
überhaupt und der bezüglichen Gremien, 
wobei auf die Hintanhaltung der Cur⸗ 
pfufcherei und der Gewerbsftörungen 
ein befonderes Augenmerk zu richten ift; 

b) der Handhabung der Medicinal« 
gefege und Verordnungen im Kreife 
durch die dazu berufenen Organe; 

c) aller Staates, Communal» und 
fonftigen Sanitätsanftalten im Kreife ;- 

d) aller jener Anftalten des Kreiſes, 
welche in medicinifch = polizeilicher Hin- 
fit einer Beauffihtigung unterworfen 
werden müffen, namentlid der Bäder 
und Gefundheitsbrunnen. 

B. Auf fahgemäge Mitwirkung bei 
der Leitung und Verwaltung des Sa- 
nitätöwefend im Kreife, dem zu Yolge 
bat er 

a) dem Kreispräfidenten bei Ernen- 
nung von Bezirksärzten, von Directo- 
ven und ordinirenden Aerzten der Ges 
bär- und Findel⸗, Jrren- und jener 
Krankenhäuſer, bei welchen eine folche 
Befekung der Staatöverwaltung vor» 
behalten ift, fowie von ordinirenden 
Aerzten an anderen, auf Staatökoften 
unterhaltenen Anftalten die betreffenden 
Borfchläge zu erftatten; 

b) demfelben die Inftructionen für 
die im Staatsdienfte ftehenden Sani« 
tätd » Individuen zu entwerfen und 
jene für die der Gemeinden zu begut- 
achten; 
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c) ihm bei Berleihung von fanitäts- 
polizeilihen Gewerben- und zur Neger 
lung aller auf diefelben Bezug haben- 
den Berhältniffe die geeigneten Anträge 
vorzulegen; 

d) demſelben in Bezug auf Beloh⸗ 
nungen und Auszeichnungen von Sa⸗ 
nitaͤts⸗-Individuen des Kreiſes, Vor⸗ 
ſchläge zu machen; 

e) dem Kreispraͤſidenten bei der ihm 
zuftehenden Leitung der auf Staatd- 
toften unterhaltenen Sanitätsanftalten 
ala: Gebär⸗, Irren⸗, Rindelhäufer, 
daun derjenigen Kranken » Anftalten, 
welche zwar nicht auf Staatskoſten un⸗ 
terhalten, jedoch nad fpäter zu erlaf- 
fenden Beftimmungen, der Oberleitung 
des Staatsverwaltung vorbehalten wer- 
den, Beiftand zu leiften, fo wie ihm bei 
allen Einrihtungen und Verfügungen, 
welche er in ſanitäts⸗polizeilicher Hins 
fit in allen fonftigen Anftalten zu tref⸗ 
fen hat, beizuſtehen; 

f) demſelben überhaupt die Entwürfe 
zu Grläffen vorzulegen, welche entweder 
die Ausführung neuer Medicinalgefeße 
oder die Handhabung der bereits befte- 
henden bezweden, und zwar in Betreff 
aller, entweder in den Wirkungskreis der 
Unterbebörden oder der Kreisregierung 
felbft gehörigen Gegenflände des Me- 
dicinalweſens, ald: Sachen der Orts⸗ 
Sanitätspolizei, Leichenbefhau, Ret⸗ 
tungsanftalten für Scheintodte und 
Berunglücte, Findel⸗ Impfwefen, Epi- 
demien, Epizootien u. a. m. 

C. Noch auf folgende Berrihtungen, 
ex hat namlid: 

a) alle Rechnungen, welche für auf 
Koften des Staates unternommene 
Berrihtungen in Sanitätsangelegen- 
heiten gelegt werden, vorſchriftmäßig 
zu prüfen; 

b) über Alles, was in mediciniſch— 
polizeilicher und gerichtlich = Ärztlicher 
Beziehung im Kreife wiſſenswerth fcheint 
und wozu ihm die ärztlichen Leiftungen 
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der Krankenhaäuſer, die bei der Kreisre⸗ 
gierung eingelangten ärztlichen Berichte 
und feine eigene Wahrnehmung den 
Stoff liefern, wiffenfhaftlich gehaltene 
Berichte periodifch vorzulegen. 

DI. Ständige Medicinalcommiffton 
der Statthalterein. Organismus. 

8. 14. Am Siße jeder Statthalterei 
wird eine ftandige Medicinalcommiffion 
eingefeßt. 

8. 15. Die Medicinalcommiffion ift 
der berathende und begutachtende Körs 
per für die Medicinalangelegenheiten 
des Kronlandes. Es befteht aus einer 
nad den Verhältniffen des Kronlandes 
und des Sitzes der Statthalterei feft- 
zuſetzenden Zahl von Aerzten, dann aus 
einem Wundarzte, einem Apotheker und 
einem Thierarzte. Die Mitglieder des⸗ 
felben werden von dem Minifterium er⸗ 
nannt. Die dem Stande der Aerzte 
nicht angehörigen Mitglieder können 
zwar allen Berathungen beiwohnen, has 
ben jedoh nur dann ein Stimmrecht, 
wenn es fih um Angelegenheiten ihres 
Faches handelt. 

8. 16. Den Borfiß in diefer Com⸗ 
miffton führt der am Sige der Statt- 
halterei befindliche Kreis-Medicinalrath 
und in deffen Verhinderung fein vom 
Statthalter ernannter Stellvertreter. 

8. 17. In Fallen, wo die Ratur 
eines der Verhandlung der Medicinal- 
commiffion unterliegenden Gegenftan- 
des die DBeiziehung von befonderen 
Fahmännern wuͤnſchenswerth erfcheinen 
läßt, Tann dies mit Zuftimmung des 
Statthalters gefhehen. Der Wirkungs⸗ 
kreis und die Gefhäftsführung der Me- 
dicinalcommiffion werden durch eine 
befondere Inftruction geregelt. 

IV. Sanitätöreferent bei dem Minis 
fterium des Innern und Medicinalcom« 
mifftion, Organismus. 

$. 18. Zur oberften Leitung der 
Berwaltungd-Angelegenheiten de Me: 
dicinalwefens haben beim Minifterium 
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des Innern ein Sanitätöreferent und 


ebenfalls eine ftandige Medicinalcom- 
miffion zu befteben. 

8. 19. Der Sanitätsreferent, wozu 
ſtets ein Arzt gewählt werden foll, ftebt 
zum Minifter des Innern im Verhält: 
niffe der Unterordnung, wie jeder an- 
dere Referent des Minifteriumsd mit dem 
Range eines Minifterialrathes. 

8.20. Die Medicinalcommiffion ift 
der berathende und begutacdhtende Kör- 
per für die Medicinalangelegenheiten 
des ganzen Staated. Sie befteht aus: 

1. dem Referenten für Sanitätswe⸗ 
fen im Minifterium des Innern, 

2. dem Referenten des Quarantaines 
wefen® beim Handelsminifterium, 

3. dem ärztlihen Referenten beim 
Unterrichtsminiſterium, 

4. drei anderen Aerzten, 

5. einem Wundarzte, 

6. einem Apotheker, 

7. einem Thierarzte. 

8. 21. Außer den sub 1, 2, 3 ges 
nannten Referenten, welche als foldhe, 
ftändige Mitglieder der Medicinalcom- 
miffton find, werden die übrigen Glie- 
der desſelben vom Minifter des Innern 
auf drei Sabre ernannt. Die dem 
Stande der Aerzte nit angehörigen 
Glieder der Commiffion haben bei Bes 
rathungen nur dann Stimmrecht, wenn 
es fi um Angelegenheiten ihres Faches 
handelt. In Fallen, wo die Natur ei- 
ned der Verhandlung der Medicinal- 
commiffion unterliegenden Gegenftan- 
ded die Beiziehung von befonderen 
Fachmännern wünſchenswerth erfchei- 
nen läßt, kann dies mit Zuſtimmung 
des Miniſters geſchehen. 

8. 22. Den Vorfitz in der Medici⸗ 
nalcommiffion führt der Sanitätörefe- 
rent des Minifteriums. Weber den Wir- 
kungskreis und die Gefhäftsführung 
diefer Medicinalcommiffion wird eine 
befondere Inftruction erfließen. 

V. Borübergehende Beftimmungen. 
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8.23. Die gegenwärtig im Staats⸗ 
dienfte ftebenden Sanitäts » Individuen 
find nach der über die Behandlung der 
politifchen, Tandesfürftlicden Concepts⸗ 


-beamten aus Anlaß der Drganifirung 


der neuen politifhen Adminiftration 
unterm 13. December 1849 erlaffenen 
Verordnung zu behandeln. 

8. 24. Die Functionen der Bezirks 
ärzte find, in fo fern dazu nicht bereits 
im Staat3dienfte flehende Aerzte ver- 
wendet werden, vorläufig von Sani- 
tätsperfonen gegen Beitallung zu bes 
forgen. Bei Dienftreifen erhalten die . 
beftellten Bezirtsärzte dieſelben Bergü- 
tungen, wie die definitiv Angeftellten. 
Die Beftallten haben Teinen Anfprud 
auf Penfion; werden fie aber erwiefes 
nermaßen in, und wegen ihrer Dienft- 
leiftung ale Bezirksärzte erwerbsun⸗ 
fähig, fo hat bei ihnen die im $. 10 
des Penfionsnormales feſtgeſetzte aus⸗ 
nahmsweiſe Behandlung der Staats» 
beamten zu gelten. 

8. 25. Die Art und Weife, in wel⸗ 
her Wundärzte, Apotheker, Thierärzte, 
Hebammen fih in Zutunft an der Be⸗ 
forgung des öffentlihen Sanitätswe- 
ſens zu betheiligen haben, bleibt ferne: 
ten Beftimmungen vorbehalten. (Bdg. 
des Minift. des Inn. v. 1. Oct. 1850. 
R. G. B. Nr. 376.) 

Medicinal: Waaren, ſ. Mate: 
trial: Wanrenhändler. 

Medicinal = Waarenverkanf, ſ. 
Material: WBaarenhändler. 

Meditciniſche Facultät. Die Ber: 
leihung und Beräußerung der verfäuf: 
lihen chirurgiſchen Gewerbe, 
bat fünftighin, wie bisher nach den befte- 
benden gefeßlichen Vorfchriften zu gefche- 
ben. Bei Berleihung der Perfonal- 
Befugniffe diefer Gewerbe aber, ift 
die medicinifche Kacultät vorher über die 
fih meldenden Gompetenten zu befragen, 
weil den Beſitz der Perfonal» Gewerbe 
größere Geſchicklichkeit und Fähigkeit 
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nicht aber ein größerer Geldanbot bes 
flimmen fol, worüber die medicinifche 
Facultät die verläßlihe Auskunft ge⸗ 
ben kann. (Rggs. Vdg. v. 23. Sepibr. 
1794.) 

Mediciuifhe Facultät. In Be 
zug auf die Nahforfhung und That» 
beftandeerhebung gegen Curpfufcher 
und medicinifhe Gewerböftörer wird 
nachftehende Weifung zur Wiffenfchaft 
und Darnachachtung bei Bornahme der 
über eine Anzeige der medicinifchen 
Bacultät gegen Curpfuſcher 
und medicinifhe Gewerbsſtoͤ— 
rer einzuleitenden Antshand— 
lungen erlaffen: Die mediciniſche 
Facultät ald eine vom Staate beglaus 
bigte, wiſſenſchaftliche Corporation er- 
ſcheint in ihrem Berhältniffe zur Staats⸗ 
verwaltung als oberfte Kunftbehörde, 
die über verfchiedene in ihr Gebiet 
fallende Gegenftände Auffchlüffe, Gut—⸗ 
achten und Rathſchläge zur Benützung 
der Öffentlihen Behörden bei ihren 
Amtshandlungen zu ertheilen hat. Eine 
auf befondere adminiftrative oder poli« 
tifhe Zweige der Staatsverwaltung 
fi beziebende Amtsgewaltfommt 
ihr jedoch in feiner Weiſe zu. In 
ſämmtlichen in diefer Verhandlung und 
namentlich von Seite der medicinifchen 
Facultät in Betreff der Gewerbeftörung 
und Eurpfufcherei zur Sprache gebrach⸗ 
ten boben und a. b. Verordnungen 
wird dieſer Facultat keine ausübende 
Gewalt, fondern lediglich nur eine in- 
vigilivtende Wirkſamkeit eingeräumt, 
die fih im Kalle einer vorfommenden 
Gewerbsitörung und Curpfufcherei nicht 
über das Recht einer bloßen Anzeige 
erſtrecken darf. Die medicinifhe Facul⸗ 
tät bat in ihren Beziehungen zum öf- 
fentlichen Verkehr und hinſichtlich der 
Bertretung ihrer Intereffen eine mit 
den Innungen analoge Beitimmung 
und Gerehtfame, und darf daher bei 
Borfällen von ärztlicher Gewerbsſtö⸗ 
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rung oder Gurpfufcherei zur näheren 
Erhebung des eigentlihen Thatbeſtan⸗ 
des nad) Inhalt der Regierung = Vers 
ordnung v. 4. Febr. 1817 keine Haus» 
unterfuhungen unter polizeilider Aſ⸗ 
fiftenz gleich den öffentlich angeftellten 
Sanitätsbeamten, welche dazu inſtruc⸗ 
tionsmäßig berufen find, vornehmen, 
fondern einzig und allein den Schuß 
und die Hilfe der competenten Behör⸗ 
den zur Gonftatirung und Befeitigung 
eine® derlei Unfuges anfpreden. Da 
es jedoch den Behörden troß der ſchaͤrf⸗ 
ften Wachſamkeit unmöglich wird, jeden 
oder auch nur die größere Zahl folder 
Unfüge zu erfpähen, der gefeßlichen 
Ahndung zu unterziehen, und fo den 
ärztlichen Stand durch die ihnen zu 
Gebote ftehenden Mittel vor Beruns 
glimpfung und Beeinträchtigung, den 


Kranken aber vor Belrug und unver- 


beſſerlichem Schaden an feiner Geſund⸗ 
heit zu verwahren, fo kann ed nur ale 
fehr wünſchenswerth erfheinen, wenn 
die medicinifhe Facultät die Wachſam⸗ 
feit der Behörden nach ihrem Wirkungss 
freife in dieſer Hinficht unterflüßt, ohne 
jedoch hiebei in den gefebmäßigen Gang 
der öffentlihen Geſchäfte flörend oder 
hemmend einzuwirken. In diefer Be⸗ 
Thränfung bat aud das fraglihe Co: 
mite fortan zu beftehen, und alle feine 
Wahrnehmungen über Gurpfufherei 
und medicinifche Gewerbsftörung gehö- 
tig begründet im Wege der medicini» 
[hen Facultät zur behördlichen Kennt: 
niß zu bringen, ohne jedoch bei der 
Aufbringung giltiger Beweife und Be: 
lege derlei Unfuges auf eine auffehen- 
erregende oder öffentlihe und Privat: 
verhältniffe verlegende Art, oder, wie 
diefed ganz vorſchriftswidrig geſchehen 
ift, gleihfam als eine Unterfuhungs- 
behörde mit Zuziehung einer polizeilis 
hen Affiftenz dabei vorzugehen. Das 
weitere Anfinnen der medicinifhen Fa⸗ 
cultät, dag bei den von dem berufenen 
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Behörden vorzunehmenden Localerhe⸗ 
bungen oder Vifitationen der Gewerbs⸗ 
ftörer oder Gurpfufcher nebft dem hierzu 
berufenen Pol., Bez. oder Stadtarzte 
auch einzelne von der mediciniſchen 
Facultat berufene, oder abgeordnete 
Mitglieder ald Funftverftändige Zeugen 
zu interveniren haben, wird als unftatt- 
baft zurücgewiefen, und es bleibt le⸗ 
diglich den Unterfuhungsbehörden über: 
laffen, Eunftverfländige Individuen zu 
ihren Unterfuhungen und zwar nad 
ihrer Wahl dann beizuziehen, wenn fie 
diefes nach der Sachlage der Verhand- 
lung nothwendig finden. (Deer. dern. 
ö. Reg. v. 17. Nov. 1847 3. 39216. 
Circular der k. k. Polizei» Ober » Dis 
rection vom 22. December 1847 3. 
23127.) 
Meditciuiſche Farnltät, f. Pri⸗ 
vilegien. 

ehl. Allen Müllern ohne Unters 
fhied fteht es frei, in allen Theilen der 
Stadt Wien und der Vorftädte öffent: 
lihe Mehlgewölbe zu halten. (Hofcomm. 
Vdg. v. 30. Jan. 1809. N. ö. Rggs. 
Ddg. v. 2. Febr. 1809. Barth. H. u. 
G. Gef. 4. Bd. ©. 272.) 

— — lim den Berlegenheiten auf 
dem Wr. Markte abzubelfen, und die 
Zufuhr durch freie Concurrenz zu ver⸗ 
mehren, fand fi die Negierung ver- 
anlapt, die Grießlfagung auf das Koch⸗ 
mehl aufzuheben, und allen Mül⸗ 
lern ohne Unterſchied, wieaud 
Parteien die Befahrung des 
Wiener Mehl⸗Marktes alle Tage 
der Woche mit Ausnahme der 
Sonn-und Feiertage, und den 
ganz fagungdfreien Verkauf 
fowohl aufdem Markte, als in 
eigenen zu errichtenden Mehl— 
gewölben zu geſtatten. (Ngg8. 
Bdg. v. 27. Juli 1809.) 

— — mit dumpfigem Geruche oder 
mit Sand ift ald ungenießbar zu be 
handeln. (R. oͤ. Rggs. Bdg. v. 18. 
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April 1815. Barth. H. u. G. Geſ. 4. 
Bd. S. 275.) 

Mehl. Den Nehlhändlern iſt der 
Berkauf ihrer Waare nah dem Maße 
oder Gewichte, gegen Beobachtung der 
geſetzlichen Richtigkeit des einen und 
des andern, unverwehrt, und eben fo 
den Parteien der beliebige Ankauf, nad 
der einen oder der anderen Art, freige 
ftellt. (NRggs. Vdg. v. 3. Jan. 1817.) 

— — Jede Mehlforte, bei welcher 
eine fremdartige mindere Fruchtgattung 
beigemifcht gefunden wird, ift nad) den 
bereits beftehenden ältern Vorſchriften 
zu confidciren, und ein Drittel des con⸗ 
fiscirten Mehlbetrags dem Anzeiger 
oder Apprebendenien zu überlaflen. 
Für den Fall, daß diefe Bermifchung 
fremdartiger Theile von der Art ware, 
dag nah dem Erkenntniffe der Sach⸗ 
verftändigen, felbft Gefahr für die Ges 
fundheit Plab greifen follte, fo tritt 
ohnehin die Vorſchrift des $. 160 des 
2. Thls. St. Gef. ein, nad welchem 
die Behörde, die ed angeht, gegen den 
Verkäufer Amt zu handeln hat. (N. ö. 
Rggs. Vdg. vom 11. Dechr. 1817 
3. 52505. Barth. H. u. ©. Gef. 4. 
Br. ©. 265.) 

— — lieber die Bitte der Müller 
um Aufhebung der Rggs. Entſcheid. v. 
11. Decbr. 1817 in Betreff der Con⸗ 
fiscation der niht qualitätmäßi« 
gen Mehlgattungen wurde Fol» 
gendes entfchieden: Durch die Aufhes 
bung der Sapung aufdas Mehl 
ift ed dem freien Uebereinfommen des 
Käufer und Verkäufers überlafien 
worden, welchen Preis fie für das im 
Verkaufe ausgebotene Mehl in der vor: 
gefhriebenen Qualität unter ſich aus- 
mitteln wollen. Die Beibehaltung einer 
gefegliden Qualitäten» Drd» 
nung ift unter diefen Umftänden nicht 
nur an fi) überflüffig, fondern fie wäre 
auch eben mit dem freien Verkehre im 
Widerfpruhe. Es wird daher die von 


Mehl. 


der Regierung unterm 11. Dec. 1817 
erlaſſene Entſcheidung dahin modifici⸗ 
ret: die Pflicht der Marktaufſicht bei 
dem Verkaufe des Mehls, ſo wie bei 
allen andern dem freien Verkehre über⸗ 
laſſenen Rahrungsmitteln, habe fich 
blos darauf zu beſchränken, daß der 
Berfauf nah ehtem Maße und 
Gewichte gefhehe, daß durch w 
fremdartige Beimiſchung kein 
Betrug Platz greife, und daß 
feine der menſchlichen Gefund 
heit ſchädliche Waare zum Ver— 
kaufe ausgeboten werde. (Hfkzl. 
Deecr. v. 25. Novbr. 1819 Barth. H. 
u. G. Geſ. 7. Bd. S. 383 bis 385.) 

Mehl welches in Sanitäts-Ruͤck⸗ 
ſichten beanſtändet wird, iſt durch einen 
Stadtphyſicus zu unterſuchen. (Rggs. 
Vdg. v. 11. Febr. 1820. Barth. H. u. 
G. Geſ. 7. Bd. ©. 385.) 

— — Die Regierung findet die 
wegen Verhängung der Confiscations— 
Strafe der zur Verbackung wegen Ver⸗ 
mengung mit Sand, nicht geeignet bes 
fundenen Mehlgattung unterm 11. 
Dec. 1817 3. 52505 erlaffenen Vor⸗ 
fhriften dahin zu modiflciren, daß die 
Conditionirung diefer Mehlgattung in 
Hinkunft wieder geftattet werde. Die 
Conditionirung ift übrigens nur auf 
die mit Sand bemerkbar vermengten, 
keineswegs aber auf die mit fremd» 
artigen Meblgattungen vermifch- 
ten, anzuwenden, gegen welde auch 
noch Tünftig die Confiscation zu vers 
fügen ift. Zur Befeitigung der Willkür 
bei Beftimmung, und wie weit bei, mit 
Sand vermengten Mehlgattungen eine 
Sonditionirung Statt finden dürfe, 
wird als Grundfak feftgefekt, daß die, 
zur Vermiſchung mit der, wegen Sands 
vermengung beanftändeten Meblgattung 
zu verwendende Mehl» Quantität, nie 
mald die Hälfte des mit Sand 
vermengten Mehlesuberjteigen 
Darf. (Ddg. der n. ö. Reg. v. 11. 
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Juni u. 1. Aug. 1828 3. 29808 Br. 
®. ©. 3. 10. Rr. 142.) 

Mehl. Die beftehende Anordnung, 
wodurch den Müllergefellen und Kut- 
ſchern bei Verführung des Mehle das 
Siten auf den Mehlfäden uns 
terfagt ift, wird fortan fehr häufig über: 
treten und bedarf einer abermaligen 

warnenden Erinnerung und flrenger 
Anvigilirung. Indem man die Erneues 
rung diefer Anordnung an die Prager 
Müller unter Einem durch den Prager 
Magiftrat veranlaßt, werden die k. k. 
Pol. Bez. Commiſſariate zur ftrengen 
Smoigilirung auf diefen Unfug und 
Berhaftung der Nichtfolgeleiftenden an« 
gewiefen. (Kdm. der k. k. Stadth. in 
Prag v. 7. Febr. 1848.) 

— — Vorſchriften hinfichtlich des 
Verkaufes, ſ. Marktpolizei = Auf: 
fihtsanftalt für die Stadt Wien 

8. 35—39. 

— — Bermifhung mit ſchlechtern 
Sorten, |. Mähl-DOrdnung. 

— — Aufhebung der Satzung, ſ. 


—— 
ehlhandel, Freigebung desſelben 
in Böhmen, ſ. Satzu — 

Mehl: und Brotbeſchau, ſiehe 
Markt-Polizei-Aufſichtsauſtalt 
für die Stadt Wien. 88. 35—52. 

Mehlvorräthe der Wiener Bäder, 
Regulitung derfelben, f. Bäder. 

rungen, f. Unraths : Ca: 


Meilenfänlen, |. Wegweifer. 

Meifterrecht, ſ. Gewerbe. 

Meifterzeihen. Jeder Meifter hat 
das Recht, Meifterzeihen zu füh- 
ren. Hinfihtlih fammtliher Eifen-, 
Stahl⸗ und aller diefer Feuerarbeiter 
wurde insbefondere in Anfehung derje- 


nigen Arbeiten, die mit einem Meifler- 


zeichen zu bemerken bisher uͤblich gewe⸗ 
ſen, verordnet, daß ſolche in Zukunft 
mit dem Ramen des Orts, wo die 
Zunft beſtehet, und zugleich mit dem 
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Anfangsbuchſtaben von dem Namen des 
Meiſters, der dieſe verfertiget, oder mit 
einem anderen Zeichen bezeichnet, dieſe 
Zeichen aber vorläufig dem Kreis— 
amte angezeigt, von felbem gebilliget, 
und in dem darüber zu führenden Mas 
trifelbuche vorgemerkt, und dabei ſtets 
Bedacht genommen werden foll, daß fich 
eines jeden Arbeiters Zeichen Tennbar 
von dem andern unterjcheide, au, daß 
nicht ein Arbeiter das Zeichen eines 
andern, bei Berluft des Meifterrechtes 
gebrauche. (Pat. v. 9. Septbr. 1785. 
8. 7.) 

Meifterzeichen. Ueber eine von den 
bürgl. Kleinuhrmachermeiſtern in Wien 
vorgebrachte Befchwerde, daß oft ihre 
Ramen auf fchledhte Uhren geftochen 
werden, die fie nicht verfertiget haben, 
und hiedurch der gute Ruf der Wiener 
Uhrmacher fehr herabgefeht wurde, ha⸗ 
ben Se. Majeftät zu verordnen gerubt, 
daß, wenn Jemand den Namen eines 
noch lebenden inländifchen Uhr- 
machermeifterd ohne defjen ausdrückliche 
Einwilligung auf eine Uhr ſtechen würde, 
die er nicht verfertigt hat, diejes als 
ein Betrug angefehen und als ein fol« 
der nach den beftehenden Gefeßen be- 
ftraft werden fol. (Hofd. v. 6. Novbr. 
1793, an ſämmil. Länderſt.; fundgem. 
in Ob. Deftr. am 27., in Nied. Deftr. 
am 29., in Steiermark u. Böhmen am 
30. Rov., in Kärnthen am 4. in Bali» 
zien am 6., in Trieſt am 7. Dec. 1793. 
Bol. G. ©. 3. Bd. Nr. 41.) 

— — Ad vorfam, daß die Fabri⸗ 
kationszeichen der Meifter unerlaubter 
Weiſe von Meiftern anderer Laden nach⸗ 
gemacht, und fälfhlih ihren Waaren 
aufgedrüdt werden, welcher Unfug in 
der Patental- Anordnung vom 9. Sep» 
tember 1785 mit dem Berlufte des 
Meifterrehtd zur Etrafe belegt wird, 
und da es auch allerdings daran ge- 
legen ift, derlei Vergehen und Nach» 
machung fremder Meifterzeichen um 
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fo gewiſſer hintanzuhalten, als dies 
ſer Betrug nicht nur den Meiſtern, de⸗ 
ren Zeichen nachgemacht wird, den em⸗ 
pfindlichſten Schaden zuzieht, ſondern 
auch ſelbſt den ausländiſchen Abſatz die⸗ 
fer Artikeln, wenn die Fremden mit 
nachgemachten Waaren hintergangen 
werden, zum weſentlichen Nachtheile 
des Staates ganz verloren gehen koͤnnte, 
fo wurde dur die Randesftelle den 
Kreisämtern aufgetragen, auf die Nach» 
ahmung der Zeichen zu wachen, und bei 
entdeckten Verbrechen der fträflichen 
Nachahmung, nach der Bdg. v. 9. Sept. 
1785 fih zu achten, folglich mit der 
angeoıdneten Entfeßung vom Meifter- 
rechte gegen die Kontravenienten un⸗ 
nahfihtlich vorzugehen. (Hoflam. Vdg. 
v. 28. Juli Rggskundm. v. 23. Aug. 
1796.) 

Meifterzeichen. Da nun verſchiedene 
Eiſenhammerwerke fremde Meiſterzeichen 
mißbrauchten, oder auf eine trügerifche 
Weife nahahmten, fo wurde verordnet: 
daß alle Eifenwaaren, die von dem Er- 
jeuger mit einem andern Zeichen, ale 
welches von dem Kreidamte gebilliget, 
und nad der für Eifen- und Stahlar- 
beit erlaffenen hoͤchſten Vorſchrift v. 9. 
Septbr. 1785 bei demfelben vorgemerkt 
ift, verfehen find, eingezogen werden 
follen; der Uebertreter feldft aber ift 
mit dem Berlufte des Meifterrechtes zu 
beftrafen, und nah dem Strafgefeß- 
buche als ein des Truges Schuldiger 
zu behandeln. (Hoflamr. Vdg. v. 17. 
März 1802. N. d. Rggs. Circ. v. 20. 
April 1802.) 

— — Da die Nahfhlagung frems 
der Meifterzeihen auf Eifen- und 
Stahlwaaren eine offenbare Berfäl- 
fung ift, welche eben fo ſchädlich für 
den Handel, als nachtheilig für die 
Berarbeiter werden muß, fo wurde dies 
fer Unfug wiederholt und mit dem Bei- 
faße verboten, daß diejenigen Gewerken 
und Arbeiter, welche diefer Nachichlas 





Meiſterzeichen. 


gung überwiefen werden ſollten, zur 
ſtrengſten Berantwortung gezogen, und 
ernftlich geftraft werden würden. (Hofs 
famm. Decr. v. 22. Dctbr. 1804 3. 
34208, an fämmtl. Länderfl.; n. ö. 
Rggs. Kundm. v. 13. Nov. 1804 3. 
20613. Pol. G. ©. 3. 1804.) 

Meifterzeichen. Den Senfenfhmier 
den ift nad der Hofodg. v. 17. März 
1802 die Führung gleicher, oder auch 
nur fehr ähnlicher Zeichen durchaus nicht 
zu geftatten, und find daher in diefer 
Hinfiht die Zünfte zu verhalten, ihre 
Zeihentafel an die Landesftelle einzu- 
fenden. (Hoflamr. Decr. v. 14. Juni 
1808. R. d. Rggs. Vdg. v. 9. Juli 
1808.) 

— — find von Eifen- und Stahl« 
arbeitern beizubehalten. (Commerzhof⸗ 
commifl. Decr. v. 24. Juli 1821 u. v. 
30. März 1823. Barth. Ergänz. Bd. 
©. 62.) 

— — Der ämtlide Wirkungstreis 
der Berggerichte in Betreff der Meifter- 
zeihen bat fi nur auf Prüfung und 
Ertheilung derfelben, auf ihre Evidenz- 
haltung durch Führung des Matrikel- 
buches, und ‚endlich auf die Urtheilung, 
ob der Fall einer Nachſchlagung vor« 
handen fei, zu erſtrecken; ift aber der 
Fall einer Nachſchlagung conftatirt, fo 
wird fi die Amtshandlung des Berg- 
gerichtes lediglich auf die an die compes 
tente Strafbehörde zu machende Ans 
zeige beſchränken. (Vdg. des böhm. 
Gub. v. 5. Juli 1840 3. 16726. 
Prov. ©. ©. für Böhm. 3. 1840.) 

Meldung der Gewerhögehilfen, 
der Staffeefieder, ſ. Kaffecfieder. 

— — der Bohnungs - Deränderun« 
gen der Militär » Perfonen, f. Woh⸗ 
nungs-Beränderungen. 

— — der in Militäargebäuden woh⸗ 
nenden Eivilperfonen, |. Wohnungs: 
Beränderungen. 

— — der wegziehenden Parteien, 
ſ. Wohnungs- Veränderungen, 
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Meldungswefen, Aufgabe der 
VolizeisBehörden, f. Polizei⸗Behoͤr⸗ 
den. Wirkungskreis. $. 3. 

— — f. Wohnungs = Berände: 


eldzettel. In Zukunft find für 
Schneidergefellen bei den f. k. Direc⸗ 
tionen überreichte Meldzettel nur dann 
zu vidiren, d. i. anzunehmen, wenn fie 
vorerſt von dem Herbergdvater unter- 
fertigt find, oder das Herbergsfiegel 
beigedrudt iſt. (Circ. der k. k. Pol. 
Ob. Direct. vom 30. Juni 1847 3. 
10852/4137.) 

— — Sämmtlide k. ?. ſtadthaupt⸗ 
mannfchaftliche Bezirks - Commiffariate 
haben die Beränderungsbögen der Jah⸗ 
resparteien 14 Tage nah dem in der 
hohen Regierungd - Berordnung v. 18. 
uni 1849 audgefprodhenen Termine, 
welder Zeitraum zur Rectificirung der 
Jahres⸗Parteien Protocolle zu benuͤtzen 
fommt und die Meldzettel der Neben- 
parteien, zu welchen auch die Angehöti« 
gen der Jahres » Parteien die Hilfsars 
beiter, Gefellen und Lebrjungen zu 
zählen find, täglid 2 Mal Mittags 
und Abend! nad vorhergegangener 
Eintragung in die betreffenden Proto- 
colle dem hierortigen Anzeigeamte ohne 
weitere Betreibung einzufenden. (Decr. 
der k. k. Stöthptm. v. 3. Jan. 1851 
3. 9.) 

— — Ühemeldzettel find nicht 
mehr auszuftellen, ſ. Ehebewilli⸗ 
gung. 

— — in demfelben ift die An- 
gabe des Religionsbekenntniſſes wie- 
der aufzunehmen, f. Religionsbes 
kenutniß. 

— — der ſteuerbaren Parteien, ſ. 
Steuerreſtanten. 

— — ſ. Wohnungs-Verände⸗ 
rungen. 

enagerie, ſ. Thiere. 

Menagerien⸗Beſitzer, ſ. Schau: 

Produttionen. 








Mennoniften. 


Meunoniften, ſ. Eid. 

Meflagerien, Beftimmungen über 
ee derfelben, fiehe Stell: 

ren. 

Meffer. In den Kreifen von Trient 
und Roveredo ift e8 verboten, die bei 
den landwirthſchaftlichen Arbeiten, und 
insbefondere zur Befchneidung der 
Weinreben und Bäume dienlihen Werk⸗ 
jeuge und Mefier, wie potatoi ronconi, 
roncoletli, (ronchini, stegagni, ren- 
gaggie, ronchetli, focoli) coltelli a- 
dunchi, coltellini, coltellazzi, und ans 
dere ähnliche, an Sonn- und Fefttagen 
bei fih zu tragen, und ſonach um fo 
mehr, mit denfelben in öffentlichen Or⸗ 
ten, wie Gafthäufern 2c. zu erfcheinen. 
Selbſt an Werktagen dürfen dieſe 
Werkzeuge und Meffer außer der Zeit 
der Arbeit nur eingewidelt getragen 
werden. Die Uebertretung diefer An- 
ordnung wird als polizeiliches Verge⸗ 
hen betrachtet, und an dem Uebertreter 
mit Arreſt von 24 Stunden bis zu 8 
Zagen beftraft. Diefe Arreftftrafe kann 
in Fällen der Wiederholung, und nad 
Maßgabe der eintretenden erfchweren- 
den Umftände auch mit Faſten verſchärft 
werden. (Hfkzl. D. vom 3. Juni 1830, 
an das Tirol. Land. Bub. Krop. Gef. 
56. Bd. Rr. 141.) 

— — zweifchneidige, Stilete, drei- 
ſchneidige Klingen ꝛc. zu verfertigen, 
wird verboten, ſ. Waffen. 

Meifing, mit demfelben zu legiren, 
it den Gold» und Silberarbeitern ver- 
boten, ſ. Zegirung. 

Meffingene Wagen. Da nad 
dem Gutachten der medic. Facultät der 
Gebrauch der meffingenen Wagen und 
Gewichte bei dem Verkaufe von Bictua- 
lien, wenn nur überhaupt Alles forg- 
faltig vermieden wird, was das Anfe- 
ben des Grünſpans herbeiführt, na⸗ 
mentlih: das längere Liegen an feuch⸗ 
ten Orten, das Abwägen fehr feuch⸗ 
ter und Säure entwickelnder Körper, 
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insbeſondere jedoch vernachläſ— 
ſigte Reinigung derſelben, als 
unbedenklich und daher zuläffig er- 
fheine; fo wurde zwar der Magiitrat 
und das Regierungs:Markt-Commifja- 
tiat für die firengfte Ueberwachung 
aller Gewerbsleute, Die fih bei dem 
Berkaufe ihrer Keilfchaften der meffin- 
genen Wagen und Gewichte bedienen, 
wegen der forgfältigften NReinhaltung 
derfelben, wiederholt verantwortlich 
gemacht, es ift jedoch kein zureichender 
Grund vorhanden, den Gebrauch mef- 
fingener Wagen und Gewichte den Ges 
werb3leuten ganz zu unterfagen. (Vdg. 
der. n. d. Reg. vom 11, Juli 1827 3. 
37945 Pr. ©. ©. 9. Bd. Rt. 207.) 

Meffingene Schantgefihirre, fiche 
Gefdirre. 

— — Burftfprigen, f. Kupferne 
Wurfifprigen. 

— — Gewichte beim Salzverfchleiß, 
Adftellung derfelden, fiehe Salzver⸗ 
fchleiß. 

— — Gefhirre, Verbot des Ge- 
braudes, ſ. Zuckerbaͤcker. 

— — in denfelben ſollen die Käſe⸗ 
ftecher nicht8 Fettes aufbewahren, wors 
über die Polizei-ObersDirection ſtrenge 
zu wachen hat, ſ. Giftverkauf. (Vdg. 
v. 10. Dec. 1803 $. 22.) 

— — in bdenfelben ift verboten, 
candirtes Obſt oder faure Säfte aufzu- 
bewahren, f. Giftverfauf. (Vdg. v. 
10. Dec. 1803 $. 21.) 

Metalle. Das Abtreiben und Schei⸗ 
den aller Metalle ift den Privaten un⸗ 
ter Confiscationsſtrafe verboten. Die 
zum Abfprengen derfelben Befugten 
müffen das vom Kupfer abgefprengte 
Gold und Silber an das Hauptmünz- 
amt abgeben. (Pat. v. 23. Dec. 1737. 
Barth. H. u. ©. Geſ. 6. Bd. ©. 356.) 

— — zu vergolden, f. Goldar⸗ 
beiter. 

Metallfreie Glafur der irdenen 
Kochgeſchirre, |. Geſchirre. 











Mebger. 


Mepger, |. Bleifchhaner. 

Mieder. In allen Waifenhäufern, 
Klöftern, und wo immer eine öffent- 
liche Erziehungsanftalt beiteht, dürfen 
feine Mieder von was immer für einer 
Gattung getragen, und keine Kinder 
weiblichen Geſchlechtes mit Miedern in 
die Schulen oder fonftigen Anftalten 
aufgenommen und gelitten werden. 
Gofentſchl. vom 14. Aug. 1783. Kp. 
Se. Iof. 1. Bd. S. 398. Hfkzl. D. 
vom 3. Dec. 1812 3. 18160. Krop. 
G. ©. 32. Bd. ©. 423. Gegen die 
Dawiderbandelnden kann mit Ausfchlies 
fung vom Schulbefuhe vorgegangen 
werden. Studien = Hof- Commmiffions- 
Decret vom 18. December 1832 Zapl 
"Reihe, (. Bohn 

iethe, |. Wohnungsmiethe, 
Wohnun Sneränderung, : 
rn utſcher, ſ. Sobnkutfcher. 
Milch, der freie Verkauf derfelben 
fteht den Bictualienhäandlern in Wien 
zu. (Ddg. v. 26. Nov. 1816. Barth. 
H. u. ©. Gef. 4. Bd. ©. 44.) 

— — Wegen ſchlechter Qualität der- 
felben haben die Bezirks - Directionen 
die nöthige Aufmerkfamkeit anzuwen⸗ 
den, und die diesfalls zu ihrer Kennt⸗ 
niß gelangenden Beſchwerden in ges 
naue Unterſuchung zu ziehen. (Pol. Ob. 
Dir. Circ. v. 24. Juni 1825.) 

Mildhandel. Drdnung für 
den Milhhandelin Wien. 

1. Da das übertriebene Ablöfen der 
Milch und die Leichtigkeit fich mit dem 
Verſchleiße derfelben abzugeben, nicht 
uur wie bei allen übrigen Feilfchaften 
erfter Gattung, eine willtürlihe, une 
nöthige, hoͤchſt übertriebene Preisftei- 
gerung nach fich gezogen, fondern auch 
aus Gewinnfuht das der Gefundpeit 
fo ſchädliche Verfälfchen der Milch ver- 
anlapte, fo ift in der Stadt und in den 
Vorftädten der Verſchleiß der Mil 
Niemandem geftattet, der fih nicht 
mit einem Beugniffe feines 
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Grundgerichtes ausweiſet, daß 
er eine verhältnißmäßige An— 
zahl eigenthümlicher Melkkühe 
beſitzt. Dieſer Ausweis wird bei je⸗ 
der erſten Ertheilung eines Milchſtan⸗ 
des, und dann auch 

2. wenigſtens alle Jahre einmal von 
allen mit Milchverſchleiß innerhalb der 
Linien ſich abgebenden Individuen ge: 
fordert. 

3. Um dieſes wichtige Geſchäft ſtets 
in genauer Ueberſicht halten zu können, 
fteht die Verleihung und Ertheilung 
der Milchſtände in der Stadt und auf 
den magiftratifchen Borftadtgründen les 
diglih dem Magiftrate, auf den Frei- 
gründen aber den Obrigkeiten jelbft, 
jedoch ohne Einforderung einer befon- 
deren Verleihungs-Tare zu. 

4 Jedoch haben die Milchftänder 
Inhaber in den Vorflädten jene Bei: 
träge, die fie jährlich zu den Grund⸗ 
gerihten abgeführt haben, und melde 
zur Beftreitung der Gemeinde » Audla- 
gen gewidmet find, noch ferner zu leis 
ften; jene Parteien aber, die einen 
Milchſtand in der Stadt erhalten, ha⸗ 
ben diefelbe auf die bisher beobachtete 
Art bei dem flädtifchen Oberfammer- 
amte zu löfen, 

5. Da eine verhältnigmäßige Ans 
zahl Kühe haltender Parteien oder der 
fogenannten Milchmeier in den Vor⸗ 


ſtädten nothwendig ift, damit das Pur 


blicum nicht nur in den Frühftunden, 
fondern aud den ganzen Tag hindurch 
mit frifhen Milchgattungen fi verfe« 
ben könne, diefe Parteien aber, welche 
Kühe zum Milchverſchleiße innerhalb 
der Linien halten wollen, aus vielen 
Nücfichten den Obrigkeiten bekannt 
fein müffen, fo haben fih diefe bei 
ihren Obrigkeiten zu melden, und die 
Anzahl der Kühe, welde fie wirklich 
im Butter haben, halbjäbrig anzuzeigen. 
Auf die genaue Befolgung diefer An 
ordnung haben ſämmtliche Grundges 
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richte bei eigener ſcharfer Verantwor⸗ 
tung fortan zu ſehen. 

6. Um dem Publicum reine und un⸗ 
verfälſchte Milch zu verſchaffen, iſt der 
Gebrauch des Querls (Sprudlers) all⸗ 
gemein und auf das ſtrengſte mit dem 
Beiſatze verboten, daß jedes Milchweib 
oder jeder Milchmann, der des Quer⸗ 
lens (Sprudelns) der Milch oder des 
Rahmes überwieſen, oder bei welchem 
ein Querl oder Sprudler angetroffen 
wird, des Befugniſſes Milch zu ver⸗ 
kaufen in dem erſten Betretungsfalle 
ſogleich entſetzt und zu ſelbigem auf 
immer für unfähig erklärt wuͤrde. (Als 
bemerkt wurde, daß Milchleute zwar 
keine Querl oder ſog. Sprudler bei den 
Milchſtänden haben, dagegen aber ganze 
Eimer des als ſchädlich anerkannten 
erkünſtelten Schaumes ſchon von Hauſe 
zu ihrem Stande mitbringen, ſelben 
unter ihren Ständen verbergen, und 
auf dieſe Art die beſtehende heilſame 
Vorſchrift zu umgehen ſich erfrechen, ſo 
wurde auch dieſer Unfug abzuſtellen be⸗ 
fohlen. Hfd. v. 22. Febr. 1793.) 

7. Sollte ſich irgend eine verkau⸗ 
fende Partei beigeben laffen, die zum 
Verſchleiße gebrachte Milh auf was 
immer für eine Art und felbft durch 
fonft unfhädlihe Zufäge zu verfäl: 
ſchen, jo wird felbige im Weberwei- 
fungsfalle nicht nur von dem Milch⸗ 
verſchleiße auf immer entfernt, fondern 
auch als ein wahrer ehrlofer Betrüger 
nad aller Strenge der Geſetze gezüch⸗ 
tiget werden. Zu diefem Ende ift ſo⸗ 
wohl dem Marktauffichte-Perfonale als 
auch den Grundgerichten aufgetragen, 
auf ſämmtliche milchverſchleißende Par⸗ 
teien eine ununterbrochene Aufmerkſam⸗ 
keit zu tragen, öfter unvermuthete Pro⸗ 


ben vorzunehmen und bei entdeckter h 


mindefter Berfälfhung der Milch, den 
Betretenen zur weiteren Unterfuchung 
und Abftrafung, der Behörde ohne 
Verzug anzuzeigen. 

Baleiöty, Handb. d. Pol. Bef. IL 


433 


Milchverfälfchung. 


Endli find zwar alle Mildgattun. 
gen ſatzungsfrei; jedoch verfieht man 
fih, daß die milchverfchleigenden Par⸗ 
teien das Publicum nicht nur mit ech⸗ 
ter und unverfälſchter Mil, ſondern 
auch in billigen Preifen bedienen wer- 
den, widrigend man zum Beten des 
Publicumd andere Maßregeln zu er- 
greifen wiflen wird. (Hflzl. D. v. 17. 
Aug. u. vom 21. Dec. 1792. Kundm. 
der n. d. Reg. v. 9. Jän. 1793. Bol, 
G. S. 1. Bd. ©. 159.) 

Milchhandlern iſt an Sonn⸗ und 
Feiertagen, mit Ausnahme der ſoge⸗ 
nannten geſperrten großen Feſttage 
ihre Milch bis 9 Uhr früh zu verkau⸗ 
fen erlaubt. (N. d. Rggs. Vdg. v. 29. 
en ne Kp. Gef. Franz. 17. Bd. 
©. 701.) 

SRiLÄ fände. Dem hieſigen Stadt⸗ 
magiſtrate wurde der Aufträg zugeſtellt, 
alfogleicy die Milchweiber, bei welchen 
die Milch verfälfcht gefunden wird, vor⸗ 
zurufen, fie über die Milchverfaͤlſchung 
zur Antwort zu ziehen, und nad der 
befannt gemachten Verordnung vom 9. 
Jän. 1793 zu beftrafen. Bon welcher 
Berordnung die Polizei-Ober-Direction 
mit dem Auftrage verfändigt wurde, 
täglich mehrere Milchſtände unterfuchen 
zu laffen, und bei dem Befund einer 
Milchverfälfhung die Milch ſogleich 
wegfhütten zu lafien, und das Milde 
weib auf der Stelle zu arzetiren, dabei 
täglich fih aber hierüber Rapport ab⸗ 
ftatten zu laſſen. (Rggs. D. v. 11. Dec. 
1802. Ferro's Sanit. Bdg. 2. Thl. 
©. 206.) 

Milchverfäͤlſchung, wegen derfel- 
ben hat das Marktauffihts » Perfonal 
und die Örundgerichte öfter unvermus 
thete Proben vorzunehmen, ſ. Milch: 
andel. 

— — wegen derfelben haben vie 
Polizei s Bezirks » Aerzte aufmerkfam zu 
fein, und diesfalls ihre Bemerkungen 
und Wahrnehmungen fogleih der Be 
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zirks⸗Direction anzuzeigen. (Inſtr. für 
Polizei⸗Bezirks⸗Aerzte 8. 15) 
Milchverfaäͤlſchung, die, iſt mit 
Arreſt und Confiscation zu beſtrafen. 
(R. d. Rggs. Vdg. vom 3. Jan. 1803. 
Krop. Gef. Franz. 18. Bd. ©. 77.) 
— — Bei der wiederholten Betre- 
tung der Milchweiber mit verfälfchter 
Milch hat die Regierung das Kreisamt 
auch feinerfeitd zur Befeitigung diefer 
Betrügerei mitzuwirken angewiefen, 
feine Kreid - Commifjärs hierauf auf 
merkſam zu machen, und ihnen aufzu- 
tragen, bei gelegenheitlihen Reifen in 
der Nähe von Wien, Unterfuchungen 
zu pflegen und die in Verfälſchung der 
Milch Betretenen unnahfihtlih zur 
verdienten Beftrafung zu ziehen. Die 
nämlide Wachſamkeit ift au den Do» 
minien und Ortsobrigfeiten nachdrück⸗ 
lich aufgetragen worden. (Rggs. Pdg. 
vom 2. Zuli 1813 3. 21199. Sul. 
Sanit. Bdg. 3. Bd. ©. 332.) 
Militär, weldes in den Ci— 
vilftand übertritt. Da ſchon öfter 
die Befhwerde vorgefommen ift, daß 
die aus der Militärdienftleiftung ent- 
lafjenen audgedienten Capitulanten, 
dann die fonftigen verabfchiedeten Sol⸗ 
daten und Parteien, bei ihrem Rüd- 
tritte in die Givilverhältniffe fih ala 
unabhängig betrachten, und mit Berus 
fung auf angebli von ihren ehemali⸗ 
gen Militär-Vorgefegten erhaltene Zu- 
fiherungen, befondere Begünftigungen 
hinſichtlich der den übrigen Unterthanen 
gegen den Staat, gegen die Obrigkeit 
und gegen die Gemeinde obliegenden 
Verpflihtungen, insbefondere aber die 
gänzliche Befreiung von den landes- 
fürftliden oder obrigkeitlihen Gaben 
und Leiftungen anfprechen, fo wurde 
angeordnet: daß den austretenden aus⸗ 
gedienten Kapitulanten, dann den 
fonft aus der Militärdienftleiftung ent- 
laffen werdenden Soldaten und Pars 
teien die ausdrückliche und verläßliche 


434 


Militär. 


Belehrung vor ihrer Entlaffung zu er- 
theilen fei, daß ihnen bei ihrem Ueber⸗ 
tritte in den Eivilftand alle Pflichten, 
welche in Folge der beftehenden Geſetze 
den übrigen Unterthanen und Staats» 
bürgern auferlegt find, obliegen, und 
daß fie demnach auch fowohl die lan⸗ 
desfürftlichen als obrigkeitlihen Schul- 
digkeiten, von denen fie nicht ausdrück⸗ 
ih und insbefondere losgezählt wor⸗ 
den find, ohne alle Einwendung zu lei⸗ 
ften, übrigens ſich aber arbeitfam, fried- 
fertig und unterwürfig gegen ihre Ci⸗ 
vilobrigkeiten zu betragen haben, indem 
alle diejenigen, welche ſich ala Geſchaͤfts⸗ 
Iofe betreten laſſen, oder wegen Ercef- 
fen, Ruheflörung und Widerſetzlichkeit 
zur Stellung ex officio fi eignen, 
ohne Rüdfiht auf ihre bereitd vollen- 
dete Dienftzeit und erfolgte Entlaffung 
ohne weiter aufs Neue zum Militär 
würden abgegeben werden. Diefe Be 
lehrung ift allen entlaffen werdenden 
Soldaten und Parteien ohne Unter» 
[hied des Rationald, mit bloßer 
Ausnahme der Ausländer, welche nad) 
ihrer Entlaffung nicht in der k. k. öft. 
Monardie zu bleiben, fondern in ihr 
Daterland zurückzukehren gefonnen find, 
zu ertheilen, und um ihnen diefelbe 
ftet gegenwärtig zu halten, ift in den 
Abſchieden der betreffenden Individuen 
fünftig die fhriftliche Clauſel beizufe- 
ben: daß der betreffende Mann bei fei- 
ner Entlaffung. vom Militär in die Eis 
vil-Furisdiction übertrete, und daher 
den betreffenden politifden Behörden 
wie andere Untertbanen und Staate- 
bürger in Allem pünctlihen Gehorfam 
zu leiften habe, (Hfkzl. D. v. 27. Spt. 
1823. Ktop. Gef. Kranz 48. BD. 
©. 556.) 

Militär. Co ift fon in den all⸗ 
gemeinen Berordnungen gegründet, Daß 
Diejenigen, welche fih dem Militär im 
feinen Amtshandlungen gewaltfam mit - 
Waffen oder andern gefährligen Werke 
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zeugen widerfeßen, auf der Stelle nie- 
dergemacht werden Tonnen. Insbeſon⸗ 
dere ift aber das Militär durch eine 
Verordnung des Hofkriegsrathes vom 
25. Juni 1803 in Abfiht auf die 
Schwärzer angewieten, fi diefes Rech⸗ 
tes in Fällen gewaltthätiger Widerfe- 
gung zu bedienen, und diefe Verord« 
nung ift erneuert worden. (Hfkzl. Der. 
vom 5. Mai 1827 3. 12794. Bdg. d. 
n. d. Reg. vom 13. Mai 1827 8. 
25821. Pr. G. ©. 9. Bd. Nr. 154.) 

Militär. In Erledigung eines a. u. 
Bortraged, über zwifhen Mili- 
tär- und Eivilperfonen vorge- 
fallene Erceffe gerubten Se.k.k. 
Majeftät, laut Eröffnung des Herrn 
oberften Kanzlerd vom 12. Juli 1831 
mit a. 5. Entſchließung vom 7. d. M. 
zu erklären: „Es ift den Behörden zur 
firengften Pfliht zu machen, bei vor- 


fallenden Ercefien, daher auch bei ſol⸗ 


hen gegen das Militär, die daran 
Schuldtragenden zu entdeden, und die 
ſchuldig befundenen nah den Geſetzen 
zu beftrafen, da Unordnungen, befon- 
ders DVergehungen gegen das Militär 
nicht zu dulden find. (R. d. Rggs. D. 
v. 22. Juli 1831 3. 39276.) 

— — GSanitätsdienfte für dasfelbe 
von Seite der Civilärzte, ſ. Aerzte. 
(Bdg. vom 31. Dec. 1848.) 

— — Beförderung auf der Eifen- 
bahn, ſ. Eifenbahn. (Hfljl. D. vom 
30. Juni 1838 8.8 g, und Eifen: 
bahn⸗Betriebs⸗Ordnung $. 69.) 

— — ausländifhe Militärperfonen 
unterliegen der Civil⸗Gerichtsbarkeit, 
ſ. Rilitär-Gerichtsbarkeit. Pat. v. 
22. Dec. 1851 8.3 u. Militaͤr⸗Per⸗ 
fonen. 


— — Behandlung erkrankter Sol. 


daten durch Civil - Aerzte außer den 

Spitälern, |. Militär-Perſonen. 
— — f. Militär:Perfonen. 
Militär: Abfchied. Die Abſchiede 

der ausgedienten Soldaten vertreten 
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nicht die Stelle der legalen Päſſe und 
Confenfe, und es hat ſich ein jedes fol- 
ches Individuum zum Reifen von einem 
Drte zum andern mit einem gefeßlichen 
Paſſe oder Eonfenfe feiner Obrigkeit 
zu verfehen, widrigens fonft mit den- 
felben nach den beftehbenden Paß⸗Vor⸗ 
ſchriften wie mit paß⸗ und confenslo- 
fen Pagabunden zu verfahren ift. (Vdg. 
des böhm. Gub. vom 31. Dec. 1827 
3. 51385.) 

Militär-Agenten. Mit a. h. Ent⸗ 
ſchließung vom 30. Mai 1834 wurde 
beftimmt: 

1. Das Inftitut der Hofkriegd- Agen- 
ten hat einzugeben, die noch beflehen- 
den Hoffriegs- Agenten aber find im Ge- 
nuffe ihrer erworbenen Rechte zu ſchůtzen. 

2. Die General- Gommanden außer 
Ungarn, Siebenbürgen und der Milis 
tär-Örenze werden ermädhtiget, denje- 
nigen der bereits vorſchriftsmäßig be⸗ 
rechtigten äffentlihen Agenten, welche 
darum anfuchen, nad einer vorläuft- 
gen gut beftandenen Prüfung für den 
Beneral-Commando- Bezirk die Befug⸗ 
niß zu ertheilen, die an fie fi wen- 
denden Parteien bei den Militärs Bes 
hörden zu vertreten, info fern nicht aus⸗ 
drüdlihe Geſetze derlei Vertretungen 
andern dazu.bereihtigten Perfonen vor- 
behalten. 

3. Die Prüfung aus den für die 
Militär » Berwaltung vorgefhriebenen 
Geſetzen und Normen, in fo weit ſolche 
Agenten deren Kenntniß benöthigen, 
bat der Juftize und politifhe Referent 
des General-Sommando vorzunehmen. 

4. Jede Sonceffion ift an die Bes 
dingung zu knüpfen, dag der Agent 
die von der Militär-Behörde ihm über- 
tragenen Vormundſchaften und Cura- 
telen dürftiger Parteien unentgeltlich 
übernehme. 

5. Gegen die verweigerte Befugniß- 
Ertheilung kann der Recurs an den 
Hoflriegsrath ergriffen werben. 
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6. Den zur Vertretung der Parteien 
bei den Militär-Behörden berechtigten 
Agenten iſt zu geftatten, ſich zu allen 
diesfälligen, nit anderen Perfonen 
gefeßlich vorbehaltenen Befchäften anzu- 
bieten und fie zu führen, dann die Ge 
bühren von den Parteien anzunehmen, 
über welde fie mit dieſen überein- 
fommen. 

7. In Anfehung der Militär-Grenz« 
Agentenftelle hat es bei den beiteben- 
den Anordnungen zu verbleiben. (Hfkzl. 
D. vom 19. Juli 1834 3. 17683, an 
fammtlihe Länderftellen. Circ. der n. 
d. Reg. v. 13. Aug. 1834 3. 43411. 
Bol. ©. ©. 62. Bd. Nr. 84.) 

Militär = Arreflanten. In den 
Fällen, wenn von Militär - Gerichten 
verhaftete Civil⸗Perſonen nach erhalte 
ner näherer Aufklärung ihrer Berhält- 
niffe, an die ordentlihen Unterfu- 
chungs⸗Gerichte oder von den lebteren 
eingezogene Militär» Perfonen abgelie- 
fert werden, hat die bisher übliche ge- 
genjeitige Bergütung der Ablieferungs- 
und Berpflegskoften ganz aufzuhören. 
GJuſt. Hfd. v. 3. Nov. 1826 3. 6613, 
an fämmtl. Apell. Ger. Krop. ©. ©. 
52. Bd. Nr. 271. Diefe Verordnung 
wurde in Erinnerung gebracht und auch 
für Ungarn, Eroatien, Slavonien, die 
ferbifche Woiwodſchaft und das Temefer 
Banat in Siebenbürgen zur Darnach⸗ 
tung vorgefährieben. Bdg. des Juſt. 
Min. vom 2. Jän. 1851, wirkfam für 
alle Kronländer. R. ©. 3. Nr. 12.) 
S. au Militär:Defertenre. 

— — deren Zrandportirung auf 
der Eiſenbahn, f. Arreftanten. 

Militär-Abfkelung, ſ. Militär: 
Stellung. 

Militärs Werzte. In Bezug auf 
felbe wurde in Folge a. h. Entſchließ. 
vom 7. Sept. 1804 angeordnet, daß 
die den Militär-Nerzten zuftehende Be- 
fugniß zur medic. hirurg. Civil-Praris 
niht nah dem Range, den Ddiefelben 


436 


Militär⸗Aerzte. 


bei der Armee bekleiden, ſondern einzig 
nach den vollendeten Studien an der 
Academie, oder an einer k. k. Univerfi⸗ 
tät oder Lycãum erhaltenen Diplomen 
beftimmt werden follen, und daß ein 
jeder Militär-Chirurg, der ein foldhes 
Diplom befist, gleihe Rechte, gleiche 
Freiheiten und gleiche Befugniffe zur 
medic. und chirurg. Eivil-Prarid genie⸗ 
Ben und haben foll, welche Eivil-Per- 
fonen, mit gleihen Diplomen verfehen, 
genießen und haben. Gofkriegsr. Refc. 
vom 5. Det. 1804, n. 5. Rggs. D. v. 
20. Dct. 1804 3. 12435. Ferro's ©. 
V. 2. Thl. S. 295 u. 296.) 
Militär = Merzte und Militär- 
Schmiede dürfen beim Givile feine 
Thiere behandeln. (Hfd. vom 2. Aug. 
1811. Barth. H. u. ©. Gef. 5. Bd. 
©. 133.) 
— — Mit allerhböhften Cabinetd- 
Schreiben vom 17. October 1812 
wurde befohlen, daß den an der Joſe⸗ 
finifhen Academie promopirten Indis 
piduen, fie mögen fih in wirklichen 
Militärdienften befinden, oder aus den⸗ 
felben getreten fein, in Gemäßheit des 
erlangten Diploms die nämlidden Vor⸗ 
rechte in Anfehung der Eivil- Praris- 
Gebühren, welde die Magifter und 


Doctoren der Chirurgie, welche an was 


immer für einer Univerfität der Mon⸗ 
archie promovirt find, genießen. Den 
Militär-Aerzten aber, die kein Diplom 
befiten, die Civil-Praris auszuüben 
unterfagt fei. (Hflzl. D. vom 1. Nov. 
1812 3. 16152, an fämmtl. Länderft., 
n. 6. Rggs. vom 15. Nov. 1812 3. 
31029. Bol. ©. ©. %. 1812.) 

— — Ge. Majeftät haben mit a. h. 
Cabinets⸗Schreiben v. 29. Mai 1813, 
in Anfehung der Eivil- Prarie der an 
der Jofefd - Academie zu Doctoren bes 
förderten Militär » Aerzte zu beftimmen 
gerubt, daß bis auf weiteren Befehl 
fih genau an das Errichtungs= Diplom 
diefer Academie vom 5. April 1786 











Bilttär- Aerzte. 


gehalten, und denfelben Lediglich jene 
- Befugnifje zugeftanden werden, welde 
den Doctoren der Chirurgie, die diefe 
Würde auf inländifhen Univerfitäten 
erhalten haben, zugeftanden find. (Hfkzl. 
Decr. v. 31. Mai 1813 3. 9174, an 
ſaͤmmtl. Länderft. Decr. der n. d. Reg. 
vom 16. Juni 1813 3. 17330. Bol. 
®. ©. J. 1813.) 

Militaͤr⸗Aerzte. Se. t.t. Majeftät 
haben in Beziehung auf die Ausübung 
der innerlichen Heil-Praris der Militär: 
Aerzte mit a. 5. Entſchl. v.3. Juli 1819 
anzuordnen gerubt: Es fei fi in Hin- 
ſicht der Rechte und Befugniffe, welche 
Individuen, die an der Joſefs⸗Acade⸗ 
mie Diplome erhielten, zulommen, ges 
nau an den Maren Sinn der Statuten 
diefer Academie, und an die a. h. Ent⸗ 
fhließunaen vom 7. Sept. 1804, v. 
17. Det. 1812 und v. 29. Mai 1813 
zu halten. In Gemäßheit diefer a. 5. 
Entſchließung hat der Hofkriegsrath 
wegen Einftellung der Behandlung in- 
nerer Krankheiten bei Civil: Perfonen 
dur die an der Joſefs⸗Academie zu 
Doctoren promovirten Militär » Herzte 
dad Erforderlihe an die oberfeldarzt- 
liche Direction erlaffen. (Hflzl. D. vom 
28. Dct. 1819 3. 33447, n. d. Reg. 
Vdg. v. 5. Dec. 1819 3. 42342. Vdg. 
des böhm. Bub. vom 2. Dec. 1819 
8. 51393, n. d. Pr. G. S. J. 1819.) 

— — lieber die in Anregung ge- 
brachte Frage: ob die Militär» Aerzte, 
welche ald Doctoren der Medicin und 
Chirurgie ihre Kunft und die Eivil« 
Praris in Wien ausüben wollen, ver 
halten werden follen, ſich der hiefigen 
medic. Facultät einverleiben zu laflen, 
widrigenfalld ihnen von Seite der Apo⸗ 
theker über ihre Necepte Beine Arzneien 
zu verabfolgen wären, wird- bedeutet, 
dag die a. h. Entſchließung v. 16. Aug. 
1817, durch welde den Eivil-Herzten 
eine ſolche Verpflichtung auferlegt wird, 
feine Anwendung auf die in Frage fte- 
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benden Aerzte finden könne, indem 
diefelben ihren NRegimentern, Corps 
u. f. w. angehören, und die Wahl ihres 
Wohnfiged oder Standpunctes nicht 
von ihnen, fondern von der Disloci⸗ 
rung der Truppen abhängt, ihr Auf: 
enthalt in der Refidenz daher nicht als 
ein freiwilliger, fondern als ein aus 
ihren Dienftverhältniffen hervorgehen- 
der angefehen werden muß, und es 
niht angeben Fann, Aerzten, die in 
allen übrigen Beziehungen fi im vol⸗ 
len Befibe des Rechtes, die Praris 
auszuüben, befinden, durch einen indi⸗ 
recten Zwang in der Ausübung ihrer 
Kunf zu befchränten. Auf jene Mili- 
tär⸗Aerzte jedoch, welche ſchon ausge: 
dient haben, oder überhaupt aus dem 
Militar-Berbande getreten find, findet 
die obenerwähnte a. h. Entſchließung 
ihre volle Anwendung, da fie nicht 
mehr als Militär-Merzte betrachtet wer⸗ 
den können, fondern dem civilärztlichen 
Stande angehören, und auf feine grö- 
Bere Begünftigung als diefer Anſpruch 
haben. (Hflzl. D. v. 25. Aug. 1836 
3. 22203. Vdg. der n. ö. Reg. vom 
6. Spt. 1836 3. 51233. Prov. ©. 
©. 18. Bd. ©. 226.) 

Militär : Aerzte, ſiehe Civil⸗ 
Prarxis. | 

— — ſ. Rilitärs:WBundärzte. 

— — in Wien, ihre Praris betref- 
fend, |. Eurpfufcherei. Ä 

— — deren Verhalten bei der Im⸗ 


pfung betreffend, |. Impfung. (Hfkzl. 


D.v. 9. Juli 1836 $. 6. 1.) 
Militär: Affentirung. Bezüglich 
des Actes der Affentirung haben Se. 
Majeftät vermöge a. b. Handfchreibeng 
vom 11. Juni 1819 mit vielem Mip- 
fallen in Erfahrung gebracht, daß bei 
der Aflentirung die Sittlichleit in. dem 
Stade verlegt werde, dag man die jun« 
gen Leute in einem Nebenzimmer fich 
entfleiden, und dann warten läßt, bie 
einer nach dem andern vor die Com⸗ 
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miffion gerufen wird, dann daß Die 
felden nad gepflogener Unterfuchung 
entblößt mit den Kleidern unter dem 
Arme in das Borzimmer geſchickt wer⸗ 
den, wo fie fih in Gegenwart wieder 
anderer Perfonen erft wieder ankleiden. 
Es ift daher durch das genannte a. h. 
Handfchreiben verordnet, daß dieſe Un- 
füge überall, wo fie beftehen, ſogleich 
für immer abgeftellt, und daß bei den 
Affentirungen der Recruten das Deco» 
rum beobachtet, und das Gefühl der 
Sittlichkeit möglichft geſchont werde. 
So wie von diefem a. b. Befehle die 
ſämmtlichen Truppenabtheilungen und 
friegscommiffariatifhen Beamten zur 
genaueften Nachachtung verftändigt 
worden find: fo gefchah dieſes auch bei 
den politifhen Behörden, damit auch 
von ihrer Seite auf die Befolgung der 
in diefer Anordnung enthaltenen Bor» 
fhriften dem Zwecke gemäß hingewirkt, 
und durch die bei den Aflentirungs- 
Commiffionen mitwirtenden Beamten 
(die Kreis-Commiffäre) auf die Hands 
habung diefer Verordnung flrenge ges 
ſehen werde. Sollte bei den jeweiligen 
Recrutenftellungen auf dem einen oder 
andern Affentplake das beſchränkte Lo⸗ 
cale der pünctliden Befolgung diefer 
a. h. Anordnung unvermeidliche Hin- 
derniffe entgegenftellen, jo haben die 
Kreisämter den intercedirenden Werb⸗ 
bezittö » Regimentern in der Ausmitt- 
lung angemefjener und entfprechender 
Ubicationen für die kurze Zeit des 
Stellungsgefhäftes fhleunig und will 
fährig an die Hand zu gehen. (Hfljl. 
D. v. 8. Juli 1819 3. 21621. Dog. 
des böhm. Sub. vom 23. Juli 1819 
3. 33820. Obent. 4. Bd. ©. 39.) 
Militär: Affentirung, f. Miliz 
taͤr-Beurlaubte, Militär-Recrn: 
tirung, Militär-Stellung. 
MilitärzAffiftenz. Iede Militär: 
Abtheilung, wenn in deren Nähe die 
öffentlihe Sicherheit auf irgend eine 
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Act gefährdet werden follte, ift ver⸗ 
pflichtet, die von den politifhen Bes 
börden angefprochene Affiftenz unbean- 
ftändet mit aller Wirkſamkeit beizuftel- 
len. (Vdg des böhm. Bub. v. 4. Det. 
1832 3. 49747. Obent. 3. Bd. 
©. 278.) 

Militär-Affiftenz. Die Gebuͤhr für 
die Militär-Affiftenzmannfchaft ift eben 
fo feftgefeßt, wie fie der Militär-Erecu- 
tionsmannſchaft bei der Eintreibung der 
Eontributiong » Nefte verabreicht wird, 
und nur der DÖfficier muß von der 
Obrigkeit unterhalten und unterbradht 
werden. (Hfd. v. 30. San. 1783.) 

— — Die wegen Anwendung der 
Militär-Affiftenz erlaffenen Hoflanzleis 
Decrete vom 26. Jänner und 25. Juni 
1768 und 2. Jän. 1786 machen die 
Anwendung der Militär » Affiftenz kei⸗ 
neswegs von der Bewilligung der Lan» 
desftelle abhängig, fordern räumen 
felbe auch den Kreisämtern ein. Das 
Hoflanzlei » Decret vom 25. Rovember 
1785 fagt zwar, daß in Fällen, wo 
der Ungehorfam des Unterthans ledig⸗ 
lih auf den Grundherrn einen Bezug 
bat, die Beiziehung des Militärs nicht 
Statt finde, fondern es feien lediglich 
jene Zwangsmittel zu gebrauchen, die 
in dem Patente vom 1. Sept. 1781 
den Obrigleiten eingeräumt find. Mit 
dem HoflanzleisDecrete vom 2. Janner 
1786 wurde aber diefe Verordnung 
ausdrücklich dahin erläutert, fie fei 
nicht dahin zu deuten, daß die Militär- 
Alfiftenz in feinem Kalle mehr 
Platz greifen könne, wo das Intereſſe 
der Dominien eintritt, und ed wurde 
mit diefem Hof Decrete ausdrücklich 
porgefchrieben, wie gegen halsftärrige 
Unterthanen vorzugehen ſei. (Hoftzl. 
Präf. D. v. 10. Det. 1834 3. 2018, 
n. d. Rggs. Präſ. Bdg. vom 14. Det. 
1834 3. 2137, n. ö. Prov. ©. ©. 
16. Bd. Nr. 238.) 

— — Es iſt nad Inhalt einer vom 
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k. k. Militär» General» Eommando an 
die PolizeirDber-Direction gerichteten 
Rote vom 22. Aug. 1835 3. 2721, 
der hiefigen Barnifon eingefhärft wor 
den, daß die Wach» Sommandanten in 
Fällen, wo die RMilitär⸗Polizeiwache in 
Ausübung ihrer Pflichten mit der eiges 
nen Kraft nicht ausreicht, über jedes- 
maliges Verlangen, und nad Umftän- 
den auch unaufgefordert, Dderfelben 
werkthätig beifteben follen, doch kann 
fih diefe Verfügung nur auf die Offis 
cierd- und Unterofficierd-PBoften bezie- 
ben, da jene der Gefreiten, bei der eige- 
nen geringen Mannſchaftszahl eine 
ſolche Aushilfe zu leiften nicht vermoö⸗ 
gen. Die hier zugefiherte Affiftenzlei- 
ftung wird allerdings auch der Civil 
wache gewährt werden, in fo fern ſich 
diefelbe, wie es in derlei Dienftleiftuns« 
gen immer hide fol, als Polizei⸗ 
wache kenntlich macht. (Decr. dert. k. 
Polizei⸗Ober⸗Direction vom 29. Aug. 
1835 3. 9470/1760.) 

Militär-Affiftenz. In Folge einer 
Mittheilung des k. k. Hofkriegsrathes 
wird der Landesſtelle zur Richtſchnur 
und Belehrung der Unterbebörden er⸗ 
öffnet, dag Se. Majeftät mit a. h. 
Entſchließung vom 17. Dec. 1835 zu 
befehlen gerubten, daß, wenn ein Mi⸗ 
litär- Commando von Seite der Civil⸗ 
Behörden zur Bornahme gemeinfchaft- 
lider Streifungen gegen verdächtige und 
flühtige Menfchen vequirirt und befeh- 
ligt wird, dasfelbe hinſichtlich der an» 
zuwendenden Waffengewalt, an den 
eine derlei Streifung leitenden Civil 
Sommiffär angewiefen werde; welde 
Vorſchrift überhaupt in allen Fallen zu 
gelten hat, wo das Militär nicht allein 
für fih-, fondern als Affiftenz für das 
Civil einſchreitet. (Hflzl. D. vom 27. 
Mai 1837 3. 11340, an ſämmtliche 
Länderſt. Pol. G. S. 65. Bd. Rr. 83. 
Bdg. dern. ö. Reg. v. 4. Juni 1837 
3. 31917.) 
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MilitärsAffiftenz. In der Neben⸗ 
lage wird der Landesftelle eine Abſchrift 
des in Folge einer a. h. Entfchl. v. 27. 
Aug. d. 3. von dem Präfidium des k.k. 
Hofkriegsrathes unterm 8. Dct. 1844 3. 
1527, an fämmtlidhe landescommandi- 
renden Generäle erlaffenen Refcriptes, 
worin die Grundſätze aufgeftellt 
werden, nah welder fi fünf 
tigbin die aufgerufenen Milw 
tar» Affiltenz-Commanden bei 
eintretenden Störungen der 
öffentlihen Ruhe rüdfihtlid 
der Anwendung der Waffenge- 
waltallenthbalbenzubenehbmen 
baben, zugeftellt. (Hkzl. D. vom 19. 
Dctober 1844 3. 33367, an fämmt- 
lihe Länderftellen. Dec. der n. d. Reg. 
v. 31. Dct. 1844 3. 64222. Pol. ©. 
©. 72. Bd. Rr. 134.) 

In den Berhaltungsregeln für die 
Afftftenz- Commanden, Die bei eintre- 


-tenden Rubeflörungen von den politi- 


Then Behörden zur Aufrechthaltung 
der gefährdeten öffentlichen Ordnung 
verlangt werden, bildet einen der wich» 
tigften PBuncte die Frage, in weldem 
Momente und unter welden Umitan- 
den die wirklihe Anwendung der Waf- 
fengewalt endlih zur unvermeidlichen 
Nothwendigkeit wird. Die Erfahrung 
bat gezeigt, daß für die Löſung diefer 
Frage bisher nicht allenthalben das 
gleiche Brincip zur Richtſchnur genom- 
men worden ift. Um in einer Angeles 
genheit von folder Wichtigkeit Feiner 
Ungewißheit Raum zu geben, und darin 
zu einem überall ganz gleichmäßigen 
und entſprechenden Verfahren zu gelan» 
gen, haben Se. Majeftät der Kaifer 
die Aufſtellung des nachfolgenden 
Srundfaßes U. 5. zu genehmigen ge 
rubt, der in feiner Einfachheit und Bes 
flimmtheit keiner zweifelhaften Deus 
tung unterliegen Tann. Die wirkliche 
Anwendung der Waffengewalt, und 
zwar dann gleich mit ernſtem Rad. 
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drucke, bat in zwei Faͤllen Platz zu 
greifen: 

Der erfte ald Hauptregel zu betrach⸗ 
. tende Fall tritt dann ein, wenn der 
politifhe Commiſſaͤr, an welden die 
Militär » Affikenz gewiefen, und der 
für die Anwendung der Gewalt in er- 
fter Linie verantwortli, ein ferneres 
abmahnendes Einfchreiten felbit als 
unfruchtbar und zur Zurüdführung der 
Drdnung nicht mehr ald auslangend 
erflärt, und daher das thätige Eins 
ſchreiten der Waffenhilfe fordert; der 
zweite Fall, in weldem die Anwen- 
dung der Waffen auch ohne dieſe Auf- 
forderung des politifhen Commifläre 
ſogleich Statt zu finden hat, tritt Dann 
ein, wenn die Truppe von den Zus 
multuanten etwa felbft angegriffen, oder 
thatfächlich infultirt würde, da fie un- 
ter folden an fi ſchon einen hohen 
Grad von Verſtocktheit beurkundenden 
Umftänden in der Lage der Nothwehre 
und der Bertheidigung der Waffenehre 
verfegt if. Da übrigens für Falle, 
welche unter den verfchiedenartigften 
Bormen auftreten fönnen, ganz genau 
für jedes einzelne Ereigniß gleihmäßig 
geltende Vorſchriften fich nicht geben 
laffen, fo muß auch der richtigen Beur- 
theilung der Sommandanten folder 
Militär Affiftenzen überlafien bleiben, 
ob im gegebenen Kalle bei der Infan- 
terie ein Angriff mit dem Bajonette in 
geihlofiener Ordnung mit größtem 
Rahdrude und immer wie fih von 
felbft verfteht, unter dem Schuße einer 
Referve bleibenden Abtheilung ausge 
führt, als vorläufig noch fehonendere 
Modalität Statt finden Tönne, oder 
ob fogleih zur Anwendung der Feuer⸗ 
waffe, was immer in ganzen Dechar⸗ 
gen, nie im einzelnen Feuer zu gefchehen 
hat, geſchritten werden müfle. Es fliegt 
aber hieraus erneuert die ohnehin in 
den beftehenden Vorſchriften ausges 
ſprochene Nothwendigkeit bei der Zu⸗ 
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fammenfegung von Affiftenz-Comman- 
den der fraglihen Art, ſowohl auf die 
entfprechende Beftimmung ihrer Stärke 
ald auf die Wahl der ihnen vorzufe- 
benden Führer die möglichfte Sorgfalt 
zu verwenden. (Praͤſ. Refer. d. Hffrgör. 
v. 8. Dct. 1944 8. 1527. Bol. G. ©. 
72. Bd. Rr. 134.) 
Militär-Affiftenz. Ueber die An- 
wendung von Militär-Affiftenz bei Wi⸗ 
derfeglichkeit gegen dad Geſetz wurde 
verordnet, daß die Behörden erft dann, 
wenn alle gütlihen Mittel der Beleh⸗ 
rung, Ermahnung, Warnung und 
Drohung fruchtlos erfhöpft find, wenn 
felbft die gegen die Anftifter und Rä⸗ 
delsführer geübte Strenge ohne Ein- 
druck auf das Volt blieb, zur Anwen: 
dung der militärifchen Gewalt ſchrei⸗ 
ten, dann aber auch mit aller Entfchie- 
denheit aufzutreten haben, und nicht 
nur die momentane Widerfeblichkeit 
brechen, fondern diefelben au für ihr 
ren gewaltfamen Widerftand empfind- 
lih ſtrafen und der verlegten Würde 
des Geſetzes die vollite Sühne bereiten 
müffen. Hat die Widerfeblichkeit ber 
reits weit um fich gegriffen, und meh⸗ 
vere Gemeinden derfelben fih ange- 
f&hloffen, fo ift mit der Anwendung der 
Militär » Affiftenz ftet3 mit jener Ge⸗ 
meinde der Anfang zu machen und das 
Berfahren mit aller Strenge zu Ende 
zu führen, von welcher das Uebel aus» 
gegangen ift, oder welche in der Wider: 
ſetzlichkeit auf das flörrigfte verharrte. 
(Erlaß des Minifterium des Innern 
vom 29. Sanner 1849 3. 442. m. 1. 
Decr. dern. d. Regierung vom 5. Ye 
bruar 1849 Zahl 5149. 8. ©. 2. 


Nr. 23.) 
— — f. Militär-Patronillen. 
— — f. Politifhe Obrigkeiten. 
— — f. Sigenner. 


Militär-Behörde, deren Einver- 
nehmen bei Brüdenbauten, ft Brü: 
ckenbau. 





Militär-Begräbnif-Ördnung. 


Militär : Begräbnig- Ordnung 
für Wien, Modificationen in der 
Ausführung der diesfälligen 
Neglementd-Borfhriften. Der 
Umftand, dag die Leihenhöfe Wiens 
fammtlih mit bebauten Feldern umge- 
ben find, und es hierdurch beinahe un: 
möglih geworden ift, die Conducte bei 
größeren militärifchen Beerdiguhgen zur 
Mbfeuerung der Salven fo aufzuftellen, 
dag nicht Hiebei und Durd) den Andrang 
des Publicums Befhädigungen an den 
Srundftüden geſchehen, Hat das k. f. 
n. ö. General-Militär-Gommando be 
ftimmt, einige Modificationen in der 
Ausführung der Reglements-Borfhrif- 
ten über die militärifhe Begräbniß- 
Drdnung für Wien in Antrag zu brin- 
gen. Mit a. h. Entſchließung vom 18. 
März 1836 wurde nunmehr genehmi- 
get, daß bei der Beerdigung der Mili- 
tärs vom Stab8-Dfficiere aufwärts der 
Conduct zwar jedesmal bei oder in der 
Nähe der Wohnung des Berftorbenen 
fi aufftelle, nad erfolgter Einfegnung 
der Leiche aber diefelbe nicht bis auf 
den Friedhof begleite, fondern auf die 
Edplanade zu rüden und dafelbft die 
vorgefchriebenen Salven zu geben hat, 
der Leichenwagen felbft jedoch bei dem 
Begrabnig von Stab8-Dfficieren durch 
einen Flügel Cavallerie, vom Genera- 
len aufwärts aber immer durch die 
Hälfte der zum Conducte ausgerückten 
Eavallerie = Abtheilung zum Friedhofe 
begleitet werde. In jenen Fällen nun, 
wo die Beerdigung auf dem Friedhofe 
vor der Mariabilfer, Lerchenfelder, Her⸗ 
nalfer oder Währiger Linie Statt fin- 
det, hat in Hinkunft der Eonduct zur 
Abfeuerung der Salven auf der Espla- 
nade zwifhen dem Burg und Schot⸗ 
tenthore, wenn aber die Beerdigung auf 
dem St. Marrer oder Mapleinsdorfer 
Leichenhofe erfolgt, auf der Esplanade 
bei dem Berbrennhaufe aufzumarſchi⸗ 
ren. In jenen Fällen endlich, wo die 
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Leiche zur Taborer Linie hinausgeführt 
wird, fol der Conduct ſolche bis zum 
Anfange des Praters begleiten, dafelbft 
aber aufmarſchiten, und die lebte Ch» 
renbezeugung leiften, während die Ca⸗ 
vallerie - Abtheilung dem Leichenwagen 
noch weiters bis vor die Zaborer Linie 
folgt. 

Was übrigens die Beerdigung der 
fubalternen DOfftciere, dann Hauptleute 
und Nittmeifter betrifft, fo ift e8 am 
zweckmäßigſten erachtet worden, es bei 
den bisher beobadteten Obfervanzen 
verbleiben zu laffen, wornach in diefen 
Fallen der ganze Eonduct die Teiche 
bis zum Begräbnißplaße begleitet, all- 
wo folder für die ſchwachen Abtheilun- 
gen den zum Aufmarfche und Abfeue- 
rung der Salven nöthigen Platz nähft 
den betreffenden Xeichenhöfen findet. 
(Pdg. der n. d. Reg. v. 6. Apr. 1836 
3. 19865. Prov. G. ©. 18. Bd. 
Mr. 113) 

Militär - Befreiung. Mit a. h. 
Entfhliegung vom 29. Juli 1836 
wurde die zeitliche Befreiung derjeni- 
gen Studirendenvon der Mili- 
tär⸗Pflicht, welde fih nad 
vollendeten Studien für das 
DoctoratderMedicinoder Chi— 
turgie oder der Rechte vorbe— 
reiten, oder die MWahlfähigkeit für 
das Richteramt nachſuchen oder als 
Practicanten oder Auscultanten in lan⸗ 
desfürftliche Dienfte treten; ferner die 
gänzliche Befreiung von der Militär- 
Pflicht außer den Doctoren der Rechte, 
welche stallum egendi haben, und je 
nen der Medicin und Chirurgie, auch 
den Doctoren der Rechte unter den 
nahfolgenden näheren Beftimmungen 
ertheilt: 

8.1. So wie nad dem Hofdecrete 
vom 7. Aug. 1827 (f. Militär-Bte- 
erntirung) die Doctoren der Medicin 
und Chirurgie, find auch graduirte 
Doctoren der Rechte, ohne Unterſchied, 
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ob fie den stallum agendi haben oder 
nicht, gänzlich von der Militär- Pflicht 
befreit. 

$. 2. Die graduirten Doctoren der 
Philofophie als ſolche genießen nur die 
für Studirende feſtgeſetzte Begünftigung. 

$. 3. Diejenigen Individuen, welche 
die Studien der Rechte, der Medicin 
oder der Chirurgie vollftändig be 
endigetundinden legten Stu— 
dien-Zeugniffen durchgehends 
die erſte Claſſe mit Vorzug er- 
balten haben, find durch die näch—⸗ 
ſten 3 Jahre vom Austritte aus den 
Studien gerechnet, von der Stellung 
zum Militär, jedoh nur unter 
den folgenden Bedingungen be- 
freit: 

$. 4. Die Juriften, welche die Doc. 
torswürde erlangen wollen, müflen, 
mit Ablauf des zweiten Jahres nad 
beendigten Studien ſich über zwei mit 
Approbation zurüdgelegte Nigorofen, 
und mit Ablauf des dritten Jahres mit 
dem erlangten Gradus ausweisen kön: 
nen, wenn fie nicht der Befreiung ver 
luftig werden wollen. 

$. 9. Die Juriften, welde wegen 
Erlangung des Nichteramtes fi zur 
Appellationd- Prüfung vorbereiten, müſ⸗ 
fen mit Ablauf des erften Jahres nad 
beendeten Studien über ihre Praris 
bei einer Civil⸗ und Criminal⸗Behoͤrde, 
mit Ablauf des zweiten Jahres über die 
entweder aus dem Civil oder dem Cri⸗ 
minal⸗Geſetze einzeln vollbrachte Appel- 
lationd » Prüfung aus beiden Geſetzen 
fi) ausweifen. 

$. 6. Juriften, welde weder Docs 
toren noch Richter zu werden gedenken, 
aber entweder ald Practicanten oder 
Auscultanten bei einer politifchen Ju⸗ 
ſtiz⸗ Staats⸗ oder diefer gleihgeachteten 
Behörde einzutreten wuͤnſchen, haben 
mit Ablauf des erſten Jahres nach be 
endeten Studien über die angetretene 
Praxis, mit Ablauf des zweiten Jah⸗ 
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res mit dem erhaltenen Decrete über 
ihre beeidete Aufnahme fi auszuwei⸗ 
fen, und diefe Vorweifung mit Ende 
des dritten Jahres zu wiederholen. 

8. 7. Wenn binnen der hier feſtge⸗ 
feßten Friften die mit Borzugsclaffen 
abfolvirten Zuriften die vorgefchriebe- 
nen Documente beibringen Tönnen, 
bleiben fie im Laufe der 3 Jahre nach 
Beendigung der Studien zeitlich, und 
wenn fie mit Ablauf des dritten Jahres 
fih entweder mit dem Doctor-Diplome 
oder dem Wahlfähigkeitd» Decrete aus 
beiden Geſetßzbüchern, oder mit einem 
Decrete als PBracticanten oder Auscul⸗ 
tanten ausweifen fönnen, ganzlid von 
der Militär- Pflicht befreit, 

8. 8. Juriften, welche zwar ihre 
Studien ganz, aber nicht mit Borzugds 
clafien beendet haben, unterliegen eben 
fo wie während der Studien der Mili- 
tär-Pfliht. Trifft fie aber im Laufe der 
nächſten zwei Jahre die Militär» Wid- 
mung nit, und können fie fih mit 
Ablauf des zweiten Jahres nad been- 
digten Studien, mit den für die mit 
Borzug abfolvirten Juriften feftgefeß- 
ten Erforderniffe ausweiſen; fo er 
werben fie erft dann den Anfprud auf 
zeitliche Befreiung für das dritte Jahr 
zur vollftändigen Erlangung der oben- 
erwähnten Zwede. 

8. 9. Die Mediciner und Chirurgen, 
weldhe ihre Studien ganz und nad 
ihren lebten Zeugniffen mit Borzug be 
endet haben, müfjen mit Ablauf des 
zweiten Jahres ſich wenigftend über ein 
mit Approbation beftandenes Nigoro- 
fum, und mit Ablauf des dritten Jah⸗ 
red mit dem Doctorate audweifen koͤn⸗ 
nen, um die gaänzliche Befreiung zu er- 
langen. 

$. 10. Mediciner und Chirurgen, 
die zwar ihre Studien ganz, aber nicht 
mit Borzug abfolvirt haben, werden 
eben fo wie die Juriften sub $. 8 be 
handelt. 
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8. 11. Diejenigen, welche während 


der Beit ihrer zeitlichen Befreiung nah d 


vollendeten Studien, die Bedingungen, 
unter welchen fie ihnen zugeftanden 
worden ift, in den feftgefegten Termi⸗ 
nen nicht erfüllen, werden diefer zeitli- 
chen Befreiung verluftig, und unterlies 
gen der Recrutirung in jener Alters- 
claffe. in welcher fie ihr gleih nad 
vollendeten Studien einbezogen wor⸗ 
den wären. (Hfkzl. D. v. 3. Aug. 1836 
3. 20551, an fämmtl. Länderft. mit 
Ausnahme von Mailand, Benedig und 
Zara. Bdg. der n. d. Reg. v. 12. Aug. 


1836 3. 46112. Bol. ©. ©. 64.20. - 


Nr. 117. n. d. Prov. ©. ©. 18.8. 
Rr. 210.) 

Militär-Befreiuug. Um die den 
Eigenthümern von erfauften Bauern: 
wirtbfhaften im 9. Abfage der Recru- 
tirungs Borfhrift vom Jahre 1827 be- 
dingt zugeflandene Befreiung von der 
Leiftung der Militär » Pflicht mil den 
Beflimmungen ded Recrutirungs- Ge 
feßes vom 5. Dec. 1848 in den durch 
die Erfahrung fih als nothwendig zei- 
genden Einklang zu bringen, ordnet 
das Minifterrum des Innern im Eins 
vernehmen mit dem Kriegsminifterium 
an, dag in Zukunft jene bedingte Be- 
freiung von der Abftelung zum Mili- 
tar, den Eigenthümern erfaufter Bauern- 
wirthichaften nur dann zuftehen foll, 
wenn der Kauf und der Antritt der 
Bewirthſchaftung dieſer Liegenſchaft 
noch vor dem Schluſſe der Reclama⸗ 
tions⸗Berhandlungen und vor Verfaſ⸗ 
fung der Claſſifications⸗Liſten erfolgt 
ift. (Erlaß des Minifterium des Ins 
nern vom 10. Zänner 1850, wirkſam 
für alle Kronländer, für welde das 
Recrutirungdgefch vom 5. December 
1848 in Kraft ſteht. R. ©. B. Jahr 
1850 Nr. 16.) | 

— — ſ. Militär: Reerntirung. 
(Inf. v. 3. 1827. VI. Abſch.) 

— — Behandlung der Studiren- 
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den, ſ. Militärsteerutirung, Stu⸗ 
irende. 

Militär = Benrlaubte. Um das 
zweclofe und oft gefährliche Herumwan⸗ 
dern der beurlaubten Mannſchaft zu ver 
hindern, muß von den Civil» Behörden 
für die flete Evidenzhaltung der Beur⸗ 
laubten geforgt werden. (Hflzl. Deer. 
v. 8. Juni u. 17. Juli 1804.) 

— — Jenen Individuen, die aus 
Strafe zum Soldatenftande abgegeben 
wurden, Bagabunden u. dgl., dann 
folden, die aus andern Rückſichten 
nicht in ihren Geburtsort abgeſchickt 
werden dürfen, ſoll in der Regel gar 
nit, oder doch nur mit Beiſtimmung 
der politiſchen Behörde ein Urlaub ers 
theilt werden. (Hofd. v. 17. Juli 1804. 
Hftzl. Decr. v. 12. Aug. 1820.) 

— — müffen nebft den Urlaubs» 
päfien auch einen gedrudten Urlaubs- 
zettel erhalten; der Urlaubspaß hat in 
den Händen des Beurlaubten, der Urs 
laubszettel in den Händen der Ortsob⸗ 
tigleit, oder bei Demjenigen zu verbleis 
ben, wo fi der Mann mit Urlaub bes 
findet. (N. 8. Rggs. Bdg. v. 13. Jän. 
1804. Krop. Geſ. &. ©. 18. Bd. Rr. 
323.) 

— — Bei dem Antritt des Urlau- 
bes find die Militär-Beurlaubten gleich 
nah ihrem Eintreffen in der Urlaubs: 
ftation im SIntereffe des öffentlichen 
Geſundheitszuſtandes überhaupt und 
insbefondere in Abſicht auf die Hintan⸗ 
haltung der Verbreitung der Luſtſeuche 
von einem Militär » Arzte, oder in Er⸗ 
manglung desfelben von einem Civil⸗ 
Arzte gehörig zu unterfuden. (Hflzl. 
Decr. v. 17. April 1817, v. 19. Juni 
1824 3. 18233. Obent. 3. Bd. 
©. 285.) 

— — Der ?. ?. Hofkriegsrath Hat 
unterm 23. November 1817 ſämmt⸗ 
lien General » Sommanden mit Zur 
rücführung auf das Urlaubs-Normale 
vom Jahre 1781 diejenigen Maßre⸗ 
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geln vorgezeichnet, welche in Beziehung 
auf die, während des Urlaubes erfran- 
fenden Soldaten, in Anwendung zu 
bringen find. In diefem Urlaubsnor- 
male heißt e8 8. 16: Jeder erkran— 
kende Beurlaubte ift auf fein 
Anfuhen bei dem nächſtgelege— 
nen Militär in das Spital 
aufzunehmen, mit allen nöthigen 
Mitteln beftend zu verfehen und zu ver» 
pflegen; follte einer oder der andere 
von den Beurlaubten fo plößlih und 
fhwer erkranken, dag er nicht ohne Le⸗ 
bendgefahr in das nächſte Militär-Spi- 
tal gebracht werden könnte, und in dem 
Urlaudsorte ohne alle anderweitige 
Hilfe fih befinden, fo wäre nach Be- 
fund des betreffenden General» Com- 
mando's in derlei Fallen die Vergütung 
der durch proviforifhe Feldfcheerer be⸗ 
forgten Eur ab aerario zu leiften, jedoch 
genau zu feben, damit allen Unterfchleis 
fen möglichft vorgebeugt werde. Es ha⸗ 
“ ben hiernad) die Regimenter, da fie oh— 
nehin ihre Beurlaubten größtentheile 
in der Nähe um fi haben, fo viel es 
immer möglich ift, genau darauf zu fe- 
ben, damit nicht etwa die, während des 
Urlaubes erfrankte Mannſchaft zu Haufe 
verwahrlofet, fondern noch zu rechter 
Zeit zur gehörigen Pflege in die Mili: 
tar » Spitäler transportirt werde. Für 
die nicht anders als mittelft Vorſpann 
transportirt werden könnenden Franken 
Beurlaubten wird die Vorſpann ab 
aerario bewilliget und vergütet. Es ift 
alfo, um der guten Heilungspflege der 
erfrantenden Beurlaubten vollfommen 
verfihert zu fein, felbit darauf zu wa⸗ 
hen, daß diefelben gleich beim Beginn 
der Krankheit in die Militär - Spitäler 
abgegeben und gebracht werden, und 
blos in dem einzigen Falle dürfte hie- 
‚von eine Ausnahme Statt finden, wenn 
volle Ueberzeugung vorhanden ift, daß 
der erkrankte Beurlaubte zu Haufe, 
wenn er dafelbft zu verbleiben wünfcht, 
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einer ganz entſprechenden Heilung, fo 
wie anderweitiger Pflege fih erfreuen 
werde. In diefem Kalle, hat aber gar 
fein Anſpruch auf Erfaß der Curkoſten 
von dem Aerar Platz zu greifen. (Gfkzl. 
Decr. v. 28. Febr. 1819 3. 6672. 
R. 8. Rggs. Vdg. v. 23. März 1819 
3. 10216. Guld. Sanit. Bdg. 5. Bd. 
©. 107.) 

Militär:Benrlaubte. Den beur- 
laubten Soldaten ift das Tragen ger 
fährlicher Waffen verboten. (Hflzl. D. 
v. 6. April 1820. Krop. Gef. Kranz 
43. Bd. ©. 207.) 

— — find bei ihrer Erkrankung bei 
Beiten von dem betreffenden Dominium 
in ein Militär-Spital abzugeben. Je- 
der einzelne Fall einer verfpäteten Ab- 
gabe, wird vom General » Sommando 
gemeinfchaftlich mit der Landesftelle un⸗ 
terfucht und hiernady die Ahndung des 
Schuldtragenden veranlagt. (Hofkrgsrt. 
Nefer. v. 26. Mai 1825. Vdg. des 
böhm. Bub. v. 30. Juni 1825. Krop. 
©. ©. 50. Bd. ©. 304.) 

— — Dominien haben in ihren 
Bezirfen einen Urlauber, der nicht da⸗ 
bin beurlaubt ift, auf feinen Fall mehr 
zu dulden, wenn nicht auf dem Ur: 
laubspafje die Bewilligung hiezu von 
derjenigen Obrigkeit, in deren Bezirk 
er urfprünglich beurlaubt wurde, aus» 
drücklich beigedrückt iſt. (R. ö. Rggs. 
Decr. v. 14. April 1825.) 

— — GSämmtlihe Dominien ha⸗ 
ben den Auftrag erhalten, forgfältig 
darauf zu machen, daß die in ihrem 
Bezirke befindlichen Urlauber mit dem 
Urlaubspaffe gehörig verfehen find, 
daß fich diefelben ohne Paß der Obrig⸗ 
feit von dem Aufenthaltsorte nicht ent» 
fernen, und wenn fie Doch des Erwer⸗ 
bes wegen in andere Ortfchaften ziehen 
wollen, nie außer Acht gelaffen werden, 
taß ihre willfürlihe Entfernung fo- 
gleih angezeigt, und daß überhaupt 
für die ftete Evidenzhaltung derfelben 
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forgfältig gewadht werde, um das 
zwedloje, oft gefährlide Herummwandern 
der beurlaubten Mannfchaft zu verhin⸗ 
dern. (Hflzl. Decr. vom 17. Septbr. 
1825 3. 28708. R. d. Rggs. Intim. 
v. 8. Oct. 1825. Ob. d. Rggs. Deer. 
v. 10. Oct. 1825 3. 23898. Pol. ©. 
©. 53. Bd. ©. 195.) 

Militär = Benrlanbte, Die Do- 
minien wurden angewiefen, den be- 
ftehenden Borfchriften gemäß, jeden 
Urlauber, der auf was immer für eine 
Art während feines Urlaubes erfran- 
ten follte, unverzüglih, in fo lange 
er. noch transportabel ift, in das nächſte 
Militar- Spital abzuliefern. (Circ. des 
k. T. Kreisamtes B. U. W. v. 29. 
April 1829. Wagn. Zeitfchr. I. 1829 
©. 172.) 

— — Sn Hintunft follen die Päffe 
aller Militär » Urlauber ohne Zuſtim⸗ 
mung der Militär » Behörden in keine 
andere Provinz infiradirt werden. (N. 
6. Rggs. Vdg. v. 23. Juni 1829 3. 
34552. Prov. Gef. für Defterr. u. d. 
€. 11. Thl. Rr. 165.) 

— — Die Eonferiptiongd » Obrig- 
keiten haben über die Militär » Beur- 
laubten ein eigenes Protocol zu füh- 
ren, in diefes die Namen der Beur⸗ 
laubten nebft den übrigen Daten aus 
den Eonferiptiong - Liften (Tabelle Nr. 
14) zu übertragen, und die Beurlaub» 
ten mit fortlaufenden Nummern zu bes 
zeichnen; dieſes Protocol hat zur fort« 
währenden Ueberficht der Beurlaubten 
zu dienen, und es find darin alle mit 
jedem Manne vorfallenden Beranderun- 
gen mit den darauf Bezug nehmenden 
Verhandlungen aufzuführen. Die von 
den Beurlaubten hinterlegten Militär« 
päffe find gehörig nummerirt, in einem 
eigenen Fascikel aufzubewahren, und 
find dem Manne bei Einberufung oder 
freiwilligen Einrücken mitzutheilen ; in 
allen übrigen Fallen dem Sreisamte, 
und in Todesfällen mit dem Todten⸗ 
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ſcheine und der ärariſchen Montur zu 
überſenden, und dies in den obener- 
wähnten Berzeichniffe anzumerken. Nebſt 
der genauen Führung diefes Verzeich- 
niffes haben die Eonferiptiong » Obrig- 
feiten dann nur ein Mal im Jahre und 
zwar mit Ende Juli dem Kreisamte 
einen Ausweis des im Bezirke befindlis 
hen Standes der Beurlaubten und 
zwar nur den Veränderungs »- Ausweis 
einzugeben. Die Kreisämter haben fo- 
dann die gefammelten Beränderungs- 
Ausweiſe bis 15. Aug. jeden Jahres 
den betreffenden Werbbezirks⸗-Reviſo⸗ 
tiaten zu übergeben. (Hflzl. Deer. v. 
11. März 1830, an fämmtl. Länderft. 
der — Provz. Pol. G. S. 85. 
Bd. Nr. 31.) 

Militär. Beurlaubte. Wegen 
Evidenzbaltung der mit Wan- 
derbühernverfehenenBeurlaub- 
ten wurde verordnet: daß zwar die Wans 
derungs » Bewilligungen auch bei Beur- 
laubten auf den Umfang einer ganzen 
Provinz, oder felbft mehrerer Provinzen 
ertheilt werden können, daß aber nebft 
dem in der Reifebewilligung auch der Dit, 
an weldyen der Wandernde fih zunächſt 
um Berdienft zu ſuchen zu begeben ge- 
denkt, beftimmt namhaft zu machen ift. 
Wenn der Wandernde diefen Aufent- 
haltsort verläßt, fo wie überhaupt bei 
jeder ferneren Beränderung des Auf: 
enthaltes, ift die fremde Ortsobrigkeit 
gehalten, bei Bidirung des Wanderbu⸗ 
ches zugleich Die Behörde, welde die 
Reifebewilligung ertheilt hat, von dem 
neuen Aufenthalte des Beurlaubten zu 
benachrichtigen. (Hflzl. Decr. vom 14. 
Decht. 1830 3. 28423, an fämmtl. 
Länderſt. Pol. Gef. 58. Bd. Nr. 114.) 

Diefe Maßregeln wurden aud auf 
die Landwehrmänner ausgedehnt. (Hfkzl. 
Decr. v. 3. April 1831 3. 7967, an 
fammtl. Länderft. Bol. &. ©. 59. Bd. 
Rr. 21.) 

— — Laut Eröffnung des k.k. 
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Hoftriegerathes haben Seine k. k. Ma- 
jeftät allergnädigft zu befehlen gerubet, 
das alle beurlaubte Soldaten, 
fobald fie erwerblos find, ſo— 
gleich bei ihren refpectiven Re 
gimentern oder Corps einzurü— 
Een verhalten werden. Diet. k. 
Kreidämter haben daher die unverzüg- 
lie Anordnung zu treffen, daß, wo 
immer öffentlihe Arbeiten vorgenom- 
men wurden, feine beurlaubten Solda⸗ 
ten dazu verwendet, fondern diefelben, 
fobald fie erwerblos find, alfogleich zu 
ihren refpectiven NRegimentern oder 
Corps abgeſchickt werden. (Hflzl. Decr. 
v. 28. Aug. 1831 3. 20001. R. ö. 
Rggs. Vdg. vom 30. Auguft 1831 3. 
47139. Prov. &. ©. 13. Thl. Ar. 
182.) ; 
Mit a. h. Entſchließung v. 2. Dec. 
1831 haben Se. Majeftät hinfichtlich 
der Auslegung des Wortes „erwerb- 
108” zu beftimmen geruht, dag nicht 
der Mangel an Berdienft von wenigen 
Tagen, fondern ein länger andauernder 
Mangel an Erwerb des beurlaubten 
Soldaten, deffen baldige Hebung nicht 
wahrſcheinlich, oder unthunlich ift, für 
Erwerbslofigteit zu halten fei. (Hflzl. 
Deer. v. 3. Jaͤn. 1832 8. 28421 an 
fümmtl. Länderft. R. 5. Rggs. Vdg. 
v. 17. San. 1832 3. 2659. Bol. ©. 
©. 60. BP. Rr. 1.) 

Militär:Benrlaubte. Hinfiht- 
lih der Beftreitung der Hei— 
lungstoften für jene Beurlaub«- 
ten, welche nicht inein Militär» 
Spital zur Behandlung aufge 
nommen werden, wurde beitimmt: 
dag für den Fall, als 

a) der erkrankte Beurlaubte zu Haufe 
zu bleiben wünfcht, und dafeldft einer 
entfprehenden Pflege volllommen ver- 
fidert ift; und 

b) wenn feine Trandportirung in das 
nächſte Militär-Spital ohne Gefahr für 
feinen Krankheitszuftand thunlid war, 
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aber verfäumt wurde, die Vergütung 
der Heilungskoſten nicht das Militär 
Aetar trifft, fondern dag foldhe dem 
Beurlaubten felbft, oder feinen Ange. 
hörigen zur Laft zu fallen habe. Wenn 
endlich 

c) die plöglic ſchwere Erkrankung 
oder Berwundung eines Beurlaubten, 
welche ihn nicht transportabel macht, 
erhobener Mapen durch fremde, gewalt- 
thätige Einwirkung eines Dritten, oder 
fonftige eigene Schuld herbeigeführt 
worden ift, haben Se. k. k. Majeftät 
mit a. h. Entſchl. v. 30. Oct. 1832 
zu befehlen gerubt: daß es in ſolchen 
Fällen genau bei den beftehenden Bor: 
fhriften zu verbleiben habe, und feine 
Gemeinde verhalten werden könne, für 
einen erkrankten Beurlaubten die Hei⸗ 
Iungstoften fo wie für ein Mitglied 
der Gemeinde zu beftreiten. (Hfkzl. D. 
vom 8. NRovbr. 1832 3. 25595, an 
fämmtl. Länderft. R. ö. Rggs. Vdg. 
v. 28, Rov. 1832 3. 66445. Pol. ©. 
©. Bd. 60. Nr. 144.) 

Militär-Beurlaubte. Der k.k. 
Bol. Ob. Dir. wird erinnert, dag Mili- 
tär » Urlauber keinen Anfpruch auf die 
Berpflegungen im E. ?. allgem. Kranken⸗ 
baufe haben und daß ſonach die Nach⸗ 
weifung diefer Eigenfchaft bei der Aus» 
fertigung der Aufnahms⸗Documente, 
oder bei den fpäter eingeholten Nach⸗ 
weifungen niemals gu überfehen ift. 
Decr. der k. k. n. d. Reg. v. 26. Aug. 
1841 3. 46096. Bol. Ob. Direct. 8. 
12512/2056.) 

— — Nah einer von dem. k. n. 
d. Landes» Militär- Commando hieher 
eröffneten Anzeige des hiefigen Militär« 
Sarmifong » Hauptfpitals Nr. 1 haben 
fih wiederholte Fälle ergeben, daß In⸗ 
dividuen die Aufnahme in das Militar- 
Spital anfuhen, welde ftatt der für 
Militärs-Urlauber vorgefchriebenen Bälle 
Civil-Reifepäffe vorweifen, auf welchen 
blos einfach die Worte „Militär-Ur- 
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lauber" als Characterbezeihnung an⸗ 
gefebt find. Da nun aus ſolchen Päfien 
nicht abzufehen ift, ob der Dann in den 
Stand der activen Armee oder viel 
leiht in den Stand eined zweiten 
Landwehrbataillong gehört, in 
welch lebterem Falle die Aufnahme in 
ein Militär-Spital nicht geftattet ift, die 
Aufnahme mandes Kranken aber oft 
aus Menfchlichkeit nicht verweigert wer⸗ 
den kann, ohne die Gefährdung eines 
Menſchenlebens herbeizuführen, fo wer- 
den die Bezirkshauptmannfdhaften, die 
Diener Stadthauptmannfchaft und der 
Diener Magiftrat hiemit angewiefen, 
die Borforge zu treffen: daß entweder 
den Militär - Urlaubern nur die ihnen 
von den Militärbehörden ausgefertigten 
Urlaubs » Documente erfolgt, oder im 
Falle die Urlauber doch mit Eivilpäffen 
(jest Heimathicheinen) betheilt werden, 
diefen in der Rubrik: „Beihäfti- 
gung” oder in einer befonderen An⸗ 
merkung das Regiment, Batail- 
lon und die Compagnie des Man- 
nes beigefebt werde. (Vdg. der n. ö. 
Stth. v. 26. Juli 1850 3. 29721. 
2. G. 3. Nr. 49. Erl. des Statth. 
von Tirol v. 10. Aug. 1850. 8. ©. 82. 
für Zirol. Nr. 256.) 

Militär-Benrlaubte. Eviden;- 
haltung der Rilitär-Urlauber- 
Mannfhaft. Im Nahhange zu der 
mit Statth. Erl. v. 21. Septbr. d. 9. 
3. 30801 , in Bezug auf die Evidenz. 
haltung der Militär-Urlauber erlaffenen 
Beftimmungen, findet man zur Erzielung 
einer, ungeachtet der diesfälligen Wei⸗ 
fungen bisher nicht durchgehends be- 
obschteten Gleichfoͤrmigkeit, die von 
nun an geltenden Maßregeln im Ein« 
vernehmen mit dem k. k. Landes⸗Com⸗ 
mando in Wien zur allgemeinen Dars 
nachachtung im Rachftehenden bekannt 
zu geben. 

1. Jeder Militär» Urlauber Hat fi 
bei der betreffenden ?. E. Bezirkshaupt⸗ 
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mannſchaft, hier bei dem Wiener Magi⸗ 
firate, unter Abgabe feines Militär- 
Urlaubspaffed zu melden. 

2. Die Bezirkshauptmannfhaft, 
rücfihtli der Wiener Magiftrat, hat 
die abgegebenen Militär » Urlaubspafie 
bei fi zu deponiren. 

3. In dem Falle, als ein Urlauber 
feines Erwerbes oder anderer Berhält- 
niffe wegen in einen anderen, in dem 
Militär » Urlaubspafie nicht bemerkten 
Ort fih zu begeben beabfidhtiget, ift 
dem hierum aufuchenden Urlauber von 
der Bezirtshauptmannfhaft oder dem 
Wiener Magiftrate ein Reife-Eertificat, 
welched nur für einen beftimmten Drt 
und nur auf eine gewifle Zeit zu gelten 
bat, audzufolgen. 

4. Nach Verlauf diefer Zeit hat der 
Urlauber fi entweder felbft zu melden, 
oder um eine Berlängerung bei der k.k. 
Bezirtdhauptmannfhaft (Wiener Mas 
giftrate) einzufchreiten, oder die ſtattge⸗ 
fundene Aenderung feines Aufenthaltes 
anzuzeigen. 

5. Der Gemeindevorftand,, bei wel« 
chem fich jeder Urlauber gleichfalls zu 
melden bat, hat ſtrenge darauf zu fe- 
ben, daß ſich Die Urlauber über die ge: 
ſchehene Anmeldung bei der k. k. Be⸗ 
zirkshauptmannſchaft ausweiſen, und 
fie, wenn dies nicht geſchehen ſein ſollte, 
mit ihrem Militär-Urlaubspaſſe an die 
k. k. Bezirkshauptmannſchaft zu weifen. 

6. Der Gemeindevorſtand hat die 
von der k. k. Bezirkshauptmannſchaft 
den Urlaubern über die richtige Ueber⸗ 
gabe ihrer Päſſe ausgefolgten Beſtäti⸗ 
gungen aufzubewahren, und jede Der 
änderung, die fih mit einem Urlauber 
ergibt, der kak. Bezirtshauptmannichaft 
anzuzeigen. 

7. In jedem Abgangsfalle eined Be- 
urlaubten ift von der k. k. Bezirks⸗ 
hauptmannſchaft oder dem Wiener Mas 
giftrate die Urfahe davon auf dem 
Militärs Urlaubdpafle anzumerken, und 
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im Todesfalle dieſer Paß ſammt Tod⸗ 
tenſcheine dem zugehörigen k. k. Werb⸗ 
bezirks⸗ Commando zu überſenden; 
endlich 

8. haben die k. k. Bezirkshaupt⸗ 
mannſchaften und der Wiener Magiſtrat 
nach dem mitfolgenden Formulare ein 
Evidenz⸗Protocoll uͤber die in den Be⸗ 
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zirken befindlichen Militäͤr⸗Urlauber zu 
führen, darin jede Veränderung, welche 
in dem Formulare angedeutet iſt, anzu⸗ 
merken und dieſes namentliche Verzeich⸗ 
niß mit Ende April und Ende October 
eines jeden Jahres dem betreffenden 
k. k. Werbbezirks⸗Commando gegen 
Rückſtellung mitzutheilen. 


Urlauber-Evidenzhaltungs⸗-Protocoll 
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In der Rubrik Anmerkung iſt beizuſetzen: Die dem Manne an einem Orte 
ertheilte Abſentirungsbewilligung; — der gänzliche Abgang aus dem 
Urlauberſtande, z. B. durch Einberufung oder freiwilliges Einrüden ; 
— durch Uebertragung der Beurlaubung in einen anderen Bezirk, — 
durch gänzliche Entlaſſung, — durch den Tod. 

In dem gänzlichen Abgangsfalle eines Beurlaubten koömmt die Ur- 
ſache davon auf den Militärpaß, 


über die in der Bezirtshauptmannfhaft N. NR. beurlaubte Mannfchaft. 


Iſt beurlaubt | 





Anmerkung] 


bis zur Ent: 


1 


| 

laſſung 

bis zur Ein» 
berufung 

bis zur Erer- 
cirzeit 


unter der Fertigung des Protocolls 


“. 


führer®, anzumerken, und diefer Paß bei Einberufung dem Manne ! 
| 


mitzugeben. 


(Erl. des Sth. v. N. Defterr. v. 20. Rovbr. 1851 3. 35151.8%. G. B. Rr. 
385. Ein ähnlicher Erlaß erging von der o. ö. Sth. am 8. Novbr. 1851 3. 


17222.2.©. B. Nr. 443.) 
Militär = Benrlanbte. Alle zum 
Dienftitande des Heeres oder der Kriegs⸗ 
Marine gehörigen Perfonen, welde 
vermöge ihrer Beftimmung wider den 
Feind zu kämpfen, auf die Kriegs - Ar- 
titel beeidiget, oder auf eigene Militär: 
Satzungen oder Reglements verpflichtet 
find, mit Einfhluß der auf eine be- 
flimmte Zeit, oder bis zur Einberufung 
Beurlaubten unterftehen der ordentli- 
hen Strafgerichtsbarkeit der Militärs 
Gerichte. (Pat. v. 22. Decht. 1851. 


8.2.8. G. B. Nr. 255.) ©. Mili⸗ 
tär⸗Gerichtsbarkeit. 
Militär⸗Beurlaubte. Die bis zur 
Entlaffung oder auf unbeftimmte Zeit 
beurlaudte Militärmannſchaft ift gleich 
der bid zur Einberufung beurlaubten 
Mannſchaft in Strafſachen der Militär-, 
dagegen in bürgl. Rechtsſachen der Civil⸗ 
gerichtöbarkeit unterworfen. (Vdg. des 
Juſt. M. v. 8. Mai 1852 wirkſam für 
dad ganze Reih. R.G. B. Rr. 105.) 
— — in Betreff der Auf- 
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nahme der erkrankten Militär— 
Urlauber in das Garniſons—⸗ 
Spital. Es haben fi Fälle ergeben, 
dag erkrankte Militär - Urlauber, ohne 
mit irgend einem von einer Militärbes 
börde ausgefertigten Documente verfe- 
ben zu fein, gegen Vorzeigung eines 
von der Bezirköhauptmannfchaft oder 
von dem Gemeindevorſtande ausgeftell- 
ten Reife - Gertificates, in welchem oft 
nur der Name und die Bezeichnung 
„Militär « Urlauber“ enthalten ift, die 
Aufnahme in das Garniſons-Hauptſpi⸗ 
tal anfprehen. Du es nöthig ift, daß 
bei der Aufnahme folder erfrantter 
Individuen in das Spital, die Militär: 
Zuftändigfeit derſelben außer allen 
Zweifel gefebt fei, fo hat das k. k. n. 
õ. Landes: Militär» Commando um die 
Beranlafjung erfucht, daß in den von 
den Civilbehörden ausgefertigten Reife 
Documenten eines Militär « Urlaubers 
behufs der Aufnahme desſelben in das 
Militärfpital, immer nebft dem Namen 
des Mannes, auch noch: 

a) das Regiment; 

b) die Regiments » Abtheilung (Ba- 
taiflon, Compagnie oder Escadron); 

c) die Charge und das Rationale 
des Mannes; 

d) die Zeit der Beurlaubung, ob 
auf kurze Zeit, bis zur Einberufung, 
bis zur Erercirzeit, oder bis zur Ein» 
reihung in die Landwehr, und endlich) 

e) die Zeit, feit wann der Mann 
beurlaubt ift, angegeben werde. Nur 
dadurch kann ein foldhes Reife - Docu- 
ment den mangelnden Urlaubspaß oder 
den Urlaubszettel der Militärbehörde 
erfeßen, und die oben befprocdene Zu- 
ſtändigkeit des Mannes fchnell und 
leiht.erhoben werden. Weber Erſuchen 
des k. 8. n. d. Landes - Militär » Com 
mando v. 9. Zuli d. 3. 3. 8636, lit. 
R., erhalten demnach die ?. k. Dezirks- 
bauptmannfhaften und der Wiener 
Magiftrat den Auftrag, in Ballen der 

Zaleiely, Handb. d. Poliz. Bei. IL 
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Ausfertigung der Reife - Certificate an 
Milttär-Urlauber in die letzteren die er- 
wähnten Daten genau aufzunehmen. 
Hiernach find auch die Gemeindevor⸗ 
fände zur gleichmäßigen Befolgung an« 
zuweifen. (Erl. der n. ö. Stth. v. 7. 
Aug. 1852 3. 25455. 2.6.2. Rt. 
263.) | 

Militär - Beurlaubte. Bidirung 
der Urlaubspaffe von Seite der Gens⸗ 
d’armerie, ſ. Gensd’armerie. (Vdg. 
v. 18. Sän. 1850. 8. 33.) 

Militär-Capitulanten, f. Milis 
tär=Eapitulation. 

Militär-Bapitulation. Bon dem 
Wunſche geleitet, Unferen getreuen Un⸗ 
terthanen in den militärifch » conferibir« 
ten Provinzen die Pflicht der Dienftleie 
ftung in Unferer Armee zu erleichtern, 
finden Bir anzuordnen: 

1. Die Berpflihtung zum Militär 
Dienfte in Unſerer activen Armee 
für alle aus diefen Provinzen zu er 
gänzenden Truppen wird von der heu- 
tigen Recrutirung angefangen, für 
Kriedenszeiten auf acht Jahre feſt⸗ 
geſetzt. | 

2. Die in Folge diefer Recrutirung 
geftellte Mannfchaft wird daher nad 
acht Jahren, den Fall eines Kriegd- 
Erforderniffed ausgenommen, unter 
darüber vorgezeichneten Modalitäten 
aus der activen Armee entlajjen werden. 

3. Bezüglich auf die bereits in die 
active Armee eingereihbte Mannſchaft 
wird es Unfere landesväterlihe Sorge 
fein , diefelbe an einer Abkürzung ihrer 
gegenwärtigen Dienft - Verpflichtung in 
fo weit Theil nehmen zu laffen, als es 
die Bedürfniffe des Militär » Dienftes 
geſtatten. 

4. Die dermaligen Beſtimmungen 
uͤber die Verpflichtung zum Landwehr⸗ 
Dienſte, über die Stellvertretung, dann 
über das Verfahren bei der Einreihung 
in die Armee und bei der Entlaffung 
aus derfelben bleiben bis zu den neuen, 

29 
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der abgekürzten Dienftzeit entſprechen⸗ 
den Anordnungen unverändert. (U. h. 
Bat. v. 14. Febr. 1845. Pol. G. ©. 
73. Bd. Rt. 19.) 

Militär : Eapitulation. Für die 
Militär» Dienftpflihtigen aus Ungarn, 
Siebenbürgen, Eroatien und Slavonien, 
dann der ſerb. Woiwodſchaft und dem 
Temeſer Banate hat in Friedenszeiten 
die für die übrigen Kronlander gejeb- 
lid beſtehende Capitulationsdauer von 
acht Jahren ftattzufinden. (A. h. Pat. 
v. 19. April 1850. R. G. B. Nr. 213.) 

Militär - Commiffion, ſ. Com: 


ilitär » Defertenr. Keiner der 
von Landleuten eingebrachten Defers 
teure foll mit Todesſtrafe belegt wer- 
den, und derjenige Landeseinwohner, 
welcher einen Dejerteur anhält und ein- 
liefert, fol eine Geldbelobnung (Ta- 
glia) erhalten, deren Beträge ſich nad 
der Verfchiedenheit der Waffengattung 
richten. (Pat. v. 26. Mai 1749.) 

— — Denjenigen, welche einen Des 
ferteur anhalten oder einliefern, ift von 
allen Obrigkeiten, Magiftraten, Rich⸗ 
tern, Gemeinden und andern Einwoh- 
nern alle Hilfe und Affiftenz mit der er- 
forderlihen Mannſchaft um fo gemiffer 
zu leiften, als im Widrigen, wofern Je 
mand die Affiftenz verfagt zu haben 
überwiefen wird, derjelbe nicht nur ale 
lein allen, dem Deferteur: Anhalter an 
feinem Leib und feiner Gefundheit zu- 
gefügten, fondern auch, wenn der Des 
ferteur aus feinen Händen entwifchte, 
dem Aerar den hieraus erwachfenden 
Schaden zu erfeßen haben, und mit ge: 
feßmäßiger Strafe angefeben werden 
folle. (Hoftefeript v. 29. Juli 1754. 
Krop. ©. M. There. 4. Bd. ©. 104.) 

— — Ad Deferteur it Derjenige 
anzufeben, welcher vom Militär mein« 
eidig entweicht, nachdem er den Eid vor 
der Fahne geſchworen, bei diefem feier: 
lichen Acte die ihm vorgelefenen Kriegs⸗ 
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artifel vernommen, und biedurd in die 
Soldatenpflicht eingetreten ift. (Refer. 
des Hofkriegsr. v. 21. Juni 1788.) 

MilitärzDefertenre. Die ergrife 
fenen Deferteure müſſen wohl ver 
wahrt an das nächſte Militär - Come 
mando abgeführt, und dem comman« 
direnden Officier übergeben werden. 
(Bat. v. 26. Mai 1749. Hflzl. Deer. 
v. 22. Jan. 1808. Pol. ©. ©. 30. 
Bd. ©. 8.) 

Eine diesfällige Saumfeligkeit ift 
ftrenge zu beftrafen. (Hflzl. D. v. 28. 
April 1809.) 

— — As folde find die auf was 
immer für eine Art von ihrer Truppe 
Entfernten anzufehen, wenn fie fi bei 
irgend einem Werbbezirke oder Militäre 
Commando nicht melden, eben fo die 
anf Urlaub befindlichen, wenu fie fich 
nicht mit ihren Päffen zu der betreffen- 
den Obrigkeit verfügen, und folde da- 
feldft hinterlegen. Derlei Individuen 
find anzuhalten und an das Militär 
abzugeben. Wer aber ſolchen Indivi« 
duen Unterftand gibt, ift ald Deferteur- 
Berhehler anzufehen. (Hfkzl. Decr. v. 
19. Juni 1806. N. ö. Rggs. Cire. v. 
12. Juli 1806. Krop. ©. ©. 21. BP. 
©. 398.) 

— — fremde und Emigranten dür- 
fen an Staaten, mit denen feine 
Cartels befteben, im Allgemeinen nie, 
in befonderen Fällen aber nicht obne 
hohe Genehmigung ausgeliefert wer- 
den. (Hffzl. Decr. vom 27. Detbr. 
1806. Rggs. Decr. vom 11. Rovbr. 
1806.) 

— — fremde, wenn fie über die 
Grenze eintreten, find von dem Grenz⸗ 
Zollamte, oder der nächſten politifchen 
Obrigkeit an den naͤchſten Militär 
Commandanten zu weifen. 

1. Diefer hat, wenn der Deferteur 
dienfttauglih ift, vor Allem zu verfus 
hen, ob derfelbe nicht in diesfeitige 
Militärdienfte treten wolle, 
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2. Kann der Deferteur hiezu be- 
ftinnmt werden, fo wird er nach den 
bereits beftehenden Vorfchriften behan⸗ 
delt. Er wird nämlih nah Mähren 
oder Ungarn geſchickt, dort einem rück⸗ 
wärts liegenden Regimente zugetheilt, 
und fo lange, bi8 man von feiner 
Denkart fih feft überzeugt hat, im 
Stillen beobachtet. 

3. Rimmt, oder erhält der Deſer⸗ 
teur feine Milttärdienfte, fo weifet der 
Militär-Commandant denfelden an die 
nächte politifhe Behörde. Diefe hat 
die Pfliht, auf eine beſcheidene und 
kluge Art die wahre Abficht der Defer- 
tion zu erforfhen. Entdedt fie nichts 
Bedenflihes, fo hat fie von dem Der 
ferteur ſich ausweiſen zu laffen, auf 
was für eine beftimmte Art er ſich zu 
ernähren gedenke. Leiſtet er auf eine 
glaubmwürdige Art diefer Forderung Ge⸗ 
nüge, fo ift er an ein tiefer im Lande 
liegendes Kreisamt mit einem Paffe zu 
befördern, in welchem zugleich die von 
dem Deferteur gegebene Erklärung über 
den von ihm beabfihtigien Nahrungs 
weg enthalten fein muß. 

4. Das Kreisamt laͤßt fih fodann 
von dem Deferteur den im Kreiſe lie 
genden Ort, wo er fi niederzulaffen 
gedenkt, anzeigen, trägt der Ortsobrig⸗ 
feit aber zugleich auf, deufelben in eine 
unauffallende, aber böhft forgfältige 
Auffiht zu nehmen, feine Eorrefpon: 
denz und andere Verbindungen ſehr 
ſcharf zu beobachten, und darauf zu 
fehen, ob er innerhalb der 6 Wochen, 
welche ihm von dem Kreisamte zur Er- 
haltung des angegebenen Nahrungs- 
weges gegönnt werden können, denfel« 
ben wirklich eingefchlagen habe oder 
nit. 

5. Kann der Deferteur bei jener 
Obrigkeit, an welche ihm nad $. 3 
der Militär » Kommandant angewiefen 
bat, keine beftimmte Erwerbart ange- 
ben, oder äußert er in feinen Antwor« 
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ten bedenklihe Grundfäße, oder fällt 
ein gegründeter Verdacht auf ihn, daß 
er aus einer unlauteren Abficht herüber 
getreten fei, oder hat er in den 6 Wo⸗ 
hen, weldye das Kreisamt ihm bewil- 
ligte, den angegebenen Nahrungszweig 
nicht ergriffen, fo ift er als ein gefähr- 
licher Menfch, oder als ein dem Staate 
zur Laft fallender Müßiggänger auf 
dem fürzeften Wege, und wenn er 
dürftig wäre, gegen Abreichung tägli- 
her 6 fr. aus dem Cameral - Aerario 
über die Grenze zurüdzubefördern. 

6. Hat hingegen der Deferteur wirk« 

lih den angegebenen Nahrungdweg 
eingefihlagen, fo ift ihm zur Pflicht zu 
machen, fobald er den Drt feines Auf- 
enthaltes zu ändern Willens fein 
möchte, diefed vor der Ausführung ſei⸗ 
nes Entfchluffes dem Kreisamte anzus 
zeigen. Diefes bat denfelben fodann, 
wenn kein Bedenken dagegen obwaltet, 
mit einem Pafle an jenes Kreisamt an» 
zumweifen, in deffen Bezirke der neue 
Aufenthalt liegt. 
- 7. Diefes Alles gilt von dem flachen 
Lande und den kleineren Provinzials 
ftädten; wenn aber ein Deferteur unter 
Anführung nicht verwerfliher Gründe 
ausdrücklich anſucht, ih in die Haupt: 
ftadt einer Provinz zu begeben, fo hat 
zugleich die Polizei-Direction dergeftalt 
einzutreten, daß fie den anfommenden 
Deferteur, fo wie einen andern ankom⸗ 
menden Fremdling des Civilſtandes 
amtlich behandle. 

"8. In der Haupt- und Refidenzftadt 
Wien kann Deferteurd der Aufenthalt 
im Allgemeinen gar nit, ſondern nur 
ala Ausnahme von der Regel in ven 
Fällen geftattet werden, wenn befon- 
ders rückſichtswuͤrdige Gründe dafür 
ſprechen, 3. B. Kunſtkenntniſſe, welche 
vorzüglich in der Reſidenz ihre Anwen⸗ 
dung finden. (N. d. Rggs. Decr. an 
die 8. k. Pol. Ob. Dir. vom 25. Mai 
1806.) 

29° 
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Militär-Deſerteurs. Se. k.k. 
Majeſtät haben A. h. anzuordnen ge⸗ 
ruht, daß die rückſichtlich der Deſer⸗ 
teurs- Auslieferung beftehbenden a. h. 
Geſetze mit Beziehung auf das dies⸗ 
fällige Hauptpatent v. 26. Mai 1749, 
und das Hofdecret v. 16. Apr. 1759 
mit Dem bekannt zu machen feien, daß 
Jedermann fi) angelegen fein laſſen 
folle, die Deferteurd, wofür alle ein- 
zein aufftoßenden, auch für Commando 
fih audgebenden, mit feinem authenti- 
[hen Abfchiedspaffe, oder Urlaubszettel, 
oder Drdre verfehenen Soldaten zu er 
kennen find, ohne weiters anzubalten, 
und dem nächſten Militär » Commando 
einzuliefern, wo hingegen die gefeßliche 
Belohnung oder Taglia, welche für die 
Aufbringung und Einlieferung eines 
Deferteurd von der Infanterie oder 
auch von der Kavallerie, wenn er fein 
Pferd mehr hat, mit 24 fl., für einen 
Reiter aber, der noch mit einem Pferde 
verfehben, mit 40 fl. und für einen 
Fuhrknecht mit 6 fl. ausgemeffen ift, 
dem Einlieferer immer unaufhältlich 
und im gehörigen bisher üblichen Wege 
verabfolgt werden wird. Auch find die 
Deferteurd von den Gerichten derjeni« 
gen Ortfchaften, wo fie betreten oder 
aufgebraht werden, oder wenn es dies 
fen Ortſchaften zu befhwerlih, von 
den Herrfchaften felbft, an das nächſte 
Militär-Commando, verfteht fih an den 
erften beften Ort, wo einiges Militär 
bequartiert ift, wohlverwahrt abzufüh- 
ren, und dem commandirenden Officer 
gegen gewöhnlichen Lieferfchein zu über- 
geben. Unter obbefagter Belohnung 
oder Zaglia von 24—40 und 6 fl. für 
jeden Deferteur find jedoch die Trand« 
port» und alle übrigen, bis zur wirt: 
lihen Auslieferung an das Militär fi 
ergebenden Unfoften begriffen. (Hfkzl. 
D. vom 22. Jun, 1808. Borfh. Hdb. 
©. 169—172.) 

— — ftemde, find in folde Ge: 
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genden zu inftradiren, wo fie nad 
ihren Kräften, Senntniffen und ge- 
wohnter Beichäftigung, Arbeit und 
Unterhalt finden. (Circ. an ſämmtl. 
Länder⸗Chefs vom 4. Apr. 1809.) 

MilitärzDeferteure, fremde, wenn 
fie feine diesfeitigen Militärdienfte an- . 
nehmen, find nur in das Innere der Pro⸗ 
vinzen zu inftradiren, und falls fie müßig 
berumftreichen, oder in eine andere Pro- 
vinz der Monarchie, in der ihrer Ein- 
bruchs⸗Station entgegengefeßten Rich⸗ 
tung ſich begeben wollten, als bedenk⸗ 
liche Individuen über die nachfte Grenze 
zu fhaffen. (Bol. Hoff. D. v. 6. Apr. 
1809.) 

— — von Staaten, mit denen Car⸗ 
tels beftehen, als: Rußland, Preußen, 
Sardinien, Baiern, Sachſen, Würtem- 
berg, Frankreich, Modena, Parma ıc. 
find auf der Stelle anzubalten, und 
deren Auslieferung ſammt allen ihren 
Effecten fol au dann erfolgen, wenn 
ein folcher Deferteur nicht eigend re 
clamirt worden wäre, daher auch jedem 
Nachſetzer alle Hilfe anzugedeihen if. 
Die Auslieferung fällt jedoch dann 
weg, wenn der Ausreißer im biefigen 
Staate eine Todesftrafe verwirkt hat. 
(Hftzl. D. vom 17. Rov. 1813.) 

— — die Taglia für Einbringung 
derfelben ift im g'eihen Nennwerthe 
mit der früheren, in Conventions⸗ 
Münze feitgefebt. (N. 6. Rggs. Circ. 
v. 1. Mai 1821.) 

— — als ſolche fih falfhlih aus» 
gebende Individuen ſind als Betrüger 
nach den beſtehenden Strafgeſetzen von 
den competenten Behörden zu behan⸗ 
deln, und auf diejenigen, welche zu- 
gleich gewerbs= und paßlofe Bagabun- 
den find, überdies noch die hierwegen 
beftehenden Verordnungen anzumwen- 
den. (Hfkzl. D. vom 15. April 1822. 
Kundgem. von der n. d. Reg. vom 28. 
Apr. 1822. Krop. Gef. Franz. 46.2. 
©. 336.) 
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Militär s Defertenre, ruſſiſche, 
follen ausgeliefert werden. (Cartel zwis 
ſchen Defterreih und Rußland vom 26. 
Zuli 1822. Krop. Gef. Franz. 47. Br. 
©. 189.) 

— — Staatsvertrag wegen gegen« 
feitiger Auslieferung der Deferteure 
zwifchen Defterreih und Sardinien. 
(Hflzl. Dec. vom 27. Febr. 1826, an 
fämmtl. Länderft. Bol. G. ©. 54. BP. 
Rr. 12.) 

— — Zur Befeitigung der Gefahr, 
welche der öffentlihen Sicherheit von 
Deferteuren dreht, wurden die Kreis- 
ämter beauftragt, die für die genaue 
Ueberwadhung der Fremden bei Reifen 
und bei ihrer Beherbergung, dann bei 
fonftiger Aufnahme derfelben in Arbeit 
und Dienſt, wie auch die zur Anhal⸗ 
tung und Einlieferung ausweiglofer 
und eben deöwegen der Defertion ver- 
dächtiger Soldaten, endlich die über 
die Beflrafung der Aufnahme, Ber: 
heimlichung oder Vorfhubleiftung der 
Deferteure und fonfliger Bagabunden 
beftehbenden gefeblichen Anordnungen 
zu republiciren, die Wichtigkeit deren 
firengfter Handhabung und den Nach⸗ 
theil der Fahrläffigkeit in ihrer Boll» 
ziehung anfhaulih darzuftellen und 
die regfte Aufmerkſamkeit auf dieſen 
Gegenſtand dadurch zu erzwecken, daß 
feine wie immer geartete Pflicht» Ber: 
nadläffigung diefer Vorfchriften von 
Seite der Amts» und Gemeinde - Bor- 
fteher Dienft-, Aufenthalte und Arbeit 
gebender Individuen ungeahndet bleibe. 
(Bdg. des böhm. Gub. vom 14. Sept. 
1827 Zahl 45776. Obent. 2. Bd. 
©. 32.) 

— — melde von der Grenzwache 
ergriffen werden, find nicht dem näch⸗ 
fin Militar-Commando, fondern ftets 
der naͤchſten politifhen Obrigkeit zu 
überliefern. Die der Grenzwache zuge: 
fiherte Taglia beträgt laut a. h. Ent- 
ſchließung v. 16. Dec. 1830 8fl. CM. 


Militär-DMeferteure. 


(Gfkr. D. v. 4. Febr. 1831, an ſämmtl. 
Länderſt u. Cameral-Gefällenverwalt., 
mit Ausnahme von Mailand, Venedig 
und Zara. Pol. G. ©. 59.2. Nr. 7.) 

Militär-Defertenre. In fo fern 
mit fremden Staaten eigene Gartell-Ber- 
träge beftehen, müffen diefe eingehalten 
und die fremden Ausreißer auch dann 
ausgeliefert werden, wenn fie hierlandes 
bereits anfälfig wären. (Hflzl. D. vom 


22. März; 1832. Bol. ©. ©. 60. Bd. 


©. 35.) 

— — Da e8 öfters geſchah, daß 
angeblih Deferteure fremder Mächte 
von den auswärtigen Auslieferungs« 
Behörden nicht übernommen, jondern 
zurücgewiefen, und fomit die Unkoften 
nicht erfeßt wurden, folhe Auslagen 
aber dem Militär - Aerar nicht aufge« 
bürdet werden können, fo hat das k.k. 
Generals Commando eingeleitet, daß, 
fo wie ed fhon mit hierortigem De— 
crete vom 28. Dec. v. 3. 3. 10009 
bedeutet wurde, in Zukunft keine De- 
ferteure fremder Mächte, mit welden 
Cartelle beftehen, vom Militär über- 
nommen werden, wenn nicht ihre an- 
geblihe Militär - Zuftändigkeit außer 
Zweifel gefeßt, nämlich durd die be- 
treffende ausländifhe Behörde conftatirt 
werden. Um aber den polit, Behörden 
die Fortſchaffung von dergleichen ergrife 
fenen Individuen ohne Nachtheil des Mi: 
Titär-Aerard möglichft zu erleichtern, bat 
das General-Commando nunmehr auch 
den betreffenden Commanden bedeutet, 
daß die Uebernahme folder Deferteure 
von Seite des Militärs ohne Anftand 
Statt finden folle, welche, nachdem 
fie erft kürzlich entwichen find, ihre 
Militär-Montur noh am Leibe haben, 
und deren fi nicht widerfprechende 
Antworten, und ihre ganze Haltung 
das Gepräge eined Militärs unver« 
fennbar darftellen, wo hingegen jene, 
welche ſchon längere Zeit, öfters mehr 
rere Jahre, hierlandes fih aufgehalten 
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haben, und dann erſt ergriffen wurden, 
vom Militär ohne vorläufige Beftäti« 
gung ihrer angeblichen Militär-Zuftän- 
digkeit duch die betreffenden auslän⸗ 
difhen Behörden, durchaus nicht über: 
nommen werden können. (DBdg. des 
k. k. galiz. Sub. Präſ. vom 26. März 
1837. Zeitfehr. für 0. R. 3. 1838. N. 
B. ©. 154.) 

Militär:Defertenre. Das Mini- 
fterium des Innern bat im Einver- 
ftändniffe mit dem Kriegsminiſterium 
beihloffen, ed von der Beftimmung 
des HoffanzleisDecreted vom 15. Apr. 
1822 3. 10012, ablommen zu laffen, 
wornad die bei den politifchen Behör— 
den für Deferteure fih ausgehenden 
Individuen nur nah der von den be- 
treffenden Zruppenförpern eingeholten 
Beflätigung der Wahrheit ihrer An- 
gabe, oder wenn den politifhen Be- 
hörden an deren früherer Uebergabe 
befonders gelegen war, nur dann vom 
Militär übernommen werden konnten, 
wenn die politifhen Behörden bei der 
Uebergabe mittelft eines ordentlichen 
Reverſes fih ausdrüdlih verpflichtet 
haben, dem Militär » Aerar alle auf 
diefe Individuen verwendeten SKoften 
zu erfegen, wenn fie nicht als Defer- 
teure erkannt wurden. Hievon wird das 
Landes-Präfidium zur weiteren Ber: 
ftandigung der Unterbehörden mit dem 
Bemerken in die Kenntniß gefeßt, daß 
die, mit dem obigen Hoffanzlei-Decrete 
zugleich bekannt gemachte a. h. Anord⸗ 
nung vom 12. März 1822 fortan noch 
aufrecht befteht, der zufolge die bei den 
politifhen Behörden ſich fälſchlich 
für Deferteure audgebenden Indivi— 
duen ald Betrüger nah den beite- 
benden Strafgefegen von den compe: 
tenten Behörden behandelt und auf 
diejenigen, welche zugleich gemerbe- 
und paßlofe Bagabunden find, über— 
dies noch die hierwegen erlaffenen Ber- 
ordnungen angewendet werden follen. 


(Erl. des Min. d. Inn. vom 14. Juli 
1849, an die Land. Praͤſ. von Rieder. 
u. Oberöfterr., Böhm., Mähr., Gali;., 
Steiermark, Illyrien, Küften!., Tirol, 
Krakau, Ezernowiß, Klagenf. u. Dal: 
matien. R. G. B. Nr. 325.) 

Militär = Defertenre, Ausliefe⸗ 
rung, Staatsvertrag mit Baden, f. 
Baden. 

— — Berpflihtung der Finanz« 
wace zur Aufgreifung derfelben, fiehe 
Finanzwache. 

— — Als ſolche dürfen jene Indi— 
viduen nicht angeſehen und beſtraft 
werden, welche vor dem militärpflichti⸗ 
gen Alter ex officio zum Militär ges 
ftellt worden und fohin entwichen find. 
S. Militär-Stellung. 

— — Beftimmung der Taglia der 
Gefällenwache, f. Taglia. 

— — Beflimmung der Taglia, f. 
Zaglia. 

ilitär = Defertenrs = Eartelle. 
Zwifhen Defterreih und den fouverai- 
nen Fürften und freien Städten Deutfch- 
lands wurde ein Vertrag wegen gegen» 
feitiger Auslieferung der Militärs Des 
ferteure und Conſcriptions⸗-Flüchtlinge 
abgefchloffen, und erhielt unterm 12. 
Mai 1831 die a. h. Genehmigung. 
(P. ©. ©. 59. B. Nr. 31.) 

— — Diet. f. Hofkanzlei hat nach⸗ 
träglich zu dem zwifhen Sr. k. k. Ma⸗ 
jeftat und den fouverainen Fürften und 
freien Städten Deutſchlands abgeſchloſ⸗ 
fenen, mit dem Patente v. 12. Mai 1831 
kundgemachten Deferteurs » Gartelle er- 
innert, daß in der unter dem 17. Mai 
gegenwärtigen Jahres Statt gehabten 
Bundestags » Sigung rüdfihtlih der 
oberwähnten Sarteld= Konvention une 
ter den contrahirenden Mächten der 
Beſchluß feftgefebt worden fei, daß 
nach den Beflimmungen diefer Cartells- 
Convention®ensd’armes, Polizeidiener, 
Militär: oder Sicherheitsmahen und 
überhaupt alle obrigkeitlihen Berfonen 
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und Diener, fo fern in ihrer Dienft- 
obliegenheit die Wachſamkeit auf alle 
verdächtigen Individuen liegt, feine 
Prämie anfprehen können, wenn fie 
Deſerteurs oder von diefen mitgenom- 
mene Pferde einliefern. (Hflzl. D. v. 
16. Juli 1832 3. 16052, an fammtl. 
Länderft. Kundg. in Ried. Defterreich 
mit Circ. der n. ö. Reg. vom 9. Aug. 
1832 3. 42396, in Defterreich ob der 
Enns am 2., in Steiermart am 5., 
in Mähren am 6., in Illyrien am 9., 
in Böhmen am 12., im Küftenlande 
am 13., in Tirol am 14. Aug. 1832. 
Pol. ©. ©. 60. Bd. Rr. 97.) 
Militär: Deferteurs = Eartelle. 
Das im Jahre 1823 mit dem römi- 
{hen Hofe geichlofjene wird auch auf 
die in papftlihe Dienfte getretenen 
Schweizer = Regimenter ausgedehnt, 
(Hflzl. D. v. 9. Aug. 1832 3.71916. 
Ddg. der n. d. Neg. v. 21 Aug. 1832 
3. 46131. Pv. G. S. 14. Th. Nr. 189.) 
Militär-Dienſte, den freiwil—⸗ 
ligen Eintritt in dask.k. Mili— 
tär betreffend. Es iſt nicht erforder: 
lich, daß von Seite des Militärs in jedem 
einzelnen Falle des freiwilligen Eintrit⸗ 
tes eines Minderjährigen in die Militärs 
Dienftleiftung Nachweiſungen der er- 
langten Volljährigkeit, oder der erlang- 
ten väterlichen oder beziehungsweife vor⸗ 
mundfhaftlihen Einwilligung abver- 
langt werden müfle, und e3 kann daher 
ein minderjähriger Freiwilliger, wenn 
die fonftigen Bedingniffe vorhanden 
find, ferners zum Militär angenom- 
men werden. Wenn jedoh Minderjäh- 
tige mit Verletzung rechtmäßiger väter: 
liher Gewalt ſich engagiren laſſen foll 
ten, fo ift in dem Falle, wenn der Ein⸗ 
tritt des Minderjährigen ohne vorläus- 
fige Beiflimmung feines Vaters oder 
Entfcheidung des Berichtes, oder wenn 
er unter Vormundſchaft ſteht, ohne 
vorläufige Einwilligung der Vormund⸗ 
THafts. Behörde Statt gefunden hat, 
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ein folder Minderjähriger auf Anlan- 
gen des Vaters oder Bormundes, über 
Entſcheidung des Gerichtes fogleich zu 
entlafien. (A. h. Entfhl. vom 4. Apr. 
u. 30. Mai 1835. Hfkzl. D. vom 16. 
Juli 1835 3. 17604. Eirc. dern. 6. 
Reg. v. 5. Aug. 1835.) 

Militär-Dienfte. Se. t. k. Maje- 
ftät haben mit a. h. Entfhl. v. 30. März 
1836 zu geftatten gerubt, daß für die 
freiwillig in den Militärftand Eintre- 
tenden gar feine Altersbeſtimmung, fon- 
dern nur vollkommene phufifhe Taug⸗ 
lichkeit zur Bedingung gemacht werde. 
(Hfkzl. Deer. vom 5. Det. 1837, an 
fammtl. Länderft. mit Ausnahme von 
Mailand, Venedig u. Dalmat. Kundg. 
in N. Defterr. und in Steiermark am 
16., in Mähren u. Schlefien am 30. 
Dct. 1837. Krop. ©. ©. 63. 2b. 
Nr. 167.) 

— — lieber die von dem k. k. Hof» 
kriegsrathe a. h. Orts geftellte Anfrage, 
ob die a. h. Entſchließung v. 4. Apr. 
1835, binfihtlid des freiwil- 
ligen Militär Eintrittes der 
Minderjährigen, auf frühere Falle, 
und über den gleichzeitig von demfel« 
ben gemachten Antrag zur Beftimmung 
eines Zeitraumes, auf welche ſich das 
Reclamations-Recht der Bäter und 
Bormünder zu beſchränken hätte, haben 
Ee. ?. k. Majeftat mit a. h. Entſchließ. 
vom 22. Dec. 1837 Folgendes aller: 
gnädigft zu beftimmen geruht: 

1. Das Reclamationg-Recht der Bä- 
ter oder Bormünder hat erſt nad Ab⸗ 
lauf eines vollen Jahres zu erlöfchen, 
von dem Tage an gerechnet, wo den» 
felben das freiwillige Engagement ihrer 
Söhne oder Mündel im Wege der Ge- 
burtsobrigleiten unter ausdrüdlicher 
Andentung jenes Präclufiv » Termines 
befannt gegeben worden ift ; über welche 
Bekanntgebung fie der Obrigkeit die 
ſchriftliche Beftätigung zu ertheilen 
haben. 
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2. Es ift die nöthige Vorkehrung 
zur Berfländigung der Geburts⸗Obrig⸗ 
keiten von jedem freiwilligen Militär: 
Eintritte im Wege der dazu berufenen 
Behörden zu treffen. 

3. Im Falle der Entlaffung eines 
reclamirten Minderjährigen hat deſſen 
Bater oder Bormund einzig und allein 
nur das von jenen empfangene Hand« 
geld zu erfeben, doch darf wegen die- 
ſes Erſatzes die Entlaffung felbft nie 
verzögert werden. (Hflzl. Decr. vom 
5. Februar 1838 3. 1177, an fammt- 
lihe Länderftelen. Bol. ©. ©. 66. 
BD. Nr. 15.) 

Militär-Dienfte. Auf Reclama- 
tionen der Eltern oder Vormünder bes 
züglih ihrer minderjährigen Söhne 
oder Mündel, welche freiwillig, jedoch 
nur auf die Kriegsdauer in Militär: 
Dienfte treten, ift feine Nüdficht zu 
nehmen. (Erl. des Min. des Inn. vom 
10. Apr. 1849. R. G. 2. Nr. 211.) 

— — Vorſchriften wegen Behand» 
lung der von dem militärpflichtigen 
Alter zum Kriegsdienfte geftellten, f. 
Militär-Stellung. 

Militär-Dienfheit, ſ. Militär: 
Eapitulation. 

Militär: Effeeten, |. Feuers⸗ 
brünfte. 

Militär-Chen. Da bei den Mili- 
tär⸗Ehen der zweiten Art die Witwen 
. und Kinder folder Leute im Kalle der 
Verarmung keinen Anſpruch auf Ver: 
forgung an das Militär-Aerar zu ftellen 
berechtigt find, mithin jener Bemeinde 
zur Laſt fallen, zu welcher der Satte, bes 
ziehungsweiſe Vater, gehörte; fo kann 
einem Soldaten die Bewilligung zur 
Ehe nad der zweiten Art nur dann er- 
theilt werden, wenn er fi) vorher mit 
der Zuftimmung der Gemeinde, welder 
er angehört, ausgewiefen bat. Es ver: 
fteht fi hiebei von felbft, daß, wenn 
auch diefe Zuftimmung der Gemeinde 
von einem Soldaten nachgewiefen ift, 


456 


Bilitär- Eintritt. 


der zur Ertheilung der Heirathöberwilli- 
gung berufene Truppen - Sommandant 
diesfalld nur nah Dienftesrüdfihten 
zu entfheiden bat, mithin fortan bes 
techtigt bleibt, die betreffende Ehe nad 
der zweiten Art entweder zu bewilligen 
oder zu verweigern. Died wird als eine 
zu dem $. 35 des Militär - Heiraths- 
Rormals vom 10. Juni 1812, G.2135. 
(Kroy. &. ©. 3. 1815 S. 130) gehoͤ— 
rige Beftimmung hiermit zur Darnach⸗ 
achtung bekannt gegeben. (Erl. des Krgs. 
Min. vom 7. April 1851. R. G. B. 
Rr. 97.) 

Militär - Einguartierung. Se. 
k. k. Majeftät haben, fo wie es rück⸗ 
fihtlih des Conſcriptions⸗ und Recru- 
tirungs⸗Geſchäftes in Wien ſchon frü⸗ 
her geſchehen iſt, mit a. h. Entſchließ. 
vom 12. Aug. d. J. auch die Verhand⸗ 
lung und Leitung der Militär⸗Einquar⸗ 
tierung®- und Dislocirungs⸗Angelegen⸗ 
heiten, dann der Vorſpanns⸗ und Sub⸗ 
arrendirungs-Gefchäfte in Wien an den 
Mr. Magiftrat in erfler Inflanz zu 
übertragen und anzuordnen geruht, daß 
künftig bei der n. ö. Reg. fein eigener 
Stadthbauptmann mehr zu beftehen habe. 
Die vollftändige Beforgung diefer Ge⸗ 
fhäfte durch den Wr. Magiftrat tritt, 
in Folge hoben HoffanzleisDecretes v. 
19. d. M. mit 1. Jan. 1846. ein, 
und hört daher, von diefem Tage an, 
die Amtswirkſamkeit des bei der 8. f. 
n. d. Regierung bisher beflandenen 
Stadibauptmannes auf. Es wird da- 
ber fih in Rüdficht der vorerwähnten 
Gegenftände vom 1. Jän. 1846 an 
den Wiener Magiftrat zu wenden fein. 
(Circ. der k. n. ö. Reg. vom 26. Dec. 
1845 3. 234.) 

— — Vorſchrift über die Einquar⸗ 
tierung des Heeres. (Pat. vom 15. Mai 
1851. R. G. B. Nr. 124.) 

Militär: Einftandsmänner , 1. 
Militär-Stellvertretung. 

Militär-Gintritt, freiwilliger, der 
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Minderjährigen, |. Militär-Dienfte, 
Militär-Stellung. 

Militär = Ereentions = Mann: 
Schaft, Gebühr derfelben, ſ. Militärs 
Aſſiſtenz. 

Militär-Exercirplätze, |. Mi⸗ 
litar⸗Waffenũbungen. 

Militär-Freiwillige, den freiwil⸗ 
ligen Eintritt in das k. k. Militär bes 
treffend, f. Militär:Dienfte, Mili- 
tär:Stellung. 

Militär-@ebände, Meldung der 
Eivil-Berfonen, |. Wohnungs⸗Ver⸗ 
änderungen. 

Militär - Gerichtsbarkeit. In 
Gemäßheit des von dem kaiſ. koͤnigl. 
Hoflriegsrathe anher geftellten Erſu⸗ 
hend wird dem k. k. Appellationd- 
Gerichte mit Beziehung auf die in 
Folge der a. h. Entjhließungen vom 
22. Aug. 1837 u. 29. Apr. 1839 er 
laſſenen Referipte des k. k. Hofkriegs⸗ 
rathes vom 8. Febr. 1838 3. 245 u. 
17. Mai 1839 3. 1498 hiermit auf: 
getragen, die demfelben untergeordnes 
ten Criminal⸗Gerichte anzuweiſen, daß 
fie die im Militär dienenden Indivi— 
duen, wenn fie während der Militärs 
Dienftleiftung ein Berbrechen begangen 
haben, und wenn bei der militärgericht« 
lihen Unterfuhung die Gefehwidrig- 
feit, fomit die Ungiltigkeit des Affen- 
tirungs »Acted aus dem Titel des zur 
Zeit der imperativen Abftellung oder 
des freiwilligen Eintrittes in das Mili- 
tar noch nicht erreichten geſetzlichen Als 
ters gehörig erhoben und beftätigt wor- 
den ift, ohne Anftand von den compes 
tenten Militär » Behörden zur entfpre= 
henden weiteren Amtshandlung über: 
nehmen. (Juſt. Hfd. v. 8. Febr. 1841, 
an ſaͤmmtl. Appellationdgerichte. Krop. 
G. ©. 67. Bd. Nr, 16.) 

— — Aus Anlaß des Kalles, daß 
fih in einer Unterſuchung über die vor⸗ 
friftöwidrige Anwendung der bioma- 
gnetiſchen Heilmethode an einem der 
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Civil⸗Jurisdiction unterfiebenden , je- 
do in dem Haufe eines zum Militärs 
törper gehörigen Individuums fich auf- 
baltende Perfon von Seite der k. k. 
Militäar- Behörde gegen die Amtshand- 
lung der ?. ?. Polizei⸗Bezirks⸗Direction 
Auftände erhoben haben, hat die hohe 
k. k. n. ö. Landesregierung mit Decret 
vom 18. Aug. 1847 3. 43799 Nach- 
ſtehendes angeordnet: 

Es fei zur thunlichften Vermeidung 
ähnlicher Anſtände auch gegen eine der 
Civil» Zurisdiction unterftehende Pers 
fon ohne Intervenirung der betreffen⸗ 
den Militärs Behörde für fi allein 
in allen jenen Fallen durch die Polizei 
feine Amtshandlung einzuleiten, wo 
der zu erhebende Thatbefland einer Ge⸗ 
feßes » Uebertietung in einem unzer⸗ 
trennlihen Zufammenhange mit einer 
zweiten, der Militär» Jurisdiction an» 
gehörigen Perſon fteht, und beide in- 
culpirte Perfonen in einem Haufe Auf» 
nahme finden, das in allen feinen Theis 
Ien ale eine einer Militärperfon gehö⸗ 
ige Wohnung anzufehen ift. (Circ. der 
k. k. Bol. Ob. Dir. vom 18. Sept. 
1847 3. 15857/2929.) 

Militär: Gerichtsbarkeit. Zur 
Feitftellung und genauen Begrenzung 
des Umfanges der Militär » Gerichts: 
barkeit wurden nachſtehende, für alle 
Kronlander giltige Beſtimmungen, 
welde am 1. Jän. 1852 in Wirkfam- 
feit zu treten haben, erlaffen: 

1. Militär⸗Gerichtsbarkeit in 
Strafſachen. 

8. 1. Die Strafgerichtsbarkeit der 
Militär-Gerichte ift eine ordentliche und 
außerordentliche. 

A. Ordentlide. 

8.2. Der ordentlihen Straf» Ge- 
richtsbarkeit der Militär « Gerichte un» 
terfteben: 

1. Ale zum Dienftftande des Heeres 
oder der Kriege- Marine gehörigen Per: 
fonen, welche vermöge ihrer Beſtim⸗ 
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mung wider den Feind zu fampfen, auf 
die Kriegs⸗Artikel beeidiget, oder wegen 
ihrer Berbindlichkeit den Kriegsdienft 
oder die Ausbildung zu demfelben zu 
fördern, oder die dazu nöthigen Mit« 
tel beizuſchaffen, auf eigene Militär 
Satzungen oder Reglements verpflidh- 
tet find, mit Einfluß der auf eine be⸗ 
flimmte Zeit, oder bis zur Erercirzeit, 
oder bis zur Einberufung Beurlaubten. 
Zu diefen Berfonen werden auch Dieje- 
nigen gezählt, weldye zum Dienftftande 
einer k. k. Leibgarde, der Hofburgwache, 
der Gensd’armerie, der Bulowiner 
Grenz⸗Cordons⸗Bataillons, des Sani- 
täts⸗ und Militär-uhrmwefens - Corps, 
des militärifch » geographifchen Inftitus 
ted, des Corps der Ingenieur » Geos 
graphes, des General-Quartiermeifter: 
Stabes, der Eentral:Equitationd-Ans 
ftalt, des Militar-Geftüt-, Beſchaͤl⸗ und 
Remontirungss: Departements, der Mi- 
litär-Academie zu Wiener Neuftadt, der 
BeniesAcademie, des Marine-Cadeten- 
Collegiums , der Cadeten-Compagnien, 
der Pionier » Schule, der Regiments⸗ 
Snaben-Erziehbungshäufer, der fammt- 
lihen Zweige der technifchen Artillerie, 
der Monturs-Oekonomie⸗-Commiſſio⸗ 
nen, der Kafern » Verwaltungen, der 
Platz⸗ und Transport » Sammelhaus- 
Commanden, der militärsverpflegsämt- 
lien Handwerker, der Feld» und Gar⸗ 
nifond« Spitäler, des bei dem Thier- 
arznei » Inftitute aufgeftellten Militär: 
Commando gehören, wie aud die bei 
den Regimentern, Corps, bei den Gar: 
nifond» und Stabs - Stodhäufern ans 
geftellten Profoßen, Stabe- und Ober: 
Stab3-Profoßen, fammt den Beſchlie⸗ 
Bern, und die bei den Kortificationd- 
Aemtern angeftellten Perfonen, mit 
Einfhluß der Wallmeifter, Schanzge⸗ 
freiten, und unter der Benennung Baus 
bediente verftandenen Handwerker, ends 
li die bei den Arfenalen oder Schiffe: 
werften der Kriegs » Marine aufgenom- 
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menen, und in den Regiftern eingetra- 
genen Arbeiter. 

2. Die unter Beibehaltung des Of- 
ficierd-Characterd mit oder ohne Pen⸗ 
fion aus der Militär-Dienflleiftung ge: 
tretenen PBerfonen. 

3. Die zum Stande der Invaliden- 
häufer gehörigen oder in denfelben ver» 
forgten Perfonen. 

4. Die in den verfhhiedenen Berwal- 
tungdzweigen oder in der Militär: 
Seelforge mit oder ohne, Dfficiers- 
Character angeftellten Perſonen, weldhe 
vermöge ihrer Dienftleiftung der Ar 
mee= oder Heeres » Abtheilung, welcher 
fie angehören, überall zu folgen vers 
pflichtet find. 

Hierunter find begriffen: Sämmt- 
lihe Beamte des Feldkriegs - Kommif- 
fariates, der Militär-Verpflegs-Aemter, 
der Provinzial⸗Kriegs⸗Zahlämter und 
Caſſen, die Yeld »- Superioren, Regi- 
ments⸗ Corps» und Spitald-Capläne, 
NRechnungsführer, Rechnungs» Adjunc- 
ten und Kouriere, General - Auditor- 
Lieutenants, Stabs⸗, Garniſons⸗, Res 
giments⸗, Corps» oder zugetheilten 
Auditore, ſämmtliche Feldaͤrzte, vom 
oberſten Feldarzte inclusive abwärts, 
mit Einſchluß der feldärztlihen Gehil⸗ 
fen; die Feldapotheken⸗Beamten und 
Gehilfen. 

5. Die Beamten und Diener des 
Kriegs » Minifteriums, der General» 
Genie⸗ und Artillerie » Direction, des 
oberften Militär » Gerichtshofes, des 
Univerfal-Kriegd-Zahlamtes, der Uni- 
verfals Depofiten - Adminiftration, des 
allgemeinen Militär⸗Appellationsgerich⸗ 
tes, der Randes- Militär» Commanden 
und Jud. del. mil. mixt. 

Die in dem vierten Abſatze bezeich- 
neten Perfonen, wie auch die in dem 
fünften Abfaße angeführten Beamten 
unterfteben auch im Benflonsftande 
derfelben Gerichtsbarkeit. 
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6. Die militärifh organifirten Polis 
zeiwachen. 

7. Die Gattinnen und die minder⸗ 
jährigen ehelichen, adoptirten oder le⸗ 
gitimirten Kinder der Vorbenannten, 
jedoch nur in ſo fern dieſe Kinder ſich 
nicht abgeſondert vom gemeinſchaftli⸗ 
chen Haushalte ſelbſt ernaͤhren, ſo wie 
auch uneheliche Kinder, wenn deren 
Mütter zur Militär⸗Gerichtsbarkeit ges 
hören, und dieſe letztere fi nicht auf 
ein blos vorübergehendes Verhältniß, 
wie 3. B. jenes der weiblichen Dienft- 
boten gründet. Bei der Mannſchaft 
vom Feldwebel oder Wachtmeifter ab- 
wärtd, gilt dies nur von den Gattin: 
nen und Kindern Derjenigen, welde 
nach der erften Art verehelicht find. 

8. Die Witwen und Waifen der 
Dfficiere und Militär-Beamten. 

9. Die mit einer auf beftimmte Zeit 
lautenden Sapitulation aufgenommene, 
oder vom Staate befoldete, oder mit 
dem Dienftgeber im gemeinichaftlichen 
Haushalte Lebende Dienerfhaft der 
Militär » Berfonen, fo lange dieſes 
Dienjtverbältnig dauert. 

10. Die PBerfonen, welche ald Ange- 
ftellte, oder ihres Gefchäftes wegen bei 
einer auf den Kriegsfuß gefebten, fo 
wie jene, welche unter gleihen Berhälts 
niffen in Friedenszeiten im Gefolge 
einer im Auslande ftehenden Heeres⸗ 
abtheilnng ſich befinden. 

11. Die in militärifchen Erziehungs: 
und Bildungs « Anftalten befindlichen 
männlichen Zöglinge. 

12. Die in Kafernen, Invaliden- 
häufer und andere Militär » Gebäude 
aufgenommenen Portiere, Auffeher und 
Hausknechte. 

13. Die Kriegsgefangenen, und die 
unter militärifher Obhut ſtehenden 
Geißeln. 

$. 3. Dagegen find unter den im 
8. 2 genannten Perfonen nicht begrif- 
fen, und daher der ordentlichen Straf— 
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gerichtsbarkeit der Militär » Gerichte 
nicht unterworfen: 

1. Die zu Kriegszeiten bei einer k.k. 
Armee fih aufhaltenden DBevollmäd- 
tigten oder Abgefandten fremder Mächte, 
mit ihrem Gefolge. 

2. Die in Defterreich fich aufhalten» 
den Dfficiere fremder Mächte. 

3. Die in einer k. k. Armee zur Bei« 
fhaffung der Lieferungen, Borfpann 
und fonftigen Armee-Bedürfniffe, über« 
haupt zur Förderung des Dienſtes zus 
getheilten Civil-Beamten. 

4. Die zum Perfonal » Stande der 
Kriegs - Minifterial- Buchhaltung, der 
Militär » Medicamenten » Regie: Direc- 
tion, des Thierarznei - Inftitutes und 
Thierfpitales in Wien gehörigen Be- 
amten und Diener, fo wie aud der 
apoftolifhe Feld» Picar mit feinem Con⸗ 
fiftorial- Berfonale. 

5. Die Practicanten und Tagſchrei⸗ 
ber bei den Militär-Behörden, ohne 
Unterſchied. 

6. Die bei der Verwaltung einer im 
Beſitze einer Militär-Anſtalt befindli⸗ 
chen Realität angeſtellten Beamten und 
Diener. 

7. Die beim Militär-Geſtütsweſen 
zeitlich aufgenommenen Viehhirten und 
MWärter (Csikös, Beress und Gulyäs). 

8. Die bei den Fortificationg » und 
Zeuge Aemtern, Monturs » Dekonomie- 
Commiſſionen und fonftigen Militärs 
Anftalten aus dem Civil-Stande gegen 
Aufkündigung oder fonft zeitlich aufge 
nommenen Meifter, Gefellen und Hand: 
langer. 

9. Die bei Militär» Academien und 
anderen Militär « Anftalten aus dem 
Civil » Stande angeftellten Sprach⸗, 
Fecht-⸗ und fonfligen Tehrmeifter, Bes 
reiter, wie and jene gegen Beftallung 
angenommenen Aerzte, die nicht dem 
Stande der Feldärzte eingereiht wer: 
den; ferner die im Dfflcierd » Töchter: 
Bildungs » Inflitute zu Hernals zur 


Leitung der Erziehung und Ertheilung 
des Unterrichtes angeftellten Berfonen. 

10. Die in Kafernen, Invaliden- 
Häuſer, und andere Militär- Gebäude 
aufgenommenen Gaftwirthe und Fleiſch⸗ 
hauer. 

11. Die Mannſchaft der zweiten 
Landwehr⸗Bataillons, außer der Zeit 
der activen Dienſtleiſtung. 

12. Die mit Benfion oder Provifion 
betheilten Diener. 

13. Die mit Patental- Gehalt oder 
mit einer Berforgungs » Borbehalte- 
Urkunde betheilten Invaliden. 

14. Die männliden fowohl, als die 
weibliden Dienftleute der Militär-Per- 
fonen, dafern fie nit im $. 2, Abf. 9, 
der Militaͤr⸗Gerichtsbarkeit ausdrüdlich 
zugewieſen find, fo wie die bei Militär- 
Berfonen in Privatdienften ſtehenden, 
jedod nicht zur Claſſe der Dienerſchaft 
gehörigen Individuen, 3. B. Secretäre, 
Hausärzte, Erzieher u. f. w. 

15. Die Gattinnen und Kinder der 
im $. 2, Abſatz 10, genannten PBerfo- 
nen, wenn fie nicht felbft der auf den 
Kriegsfuß gefehten, oder in Friedens» 
zeiten im Auslande ftehenden Heeres» 
abtheilung folgen. 

16. Die Weiber und Kinder der nicht 
nach der erften Art verehelihten Mann⸗ 
[haft vom Feldwebel und Wachtmeifter 
abwärt®. 

17. Die Witwen und Kinder ver 
ftorbener, im $. 2, Abſatz 8, nicht ge- 
nannter MilitärsPerfonen. 

8. 4. Die ordentliche Strafgerichts⸗ 
barkeit der Militär » Gerichte erſtreckt 
fih über alle Berbrehen, Vergehen 
und andere flrafbare Handlungen, mit 
Ausnahme: 

1. Der Gefälle » Uebertretungen in 
jenen Kronländern, in welchen über die 
Unterfuchung und Beſtrafung derfelben 
das mit dem Patente vom il. Juli 
1835 kundgemachte Strafgefeg Wirk⸗ 
famteit hat. 


2. Aller Straffälle, die nad geſetz⸗ 
licher Kundmadung des Standrechtes, 
vor die Strafbehörde des Eivil- Stan- 
des gehören, fobald der Thäter zu dem 
Gerichte, dem die Amtehandlung zu- 
ſteht, eingebtacht worden if. 

3. Jener Straffalle, in welden wi- 
der Jemand bereits wor feinem Eintritte 
in die Militär » Gerihtsbarkeit wegen 
eines Verbrechens von einem Civil⸗ 
Strafgerigte durch Borladung, Ber- 
nehmung, durh einen Borführungs- 
oder Berhaftöbefehl, durch Verhaftung 
oder Verfolgung mittelft der Nacheile, 
oder durch Stedbriefe eingefchritten 
worden ift. In diefen Kallen ift der- 
felbe, wenn er nit fpäter im Militar- 
Stande eine fhwerere ftrafbare Hand- 
fung begangen hat, dem Eivil-Straf- 
gerihte auszuliefern, fobald dasjelbe 
die Auslieferung fordert. 

B. Außerordentlide. 

8. 5. Der außerordentlihen Straf. 
gerichtöbarkeit der Militär-Berichte un- 
terſtehen: 

1. Diejenigen Perſonen, welche fi 
folder ftrafbaren Handlungen wider 
die Krieggmadht des Staates fhuldig 
machen, die nach dem Strafgefeße oder 
nad befonderen Vorſchriften der mili- 
tärgerichtlihen Unterfuhung und Ab- 
urtheilung vorbehalten werden. 

2. Contumaz-Uebertreter, fobald der 
engfte Peſt⸗Cordon gezogen, und das 
Standreht kundgemacht worden ift, 
nad dem Patente vom 21. Mai 1805, 
3.6. ©., 38. 731. 

3. Die von der Kriegd» Marine ein» 
gebrachten Sceräuber. 

4. Die in Feftungen oder fonfligen 
Militars Strafanftalten unter militäri« 
(her Obhut verwahrten Sträflinge. 

5. Diejenigen Perſonen, welche fich 
in feften Pläßen, Ortfhaften, Bezir- 
ten oder Kronländern, die in Yolge 
des erflärten Belagerungs⸗ oder Kriegs⸗ 
zuftandes unter dad Kriegsgeſetz ge 
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ftellt werden, folder ftrafbarer Hand» 
lungen ſchuldig machen, die nad dem 
Geſetze, 
Kundmachung der militärgerichtlichen 
Unterfuhung und Aburtheilung vorbe⸗ 
halten werden. 

6. Die in der Armee oder Militär- 
Berwaltung Angeftellten, nach ihrem 
Austritte aus der Militär⸗Gerichtsbar⸗ 
keit, wegen der bei Ausübung ihrer 
Amts⸗ oder Dienft - Obliegenheiten bes 
gangenen Berbredhen, fie mögen nod 
während ihrer Dienftleiftung,, oder erft 
nach ihrem Austritte entdeckt worden 
fein. 

U. Militär» Gerihtsbarkeit 
in bürgl. Rechtsſachen. 

8. 6. Die Berfonen, welche der or⸗ 
dentlihen Gerichtsbarkeit der Milıtärs 
Gerichte in Straffahen zugewiefen find, 
unterftehen derfelben in der Regel auch 
in bürgerlihen Rechtsſachen. Niemand 
fann auf den ihm zuftebenden Militärs 
Gerichtsſtand giltig verzichten. Den 
nad $. 3 der Militär Gerichtsbarkeit 
nicht unterftehenden Perfonen find in 
Beziehung auf bürgerliche Rechtsſachen, 
auch die bis zur Einberufung Beur⸗ 
laubten, und die im $. 2, Abfab 1, er⸗ 
wähnten Arbeiter der Kriegs - Marine 
beizuzäblen. Die Streitfadhen des Mi- 
litär-Aerard gehören, wie — vor 
die Militär-Gerichte. 

$. 7. Bon der Militär-Gerihtöbarr 
feit ausgenommen, und fomit aud 
dann zu den Civil-Gerichten gehörig, 
wenn Militär-Berfonen, oder das Mi⸗ 
litär⸗Aerar ald Parteien einfchreiten, 
find: 

Alle in den Wirfungsfreis der Real⸗ 
und Berg ⸗Gerichtsbarkeit gehörigen 
Streitfahen, ferner die Streitigkeiten 
aus Beftand- Verträgen, aus Befikftö- 
zungen, falls fi ſolche auf unbeweg⸗ 
lihe Sachen beziehen, und aus Beſchä⸗ 
Digungen an Brundflüden und Grund» 
Erzeugniſſen. 
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8.8. In dem Falle, wenn der Ge⸗ 
richtöftand der Aufforderungsflage, der 
Widerflage, oder der Streitgenoffen- 
[haft in Anwendung kommt, können 
auch Militärs Berfonen bei den Civil⸗ 
Gerichtöbehörden belangt „werden; je: 
doch bleibt die Vollſtreckung der rich» 
terlihen Erkenntniſſe oder mittlerweilis 
gen Vorkehrungen gegen die der Mili- 
tär-Gerichtsbarkeit unterftehenden Per⸗ 
fonen, mit Ausnahme der Acte der 
Real⸗Gerichtsbarkeit, den Militär-Ge- 
richten vorbehalten. 

8. 9. Alle auf die Uebernahme, Ver⸗ 
waltung, Belaftung, Umwandlung eines 
Lehens oder eines Fideicommiffes, oder 
die Auflöfung eines Lehens⸗ oder eines 
Fideicommiß- Bandes fi beziehenden 
Verhandlungen gehören, ohne Rüdfidht 
auf die militärifche Eigenfchaft der bes 
theiligten Berfonen, zu den durch das 
Geſetz beftimmten Eivil- Gerichts » Bes 
hörden. 

8. 10. Das Concurs⸗Verfahren 
über die der Militär - Gerichtsbarkeit 
unterftebenden Berfonen fommt, wenn 
der Berfchuldete im Inlande ein unbe. 
wegliche3 Gut befibt, dem Civil» Ge- 
richte, und zwar: 

a) wenn er nur in Einem Krons 
lande unbewegliche® Vermögen befibt, 
demjenigen Concurs » Gerichte zu, in 
deffen Sprengel das unbeweglihe Gut 
gelegen ift; 

b) wenn er aber in mehreren Kron- 
ländern unbewegliche Güter beſitzt, der⸗ 
jenigen Civil: Behörde, welde nad 
deſſen letztem Aufenthalts-⸗Orte im In⸗ 
lande, abgeſehen von feiner Militär« 
Eigenfhaft, zum Concurs » Berfahren 
berufen wäre. 

$. 11. Dagegen bleibt das ftraf- 
geritlihe Verfahren gegen den Cri⸗ 
datar, fo wie die Vollſtreckung der 
Verfügungen ded Civil» Richters im 
Concurs » Verfahren, melde fih auf 
ſolche bewegliche Güter eines der Mis 
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Cridatars beziehen, die fih in deſſen 
Aufenthaltsorte, oder in Militär « Ges 
bäuden befinden, oder zu deffen Dienft- 
bedarf gehören, dem Militär- Gerichte 
vorbehalten. 

$. 12. Ueber eine Streitfache, welche 
bei dem zuftändigen Militär « Gerichte 
anhängig gemacht worden ift, bleibt 
dasfelbe bid an das Ende zuftändig, 
wenngleich der Geklagte in der Zwi—⸗ 
fhenzeit unter die Gerichtsbarkeit der 
Civil-Gerihtsbehörde gelommen wäre. 

8. 13. Außer Streitfadhen find be» 
züglid) der im $. 2 genannten, und im 
85. 3 und 6 nicht audgenommenen 
Perfonen, folgende Geſchäfte bei den 
Militäar- Gerichten zu führen: 

1. Die Abhandlung der Berlaffen- 
ſchaft, in fo fern fih in derfelben nicht 
ein Zehen, ein Fideicommiß, oder ein 
unbewegliches Gut befindet, in welch’ 
legterem Falle die Abhandlung von der 
Civil. Gerichtöbehörde zu pflegen ift, 
und die Militärs Perfon fo angefehen 
wird, als ob fie auf dem unbeweglichen 
Gute ihren ordentlihen Wohnfib ge: 
habt hatte. Die Militär« Behörde hat 
in diefem Falle in fo weit Amt zu han⸗ 
deln, als es erforderlich ift, um die 
Identität der Perſon feftzuftellen, die 
Papiere und die Effecten des Berftore 
benen zu fihern, jene Gegenftände, 
welche fi) nicht aufbewahren Iaffen, 
oder deren Aufbewahrung Koften ver- 
urfachen würde, zu veräußern, in Bes 
treff der Verpflegs⸗, Krankheits⸗ und 
Beerdigungsfoften, dann der allfälli« 
gen Liedlohnd-Rücftände, Ordnung zu 
pflegen, und fofort den Nachlaß fammt 
den erforderlichen Aufllärungen an das 
zuftändige Civil» Gericht abzugeben. 
Ehen fo gehört die Verlaffenihafts- 
Abhandlung über die im $. 2, Abf. 10, 
bezeichneten Perfonen jedenfalld vor 
das Civil⸗Gericht. 

2. Die Obervormundſchaft über die 


und die Beitellung eines mittlerweili- 
gen Vormundes oder Curators für die 
Perſon und das Berinögen der übrigen 
aus der Militär- in die Civil-Gerichts⸗ 
barkeit übertretenden Pupillen oder Eu«- 
tanden. Zur ferneren Beftellung und 
Führung der Vormundſchaft über die 
legterwähnten Militär » Waifen ift das 
fonft gefeglihe Eivil-Geriht aufzufore 
dern. Als ordentlide Curatels⸗Be⸗ 
hörde haben die Militär= Gerichte ein- 
zufchreiten, wenn die Curatel über eine 
unter der Militär- Gerichtsbarkeit blei« 
bende PBerfon zu verhängen ift, oder 
wenn ein der Militär - Gerichtsbarkeit 
unterftehender Vater, deffen minderjäh- 
riges Kind ein bewegliche Vermögen 
befitt, dasfelbe zu verwalten hat, in 
fo lange er felbft unter Militär- Ge 
richtsbarkeit fteht. 

3. Die Verhandlungen in Eheſachen, 
fo wie in Adoptiond- und Legitima- 
tions⸗Faͤllen. 

4. Die Amortifirung von Urkunden, 
in ſo fern der zur Anſuchung derſelben 
Berechtigte eine Militär » Perfon iſt; 
doch bleibt die Amortifirung der öffent: 
lihen oder denfelben glei gehaltenen 
Greditd - Papiere und der MWechfel, je: 
denfalld den Civil⸗Gerichten vorbehals 
ten. Außerdem find die Militär Ge 
richte zur Legalifirung und Bidimirung 
von Urkunden, ohne Unterfchied der 
dabei einfchreitenden Perfonen, berech⸗ 
tiget. 

8. 14. Der Umfang der Militär 
Gerichtsbarkeit über die Bewohner der 
Milttär-Grenz- Provinzen und Diftricte 
wird duch befondere Borfchriften bes 
flimmt. 

$. 15. Die Mitglieder des Kaifer- 
haufes, fo wie die Perfonen, denen 
das Recht der Erterritorialität zuftcht, 
bleiben von der Militär-Gerihtsbarkeit 
ausgenommen, wenn fie gleih eine 
Stelle im Kriegsheere befleiden. 
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8. 16. Alle zur Zeit der beginnen⸗ 
den Wirkſamkeit dieſes Geſetzes anhän⸗ 
gigen Straf- und Civil⸗Rechtsangele⸗ 
genheiten ſind von derjenigen Behoͤrde, 
bei welcher fie in Verhandlung ſtehen, 
zu Ende zu führen; nur die Bormund- 
ſchafts⸗ und Curatels⸗Sachen find den 
nad) diefem Gefeße hiezu berufenen Ge⸗ 
tihtd-Behörden abzutreten. 

$. 17. Dur diefes Gefeb werden 
die damit nicht üibereinftimmenden ges 
feglihden Verfügungen aufgehoben, und 
find hiernach auch alle im Zuge ſchwe⸗ 
benden Kompetenz» Streite zu entſchei⸗ 
den. (Kaif. Bat. vom 22. Dec. 1851. 
NR. ©. 2. Nr. 255.) 

Militär = Gerichtsbarkeit , 1. 
Militär-Beurlaubte. 

Militär⸗Grenze. Wegen Beſtim⸗ 
mung der Jurisdiction über die außer 
dem ſtandrechtlichen Verfahren in der 
Militär-Grenze betretenen Verbrecher, 
welche keine Bewohner der Militär⸗ 
Grenze find, |. Gerichtsbarkeit. 

— — Anwendung des Geſetzes zum 
Schube des literarifchen Eigenthums, 
ſ. Nachdruck. 

Militär-Individuen, Verfahren 
über die von Militär-Individuen um 
Verleihung einer Civilbedienſtung ein⸗ 
zubringenden Geſuche, ſ. Militär. 
Perſonen. (Bdg. v. 22. März 1845.) 

— — Vorſchrift bei ärztlicher Be⸗ 
handlung von Mıilitär-Perfonen außer 
den MilitärsHeilanftalten, |. Militär: 
Derfonen. 

— — f. Militär = Perfonen. 

Militär:Invaliden. Es ereignen 
fi nicht felten Falle, daß gebrechliche 
Soldaten auf öffentlihen Straßen und 
Spaziergängen Almofen fammeln, wos 
durch bei dem Publicum, insbefondere 
bei Fremden, welche von den in Defter- 
reich beftehenten Anftalten nicht hin« 
länglih Kenntniß haben, die Muthma- 
Bung entftehen muß, daß für den alten 
gebrehlihen Soldaten nicht geforgt 
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ſei. Meiſtens find auch ſolche, durch 
Betteln ſich Nahrung ſuchende Leute 
entweder ganz verabſchiedete Soldaten, 
oder ſonſtige Individuen, die auf die 
Invalidenverſorgung keinen Anſpruch 
haben, mithin durch ihr Benehmen den 
ehrwürdigen Stand der verdienten 
Realinvaliden, weil fie ſich fälſchlich als 
ſolche angeben, herabwürdigen. Um 
nun dieſen Unfug abzuſtellen, hat das 
General⸗Commando verordnet, daß in 
jedem Bezirke, wo Militär liegt, alle 
unter dem Titel: Invaliden, oder fon« 
flige Soldaten herumziehenden Bettler, 
angehalten, ihre Päſſe, Abfchiede oder 
fonftigen Urkunden genau unterfucht, 
die etwa entdeckt werdenden, zur Ders 
forgung geeigneten Realinvaliden unter 
der Bemerkung: daß fie bei Sammlung 
von Almofen betreten worden find, in 
das nächſte Invalidenhaus abgefendet, 
die Mebrigen aber, welche nicht foldye 
Invaliden, fondern vieleicht Beurlaubte 
oder entlaffene Leute, oder Eivil = Per« 
fonen find, theils ihren Regimentern, 
theils den Ortsobrigkeiten, unter welche 
ſie gehören, zugewieſen, und ihnen jede 
fernere Bettelei ſtrengſtens unterſagt 
werde. (Vdg. des n. ö. Gen. Comm. 
v. 24. Mai 1812, an fämmtl. Mil. 
Beh. Vdg. der n. d. Reg. v. 31. Mai 
1812. Krop. Gef. Fr. 31.30. ©. 376.) 

Militär - Invaliden. Der t. t. 
Hofkriegsrath hat ſämmtlichen Beneral- 
Commanden mit Ausnahme derjenigen 
der neu erworbenen Provinzen, in wels 
hen die Invaliden =» Berforgung noch 
nicht vollftändig zu Stande gekommen 
ift, wiederholt zur Pflicht gemacht, dem 
fih bin und wieder zeigeuden Unfuge 
des Bettelns folder Leute, die entwe- 
der wirkliche Invaliden find, oder fih 
dafür falfchlih ausgeben, entgegenzus 
wirken, und zu diefem Zmwede die Mit» 
hilfe der Civil» Behörden anzufuchen. 
(Hflzl. Deer. v. 27. Juni 1816. Krop. 
G. Stanz. 36. Bd. S. 497.) 
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Militär = Iuvaliden. Diejenigen 
Invaliden, welde fhon die Verſor⸗ 
gung in einem Invalidenhaufe, oder 
den Patentalgehbalt außer demfelben 
genießen , dennoch aber fo wenig 
Ehrgefühl beſitzen, dag fie fih des 
Almofenfammelns nicht ſchämen, fol 
len, wenn fie im Betteln betreten wer- 
den, dem Invalidenhaus » Commando 
übergeben, und fohin unter ftrenge Auf: 
fiht gefeßt werden. (Hftzl. D. v. 11. 
Septbr. 1816.) 

— — 6&3 gibt drei Elaffen von 
gänzlihen (Real-) Invaliden des Mi- 
litärs: 

1. Invaliden mit gedruckten Paten⸗ 
ten, welche Patental⸗Invaliden heißen. 
Dieſe find ſolche, welche nicht in einem 
Invalidenhauſe, ſondern außer demſel⸗ 
ben in einer oͤſterreichiſchen Provinz 
und in einem Orte, den ſie ihren Ver⸗ 
hältniffen zuträglich finden, leben. Sie 
erhalten auf ihr Patent die tägliche 
Löhnung in den in der Anweifung aus⸗ 
gedrüdten Orte auf Rechnung des 
Aerars, und fuchen, fomweit es ihre 
Kräfte und Kenntniß geftatten, durch 
leichte Arbeiten und geringe Verrich⸗ 
tungen Etwas für ihren befferen Lebens⸗ 
unterhalt nebenher zu erwerben. So⸗ 
bald ihnen diefes nicht langer gelingt, 
ſteht e8 ihnen frei, fi) gegen Abgabe 
ihres Patentes um die Aufnahme in 
ein Invalidenhaus zu melden; dort 
wird dann ihre Angabe unterfucht, und 
vorfhriftsmäßig weiter vorgegangen. 

2. Invaliden, welde in Invaliden« 
häufern untergebracht find. Zu diefer 
Claſſe werten Diejenigen gerechnet, die 
wegen hohen Alters, ſchwerer Wunden, 
und anderer großer körperlicher Gebre⸗ 
hen fich ſelbſt nicht mehr erwerben koͤn⸗ 
nen, und aud Feine Anverwandten, 
Freunde oder Wohlthäter haben, un- 
ter deren Pflege und Hilfe fie leben 
Fönnen. 

3. Invaliden, welche außer den Ins 
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validenhäufern Ieben, jedoch mit feiner 
Patental » Urkunde, fondern mit einer 
Borbehaltd » Urkunde (Reſervations⸗ 
Urkunde) verfeben find, womit ihnen 
der Anfpruch auf die ärarifche Verpfle⸗ 
gung für den Fall verfiert wird, wenn 
es fich beftätiget, daß fie derfelben nicht 
länger entbehren können. Die Invali⸗ 
den dieſer Claſſe verpflegen ſich gewöhn⸗ 
lich lange, oft durch ihre ganze Lebens» 
zeit felbft ohne einen Beitrag des Aerars. 
Diejenigen aus ihnen, deren Umftände 
fih etwa fo verfchlimmert haben, daß 
fie der Ararifchen Hilfe nicht Länger ent- 
behren können, haben das Recht, fi 
um diefe zu melden. Sie werden dann 
von dem betreffenden Invalidenhaufe 
entweder mit Patente verfehen und in 
den damit verbundenen Patental «» Ges 
nuß gefebt, oder wenn auch mit diefen 
für fie nit hinlänglich geforgt wäre, 
und der Raum in dem Invalidenhaufe 
e8 fogleich geftattet, in das Invaliden- 
haus felbft mit der dort ausgemefjenen 
Gebühr aufgenommen. (Kundm. des 
Hofkriegsr. v. 30. Juni 1817. Hftl. 
Decr. v. 31. Juli 1817, an fämmtl. 
Länderſt. Krop. G. ©. 38. Bd. Nr. 
207.) 

Militär : Invaliden. Die Refer- 
vations⸗Urkunden der außer dem Invas 
lidenhaufe untergebradhten Invaliden 
vertreten keineswegs die Stelle legaler 
Päffe und Aufentbaltsconfenfe, fondern 
ed muß ein jedes derlei dem Invaliden⸗ 
ftande angehörige Individuum zum 
Reifen mit einen gefeblihen Paſſe ver⸗ 
feben fein. (Böhm. Gub. Vdg. v. 5. 


Novbr. 1818 3. 52244 u. 31. Dechr. 


1827 3. 61383. Obent, 3. Bd. ©. 
102.) - 
— — (Patentals) unterftehen der 
Civilobrigkeit. (M. d. Rggs. Decr. v. 
10. März 1823 3. 11088.) 

— — Heirath8-Bewilligungen duͤr⸗ 
fen den Invaliden ohne Genehmigung 
der JImvalidenhaus - Commiffion alg 
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ihrer vorgefeßten Militär-BehPrde von 
den politifhen Ortsobrigkeiten nicht 
ertheilt werden. (Vdg. des böhm. Bub. 
v. 17. Det. 1823 3. 53685. Obent. 
3. Bd. ©. 101.) 
Militär-Iuvaliden. Die Militär- 
Berwaltung hat zu bemerken Gelegen- 
beit gehabt: daß feit einiger Zeit mehre- 
ven außer den Invalidenhäufern lebenden 
Bat.» und Refero. « Invaliden die Hei- 
raths » Bewilligung von den Dominien 
und Mogiftraten eigenmächtig ertheilet, 
ferner daß den Patental-Invaliden, die 
fih auf ſolche Bewilligungen verehelich⸗ 
ten, fortan die Invaliden » Löhnung 
ausgefolgt, und daß endlid der Rück⸗ 
erſatz auch der ordnungsmäßig von den 
Dominien und Magiftraten vorgeſchoſ⸗ 
fene Batental » Gehalte nicht in rechter 
Zeit erhoben worden fei. Diefes hatte 
zur Folge: daß die betreffenden Inva⸗ 
liden zum Theil ohne ihr Verſchulden 
als Emanforen behandelt worden find, 
zum Theil aber bei den Invalidenhäu- 
fern gar nicht in Abgang gebracht wur: 
den. Obſchon jeder Patentals und Re 
fervationd = Urkunde die Strafbeftim- 
mung wegen der ohne Vorwiſſen und 
Bewilligung des General »- Gommando 
erfolgten Berehelihung fowohl, als 
auch wegen unterlaffener Behebung des 
Batental » Gehaltes ausdrücklich beige: 
fügt ift; fo kann doch die Außerachtlaſ⸗ 
fung der hierüber beftehenden Borfchrif- 
ten nicht ſowohl Invaliden felbft, in fo 
weit fie des Lefens und Schreibens un» 
kundig find, fondern hauptfächlich nur 
den Dominien und Magiftraten, welche 
fi der Eigenmächtigkeit oder des Aufs 
ſchubes in der Erhebung der vorge- 
ſchoſſenen Beträge ſchuldig machen, zur 
Laſt gelegt werden. Die Landesſtelle 
wird daher die Dominien und Magi- 
firate zur pünctlihen Erfüllung der 
diesfalls beſtehenden Verordnungen 
wiederholt anweiſen, und ihnen zugleich 
bedenten laſſen: daß ſie den Ruͤckerſatz 
Halelafy, Haudb. d. Polis. Gef. IL 
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des vorgefhoffenen Patental-Gehaltes 
fiher alle Bierteljahre erheben, vorzüg⸗ 
li aber von dem von Zeit zu Zeit zu 
erfolgenden Ableben der Invaliden jes 
des Mal das Genetal⸗Commando oder 
die Invalidenhaus » Kommiffion in die 
Kenntniß feßen follen, (Hflzl, Deer. v. 
20. April 1825, an füammtl. Länderft. 
Krop. Gef. Franz. 50. Bd. ©. 189 
n. 190.) 

Militär: Invaliden, Wegen Zu: 
rüdbehaltung des Patental » Gehaltes 
für jene, welche wegen eines Verbrechens 
oder einer Uebertretung verhaftet wer- 
den — wurde verordnet: Da nad den 
Beftimmungen des Civil» Strafgefeßes 
der Inhaftirte während feiner Haft die 
Derpflegung, wenn er die Mittel dazu 
befißt, aus Eigenem zu beftreiten hat, 
fo haben die Unterbehörden dafür zu 
forgen, dag, wenn in Zufunft ein der 
Civil s Iurisdiction unterftehender Pa⸗ 
tental » Invalide wegen eines Berbre- 
chend, oder einer fhweren Polizei-Ueber- 
tretung inhaftirt wird, wo ihm dann 
die Arreftanten-Berpflegung von Seite 
des Gerichtes zu verabreichen ift, ihm 
der Patental » Gehalt bie zur Beendis 
gung des Proceffed zurückbehalten 
werde, und fodann, da ihm feldft, wenn 
er verurtheilt wird, der Patental » Ges 
halt bis zum Tage des kundgemachten 
Urtheild gebührt, über Dasjenige, was _ 
er an Verpflegung oder Unterfuhungs- 
toten aus Eigenem zu beftreiten bat, 
die ordentlihe Abrechnung gepflogen, 
und feine Schuldigkeit von feiner zu: 
rüctbehaltenen Batental-Gebühr berich⸗ 
tigt werde. (R. d. Rggs. Vdg. v. 1. 
März 1830 3. 11078. Prov. ©. ©. 
12. Thl. Nr. 73.) 

— — Patental- und Refer 
vations⸗Invaliden, find in Ers 
krankungsfällen in die nächften Garni- 
fonss, Regiments- und beziehungsweife 
Bataillon » Spitäler unterzubringen. 
(Bdg. des böhm. Land. Gub., vom 6. 

30 
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April 1830. Krop. & ©. 56. Bd. 
Nr. 80. Rggs. Vdg. v. 11. März 1830 
3. 12837. P. &. ©. für Defterr. umt. 
der Enns. 12. Thl. Rr. 78.) 

Militär = Iuvaliden. Laut a. h. 
Entſchl. v. 10. Auguft 1834 ift den in 
Civildienft übertretenden Batental-In- 
validen die Invaliden⸗Gebühr nur dann 
einzuftellen, wenn das von denfelben 
erlangte anderweitige Einfommen wer 
nigftens deu dreifachen Betrag 
der Invaliden- Gebühr erreicht. 
(Hoflamm. Decr. v. 7. Aug. 1835 3. 
31305, an fämmtl. Länderſt. Bol. ©. 
©. 63. Br. Nr. 132. Vdg. dern. ö. 
Reg. v. 9. Septbr. 1835 3. 49427. 
Prv. ©. ©. 17. Bd. Nr. 278.) 

— — Zur Evidenzhaltung 
der Invaliden und ihrer Ge 
bühren befteht eine eigene ausführ- 
liche hofkriegsräthliche Inftruction vom 
14. Mat 1828 3. 1948 lit. D. (Brov. 
G. ©. für Böhm. 10. Bd. ©. 315), 
welche wegen der darin zur Mitwir- 
fung für diefe Zwede den politifhen 
Obrigkeiten zukommenden Obliegenhei- 
ten auch dieſe letzteren mit Hofkanzlei⸗ 
Decret v. 17. Juni 1828 3. 16199, 
böhm. Gub. Vdg. v. 11. Aug. 1828 
3. 37039 bekannt gemacht worden ift. 
Auf Grundlage diefer Inftruction er: 
floß nadhftehende Belehrung, welde 
die Obliegenheiten enthalt, 
welche den politiſchen und poli— 
zeilichen Behörden bezüglich 
der Invaliden zuſtehen: 

1. Erwerbsfähige Patental- oder 
Nefervationd-Snvaliden, welche fih um 
die Aufnahme in die Koco « Berforgimg 
im Invalidenhaufe bewerben, find durdy 
ihre vorgefeßte Civilbehörde unter Mit» 
gabe ihrer Patentals oder Refervationd- 
Urkunde, dann eines von dem Seelfor- 
ger ausgeftellten, von dem Amte oder 
Magiftrate vollen Inhalts beftätigten 
und vom Kreisamte legalifirten Ar⸗ 
muthézeugniſſes, in welchem des Man: 
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nes Hilfsbesärftigkeit und die Unmög- 
lichkeit, außer dem Invalidenhaufe zu 
leben, umftandlih und mit Beftimnt- 
heit dargeftellt ift, zur weiteren Berfü- 
gung an das betreffende Werbbezirks⸗ 
Commando anzumeiten. 

2. Wenn ein Refervationd-Invalide 
um die Erwirkung des Patentalgehaltes 
anfıcht, jo ift derfelbe mit feiner Refer- 
vationd =» Urkunde und mit einem vom 
Seelforger andgefertigten, vom Amte 
oder Magiftrate vollen Inhalts beftä- 
tigten, und vom Kreisamte legalifirten 
Zeugniffe, in welden die Hilfsbedürf- 
tigkeit und der Betrag des täglichen 
Einkommens »iefed Mannes, folches 
mag nun aus was immer für eimer 
Quelle fliegen, mit Genauigkeit und 
Beftimmtheit erfichtlih if, an das k. k. 
Invalidenhaus anzumweifen, weldyes fo- 
nach diesfalld nach dem hofkriegsräth⸗ 
lichen Reſcripte v. 24. Det. 1829 3. 
5214 lit. D. das Amt handeln wird. 
Rur in jenen Fällen, wo der Mann 
wegen amnßerordentliher Törperlicher 
Gebrechlichkeit und bedeutender Entfer- 
nung die Reife nad Prag nicht unter- 
nehmen kann, ift foldher ausmahme- 
weife an das betreffende Werbbezirks⸗ 
Commando anzumweifen, welches in Ber- 
tretung des Inralidenhaufes nach dem 
obenerwähnten hohen Neferipte vorzu⸗ 
gehen, und das Refultat der commif- 
fionellen Unterfuhung des Mannes 
dem Invalidenhaufe zur weiteren Ber 
fügung befannt zu geben hat. 

3. Bei Ueberfiedlung eines Baten- 
tal = Invaliden von einem Dominium 
zum andern, mit Zuflimmung der be⸗ 
treffenden Civilbehörden, hat die Be- 
hörde feines neuen Aufenthaltes unter 
genauer umd beſtimmter Darftellung 
feiner Bermögens- und Erwerbs » Ber- 
baltniffe, und geigentlih unter Angabe 
feines täglichen wie immer gearteten 
Einkommens, deffen Patental» Urkunde 
fogleih an das betreffende Werbbezirks⸗ 
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Commando einzujenden, weldhes die 
Umfchreibung derfelben bei dem Inva⸗ 
lidenhauſe erwirten und die umgeſchrie⸗ 
bene Urkunde der Civilbebörde zur 
Flüffigmahung des Patentalgehaltes 
zuftellen wird. Bor dem Einlangen der 
umgefhriebenen Patental-Urkunde darf 
dem Manne eben fo wenig eine Berpfle- 
gung erfolgt werden, als foldhes auf 
eine an eine andere Steuercaffe ange: 
wiefene Urkunde zuläffig ift. ($. 76 der 
gedruckten Inftruction vom Jahre 1828 
und beziehungsweife die mit diefem $. 
neu hinausgegebene Patental « Ber» 
pflegsurfunde. Prov. ©. ©. f. Böhm. 
10.3. ©. 315 u. 387.) 

4. Falls ein bisher in ungünfligen 
Berhältniffen geftandener Patental-In- 
valide ein das Dreifache feines Paten⸗ 
talgehaltes erreihendes Rebeneintom- 
men, folde® mag nun was immer für 
einen Urfprung oder Ramen haben, 
blos zeitlich oder für beftändig fein, 
erhält: fo ift demfelben kein Patental⸗ 
gehalt mehr zu erfolgen, und von dem 
Sachoerhalte unter Beiſchluß der Ba- 
tental » Urkunde die genaue, den Tag, 
von weldem der Invalide fein Leber: 
eintommen bezieht, mit Beftimmtheit 
enthaltende Mittheilung dem betreffen. 
den Werbbezirks⸗Commando zu machen, 
welches fofort dieſe Anzeige zur weite 
ten gefeglichen Amtshandlung an das 
Invalidenhaus leiten wird. (Hofkriegs⸗ 
räthliches Refer. v. 24. Octbr. 1829 
3. 5214. lu. D. Prov. ©. ©. für 
Böhm, 11. Bd. ©. 732.) 

5. Benn ein Patental⸗Invalide von 
dem Drte, wohin er mit dem Bezuge 
des Patentalgehaltes angewiefen ıft, 
fi, es fei nun mit oder ohne Bewilli- 
gung feiner vorgefeßten Civilbehörde 
entfernt, und nach Berlauf eines vollen 
Jahres nicht zurückkehrt, folglich den 
ihm gebührenden Patentalgehalt, der 
ihm in eine fremde Provinz ſchon des⸗ 
balb nicht nachgefendet werden darf, 
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weil er dort in ſolchen Berbältnifien 
fteben kann, in denen das Geſetz den 
Bezug des PBatentalgehaltes nicht ge⸗ 
ftattet, durch die gedachte Zeit nicht be- 
hebt, fo ift davon die Mittheilung un⸗ 
ter Anfhluß der Batental-Urkunde dem 
Merbbezirks » Kommando zu madhen. 
(Hofkriegsräthl. Refer. v. 3. Septbr. 
1825 3. 862. Hit. H. u. $. 76 der ge 
druckten Inftruction vom Jahre 1828 
und beziehungsmweife die mit diefem $. 
hinausgegebene neue Batent. Urkunde.) 

6. Wird ein Batental-Invalide eines 
Verbrechens beinzichtet, und deshalb 
zur Unterſuchung mit Captur als ge- 
eignet anerkannt, fo Darf für felben 
vom Tage feiner Einlieferung an das 
betreffende Criminalgericht fein Baten- 
talgehalt mehr aufgeredhnet werden, 
fondern es ift die Pflicht derjenigen 
Eivilbehörde, an die der Mann mit 
dem Bezuge feine® Patentalgehaltes 
angewiefen war, den Fall unter An- 
flug der Patental-Urkunde fogleich im 
Mege des Werbbezirls-Commando zur 
Kenntniß des Invalidenhaufes zu brin« 
gen; eben fu haben die Criminalge: 
richte den Tag, an welchen ein Paten» 
tal « Invalide in die Verpflegung tritt, 
unverzäglih dem Invalidenhanfe be- 
fannt zu geben, und nicht minder bei 
Ausgang der Unterfuhnng das gefpro- 
hene Urtheil nebft der Berechnung über 
die für den Mann aufgelaufenen Eri- 
minal« Berpflegstoften, welche dasſelbe 
bezahlen fol, dem Invalidenhaufe mit- 
zutbeilen. Webrigens gilt alles Diefes 
auch bei einem in Criminalunterfuhung 
fommenden NRefervations » Invaliden, 
nur mit dem linterfhiede, daß bei eis 
nem foldhen kein Batentalgehalt einge. 
ſtellt, und eben fo au dem Eriminal- 
fonde für die auflaufenden Berpflegs- 
toften von Seite des Militär - Aerars 
feine Vergütung geleiftet werden kann, 
folgli die Weberjendung der diesfälli- 
gen Berechnung an das Invalidenhang 
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überflüffig wird. (Hofktgsräthl. Refer. 
v. 3. Sept. 1825 3. 862. 8. 76 der 
gedrudten Inſtruction vom Jahre 1828 
und beziehungsweife die mit diefem $. 
neu binausgegebene Patentalverpfle- 
gungs⸗ und Vorbehaltd-Urkunde, dann 
boffriegsräthl. Reſer. v. 12. Febr. 
1830. lit. D. 3. 214.) 

7. Wird einem Invaliden der gebüh- 
vende Patentalgehalt von Seite des 
SInvalidenhaufe® aus was immer für 
einem Grunde eingeftellt, fo darf ſolcher 
dem Manne von der Civilbehörde un: 
ter feinem Borwande wieder erfolgt 
werden, bevor nicht von dem Invali« 
denhaufe hiezu die neuerlide Anweis 
fung erfolgt ift. (Nach der Analogie 
des 8. 2 der Inftruction vom Jahre 
1828.) 

8. Jeder Sterbfall eines PBatental- 
oder Nefervationd « Invaliden ift unter 
Beifhluß der Patental- oder Referva- 
tiond-lirkunde und des officiöfen Tod- 
tenfcheines fogleidh dem Werbbezirks⸗ 
Commando bekannt zu geben, der Pa- 
tentalgehalt gebührt bis einfchlüffig 
zum Sterbetage, und kommt alfo auf- 
zunehmen, und in die Verlaſſenſchaft 
mit einzubeziehen. Hatte der Mann 
eine goldene oder filberne Tapferkeits⸗ 
medaille im Beſitz, fo fteht ed den Er- 
ben frei, ſolche als ein Andenken auf- 
zubewahren, oder felbe gegen das ge- 
teglihe Aequivalent, weldes für die 
erftere in 35 fl. 28 fr. für. die leßtere 
in Einem Gulden 26 fr. C. M. befteht, 
mit der Todesanzeige duch das Werb⸗ 
bezirks-⸗Commando dem Invalidenhaufe 
einzufenden. ($. 14 u. 76 der gedrud: 
ten Iuftruction vom Jahre 1828 und 
beziehungsmeife die mit dem leßteren 
8. neu hingusgegebene Patental « Ber- 
pflegsurkunde, dann $. 17 der gedruck⸗ 
ten Vorſchrift über die MilitarsTapfer- 
feitSmedaille vom Jahre 1809.) Uebri⸗ 
gend haben die Eivilbehörden über ei« 
nen jeden verftorbenen Patental⸗ und 
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Reſervations⸗Invaliden eine Beſchaf⸗ 
fenheits⸗Confignation zu verfaſſen und 
in allen Rubriken gehörig ausgefüllt, 
mit der Todesanzeige dem Werbbezirks⸗ 
Commando einzufenden. Dieſe Beichaf- 
fenheits « Confignationen dienen dem 
Invalidenhaufe jur erften Grundlage 
binfihtlih der einzuleitenden Abfertir 
gung der Witwen und Waifen, und bie- 
ten noch in fpäterer Zeit die häufig ge- 
wünfchte Auskunft über die Kamilien- 
verhältnifie des Mannes zur Zeit feines 
Adlebene. | 

9. Die Batentalgehalts- Zahlungs- 
verzeichniffe find nad dem vorgefchrie- 
benen Formulare verfaßt immer in Dup⸗ 
plo, die Bercipientenquittung dagegen 
nur einfach einzufenden ($. 57 der In⸗ 


ſtruct. v. 3. 1828.) 


10. In Fällen, wo der Batentalge- 
balt eines Invaliden zeitlich eingeftellt 
wird, ift der Mann, in dem Zablung®- 
verzeichnifle gleichwohl, und zwar, uns 
ter Angabe :des Grundes, warum für 
ihn feine Aufrehnung Statt findet, 
aufzuführen. 

11. Rie und unter feinem Borwande 
darf einem Batental » Invaliden der 
Patentalgehalt voraus erfolgt werden. 
($. 76 der gedruckten Inftr. v. 3. 1828 
und beziehungsweife die mit diefem $. 
neu hinaudgegebene Patental » Ber 
pflegsurkunde.) 

12. Der einem Invaliden erfolgte 
Patentalgehalt iſt in dem der Patental⸗ 
Urkunde angehängten Zahlungsbogen 
bei jeder einzelnen Zahlung einzutras 
gen, und diefem immer die eigenhändige 
Unterföhrift des auszahlenden Beamten 
beizufügen. ($. 25 der gedr. Inftr. v. 
3. 1828.) Da bei der Auszahlung 
eines Batentalgehaltes einziz und allein 
die Patental » Urkunde als gefeßliche 
Grundlage dient, folglih dem Auszah⸗ 
Ienden vorliegen muß, fo kann die 
Ausführung der vorgefagten Anordnung 
wohl feiner Schwierigkeit unterliegen. 
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13. Die von Seite des reſpicirenden 
Feldkriegs ⸗Commiſſariates des Inva⸗ 
lidenhauſes an den einlangenden Pa⸗ 
tentalgehalts⸗Aufrechnungen entdeckten 
Unrichtigkeiten ſind von den Dominien 
auf die diesfalls ihnen zukommenden 
Anmerkungen bei der nädften Aufrech⸗ 
nung nah Erhalt der Anmerkungen 
unter deren Beiſchluß in der Art zu be⸗ 
richtigen, daß nah Abfummirung des 
Zahlungs» PVerzeichniffes das zu wenig 
Berechnete zugefhlagen, das zuviel 
Berehnete Dagegen abgezogen wird. 
(Big. des böhm. Bub. v. 1. Mai 1837 
3. 19765. Prov. G. S. für Böhmen. 
19. Bd. Rr. 120.) 

Militär - Invaliden. Nah der 
beftehenden Verordnung dürfen nur er⸗ 
krankte Batental» nicht aber auch Refer: 
vations⸗Invaliden auf Rechnung des 
Anvalidenfondes in die Militärfpitäler 
aufgenommen werden, weil dergleichen 
Leute, fo Tange fie fi in Vorbehalts- 
ftand befinden, auf eine Beihilfe aus 
dem Militär-Aerar gar keinen Anſpruch 
haben. &8 ift Daher der Invalidenfond 
die Verpflegsgebühren nur für folde 


in die k. 2. allgemeine Krankenanftalt. 


aufgenommene Invaliden zu berichtigen 
verpflichtet, welche in die Patentalver- 
forgung übernommen worden find. Bei 
den Borbehalt3-Invaliden ift fi ohne 
Rückſicht auf den Militär-Character zu 
benehmen. (Bdg. der n. d. Reg. v. 22. 
De. 1840 3. 59332. Kn. S. V. 9. 
1840. Rr. 63.) 

— — Mit der Verordnung vom 9. 
Septbr. 1835 3. 49427, wurde die 
Hoffammer » Verordnung v. 7. Auguft 
1835 3. 31305, wie fi bei den, in 
den Eivildienft tretenden PatentalsIn» 
validen, rüdfihtlih ihrer Invaliden- 
Gebühr zu benehmen fei, eröffnet. Zu 
Folge einer Mittheilung des ?. k. Hof- 
kriegstathes an die vereinigte Hofkanz⸗ 
lei wird diefe allerhöhfte Vorſchrift 
nicht allenthalben ftrenge beobachtet. 
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Um jeden ungebührlihen Patental⸗ 
Bezug möglichft hintanzubalten, ift da- 
für zu forgen, daß künftig fein Inva- 
lide früher in dienftlihe Verwendung 
aufgenommen werde, bevor er fih nicht 
über feine Eigenfchaft und Patental⸗ 
Gebuͤhr grundhältig ausgewieſen hat. 
Diefed hat auch in Beziehung der po» 
litiſchen Fonde, Stände und Städte zu 
gelten. (Hfkzl. Decr. v. 26. April 1844 
3. 11211, an fammtl. Länderft. n. 6. ' 
Rggs. Vdg. vom 13. Mai 1844 2. 
28685. Bol. G. ©. 72. Bd. Nr. 53.) 

MilitärsInvaliden. Nah Inhalt 
b. Hflzl. Decr. v. 23. d. M. 3. 32282 
haben Se. Majeftät mit a. h. Entſchlie⸗ 
gung vom 14. Juni 1844, über die 
Behandlung der als Diener 
oder Aushbelfer bei Hof- und 
fonftigen Behörden aufgenom 
menenbhalbinvaliden Soldaten, 
beim Aufhören dieſer Dienftleiftung 
folgende Beitimmungen a. h. zu geneh- 
migen gerubt: 

a) Realinvalide Leute, welche was 
immer für eine landesfürftlihe, ftän- 
difche, ſtädtiſche oder fonft öffentliche 
Anftellung erhalten, durch welche ihr 
Unterhalt für die ganze Dauer ihres 
Lebens gefichert iſt, follen mit förmli« 
hen Abſchieden ohne irgend einen Vor— 
behalt entlaffen werden. 

b) Wenn mit einer ſolchen Anftel- 
lung für den Fall ihrer jpätern Untaug- 
lichkeit dazu entweder gar kein oder ein, 
erft nad) dem Berlaufe mehrerer Dienft- 
jahre entftehender Anſpruch auf eine 
Penfion oder Provifion verbunden ift, 
fo follen fie in dem SInvaliden » Vorbes 
balıftand überſetzt werden. 

e) Halbinvaliden Leute, welche aus 
dem activen Truppenftande, Civil» Ans 
ftellungen ohne fihere Ausfiht auf 
Civil » Berforgung erhalten, find vor 
der Hand auf diefe Anftellungen zu be- 
urlauben, und wenn fie ohne ihre 
Schuld unverforgt entlaffen werden, 
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nah dem Rüdktritte in ihre Truppen- 
förper ordnungsmäßig zu fuperarbi- 
triren. Werden fie noch balbinvalid 
befunden, fo find fie nad ihrer Ber- 
wendbarkeit zu ſolchen Militär » Dien- 
ften zu überfeßen, zu welchen Halbin- 
validen berufen find. Werden fie dage⸗ 
gen als realinvalid erkannt, fo if ih- 
nen die ſyſtemmäßige Invalidengebühr 
ohne Rüderfaß aus dem Civilärar, an⸗ 
zuweifen. Bon diefer a. b. Entſchlie⸗ 
Bung wird die k. k. Pol. DE. Direct. 
mit dem Beifaße in die Kenntniß ge⸗ 
fegt, dag der k. k. Hoffriegsrath diefe 
a. b. Peilimmungen an die Militär: 
Behörden bereitd verlautbart, und die 
Erläuterung beigefügt bat, daß sub a 
und b nur vom wirklihen Staat», flän- 
difchen, ftadtifchen oder ſonſt öffentlichen 
(niht Privat) Dienfte die Nede ift, 
darunter blos zeitliche, mit tagweifer 
Bezahlung verbundene und jeden Tag 
auffüntbare Aushilfe » Verwendungen, 
wie Tagſchreibereien u. dgl. nicht ver- 
ftanden find; daher dieſe Leute im 
Genuſſe ihres Invalidengehaltes nicht 
verkürzt werden können, dann daß die 
sub c geftatteten Beurlaubungen nur 
auf Staatsdienfte und von ſolchen Leu⸗ 
ten Statt finden Fönnen, deren wirt: 
liche Halbinvalidität durch ordentliches 
Arbitrium und Superarbitrium förms 
lih beftätigt ift. (Decret der k. k. 
n. 6. Reg. vom 30. October 1844 
3. 64847.) 

Militär: Iuvaliden. Auf Anfu- 
hen des ?. R. General-Commando vom 
21. Row. 1845 3. 6470 wird dem 
Kreisamte aufgetragen, ſämmtlichen 
demfelben untergeordneten Dominien 
und Magiftraten die Ausftellung 
von Armutb8-Zeugniffen, bes 
hufs der Erlangung von alten 
Montursforten, an Patental- und 
Refervationd » Invaliden mit dem Bei- 
fage zu unterfagen, daß fie felbe un- 
mittelbar felbft über die Unthunlichkeit 
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der Willfahrung eines ſolchen Anſu⸗ 
chens ſogleich belebten, da Patental⸗ 
und Reſervations-Invaliden ſyſtem⸗ 
mäßig auf eine Montur vom Aerar kei⸗ 
nen Anſpruch haben. (Vdg des böhm. 
Bub. v. 30. Nov. 1845 ©. 3. 72607.) 
Brov. ©. ©. für Böhmen. 27. BB. 
Nr. 332.) 

Militär = Invaliden, Mit Bezie 
bung auf dad Rggs. Decr. v. 30. Dct. 
1844 3. 64847, womit die Grundfäße 
mitgetheilt wurden, welche Se. Majeftät 
mit a. h. Entſchließung vom 14. Juni 
1844, bezüglid der Behand— 
lung jenerreal= und balbiuvas 
liden Militär-Mannfhaft, die 
in Eivil»-Staatsdienftleiftung 
übertritt, feitzufegen geruht haben, 
wird bedeutet, dag in Folge herabge- 
langter weiterer a. b. Entfhl v. 2. Der. 
1845 der 2. Paragraph des im Eingange 
erwähnten a. b. vorgezeihneten Nor⸗ 
males auch zeitliche, mit täglicher Be⸗ 
zahlung verbundene Anftellungen be: 
greife, und fomit der Fortgenuß des 
InvalidensGehaltes neben dem Bezuge 
der Gebühr für eine derlei zeitliche An⸗ 
ftelung nicht Statt finden dürfe In 
fo fern gleihwohl darauf unterge- 
brachte Invaliden dermal noch in dem 
Bortgenuffe des Invaliden » Gehaltes 
fiehen, haben Se. Majeftät aus a. h. 
Gnade geftattet, fie für ihre Berfon 
darin zu belaflen, wo fern jedoch und 
in fo lange fie nit mit Berforgung 
verbundene Anftellungen erhalten. Zu⸗ 
gleih geruhten Se. Majeftät zu ent: 
Heiden, daß die Berwendung als Tag⸗ 
ſchreiber nicht ale Anftellung gelten, 
und fomit auch nit die Einziehung 
der Invalidengebüht zu Folge haben 
tönne. (Hflmr. D. vom 5. Dec. 1845 
3. 49058, n. d. Rggs. Pdg. vom 2. 
Jän. 1846, n. d. Prov. G. ©. 27.3. 
Rr. 230. Hfkzl. D. v. 28. März 1846, 
an ſämmtl. Länderft. Pol. ©. ©. 74. 
Br. Nr. 42.) 
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MilitäreInpaliden. Die Landes- 
Kelle bat allen jenen Autoritäten, die 
zunächſt in der Lage find, ſich von der 
Beihäftigung und dem Erwerbe der 
in ihrem Bezirke domicilivenden, bin- 
fihtlich des Bezuges des Patental-Ge- 
haltes an fie gewiefenen invaliden Sol: 
Daten zu überzeugen, zur Pfliht zu 
maden, daß fie, fobald fie von einer 
EivilsBedienftung eines Patental- In- 
validen in Kenntniß kommen, mit wel⸗ 
her nad den beftehenden Vorſchriften 
die Einftellung des Patental-Gehaltes 
gefeglich verbunden ift, diefen leßteren 
nicht weiter audfolgen, fondern von 
der Bedienftung des Patental- Invali- 
den fogleich der betreffenden Invaliden- 
baus-Sommilfion die Mittheilung ma- 
hen. (Hflzl. Dec. vom 4. Oct. 1847 
3. 32400, an fämmtl. Länderft. Bol. 
®. ©. 75. Bd. Rr. 96.) 

— — Es iſt in neuerer Zeit die 
Frage angeregt worden, ob für Paten- 
tals und RefervationdsImvaliden, wenn 
fie in ihren Aufentgaltsorten erfranten, 
die Koften ihrer ärztlihen Behandlung 
von dem Militär » Aerar zu beftreiten 
feien® Obgleich dieſe Frage fih aus 
den klaren Beflimmungen des Invali- 
den⸗Syſtems beantwortet, fo findet 
man doch, um jeden ferneren Zweifel 
zu bejeitigen, darüber Folgendes zu 
verlautbaren: Dem beftehenden Inva⸗ 
liden « Syfteme vom Jahre 1772 zus 
folge ſtehen die Patental-, fo wie die 
Refervationd-Invaliden unter der bür- 
gerlihen Gerichtsbarkeit und find, wie 
alle andern Unterthanen, Glieder ihrer 
Drtsgemeinde. Die erften haben an 
die Staats caſſe feinen andern Anſpruch, 
als auf den ihnen zufommenden Pa⸗ 
tental- Gehalt. Bon ihrer Gemeinde 
haben fie aber auf alle jene Hilfen zu 
rehnen, welche alle Drtdarmen, zu 
deren Claſſe fie gehören, von ihren 
Eommunen anzufprehen befugt find. 
Die Nefervatione » Invaliden aber has 
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ben, fo lange fie fich in dieſem Stande 
befinden, auf eine pecuniäre Unterftüs 
bung von Seite des Staates gar feis 
nen Anſpruch. Aus diefen Beftimmun- 
gen folgt, daß weder für die Patental- 
noch für die Refervationd-Invaliden in 
Srankheitsfällen die Curkoſten weder 
von den fie behandelnden Eivil-Aerzten, 
noch den Apothekern dem Militär-Aerar 
aufgerechnet werden können, indem die 
erfteren auch in Srankheitsfällen fich 
jener Behandlung zu erfreuen haben, 
wie jeder Ortsarme von feiner Ge- 
meinde anfprechen Tann, die Neferva- 
tione=Invaliden aber, fo lange fie es 
vermögen, die Curkoſten aus Eigenem 
zu beftreiten haben. Hiernach ift ſich in 
allen dergleichen Vorkommen zu beneh⸗ 
men, und es find alle diesfallfigen Auf- 
rehnungen zurüd zu weifen. (Erl. des 
Kriegsminift. vom 6. Dec. 1848, an 
ſämmtl. Zänder- und Grenz⸗ General: 
Sommanden. R. ©. 2. Rr. 10.) 
Militär = Invaliden. Rad dem 
Circular⸗-Reſcripte vom 6. Dec. 1848 
follen die Patental-Invaliden, wenn 
fie in ihren Aufenthaltsorten erkran— 
Pen, in Abfiht auf die Eurkoften ebenfo 
behandelt werden, wie die Ortsarmen. 
Rachdem aber die Drtsarmen, wenn fie 
mit eimer Pfriinde betheilt jind, im 
alle ihrer Erkrankung nur gegen zeit: 
weilige Einziehung des Pfründenge- 


nuſſes in Öffentlihen Spitälern unent- 


geltlich verpflegt werden, fo haben fi 
die Minifterien des Innern und des 
Krieged in dem Beſchluſſe vereinigt, 
dag, — wenn erkrankte Baten- 
tal»Invaliden in einem öffent. 
lihen Spitale verpflegt wer- 
den, auch die für die Zeit der 
BerpflegungentfallendeQuote 
des Patental « Gehalte dem 
Spitalfonde zu Gute zu kom— 
men habe. Hiebei findet man noch zu 
bemerken, daß, nachdem die Patental« 
Invaliden mit ihren Gebühren größten: 
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theil6 bei den Dominien angewieſen 
find, in folden Erfrantungsfällen, wo 
e3 ſich um zeitweilige Zurüdlaffung der 
Quote ihrer Invaliden - Gebühr han- 
delt, die Eivil-Spitalsverwaltung die 
auf die Zeit feiner Spitals-Verpfle⸗ 
gung entfallende Quote gleih unmit- 
telbar bei dem betreffenden Dominium 
anzufuchen haben wird, um weitwen- 
dige Berrehnungen zu vermeiden. (Erl. 
des Kriegsminift. vom 20. Jan. 1849, 
an fammtl. Länder u. Grenz. General: 
Commanden. R. G. B. Rt. 97.) 
Militär = Invaliden. Ueber die 
Anfrage, ob Fünftighin die einem 
Patental- oder Refervationd - Invas 
liden gegen Verzichts⸗ Revers der 
Braut zu ertheilende Heiratha » Bewil- 
ligung nicht eiwa von der vorläu- 
figen Zuſtimmung des Borftandes der 
Gemeinde, zu welder der Invalide ge 
hört, abhängig gemadht werden foll? 
fand das Kriegsminifterium über dies- 
falld mit dem Minifterium des Innern 
gepflogene Rückſprache mittelft Erlaf- 
ſes vom 23. Juli 1850 D 4578 be- 
fannt zu geben, daß bezüglid folder 
Heirathöbewilligungen der 88. 44 der 
a. h. genehmigten Inftruction für die 
politifhen Verwaltungsbehörden vom 
7. April 1850 maßgebend fei, wornad 
fih in größeren Städten an die biähe- 
tigen Vorſchriften, auf dem Lande aber 
an den Grundfaß zu halten fei, daß 
in der Regel zur Ertheilung des Che: 
Eonfenfes an Patental» Invaliden die 
Zuftimmung von Seite der Gemeinde, 
welcher der Bräutigam angehört, ge 
nüge. Weber, von der Gemeinde ver- 
weigerte Zuflimmung entfcheidet der 
Bezirkshauptmann in erſter Inftanz. 
- (Kundm. des Sth. v. Tirol v. 17. Aug. 
1850.28. &. 8. für Tirol. Nr. 259.) 
— — Die bei Anwendung der Nor: 
men in Bezug auf die Behandlung 
jener Patentale Invaliden, 
welche bei Eifenbahnen oder fonftigen 
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öffentlichen Unternehmungen eine Bes 
dienftung erhalten, oder gegen bloßen 
Zaglohn verwendet werden, erhobenen 
Zweifel veranlaffen das Kriegdminiftes 
vium, zu den Vorfchriften, welde in 
Abficht auf die Einftellung der 
Patental» Gebühren der in öf- 
fentlichen oder Privatdienften angeftell 
ten oder zeitlich verwendeten Invaliden 
bisher erfloffen find, nadfolgende er: 
läuternde Beflimmungen binans zu 
geben: 

1. Wenn ein Invalide im Staatd- _ 
oder einem fonftigen öffentlihen Dienfte 
auf einem fyftemifirten Boften bleibend, 
oder auch nur proviſoriſch angeftellt 
wird, fo ift der Invalidens®ehalt ohne 
Rückficht auf die mit der neuen Bedien- 
fung verbundenen Bezüge einzuftellen, 
und der Mann in den NRefervationd- 
ftand zu überfeßen; nad zurüdgelegter 
10jähriger Dienftzeit aber, je nachdem 
die Bedienftung den Anfprud auf Ber- 
forgung begründet, oder nur in Aus⸗ 
fit ftellt, im Stande der Invaliden 
in Abgang zu bringen, oder im Refer> 
vationdftande ferner zu belaſſen. 

2. Die Berwendung eined Invali⸗ 
den im Staatsdienfte ald Tagfchreiber 
oder als Arbeiter bei Unternehmungen 
in Ararifcher Regie, wenn er nit 
als ftabil aufgenommen wird, ſon⸗ 
dern, weil die Dauer der Arbeit unbe⸗ 
ſtimmt ift, jeden Augenblick entlaffen 
werden kann, bat die Einziehung des 
Patental» Gehaltes nicht zur Folge. 
Dagegen ift der Patental- Gehalt ein» 
zuftellen, und der Mann in den Re= 
fervationsftand zu überfeßen, wenn er 
bei ärarifchen Unternehmungen zu blei> 
benden Berrichtungen und Arbeiten, 
wenn auch nur gegen tagmweife Bezah⸗ 
lung, fomit als ftabiler Zaglöhner auf: 
genommen wird, und der tägliche Der: 
dienft den dreifachen Betrag des Inva⸗ 
liden⸗ Gehaltes, oder wenn der Letztere 
in weniger ald fünf Kreuzern be- 
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fteht, wie dies bei Gemeinen, Gefrei⸗ 
ten, Batrouillenführern zc. 
it, wenigſtens fünf sehn Kreuzer er⸗ 
reicht. 

3. In gleiher Weife find auch die 
bei Privatunternehmungen bedienfteten, 
oder zu bleibenden Berrichtungen auf: 
genommenen Invaliden, in fo fern fie 
namlih als ſtabil bedienftet bes 
trachtet werden können, unter Einftel- 
lung des Patental-Behaltes in den Re- 
fervationdftand zu überfegen, wenn die 
Bezüge ihrer Bedienftung dad Drei« 
fache ihres Invaliden-Gehaltes, reſpec⸗ 
tive den Betrag von fünfzehn Kreus 
zern erreichen. 

4. Die bei Privatunternehmungen 
nur im Zaglohne arbeitenden, folglich 
ale nicht ſtabil bedienftet zu betrach⸗ 
tenden Invaliden haben ohne Rüdficht 
auf den Betrag ihres täglichen Ver⸗ 
dienftes im Fortbezuge ihres Invaliden- 
Gehaltes zu verbleiben. Nah diefen 
Beftimmungen ift auch bezüglich der 
Anfprüche auf den Fortbezug des PBa- 
tental-Gebaltes derjenigen Invaliden 
vorzugehen, welde bei Eifenbahnen 
und fonftigen öffentlichen Unternehmun- 
gen bereits angeftellt find, oder zeitlich 
verwendet werden, in fo fern ihnen 
der gleichzeitige Fortbezug des Paten⸗ 
tals®ebaltes für ihre Berfon nicht 
fon in Folge der a. 5. Entſchließ. v. 
2. Dec. 1845, mit dem Refcripte vom 
31. Dec. 1845, D. 4460, auch für die 
Dauer der zeitlihen Anftellung zuge⸗ 
ftanden worden ift. (Brg. des Krgs. 
Minift. vom 9. Rovbr. 1852.R. ©.2. 
Rt. 233.) 

Militär : Invaliden. Verfahren 
über die von Militär » Invaliden und 
Berleihung von Eivil- Bedienftungen 
einzubringenden Geſuche, |. Militär: 

erfonen. (Dig. vom 22. März 
Rutariſch 

Hitärifche Ehrenbezeigungen, ſ. 
Akatholiken. 
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Mittär-Mannfchaft. 
Militäriften, ſ. Militär = Pers 


der Fall fonen 


Militär: Iurisdiction, ſ. Mili- 
taͤr⸗Gerichtsbarkeit. 

Militär - Inrisdictionsnorm, ſ. 
Militär-Serichtsbarteit. 

Militär-Kinder, Beftimmung der 
Gerichtsbarkeit, f. Militär-Gerichts- 
barkeit. Bat. v. 22. Dec. 1851 8. 2. 
Abthl. 7.) 

Militär-Laufpäffe, |. Laufpäfle. 

Militär: « Reicpenbegängniffe, | . 
Militaͤr-Begräbnißordnung. 

Militär-Mannſchaft. Um den 

eingefhlihenen Mißbrauch abzuftellen, 
dag die bei öffentlichen Kuftbarkeiten 
oder Tanzunterhaltungen den Gaftwir: 
then beigeftellte Militar-Mannfchaft zu 
einer unſchickſamen Verherrlichung des 
Anfehens eines Zanzlocales, von den» 
felben ald Schildwachen mit Gewehr 
bei der Caſſa oder Eingängen verwen» 
det werden, hat das h. General» Com: 
mando nach diesfälliger Eröffnung v. 
26. v. M. 3.3887 verordnet, daß diefe 
Mannſchaft nur allein zur Aufrechthal⸗ 
tung der Ordnung und oͤffentlichen Si⸗ 
cherheit beſtimmt, und als Affiftenz im 
vorkommenden Falle zur Verfügung des 
anweſenden Polizei⸗Inſpections⸗Com⸗ 
miſſärs geſtellt ſei, und falls kein ſol⸗ 


ber Beamter anweſend wäre, fich mit 


Umfiht nad dem jeweiligen Erforder- 
niß des Locales, zu deſſen Schuß fie 
abverlangt werden, zu benehmen habe. 
Zur Befolgung diefer 5. Anordnung 
werden zwar die Gaftwirthe bei der 
Requirirung der Militär » Wache, von 
dem k. k. Platz⸗Commando unmittelbar 
angewieſen werden, die Polizei⸗Direc⸗ 
tionen erhalten jedoch über das dies⸗ 
falls hiehergeſtellte Anfuchen unter 
Einem den Auftrag zur Hintanhaltung 
diefer Unzukömmlichkeit durch die je 
weiligen Saal⸗Inſpections⸗Commiſſäre 
mitzuwirken, und den übertriebenen Ans 
forderungen der Gaftwirihe an die Mi⸗ 
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Iitar » Mannſchaft um fo mehr Einhalt 
zu thun, als die Aufftellung folder 
Ehrenpoften nur im a. h. Dienfte Statt 
finden kann. (Circ. der ?. k. Bol. Ob. 
Dir. v. 1. Septbr. 1836 3. 10486/ 
1929.) 
- Militär-Mannfchaft, deren Ber- 
wendung im Theater, |. Theater. 

— — deren Berwendung bei öf: 
fentlihen Bällen betreffend, |. Tanz⸗ 
Säle. 


— — f. Arzneien-Ordination. 
Militär : Monturarbeiten , 1. 
Monturftäd | 


— — And vom Haufichandel aus⸗ 
geſchloſſen, ſ. Hanfirpatent, 8. 12. m. 

— — ſ. Monturftüde. 

Militär - Offieiere. Da ohnge- 
achtet des beftehenden a. h. Befehles, 
ein jeder zu einer Civil Anftellung ge- 
langender Officier den Militär-Charac- 
ter ganz abzulegen bat, und fo lange 
er bei folcher Dienflleiftung verbleibet, 
fih weder dieſes Characterd, noch der 
damit verbundenen Ehrenzeichen präva- 
liren darf, dennoch mehrere folder ehe: 


maligen Dfficiere und nunmehrigen Eis 


vil » Beamten fi ſowohl im Dienftge- 
ſchaäfte, als auch fonft mtt ihrem vorhin 
befleideten DOfficiers « Character unter: 
zeichnen, und ihnen ſelbſt, von ihren 
vorgeſetzten Behörden dieſer Titel bei⸗ 
gelegt wird, auch der Hofkriegsrath an 
die geſammten General-Commanden 
wiederholt den Auftrag erlaſſen bat, 
über die Befolgung der oben gedachten 
a. h. Borfehrift genau zu wachen, jo 
wurden die Länderftellen angewiefen, 
ſowohl ſelbſt, ald auch durch die ihnen 
unterftehenden Behörden darauf zu fe 
ben, daß kein ehemaliger Officier und 
nunmebriger Beamter irgend eine folche 
unbefugte Anmaßung fih erlaube, oder 
demfelben eine ſolche geftattet werde. 
nn Decr. an ſämmtl. Länderſt. v. 

. Zuli 1804. Krop. Gef. Franz. 
1 Bd. ©. 203.) 


Militar⸗Ofſiciere. 
Militar⸗Officiere. Se. Maj. ha⸗ 


ben anzuordnen geruht, daß es bei den 
unterm 23. Juni 1802 und 16. Rov. 
1804 erlaffenen Entfchließungen, wor 
nach alle eine Civil - Anftelung beglei- 
tenden Officiere den Militar-Eharacter 
ablegen müflen, zwar zu verbleiben hat, 
daß aber jene Dfficiere, die bereite vor 
Erlaffung der obigen Entſchl. eine Civil⸗ 
bedienftung, und von Sr. Maj. ſelbſt die 
Erlaubniß erhalten haben, fi des 
Militär » Characters mit Beibehaltung 
der Uniform zu bedienen, hievon aus⸗ 
genommen, und bei der ihnen ertheilten 
fpeciellen Erlaubniß belaffen werden. 
(Hflzl. Decr. v. 22. Decbr. 1804, an 
fammtl. Länderft. Krop. Gef. ©. 19. 
Br. ©. 652. R. ö. Rggs. Vdg. v. 16. 
Fan. 1805. Krop. Gef. Franz. 24 Bd. 
©. 28.) 

— — wenn felde inner den Linien 
verfterben , ift ihr Todesfall vom Tod⸗ 
tenbefhaueramte dem Platz⸗Commando 
anzuzeigen. (NR. ö. Rage. Vdg. v. 13. 
Mär; 1808. Krop. Gef. Franz. 24. 
Br. ©. 322.) 

— — Aus Anlaß einiger vorge: 
fommener Falle, wo die Werbbezirte- 
Commanden von dem Ableben der auf 
dem Lande domicilivenden penfionirten 
Dfficiere entweder gar nicht, oder erſt 
fpat durch die betreffenden Herrſchaften, 
in Kenninig gelebt wurden, find die 
Dominien anzumweifen, daB diefelben 
künftighin von jedem in ihrem Bezirke 
vortommenden Zodesfalle eines zum 
Mititärftande gehörigen Individuums 
nicht nur den allenfalls nahe gelegenen 
Ttuppenlörper, wegen der Sperranle- 
gung, Beerdigung 2c., fondern vorzüg- 
lih auch immer das betreffende Werb- 
bezirta » Commando ungefäumt zu be 
nachrichtigen haben, weil lehtered mit 
der Evidenzhaltung und Beauffichti- 
gung aller auf dem Lande befindlichen 
Beurlaubten, penfionirten oder quittir- 
ten Dfficiere -und fonftigen Beilitär- 
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Individuen beauftragt und angewieſen 
it, von allen mit denfelben fich erge- 
benden Beranderungen dem General: 
Commando zur weiteren Berfügung die 
Anzeige zu machen. Die fchleunige An- 
jeige von den vorkommenden Todes⸗ 
fallen penfionirter Dfficiere ift noch um 
fo nothwendiger, ald das General- 
Commando deren Penfiondbezug fifti- 
ren muß und nur durch deſſen unge- 
faumte Einftelung möglichen Unter- 
fchleifen und andern Rechnungsunrich⸗ 
tigkeiten vorgebeugt werden kann, welche 
daher vorkommenden Falls lediglich 
den an der Berfaumnig Schuldtragen- 
den zur Laft fallen würde. (R. 6. Rggs. 
Ddg.v. 29. Mürz 1835 3. 17219. An. 
©. Vdg. v. I. 1835. Nr. 29.) 

Militär : Offieiere, |. Militär: 
Derfonen. 

— — audgetretene, denfelben find 
Päſſe in die Türkei nur in befonders 
rückſichtswürdigen Umſtänden auszus 
ftellen, |. Türkei. 

Militär Patental : Invaliden, 
f. Militär-Invaliden. 

Militär = Yatronillen. Aus An- 
laß einer durch die Militär⸗Wache vor- 
genonmmenen Arretitung eines Civili⸗ 
ften und in Anbetracht, daß die Mili- 
tar « Batrouillen vermöge des Dienft- 
Reglements nur bei Gaffen-Ercedenten 
und wo die Polizeifräfte nicht zureicyen, 
einzufchreiten, nicht aber auch auf 
Schlägereien und Zwiftigkeiten, welde 
zwifchen Civil⸗-Perſonen in dem Innern 
der Häufer vorfallen, ohne ausdrüdli- 
hen Aufruf der competenten Orts⸗ und 


PolizeisBehörden, thätigen Einfluß zu. 


nehmen haben, hat dad General-Mili- 
tar» Commando die Verfügung getrof: 
fen, daß außer dem Falle einer Requi- 
fition von Seite der Civil⸗ oder Mili⸗ 
tärs Polizei-Behörde oder ihren Unter- 
geordneten und außer öffentlichen Er- 
ceſſen auf der Straße, oder wenn Sol- 
daten mit Eivil-Berfonen im Raufhan⸗ 
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del begriffen find, und die Verhaftung 
der Erfteren gefordert wird, künftighin 
von den Militärpoften-Commandanten 
bei derlei Borfällen feine Batrouillen 
mehr abgefendet, die Verhaftung der 
Givil-Ercedenten überhaupt dem Ermef- 
fen der Eivil-Behörde allein überlaffen, 
und fi lediglich auf die Arretirung 
jenes vom Militär befchrantt werden - 
wird. (Eirc. der ?. k. Bol. Ob. Dir.v. 
10. San. 1836 3. 103/10.) 

Militär:Berfonen dürfen den Un- 
terthanen Feine Bittfchriften verfaffen. 
(Hofdecr. v. 10. Juli 1777. Vdg. des 
böhm. Gub. vom 23. Auguft 1823 
3. 37407.) 

— — Aus Anlaß eined von dem 
t.t. n. 0. Beneral: Commando geftellten 
Anſuchens wird für die Zukunft ſämmt⸗ 
lihen Civil-, Heil- und Wundärzten 
unterſagt, erkrankte, unter den Waffen 
ftehende Soldaten, vom Feldwebel und 
Wachtmeiſter abwärts, zu behandeln, 
und hiervon ift nur in dem einzigen 
Falle eine Ausnahme zu machen, weun 
der erkrankte Soldat von aller Hilfe 
eines Militärarztes entfernt ift, und 
nit transportirt werden kann. Hin- 
fihtlih der ärztlihen Behandlung er- 
krankter Urlauber aus dem obligaten 
Militär hat es bei dem vorgefchriebenen 
Berfahren zu verbleiben. (Rggs. Vdg. 
v. 27. April 1827 3. 21212. Bm. 
©. V. 3. 1827. S. 280.) ©. Mili⸗ 
tär-Beurlanbte. 

— — Ausgetretene Militär : Berfo- 
nen dürfen in folgenden 3 Fällen ohne 
vorhergegangene a. h. Genehmigung 
im Civil =» Dienfte nicht angeftellt 
werden: 

a) Wenn fie ein Verbrechen began- 
gen, und fi eine gerichtliche Beſtra⸗ 
fung zugezogen haben, oder nur ab 
intantia losgeſprochen worden find; 

b) wenn fie auch nur in Disciplinar- 
Wege Beftrafung folder Vergehungen 
halber erlitten haben, die ihrer Natur 
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nach entehrend oder von folder Be⸗ 
fhaffenheit find, Daß fie die Angemef- 
fenheit des Dienſtwerbers zu einer Ci⸗ 
vilsAnftellung überhaupt, oder zu Dem 
gefuchten Dienfte indbefondere offenbar 
ausſchließen, oder au nur mit Grund 
bezweifeln laſſen; 

e) wenn fie durch Gaffation ihrer 
Stelle verluftigt, oder blos mit Lauf: 
paß entlaffen worden find. (Hflzl. D. 
vom 16. Mai 1835 8. 11903, an 
fämmti. Länderſt. Bol. G. S. 63. Br. 
Mr. 69. Vdg. der n. d. Reg. vom 29. 
Mai 1835 3. 29040. Prov. ©. ©. 
17. Bd. Nr. 161.) 

Militär:Perfonen. In Folge Mit- 
theilung der k. k. Bol. und Senf. Hofft. 
vom 29. April 1837 hat der k. f. Hof⸗ 
friegdr, den betreffenden k. k. Militär 
Behörden die beftehende Norm, zu 
Folge welder ausländiſche Mili- 
tär® bei ihrem Eintritte in das k. k. 
Gebiet der Eivil » Jurisdiction unter« 
ftehen, und Militär⸗Platz⸗-Commanden 


zur Vidirung der Päſſe folher Auslän⸗ 


der keineswegs ermächtigt find, in Erin» 
nerung gebracht, und denfelben deren 
genaue Befolgung mit dem Bemerfen 
eingefhärft, dag fie in Zukunft alle, in 
die obige Kategorie gehörigen Indivi⸗ 
duen den politifchen und Polizei⸗Behör⸗ 
den zur vorfchriftsmäßigen Paß⸗ und 
jonftigen Behandlung zuzumeifen ba- 
ben. (Bdg. des böhm. Bub. v. 12. 
Juni 1837 3. 3169. Bdg. der n. 6. 
Neg. v. 12. Mai 1837 3. 27083. R. 
ö. Prov. G. S. 19. Bd. Nr. 99.) ©. 
Militär = Gerichtsbarkeit. Bat. v. 
22. Dechr. 1851. 8. 3.) 

— — Aus Anlaß eines fpeciellen 
Falles, wo von einem Gaſtwirthe einem 
k. k. Militär in vorgefhriebener Adjus 
ftirung der Eintritt zu einem Balle 
verweigert wurde, wird über eine Zu⸗ 
ſchrift des k. t. n. 5. General- Militär- 
Commando vom 24. Auguft 1837 7. 
2815 verordnet, dag in Zukunft den 
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k. k. Militär- Perfonen in ihrer vorge⸗ 
ſchriebenen Militär-Adjuftirung zu dem 
Statt findenden Ballen der Eintritt 
nicht verweigert werde, ausgenommen 
bei fogenannten gefhloffenen Bällen, 
für welde in der Ankündigung die 
Givil- Kleidung zur Bedingung gemacht 
wird. (Bdg. der n. 0. Reg. v. 31. Aug. 
1837 3. 49313. Prov. ©. ©. 19. 
Bd. Nr. 180.) 

Militär = Berfonen. Verhal⸗ 
tungen bei ärztlider Behand» 
lung von Rilitär- Individuen 
außer den Militär » Heilan- 
falten. Die in Fällen, wo es 
krankte Militär » Individuen außerhalb 
den Militär-Spitälern behandelt, und 
die Arzneien aus Civil» Apotheken ab» 
genommen wurden, bisher beftandenen 
Ordinationsbücher haben künftig auf- 
zuhören, dagegen hat dort, wo Militärs 
auf Koften des Militär » Aerard außer 
einer Militär-Heilanftalt ärztlich behan⸗ 
delt, und die Arzneien aus einer Civil⸗ 
Apotheke, oder durch den behandelnden 
Civilarzt felbft verabfolgt werden, jedes 
Individuum bei feinem Erkrankten einen 
eigenen Ordinationszettel zu erhalten. 
Auf diefem Ordinationdzettel muß, wie 
bei den in den Militär - Spitälern ein⸗ 
geführten derlei Zetteln, die Branche 
oder der Truppenkörper, weldem das 
Individuum angehört, deflen Compa- 
gnie oder Escadron, die Charge, der 
Zaufe und Ramilienname, dann der 
Zag des Zuwachſes und die Krankheit, 
diefe mit kurzen, doch genau beftim- 
menden Worten, angegeben werden. 
Hieranf haben die Arzneiformeln in der 
Zeitfolge und zwar mit puͤncklicher An⸗ 
gabe des Tages, an welchen fie ordinirt 
werden, zu folgen. Ergeben fidh im 
Berlaufe der Krankheit wefentliche Ber: 
änderungen, fo find folde genau in 
den Ordinationszettel einzutragen. 
Zritt der Kranke aus der ärztlichen Bes 
handlung, fo ift nebit dem Tage aud 
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die Art des Abganges, ob es durch Ge⸗ 
nefung, Zrandferirung, Defertion oder 
Tod gefchehen fei, in dem Ordinations⸗ 
zettel erfichtlich zu machen. Endlich ift 
der Ordinationszettel zu mehreren Si⸗ 
cherheit nicht blo® von dem ordiniren- 
den Arzte zu unterſchreiben, fondern in 
Bezug auf die Statt gehabte Erkran⸗ 
fung und die Identität der Berfon au 
von dem jeweiligen Militär - Stationg- 
Commandanten oder nah Belhaffen- 
heit der Umflände von dem betreffenden 
Amts⸗ oder Drtsvorflande zu vidiren. 
(Refer. des k. E. Hflrger. v. 20. Det. 
1843 3. 2047. Hflzl. Decr. vom 8. 
Rovbr. 1843, an fammtl. Länderſt. 
Krop. ©. ©. 69. Bd. Nr. 140.) 

Militär-Perfonen. Das kt. k. n. 
õ. General » Commando hat mit Rote 
v. 11. Juni 1844 3. 2119, dert. f. 
Bol. Ob. Direct. eröffnet, daß bei den 
bierlandigen Truppenkörpern zur Ber 
lehrung der von und nad Wien reifen- 
den Militär-Individuen die Erinnerung 
gemacht wurde, daß ſich felbe der paßs 
ämtlihen Revifion von Seite der in 
den verjhiedenen Stationen hiezu ber 
flimmten Polizei » Organe unweigerlich 
zu unterziehen haben, Ein gleiches Ans 
finnen wurde auch bezüglich der in den 
angrenzenden Provinzen befindlichen 
Truppen und fonfligen Militär - Bars 
teien an die betreffenden General⸗Com⸗ 
manden von Seite des n. ö. General⸗ 
Commando unter Einem gemadt. (D. 
der k. k. Pol. Ob. Dir. v. 20. Inni 
1844 3. 9244/1624.) 

— — In der Anlage wird eine Ab⸗ 
fhrift. der von dem k. k. Hofkriegsrathe 
im Einverftäandniffe mit der k. k. ver 
einigten Hofkanzlei und der £. k. allge 
meinen Hoffammer getroffenen Berfü- 
gungen über Jene Modalitäten 
mitgetheilt, welche künftig bei 
. den von Militär-Individnen 
um Derleibung einer mit De 
gret und Beeidigung verbuns 
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denen Civilbedienftung einzu. 
bringenden Geſuchen Statt ha- 
ben follen. Die in Erfahrung ge 
brachte Sepflogenheit, daß halbinvalide 
und der Real» Invalidität fi nähern- 
den Leute, dann auch die im legten 
Jahre dienenden oder die bereitö aus⸗ 
gedienten ſtillſchweigend fortdienenden 
Eapitulanten ihre Geſuche um Berlei- 
bung einer mit Decret und Beeidigung 
verbimdenen Eivilbedienflung unmittel- 
bar bei der betreffenden Eivilbehörde 
anbringen und hierdurch ihre Angele- 
genheit ftatt fie zu fördern, gerade ver- 
zögern, indem ihre Conduite, Dienft- 
verhältniffe u. ſ. w. nachtraͤglich erho⸗ 
ben und nachgemwiefen werden müflen, 
veranlaßt den k. k. Hofkriegsrath mit 
Zuftimmung der k. 2. vereinigten Hofe 
kanzlei und der k. k. allgemeinen Hof- 
fammer, über das hei jenen Geſuchen 
zu befolgende Verfahren Yolgendes 
anzuordnen: 

a) Das von einem hbalbinvaliden 
oder der Realinvalidität fih nähernden 
Manne oder von einem im lepten Jahre 
dienenden oder über feine Dienftver- 
pflichtung ftillfehweigend fortdienenden 
Gapitulanten vorbabende Anfuhen um 
eine mit Decret und Beeidigung ver- 
bundene Civil-Bedienflung it, bei dem 
eigenen Regiments⸗, Eorps- oder Mili⸗ 
tär- Branche - Commando einzubringen. 

b) Das vorftehende Commando des 
Bittftellerd bat dieſes Gefuh unge 
faumt mit der Conduite- Lifte den Su⸗ 
perarbitrirungs: Befunde und dem Straf⸗ 
ertracte zu inftruiren und nad) Verſchie⸗ 
denheit des Dienftverhältniffes des 
Mannes die Beftätigung beizufügen, 
daß derfelbe zum Behufe der Civil⸗An⸗ 
flellung jeden Augenblid entweder bis 
zur Einberufung beurlaubt, oder mit 
oder ohne Landwehrverpflihtung ent⸗ 
laffen werden könne. 

c) Da die Berleihung der erledigten 
Civilbedienſtung oft ſchnell erfolgt, fo 
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iſt es die Pflicht des betreffenden Trup⸗ 
pen⸗Commando's das nach b) inſtruirte 
Geſuch an die betreffende Eivilbehörde 
f&leunigft und mit Einbegleitung ge⸗ 
langen zu laffen, wobei e& den Trup⸗ 
penkörper überlaſſen bleibt, mit Beur- 
theilung der Zeit, Dertlichkeit und Ent- 
fernung , entweder unmittelbar oder 
durh das vorſtehende General -» Coms 
mando das Geſuch der Eivilbehörde zu 
übergeben. 

d) Ebenfo wie sub a) find die Ge⸗ 
fuhe um Civil» Bedienftungen der mit 
Invaliden - Gehalten oder Borbehalts- 
Urkunden betheilten Individuen hei 
der Militär-Behörde anzubringen, und 
von diefen gehörig inſtruirt an die Ci⸗ 
vilbehörden einzubegleiten. 

e) Diejenigen Militär » Individuen, 
welche diefer gegenwärtigen Weifung 
zuwider ihre diesfalligen Gefuche nicht 
bei ihrer zuftändigen Militar« Behörde, 
fondern unmittelbar, bei der den Dienft- 
poften verleihenden Civilſtelle anbrin- 
gen, haben die Nichtbeachtung ihrer 
Geſuche zu gewärtigen. (Hflzl. Decr. 
v. 22. März 1845 3. 9499. N. ö. 
Rggs. Bdg. vom 6. April 1845 3. 
21136. NR. 6. Prov. G. ©. 27. Br. 
Rr. 50.) 

Militär = Derfonen. Sämmtlice 
Bezirks⸗Commiſſariate werden angewie- 
fen, fih über Militartften, welde aus 
was immer für einer Beranlafjung zum 
Amte geftellt werden, in gar feiner 
Bezichung irgend einer Jurisdietion 
anzumefjen, und keine hieraus refulti- 
renden Berfügungen mit ifmen zu tref» 
fen, fondern diefelben unverzüglich in 
der innern Stadt auf die Hauptwache 
am Hof, in den Vorflädten und vor 
den Linien aber zum nächften, von einem 
Dfficier commandirten Militär - Wadı- 
poften jedesmal mit den entjprechenden 
Species⸗-Facti zu ftellen, uud durch die 
zu diefem Entzwed requirirte Militar- 
Patrouille abführen zu laſſen. (Eire. 
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der Stadtbptm. vom 3. Yan. 1850 
3. 23690.) 

Militaͤr⸗Perſonen. Das Kriegem. 
hat mit Bdg. vom 26. Ayril 1850 
3.2037 und 2628 1. S., die Berfü- 
gung getroffen, dag Militär » Perfonen 
aus der Glaffe der im activen Dienfte 
fiehenden Mannſchaft vom Feldwebel 
und Wachtmeiſter abwärts, wenn fie in 
Gemaßheit des zweiten Abfapes des $. 
164 der Strafproceß - Ordnung v. 17. 
Jan. 1850 als Zengen bei einer Haupt« 
verhandlung vor einem Civil -Strafge- 
rechte zu erfcheinen haben, jederzeit von 
einem Dfficier zu begleiten feien. Hier 
von werden ſämmtliche Gerihtöbeher- 
den und Staatsanwaltfaften jener 
Kronlander, in welchen die Strafproceß⸗ 
Drdnung v. 17. Jan. 1850 in Wirk⸗ 
famteit ift, mit dem Bedeuten in Kennt- 
niß gejeßt, daß dem zur Begleitung 
eined dem Militärſtande angehörigen 
Zeugen abgeordneten Officier ein ge 
eigneter Platz anzumeifen iſt. (Vdg. 
des Juſt. M. v. 31. Dechr. 1850. R. 
G. B. J. 1851. Nr. 5.) 

— — Laut hohen Erlaſſes dest. k. 
Miniſteriums des Innern v. 31. Mär; 
1853 3. 4888, haben fi Fälle erge⸗ 
ben, daß Dienerfgaftspoften bei landes⸗ 
fürftl. Behörden gegen den Wortlaut 
der diesfalls beitehenden a. h. Bor: 
ſchriften auch an foldye Individuen ver- 
lieben worden find, die im Militär nicht 
gedient hatten. In Gemäßheit des eben 
bezogenen h. Minift. Erl. wird demnad) 
— mit Beziehung auf das Hflzl. Deer. 
v. 23. Zul. 1803 3. 12454 (im 20. 
BD. der polit. Gef. S. St. M. Franz 
1. Rt 13.), die mit Hfkzl. Deer. v. 19. 
Aug. 1813 3. 13267, kundgemachte 
a. 5. Entfhl. vom 5. Aug. 1813 (im 
41. Bd. der polit. Gef. S. Str. Maj. 
Franz I. Ar. 27.), das Hfkzl. Decr. v. 
7. Aug. 1817 3. 13173 (im 45. Bd. 
der pol. Geſ. S. St. Maj. Franz J. 
Nr. 115.), das mit Hflzl. Deer. v. 9, 
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Juli 1823 3. 21318 kundgem. a. h. 
Cabinetſchr. v. 29. Juni 1823 (im 51. 
Bd. der politiſchen Geſ. S. Sr. Maj. 
Franz I. Rr. 84, und im 5. Bd. der 
n. d. Prov. Gef. S. Nr. 140), das 
Hftzl. Deer. v. 11. Septbr. 1823 3. 
28118 (im 5. Bd. der n. ö. PBrov. ©. 
S. Rr. 188), die mit Hflzl. Dear. v. 
15. Aug. 1835 3. 21057 Tundgem. 
a. h. Entſchl. v. 29. Mai 1835 (im 
63. Bd. der polit. Gef. S. St. Maj. 
Franz I. Nr. 110, und im 17. Bd. der 
n. d. Prov. Gef. ©. Rr. 287), — 
htemit wiederholt in Erinnerung ge 
bracht, daß Dienerfchafts - Stellen vor 
Allem an geeignete Patental-Invaliden, 
dann an mit der Nefervationsurktunde 
betheilte Invaliden, hierauf an Halb» 
invaliden u. f. w., niemald aber an 
Leute, die im Militär nicht gedient has 
ben, verliehen werden, und daß in Er- 
ledigungsfällen von Dienerftellen , die 
zu deren Beſetzung berechtigien land. 
fürftl. Behörden fih an das betreffende 
Landes. Militär- Commando um Ram- 
haftmachung und Mittheilung der Qua⸗ 
lification geeigneter Leute wenden ſol⸗ 
len. Das h. Minifterium des Innern 
bat die genaue Befolgung diefer a. 5. 
Borfhriften mit den Beifabe angeord« 
net, daß jeder Vorftand einer Behörde 
für Die genaue Befolgung diefer Anord⸗ 
nungen ftrenge verantwortlich bleibt. 
(Bdg. der n. 6. Statth. v. 27. April 
1853 3. 12513.) 

Militär = Yerfonen. Verfahren 
bei Adeldanmagungen vom Militär: 
Berfonen, ſ. Adelsanmaßungen. 

— — Beförderung auf der Eifen- 
bakn, f. Eifenbahn:Betriebs:Drd: 
nung. $. 13. 

— — deren Unbaltung bei Ueber- 
tretungen der Eifenbahn-Betriebs-Drd- 
nung betreffend, ſ. Gifenbahn. Vdg. 
v. 3. Juni 1852. 

— — geiftestrante, ſ. Irrfinnige. 
(Bdg. v. 6. Dechr. 1852.) 
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Militär - Verfonen. Berleitung 
zum Trenbruch, f. Militär : Ber: 
brechen. 

— — Anwendung des Gefeßes zum 
Schuße des Titerarifchen Eigenthums, 
ſ. Nachdruck. 

— — Benehmen gegen dieſelbe in 
Anſehung der Paßcontrole, |. Yäfte. 
(Bdg. v. 25. Mai 1831. $. 19.) 

— — Belohnung bei Lebensrettun⸗ 
gen im Auslande, f. Taglia. 

— — Beftrafung der unterlaffenen 
Meldung von Wohnungs-Beränderun- 
gen, ſ. Wohnungs- Veränderungen. 

— — f. MRilitär-Offteiere. 

— — f. Leichenbeſchan. 

Militär-Polizeimache. Unter den 
im $. 164 der St. PB. D. erwähnten 
Sicherheitswache ift auch die Militär- 
Polizeiwache zu verftehen, und es fin- 
den daher auch die im Juſt. Minift. 


‚El. v. 26. Septbr. 1850. 8.0.6. 


Rr. 367, in den Abſätzen I. und II. 
über die Borladung und Abhörung der 
Gensd'armen fundgemadte, nähere Ber 
Rimmungen (f. Gensd’armerie) auf 
die Militär-Polizeiwache ihre volle An- 
wendung. (Vdg. des Juſt. Minift. v. 
6. Jan. 1851.R. ©. B. Rr. 8.) 

— — Nah dem Inhalte eines Er- 
laffes des ?. k. Minifteriums des Inn, 
v. 13. Aug. d. J. 3. 17729, ift zur 
Anfmunterung der Defertenrs-Einbrin» 
ger und zur möglichſt wirkfamen Hand- 
babung der öffentlihen Ordnung und 
Sicherheit vom Kriegsminifterium die 
Bezahlung der Militär-Taglia pr. 8 fl. 
EM. aus dem Militär » Herar für jene 
Militär: Deferteurd angeordnet worden. 
welhe von Individuen der Militär- 
Polizeiwach⸗Corps, die bisher mit Aus- 
nahme der zu den Militär-Bolizeimach- 
Korps in Wien, Mailand und Venedig 
gehörigen Mannihaft hiervon ausae: 
ſchloſſen waren, eingebradht werden. 
Hierbei wird bemerkt, daß ein von dem 
Polizeiwach⸗ Corps entwichener Mann 
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als Deſerteur anzuſehen, und daß für 
deſſen Zuſtandebringung nach der Zu⸗ 
ſtäändigkeit des Einbringers entweder 
die Eivil- oder die Militär⸗Taglia aus 
dem Fonde für öffentlide Si— 
herheits- Auslagen zu bezahlen 
fei. (Erl. des fteierm. Sth. v. 19. 
Aug. 1851. 2. G. B. Rr. 241, der o. 
6. Stth. v. 31. Aug. 1851 3. 14005. 
2. ©. 3. Rt. 364.) 

Militär-Polizeiwache. Iene De- 
ferteure der kak. Armee, welde von nun 
an von der Mannſchaft der bereits orga- 
nifirten oder noch zu organifitenden Mili⸗ 
taͤr⸗Polizeiwachcorps eingeliefert wer- 
den, find bezüglich ihrer kriegsrechtlichen 
Beſtrafung als vom Militär eingebracht 
zu behandeln. (A. h. Entſchl. v. 3. 
Drt. 1851. Erl. des M. des Inn: v. 
16. Dct. 1851 8. 23211. El. der o. 
sd. Stth. v. 27. Oct. 1851 3. 17463. 
2. ©. B. Rr. 430; der fteierm. Stth. 
v. 22. Det. 1851. 8. ©. B. Rr. 404, 
der Banalreg. v. 4. Rov. 1851. Cro. 
8, G. 3. Rr. 180.) 

— — In Folge einer Vorftellung 
des k. k. Wiener Militärs Bolizeimache« 
Corps⸗Commando werden die Bezirks⸗ 
Commiffariate angewiefen, die Verfü⸗ 
gung zu treffen, daß in allen Yallen, 
wo es fi um die Zuftellung von Er⸗ 
läffen oder Borladungen der Gerichts⸗ 
oder anderer Behörden an Individuen 
der hiefigen k. k. Militär» Polizeimache 
handelt, das betreffende Actenſtück ftets 
an das Corps⸗Commando zur 
Amtehandiung abgetreten werde, da 
nad den für das 2. f. Militär beſtehen⸗ 
den Borfhriften feine derlei Zuftellung 
ohne Borwiflen des betreffenden Trup⸗ 
percommandanten an die Mannſchaft 
gelangen foll. (Decr. der Stadth. vom 
T. März 1852 3. 4743/1010.) 

— — Die k. k. oberfle Polizei 
Behörde hat mit Erlaß vom 22. v. M. 
3. 9192/2210 V. zur allgemeinen 
Richtſchnur anzuordnen befunden, daß 
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von nun am alle Gelder, welde Die 
Militär = Bolizeimahe für beſondere 
Dienftleiltungen nach dem beſtehenden 
Anordnungen erhält, der Abtheilungs- 
Commandant vom dirigirenden Polizei« 
Beamten gegen Beftätigung zu überneh⸗ 
men und nur an jene Manufhaft zu 
verabfolgen habe, von welcher der be⸗ 
treffende Dienft geleiftet wurde. Ueber 
diefe Gelder ift bei jeder Abtheilung 
ein eigenes von den Empfängern beflä- 
tigtes Journal zu führen, und diefe 
Dienfte find in der Commandir - Lifte 
befonders erfihtlih zu machen. (Decr. 
der Bol. Direct. v. 3. Ian. 1853 3. 
27326/7776 €. 2.) 

Militär = Polizeiwadhe. Dienſt⸗ 
Inftruction für das 2. k. oͤſterreichiſche 
Militär » PBolizeimacheorps v. 7. Febr. 
1853, genehmigt von Sr. k. k. apoſt. 
Majertät laut Erl. der oberſten Bol. 2. 
v. 10. Mai 1853 3. 6049/1497 V. 
(Decr. der Bol Direct. vom 6. Juni 
1853 3. 11909.) 

— — f. Linien = $olizeiwadge. 

— — die derfelben von Seite des 
Militärs zu leiſtende Affiftenz, |. Mi⸗ 
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— — Die für dieſelbe erlaſſene Uni⸗ 
formirunge- und Armirungsvorfrift 
darf auf die Bolizeimannfhaft des Lau⸗ 
des nicht ausgedehnt werden, ſ. Poli⸗ 
zeiwache. 

— — ſ. Polizeiwache. 

Militär⸗Recruten. Aus Anlaß 
allgemein und laut darüber geführter 
Klagen über die groben Erceffe, welche 
durch die auf den Affentplak geführten 
Recruten verübt werden, werden die 
Aemter und Magifttate dafür verant- 
worttich erflärt, dag bei Abführung der 
Recruten auf den Affentplag die Rube 
nit geftört, vielmehr jedem Exceſſe 
möglicht gefteuert werde. Es ift zu die⸗ 
fem Ende immer die Verfügung zu tref- 
gen, daß jedem Recruten » Transporte, 
wie ed ohnehin fon ältere Vorſchrif⸗ 


Mintur⸗ Reerntenſteliang. 


ten anordnen, und die Sache von ſelbſt 
mit ſich bringt, ein, und nach Umſtaͤn⸗ 
den, namli nad der Größe des Re⸗ 
ernten«Transportes auch mehrere Eon- 
vojanten, und felbft aud ein obrigkeit⸗ 
licher Beamter beigegeben werde, welde 
Amtsindividuen den Transport unter 
ſteter Auffiht zu halten, und unter 
firenger Berantwottung darauf zu fehen 
haben, daß allenthalben Ruhe und Ord⸗ 
nung mit Bermeidung aller Ercefie 
beobachtet werde. Sollten fih derlei 
Ercefie dennoch ereignen, welche jedoch 
bei gehörig beigegebener und ftrenger 
Aufficht nicht fo allgemein fein, und fich 
höchſtens nur auf befonders ausgelaf- 
fene und zügellofe Individuen im Trans⸗ 
porte beichränten fönnen: fo find die 
Schuldigen, wenn folde nit zum Mi- 
litär abgeftellt, Tondern vom Affentplaße 
entlaffen, in die Heimath zuruͤck beför⸗ 
dert wurden, nach Verhältniß des be⸗ 
gangenen Exceſſes arbiträr abzuftrafen. 
Wegen Befrafung derjenigen Schuldi- 
den aber, welche zum Militaäͤr abgeſtellt 
worden find, ift ih gleich auf dem Aſ⸗ 
fentplape an das Werbbezirks⸗Com⸗ 
mando zu verwenden. Uebrigens ift den 
Aemtern und Magiſtraten ausdrücklich 
auch zur Pflicht gemacht, bei einer jer 
den Abfuhr von Recruten auf den Af⸗ 
fentplag diefelben zur Rue und Ord⸗ 
nung zu ermahnen, und auf Der gangen 
- Wegeöftrede bis zum Affentplape unter 
der vorgejihriebenen ftrengen Aufficht 
zu halten. (Bdg. des böhm. Bub. v. 
30. Juni 1835 3. 24938. Obent. 4. 
Bd. ©. 37.) 

Militärs Reerusenfkellung. Der 
Zandesftele wird befanmt gegeben, daß 
das von dem galizifhen Gubernium 
vorgefchlagene Verfahren zur Befeiti« 
gung der zu großen Bedenklichkeit und 
Aengftlichleit der Wilitär » Aergte bei 
Unterfuhung der Recruten bei den ges 
wöhnliähen Reernten- Stellungen in Ans 
wendung zu bringen fei. Dieſes Ver⸗ 

Zaleidty, Handb. d. Bol. Gef. IL 
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fahren beſteht darin, dag dem Kreis⸗ 
arzte, in fo fern er nicht auf dem Affent- 
Plage ſelbſt interwenirt, alle jene noch 
abzuftelenden Individuen gur ärztlichen 
Unterfuhung im Kreisamts-Locale vor: 
geftellt werden, welche bei ter Affenti- 
tungs = Gommiffion vom Militär Arzte 
wegen Gebrechen, die nicht fo allgemein 
befannt und auffallend find, daß ihr 
Beitand und ihr Einfluß auf die Mili- 
tarsDienleiftung auch vom politifchen 
Affentirungs-Eommifjär erkannt werden 
fönmen , als dienſtuntauglich erflärt 
wurden. Findet der Kreisarzt ein ſol⸗ 
des Individunm dienſttauglich, fo iſt 
dasſelbe unter perſönlicher Interveni⸗ 
rung des Kreisarztes wiederholt der 
Affentirungs » Commiffion vorznſtellen, 
wobei eine confultative Ruͤckſprache zwi- 
fchen demfelben und dem Militär-Arzte 
einzutreten, und der politiſche Aſſenti⸗ 
rungs⸗Commiſſär auf eine Bereinigung 
der beiderfeitigen ärztlihen Anſichten 
hinzuwirken hatte. Wird in deffen Kolge 
der Militär- Mrzt von feiner urfprüng- 
lihen Anfiht abgehen, und ſich für die 
Zuläffigkeit der Affentirung des betref: 
fenden Individuums ausfprechen, To ift 
dasfelbe ohne weiters zu aflentiren, fo 
wie hingegen im Falle, wenn der Kreid- 
Arzt ſich von der Richtigkeit der militar- 
aͤrztlichen Auficht überzeugen, und von 
feiner Meinung abgeben follte, der Manıı 
nach der vereinten Anſicht zu clafjifici- 
ven, und der Befund auch vom ben ſtreis⸗ 
Arzte m der Widmungsrolle mitgufer- 
tigen if. Bleibt dagegen jeder der bei: 
den Aerzte bei feiner differenten Anſicht. 
fo ift wie bisher, Die Eutſcheidung des 
zweifelhaften Falles der Superarbitri⸗ 
rungs⸗Commiſſion zu überlaffen. Nach⸗ 
dem der f. ?. Hofktriegsrath den Anirag 
gemacht bat, daß diefes Verfahren auch 
in andern Provinzen, in welchen Civil⸗ 
Aerzte bei Retrirten-Stellungen gewoͤhn⸗ 
lich nicht interveniren, in Anwendung 
gebracht werde, jo wird die Landesſtelle 
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hiervon zur Wiſſenſchaft und Darnach⸗ 
tung in die Kenntniß geſetzt. (Hflzl. 
D. v. 30. März 1843 3. 8451, an 
fammtl. Länderfi. mit Ausnahme von 
Dalmatien, Mailand, Venedig u. Zirol. 
Bol. &. ©. 71. Bd. Nr. 37.) 

Militär-Recerutenftellung, fiebe 
Militär-Affentirung. 

— — ex ofücio, |. Militärftel: 
lung. 

— — ſ. Militärftellung. 

Militär-Recrutirung. In Folge 
a. h. Entſchließung wurde laut h. Hof⸗ 
kanzlei⸗Decretes v. 7. Aug. 1827 3. 
21602 eine Recrutirung angeordnet, 
bei welcher fih nad der unten folgen- 
den Belehrung zu benehmen if, die je⸗ 
doch nad dem weiteren Inhalte eines 
HoffanzleisDecretes v. 22. Aug. 1827 
3. 22678 nur proviſoriſch zu gelten 
bat, ſeitdem aber noch nicht widerrufen 
wurde. 

Belehrung rüdfihtlih der 
bei den Recrutirungen zu be» 
obachtenden Örundfäke. 

1. Die Reſerve bat von nun au 
ganzlid aufzubören. 

2. Die recrutirungspflidtige Mann- 
[haft hat künftig unmittelbar aus der 
Population in die Regimenter und 
Corps einzutreten, und 

3. nad vollſtreckter Gapitulation in 
der Linie, in die Landwehr überzutreten. 

4. &8 find für die Zukunft nur die 
-11 Altersclaffen, vom vollſtreckten neun⸗ 
zehnten bis einfhlüffig zum vollſtreckten 
29. Xebendjahre, der Recrutirung für 
die Linie unterworfen, *) ohne daß je- 
doch hierdurch Die Landwehrpflichtigkeit 
vom 30. Jahre aufwartd aufgehoben 
wird. 

5. Die 11 Altersclafien find in der 


*) Nah dem Pat. v. 5. Dechr. 1848 
8. 3 (f. weiter unten) hat das militärftel- 
Iungspflichtige Alter mit dem wollendeten 
20. Lebensjahre anzufangen und bis zum 
vollſtreckten 26. Jahre zu dauern, 
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Art zur Erganzung der Armee zu wid⸗ 
men, daß 

a) zuerft aus allen diefen 11 Alters» 
Claſſen die zur ex officio Stellung nad 
den biöherigen Grundſätzen geeigneten 
Individuen von ihrer Obrigkeit, jedoch 
mit Genehmigung des Kreisamtes, fo« 
wohl bei der Recrutirung felbft, ald au 
unter dem Jahre, auf Rechnung ihres 
Contingents, an das Militär abgegeben 
werden koͤnnen. Eben fo wird die Stel- 
lung zum Borhinein derjenigen Aus» 
gedienten und Entlaffenen Statt finden, 
welche nad dem Patente vom 4. Mai 
1802 zur Exofficio-Gtellung geeignet, 
und noch ganz dienfttauglid find. 

b) In fo fern auf diefem Wege das 
Recruten = Kontingent einer Obrigkeit 
nicht gedeckt wird, find die übrigen Re- 
cerutirungspflichtigen in der Art beizu- 
ziehen, daß unter gleihen Umfänden 
und Berhältnifien zuerſt die 1Y9jährigen, 
für welche kein gefeßliher Befreiungs- 
grund ſpricht, geftellt, und nur dann 
erſt 20jährige beigezogen werden, wenn 
die Alters » Clafie von 19 Jahren zur 
Dedung das Recruten-Contingent nicht 
binreiht. Auch bei größeren Recrutirun⸗ 
gen ift auf die Altersclafie von 21 und 
22 Jahren u. f. w. unter gleidyen Um⸗ 
fanden nicht zu greifen, jo lange der 
Armee-Bedarf mit der jüngeren Alters⸗ 
claffe gedeckt werden kann. 

6. Rückfichtlich der Militär: 
Befreiungen wurde Kolgendes ver⸗ 
ordnet: 

1. Unter der Rubrik: Geiftlid- 
keit, find auch künftig ganz befreit: 

a) Die katholiſche und griechifche 
Geiftlichleit mit höheren Weihen vom 
SubsDiaconaten aufwärts; 

b) Kloftergeifllide mit Gelübden, 
einfhlieglih der Raienbrüder, welde 
fon Profeß abgelegt haben; 

c) Kleriker und Rovizen der geiftli« 
hen Orden, jedoch gegen dem, daß fie, 
wenn fie vor abgelegter Brofeß, oder 
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vor empfangenen höheren Weihen aus 
dem Orden treten, der Recrutirung in 
jener Altersclaſſe unterliegen, in wel⸗ 
cher ſie waͤren beigezogen worden, wenn 
ſie den geiſtlichen Stand nicht erwählt 
hätten; 

d) von allen übrigen Eonfeffionen 
wurde den wirklichen Religionslehrern 
und den Seelforgern die Militär - Be- 
freiung zugeftanden. 

2. Dem Adel haben Se. Majeftät, 
wie bisher, die Militär-Befreiung zuzu⸗ 
geftehen geruhet. (Wurde mit a. 5. 
Bat. vom 5. Dechr. 1848 $. 1 auf 
gehoben.) 

3. Rüdfihtlih der Staatsber 
amten bat es bei den biöherigen Vor⸗ 
ſchriften einftweilen zu verbleiben, bis 
hierüber nähere Beftimmungen getroffen 
werden. (Died geſchah mit der a. 5. 
Entſchl. v. 2. März 1829.) 

4. Unter der Rubrit: „Honora- 
tioren,”" haben die Militär-Befreiung 
zu genießen: 

a) Die Doctoren der Rechte, welde 
stallum agendi haben; 

b) Doctoren der Medicin und Chi⸗ 
rurgie. Alle übrigen in dem Conſcrip⸗ 
tions⸗Syſteme vom 3. 1804 unter der 
Rubrik: „Honoratioren” aufgeführten 
Befreiungen haben aufzuhören; es bleibt 
jedoch den von der Befreiung neu Aus⸗ 
geſchloſſenen frei, für den Ball fie die 
Beſtimmung zum Militär trifft, ihrer 
Pfliht gegen den Staat durch einen 
Stellvertreter Genüge zu leiften. 

5. Der Beſitz eines Bürgerhaufes, 
auch verbunden mit dem Buͤrgerrechte 
befreit fünftig nicht mehr von der Wid⸗ 
mung zum Militär, im Kalle nicht etwa 
ein anderer Eremptione- Grund eintritt. 

6. Hinfihtlih der Gewerbsinha- 
ber bleibt es bei den bisherigen Vor⸗ 
ſchriften. 

7. Die Befreiung der Schaufpie⸗ 
ler hört ganzlidh au 

8. In Anfehung der Künftler wird 
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die für das lombardiſch⸗ venetianifche 
Königreich erlaffene Verfügung aud 
auf die übrigen confcribirten Provin⸗ 
zen ausgedehnt, vermöge welcher die 
Zöglinge der Akademie der ſchoͤnen 
Künſte, weldye eines der erften Prä- 
mien erhalten haben, und jene, welche 
zur weiteren Ausbildung im Auslande 
auf Staatskoften ihre Berwendung fort« 
fepen, vom Militär ganz befreit find. 

9. Eigenthümer von ererbien und 
von erfauften Bauernwirtbfhaf- 
ten bleiben auch künftig von der Stel- 
lung zum Militär befreit, wenn fie ihre 
Wirthſchaft mit Rüden befigen. Der 
Wirthſchaftskauf berechtiget jedoch fünf: 
tig nicht zur Entlaffung ſchon wirklich, 
dienender Soldaten im Eoncertationg- 
Wege. Der Baht einer Bauernwirth: 
{haft befreit künftig weder von der 
Stellung zum Militär, noch begründet 
er eine Entlaffung im Concertatione- 
Mege. Der Beſitz abgetretener Wirth⸗ 
ſchaften fihert künftig die gänzliche Be⸗ 
freiung vom Militär, und die Entlaf- 
fung im Concertations⸗Wege nur dann, 
wenn die Eltern, weldye die Wirthſchaft 
abtreten, alt und gebrechlich find, und 
feine andere zur Wirthſchaftsübernahme 
geeignete, entweder von der Recrutirung 
fhon freie, oder doch im Alter weiter 
vorgerüdte Söhne haben. 

10. Die unter der Rubrit: Haus: 
ler, ®ärtler und vermiſchter 
Beihäftigung begriffenen Imdivi- 
duen, haben künftig feine Militär» Be 
freiung zu genießen. 

11. Studirende; unter diefer 
Rubrik genießen Tünftig die Militär: 
Befreiung: 

a) Die Theologen, fo lange fie Sitt- 
lileit und guten Fortgang zeigen. 
Wenn jedod ein Theologe wegen ſchlech⸗ 
ten Yortganges die theologiſchen Stu: 
dien verlaffen muß, oder wegen geän- 
derter Standeswahl freiwillig verläßt, 
unterliegt derfelbe der Recrutirung in 
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jener Altersclaffe, in welder er wäre 
beigegogen worden, wenn er das 
theologifhe Studinm nit angetreten 
hätte. 

b) Die Zöglinge der Ingenieur und 
der Neuftädter Akademie, auch wenn fie 
nicht adelig find; 

ec) alle übrigen Studirenden, aud 
Stipendiften und Convictoren genießen 
die zeitliche Militäar- Befreiung nur in fo 
fern, als fie in Sitten, in der Religion 
und in den andern Lehr» Begenftänden 
die Vorzugsclafie erhalten. (f. Stu: 
dirende.) 

12. Schullehrer, zu deren Un- 
terhalt die Dotation vollfländig ausge⸗ 
mittelt ift, bleiben fünftig von der Mi⸗ 
litar » Stellung ganz befreit. Sch ul- 
gehilfen, welche durch Decrete höhe: 
rer Behörden angeſtellt find, haben die 
zeitliche Militär- Befreiung zu genießen, 
nicht aber auch diejenigen Schulgehilfen, 
welche von den Lehrern felbft, ohne hö⸗ 
here Decrete aufgenommen werden. 

13. Kerner ift von der Militär- 
Widmung ganz befreit: 

A. Der einzige Sohn eines Vaters 
oder einer Mutter, im Kalle der erſte 
geftorben fein follte, welche das 70. 
Jahr zurüdgelegt haben, und der Mit- 
tel zur Unterhaltung ihres Lebens ber 
raubt find, fowie auch Derjenige, wel⸗ 
her nad) dem Ableben feines Baters 
einen Großvater oder eine Sroßmutter, 
im Falle der Großvater geftorben fein 
ſollte, von gleihem Alter und von glei⸗ 
hen Umftänden zu ernähren bat. 

B. Die zeitliche Befreiung haben zu 
genießen: 

a) Der Militär » Pflichtige , welcher 
vom Pater und Mutter verwaifet ift, 
und keine Brüder hat, oder beide zu er- 
näbren hat, jedoch nur für den Fall, 
wenn er keinen väterlichen Oheim hat. 

b) Der Militär » Pflichtige, welder 
zwar Brüder bat, aber doch nur allein 
den Unterhalt eines, der Mittel zu fei- 
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ner Erhaltung beraudten 7Ojährigen 
Baters zu beforgen bat. 

ec) Der Militär - Pflichtige, der von 
beiden Eltern vermwaifet ıft, der aber 
ganz allein, auf eigene Koſten, die Er- 
haltung eines oder mehrerer Brüder 
oder Schweftern von minderem Alter, 
als der Militär Pflihtige felbft ift, zu 
verforgen hat, jedoch nur in dem einzi« 
gen Kalle, wenn diefe Geſchwiſter aus 
koͤrperlicher Schwäche unfähig find, felbft 
ihre Nahrung zu gewinnen. 

d) Der ältefte Sohn eines Vaters 
oder einer Mutter, welche Bitwe ift, 
wenn diefe unfähig find, ihre tägliche 
Rahrung zu fihern, und der Sohn zu- 
glei den Unterhalt von einem oder 
mehreren Geſchwiſtern, welche noch nicht 
das 15. Jahr erreicht Haben, oder welche 
aus körperliher Schwäche unfähig find, 
vie Mittel zur Erhaltımg ihres Lebens 
zu gewinnen, zu beforgen hat. Bet den 
unter Rr. 13 angeführten zugeſtande⸗ 
nen, theils gänzlichen, theil® zeitlichen 
Befreiungen wird jedod erfordert, daß 
Derjenige, dem fie zu Theil werden fol, 
auch im Stande fei, im bürgerlichen 
Leben die erwähnten Eltern, Großel⸗ 
tern oder Berwandten ernähren zu kön⸗ 
nen. Die betreffende Obrigkeit hat da⸗ 
ber von jeder Recrutirung das zu be- 
freiende Individuum unter Darftellung 
der obwaltenden Umftände dem Kreis- 
amte anzuzeigen, und von demfelben 
die Beflätigung diefer Befreiung einzus 
holen. Das Kreisamt hat über das nam- 
lihe Individuum, aud bei tünftigen 
Recrutirungen, cine ähnliche Befäti- 
gung zu ertheilen, daher auch von der 
Obrigkeit eine kurze Anzeige an das 
Kreisamt, dag die Umflände noch die 
nämlihen feien, zu erftatten ift. Es 
wird auch geftattet, Daß die Obrigkeiten 
in folden Fällen, in welden ein Indi⸗ 
viduum wegen außerordertlicher, im 
Geſetze nicht vorgefehener Umftände bei 
Haufe Dringend nothwendig wäre, diefe 


Umftände dem Kreidamte anzuzeigen, 
und die Befreiung eines foldden Indi⸗ 
vidunms für die Recrutirung erwirken 
können. | 

14. Alle bisher nicht erwähnten im$. 
16 des Conſcriptions⸗Syſtemes vom J. 
1804 aufgeführten zeitlichen Befreiun⸗ 
gen haben von nun an aufzuhören; nur 
rückſichtlich de Derg-, Bulver-: und 
Salpeter-Arbeiter bat es big zur 
Grlaffung einer neuen diesfälligen Bor: 
fhrift, bei der bisherigen Uebung zu 
verbleiben. Diefe mit Hoftanzlei - Des 
cret v. 7. Auguſt 1827 3. 21602 be- 
kannt gemachte Inftruction, wurde an 
fämmtlihe Länderftellen mit Ausnahme 
von Tirol, Mailand, Benedig u. Zara, 
erlaſſen, und in Defterreich ob der Enns 
am 28. Aug., in Rieder-Defterreih am 
29. Aug., in Steiermark am 30. Aug. 
1827 kundgemacht. (Bol. ©. S. Br. 
55 Rr. 93.) 

Militär: Reerutirung. Erläu- 
terung der Recrutirungs -In- 
firuction vom Jahre 1827. Rach⸗ 
träglich zu der mit Hflgl. Decr. vom 7. 
Auguſt 1827 3. 21602 belannt ge- 
machten Recrutirungs-Inftruction wur⸗ 
den no folgende Vorſchriften erlaffen, 
nad welder ſich bei der für das Jahr 
1828 angeordneten Recruten » Aushes 
bung zu benehmen ift: 

1. Zur richtigen Beſtimmung der 
militärpflihtigen Altersclaffe hat ale 
Grundſatz zu gelten, daß jeder ald 19- 
jährig zu behandeln ift, der in dem So⸗ 
lar= Jahre, nämlich vom 1. Jänner bis 
legten December, welches der jeweiligen 
Necrutirung voranging, das 19. Le 
bensjahr vollendet bat. Nach diefem 
Örundfage werden z. B. bei der Recen- 
tirung von 1828 jene ala 19jährig zu 
behandeln fein, welde in dem Jahre 
1808 geboren find; jene als 20jährig, 
welche im Jahre 1807 geboren find 
u. f. w. 

2. In Hinfiht auf den wichtigen 
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Zwed der ex officio Stellung wird an- 
geordnet: 

a) Daß kein ex offhicio Geſtellter blos 
wegen minder anſehnlichen Aeußern 
zurückgewieſen werden dürfe; 

b) wenn der vifitirende Militär Arzt 
einen ſolchen Menſchen wegen Schwäche 
oder Gebrechen für untaugli hält, fo 
ift derfelbe in Beiſein eines Civilarztes 
unterfuchen au laffen; 

c) wenn aber beide Aerzte fich nicht 
vereinigen Pönnen, fo ift der Mann dem 
Superarbitrium zur Finalentfheidung 
vorzuftellen. 

3. In Betreff der mit Bäffen legal 
Abwefenden, dann der Kranken, 
it fih auf folgende Art zu benehmen: 

a) Die mit Bäffen legal Abwefen- 
den und die Kranken, melde nach der 
neuen Recrutirungs » Inftruction zur 
Stellung geeignet find, follen geftellt 
werden; 

b) die legal Abwefenden, welche Paͤſſe 
an einen beftimmten Drt erhalten ba- 
ben, deren Aufenthaltsort daher den 
Eonferiptiond » Obrigkeiten bekannt ift, 
find gleih auf das Recruten⸗Contin⸗ 
gent anzunehmen, und die Obrigkeiten 
haben die Einleitung zu treffen, daß 
folge Leute unverzügli an das Milis 
tär abgegeben werden; 

c) für die legal Abwefenden, deren 
Päffe nit auf einen beftimmten Ort 
lauten, fondern auf eine ganze Provinz, 
oder auch auf alle confcrihirten Provin⸗ 
zen, deren Aufenthaltsort mithin dem 
Conſcriptiono⸗Obrigkeiten nicht befannt 
ift, muß indefien, bis fie felbft beim Mi- 
litär einrüdlen, ein anderer Mann, ent: 
weder aus derfelben Alters-Claffe, oder 
wenn diefe erfhöpft ift, aus der nächſt⸗ 
folgenden geflellt werden; 

d) in derfelben Art muß noch für 
die Kranken, wenn fie die Beflimmung 
zum Militär erhalten, ein anderer Mann 
geteilt werden; 

e) diefer proviſoriſch für einen andern 
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geftellte Mann, ift fogleich nach der Aſ⸗ 
fentirung,, ohne ihm etwas an Montur 
oder ein Handgeld zu erfolgen, nad 
Haufe zu beurlauben; 

f) die Eonfcriptions » Obrigkeit hat 
den Abwefenden, unverzüglich edictali- 
ter vorguladen; 

g) wenn der Abwefende auf die Vor⸗ 
ladung, oder wenn das bei der Recru⸗ 
tirung Trank befundene Individuum in 
der Frift von 4 Monaten, vom Tage 
an gerechnet, wo er die Beſtimmung für 
das Militär erhielt, nicht beim Militär 
einrücdt, fo kann der für ihn provifo- 
riſch gewidmete Mann, fobald der Be⸗ 
darf eintritt, nunmehr ohneweiters für 
den Militäar-Dienft vom Haufe förmlich 
eingezogen werden, wo ihm dann aud 
das Handgeld zu erfolgen ill; 

h) der auf diefe Weife für einen Ab- 
weienden oder Kranken geftellte Mann 
muß, wenn der Abwefende oder Krank⸗ 
geweiene in der Friſt von 4 Monaten, 
oder auch nach Verlauf diefer Friſt zu 
was immer für einer Zeit beim Militär 
einruͤckt und tauglich befunden wird, im» 
mer fegleih vom Militär mit Certificat 
entlaffen werden, und es ift ihm, falls 
er beim Militär wirklich Dienfte gelei- 
ftet hat, diefe Zeit, wenn er fpäter auf 
eigene Rechnung zum Militär geftellt 
werden follte, in die geſetzliche Capitu⸗ 
lation einzurechnen; 

i) wenn der Abwelende oder Kranke 
gewefene bei feinem Einrücken nidt 
tauglich befunden werden follte, fo bat 
der bisher proviforifch für ihn gewid- 
mete Mann im eigenen Ramen zu bleis 
ben und die geſetzliche Kapitulation zu 
dienen. 

4. In Bezug auf die Behandlung 
der legal Abweſenden wird be 
ftimmt: 

a) Es wird der Obrigkeit geftattet, 
fremdberrfchaftlide Individuen, welche 
mit feinen Päffen oder mit erlofchenen 
oder mit ungiltigen Päſſen verfehen find, 
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auf ihre eigene Rechnung zu flellen, und 
zwar während der Recrutirung ober 
auch zu einer andern Zeit; fie hat je- 
doch jederzeit das Geburts⸗ oder Juris⸗ 
dictione-Dominium des Geftellten hie- 
von zu verfländigen; f. Militär: 
Stellung; 

b) wenn die Bezirksohrigkeit einen 
folden Menſchen anhalt und ftellt, fo 
fol er dem ganzen Eonferiptiond » Be» 
zirke in fein Contingent eingerechnet oder 
bei der künftigen Stellung gutgerechnet 
werden‘; wenn aber eine Gemeinde eis 
nen folden Menfhen flellt, fo ift er 
diefer einzurechmen, oder gut zu rechnen. 

c) Damit jedody der tägliche Ver⸗ 
kehr nicht beiret werde, fo hat über die 
Frage, welhe Individuenausih- 
remobrigkeitlichen Bezirke auch 
ohne Paß fih entfernen dürfen, 
folgende Richtſchnur zu gelten: Bon 
der Verbindlichkeit bei zeitlichen Entfer- 
nungen von feinem Wohnorte, und bei 
der Entfernung aus dem obrigkeitlichen 
Bezirke einen Baß zu erheben, find Die- 
jenigen befreit, welche des täglichen Ver⸗ 
kehres oder anderer Verrichtungen we⸗ 
gen in der Nachbarſchaft ihres Wohn⸗ 
ortes und ihrer Herrfchaft fih Hin und 
ber verfügen, in ihrem eigentlihen Do- 
micil ihre Wohnung behalten, und nur 
vorübergehender Gefchäfte wegen zeit: 
lich fi von demfelben entfernen, ohne 
irgendwo durch Mebernahme eines Dien- 
filed, einer Arbeit u. f. w. einen auch 
nur für eine beffimmte Zeit dauernden 
Aufenthalt zu nehmen. (Hflzl. Decr. v. 
15. Jän. u. 20. Mär; 1828 8. 1123 
u. 6269, an fammtl. Länderft. der alt« 
conferibirten Prov. Bdg. der n. d. Reg. 
vom 20. Janner und 21. Mai 1828 
3. 3884 und 28122. Prov. G. ©. 
10. Bd. Rr. 12. Pol. ©. S. 56. Bd. 
Rr. 3.) 

Militaͤr⸗Recrutirnug. Se. Mai. 
haben in dem Anbetracht, Daß die bie- 
ber in den militärifch-conferibirten Pro⸗ 
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vinzen beftehenden Recrutirungs =» Bors 
ſchriften dem Grundfaße der Gleichitel- 
lung aller Staatsbürger vor dem Ges 
feße nicht entfprechen, und daß Die drin- 
gend nothwendige Befeitigung der bei ih⸗ 
rer bisherigen Ausführung wahrgenon- 
menen , bervorragendften Uebelſtände 
wohl nicht bis zur Erlaffung eines voll- 


fländigen Militär = Eonferiptiond- und 


Recrutirungs⸗Geſetzes verſchoben wer: 
den koͤnnen, nach dem Antrage des Mi⸗ 
niſterrathes nachſtehende Abänderungen 
in den beſtehenden Recrutirungsgeſetzen 
als eine proviſoriſche Vorſchrift zu tref⸗ 
fen beſchloſſen: 

8§. 1. Die in dem proviſoriſch erlaſ⸗ 
fenen Recrutirungs-Patente vom Jahre 
1827 ausgefprochene Befreiung des 
Adels von der Militärwidmung bat von 
nun an aufzubören. 

$. 2. Die Berufung zur Armee ger 
ſchieht durch das Loos, welches die Reis 
henfolge beftimmt, in der die Militär- 
pflichtigen zu affentiren find. 

8.3. Das militärftellungspflichtige 
Alter hat mit dem vollendeten 20. Le⸗ 
bensjahre anzufangen, und bis zum 
vollſtreckten 26. Jahre zu dauern. Diefe 
Beſtimmung tritt jedoch erft mit 1. Jän. 
1850 in Birkfamteit. 

8.4. Zum Behufe der Berloofung 
muß von jedem politifhen Amtsbezirke, 
mit Zuziehung der Gemeindevorfteher, 
aljährlih aus dem vorhandenen Auf- 
nahmsbogen die Conferiptionglifte her- 
geftellt werden. In dieſer ift Die ge- 
fammte, dem Bezirke nach den beftehen- 
den Geſetzen angehörige männliche Ber 
völferung in dem $. 3 bezeichneten Als 
ter unter Beifügung des Wohnortes, 
der Hausnummer, des Alters, der Be- 
[Häftigung und der körperlichen Be⸗ 
fhaffenheit, nach den Altersclaffen ge 
reiht, zu verzeichnen, und die Bemer⸗ 
fung beizufeßen, ob und aus welchem 
Grunde dem einen oder dem anderen 
der Berzeichneten die unbedingte (gänz⸗ 
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liche) oder die bedingte (zeitliche) geſetz⸗ 
lihe Befreiung zukomme. 

8.5. Mit der Anfertigung diefer Li- 
ften muß bei allen Aemtern in den er- 
ften Tagen des Monates Jänner begon- 


nen werden, in fo fern von der Staats- 


verwaltung nicht ein anderer Zeitpunct 
mittelft befonderer Verordnung beftimmt 
werden follte. 

8.6. Die politifden Aemter find 
verpfliptet, den Tag, an welchem die 
Zufammenftellung der Conferiptions- 
liften beginnen foll, wenigften® 14 Tage 
vorher in allen Gemeinden ihres Bezir: 
fe3 mit dem Auftrage verfünden zu laſ⸗ 
fen, daß die Gemeindevorfteher fich die 
erforderlichen Auskünfte in ihren Ger 
meinden zu erholen haben, um foldhe 
bei Ausfertigung der Liften den Aem⸗ 
tern mitzutheilen. 

8. 7. Die Eonferiptiongliften müffen 
mit Ende Jänner jeden Jahres bei als 
len Amtern vollendet fein, und find ſo⸗ 
dann von diefen den im Amtsbezirke 
befindlichen Seelforgern, denen die Fuͤh⸗ 
rung der Geburtd- und Sterberegifter 
anvertraut ift, zur Berihtigung nad 
den Geburts» und Sterberegiftern, 
welche binnen acht Tagen zu erfolgen 
hat, mitzutheilen. 

8. 8. Jeder Gemeinde ift das richtig 
geftellte Ramensverzeihniß ihrer cons 
feridirten. Gemeindeglieder fogleih in 
zweifacher Ausfertigung zuguftellen; 
das Eine ift in der Gemeinde durch acht 
Tage mit der Bemerkung zur allgemeis 
nen Einfiht anzubeften, daß bei dem 
Amte an dem unter Einem ausdruͤcklich 
zu bezeichnenden Tage die gegen die 
Conferiptionslifte gerichteten Reclama- 
mationen angebradht werden koͤnnen. 
Nah Ablauf Diefed Termines Tönnen 
Reclamationen nicht mehr verhandelt 
und berücfichtiget werden. 

8. 9. Diefe Reclamationen Lönnen 
nit blos wegen unrichtiger, fondern 
auch wegen unterlaffener Eintragung 





oder wegen unrichtiger Anwendung der 
in den Recrutirungsgefeben enthaltenen 
Ausnahmen auf einzelne Militärpftich⸗ 
tige ſowohl von den Eonfcribirten ſelbſt, 
ale auch von jedem anderen Militär⸗ 
pflidgtigen des Bezirkes, oder non den 
Eltern und Bormündesn beider ange- 
fiellt werden. 

8. 10. Die Brüfung der in der be 
ftimmten Zeit angemeldeten Reclama- 
tionen wird von dem Amte, und, nad 
Berhältniß der geringeren oder größe 
ren Bevölkerung des politifhen Bezir- 
tes, mit Zugebung von. vier bis zehn 
jcei gewählten Vertrauensmännern öf- 
fentlih vorgenommen. Die erwähnten 
(Sommifftonsglieder haben nad voraus⸗ 
gegangener gemseinichaftliher Bera- 
thung nah Stimmenmehrheit zu ent: 
ſcheiden. 

8. 11. IR durch dieſe Entſcheidung 
eine Reclamation gegründet befunden 
worden, muß die ſogleiche Berichtigung 
in der Conſcriptionsliſte vorgenommen 
werden; wird aber auf Nichtbeachtung 
der Reclamation erkannt; ſo ſind die 
hierbei Betheiligten hiervon in Kennt⸗ 
niß zu ſetzen, wogegen ein Recurs nicht 
Statt findet. 

$. 12. Unmittelbar nach dem Schluſſe 


der Reclamationsverhandlung find auf 


Grundlage der berichtigten Conſcrip⸗ 
tionsliften von der im & 10 erwähnten 
Commiſſion die Elaffificationsliften zu 
verfaffen. Hierbei find diejenigen Mili- 
tärpflichtigen, welche nad dem beſtehen⸗ 
den Gefehe ex oficio der Affentirungs- 
commiffion vorzuführen find, in.die Lifte 
Rr. 1, die übrigen zum Dienfte Geeig- 
neten und unbedingt Derpflihteten nach 
den Altersclaffen von der jüngſten an⸗ 
gefangen in die Liſte Nr. 2, jene aber, 
denen eine zeitliche Befreiung zukömmt, 
in die Lifte Nr. 3, ebenfall® nad den 
Altersclafien gereiht, endlich die unbe- 
dingt Befreiten, fo wie die wegen för- 
perlicher Gebrechen zum Militärdienfte 
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offenbar untaugliden in die Liſte Ar. 
4 einzuteagen. Die Verhandlung diefer 
Gommiffion, welche über vorlommende 
Anſtaͤnde nah Stimmenmehrheit ent⸗ 
ſcheidet, ift sffentli, unter Jedermanns 
fretem Zutritt vorzunehmen, wobei den 
Eonferibirten und Militärpflitigen des 
Bezirkes, dann den Eltern und Bor- 
mündern derfelben der Borzug gebührt, 
wenn das Berfaumlungslccale nicht 
alle Anmwefenden faflen ſollte. 

8. 13. Sogleich nad Bollendung 
dieſes Geſchaͤftes bat das Amt Abſchrif⸗ 
ten der Clafſificationsliſten öffentlich 
auszuhängen und der vorgefeßten poli⸗ 
tifhen Behörde vorzulegen, worauf die 
legtere dem Amte den Tag eröffnet, an 
welchem die Looſung der Stellungs- 
pflichtigen vorgenommen werden: joll. 

$. 14. Der Randeschef hat dafür zu 
forgen, daß die Loofung in dem gan⸗ 
zen Gouvernementsbezirke gleichzeitig 
vor ſich gehe, und deshalb wegen Feſt⸗ 
ſetzung des Tages zur Looſung die er⸗ 
forderlihen Weiſungen zu erlaffen. 

8. 15. Die zur Looſung Berufenen 
werden mittelſt öffentlicher Kundma⸗ 
chung aufgefordert, ſich am feſtgeſetzten 
Tage im Amtsorte einzufiuden, um ſich 
dafelbft der Loofung zu unterziehen. 
Dem Ziehungsacte haben der Borfteher 
des Amtes, die Gemeindevorſteher und 
je zwei aus der Gemeinde gewählte 
Männer beizuwohnen. 

8. 16. Ben den in den 4 Glaffifica- 
tiongliften Verzeichneten werden blos 
die in der zweiten und dritien Liſte Auf- 
geführten nad der Reihenfolge der Als 
tersclaffen, von der jüngften angefan- 
gen, der Looſung unterzogen. 

$. 17. Zur Grundlage diefer Amts⸗ 
handlung werden die Glaffificationeli- 
ften in der Art benüst, daß die Namen 
der Looſungspflichtigen jeder Alters⸗ 
claſſe in alphabetiſcher Ordnung ver⸗ 
zeichnet werden. Die Loofuug beginut 
damit, daß die fammtlihen Buchſtaben 








des Alphabets auf Zeiten gefchrieben 
und in eine Urne gelegt werden, aus 
welcher der ältefte Gemeindevorfteher 
des Bezirkes einen Buchftaben heraus: 
zieht, von weldem an bei der Haupt⸗ 
ziehung der Looſenden in jeder Alters» 
claffe der Aufruf zu beginnen bat, und 
bis zum 3. fofort aber vom A bis zum 
gezogenen Buchſtaben fortzufeßen iſt. 

8. 18. Behufs der bierauf folgen- 
den Ziehung find, abgefondert für jede 
Altersclaffe der in der zweiten jo wie 
der in der dritten Lifte Derzeichneten fo 
viele Looszettel von gleihem Papiere 
und gleicher Größe, von der Zahl Eins 
angefangen in fortlaufender Zahl zu 
ſchreiben, als Looſende vorhanden find. 
Sodann werden die Looszettel der 
jüngften Altensclaffe zufammengerolit, 
in eine Urne gelegt, und die Looſenden 
diefer Altersclaffe in alphabetifcher Ord⸗ 
nung von dem nach $. 17 gezogenen 
Buchſtaben angefangen, aufgerufen. Je⸗ 
der Aufgerufene zieht einen Looſungs⸗ 
zettel, nach deffen Rummer ihn die Reihe 
zue Stellung trifft, und wenn er nit 
ſelbſt ziehen wollte, oder in feiner Abs 
weienheit, zieht fein Stellvertreter oder 
ein Anderer, den die Commiſſion hier⸗ 
zu beſtimmt. Jener, der den Zettel ges 
zogen bat, lieft folden laut ab, oder 
läßt ihn durch eine von ihm felbft ge- 
wählte Berfon ablefen, übergibt ihn fo» 
dann dem Gemeindevorfteher feines Dr- 
tes, welcher ihn dem ämtlihen Com⸗ 
miffär zur Eintragung des Namens in 
das vorbereitete Looſungsproto coll uͤber⸗ 
reicht. Auf gleiche Art iſt bei den übri⸗ 
gen Altersclaffen zu verfahren. 

8. 19. Die gezogenen Rummern 
bleiben für die Dauer. eined ganzen 
Jahres giltig. 

8. 20. Die Ziehung muß mit der 
größten Deffentlichkeit geſchehen, und 
die Commiſſion bat mit aller Borficht 
darüber zu wachen, daß fein Pflichtiger 
fich der Loofung entziehe. 
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$. 21. Wäre ein loofungepflichtiges 
Individuum aus was immer für einer 
Urfahe ohne fein Verfchulden in die 
Hauptloofung nicht einbezogen worden, 
fo ift deshalb der Hauptloofungsact 
nicht ungültig, fondern bei der Behörde 
eine Nachlooſung vorzunehmen. Diefe 
leßtere bat unter denfelben Förmlich⸗ 
feiten und Borfchriften, welche für die 
Hauptloofung angeordnet find, in der 
Art vor fi zu geben, daß der fpäter 
Entdedie aus eben fo vielen Looſen, 
als bei der Hauptloofung vorhanden 
waren, ein Loos zu ziehen hat. Das 
nachgezogene Loos wird in dem eriten 
Looſungsoperate der gleihen Zahlen: 
größe als Bruchtheil vorgefeßt. 

8. 22. Sogleih nah Vollendung 
ver Looſung und Verkündigung der 
Refultate derfelben muß zum Meflen 
der Zoofjenden gefchritten werden. Die 
Meſſung geſchieht in Gegenwart aller 
Anweſenden, und deren Ergebniß ift fo- 
gleih in das Looſungsprotocoll ein- 
zutragen. 

$. 23. Rach vollendeter Looſung 
und Meſſung werden die Looſungsli⸗ 
ften fammt den bei diefem Acte aufge- 
nommenen PBrotocollen und allen frü- 
beren Bezugsacten der vorgejekten po- 
litiſchen Behörde vorgelegt, welche diefe 
Dperate auf das genauefte zu prüfen, 
und dabei entdedte Mängel entweder 
unmittelbar oder durch das untergeord- 
nete Amt zu berichtigen hat. Bon jeder 
Nachlooſung hat das Amt, wenn fie nach 
der Einfendung des Hauptloofungs: 
actes an die vorgefegten politifchen Be⸗ 
börden Statt gefunden bat, diefen zur 
Bornahme der Berichtigung die Anzeige 
zu erflutten. 

$. 24. Den Militärpflichtigen der 
zweiten und dritten Lifte ift der Aus⸗ 
tauſch der durch das Loos gezogenen 
Nummer (Roostaufch) unter der Bedin- 
gung geftattet, daß der Subftituirte 
zum Militärdienfte tauglih, und der 
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Loostaufch eher angefuht und ange— 
nommen worden ift, ald Derjenige, der 
ſich fubflituiren laffen will, affentirt 
wurde. Der Loostaufh bat keine ans 
dere Wirkung, als dag die Taufchenden 
nach Maßgabe der getaufchten Looſes zur 
Stellung berufen werden. 

8. 25. Mit Rückficht auf die von den 
Aemtern vorgelegten und von der vor⸗ 
geſetzten politifchen Behörde richtig ger 
ftellten Zoofungsliften wird das zur Er- 
gänzung der Armee entfallende Gontin- 
gent auf die einzelnen politifchen Be⸗ 
zirfe vertheilt, und der Repartitions- 
ausweid vor der angeordneten Aſſenti⸗ 
rung den Stellungsämtern mitgetheilt. 

8. 26. Behufs der Affentirung wer⸗ 
den Affentirungsbezirke umd für jeden 
derfelben der Ort beflimmt, in welchem 
die Stellungspflihtigen des Bezirkes 
der Unterfuchung zu unterziehen find. 
Die Feſtſetzung der Anzahl und Größe 
der Affentirungsbezirte hängt von der 
Stärke der Bevölkerung und den dtt« 
lihen Verhältniffen des einzelnen Amts⸗ 
bezirkes ab, und es ift hierbei insbeſon⸗ 
dere auf die Erleichterung des Zuzuges 
der Stellungspflichtigen, in fo fern hier: 
duch die Affentirung nicht verzögert 
und die Affentirungscommiffion nicht 
auf dienftabträgliche Art vervielfältigt 
werde, Rückſicht zu nehmen. Bei Mit- 
theilung der Repartitionsausweiſe ift 
zugleich den Aemtern die getroffene Be⸗ 
zirfseintheilung, dann der Ort, wo, 
und der Tag, an welchem fich die Affen» 
tirungscommiffton in dem Bezirke ver- 
fammeln wird, zu eröffnen. 

$. 27. Die Affentirungscommiffion 
bat aus folgenden Gliedern zu beftehen: 

a) aus einem Staatsbeamten der 
höheren politifhen Stelle; 

b) aus einem Civilarzte; 

ce) aus einem Stabs⸗ oder Oberof- 
ficiere; 

d) aus dem Confcriptiongofficiere; 

e) aus einem Militärarzte; 
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f) aus einem kriegscommiſſariati⸗ 
ſchen Beamten; 

g) aus einem Beamten des Stel: 
lungsbezirkes; 

h) aus dem Ortsvorſteher des Aſſen⸗ 
tirungsplatzes; 

i) zwei aus dem politiſchen Bezirke 
zu dieſem Behufe gewählte Vertrauens⸗ 
männer treten der Aſſentirungscommiſ⸗ 
fion als gefegliche Zeugen bei. Die un- 
ter a. und b. erwähnten Commiſſions⸗ 
glieder beftimmt die höhere politifche 
Behörde, jene unter c., d., e., f. das 
Generals oder Obercommando, jene un- 
ter g. das politifhe Amt, und die uns 
ter i. der politifche Bezirk Durch Wahl. 

8. 28. Bor die Affentirungscommif- 
fion werden vorerft alle in der erften 
Lifte verzeichneten ex officio zu Stel: 


-Ienden aller Altersclafien, fodann erſt 


die durch dad Loos Berufenen der zwei- 
ten Lifte nach der Altersclaffe, von der 
jüngften angefangen, und wenn aud mit 
diefen das Contingent des Amtsbezir⸗ 
tes nicht abgeſtellt würde, die in der 
dritten Lifte Verzeichneten in derfelben 
Drdnung und Reihe bis zur ganzlichen 
Abſtellung vorgeführt, und mit moͤglich⸗ 
fter Beobachtung der Schicklichkeit Arzt: 
lich unterſucht. Diefe Acte müſſen im 
Beifein fammtliher Commiffiondglier 
der Statt finden. 

8. 29. Die Unterfuhung der für« 
perlihen Tauglichkeit der Militärpflich- 
tigen hat der Militärarzt vorzunehmen ; 


.er hat bei jedem einzelnen Manne aus⸗ 


zufprechen, ob er denfelben zur Militär⸗ 
dienftleiftung tauglih oder untauglich 
finde. Erklärt der Militärarzt den Un« 
terfuchten für tauglich, fo findet keine 
weitere Berhandlung Pla, und der 
tauglich Befundene wird affentirt. Wenn 
hingegen der Militärarzt die Untaug⸗ 
lichkeit des Unterfuchten ausſpricht, if 
legterer von dem Givilarzte neuerlich zu 
unterfuhen. Stimmt der Eivilarzt der 
Erklärung des Militärarztes nicht bei, 
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fo Hat eine Berathung und Abftimmung 
fammtliher Commiffionsglieder zu er⸗ 
folgen, bei welcher die Stimmenmehr: 
heit ohne Zulaffung eines weitern Re- 
curſes entſcheidet. 

$. 30. Wird ein Aſſentirter wegen 
eines fpäter entdeckten Lörperlichen Ge- 
brechens, das bei der Affentirung be- 
reitd wahrgenommen werden konnte, ale 
untauglich entlafien, fo haften die an 
feiner Abftellung fchuldtragenden Com⸗ 
miffionsglieder für den Erfaß der auf- 
gelaufenen Koften. Dieje Haftung fin- 
det jedoch nur dann Statt, wenn das 
Gebrechen binnen Monatsfrift vom 
Zage des Einrüdens des Soldaten zur 
Truppe entdeckt, und von der beſtehen⸗ 
den militärifch » politifhen Superarbi- 
trirungs⸗Commiſſion nachträglich aner- 
fannt wird. 

$. 31. In allen jenen Beftimmuns 
gen, in welchen die bisher beſtehenden 
Recrutirungsgefeße der Jahre 1804 
und 1827 und die nachgefolgten Ber- 
ordnungen durch dieſes proviforifche 
Geſetz nicht aufgehoben oder abgeändert 
erfcheinen, bat es bei denfelben einft- 
weilen zu verbleiben. 

$. 32. Ueber die Behandlung der 
zum Geedienfte verwendbaren Stel: 
Iungspflihtigen der Seeküftenbezirke 
wird eine befondere Borfchrift erlaffen 
werden. (A. h. Bat. v. 5. Dec. 1848, 
fundgem. in allen Kronlandern, welche 
zu den militärifchsconferibirten Provin⸗ 
zen gehören. R. G. B. Rr. 6.) 

Militär - Reerutirung. Auf den 
Beriht vom 5. d. M. 3. 14418, wird 
dem Landespräfidium Folgendes bedeu⸗ 
tet: Wenn bei der Looſung ein aufge 
ufener Militärpflichtiger nicht felbft 
ziehen wollte, fo hat nad dem $. 18 
des Recrutirungsgefeßes vom 5. Dechr. 
1848 fein Stellvertreter, oder ein Ans 
derer, den die Commiſſion hiezu be- 
flimmt, zu ziehen. Berweigert ein Mili- 
tärpflichtiger feine Stellung auf den 
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Affentplag, fo ift er gleich einem Recrus 
tirungsflüdtlinge nach den beftehenden 
Geſetzen zu behandeln. Begeht endlich 
ein Militärrecrut entweder bei der Loos 
fung oder Militäraffentirung einen Er- 
ceß oder eine ftrafbare Handlung, fo ift 
derfelbe dem Berfahren nach dem, dies- 


- falls anwendbaren Strafgefebe zu un: 


terwerfen. In diefer Erwägung findet 
das Minifterium des Innern eine be- 
fondere Borfchrift für die Behandlung 
derjenigen Individuen, die bei der Lou: 
fung oder Militär-Affentirung fi reni- 
tent oder erceffiv betragen, nicht noth⸗ 
wendig. (Erl. des Minift. des Inn. v. 
18. April 1849, an das n. 6. Landes⸗ 
prafid. R. ©. B. Rr. 218.) 

Militär - Recrntirung, Beſtim⸗ 
mungen binfichtlic der Militärbefreis 
ung der Doctoren der Rechte und Phi« 
loſophie, f. au duns | 

Militär - Reerntirungs-Flüdht- 
ling. Als ein ſolcher ift nur Derjenige 
zu erklären, wenn Einer der beiden fol« 
genden Umftände eintritt, namlich: 

a) wenn ein Confcribirter, aus An⸗ 
laß einer Recrutirung fih vom Haufe 
ohne Paß entfernt, oder 

b) wenn der ohne Pag Abweſende 
auf die Edictalvorladung fih nicht ftellt. - 
Jeder diefer beiden Umftände bildet den 
CharacterderRecrutirungs-Flüchtigkeit. 
(Hftzl. Deer. vom 2. März 1827 8. 
5590, an fammtl. Länderft. mit Aus» 
nahme von Tirol, Mailand, Venedig 
und Dalmatien. Pol. G. ©. Br. 55. 
Nr. 24. N. 6. Rggs. Vdg. v. 10. März 
1827 3. 13453. N. 6. Prov. ©. ©. 
9. Bd. Rr. 72.) 

Militärfchmiede dürfen bei den 
Civil Perfonen die kranken Hausthiere 
nicht behandeln. (Hfd. v. 2. Aug. 1811. 
Barth. H. u. G. Gef. 5. Bd. ©. 433.) 

Militär-Spital, Der k. k. Hof: 
friegsrath hat nad gepflogener Rüd- 
ſprache mit der k. k. vereinten Hoflanz- 
lei, die Aufnahme der mit der Kräße 
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oder der Luſtſeuche behafteten, zur Mi- 
litär« Dienftleiftung berufenen Indivi- 
duen in die Militär- Spitäler nur uns 
ter der Borausfegung und Bedingung 
zu geftatten befunden, wenn die poli⸗ 
tifhen Oberbehoͤrden fich freiwillig ver- 
bürgen, das zur Heilung übergebene 
Individuum oder deſſen Ortögemeinde 
zur Bezahlung der Verpflegs- und Hei- 
Iungsfoften zu verhalten. (Bdg. des 
k. k. Hofkriegsrathed vom 11. Nov. 
1828. Litt. 4298. Hflzl. Decr. v. 27. 
Nov. 1828 3. 26936, n. 6. Rage. 
Vdg. v. 4. Dec. 1828 3. 67956. Bm. 
©. 2. J. 1828, ©. 359.) 

Militär : Spital. Die k.k. ver. 
Hofkanzlei ift mit dem k. k. Hofkriegs⸗ 
rathe in dem Beſchluſſe uͤbereingekom⸗ 
men, daß jene palit. Behörden, welche zur 
Militär-Dienftleiftung berufene Indivi⸗ 
duen zur ärztlichen Behandlung in ein 
Militär-Spital in Gemäßheit des Hofe 
fanzleidecretes v. 27. Rov. 1828 ab- 
geben und für die Hereindringung der 
Heilungstoften fih verpflichtet haben, 
diefelben alfobald aus dem Spitale ge- 
gen Vergütung der bereits aufgelaufe: 
nen Koften zurücknehmen können, wenn 
fie zur Vermeidung fernerer Auslagen 
das längere Berbleiben im Spitale 
nicht mehr zufagend finden, daß fie 
jedoch, wenn fie diefe Zurücknahme 
unterlaffen, gegen die Bezahlung der 
Eurfoften wegen des langen Aufent» 
baltes im Spitale, feine Einwendun- 
gen zu maden berechtigt find. (Hfkzl. 
Dec. vom 26. Febr. 1835 3. 4299, 
n. d. Rggs. Vdg. vom 6. Mär; 1835 
3. 12494. Kn. ©. B. vom 3. 1835 
Rr. 20. Deer. des böhmifhen Guber- 
niums vom 8. März 1835 3. 10954. 
Prov. G. S. für Böhmen. J. 1835. 
Rr. 68.) 

— — Beflteitung der Heilungsto- 
ften für die in Ungarn paßloß ergriffe- 
nen, zum Militärdienft untauglichen, in 
den Wilitärfpitälern verpflegten Indi⸗ 
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viduen, |. Krankenhaus⸗Berpflegs⸗ 
gebühren. (Bdg. v. 4. Dct. 1832.) 

Militär-Spital. Beflimmung der 
Stunden zur Abführung der Leichen, |. 
Leichen. 

— — Aufnahme der Militär-Ur- 
lauber, f. Militär-Beurlanbte. 

— — ſ. Militär-Invaliden. 

— — f. Selbfiverftämmler. 

Militär-Stelung. Rad den be- 
ftebenden Borfchriften muß bei jedem 
Necruten, den eine Obrigkeit zur Stel⸗ 
lung zum Militär widmet, die Wid⸗ 
mungs⸗Rolle beigebracht, und felbe von 
der vorgefepten politifchen Oberbehörde 
vidirt fein. Es ift daher kuͤnftig Fein 
fremdherrſchaftlicher Unterthan auf An- 
fuchen feines Eonfcriptiond-Dominiums 
mehr abzuftellen, wenn nicht in dem 
diesfälligen, von dem requirenden Do» 
minium erlaffenen Requifitiondg-Schrei- 
ben jene Eigenfchaften und Berhält- 
niffe enthalten find, aus denen bei der 
Stellungs⸗Commiſſion die vorfhrifts- 
mäßigen Widmungs - Rollen gebildet 
werden können. Sollten fi ſolche Fälle 
ergeben, jo haben die aufgeforderten 
Dominien dem anfuchenden Confcrip- 
tiond » Dominium ungefaumt zu eröff- 
nen, daß ohne Beibringung der dies⸗ 
fälligen Erörterungen die Affentirung 
der namhaft gemachten Unterthanen 
nicht eingeleitet werden könne. (Hfkzl. 
Dec. vom 11. Sept. 1828 8. 21095, 
an fammtl. Länderft. mit Ausnabme 
jener von Tirol und der ital. Brovin- 
jen. Pol. &. ©. 56. Bd. Nr. 90. 
Ddg. der n. d. Reg. vom 26. Sept. 
1828 3. 53460, n. 6. Brov. ©. ©. 
10. Bd. Nr. 224.) 

— — Die Inhaber von radicirten 
Gewerben find von der Stellung zum 
Militär befreit. Wenn dienende Sol⸗ 
daten radicirte Gewerbe an fi brins 
gen; fo find in Bezug auf ihre Ent- 
laffung eben jene Grundfäge zu befol⸗ 
gen, welde für Militär-Entlaffungen 
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auf Bauernwirtbfchaften die Richtfchnur 
geben. (Hfkzl. D. v. 3. Jän. 1830, an 
die Zanderftellen der als confcribirten 
Provinzen mit Ausnahme von Ober: 
öfterreih. Pol. G. ©. 58. Bd. Rr. 2.) 

Militär-Stellung, die, der Stu- 
direnden ummittelbar aus den Hör: 
fülen ift verboten. (Bdg. des k. böhm. 
Land. Sub. v. 19. Rov. 1830. Krop. 
Geſ. 56. BP. Nr. 242.) 

— — And die ex officio Stellung 
darf nur bei vellendetem ftellungspflich- 
tigen Lebensjahre Statt finden. Sollte 
fi der Fall ergeben, daß ein Indivi⸗ 
duum als paßlos ꝛc. ex oflu geftellt 
wird, von dem es fich nachher zeigt, 
daß dasfelbe zur Zeit feiner Stellung 
das gefeblihe Lebensjahr noch nicht 
vollentet hat, fo ift dasfelbe unverzůg⸗ 
lich vom Militär zu entlaffen, und fei- 
ner Obrigkeit zur vorfihriftsmäßigen 
Behandlung zu übergeben. Wäre ein 
ſolches unrehtmäßig geftelltes Indivi- 
duum vom Militär entwichen, fo kann 
diefe Entfernung nicht als Defertion 
angefehen und beftraft werden; es ift 
daher auch in diefem Kalle nach vorfte- 
hender Vorſchrift vorzugehen. (A. 6. 
Entſchl. vom 17. Aug. 1832. Hflzl. 
Decr. vom 7. Sept. 1832 3. 20825, 
an ſaͤmmtl. Länderft., n. d. Rggs. Vdg. 
vom 23. Sept. 1832 3. 53163. Pol. 
G. ©. 60. Bd. Rr. 125.) 

— — Borfhriften wegen Be— 
bandlungdervor dem militär 
pfliätigen Alter zum Kriegs 
dienfte Geftellten. Laut - Rage. 
Vdg. vom 28. Aug. 1837 3. 49020, 
haben Se. Majeftät mit a. h. Entſchl. 
vom 22. Aug. 1837, um den Unzus- 
tömmlilpleiten vorzubeugen, welche 
daraus hervorgehen, wenn ſich nad 
der Hand entdedt, daß ein Soldat zur 
Zeit feiner imperativen Stellung zum 
Militär das gefebliche Alter noch nicht 
erreicht hatte, Folgendes feftzufegen 
geruht; 
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8. 1. Die erſte und jüngfte, gefeb- 
lich zur Militärftellung verpflichtete 
Altersclaffe wird in den militärifch 
conferibirten Provinzen von allen jenen 
Individuen gebildet, welche das 19. 
Lebensjahr — im lombardifchevenetia- 
nifhen Königreiche, und unter gewoͤhn⸗ 
lihen Berhältniffen au in Tirol und 
Borarlderg, von allen jenen, welche das 
20. Lebensjahr in dem der Recrutirung 
vorausgegangenen Solarjahre, d. i. 
vom 1. Jänner bis inclufive Tepten 
December des vorhergegangenen Jah—⸗ 
res vollſtreckt Haben. 

$. 2. Die Verbindlichkeit der Mili- 
tär- Behörden, einen vor dieſen gefeb- 
lichen Alter Geftellten mit Richtigerflä- 
rung der Affentirung zu entlaffen, ift 
auf den Fall befchränft, wenn der Ge- 
ftellte; oder Derjenige, welder zur 
Wahrung und zum Schuße der Rechte 
eines Minderjährigen geſetzlich Berufen 
ift, ſich über die ungefekliche Stellung 
befchwert und die Entlaffung verlangt. 

8. 3. Wenn es indemin $.2 voraus: 
geſetzten Falle fih um eine fimple 
Entlaffung handelt, muß der Beweis 
über die gefeßwidrige Stellung, und 
über das daraus abgeleitete Necht zur 
Entlaffung von dem Geftellten oder 
von dem 8. 2 zur Beſchwerde Berufe: 
nen felbft bergeftellt werden; in dem 
Kalle jedoh, wenn eine gefeßwidrige 
Stellung erft nad einem, im Militär 
begangenen Berbrehen noch während 
der Unterfuchung, und vor vollzogener 
Beftrafung angemeldet wird, liegt die 
Erhebung der gefeßwidrigen Stellung 
dem Unterfuhungsrichter ob. 

8. 4. Ein folches, 8. 2 angedeute- 
tes Verlangen um die Militär-Entlaf: 
fung, fo wie die $. 3 geforderte Bes 
weisführung oder Amtliche Erhebung 
der gefegwidrigen Stellung bat aber 
nit mehr Statt, wenn das Anſuchen 
um die Entlaffung erft damals vorge: 
bracht wird, oder das Verbrechen bes 
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gangen worden iſt, nachdem der Ge⸗ 
ftellte ruhig fortdient, und fo jenes 
Lebensalter im Dienfte oder Militär: 
verband vollendet bat, welches mit 
Rückſicht auf die Provinz, aus welcher 
derfelbe gebürtig, oder wofelbft er na⸗ 
tionalifirt ift, die erſte und jüngfte ge⸗ 
feßliche Altersclaffe in dem Sinne des 
$. 1 bildet, wornad alfo in beiden 
Fällen die Verbindlichkeit zur Entlaſ⸗ 
fung eines Geftellten, welder in dem 
der Recrutirung vorangegangenen So: 
larjahre das betreffende gefeßliche Alter 
noch nit vollftcedt hatte, wenn er 
dasſelbe auch ſchon bei der Recruti⸗ 
rung ſelbſt erreicht hätte, nur bis in⸗ 
clufive legten December des Solarjah⸗ 
tes beichränkt ift, in weldem der Ge⸗ 
ftellte nach den Beſtimmungen des $. 1 
das gefegliche Lebensalter wirklich voll⸗ 
endet haben wird. Die nach diefem 
BZeitpuncte aus was immer für einem 
Anlaffe vorgebrahte Befchwerde über 
die urfprüngliche gefeßwidrige Stellung 
bat nur die Wirkung einer Berantwort- 
lichkeit ber betreffenden Obrigkeits⸗ und 
Recrutirungs-Eommiffare. 

8.5. Muß nad genauer Beobach⸗ 
tung der in den vorausgeſchickten vier 
Paragraphen vorgezeichneten Directie 
ven ein Mann vom Militär entlafien 
werden, fo find von den an der gefeb- 
widrigen Stellung Schuldiragenden 
fammtlihe in Folge diefer Stellung 
dem Militär Aerar verurfahten Unko⸗ 
fien zu erfeßen, und von dem betref- 
fenden Dominium ift ein anderer Mann 
zum Militär zu ftellen. Der Entlaffene 
tritt in die früheren Berhältniffe zurück, 
und unterliegt in feiner Altersclafie 
der imperativen Stellung in den mili« 
tärifcheconfcribirten Provinzen — der 
Looſung im lombardiſch⸗ venetianifhen 
Königreihe und in Tirol und Borarl- 
berg, umd es wird ihm, wenn ihm die 
Militärwidmung wieder trifft, die frü- 
here Militär-Dienftzeit eingerechnet. 
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8.6. Die gegenwärtige Norm bat 
vom Tage der Publication für die Zu- 
funft zu gelten, bat jedod auf jene 
Truppentörper, die ihre Ergänzung 
aus Ungaın und Siebenbürgen erhal⸗ 
ten, teine Anwendung. Was die ver- 
gangenen betreffenden Yalle anbelangt, 
fo hat es in Anfehung derfelben bei 
den bisher beftandenen Vorſchriften zu 
verbleiben, und es find folche vergan- 
gene Fälle nicht mehr, wie es in neues 
ter Zeit angeordnet war, zuvoͤrderſt 
dem Hofkriegsrathe anzuzeigen, ſon⸗ 
dern es ift darüber von der beireffen- 
den Behörde gleich felbft zu enticheiden. 
(Zeitfhrift für 6. R. 3. 1839. R. 2. 
©. 192.) 

Militär-Stellung. Um dem Un- 
fuge möglihft zu begegnen, daß die 
zum Militär zu flellenden Individuen 
ein phufifches Gebrechen angeben, wel« 
ches bei der Affentirung nicht entdedt, 
ſonach das Borhandenfein desjelben 
als gegründet nicht angenommen wer⸗ 
den kann, haben die Stellungsobrig- 
feiten in Kolge einer im Einverftand- 
niffe ‚mit dem k. k. Hofkriegsrathe er- 
floffenen hoben Hoflanzlei-Berordnung 
vor der Recrutenftellung die nöthigen 
Erhebungen diesfalls zu pflegen, und 
allenfalld durch Arztlihe Zeugniffe die 
Nichtigkeit diefer Angaben nachzuwei⸗ 
fen. Gibt jedoch der Militärpflichtige 
auf dem Affentplage an, mit einem 
folden phyſiſchen Gebrehen behaftet 
zu fein, welches nicht allfogleih ent- 
deckt werden Tann; fo ift ein foldhes 
Individuum von dem Affentplake zu 
entlaffen, und der Stellungsobrigfeit 
zur Erhebung des Geſundheitszuſtan⸗ 
des desfelben zu übergeben. Hat ſich 
die Stellungsobrigkeit von der Unrich⸗ 
tigfeit der Angabe die Weberzeugung 
verfhafft, fo ift derfelbe fogleih, auf 
jeden Fall aber im nächſten Jahre wie: 
der zur Stellung vorzuführen, und im 
Falle er fonft tauglich befunden wird, 
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vor den 1Yjährigen zu ftellen, wenn er 
fig nicht mit einem ärztlihen Zeug. 
niffe, dann der protocollarifchen Aus- 
fage ded Ortsvorſtehers und zweier 
Gemeindemitglieder, welche Söhne 
haben , die eben auch zur Stellung be⸗ 
rufen find, über das wirkliche Befte- 
ben feines Krankheitszuftandes auszu⸗ 
weifen vermag. Wenn die Stellunge« 
obrigfeit aber behauptet, der vorge 
ftellte Militarpflichtige fei mit dem von 
ihm angegebenen Gebredhen nicht be⸗ 
haftet, oder wenn fie daran zweifelt, 
und die Annahme des Recruten auf 
ihre Haftung ausdrücklich verlangt, fo 
kann die Affentirung desfelben auf ihre 
Gefahr bewirkt werden, welche Haf- 
tung auf 6 Monate vom Tage der ge 
ſchehenen Affentirung beftimmt wird. 
(Hflzl. D. v. 1. Juni 1843 3.161714, 
n. d. Rogge. Circ. v. 10. Juni 1843 


3. 32633. An. ©. V. J. 1843. Rr. 


61.) Bezüglih der vorerwähnten Er- 
faßpflitigkeit haben nunmehr nad 
Auflöfung des obrigkeitlichen Verhält- 
niffed an die Stelle der bisherigen 
Stellungs-Dominien die Stellungsbe- 
zirke oder Gemeinden zu treten. (Erf. 
des Kriegsminift. v. 12. März 1849, 
an fammtl. Länder⸗ u. Grenz⸗General⸗ 
Commanden. R. &. 8. Rr. 160.) 

Militär: Stellung. Aus Anlap 
der von der Givil- und Militär: Lan- 
desbehörde in Dalmatien nachgewiefe- 
nen Nothwendigkeit einer dortlandes 
in größerer Ausdehnung als bisher 
einzuführenden ex officio Stellung 
zum Militär wird in Folge des vom 
f. t. Sefammtminifterium gefaßten Ber 
fhluffes angeordnet, wie folgt: 

1. Eine ex officio Stellung zum 
Militär in Dalmatien hat nur über 
Antrag und Bezeichnung der betreffen» 
den Commune, und nad) der von dem 
competenten Kreisamte hierüber erfolg- 
ten Prüfung und Betätigung zu ge 
heben. 
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2. Zur ex officio Stellung in Dal⸗ 
matien find geeignet: Alle Paß⸗ und 
Ausweislofen, Bagabunden, Erceden- 
ten, dann alle als politifch verdächtig 
Erkannten, und endlih jene Indivi⸗ 
duen, welde nad Ueberſtehung der 
wegen eines Verbrechens oder einer 
Uebertretung über fie verhängten Strafe 
in das Eivilleben zurückkehren, daſelbſt 
aber in keiner Beziehung für ihr fer 
nere® Wohlverhalten Gewähr leiften 
fönnen. 

3. ex oflicio geitellten Individuen, 
bei deren Uebernahme von Seite der 
Militäarbehörden Leine andere Bedin- 
gung,. ald die volllommene Kriegs: 
dienfttauglichkeit derfelben zu machen 
ift, find mit der geſetzlichen Sapitulation 
von 8 Jahren und zwar vorläufig für 
das Werbbezirts » Infanterie - Regiment 
Latour Rr. 28 zu affentiren und zu 
vereiden, fofort nad Borlefung der 
Kriegsartifel unter gehöriger Aufficht 
nah Prag abzufenden,. wo durch das 
dortige General» Commando, deren 
weitere und gleihzählige Eintheilung 
und Transferirung zu einem der aus 
Böhmen zu completirenden acht Infan⸗ 
teries Regimenter und zwar für die erfte 
Zeit zu einer in Böhmen ſtehenden Ab⸗ 
theilung diefer Regimenter zu veran« 
laffen ift. : 

4. Diefe ex officio Stellung in Dal» 
matien findet nit nur auf die daſelbſt 
Eingebornen, fondern auf alle zur ob⸗ 
erwähnten Kategorie gehörenden dort 
aufgegriffenen Individuen der übrigen 
öfterreihifchen Provinzen gleihe An⸗ 
wendung, nur ift bei den Letzteren 
gleich nad ihrer Affentirung das Werb⸗ 
bezirks⸗Commando der Geburts⸗Obrig⸗ 
keit hievon zu verſtändigen. 

5. Gegenwärtige Anordnung behält 
bis zur Einführung des Conſcriptions⸗ 
und Recrutirungd-Syftemd in Dalma- 
tien ihre volle Wirkſamkeit. (Erlaß des 
Kriegsminift. vom 16. Mai 1849, an 
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die General-Sommanden in Dalmatien 
und Böhmen. R. ©. B. Nr. 247.) 

Militär-Stellung. Die Abftel- 
Iung paßloferodermiterlofche- 
nen oder ungiltigen Päffen 
verfehbener Rilitärpflidtiger 
wird geregelt. Rah den beftehen- 
den Geſetzen ift e8 den Bezirksobrigkei⸗ 
ten geftattet,, fremdherrfchaftliche Indi⸗ 
viduen, welche mit feinen, oder mit 
bereitö erlofhenen oder jonft ungiltie 
gen Baflen verfehen find, auf ihre 
eigene Rechnung zum Militär zu ftellen, 
und zwar während der Recrutirung 
oder auch zu einer andern Zeit. Wenn 
aber die Geburts⸗ und confcribirende 
Obrigkeit nachträglich beweifen kann, 
daß fie dem illegal abwefenden Recru- 
tirungspflichtigen noch vor feiner Ab⸗ 
ftellung zum Militär mittelft eines Re- 
quifitionsſchreibens oder mittelft einer 
Edictalvorladung durch die Zeitung 
reclamirt hat, fo muß der an dad Mi⸗ 
fitär abgeführte Mann ihrem Recruten- 
Contingente zu Guten gefhrieben wer⸗ 
den; weshalb alle politifchen Unterbes 
hörden gefeblich angewiefen find, von 
jeder Militärabftellung eines fremdherr« 
ſchaftlichen Recrutirungspflichtigen feine 
eigene Jurisdictiond-Obrigkeit zu ver: 
ftändigen. 

Eine mehrjährige Erfahrung hat ge- 
lehrt, daß der, diefen gefeglihen Vor: 
[hriften zum Grunde liegende Zwed 
größtentheils verfehlt wurde. Die Ge- 
burtsobrigkeiten begnügten fi) mit der 
Einfhaltung der illegal abmwefenden 
Militärpflicgtigen in die Zeitung, ohne 
in der Kolge daran zu denken, diefe 
Individuen bei ihrer Heimkehr dem Mi⸗ 
litärdienfte ex officio zu widmen. Die 
Aufenthalts-Behörden und Gemeinden 
zeigten wenig Reigung, die paßlofen 
Fremden aufzugreifen, weil fie dabei 
nur die Mühe der Einbringung, Der: 
wahrung und Abftellung und nebft den 
Borauslagen nicht felten auch weitwen: 
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dige Schreibereien zu beftreiten hatten ; 
und fo gefhah ed, daß die illegal ab- 
wefenden Recrutirungspflitigen dem 
Militärdienfte entgingen, und anderer- 
feit der öffentlihen Ordnung und Si⸗ 
herheit gefährli wurden. Diefe Rüd- 
fihten beftimmten den Minifterrath zu 
verordnen: daß von nun an paßlofe, 
oder mit bereit erlofchenen oder fonk 
ungiltigen Päffen verfehene Bilitär- 
pflihtige auf Rechnung des Retruten⸗ 
Gontingentes jenes Bezirkes oder jener 
Gemeinde abgefteflt und angenommen 
werden koͤnnen, in welchem fie ergriffen 
werden, und zwar ohne Rüdfiht, ob 
fie von dem Heimathsbezirke zur rechten 
Zeit reclamirt oder durch Edicte vorge: 
laden worden find oder nit. Rur blei⸗ 
ben noch ferner die politifchen Behoͤr⸗ 
den verpflichtet, von jeder Militärftel- 
lung eine®, zu einem fremden Bezirke 
gehörigen Individuums die Heimaths- 
Behörde desfelben ungefäumt zu ver⸗ 
fändigen, um hiernach die Bevölke⸗ 
rungs⸗ und Conſcriptionsliſten berich⸗ 
tigen zu können. (Erl. des Miniſt. des 
Inn. vom 14. Juni 1849 an die Lan⸗ 
des⸗Praͤſidien von Ober⸗ und Rieder⸗ 
Oeſterreich, Böhmen, Mähren, Gali⸗ 
zien, Ktakau, Bukowina, Steiermark., 
Illyrien, Kärnthen, Küſtenland und 
Dalmatien. R. G. B. Rr. 279.) 
Dieſe Vorſchrift v. 14. Juni 1849 
wurde auch auf das lombardifih = vene: 
tianifche Königreih und auf Dalmatien 
laut Erlaß des Minifteriums des In- 
nern vom 10. October 1849. R. ©. 
3. Nr. 413, und mit a. h. Entfäl. v. 
30. Jan. 1850 auf alle übrigen Kron- 
lander des Reiches mit Ausnahme der 
Militärgrenze, namlich: Tirol, Ungarn, 
Siebenbürgen, Croatien, Slavomien, 
dann auf die ferbifhe Woiwodſchaft 
und das Temefer Banat audgebehnt. 
(Bröng. des Minifterium des Innem 
vom 10. Februar 1850, wirkfam für 
den ganzen Umfang des Reiches, mit 
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Ausnahme der Militärgrenze. R. G. B. 


Nr. 46.) 

Militär-Stellung. Um allfälligen 
Zweifeln und Anfragen zu begegnen, 
fieht fih das Minifterium des Innern 
beftimmt,, zu erflären, daß der Mini- 
fterial»Erlaß vom 14. Juni 1849 3. 
4260, über die Behandlung der paß- 
loſen oder mit erlofhenen oder fonft 
ungiltigen Päffen verfehenen Militär: 
pflichtigen, auch auf die in einem fol- 
hen Falle befindlichen aus dem Kron⸗ 
lande Ungarn gebürtigen kriegsdienſt⸗ 
tauglichen Individuen Anwendung fin 
det. (Erl. des Min. d. Inn. v. 16. Zuli 
1849, an fammtl. LändersPräfldien mit 
Ausnahme von Tirol und Italien. R. 
G. 3. Rr. 327.) 

— — ex officio. Nah einer Eröff- 
nung des hoben k. k. Minifterium des 
Innern vom 4. März 1851 3. 3400/ 
629 haben Se. Majeftät mit dem a. h. 
Befehlichreiben vom 3. v. M. anzuord- 
nen gerubt, daß in Zukunft jeder Trup⸗ 
pentörper, dem ein ex officio abge: 
ftellter Recrut zugewiefen wird, mittelft 
einer der Affentlifte beizufügenden An⸗ 
merfung die Urſache bekannt gegeben 
werde, welche eine derartige Aſſenti⸗ 
rung diefed Individuums veranlaßt hat. 
Zugleich haben Se. Majeftät zu befeh⸗ 
len geruht, e8 babe in Fällen, wo eine 
ſolche Abftellung in Folge einer vorher: 
gegangenen gerichtlihen Unterſuchung 
Statt findet, in der Widmungstolle 
auch der Urtheilsfpruh und die zuer- 
tannte Strafe bemerft zu werden. 
(Kundm. des Civil⸗ u. Militär-Gouv. 
in Siebenbürgen vom 19. März 1851. 
2. G. B. für Siebenbürgen Rr. 127.) 

— — ex officio. In Bezug auf die 
ex offo Bidmung zum Militär 
Dienfte wurde Nachſtehendes verords 
net: So oft ein Bezirks⸗Polizei⸗Com⸗ 
miffariat bei der Beforgung ded Si⸗ 
herheitsdienftes in die Lage kommt, 
ein Individuum im Disciplinarwege 

Baleisfy, Hand. d. Polig. Gef. IL 
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ex officio zum Militärdienfte zu ftellen, 
ift immer von dem Bezirks» Commiffa- 
tiate ein förmlihes Erhebung! 
Protocoll über die obmwaltenden 
Thatumftände aufzunehmen, hierüber ein 
die ex officio Widmung begründendes 
Erkenntniß zu fällen, und das lebtere 
im Entwurfe fammt den Erhebungd- 
acten an die Stadthbauptmann- 
[haft zur Prüfung und Fertigung 
einzufenden. Erſt dann ift das Indivi— 
duum mit einer ämtlich beglaubten Ab- 
fhrift dee Widmungs - Erkennt- 
niffes dem Ragiftrate, ald Stellungs- 
bebörde, zum Bollzuge der Affentirung 
zu übergeben. Die Bezirks - Polizei« 
Commifjariate haben fi hiernach um 
fo pünctlider zu benehmen, als über 
Berwendung des Herrn Statthalters 
an das k. k. Landes - Militär » Comes 
mando das biefige k. k. Werbbezirks⸗ 
Commando von obiger Verfügung in 
die Kenntnig geſetzt und angewieſen 
worden ift, jede, ohne Beobadhtung 
derfelben beantragte ex officio Aſſenti⸗ 
tung zu fiftiven und fogleich die Ans 
zeige zu erftatten. (Erl. der n. d. Stth. 
v. 1. Suli 1852 3. 21635. Decr. der 
Stadth. v. 9. Juli 1852 3. 13541 / 
1599. C. A. I.) 

Militär = Stellung ex officio, f. 
Bettler. (Bdg. vom 6. Mai 1852 
$. 9.) 

— — der Studirenden, f. Stu⸗ 
Dirende. (Bde. v. 10. Sept. 1830.) 

(. Militär: -Recrutirung. 

— Stellvertretung. Auch 
jenen Individuen, die als paßlos oder 
mit erloſchenen oder ungiltigen Paͤſſen 
beireten zum Militär geftellt werden, 
ift die Begünftigung geftattet, einen 
Stellvertreter zu ftellen. (Hfkzl. D. v. 
21. Aug. 1828 3. 19580, an fämmtl. 
Länderft. mit Ausnahme der ital. Pro: 
pinzen, in Folge einer a. h. Entſchl. 
(Bdg. der n. d. Reg. v. 1. Spt. 1828 
3.49203, Bol. G. S. 56. 3. Rr.85.) 

32 
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Militär = Stellvertretung. Um 
Denjenigen, welche nad Erfüllung 
ihrer Militär - Dienftpfliht durch die 
Ausdienung der Kapitulation oder 
vertragsmäßigen Dienftzeit, die milis 
täarifhe Laufbahn fortzufeken bereit 
find, dafür die möglihft großen Bor- 
theile zuzumenden, zugleich aber, um 
die vielfahen Unterfleife und Be⸗ 
vortheilungen zu befeitigen, welche bei 
der bisher unter friedlichen Berhältnif- 
fen geftatteten Supplitung der, der 
Militär » Dienftpflicht Unterliegenden, 
duch andere Individuen Statt fans 
den, haben Se. Majeftät auf den An- 
trag des Minifterrathd unterm 10. Des 
cember 1849 an den diesfalld bisher 
beftandenen Einleitungen folgende Aen⸗ 
derungen allergnädigft anzuordnen ges 
ruht: 
1. Die bisher im Frieden zugeftan- 
dene Bewilligung, Leute, welche der 
Militär-Dienftpflicht unterliegen, gleich 
bei der Stellung, oder folde, die be: 
reitd im der Armee dienen, gegen 
Stellung anderer Leute, zu 
entlaffen, wird biemit ganz aufge 
hoben. 

2. Dagegen foll es auch Fünftig un: 
ter friedlichen Verhältnifien jedem zum 
Militärdienfte Verpflichteten geftattet 
fein, fi zu was immer für einer Zeit 
vor oder felbft drei Tage nach feiner 
Beſtimmung zum Eintritte in den Mi- 
litärdienft durch den baaren Erlag einer 
Zare von diefer Verpflichtung zu be- 
freien. Die nämliche Begünftigung fol 
fünftig auch, jedoch nur in gleicher Art 
jenen bereit3 dienenden Soldaten zu 
Theil werden, welchen aus befonderen 
Familien», Wirthſchafts⸗ oder Gewerbs⸗ 
rüdfihten die Entlaffung im Offert⸗ 
wege bewilligt wird. 

3. Diefe Tare wird für die aus Ga- 
lizien und der Bulowina, aus Ungarn, 
Siebenbürgen, Groatien, Slavonien, 
Dalmatien und der Woiwodina gebür- 
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tigen Leute auf 500 fl., — für die aus 
den lombardiſch⸗ venetianifhen Kron⸗ 
ländern Gebürtigen auf 700 fl, — 
und für die aus allen übrigen Kron— 
ändern Gebürtigen auf 600 fl. GM. 
feftgefebt, deren Erlag zu einer Kriegs- 
caffe zu geſchehen hat, gegen deren 
Adfuprsfchein der betreffende Militär: 
pflihtige bei jener Gemeinde, in der 
er militärpflihtig ift, feine Befreiung 
von der Stellung nachzuweiſen, und 
durch fle von jenem Werbbezirksregi⸗ 
mente, zu welchem diefe Gemeinde ihr 
NecrutensContingent abftellt, die Ent- 
bebungs » Urkunde von der Militär: 
Dienftpfliht zu erhalten hat. 

4. Diefe Targelder werden zinstra⸗ 
gend angelegt, und bilden einen Fond, 
der auch Durch freiwillige Beiträge, Ver⸗ 
mächtniffe und gewiffe nach Zeit und 
Umftänden zu beſtimmende Staatsein- 
fünfte vermehrt werden foll, und aus 
welhem die befonderen Genüffe der 
freiwillig zum Militärdienfte Eintreten- 
den zu beftreiten fein werden. 

5. As Preiwillige, mit dem An- 
fprude auf die befonderen, aus dem 
gedachten Fonde herrührenden Genüſſe, 
follen von nun an jene Soldaten vom 
Feldwebel, Wachtmeifter und den äqui: 
parirenden Chargen an, bis einſchließ⸗ 
lid den Gemeinen angenommen wer: 
den, welche ihre pflicht- oder vertrags: 
mäßige Eapitulation ausgedient haben, 
fih zur Annahme einer weiteren Sjäh- 
rigen Dienflzeit in einem der dazu be- 
flimmten Linien-Infanteries, Cavalleric- 
oder Feldartillerie » Regimenter, dem 
Jäger » Regimente Kaifer, einem der 
Beldjäger-Bataillong, dem Bombardier: 
und Feuerwerks⸗ dem Mineurd-, Sap- 
peurs⸗ und Pionniers⸗Corpsés, der Ma: 
rinesInfanterie, Artillerie und dem Ma⸗ 
troſen⸗Corps bereit erklären, zu Feld⸗ 
friegsdienften noh volllommen ge 
eignet anerkannt werden, und wäh: 
vend ihrer verfloffenen Militär Dienft- 
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leiftung eine entfprechende Conduite 
gezeigt haben. 

6. Bon folden ausgedienten Capi- 
tulanten follen vorzugsweife diejenigen 
ald Freiwillige angenommen werden, 
die no im Stande eines oder des an 
deren der vorgenannten Truppenkoͤrper 
ftehen, und ihnen nebſt den übrigen 
Bortheilen auch der zu Statten kom: 
men, daß fie in den etwa befleidenden 
Unterofficierd-Chargen belaffen werden. 

7. Rur fo fern die Zahl der noch im 
Stande der Truppen befindlichen fol- 
hen, fih zur Reengagirung als Frei- 
willige meldenden, und als foldhe an⸗ 
genommenen audgedienten Capitulan⸗ 
ten nicht hinreicht, alle jene Stellen 
zu befeßen, für welche in jedem Jahre 
die Erfolglafjung der beftimmten Ge: 
nüffe aus dem dazu vorhandenen 
Konde Statt finden kann, follen 
auch Leute, die ihre Pflicht ⸗Ca⸗ 
pitulation bereitd ausgedient, und ent- 
weder in der Landwehr s Verpflichtung 
ftehen, oder bereitd die Entlafjung er⸗ 
halten haben, und fo weit auch diefe 
nicht zureichen, felbft Leute, die noch 
gar nicht gedient haben, jedoch nicht 
mehr unter die drei jüngften, recrutis 
rungspflihligen Altersclaffen gehören, 
unter den im $. 5 angeführten Bedin⸗ 
gungen als Freiwillige angenommen 
werden. (Erl. des Min. des Inn. vom 
23. Dec. 1849, wirkfam für das ganze 
Reich, mit Ausnahme der Militärgrenze. 
R. G. B. Rr. 5.) 

Militär-Streifungen, ſ. Mili⸗ 
tär:Affıftenz. 

Militär: Supplenten, ſ. Mili: 
tär-Stellvertretung. 

Militäc-Zransporte. Es find in 
neuerer Zeit bereits viele Fälle vorge⸗ 
fommen, daß mit den bei Truppentör« 
pern einrüdenden Mannſchafts⸗Trans⸗ 
porten zugleih Weiböperfonen einlans 
gen, welche fi als verheirathet ange- 
ben, ohne es zu fein oder hierüber ein 
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legale8 Document zu befiken. Der 
Grund diefer Unzukoͤmmlichkeit ift vor- 
züglih in dem Umftande zu fuchen, 
daß die hierüber beftehenden Borfchrif- 
ten von den Zransportführern und 
Zransporthaus » Commandanten nicht 
genau befolgt werden. Das Kriegsmi⸗ 
nifterium fieht ſich daher veranlapt mit 
Beziehung auf das Circular » Refeript 
vom 38. Juni 1817 3. 2007 wieder- 
holt zu verordnen, daß bei den Mann 
Ihafte » Transporten nur jene Solda- 
tenweiber, welche erwiefenermaßen als 
folde zugleih zu dem betreffenden 
Transporte gehören, und deren Zahl 
in der Marſchroute immer genau ange: 
feßt fein muß, beibehalten werden dür⸗ 
fen, daß dagegen alle übrigen an die 
Transporte fih anbängenden Weibe- 
perfonen in den nächſten Tranfenal- 
Drten anzuhalten und der politifchen 
Behörde zu übergeben find. (Circ. Vdg. 
des Kriegsminift. vom 11. Juli 1850 
3. 5446. Erl. des Min. des Inn. v. 
7. Sept. 1850. 8. ©. 3. für Tirol. 
Rr. 395.) 

Militär s Truppen. Beförderung 
auf Eifenbahnen , ſiehe Eifenbahn: 
Betriebs: Ordnung $. 69. 

Militär-Interärzte, Ausübung 
der Civil-Praris, f. Militärs Bund: 


ilitärslirlauber, ſ. Militär: 
Benrlaubte. 

Militär-Urlanbspäfle, Bidirung 
derfelben von Seite der Gensd'armerie, 
f. Gensd’armerie. (Bdg- v. 18. Jän. 
1850 $. 33.) 

Militär⸗Verbrechen. In Betreff 
der Behandlung und Beſtrafung Der: 
jenigen, welde Militär Berfonen zum 
Treubruche oder zur Verlegung ihrer 
fonftigen Dienftespflichten zu verleiten 
ſuchen, wurden folgende für alle Kron- 
länder giltige . Beftimmungen zu be- 
fließen befunden: 

8. 1. Die Berleitung zur Verlegung 
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militarifher Dienftpflicht wird einem 
Jeden ald Verbrechen wider die Kriegs: 
macht des Staates zugerechnet, der 
einen zum k. k. Kriegsdienfte eidlidh 
verpflichteten Mann, obgleich er felbft 
in keiner folden Verpflichtung fteht, 
zur treulofen Berlaffung des Kriegs: 
dienftes (Defertion), oder zu was im- 
mer für einer, nach den für das k.k. 
Militär geltenden Strafgefepen als 
Berbrechen zu behandelnden Verleßung 
der eidlich angelodten Treue, des Ge⸗ 
horſams, der Wachſamkeit oder fonfti- 
ger Militär - Dienftpflichten verleitet, 
auffordert, aneifert oder zu verleiten 
ſucht; es mag dieſes durch gegebene 
oder zugeficherte Geſchenke oder andere 
Bortheile, oder dur was immer für 
Urberredungsmittel, Berheigungen oder 
Borfpiegelungen geſchehen. 

8. 2. Die Strafe einer folden Ber- 
leitung ift, wenn es nur bei dem Ber: 
juche geblieben ift, Kerfer von 6 Mo- 
naten bis zu 1 Jahr, der nach der 
Wichtigkeit und Strafbarkeit des be- 
swedten Militär » VBerbredhens bis auf 
3 Jahre, wenn aber die Verführung 
gelungen ift, bis auf 5 Jahre zu er: 
höhen ift. 

8. 3. Des Berbrechend der Hilfe: 
leiftung zu einem im 8. 1 bezeichneten 
Militär- Verbrechen macht ſich Derjenige 
ſchuldig, welcher, obgleich er ſelbſt in 
feiner Militärs Dienfiverpflichtung ſteht, 
einem zum ?. f. Kriegsdienfte eidlich 
verpflichteten Manne bei Begehung 
eines Militär- Verbrechens auf was im» 
mer für eine Weife Beiftand Tleiftet. 
Die Strafe ift ebenfalld, je nachdem 
die That nur verſucht oder vollbracht 
wurde, Kerker von 6 Monaten bis zu 
5 Jahren. 

8. 4. Wenn aber die in den vorfte- 
benden 88. 1 und 3 erwähnte Berlei- 
tung oder Hilfeleiftung, ein in dem ge: 
gebenen alle mit dem Tode zu befttas 
tendes MilitärzBerbrehen zum Gegen: 
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flande hat, oder wenn diefelbe zur 
Kriegazeit gefihieht , oder wenn in An- 
betracht der Anzahl der Individuen, 
auf welche die Berleitung abgefehen 
ift, oder der fonft obmwaltenden Um: 
flände erhebliche Gefahr zu beforgen, 
oder bedeutender Nachtheil wirklich ent- 
ftanden ift, fo fol der Schuldige zu 
5: bie 10jährigem ſchweren Kerker 
verurtheilt werden, daferne jedoch dem 
Ueberhanduehmen folder Verbrechen 
dur das Standrecht Einhalt zu thun 
für nothwendig befunden wird, fo ift 
nah vorausgegangener Kundmachung 
des Standrechtes, jeder Schuldige mit 
dem Tode durch Erfihießen zu beftrafen. 

$. 5. Die Unterfuchung und Beftra- 
fung der in diefem Patente bezeichne- 
ten Verbrechen ift ohne Rückficht auf 
den fonftigen Gerichtsftand des Be- 
ſchuldigten den Militär-Strafgerichten 
zuftändig. 

Wird von einer fonft den Strafge- 
richten des Civilſtandes unterftehenden 
Perfon eines diefer Verbrechen oder das 
vermöge des Hoffanzlei= Decretes vom 
10. Oct. 1821, Nr. 1808 der Juſtiz⸗ 
Geſetzſammlung, ebenfall® der Straf- 
gerichtöbarkeit der Militär » Berfonen 
zuftändige Verbrechen der Ausfpähung 
(Spionerie) oder der unbefugten Wer: 
bung (Balfhwerbung) nur als Mittel 
zur Ausübung eines noch größeren Ver⸗ 
brechens, ale 3. B. des Hochverraths 
vder Aufruhres begangen, oder treffen 
bei Demjenigen,, welder ſich eines von 
den vorbezeichneten Verbrechen wider 
die Kriegsmacht des Staates ſchuldig 
gemacht hat, noch andere Verbrechen, 
Vergehen oder Uebertreiungen zuſam⸗ 
men, fo bat fi die Strafgerichtsbar⸗ 
teit des Militär - Gerihte® auch auf 
diese ftrafbaren Handlungen audzudeh⸗ 
nen, welche jedoch in diefen Fallen nad} 
den für den Civilftand geltenden Straf: 
geſetzen zu beurtheilen find. 

8. 6. Perfonen, welde fhon für 
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ſich der Militär» Gerichtsbarkeit unter⸗ 
ftehen, find mit Ruͤckſicht auf ihre per: 
fönlide Eigenfchaft ftatt der Kerker- 
ftrafe, da fern diefe 5 Jahre nicht über- 
fteigt, zu einer wider fie anwendbaren 
Leibesſtrafe, fonft aber zur Schanz- 
arbeit, Zuchthausſtrafe, Feſtungsarreſt 
mit oder ohne Eiſen zu verurtheilen; 
wenn fie aber einer Uebertretung der 
88. 1 oder 3 ſich ſchuldig machen, und 
vermöge ihrer eidlichen Dienſtverpflich⸗ 
tung derſelben Zurechnung des befoͤr⸗ 
derten Militär⸗-Verbrechens wie der 
Thäter ſelbſt unterliegen können, ſo 
find ſie auch nach demſelben Geſetze wie 
der Letztere zu beſtrafen. 

$. 7. Dieſes Geſetz hat binnen 14 
Zagen von der Kundmachung desfelben 
in R. G. 2. in Wirkſamkeit zu treten, 
findet aber auf die vor diefem Zeit 
puncte begangenen derlei ftrafbaren 
Handlungen feine Anwendung. (A. 5. 
Bat. v. 6. Mai 1852, wirkfam für das 
ganze Reich. R.G. 3. Rr. 101.) 

——— Militär: 

Einguartiern 

—— Militär-Pa: 

tronillen. 

Militaͤr⸗Waffenübungen. Künf- 
tig ift die Ausmittlung der Waffen- 
Uebungspläße für alle Truppengattuns 
gen einverftändiich mit dem General» 
Commando im halben Monat Mai jer 
den Jahres einzuleiten, und über die 
dabei verabredeten Beilimmungen ein 
förmliches Protocol aufzunehmen, wel- 
ches längftens bis halben Juli an das 
General » Commando einzufenden if. 
Diefe Verhandlung ift unter dem mit: 
wirkenden Einfluffe des betreffenden 
Kreisamtes zu pflegen. Die Landes- 
ftelle hat fih genau nach diefer Anord⸗ 
nung im Einvernehmen mit dem Gene⸗ 
rale Sommando zu benehmen. (Hflzl. 
D. v. 31. Dec. 1832, an fümmtl. Län- 
derftellen mit Ausnahme von Dalmat. 
Pol &. S. 60. Bd. Rr. 154.) 
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Militar : Waffenübungen. Se. 
tt. Maj. haben aus Veranlaffung eines 
fpeciellen Falles hin ſicht lich der Ber: 
gütungderdurch Waffenübungen 
verurſachten Grund-Beſchädi— 
gungen mit a. h. Entſchl. v. 24. Det. 
1837, folgende Beftimmungen feftzu- 
fegen und zu befehlen geruht, daß fid 
nach denfelben von Seiten der politi- 
ſchen, wie der militärifhen Behörden, 
genaueftens zu benehmen ift. 

1. für die Erercirpläße zu den ge: 
wöhnlihen Concentrirungen der ein— 
zelnen Regimenter oder ihrer Unterab- 
tbeilungen, muß fortan in der bieheri- 
gen Art vorfhriftsmäßig geforgt, und 
tönnen fonah Entfhäadigungs - An- 
ſprüche für dieſe nicht vorausgefept 
werden. Die Erercirpläße für Briga- 
den oder mehrere Regimenter müſſen, 
in fo weit nicht für ſolche, wie dies 
größeren Theild bereits der Fall ift, in 
einer Art geforgt wurde, daß gegrün: 
dete Schadloshaltungs - Forderungen 
nicht wohl vorfommen können, in Ge— 
mäßheit der Entſchließung v. 28. Jän. 
1831, dergeftalt ausgemittelt werben, 
um derlei Anfprüchen möglichft begeg- 
nen zu koͤnnen. 

2. Bleihwie für die Uebungslager 
die Zeit ihrer Abhaltung mit Rückſicht 
auf moͤglichſte Hintanhaltung von Stös 
rungen in den landwirthſchaftlichen Se: 
Ihäften beftimmt wird, ift diefe Sorg- 
falt im wechfelfeitigen Einverftändniffe 
des General-Commando und der Lan⸗ 
desftelle, auch bei Feſtſetzung der Zeit 
für größere Truppen « Soncentrirungen 
zu beobachten. 

3. &3 Tann daher nur bei Uebungs— 
lagern, dann in den feltenen Fällen, 
wo zum Behufe größerer Truppen-Con- 
centrirungen tie sub 1) bezeichneten 
Maffen » Uebungspläße durchaus nicht 
ausfindig zu machen fein follten, die 
Vergütung des wirklich verurfachten 
Schadens eintreten. 
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4. Unmittelbar nad Belanntgebung 
der Zeit, in welder die Berfammlung 
der Truppen Statt finden fol, hat eine 
militarifch-politifhe Local» Sommiffion 
den dazu erforderliden Play audzu⸗ 
mitteln, und die Grundbefiper darnach 
zu verfländigen, auch zur Abräumung 
der Früchte zu gehöriger Zeit anzumei- 
fen. Kurz vor Beginn der Truppen- 
verfammlung wird fodann diefe Local- 
Commiffion mit Beiziehung der betref- 
fenden Srundbefiger den Stand der 
Dinge auf dem fürgewählten Plabe, 
insbefondere den Werth der bis dahin 
noch nicht zur Reife gediehenen, und 
deshalb nicht abgeräumten Früchte, und 
deffen Differenz gegen jenen der ge« 
reiften auf das genaueſte zu erheben 
haben. 

Zum dritten Mal endlich hat diefe 
nämlihe Commiſſion gleih, nachdem 
die Truppen den Platz verlaffen haben, 
und die $. 6 erwähnten Erdausglei- 
dungen bewerlftelligt find, diefen no 
einmal in Augenfchein zu nehmen, und 
den Schaden aller Art, welcher den 
Grundbefigern durch die Benützung 
ihrer Realitäten für die militärifchen 
Zwecke wirflid zugefügt worden, ſorg⸗ 
fältig in ihrer Gegenwart auszumitteln 
und mit Genauigkeit [hägen zu laffen. 
Alle Entſchaͤdigungs⸗Anſprüche müſſen 
bei dieſer dritten Commiſſion angemel⸗ 
det und verhandelt werden, weshalb 
die politiſchen Behoͤrden zur Hintan⸗ 
haltung nachträglicher Reclamationen 
für die gehörige Vorladung aller Par⸗ 
teien, welche es betrifft, unter ihrer 
Verantwortung gewiſſenhaft zu ſorgen 
haben. 

5. Obwohl auch für den entgange⸗ 
nen Nupen Erſatz gebührt, fo muß 
doch diefer Nupentgang genau bewies 
fen werden. Dies gilt namentlich von 
der behaupteten Unthunlichleit des Win: 
teranbaues auf den in Rede flehenden 
Beldern, die ftets mit Rückſicht auf das 
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dort übliche Virthſchaftsſyſtem gepraft 


und gewürdigt werden muß. 

6. Die Erdansgrabungen für Koch— 
berde, Keller, Abzugésgräben, Latrinen, 
Zelte u. f. w. find nah Beendigung 
des Lagers durh Militär - Manuihaft 
fo ſchleunig als möglih wieder aus⸗ 
gleihen zu lafien. In Betreff des auf 
den Lagerpläßen befindlichen Pferde: 
düngers if fh mit Rückſichtsnahme 
auf die beftehende Lagerordnung nad 
der bisherigen Gepflogenheit zu bench- 
men. Fire Entſchädigungs-Pauſchalien 
finden in obigen Beziehungen ſowobl 
ale in den früheren, nicht Statt. 

7. Es ift die befondere Pflicht der 
Local: Sommiffion mit Unparteilichkeit 
und Umfiht zu verfahren; alle gerech⸗ 
ten Anfprüche gebörig zu beachten, allen 
unbegründeten oder überfpannten For⸗ 
derungen aber Träftig zu begegnen. 

8. Das Protocol der Commiſſion 
über die lebte Beaugenfcheinigung mit 
den Entfhädigungs-Anträgen ift läng- 
fiend 4 Wochen nach beendigter Waffen: 
übung im vorgefchriebenen Dienftweg: 
nach gepflogenem Einvernehmen mit dem 
General: Commando an die Hofkanzlei 
zu leiten, und von diefer an den Hof: 
friegsrath gelangen zu machen, der fi 
angelegen fein zu laffen bat, die Ber: 
gütung des nach genauer Erörterung 
liquid befundenen Schadenbetrages, 
oder die Behebung der etwaigen An- 
fände unverweilt zu verfügen. Diefe 
a. 5. Entfhliegung wird der Landes⸗ 
ftelle zur Darnachachtung und weiteren 
entfprehenden Verfügung mitgetheilt. 
(GGfkzl. D. v. 2. Rov. 1837 3.26538, 
an fammtl. dedtfche Länderſt. Pol ©. 
©. 65. Bd. Rr. 156.) 

Militär-Weiber, deren Aufnahme 
in die Civil-Gebäranftalt betreffend, ſ. 
Gebäranftalt. 

— — ſ. Soldatenweiber. 

Militär⸗Wohnung, |. Aſſiſtenz. 

Militär -Wundärzte. Die Mili- 
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täar-Wundärzte, welche weder Doclores 
noch Magistri chirurgiae find, und bei 
den Militärkörpern in Wien Dienfte 
leiften, können als bloße Patrone der 
Chirurgie, felbft, wenn fie an der Wie: 
ner Univerfität approbirt wären, zur 
freien Civil» Praris in Wien nicht zus 
gelafien; nur die an der k. f. Zofefs- 
Academie als Doctores oder Magisti 
chirurgiae Promovirten find zur hier: 
ortigen freien Civil =» Prarid befugt. 
(Note der n. 6. Reg. an das k.k. n. ö. 
Beneral- Militär: Commando vom 16. 
an. 1839 3. 1022. Kn. S. V. Nr. 2.) 
Militär: Wundärzte. Sämmtli- 
hen Unterbehörden find die rüdfichtlich 
des Rechtes der Militärärzte zur Civil. 
Prarid beftehenden Verordnungen in 
Erinnerung zu bringen, welche dahin 
lauten, dag den Magiftern der Chirurgie, 
welche ale Militärarzte in derk. k. Armee 
dienen, dad Recht zur Ausübung der Pras 
ris im Civile in eben dem Maße zu- 
fteht, wie ſolches den Civil - Wundärz- 
ten zukommt, weldhe den Magiftergrad 
aus der Chirurgie an einer inländifchen 
Univerfität erlangt haben, daß aber, 
da den Patronen der Chirurgie das 
Recht zur Ausübung ihrer Kunft nur 
dann zufteht, wenn fie entweder ein 
hirurgifches Gewerbe befißen, oder von 
der Obrigkeit oder Gemeinde des Or⸗ 
tes, wo fie ihre Kunft ausüben wollen, 
eine fire Beflallung genichen, auch den 
Militar-MWundärzten, weldhe bloße Pa- 
trone der Chirurgie find, das Recht zur 
wundärztlihen Praris beim Eivile nur 
dann zufommt, wenn fie obige gefeß- 
lie Beftimmungen erfüllt haben. (Erl. 
des k. k. Minift. des Inn. v. 20. Spt. 
1848, an fämmtl. Länderchefs. Pol. 
G. ©. 76. Bd. Nr. 124. Deer. der n. 
6. Reg. v. 16. Jän. 1849 3. 46686, 
n. ö. L. G. B. Nr. 13.) 
Minderjährige, Beſtimmung der 
Gerichtsbarkeit, |. Gerichtsbarkeit. 
Pat. v. 20. Nov. 1852 88. 83— 86.) 
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Minderjährige, Beſtimmungen 
hinſichtlich des freiwilligen Militär— 
Eintrittes, ſ. Militärdienſte. 

— — fiehe Militaäͤr-Gerichts⸗ 
barkeit. 

— — Vorſchriften wegen Behand⸗ 
[ung der vor dem militärpflichtigen 
Alter zum Kriegsdienfte geftellten, f. 
Militär-Stellung. 

— — deren freiwilliger Eintritt in 
den Militärdienft betreffend, f. Mili- 
tär:Dienfte, Militär-Stellung. 

— — Erlangung der Staatebür- 
gerfhaft, |. Stantsbürgerfchaft. 

Mineral:Farben. Das Ueberftrei- 
chen (Uebertünchen) derjenigen Stoffe, 
welche den menfhlichen Körper berüh- 
ten follen, mit Kupfer, Arfenik, Blei, 
Zink, und andere giftige Metall- Prä- 
parate enthaltenden Mineral: Farben, 
fowie das Streifen (Stärken) von 
Stoffen mit Stärke, welchen folde 
Mineral » Farben beigemifcht find, ift 
bei Confiscation der Maare verboten. 
(Hftzl. Deer. vom 11. Det. 1827 3. 
23975, an fammtl. Länderft. Eirc. der 


n. 6. Reg. vom 26. Dct. 3. 59921; 


des fteierm. Gubern. vom 30. October 
3. 24017; des füften!. Sub. vom 31. 
Dct.; des böhm. Bub. vom 1. Nov. 
3. 53770; der ob der ennf. Neg. vom 
1. Nov. 3. 28515; des tirol. Gub. 
vom 2. Nov. 3. 21808; des galiz. 
Sub. vom 6. Nov. 3 73304 und des 
mähr. fchlef. Sub. vom 9. Nov. 1827 
3.37261. Pol. G. S. 55.8. Nr. 111, 
f. Mitisgrün. 

Mineralgrän, ſ. Kaifergrün. 

Mineralfäuren find vom Haufirs 
handel ausgeſchloſſen, ſ. Haufir:Pa- 
tent 8. 12 i. 

Mineralwäfler. Jeder Käufer, der 
von einem Sauerbrunnhändler Geſund⸗ 
heits⸗ oder Mineralwäfler von was 
immer für einer Gattung erfauft, und 
ſolche zu fchwad oder gar verdorben, 
oder übelriechend findet, ift befugt, 


Mineralwäſſer. 


dieſe dem Veckäufer zurückzugeben. Da⸗ 
gegen iſt dieſer verbunden, ihm einen 
echten und guten Krug oder Flaſche 
unentgeltlich unter Strafe abzuführen. 
(R. õ. Rggs. Dec. v. 6. Aug. 1784. 
Krop. ©. Joſ. 6. Bd. ©. 125.) 

Mineralwäfler, welche die medici- 
niſche Facultät ald unecht und verdor- 
ben findet, hat diefelbe der Polizeis 
Ober-Direc. anzuzeigen, und die ſchlecht 
befundenen Stüce zu verfiegeln, welche 
fohin die Polizei-Dber-Direction gleich 
nach erhaltener Anzeige abzuholen hat. 
(R. d. Rggs. Brig. v. 30. Juli 1796. 
Barth. H. u. ©. Gef. 5. Br. ©. 27.) 

— — Der Verkauf derfelben ift 
frei gegeben, und es bat die Polizei- 
Ober-Direction wegen Berfälfhung der: 
felben die nöthige Aufficht und im Ueber⸗ 
tretungsfalle das Amt zu handeln. (N. 
d. Rggs. Vdg. v. 16. Febr. 1819.) 

— — Damit der fanitätspolizeiliche 
Zweck des Verkaufes blos echter, unver: 
dorbener und wirffamer Mineralwäffer 
erreicht und das Publicum bei dem An⸗ 
faufe derfelben vor Benortheilungen 
gefihert werde, find ſchon mit den Hof: 
fanzlei » Decreten v. 26. Dctbr. 1793 
3. 3074, v. 8. Febr. 1794 3. 352, 
v. 26. Juli 1794 3. 352, v. 26. Juli 
1794 3. 1454 endlich mit der Bub. 
Vdg. v. 18. Aug. 1823 Nr. 32420 
eigene geſetzliche Beftimmungen erflof- 
fen, welche in nachſtehende Rormalfchrift 
zufammengefaßt worden find. 

1. Jeder Handeldmann, welder fi 
mit dem Berkaufe von Mineralwäflern 
abgeben will, Hat diefes jein Borhaben 
vorläufig mittelft feiner Ortsbehörde 
dem Kreidamte anzuzeigen, und die Ers 
laubniß hiezu anzufuchen, damit die 
Verkaufsorte gehörig befannt gemacht, 
und das Kreisamt in den Stand gefebt 
werde, entweder Durch den Kreisarzt, 
oder in jenen Orten, wo fi ein Stadt» 
arzt befindet, durch diefen fich die Ueber⸗ 
zeugung zu verfähaffen, ob der Berfaufe- 
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anwerber einen geeigneten Keller befike, 
um die Mineralwäffer in jeder Jahres⸗ 
zeit gut erhalten md verwahren zu 
fönnen. 

2. Der Berkauf der Mineralwäfler 
ift nur jenen Handeldleuten zu geftat- 
ten, welche fi über die gehörige Be⸗ 
Thaffenheit der für die Mineralwaffer 
beflimmten Aufbewahrungsorte ausge: 
wiefen und die Erlaubniß zu diefen 
Handel erhalten haben. un 

3. Die eingeführten Mineralmäffer 
find im Standorte des Kreisarzted von 
diefem, und in Orten, wo fi ein eige⸗ 
ner Stadtarzt befindet, von dem letzte⸗ 
ren noch vor dem Verkaufe, in den üb⸗ 
tigen Orten aber vom Kreidarzte bei 
gelegenheitlihen Geſchäftsreiſen genau 
in der Beziehung zu unterſuchen, ob 
diefe Wäſſer echt und gut, oder aber 
ſchwach und verdorben find. Nur die 
Einfuhr und der Berfauf der erflern 
darf geftattet,, dagegen muffen die letz⸗ 
tern ohne weitere zurückgewiefen werden. 

4. So wie im Frühjahre oder Som- 
mer frifhe Mineralwäfler eingeführt 
werden, find von den obenerwähnten 
Sanitätsindividuen auch die vom vori- 
gen Sommer etwa übrig gebliebenen 
Mineralwäffer abermal in der Hinfiht 
zu prüfen, ob fie nicht durch die lan« 
gere Aufbewahrung eine nachtheilige 
Beranderung erlitten haben. Sollten 
bei diefer Gelegenheit verdorbene Wäſ⸗ 
fer vorgefunden werden, fo iſt teren 
Bertilgung fogleich einzuleiten. 

5. Die Mineralwäfferhändler find 
verpflichtet, jeden verdorbenen Waſſer⸗ 
trug, wenn er gleich nach dem Aufma- 
ben zurückgeftellt wird, zurückzunehmen, 
und dem Käufer dafür einen frifchen 
Krug unentgeltlich zu verabfolgen. 

6. Wenn fi in einem Kreife Mine: 
ralwäfler befinden, welche verfendet wer⸗ 
den, fo ift auch firenge darauf zu fehen, 
daß bei der Füllung, Verkorkung und 
Berfendung diefer Wäffer Nichts ver- 


Mineralwäſſer. 


faumt werde, was zur Erhaltung ihrer 
Kraft und Wirkſamkeit nothwendig if. 
Iſt in derlei Orten ein eigener Stadt» 
oder Brunnenarzt aufgeftellt, fo liegt 
diefe Verpflichtung zunächft diefem ob. 
Allein auch der Kreisarzt ift angewie- 
fen bei Gelegenheit feiner Gefchäftsrei- 
fen gleichfalls hierauf ein befonderes 
Augenmerk zu richten. 

7. Die genaue Befolgung diefer An- 
ordnungen haben die Kreisämter in al« 
len geeigneten Wegen zu überwachen, 
die angezeichneten oder fonft wahrge- 
nommenen Gebrechen aber fogleich ab» 
zuftellen. (Bdg. des böhm. Bub. v. 19. 
De chr. 1833 3. 54140. Obent. 3. 
Br. Nr. 88.) 

Mineralwäfler. Se. k. k. Mai. 
haben laut h. HoflanzleisDecretes vom 
11. Novbr. d. 3. 3. 37879, mit a. h. 
Entſchl. v. 1. Novbr. 1847 zu geftat- 
ten gerubt, daß es von den mit der 
a. h. Entſchl. v. 22. Dechr. 1832 aus⸗ 
gefprochenen, und mit dem Regierungs⸗ 
Circulare v. 19. Jan. 1833 kundge- 
machten Berbote der Erzeugung künſt⸗ 
licher Mineralwäfler, gegen dem abzu- 
fommen babe, daß die Bereitung und 
Erzeugung der künftlihen Mineralmäf- 
fer nur mit Bewilligung der Behörden, 
und unter Leitung eines geprüften Che: 
mikers oder Pharmaceuten gefchehen 
dürfe, und daß über die Echtheit und 
Güte diefer künſtlichen Mineralwäſſer 
durch Die Behörden und berufenen Sa- 
nitäts » Individuen die genaue Aufficht 
geführt werde. Es haben dDemnad alle 
Jene, welche ſich mit der Erzeugung ei: 
nes Tünftlihen Mineralwaſſers befchäf- 
tigen wollen, Durch ihre vorgefegte Orts⸗ 
obrigkeit um die Bewilligung hiezu bei 
diefer Randesftelle einzufchreiten. Uebri⸗ 
gend wird aber, in Kolge des obigen 
b. Hofkanzlei = Erlaffes hier noch aus- 
drücklich bemerkt, daß es ſtrenge verbo> 
ten if, einem künſtlichen Mineralwaffer 
die Benennung eines beftehenden na» 
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türlihen Mineralwaſſers, wie z. 2. 
„Lünftlihes Eger, Selter u. f. w. Mi: 
neralwafler” zu geben. (Circ. der k. k. 
n. 6. Reg. vom 3. Decht. 1847 3. 
64727, des mähr. Bub. v. 2. Dechr. 
1847 3. 52557.) 

Mineralmäfler. Bei Gelegenheit 
eines einzelnen Kalles, wo Se. k. k. Maj. 
bei noch beftandenem allgemeinen Ber- 
bote der Erzeugung und des Verfchleis 
es der künſtlichen Mineralwäſſer eine 
diesfällige ausnahmsweise Bewilligung 
für das Iombardifd » venetianifche Kö⸗ 
nigreich allergnädigft ertheilten, haben 
Se. ?. k. Maj. mit der a. h. Entſchl. 
v. 7. Jan. 1834 (intimirt an das lom⸗ 
bardifhe Gubernium mit Hoflanzlei- 
Decret v. 19. Jän. 1834) zu befehlen 
geruht, es fei allen Bereitern Fünftlicher 
Mineralwäfler ftrenge und bei Berluft 
ihres Befugniffes verboten, einem künft- 
lich bereiteten Mineralwaffer die Benen- 
nung eine® beftehenden natürlihen Mis 
neralwaflerd, z. B. kuͤnſtliches Eger, 
Selter ꝛc. Mineralwaſſer zu geben, ſon⸗ 
dern die künſtlichen Mineralwäſſer ſeien 
nach dem Gehalte ihrer firen Beſtand⸗ 
theile als: kuͤnſtliche Mineralwäfler mit 
Soda, mit Eifen, mit Bitterfalz ac. 
zu benennen, anzufündigen und zu ver⸗ 
kaufen. (Hflzl. Decr. v. 26. Jän. 1848, 
an fämmtl. Känderft. Pol. G. ©. 76. 
Bd. Rr. 7.) 

— — Das hohe Minifterium des 
Innern findet ih nah Pernehmung 
der ftändifhen Medicinal- Commiffion 
beftimmt zu verfügen, daß es von der 
mit dem Erlaffe vom 5. Jänner 1849 
3. 275 angeordneten und mit dem Er: 
laffe v. 11. Novbr. 1850 3. 22875 
fiftirten Berfügung wegen Bezeichnung 
der Mineral » Wafferfrüge dur Ein: 
brennen der Jahreszahl der Füllzeit ab: 
zutommen habe. Das Minifterium des 
Innern findet in Gemäßheit des Decre: 
tes v. 26. März d. 3. 3. 22873 an- 
zuordnen, daß mit dem Eingangs er- 
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wähnten Aufhören obiger Verfügung 
folgende Bezeihnungsart der Jahres: 
zahl der Füllung einzuführen fei: 

1. Die zur Verſchließung der Ge: 
faße verwendeten Korke müffen von 
möglichft befter Qualität fein und auf 
“ihrem innern Ende das Brunnenzei- 
hen und den Namen der Quelle deut: 
lih eingebrannt enthalten. 

2. Die Äußere Berfchliegung der 
Gefäße hat mittelft eines Zinnblätt- 
hend zu gefhehen, welches den leicht 
verpichten Kork und den Hals des Ger 
fäßes ganz zu umhüllen hat. Zur Er» 
fihtlihmachung der vorfähriftsmäßigen 
Füllung ift auf jedem Zinnblattchen das 
den Namen der Quelle und die Jahres- 
zahl der Füllung enthaltende Siegel des 
Eigenthümers oder Pächters der Quelle 
auszudrüden. 

3. Zur Berfendung des Waſſers find 
in der Regel entweder thönerne, wohl 
glafirte Krüge, oder Flafhen von Glas 
zu benüßen. (D. der n. ö. Stthlt. v. 
19. April 1852 3. 10842. L. G. B. 
Nr. 167. Kundm. der böhm. Stth. v. 
1. April 1852 3. 7414 u. 7415. 8. 
G. 2. für Böhm. Nr. 120.) 

Mineralwäſſer kuͤnſtliche, ſiehe 
Struve'ſche Mineralwäͤſſer. 

Mißgeburten, ſ. Schan-Pro⸗ 
ductionen. 

Mißhandlung der Thiere, ſiehe 
Hunde. (Bdg. v. 18. Oct. 1851, 27. 
Juli 1852 u. 6. Jän. 1853.) 

— — der Thiere, ſ. Thierguälerei. 

Miſtgruben vor den Häufern find 
zu entfernen. (Bdg. vom 30. Auguft 
1755. Krop. Gef. M. Thereſ. 3. BP. 
©. 220.) S. Straßenreinigung. 

Miftwägen follen bis 8 Uhr in der 
Früh außer der Stadt fein. (Reggsébef. 
v. 18. Juni 1782. Krop. Gef. Jof. 8. 
Bd. ©. 102.) S. Straßenreini- 
gung. | 

Mitisgrün, Die Landesftelle hat 
in Erledigung der in Anſehung der 


506 


Mitisgrün, 


Gifte, gifthältigen Stoffe und befonders 
des Mitisgriin vom biefigen Magiftrat 
gepflogenen und zur Kenntniß gebrach⸗ 
ten Verhandlungen mit Decret vom 17. 
Mai 1840 3. 25773 Folgendes aus- 
geſprochen: Weber den Berkauf der gift: 
bältigen Farben beftehe die Circ. Vdg. 
v. 26. Mai 1829 (f. Gifthältige 
Farben) fo wie über den Gebraud 
derfelben beim Appretiren der Klei- 
dungeftoffe, die den menſchlichen Kör- 
per berühren, und über die Verwendung 
der Farben bei genußbaren Gegenftän- 
ten geben die Eirc. Vdg. v. 26. Detbr. 
1827 (f. Mineral-Farben) und 29. 
Mai 1829 (f. Bnderbäder) Maß und 
Ziel. Die genaue Beobachtung diefer 
Verordnungen fihern die menſchliche 
Gefundheit Hinlänglih vor dem Ein» 
fluß gifthältiger Farben; das gänzliche 
Berbot des Mitisgrün ließe fidy in die- 
fer Hinfiht keineswegs rechtfertigen 
und müßte aus felbem Grunde bei meh⸗ 
veren Farben von gleichem Gehalte ein: 
treten, wodurd der Induſtrie ein wes 
fentliher Nachtheil zugefügt wiirde. 
Durch diefe Entfhließung wurde zwar 
das in Antrag gebrachte gänzliche Ver⸗ 
bot des Mitisgrün nicht genehmigt, je- 
doch auch gegen die, vom Magiftrate 
getroffene proviforifche Verfügung, durch 
weldhe den Blumenfabrikanten, Feder⸗ 
fhmüdern, Stärkemachern, Webern, 
Seidenzeugmahern, Bandfabrifanten 
und Appreteurs die Anwendung des- 
felben beim Farben der den menſchlichen 
Körper berührenden Stoffe unterfagt 
wurde, Nichts zu erinnern befunden, 
wornach ſelbe in Wirkſamkeit bleibt, 
und um ſo mehr gehandhabt werden 
muß, ale hiedurch eigentlich nichts Neues 
angeordnet, fondern nur die h. Eirc. 
Dog. v. 26. Octbr. 1827 auf das durch 
Kunftverftändige für höchſt gifthältig 
erflärte Mitisgrün angewendet wurde. 
(Pol. Ob. Dir. Eirc. v. 14. Aug. 1840 
3. 2420.) 


Modelle. 


Modelle, |. Goldmünzen - Mo: 
delle. 

Mohamedaner, deren Beeidigung, 

Eid 


Mohnköpfe. Der Berkauf derfel- 
ben ift den Greiglern und Fragnern 
verboten, und den Apothekern und Sa- 
menbändleru zur Pflicht gemacht, hies 
bei die für den Verſchleiß giftiger Kräu- 
ter vorgefchriebenen Vorſichten genau 
zu beobachten. (N. d. Rggs. Decr. v. 
18. Septbr. 1810. Krop. Gef. Franz. 
28. Bd. ©. 372.) 

Mohn und Mohnföpfe, deren Ber: 
fauf wird nur den Apothekern und Dürr- 
kräutlern geftattet. (Nggs. Vdg. v. 25. 
Betr. 1820 3. 7770. Guld. Sanit. 
Vdg. 5.3. ©. 141.) 

Idan. Aus Anlaß der gemachten 
Wahrnehmung, daß von den öfter. Lan» 
desbehörden bisher einer Menge von 
erwerbölofen und übel conduifirten Leu: 
ten Paͤſſe zum Uebertritte nad) der Mol: 
dau ausgeftellt wurden, wurde verord- 
net, daß in Zukunft bei der Ertbeilung 
von Neifebewilligungen nad der Mol» 
dau und Wallachei mit der gehörigen 
Umfiht und Behutſamkeit vorgegangen, 
fomit Reife-Documente in diefe Fürften- 
thümer nur folden Individuen ertheilt 
werden, deren frühere Xebensweife zu 
feinen widrigen Wahrnehmungen in 
moralifher Beziehung Stoff lieferte, 
und welche den erlaubten Zweck ihrer 
Reife auf eine genügende Weife darzu⸗ 
thun vermögen. (Bdg. des M. des In. 
dv. 6. Dechr. 1849 3. 25147. Vog. 
der n. d. Reg. v. 23. Dechr. 1849 
3. 53967 8. ©. 3. 3. 1850 Rt. 3.) 

— — Zur Erzielung einer befferen 
Evidenzhaltung der in die Moldau 
fommenden öfterreihifhen Staatsan- 
gehörigen wird in Folge Erlaſſes des 
Minifteriums des Innern vom 6. April 
1850, mit Beziehung auf die Verord⸗ 
nung der beftandenen 8. k. n. d. Regie 
tung dv. 23. Dechr. 1849 angeordnet, 
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daß in Zukunft allen für das Ausland 
ertheilten Reifebewilligungen die fchrift- 
lihe Bemerkung beigefügt werde, daß 
der Neifende im Falle feines Eintrittes 
in die Moldau oder Walladhei binnen 
3 Tagen bei fonft zu gewärtigender 
Ahndung fich bei der nächſten k. k. Sta: 
roftie oder bei der Agentie mit feinem 
Neifedocumente perfönlih zu melden 
habe. (Vdg. der n. ö. Stth. vom 11. 
April 1850 3. 1058/B. N. 8.8. ©. 
B. Nr. 26.) 

Moldau. Das fürftl. Staatsfecre- 
tariat der Moldau hat nach gepflogenem 
Einvernehmen mit dem Faiferl. Agenten 
ausdrücklich das Erfuhen an das h. 
Minifterium geftellt, dag fernerhin In: 
dividuen, welche nicht die von dem dort: 
laͤndigen organifhen Statute geforder- 
derten Eigenfchaften befiken, nämlich 
allen Ienen, die fi) über ihren Stand, 
ihre erlaubte Befhäftigung und genü- 
gende Subfiftenzmittel nit gehörig 
auszuweiſen vermögen, öfterreichifcher 
Seits feine Reifepaffe nah der Mol⸗ 
dau ertheilt werden mögen. Zufolge 
Erlaffes des h. Minifteriums des In— 
nern vom 24. Detbr. 1.3. 3. 23572 
find zur Verhütung fernerer Reclama— 
tionen, nit nur die Anträge auf Er: 
theilung von Reifebewilligungen nad 
den Donau » Fürftenthümern vor der 
glaubwürdigen Nachweiſung diefer erft: 
erwähnten Bedingungen abhängig zu 
machen, fondern auch die dieſe Nachwei- 
fung enthaltenen Belege dem diesfalls 
ander zu erftattenden Gutachten beizu: 
fliegen. (Decr. der n. d. Stth. v. 12. 
Rovbr. 1851 3. 36351.) 
Papvorfchriften bei der 
Dampffhifffahrt auf dem Moldaufluffe, 
ſ. Dampffchifffahrt. 

— — das Übleeren des Schottere 
in den Moldauflug betreffend , fiehe 
Schotter. 

— — Deffnung der Prager Waf- 
fersWehrdurchläfie, |. Schifffahrt. 


——— Gib 








Moldan-Scifffahrt. 


Moldau: Schifffahrt; Polizeire- 
glement für diefelbe, |. Elbe: Schiff: 


fahrt. 

Molien ift ein Hazardfpiel, fiehe 
Spiele. 

Montag. Bon den Obrigkeiten find 
bei den Handwerkern die fogenannten 
blauen Montage oder fonftige eigens 
mädtige Handwerks-Entziehungen der 
Gefellen abzufhaffen. (Handw. Gen. 
v. 19. April 1732 8.8. Hofverord. v. 
20. Febr. 1768.) 


Auch bei den Fabricanten iſt derfelbe 


aufgehoben. (Hofreſc. v. 22. Rovbr. 
1773. Vdg. v. 22. Aug. 1780.) 

— — Den Zunftoorftehern ift bei 
6 Reihsthaler Pönfall verboten, einem 
Geſellen die Kundſchaft auszufertigen, 
der lieber feinen Dienft verläßt, und 
von der Arbeit ausfteht, als daß er fich 
dem Gebote feines Meifterd füget, an 
einem aufgehobenen Reiertage oder 
fogenannten blauen Montage zu arbei- 
ten. (Hop. v. 13. Juli, n. d. Rogge. 
Circ. v. 25. Juli 1786.) 


— — Da gegen die beftehenden , 


Perordnungen die Gefellen ſowohl der 
Bolizeis ald Commercial-&ewerbe, häu⸗ 
fig an den aufgehobenen Feiertagen, 
wie auch an fogenannten blauen Mon- 
tagen und Dienflagen von der Arbeit 
ausbleiben, fo wurde fämmtlichen Mei- 
tern und Fabricanten aufgetragen, je 
nen Geſellen, der an was immer für 
einem Werktage von der Arbeit aus- 
bleibt, oder früher ala e8 die Ordnung 
geftattet, aus der Werkſtätte abgeht, 
fogleih zu der gefeglichen Beftrafung 
dem Magiftrate anzuzeigen, wie in Wie 
drigem die Meifter und Fabricanten 
jelbft, für jede unterlaffene Anzeige mit 
einer Geldftrafe von 2 fl. belegt wer⸗ 
den würden, die dem Entdeder des 
jaumfeligen Meiſters oder Fabricanten, 
mit Berfchweigung feines Namens, oder, 
wenn es von Amtöwegen entdedt wor⸗ 
den wäre, der Lade zuerkannt werden 
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ſoll. Zu dieſem Ende foll öfter unver» 
muthet in den Werkftätten und Fabri⸗ 
ten Nahfiht gepflogen und jeder Ge- 
felle, der nicht bei der Arbeit gefunden 
wirrde, und fhon einmal ermahnt wor- 
den, zur Beftrafung an die Behörde 
übergeben werden. (Rggs. Vdg. v. 30. 
Decht. 1799.) 

Montag. Dadie Abftelung der foge- 
nannten blauen Montage fo wichtig ift, 
fo hat die Regierung mit allem Eifer zu 
traten, und ihre Amtsmacht dazu an⸗ 
zuwenden, diefen den Müßiggang und 
die Sittenlofigkeit. fo nährenden Mip- 
brauch fo viel möglich abzuftellen, wel⸗ 
ches vorzüglich dadurch erwirkt werden 
fann, wenn den Gefellen verfchiedener 
Innungen öfter bekannt gemadt wird, 
daß jene, welche diefem Mißbrauch nach⸗ 
hängen, nicht leicht ein eigenes Befug⸗ 
niß oder Meifterreht zu erwarten ba- 
ben. (Hflam. D. v. 21. Febr. 1803.) 

Gefellen haben an blauen Montagen 
und aufgehobenen Feiertagen wie an an- 


dern Werktagen zu arbeiten. (Bdg. v. 


20. Septbr. 1803. Bdg. v. 13. Jan. 
1804.) 

Denn der blaue Montag foll ganz- 
lich abgebracht fein. (Rggsbeſch. v. 1. 
Juni 1807.) 

Den Gefellen aller Keuerarbei- 
ter ift jedoch vorzüglich wegen Herftel- 
lung ihrer während der Woche abge- 
nügten Werkzeuge der frühere Feier: 
abend für den Samftag, jedoch nie für 
den Montag geftattet. (Rage. Vdg. v. 
T. März 1806.) 

Monturftüde einzukaufen, ift den 
Zandlern verboten. (Bdg. v. 20. Sept. 
1745. Krop. Gef. M. Theref. 1. BP. 
©. 26. Vdg. v. 22. Juni 1771. Krop. 
Ge. M. Theref. 6. Bd. ©. 363. Vdg. 
v. 15. Febr. 1781. Krop. Gef. 3of. 1. 
Bd. ©. 136. Pat. v. 4. Dctbr. 1782. 
Krop. Gef. Joſ. 1. Bd. ©. 136.) 

— — Da ungeachtet des feit fo vie 
len Jahren beftehenden und mehrmal 


Honturflüce. 


wiederholten Verbotes, ararifhe Mon» 
tursſtücke zu kaufen oder verkaufen, noch 
immer fchadlicher Unterfchleif mit neuen 
und alten Ararifhen Montursgattun- 
gen getrieben wird; fo hat der k.k. 
Hofkriegsrath zur Berhinderung des 
dadurch dem Aerarium zugebenden 
Nachtheils für nöthig befunden, aud 
den bisherigen Verkauf der von Feld- 
fpitälern, Sammel: und Stodhäufern 
wie aud von Negimentern und Corps 
an die Monturd : Deconomies: Commif- 
fion und Depots eingelieferten, ganz 
unbrauchbaren Gattungen von Tuch, 
Croifee, Leinwand und Zwild, von 
nun an gänzlich einftellen, und diefe 
Monturdgattungen, foweit es thunlid 
ift, verwenden, dasjenige aber, was zu 
gar feinem Gebrauche mehr taugt, durch 
die Papier Stampfen, unter gehöriger 
Aufficht vertilgen, mithin die bisher bei 
den Monturd = Commiffionen und De: 
pots vorgenommenen Licitationen blos 
auf den Verkauf der Tuhende, der un⸗ 
brauchbaren Abfallsflede von allen Gat⸗ 
tungen, und auf das unbrauchbare Erz 
und Eifen, befchränfen zu laffen. Die 
Zandesftelle hat daher nicht nur das 
wider den Anlauf und Verkauf der 
ararifhen Monturs » Gattungen befte- 
hende Berbot wiederholt fund zu ma⸗ 
hen, fondern aud die Verfügung zu 
treffen, daß die alten oder neuen Atari» 
ihen Monturftüce, wenn irgendwo ei: 
nige angetroffen werden, ohne alle Rück⸗ 
fiht in Befchlag genommen, und an die 
nächſte Militäar-Deconomie-Commiffion 
oder Depot zum ferneren Gebrauche für 
die Truppen, abgegeben werden. (Hof 
Decr. v. 16. Septbr. 1797 3. 32134, 
an fämmtl. Länderft. Bol. G. ©. 11. 
Bd. Nr. 32.) 

Monturſtücke. Der Ankauf und 
Verkauf ärarifcher Monturſtücke ift ſchon 
öfters, und neuerlich unterm 16. Sept. 
1797 verboten, und den unterſtehenden 
Behoͤrden aufgetragen worden, die ver⸗ 
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kauften neuen oder alten ärariſchen 
Montursſtuͤcke, wenn irgendwo einige 
angetroffen werden, ohne alle Ruͤckſicht 
in Beſchlag zu nehmen, und an die 
nächſte Militäröconomie-Commifſion 
oder Depot zum ferneren Gebrauche für 
die Truppen abzugeben. In Folge der 
Hofentſchließung wird nöthig befunden, 
diefes beftehbende Berbot nicht nur 
hiermit zu erneuern, fondern auch, ob⸗ 
fhon aus der vorerwähnten Anordnung 
ſchon von feldft fich ergibt, daß die ara- 
riſchen Monturftüde überhaupt keinen 
Gegenſtand eines Privatverkehres aus⸗ 
machen follen, folglih auch zur Ber: 
pfandung nicht geeignet fein können, 
gleihwohl zu Bermeidung alles Mip- 
verftändniffes auch die Berpfändung 
fowohl alter ald neuer Monturforten 
hiermit ausdrüdlich zu verbieten. (Hflz. 
Decr. v. 5., kundgem. von der n. Ö. 
Reg. den 27. Dechr. 1800. Krop. Gel. 
Franz. 14. Bd. ©. 560.) 
onturftüde. Das Verbot des 
Kaufes, Berkaufes oder der Eintaufhung 
ärarifcher Montursſtücke wurde wieder: 
holt kundgem. und verordnet, daß jeder 
Kauf, Tauſch, Schenkung u. dgl., wo» 
durch eine Civilperſon von einer Mili« 
tarpartei außer dem Wege der öffentli- 
hen Berfleigerung ärarifhe Faſſungs⸗ 
artitel oder Quittungen und Anweifun: 
gen an fi bringt, ungiltig fet, und daß 
Derjenige, welcher ein ſolches But durch 
Kauf, Tauſch, Schenkung oder wie fonft 
immer an fi gebracht hat, zur Zurück⸗ 
jtellung desfelben, wenn es noch bei ihm 
angetroffen wird, im entgegengefeßten 
Falle aber zum Erfage feines wahren 
Werthes verhalten werden fol. (Hofd. 
vom 24. Novbr. 1808. Erneuert mit 
Hofd. v. 15. Dechr. 1808, an fämmtl. 
Länderftellen. Krop. ©. ©. 25. Br. 
©. 335.) 
— — Rah Eröffnung des hiefigen 
General» Militär- Commando vom 17. 
Sänner 1835 R. 516, find feit kurzer 
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Zeit mehrere Webertretungen des Ber: 
botes, ärariſche Montursftüde zu kau⸗ 
fen, verkaufen oder umgutaufchen, vor: 
gelommen. Den Kreisämtern wird da: 
ber bezüglich auf die hierortige Berord⸗ 
nung vom 25. Mai 1829 3. 31446, 
aufgetragen, die hierüber beftehenden, 
und mittelft der Kreisfchreiben vom 13. 
Octbr. 1797 und 20. Jaͤnner 1809 
kundgemachten Vorſchriften, wornad 
Derjenige, welcher ein ärariſches Faſ⸗ 
ſungsſtück durch Kauf, Tauſch oder 
Schenkung an ſich gebracht hat, das⸗ 
ſelbe, er mag vom Civile oder Militär 
fein, rückſtellen, oder wenn er ſich in defr 
fen Befite nicht mehr befindet, den 
wahren Werth desfelben erfeben muß, 
überdies aber ftrenge beftraft wird, neuer- 
dings zu republiciren, das Publicum, 
befonders aber die Juden, zur genauen 
Befolgung diefer Vorſchriften anzumei« 
fen, und ihrerfeitd die Befolgung der» 
felben zu überwachen. (Vdg des galiz. 
Sub. vom 17. Febr. 1835 8. 7106. 
Prov. ©. S. für Galizien. 3. 1935. 
Nr. 35.) 

Monturftüde. Es beſteht in Folge 
früher erfloffener Hof-Bdgen. das Ver⸗ 
bot, ärarifhe Monturs⸗Sorten zu kau⸗ 
fen, zu verkaufen oder umzutaufchen. 
Diefes Verbot iſt zu Folge einer von 
dem E. k. Hoffriegerathe unterm 28. 
Juli 1839, an die vereinigte Hofkanz⸗ 
lei gelangten Eröffnung, womit die in 
neuefter Zeit a. h. genehmigte Inſtruc⸗ 
tion zur Gebahrung und Verrechnung 
der Montur und Rüftung der kik. Trup⸗ 
pen mitgetheilt wurde, fortan, jedoch 
mit der Modification aufrecht zu erhal« 
ten, daß den Truppen geftattet wird, 
die für den Militär -» Gebrauch nicht 
mehr verwendbaren Sorten ausſchlie⸗ 
Bend nur dergeſtalt zerriffen, zerſchnit⸗ 
ten oder zerfhlagen, daß felbe auf feine 
MWeife mehr zu ganzen Stüden zufam- 
mengeſetzt werden können, licitando dfe 
fentlich hintanzugeben, welche Licitatio⸗ 
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nen durch den Truppen» oder Abthei- 
lungs⸗Commandanten im Voraus mit« 
telt der Ortsobrigkeit zu publiciren 
find, und bei denen diefe Commandan⸗ 
ten perfönlich zu interveniren, und fidh 
von der gänzlichen Zerflüdelung der 
zu veraußernden Abfälle zu überzeugen 
haben. (Hffzl. Decr. v. 29. Aug. 1839 
3. 26261, an fammtl. Länderſt. Vdg. 
der n. 6. Neg. v. 18. Septbr. 1839 
3. 52774. Bol. G. ©. 67. Bd. 
Nr. 98.) 

Monturftüde. Das Kriegsminiſt. 
hat mit Erl. v. 28. v. M. €. 4890 
das wegen des Verkaufes ärarifcher 
Montursforten beftehende Verbot mit 
dem Beifügen in die Erinnerung ges 
bracht, daß: nah dem Circular-Refer. 
v. 6. März 1833 €. 1130, und den 
darin angeführten alteren Geſetzen ära- 
ifhe Monturs » Gegenftände zu den 
außer Verkehr gefeßten Sachen gehö⸗ 
ren, daher jeder darüber unter Priva- 
ten errichtete Bertrag und jede unter 
felben getroffene Verabredung als un- 
giltig erfheint. Daraus folgt, wie in 
den vorgedachten Vorfchriften ausdrück⸗ 
(ih enthalten ift, daß ſolche Monture- 
ſtücke, wo fie immer bei Privaten vor⸗ 
gefunden werden, als aͤrariſches Eigen: 
thum erfcheinen, und daher zu Gunſten 
des Aerars eingezogen werden fönnen, 
wenn felbe durch das Geftändniß, oder 
vermöge der auf diefen Gegenftänden 
vorgefundenen Zeichen, oder fonft durch 
gefeßliche Beweiſe als ararifhe Mon- 
tursftüce dargethan werden können. 
In Betreff der Form, in welcher diefe 
Einziehung geltend zu machen ift, bat 
das h. Kriegsminifterium bemerkt, daß 
derlei Montursftüde, wenn irgendwo 
einige angetroffen werden, ohne alle 
weitere Rudficht in Befhlag zu nehmen, 
und an die nächſte Militär » Monturss 
Commiffion abzugeben find. Nur die 
den Unterabtheilungs » Kommandanten 
zu gar keinem Gebrauche mehr dienen: 
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den Monturs- und Rüftungsforten dür« 
fen in dem im 8. 121 Abfchnitt I. der 
Monturd- GebahrungssInftruction be⸗ 
ſchriebenen zerftüdten und zerfchlagenen 
Zuftande, jedoch blos bei einer öffent- 
lichen Licitation veräußert werden, was 
auch bei den Montur-Commiffionen ber 
züglich der unbrauchbaren Abfälle, die 
ebenfalls zu feinem weiteren Gebrauche 
bei denfelben mehr geeignet fein dürfen, 
vorgefchrieben ift. (Exil. des gal. Bub. 
v. 18. Juli 1851. Galiziſche L. G. B. 
Rr. 233.) 

Montursftüde find vom Hauflr- 
handel — — ſ. Hanfirpa- 
tent. $. 12 

— — ſ. Zadler. 

Monnmente auf dem Leichenhofe 
zu St. Marrx, ſ. Leichenhöfe. 

Moralitätszengnifle,, f. Zeug⸗ 


e. 

ora⸗Spiel. Zur Verhütung von 
Raufereien und anderen Unordnungen, 
welche durch die häufigen Streitigkeiten 
bei dem alla Mora»-Spiele vorzüglich in 
Schankhäuſern u. dgl. herbeigeführt 
werden, wie auch zur Erhaltung der 
durch dieſes lärmerregende Spiel leicht 
geflörten nächtlichen Ruhe, wird mit 
Genehmigung der h. k. k. Hofkanzlei 
und der h. ?. k. Bolizeis Hofftelle Fol⸗ 
gendes verordnet: Das alla Mora- 
Spiel ift hinfort in Gaſt⸗, Schank⸗, 
Speife und Kaffeehäufern nur in den 
Zagsftunden geftattet, in den Nacht: 
ftunden d. i. vom Abend» bis zum Mor⸗ 
gengeläute verboten. Die Inhaber fol 


her Gewerbe unterliegen bei vorkom⸗ 


menden Uebertretungen diefed Verbotes 
im erften Falle einer Geldftrafe von 
zwei Conventions-Thalern, und wenn 
fie unvermöglich find, einer verhältniß- 
mäßigen Arreſtſtrafe. Im Kalle einer 
wiederholten Uebertretung ift die Geld⸗ 
ftrafe zu verdoppeln, oder die Arreſt⸗ 
ftrafe zu verfhärfen. Gleiche Strafe 
hat auch gegen die Säfte einzutreten, 
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wenn fie der Erinnerung ded Wirthes 
oder Kaffeefhänters keine Folge leiften. 
Damit fih Niemand entfchuldigen 
fönne, daß ihm diefe Verordnung nicht 
befannt geworden fei, ift diefelbe in den 
Saftzimmern, Schenkftuben und Kaffee 
häuſern zu Jedermann Einfiht öffent: 
(ih anzubeften. (Tirol. Gub. Bdg. v. 
29. April 1836 3. 5332. Prov. ©. 
©. für Tirol v. 3. 1836.) 
Morawetz, ſ. Dampfbäder. 
Moſt. Der Vertauf aus faulen 
Trauben und Beeren gepreßten Moſtes 
iſt ſtrengſtens unterſagt, und die Orts⸗ 
polizeibehörden angewieſen, Die genaue 
Befolgung diefes Verbotes ernftlich zu 
überwachen, und die Dawiderhandeln> 
den unnadfihtlich zur Verantwortung 
und Strafe zu ziehen. (Bdg. des böhm. 
Bub. v. 9. Novbr. 1828 3. 49913. 
Obent. 3. Bd. ©. 291.) 
— — ſ. Sbftmoftansfchant. 
Mühlen. In Beziehung auf die 
Beichränkung der Errihtungvon Hau d- 
mühlen, murde bedeutet: Eine 
Hausmühle ift kein Gewerbe, fondern 
eine Selbftbedienung, wozu Jedermann 
das natürlihe Recht bat, und folglich 
keiner Bewilligung bedarf. Gewerbe 
aber beftehen nur zu dem Ende, um Je 
nen zu dienen, die ſich nicht felbft be» 
dienen können, oder wollen, und nur zu 
Bewerben ift nach den beftehenden Vor⸗ 
ſchriften die obrigkeitliche Verleihung 
eines Befugnifjes erforderlich. Hinge: 
gen fließt es aus dem Begriffe einer 
Hausmühle von felbft, daß dabei von 
der Bedienung eines Dritten, wodurch 
fie in ein Gewerbe übergehen würde, 
oder von einer Beräußerung keine Rede 
fein könne. Die Vermahlung eined 
fremden Getreides auf einer Hausmühle 
ift daher wie jede andere unbefugte Ge⸗ 
werbsausübung zu behandeln. (Hflzl. 
Decr. v. 27. Juni 1821, an das Tyro⸗ 
ler Bub. Krop. Gef. Franz. 45. Bd. 
©, 452.) 
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Mühlen, ſ. Bauführungen an 

Idiffbaren Bläfien 

Bauführungen, Schiff⸗ 
fahrt, eherfömenmung 
ſ. auch —— 
Hferdemühlen, Windmühlen. 

Mühlorduung allgemeine. Die- 
felbe enthält folgende Beſtimmungen: 

1. Kein Mühlbau, keine Berände- 
tung eines Gerinnes, eines Ein- oder 
Ablaffes, einer Wehre, Schleuße oder 
Arche, keine Erhöhung oder Emiedri- 
gung eines Heimflodes, Fachbaumes 
oder Fachbretes, keine Ausleitung aus 
einem Fluſſe oder Bache, keine Ufer- 
ſchützung oder Berbämmung, eben fo 
auch keine Umftaltung einer Mahlmühle 
in ein anderes Werk, ohne obrigkeitliche 
Bewilligung und ohne vorlaufiges Ein- 
vernehmen Derjenigen, deren Intereſſe 
bierbei befangen iſt, vorgenommen 
werden. 

2. Jedermann fteht das Recht zu, 
die Errichtung eines neuen Werkes im 
ordentlichen Wege zu verlangen; die 
politifche Behörde hat aber die ange: 
ſuchte Errihtung eines neuen Werkes 
im ordentlihen Wege nur dann zu er« 
theilen, wenn dadurch ein Bortheil für 
die beffere Bedienung des Publicums 
erreicht wird, und wenn es, ohne die 
Anreiner des Baches oder Fluffes einer 
Beſchädigung auszufehen, ohne fie in 
der bisherigen Benügung des Waſſers 
zu beirren, und ohne die Wirkung der 
ſchon beftehenden Waſſerwerke zu hem⸗ 
men, oder zu ſchwaͤchen geſchehen kann. 

3. Es findet fein Mühlzwang Statt, 
nämlich feine Verbindlichkeit, fein Ge⸗ 
treide auf diefer oder jener Mühle ver- 
mahlen zu laffen, fondern Jedermann 
fteht es frei, jene Mühle zu gebrauchen, 
bei der er am beften bedient zu werden 
glaubt. Hiedurch ift aber keineswegs 
die Verbindlichkeit aufgehoben, daß Die- 
jenigen, welde Mühlen mit der Dienft- 
barkeit übernahmen, Getreide entweder 
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unentgeltlih oder gegen eine geringe 
Vergütung zu vermahlen, diefelben noch 
ferner erfüllen müffen. 

4. In den Mühlen muß durchaus 
die erforderliche Reinlichkeit bereichen, 
und find der Boren, die Wände, der 
Kaften, die Thüren und Fenfter in ei- 
nem fo guten Bauftande zu erhalten, 
damit weder von dem Getreide noch von 
dem Mehle Etwas verloren gehe. 

5. Die Aufmäfjerung der Räder, die 
Geſchwindigkeit und Schärfung der 
Steine, die Annäherung des Laufers 
zum Bodenfteine, die Beutelweite und 
Spannung des Anfhlages fowohl für 
die Ausbeutelung als Säuberung foll 
fo vorgenommen werden, wie es die 
Beihaffenheit der zu vermahlenden 
Frucht und des zu erzeugenden Mehles 
nah den ftufenweilen Mehlgattungen 
fordert. 

6. Auf einer Mahlmühle darf nichts 
Anderes ohne obrigkeitliche Bewilligung, 
als die verfhiedenen Mehlgattungen 
zubereitet werden. 

7. Riemand, ald welcher das Hand» 
wert ordentlich erlernt hat, darf als 
Mühlknecht angenommen werden, und 
um fo weniger die Leitung eines Muͤhl⸗ 
werkes beforgen. 

8. Jede Partei ift berechtigt, ihr ei⸗ 
gened Getreide felbft zu vermahlen, 
und von dem Müller jene Borrihtung 
und Schärfung der Steine zu fordern, 
die der von ihr verlangten Mehlgattung 
entfpricht. 

9. Jeder Barter ift unbenommen, bei 
der Bermahlung ihres Getreides, auch 
wenn fie der Müller beforgt, gegenwär- 
tig zu bleiben. 

10. Die Maphlgäfte find in der Ord⸗ 
nung, wie fie zur Mühle tommen, fie 
mögen viel oder wenig Getreide haben, 
zu befördern. Jedem muß das von ihm 
mitgebrachte Getreide, wenn es ſechs 
Mepen beträgt, insbeſondere vermahlen, 
auch darf nicht jenes von mehreren Bars 
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teien wider ihren Willen vermengt 
werden. 

11. Jene, welche die Bermahlung 
felbft verrichten, koͤnnen ihr Getreide 
nad ihrem Belieben gemifcht zur Mühle 
bringen; jedoch haftet der Müller me- 
der für das Gewicht, noch für die Güte 
des Mehles, fondern nur dafür, daß 
fih fein Werk in gutem Stande befin- 
det, und daß die Partei durd feine 
Deffuung, Ausleitung oder Borrichtung 
etwas an Körnern, Mehl, Kleie oder an 
andern Abfällen verliert. 

12. Wippelhaftes oder brandartiges 
Getreide, von welchem die Anſteckung 
und Berunreinigung des übrigen zu bee 
forgen ift, fol der Müller nicht auf den 
Meblboden bringen, fondern außer der 
Mühle, jedoh unter einem Dache, big 
zur Bermahlung aufbewahren. Mit 
Mutterkorn vermifchted Getreide darf 
der Müller weder für fih noch für eine 
Bartei vermablen, fondern er muß ſol⸗ 
ches zur Reinigung und Ausſcheidung 
zuruͤckweiſen. 

13. Jedes zur Mühle beſtimmte Ge⸗ 
treide, ſo wie das hieraus erzeugte 
Mehl und Kleien, muß auf einer Schal⸗ 
waage abgewogen werden. Halt ber 
Müller eine Schnellwaage, fo foll fie 
confiseirt, als Eifen verkauft, und der 
gelöfte Geldbetrag dem Orts⸗Armenin⸗ 
ftitute zugewendet, und der Müller noch 
insbefondere beftraft werden. 

14. Wenn der Müller die Vermah⸗ 
lung ganz beforgt, muß ihm ein lan⸗ 
desüblich gereinigtes, gefundes, von 
Mutter- und Hinterlorn gefäubertes 
Getreide übergeben werden, widrigen- 
falls er dasfelbe zurückzuweiſen be: 
fugt if. | 

15. Ben der Mahlgaft fein auf 
die Mühle zur Bermahlung gebrachtes 
Getreide in mehrere ale eine Mehlgat- 
tung vermahlen zu haben verlangt, fo 
bat der Müller das vierzehnte Pfund 


des zur Mühle gebrachten Getreides 


Zaleiäty, Handb. d. Pol. Gef. IL 
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vor gefhehener Retzung als Mahllohn 
abzunehmen, wafern der Mahlgaft aber 
aus feinem Getreide nur eine Mehlgat- 
tung, ohne die Kleien zu nehmen, zu 
erzeugen begehrt, bat fig der Müller 
mit dem ſechszehnten Pfunde des zur 
Vermahlung gebraten Getreidgewich⸗ 
tes zu begnuͤgen. 

16. Wo der Müller ſelbſt vermahlt. 
jedoh nur die gemeine Abfonderung 
mit vier« oder fünfmaligem Auffhütten 
vornimmt, bat er ſich mit dem fechsgehn- 
ten Theile der Frucht, und einem Kreu⸗ 
zer Mahlgeld für den Centner zufrieden 
zu ftellen, Sobald er aber feinere Abs 
fonderungen vornehmen muß, if ihm 
das Mahlgeld für den Centner Weizen, 
wenn Mundmehl gemahlen wird, mit 
zwei Kreuzer, und wenn insbeſondere 
no Gries oder fein gerollte Gerfte er- 
zeugt werden muß, mit zwei einem hal⸗ 
ben, bis hoͤchſtens drei Kreuzer zu ent⸗ 
rihten. Die Abforderung jeder andern 
Abgabe oder Vergütung, auch für die 
Beleuchtung und Verſtäubung ift un« 
terfägt. . 

17. Wenn wippelhaftes oder bran⸗ 
diges Getreide vermahlen wird, fo ift 
dem Müller das fogenannte Mahlma⸗ 
Bel, nämlich der ſechszehnte Theil, nicht 
in der Frucht, fondern im Gelde nad 
dem Mittelpreife des letzten Marktes 
im nächſten Marktorte abzureichen. 

18. Für die Bermahlung auf Schiff⸗ 
mühlen ift die Gebühr in dem vierund- 
zwanzigften Theile der Frucht, und in 
der Hälfte des im vorigen Abſatze 16 
beſtimmten Mahllohnes zu leiften. 

19. Ueber die Reinlichkeit ‚in den 
Mühlen, die gute Beſchaffenheit des 
Bauftandes haben die Ortsgerichte die 
Auffiht au führen, und des. Monats 
wenigftens Ein Mal die Nachſicht per- 
ſönlich zu pflegen, aud die nöthigen 
Verbeſſerungen fogleih vorzunehmen. 

20. Jede Uebertretung diefer Muͤhl⸗ 
ordnung ift mit einer Geldbuße von 
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zehn Gulden zu belegen, die bei Wie⸗ 
derholung zu verdoppeln oder verhält- 
nigmäßig zu erhöhen, und in jedem 
Falle dem Armeninftitute ded Ortes zu⸗ 
zumenden ift. In Faͤllen hingegen, wo 
zugleich eine erweisliche vorfägliche Be- 
ſchädigung des Mahlgaftes, jedoch kein 
Betrug eintritt, ift bei der erften Betre⸗ 
tung nebft dem vollen Erſatze an den 
Beihädigten, auch der Werth des Er- 
fabes ale Strafe zu entrichten, die 
Strafe bei der zweiten Betretung zu 
verdoppeln, bei der dritten dreifach zu 
erlegen, und bei dem vierten Rückfalle 
der Müller feines Gewerbes zu entfeßen, 
zu weldhem Ende über alle Straffälle 
ein ordentlihes Protocol zu führen ift. 

21. Eollte der Partei dur die 
Unaufmerffamkeit oder Ungeſchicklich⸗ 
feit des Müller oder feiner Dienft« 
leute eine Verkürzung oder Beſchä⸗ 
digung zugefügt worden fein, fo ift 
der Müller, wenn diefe Verkürzung und 
Benachtheiligung erwiefen ift, zum Er- 
faße des der Partei verurſachten Scha- 
dens zu verhalten. * 

22. Wenn der Müller falfches Map 
oder Gewicht gebraucht, fo macht er ſich 
des Verbrechens des Betruges fhuldig. 
Wenn er ferner Getreide oder Mehl bei 
der Dermahlung ableitet, wenn er ein 
befjered Korn gegen ein ſchlechteres aus- 
taufcht, wenn er fchlechtere Gattungen, 
oder Gerfte, Hafer, Heiden, Widen zu 
den befieren von Weizen oder Korn 
mengen, oder verfchiedene Mehiforten, 
ald: Weizenpohl unter den, Roggen, 
oder die ſchlechtere Mehlforte unter die 
edlere mifrht, um das beftimmte Ge⸗ 
wicht in einer von dem Geſetze nicht 
vorgefchriebenen Mifhung zu erhalten, 
oder, wenn er diefed Gewicht Durch Ber- 
mengung des Mehles mit andern zwar 
der menſchlichen Gefundheit an und für 
ſich nicht ſchädlichen Körpern bewirkt, 
wenn endlich das erzeugte Mehl in 
feuchte Behältniſſe, um ein höheres Ge⸗ 


514 


Mübhlordbuung. 


wicht zu erzielen, gelegt wird, fo ift der 
Müller nah dem St. ©. zu beftrafen. 

23. Wäre die Beimifhung mit ver 
dorbenem Getreide oder Mehl und an- 
dern der Gefundheit fhädlihen Be 
ftandtheilen geſchehen, fo ift der betrü- 
gerifhe Müller nah dem St. ©. zu 
beftrafen. 

24. Die Theilnehmer diefer Ueber- 
tretungen, als die Mühlknechte oder 
fonftigen Dienftleute , find ebenfalls 
nach Borfchrift des Strafgefeßes zu be 
ftrafen. 

25. Endlih haben die Obrigkeiten 
dafür zu forgen, daß die Mühlen fi 
in einem guten Stande befinden, und 
dag ſowohl die Müller, als au die 
Drtsgerichte ihre in der gegenwärtigen 
Mühlordnung vorgezeihnete Schuldig- 
feit erfüllen. Den Obrigfeiten ſteht in 
Klagfällen, mit Ausnahme jener Fälle, _ 
welche nicht zu ihrer Gerichtsbarkeit ge⸗ 
hören, das Erkenntniß unter dem Bor: 
behalte der gewöhnlichen gejeßmäßigen 
Berufung an die höheren Behörden zu. 
In Bezug auf die Proviantvermahlung 
wurde angeordnet: 

1. Zeder Mühlinhaber ift verpflich⸗ 
tet, fein Werk ganz, oder zum Theil für 
die Broviantvermahlung, wenn er da⸗ 
rum von feiner politifhen Obrigkeit 
angegangen wird, zu widmen. Bei Die 
fer Beftimmung haben jedoch die Behoͤr⸗ 
den zu wachen, daß die Bertheilung im 
Berhältniffe der Mahlkräfte der Müh⸗ 
len, die Hierzu vermöge der Tage der 
Truppen verwendet werden können, nad 
Billigkeit geſchehe. 

2. Den Müllern ift aus den Militär« 
Magazinen volllommen gutes, gereinige 
tes Getreide, und zwar nicht blos nad) 
dem Gewichte, fondern auch nad der 
Mebenzahl zuzuweifen. 

3. Hat der Müller über die Abwä- 
gung des Getreides und des hieraus 
erzeugten Mehls ein Mahlbüchel zu 
führen, und im diefes die Frucht ſowohl 
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nach dem Gewichte als nach der Metzen⸗ 
zahl vorzumerken. 

4. Hat die Abwägung der Yrüchte 
fo wie auch des hieraus erzeugten Meh⸗ 
(e8, in der Mühle mit den cimcentirten 
Gewichten verfehenen Schalmaagen zu 
geſchehen. 

5. Die Vermahlung ſoll mit der noͤ⸗ 
thigen Reinlichkeit geſchehen. 

6. Die Netzung des Getreides iſt 
verboten, und muß die Vermahlung 
ganz trocken geſchehen. Wenn der Müls 
ler Korn neßt, und deffen überwiefen 
wird, fo hat er dafür den Erſatz mit 
ungenebtem Mehle zu leiften. 

7. Die Bermahlung iſt auf die 
Weife zu bewerfftelligen, daß vom Cent⸗ 
ner Frucht nur ſechs Pfund Kleien ver- 
bleiben. 

8. Es hat demnach jeder Müller für 
jeden Sentner ein und neunzig Pfund 
gutes Mehl, und 6 Pfund Kleien zu⸗ 
rüdzuftellen, und werden daher bei jedem 
Centner drei Pfund an Berftaubung 
jugeftanden. 

9. Um den Müllern für ihre Arbeit 
den gerechten Lohn zu verfchaffen, if 
bewilligt, daß fie bei Vermahlung der 
Aerarial = Krühte fo wie bei jenen der 
Privaten gehalten werden. 

10. Wegen der Zufuhr des Getrei- 
des, wegen der Zurückbringung des 
Mehles fammt den Kleien ift der Mül- 
ler in feiner Eigenſchaft ald Gewerbes: 
mann nichts befonderes zu leiften ver- 
pflichtet. 

11. Sollte übrigens durch Unger 
ſchicklichkeit des Müllers oder feiner 
Dienftleute eine Verkürzung oder Bes 
fhAdigung herbeigeführt werden, fo ift 
der Müller zum Schadenerfaß zu ver- 
halten. 

12. Wenn der Müller folfhes Map 
oder Gewicht gebraucht, oder fonft einen 
Betrug von der im obigen 23. Abſatze 
bezeichneten Art bei der Proviant-Ber- 
mahlung begeht, fo ift derfelbe nach den 
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Beſtimmungen dieſes Abſatzes zu ber 
handeln. 

13. Geſchieht eine Beimiſchung mit 
verdorbenem Getreide oder Mehle, ſo 
iſt der Müller nach F. 60 2. Thl. St. 
G. zu beftrafen. 

14. Eben fo find die Theilnehmer 
an diefen Hebeitretungen nach dem St. 
®. zu behandeln. 

15. Auf Belangen der Magazine ift 
von den Kreisämtern denjenigen Miül- 
lern die Militär» Erecution einzulegen, 
welche fih in der Erzeugung oder Ab- 
fuhr des für das Militär beftimmten 
Mehles in der gehörigen Beit eine 
Nachläſſigkeit zu Schulden Tommen laf- 
fen; weshalb die Magazine dem Kreis- 
amte, alle Monate über die hinter den 
faumfeligen Müllern baftenden Rüde 
ftande einen Ausweis vorzulegen has 
ben. (Allgem. Mühlordn. Bat. v. 1. 
Dechr. 1814. Krop. Gef. Fr. 34. BP. 
S. 392—395.) 

Mühlfchüttel Hei Kloridsdorf, ge- 
hört in den Wiener Polizei: Bezirk, ſ. 
Polizei:Bezirk von Wien. 

Mühlfteine. Da fih von Zeit zu 
Zeit Falle ereignen, daß in den Mahl⸗ 
mühlen die Mühlfteine (gewöhnlich 
Läufer genannt) während des Mahlens 
fpringen, und die Stüde davon fehr 
oft mit großer Gewalt herumgefchleu- 
dert werden, fo dag nicht nur die Mühl- 
werfe und Geräthſchaften befchädigt, 
fondern felbft das Leben der Mühlar- 
beiter und Mahlgäfte gefährdet wird, 
fo ift es aus öffentlihen Rudfichten 
nothwendig, Maßregeln in Anwendung 
zu bringen, durch welche derlei Gefah⸗ 
ren nad Möglichkeit befeitigt werden. 
Das k. k. Landesgubernium hat daher 
befchlofjen, folgendes Verfahren zur 
allgemeinen Richtſchnur vorzuzeichnen: 

1. Bor allem Anderu erheifcht es 
die Vorfiht, daß die Mühlfteine (Läu⸗ 
fer) nur aus einer ihrer Qualität nad 
biezu volllommen geeigneten reinen, 
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von allen Riſſen und Klüften freien 


harten Felſenmaſſe gebrochen und er- 
jeugt werden; worauf die politifchen 
Drtsbehörden ihr Augenmerk zu rich⸗ 
ten haben. 

2. Die Erzeuger der Mühlfteine baf- 
ten für die gute Eigenfchaft eines jeden 
zum Gchrauche abgegebenen Muͤhlſtei⸗ 
nes, und unterliegen mit allen Theil- 
nehmern überdied der Amtshandlung 
nah den Strafgefeßen, wenn die bei 
der Bearbeitung des Felfenftücdes zu 
Muüplfteinen bereits beftandenen Män- 
gel durch Verſchmierung, Verkittung, 
Berftaubung unkenntlich gemacht und 
dem Käufer verheimlicht werden. 

3. Da aber auch dur die Anwen» 
dung von fehlerfreien, volllommen 
brauchbaren Mühlfteinen die Gefahr 
des Zerfpringend noch nicht gänzlich 
befeitigt wird, und nad den im gan- 
zen Lande gemahten Wahrnehmungen 
oft Falle vorfommen, daß bei der Ber: 
feßung der fogenannten Mühlhaube 
und deren Berfeilung, bei dem Umftür- 
zen und Wiederaufziehen des gefhärf- 
ten Nühllaufers, oder durd allzu große 
Geſchwindigkeit des Umſchwungs die 
Mühlſteinläufer berſten, beſonders, 
wenn die Mühle gleichfalls aus Unvor⸗ 
fihtigfeit ohne Getreide - Auffhüttung 
leer gehend gelafien wird, fo werden 
alle Mühlbefiker aus Polizei» Rüdfih- 
ten hiemit ftreng verpflichtet: 

Alle Mühlfteine, (Läufer) mit flars 
ten hölzernen Reifen entweder durch⸗ 
aus von oben bie hinunter, oder doch 
wenigftend mit 10—12 Stüd derlei 
Reifen zu verfehen oder abzubinden; 
im leßteren Falle müfjen die Reife in 
gleihen Zwifhenräumen, jedoch insbes 
fondere an den beiden Enden gleichför- 
mig horizontal angebracht werden, um 
das Zerftauben des Mehls möglichft zu 
verhüten. Die Reife hiezu müffen übri⸗ 
gens entweder von jungen Eichen, oder 
aber von frifhen und noch zähen Bir- 
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fen, gleich Yen Binderreifen zufammen- 
gefügt, und die Schließung mit jungen 
Weideruthen umwunden und befeftigt 
werden. Die Mühlläufer lönnen aber 
aud mit 2 oder 3 Stüd eifernen Rei- 
fen ſtatt der hölzernen eingefaßt wer- 
den, jedoh muß in diefem Falle aus⸗ 
ſchließend fteirifhes Gifen verwendet, 
und die Reifen in der Breite von 2 Zoll 
und in der Stärke von '/, Zoll genau 
angepaßt werden. Die Bahl, ob höl- 
zerne oder eiferne Reifen dazu verwen⸗ 
det werden wollen, wird dem Mühl⸗ 
befiger freigefiellt, und nur bemerkt, 
daß die meiften Mühlverftandigen die 
Benübung der hölzernen Reifen der 
oben angegebenen Art ale vorzugswür⸗ 
diger erflärt haben. Die politifhen Ber 
hörden haben darauf zu fehen, daß die 
Mühlfteinläufer, wenn einige Mühlen 
fih der eben angeordneten Umfafjung 
mit Reifen in der bemerkten Art biäher 
nicht bedient hatten, ſogleich Damit ver- 
fihert und ftets in dem beften Stande 
hiernach erhalten werden. Die Local⸗ 
Behörden werden übrigend angemwies 
fen, bei der ihnen nach der Mühlord⸗ 
nung vom 1. Dec. 1814, 8. 19 aufer- 
legten monatlihen Rahfiht des Bau⸗ 
ftande® der Mühlen auch die ordent- 
liche Befchaffenheit der Läufer zu unter- 
ſuchen. Die Unterlaffung der ordent« 
lichen Berficherung der Läufer ift nad 
der Mühlordnung zu ahnden, und für 
deren jedesmalige fogleihe Verſiche⸗ 
rung die amtliche Vorkehrung aus Por 
lizei⸗Ruͤckſichten zu treffen. Endlich ift 
der Mühlbefiger dafür verantwortlich, 
daß bei Einlegung eines neuen Mühl- 
fleined der Mühlgang von einem be⸗ 
reits erfahrnen Müblarbeiter oder Werk⸗ 
führer beobachtet, und ein jedes uns 
vorfihtige Annähern durch Längere Zeit 
bintangehalten werde, und daß alle im 
Eingange des 3. Abſatzes angedeute- 
ten, das Berften der Mühlfteine aus 
Mangel an gehöriger Vorfiht verurja- 
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chenden Gebrechen auch von Seite fei- 
ner. im Dienfte ſtehenden Mühlarbeiter, 
für die er in jeder Beziehung zu haften 
hat, vermieden werden. (Bdg. d. böhm. 
Bub. v. 2. Mai 1833 3. 16610. Pr. 
G. ©. für Böhmen vom Jahre 1833. 
Nr. 142.) 

Mühlwehren, deren Oeffnung in 
Prag, |. Schifffahrt. 

Mühlwerke, fiehe Ueberſchwem⸗ 
mung. 

üller ſollen die Mehlgattungen 
in gerecht cimentirtem Landmaße und 
erforderlicher Guͤte verkaufen. (Pat. v. 
30. Jaͤn. 1784. Barth. H. u. ©. Gef. 
4.80. ©. 273.) 

— — Geder, der eine eigene oder 
Beitandmühle befibt, ift vom Befige 
eines Greißler⸗ oder Kragner-Gewerbes 
audgefchloffen. (Ragd. Vdg. vom 13. 
Jänner 1792. Barth. H. u. G. Gef. 
4. Bd. ©. 262.) 

— — Tonnen fowohl in der Stadt, 
als in den Borftädten Mehlgewölbe 
halten. (Hofcom. Bdg. in Mehl⸗ und 
Sapungsfahen vom 30. Ian. 1809. 
Reg. Intimat. v. 2. Ibtr. 1809. Brth. 
H. u. ©. Gef. 4. B. ©. 273.) 

— — dürfen den Wiener Mehlmarkt 
alle Tage mit Ausnahme der Sonn 
und Feiertage befahren. (R. ö. Rggs. 
Vdg. vom 27. Zuli 1809. Barth. 9. 
u. ©. Gef. 4. Bd. S. 272.) 

— — denfelben ſteht frei, ihr Mehl 
auf dem Markte oder in einem Gewölbe 
zu verkaufen. (Hflzl. Vdg. v. 23. Nov. 
1810. Rogge. Circ. vom 14. 1810. 
Barth. H. u. ©. Gef. 4.8. S. 262.) 

— — Die Berordnung, welche die 
Müller und Mehlhändler verbindet, das 
Mehl zur Hintanhaltung des Aufflau- 
mens den kaufenden Barteien nicht mit 
den Händen, fondern mit Schaufeln 
von Holz oder Blech in die Meßgeſchirre 
zu füllen, wurde erneuert, die Außer» 
achtlaſſung derfelben mit der Eonfisca- 
tion des ohne Schanfeln zugemefjenen 
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Mehles verpönt, und deren Beobach⸗ 
tung im ganzen Lande anbefohlen. (R. 
6. Rggs. Bdg. vom 14. Nov. 1817. 
Barth. H. u. ©. 4. Bd. S. 273. Auch 
wurde in Wien die Einleitung getrof- 
fen, daß an einem paffenden Orte am 
Mehlmarkte eine Wage zum Nachwägen 
des erfauften Mehles aufgeftellt werde. 
(Rggs. Vdg. vom 23. Sept. 1817. 
Barth. H. u. ©. Gef. 4. Bd. ©. 273 
u. 274.) 

Müller, deren Berechtigung zum 
Brotverſchleiße betreffend, fiche Brot: 
verfchleiß. 

— — Berbot der Verabfolgung von 
Geſchenken an ihre Kundfchaften, fiehe 
Geſchenke. 

— — dürfen ſelbſterzeugtes Land⸗ 
brot in einem Laden nicht verkaufen, 
f. Landbrot. 

— — denfelben ift die Zufuhr und 
der faßungsfreie Berfauf aller Brot⸗ 
gattungen auf den hiezu angewiefenen 
Plägen, nicht aber in Verſchleißgewöl⸗ 
ben geftattet, fiehe Bäder, Brotver⸗ 


hl. 

Munitions: Gegenftände, Bor: 
fhrift über die Erzeugung, den Ber» 
kehr und Befiß derfelben, |. Waffen. 

Munitions = Transporte, fiehe 
Sciebpulver-Transporte. 

Münzen bei fi einzufchmelzen, iſt 
den Silberarbeitern und fonft Jeder: 
mann verboten, f. Goldarbeiter. 
— — Gold: u. Silberarbeiter, oder 
befugte Gewerbsleute, die gangbare 
Bold» oder Silbermünzen einfchmelzen 
und verarbeiten, werden ohne Weiteres 
ihres Gewerbes verluftig. Die erweis- 
lich eingefhmolzene Gold: und Silber: 
münze wird confiscirt, und der Werth 
derfelben in C. M. zur Hälfte dem Des 
nuncianten unter Verſchweigung des 
Namens, und zur Hälfte dem Ergreifer 
abgereicht. ($. 26 des Hflzl. Dec. vom 
21. Aug. 1806, an fammtl. Länderft, 
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Circ. der n. 6. Reg. v. 21., des böhm. 
@ub. v. 24. Aug. 1806. Ay. ©. ©. 
21. Bd. ©. 562.) 

Münzen, durchlöcherte, follen nicht 
angenommen werden. (Hfkmr. D. vom 
11. März 1822. Krop. Gef. Franz. 
46. Bd. ©. 269.) 

— — Sn allen Fällen, wo Private 
oder Eorporationen, Münzen oder Me: 
daillen, fei es in Gold, Silber oder 
Bronze ausprägen laffen, haben die: 
felben ein Pflihteremplar in Bronze 
an das k. k. Münzcabinet unentgeltlich 
zu verabfolgen mit der Angabe, in wel: 
chem Metall die Medaille geprägt wor: 
den fei. Es bleibt aber den die Me- 
daille- Prägung Veranlaffenden frei ge 
ftelt, aud ein Eremplar in edlerem 
Metalle, wenn überhaupt in einem an- 
dern als Bronze gepragt worden ift, 
an das ?. f. Müngcabinct abzugeben. 
(U. h. Entſchl. v. 7. Mai 1839. Hflzl. 
D. v. 30. Juni 3. 19887. Vdg. des 
böhmifhen Gub. vom 11. Aug. 1839 
3. 38984.) 

— — Um binfihtlid der Behand⸗ 
lung aller der Nachahmung oder Ber: 
fälfhung verdächtiger Münzen ein au⸗ 
gemeflenes gleichförmiges Berfahren 
einzuführen, find ſämmtliche öffentliche 
Caſſen anzuweiſen, wenn derlei ver 
dächtige Münzen bei denfelben einlan- 
gen, dieſe zwar nicht als Zahlung an- 
zunehmen, allein eben fo wenig wie es 
bisher geſchah, durchzuſchlagen, fon- 
dern gegen einen dem Weberbringer 
oder Einfender auszufertigenden Em⸗ 
pfangfhein, worin fie als vwerdädhtig 
bezeichnet werden, zurüdtzubehalten und 
mit einer kurzen Anzeige ihrer Proves 
nienz auf dem geeigneten Wege an das 
k. k. Landes-Präfidium zu leiten, dem 
die Beurtheilung zuſteht, ob die Durch 
die eingezahlten verdaͤchtigen Münzen 
entitandenen Inzichten einer Münzver- 
fälfhung weiter zu verfolgen wären, 
und welches hiernach dieſe Münzen 
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entweder der competenten Gerichte Bes 
hörde übergeben, oder wenn eine ge⸗ 
rihtlihe Unterfuhung des Borfalles 
nach Umftanden nicht angezeigt ift, zur 
Aufbewahrung bei dem Hauptmünzamte 
einfenden wird. (Hflmr. D. v. 8. Juli 
1845 3. 21444, u. Hoflzl. Prafidial- 
Schreiben vom 29. Aug. 1845. Krop. 
G. ©. 3. 1845. Rt. 102 u. 120.) 

Münzen. Aus dem Anlaffe, daß 
in neuerer Zeit Münzen, insbejondere 
Conventiond- Kreuzer von Gewerbsleu⸗ 
ten ausgehöhlt, und zum Zufammen- 
ſchrauben vorgeriähtet, fohin als Etui 
in den Verkehr gebracht wurden, if 
laut hoben Regierungd = Decreted vom 
2.2. M. 36227 im Folge eines derar⸗ 
tigen fpeciellen zur amtlichen Verhand⸗ 
lung gelommenen Falles duch Die 
Hoffanzlei-Berordnung vom 24. Juni 
d. 3. 3. 19449/729 entfchieden wor: 
den, daß die oberwähnte Handlungs: 
weife fi weder als Verbrechen noch 
als ſchwere Bolizei-Webertretung, namer- 
hin aber ald eine Muͤnzvernichtung 
qualificire, weldhe dur das Bat. vom 
26. Mai 1745 und durch die Eircular- 
Verordnung vom 21. Aug. 1806 in 
Betreff der Gold- und Silbermüngen, 
und durch das Pat. vom 12. Dct. 
1802 8. 2 auch in Betreff der Kupfer: 
münzen verboten wurde. (Circ. dert. k. 
Bol. Ob. Dir. vom 17. Juli 1847 
3. 11946.) 

— — Bei Münzverfälfhungen ha⸗ 
ben fih die Gerichte und Unterſuchungs⸗ 
richter wegen Erlangung der Befunde 
über deren Unechtheit an das k. k. 
Müngamt zu wenden, firhe Eredits: 
papiere. 

— — fiehe Agiotage, Credits: 
papiere, Denltmünzen, Geldan- 
in en, Scheidemünzen. 

uſik follen die Witthe vor dem 
Gottesdienfte oder während desfelben 
bei Etrafe von 5 Reichéthalern nicht 
abhalten laffen. (Pat. vom 9. Aug. 
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1762. Barth. H. u. ©. Geſ. 4. Bd. 
©. 512.) 

Mufik fol an Sonn: und Feierta- 
gen auf dem Lande erft um 3 Uhr, in 
den Städten um 4 Uhr Rachmittags 
ihren Anfang nehmen. (Bdg. v. 3. Jan. 
1772. Krp. Gef. Joſ. 2. Bd. S. 97.) 

— — darf an Sonn, und Feierta⸗ 
gen unter keinem Borwande in Schank ˖ 
bäufern vor 6 Uhr Nachmittags ihren 
Anfang nehmen, und hat ohne eine 
befondere Erlaubniß der Polizei⸗Ober⸗ 
Direction längftens bis 12 Uhr Nachte 
zu Tauern. Desgleihen ift den mit Er: 
laubniß berumziehenden Muſikanten 
vor 6 Uhr auch nicht erlaubt, in Gaſt⸗ 
und Bierhäuſern Muſik zu machen. 
(N. d. Rggs. Vdg. v. 29. Spt. 1803. 
Krop. Gef. Franz. 17. Bd. ©. 704.) 

— — Bei Gelegenheit der Aufbe- 
bung des einft beftandenen Spielgra- 
fenamtes ift Jedermann, und fo aud 
den Mufitanten die natürlie Freiheit 
eingeräumt worden, ſich Durch ihre Kunſt 
ihr Brot zu erwerben. (Höchfte Entſchl. 
vom 19. Oct. 1782.) 

Wenn fie nur nad beigebradhten 
Zeugniffen ihrer Obrigkeiten, durchaus 
rechtſchaffene, angefeffene Leute find, 
die fih zum Muſikmachen nur dann ge⸗ 
brauchen laffen, wenn fie in die benach⸗ 
barten Ortſchaften verlangt werden, 
und fid) dergeftalt durch dieſes Mufſik⸗ 
machen einen erlaubten Rebenverdienft 
verfchaffen. (Nggs. Vdg. vom 31. Jän. 
1797.) 


Die, wegen Nichtgeftattung der im 
Lande herumziehenden Comoͤdianten⸗ 
Banden, Gaukler und Producirer vers 
fhiedener Künfte ergangenen Verord⸗ 
nungen haben fi auch auf die herum- 
ziebenden Mufitanten » Banden, aus 
Gleichheit der Urfache zu erftreden. 
(R. ö. Rggs. Vdg. v. 3. Mai 1796.) 
ſ. Schau:Productionen. 

— — lieber eine Beſchwerde fännmt- 
liher Landmuſikanten gegen eine über 
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eine Vorſtellung mehrerer ſog. Thur⸗ 
nermeiſter zu deren Gunſten erlaſſene 
kreisaäͤmtliche Verfügung, wodurch ihnen 
alles Muſiciren außer ihrem Wohnort 
bei Arreſtſtrafe verboten worden, wurde 
erinnert: daß die Thurnermeiſter nicht 
einmal im Orte ihres Wohnfitzes ein 
ausſchließendes Recht zum Muſikma⸗ 
chen haben, und noch weniger ſeien 
ihnen ganze Bezirke im Lande derge- 
ftalt eingeräumt, daß man fich bei allen 
Hochzeiten, Baftereien und übrigen er: 
laubten Zuftbarkeiten blos ihrer Mufit. 
bedienen muͤſſe. (Rggs. Vdg. vom 31. 
Yan. 1797. Barth. H. u. ©. Gef. 4. 
Bd. ©. 68-70.) 

Muſik. Diefelbe ift bei Aufhebung 
des Spielgrafenamtes im 3. 1782 für 
eine freie Kunft erklärt, und deren 
Ausübung Jedermann unbeſchränkt ge: 
ftattet worden. ohne felbft den Thur⸗ 
nermeiftern für irgend einen Ort ein 
Privilegium gegeben zu haben. Diefe 
unbeſchränkte Ausübung tft zwar durch 
eine Regierungs: Verordnung vom Jahre 
1790 etwas reftringirt, und hievon 
die herumziehenden Bauernbanden 
ausgeſchloſſen worden, wobei jedoch 
abermal, wie es die fpätere Negie- 
tungs »Berordnung dv. 31. Jän. 1797 
deutlich erflärt, nicht fowohl auf eine 
befondere Begünftigung der Thurner- 
meifter, als vielmehr anf die Erhaltung 
einer guten Polizei - Ordnung gefehen 
wurde, und dem mit unendlihen Aus 
ſchweifungen und Bernadhläffigung der 
Wirthſchaft verbundenen Herumziehen 
der Bauernſtümper vorgebeugt werden 
will. Aus allen Diejen läßt ſich abneh⸗ 
men, daß diesfalld weder in Anfehung 
der Perfonen, noch auh der ‚Orte 
irgend eine gefebliche Beichränfung vor- 
banden fei, und daß alfo jeder fad- 
fundige Muſikus und alfo auch ein 
Thurnermeifter, überall, wo er hinde- 
rufen wird, feine Kunft ausüben könne. 
(Rggs. Vdg. v. 23. Dec. 1800. Barth. 





Hafk. 

H. u. ©. Bel. 7. Bd. ©. 406.) fiehe 
kanten. 

uſik, türkiſche, ſoll zur Faſtenzeit, 


und außer derſelben auch an Sonn⸗ 
und Feiertagen Vormittage an öffent- 
Ken Orten nicht geſtattet werden, 
welches insbeſondere auch im Augar- 
ten, Prater, Brigittenan zu gel— 
ten bat. (Hfd. vom 22. Jänn. 1804. 
Krop. Gef. Kranz. 18. Bd. ©. 330.) 
f. Rormatage. 

— — Die t. !. Stadthauptmann- 
[haft findet ih im Intereffe der öffent: 
lihen Ordnung und Sittlichkeit veran- 
laßt, auf die Grundlage der beftehen- 
den Vorſchriften und des ihr zugewies 
fenen Wirkungskreiſes nachſtehende 
Weiſungen für Prag und den Prager 
Polizei⸗Rayon zu erlaſſen: 

1. Jedermann, der in der Ausübung 
von Inſtrumental⸗ oder Bocalmufll an 
öffentlihen Orten einen Erwerb in der 
Hauptftadt oder dem Prager Bolizeis 
Rayon ſucht, ift gehalten, ſich um eine 
Licenz bei der ?. k. Stadthauytmann⸗ 
{haft zu bewerben. 

2. Auswärtigen wird diefe Bewilli- 
gung, wie es bieher üblich war, für 
einen beftimmten fürzeren Zeitraum 
gegen Entrichtung der vorgefhriebenen 
Gebühren ertheilt. Jene, welche be 
reits cine für da& ganze Kronland mit 
Einfluß der Hauptftadt giltige Be 
willigung der k. k. Statthalterei befi- 
ben, find von der Anmeldung bei der 
t. k. Stadihauptmannfhaft dadurd 
nicht befreit und haben ſich den befte- 
henden Anordnungen zu fügen. 

3. Einheimiſche erhalten diefe Licenz 
nach vorläufiger Prüfung ihrer perſön⸗ 
lien Eigenfchaften und Berhältniffe 
fir die Dauer eined Jahres unentgelt- 
lich und find Tediglih an die Löfung 
des Erwerbfteuerfcheined gebunden. 

3. Die erhaltene Licenz hat der Ins 
haber bei Productionen bei fi zu tra⸗ 
gen und fich damit gegenüber den Or: 
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ganen der Sicherheits behörde bei Rach⸗ 
ſchau an öffentlichen Orten auszuwei⸗ 
ſen, widrigenfalle derſelbe die augen⸗ 
blickliche Einſtellung der Production 
und eine Ahndung zu gewärtigen hat. 

5. Ausübumgen ohne Licenz, fo wie 
dad Singen oder Auffpielen von un- 
fittlihen oder politiſch⸗bedenklichen. 
revolutionären Stüden oder Beifen 
werden, und zwar erftere mit einer 
Strafe von 1 bis 50 fl. EM. oder 
einer Arreftftrafe bis zu 3 Tagen, das 
lebtere nach der Weifung des k. k. Lan- 
des - Militär: Commando « Prafidiums 
vom 19. Oct. 1851 3. 371—B. mit 
einer Arreſtſtrafe bis zu 8 Tagen nnd 
nach Umftänden mit der Abnahme der 
Licenz geahndet. 

6. Schänker, Gaſt⸗ und-Kaffeewirthe, 
welche in ihrem Gaftlocale Productio⸗ 
nen von Individuen dulden, die mit 
feiner Licenz verfehen find, unterliegen 
der gleihen Strafe von —50 fl. CM. 
oder von Arreſt bie zu 3 Tagen. (Kund- 
machung der k. k. Stadth. in Prag v. 
26. Dct. 1851 3. 45101.) 

Muſik. Es if die Wahrnehmung 
gemadjt worden, daß in den meiften 
gemeinen Schenfhäufern und Kaffee: 
fneipen Kortepianos unterhalten wer: 
den, welche jedem Gaſte, der Luft hat, 
fih oder die Gefellfehaft dur Produc- 
tionen verfhiedener Muſikſtücke zu uns 
terbalten, zur freien Benügung ſtehen. 
Da die Erfahrung gelehrt bat, daß 
durch diefe Leichtigkeit, ſich ein muſika⸗ 
Iifhes Accompagnement zu verfhaffen, 
Gelegenheit zur Abfingung fowohl ob: 
feöner, als in politifher Hinſicht be⸗ 
denklicher Lieder geboten wird, wodurch 
die in ſolchen verrufenen Kneipen ge 
haltenen Zufammenkünfte den Charac- 
ter wahrer Bachanalien annehmen, 
und alle Leidenſchaften der Theilnehmer 
anfgeftadhelt werden ; fo iſt es eine vor- 
zügliche Pflicht der Bolizeibehörde. auch 


dieſe Ausartungen des gefelligen Lebens 
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in die gehörigen Schranken zurüdzu: 
weifen. Es ift daher eine genaue Nach⸗ 
ſchau im Bezirke vorzunehmen, um fidher 
zu ftellen, wo fid überall ſolche For⸗ 
tepianos befinden, fofoıt die Eigen- 
thümer zum Ausweife über die Berech⸗ 
tigung zum Halten eines Fortepianos 


zu verhalten, und, im Falle fie fih mit: 


diefer Bewilligung nicht auszuweiſen 
vermödhten, auf die Befeitigung des⸗ 
felben zu dringen. (Dec. der Stadth. 
in Brag v. 10. Rov. 1851 3.47281.) 
Muſik, |. mufitalifche Unterhal: 
fungen. 
— — vorBirthöhäufern zur Nachts⸗ 


— — |. Tan njmufifen. 

— — ſ. muſikaliſche Produttio⸗ 
An, — — Unterhaltungen, 

Mufitanten, Rormatage, Tanz⸗ 
muſiken, Zanzmufil = Licen u « Ge: 
bühren, Bollsfänger-Befe fchaft. 

Mufilalien, litbographirte. Beim 
Verkaufe derfelben treten diefelben ge 
feglihen Beftimmungen ein, weldhe in 
der für die Buchhändler unterm 18. 
März 1806 erflofienen Ordnung ent» 
halten find, nad deren $. 10 der Be- 
figer einer lithographiſchen Anftalt, nur 
die auf eigene Rechnung aufgelegten 
Werke in einem öffentlihen Gewölbe 
zu verlaufen berechtigt if; bei allen an⸗ 
dern aber auf fremde Rechnung litho- 
graphirten Werken fi) alles Handels zu 
enthalten bat. (Eommerz « Hofcommifl. 
Decrt. v. 29. Juli 1822. Barth. Erg. 
Br. ©. 340.) 

Mafifalienhändler, in wie fern 
denfelben das Halten eigener Prefien 
geftattet fei, |. Kupferftecher. 

Mufilalienhändlers = Witwen, 
ſ. Buchhändlers: Witwen. 

MuftlaliensZeihanftalten dürfen 
die Kunfthändler halten. Comm. Hofe. 
Deer. v. 7. Behr. 1817, n. d. Rggs. 
Bdg. v. 17. Rebr. 1817. Barth. H. u. 
®. Gel. 7. Bd. S. 144.) 
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Mufkalien: Seihanfalten. Aus 


Anlaß vorgefommener Anfragen, wie 
fih bei Verleihung von Befugniffen 
zur Errichtung von Mufifalien » Leib: 
anftalten zu benehmen fei, hat das 
Miniſterium des Innern unterm 16. 
März d. 3. 8. 1552, im Einver- 
nehmen mit dem hohen Handeldmini- 
fterium zu beftimmen befunden, daß 
bei dem Umftande, ale der den Mufi- 
falien haufig unterlegte Tert in poli⸗ 
zeiliher Beziehung dem Inhalte der 
Drudicriften ganz gleichzuftellen ift, 
die für die Verleihung von Leihbiblio⸗ 
theten geltenden Borfchriften auch auf 
die Errihtung von Muſikalien⸗Leihan⸗ 
falten anzuwenden find. Hievon wird 
die Stadthauptmannfhaft im Nach: 
bange zu dem a Decrete vom 
20. Aug. v. 3. 3. 27773 (f. Leib: 
Gibliothefen) in die Kenntnif gefebt. 
(Decret der n. ö. Gtatthalterei vom 
31. März 1852 3. 9737.28. G. B. 
Nr. 162.) 

— — ſ. Buchhändlers-: Witwen. 

— — f. Leihbibliotheken. 

Mufilalifche Academien, f. Eon: 

certe. 
— — RProductionen. Die . . 
oberfte Polizei» und Genfur-Hofftelle hat 
mit Decrete vom 10. d. M. den Auf- 
trag anher erlaffen, für die Zukunft 
forgfältig darüber zu wachen, daß mu⸗ 
fitalifhe (von der gewöhnlichen Gaſt⸗ 
hausmuſik zu unterfcheidende) oder ſon⸗ 
flige Productionen nah Art der Con⸗ 
certe und mufilalifhe Academien an 
öffentlihen Orten, während der Thea⸗ 
terzeit der Diesfalld beftehenden Bor: 
ſchrift gemäß niemald gedulder oder 
wohl gar bewilligt werden. (Girc. der 
t. k. Bol. Ob. Dir. vom 23. Jänner 
1843 8. 797/115.) 

— — Broductionen, f. Gafthän- 
fer, Muſikaliſche Unterhaltungen, 
Mufilanten, Rormatage, Volks⸗ 
fängergefellfchaften. 
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Mufilalifche Productionen, Wir: 
kungskreis der Bezirks - Commiffariate 


bei Ertbeilung der Bewilligungen, ſ. 


Schau = Productionen. (Bdg. vom 
1. Mai 1852.) 

— — lUinterhaltungen. Berbot 
der unter dem Ramen von Reus- 
nionen und Gonverfationen 
Statt findenden, mit Muſik 
verbundenen Unterbaltungen 
für die Tage der fogenannten 
geheiligten Zeit. Nah den mit 
dem RegierungsdsCirculare v. 20. Spt. 
1826 befannt gemadten a. b. Ent- 
fhließungen vom 19. Aug. 1826 ba- 
ben weder Bälle, noch Tanzmuſiken, 
noch Theater, wo immer an den bisher 
beftandenen Rorma » Tagen, namlid: 
am 22., 23., 24. u. 25. December, 
am Afchernittwoh, vom Balmfonn- 
tage an bis einfhließlih zum Oſter⸗ 
fonntage, am Pfingftfonntage, Frohn⸗ 
leichnametage, dann an Marien - Ber» 
fündigung und Maria -» Geburt Statt 
zu finden. Die Abhaltung von Con⸗ 
verfationen, Reunionen u. dgl. Unter: 
haltungen an öffentlihen Orten mit 
Muſik an den gedachten Tagen ift darin 
zwar ausdrücklich nicht verboten; da 
jedodh in Gemäßheit des a. h. Hand» 
fhreibens vom 13. Juni 1821 nur 
muſikaliſche Academien erſter Gatiung 
an diefen Zagen und blos für wohl- 
thätige Zwecke auszuführen geftattet 
ift, übrigens aber Richts gefchehen 
darf, was der Heiligkeit diefer Tage 
zuwiderläuft, fo ergibt fih von ſelbſt, 
daß an diefen Zagen die Abhaltung 
der unter dem Namen von Reunionen 
und Converfationen Statt findenden, 
mit Muſik verbundenen Unterhaltungen 
an öffentlichen Orten der a. b. Willens: 
meinung entgegen find, und für die 
Zukunft zu unterbleiben haben. Hier- 
über haben in Wien die k. k. Polizei- 
Behörde, und auf dem Rande die polis 


tifchen Obrigkeiten genau zu wachen, 
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zu Unterhaltungen dieſer Art in tem- 
pore sacrato keine Bewilligung zu er⸗ 
theilen, und auch in Bezug auf Reu⸗ 
nionen, Converſationen und ſonſtige, 
mit Muſik verbundene Unterhaltungen 
nach dem Regierungs⸗Circ. v. 29. Mai 
1827 (f. Tauzmuſiken) ſich zu beneh⸗ 
men. (Hfkzl. Dect. v. 17. Juni 1841 
3. 13803, an die k. k. n. 0. Reg. 
Kundgem. mit Eirc. v. 25. Juli 1841 
3. 37240. Pol. ©. ©. 69. Br. 
Rr. 73.) 

Mufilalifche Unterhaltungen. Aus 
Veranlaſſung einer Anfrage über den 
Sinu des gedructen Regierungs » Eir- 
culars vom 25. Juli d. 3., welches 
die Abhaltung von onverfationen, 
Reunionen u. dgl. Unterhaltungen an 
öffentlihen Drten mit Muſik an den 
Rormatagen von nun an ausdrüds 
li verbietet, wird fammtlihen Be⸗ 
zirf8-Directionen diesfalls nachſtehende 
Weiſung ertheilt: Das genannte Re 
gierungs-Gircular beftimmt ausdrücklich 
die Tage, an melden derlei Unterhal« 
tungen niht Statt haben follen, es 
fann alfo von einer Ausdehnung die 
ſes Berbote® auf andere als die in dem 
erwähnten Girculare tarative aufge: 
führten Tage nicht die Rede fein, fon» 
dern die im lebten Abfchnitte der Res 
gierungs » Berordnung vorkommende 
Berufung auf das tempus sacratum 
fann nur sensu stricliori genommen 
werden, und blos im Einklange mit 
den früheren Beftimmungen Anwen: 
dung finden. Da ſonach in der frühe: 
ren Gepflogenheit feine Aenderung eins 
zuireten hatte, umd zu Folge Decretes 
der hochlöbl. k. k. oberften Polizei⸗ und 
Cenſur-Hofſtelle vom 15. Nov. 1834 
nur larınende und Tanzmuſik während 
der Advent- und Kaftenzeit unterfagt 
erſcheint; fo unterliegt es feinem Ans 
ftande, die Abhaltung von gewöhnli- 
her, nicht in obige Kategorie gehöri- 
ger Muſik, und die Ankündigung ders 


ZAufikalifche. 


felben, unter den auch im vorigen Fahre 
üblihen Borfihten, außer den oben 
erwähnten Rormatagen zu verftatten. 
In fo fern find die Wirthe und Saal- 
inhaber anzuweiſen, die diesfälligen 
Ankündigungen ganz prunklos beiläufig 
in der Korm, daß die Gaſthauslocali⸗ 
täten zur Neftauration geöffnet find, 
der R. N. die Muſik dirigiren, und 
Muſik cerufteren Inhalts zur Auffüh- 
rung bringen wird, zu verfaffen, in 
welcher Geftalt ihnen von Seite der 
Bezirks⸗-⸗Directionen die Vidirung an 
den gewöhnlichen Tagen mit Ausnahme 
der Freitage nicht zu verfagen, jedoch 
die genaue Beobachtung diefer Be⸗ 
ſchränkungen auch forgfamft zu über 
wahen, und gegen die Dawiderban- 
delnden nah den beftehenden Vorſchrif⸗ 
ten Amt zu handeln ift. (Circ. der k. k. 
Pol. Ob. Dir. vom 30. Nov. 1841 
3. 16475/2699.) 

Muſikaliſche Unterhaltungen. Man 
hat die Wahrnehmung gemacht, dag in 
neuerer Zeit, und felbft im Advente an 
Treitagen Unterhaltungen mit Mufit 
an öffentlihen Localitäten Statt fin- 
den, die unter der Benennung Reu—⸗ 
nionen, Gonverfationen oder Goi- 
een angekündigt und abgehalten wer: 
den, mas den beftehenden Verordnun—⸗ 
gen entgegen und zufolge Bolizei-Ober- 
directiond»Circulare vom 30. Novemb. 
1841 3. 16475/2699 mit Hinblid 
auf dad Hohe Regierungs⸗Circular vom 
25. Juli 1841 3. 37240 und die 
a. h. Entfchließung v. 19. Aug. 1826 
nicht geftattet ift. Da die Handhabung 
diefer Borfchriften feit dem Jahre 1848 
durch die Senfurfreibeit der Annoncen 
in Verfall gerietb, fo werden fie mit 
der Weifung in Erinnerung gebracht, 
die Abhaltung von mufifalifhen Belu⸗ 
fligungen an öffentlihen Orten, fomit 
wiht nur die BProductionen der 
Muſiker, fondernaud jene der 
Volksſänger an Freitagen des 
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ganzen Jahres nicht zu geſtat— 
ten, und die Befolgung obiger Ber: 
ordnung zu überwachen. Gegen deren 
Uebertreter ift nad dem Regierungs- 
Circulare vom 29. Mai 1827 (fiehe 
Tanzmuſiken) vorzugehen. (Dec. der 
Bol. Dir. v. 5. Dec. 1852 3. 25637/ 
2784. C. A. 1) 

Mufilalifche Werke, Schuß gegen 
den Nachdruck, ſ. Nachdruck. 

Muſikanten, welche von Haus, 
oder in Gaſthöfen ohne Erlaubniß 
herumziehen, ſind von der Wache ohne 
Rückſicht des Alters oder Geſchlechtes 
in Verhaft zu nehmen. (Bol. Ordn. für 
MWien vom 2. März 1776. Krop. Gef. 
M. Theref. 8. Bd. ©. 624.) 

— — die mit Erlaubniß herumzie- 
ben, dürfen an Sonn= und Feiertagen 
nit vor 6 Uhr Nachmittags in Gaft- 
und Bierhäufern Mufit machen. (N. 6. 
Rggs. Vdg. v. 29. Sept. 1803. Kp. 
Gef. Franz. 17. Bd. ©. 704.) 

— — velche von Wirthshaus zu 
Wirthshaus, von Garten zu Garten, 
von einem Haushof in den andern ge⸗ 
ben, find als Bettelmufitanten zu be: 
trachten, und wenn fie biezu mit feiner 
Bettelmufit-Licenz verfehen find, follen 
fie angehalten, und ihnen dag Muſik⸗ 
machen eingeftcht werden. (Pol. Hfftd. 
vom 21. 3an. 1821.) f. Bettelmufi: 
fanten. 

— — weldhe auf Tanzfalen mufici- 
ren, oder in Gefellfchaft mehrerer, in 
beftimmten offentlichen Gärten, in 
Gaſthäuſern oder bei Kaffeehäufern 
Harmoniemuflt fpielen, gehören nicht 
zu den Bettelmufifanten, fondern die 
Ausübung diefer Muſik gehört zu den 
freien Erwerbsarten. (Pol. Hfftd. vom 
21. Jän. 1821.) 

— — fremden, welche von Zeit zu 
Zeit in Geſellſchaft hieher kommen, 
Tann die Polizei-Ober-Direction, wenn 
fie mit ordentlihen Päſſen verjehen 
find, auf kurze Zeitfrift den Aufent: 
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halt geſtatten; ſelbe find jedoch in 
Uebertretungsfällen ſogleich von hier 
abzuſchaffen. (Pol. Hfſtd. vom 9. Mai 
1821.) 

Mufilanten, herumziehende. Das 
Abfingen unfittliher und unanfländiger 
Lieder derfelben ift mit aller Strenge 
bintanzubalten. (Pol. Hfft. Weiſ. v. 23. 
Juli 1822) f. Schan:roductionen. 

— — Um in Anfehungder Er- 
werbfteuer » Belegung herum— 
jiebender Muſikanten in al- 
len Provinzen, wo diefe Steuer 
eingeführt ift, Gleichförmigkeit herzu⸗ 
ftellen, bat die Hoflanzlei nad dem 
Beifte der über die Erwerbfteuer bes 
ftehenden a. h. Anordnungen mit Hofs 
decret v. 24. Rov. 1825 3. 35369 
Folgendes feflzufeßen befunden: 

1. Da der Erwerb diefer Leute in 
feiner Wefenbeit dem Haufirhandel 
gleichkommt, fo find fie auch in Abficht 
auf die Erwerbfteuer mit den Haufirern 
auf gleichen Fuß zu behandeln. Es ifl 
daher 

2. einem jeden herumziehenden Mus 
fifanten für feine Berfon alle Jahre ein 
neuer Erwerbfteuerfhein, unter der 
Benennung: „als berumziehende Mus 
fifanten“ dur die Ortsobrigkeit des 
Bezirkes, in welchen ein folder Mufi- 
Fant conferibirt ift, bei dem vorgefeh- 
ten Kreidamte zu erwirfen. 

3. Diefer Steuerfihein bat die Stelle 
der Mufif-Licenz zu vertreten, daber 
es fi von felbft verficht, daß feinem 
herumziehenden Mufifanten die Aus- 
übung der Muſik zu geftatten ift, wenn 
er ſich nicht mit einem ſolchen, für das 
laufende Jahr giltigen Steuerfcheine 
ausweifen kann, daher es feine Sache 
ift, jüh jedes Jahr um einen neuen 
Steuerfhein bei feiner Eonfcriptiond- 
Obrigkeit zu bewerben. 

4. Die Erwerbfteuer ſelbſt ift in dem 
Betrage zu bem.ffen, der in jeder Pros 
vinz für Haufirer beftimmt ift. 


524 


MHufikauten. 


5. Wenn ein folder Muſikant feinen 
Erwerb in einer Provinz ausübt, wo 
für die Haufirer ein höherer Steuer- 
betrag feftgefeßt ift, als in jener Bro- 
vinz, in welcher der Steuerſchein aus⸗ 
gefertigt ward, fo bat er auf diefelbe 
Art, wie es bei den Haufirern einge 
führt if, bei feinem Eintritte in eine 
ſolche Provinz den abgangigen Mehr⸗ 
betrag zu erlegen. (R. d. Rggs. Circ. 
vom 7. Dec. 1825.) 

Mufilanten. Erklärung des 
Ausdrudes „berummwandernder 
Mufilanten" in Beziehung auf 
die Erwerbſteunerpflichtigkeit. 
Es ift vorgelommen, daß ein Domis 
nium einen Inwohner auf dem Grunde 
der Citcular⸗Verordnung vom 7. Dec. 
1825, einen Grwerbfteuerfhein auf 
Mufikfpielen bei dem Kreisamte erwirtie, 
und ihm naher für ihn, fein Weib 
uud feine Kinder einen Reifepaß au®- 
fertigte, damit er fid) wegen Mangels 
eines örtlichen Erwerbes in den k. k. 
conferibirten Exrbländern dur Werkel⸗ 
fpiel Erwerb verfchaften könne. Da jes 
doch unter dem Ausdrude Mufilanten, 
wie er in dem erwähnten Girculare 
vorfommt, Teineswegs die Werkeldre- 
her begriffen fein können, weil diefer 
Ausdrud den Begriff in fih ſchließt, 
daß Jemand duch die Bewegung feiner 
Ringer oder feines Athems einem Ins 
ftrumente harmoniſche Zöne entlode, 
fo find die Dominten nad obiger 
Andentung zu belehren und anzumeis 
fen, fi bei Erörterung der Erwerb» 
fteuerfheine auf Muſikſpielen, das, 
was fie bei Ermwirfung der Hauſir⸗ 
feine zu beobachten haben, vor Augen 
zu halten, nämlich nur für ganz rechts 
liche und unbedenkliche Individuen ein» 
zuſchreiten, und wenn fie allenfalls 
Berdienft dur Werkelfpiel erlauben, 
diefe Erlaubniß nur auf eben folde 
Individuen und die Ausübung nur auf 
den Drt ihres Aufenthaltes zu ber 


Muſikanten. 


ſchraͤnken, damit die gegründete Bes 
forgniß, daß unter ſolchen herumzie⸗ 
benden Muſikanten ein großer Theil 
blos verkappte Bettler fi befinden, 
und fi im Lande herumtreiben, mög- 
lichſt befeitigt werde. (Hfll. Decr. vom 
14. Sept. 1826 3. 23575, n. 9. 
Rogge. Vdg. vom 10. Oct. 1826 38. 
48189. Prov. ©. ©. für Oeſterr. u. 
d. E. 8. Thl. Nr. 216.) 

Muſikanten. Da die herumziehen» 
den Muſikanten in Hinfiht ihres Er⸗ 
werbes den Haufirern gleich zu behan- 
deln find; fo folgt auch, daß ihre Bäffe 
gleich jenen, weldhe den Haufirern aus⸗ 
gefertigt werden, von den Kreisämtern 
zu vidiren find. Die Ausfertigung die- 
fer Bäffe ſteht jedoch wie bisher fortan 
den Magiftraten und Ortsobrigkeiten 
zu. Wenn mehrere Mufilanten in Ge» 
ſellſchaft herumziehen, und durch ge- 
meinfhaftlihes Zuſammenwirken ihren 
Erwerb fuchen, ift einer folden Ge⸗ 
felfchaft immer nur Ein Paß und 
Ein Erwerbfteuerfhein auszufertigen, 
auf welcher Urkunden jedoch zur Er⸗ 
leihterung der Controle alle einzelnen 
Individuen zu verzeichnen find. (Hfll. 
Decr. vom 17. Aug. 3. 23274 und 
v. 6. Dee. 1826 3. 33611 an die ob 
der ennf. Reg. u. das böhm. Land. Gub. 
Krop. ©. ©. 52. Bd. Rr. 201 u. 304.) 
f. Erwerbfteuer. 

— — Die Uemter und Magiftrate 
haben fih zu enthalten, Mufitbanden 
zur Ausübung ihres Erwerbes obrig- 
feitlihe, von den Kreisämtern vidirte 
Päffe zu ertheilen, wie diefes vor Er⸗ 
fliegung der a. h. Entſchließung vom 
5. Dec. 1835 (f. Schau⸗Productio⸗ 
nen) früher nad dem Hflzl. Dect. v. 
17. Aug. u. 6. Dec. 1826 3. 23274 
u. 33611 geftattet war. (Vdg. d. böhm. 
Bub. Praͤſ. vom 15. Juni 1836 3. 
5410. Obent. 2. Bd. ©. 470.) 

— — Herumziehende Mufifanten, 

deren Päffe nicht ausdruͤcklich für die 
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k. k. Reſidenzſtadt Wien und deren Um⸗ 
gebung beſtätigt find, find ſogleich bei 
ihrem Erſcheinen in der Linie wegzu— 
weiſen. (Rggs. Präſ. Decr. v. 23. Juni 
1838 3. 1702/P. Pol. Ob. Dir. 3. 
8612/1198.) 

nfifanten. Borfhrift in Be 
treffder&rtheilung von Päſſen 
auf den Erwerb durch Mufit. 
Aus Anlaß vorgelommener Fälle, daß 
von den Local Behörden Paͤſſe zu Rei- 
fen auf mufitalifhe Productionen in 
andere Ef. Proninzen an Individuen 
ertheilt werden, welche die zur Erlan: 
gung des angegebenen Erwerbes genuͤ⸗ 
genden Kenntniſſe gar nicht befißen, 
und aus diefem Grunde wegen Mangel 
an binreihendem Erwerbe im Betteln 
betreten werden und daher aller Drten, 
wo fie erfiheinen, als eine wahre Be- 
laftigung erjcheinen müffen, bat das 
Prafidium der k. k. vereinigten Hof- 
fanzlei unterm 28. Jan. 1839 anzu 
ordnen befunden, daß von den Local⸗ 
Behörden Päſſe zur Reife in andere 
k. k. Provinzen für Individuen, welche 
dafelbft mit der Ausübung der Muſik 
den Erwerb fuchen, nur dann ertheilt 
werden dürfen, wenn die Ueberzeugung 
vorliegt, daß die Paßwerber fidh die 
Kenntnig der Mufik in einem zur Er- 
langung des beabfidhtigten Erwerbes 
genügenden Grade erworben haben, 
was die Rocals Behörden in der dies- 
falligen Paß⸗Urkunde zugleich zu beftä« 
tigen baben. (Vdg. der n. 6. Reg. vom 
4, Febr. 1839 3. 7167. Brov. ©. ©. 
21. Bd. Rr. 23.) 

— — Nah Sachſen, Preußen und 
Baiern dürfen die Aemter und Magi- 
firate für Muſikanten, fo wie auch für 
Bäntkelfänger, Comödianten und Seil- 
tängzer feine Paͤſſe in Antrag bringen, 
weil dahin an Perfonen, welche auf 
die erwähnte Art ihren Erwerb fuchen, 
feine Päſſe ertheilt werden, indem er 
den genannten Nachbarſtaaten TPäfle 
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fuͤr die beſagten Erwerbszweige nur an 
Inländer ertheilt werden. (Vdg. des 
böhm. Gub. Präſ. vom 5. Apr. 1841 
3. 1874. Obent. 3. Bd. ©. 319.) 

Muſikauten. Es ift aus Anlaß 
eines fpeciellen Falles die Anfrage ge 
ftellt worden, wie lange die Prafidial- 
Bewilligungen zum Muficiven auf dem 
fladen Lande, in denen keine beftimmte 
Zeit feftgefeßt ift, dauern, wie lange 
daher auf Grundlage derfelben ein Er- 
werbfteuerfchein ertheilt werden könne, 
und endlich ob überhaupt zum Muſici⸗ 
ren auf dem flachen Lande eine Prafi- 
dial-Bewilligung erforderlich fei, oder 
ob diefelbe von den Ortsobrigkeiten er⸗ 
theilt werden könne. 

Ueber die Dauer von derlei Prafidial- 
Bewilligungen entfällt jeder Zweifel, 
wenn berüdfichtigt wird, daß diefelben 
auf Grundlage der von den Bittftellern 
beigebrachten Reifebewilligungen ertheilt 
werden; fobald demnach ein derlei Reife: 
Document erlifht, und der herumzie⸗ 
bende Mufitant nicht mehr berechtigt 
ift zu reifen, erlifcht auch die ihm, wie 
fhon bemerkt, auf Grundlage feines 
Paſſes ertheilte Productiong » Bewilli- 
gung, und fie kann durch einen etwa 
fpäter erlangten neuen Reiſepaß nicht 
wieder aufleben, weil fonft alle Evi- 
denz über derlei herumziehende Indi- 
viduen verloren ginge, fo ift demnach 
in diefem Falle aud eine neue Präfi- 
dial- Bewilligung erforderlich. Uebri⸗ 
gens verfteht es fi) von felbit, daß in 
Fallen, wodurch eine kürzere Dauer ale 
jene des Reife-Documentes eine Muſik⸗ 
bewilligung gebeten wird, was aus 
dem Geſuche erfihtlich ift, die Bemilli- 
gung auch mit der erbetenen Zeit er- 
liſcht. Aus dem Gefagten ift zu ent⸗ 
nehmen, wie lange auf Grundlage der 
Prafidials Bewilligungen zum Muflciren 
Eırwerbfteuer- Scheine ertheilt werden 
fönnen. Bas endlich den lebten Frage⸗ 
punct anbelangt, jo geht aus der mit 
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dem Regierungs-Präſidial⸗Decrete v. 
10. Jän. 1836 (f. Schau: Produe: 
tionen) bekannt gegebenen a. b. Ent- 
ſchließung, die ausdrüdlich der herum⸗ 
ziehenden Mufitbanden Erwähnung 
macht, deutlich hervor, daß die Bewil⸗ 
ligungen zum Muficiren auf dem fla- 
hen Lande, den Länder Präfidien vor: 
behalten find, und es Tann aus dem 
MWortlaute der über Anfuchen um der: 
lei Bewilligungen erlaffenen Erledigun⸗ 
gen, in welchen die Bittfteller an die 
Ortsobrigkeiten gewiefen werden, nicht 
argumentirt werden, daß ten Drtd- 
obrigkeiten die Bewilligung überlaffen 
werde, ſondern das Prafidium erthrilt 
hierdurch die Bewilligung felbft, und 
es werden die Bittfteller nur aus dem 
Grunde an die Ortsobrigkeiten gewier 
fen, damit felbe ihre Documente prü- 
fen, ihnen Zeit und Ort der Produc⸗ 
tionen beftimmen, ja in befonderen 
Fällen, die das Prafidium bei Erthei« 
lung der Bewilligung nicht vorausſe⸗ 
ben Tann, ihnen fogar diefelben aus 
PolizeisRüdfichten für einen oder den 


‚ andern Drt ganz unterfagen, und über- 


haupt diefe Invividuen beſſer überwa⸗ 
hen. (R. 6. Rggo. Präf. Decr. vom 
5. Juni 1841 3. 1455. Prov. ©. ©. 
23. Bd. Nr. 108.) 

Muſikauten. Beftimmungen 
über die Bidirung der Päffe 
reifender Mufitanten. Einige 
Kreisämter find der Aufiht, daß es 
durch die Qubernial« Verordnung vom 
6. Mai 1842 3. 18395 (im 24. BP. 
der Prov. G. S. ©. 264) von der 
freisämtlihen Vidirung der Päffe der 
in andern Provinzen reifenden Mufl- 
kanten abgefommen fei. Diefe Anficht 
ift jedoch itrig; denn ed wurde zwar 
mit der Gubernial » Berordnung vom 
6. Mai 1842 ©. 3. 18395 die Bidi- 
rung der von Wirthihaftsamtern und 
Magiftraten ausgeftellten, zu Geſchäfts⸗ 
reifen giltigen Paffe aufgehoben, allein 
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das Hofkanzlei⸗Decret vom 17. Auguſt 
1826 3. 23274, nad welchem die 
Päſſe für Mufitanten von den k. Kreis: 
amtern zu vidiren find, konnte durdy 
diefe Gubernial-Berordnung nicht auf: 
gehoben werden, und beſteht daher 
no immer in voller Kraft. (Gubern. 
Präf. Bdg. in Böhmen vom 11. Juli 
1845 3. 5083. Pr. G. ©. für Böhm. 
27. Bd. Nr. 196/2.) 

Muſikauten. Mit Rüdfiht auf die 
befannte Thatſache, daß öfterr. Staats- 
angehörige in großer Zahl das ganze 
Jahr hindurch muſikaliſche Productio- 
nen in verſchiedenen Theilen des Koͤ⸗ 
nigreihes Baiern veranftalten und 
bieraus nicht unbeträchtlihen Erwerb 
ziehen, bat vie königlich baieriiche Re- 
gierung den Wunſch geäußert, es möchte 
den baierifhen Muſikanten bezüglich 
ihrer Zulaffung in die k. k. öfterreichi« 
[hen Staaten feine größere Schwierig- 
keit, als welde öfter. Mufilanten in 
Baiern erfahren, gemacht, und demnach 
in diefer Hinfiht ein Zuftand der Re⸗ 
ciprocität herbeigeführt und eingehal« 
ten werden. Es unterliegt feinem An- 
ftande, den königl. baierifhen Staats⸗ 
angehörigen, welche fi) durch muſika⸗ 
lifhe Productionen in den öſterreichi⸗ 
[hen Staaten einen Erwerb verfhaffen 
wollen, wenn fie ſowohl für ihre Per— 
fon als für ihre Begleitung nebft lega- 
len, von der k. k. Gefandtfchaft vidir- 
ten Paͤſſen, auf denen ihre Kunftfer« 
tigkeit beftätigt ift, mit glaubwürdigen 
Wohlverhaltungs-Zeugniſſen verfehen, 
und fonft unbedentlid find, den Ein- 
tritt in die k. k. Kronländer zu vers 
fhaffen, und Productionsbewilligun- 
gen auf eine dem Grade ihrer Kunft« 
fertigfeit und mit Rüdfiht auf die 
Größe und den Wohlftand der Bevöl- 
ferung und auf die fonftigen Ortsver⸗ 
bältniffe zu beftimmende Zeit zu erthei- 
len. (Exl. des Min. d. Inn. vom 14. 
Mai 1850 3. 8476. Dec. der n. ö. 
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Stth. vom 23. Mai 1850 3. 1623/P. 
der 0. d. Sttth. vom 22. Mai 1850 
3. 12152, 0.8.2.©. 23. Nr. 221.) 

Laut Erlaſſes des Diinifterinm des 
Innern v. 17. Juli 1850 3. 14099/ 
1519 bat das k. baierifhe Staatsmi⸗ 
nifterium des Innern mit Erlaß vom 
15. Juni 1850 3. 9320 die nöthigen 
Berfügungen getroffen, damit die Grund⸗ 
fäße des Minifterial» Erlaffes vom 14. 
Mai 1850 3 8476 bezüglich der Zus 
laffung baierifher Muſiker nah Deiter: 
reich, zur Herbeiführung eines gleich: 
mäßigen gegenfeitigen Verfahrens in 
Zukuuft von den baierifhen Behörden 
auch hinfichtlich jener oͤſterr. Staats: 
angehörigen beobachtet werden, welche 
fih durch mufifalifhe Productionen in 
Baiern einen Erwerb verfchaffen wollen. 
(Erl. der o. d. Stth. v. 20. Juli 1850 
3. 17266. 8. ©. B. für O. Deften. 
Rr. 340.) 

Mufilauten. Der Diener Magiitrat 
bat die in dem Regierungs » Circulare 
vom 7. Dec. 1825 erwähnten Concef- 
fionen für mwandernde Mufifanten nur 
auf Inftrumentalmufil zu be 
ſchränken. Für das flahe Land 
bleibt die Licenzertheilung für wan- 
dernde Mufifanten den Bezirkshaupt⸗ 
mannfchaften für ihren Bezirk überlaf- 
fen, welche jedoch eben fo wie der Wr. 
Magiftrat bei Berleihungen im Wiener 
Bolizei:Rayon immer vorläufig mit der 
t. k. Stadthauptmannfhaft das Eins 
vernehmen zu pflegen, die Aeußerung 
derfelben aber als maßgebend zu be: 
traten, und ihr die erfolgten Bewil⸗ 
ligungen befannt zu geben haben. 

Wandernde Mufilanten, welde 
in mehreren Bezirten oder im ganzen 
Kronlande Erwerb fuchen wollen, haben 
die Bewilligung bei der Statthalterei 
einzuholen, und es find die einfchlägis 
gen Geſuche hieher gutächtlich verzules 
gen, hierbei ift aber ſtets darauf zu fe- 
ben, daß nur bei jenen Bewerbern auf 
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die Ertheilung einer Conceſſion einge⸗ 
rathen wird, welchen die Kenntniß der 
Muſik in einen für den beabfichtigten 
Erwerb genügenden Grade eigen ift. 

Mas die Mufil- Directoren 
oder Muſik⸗-Unternehmer anbe- 
langt, bei weldyen ein höherer Grad 
muſikaliſcher Bildung vorausgefegt 
wird, und weldhe ihren Erwerb als 
freie Befhäftigung gegen Bemeffung 
der Erwerbfteuer betreiben, fo ift bei 
der Zulaffung diefer Battung dee Er: 
werbes nach den dermalen für freie Be⸗ 
ſchäftigungen geltenden Normen vors 
zugeben, wornad die gemerbverlei- 
bende Behörde die Anmeldung anneh- 
men oder ablehnen, im Wiener Bolizeir 
Rayon zur näheren Aufklärung der 
hierüber in Frage kommenden perfön- 
lihen Berhältniffe des Bewerbers mit 
der Stadthauptmannſchaft Rückſprache 
pflegen, und derſelben die erfolgte Zu— 
laflung befannt geben wird. 

Der Vorgang für die Verlei— 
bung von Bettelmufit - KLicen- 
zen wurde mit dem hierortigen Er« 
laffe vom 26. Juni d. 3. 2. 18883 
(1. Bettelmnfil-Licenzen) vorgezeich- 
net (Deer. dern. ö. Statth. vom 29. 
Dec. 1851 3. 30225.) 

Mufifanten. In Gemäßheit des 
hoben Statthalterei- Erlafjes vom 10. 
April 1852 bleibt die Verleihung be- 
fteuerter Mufil» Licenzen zum Erwerbe 
durh Inſtrumentalmuſik im Wiener 
Polizei: Rayon nod ferner den betref- 
fenden gewerbeverleihenden Behörden, 
nämlich dem hiefigen Magiftrate, rück⸗ 
fihtlih der im Polizei» Bezirke außer 
den Linien gelegenen Ortfchaften, den 
competenten Bezirtshauptmannfchaften 
im vorläufigen Einvernehmen mit der 
Stadthauptmannihaft vorbehalten. 

Um die Freizügigkeit des Mufil-Er- 
werbes für den gefammten Polizei⸗ 
Rayon zu ermöglichen, ift durch den 
Eingangs bezogenen h. Statthalterei- 
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Erlaß die Stadthauptmannſchaft aus⸗ 
drücklich ermächtigt worden, einen vom 
Wiener Magiſtrate oder den betreffen⸗ 
den Bezitkoshauptmannſchaften zum Er⸗ 
werbe durch Inſtrumental⸗-Muſik für 
Wien oder einen Theil des Polizei⸗ 
Rayons außer den Linien berechtigten 
Individuen die Bewilligung zum Mufi- 
ciren für die andern Theile des Polizei⸗ 
Rayons allenfalls durch Bidirung der 
Licenz zu ertheilen. Auf Grundlage 
diefer Ermächtigung und zur Erzielung 
eines diesfälligen gleihmäßigen Bor- 
ganges, wird fonad den Bezirks⸗Com⸗ 
miffariaten Folgendes zur Darnachach⸗ 
tung vorgezeichnet: 

1. Inftrumentalmufil-Productionen, 
als Erwerbdzweig im Wiener Polizei 
Bezirke, find nur den in denfelben an- 
fäffigen, mit befteuerten Muſikdirector⸗ 
Befugnig oder Mufil-Licenz oder mit 
giltigen (bei herumziehenden Mufilan- 
ten die Stelle der Licenz vertretenden) 
Erwerbſteuerſcheine verfehenen Indivi« 
duen zu geftatten. Diefe Licenzen oder 
Steuerfiheine haben jedod (ohne die 
hierortige Vidirung) nur für das Amts- 
gebiet der betreffenden gewerbverlcihen- 
den Behörde GBezirkshauptmannſchaft 
oder Magiftrat) Giltigkeit. 

2. In fo fern daher die gedachten 
Mufit - Unternehmer außer den ihnen 
durch die Muſik⸗Licenz und den Erwerbs 
fleuerfchein eingeräumten, mit dem 
Amtögebiete der verleihenden Behörde 
congruenten Erwexbsbezirke, im Polis 
zei « Rayon Productionen abzuhalten 
und ihren Erwerb durch längere oder 
kürzere Zeit zu ſuchen beabſichtigen, 
find die Bewerber an das ftadthaupt« 
mannfhaftlihe Centralamt zur Erlan⸗ 
gung der diesfälligen Viſa zu weifen, 
welche ihnen fofort, mit ausdrücklicher 
Beftimmung der Giltigkeitsdauer, für 
die im Umtsgebiete der gewerbverleis 
benden Behörde nicht inbegriffenen 
Theile des Polizei» Rayons, nad) Be 
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ſchaffenheit der Umſtände ertheilt wer⸗ 
den wird. 

3. Dahin haben ſich auch die nicht 
im Polizei⸗Bezirke anſäſſigen oder die 
zureiſenden berechtigten Muſiker und 
Muſikgeſellſchaften wegen Einholung 
der Erlaubniß, fi im Polizei⸗Bezirke 
durch eine beflimmte Zeit produciren 
zu dürfen, zu wenden. 


4. Wird, um irrigen Anforderungen: 


zu begegnen, ausdrücklich bemerkt, daß 
hiernach, wie aus dem Vorangehenden 
erfihtlih ift, zum Erwerbe durch In⸗ 
ſtrumentalmuſik, von hierorts feine eige⸗ 
nen Licenzſcheine, die nur bezuͤglich der 
beſteuerten Boltsfänger vorgeſchrieben 
find, ausgeſtellt werden. 

5. Rüdfihtli der unbefteuerten 
oder Bettelmufik » Licenzen, auf welche 
fih Die vorftehenden Beftimmungen 
nicht beziehen, bleiben die bisherigen 
Direetiven in Kraft. (Decr. der k. k. 
Stadthauptmannſchaft vom 27. Aprit 
1852 3. 7273/937.) 

Mufifanten, herumziehende, find 
rückſichtlich der Ausfertigung der Päffe 
und Erwerbfteuerfcheine den Hauficern 
Be ſ. Erwerbftener, Han: 

ver. 


— — herumziebende, deren Bes 
fteuerung, ſ. Erwerbftener. 

— — berumziehende, deren Ueber: 
wachung betreffend, |. Schau = Pro: 
ductionen. 

— — ſ. Bolksſänger-Geſell⸗ 
ſchaften. — 

et. nfi ⸗ ufi aliſche 
Unterhaltungen. 

Muſik-Conſensgebühren, ſiehe 
Tanzmnuſiken, Tanzunſik⸗-Licenz⸗ 
gebühren. 

Mufil-Directoren, fiehe Muſi⸗ 
kanten. 

Muſik⸗-⸗Impoſt. Nach der mit Re⸗ 
gierungs⸗Decret vom 31. Dec. 1821 
bekannt gemachten Hofkanzlei⸗Verord⸗ 
nung vom 22. Dec. 1821 bat ſich jede 

Balelöty, Handb. d. Boliz. Gef. IL 
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Vartei, welche Tanzmuſtk zu halten 
gedenkt, diesfalls bei der betreffenden 
k. k. Polizei » Bezirks - Direction wor 
läufig zu melden, mittelft der daſelbſt 
erhaltenen Bollete bei dem Magiftrate 
den entfallenden Mufik⸗Impoſt zu be⸗ 
zahlen, und dann erft, wenn fie fi 
hierüber ausgewieſen, von Seite der 
k. k. Polizei» Behörde die Bewilligung 
zur Abhaltung der Tanzmufil ausge: 
fertigt zu erhalten. Im Grunde diefer 
Anordnung ftellt der Magiftrat das 
Anfuchen, daß in den Muflt - Belleten 
die Zahl der Mufifanten ausdruͤcklich 
angefeht werde, und aud die Angaben 
der Wirthe umd anderer mufikhalten- 
den Parteien firenge überwacht werde, 
um jo mehr, ald der Magiſtrat gemeigt 
iſt, bei entdeckten Bevortheilungen das 
Drittel von dem erlegten Strafbetrage 
dem Anzeigleger zulommen zu laſſen. 
(Note des Wr. Magiftr. vom 10. Juni 
1834 3. 26239. Circ. der Pol. Ob. 
Dir. v. 27. Juli 1834 3.6942/1509.) 

Muſik⸗Impoſt. Behufs der leichte 
ren Evidenzhaltung ded Ertrages des 
Muſik⸗Impoſt⸗Gefälls find den magiftra- 
tifchen Uebergehern wöchentlich alle jene 
Barteien befaunt zu geben, welche von 
der Bezirks » Direction eine Licenz zu 
Mufil-Unterbaltungen erhalten haben, 
und es ift diefen Verzeichniſſen die in 
der Folge durch den Inſpections⸗Com⸗ 
miffär oder die Nacht⸗Patrouille erho⸗ 
bene Anzahl der Muſiker beizufegen. 
Auch ift jede Bartei, der eine Bewilli⸗ 
gung zur Mufit» Unterhaltung von der 
Volizeis Behörde ertbeilt wird, an den 
Magiftrat zur Bezahlung des Muſik⸗ 
Impoſtes zu weifen. (Decr. der k. k. 
Pol. Ob. Dir. vom 9. Aug. 1835 
3. 8692 in Folge Anſuchens des Ma⸗ 
giſtrates v. 27. Juli 1835 3. 43857.) 

— — Anch die fogenannten Reus 
nionen, Affembleen u. dgl. find der 
Entrihtung des Mufit - Impofted zu 
unterziehen, und die Bezirks⸗Directio⸗ 
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nen haben hiebei zur Evidenzhaltung 
des Ertrages dieſes Gefaͤlls auf die in 
dem Decrete vom 9. Aug. 1835 ange: 
führte Weile mitzuwirken. (Decr. der 
k. k. Pol. Ob. Dir. v. 14. Rov. 1835 
3. 13550 in Folge magiftr. Rote vom 
23. Oct. 1835 3. 67151.) 

Mufit = Impoft in Böhmen. Mit 
a. h. Entſchl. v. 5. Sept. 1838 wurde 
die Einhebung des Muſik⸗Impoſtes in 
Böhmen auf die Borfchriften des a. h. 
Batentes vom 7. Jän. 1708 zurüds 
geführt. Dadurch find jedoch die fpäter 
ergangenen Borfrhriften, und zwar die 
mit Hoflanzlei » Decret vom 24: Aug. 
1826 3. 24337 bekannt gemachte a. h. 
Entfhließung vom 19. Auguft 1826 
(f. Zuftbarkeiten) wegen Abhaltung 
der Tanzmuſiken und Schaufpiele, To 
wie das die polizeilihen Taren für die 


Bewilligungen zu Tanzmuſiken und 


Bällen, und für das längere Offenhal- 
ten der Wirths⸗ und Kaffeehäufer be- 
ftimmende Hflzideer. v. 14. Jän. 1830 
3. 27612 (f. Zanzunſik⸗Licenz⸗Ge⸗ 
bühren),, mit weldem die Muſik⸗Licenz⸗ 
taren ansfchliegend dem Local⸗Armen⸗ 
inftitute, und die Ertheilung der Be⸗ 
willigung zu Bällen und öffentlichen 
Luftbarkeiten in Prag der E. f. Stadt« 
bauptmannfhaft und außerhalb der 
Hanptftadt den Ortsbehörden und Ma- 
giftraten zugewiefen wurde, keineswegs 
aufgehoben worden, fondern befteben 
anſtandslos neben den Borfchriften des 
Patentes vom Sabre 1708. 

2. Was den Umftand betrifft, daß 
das Patent v. 3. 1708 für die Abhal⸗ 
tung von Tanzmuſiken ohne bezahlten 
Mufit-Impoft befondere, und die nach- 
gefolgten Polizei⸗-Vorſchriften für die 
nicht eingeholte Polizei » Bewilligung 
abermals eigene Geldſtrafen feitfeßen, 
fo können diefe zweierlei Strafen, da 
fie abgefonderte Uebertretungen betrefs 
fen, auch neben einander beftehen, nur 
haben die aburtheilenden Behörden bei 
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Bemeſſung der Strafe auf dieſen Um⸗ 
ſtand gehörige Rückficht zu nehmen. 

3. Wurde der Antrag, die außer 
dem gewöhnlich fatirten Muſik⸗Impoſte 
für beſonders noch abzuhaltende Bälle 
und Luſtbarkeiten nach dem 7. und 8. 
Abſatze des Patentes v. J. 1708 zu 
entrichtenden, in ihrem Ertrage unge⸗ 
wiſſen veränderlichen Gebühren auf 
dem Lande durch die Magiſtrate und 
Ortsobrigkeiten gegen eine 2procentige 


Nemuneration einheben zu laſſen, ge⸗ 


nehmiget. 

4. Da im 6. Abſatze des Patents 
v. 3. 1708 ausdrücklich verordnet iſt. 
daß denjenigen Wirthen u. dgl., melde 
fih zum Impoſte nicht fatirt haben, in 
demfelben Berwaltungsjahre Tanz zu 
halten nicht bewilligt werden FTönne, 
ferner dabei feftgefept erfcheint, daß, 
wenn felbe gleichwohl bei unvorgeſehe⸗ 
nen Begebenheiten, ald Hochzeiten, 
Gaftmahlen u. dgl. Tanz zu halten fi 
unterfangen, mit den dort feftgefeßten 
Strafen geahndet werden follen; fo 
Tann folden nicht fatirten Wirthen 
auch die Muflfabhaltung bei derlei ein- 
tretenden befonderen Anläffen nicht ge- 
ftattet werden. Eben fo wenig fließt 
aus dem Einbefenntniffe der Gaft- und 
Schankhausbefiger, Muſik zu balten 
oder abhalten zu laffen, die Folge, daß 
durch derlei Einbefenntniffe ihnen nicht 
alles Recht auf die Abhaltung von be 
fonderen Ballen und Zanzbeluftigun- 
gen gegen Eintrittögeld verloren gehen 
follte, weil das Patent vom J. 1709 
einen Unterſchied zwifchen der Abhal⸗ 
tung der Zanzmufiten und Bälle oder 
Tanzluftdarkeiten feftftellt, beide einer 
befonderen Befteuerung unterzieht, und 
insbefondere beftimmt, daß für einen 
großen Ball das ausgeſetzte Quantum 
befonders bezahlt werden müſſe. Rur 
haben auch die fatirten Gaftwirtbe ſich 
gleich jeden anderen Privaten die eigene 
Licenz zu verfchaffen. 





Hufik-Impoß. 


5. Die nad) dem Patent v. 3. 1708 
zu verhängenden Geldftrafen find in 


C. M. abzunehmen, und es ift ſtatt 


eines Reichsſthl. nur Ein Guld. C. M. 
anzufprechen. 

6. Die Strafgelder. haben in den 
Local⸗Armenfond einzufließen. 

7. Das Erkenntniß fteht in erſter 
Inftanz den Magiftraten und Orts⸗ 
obrigfeiten mit Sreilafjung des Recur⸗ 
ſes an die Kreisämter und an die Lan⸗ 
desftelle zu. (U. h. Entfchl. v. 22. Oct. 
1839. Hftzl. D. vom 21. Dec. 1839 
3. 39967. Vdg. des böhm. Sub. vom 
9. Jan. 1840 3. 217. Prov. ©. ©. 
für Böhm. 22. Br. Nr. 9.) 

Muſik-Impoſt. Aus den Urkun- 
den und Verhandlungen über die Ent- 
ftehung und Verwaltung des ſogenann⸗ 
ten Mufil =» Impoftes ergibt fih, daß 
dieſes Gefäll die Ratur einer indirec- 
ten Befteuerung bat, daß es in diejer 
Eigenfhaft vormald vom Staate in 
ſämmtlichen deutfchen Erbftaaten aus⸗ 
geübt wurde, daß dasfelbe im 3.1749 
(in fo weit es Wien betrifft) vom 
Staate nit unter dem Titel einer 
eigentlihen Schenkung, fondern von 
Amtswegen durch a. h. Refolution der 
Stadt Wien, in der feither beftande- 
nen Ausdehnung überlaffen worden ift, 
und daß diefe Heberlafjung den Zwed 
hatte, der Stadt Wien zur Entrichtung 
des erhöhten Kontributionale die er» 
forderlihen Mittel zu verſchaffen. Dars 
aus folgt, daß die Einhebung des Im> 
poftes durch den Magiftrat als ein Aus- 
fluß des dem Staate zuftehenden Be⸗ 
fteuerungsrechted zu betrachten tft, und 
daß demnach die Berechtigung hierzu, 
fo wie die Ausdehnung diefer Berech⸗ 
tigung nur vom politifhen Stand⸗ 
puncte zu beurtheilen kommt, Teined- 
wegs aber zur Entfcheidung im Rechts⸗ 
wege geeignet erfcheint. (Hflzl. Decr. 
vom 16. Dct. 1840 3. 31665. Pog. 
der n. õ. Reg. vom 23. Detbr. 1840 


531 


Mnfik-Impofl. 


3. 60680. Prov. G. S. 22. BP. 
Nr. 178.) 

Mufil:Impoft. Zu Folge Mitthei« 
lung des biefigen Magiftr. v. 28. v. M. 
3. 37191 find die Tanz⸗ und Muſik⸗ 
Smpoftgebühren, welche bisher nur auf 
den Burgfrieden und einige Freigründe 
beſchränkt waren, nad einen vom Ge- 
meinderathe gefaßten Beſchluſſe vom 
10. Mai d. 3. 3. 1098 als eine indi- 
recte ftadtifhe Steuer von nun an im 
Sinne der Gemeindeordnung auch auf 
allen übrigen fowohl magiftratifhen 
als fremdherrſchaftlichen Borftadtgrüns 
den ald: Schaumburgergrund, Hundes 
thurm, Gumpendorf, Schottenfeld, 
Neubau, St. Ulrich, Breitenfeld, Thuri, 
Himmelpfortgrund und Lichtenthal ein- 
zubeben, und an die Communal⸗Caſſen 
abzuführen. (Deer. der k. k. Stadth. 
vom 9. Aug. 1850 3. 14620/3138.) 

— — Nah den beftehenden Ber: 
ordnungen wird der Tanz⸗ und Muſik⸗ 
Impoſt in folgenden drei Abflufungen 
abgenommen: 

I. Abftufung. 10 Er. EM. für 
jeden Muficirenden. Diefer Ger 
bühr unterliegen Wirthe und Gaſtge⸗ 
ber bei gewöhnlichen Tanzunterhal⸗ 
tungen. 

1. Abftufung. 15 fr. fürjeden 
Muficirenden. Diefe Gebühr haben 
Privat: Berfonen zu entrichten, wenn 
fie in ihren Wohnungen Tanzunterhals 
tungen unentgeltlich geben. 

I. Abftufung. 45 fr. fürjeden 
Muficirenden. Diefer Gebühr un. 
terliegen: | 

a) Alle Wirthe und Gaftgeber, wenn 
fie außergewöhnliche Zanzunterhaltun- 
gen oder Neunionen gegen Bezahlung 
eines Eintrittögeldes geben. 

b) Alle Privat Berfonen, wenn dies 
felben in ihren Wohnungen Tanzunters 
baltungen gegen Bezahlung abhalten. 

c) Unternehmer von Glücksſpielen, 
Theaterunterhaltungen und andern mit 

| 34 * 


Siufih-Licenzen. 


Mufit verbundenen Beluftigungen, 
wenn die Gäſte durch beflimmte Bei⸗ 
tragsleiftungen ins Mitleid gezogen 
werden. 

Sedermann, welcher eine der Ent- 
rihtung des Tanz- und Muſik⸗Impo⸗ 
ſtes unterliegende Mufltunterhaltung 
geben will, bat davon vor Allem bei 
dem betreffenden ſtadthauptmannſchaftl. 
Bezirks⸗Commiſſariate die Meldung zu 
machen, welches, wenn der Ausführung 
des Vorhabens fein Bedenken im Wege 
ſteht, die Bartei durch eine unentgelt- 
lich zu ertheilende Bollete an das ma- 
giftratifhe Oberfammeramt zur Bezah⸗ 
lung des Mufil -» Fmpoftes anmeifen, 
und nur, nachdem ſich die Partei über 
die geleiftete Zahlung ausgewiefen hat, 
die Bewilligung zur Abhaltung der 
Muſik ausfertigen wird. Auf die Be- 
vortheilung des Gefälles ift durch die 
beftebenden Berordnungen der Erlag 
des fünffahen Betrages der dem 
Gefälle entgangenen Gebühr ale Strafe 
feitgefeßt. (Kundm. des Wr. Magiftra- 
te vom 1. Jan. 1852.) 

Mufik = Licenzen, Berleihung an 
Blinde, f. Blinde, 

Mufil-Licenzgebühren, Vorſchrift 
in Bezug auf die Abnahme der Muſik⸗ 
Licenzgebühren auf dem Lande, fiche 
— NER. 

ufil = Licenzgebühren,, fiehe 
Zanzmufil, Zanzmufif - Licenz: 
gebühren, 

Mufitnnterhaltungen, fiche Ad: 
ventzeit, Muſik, Muſikaliſche Pro- 
ductionen, Muſikaliſche Unterhal⸗ 
tungen. 

Muſterreiter. Nachdem die ſoge⸗ 
nannten Muſterreiter zum größten 
Nachtheile des inländiſchen Erwerbes 
den Schleichhandel befördern, ſo iſt es 
keinem Fremden erlaubt, Muſter oder 
Muſterkarten von den außer Hans 
delgefegten Baaren indie f. 
Staaten zu bringen und darauf 
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Beſtellungen zu fammeln, weil ex fonft 
ald ein unbefugter Handeldmann 
abgeſchafft werden würde. (Hofodg. v. 
24. Dechr. 1801.) 

Es ift jedoch in der Wefenheit einer 
vernünftigen Commerzleitung gegrün⸗ 
det, daß fremde Kaufleute keineswegs 
verhindert werden dürfen, zur Abfchlie- 
Bung befonders wichtiger Gefchäfte, und 
zum @infaufe, großer Waarenparthien 
von Zeit zu Zeit eigene vertraute Men- 
[hen oder fogenannte Commiffionäre 
abzuſchicken, und ed würde den Grund» 
fäßen der Handelsfreiheit, denen, in fo 
fern fie gehandhabt werden, der öfter- 
reichiſche Staat fhon mandes Gute 
verdankt, nicht allein wenig entfprechen, 
fontern in der That höchſt unpelitifch 
fein, wenn man folde Commiſſionäre 
unglimpflid behandeln, und durch vor» 
eilige Mapregeln unfern eigenen Kauf: 
leuten die Ausfiht unangenehmer Auf⸗ 
tritte ald Bergeltung in dem Auslande 
eröffnen, oder die Lebhaftigkeit des ge⸗ 
genfeitigen Verkehrs und das Zutrauen 
auf dem hiefigen Platze ftören wollte. 
Hiernach kann alfo nur gegen folde 
Fremde mit Strenge vorgegangen wer» 
den, die fi jahrweife hier aufhalten, 
und außer den zum allgemeinen Der- 
fehre beftimmten Marktzeiten, ohne be⸗ 
fondere obrigkeitlihe Erlaubniß folde 
Handelögefchäfte betreiben, wodurd fie 
die Rechte der hiefigen Handelsleute bes 
einträchtigen, dem Staate die ihm ger 
bührenden Abgaben entziehen und den 
Gewinn, den fie machen, in das Aus⸗ 
land fihleppen. (Hoflamm. Vdg. v. 2. 
Aug. 1808. Barth. H. u. ©. Gef. 2. 
Bd. ©. 199 u. 200.) 

Mütteln, ſ. Maß. 

Muttergottesbilder, f. Heili- 
genbilder. 

Mutterlorn. Warnungvordem 
ſchädlichen Genuffe desfelben. 
Das Mutterforn, oder Stiefmutter- 
korn (lateinifch Sicale cornulum, franz. 


Säutterkorn. 


les Ergots bl& cornu genannt) ift feine 


eigene Bflange, fondern nur eine befon- 
dere Ausartung der Setreidelörner, be 
fonder® des Roggens, die aus ihrer 
natürlihen Figur in lange, ſchwarz⸗ 
blauen Pfriemen ähnliche, am Ende ger 
grünte Auswüchſe ausarten, welche von 
augen Anfangs mit einem Tlebrichten, 
übelriedenden Schleime überzogen, ge 
trodnet aber mit blaufhwarzem Staube 
- gleihfam gepudert fcheinen. Diefes Af- 
tergetreide entſteht gewöhnlich, wenn zu 
der Zeit, mo das Getreide ausgeblüht 
bat und das junge Samenkorn fi 
bilden und zunehmen foll, lange anhal- 
tendes Negenwetter einfällt. Durch die 
in die Achrenbälge eingedrungene, und 
in einigen derfelben am Grunde des 


jungen Korns fißen bleibende Feuchtig⸗ 


feit wird das Kom in eine Gährung 
gebracht, und dadurch der übertriebene, 
aber auch zugleich ſchädliche Wachsthum 
desselben befördert; die fie fo geftalteten 
Auswüchfe find inmwendig mehr oder 
weniger ſchwammicht, dichter oder locke⸗ 
rer, und enthalten mehr oder weniger 
weißed Mehl, deſſen Gefhmad mehr 
oder weniger eckelhaft und ſcharf if. 
Da diefe Auswüchfe fehr über die Hül- 
fen an den Aehren hervorragen, fo wird 
eine ſolche Ausartung von weitem ficht« 
bar, oft trifft fie nur einige Körner der: 
jelben, oft auch ganze Aehren. Diefe 
Ausartung wird auch jonft Martin 
torn, Afterkorn, Meblmutter, 
Todtenkopf, Kornzapfengenannt. 
Die Auswüchſe, von denen bier die 
Rede ift, werden nicht immer gleich ge⸗ 
funden ; indem einige feit find und viel 
weißed Mehl von nit unangenehmen 
Geſchmacke in fih enthalten, andere 
hingegen mit einem Löchlein durchge 
bobrt im Innern in kleine Gänge aus⸗ 
gehohlt find, und wenig weißes, ja ganz 
verdorbenes Mehl in fi haben. Diefe 
legtern find e8, welde, dem Getreide 
häufig beigemifcht, den Stoff zu Krank⸗ 
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heiten darbieten. Die vielfältige Be⸗ 
obachtung und Erfahrung lehrte, daß: 

a) Die [hädlihe, giftartige Eigen- 
[haft des Mutterkorne in dem frifchen 
Samen weit größer fei, als in jenem, 
der lange aufbewahrt worden; da die 
ſchädliche Eigenfhaft bei letzterem ganz 
verloren geht, und daß: 

b) Dieſe ſchädliche Eigenfhaft nicht 
fo plößlich wirke, wie viele andere Gifte 
es zu thun pflegen, fondern nah und 
nah, und die Folgen dauern davon 
viele Wochen, worauf dann der Tod 
erfolgt, wenn nicht gleich bei Zeiten der 
Rath und die Hilfe ſachkundiger Aerzte 
eingeholt wird. Die Krankheit, welche 
nach dem Genuſſe des Mutterkorns zu 
entitehen pflegt und mit dem Ramen 
Kriebel » Krankheit belegt wird, Außert 
fih auf folgende Art: Jene, fo von 
dem Mutterkorn gebadenes Brot efien, 
fühlen Anfangs eine Ermattung,, Träg⸗ 
heit aller Glieder, ein befonderes Bren- 
nen an den Beinen. Hierauf folgt bei 
einigen ein heftiges Magendrüden, ein 
Erbreden, der Leib wird hart, aufge- 
bläbt, das Uebel ergreift den Kopf, es 
entftehen Zudungen und Kraifen, mit 
einem unleidlid brennenden Schmerze 
verbunden. Wird der Kopf davon mehr 
eingenommen, fo erfolgt entweder Ra⸗ 
ferei, oder Schwermuth, oder Schlafr 
ſucht; — nehmen diefe Zufälle Tchnell 
zu, fo endet die Krankheit unter ab» 
wechſelndem Froſte und Hitze mit dem 
Tode. Bei andern find die Folgen die 
fer Krankheit, wenn felbe mit den erft 
angeführten Zufällen anfing, ein grös 
Berer, oder auch geringerer Schmerz 
mit einer leichten Geſchwulſt an den 
Beinen ohne Entzündung, worauf die 
Theile kalt, blaufärbig, unempfindlich 
und brandig werden, die Kranken wers 
den zuweilen ganz flarr, aller Empfin- 
dung beraubt, zuweilen mit innerlichem 
Brennen, unerträgliher Beängftigung 
und Schmerzen geplagt. Zur Vermei⸗ 


Mutterkorn. 


dung der Uebel, welche aus dem Ge—⸗ 
nufle des Mutterkorns entftehen, wird 
daher Jedermann angemwiefen, das mit 
demfelben verunreinigte Getreide forg- 
fältig zu reinigen; dieſes Tann auf 
zweierlei Art bewirkt werden: entweder 
mittelft des Siebens, wodurd die lan» 
gen, hörnigten Auswüchfe abgefondert, 
oder mittelft des Einweichens im Waf- 
fer, wobei die leichten hörnigen Körner, 
oben auf demfelben ſchwimmend, hin- 
weggeſchafft werden. So wie man diefe 
Mittel hiemit zu Jedermauns Kenntniß 
bringt, eben fo wird es fänmtlichen 
Ortsobrigkeiten und Magiftraten zur 
ftrengften Pflicht gemacht, cin wachſa⸗ 
mes Augenmerk darauf zu richten, das 
mit jenes Getreide, fo von dem Mutter: 
korn nicht gehörig gereinigt iſt, bei Ent- 
deckung alfogleih in Beſchlag genom- 
men und nad den beftehenden Bor» 
ſchriften unnachfichtlich »vertilgt werde. 
(Bdg. des mähr. fchlef. Land. Gub., 
tundg. am 16. Dec. 1812. Krop. Gef. 
Fr. 32. Bd. ©. 439.) 

Mutterlorn. Bei der befannten 
äußerften Schädlichkeit des genoffenen 
Mutterforns für die menſchliche Ge 
ſundheit findet fi die Regierung ver: 
anlapt, das Kreisamt anzumeifen, 
fämmtliche Obrigfeiten, in deren Be: 
zirk das Mutterforn wählt, zu beaufs 
tragen, dafür zu forgen, daß das Ge- 
treide von dem Muttertorne forgfältig 
gereinigt werde. Hiebet wird nur noch 
bemerkt, daß es verfchiedene Reinigungs» 
mittel gibt, um dad Mutterkorn aus: 
zufcheiden, nämlich das Werfen der 
Frucht zur Läuterung ftatt der Wind» 
mühle, wo es bei verfehiedenen Schwe- 
ren mit dem guten Roggen fi im Fallen 


fheitet, ferner das Neitern oder Sie- 


ben, weil das Mutterforn etwas größer 
als die gute Frucht ift, dann das Kap- 
pen, deſſen fi) die Müller zu bedienen 
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wiſſen, endlich durch das Waſſer, weil 
das Mutterkorn gewohnlich obgleich grö⸗ 
Ber dennoch verhältnigmäßig geringer 
als der gute Roggen ift, und alfo oben 


‚bleibt, indeß die gute Frucht fich tiefer 


fentt. Diefes Iegtere Mittel hat aber 
das Unbequeme, daß die Roggenfrucht 
dann erft wieder auf eine, dem Land: 
manne nicht felten befchwerlidhe Art, 
getrodinet wırden muß, was feldft für 
die Frucht nachtheilig fein fann, wenn 
es nicht fehr vorfichtig geſchieht. (N. ö. 
Rggs. Vdg. vom 15. Juli 1831. 3. 
37507. An. ©. B. 7. Bd. ©. 46.) 
Mutterforn. Zur Verhütung un« 
glücklicher Greigniffe find die Kreie— 
Infaffen mit Beziehung auf die Gub. 


Vdg. v. 28. Aug. 1817 3. 40943 vor 


dem fhädlichen Genuſſe des mit Mut: 
terforn verunreinigten Getreides zu 
warnen und darauf aufmerkfam zu mas 
hen, dag diefes ſchädliche After» Ge- 
treide, welches ſich durch feine ſchwarz⸗ 
blaue Farbe, fo wie durch feine Dicke 
und Länge von dem eigentlichen Brot» 
korn wefentlich unterfheidet, von dem 
leßteren mittelft eines großen Siebes, 
oder auch dur das Einweidhen im 
Waſſer, leicht abgefondert werden könne, 
indem das Mutlterkorn leichter ift, auf 
dem Waſſer eben deshalb ſchwimmend 
bleibt, daher fo leicht hinwegzuſchaffen 
ift. „Zugleich aber ift das Mahlen eines 
mit Mutterforn verunreinigten Getrei: 
des neuerlich mit Begehung auf die 
Mühlordnung firenge zu unterfagen, 
und die genaue Befolgung diefes Ber: 
botes gehörig zu überwachen. (BDdg. 
des böhm. Gub. v. 15. März 1844 3. 
15923. Prov. G. ©. für Böhmen. 3. 
1844. Nr. 80.) 

— — welches mit Getreide vermifcht 
ift, darf nicht vermahlen werden, fiebe 
Mühlordnung. 





Nachdrud. 


Nachdruck. In Bezug auf die deut⸗ 
ſchen Bundesſtaaten wurden die Grund⸗ 
fübe gegen den Nachdruck durch die 
Bundesbefhlüffe vom 9. Nov. 1837, 
22. April 1841 und vom 19. Juni 
1845, kundgemacht durch die Hflzl. 
Deer. von 26. Rov. 1840 3. 35896. 
Bol. &. S. 68. Bd. Rr. 117, vom 
15. Mai 1841 3. 14977. Bol. ©. 
©. 69. Bd. Nr. 56 und v. 25. Juli 
1845 3. 24275. Pol. &. S. 73. Bd. 
Nr. 44, aufgeftellt. 

— — Zur gegenfeitigen Sicherung 
der Eigenthumsredhte an literarifchen 
und artiftifhen (rzeugnifien wurde 
unterm 22. Mai 1840 mit Sardi- 
nien ein Bertrag abgefchlofien, defien 
Natificationen den 10. Juni 1840 aus⸗- 
gewechfelt wurden. (Bol. G. S. 68.2. 
©. 219.) Diefem Pertrage find laut 
Hflzl. Decr. vom 26. Rov. 1840. (Bol. 
®. ©. 68. Bd. S. 358) die päpft- 
lihe, die Modenefifhe und die 
Luchefifhe, und laut Hflzk. D. v. 
30. Dec. 1840. (Pol. G. S. 68. Bd. 
©. 369) die TZoscanifhe und Bar 
meſaniſche Regierung beigetreten. 

— — lim den Schuß des literari⸗ 
ſchen und artiftifhen Eigenthums gegen 
unbefugte Beröffentlihung, Nachdruck 
und Rahbildung möglichſt zu erweis 
tern, wurde in allen Rändern des äfterr. 
Kaiferftaates, in welchen das allgem. 
bürgl. ©. 3. und dag St. ©. über 
Verbrechen und ſchwere Bolizei « Ueber: 
tretungen vom 3. Sept. 1803 in Wirt; 
famteit ift, ein umfaffendes Geſetz er- 
laffen. (2. 5. Bat. v. 19. Oct. 1846. 
Pol. G. S. 74. Bd. Nr. 114.) Diefes 
Geſetz hat mit einigen Modificationen 
auch für das k. k. Militär⸗Grenzgebiet 
und für die der Militär-Gerichtebarkeit 


Nadtpatronillen. 


unterftehbenden Perſonen zu gelten. Erl. 
des Kr. M. v. 18. Aug. 1849. R. ©. 
B. Nr. 369 °). 

Nachmachung inländifger Mei- 
fternamen auf Uhren, ſiehe Meifter: 
zeichen. 

Nachſchieben der Locomotive, f. 
on: Betriebs -» Ordnung 


$. 2 
Ractfährer,f Unroths:&anäle. 
Nachtgarue, ſ. Schlingenlegen. 
Nachtmuſik ſoll nur bei Laternen, 
nicht bei Windlichtern gehalten werden. 
(Vdg. vom 3. Aug. 1773. Krop. Geſ. 
M. Thereſ. 6. Bd. S. 612.) 
— — Gebühr für die Bewilligung 
derfelben, f. Poli — 
Nachtpatrouillen. Man hat ſich 
die Ueberzeugung verſchafft, daß bei 
den Commiſſartiaten die Rachtpatrouil⸗ 
len ungleichfoͤrmig abgehalten werden, 
und daß in manchen Bezirken ohngeach⸗ 
tet wiederholter Aufträge jetzt wieder 
nur eine Nachtpatrouille unterhalten 
wird. Das Wachequantum eines jeden 
Commiſſariates ift hinlänglich ſtark, um 
ohne befondere Anfttengung der Mann- 
ſchaft durch 2 Patrouillen zugleich den 
Bezirk Nachts durchſtreifen zu laſſen, 
wobei dem Commiſſariate der wieder⸗ 
holt geſchärfte Auftrag ertheilt wird, 
daß von nun an ohne Ausnahme die 
Bewachung des Bezirkes durch zwei zus 
gleich ſtreifende Patrouillen dem Ermeſ⸗ 
ſen des Herrn Bezirksleiters nach der 
Verſchiedenheit der Zeit und Localver⸗ 
bältnifje anheimgeftellt bleibt. Zur befs 
feren Ueberwachung ift der Bezirk in 


*) Diefe Gefepe wurden hier nicht aufge 
nommen, da eben jept Verhandlungen im 
Zuge find, die eine ale Abänderung 
Derfeiben ; zur Folge haben dürften. _ 
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zwei gleiche Rayons abzutheilen, und 
jeder Patrouille ein ſolcher Rayon zur 
ſpeciellen Durchſtreifung anzuweiſen. 
in welchem ſie jedesmal gefunden wer⸗ 
den muß. (Decr. der kak. Stadth. vom 
14. April 1852 3. 273.) 

Nachtſchatten dürfen die Kräutler 
nicht verkaufen. (Ras. Vdg. v. 22. Juli 
1797. Barth. 9. u. ©. Geſ. 5. Br. 
©. 82.) 

— — f. Tollkraut. 

Nachtzeit, zur, bleibt die türkiſche 
und andere Muſik ohne Erlaubniß der 
Polizei, fo wie aller Nachtlärm verbo⸗ 
ten. (Bol. Drdn. für Mähren vom 12. 
Juni 1786. Krop. Gef. Joſ. 10. B: 
©. 278 u. 279.) 

— — zur, find feine Fremde ohne 
Paß, Urlaubgzettel und Kundfcafter 
zu beherbergen. (Hfd. v. 9. Febr. und 
28. Dct. 1784. Krop. Geſ. 301. 6.2. 
S. 231. Hfd. vom 28. Det. 1785. 
Krop. Gef. Joſ. 8. Bd. ©. 340. Krop. 
Geſ. Joſ. 7.3. ©. 27.) 

Nachtwache. Es ift die Pflicht der 
Bürgerfhaft, die Nachtwache entweder 
ſelbſt reihenweife zu beforgen, oder 
die eigens aufgeftellten Rahtwächter 
aud eigenem Säckel zu unterhalten. 
(Hfd. v. 14. Det. 1752. Hfkzl. D. v. 
22. März 1832. 3. 4494 u. 29. Mär; 
1833 3. 5096. Bdg. des böhm Sub. 
v. 31. Ian. 1834 3. 4415. Dbent. 
3. Bd. ©. 321.) 

— — Für Bernachläffigungen in 
der Abhaltung der Nachtwachen ift eine 
ftrenge Beflrafung vorgefhrieben. Um 
derlei pflihtwidrigen Berabfäumungen 
um fo gewiffer auf die Spur zu fom- 
men, muß bei der Unterfuchung der bei 
Naht entflandenen Keuerfchäden die 
Trage wegen gehöriger Abhaltung der 
Rachtwachen einen eigenen Punct der 
Erhebung bilden, und ed muß der 
Rachtwächter felbft über die Entite- 
hungsart des bei Naht ausgebroce: 
nen Feuers zu Brotocoll vernommen 


Dabhrungsmittel. 


und eonjtitnirt werden. (Vdg. d. böhm. 
Sub. v. 19. Jan. 1799 u. 8. Juni 
1796. Obent. 3. Bd. ©. 323.) 

Nachtwache. Die öfters im Lande 
ausbrechenden Feuerdbrünfte, deren Ent- 
ftehungsart in der Nacht nicht fo Leicht 
entdedt wird, machen die Vorſicht, das 
mit die Nachtwachen gehörig gehalten 
werden, nothwendig, daher die Unter- 
laffung diefer Wachen mit allem Ernfte 
und Durch angemefjene Strafe abge- 
ſtellt, und daß diefe Wachen auch wirt: 
lich gefhehen, vom Richter, Magiftra- 
ten, Obrigkeiten und Kreisämtern mit 
aller Sorgfalt invigilirt, die Außer 
ahtlaffung aber vom Kreidamte un- 
nahfihtlih geahndet werden muß. 
(Bdg. des böhm. Sub. vom 19. April 
1790. Kp. Gef. Leop. 1.8. ©. 178.) 

— — Die Rachtwächter, oder die 
zur Naht» und Feuerwache beftellten 
Leute haben in den Monaten Rovem- 
ber, December und Jänner von 8 Uhr 
Abends bis 4 Uhr früh, im Februar, 
März und April ven 9 Uhr Abends 
bi8 3 Uhr früh, in den Monaten Mat, 
Juni und Juli von 10 Uhr Abends 
bid 3 Uhr früh, und in den Monaten 
Auguft, September und October von 
9 Uhr Abends bis 4 Uhr früh auf der 
Wache zu bleiben. (Böhm. Gub. Vdg. 
vom 1. Auguft 1798. Obent. 3. Bd. 
©. 322.) 

Nachtwächter, deren Verrichtun⸗ 
gen betreffend, ſ. Fenerlöſch⸗-Ord⸗ 
nung für die Landſtädte 8. 36 und für 
das offene Land $. 28—30. 

Radlerſtändchen dürfen auf der 
Gaſſe nicht gehalten werden: (R. ö. 
Rogge. Deer. vom. 31. März 1809. 
Barth. H. u. ©. Geſ. 1. Bd. ©. 314.) 

Nägel, aufwärts ftehende an den 
wigen find abzuftellen, fiche Stell: 


—— — Schwamme. 
ugsamittel, ſiehe Privi⸗ 
legien. 





2 — 


Kamen. 


Namen. Eine Veränderung des Ge⸗ 
ſchlechtenamens darf nur beim Ueber- 
tritte zur chriſtlichen Religion oder bei 
Adele» Berleihungen, und in legterem 
Falle au nur mit ausdrücklicher höch⸗ 
fter Bewilligung und unter den erfor: 
lichen Borfihten, Statt finden. Sollte 
außer diefen beiden Källen eine Verän⸗ 
derung des Geſchlechtsnamens ange- 
ſucht werden, fo behalten fih Se. Ma- 
jeftät die Entfheidung folder Geſuche 
in befonderen rüdfihtswürdigen Fällen 
Allerhöchſt Selbft vor. (A. h. Entſchl. 
v. 1. Juni 1826. Hflzl. D. v. 5. Juni 
1826 3. 16255, an fammtl. Länderft. 
Bol. G. ©. 54. Bd. Nr. 36.) 

— — Das Minifterium des Innern 
wird ermächtigt, künftig Geſuche um 
Bewilligung zu NRamensänderungen 
felbft zu erledigen. (Kaif. Bdg. v. 20. 
Dec. 1848. R. ©. B. Nr. 39.) 

— — f. Sudennamen. 

aa ſ. Schwefeläther. 

Narkoſe, ſ. Schwefeläther. 

— vor dem Kärnthner- 
thore, f. Markt⸗Polizei⸗Aufſichts⸗ 
auftalt von Wien $. 56. 

Nationalbank, Zufiherung von 
Belohnungen für Entdeder der Berfäl- 
fher von Banknoten, ſ. Banknoten. 

NRationalgarde. Die unter dem 
Ramen der Rationalgarde gebildeten 
bewaffneten Körper werden im ganzen 
Umfange des Reiches aufgehoben und 
außer Wirkfamkeit gefeht. Die im Be 
fige der genannten Körper, ſo wie der 
einzelnen zu denfelben einverleibt ge: 
wefenen Individuen befindlihen Aera- 


rialwaffen find an jene Waffen«Depots 


abzuliefern, welche von den Behörden 


hierzu werden bezeichnet werden. Das» _ 


felbe bat von den auf eigene Koften 
angef&hafften Waffen zu gelten, welche 
in die Kategorie der Militärwaffen ges 
hören, jedod find die Behörden ange- 
wiefen, für diefe den nah Maßgabe 
ihrer Verwendbarkeit im adminiftrati- 
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Hebenbefchäftigungen. 


ven Wege zu ermitielnden Werth den 
betreffenden Eigentümern (Gemeinden 
oder Einzelnen) zu vergliten. Dagegen 
wird geftattet, daß in jenen Orten, an 
welchen zufolge befonderer Bewilligun 
gen oder Statuten Bürger- oder Schü: 
tzen⸗ Corps beftehen, diefe Corps vor⸗ 
behaltlich einer entſprechenden Revifion 
ihrer Statuten auch fernerhin fortbe- 
ſtehen. Was die früher beftandenen 
Bürgers oder Schuͤtzen⸗Corps der Drie 
betrifft, wo felbe in Folge neuerer Ver⸗ 
fügung zeitweilig außer Wirkſamkeit 
gefeßt wurden, fo wird fi die a. h. 
Schlußfaſſung vorbehalten, ob und in 
welcher Weife deren Reactivirung Statt 
zu finden haben wird. Die Ertheilung 
neuer ſolcher Bewilligungen für Orte, 
welche hiermit bioher nicht ausgezeich- 
net waren, behalten fih Se. Majeftät 
bevor. (U. h. Pat. v. 22. Aug. 1851, 
wirkfam für das ganze Reich. R. ©. 2. 
Rt. 191.) 

— ſ. Staatsbür⸗ 


Naturaliſation. Das Befugniß, 
fremden Geiſtlichen dieſelbe zu erthei⸗ 
len, ſteht der Regierung nach vorläu⸗ 
figem Einvernehmen des Ordinariates 
zu. S. Geiſtliche. 

— — ſ. Staatsbürgerſchaft. 

Naturproducte, ſ. Hauſirhandel. 

Nauführer, deſſen Verpflichtungen 
und Eigenſchaften, ſ. Donau⸗Schiff⸗ 
fahrt. (Pat. v. 20. Jän. 1770. 88. 5, 
6, 7.8.9.) 

Ran: an — ſ. Do⸗ 
nau⸗Schifffahrt. 

NRavigations: Patent, ſ. Schiff: 
fahrt. 

Menpel, Staatsvertrag wegen Aus- 
lieferung der Verbrecher, f. Ausliefe⸗ 
‚nn, Verbreder. 

benbeichäftigungen der k. k. 
Deamten und Diener, Aufhebung Des 
diesfälligen Verbotes, ſ. Beamten: 
NRebenbeichäftigungen. 





Keflerausnchmen. 


Nefterausnehmen, ſ. Vögel. 

Nengrän, f. Kaiferg rün. 

Renjahrsbilleten und Viſitkarten 
find an dem Sonntage vor dem Reu- 


jahr von 4 Uhr Nachmittags an, und I 


am Reujahrstage felbft bis 9 Uhr Bor- 
mittags zu verkaufen geftattet. (Pol. 
Ob. Dir. Circ. v. 28. Decht. 1821.) 

Neujahrsgefchenke dürfen Apo- 
thefer den Aerzten nicht abreichen. 
(Vdg. v. 9. Novbr. 1754. Krop. Geſ. 
M. Thereſ. 2. Bd. S. 402. Erneuert 
durch Vdg. v. 5. Jan. 1771. Krop. 
Geſ. M. Thereſ. 6. Bd. S. 316.) 

— — Dem Wiener Magiſtrate 
wurde erinnert, daß, nachdem die Neu: 
jahrsgefchente, bei verfhiedenen Ge⸗ 
werbsbetreibern, bereits in Folge höch⸗ 
fter Willendmeinung eingeftellt worden, 
ein Gleiches auch bei den Wr. Oehle⸗ 
rern und Seifenfiedern zu veranlaflen, 
mithin dieſes bürgl. Mittel vorzufor- 
dern, und feinen ſämmtlichen Mitglie- 
dern die Abreichung der bisherigen Neu⸗ 
jahrsgeſchenke an ihre abnehmenden 
Parteien, oder Dderfelben Dienftleute 
(ed fei im Gelde oder Materiale) auf 
das ernftlichfte zu verbieten fer. (Rggs. 
Vdg. v. 28. Novbr. 1788. Barth. 9. 
u. ©. Gef. 4. Bd. ©..494.) 

— — der Biermwirthe an die Bier: 
verfülberer find verboten. (Rggs. Vdg. 
v. 30. Jan. 1787. Barth. H. u. ©. 
Gef. 4. Bd. ©. 432.) 
von Bictualienhändlern 
an die Faufenden Parteien und Dienft- 
boten find bei 3 Reichsthl. verboten. 
(N. 6. Rggs. Vdg. v. 30. Dec. 1800. 
Krop. Gef. Franz. 14. Bd. ©. 568.) 

— — f. Bäͤcker, Geſchenke. 

Neujahrstage, am, iſt den Lebzel⸗ 
‚tern der öffentliche Verkauf erlaubt, ſ. 
Lebzelter. 

Henlerchenfeld, f ſ. Armenarst. 

Nitolai⸗ und Dreitönigfpiel ift vers 
beten. (Bol. Drdn. in Mähren v. 12. 
Suni 1786. Krop. Gef. Joſ. 10. Bd. 
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Hormetage. 


©. 283. Hofdecr. v. 26. Mai 1770. 
Krop. Gef. Maria Theref. 6. Bd. ©. 
239.) 

Niederlagen, |. Fabriks-Nieder⸗ 


u 

iederöfterreich, Vorſchrift wegen 
Ertheilung der Päffe in diefe Provinz, 
f. Erwerbölofe Individuen. 

Niefepulver. Die Erzeugung und 
der Berfauf des fogenannten Riefepul« 
vers wird Jedermann, mit Ausnahme 
der Apotheker verboten, und es ift dies⸗ 
falls in fünftigen Fällen um fo mehr 
nad den Beftimmungen des II. Theile 
St. ©. vorzugehen, als die medicis 
nifhe Facultät dieſes Pulver ale ein 
heftig wirkendes und nad Umftänden 
gefährliches Arzneimittel erklärte, deffen 
Erzeugung und Verkauf nur den be- 
rechtigten Apothekern -zuftehen Tann. 
(Rggs. Vdg. v. 10. Novbr. 1835 3. 
60456. Prov. Geſ. S. 17. Bd. Rt. 
357.) 

Nonnenklöſter, Bornahme der Lei- 
henbefhau, f. Leichenbeſchau. (Bdg. 
v. 15. Juni 1837.) 

Nordamerika, f. Amerika. 

Nordbahn, Kaifer Ferdinand, fiehe 
Eifenbahn, Päſſe. 

Normalichnlzeugnifie, 1. Lehr: 


lin 
Sormahzeichen zur Beurtbeilung 
des Waflerftandes in ſchiffbaren Flüf- 
fen, f. Bauführungen. 
.— — find bei allen Mühlen- und 
Waſſerwerken zu ſetzen, ſ. Schifffahrt. 
Normatage oder die ſogenannten 
geſperrten großen Feſttage find: Der 
Weihnachtstag, Oſter- und Pfingſt⸗ 
ſonntag, Frohnleichnametag, Maria⸗ 
verkündigung und Mariageburt. (R.d. 
Rggs. Vdg. v. 7. Septbr. 1803. Krop. 
Geſ. Franz. 17. Bd. S. 701.) 
— — In Bezug auf öffentliche Mus 
fiten wurde befohlen: 
a) Daß die öffentlichen Muſiken und 
Zänze an den Tagen, auf. welde uns 


Normatage. 


mittelbar ein Sonn» oder Feiertag folgt, 
von nun an allemal auf das fpätefte 
um 12 Uhr Nachts aufhören follen; 
und 

b) daß künftig weder die türkifche 
noch eine andere Mufik zur Kaftenzeit, 
und außer derfelben auch an Sonn: 
und Feiertagen Bormittags an öf— 
fentlichen Orten zu geftatten fei. Ueb- 
rigens wird auch die türkiſche und jede 
andere Muſik in diefer Refidenzftadt, 
in&befondere auch im Augarten, Prater, 
in der Brigittenan und andern öffent: 
lihen Orten unterfagt. (Hofdeer. v. 
22. Jaͤn. kundgem. von der Landesre⸗ 
gierung unter der Enns den 30. Jän., 
von der Landesft. in Krain und Görz, 
dann vom böhm. Bub. den 4. Februar 
1804. Krop. Gef. Franz. 18. Bd. ©. 
330.) 

Normatage. Es ift der Reg. ange- 
zeigt worden, daß nicht nur in der 
Umgebung von Wien, fondern aud in 
andern Orten des flahen Landes an 
den Rormatagen öfter Tanzmuſtken ab» 
gehalten werden. Um für die Zukunft 
ähnlichen gefekwidrigen Unfügen wirf- 
fam vorzubeugen, wurde dem Kreisamte 
in Verbindung mit der unter dem 21. 
Mai 1819 in Abficht auf die Heiligung 
der Sonn⸗ und Feiertage, und in An- 
fehung der Zanzmufiten in der Faften, 
erlaffenen Verordnung, unter eigener 
Verantwortung, indbefondere zur ange 
legenen Pflicht gemacht, den unterfte- 
henden Ort3obrigkeiten das allgemeine 
Berbot, an den durch das Geſetz vor- 
gezeichneten Normatagen, ald: am 
Weihnachtstage, Ofter: und Pfingſtſonn⸗ 
tage, Frohnleichnamstage, Maria Ber: 
kündigung und Maria Geburt feine 
Zanzmufit abgehalten, in das Gedächt⸗ 
niß zurũckzurufen, und ihnen die ftrengfte 
und unermüdete Aufmerkſamkeit auf 
diefen Gegenftand bei unnachfichtlicher, 
ſcharfer Ahndung einzubinden. (Vdg. 
der n. õ. Reg. v. 27. Septbr. 1819.) 
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Normatage. 


Normatage. Berbot öffentl. Tänze 
und Mufiten in der AMvent- und Fa⸗ 
ftenzeit. Durch das Regierungs⸗Cirec. 
v. 30. Jänner 1804 wurde dad Ber: 
bot öffentlicher Tänze und Muſiken in 
der Advent» und Faftenzeit, fo wie die 
Borfhrift, daß am Borabende ei- 
nes Sonne und Feiertages nit 
über die Mitternahtftunde ge: 
tanzt werden dürfe, allgemein kundge⸗ 
macht. Diefe von öffentlihen Tauzmu⸗ 
fifen geltenden Beftimmungen finden 
ihre volle Anwendung auch auf Bälle 
und Tanzmufiten in Brivathäufern, 
und werden die dagegen vorfommenden 
Vebertretungen jederzeit durch angemeſ⸗ 
fene Geldftrafen geahndet werden. 
(Hflzl. Deer. v. 17. Decbr. 1819, an 
die n. ö. Neg., kundg. am 27. Dechr. 
1819.) 

— — An den Rormatagen follen 
die Theater gefchloffen und die öffent- 
lien Luſtbarkeiten eingeftellt fein. Nur 
ausnahmsweiſe kann die Erlaubniß er- 
theilt werden, an Normatagen mufila- 
liſche Academien ernfter Gattung, je 
doch auch diefe blos für wohlthätige 
Zwede aufzuführen. Die Erlaubniß 
wird aber an manden Drten dahin 
ausgedehnt, dag ftatt mufitalifcher 
Academien auch die Aufführung der 
Opern, Schaufpiele und Tänze an 
Rormatagen, wenn auch für wohltbä- 
tige Zwecke geitattet wurde. Seine 
Majeftät haben daher mit a. 5. Ent- 
ſchließung v. 14. d. zu befehlen gerubt, 
das Erforderliche zu veranlaffen, damit 
diefer vorfhriftwidrige Mißbrauch nie- 
mald und nirgends Statt finde, daß 
vielmehr an den zur ftillen und ernften 
Feier eingefegten Tagen die aberwähnte 
Vorſchrift in Zukunft auf das genauefte 
beobachtet werde, und überhaupt nichts 
geſchehe, was der Heiligkeit der benann- 
ten Tage zuwider ift. Hievon wurde die 
Bol. Ob. Dir. mit dem Bedeuten in 
Kenntnig gefebt, darüber forgfältig 


Dormatage. 


zu wachen, daß an Rormatagen niemals 
für andere, als wohlthätige Zwecke und 
auch für. diefe nur muſikaliſche Acade- 
mien ernfter Gattung, keineswegs aber 
Zableaug, Declamationen u. dgl., noch 
weniger aber Opern, Schaufpiele und 
Tänze aufgeführt werden. (Decr. der 
k. k. Bol. Hofft. an die Bol. Ob. Dir. 
v. 30. Juni 1821.) 

Normatage. Da ein Hofnormatag 
eigentlich nur eine Yamilientrauer für 
das a. h. Kaiferhaus begründet, ſich 
daher nur auf die k. k. Hofburg und 
die dazu gehörigen Gebäude, nicht aber 
auf die Volksbeluſtigungen erſtreckt, fo 
find an ſolchen Zagen weder Tanzmu⸗ 
fifen noch andere öffentliche Luſtbar—⸗ 
feiten einzuftellen. (Decr. der k. k. Bol. 
Ob. Dir. v. 14. Febr. 1835 3. 1449.) 

— — In Hinkunft werden am a. h. 
Hofe die Sterbegedächtnißandachten für 
weiland Se. Majeftät Kaifer Franz I. 
am 2. März, und jene für weiland 
Ihre Majeftäten die Kaiferinnen The: 
refia und Maria Ludovica Beatrir (die 
2. und 3. Gemahlin des hödhftfeligen 
Kaifere) am 13. und 7. April mit eis 
nem Seelenamte und jedesmal am 
Abende vorher mit einer Digil began- 
gen werden. (Hflzl. Decr. v. 12. Mai 
1835 3. 12189, an fämmtl, Länder- 
Chefs. Pol. &. ©. 63. Bd. Rr. 59. 
Vdg. dern. 6. Reg. v. 15. Mai 1835 
3. 28840, in welder am Schluffe noch 
bemerkt wird, daß an den Hofnormas 
tagen eigentlich nur die Hoftheater ge- 
f&hloffen zu bleiben haben, und fonft 
alle Schaufpiele, Tänze, öffentl. Belu⸗ 
fligungen in den Provinzen keineswegs 
unterfagt find, wie diefes mit Aus- 
nahme des Hoflalenders beinahe in al- 
len übrigen Kalendern irrig angegeben 
it. R. öfter. Prov. G. ©. 17. Bd. 
Rr. 151.) 

— — Das Minifterium des Innern 
hat mit Erlaß vom 9. December 1849 
3. 24678 Folgendes anher bedeutet: 
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Kothönrfis-Labinete. 


Nach der bisher beftandenen geſetzlichen 
Uebung dürfen an kirchlichen Rormata- 
gen ohne alle Ausnahme Feine öffentli- 
hen theatralifhen Vorftellungen Statt 
finden. In Beziehung auf andere mu- 
fifalifhe Productionen wurde zwilchen 
den hoͤchſten Peiertagen und großen 
Bußtagen, dann den übrigen kirchlichen 
Rormatagen unterfhieden, und nur an 
den Letzteren über befonderes Einfchrei« 
ten ausnahmdweife (in Wien felbf von 
Seiner Majeftät) unter gewiſſen Bedin- 
gungen die Aufführung von muſikali⸗ 
fhen Dratorien u. dgl. zu frommen 
und wohlthätigen Zmeden bewilliget. 
Im Einvernehmen mit dem k. k. Mini- 
fterium des Eulius findet man nun 
feftzufegen, daß auch für die Zukunft 
die Aufführung von mufllalifhen Aca- 
demien am Weihnachtsabende, am er⸗ 
ften Weihnachtsfefttage, am Oſter⸗ und 
Pfingftmontage und am Frohnleich⸗ 
namstage, fo wie in den drei legten 
Tagen der Charwoche unbedingt unter- 
fagt bleibe. (Erl. des galiz. Sub. v. 
16. Jänner 1850, galiz. 2. Gef. 3. 
Nr. 46.) 


Rormatage, deren Heiligung be 
treffend, ſ. Muſikaliſche Unterhal⸗ 
tungen. 


— — ſ. Bettelmuſikanten, Con⸗ 
terte. 

— — ſ. Muſikaliſche Unterhal⸗ 
tungen. 

— — ſ. Leopoldstag, Luſtbar⸗ 
keiten, Maria Geburt, Sonn⸗ u. 
Feiertagsheiligung, Tanzmuſik, 
Theater. 

Notare, Einleitung des Strafver- 
fahrens gegen fie, |. Beamte. (Vdg. 
v. 6. Rov. 1851.) 

Roth = Apparate für Thierkrank⸗ 
heiten, ſ. Thierärzte. 

Nothdurfts⸗Cabinete. Mit De⸗ 
cret v. 29. Febr. 1844 3. 7740/327, 
hat die h. Hoffammer dem N. R. in 
Wien ein Privilegium auf die Erfin⸗ 


Nothönrfispläße. 


dung von NRothdurftd » Cabineten zu 
verleihen befunden. Demfelben wurde 
unter Einem bedeutet, daß er bei Aus⸗ 
übung diefes Privilegiumd in Sani- 
tätsrücdfihten dafür zu forgen habe, 
daß das Sitzbret nah jedesmaligem 
Gebrauch forgfältig gefaubert und über: 
haupt beftändig vollkommen rein erhal« 
ten werde, daß befländig ein hinrei⸗ 
hender Borrath reinen Waſſers vors 
handen fei, um dad Unrathsgefäß nad 
jedesmaligem. Gebrauche zu reinigen, 
und daß die ftabilen Nothdurfts-Ca- 
binete mit den Unrathscanälen auf eine 
zweckmäßige Art in Verbindung gefebt 
werden. In Beziehung der Aufftellung 
diefer Sabinete in öffentlihen Sittlich⸗ 
keitsrückſichten hat derfelbe hinſichtlich 
der Wahl der Aufftellungspläße, jedes⸗ 
mal vorläufig die Genehmigung des 
Miener Magiftrats und der k. k. Pol. 
Ob. Dir. nahzufuhen, und fih allen 
Bedingungen, weldhe von diefen Be- 
hörden geftellt werden, zu unterziehen, 
ferner darauf Bedacht zu nehmen, daß 
bei jedem ſolchen Cabinete, zum allge- 
meinen unentgeltlihen Gebrauche, ein 
Urinſtock freigehalten werde. (Circ. der 
k. k. Bol. Ob. Dir. v. 28. März 1844 
3. 4593/789.) 
Nothdurftsplaͤtze, fiehe Urini⸗ 
rungsplaͤtze. 
othkaſten befinden ſich: einer 


bei der k. k. Polizei » Ober « Direction, H 


einer in der wundärztlihen Officin auf 
dem hohen Markte, wundärztlihe Of⸗ 
ficin auf der Freiung; wundärztliche 
Dfficin am Kohlmarkte; wundärztliche 
Officin in der Wollzeil; wundärztliche 
Dffiein in der Weihburggafie; wund⸗ 
ärztlihe Officin am rothen Thurme; 
wundärztlihe Officin am SKärnthner- 
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hauſe an der neuen Bruͤcke. Senfeits 
der Donau bei dem Badhaufe am ſchar⸗ 
fen Eck, in dem Badhaufe auf der un⸗ 
tern Holggeftätte, im erften Wirthahaus 
in der Brigittenau, im Mautbhaufe am 
Zabor, in der Auflcher-Hütte zwijchen 
den Brüden, im Jägerhaufe im Prater, 
im Badhaufebeiden Weißgarbern. (N. d. 
Rggs. Vdg. vom 15. Juni 1803. Kp. 
Gef. Franz. 17. Bd. ©. 247.) 

Nothkaͤſten find bei einem Brande 
an den Ort ded Brandes zu brin- 
gen, fiehe Fenerlöf: Ordnung für 
Wien $. 20. 

— — deren Aufftellung in den Sta- 
tionspläßen der Eifenbahn, ſ. Eiſen⸗ 
bahn. (Bdg. vom 8. Jän. 1850.) 

— — ſ. Scheintodte. 

RNothtaufe, die, der Judenkinder 
iſt den Geburtshelfern und Hebammen 
unter der Strafe von 1000 Ducaten 
oder halbjähriges Gefängniß verboten, 
weil derlei Kinder immer ihren Aeltern 
gehören, und es alſo auch nur dieſen 
allein zuſteht, fie taufen zu laſſen oder 
nicht. (Hflzl. vom 12. April 1787. 
Krop. Gef. Joſ. 13. B. S. 536 und 
Hfd. v. 12. April 1786. Krop. Gef. 
%of. 13. Bd. S. 639.) 

— — Bornahme derfelben in Faͤl⸗ 
len der von jüdifhen Hebammen bei 
hriftlihen Frauen vorgenommenen Ges 
burtshilfe, f. Hebammen, Inden: 
ebammen. 

— — f. Hebammen. 
Rotionirungen für das Zwangs⸗ 
arbeitöhaus, ſ. Zwangsarbeitshaus. 

Numerirung der Häufer in Wien, 
ſ. Hausnummern. 

— — ber Stellmägen, f. Stell: 
wägen. 

— — der Rafferfäffer, ſ. Waſſer⸗ 


thor. — In den Borftädten bei allen fäffer. 


Polizei » Directionen, allen Grundge- 
rihten. Laͤngs der Donau find Roth: 
fäften diesfeits auf der Ladengeftätte, 
im neuen Badhaufe, in dem Mauth« 


Numismatifche Funde, ſ. Archaͤo⸗ 
logigh Funde. 

Nußborf. Alldort müſſen alle mit 

Brennholz beladenen im Wiener Do⸗ 








Unfidorf. 
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naucanale einlaufenden Fahrzeuge ans Uebertreter des Verbotes des Aulan⸗ 
landen. (Rggs. Circ. vom 23. März dene der großen Holzſchiffe nächſt Nuß- 
1814. Barth. H. u. G. Gef. 5. Bd. dorf, f. Schifffahrt. 


©. 401.) 
Nußdorf. Strafbeftimmung für die 


Nußdorf, ſ. Schifffahrt. 


©. 


Obodnetion, f. Leichenbefchan. 

Dberärzte, |. Militärärzte. 

Oberſthofmarſchallamt, ſ. Ge⸗ 
richtsbarkeit. 

— — ſ. Hofmarſchallamt. 

Oberſthofmeiſteramt. Mit a.h. Ca⸗ 
binetſchreiben v. 26. April 1849 haben 
Se. Majeftät das Hofquartierwefen und 
den Hofficherheitädienft in der k. k. Hof: 
burg, fo wie in ſämmtlichen E. E. Refi- 
denzen, Luflfchlöffern und Hofgebäu⸗ 
den v. 1. Juni 1849 dem k. k. Oberft- 
bofmeifteramte zu übertragen gerubt. 
(Erl. des Juftizminifl. vom 6. Juni 
1849.R. ©. B. Nr. 269.) 

Obrigkeiten, ſiehe Politiſche 
Obrigkeiten. 

Obſt. Den mit eigenem Obſte her⸗ 
einkommenden Bauersleuten wird durch⸗ 
gehends erlaubt, und iſt ohne minde- 
ſtes Hindernig geflattet, ihr eigenes 
erzielte Obft an den gewöhnlichen 
Mochen- Markttagen, dann an Sonn- 
und Feiertagen, wie auch an dem bei- 
ligen Weihnachtsabende, wenn folder 
auch nicht an einem fonftigen Wochen: 
markttage fallt, auf dem angewiefenen 
Dbftmarktplage zu verkaufen. (Bdg. in 
Wien v. 24. März 1767. Krop. Gef. 
M. Ther. 5. Bd. ©. 188.) 

— — Da ein großer Theil der Obft- 
gattungen in ganzen Ladungen auf Wä⸗ 
gen zum Berfaufe nah Wien kommt, 
fo haben die magiftratifhen Marktrich- 
ter alles auf Wägen kommende Obſt 
auf den Obftmarft vor dem Kärnthner⸗ 
thore anzuweifen, den Verlauf desſel⸗ 


ben aub nur auf Wägen zu ge 
ftatten und nicht zuzugeben, daß von 
den Verkäufern das Obſt auf der Erde 
ausgelegt und fo verfauft werde. Bei 
den befugten Wiener Obfthändlern, 
welchen gleichfalls durch Berordnung 
der Verkauf ihrer Obſtgattungen allda 
erlaubt iſt, muß darauf geſehen wer- 
den, daß diefelben nach der geſchehe⸗ 
nen Anmweifung den Obſtverkauf auf 
den ihnen bewilligten Kleinen Ständen, 
jedoch entfernt von den Randhandlern 
ausüben, und es find diefe Standchen 
jedesmal nach geendigtem Verkaufe bins 
wegzufchaffen. (Wr. Marktrichter⸗In⸗ 
firuction v. 6. Aug. 1804 $. 19.) 
Obſt. Da nach der Verordnung v. 
26. Nov. 1816 das getörrte und 
frifhe Obſt unter diejenigen Victua⸗ 
lien gehört, deren Handel allgemein 
freigegeben wurde, fo wurden die Wie⸗ 
ner bürgl. Obſthändler mit ihrer unges 
gründeten Beſchwerde gegen den Han⸗ 
del mit dürrem Öbfle von Geite ans 
derer zurüdgewiefen, und es ift nur 
darauf zu wachen, daß mit dürren 
Obſte fein Haufirhandel getrieben 
werde, nachdem das Haufiren mit Eß⸗ 
waaren überhaupt unterfagt ift. Uebri⸗ 
gend verfteht es fi) von felbft, daß die 
Miener Händler mit dürrem und fti- 
[hen Obſte auf diejenigen Plaße, und 
vorzugsweife auf den Hof und Naſch⸗ 
markt zu weifen find, wo der nöthige 
Raum für fie vorhanden ift, da auf 
Märkten, deren Raum bejchräntt if, 
nicht zugegeben werden kann, daß durch 


Obſt. 


Errichtung neuer Verkaufsſtaände die 
Landparteien von den ihnen zuge⸗ 
wiefenen Pläßen verdrängt werden, und 
der Br. Magiftrat wurde in diefer De: 
ziehung auf die Berordnung der Stadt- 
bauptmannfhaft vom 27. März 1819 
gewiefen. (Rggs. Vdg. vom 18. Febr. 
1820. Barth. H. u. ©. Gef. 7. Bd. 
©. 413—415.) 

Obſt. Auf die mit felben unbefugt 
baufirenden Parteien haben die Bezirks⸗ 
Directionen aufmerffam zu fein, zur 
Abſtellung diefes Unfuges thätig mit- 
zuwirken, und die diesfalld angehalter 
nen Individuen zum Magiftrate zu 
ftellen. (Pol. Ob. Dir. Circ. vom 22. 
Juli 1822, erneuert mit Polizei-Ober: 
Directions⸗Circulare v. 21. Juni 1825 
3. 3321.) 

— — eingefottenes. Die damit hau: 
firenden Parteien, welde von den Be- 
zirks⸗Directionen bei den Gaffen-Refpis 
cirungen betreten werden, find nad 
Maßgabe der Umftände entweder zum 
Magiftrate zu ftellen, oder dahin an» 
zuzeigen. (Bol. Ob. Dir. Circ. v. 13. 
Zuli 1825 3. 3402.) 

— — gedörrted und frifhes, kön⸗ 
nen Victualienhändler nicht verkaufen. 
(Bdg. vom 26. Rovemb. 1816. Barth. 
9. u. ©. Gef. 4. Bd. ©. 45.) 

— — Auf untreife und fhadliche 
Schwämme und unreifes Obft ift die 
gefhärftefte Auffiht zu pflegen. Da 
mehrere Menfhen durch den Genuß 
ſchädlicher Shwämme, die fie erfauft 
hatten, erkrankt find, wurde dem Stadt» 
magiftrate aufgetragen, die Marktrich« 
ter alles Ernſtes zu verhalten, daß fie 
hierin fleißig nachſehen, und alle 
Schwämme, die ihnen verdächtig vor: 
fommen, bejonders aber die Röthlinge 
und die fhon in der Berordnung vom 
6. Oct. 1783 als gefährlich anerfann- 
ten Zäublinge, welche fie auf dem 
Markte und bei Ständen vorfinden, 
vertilgen; das Nämliche hat auch mit 
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Obſt. 


dem unreifen Obſte, wenn es nicht im 
Großen, ſondern kreuzer⸗ oder gros 
Thenweife verkauft wird, zu gejchehen, 
und find die Verkäufer überdies noch 
nad Umjtänden und Befund des Ma- 
giftrates abzuftrafen. Dem Ober⸗Markt⸗ 
commiffär wurde bedeutet, daß derjelbe 
die beiden Marktcommifjäre darnach ans 
weife, auch felbit darüber forgfältig 
wache, daß derlei ſchädliche Schwämme 
und unreifes Obſt nicht gegen die Bor- 
ſchrift verfauft werden, und die Markt⸗ 
rihter und Marktauffeher fih hierin 
nichts zu Schulden kommen lafjen. Der 
Polizei » Oberdirection wurde bekannt 
gemacht, diefelbe habe auch ihrerfeit® 
über die Befolgung zu wachen, und die 
Polizei = Bezirksarzte und MWundärzte 
anzumeifen, daß fie auf Märkten und 
bei den Ständen ihrer Bezirke öfter 
nachfehen, und wenn fie fahädliche 
Schwänme oder unreifes Obſt dort fins 
den follten, felbes den Verkäufern mit 
Hilfe der Polizeiwache alſogleich weg- 
nehmen und vertilgen, allenfalld aud, 
wenn es die Umftände erheiſchen foll- 
ten, die Berfäufer arretiren lafjen. Der 
Polizeiwache aber hat die Ober⸗Direc⸗ 
tion ſcharf einzubinden, daß fie hierin, 
jo wie in allen Fallen, dem fämmtli- 
hen Marktperfonale fowohl, als aud 
den beiden Stadtphyfifern, den Bezirks⸗ 
und Wundärzten die fhleunigfte und 
willigfte Affiftenz feifte. Diefe Verord⸗ 
nung wurde den beiden Stadtphyſikern 
zu dem Ende befannt gemacht, damit 
auch diefelben ihrerfeit® über deren Be- 
folgung wachen, daher öfter auf den 
Märkten und bei den Ständen in der 
Stadt, befonderd am Hofe nachfehen, 
und die allenfalld zum Verkaufe dort 
vorfindlihen ſchädlichen Schwämnie 
und das unreife Obſt mit Hilfe des 
Marktperſonals oder der Polizeiwache 
alſogleich abnehmen, und wenn es die 
Umſtände erheiſchen ſollten, den Ver⸗ 
kaͤufer arretiren laffen. (Rgge. Dect. v. 





Obſt. 


13. Aug. 1796. Ferros S. V. 1. Thl. 
©. 160—162.) 

Obſt, unreifed. Bei den Höder- 
ftänden ift gar fein unreifes oder ſchäd⸗ 
lihes Obft zu dulden, fondern ſolches 


auf der Stelle und ohne Rudfiht ir⸗ 


gend einer Ausrede zu vertilgen, und 
es darf der leeren Entfchuldigung, daß 
fie die Früchte von dem Landvolke ger 
fauft haben, denen man nicht erlauben 
folte, ed nad Wien zu bringen, gar 
fein Gehör gegeben werden, weil nur 
der Verkauf der unreifen Früchte zum 
rohen Genuſſe, nicht aber in veränder- 
ter Befchaffenheit. verboten ift, und je 
der Frucht: oder Obfthäntler, er mag 
von bier oder vom Lande fein, wifjen 
muß, daß eriterer bereitö allgemein ver⸗ 
boten worden ift, mithin ſich jelbft den 
Schaden, der ihm aus der Uebertre- 
tung des Geſetzes zuwächſt, zuzuſchrei⸗ 
ben hat. In Wien iſt demnach ſämmtl. 
Marktrichtern auf das Schärffte einge⸗ 
bunden, daß fie alles unreife Obft, 
welches kreuzer⸗ oder grofchenweife und 
überhaupt nicht zum Einfieden, Einma- 
hen u. dgl., korb⸗ oder buttenmweife 
erfauft wird, wo fie es vorfinden, bei 
Landleuten, Debftleen oder Hödern 
ohne Nachſicht wegnehmen und vertil« 
gen, und nah Umftäanden auch die 
Berfäufer dem Wr. Magiftrate zur Be⸗ 
firafung anzeigen. Weswegen fie nicht 
nur felbft forgfältig nachfehen, fondern 
auch, wenn ihnen von einem der Stadt« 
oder Bezirkäärzte die Wegnahme eines 
derlei unreifen oder ſchädlichen Obſtes, 
oder einer andern nicht zuläffigen Feil⸗ 
Schaft aufgetragen wird, fie ihnen auf 
der Stelle die fhuldige Folge leiften, 
und die weggenommene Feilfchaft wor 
den Augen des Arztes, der ed anord⸗ 
net, und des Verkäufers vertilgen fol- 
len. Damit aber den Verkäufern vom 
Lande und Gärtnern die Ausrede bes 
nommen werde, als ob fie derlei uns 
gefunde Feilſchaften an die Zuckerbaͤcker 
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und zum Einmachen verlaufen wollen, 
fo ift ihnen auf dem Marfiplage ein 
eigener von den übrigen Verkäufern 
ganz abgefonderter Standort anzuweis 
fen, wo fie ihren Kram im Großen 
verkaufen können. (Rggs. Bdg. vom 
2. Aug. 1797. Barth. H. u. ©. Geſ. 
4.2. ©. 234.) 

Obſt. Als der Sanitätsmagiſter er 
innere, daß der Obfiverfauf im Klei- 
nen, fo wie er in Wien befteht, da 
hiebei das Obſt der Sonne, dem Staube, 
den Yliegen und andern Infecten aus⸗ 
gefept ift, auf mehrere Menſchen üble 
Wirkung made, und befonderd Kranke 
beiten der Berdauungs - Eingeweide, 
Durchfälle, Ruhren, Würmer und ga« 
ſtriſche Fieber, hauptſächlich bei Kin- 
dern als häufige Folgen habe, daher 
zu wünfhen wäre, daß einige Keller 
oder wohlverwahrte Gruben und Hüt- 
ten hiezu an einigen Dertern der Stadt 
und Borftädte beftimmt wurden, fo 
wurde dem Magiftrate die Anzeige zu 
dem Ende bekannt gemacht, damit der- 
felbe Das, was ihm von diefem Bor: 
ſchlage thunlich iſt und anwendbar 
ſcheint, vorkehre, und allenfalls in An⸗ 
ſehung dieſes Gegenſtandes die noͤthi⸗ 
gen Vorkehrungen treffen möge. (Rggs. 
Vdg. vom 24. Zuli 1802. Barth. Gef. 
4. Bd. ©. 236— 238.) 

— — f. Geſchirre, Zuderbäder. 

— — f. Dedenbnrger Obft. 

Obftbäume. Zur Beförderung der 
überaus nüglihen Obftbaumcultur ba- 
den Se. Majeftat gegen die Beihädi- 
ger der Obftbäume ein eigenes Strafe 
geſetz dergeftalt zu beftimmen befunden, 
daß derjenige, der fi unterfängt, 
Dpftbäume, vorzüglich jene, die im 
Freien gepflanzt find, in was immer 
für einer Art willfürlih oder muth⸗ 
willig zu befhädigen, im erften Betre⸗ 
tungsfalle mit einem ſtrengen Arrefte 
von einer Woche; im zweiten Wale 
aber mit einem ftrengen Arrefle von 





Obſtbaume. 


3 Monaten, und dabei nach Umſtän⸗ 
den auch noch mit 25 Stockſtreichen 
gezüchtiget werden folle. Die Landes: 
. ftelle wurde angewiefen, dieſes Straf. 
geſetz durch eine befondere, gedruckte 
Circular = Verordnung allgemein Fund 
zu machen, und die Einleitung zu fref: 
fen. daß an gangbaren Orten, in deren 
Nähe fih Obftbaumpflanzungen befin- 
den, eigene Warnungstafeln mit An- 
deutung der gegen die Befchadiger der 
Obſtbäume verhängten Strafe aufge: 
ftellt werden. (Hflzl. D. vom 28. Dct. 
1506. Krop. Gef. Franz. 22. Br. 
S. 115.) 

Dbftbäume, 1. Bäume. 

Obithändler, ſ. Obſt. 

Debftlern, den bürgerlichen, wie 
auch den fogenannten Gnaden » Obft- 


fand » Inhabern wird geftattet, bis 9 


Uhr früh, dann Mittags von 12 bie 
2 Uhr, endlih Nachmittags von 4 Uhr 
angefangen ihr Obſt an den Hütten 
und auf ihren Ständen zu verkaufen, 
die am Schangel mit Dbft ankommen⸗ 
den Parteien haben den Verkauf ledig» 
ih um 4 Uhr Nachmittags anzufan- 
gen, f. Sonn: u. Feiertagsheilis 


ung. 
i Wiſtmarkt in Wien, ſ. Markt⸗ 
Polizei-Aufſichtsanſtalt in Wien 
8. 55 u. 56. 

Dbftmoft, Ausſchank des jelbfter: 
zeugten Obſtmoſtes, ſ. Lentgebredt. 

Obſtmoſtausſchank ift ala eine 
freie Befhäftigung erklärt, und es hat 
daher diesfalls von der n. 6. Regie: 
rungs =» Verordnung v. 23. Juni 1803 
und 25. Juni 1804, welde den Obſt— 
moftausfhant den Gaſtwirthen unter: 
fagen, abzufommen. (Hftzl. D. v. 31. 
Dec. 1824. Rggs. Intim. v. 31. Jan. 
1825.) 

Obftfchiffe, das Einfahren derjel- 
ben in den Donau⸗Canal betreffend, f. 
Donan-Eanal, 

Obſtvorkauf. Ueber die gemachte 

Zaleiöiy, Handb. d. Poliz. Geſ. IL. 
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Anzeige, daß die Höcerweiber den täg- 
lih früh bereintommenden Obftmägen 
entgegen geben, fie allenthalben anhal⸗ 
ten, und fich der verbotenen Vorkäuf⸗ 
lerei ſchuldig machen, wodurdh außer 
der Uebertretung der beſtehenden Lo— 
cal⸗-Marktvorſchriften auch die öffent: 
liche Paſſage durch derlei Wägen beirrt 
wird, hat die E. k. Polizeihofftelle in 
Erledigung des Commiffions - Proto- 
colled den 12. dies anher verordnet: 
Sämmtlihe Bezirks.» Directionen auf 
diefen Unfug anfmerkfam zu wachen, 
und ihnen die ftrengfte Wachſamkeit 
diesfalld aufzutragen. Die Bezirfd-Di- 
rectionen wurden von diefer Anordnung 
zur Darnachachtung mit dem Beilage 
verftändiget, dergleichen Individuen 
ohne alle Rüdfiht dem Magiftrate zur 
Amtshandlung zu übergeben. (Circ. der 
Pol. Ob. Dir. v. 16. Sept. 1822.) 

Dchfen follen nicht über die Schlag- 
brüde oder durch den Prater getrieben 
werden. (Pol. Hofft. Weil, v. 7. Det. 
1817.) 

— — das Treiben derfelben zu den 
magiftratifhen Schlachthäuſern in Wien 
betreffend, ſ. Schlachtvieh. 

— — dad Heben derſelben betref- 
fend, ſ. Schlachtvieh. 

— — das Treiben des Viehes an 
den - Seitenwegen der Nerarialftraße, 
wenn diefe vom Regen ‚erweicht find, ift 
verboten, |. Straßen. 

Dchfengries. Bei demielben ift zur 
Zeit der Ochfentheilung nicht zu ver- 
weilen, noch mit einem Kanghunde 
Dafelbft zu erfcheinen. (Vdg. vom 23. 
Nor. 1780. Krop. Gef. M. Ther. 8. 
Br. ©. 487.) 

Dchſenmarkt. Vorſchriften ker den 
Aufs und Abtrieb des Schlachtviehes. 
ſ. Schladtvich. 

— — in Bien, ſ. Schlachtvieh⸗ 
markt. 

Dchfenmühlen. Die Errichtung 
derfelben ift Jedermann geftattet. (Hfv. 
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Ochſentheilungen. 


vom 12. Juni 1789. Barth. H. u. G. 
Geſ. 4. Bd. ©. 14.) 
‚Schfentheilungen, |. Schlacht⸗ 


vieh. 

———— Obſt. Es iſt wahr⸗ 
genommen worden, daß das in der 
Einfuhr aus Ungarn unter der Benen⸗ 
nung Oedenburger Obſt vorkommende, 
mit Farben verzierte gedörrte Obſt, mit 
Farben beftrichen if, welde der Ge⸗ 
fundheit f[hadlih find. Obſchon nun 
aus diefem Anlaffe in Ungarn die Der 
ſtreichung dergleihen Obſtes mit irgend 
einer Farbe bereitd unterfagt worden 
it, fo bat die hohe Hofkammer den: 
ned, um jeden möglichen Uuterfchleif 
zu verhindern, im Einverftändnifle mit 
der E, f. vereinigten, dann mit der kön. 
ungar. Hoflanzlei die Einfuhr derglei- 
hen Obſtes aus Ungarn in die übrigen 
öfter. Provinzen zu verbieten gefun- 
den, mit der Weifung, daß, wenn dem- 
ungeachtet an der Gränze von Ungarn, 
ein mit was immer für einer Farbe be 
ſtrichenes Obſt zur Einfuhr vorkommen 
ſollte, dasſelbe ohne weiters zurückge⸗ 
wieſen werden müfle. (Hofkamr. Decr. 
vom 14. October 1825 3. 38620, 
ob. öfter. Reg. Circ. vom 29. Oct. 
1825, 0. 6. Reg. Decr. vom 5. Nov. 
1825 3. 26189, n. d. Brov. ©. ©. 
7. Bd. Rr. 152.) 

Odeſſa. Der f. k. General» Conful 
zu Odeſſa ift mit Hinblick auf die Lage 
und auf die befonderen Verhältniſſe 
des gedachten ruſſiſchen Seehafens aus- 
nahmsweiſe ermächtigt worden, in Zu: 
kunft auch die Paffe fremden nicht ruf- 
ſiſchen Unterthanen, von deren Unbe- 
denklichkeit er vollkommen überzeugt iſt. 
zur Reiſe nach den k. k. Staaten zu vi⸗ 
diren. (Bdg. der n. ö. Reg. v. 14. Febr. 
1840 3. 9530. Prov. G. S. 22. Bd. 
Rr. 32.) 

Defen zu fegen, auszubeſſern, oder 
andere Hafnerarbeiten zu verrichten, ift 
den Maurern nicht geflattet. (Handwks. 
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Oidn. v. 6. März 1756. Barth. H. u. 


G. Gef. 6. Bd. S. 260.) 

Defen, bei neuen, und bei jeder 
Herftellung einer neu erfundenen Behei⸗ 
zungsdart, auf welde in der Keuerlöfch- 
Ordnung vom 31. Dec. 1817 nod 
nicht vorgefehen ift, muß dem Magi- 
flrate vorläufig die Anzeige erflattet, 
und defien Bewilligung biezu eingeholt 


werden. (NR. 6. Reg. Circ. v. 11. Dec. 


1824.) 

— — Reinigung der Röhren, fiebe 
“ Dfenrähren, & 

Dfenröhren. Die Reinigung bat 
einzig durch die Rauchfangkehrer, und 
nit von den Inwohnern zu gefhehen. 
(N. d. Reg. Ddg. v. 18. Jän. 1803. 
Krop. Gef. Franz. 18. Bd. S. 85.) 

— — velche auf die Gaſſe geben. 
follen fo verwahrt werden, daß die 
Borübergehenden durch das Herabtro- 
pfen won Flüſſigkeiten nit beſchmutzt 
werden, worüber die Bezirfd-Directio- 
nen zu wachen haben. (Pol. Hfft. Vdg. 
v. 20. Jau. 1821. Pol. Ob. Dir. Eire. 
vom. 21. Zan. 1821 3. 119.) 

— — deren Einlegung in Zimmern 
oder Küchen betreffend, ſ. Feuerlsöſch⸗ 
Ordnung für die Landſtädte und 
Märkte vom 7. Sept. 1782 8. 6. 

— — deren —— Leitung und 
Reinigung betreffend, ſ. Feuerlsſch⸗ 
Ordnung für Wien 8. 3u.Te. 

—— Kaffee- und Wirtha⸗ 
A fönnen bi8 10 oder 11 Uhr 
Rats offen bleiben. v. 3. Jan. 
1772. Krop. Geſ. S. M. Ther. 6. 2. 
©. 429.) 

— — Se. Majeftät haben auf einige 
PVolizeiftrafen zu entſchließen gerubt. 
daß die Dffenhaltung der Gafthöfe und 
Kaffecehäufer au bis 12 Uhr Nachto 
geftattet werden könne; doch alle Mu⸗ 
fit, dann das Billardfpiel und Kegel: 
fhieben an Sonn- und Yeiertagen, fo 
lange der Hauptgoitesdienft dauert, um» 
ter angemefjener Strafe ganz umter- 
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bleihen müffe. (Hfd. vom 3., fundgem. 
in Böhm. den 29. Juli 1788. Krop. 
Gef. Iof. 15. Bd. S. 688.) 
Dffenhalten. Die Wein⸗ und Bier- 
wirthe, fo wie auch die Kaffeefchänter, 
welche ſich wider die Vorſchrift der Hof: 
decrete v. 3. Jän. 1772 vergehen, find 
- bei dem erften Uebertretungsfalle mit 3, 
bei dem zweiten mit 6 Thalern, und in 
jedem weiteren Vergehen bezüglich der 
Offenhaltung über die Polizeiftunde 
mit erhöhten Geldſtrafen, im Falle der 


ZJahlungsunvermögenheit aber mit einer 


verbältnigmaßigen Arreſtſtrafe in der 
Daner fo vieler Tage, als fie Gulden 
zu zahlen hätten, und im Kalle der 
Abkürzung der Dauer des Arreſtes mit 
Rückſicht auf ihre Erwerbsverhältniſſe, 
mit Berfhärfung mit Faften zu beftra- 
fen. (Hfd. v. 23. Aus. 1790. Hfkzld. 
vom 16. Dct. 1840 3. 32041. Vdg. 
des böhm. Gub. vom 4. Dec. 1840 
3. 66975. Prov. G. S. für Böhmen. 
3. 1840. Rt. 300. Gleiche Strafen 
haben bei Nichtbeachtung der Polizei⸗ 
ftunde, wenn der Erinnerung des Wir: 
thed oder Kaffeeſchänkers keine Folge 
geleiftet wird, aud gegen die Gäſte 
einzuireten. (Hfd. vom 23. Aug. 1790. 
Obent. 3. Bd. ©. 519.) 

— — In Folge höhfter Entſchlie⸗ 
Kung wurde wiederholt verordnet, daß 
a) der blaue Montag gänzlich abge: 
bracht; b) die Anzahl der Wirthshäufer 
und Bierhäufer inner den Linien Wiens 
vermindert; und endlich c) die Wirth: 
häufer ſowohl als Bierhäufer um 12 
Uhr Rachts gefperrt werden follen, wo- 
von die Polizei-Ober-Direction nur bei 
Hochzeitfeſten und in der Faſtnachtszeit, 
auf befonderes Anfuhen, und gegen 
Zarerlag von 45 fr. eine Ausnahme 
machen kann. (N. d. Rgas. Pdg. vom 
1. Zuni 1807. Krop. Gef. Franz. 23. 
Br. ©. 291.) 

— — Wirthshäuſer follen immer 
zur gefegligen Stunde des Nachts ge- 
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ſchloſſen, und die Uebertreter ſtreuge 
geahndet werden. (Pol. Hofſt. Weiſ. v. 
8. Febr. 1818, 22. Jan. 24. März u. 
15. Aug. 1820.) 

Dffenhalten der Wirthähäufer. Die 
von den Bezirks⸗Directionen wegen ſpaͤ⸗ 
ten Offenhaltens betretenen Wein⸗ und 
Bierwirthe, Branntweinfhänter und 
Kaffeefieder, dann die verfchiedenen 
Fälle der Entheiligung der Sonn- und 
Feiertage find in Hinkunft von den 
BezirtdsDirectionen zu ahnden, wobei 
jened kurze fhriftlihe Berfahren und 
jene Strafnorm in Anwendung zu brin⸗ 
gen ift, welche bei den Unterfuhungen 
wegen unangezeigter Aufenthaltäge- 
bung gewöhnlich Statt findet, mit dem 
einzigen Unterfihiede, daß bei der erften 
Betretung,, oder, wenn die gefeßlicdhe 
Polizeiſtunde nur kurze Zeit, allenfalls 
duch eine halbe Stunde überfchritten 
worden, und fonft keine erfchwerenden 
Umftände concurriren, der Schuldige 
mit einem ftrengen Berweife und War- 
nung, dann mit Androhung der ihm 
bevorftehenden Strafe zu belegen, bei 
wiederholter Betretung aber die Geld⸗ 
ftrafe zwifchen 2 und 5 fl. WW. zn ber 
meſſen, ımd dieſe, wenn fie fruchtlos 
bleibt, in der Folge zu verdoppeln, oder 
bei eintretender Zahlungsunvermögen: 
beit eine äquivalente Arreſtſtrafe zu ver⸗ 
hängen ift. Wenn aber diefe vorausge⸗ 
gangenen Warnungen und Strafen ohne 
Erfolg geblieben And, werden die Schul⸗ 
digen mit gemauer Angabe der Betre- 
tungsfälle und der Art ihren Abftrafung, 
unter Anſchluß der gepflogenen frühe- 
ren Berbandlungen anher zum mweitern 
Berfahren anzuzeigen fein. Zu diefem 
Ende iſt auch über die in ſolchen Falten 
Bebandelten ein verläßlicher Inder zu 
führen, Damit daran® ſogleich entnom⸗ 
men werden Tann, wie oft der anher An: 
gezeigte ſchon beireten, und auf welde 


Art er geſtraft worden iſt. (Pol. O. Dir. 


Cirt. vom 23. Nov. 1821 3. 6246.) 
35 ° 
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Dffenhalten. Die Uebertretung der 
gefeglihen Polizeiftunde in den Kaffee- 
und Wirthshäuſern iſt an den diesfäl- 
ligen Gewerbsleuten im dritten Uebers 
tretungsfalle mit einer angemefienen 
zeitlihen Gewerbsſperte zu beftrafen, 
die in weiteren Uebertretungsfällen ſtu⸗ 
fenweife zu verlängern ift. (Hfkzl. Vdg. 
vom 14. Mai 1829 3. 10541. Eire. 
des k. k. tirol. Gub. v. 31. Mai 1829. 
Wagners Zeitfhrift I. 1829. R. 2. 
©. 223.) 

— — Die Beflimmung der Gub. 
Vdg. vom 23. Febr. 1804 3. 4913, 
nach welcher der dritte Lebertretunged« 
fall bezüglich Der Schließung der Weins, 
Bier- und Kaffeehäufer zur feftgefeßten 
Stunde mit der Gewerböfperre zu be- 
firafen war, wurde aufgehoben, und 
es find derlei Falle mit erhöhten Geld⸗ 
ftrafen zu belegen. (Hflzl. D. vom 27. 
Mai 1830 3. 11083, böhm. Sub. 2. 
vom 19. Juni 1830 3. 24588. Prov. 
G. ©. für Böhm. 12. Bd. Rr. 154.) 

— — Da von den Kellerſchän— 
fen, welde wegen Dffenhaltens ihrer 
Keller über die vorgefchriebene Zeit beim 
bierortigen Magiftrate zur Rede geftellt 
werden, gemöhnlih die Entfchuldi- 
gung vorgebracht wird, daß fie, ohne 
ſich einerfeitd die Gäfte zu verfcheuchen, 
andererfeitd aber beim Abfchaffen der- 
felben fi mit denfelben in Streitig- 
keiten zu verwideln, die Sperrung ihrer 
Localitäten zur vorgeſchriebenen Stunde 
nicht leicht bewerkftelligen können; fo 
hat der Magiftrat in politifhen Ange- 
legenheiten mit Note vom 4. d. M. 3 
13809 bieher dad Anfuchen geftellt, 
zur Handhabung der beftehenden Vor⸗ 
fhriften dahin mitwirken zu wollen, daß 
die Nachtpatrouillen angewiefen wer: 
den, die Kellerfhänfen in der Stadt 
ohne Unterſchied der Jahreszeit um 
11 Uhr, jene in den Borftädten aber 
des Sommers um 10 und des Winters 
um 9 Uhr Nachts zur Sperrung ihrer 
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Localitäten zu verhalten, und nöthi- 
genfalld die no vorhandenen Gäſte 
abzufchaffen. Was den Iehten Theil 
diefe® Anſuchens anbelangt, bleibt es 
ſtets Sache des Gaftwirthes, die Säfte 
auf direete oder indirecte Art aus fei- 
nem Schanflocale zur vorgejchriebenen 
Zeit zu entfernen, und das Einfihrei- 
ten der Patrouiflenführer kann fih in 
folhen Fällen nur dahin erftreden, ge- 
gen renitente oder erceffive Gäſte über 
Anſuchen des Wirthes vorzugehen, und 
demfelben in nöthigen Fallen die erfor: 
derlihe Alfiftenz zur Erhaltung der 
Ordnung zu leiften. Was jedoch die 
Ueberwadhung diefer Schanklocalitäten 
betrifft, werden die Bezirks⸗-Directio⸗ 
nen angemwiefen, aus Anlaß der Nacht⸗ 
patrouillen auf diefelbe ihre befondere 
Aufmerkfamkeit zu richten, und dahin 
zu wirken, daß diefe Localitäten zu der 
vorgefehriebenen Zeit gefhloffen wer: 
den. Kellerſchänker, welche ſich diefer 
Anordnung nicht fügen ſollten, und bei 
denen eine vorausgegangene Ermah—⸗ 
nung fruchtlos bleibt, find dem hier- 
ortigen Magiftrate in Politifhen zur 
weiteren Behandlung nad der Keller- 
Thanfordnung anzuzeigen. (Eirc. der 
t. k. Bol. Ob. Dir. v. 21. Apr. 1839.) 

Offenhalten. Der k. k. Herr Eivil- 
und Militär-Gouverneur hat den Kaf— 
feefiedern,, welche fonft außer der Ka: 
ſchingszeit ihreLocalitäten nur bie Mit: 
ternacht offen halten durften, die Sperr⸗ 
flunde auf Ein Uhr nah Mitter- 
nacht verlängert, welde Verlänge⸗ 


. rung in fo lange zu gelten hat, als aus 


felber keine Nachtheile für die Aufrecht- 
haltung der Ruhe und Ordnung in der 
Stadt enttehen, wofür die Kaffeehaus⸗ 
inhaber rudfihtlih ihrer Localitäten 
zu haften haben. — Für die Wirthe 
hat aber die Sperrftunde wie bisher 
mit Mitternacht einzutreten. (Decr. der 
Stadth. v. 13. Febr. 1850 3. 643.) 
— — der Wirths- u. Kaffee 
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baufer und anderer Gattungen 
von Schänken. Die Wirths⸗ u. Kaf- 
feehäufer und fonftige Schänten, ſowohl 
in der Landeshauptſtadt Linz als in den 
andern Orten des Kronlandes Defter- 
reich ob der Enns dürfen, den Fall einer 
befonderen Bewilligung ausgenommen, 
nicht länger ald bis Mitternacht offen 
gehalten werden. Das Derweilen der 
Säfte nach diefer Zeit bei verfchloffenen 
Thüren ift nicht geftattet. Die befon- 
dere Bewilligung zum längeren Dffen- 
halten in einzelnen Fällen gegen Ent: 
richtung der feftgefehten Taxe wird von 
der k. k. PolizeisDirection im Umfange 
ihres Amtsgebietes, und fonft von dem 
betreffenden Bürgermeiſter ertheilt. — 
Mebrigend werden die Bezirkshaupt- 
männer ermächtiget, für einzelne Orte 
und zu beftimmten Zeiten, wenn fid 
die Nothwendigfeit ergeben follte, aus: 
nahmsweiſe diefe längfte regelmäßige 
Friſt zum Offenhalten der Wirths⸗ und 
Kaffeehaufer oder Schänten, nad Ein- 
vernehmung des betreffenden Bürger: 
meiſters abzukürzen; es ift jedoch eine 
folde Verfügung nit blos, wie fih 
verfteht, gehörig bekannt zu machen, 
fondern insbefondere der k. f. Gens- 
D’armerie vorläufig mitzutheilen. Im 
Umfange des Amtsgebieted der k. k. 
PolizeirDirection ſteht e8, nach deren 
Einvernehmung , der Statthalterei zu, 
eine folde Verfügung zu treffen. (Erl. 
der o. d. Stth. vom 11. März 1851 
3. 6265. 2. G. 3. Rr. 110.) 

— — leder die Sperritunde der 
Gaſt⸗, Kaffees und fonfligen 
Schanthäufer, dann über die Bes 
ftrafung der diesfälligen Uebertretun- 
gen während der Dauer des Belage- 
rungszuftandes im Kronlande Un- 
garn, werden zur Erzielung eines 
gleihförmigen Verfahrens im Einver- 
nehmen mit dem k. k. 3. Armee: Kom- 
mando nachſtehende Beftimmungen feft- 


geſetzt: 
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1. Die polizeilide Sperrftunde für 
förmliche Gaft-, Einkehr. und Kaffee 
häufer wird in den Hauptflädten Dfen, 
Peſth, dann in den Diftritshauptftäd- 
ten: Preßburg, Dedenburg, Kaſchau 
und Großwardein auf 12 Uhr, in den 
übrigen Städten und Märkten auf 11 
Uhr, in allen andern Orten anf 10 
Uhr Abends beflimmt. 

2. Die Branntwein- und Kaffeefur- 
rogat-Schänten find überall um 10 Uhr 
Abends zu ſchließen. 

3. Uebertretungen diefer Anordnung 
find an dem Gewerbsinhaber im erften 
Betretungsfalle mit einer Geldftrafe 
von 5 bis 25 fl. C. M., oder bei er- 
wiefener Zahlungsunfähigkeit mit Ar— 
reft von 1 bis 8 Tagen zu beftrafen. 
Im zweiten Webertretungdfalle ift diefe 
Strafe zu verdoppeln. Im dritten Ueber: 
tretungsfalle kann nebft diefer verdop- 
pelten Strafe auch noch das Locale ger 
ihloffen und die Ausübung des Ge: 
werbes für die Dauer des Belagerunge- 
zuftandes eingeftellt werden, worüber 
jedoch der E. k. Diftrictd = Obergefpan, 
im Polizeirayon der Hauptflädte Ofen, 
Peſth aber.der k. k. Bolizeir-Director im 
Einvernehmen mit dem ?. f. Militär: 
Diſtriets-Commando zu entfheiden hat. 

4. Die im Locale nah der Sperr: 
flunde betretenen Säfte find von der 
k. k. Gensd'armerie⸗Polizeiwache, oder 
Militär⸗Patrouillen, welchen die Ueber⸗ 
wachung des Einhaltens der polizeili⸗ 
chen Sperrſtunde obliegt, abzuſchaffen, 
und die Schließung des Locales zu 
veranlaſſen. 

5. Die Unterſuchung und Beſtrafung 
folder Uebertretungen ſteht den k. k. 
Polizei⸗Directionen innerhalb des Po- 
lizei-Rayond, in den übrigen Orten 
aber den, die Local» Polizei handha» 
benden Behörden mit Beobachtung des 
gefeglihen Inftanzenzuges diefer Be 
börden zu, welche über foldhe Straf 
fälle ordentliche Vormerkungen zu füh- 
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ren haben, um hierdurch die wiederholte 
Beſtrafung eines Gewerbsmannes in 
Evidenz zu halten. Kundm. der ung. 
Sth. v. 29. März 1851. Ung. L. ©. 
B. Rr. 83.) 

Dffenhalten. Die Einhaltung 
der Polizeikunde wird neuer 
dings eingefhärft. Da feit dem 
Jahre 1848 die Beobachtung der Po- 
lizeiftunde in den Wein-, Bier- und 
Kafeehäufern häufig außer Acht gelaſ⸗ 
fen wird, findet man die diesfalld be- 
ftehenden Vorſchriften wiederholt in Er: 
innerung zu bringen. Die Wein und 
Bierhaufer müffen in den Städten um 
11 Uhr, die Kaffeehäufer längftend um 
12 Uhr Nachts, auf dem Lande aber 
die erfteren um 10 Uhr und die leßte- 
ven um 11 Uhr Nachts geichloffen wer- 
den. Die gegen die beftehenden Bor: 


fhriften vorfallenden Webertretungen . 


der Polizeiftuade werden wie bieher der 
Competenz; der mit Handhabung der 
Local⸗Polizei beauftragten Organe über« 
laſſen. Die Strafen diefer Uebertretun⸗ 
gen werden daher laut Verordnung des 
Herrn Minifterd des Innern vom 13. 
Juli d. 3. 3. 15341/5580 in Städten, 
wo eigene Polizeis Behörden find, von 
diefen, fonft aber von den Gemeinde⸗ 
vorftehern ausgefprochen, und zwar ins 
nerhalb des im 8. 122 des provifori- 
fhen Semeindegefehes vom 17. März 
1849 feftgefebten Ausmaßes einer Geld» 
buße bie 10 fl. CM. ohne Zulaf- 
ſung eines Recurſes. Im Falle 
einer wiederholten Uebertretung iſt die 
Geldſtrafe zu verdoppeln. Gleiche Stra⸗ 
fen haben auch bei Nichtbeobachtung 
der Polizeiſtunde, und wenn der Erin⸗ 
nerung des Wirthes oder Kaffeeſieders 
keine Folge geleiſtet wird, gegen die 
Säfte einzutreten. Im dritten Weber 
tretungsfalle ift gegen die diesfälligen 
Gewerbsleute in Folge hoher Hoflanz- 
leis Verordnung vom 14. Mai 1829 
3. 10541, die zeitliche Gewerböfperre 
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zu verfügen, die in weiteren Uebertre⸗ 
tungsfällen zu verlängern iſt. Sollten 
fi jedoch die Gemeindenorfteher ſelbſt 
diefer Uebertretung ſchuldig machen, fo 
hat der Bezirkshauptmann das Ahn⸗ 
dungsrecht auszuũben, von defien Aus⸗ 
ſpruche auch im dritten und weiteren 
Uebertretungsfalle die zeitliche Gewerbe: 
fperre unter DOffenlaffung des Recurjes 
abhängt. Die öffentlichen Sicherh eits⸗ 
organe und beziehungsweife die Gene: 
d’armerie And zunächſt dazu berufen, Die 
Handhabung diefer Borfichriften zu 
überwachen. Damit fi Niemand ent- 
fhuldigen könne, daß ihm diefe Ver⸗ 
ordnung nicht befannt geworden fei, 
findet man nebft der Aufnahme derfel- 
ben ind Landesgefepblatt anzuordnen, 
daß dieſelbe im den Gaſtzimmern zu 
Yedermanıd Wiſſenſchaft angeheftet 
werde. (Erl. der Statth. von Tirol v. 15. 
Sept. 1851.2.9.2. für Zir. Ar. 260.) 

Dffenhalten. Es hat fidh gezeigt, 
dag die rückſichtlich der Surrogat: 
faffee- und der Branntwein- 


ſchenker geltende frühere Sperrſtunde 


nit immer gehörig und gleichmäßig 
gehandhatt werde. Es wird daher den 
Bezirts - Sommiffariaten die hohe Re⸗ 
gierung® = Verordnung vom 22. Dec. 
1841 3. 69261 (f. Surrogat-Kaffee: 
fehänfen), nach weldet die Surrogat- 
Kaffeeſchänken um 10 Uhr Nachts ge 
jchloffen werden müflen, in Erinnerung 
gebracht. (Deer. der E. k. Stadih. vom 
25. Nov. 1851 3. 23140/1835. Zür 
die Branntweinhäufer wurde die 10. 
Abendſtunde als polizeilide Schließ⸗ 
ftunde definitiv beſtimmt. Erl. der n. 0. 
Stth. vom 11. Dec. 1851 3. 40828. 
Dect. der Stadtb. vom 18. Dec. 1854 
3. 25807/2118.) 

—- — Beſtimmung der Sperritunde 
für die Schanthäufer in Siebenbürgen, 
f. Gafthäufer. 

— — der Kellerfhänten, ſ. Seller 
ſchank⸗Ordnung $. 9. 
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Dffenhalten, fpäte, der Gafthäu: 
fer, f. Spiele verbotene. 

Dffenhalten, Beftimmung der Ge⸗ 
bühren für das längere Offenhalten der 
Wirths⸗ und Kaffeehäufer, f. Tanz: 
mnfil-Zicenz:Gebühren. 

Dffiziere, |. Militär: Offiziere. 

Dffizinen, hirurgifche, Beftimmung 
ihrer Standpunkte, ſ. chirurgiſche 
Gewerbe. 

Dele, deftillicte, find vom Haufir- 
handel ausgefhloffen, f. Haufirpa⸗ 
tent. 8. 12 a. 

Delerern ift die Berabreichung der 
Neujahrsgeſchenke an Dienftboten ver- 
boten. (R. 5. Rggs. Vdg. v. 9. Nov. 
1788. Krop. Gef. Joſeph. 15. BP. 
S. 306.) 

— — vpird geftattet, im Winter von 
4 Uhr, im Sommer aber von 6 Uhr 
Nachmittags an, Kerzen, Seife und 
Milch an Sonn- Feiertagen zu verfau: 
fen, f. Sonn: u. Feiertagsheili⸗ 


gung. 

Del: Mreflen. Die Errihtung von 
Del = PBreffen in den Städten oder in 
der gefährlichen Nähe von andern Ge⸗ 
bäuden ift für die Zukunft nicht mehr 
zu geftatten. (Hflzl. Decr. v. 2. Oct. 
1834 3. 23936, an das böhm. Bub. 
Vdg. des böhm. Bub. v. 24. Octbr. 
1834 3. 50151. Prov. ©. ©. für 
Böhm. Nr. 314.) 

— — In Folge des Hoffanzlei- 
Decretes v. 17. Juli 1. 3. 3. 21191 
wird das f. Kreisamt verftändigt, daß 
es mit Ruͤckſicht auf die Beftimmungen 
des 28. Paragraph der für Böhmen 
beftehenden Bau-Drdnung v. 27. März 
1845 3. 16205 von dem Hoffanzleis 
Decrete v. 2. Dctbr. 1834 3. 23936 
rudfichtlih der Nichtgeftattung von 
Delpreffen in den Städten abkomme, 
und fonah auch die Verhandlungen 
wegen Errichtung von Delprefien in 
Städten nach der bemerkten Bau⸗Ord⸗ 
nung Fünftig im gehörigen Inftanzen- 
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zuge vorzunehmen und zu pflegen find. 
(Sub. Decr. vom 4. Auguft 1845. 3. 
46159. Prov. ©. ©. für Böhm. 27. 
Bd. Nr. 214.) 

Dfafpiel, das jüdifche, oder Ge 
fpenft if als Hazardipiel verboten. 
(Hfdeer. vom 10. März 1788. Krop. 
Gef. 15. Bd. S. 283.) 

Omnibus, Beftimmungen hinficht⸗ 
lich des Verkehrs derfelben in der in« ' 
nern Stadt Wien, f. Frachtwägen. 

— — f. Stellwägen. 

Opferſtöcke. Das in felbe gelegte 
Geld gehört dem Armeninftitute. Außer 
den für die Armen in den Kirchen an⸗ 
gebrachten Opferftödte find alle übrigen 
unterfagt, und eben fo wenig werden 
folde außer den Kirhen auf Straßen 
und Gottesadern geduldet. (Hofderr. 
v. 24. Zuni 1785. Krop. Gef. Joſeph. 
8. Bd. ©. 702.) 

Opfertafeln, hölzerne Fuͤſſe, Kruͤ⸗ 
den, Säbel, Panzer und dergleichen 
folfen von den Kirchenwänden abge- 
fhafft, das Gold und Silber in Geld 
verwandelt, und die ex voto abgenom- 
men werden; übrigens follen die Klei⸗ 
dungen der Statuen nur aus der Ma- 
terie. allein, aus denen felbe verfertigt 
find, beſtehen. (Hofdeer. v. 9. Febr. 
1784. Krop. Gef. Iof. 6. Br. ©. 
579. Hofdeer. v.29. April 1784. Krop. 
Gef. Iof. 6. Bd. ©. 583.) 

Dpiate dürfen nur auf ärztliche Ber- 
ordnung abgereicht werden. S. Apo⸗ 
theker⸗Inſtruction. 

Opium, ſ. Mohntköpfe. 

Orden. Das Tragen derſelben iſt 
den aus fremden Staaten kommenden 
Einwanderern, wenn ſie im Befitz der⸗ 
ſelben find, in der Regel geſtattet, in fo 
fern aber Bedenken dagegen eintreten, 
ift folches jedesmal der Hofkanzlei ans 
zuzeigen, welche das Nöthige diesfalls 
zu entfcheiden hat. (Hflzl. Decr. v. 8. 
Rovbr. 1810. Krop. Gef. Franz. 28. 
Bd. ©. 458.) S. Ordenszeichen. 
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Orden. Fremde Orden dürfen nur 
mit a. h. Bewilligung getragen werden, 
und es find alle Gefuche un Annahme 
fremder Orden folder Individuen, 
welche, ohne die Erlaubniß von Seiner 
Majeftät hierwegen früher erhalten zu 
haben, felbe bei fremden Regierungen 
begehren, zurückzuweiſen. (A. h. Ente. 
v. 8., Hfkzl. Decr. v. 17. Septbr. 3. 
18705, Bdg. des böhm. Gub. v. 30, 
Dctbr. 1818 3. 49789.) Diefe a. h. 
Entſchl. erſtreckt fi) auch auf die Ehren- 
titterfreuge des Malthefer« oder Johan: 
niter-Ordens, fo daß bei dem Anfuchen 
um dieſe Decoration gleichfalls vorläu— 
fig die Bewilligung Sr. Majeſtät ein- 
zubolen, und nad der Erwirkung der: 
felben fich auf feinem andern Wege um 
diefe Decoration zu bewerben ift, als 
durch das in Wien befindliche Grop- 
priorat diefes Ordens. (A. h. Cabinet- 
Schreiben v. 28. Jänn. Hffzl. Deer. 
v. 9. Fehr. 3. 4013; Vdg. des böhm. 
Bub. v. 2. März; 1819 3. 9302.) 

— — fremde. Zum Behufe der Er- 
fangung derfelben ift die Borlegung 
von Ahnenproben an fremde Regierun: 
gen ohne höchſte Genehmigung verbo- 
ten. (9. 5. Entſchl. v. 19. April, Hfkzl. 
Deer. v. 29. April 1822 3. 11548. 
Vdg. des böhm. Sub. v. 17. Mai 
1822 3. 23652. Krop. Bef. 46. Br. 
©. 450.) 

— — In jenen Fallen, wo Seine 
Majeftät einem Individuum die a. 5. 
Bewilligung ertbeilt haben, fih um 
fremde Orden, fomit auch um das Ehren: 
ritterfreug des Malthefer - Drdend zu 
bewerben, liegt darin ſchon ftillfehmwei- 
gend dic a. b. Genehmigung, Ddiefen 
Drden annehmen und fragen zu dürfen, 
und es ift Daher ein nachträgliches Eins 
ſchreiten in legterer Beziehung nicht 
nothwendig. (Hffzl. Deer. v. 30. Juni 
1532 3. 12251. Bdg. des böhm. Bub. 
v. 31. Zul 1832 3. 30603. Dbent. 
3.80. 5.347.) 
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Drden. In Gemäßheit der a. h. 
Entfhl. vom 16. März 1835 find auf 
das unbefugte Tragen von Ordenszei⸗ 
hen und Ehrendecorationen ohne Uns 
terſchied, fie mögen inländifche oder 
ausländifche fein, die nämlichen Straf: 
beflimmungen anzuwenden, welche Durch 
die a. h. Entſchl. v. 28. Septhr. 1826 
auf Adeldanmapungen feftgefeßt wor: 
den find. (Hffzl. Deer. vom 24. März 
1835 3. 6862, an Tämmtl. Länderſt. 
Kundgem. in Ried. Defterr. mit Rggs. 
Circ. v. 4. April 1835 3. 18440. D. 
des böhm. Gub. v. 12, April 1835 
3. 16128, des gal. Sub. v. 25. April 
1835 3. 21315. Pol. G. ©. 63. BP. 
Nr. 37.) 

— — lleber den Berluft der Orden 
wegen Bergehungen haben Seine k. k. 
Majeftät laut a. h. Entſchl. vom 18. 
Zuli 1835 eine allgemeine gefeßliche 
Regel auszuſprechen fi nicht beflimmt 
gefunden, jedoch Folgendes anzuordnen 
geruft: Wenn ein Ordensritter eines 
Verbrechens oder einer ſchweren Polizei: 
Uebertretung fhuldig erfannt oder dies- 
falls nur sub instantia abfolvirt wird, 
ift hieven ohne die Kundmachung und 
Vollziehung des Urtheil® zu verfchie: 
ben, jedoch unter Beilegung deöfelben 
und der Beweggründe der Ordenskanz⸗ 
lei die Eröffnung zu machen, welde 
hierüber die a 5. Entſchl. einholen 
wird. Bom Tage der Kundmachung des 
Urtheild bis zur Herablangung der a. 
b. Eniſchl. darf der Ordendritter von 
der Decoration keinen Gebrauch ma 
hen, daher ihm diefelbe bei der Kund— 
machung des Urtheild abzunehmen ift, 
wenn es nicht ſchon früher geſchehen 
wäre. Rüdfihtlih der Mitglieder aus⸗ 
ländifcher Orden hat die erwähnte Er- 
öffnung an die f. f. geheime Haus-, 
Hof: und Staatsfanzlei zur geeigneten 
Mittbeilung an die auswärtige Regie- 
zung zu gefchehben. (Hfkzld. v. 8. Dechr. 
1835 3. 31619, an fänmtl. Länderft. 
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Vdg. der n. d. Reg. v. 3. Jan. 1836 
3. 73088, der ob der ennfl. Reg. v. 
6. Rov. 1835 3. 32177, des fleier. 
Bub. vom 1. Yann. 1836 8. 21833, 
des tir. Gub. vom 18. Febr. 1836 3. 
10, des mähr. fhlef. Sub. v. 13. Jän. 
1836 3. 54352, des laib. Gub. vom 
16. Sanı. 1836 3. 375, des venet. 
Bub. v. 15. Jänn. 3. 296, des böhm. 
Bub. v. 9. Jänn. 1836 3. 64160 u. 
des gal. Bub, v. 11. Febr. 1836 3. 
333. Bol. G. ©. 63. Bd. Nr. 183.) 
Drden, deren Berluft, |. Beamte. 

(Bdg. v. 6. Novbr. 1851.) 
— — fiehe Drdens: Decora: 


tionen, 
— — ſ. —— -Soſe a... 
ſ. Civil = Ehrenkrenz, 
Frankfurter Ehrenkreuz, Maria: 


Sherefin-:Drdensdecoration. 

Drdens = Decorationen dürfen 
nit öffentlih zum Verkaufe 
ausgeftellt werden. Dur den 
Mißbrauch, welcher biöher mit den von 
Soldarbeitern, Kaufleuten und andern 
Gewerbäleuten öffentlih zur Schau 
und zum Verkaufe ausgebotenen in- 
und auslandifchen Drdend-Decoratioen 
in verfhiedenen Beziehungen verübt 
worden ift, wurde zur Hintanhaltung 
diefes Unfuges verordnet: 

1. Daß die öffentlihe Aueftellung 
afler in- und ausländifchen Ordens- 
treuze und Decorationen zum Verkaufe, 
von welcher Form fie immer fein möge, 
eben fo, wie in Anfehung der Eivil- 
Ehrenfreuze durch Circulare v. 18. 
Dctober 1815 befohlen warden ift, ein 
für alle Mal ſtreng verboten fei, und 
die Orts⸗ und Polizeis:Behörden darü— 
ber bei ihrer eigenen Verantwortung 
zu wachen haben, daß diefe Anordnung 
genau befolgt werde. Wenn fidh dieſem 
ungeachtet wider Verhoffen ein Ge: 
werbs-⸗ oder Handeldmann, oder wer 
immer beigehen laſſen follte, dieſem 
ausdrudlichen Verbote entgegen zu han⸗ 
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deln; fo ift er beim erften Webertre- 
tungsfalle mit der Confiscation des Dr- 
denszeichen, beim zweiten hingegen mit 
der Confiscation und der einfachen 
Werthftrafe, und beim dritten Uebertre« 
tungsfalle mit der Confidcation des 
Drdenszeihend und der doppelten 
Wertbftrafe unnahfihtlih zu ahnden. 

2. Daß indbefondere die Nachma⸗ 
hung aller öfterr. kaiſ. Ordens⸗Deco⸗ 
rationen ohne Unterfchied, umd zwar: 
ded goldenen Vließes, des mili- 
tärifhen Marien » Therefien- 
des Pönigl. ungarifhen St. Ste- 
phans-, des öfterr, kaiſerl. Leo— 
polds- und des königl. Lombar— 
diſch-Venetianiſchen Ordens 
der eiſernen Krone, fo wie der mi: 
litäarifhen Elifabeth-Therefia 
nifhen Stiftung in der ftatuten- 
mäßigen Größe, Geftalt, Form, wie 
folde von den refpectiven Ordens— 
Kanzleien an die Ritter abgegeben wer- 
den, unter Feftfeßung der nämlichen, 
bereit im $. 1 auögefprodenen Stra- 
fen, allen Goldarbeitern, Gewerbäleu- 
ten oder wem immer auf das fchärfite 
unterfagt fei. Dagegen geftattete Ce. 
Majeftät, . 

3. daß jene Handeldleute und Gold- 
arbeiter, welche gegenwärtig öft. kaiſ. 
Ordenskreuze oder Decorationen zum 
Verkaufe fertig haben, diefelben, wenn 
fe ihrem Gehalte und ihrer Form nad 
den Ordens - Statuten gemäß zur Der- 
wendung geeignet befunden werden, von 
den betreffenden Drdend- Kanzleien ein- 
gelöft, und zum künftigen Gebraude 
des Drdend aufbewahrt werden dürfen, 
wo hingegen die Kreuze und Decora: 
tionen, bei welchen erwahnte Bedingung 
nit eintritt, ihrer eigenen Verwendung 
unter genauer Beobachtung der im 
$. 1. enthaltenen Borfchriften überlaf- 
fen bleiben. 

4. Wurde verordnet, daß jene Ritter 
eines oͤſterr. Ordens, welche ihre Or— 
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dend » Decoration auf was immer für 
eine Art verloren haben, fid eben fo. 
wie ſolches in Anfehung der in Verluſt 
gerathenen Civil-⸗Ehrenkreuze mit Circ. 
Vdg. v. 3. Octbr. 1815 feſtgeſetzt wor- 
den iſt, wegen Ueberkommung eines 
neuen Ordenszeichens an die betreffende 
Ordens-Kanzlei zu verwenden haben, 
welche keinen Anſtand nehmen wird, 
ihnen ſolches nach vorhergegangener 
Legitimirung über ihre Anſprüche gegen 
Erſatz der Erſtehungskoſten zu verabfol- 
gen. Endlich wurde 

5. befohlen, daß beim Ableben eines 
öfterr. Ordens - Ritters die betreffende 
Abhandlungsbehoͤrde und beziehungs- 
weife die Erben zu verpflichten feien, 
das dem Verſtorbenen von Seite der 
Drdend-Kanzlei zugekommene Ordens: 
zeichen und nicht etwa eines von gerin- 
gerem Gehalte gegen fonftigen Erſatz 
des dem Ordensſchatze allenfalld zuge: 
benden Schadens und Nachtheiles zu- 
rüdzuftellen. (Hflzl. Decr. v. 2. Jänn. 
1817 3. 27389. Vdg. des böhm. 
Sub. vom 20. Febr. 1817 3. 4709. 
Circ. der n. õ. Reg. vom 31. Jann. 
1817. Krop. Gef. Franz. 38. BP. 
©. 3—5.) 

Drdens-Derorationen. Zum 8.3 
diefer Anordnung wurde nachgetragen, 
daß jene Goldarbeiter und Handele- 
leute, welche zıı vorgedachter Einlöfung 
geeignete Ordenszeichen befiben, diefel- 
ben binnen 8 Tagen nad der Publica- 
tion der Verordnung bei ihrer Behörde 
[hriftlih anzugeben, diefe aber befag- 
ten fchriftlichen Angaben nad) gefche- 
bener genauer Berification mit den bei 
den betreffenden Gewerbd- und Han- 
deldleuten verbleibenden Kreuzen im 
fürzeften Wege an die betreffenden Dr- 
densfanzleien gelangen zu laffen ba- 
ben, durch welche Maßregel einerfeite 
fämmtlihe Ordens - Kanzleien in den 
Stand gefebt werden, die etwa nad 
erlaffener Publication mala fide verfer: 
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tigten, und nad der Hand zur Einlö- 
jung präfentirten Ordenszeichen zurück⸗ 
zuweifen, und andererfeitd fi einen 
vorläufigen Anhaltspunct zur Beurthei- 
lung der angeführten Erfordemiß die: 
fer befohlenen Einlöfung zu verſchaffen. 
(Hflzl. Deer. vom 1. Febr. 1817 3. 
2611. Vdg. des böhm. Bub. v. 20. 
Febr. 1817 3.7815. Krop. Gef. Franz. 
38. Bd. ©. 50.) 

Drdensgeiftlidhe, ſ. Geiftliche, 
Sammeln. 

Ordens⸗Uniform. Es ift aus An- 
laß eines fpeziellen Falles zur Sprache 
gefommen, ob überhaupt öfterreichifchen 
Unterthanen, denen die Annahme und 
das Tragen folder ansländifcher Dr: 
den, mit welchen auch dad Recht, eine 
Uniform zu tragen verbunden ift, ber 
williget wird, auch zu geftatten fei, ih 
nach Belieben diefer Uniform zu bedie- 
nen. Ueber die hierüber erftatteten a. u. 
Borträge haben Se. k. k. Maj. mit a, 
h. Entſchl. v. 15. Septbr. 1846 zu 
erflären gerubt, daß das Tragen der 
Ordens⸗Uniform nur bei Ordens⸗Feſten, 
außerdem aber in St. Maj. Ländern 
nicht Statt findet. (Hflzl. Decr. v. 9. 
Detbr. 1846, an fämmtl. Länderſt. 
Krop. ©. S. 72. Bd. Nr. 119.) 

Drdinationsnorm, ſ. Arzneien- 
Drdinationsnorm. 

Drganifation der Polizei⸗Behoͤr⸗ 
dem, f. — 

Orthop ä iſche H Heilanſtalt. Die 
Regierung —* die Bewilligung zur 
Errichtung einer orthopädifchen Heil- 
anftalt für Berkrümmte gegen dem, 
daß fi 

1. dabei nach dem vorgelegten Blane 
zu benehmen, und 

2. mit Schluß jedes Jahres in ei- 
nem Berichte die Leiftungen der An- 
ftalt mit nomineller Anführung der 
Kranken der Regierung anzuzeigen fei. 


"Die beiden Stadtärzte haben von Zeit 


zu Zeit dieſes Inſtitut zu befuchen, 








Ortstafeln. 


und der Negierung alle Vierteljahr 
über die diesfalls gemachten Wahrneh⸗ 
mungen Bericht zu erftatten. Der k. k. 
Polizei» Ober Direction wird aber die 
Invigilirung in polizeilicher Hinſicht 
zur Pflicht gemaht. (Decr. der n. ö. 
Neg. v. 22. März 1838 3. 16310. 
Kn. ©. 3.53. 1838. Ar. 15.) 
Drtstafeln. Es ift die Berfügung 
zu treffen, daß die Ortötafeln da, wo 
fie fehlen, erſetzt und in der Art ange- 
bradt und erhalten werden, daß fie 
ihrem Zwede entfprechen, und der Rei- 
fende den Ramen des Ortes deutlich 
entnehmen kann. (Vdg. des böhm. Sub. 
Bräf. v. 9. Aug. 1835 3. 5930. Prov. 
G. ©. für Böhm. 3. 1835. Nr. 273.) 
— — Um dem baldigen Berderben 
der bisher üblichen hölzernen Ortsta⸗ 
feln zu begegnen, und zugleich eine 
Stleichförmigkeit im ganzen Lande zu 
erzielen, hat man nad Einvernehmung 
der techniſchen Behdrden Folgendes 
befchloffen: Säammtlihe Dominien und 
Magiftrate find aufzufordern, die Orts- 
tafeln von gewalztem Eifenbledh anfer: 
tigen zu laſſen; die Blechtafeln müflen 
jedoch zum Behufe ihrer foliden Befe- 
fligung, und um das Umbiegen derfel- 
ben zu verhindern, auf eiferne Rahmen 
aufgenietet werden. Die Größe diefer 
Ortstafeln hat man auf 25 Zoll in der 
Lange und 20 Zoll in der Höhe feſt— 
gefeßt ; ſie find dreimal mit weißer 
Firnipfarbe anzuſtreichen und darauf 
der Drts⸗ und Herrſchaftsname in bei 
den Landesfprachen mit großer, in die 
Augen fallender, der Name des Kreifes, 
des Sekzions- und Bezirks: Nr. aber 
mit kleinerer, ſchwarz gefirnißter Druck: 
ſchrift anzubringen, die Ruͤckſeite der 
Tafel aber mit ſchwarzem Firniß gleich⸗ 
falls dreimal gut zu überziehen, um dem 
Roſte vorzubeugen. Diefe Ortstafeln 
werden an die erften, der Straße zu: 
naht liegenden Häufer der Ortſchaf⸗ 
ten befeftigt, und nur dort, wo bei of: 
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fenen Ortſchaften die Häuſer von der 
Straße etwas entfernt liegen, die Auf- 
Schrift Daher undeutlich erfcheinen würde, 
auf eigends vorzurichtende 8 Zoll ftarke 
Pfähle nächſt der Straße aufgerichtet, 
in beiden Fallen aber fowohl an den 
Häufern als au an den Pfählen we- 
nigſtens 8 Schub hoch von dem Erd⸗ 
horizonte befeftigt, um fie foviel als 
möglich vor muthwilliger Beſchädigung 
zu verwahren. Die Pfähle folder frei 
aufzuftellenden Ortstafeln find mit den 
Zandesfarben, weiß und roth gewunden 
in Del anzuftreihen. (Vdg. des böhm. 
Bub. vom 25. Febr. 1841 3. 8889. 
Brov. &. ©. für Böhmen 3. 1841. 
Nr. 44.) 

Dsmanifche Länder, f. Türkei. 

Dftereier, Gurken und andere Eß⸗ 
waren follen nicht mit mineraliſchen 
Farben gefärbt werden; kein Spielzeug, 
was die Kinder in den Mund nehmen, 
fol damit bemahlet werden. Es iſt alls 
gemein bekannt, dag mehrere Materia⸗ 
lien, welche zum Karben gebraudt wer- 
den, das ſchaͤdlichſte Gift enthalten. 
Befonders find ſolche der Grünfpan, 
der Mening , Bleiweiß, Raufchgelb, 
Bleigelb und mehrere mineralifche Far: 
ben; demungeacdhtet werden oft Sachen 
damit gefärbt, die zum Effen der Men- 
ihen beftimmt find, oder doch oft in 
den Mund genommen werden. Es 
wurde daher anbefohlen, daß Niemand 
jene angegebenen Saden mit den ans 
gezeigten oder fonfligen ſchäädlichen Ma— 
terialien farbe, welde in den Mund 
genommen, oder gar gegeflen zu werden 
pflegen, hieher gehören die Oftereier. 
Mehrere Kinder wurden ſchon öfters 
ſchwer frank, als fie mit Grünſpan ge- 
färbte Oſtereier gegeffen hatten. Da 
nun die harten Oftereier ohnehin ſchwer 
zu verdauen, und der Gefundheit nicht 
zuträglih find, fo ift es leicht zu den— 
ten, um wie viel fhädlicher fie werden 
müffen, wenn noch das Gift des Grün- 
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ſpans hinzukommt, das offenbar durch 
die Schale dringt, und ſelbſt das Weiße 
des Eies grün färbt. Eben ſo iſt auch 
angezeigt worden, daß ein und andere 
Zuckerbäcker zur Färbung der Backe⸗ 
reien und des ſogenannten Eiſes auf 
den Torten ſich des Grünſpans bedie— 
nen, da es doch ſo viele eßbare Sachen 
gibt, die zu dieſem Bedürfniffe genom- 
men werden koͤnnen. Die daraus ent- 
ftehenden Krankheiten find um fo ge- 
fahrlicher, als die Urfache derfelben oft 
nicht fogleich entdeckt wird. Kerner be- 
ſtehet noch hie und da der fhädliche 
Mißbrauch, daß man die Gurken, um 
fie recht grasgrün zu erhalten, mit 
Grünſpan, oder was dasfelbe ift, in 
fupferne Gefäße einmacht und darin 
aufbehält. Viele traurige Beifpiele von 
den dadurch gefährlich erkrankten Men- 
[hen find noch nicht im Stand gewefen, 
diefes ſchädliche Benehmen allgemein 
abzuftellen. Endlich find auch mehrere 
Kinderfpielzeuge mit Mennig, 
Grünfpan oder andern fhadlichen Far⸗ 
ben bemahlt, welde, indem die Kinder 
fie in den Mund nehmen und die Rare 
ben davon durch deu Speichel auflöfen 
und einfhluden, die gefährlichften 
Krankheiten bei den Kindern verurfa- 
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hen. Deßwegen find ganz ungefärbte 
Spielzeuge für kleine Kinder immer 
am beften, und fünftig find meiftens 
jene Theile derfelben, welche die Kinder 
in den Mund zu nehmen pflegen, ganz 
ungefarbt zu laffen. (Bdg. v. 31. Mai 
1800. Ferros S. V. 2. Thl. ©. 103.) 

Defterreich, Staatöverträge wegen 
Auslieferung der Berbrecher, ſ. Ans: 
lieferung, Verbrecher. 

— — GStaatsverträge wegen ger 
genfeitiger Auslieferung der Deferteure, 
f. Militär: Defertenre , Militär: 
a ee tree | 

efterreichifche Unterthanen , ſ. 
ansländifche Ehrentitel. 

— — lnterthanen, Berichtigung 
der Derpflegstoften für öfterr. unbemit- 
telte Unterthanen, die im Auslande er: 
kranken, ſ. Krantenhaus-Berpflegs: 
gebühren. (Vdg. v. 23. Sept. 1835 
n. 12. Novbr. 1840.) 

Dfterfonntag gehört zu den foge- 
nannten gefperrten großen Feſttagen. 
S. Sonn: und Feiertagsheiligung. 

Dttafring, Errihtung eines Po- 
lizei-Gommiffariates daſelbſt, |. Poli: 
zei-Bezirt von Wien. 

Dttomanifche Pforte, f. Türkei, 
türkifche Unterthanen. 


9. 


Daten. Es ift unter Strafe von 
1 Reichsthaler verboten, an Sonn» u. 
Feiertagen Wäfche oder fonft andere 
große Pade zu tragen. (Pol. Drdn. 
für Prag vom 25. Juni 1787. Hier: 
von find jedoch die Reifenden audge- 
nommen. Hfd. v. 3. März 1775.) 

— — f. Sonn: und Feiertags- 
beiligung. 


Pächter der Wegmauthen, deren 
Verpflichtungen gegen das Publikum, 
ſ. Mauth⸗Pächter. 

achtung der Perſonal-Gewerbe, 
ſ. Gewerbe. 

— — von Berzehrungsfteuer-Öbjec« 
ten, ſ. Juden u. Wegmauthen. (Vdg. 
v. 27. Apr. 1830 u. 29. Rov. 1838.) 

Packfong. Die Berfertigung und 
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der Verkauf der Eß⸗, Trink- und Koch— 
geſchirre aus Packfong wird wie bisher 
auch noch fernerhin unter der Verbind- 
lichkeit geftattet, daß diefe Geräthe 
mit einem den Namen und Wohnort 
des Erzeugerd bezeichnenden Stämpel 
verfehen fein müffen, um für den Fall, 
als durch eine Verfälſchung diefes zu- 
fammengefepten Metalled, oder dur 
eine geſundheitsſchädliche Miſchung der 
Beftandtheile desfelben aus dem Ge- 
brauche folder Erzeugniffe irgend ein 
Nachtheil für die Gefumdheit fich erge- 
ben follte, ſogleich die entfprechende 
Unterfuhung und Verfügung einleiten 
zu Pönnen. Für die genaue Handha- 
bung diefer Borfchrift haben die Un« 
terbehörden zu forgen und im Nichtbe⸗ 
folgungsfalle die entſprechende Ahn- 
dung anzumenden. Zugleich ift das 
Publicum darauf aufmerkffam zu ma- 
hen, daß derlei Geraͤthe ſtets gehörig 
rein gehalten, und mit faueren oder 
falzigen Speifen oder Getränken nicht 
in dauernde Berührung gebracht wer- 
den dürfe, weil fie fonft der Geſund—⸗ 
heit nadhtheilig werden können. (Hfkzl. 
D. v. 8. Juni 1836 3. 11056, au 
fammtl. Länderſt. Kundg. mit Eire. der 
n. d. Reg. v. 9. Juli 1836 3. 38756; 
der ob der ennf. Reg. vom 9. Juli 3. 
20905, des böhm. Gub. v. 10. Juli 
3. 34638; des Laib. Bub. v. 14. Zuli 
3. 13945; des mähr. jchlef. Bub. v. 
15. Juli 3. 26063; des fteierm. Gub. 
vom 13. Juli 3. 10994 ; des tirol. 
Bub. v. 14. Aug. 3. 15729 und des 
galiz. Gub. vom 20. Aug. 1836 3. 
41653. Pol. ©. ©. 64. BP. Nr. 94.) 

Dadfong : WBaaren. Im Rad: 
hange zu dem Regierungs-Decrete vom 
10. Dec. 1836 3. 70142 wird aus 
Anlaß einer vortommenden Anfrage be: 
fimmt, daß die Bewerber um Befug- 
niffe zur "Erzeugung von Padfong- 
Waaren zur Nahmeifung der Kennt⸗ 
niffe des Legirens zu verhalten find. 


(Bdg. der n. ö. Reg. v. 9. Aug. 1837 
3. 29854. Prov. &. ©. 19. Br. 
Nr. 158.) 

„Bl fche Penſions- „Inſtitut, ſ. 

Theater. 

Papiere, mit gifthältigenFar— 
ben gefärbte. Es iſt der. Fall vorge: 
kommen, daß bei einem Ajährigen Knaben 
auf den zufälligen Genuß und das Ber: 
Thluden von zwei Stüden grün ge: 
farbten Papiers die Erfcheinungen einer 
Arfenitvergiftung eingetreten, nad 
fhnell und zwedmäßig geleifteter Arzt: 
licher Hilfe aber wieder verfhwunden 
find. Die von Sachverſtändigen gepflo- 
gene hemifche Unterfuchung hat gezeigt, 
daß die Farbe diefes Papieres aus ar« 
fenikfaurem Kupfer-Oryd (Scheel’fches 
Grün, Mitisgrün, Wienergrün, SKais 
fergrün, Neugrün 2c.) befland. Rad 
Heußerung der Sachverftändigen läßt 
fih für Jene, welde mit der Chemie 
nicht vertraut find, fein einfaches zu⸗ 
verläffiged Mittel zur Entdedung der 
Biftfarbe des mit Mineralftoffen ge 
farbten Papieres und fein untrügliches 
Kennzeichen des damit gefärbten Pa— 
piered angeben; man findet ſich daher 
veranlaßt, auf die gefundheitsfchad- 
lihe Eigenſchaft diefer Papiere, wor: 
unter auch jene von gelber und rother 
Farbe 2c. zu zählen find, aufmerkfam 
zu machen, und die gehörige Vorficht 
anzuempfehlen, damit es nicht mit Ge⸗ 
nußmitteln in Berührung fomme und 
in die Hände unwiffender Perfonen, 
insbefondere Kinder, gelange, und zu 
diefem Ende aud vor der Verwendung 
diefed Papieres zu Gegenfländen, bei 
welchen wegen Unvorfichtigfeit leicht 
Unglüd entftehen kann, ale: zum Ein: 
büllen von Zuderbäderwaaren, zum 
Berbinden der Arznei: und Liqueur: 
Gläſer, zur. Berzierung von Kinder: 
fpielfahen, zur Berfertigung künſtli⸗ 
her Blumen u. dgl. allgemein zu wars 
nen. (Hflzl. vom 16. Det. 1845 3. 








Papiermachée⸗ Arbeiten. 


65486, an fammtl. Landerft. Pol. ©. 
S. 73. Bd. Nr. 132. Circ. des fleierm. 
Sub. vom 31. Oct. 1845 3. 20672.) 


en ⸗ Arbeiten, fieße 


 Papierageaphie ‚f. Steindru⸗ 


En epier:Bertanf, Nachdem durch 
den bisherigen ungehinderten Verkauf 
verfhiedener Papiere an die Hand⸗ 
Iungsleute, Krämer 2c. mandherlei Un- 
füge ſich ergeben haben, fo wird zu 
deren Hintanhaltung verordnet, daß 
fünftig Niemandem geftattet fei, von 
unbefannten Menfchen gedrudte oder 
befhriebene Papiere zu kaufen, und 
jeder Handeldmann verpflichtet fei, bei 
Unterfuhung folder Bapiere Denjeni- 
gen namhaft zu machen, von weldem 
foldde erfauft worden find. (Hfd. vom 
4. u. 12. Aug. R. 6. Rggs. Kundm. 
v. 16. Aug. 1803. Krop. Gef. Franz. 
17. Bd. ©. 320—321.) 

Parere, ärztliche, fiehe Befund: 
— Wundärzte, Wundbe⸗ 


Parfumeurs. Den Parfumeurs iſt 
der Verkauf der weißen Schminke, des 
eau dechine, eau d'arquebusade, lait 
de perle und opiat dentifique verbo: 
ten. (Rggs. Vdg. v. 25. Juni 1819.) 

Die Erzeugung diefer, von der me- 
diciniſchen Facultät aus dem Verzeich⸗ 
niſſe der Parfumeriewaaren ausgeſchie⸗ 
denen Artikel, bleibt den Wiener Par⸗ 
ſumeurs eben ſo ſtreng unterſagt, als 
ihnen der Verkauf der Theegattuns- 


gen und des Dlivenöles, in feinem 


gewöhnlichen natürlichen Zuftande, ver⸗ 
boten bleibt. (Som. Hofcommiff. Ber: 
ordnung vom 3. Febr. 1820.) 

Mit Regierungs-Decrete v. 25. Juni 
1819 wurden zwar die Wiener Parfu- 
meurd, als ſolche, von der Verfer: 
tigung und dem Berfähleiße der zum 
Tafelgebrauche beitimmten Artifel, au 
Sanitäts - Rüdfihten, ausge— 
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Parma. 


ſchloſſen; über einen dagegen ergriffe- 
nen Hofrecurd des Parfumeurs erfloß 
jedoch folgende Entſcheidung: 

Die Commerz⸗Hofcommiſſion findet 
fih beftimmt, über die Borftellung der 
Wiener Parfumeriewaaren = Erzeuger, 
wegen des ihnen abgefprocdhenen Red: 
tes zur Erzeugung und zum Verkaufe 
der zum Tafelgebrauche gehörigen Arti⸗ 
fel, ald: der Liqueurd und Rofo- 
glio, dahin zu erkennen, daß ſowohl 
denjenigen, deren Befugniß auf die Er- 
zeugung der Barfumeriewaaren und der 
Liqueurs, Rofoglio u. f. w. lau- 
tet, ald auch jenen, die zwar nad) dem 
MWortlaute der ihnen verliehenen Be- 
fugniffe nur auf die Erzeugung einer 
oder der anderen Maarengattungen 
ausdrücklich berechtigt find, Die aber 
de facto fih auch mit der Erzeugung 
der andern beihäftigen, und mit den 
erforderlihen Vorrichtungen bereit ver- 
ſehen find, die Erzeugung und der Ber: 
kauf der beiden benannten Waaren- 
gattungen noch fernerhin geftattet fein 
fol. Für die Zukunft bleibe es übri- 
gend dem Ermeſſen der betreffenden 
Behörden überlaffen, entweder auf den 
vereinigten Betrieb der beiden Be⸗ 
fhäftigungen, oder aber auf jede ein- 
zelne derfelben, je nachdem ſolches 
angefucht, und fi über den Befit der 
rücfichtlich der beiden, oder einer ein- 
zelnen diefer zwei Unternehmungen er- 
forderlihen Kenntniffe und Eigenfchaf- 
ten befriedigend ausgewieſen wird, Be: 
fugniffe zu verleihen, ohne daß je 
doch im leuten Falle die beirefienden 
Individuen gehindert fein follen, nad 
der Hand die Erweiterung ihres Be 
fugniffe® zur Erzeugung der übrigen 
Artikel im gehörigen Wege anzufuchen. 
(Comm. Hofcommiff. Bexrordn. vom 3. 
Febr. 1820. Barth. H. u. ©. Gef. 6. 
Bd. S. 646649.) 

Parma, Erneuerung des Tractats 
zwiſchen Defterreih und Parma wegen 











Papfl. 


wechfelfeitiger Auslieferung der Verbre⸗ 
Her, f. Auslieferung, Berbreder. 

Papſt, Bifhöfe und die Gläubiger 
fönnen fih ohne vorläufige Zuftim- 
mung der weltliden Behörde an den 
Papſt wenden, f. Kirche. 

Pasqualati, Joſef Freiherr von, 
Befanntgebung der Modalitäten, um: 
ter welchen denfelben die Bewilligung 
zur Erzeugung und zum Verkaufe des 
Kirfhlorbeerwaflers ertheilt wurde, ſ. 
Kirichlorbeerwafler. 

Daflage-Hemmungen durch Ueber⸗ 
laden der Wägen, ſ. Ziegelwaͤgen. 

Paßamt, Wiedereinfuͤhrung eines 
Central⸗Poſtamtes in Wien, f. Rei—⸗ 
fende. 

Paßaͤmtliche Revifion; Derfelbe 
haben fi Militar -Perfonen zu unter: 
ziehen, |. Militär-Berfonen. 
affanten-Behandlung, f. Rei: 

ende, 

Daflanten : Eontrole an Eifen- 
bahnen, ſ. Paſſirſcheine. 

aß⸗Behandlung, ſ. Reiſende. 
aßblauquetten. Zu Folge Er— 
laſſes des Miniſteriums des Innern v. 
29. März 1881 ſoll künftig bei allen 
Neifepaßblanquetten fowohl für das 


Aus⸗ ald Inland ftatt der bisher üb: 


lichen Rubrik „anſäſſig“ der präcifere 
Ausdruck „zuſtändig“ gewählt und bei 
Ausfertigung der Neifeurfunden zur 
Förderung der beim Papgefchäfte fo 
nöthigen Evidenz in diefer Rubrik der 
Drt bezeichnet werden, in welchen der 
Paßinhaber heimatberechtigt ift. (Deer. 
der n. ö. Statthalterei vom 4. Mai 
1852 3. 10878.) 

— — Das hohe Finanzminifterium 


hat unterm 8. d. M. 3. 21272, zur. 


Herftellung eines gleihförmigen und 
rechnungsmäßigen Berfahrend in Ab- 
fiht auf die flampelpflichtigen Druck⸗ 
forten und Blanquetten, al®: Reife- und 
Haufir-Paffe, Heimatſcheine und Wan⸗ 
derbücher, im Einvernehmen mit dem 
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Pah-Blanguetten. 


k. k. Minifterium des Innern Folgen» 
des angeordnet: ! 

1. Die Blanquetten von Heimat- 
Tcheinen, Päſſen und Wanderbüchern 
werden von der Statthalterei aufgelegt. 

2. Die Auflage ift dem Stämpel- 
amte zum Behufe der Stämplimg und 
von diefem nach deren Vollzuge demje- 
nigen Stämpelmagazine zur Verrech⸗ 
nung zu übergeben, an welches die be: 
treffenden Stenerämter zur Faſſung 
des Stämpelpapiered angemwiefen find. 
Die Verrechnung bezieht ſich nicht blos 
auf die Stämpelgebühren, fondern aud 
auf Papier und Drudkoftenvergütung, 
welche nach dem feftgefehten Ausmaße 
als Gebühr vorzufchreiben find. 

3. Der erfte Gmwochentliche Bedarf 
an diefen Druckſorten ift den Steuer- 
ämtern auf Credit zu erfolgen. Der 
Credit umfaßt gleihfall® fowohl die 
Stämpelgebühr, als die allfällige Der- 
gütung der Papier» und Drudtoften 
nach' dem feſtgeſetzten Ausmaße, und ift 
nach denfelben Grundſaͤtzen, melde für 
den Stämpelpapier - Berfchleiß über- 
haupt gelten, feitzufeßen. Inſoferne 
der Bedarf der Amts-Organe, welche 
zum Bezuge an ein Steueramt ange: 
wiefen find, ſich gegenwärtig nicht ge- 
börig ermitteln [äßt, fo ift der Eredit 
vorläufig annähernd, und erſt nad 
Berlauf eines Jahres definitiv zu be: 
flimmen. 

4. Die Behörden und Gemeinden, 
welche diefe Blanquetten bedürfen, fon» 
nen diefelben nur gegen Baarzahlung 
und förmlidhe, von dem Bezugsberech: 


tigten gehörig gefertigte Beftellungen 


von den Steueramtern beziehen. 
5. Die Behörden haben die Bei: 


ſchaffung der geftämpelten Blanquetten 


und Drucforten aus den foftemifirten 
Kanzlei-Boufhalien zu beftreiten. 

6. An die Steuerämter find nebft 
den Stämpelgebühren auch die Koften 
der Drudforten nah dem bekannt ge: 





Dafi-Blanguetten. 


gebenen Vergütungsausmaße zu ents 
richten, und von lebteren abgefondert 
su verrechnen. (Erl. der fteierm. Stth. 
v. 26. Sept. 1851. L. G. B. Rr. 377.) 

Daß: Blanquetten. In dem Er- 
laffe v. 8. Sept. 1851 über das Ber: 
fahren auf die ftempfelpflichtigen Druck⸗ 
forten und Blanquette, wurde im Ein: 
vernehmen mit dem Minifterium des 
Innern angeordnet, dag von den zum 
Berfchleipe derfelben beftellten Aeıntern 
nebft der Stempelgebühr auch die Ko: 
ften der Drudforten nach dem ihnen 
befannt gegebenen Bergütungsausmaße 
einzubeben und zu verrechnen feien. Da 
man wahrgenommen bat, dag fih hin- 
fichtlich des Betrages diefer Koſtenver⸗ 
gütung nicht gleichförmig benonmen 
wird, fo findet man bekannt zu geben, 
dag die Koftenvergütung für Wander. 
bücher mit dem Betrage von 15 fr. 
pr. Stüd beftimmt wurde. Sollte diefe 
Koftenvergätung bisher mit einem ge- 
ringeren als dem oben erwähnten Be- 
trage eingehoben worden fein, fo wird 
hierüber mit dem Beifügen hinaudge- 
gangen, daß die nachträgliche Einhe: 
bung des Differenzbetrages nicht Statt 
zu finden bat. Bon diefer Verfügung 
wird das Minifterium des Innern bes 
hufs der Verfländigung der politifhen 
Landesbehörden gleichzeitig in die 
Kenntniß gefebt. (Decr. des Finanz⸗ 
minifteriumd vom 30. März 1852 23. 
9028, an fammtl. Finanz⸗Landesbeh. 
Decr. der n. d. Statth. vom 20. Mai 
1852 3. 14202.) 

— — Laut Finanzminifterial » Er: 
lafjes vom 12. Juni d. 3. 3. 7880 ıft 
der Erlaß des k. k. Finanzminifteriume 
vom 8. Sept. 1851 3. 21272 betref- 
fend das Berfahren in Abfiht auf 
die ftempelpflichtigen Drudforten und 
Blanguette nicht auf die Reiſepäſſe ins 
Ausland auszudehnen, hinſichtlich wel- 
cher es bis auf weitere Weifung bei der 
bisherigen Gepflogenheit zu verbleiben 
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Puſſe. 


bat. Uebrigens iſt für Heimatſcheine, 
Hauſirpaäſſe, dann für Reife 
päſſe eine Bergütung für Pa 
pierund Druckoſten nit ein» 
zubeben, wogegen hinfichtlich der 
Drudkoften Vergütung für Wander: 
büder, die in dem Yinanzminifterial- 
Erlaffe vom 30. März 1852 3. 9028 
(befannt gegeben mit dem 5. o. Er- 
laffe vom 20. Mai d. 3. 3. 14202) 
feftgefeßte Vergütung einzutreten hat. 
(Deer. der n. ö. Stattb. vom 11. Juli 
1852 3. 21456.) | 

aß-Eertificate find ftempelftei, 
f. Reiſeurkunden. 

Däfle *). Die bisher von dem n. ö. 
Landrechte beforgte Ausfertigung der 
Päffe für die türfifchen Unterthanen, 
wird in Hinkunft an die n. 0. Regie 
rung verwieſen. (U. 5. Entſchl. vom 
21. Dct. 1826, Juſtizhofdect. v. 27. 
Dct. 1826, an das n. d. Appellationg- 
gericht. Kundgem. am 6. Rov. 1826. 
Krop. ©. ©. Br. 52. Rr. 262.) 

— — Inſtruction für diek.k. 
Grenzzollämter und diek.k. 
Grenzwache im Königreiche 
Böhmen in Beziehung auf das 
Paſſantengeſchäft. 

Einleitung. 8. 1. Jedem rem: 
den ohne Unterfchied ift in der Regel 
der Eintritt in die k. k. Staaten zu 
verfagen, der ſich nicht mit einem or- 





|— — — 


) Bon den Paßvorſchriften wird bier 
nur die neuefte Norm über die paßpolizei- 
lihe Behandlung der Ausländer fammt den 
durch diefed Geſetz nicht aufgehobenen älte: 
ren Borfhriften aufgenommen, da rüdficht: 
lich der paßämtlichen Behandlung der In⸗ 
länder bei Reifen fowohl in das Ausland 
ale im Inlande eben jept Berhandlungen 
im Zuge find, welche das Erfcheinen einee 
neuen umraffenden Paß-⸗Rormales für 
Inländer in nahe Ausſicht ftellen. Die- 
fed Gefeg wird dann in dem Nachtragähefte 
jammt den etwa durch dadfelbe nicht auf- 
gehobenen älteren Paßvorſchriften feine 
Stelle finden. 


Päffe. 


dentlichen und vorſchriftsmaäßigen Rei⸗ 
fepaß ausweifen kann. Jeder ordent- 
liche Paß muß an und für fih ſchon 
den Namen und Zunamen, den Eharac- 
ter oder die Hantirung, den Geburts: 
ort des Reiſenden, den Ort, woher er 
fommt, umd jenen wohin, dann die Be⸗ 
zirke durch welche er reifet, den Zweck 
der Reife, die Giltigkeitsdauer des Paf- 
ſes, fowie die genaue Perfonsbefchrei: 
bung des Papinhabers, endlich die Un- 
terfchrift des Reifenden und die Unter- 
fertigung der paßertheilenden Behörde 
nebft dem Amtsfiegel derfelben enthal- 
ten. Vorſchriftsmäßig aber, und für 


den Fremden zum Eintritte giltig, find 


die Päffe, welche: 

a) von der f. k. geheimen Hof: und 
Staatskanzlei, 

b) von der ?. k. Gefandtfchaft und 
fremden Höfen, 

c) von den k.k. Landesftellen, oder 
fonft hiezu befugten k.k. Behörden aus» 
gefertiget, dann auch 

d) jene Päffe auswärtiger Behörden, 
die von den im Auslande befindlichen 
k. k. Geſandten zur Reife in die k. k. 
Staaten vidirt worden ſind. 

$. 2. Alle dieſe Paͤſſe find zu refpec- 
tiren, und der Regel nad volllommen 
giltig. Nur in den außerft feltenen Fäl- 
len, wenn auf höhere Anordnung und 
aus befonderen Rüdfihten von der Re⸗ 
gierung mittelft eines eigenen Erlaſſes 
das Verbot ergeht, einem namhaft ge- 
machten Fremden, er mag mit was im» 
mer für einem Paſſe erfheinen, den 
Eintritt zu geftatten, ift es die Pflicht 
der Grenzgollamter, den namhaft ge 
machten Fremden vonder Grenze zurück⸗ 
zuweifen, wenn er felbft mit dem Paſſe 
einer k. k. Gefandtfchaft verfehen wäre. 

8. 3. Alle k. k. Paͤſſe, welche in das 
Ausland geftellt find, find unzulänglich 
für den Eintritt in die k. k. Staaten, 
wenn fie nicht ausdrücklich zur Rückkehr 
des Borweifers lauten. 

Baleiſty, Handb. d. Poliz. Gef. IL. 
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pie. 


8.4. Ausnahme von der all. 
gemeinen Vorſchrift: 

a) In Hinficht der k. preußiſchen 
Unterthanen. Die k. preußiſchen Unter- 
thanen, welche mit Päſſen vom f. preu⸗ 
gifhen Staatskanzler, vom f. preußi- 
[hen Minifterium der auswärtigen An- 
gelegenheiten, von dem Departement 
der höheren Polizei, oder auch nur von 
den k. preugifchen Regierungstammern 
und Polizeideputationen verfehen find, 
bedürfen nur dann das Pifa einer k.k. 
Gefandtfhaft, wenn fie über Berlin, 
oder fonft durch eine Stadt gereifet 
find, wo eine k. k. Gefandifchaft ihren 
Sitz hat. Außerdem ift ihnen der Ein— 
tritt über die Grenze auch ohne diefes 
Bifa geftattet ; jedoch darf diefe Be— 
günftigung nur auf wirkliche k. preußis 
[he Unterthanen, nicht aber auf Unter- 
thanen anderer Staaten, wenn fie aud 
k. preußifche Bäffe haben, ausgedehnt 
werden *). 

$. 5. b) In Hinficht der k. bairifchen 
Untertbanen., Auf ähnliche Weife ift 
auch den 8. bairifchen Unterthanen, 
wenn fie nicht über München reifen, der 
Eintritt in die k. k. Staaten zu geftat: 
ten, fobald fie mit orbnungdmäßigen 
Päſſen verfehen find **). 

$. 6. c) Auch die Unterthanen ders 
jenigen deutfchen Staaten, wo feine 
k. k. öfterreichifche Gefandtfchaft ſich be- 
findet, find in jenem Falle von der obi⸗ 
gen allgemeinen Regel ausgenommen, 
wenn fie durch keinen Ort gereifet find, 
wo ein k.k. Sefandter fich befindet, von 
welchem fie ihren Pag hätten vidiren 
laffen fönnen. Sie müffen dann aber 
immer mit einem ordnungsmäßigen 
Paffe ihrer Regierung verfehen fein. 


) In Bezug auf die Reifenden aus 
dem — Pofen ſiehe weiter 
unten die Bdg. v. 6. April 1852 und 5. 
Suli 1852. 
) Siehe weiter unten die Vdg. v. 23. 
Aug. 1852, 
36 
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ß. 7. Beſondere Vorſchriften. 
a) Hinfichtlich Jener, welche in die 
k. k. Refidenzftadt Wien reifen wollen. 
Diejenigen Reifenden, welche fib in die 
2. k. Haupt und Refidenzfladt Wien zu 
begeben gefinnt find, haben fich über 
den Beweggrund ihrer Reife umd die 
Art ihrer Gefchäfte auszumeifen, wenn 
fie auch einen von einer k. k. Geſandt⸗ 
ſchaft vidirten Paß befigen. Diefe müf- 
fen daher der nächſten Bolizeibehörde 
zugewiefen werden, wo mit ihnen die 
weitere Berhandlung zu pflegen if. 
8.8. b) Hinfichtlich Jener, welche in 
eine k. k. Brovinz reifen wollen. Auch 
alle Fremde, welche in die deutfchen 
oder in die italienifhen Brovinzen, oder 
nad Ungarn, Galizien oder Serbien 
reifen wollen, find von der Einbruchs⸗ 
ftatiow an die nächſte Polizeibehörde 
anzuweifen, und fie dürfen auf feiner 
andern, wenn ſchon kürzern, als der ih⸗ 
nen vorgezeichneten Route in das In⸗ 
nere der Monardie die Reife fortfegen. 
$. 9. Wenn ein Reifender mit feinen 
Aufweifungen nicht in gehöriger Ord⸗ 
nung ift, muß ihm zwar in der Regel 
der Eintritt über die Grenze verweigert, 
und derfelbe zurücgewiefen werden. 
Sofern aber fol ein Reifender anf 
eine vollkommen glaubwirdige Art dars 
thut, daß er nur aus Unkunde, Verſtoß 
oder Unvorfichtigkeit ſich mit dem vor⸗ 
ſchriftsmäßigen Baffe nicht verfehen bat, 
oder wegen Kürze der Zeit oder Entfer- 
nung der paßertheilenden Behörde nicht 
- den erforderlichen Paß erwerben konnte, 
fo kann er in ganz unbedenklihen Zei 
ten und bei erwiefener Dringlichkeit fei- 
nes Gefchäftes hereingelaffen, er muß 
aber ſolchen Falls ſtets entweder an die 
nächſte k. 8. Polizeibehärde oder an das 
nächſt gelegene k. k. Kreisamt zum nä⸗ 
heren Ausweiſe über feine Perſon und 
ſeinen Reiſezweck inſtradirt und ange⸗ 
wieſen werden. Ueber einen ſolchen, 
bei aller Glaubwuͤrdigkeit des Angebere 
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immer zweifelhaft bleibenden Fall tann 
nur der Oberbeamte des Zollamtes ent 
ſcheiden, und er hat biebei alle mögliche 
Borfiht zu gebrauhen. Wenn das 
Zollamt fih nicht befugt glaubt, einen 
ſolchen Reifenden herein zu laffen, fo 
bleibt e8 demfelben unbenommen, auf 
Andringen und eigene Koften des Rei⸗ 
fenden durch Eftafette oder Boten dem 
betreffenden Kreisamte, oder an die 
Stadthbauptmannfhaft und Bolizeidi- 
tection in Prag unmittelbar feine Ur: 
tunden und Borftellungen zu überfen- 
den; er felbft aber hat auf der Grenze 
die Entfcheidung abzuwarten, ob er her⸗ 
ein gelaffen werden koͤnne. 

8. 10. Bloße Zeugniffe von Privat 
perfonen,, fowie Studien« und Dienſt⸗ 
zeugniffe find nicht hinlänglid, um eis 
nen Reifenden weiter ziehen zu laffen. 
Diefes ift von Inländern fowol als 
von Ausländern zu verftehen. Bei Er⸗ 
bebung eines Zweifels ift der Reifende 
an das betreffende k. k. Kreisamt, und 
von diefem an die nächſte Polizei » Ber 
hoͤrde anzumeifen, und felbft dahin zu 
eskortiren, wenn irgend ein gegründeter 
Verdacht gegen ihn obwaltet. 

8. 11. If der Paß von einer ®. f. 
Behörde für den Aus- und Eintritt aus⸗ 
geftellt, oder in den Ausnahmsfällen 
von felber gehörig vidirt, fo fallen in 
der Regel die meiften Bedenklichkeiten 
binweg, und es ift vorzüglich darauf 
zu fehen, 

a) ob der Paß wirklich echt, und 
nicht ſchon veraltet fei, 

b) 05 er die Straße, die ihm vorges 
zeichnet war, eingehalten habe. Sollte 
dies nicht der Fall fein, fondern der 
Paßvidirung eine auffallende Abweis 
hung von der vorgezeichneten Route 
erfihtlih fein, fo hat das betreffende 
Grenzzollamt den Bapinhaber mit Bor 
fiht und unter ſchicklichem Borwande 
um die Urfache diefer Abweichung aus⸗ 
zuforfchen, und entweder auf die vorge: 
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aber an das naͤchſt gelegene Kreis amt 
zu inftradiren, zugleich aber auch mit 
dem nächſten Bofttage fowol dieſem 
Kreidamte ald au an die k. k. Stadt⸗ 
hauptmannſchaft die Anzeige hievon zu 
erflatten. 

8. 12. Wenn die Beſchreibung wich 
tiger und bedenklicher Perfonen oder 
Berbrecher den, Grenzzollämtern mitge⸗ 
theilt wird; fo ift bei Ankunft der Reis 
fenden darauf immer Rüdfiht zu neh. 
men, und Darauf zu fehen, ob etwa die 
Reifenden mit der mitgetheilten Per⸗ 
ſonsbeſchreibung übereinftimmen, um fo 


auf die Spur der gefuchten Perfon zu 


fommen. Es verfteht fih von felbft, 
daß hierin der Beamte mit Klugheit 
und Borfiht zu Werke zu geben, und 
den Fremden jo behandeln muß, daß er 
vie Abfiht und den Verdacht nicht bes 
merke. 

8. 13. Zritt gegen eine Perſon eines 
Reifenden auf diefe Art, oder auch fonft 
ohne vorhergegangene Mittheilung eis 
ner beftimmten Weifung ein gegründe- 
ter Verdacht ein, fo ift derfelbe, da er 
ohnehin mauthamtlich unterfucht wer⸗ 
den muß, bei diefer Gelegenheit auch in 
Polizeirückſichten genau, jedoch unver- 
merkt zu unterfuchen, und wenn der 
Verdacht auf eine oder die andere Art 
fih bewährt, fo ift derfelbe zur weiteren 
Unterſuchung an das nächfte competente 
Ortsgericht zu übergeben. 

8. 14. Jeder Reifende, der von der 
ihm vorgezeichneten Route abgewichen 
ift, und auf einem andern als dem bes 
ſtimmten Grenzpuncte einbrechen will, 
it ohneweiters zurückzumweifen; und 
wenn er ausbrechen will, ift er an das 
betreffende Kreisamt oder die nächte 
PVolizeibehörde zurüdzuweifen, oder 
nach Befund der Umſtände aud dahin 
zu escortiren. 

8. 15. Da in jedem Bafle die Zahl 
der Reifenden aufgezeichnet fein muß, 
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fo iR auch darauf zu ſehen, damit Nies 
mand, indbefondere auch fein Inländer 
mit irgend einem Fremden unter was 
immer für einem Titel und Borwande 
unbefugt hinausfchleiche. Bei den aus 
dem Auslande anfommenden Fremden 
muß die ganze Reifegefellfchaft und die 
Dienerfchaft namentlich angeführt, auch 
fo viel möglich ihre Perſonsbeſchrei⸗ 
bung und ihr Nationale beigefügt wer⸗ 
den. Rur denen foldergeftalt fpecifis 
cirten Berfonen ift der Eintritt ge 
ftattet. 

8. 16. Poftconducteurd und Poſt⸗ 
knechte dürfen feinen Menfchen beiſitzen 
laſſen, und es if ſonach bei den die 
Grenze pajfirenden Poſten befonders 
hierauf zu ſehen. 

8. 17. Alle Päfle, die von audwär- 
tigen ©efandtfchaften am Wiener Hofe 
an Unterthanen ihres Hofes ausgeftellt 
find, müffen, um giltig zu fein, von der 
Polizei - Oberdirection in Wien vidirt 
fein. Derlei Paßinhaber, wenn ihnen 
dieſes Bifa mangelt, find an das nächfte 
Kreisamt zurückzuweiſen, und in bedenk⸗ 
lichen Fällen dahin zu escortiren, falls 
fie nicht ſchon früher ebendaſelbſt bean⸗ 
ſtändet worden wären und die Vidi⸗ 
rung derfelben erhalten hätten. . Bei 
Perfonen hoben Ranges vidirt öfters 
auch anftatt der Wiener Polizei⸗Ober⸗ 
direction die geheime Hof- und Staats⸗ 
kanzlei ſelbſt. 

8. 18. Couriere auswärtiger Mächte 
oder auswärtiger Gefandten, die von 
Wien tommen, follen in der Regel zwar 
auch mit Päffen verfehen fein, die ent- 
weder von der Bolizei - Oberdirection 
oder von der geheimen Hof» u. Staats⸗ 
kanzlei vidirt find; allein, wenn Diele 
Vidirung nicht Statt gehabt hat, fo - 
find fie dennoch an der Fortſetzung ih- 
rer Reife nicht zu hindern, wenn andere 
fie fi) fonft mit glaubhaften Päſſen 
und mit ihren bei fi habenden De- 
pefchen ausweifen. Jene — frem⸗ 
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der Höfe, die vom Auslande kommen, 
bedürfen nur ordentlicher Paͤſſe ihrer 
Regierungen. Sollten aber diefelben von 
der ihnen unter Wegs durch eine oder 
die andere Polizeidirection vorgefchrie- 
benen Route abgewichen fein, fo find fie, 
wie jeder andere Reifende, der von der 
Route abweicht, zu behandeln. 

$. 19. In Hinfiht auf Militärper- 
fonen wird erinnert, daß: 

a) Die ?. k. öſterreichiſchen Militärs, 
wenn fie in das Ausland reifen, mit 
ordentlihen Päffen oder Marfchrouten 
der betreffenden vorgefegten k. k. Miliz 
tärbehörde verfehen fein, und wenn fie 
aus dem Auslande kommen, fich eben- 
falle mit Päſſen oder andern Reifeur« 
kunden vollgiltig ausweifen müflen ; 

b) die Militärperfonen der auswär⸗ 
tigen Mächte unterliegen ganz, fo wie 
alle andere Fremde, den für Ausländer 
erlaffenen Paß⸗ und Polizeivorfchriften; 

c) endlich find fowol die k. k. öfter- 
reichiſchen als auch die fremden Milttär- 
perfonen in den Grenzorten, wo ein 
k. k. Offizier ald Stationd » Comman- 
dant eigens angeftellt ift, zur Meldung 
bei demfelben anzuweifen. 

8.20. Fuhrleute und Frachtconduc⸗ 
teurs, welche mit Frachtgütern ind Aus⸗ 
land gehen, oder von da in die k.k. 
Staaten einbrehen,, bedürfen feiner 
vorfhriftsmäßigen Päſſe; es iſt genug, 
wenn fie mit ordentlichen Frachtbriefen 
oder bei deren Mangel mit Päffen ih» 
ter betreffenden Behörde verfehen find, 
die jederzeit zur Beftätigung ihrer Echt⸗ 
heit von Kreis» oder Comitatsbehörden 
contrafignirt fein müfjen. Erſcheinen 
diefelben jedoh auf der Grenze nad 
dem Auslande blos mit Päſſen ihrer 
Dominien nicht in gehöriger Form ab» 
gefaßt, fo find fie ohneweiters an die 
nachfte Polizei = Behörde zurüdzus 
weifen *). 

*) Diefe Borfchrift wurde abgeändert, da 
nach der Vdg. der ob. Bol, Beh. vom 29. 
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8. 21. Die Grenzbewohner können 
mit bloßen Paffen ihrer Obrigkeiten ih⸗ 
rem Verkehr über die wechfelfeitigen 
Grenzen nachgehen, und fie werden um 
fo weniger zu beanftänden fein, jemehr 
fie den Grenzzollämtern durch den täg- 
lihen Verkehr fhon bekannt geworden 
find 


8.22. Den Handwerksburſchen, 
welche mit giltigen Paͤſſen oder Wander: 
büchern verſehen find, iſt der Eintritt 
unbeanſtändet zu geſtatten. Als giltig 
werden jene Päſſe und Wanderbücher 
angeſehen, deren letztes obrigkeitliches 
Viſa nicht über ſechs Wochen alt iſt, die 
von der Obrigkeit des Ortes, wo ſelbe 
audgefertigt werden, beftätigt find, und 
in welchen keine Radirung vorkömmt. 
Auch foll jede ſolche Reiſeurkunde eine 
genaue Perfondbefchreibung des Inha- 
bers enthalten ; in jenen, wo felbe nicht 
enthalten ift, muß felbe an der Grenze 
eingefchaltet werden. Alle jene Hand» 
werksburſchen, welche bloß mit gefchrie- 
benen, von einem einzelnen Meifter an⸗ 
geftellten Kundfchaften fih um den Ein- 
laß melden, find von den Grenzen ab» 
zumweifen, weil eine folde, von einen 
einzelnen Meifter ausgeftellte, gefchrie- 
bene Urkunde nicht als eine Gewährlei- 
ftung für die Unbedenklichkeit des Bor- 
weifers, noch als echt angefehen werden 
Tann. Inländifche. Handwerksburſchen 
find nur dann in das Ausland zu paf 
firen, wenn fie ſich mit dem vorgefchrie- 


Juli 1852 (R. ©. B. Nr. 157) Fuhrleute 
und deren Snechte mit legalen Päffen oder 
Heimatſchein verfehen fein müffen. Auch 
die nah Baiern reifenden Fuhrleute, 
wenn fie nit Meßgüter auf bairifche 
Meffen führen, fo wie die nach Sadfen- 
Weimar reifenden Frachtfuhrleute u. Lohn⸗ 
kutſcher müſſen mit vorſchriftsmäßigen 
Reiſepaͤſſen oder Dienſtbüchern ihrer Hei⸗ 
matbehoörde verſehen fein. (Erl. der Bol. 
u. Genf. Hofſt. v. 30. Decbr. 1833 n, ö. 
Prov. G. ©. 16. Bd. Nr. 8 u. Hofkzld. 
v. 21. Zän. 1842 3. 1299, an fämmtl. 
Länderft. Pol. G. S. 70. Bd. Nr. 8.) 
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benen Reiſepaß ihrer Landesbehoͤrde, 
der in das Ausland lautet, gehörig 
ausweifen. Sollte ein ſolcher zurückze⸗ 
wiefener Handwerksburſche fi dennoch 
über die Grenze fchleihen wollen, fo ift 
derfelbe feftzuhalten und der nächſten 
polifiſchen Obrigkeit zur weitern Einlie« 
ferung an das beireffende Kreisamt zu 
übergeben. Wenn aber inländifche 
Handwerksburſchen, Fabriksarbeiter, 
Dienſtboten u. dgl. ſich doch ohne vor⸗ 
ſchriftsmäßigen Paß in das Ausland 
gefhlihen haben und erft bei der Rüd- 
kehr vom Auslande betreten werden, 
find derlei Menfchen fogleich bei ihrer 
Ankunft an der Grenze, jenachdem fie 
im Auslande durch Tiirzere oder län- 
gere Zeit unbefugt verweilt haben, als 
Gonfcriptiongflüchtige oder unbefugte 
Auswanderer anzuhalten, und fogleich 
an die nächfte politifche Behörde zur 
fernern Beförderung an das betreffende 
Kreisamt zu übergeben. 

8. 24. Wenn fremde Deferteure 
oder Conſcriptionsflüchtige aus folchen 
Staaten an der Grenze einbrecdhen, mit 
welchen ein Cartel befteht, fo find felbe 
nad den mit diefen Staaten abgeſchloſ⸗ 
fenen Cartelöverträgen zu behandeln, 
und demgemäß durch die E. E. Grenz 
wadhe an das nächſte k. k. Militär-Com«- 
mando zu übergeben. Alle andern aus- 
wärtigen Deferteure aber find an die 
nächſte politifhe Obrigkeit zu überge- 
ben. Sollten derlei Deferteure oder 
Conſcriptionsflüchtlinge in größerer 
Zahl zufammen eintreffen, fo ift ihnen 
zur Verhütung möglicher Erceffe eine 
angemefjene Escorte beizugeben. Soll 
ten dagegen derlei Menfchen feine Des 
ferteure oder Confcriptionsflüchtlinge, 
fondern Einwanderer und Coloniften 
für die Provinzen des ruffifchen Reiches 
fein, welche ihren Weg dur die k.k. 
öfterreichifchen Staaten nehmen, fo ha⸗ 
ben fih diefelben mit ordnungsmäßigen, 
von den betreffenden k. k. Geſandtſchaf⸗ 
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ten vidirten Reifepaffen an der Grenze 
gehörig auszumeifen. Wenn fie aber 
diefen Ausweis zu liefern nicht im 
Stande find, ift ihnen der Eintritt auf 
feinen Fall zu geftatten. Dasfelbe gilt 
auh von jenen Einwanderern oder 
fremden Coloniften, welde, befonders 
wenn fie in größerer Anzahl oder in 
ganzen Familien an der Grenze erfchei- 
nen, nicht mit den nöthigen Subſiſtenz⸗ 
mitteln, die zur Reife an den Dit ihrer 
Beftimmung erfordert werden, verfehen 
find, und dadurch den gegründeten Ber- 
dacht erregen, daß fie dem Lande dur 
Betteln zur Laft fallen würden; dieſe 
Claffe fremder Unterthanen ift fogleich 
an der Grenze zurücd zu weifen. 

8. 25. Alle verabfchiedete Auslans 
der, welde in k. k. Militärdienften ge⸗ 
ftanten find, und nad ihrem Dienft- 
austritte fih in ihre Heimat begeben 
haben, müffen an der Grenze, wenn fie 
wieder einwandern wollen, zurüdgewie- 
fen werden, fo ferne fie nit einen 
vollfommenen vorfchriftämäßigen Ein« 
trittspaß produciren. 

8. 26. Die Grenzzollamter und die 
k. k. Grenzwache insbefondere haben 
ſorgfältig darüber zu wachen, daß ſich 
fein verdächtiges und liederliches Ge⸗ 
ſindel einſchleiche. Sie haben beſonders 
wachſam zu ſein auf 

a) Bettler und Vagabunden. 
Erkannte Bettler und Vagabunden ſind 
mit aller Strenge von der Grenze hint⸗ 
anzuhalten, worunter insbeſondere auch 
ſolche Handwerksburſchen gehören, mel⸗ 
che mit gar keinem Zehrgelde verſehen 
find. 

b) Berdahtige Leute. Reifende 
zu Buß, welde Bettlern und Baga- 
bunden gleich fehen, find, wenn fie auch 
mit ordentlihen Paͤſſen verfehen wären, 
zu vernehmen, was für Geſchäfte fie ha- 
ben, und wie fie ſich darüber und über 
ordentliche Subfiftenzmittel ausweifen 
können. Mit diefem fummarifchen Con« 
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ſtitute werden ſie dann immer dem be⸗ 
treffenden Kreisamte oder der nädhften 
Polizeibehörde zum näheren Ausweife 
zuzuweiſen fein. 

c) Gaukler und dergleichen 
Leute, die mit Gudfäften, Marionetten, 
Murmelthieren, Bären u. dgl. herum⸗ 
ziehen, find ohneweiters bei den Ein⸗ 
bruchsſtalionen zurüchzumeifen, da fol 
he Gaukeleien in dem öfterreichifchen 
Kaiferftaate verboten find. 

d) Ausländiſche Haufirer. 
Die nämlihe Bewandtnig hat es mit 
fremden Haufirern, da das Haufiten den 
Ausländern in den k. k. Provinzen un: 
terfagt ift. Uebrigens verficht es ſich 
von felbft, daß viele andere Umſtände 
der Bedenklichfeit nad den verſchiede⸗ 
nen Zeitverhältniffen eintreten können, 
die es öfters nothwentig machen, zu 
einer genauen Unterfuhung mander 
Neifenden zu fehreiten. Die Klugheit 
und Induſtrie der Grenzbeamten, die 
von Zeit zu Zeit ihnen an die Hand 
gegebenen Borfichtömaßregeln, und die 
Erfahrung derfelben im Dienfte felbft, 
wird das individuelle Verfahren und 
die Art beſtimmen, auf welche fie fi 
immer im Sinne der allerhödhten Vor⸗ 
fhrift zu benehmen haben. Diet. kt. 
Grenzwahe hat insbefondere bei ihren 
Patrouillirungen auch darüber zu wa⸗ 
hen, daß fi Niemand ohne einen vor- 
ſchriftsmäßigen von dem betreffenden 
k. k. Grenzzollamte gehörig vidirten 
Paß über die Grenze ein⸗ und aus⸗ 
ſchleiche. Feder, der ohne einen ſolchen 
Paß betreten wird, ift anzuhalten und 
zu dem nächitgelegenen k. k. Grenzzoll« 
amte zu führen. 

8.27. Verfahren gegen Schüb— 
linge. Sowol die k. k. Grenzzollämter 
als auch die ka k. Grenzwache⸗Ober⸗ 
und Untercommiſſäre haben unter per- 
fönlicher Verantwortung daranf zu fer 
hen, daß nur folde Schüblinge vom 
Auslande an der. E. Grenze angenom⸗ 
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men werden, deren Nationale entweder 
durch einen legalen Paß oder Wander⸗ 
buch derjenigen Obrigkeit, an welche 
der Schübling eingeliefert werden ſoll, 
vollkommen außer Zweifel geſetzt iſt. 
In dieſem Falle nun, wo die Ortsan⸗ 
gehörigkeit eines vom Auslande an⸗ 
tommenden Schüblings nit auf die 
angeführte Weife fihergeftellt erfcheint, 
ift der Schübling an der f. k. Grenze 
nit anzunehmen, fondern aller von 
den auswärtigen Behörden gemadhter 
Borftellungen ungeachtet von der f. k. 
Grenze zurüczumweifen, und zwar ohne 
Unterfchied , ob der betreffende Schüb- 
ling ein angeblich öfterreihifcher Staats⸗ 
bürger oder ein Unterthan eines andern 
auswärtigen Staates fein will, zu wel⸗ 
chem Iektern man nur durch die k.k. 
Staaten gelangen kann. Wenn jedoch 
die produzirten fhriftlihen Documente 
das angeführte Nationale des Schüb- 
lings beruhigend nadhweifen, fo iſt der⸗ 
ſelbe durch die k. k. Grenzwache an die 
nächſte politifhe Behörde fammt allen 
übernommenen Papieren und Urkunden 
gegen Empfangefhein, der genau zu 
verwahren ift, wohlverwahrt zur weis 
tern gefeßmäßigen Amtshandlung ein= 
zuliefern. Solde Individuen aber, 
welche fih für E. k. Deferteure ausge⸗ 
ben, find nur dann durch die k.k. Grenz⸗ 
wache an das nächſte k. k. Militär-Com- 
mando einzuliefern, wenn deren Eigen⸗ 
ſchaft ale 8. k. Deſerteure durch vor⸗ 
läufige ämtliche Verhandlungen und 
vorliegende actenmäßige Auskünfte der 
betreffenden kak. Regiments⸗ oder 
Corpscommandanten bewährt iſt. Aus 
ßerdem aber find ſolche ſich für k. k. 
Deſerteure blos ausgebende Schüblinge 
gleich allen übrigen Bagabunden zu bes 
handeln, 

8. 28. Eine allgemeine Bemerkung, 
welche hier nicht Hbergangen werden 
darf, if jene, daß wie die Erfahrung 
gelehrt bat, gefährliche und ſtaatsſchäd⸗ 
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liche Meuſchen beinahe immer mit vors 
ſchriftomäßigen Reiſenrkunden verfehen 
find. Es iſt daher höchſt nöthig, mit 
firenger Borfiht und Behutfamteit, je- 
doch ohne grundlofes Vorurtheil gegen 
jeden fremden Unbelannten zu Werke 
zu geben, wobei aber die jedem Men- 
[hen ſchuldige Achtung und Schonung 
nicht außer Augen gelaffen werden darf. 
Diefe Bemerkung wird vorzüglich um 
depwillen bier gemacht, weil häufige 
Erfahrungen nur zu fehr die Ueberzeu« 
gung bewähren, daß viele Beamte wer 
der fremde Neifende, nod ihre Paffe 
genau anfehen, und nur datauf ihr An- 
genmerk richten, ob der Paß von einer 
k. k. Behörde ausgeftellt, oder ob die 
Bidirung einer k. ?. Behoͤrde auf der 
Urkunde zu finden ift, übrigens fich aber 
werig um die Vorfihtsmaßregeln be⸗ 
fümmern, welche vorgefchrieben find, 
auf welche bier wiederholt hingewiefen 
wird, und für deren pflichtwidrige Aus 
Beradhtlaffung fie verantwortlich bleis 
ben. Ein gutes Einvernehmen mit den 
k. k. Boligeibehörden und Kreisämtern, 
die beitmöglichfte Unterftükung derfel- 
ben Tann daher den Einbruchsämtern 
nicht genug empfohlen werden, und es 
find die Reifenden in bedenklichen Fäl⸗ 
len immer an diefe Behörde nach den 
Umftänden entweder blos anzumeifen, 
oder zu inftradiren, oder durch die k. k. 
Grenzwache begleiten zu laffen. 

8.29. Alle echt und vorſchriftsma⸗ 
Big befundenen Paäffe oder Reiſeurkun⸗ 
den hat das Grenzzollamt mit Vidit 
unter eigener Namensfertigung zu be 
zeichnen, dabei aber die Route, und in 
diefer wenigftens die Hauptorte, welche 
der Reifende zu paffiren hat, beizufegen. 
Führt die Route durch einen Ort, wo 
eine Bolizeibehörde oder ein Kreisamt 
feinen Si$ bat, jo if überdies die Ber 
merkung beizufeßen, daß der Paſſant 
alfda feine Reiſeurkunde neuerlich zur 
Vidirung vorzulegen hat. Wenn fremde 
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über dic Greuze zuruckreiſen, oder Lan⸗ 
deskinder von dem Austritte abgehalten 
werden, fo ift auf dem Paſſe oder der 
Kundſchaft diefe Zurück⸗ oder Abwei⸗ 
fung ausdrücklich anzumerken. 

$. 30. Jedes Grenzzollamt, wenn 
es in den Fall kommen follte, bei ein- 
tretenden ganz befonderen Berhältnif- 
fen mit einem oder dem anderk frens- 
den Reifenden von obigen Paßvorſchrif⸗ 
ten eine Ausnahme zu maden, und 
wider die Regel aus wirklich wichtigen 
Gründen den Fremden weiter in das 
Land an das nädfle Kreisamt oder Po⸗ 
ligeibehörde anzumeifen und dahin rei⸗ 
fen zu laffen, bat ſich mit der auf der 
Urkunde des Reifenden aufzuzeichnen⸗ 
den Klaufel zu verwahren: daß das- 
felbe den Neifenden auf feine eigene 
Gefahr dahin ziehen laſſe, ohne für 
Reiſekoſten oder fonft etwas zu haften, 
wenn er zurüdgewiefen würde. In 
einem derlei Falle hat jedoch das be⸗ 
treffende Grenzzollamt mit dem nädhften 
Bofttage fowol dem nächſten Kreisamte, 
wie auch, wenn der Fremde feine Reife 
bis in die Hauptfiadt fortfegen durfte, 
an die ?. k. Stadthauptmannſchaft die 
Anzeige zu erflatten, und darin die 
Gründe anzuführen, aus welden Die 
Fortfetzung der Reife bis in die Kreis⸗ 
fladt oder ſelbſt in die Hauptftadt für 
zuläffig befunden worden fei. 

8. 31. Ueber alle ein» und audbre- 
henden Reiſenden wird von jedem 
Grenzzollamte ein Protocol geführt, 
welches den Namen, Zunamen,, Ge⸗ 
burtsort, Anfäffigkeitsort, Character 
oder Hantirung des Neifenden, Tag 
der Ankunft, woher er fommt, wohin 
er gebt, in welchen Geſchäften, mit wel⸗ 
chem Paſſe und von welchem Datum, 
dann die Anzahl der Domeftiten ent- 
hält. In diefem Protscolle muß auf 
jederzeit Die Urfache der Ab» und Zur 
rückweiſung in vorfommenden Fällen 
umftändlich angemerkt werden, 


püffe: 


8. 32. Aus diefem Protocolle wer- 
den fodann die Auszüge oder Rapporte 
über ſämmtliche wirklich paffirte Rei- 
fende, über die Verdächtigen, Zurüdge- 
wiefenen und wirklich Arretirten nad 
dem Kormulare (wovon die gedrucdten 
Eremplare mitgetheilt wurden) mit je 
dem Pofttage an die k. k. Stadthaupt⸗ 
mannfhaft zu Prag eingefandt. In der 
legten Rubrik diefer Ausweiſe wird das 
in den vorkommenden befonderen Fäl- 
len beobachtete Berfahren des Grenz⸗ 
zollamtes gegen einen und andern Reis 
fenden, und die Urfadhe davon, z. B. 
warum er zurücgewiefen worden ift, 
jederzeit angemerkt. Die unmittelbar 
an der Grenze domilicirenden , wegen 
des täglichen Verkehrs aus⸗ und ein⸗ 
brechenden Perfonen dürfen jedoch in 
den der k. k. Stadthauptmannfchaft pe 
riodifh einzuſchickenden Baffantenta- 
bellen nicht aufgeführt werden. 

8. 33. Befondere, auf einen und 
die andern Reifenden ſich bezichende 
wichtigen Vorfälle werden ſchleunigſt, 
und wenn ed wirklich erforderlich ift, 
auch mit Eilboten oder Kftafette dem 
betreffenden k. Kreisamte oder. der k. k. 
Stadthauptmannſchaft durch ein eige- 
nes ganz kurz verfaßtes Schreiben an- 
gezeigt, ſonſt aber wie oben erwähnt 
worden iſt, nur in der letzten Rubrik 
der Paſſantentabelle als Anmerkung 
angeführt. Ueberhaupt wird hier, was 
in dieſer Inſtruction für mehrere Fälle 
ausdrücklich angeordnet iſt, wiederholt: 
daß bei jedem wichtigen Vorfalle, wo 
es Anſtände giebt, das Grenzzollamt 
mit dem betreffenden Kreisamte oder 
der ?. k. Stadthauptmannfhaft die 
nöthige Rücfprache pflegen muß, wel: 
ches in zweifelhaften Fällen zu unter- 
fuchen und zu entfcheiden hat. 

$. 34. In der Regel werden zwar 
die Derzeichniffe der zurückgewieſenen 
Fremden von der betreffenden Polizei- 

behörde den renzzollämtern mitge: 


568 


puſſe. 


theilt, damit ein derlei zurückgewieſe⸗ 
ner Reiſende nicht etwa bei einer an⸗ 
dern Grenzſtation eingelaſſen werde, 
nach Geſtalt der Umſtände aber, und 
in beſonders wichtigen Fällen, wo Ge⸗ 
fahr am Verzuge iſt, wird es räthlich 
und zweckmäßig fein, daß das Grenz⸗ 
zollamt nebft der fohleunigen Anzeige 


an die betreffende Polizeibehörde auch 


die nächftgelegenen Zollamter auf das 
Erſcheinen des behandelten gefährlichen 
Reifenden aufmerkfam mache. 

8. 35. Da jedod der Fall möglid 
ift, daß ungeachtet diefer Vorſichten 
entweder bei dem Kreisamte oder der 
Polizeibehörde fih irgend ein Verſtoß 
in der Fremdenbehandlung ergäbe, oder 
dag etwas Auffallendes und Verdäaͤch⸗ 
tiged an einem oder andern Fremden 
erft dann bemerkt würde, nachdem er 
die Vidirung der Polizeibehörde ſchon 
erhalten hat; fo Hat diefe Vidirung 
keineswegs die übrigen Behörden zu 
hindern, in folden Fällen nach gehöri⸗ 
ger Strenge mit den Reifenden vorzu- 
gehen. Dies gilt auch bei jenen Rei- 
fenden , die mit k. k. Geſandtſchafts⸗ 
päffen oder mit der Bidirung irgend 
einer ?. k. Behörde verfehen find. Es 
ift keineswegs zu bezweifeln, daß in 
einem derlei Falle mit Umficht und Des 
licateffe zu Werke gegangen werden 
muß; daher auch die größte Sorgfalt, 
Klugheit und Borfiht den Grenzzoll⸗ 
ämtern ans Herz gelegt wird. 

8.36. Die Befolgung Ddiefer In⸗ 
ftruction ift fih genau und pünctlid), 
fo wie mit Höflichkeit, Anftand und 
ohne ängſtliche Verlegenheit angelegen 
fein zu laffen. Zum Schluffe fommt 
noch zu bemerfen, daß, wenn die Grenz⸗ 
zollämter und die f. k. Grenzwache in 
der ihnen hiermit angewiefenen Sphäre 
fo wirken, wie man zu erwarten be- 
rechtiget ift, fie das Beſte des allerhöch⸗ 
ften Dienftes und das Wohl des Vater⸗ 
landes wejentlich befördern helfen. Uns 


Däffe. 


geachtet ihr Gefchäft mit manchen Uns 
annehmlichkeiten und Beſchwerden ver- 
bunden ift, fo kann doch Fleiß, Geduld 
und Liebe für den Dienft fie leicht über- 
winden. Bor Allem ift ed nöthig, daß 
jeder diefem Gefchäfte gewidmete Be- 
amte die öffentliche Achtung für fid 
und feine Regierung durch ernſtes, je- 
doch zugleich anftändiges und humanes 
Betragen zu fihern wiffe. Jeder Rei- 
fende muß daher höflich, mit Anftand, 
ohne ſich ängſtlich oder verlegen, noch 
weniger aber zudringlich oder beleidis 
gend zu zeigen, empfangen, und um die 
Borweifung feines Paffes angegangen 
werden. Diejenigen, welche mit der 
Poft ankommen, find auch bei Nachtzeit 
unweigerlich, alle Reifende aber unent- 
geltlih zu erpediren. Jeder in diefem 
Geſchäfte fich einſchleichende Mißbrauch, 
wie er auch immer geartet fein mag, 
ſchwächt jenes öffentliche Vertrauen in 
die Amtshandlung der Polizeibehörde, 
wodurd allein die dabei beabfichtigten 
Zwede der Regierung erreicht werden 
fönnen. (Inftruct. für die k. k. Grenz⸗ 
zollämter und die k. k. Grenzwache in 
Böhm. in Bezug auf das Paflantenge- 
fhäft v. 29. Nov. 1823, bekannt ge⸗ 
macht mit Vdg. des böhm. Sub. Praf. 
v. 28. Mai 1831 3. 3045. Obent. 
3. Bd. ©. 392.) 

Däfle. VerhbaltungssRorm in 
Paß-Angelegenheiten für das 
t.!. Conſulat in Gallacz. 

1. Der Borfteher des Confulates ift 
berechtiget, öfterreichifchen Unterthanen, 
welche fih aus hinlänglih zu entſchul⸗ 
digenden oder rückſichtswürdigen Urſa⸗ 
hen in Gallacz oder Ibraila ohne Paß 
befinden und bei dem Eonfular-Amte 
in Gallacz um die Ertheilung eines 
neuen Paſſes fich bewerben, in den fel- 
tenen Fällen befonderer Dringlichkeit 
und bei unbedenklihen Umftänden eigene 
Päſſe zur Nückreife in ihre Heimat aus» 
äufertigen, wovon er jedoch gleichzeitig 
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nah Befchaffengeit der Reife-Route die 
öfterreihifchen Agentien zu Jaſſy und 
Bukareſt 2c. 2c., wie die betreffende in- 
landifhe Landesſtelle, welcher der Paß⸗ 
werber nach feinem Wohnſitze unterſteht, 
zu benachrichtigen hat. 

2. Außerdem iſt derſelbe berechtiget, 
den mit giltigen Päſſen verſehenen öſter⸗ 
reichiſchen Unterthanen dieſe Paß-Ur⸗ 
kunden bei der Durchreiſe zu vidiren. 
Von den geſchehenen Vidirungen hat 
er periodiſche Verzeichniſſe den kik. Agen⸗ 
tien zu Jaſſy und Bukareſt zu über 
fenden. 

3. Die Bidirung der von den Lan⸗ 
desbehörden der beiden Fürſtenthümer 
zur Reife nad Defterreih audgefertig« 
ten Bäffe, fowie der Reifepaffe von nad 
Defterreich fih begebenden fremden Un⸗ 
terthbanen und die Austellung von Reiſe⸗ 
päffen außer den unter 1. bezeichneten 
Fällen bleibt den E.E. Agentien zu Jaſſy 
und Bukareſt vorbehalten. (Hfkmr. Braf. 
Decr. v. 29. Aug. 1835 3. 5196 PP. 
n. 6. Rggs. Vdg. v. 4. Sept. 1835 
3. 48657. Brov. G. ©. 17. Bd. 
Nr. 298). 

— — Die f. preußifchen, die. bai⸗ 
riſchen und fächfifchen Unterthanen, wie 
auch jene des Herzogthums Coburg als 
nahe Grenznachbaren des Königreiches 
Böhmen find von der Bidirung ihrer 
Päffe dur eine k. f. Geſandtſchaft in 
jenen Fällen enthoben, wenn fie auf 


ihrer Reife nicht von oder durch den Ort 


kommen, wo eine k.k. Gefandtfchaft 
ihren Sig hat, und wenn fie nebftdem 
mit ordentlihen,, völlig glaubhaften 
Päſſen ihrer vorgefegten Behörde zur 
Reife in die k.k. Staaten verfehen find. 
(Bdg. des böhm. Bub. v. 9. Jan. 1836 
3. 1128. Prov. ©. ©. für Böhmen, 
3. 1836 Nr. 7.) 

Päſſe. Da nach den beftehenden Paß⸗ 
und Polizei⸗Vorſchriften von Auslän- 
dern der Eintritt in die f. k. Staaten 
nur mit legalen Päflen geſtattet ift, 
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und eine Auswanderungsslicen; die 
Stelle eines förmlichen Paſſes nicht 
vertreten kann, fo haben die k. Kreid« 
. ämter die Dominien und Magiftrate 
hiernach zu belehren und zur genauen 
Beachtung der beftehenden Paß⸗Vor⸗ 
fhriften mit dem Bedeuten anzumeifen, 
dag derlei Individuen, wenn fie mit ſol⸗ 
hen ungiltigen, die Stelle fegaler Päffe 
in keiner Art vertretenden allgemein 
lautenden Auswanderungs-Ligenzen be- 
treten werden, auf der betretenen Route 
wieder in das Ausland zurüc zu in« 
ftradiren find. (Big. des böhm. Gut. 
v. 16. Juni 1836 3. 17894. Prov. 
8.6. fürBöhmen, 3. 1836 Nr. 173). 

Däffe Borfhrift über die 
Amtswirkſamkeit des k.k. Con⸗ 
ſulates zu Gallacz in Pap- 
Angelegenheiten. Im Rahhange 
zu dem Hoffammer-Decrete vom 29. 
Auguft 1835 wird dem f.}. Confulate 
zu Sallacz in Beziehung auf deffen 
Wirkſamkeit in Paß⸗ Angelegenheiten 
Folgendes eröffnet: 

1. Die Einfendung der vonruffifchen 
Behörden ausgeftellten Pafje ruffifcher 
nah Gallacz zur ſchleunigen Weiter: 
reife kommenden Unterthanen nad) Jaſſy 
zur erforderlien Vidirung iſt noch fer⸗ 
nerhin den Parteien zu überlaffen. In 
jenen Fällen, in welchen fi folhe Bar- 
teien dieferwegen an das k.k. Confulat 
wenden, bleibt es denfelben unbenom- 
men, diefem Anſuchen zu willfahren; 
nur muß die Berfendung auf Koften 
der Bartei veranfaßt werden. 

2. Der Conſulats⸗Vorſteher ift er⸗ 
mädfiget, in jeder Beziehung 
unbedenklichen öfterreihifhen 
Untertbanen oder Shuggenof- 
fen, welche aus ftattHaften Gründen 
nicht mehr im Befiße ihrer Päffe fich ber 
finden, in befonders dringlihen Fällen 
au für eine andere Reife als in ihre 
Heimat neue Reiſepaͤſſe auszufertigen, 
infofern fie die Dringlichkeit ihrer Reife 
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nachweiſen und wenn gegen ihre Perſon 
kein politiſches Bedenken obwaltet. Ruͤck⸗ 
fihtlich der diesfalls zu erſtattenden An⸗ 
zeigen iſt ſich nach der Berordnung vom 
29. Auguſt 1835 zu benehmen. 

3. Zur Viditung der in moldauiſcher, 
wallachiſcher oder türkifher Sprache 
ausgefertigten Päſſe, welche dem Con» 
fulate zur Beifügung einer deutſchen 
Heberfeßung vorgelegi werden, wird der 
EonfulatssBorfteher nur dan ermaͤch⸗ 
tiget, wenn der Paß-Borzeiger ein mol« 
dauifcher, wallachiſcher oder türkifcher 
Unterthan ift, der Grund feiner Reife 
vorliegt, und gegen defien Perſon durch⸗ 
aus kein Bedenken obwaltet. (Hfkmr. 
Präſ. Decr. v. 5. Rov. 1836. 3. 6723. 
Ddg. der n. ö. Reg. v. 12. Rov. 1836 
3. 64406.) 

Paſſe. Befimmungen über 
die Ausftellung und Pidirung 
der Reife-Päffe von den Con— 
fulen. Rachdem die bisher in Kraft 
beftandene Norm, gemäß welder die 
k.k. Sonfulate nicht ermächtiget waren, 
die Bäffe fremder Unterthanen , welche 
fh nah den 8. k. Staaten begeben 


‚wollen, gu vidiren, und von welder 


erft in Folge mehrfaher Verhandlun⸗ 
gen zu Gunſten einiger k. k. Conſulate 
in Berückſichtigung beſonderer örtlicher 
Verhältniſſe, oder momentan eingetre⸗ 
tener Zeitereigniſſe eine Ausnahme zu⸗ 
geſtanden wurde, den diesfalls gemach⸗ 
ten Wahrnehmungen zufolge, mehreren 
fremden Regierungen wiederholt zu Re⸗ 
clamationen Anlaß dargeboten, und un⸗ 
liebfame, felbft auf den Handelsverkehr 
nadhtheilig einwirkende Eollifionen her⸗ 
beigeführt hat: fo ift der Beſchluß ge- 
faßt worden, die in Rede ftehende Bes 
ſchränkung, ohne daß jedoch hiedurch 
der bisher aufrecht erhaltene Grundſatz, 
nah weldhem die 8. k. Staatsverwal⸗ 
fung die im ?, k. Gebiet befindlichen 
ausländifchen Eonfuln keineswegs als 
diplomatiſche, fondern lediglih ale 
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Handelsagenten erkennt, aufgegeben 
wird, aufzuheben, und für die Zukunft 
ſämmtliche ?. k. Confuln, obgleich die: 
felben ebenfalls nicht als diplomatifche 
Agenten zu betrachten find, zu ermäch⸗ 
tigen, die volllommen Iegalen Päfle 
unbedenklich erfannter Unterthanen je- 
ner Regierung, in deren Gebiete fie ihre 
Eonfulars$unctionen ausüben, infofern 
an dem Orte ihrer Refidenz nicht zu⸗ 
gleih eine 8. k. Geſandtſchaft ihren 
Sig hat — in weldem Falle die Paß⸗ 
Bidirung unfehlbar bei diefer Statt 
finden mug — und infofern dießfalls 
von der betreffenden auswärtigen Re- 
gierung das reciprocum beobachtet 
wird, zur Reife in das k. k. Gebiet, je- 
doch mit der Verbindlichkeit zu vidiren, 
über alle ſolche Vidirungen eine genane 
Bormerkung zu führen, und eine Ab- 
ſchrift des diepfälligen Verzeichniffes 
jenen monatlihen Ausweifen abgefon- 
dert beizufügen, welde fie über die an 
k. k. Unterthanen ertheilten Paßviſen, 
oder nach Umſtänden auch über die an 
Letztere verabfolgten Päſſe den betref—⸗ 
fenden k. k. Miſſionen, und in jenen 
Ländern, wo keine k.k. Gefandtfchaften 
befteben, an das 2. ?. füftenländifche 


Gubernium vorfäriftmäßig einzufenden. 


verpflichtet find. Bon diefer Verfügung 
werden die Kreisämter in Folge eines 
Schreibens des Herın Polizei « Präfl« 
denten vom 18. d. M. zur Wiffenfchaft 
und Nachachtung mit der Aufforderung 
in die Kenntniß geſetzt, von derfelben 
die Polizei» und fonftigen Auffichtsbe⸗ 
hörden zu ihrem Nachverhalt in vor⸗ 
fommenden Fällen zu verfländigen. 
(Sub. Präf. Decr. v. 22. Aug. 1839 
3. 5027. PBrov. ©. ©. für Böhmen, 
21. Bd. Nr. 230. 

Päſſe. Bebandlungder indie 
f. kt. Staaten reifenden Aus 
länder. Rad dem Inhalte eines Po: 
lizei-Präftdialfchreibend vom 9. d. M. 
haben vielfältige Reclamationen mehrer 
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ter an dem a. h. Hofe accreditirter Ge⸗ 
fandtfchaften und insbefondere der kön. 
franzöfifhen Botfhaft, aus Anlaß der 
Anftände und Schwierigkeiten, zu wel- 
chen bisher die hinfichtlich der nad) den 
k. k. Staaten reifenden fremden Unter⸗ 
thanen beftehenden, den ?. Et. Behörden 
ale Behandlungsnorm vorgezeichneten 
Paß⸗Vorſchriften Anlaß gaben, den 
Herrn Polizei-Präfidenten beftimmt, im 
Einvernehmen mit der geh. EL. Hof- und 
Staatskanzlei von der Strenge einiger 
diefer Direktiven, welche in der bishe⸗ 
tigen mehrjährigen Praris ohnehin be« 
reitd mandherlei Modificationen erlitten 
haben, abzugeben, und in diefer Bezie- 
bung für die Zukunft die nachflehenden 
Grleihterungen eintreten zu laſſen, 
naͤmlich: 

1. Sind von nun an ſämmtliche Her⸗ 
ren Länder⸗Chefs ermächtiget, fremden 
Reiſenden, welche mit legalen , jedoch 
nur für einen einzelnen beftimmten Ort 
des ?. k. Gebietes lautenden Bäffen 
verfehen find, nah Gonftatirung des 
wirklichen Beftandes der die Ausdeh⸗ 
nung oder Abänderung der auf dem 
Paſſe vorgezeichneten Route genügend 
rechtfertigenden Motive, fowie im Falle 
der Unbedenklichkeit des Reifenden, das 
Paß⸗Viſa nah einem andern Orte der 
k. k. Monardhie zu ertheilen. 

2. Iſt auf der Forderung, wornach 
die ausländischen Reifepäffe fremder Uns 
terthanen die vollftändige Reife Route 
und die genaue Reifebeflimmung des 
Paß⸗Inhabers enthalten foklen, ferner« 
bin nicht zu beftchen. 

3. Soll nicht mehr ald unumgänglich 
nothwendige Bedingniß der Zulaffung 
gefordert werden, daß alle nach den k.k. 
Staaten lautenden ausländifhen Paffe 
fremder Unterthanen mit dem Biia der 
k. k. Miffion jenes Landes, welchem 
der Bapträger angehört, verfehen feien, 
fondern e3 wird, infoferne der PBap- 
Inhaber den Siz diefer k.k. Miffon 


‚Baäffe 


nicht paffirt, genügen, wenn derfelbe 
feinen Paß von den auf der Route nach 
dem k. k. Gebiet befindlichen kak. Mif- 
fionen (falls deren aufdiefer Route vor: 
handen find) vidiren läßt. 

4. Wird den betreffenden k. k. Be⸗ 
börden geftattet, Hinfüro fremden, auf 
der Reife dur die ?. k. Staaten be- 
griffenen fremden Unterthanen ihre aus» 
ländifhen Päſſe auch nad ſolchen Or⸗ 
ten im. Auslande, wohin dieſe Päſſe 
urfprünglich nicht lauten, jedoch ledig⸗ 
li zur Dahinreife zu vidiren, infoweit 
nicht von den Regierungen folder Un- 
tertbanen, wie dieſes namentlich von der 
kaiferlich ruſſiſchen Regierung gefchieht, 
gegeu eine ſolche Mapregel Einfprud 
geſchieht; hinſichtlich der kaiſerlich ruf- 
ſiſchen und königlich polniſchen Unter: 
thanen hat es daher bei der Strenge 
der Vorſchrift zu verbleiben, gemäß wel⸗ 
her fi unbedingt und pünktlich am die 
darin enthaltene Beitimmung zu hal- 
ten ift. 

Schließlich bezieht fi) der Herr Po- 
ligei-Präfident: 

5. Auf die Zufchrift vom 18. Auguſt 
1, J. (bekannt gemacht mit dem Präſi⸗ 
dial⸗Dektet vom 22. Auguſt 1839 
3.5027), zufolge deren fämmtlichen k.k. 
Confuln ohne Ausnahme ein erweiter« 
ter Wirkungskreis in Paßſachen einge- 
raumt wurde, — mit der Bemerkung, 
daß das k. k. General-Confulat in An- 
fona überdied ausnahmsweiſe die Be⸗ 
fugniß erhalten hat, jenen unbedenkli⸗ 
chen und mit ordentlihen Päflen ver- 
fehenen königl. großbritannifchen und 
jonifhen Unterthanen, weldye aus den 
Häfen des mittellandifchen Meeres dort 
anlangen, auf Verlangen des dortigen 
f. großbritannifhen Conſuls das Viſa 
nah den k. k. Staaten zu ertheilen. 
(Bub. PBräf. Dec. v. 21. Sept. 1839 
3. 5664. Prov. ©. ©. für Böhmen. 
21. Bd. Nr. 258.) 

Päffe. Hiermit werden nachſtehende 
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von der f. k. Internuntiatur zu Con⸗ 
ftantinopel in Betreffdes Confus 
larfhußes und Paßweſens an 
dle Eonfularämter in der Levante 
(mit Ausnahme der Agentien von Bu⸗ 
fareft und Jaſſy) fowie an das Gene 
ral-Confulat in Alerandrien, ergange- 
nen Beifungen ordnungdmaßig zur all» 
gemeinen Kenntniß gebracht. 

1. Schon mit der Hoflammer - Ber- 
ordnung vom 4. November 1833 3. 
46173, wurden die unter dem Schuße 
der E. k. Confularämter in der Türkei 
und in Aegypten befindlihen Indivi⸗ 
duen in drei Hauptabtheilungen einges 
reiht. Zur erften Abtheilung gehören 
die öfterreichifchen Unterthanen dejure, 
d. h. jene, welche über den Beſitz aller 
gefeglichen Eigenfhaften als ſolche ſich 


- gehörig ausgewiefen haben; zur zweiten 


Abtheilung die öfterreihifchen Untertha- 
nen de facto, das find jene, welche ohne 
den Befiß oder die Nachweiſung des 
Befibes der hiezu erforderlichen Eigen⸗ 
[haften von den Konfularamtern dafür 
anerfannt find; zur dritten Abtheilung 
endlich die übrigen Schußverwandten, 
die über ihr Anfuchen unter dem Schuße 
der Confularämter fi befinden. Auf 
Grundlage dieſer Abtheilungen ift für 
die erfte und dritte Claſſe die Auswei- 
fung mit regelmäßigen Reiſe- und Auf- 
enthalts-Urkunden, ausgestellt von den 
Behörden ihrer Heimat, vorgefchrieben. 

2. Ulle übrigen fogenannten k.k. Un- 
terthbanen de facto haben vom 1. Jäne 
ner 1847 angefangen ihre Beredhtigung 
zum Aufenthalt und zu Reifen in der 
Türkei unter öfterreihifchem Confular» 
fhuße durch den Beſitz eines Internuns 
tiatur- Paffes nachzuweiſen. 

3. Diefe Päfle werden auf die Dauer 


von 3 Jahren zum Aufenthalte und zu 


Reifen in den odmanifhen Staaten 
ausgeftellt und den k. k. Gonfularäm- 
tern zur Bertheilung an die in ihrem 
Bezirke fih aufhaltenden k. k. Unter 
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thanen gegen Entrichtung der Tarevon 
2 fl. EM. verfendet werden. 

4. Bei der vor Ausftellung des Paf- 
fe zu liefernden Nachweiſung des Ti⸗ 
teld der öfterreichifchen Unterthanfchaft 
ift wo möglich immer auf die ältefte Ur- 
funde zurückzugehen, und bei jenen In⸗ 
dividuen, welche nicht bereit$ wor dem 
4. Nov. 1833 unter öſterreichiſchem 
Conſularſchutze ftanden, mit defto grö- 
Berer Strenge die Prüfung vorzus 
nehmen. 

5. Sowohl die von den Behörden 
des Inlandes, als die von der k.k. In⸗ 
ternuntiatur ausgeſtellten Aufenthalts⸗ 
Urkunden find bei dem Conſularamte, 
in deffen Bezirke der damit Betheilte 
fi bleibend aufhält, in Verwahrung 
zu nehmen, und demfelben dafür, wo es 
uͤblich iſt, die fogenannfe Sicherheits⸗ 
karte oder Certificat (Carta di perma- 
nenza, permis de séjour) auszufertigen. 

6. Die f. k. Conſularämter werden 
daher ohne Rückſicht auf die Abftufuns 
gen ihresfonftigen Wirkungskreiſes für 
die Zukunft bei Reifen k. k. Untertha⸗ 
nen nad) ihrem Vaterlande oder in den 
osmaniſchen Provinzen, fowiein Aegyp⸗ 
ten, ſich auf die Bidirung der ihnen vor 
gewiefenen heimatlichen Reife-Urkunden 
und Internuntiatur »- Bäffe befchränfen, 
Dagegen eigene Conſularpäſſe nur in 
folgenden Fallen ald Ausnahme aus: 
ftellen: 

a) Bei nachgewieſenem Verlufte oder 
gänzlicher Unbrauchbarkeit des früheren 
Reiſe⸗Documentes, wo der Befi einer 
anderen Urkunde für die Zwifchenzeit 
dringend- benölhiget wird, und unter 
gleichzeitiger Anzeige an die f. k. Ins 
ternuntiatur, weldhe gegen fpätere Ein- 
jiehung diefes Interimspaffes des Con» 
fülat3 dem Bewerber ein regelmäßiges 
Document erfolgen wird. 

b) In Fällen plöglicher Deranlaffung 
zur Reife ſolcher Individuen, welche 
mit feinem eigenen Paffe verfehen find, 
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fondern auf den Reiſe⸗Urkunden eines 
anderen 8. 2. Unterthans verzeichnet 
find, als: Ehefrauen, Kinder, Dienft- 


‚Tente, wenn fie k. E. Unterthanen find, 


und wegen Kürze der Zeit dad Ein- 
ſchreiten bei der k. k. Internuntiatur 
unthunlich ift. (Hfkzl. Dec. v. 6. Dec. 
1846 3. 40348. Zeitſch. für 9.0. ©. 
C. 3. 1847 ©. 105.) 

Mäffe. Der Herr Minifter des In⸗ 
nern hat über eine vorgelonmene An- 
frage mit dem Erlaffe vom 31. Auguft 
1850 3. 18017, eröffnet, e8 habe bei 
Päffen der vom Auslande Kommenden 
oder in das Ausland Reifenden gemäß 
der fortan in Kraft beftehenden Bor- 
ſchrift ala Negel zu gelten, daß fie mit 
dem Bifa der betreffenden öfterreichifchen 
oder ausländifhen Gefandtfhaft nur 
dann verfehen fein müffen, wenn die 


Reifenden aus einem Orte fommen, wo 


ſich eine Miffion befindet, oder aufihrer 
Route einen ſolchen Ort berührt haben. 
(Erl. d. o. d. Stth. v. 7. Sept. 1850 
3. 20712.2. ©. 3. Nr. 437.) 

— — Die f. . Ugentie und Gene⸗ 
ral⸗Conſulat in Bufareft hat nad) Ges 
nehmigung des hohen k.k. Minifteriums 
des Aeußern, bezüglid der Revifion 
und Erneuerung der Reifepäffe der in 
der Walachei fih aufhaltenden E. f. öfter- 
reihifhen Staatsangehörigen folgende 
Modalitäten feftgeftellt: 

$. 1. Jeder in einer Stadt anfom- 
mende Fremde muß feirten Paß bei der 
Polizeibehörde abgeben, melde ihm 
einen auf die Baßdauer lautenden Auf: 
enthaltsſchein auszufertigen hat. 

8. 2. Die Polizeibchörde wird den 
Paß regiſtriren und längſtens innerhalb 
24 Stunden an die k. k. Agentie über⸗ 
mitteln. 

8. 3. Iſt die Paßdauer verftrichen, 
fo wird fih die Localbehörde mit der 
k.ik. Agentie wegen der Ausmeifung des 
?.?. Unterthans einverftehen, wenn dies 
fer feinen Paß nicht ernenert. 
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8. 4. Die Erneuerung ift bei derk.k. 
Agentie anzufuchen, welche alle Paß⸗ 
vertheilungen der Localbehörde befannt 
gibt. Sollte einem k. f. Unterthanen 
wegen ſchlechten Betragend oder Er: 
werblofigkeit fein Paß ertheilt, fondern 
derfelbe aus dem Lande abgeſchafft wer- 
den, fo hat ſich die Polizeibehörde dar- 
über mit der 8, k. Agentie einzuver⸗ 
fteben. 

8. 5. Die Päffe der bereits im Für- 
ſtenthum fih aufhaltenden k. k. Unter 
thanen werden im Kalle einer allgemei- 
nen Paßrevifion oder einer fypeciellen 
Gonteflation von einer aus Landes» 
und Gonfular» Beamten zufammenge- 
fepten Commiffion geprüft und nad 
den obigen Grundſaͤtzen behandelt. 

8. 6. Die öfterreihifhen Untertha- 
nen mofaifcher Religion werden auch in 
Paßſachen ganz glei mit den hriftlis 
Ken Untertbanen Seiner Majeftät be- 
handelt. (Kundm. d. k. k. Mil. u. Eiv. 
Gonv. in Siebenbürgen v. 22. Dct. 
1851, L. G. B. für Siebenb. Nr. 273.) 

Paͤſſe. In Folge einer in miniſteriel⸗ 
Sem Wege gepflogenen Verhandlung 
werden hinfichtlih der neapolitani- 
Then Päſſe, wenn diefelben im Bes 
reihe der k. k. Staaten unbeanftändet 
“ bleiben follen, für die Dauer der jetzigen 
außerordentlihen Berhältniffe die nad: 
ftehenden Normen feftgefekt, welche bis⸗ 
ber und zwar feit dem 3. 1824 nicht 
beftanden haben: 

1. Jeder Paß eines k. neapolitani⸗ 
ſchen Unterthans muß mit dem Viſa 
der k. k. Geſandtſchaft in Neapel oder 
eines k. k. öfterreihifhen Gonfulates 
verfehen fein. 

2. Jedet derlei Paß muß für eine be⸗ 
ſtimmte Dauer ausgeſtellt ſein, und es 
ſoll den wie bisher für unbeſtimmte Zeit 
auögeftellten Päſſen Feine längere als 
höchſtens eine dreijährige Giltigkeits⸗ 
dauer zuerfannt werden. (Dec. der k.k. 
Pol. Dir. v.20. Jän. 18523. 292/Pr.) 
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Paͤſſe. Nachdem in Kolge mehrerer 
Wahrnehmungen das großherzogliche 
Univerfitätsamtzu Heidelberg 
von dem ihm eingeraumten Befugniß 
zur Ausftelung von Päſſen verſchie⸗ 
dene Mißbräuche gemacht bat, welde 
zumal unter den gegenwärtigen Ver⸗ 
hältniffen von nachtheiligen ordnungs⸗ 
widrigen Folgen fein können, fo hat 
das hohe Minifterium des Innern ſich 
zur Erlaffung der Berordnung vom 
10. d. M. 3. 815/M. 3. beftimmt ges 
funden, daß von nun an die erwähn: 
ten und auch fonftige Univerfitäts- 
päfle in den k. k. Staaten nicht mehr 
als zum Eintritte und bierländigen 
Aufenthalt giltige Reiſeurkunden ange: 
fehen, und daß eben fo wenig die von 
Seite der Univerfität3ämter vorgenom⸗ 
menen Bidirungen refpektirt werden 
follen, wenn nicht fhon die mit diefem 
Bifa verfehenen Päſſe, an und für fi 
legal find. (Dec. der E. k. Stdth. vom 
11. Febr. 1852 3. 599/P.) 

— — Da die von Engländern ans 
genommene und in neuerer Zeit im- 
mer weiter greifende Gewohnheit, auf 
dem Eontinente mit Paͤſſen zu reifen, 
welche nicht von englifhen Behörden, 
fondern von fremden , in England refi- 
direnden Gefandtfhaften und felbft 
von Gonfulaten audgeftelt find, zu 
bedeutenden Unzukömmlichkeiten Ber- 
anlaffung geben, hat nun, um diefem 
Mißbrauche in Abfiht auf das Reifen 
in den öfter. Staaten ein Ende zu 
machen, die faiferlihe Regierung den 
Beſchluß gefaßt, vom 1. Mai l. J. an, 
nur jenen großbrittanifhen und 
jonifhen Staatsangehörigen 
den Eintritt nah Defterreid 
und den Aufenthalt daſelbſt 
zu geftatten, die an fi unver: 
dächtig, mit einem von der compe⸗ 
tenten großbrittanifhen oder jonifhen 
Behörde ausgeftellten regelmäßigen 
Paͤſſe verfehen und in ſolchem ausdruͤck⸗ 
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li als großbrittaniſche oder joniſche 
Untertbanen bezeichnet find. Diefe 
Bäffe müffen überdies mit dem Bifa 
einer kaiſerlich oͤſterreichiſchen Geſandt⸗ 
ſchaft oder eines kaiſ. öfterr. Conſu⸗ 
lats verſehen ſein, und da die in eng⸗ 
liſchet Sprache geſchriebenen Päſſe den 
k. k. Auffihtss Behörden zumeiſt un⸗ 
verftändlich find, fo haben die kaiſerl. 
Miffionen Auftrag erhalten, dafür 
Sorge zu tragen, daß das, einem in 
englifher Sprache gefhriebenen Paffe 
beizudrücdende Viſa jedenfalls den Nas 
men und die Eigenfchaft des Papträ- 
gers, und in befonderen Fällen auch 
deffen Perſonéebeſchreibung enthalte, 
und in feiner andern Sprache als in 
Der deutſchen oder italienifchen abge» 
faßt fei. Behufs der Durdführung dies 
fer Anordnungen find die kaiferlichen 
Miffionen von Seite des Herrn Minis 
fterpräfidenten angewiefen worden, vom 
1. 1. 3. an keinem Pafje eines Eng» 
länderd oder Joniers, welchem die vor⸗ 
angedeuteten Crforderniffe mangeln, 
das Viſa zum Eintritte in die kaiferl. 
Staaten beizudrüden. Die vorſtehen⸗ 
den Anordnungen haben übrigens kei⸗ 
nen Bezug auf die aus Dflindien mit 
der Ueberlandpoft nad Alerandrien in 
Egypten aufommenden und von dä 
direct mit den Dampffchiffen des öfterr. 
Lloyd nach Trieſt reifenden Engländer, 
binfihtlih welder es in Bezug auf 
ihre Reifedbocumente bei dem bisherigen 
ansnohmsweifen Verfahren auch ferner 
fein Bewenden bat. Der Herr Statt- 
halter von Zrieft wurde aber gleichzei- 
tig eingeladen, dahin zu wirken, daß 
der englifhe Conſul dafelbft in den 
von ihm den gedachten englifhen Rei: 
fenden zur Weiterfahrt auszuftellenden 
Päſſen jederzeit ausdrücklich anführe. daß 
der Paßträger großbritt. Unterthan fei. 
(Dec. d. Min. d. Inn. v. 4. März 1852 
3. 1356. Dec. dern. d. Statth. v. 10. 
März 1852 3. 556/P.) 


Paͤſſe. Rah Inhalt eines herabge⸗ 
langten h. Minifterial-Erlaffed vom 5. 
d. M. 3. 2012/M. J., ift von der faif. 
Regierung unter gleichzeitiger Verſtän⸗ 
digung der Fön, preußifchen Regierung 
der Befchluß gefaßt worden, Reifen» 
den aus Dem Herzogthume Po 
fen für die Zukunft nur dann den Ein» 
tritt in die k. k. Staaten zu geftatten, wenn 
diefelben auf ihre Bafle das Bifa der f.?. 
Geſandiſchaft in Berlin erhalten haben 
werden. (Dec. der k. k. Stadth. vom 
6. April 1852 3. 1346/Pr.) 

— — Laut einer ‚Eröffnung des 


k. k. Minifteriums des Aeußern bat 


die königl. preußifhe Regie 
rung durch ihren am hiefigen Hofe 
accrebitirten Gefandten die Erklärung 
abgegeben, dag dortfeits die frür 
beren paßpolizeiliden Bor 
f&hriften den öfterr. Reifenden 
gegenüber völlig unveräm 
dert geblieben feien. Das Fönigl. 
Souvernement hoffe demnach anneh: 
men zu dürfen, daß auch die k. k. Re⸗ 
gierung jede Beranlaffung zur Verſchär⸗ 
fung der Bedingungen, von welden 
biöher in Defterreih die Zulaffung 
preußifcher Reifenden abhängig ge 
macht worden ift, als befeitigt anfehen 
werde. Was insbeſondere die aus dem 
Großherzogthume Poſen nach 
den kaiſerl. Staaten reiſenden 
Preußen betreffe, ſo ſeien die k. Regie⸗ 
rungen zu Bromberg und Poſen ange⸗ 
wieſen worden, zu bewirken, daß die 
Päſſe ſolcher Reiſenden mit dem Viſa 
der kaiſerl. Geſandtſchaft zu "Berlin 
verfehen werden. (Erlaß der oberften 
Pol. Beh. vom 5. Zuli 1852 3. 731. 
Bdg. der n ö. Stattb. vom 4. Aug. 
1852 3. 24260.) 

— — 63 bat die Rothwendigkeit 
fi dargeftellt, im Bernehmen mit der 
fönigl. preußifhen Regierung die 
Srundfäge genau feftzuftellen, wor: 
nah bei der pappolizeilihen 
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Behandlung jener NReifenden 
vorgegangen werden foll, wel- 
he mit Benüßung der öfterr. 
preuß. Eifenbabnen aus einem 
Gebietstheile Oeſterreichs nach 
dem andern ohne Aufenthalt 
durch's preußiſche Gebiet ſich 
begeben wollen. Die koͤnigl. preuß. 
Regierung hat ſich bereit gezeigt, den 
Wünſchen der kaiſerlichen zu entſpre⸗ 
chen, und es iſt von Seite des koͤnigl. 
preuß. Miniſters des Innern der koͤnigl. 
Dberpräfident der Provinz Schlefien 
mit Erlaß vom 8. v. M. ermaͤchtiget 
worden: 

1. den hier in Betracht kommen⸗ 
den Reifenden, in fo fern fie mit einem 
Paſſe verfehen find, die Beibringung 
des Bifa der preuß. Gefandtfhaft zu 
erlaffen; 

2. öfterreihifchen Unterthanen die 
Durchreife zwifhen Dderberg und Fra» 
fau durch preußifches Gebiet auf Grund 
von Baffirfheinen zu geftatten, aud 
wenn diefe Scheine auf eine längere 
als 4wöchige Dauer audgeftellt find, 
und 

3. dieſes Zugeſtändniß auch auf 
öfterr. Unterthanen polnifher Abkunft 
zu erſtrecken und zwar allgemein, ind» 
befondere aber auf diejenigen, welde 
im Staatd- (Civil u. Militär-) Dienfte 
ftehen. 

Died wird der ?. k. Stadthaupt- 
mannfchaft zur Kenntnignahme und 
Belehrung der Parteien in vorkommen: 
den Fäflen mitgeiheilt. (Erl. der oberft. 
Pol. Beh. v. 15. Juli 1852 3. 1239. 
Etl. der n. d. Etatth. vom 14. Aug. 
1852 3. 25938.) 

Päſſe. Die bosniſche Regierung ift 
angewicfen worden, tünftighin türkis 
fen, nah Defterreich reifenden Unter: 
thanen neue, oben das Namenszeichen 
de3 Sultans (Zugra) an fi tragende, 
mit Rubriken in franzöfifher Ueber: 
feßung verfehene Päſſe vom größeren 
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Formate zu ertheilen. (Erl. der oberfl. 
Bol. Beh. v. 31. Juli 1852 3. 2153. 
Dec. der n. d. Statth. vom 7. Auguſt 
1852 3. 1891/Pr.) 

Päaſſe. Rad der gegenwärtig in Kraft 
beftehenden Vorſchrift bedürfen die mit 
Reifepäffen der ?. k. Militär- und Ci⸗ 
vil-Gouverneur, Statthalter oder Kreis⸗ 
präfidenten verfehenen k. k. Untertha⸗ 
nen zum Eintritte in das Königreich 
Baiern das Bifa einer koͤnigl. baieriſchen 
Sefandtfchaft nur dann, wenn fie über 
Wien oder durch eine andere, den Siß 
einer Fönigl. baieriſchen Geſandtſchaft 
bildende Stadt reifen, und es ift den- 
felbden außerdem der Eintritt in das 
k. baierifche Gebiet auch ohne geſandt⸗ 
ſchaftliches Viſa geſtattet. Inzwiſchen 
iſt in der paßämtlichen Behand⸗ 
lung der nach Baiern und bezie— 
hungsweiſenac ODeſterreich rei— 
ſenden beiderſeitigen Unter— 
thanen eine weitere Erleichterung ein⸗ 
getreten. 

Die k. k. Regierung hat nämlich zu 
dem von Geite der Fönigl. baierifchen 
Regierung geftellten Antrage, „daß 
baierifhe Untertbanen, welche mit les 
galen Ausweiſen verſehen find, vor 
längerer Zeit zwar den Siß einer k. k. 
Gefandtfhaft berührt haben, fpäter 
aber ihr Neifeziel ändern, und in die 
öfterr. Staaten eintreten wollen, un» 
beanftändet die oͤſterr. Grenze aud 
ohne die Viſa einer k. k. Gefandtfchaft 
überfchreiten dürfen," unter der Bors 
ausfeßung völliger Reciprocität ihre 
Zuftimmung gegen dem ertheilt, 

1. daß der Reifepaß überhaupt nad 
den E. k. Staaten, und umgekehrt nad 
dem Königreihe Baiern, oder doch in 
die deutſchen Bundesftaaten laute, und 
daß 

2. die Nothwendigkeit der Reiſe, ſo 
wie auch der Umſtand, daß dieſe Roth: 
wendigkeit erſt fpäter fi herausge⸗ 
ſtellt hat, wo nicht mehr die zureichende 
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Zeit zur Einholung des betreffenden 
geſandtſchaftlichen Viſa erübrigte, durch 
eine glaubwürdige Beftätigung einer 
k. k. Poligeibehörde oder Bezirkshaupt⸗ 
mannſchaft und beziehungsweife einer 
dazu ermädtigten k. baier. Behörde 
nachgewiefen erſcheine. 

Unter diefen Bedingungen werden 
demnad auch die öfterr. Unterthanen 
bei ihrem Eintritte nad Baiern wegen 
Mangeld des gefandtichaftlihen Viſa 
künftighin keinem Anftande begegnen, 
und find hiernach die k. baier. Pap- 
behörden mit der geeigneten Weifung 
verfehen worden. Was die nad Ziffer 2 
erforderliche Beftätigung einer königl. 
baier. Behörde anbelangt, fo find zur 
Ertheilung derfelben die Stadt: Com- 
miffariate, die Landgerichte, die Ge⸗ 
richts- und Polizeibehörden, und in 
dem Regierungs- Bezirke der Pfalz die 
Land » Commiffariate ermädtigt. Von 
diefem Uebereinkommen wird die k.k. 
PolizeisDirection zur Darnachachtung 
bei Inftradirung der Reife-Documente 
nad oder aus Baiern und bezüglich 
der Ausftellung oder Prüfung der sub 
Nr. 2 erwähnten Beftätigungen in 
Kenntniß gefegt. (Erl. der oberft. Bol. 
Beh. v. 23. Aug. 1852 3. 3061, n. 
6. Statth. 3. 31311.) 

DMäfle. Ueber die paßpolizei- 
lihe Behandlung der Auslän- 
der in Defterreid. 

8. 1. Jeder Ausländer, welder ſich 
nah den k. k. öfterr. Staaten begibt, 
muß mit einer ordnungsmäßigen, zur 
Reife dahin giltigen NReife - Urkunde 
verfehen fein. Bon der vorftehenden 
Beflimmung find nur fouveräne Fürs 
ften und die Glieder regierender Häu- 
fer, welche königliche Ehren genießen, 
nebft den fie begleitenden oder einzeln 
reifenden Gemahlinnen und Kindern für 
ſich, ihr Gefolge und ihre Dienerfchaft 
ausgenommen. 

$. 2. Die ausländifchen Reife - Ur: 

BZaleiäty, Handb. d. Bol. Bel. IL 
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funden haben nur dann Giltigkeit, 
wenn fie von den berufenen Behörden 
jenes Landes, dem der Fremde feinen 
ftaatsbürgerlihen Verhältniſſen nad 
angehört, für die Reife nah den k. k. 
öfterr. Staaten ausgeſtellt find. 

8. 3. Die ausläandifhen Reife-Ur- 
funden müffen, um in Defterreih ale 
orduungsmäßig anerkannt zu werden, 
mit den in den Staaten, von deren 
Behörden fie audgeftellt wurden, ge: 
feßlih vorgefhriebenen Förmlichkeiten 
abgefaßt, jedenfalld aber fo beſchaffen 
fein, daß daraus Name, Stand und 
Zuftändigfeit des Neifenden erfichtlich 
fei. Sollten in der von der fremden 
Behörde im Auslande auögeftellten 
Reiſe⸗Urkunde die vorgedadhten Rubri—⸗ 
ten mangelhaft fein, oder würde unter 
befonderen Umftänden die Beifügung 
nod näherer Angaben in der Reifes 
Urkunde für erforderlich erachtet wer- 
den, jo haben die kaiferlihen Miffio- 
nen oder Auffihtsbehörden die fehlen- 
den Rubriken nachträglich auszufüllen, 
welche fich jedoch auf Nachſtehendes zu 
befhränten haben, nämlich auf 

a) den Bor» und Zunamen nebft 
dem Geburtsjahre oder Alter, , 

b) den Stand u. Charakter oder 
die Beſchäftigung, 

c) den Wohn u. Zuſtändigkeits⸗ 
ort, 

d) das Religionsbefenntniß, 

e) den Reifezwed, 

N das Neifeziel, 

g) die genaue Perfonsbefchrei- 
bung (Signalement), 

h) die eigenhändige Fertigung 
oder das Amtlich beftätigte 
Handzeichen, 

i) die Dauer der Giltigkeit der 
Reiſe⸗Urkunde, endlich 

k) die Unterſchrift der Behörde, 
von welcher fie ertheilt wurde, 
nebft deren Amtsfiegel. 

Fehlt in der Reife-Urkunde des Aus⸗ 
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landes die Beftimmung der Giltig- 
feitsdaner, fo darf diefelbe von den 
?. k. Behörden nur unter eindringlicdher 
Bürdigung des Neifezwedes und der 
fonftigen Berhältniffe des Reiſenden, 
und im günftigften Kalle nur für den 
Zeitraum von 3 Jahren, vom Tage 
ihrer ordnungdmäßigen Ausftellung 
oder in gleicher Weife erfolgten Ver⸗ 
längerung an gerechnet, als wirkfam 
betrachtet werden. 
$. 4. Der Eintritt zweier oder meh⸗ 
rerer Ausländer in die k. 8. öfterr. 
Staaten mit einer gemeinfchaftlichen 
Reiſe⸗Urkunde ift nicht geftattet. Eine 
Ausnahme hievon befteht nur hinficht- 
li der Begleitung des Fremden, unter 
welcher aber nur deffen Gattin, Kinder, 
Gefolge und Dienerfchaft verftanden 
werden. Die einzelnen Individuen die- 
fer Begleitung müſſen jedoch nament- 
lich und unter Angabe ihres bezägli- 
hen Berhältniffes zu dem Fremden im 
defien Reife-Urtunde aufgeführt fein. 

8.5. Der fremde Reifende bat für 
die Identität der Perfonen feiner Be- 
gleitung mit den in feiner Reiſe⸗Ur⸗ 
tunde aufgeführten Individuen in je- 
dem Falle zu haften, fowie dafür, daß 
feines derfelben, ohne eine eigene Reife- 
Urkunde erhalten zu haben, feine Bes 
gleitung verlaffe. Liegt dies zu hindern 
außer feiner Macht, fo hat er in einem 
folgen Kalle die ungefäumte Anzeige 
an die nächfte k. k. Polizei oder poli« 
tiſche Auffihte-Behörde zu machen. 

8. 6. Jeder Ausländer, der nad 
den k. ?. öfterr. Staaten reifet, muß 
in der Regel zu der von ihm befefienen 
Reife Urkunde das Viſum einer k. k. 
öfterr. Miffton oder eines zur Ertheis 
lung desfelben ermädhtigten k. k. Con⸗ 
fulates erwirten. Ausnahmen bievon 
tönnen fih nur auf fpecielle Ueberein⸗ 
fommen mit den betreffenden fremden 
Regierungen oder auf außerordentliche 
Umftände gründen, welche leßtere, ſo⸗ 
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ferne ſie nicht ohnehin allgemein be⸗ 
kannt find, ſtets nachgewieſen werden 
möffen. 

8.7. Das Bifum wird aber, den 
Fall einer ausdrücklichen befonderen 
Anordnung des Gegentheiles ausge 
nommen, von den in dem vorſtehenden 
8. 6 genannten k. k. Behörden im Aus⸗ 
lande und eben fo von den zur Pflege 
der Pappolizei an den ?. k. öfterreichis 
fen Grenzen beftellten Aufſichts⸗Or⸗ 
ganen zum unmittelbaren Eintritte in 
die k. k. öfterr. Staaten nicht ertheilt: 

a) wenn der Bewerber um dasfelbe 
aus den k. k. öſtert. Staaten abge- 
ſchafft, oder des Landes verwieſen ift; 

b) wenn derfelbe von einer in⸗ oder 
ausländifhen Gerichts » Behörde ſteck⸗ 
brieflich verfolgt, eder auch nur ein in 
fonftiger Beziehung bedenkliches oder 
gefährliches Individuum if; 

ec) wenn er eine beflimmt bezeichnete 
Perſon ift, rückſichtlich welcher ein ſpe⸗ 
cieller Auftrag vorliegt, ihm das Vi⸗ 
ſum zum Eintritte in die k. k. öfter. 
Staaten zu verweigern; 

d) wenn gegründete Bedenken vor⸗ 
handen find, daß der Reiſende nicht 
dieſelbe Perſon ſei, für welche die 
Reiſe⸗Urkunde ausgefertigt wurde, oder 
daß dieſe falſch oder verfälſcht ſei; 

e) wenn die Reiſe⸗Urkunde zur Reiſe 
nah den k. k. oͤſterr. Staaten giltig 
nicht ausgeſtellt iſt; 

f) wenn die Dauer, für welche fie 
ausgeftellt wurde, ſchon abgelaufen ifl, 
und die unterlaffene Erneuerung ders 
felden nicht grundhältig gerechtfertigt 
werden kann; endlich 

g) haben insbefondere die zur Pflege 
der Paßpolizei an den k. k. oͤſterreichi⸗ 
ſchen Grenzen beſtellten Auſſichts⸗Or⸗ 
gane Gauklern, Seiltaͤnzern u. dgl., 
in ſo ferne ſie nicht mit der von einer 
inländifhen k. k. öſterreichiſchen Be⸗ 
hörde etwa bereits erhaltenen Bewilli⸗ 
gung zur Producirung ihrer Künfte 
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oder Schauſtücke ſich auszuweiſen ver⸗ 
moͤgen, ferner Handwerksgeſellen und 
Arbeitern, die ſich mit keiner bis zur 
wahrſcheinlichen Erlangung eines Ar⸗ 
beitsortes im k. k. Gebiete ausreichen⸗ 
den Baarſchaft ausweiſen koͤnnen, oder 
mehr als Einen Monat vor dem Zeit⸗ 
puncte ihres Erfcheinend an der Brenze 
gar nicht in Arbeit geftanden find, ſo 
ferne fie nicht vollfommen glaubwürdig 
nachweiſen tönnen, daß der Grund 
hievon blos in ihrer Erkrankung lag, 
fo wie Perfonen, die ein in Oeſterreich 
dem Ausländer zu betreiben nicht ge- 
ftatteted Gewerbe ausüben wollen, wie 
3. B. Haufirhandel, das Viſum der 
Neife-Urkunde zu verweigern, und dies 
felbe ohne Weitered wieder über Die 
Grenze in das Ausland zurücweifen. 

8. 8. Bei dem Eintritte in die k. k. 
öfterr. Staaten bat jeder Ausländer 
der mit der Bappolizei« Pflege an der 
öfterr. Grenze betrauten k. k. Behörde 
feine Reiſe-Urkunde vorzumeifen, und 
wird denfelben von diefer, fo ferne fein 
Anftand obwaltet, das Viſum zum Bes 
hufe der Fortfegung feiner Reife er⸗ 
theilt. Der Grenzübertritt ohne Ein- 
holung diefes Viſum wird als ein un» 
befugter angefehen und geſeßlich be⸗ 
handelt. 

8.9. Auf der Weiterreife im In- 
lande hat der Fremde bei der Behörde 
des Ortes, an welde er eiwa aus⸗ 
drücklich inftradirt worden ift, für die 
weitere Amtshandlung fi unverweilt 
zu melden. 

8. 10. In den Hauptftädten wird 
die Reife» Urkunde dem Fremden von 
den hierzu berufenen k. k. Auffichts⸗ 
Organen gegen Einhändigung eines 
Empfangfheines abgenommen und bei 
der k. k. Bolizei- Behörde (dem Frem⸗ 
denamte), wofelbft derfelbe zur Erlan- 
gung der Bewilligung zum Aufenthalte 
binnen 24 Stunden nad feiner An- 
Zunft ſich perfönlich oder durch eine be- 


ftellte Berfon zu melden bat, hinter⸗ 
legt. Der Fremde, weldher, ohne Auf« 
enthalt zu nehmen, die Reife fortfegen 
will, bat dies bei der Abnahme feiner 
Reiſe⸗Urkunde anzugeben, und erhalt, 
wenn fein gefeßliher Anftand obwal⸗ 
tet, das Bifum zur Weiterreife fogleich 
nad feiner Ankunft. 

$. 11. In der Haupt» und Refidenz« 
fladt Wien, fo wie in den Hauptftäd- 
ten der einzelnen Kronländer des Kai: 
ferreihes, wo k. k. Polizei» Directios 
nen, oder felbftfländige k. k. Polizei- 
Sommifjariate ihren Sig haben, hat 
fi der Fremde, wenn er daſelbſt län⸗ 
ger ald 3 Tage zu verweilen beabfidh- 
tigt, mit der vorgefchriebenen Aufent- 
haltskarte, welde ihm von der beiref- 
fenden Polizei» Behörde erfolgt wird 
und im Umfange des Amtsbezirkes der 
Ausftellungsbehörde zur Legitimation 
feiner Perfon dient, zu verfehen. Für 
die Ausfertigung der Aufenthaltskarte 
ift eine Kanzleigebühr von 2 fl. CM. 
zu entrichten. Die vorftehende, fo wie 
die in dem voraudgehenden 8. 10, er= 
ſten Abfages, enthaltene Beſtimmung 
findet feine Anwendung auf diploma- 
tifhe Agenten fremder Mächte und ihre 
Begleitung, fo wie auf Staatödiener 
fremder Regierungen, welde in ämt⸗ 
liher Sendung reifen. Handwerksge⸗ 
fellen, Fabriksarbeiter, Dienftboten, 
Zaglöhner und Individuen der fonft 
unbemittelten &lafien find von der Ent- 
richtung der obigen Kanzleigebühr ber 
freit. 

$. 12. Die Aufenthaltslarte, auf 
welcher die erfolgte Entrichtung der 
feftgefeßten Ranzleigebühr oder die Be 
freiung von bderfelben ausdrücklich zu 
bemerken ift, muß nach Ablauf der Zeit, 
für deren Dauer die Bewilligung zum 
Aufenthalte ertheilt worden ift, wieder 
erneuert werden, widrigens deren In⸗ 
haber als unbefugt fih aufhaltend ber 
trachtet, und darnach behandelt wird, 
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8. 13. Die Ertheilung der Bewillis 
gung zum Aufenthalte, fo wie die Be- 
ſtimmung der Dauer des letzteren, ſteht, 
unter fteter Ruͤckſicht auf die Dauer der 
Meifesiirkunde des Fremden, dem Er- 
meſſen der berufenen k. k. Behörde zu; 
in feinem Falle kann aber die Bewilli- 
gung zum Aufenthalte auf Einmal dem 
Fremden auf länger ale Ein Jahr 
ertheilt werden. 

8. 14. Das Bifum der Reife-Urkun- 
den wird von den hierzu berufenen 
k. k. Behörden im ganzen Umfange der 
k. k. öfterr, Staaten unentgeltli er- 
theilt. Lautet das Viſum zur Reife von 
einem Orte des Inlandes nach einem 
andern, oder zur Abreife aus dem In⸗ 
lande in das Ausland, fo hat dasſelbe 
nur für 3 Tage Giltigkeit, wenn nicht 
aus befonderen Gründen eine Befchrän- 
fung diefer Dauer eintritt. Iſt der 
Fremde innerhalb diefer Frift nicht ab⸗ 
gereift, fo hat er das Pifum zur Ab- 
reife bei der berufenen ?. k. Behörde 
neuerdings zu erwirken. 

8. 15. Seder Fremde iſt verpflichtet, 
die Rubriken des ihm vorgelegten Meld- 
zettel®, mittelft deffen der Wohnungs- 
geber die vorgefchriebene Meldung zu 
beforgen und deſſen Inhalt insbefon- 
dere ter Safthofhälter u. dgl. in das 
vorgefchriebene Fremdenbuch einzutra- 
gen bat, glei nad feiner Ankunft ges 
nau auszufüllen. 

8. 16. Nicht minder ift der Fremde 
aber auch außer dem Kalle des 8. 8 
gehalten, den berufenen k. k. Behör- 
den und ihren Organen auf jedeöma- 
liges Berlangen feine Reiſe⸗Urkunde 
jur Einfiht und Prüfung vorzuzeigen 
und auf Befragen über den Zweck ſei⸗ 
ner Reife, über die Dauer feines Auf: 
enthaltes im Orte u. f. w., insbefon- 
dere aber über feine Subfiftenzmittel 
Rede und Antwort zu geben. 

$. 17. Wird dem Fremden während 
feines Aufenthaltes in den E. k. Staas 
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ten von der dazu berufenen Behörde 
jenes Staates, dem er angehört, feine 
Reiſe⸗Urkunde verlängert, oder eine 
neue ausgeftellt, wofür er rechtzeitig 
felbft zu forgen bat, fo muß diefe der 
betreffenden f. E. Behörde behufs der 
Berlängerung der Aufenthaltskarte, 
oder wenn deren Inhaber abreifen will, 
zur Erlangung des Bifum vorgelegt 
werden. Diefe k. ?. Behörde hat, bes 
vor fie hierzu fchreitet, ſich zu überzeu- 
gen, ob die ihr vorgelegte Reife» Ur- 
funde den im 8. 3 enthaltenen Beftim- 
mungen entfpridt. — Wenn dies nicht 
der Fall wäre, fo bat fie das Nedt. 
darauf zu beftehen. daß das Man« 
gelnde von der die Reiſe-Urkunde aus⸗ 
ftellenden fremden Behörde nachträglich 
in foldhe aufgenommen werde ; was 
zu bewirken Sade des fremden Nei« 
fenden ift. Soflien gegen die gedachte 
Verlängerung - der Aufenthaltskarte 
oder die Ertheilung des Viſum noch 
anderweitige Anſtände fih ergeben, fo 
wäre zur Behebung derfelben in Wien 
die Vermittlung des kaiſerl. Minifte- 
riums des Aeußern und außerhalb der 
Nefidenz jene des betreffenden politi« 
[hen Landeschefs in Anſpruch zu neh⸗ 
men. In GErmanglung einer Bertre 
tungssBehörde jenes Staates, dem der 
Fremde feinen ftaatsbürgerlihen Ver⸗ 
hältniffen nach angehört, kann einem 
in Defterreih befindlihen Ausländer, 
der wegen Berluftes feiner Reife-Ur- 
funde oder aus anderen Gründen einen 
neuen Paß zur Fortfekung feiner Reife 
in das Ausland oder zur Rückreiſe in 
dasfelbe dringend benöthiget, ein fols 
her und zwar nur zu diefem Zwecke 
ausnahmsweife von dem politifchen 
Landes⸗Chef ertheilt und muß hierüber 
unvermweilt die Anzeige im Wege der 
k. f. oberften Polizei» Behörde an das 
f. k. Minifterium des Aeußern gemacht 
werden. 

8.18. Die k. k. Grenz- Auffihts- 
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bebörden haben außer den im 8. 7 be 
fimmten Fällen das Recht und die 
Bfliht, dem Fremden, der mit einer 
ordnungsmäßigen Neife- Urkunde nicht 
verfeben iſt, den Eintritt in die k.k. 
öfterr. Staaten, fohin das Bifum ent» 
weder gänzlich zu verfagen, oder nad 
Umftänden denfelben mit einem nad 
dem Orte der nächſten k. k. Polizei- 
oder politifhen Auffihtsbehörde lau⸗ 
tenden Interimspafje zu verfehen, in 
welhem Kalle die abgenommene Reife 
Urkunde unter Begründung des Ber- 
fahrend an jene Behörde weiter einges 
fendet wird. Ein derlei ausgeftellter 
Interim» Reifepaß hat nur eine be- 
ſchränkte, entweder ausdrüclich feſtge⸗ 
fegte, oder fih von felbft verftehende, 
aber jedenfalld 14 Tage nit über- 
ſchreitende Giltigkeit. 

$. 19. Die Bewilligung zum Auf- 
enthalte kann gänzlich verfagt, oder 
die bereit eriheilte zurüdgenommen 
werden: 

a) wenn der Kremde nicht den Der: 
pflidtungen nachkommt, welche die alls 
gemeinen Landesgeſetze oder die befon- 
deren Local» Verordnungen ihm aufs 
erlegen; 

b) wenn es ihm an den nöthigen 
Subfiftenzmitteln mangelt; endlich 

e) wenn die Dauer feiner Reife 
Urkunde abgelaufen ift, und er in der 
ihm allenfalls zugeftandenen Frift mit 
einer neuen oder mit der Verlängerung 
der erlofchenen ſich auszuweiſen nicht 
vermag. 

$. 20. Stellt fih der Aufenthalt 
eines Ausländers in Defterreih aus 
Nüdfihten der Hffentlihen Ordnung 
oder Sicherheit als unzuläffig dar, To 
fann derfelbe, felbft wenn dadurch auch 
- fein ftrafgerichtliches DBerfahren gegen 
ihn begründet wird, ohne Weiters außer 
Landes geſchafft werden. 

8. 21. Gleichwie bei dem Eintritte 
hat der fremde Reiſende auch bei ſei⸗ 
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nem Audtritte aus den k. k. öfterr. 
Staaten an der FE. E. öfterr. Grenze, 
den dort mit der Polizeipflege betrau⸗ 
ten k. k. öjterr. Auffihtsbehörden feine 
Reiſe⸗Urkunde zur Erlangung des Bi- 
fum zum Austritte vorzuweifen, das 
ihm von denjelben fohin auch, wenn 
dagegen fein Anftand obwaltet, er- 
theilt wird. 

$. 22. Die Außeradhtlaffung der 
vorftehenden Beftimmungen wird von 
den biezu berufenen k. k. Behörden, 
foferne hierwegen nicht eine firafger 
richtlihe Amtshandlung einzutreten 
bat, oder diesfalls bier nicht befondere 
vorgefehen ift, polizeilih mit. einer 
Geldfirafe bis zu 100 fl. EM. oder im 
Kalle der Zahlungsunfähigkeit mit Arreft 
bis zu 14 Tagen geahndet. 

8. 23. Ein allfälliger Recurs gegen 
eine Berfügung der Sicherheitöbehörde 
hemmt nit den Bollzug derfelben, 
außer es wäre diefer mit einem unwie- 
derbringlihen, bedeutenden oder fonft 
nicht mehr zu behebenden Nachtheile 
verbunten. 

$. 24. Bezüglid der Legitimation 
zum täglichen Grenzverkehre aus Ader- 
bau⸗, Zandwirtbfchafts-, Gewerbs⸗, In⸗ 
duſtrie⸗ Handels⸗ und dergleichen Zwe⸗ 
cken bleiben die diesfalls beſtehenden 
beſonderen Vorſchriften in Anwendung. 
(S. oben Päſſe. Vdg. v. 28. Mai 1831 
8. 21.) Dasfelbe gilt auch rückfichtlich 
der Wanderbücher, (ſ. Wanderbü⸗ 
cher), und ebenſo bezüglich der foge- 
nannten, vorzugsweife zum Zwecke der 
leichteren Benübung der Eifenbahnen 
eingeführten Paßkarten (f. Paßkarte) 
jener fremden Reifenden,, weldhe Staa⸗ 
ten angehören, deren Regierungen mit 
der ?. k. öfterr. Regierung diesfalls 
eine Bereinbarung getroffen haben, und 
zwar nah Maßgabe der darin wechlel: 
feitig feitgefeßten Beilimmungen. In 
gleicher Weife behalten endlih in Ab- 
fiht auf die Paßpolizei die in befon- 
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deren Verträgen, riedensfchlüffen, 
Zractaten oder fonftigen Uebereinkom⸗ 


men der k. k. öfterr. Regierung mit den ſch 


Regierungen der auswärtigen Staaten 
begründeten Beftimmungen rüdfichtlich 
der wechfelfeltigen Staatsangehörigen, 
auch fernerhin ihre volle Kraft und 
Wirkfamkeit, und es bat namentlich 
auch in Betreff der an das k. k. Mili- 
taͤr⸗Grenzland anftogenden türfifhen 
Provinzen bei dem durch fpecielle Ver⸗ 
ordnungen eingeführten Verfahren noch 
fernerhin fein Bewenden zu behalten 
(f. Zärkei, türkiſche Unterthanen). 
Borftebende Verordnung ift für alle 
Kronländer der Monardie giltig, und 
bat mit 1. Juli 1853 in Wirkfamteit 
zu treten. (Bdg. der oberft. Pol. Beh. 
und der Minifterien des Aeußern, des 
Innern u. des Kriegdw., vom 3. Mai 
1853. R. ©. B. Nr. 82.) 

Päſſe für abgefhaffte Perfonen, f. 
Abſchaffung. 


— — nad Amerika, ſ. Amerika. 

— — Paß-Vorſchriften rüdfitlich 
der ka k. Grenzbewohner, f. Auswan⸗ 
Derungspatent. 

— — nach Baiern, f. Baiern. 

— — in dad Ausland für Beamte, 
f. Beamten⸗Urlaub. 

— — Paß - Borfhriften für Pafla- 
giere auf dem Dampfſchiffe, ſ. Dampf: 
ſchiffe. 

— — Paßvorſchriften beider Dampf⸗ 
ſchifffahrt auf der Moldau und Elbe, f. 
Dampffcifffahrt. 

— — Bappolizei«- Borfhriften bei 
der Elbe⸗Schifffahrt, f. Elbe⸗Schiff⸗ 
fahrt. Vdg. v. 2. Jän. 1846 $. 29. 

— — nah Niederöfterreih dürfen 
nur an erwerbsfähige Individuen aus⸗ 
gefertiget werden, f. erwerbslofe In⸗ 
dividuen. 

— — Berfonen welche, um einen 
der Erwerbfteuer unterliegenden Erwerb 
zu betreiben, im Lande herumreifen, 
müffen nebft dem Paſſe oder Heimat- 
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feine auch mit dem Erwerbſteuer⸗ 

sche verfehen fein, f. Erwerbftener: 
ne, 

Häffe. Paß⸗Vorſchriften bei Beför- 

derung der Reiſenden mittelft der Eil- 

wägen, f. Eilwägen. 

— — ſ. Fremden:Behandlung. 

— — für Geiftlihe in das Aus: 
land, f. Geiſtliche. 

— — dürfen nah Sadfen, Preu⸗ 
Ben und Baiern für gumnaftifche Künft- 
ler nicht audgeftellt werden, |. gymma= 
ſtiſche Künſtlet. 

— — Einfhärfung der Vorſchriften 
binfichtlich derfelben und der Reifenden 
und Ueberwachung der Landkutſcher und 
Stellfuhren, |. LandEntfcher. 

— — Päſſe der Militär » Urlauber 
können in andere Provinzen nur mit 
Zuftimmung der Militar-Behörden in- 
firadirt werden, |. Militär : Beur: 
lanbte. 

Päffe für Militäͤr, Beurlaubte, ſ. 
Militär-Benrlanbte. 

— — ausländifher Militärs find 
von den Eivilbehörden zu vidiren, ſ. 
Militär: Perfonen. 

— — Militär-Perfonen haben fi 
der paßämtlichen Revifion zu unterzie- 
ben, ſ. Militär = Berfonen. Vdg. v. 
20. Zuni 1844. 

— — Stellung der paßlofen oder 
mit erlofhenen Päffen verfehenen In» 
dDividuen zum Militär, ſ. Militär- 
Recrutirnug, Militär: Stellung. 

— — in die Moldau und Wallachei, 
f. Moldan. 

— — nad Sachſen, Preußen und 
Baiern dürfen für Muſikanten nicht 
audgefertigt werden, f. Mufilanten. 

— — für Rufitanten, |. Mufi: 
Tanten. 

— — Befugniß des k.k. Seneral- 
Confuls zu Ddeffa in Anfehung der 
Paß⸗Vidirungen, f. Odeſſa. 

— — der preußiſchen Unterthanen, 
ſ. preußiſche Unterthanen. 


paſſe 


Paſſe für preußiſche Unterthanen, 
deren Ausfertigung betreffend, ſ. preu⸗ 
ßiſche Unterthanen. 

— — Paßvpolizeiliche Behandlung 
der nah Wien Reiſenden, ſ. Bei: 
fende. 

— — ‚Stempel für felbe, f. Reiſe⸗ 
Urkunden. 

— — in denfelben ift die Angabe 
des Religionsbekenntniſſes wieder auf 
zunehmen, ſ. Religionsbefenutniß. 

— — Allen öfterreihifhen Hand⸗ 
re Alien und Fabriksarbeitern ift 
das Wandern in die Schweiz und der 
Aufenthalt daſelbſt verboten, fiehe 
Schweiz - 

— — den badifhen und preußiſchen 
Handwerksgefellen darf die Paßviſa 
nad der Schweiz nicht ertheilt werden, 
ſ. Schweiz. 

— — nad der Türkei, |. Türkei. 

— — der türkiſchen Unterthanen, 
f. türkiſche Unterthanen. 

— — Vorgang bei Bapbewerbun- 
gen türkifcher Unterthanen, f. tärkifche 
Unterthanen. 

— — deren Ausfertigung für abge- 
ftrafte Verbrecher, f. Verbrecher. 

— — Einfhaltungdes Hauptinhal- 
tes fremder Wanderpäffe in die hierlands 
eingeführten Wanderbuͤcher, |. Wan: 
derbücher. 

— — gefundene, find an die Polis 
zei » Ober - Direction einzufenden , f. 
Wanderbücder. 

— — für Bigeuner, f. Zigenner. 
anfirer, Danfiren, 


Hanfirhanbel, Haufl Ber Mi⸗ 
i 


itär Invaliben 
Sanitätspäffe, Ste — Va⸗ 
gabunden, Wanderb 

Paſſirſcheine. Boefäriften 
binfihtlih der Beförderung 
der KeifendenmittelftderStell: 
und Gefellfhaftswägen Die 
Inhaber der fogenannten Stell: und 
Geſellſchaftswägen haben dem Zwecke, 
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welcher ihrer urfprünglichen Errichtung 
zum Grunde lag, und der blos die 
Herftellung einer lebhafteren und er- 
leichterten Berbindung zwiſchen den 
Streifen der Provinz Niederöfterreich 


und der Haupt» und Refidenzfladt her: 


beiführen wollte, eine größere Ausdeh⸗ 
nung dadurch zugeben gewußt, daß fie, 


was befonderd auf der Prager Straße 


und auf jener nad Ungarn und Mäh- 
ren der Fall if, mit den Stellwagenin- 
habern diefer Provinzen in eine gegen- 
feitige ununterbroddene Verbindung ge- 
treten find, auf dieſe Art Reiſende auf 
weite Streden in regelmäßigen wödent» 
lien Fahrten mit einer Schnelligkeit 
weiter befördern, die felbft der Eilwa⸗ 
genpoft gleich fommt. Diefe geänderten 
Berhältniffe machen es unerläglich, diefe 
Sattung Stell- und Gefelfhaftswä- 
gen, weldhe bisher keiner befonderen 
Polizei» Auffiht unterzogen wurden, 
ganz denjenigen Polizei- und Paßvor⸗ 
ſchriften zu unterziehen, denen die außer 
dem Umkreiſe von 4 Meilen fahrenden 
Fiaker nah den Regierungs-Eircular- 
Derordnungen vom 13. Auguft 1825 
und 14. Sept. 1831 (f. Fiaker) un- 
terliegen. 

Die Regierung findet daher noth⸗ 
wendig, Nachſtehendes zu beftimmen. 

1. Jeder Stellwagen - Eigenthümer, 
welcher in Folge feiner ortsobrigkeitli⸗ 
Ken Licenz Fahrten nah Wien und zu- 
züd unternimmt, muß, wenn der Ort, 
worauf feine Befugniß lautet, über 
4 Meilen von Wien entfernt ift, ſich 
in den Stand fegen, daß er bei der 
Abfahrt von Wien an den Linien die 
von der k. k. Polizei «Ober - Direction 
oder von einer Polizei⸗Bezirks⸗Direc⸗ 
tion ausgeftellten Paſſirſcheine ders 
jenigen Berfonen, die in feinem Wagen 
Plaätze gemiethet haben, dem an den 
Linien aufgeftellten Bolizeiwach » Kom- 


‚mandanten abgeben koͤnne. 


2. Um den Landbewohnern der 
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Kreiſe Riederoſterreichs die Reife nach 
Wien und zurück nicht zu erſchweren, 
wird geſtattet, daß ſelbe zu dieſen Fahr⸗ 
ten ſtatt der Paſſirſcheine auf ein Jahr 
gültige Certificate bei ihren 
Orts⸗Obrigkeiten Iöfen, welde 
ihnen diefe Eertificate unentgeltlich 
auszufertigen haben. Diefe Certificate 
haben derlei Individuen bei jeder Zu- 
und Abfahrt nah und von Wien mit- 
zunehmen, um ſich über den Befig 
ausweifen zu können. Mit einem ähn- 
lien Certificate bat ſich auch der Stell- 
wagen-nhaber für fi, oder wenn er 
nicht ſelbſt fährt, für feinen Knecht zu 
verfehen. 

3. Die in den Kreifen Riederöfter- 
reichs nicht anfäffigen Indivi— 
duen werden aber gleich den mit an⸗ 
deren Gelegenheiten Reifenden bezüglich 
ihrer Reife» Documente behandelt wer- 
den; fie müffen daher bei Zureifen nad 
Wien mit vorfhriftsmäaßigen Päffen 
verfeben fein, und fie find gehalten, hei 
ihrer Abreife von Wien Paffirfcheine 
zu löfen und felbe bei den Linien vor- 
äuzeigen. 

4. Derjenige Stellmagen - Inhaber, 
der ein Individuum außerhalb des Um- 
freifes von 4 Meilen von Wien ohne 
Paſſirſchein verführen, oder in der Pro⸗ 
vinz Niederöfterreih nicht anfäffige In- 
dividuen nah Wien führen follte, ohne 
fi vorläufig zu überzeugen, daß fe 
mit giltigen Päffen verfehen find, wird 
nad der Analogie des Regierungs-Eir- 
culars vom 18. Auguft 1825, wenn 
er ſelbſt Eigenthümer des Wagens ift, 
mit einer Geldftrafe von5 his 10 fl. EM. 
oder mit Arreſt von Einem bis zu drei 
Zagen, ift er aber Knecht, mit einer an⸗ 
gemeffenen koͤrperlichen Züchtigung oder 
mit einem nach Umftänden zu verfhär- 
fenden Arrefte beftraft werden. 

5. Die von Wien außer den Umfreis 
von 4 Meilen abfahrenden Stellwägen 
dürfen außer den Linien keine Pafſa⸗ 
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giere mehr aufnehmen; die Uebertre⸗ 
tung dieſer Vorſchrift wird mit der im 
8. 4 feſtgeſetzten Strafe verpoͤnt. 

6. Die Ortsobrigkeiten, in deren Be⸗ 
zirken ſich Stellwägen befinden, haben 
fih zeitweife und unvermutbet und 
jwar vor der Abfahrt und bei dem Ein- 
treffen der Stellwägen zu überzeugen, 
ob obige Borfchriften befolgt werden. 
Sie haben jede Uebertretung ſtrenge zu 
ahnden. Well es aber von Weſenheit 
it, auch die Stellwageninhaber aus⸗ 
wärtiger Provinzen in Bezug auf die 
Beobahtung der Paß⸗ und Polizei- 
Vorſchriften zu controlliven, fie mögen 
nun mit den bierlandigen Stellwagen- 
Inhabern in Verbindung ftehen und 
ihnen die Reifenden aus fremden. Pro- 
pinzen zur Weiterbeförderungnad Wien 
zuführen oder die Fahrt directe nach 
Wien unternehmen, fo haben die Ortd- 
obrigkeiten fi die Ueberzeugung zu 
verfchaffen, ob die mit derlei Stellwä- 
gen Reifenden mit den vorgefchriebenen 
Neife-Documenten verfehen find. Sollte 
diefes nicht der Kal fein, fo darf ihnen 
die Fortſetzung der Reife nicht geftattet 
und fie müffen nach den Paß⸗Vorſchrif⸗ 
ten behandelt werden. Hiebei muß aber 
den Ortsobrigkeiten zur firengften Pflicht 
gemacht werden, darauf zu fehen, daß 
die Inhaber von Stellmagen - Licenzen 
die 88.4 und 5 der Regierungs⸗Verord⸗ 
nung vom 19. Februar 1819 3. 5875 
(f. Stellfuhren) beobachten, fomit 
nicht weiter fahren, als ihr Licenzſchein 
lautet und daß die Webertreter auch nad 
obiger Vorſchrift firenge beftraft werden. 
Die obigen Beitimmungen find fünftig 
in die Stellwagen⸗Licenzſcheine aufzu⸗ 
nehmen. Uebrigens ift ſich gegenwärtig 
zu halten, dag, wenn auch obige Bor- 
ſchriften blos für folde Stellfuhrenin- 
haber wirkfam erklärt werden, welde 
ihre Fahrten über 4 Meilen von Wien 
ausdehnen, darum die übrigen Stell- 
wagen- Inhaber, deren Fahrten ih auf 
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eine geringere Entfernung erſtrecken, 
dennoch in Bezug auf die ſich derſelben 
bedienenden Paſſagiere der Polizei⸗Auf⸗ 
ſicht zu unterziehen find, und zwar be- 
fonders in jenen Fällen, wo fie ihrem 
Gefhäfte eine größere Ausdehnung ges 
geben haben. Es ift fomit zu feben, 
dag auch diefe Stellmagen- Inhaber nur 
folde Fremde zur Beförderung nad 
Wien von auswärtigen Fuhrleuten über- 
nehmen, und an Letztere zur Weiterbe- 
förderung abgeben , welche fi) mit ge- 
börig vidirten Päffen auszumeifen ver 
mögen. Diefe Controlle findet ihre 
Rechtfertigung in den beftehenden Pap- 
und Bolizei-Borfchriften und in der po» 
lizeilichen Auffit, der alle Fuhrwerke, 
die fih mit der Transportirung von 
Perfonen abgeben, unterworfen werden 
müffen. (Bdg. der n. d.Rg. v. 23. Juli 
1834 3. 38123. Prov. G. S. 16 Br. 
Rr. 177.) 

Paſſirſcheine in das Ausland. 
Die ?. f. Sefandtfchaft in Berlin hat 
aus Anlaß eines vorgefommenen Fal- 
led darauf aufmerffam gemadt, in 
welche Berlegenbeit 8. k. Unterthanen 
nicht felten dadurch verfehtwerden, daß 
ihnen ftädtifhe Behörden und 
Herrfhaftsämter Geleitfcheine ins 
Ausland ertheilen, mit welchen fie ohne 
Anſtand bis nah Berlin gelangen, wo 
diefe Geleitſcheine von dem k. Polizei⸗ 
Präſidium nicht für giltig im Auslande 
anerfannt werden, und au die k.k. 
Geſandtſchaft nicht befugt ift, auf Grund 
eines ſolchen Geleitfheines die Bewil- 
Iigung zum Aufenthalte zu ertheilen. 
Die ?. Kreisamter erhalten den Auf: 
trag, den Dominien und Magiftraten 
die Ausftellung folder Geleitfcheine 
firenge zu unterfagen, und diefelben zur 
genauen Beobachtung der beftehenden 
Paß⸗Vorſchriften anzumweifen. (Vdg. d. 
böhm. Bub. Präf. v. 12. April 1836 
8. 2701. Prov. ©. S. für Böhmen, 
J. 1836 Rr.115.) 
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Paſſirſcheine. Um die Handhabung 
der a. h. erfloffenen Paß⸗-Vorſchriften 
in Bezug auf die Unternehmungen der 
k. k. priv. Kaifer-Ferdinands-Rordbahn 
möglichft zu erleichtern, hat man fid 
veranlaßt gefunden, proviforifh die 
Errichtung eines k. k. Polizei⸗Aufſichts⸗ 
poſtens in dem Stationsplatze Gän⸗ 
ſerndorf, bis wohin Jedermann die 
Fahrt von Wien, ohne einen Paß oder 
Paſſirſchein zu benoͤthigen, geſtattet iſt, 
zu bewilligen. Wer jedoch über dieſen 
Stationsplag hinaus weiter fahren will, 
muß nad den beftehenden allerhächften 
Pap-Borfhriften entweder mit dem vor: 
geichriebenen Reifepafje oder einem Paſ⸗ 
firfiheine der E. k. Polizei - Behörde 
Wiens verfeben fein, um.fih hiermit 
in Bänferndorf bei der Weiterfahrt aus⸗ 
weifen zu können. Ebenfo wurde be- 
willigt, daß, um den Bewohnern Wiens, 
welche hierorts ihren ordentlidhen bes 
ftändigen Wohnort haben , und nicht 
unter die NReifenden im engeren Sinne 
des Wortes gezählt werden können, die 
Löfung der Paffirfheine und die Ber 
nüßung diefer Fahrgelegenheit möglichft 
zu erleichtern , diefe Paffirfcheine zur 
Fahrt bis Brünn von den betreffenden 
k. k. Polizei⸗Bezirks⸗Directionen in der 
Stadt und den Vorſtädten und zwar 
zur Hin» und Rückfahrt ausgefolgt, in 
dem Stationsplage Gänferndorf bei 
der Hinausfahrt lediglich vorgezeigt, 
und erft bei der Rüdfahrt abgegeben 
werden. (Ddg. der n. d. Reg. vom 
9. Zuli 1839 3. 38944. Brov. ©. 
©. 21. Bd. Nr. 120, f. Eifenbahn: 
Dolizei-Anffihtspoften.) 

— — Die Polizei und Genfur- 
Hofftelle hat mit Hofdecret v. 30. April 
1842 für die Fahrten auf der Wien- 
Raaber-Eifenbahn Jahres-PBaffirfcheine 
unter nachfolgenden Modalitäten aus: 
zuftellen geftattet: 

1. wurde bewilliget , daß den nad 
Wien zufländigen, und bier domicili« 
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renden , in jeder Beziehimg unbedenk⸗ 
Iihen Individuen zu den Fahrten auf 
der Wien-Raaber-Eifenbahn, ohne Rüd- 
fiht, ob fie diefe Fahrten zum Vergnü⸗ 
gen oder in Geichäften unternehmen, 
unter Beobachtung der in Anfehung der 
Anmweifungen zur Erlangung von Reife- 
päffen in Kraft beftehenden Vorſchrif⸗ 
ten, Baffirfheine, die für die 
Dauer eined ganzen Jahres 
giltig find, von der k. k. Polizei- 
Dber- Direction ausgefertigt werden; 
wobei es ſich jedoch von Ach felbft ver- 
fteht, daß von diefer Begünftigung die 
Ausländer, und aus den ?.E. Provin- 
zen, die kak. Militärperfonen,, welde 
fi bei dem hieſigen Platz⸗ Commando 
Paffirfcheine zu erwirken haben , dann 
die bier nicht tolerirten Juden, die 
Handwerkögefellen und die Dienftbo- 
ten ausgefchloffen find. 

2. Diefe Paffirfcheine find immer nur 
für eine Berfon giltig. 

3. Da die Pafftrfcheine, welche zu 
den Fahrten auf der Wien - Raaher 
Eifendbahn für die Dauer eines 
ganzen Jahres ausgefertigtiwerden, 
in die Kategorie der ftempelpflichtigen 
Reife-Gertificate gehören, fo find ſolche 
ſtets mit dem vorfchriftömäßigen Stem- 
pel zu verfehen. 

4. Die in Rede ftehenden Paſſir⸗ 
ſcheine dürfen niemald und auf feinen 
Fall über die Dauer eines Jahres aus- 
geitellt werden. 

5 Indem der jeweilige Borfteher 
des Anzeigeamtes der Polizei » Ober- 
Direction unter feiner perfönlichen Ber: 
antwortlichkeit zu ermächtigen ift, den 
oben ad 1 näher bezeichneten Biefigen 
Einwohnern zu den Fahrten auf der 
Wien-Raaber Eiſenbahn Paſſirſcheine, 
welche für die Dauer eines ganzen Jah⸗ 
res giltig find, unter feiner eigenhändi« 
gen Namens » Unterſchrift ausfertigen, 
bat die Polizei⸗Ober⸗Direction demfel« 
ben zugleich zu bedeuten, daß er über 
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alle ſolchergeſtalt von ihm ausgefertig⸗ 
ten Paſſirſcheine ein eigenes genaues, 
die erforderlihen Rubriken auszumei« 
fendes Protokoll in alphabetifcher Drd- 
nung zu führen, und darüber zu wachen 
habe, daß die von den hiefigen Bezirks: 
leitern den Bewohnern ihres Polizei- 
Bezirkes ausgeftellten Anweifungen auf 
ſolche, für ein Jahr giltige Baffirfcheine 
von denfelben eigenhändig und nicht 
etwa von einem fubalternen Beamten 
unterfertigt werden. 

6. Für die in Frage begriffenen, auf 
eine Tängere Zeit giltigen Baffirfcheine 
ift ein befonderes, diefelben von den ge- 
wöhnliden Paſſirſcheinen deutlih un⸗ 
terfheidendes, nicht zu leicht nachzuah⸗ 
mendes Formulare zu wählen, und ift 
jeder ſolche Paffirfhein ſowohl mit der 
Unterfchrift der Partei, für die er aus⸗ 
geftellt worden, als mit einer befonde- 
ren Anmerkung zu verfehen, worin deut- 
lich auszudrüden ift, daß diefer Paſſir⸗ 
fhein nur für die Perfon, auf 
die er lautet, gelte, und von diefer, 
bei Berwirkung feiner ferneren Giltig- 
feit und jeder Erneuerung der diesfäl- 
ligen Begünftigung zur Benügung Nie 
mand Anderm überlaffen werden dürfe. 
Die genaue Erfüllung diefer Bedingung 
und der obigen Androhung für den Fall 
ihrer Außerachtlaffung hat die Polizei- 
DObersDirection in den ihr zu Gebot 
ftehenden Wegen ſtreng handzuhaben 
und forgfältig zu überwachen. Daß 
übrigens an den Vorſchriften, welche 
binfitlih der Ertheilung von gewöhn- 
lien Baffirfheinen für Fahrten auf 
der Wien-Raaber Eifenbahn dermal be⸗ 
ſtehen, durch diefe Beftimmungen nicht? 
geändert wird, verfteht fi von ſelbſt. 
(Dec. der E. k. Bol. Ob. Dir. v. 20. 
Mai 1842 3. 6701/1171.) 

Daffirfheine. Die k. k. Polizei⸗ 
Hofſtelle hat mittelſt Decretes vom 
30. Sept. 1842 aus Anlaß des von 
der Direction der Kaiſer⸗Ferdinands⸗ 
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Nordbahn bei ihr eingebrachten Geſu⸗ 
ches in Betreff der Bewilligung mehre⸗ 
rer darin angedeuteten Modificationen 
in der bisher vorgeſchriebenen paßämt- 
fihen Behandlung jener Paflagiere, 
welche die gedachte Eifenbahn benüben, 
mit Beziehung auf deren Erlaß vom 
30. April d. J., mit welchem die Be- 
willigung zur Ausfertigung von Jahres» 
Baffirfheinen zu den Fahrten auf der 
Wien⸗Raaber Eifenbahn ertheilt wurde, 
Nachſtehendes beftimmt: 

1. Wurde die Ausdehnung der be 
reits der Wien-Raaber Eifenbahn - Un- 
ternehmung bewilligten Ausfertigung 
von polizeiamtlihen für Ein ganzes 
Jahr giltigen Paffirfheinen auf der 
Kaiſer⸗Ferdinands⸗Nordbahn in der 
Art genehmigt, daß die Polizei-Dber- 
Direction und die Brünner Polizei⸗ 
Direction ermächtigt werden, den nach 
Bien und beziehungsweife na Brünn 
zuftändigen, daſelbſt domicilirenden und 
in jeder Beziehung unbedenklichen In- 
dividuen, fohin mit Ausnahme der in 
den gedachten zwei Hauptftädten nur 
zeitweilig fi aufhaltenden Ausländer 
und der in andere k. k. Provinzen zu- 
ſtändigen Infaflen, dann der k. k. Mi⸗ 
litär⸗Perſonen, welche ſich die benoͤ⸗ 
thigten Paffirfheine bei dem k. k. Mi⸗ 
litär⸗Platzcommando zu erwirken haben, 
ferner der daſelbſt nicht tolerirten Ju⸗ 
den, der Handwerksgeſellen und der 
Dienſtboten, zu den Fahrten auf der 
Kaiſer⸗Ferdinands-Nordbahn nach 
Brünn und beziehungsweiſe nach Wien, 
ohne Ruͤckſicht, ob dieſe Fahrten zum 


Vergnügen oder in Geſchäften unter⸗ 


nommen werden, unter Beobachtung 
der in Anſehung der Anweiſungen zur 
Erlangung von Reifepäffen beſtehenden 
Directiven, mit dem vorfehriftmäßigen 
Stempel verfebene Paffirfcheine, die 
für die Dauer eines ganzen Jahres, 
jedod immer uur zum perfönliden 
Gebrauche Einer beſtimmten 
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Perſon und lediglich zu den in Rede 
ſtehenden Fahrten giltig, zugleich aber 
mit der Unterſchrift der Partei, die 
darum anſucht, zu verſehen find, aus- 
zufertigen. 

2. Die Gewährung der ferneren Bitte 
der Kaifer-Kerdinands » Rordbahn-Di- 
rection die Ausftelung von Paſſirſchei⸗ 
nen für die Fahrten auf der Kaifer- 
Kerdinands-Rordbahn regelmäßig und 
ausfhliegend den in einigen Eifen- 
bahnhöfen erponirten ?. ?. Polizei⸗ 
Commiffären zu überlaffen, Tann aus 
den von der Polizei - Ober » Direction 
fowohl als von der Brünner Polizei- 
Direction gründlich nachgewiefenen und 
geltend gemachten Dienftes-Rüdfichten 
nit Statt finden. (Decret der k. f. 
Bol. Ob. Dir. vom 13. Oct. 1842 
3. 15963/2726.) 

Daffirfheine. In Anfehung der 
polizeiämtlihen Paflanten » Controfle 
an der Staats - Eifenbahn in 
Steiermark wird Nachfolgendes be 
ftimmt: 

1. Jeder die Eifenbahn benüßende 
Reiſende hat fi in Gemäßheit der all- 
gemeinen Papvorfhriften mit dem er- 
forderlichen Reifevosweife zu verfeben, 
widrigens ihm die Fahrt auf der Eifen- 
bahn nicht geftattet würde. 

2. Die k. k. Polizei» Direction in 
Gratz wird ermädhtiget, hier domicili- 
renden accreditirten Perfonen zu den 
Fahrten auf der Eifenbahn in der Pro⸗ 
vinz Steiermark, fo wie zu den Fahr⸗ 
ten auf der fteiermärfifchen Eifenbahn 
nach Wien und zurüd, unter ihrer eiges 
nen Berantwortlichkeit für die Dauer 
eined Jahres giltige Paffirfheine zu 
verabfolgen. Die gleiche Befugniß wird 
fänmtlihen bierländigen Bezirksobrig⸗ 
keiten rückfichtlich völlig unbedenklicher 
Infaffen ihres Bezirkes eingeräumt. Es 
verſteht ih, daß diefe Jahres⸗Paſſir⸗ 
feine, nachdem fie die Stelle ordent- 
licher Neifepäfle vertreten, mit dem 


Paſſirſcheine. 
vorſchriftmaͤßigen Stempel verſehen ſein 
müflen 


3. Diefe Paffirfcheine werden dem 
Beſitzer, fo lange fie giltig find, als 
Borweis in Handen belaffen und Hei 
den Pap » Revifionen lediglich vorge. 
wiefen, bedürfen fomit keiner Bidirung. 

4. Diefe Scheine find nur für die 
Berfon giltig, auf welche fie lauten, 
und dürfen bei Berwirkung ihrer Gil- 
tigkeit und jeder Erneuerung derjelben 
an Riemanden Andern, wer ed auch 
fei, zur Benügung überlaffen werden. 

5. Bor der Hand find die Eifenbahn- 
Bafjanten nur in Graz einer polizei 
lihen Revifion zu unterziehen. (Praf. 
Erlaß der ?. k. Polizeihofft. v. 9. Det. 
1844. Circ. des fteierm. Bub. vom 6. 
Nov. 1844 3. 19166. Prov. G. ©. 
für Steierm. I. 1844 Nr. 119.) 

Paſſirſcheine. Lauteines Bol. Prä- 
fidial-Schreibens v. 31. Aug. 1846 ha» 
ben Se. Ercellenz der Hr. Polizei-Präfls 
dent, um den Bewohnern des Kb. 
nigreihes Böhmen die Benübung 
der Eifenbahn moͤglichſt zu erleichtern, 
die laut des Präfidial » Erlaffed vom 
22. Auguft 1845 Rr. 6229 der k. k. 
Stadthauptmannfchaft und Polizei-Di- 
rection in Bezug auf die Ausftellung 
von Jahres Baffirfcheinen ertheilte Er- 
mächtigung auch auf die hierländigen 
Magiftrate und Dominien rückfichtlich 
völlig unbedenklicher Inſaſſen in der 
Art ausgedehnt, daß diefe Obrigkeiten 
für jeden von ihnen ausgefertigten Jah⸗ 
res⸗Paſſirſchein verantwortlich bleiben. 
Diele Jahres = Paffirfheine find mit 
dem vorfchriftsmäßigen Stempel zu 
verſehen, und giltig zu den Fahrten 
auf der Eifenbahn von Prag nad 
Wien, Brünn und Olmüg, dann zurüd 
für die Dauer eines Jahres. Während 
diefer Zeit werden diefelben den Befl- 
bern als Vorweis in Handen belafien. 
und bei den Paß⸗Revifionen lediglich 
vorgewiejen, bedürfen fohin feiner Bis 
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dirung; wobei es ſich jedoch von ſelbſt 
verſteht, daß der Beſitz eines ſolchen 
Paſſirſcheines die betreffende Partei 
keineswegs der Verbindlichkeit enthebt, 
fich bei der Abfahrt von Prag jedes⸗ 
mal mit dem vorgeſchriebenen polizei⸗ 
lichen Abreisſcheine zu verſehen. (Praf. 
Decr. des böhm. Gub. vom 13. Sept. 
1846 3. 7665. Pr. &. ©. für Böh- 
men, 3. 1846 Rt. 262.) 

— — Handhabung der Bin 
fihtlih der Reiſepäſſe u. ſtadt— 
hauptmannſchaftlichen Paffir- 
ſcheine erlaſſenen Vorſchriften. 
Rah dem h. Hofkanzlei⸗Decrete vom 
13. Auguft 1841 3. 23718 (böhm. 
Prov. ©. S. 23. Bd. Nr. 255) dür- 
fen Poftmeifter keinen Reifenden, der 
nicht mit einem vorgefchriebenen Paſſe 
oder polizeilihen Paffirfcheine verfehen 
ift, fo wie au Keinen auf einer Route 
weiter befördern, die von der ihm in 
feinem Paſſe oder Paffirfheine vorger 
zeichneten Route abweidht (f. $. 322 
des St. ©.) und nah der Vdg. vom 
14. Zuli1824 3. 3990 darf Niemand 
für den Eilwagen eingefchrieben wer- 
den, der nicht den Baffirichein bei der 
k. k. Stadthauptmannſchaft erhalten 
hat. Weiters wurde mit h. Hofkanzlei⸗ 
Decrete vom 14. Mai 1825 (böhm. 
Prov. G. S. 7. Bd. S. 262) für Lohn⸗ 
kutſcher und Fiaker, welche Reiſende 
ohne einen, vorläufig bei der k. k. 
Stadthauptmannfchaft eingeholten Paſ⸗ 
firfhein über Land befördern, eine 
Strafe von 20 fl. feftgeftellt und eine 
gleihe Strafe mit Bub. Vdg. vom 
19. Mai 1831 (böhm. Prov. ©. ©. 
13. Bd. Rt. 112) für die Inhaber von 
Stellfuhren beftimmt, welche Reijende 
von Prag ohne einen Paffirfhein ber 
Stadthauptmannfaft, oder auch ſonſt 
unterwegs ohne legalen Paß oder ämt⸗ 
lihes Eertificat befördern, weshalb 
nah dem 3. Abſatze diefer Verordnung 
die Auffihtsbehörden jener Orte, Durch 
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welche Stellwägen auf ihrer Fahrt ges 
langen, angewielen find, öftere Revi⸗ 
fionen der mit ihnen reifenden Perſo⸗ 
nen und ihrer Reife-Documente vorzu- 
nehmen, in&befondere da, wo die Stell 
fuhren einander ablöfen, oder wo fie 
fih zur Mittags» oder Abendzeit auf- 
halten. Nebſt der gemachten Wahrneh⸗ 
mung, daß von Seite der k.k. Poſt⸗ 
ämter das erwähnte Hoffanzleis-Decret 
vom 13. Aug. 1841 fi nicht gehörig 
gegenwärtig gehalten worden ift, bat 
fih aud ergeben, daß die Verordnung 
wegen Abnahme eines Paffirfcheines 
von den mit der Poft Abreifenden und 
die für Stellmagenhälter, Lohnkutſcher 
und Fiaker bezüglich der Paffirfcheine 
beftehenden Vorfchriften nicht nur nicht 
gehörig gehandhabt, fondern auch von 
den Parteien wegen Abgang behörd- 
liher Controle ſehr häufig umgangen 
werden. Hiedurch findet man ſich ver- 
anlaßt, die erwähnten Vorſchriften 
niht nur in Erinnerung zu bringen, 
fondern aud die k. k. Kreisregierungen 
anzuweifen, durch ihre Organe deren 
genaue Beobachtung forgfältig über« 
wachen zu laffen, zugleich aber der k.k. 
Poft-Direction und 8, k. Stadthaupt⸗ 
mannfcaft zu bemerken, daß die bezuͤg⸗ 
lid der von Reiſenden mittelft des Eil⸗ 
wagend zu löfenden fladthauptmann- 
ſchaftlichen Paffirfcheine beftehende 
Borfhrift vom 14. Juli 1824 
3. 3990 Teineswegs behoben wurde 
und fih von nun an.genau an 
diefelbe zu halten fei. (Kundm. 
der Statth. in Böhmen vom 25. Febr. 
1850. Böhm. 2, G. B. Nr. 48.) 
Daffirfcheine. Zu Folge Decretes 
der beſtandenen k. k. Polizei und Een» 
fure-Hofftelle vom 30. Sept. 1842 ift 
die k. f. Stadthauptmannfchaft ermäd- 
tiget,, hieſigen Einwohnern zu Reifen 
mit den beftehenden Eifenbahnen und 
Dampfſchiffen Baffirfcheine auf Ein 
Jahr und auf fürzere Dauer auszufer⸗ 
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tigen. Nachdem die neue Organiſtrung 
der k. k. Stadthauptmannſchaft und 
Bezirks-Commiſſariate bereits in das 
Leben getreten ift, findet man ſich be- 
flimmt, anzuordnen, daß von nun an 
die, die Stelle der NReifepäffe vertreten- 
den Paffirfcheine nicht mehr ausſchlie⸗ 
Bend von dem k. k. Paßamte, fondern 
vom 1.8. M. angefangen auch von den 
betreffenden Bezirks - Commiffariaten 
für die Bewohner ihres Bezirkes und 
zwar unter perfönlicher Berantwortung 
des Bezirksleiters von den ihm unter« 
geordneten Beamten auszuftellen kom⸗ 
men. Die zur Ausfertigung der PBaf- 
firfcheine zu beobachtenden Rormen find 
folgende: | 

Fahres - Raffirfcheine diirfen nur an 
hieher zuftandige und in Wien domi« 
cilirende in jeder Beziehung unbedent- 
lihe Individuen, jedoh immer nur 
zum perfönlihen Gebrauche ciner bes 
ftimmten Perfon und [ediglih nur zu 
den in Rede ftehenden Fahrten giltig 
audgefertigt werden. Dasfelbe hat auch 
bei der Ausfertigung von Paſſirſchei⸗ 
nen auf eine kürzere Dauer zu gelten. 
Die Paffirfcheine auf Ein Jahr oder 
auf eine kürzere, 8 Tage überfchrei« 
tende Dauer ausgefertigt, müffen mit 
einem Stempel von 30 tr. EM., den 
Bor: und Zunamen, dann Character, 
Befhäftigung, der Wohnung mit der 
Unterfchrift der Partei, dann dem Amts⸗ 
fiegel. des betreffenden Commiſſariates 
und der Unterfchrift des Bezirksleiters 
verfehen fein. Die hierortige Zuſtän⸗ 
digkeit hat die Partei, wenn fie dem 
Commiffariate nit ohnehin bekannt 
ift, mit einem Zengniß des betreffen: 
den Semeindevorftandes, wo felbe die 
Wohnung hat, nachzuweisen. Parteien, 
welche dem geiftlihen Stande angehö- 
ren, haben fih mit der nöthigen Ur- 
laubsbewilligung von Seite des Con⸗ 
fifloriums, dem Beamtenflande ange: 
hörige mit der Urlaubsbewilligung ihrer 
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Amtsvorſtaͤnde auszuweiſen. Ueber die 
ausgefertigten Paſſirſcheine iſt von 
Seite des k. k. Bezirks⸗Commiſſariates 
ein eigenes Protocoll in fortlaufender 
Zahl und ein Inder hierüber anzule⸗ 
gen. Die von den Gemeindevorſtänden 
aus gefertigten Nachweiſe über die hier⸗ 
ortige Zuſtändigkeit der Parteien find 
mit den Nummern des Paß⸗Protocolles 
verſehen, zu regiftriren. (Deer. dert. k. 
Stadth. v. 24. Febr. 1851 3. 3092.) 

ſſirſcheine, wenn fie au nur 
auf kurze Zeit ald Reiſe-Document dies 
nen follen, müſſen fo wie die Geleit⸗ 
feine mit dem Amtöftegel verfehen 
fein. (Deer. der Bol. Dir. v. 16. Dec. 
1851 3. 25808/2114 C. A. 1.) 

— — Die Bezirksleiter werden er⸗ 
mächtiget, unter ihrer perfönlichen Ver: 
antwortung und eigenen Fertigung 
aud noch ferner Baffirfheine an bieder 
zufländige, gänzlich unbedenkliche Per⸗ 
fonen auf längere Zeitdauer ald von 
8 Tagen, jedoch mit Ausnahme der 
ihrer Ratur nad in die Cathegorie 
der Inlandspäfle gehörigen fogenann- 
ten Jahres» PBaffirfcheine zu verabfol- 
gen. Hierüber ift ein eigenes Protokoll 
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zu führen, jederzeit zur Borlage bereit 
zu balten und überhaupt bei diefem 
Geſchäftszweige die größtmögliche Ger 
nanigfeit und Vorſicht zu beobachten. 
(Deer. der k. . Pol. Dir. v. 11. Mai 
1853 3. 9194 u. v. 26. Rai 1853 
3. 11220.) 

Paſſirſcheine. Diet. k. oberſte Po⸗ 
lizei-Behoͤrde hat mit Erl. v. 31. Mai 
1853 3. 7059/1544 bemerlt, daß 
noch immer Reifende von Wien mit uns, 
vollftändig ausgefüllten Paſſirſcheinen 
vorkommen, in welchen häufig die Be⸗ 
gleitung nur mit dem allgemeinen Aus⸗ 
drude „Kamilie* oder „Dienerfchaft“ 
bezeichnet erfheint. Aus dieſem An» 
laffe wird den Bezirks-Commiſſariaten 
zur Pflicht gemacht, ſich bei Ausferti- 
gung der Baffirfcheine genau an die in 
den bdiesfälligen Blanquetten vorges 
zeiäneten Rubriken zu halten, die Per- 
fonsbefhreibung vollitändig aufzuneh- 
men und die Mitreifenden ftetö indivi⸗ 
duell mit Taufe und Zunamen, Cha⸗ 
tacter und Alter zu verzeichnen. (Decr. 
der 2. ?. Bol. Dir. v. 28. Juni 1853 
8. 11834/2348 A. A.) 
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Formular eines Paſſirſcheines. 





Paſſir- Schein 
für die Hin⸗ und Rückreiſe. 


Giltig: . 
Für ne es se älter 
ai Dil ale a N SE ar aa es Si % 
Charadr . 2 2 2 2000. JS fit . 
: Haare 


Stand: = & 2 8. I8Stirne. 8 5 
Wohnort . - >» 2 202000. Jungen 
Zur Reife -» -» 2 2 2020000 1Rdfe 
Mund 
Mitreifende. Befondere Kennzeichen: 


Eigenhändige Unterſchrift: 


Bom | 
k. k. Bezirks⸗Polizei⸗Commiſſariate Bon ber k. k. Polizei⸗Direction 


Wien, den. 20. Wien, den . 
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Paſſirſcheine. An Berfonen, die 
fih im Beſitze eines Haufirpafles, eines 
Wanderbuches oder eines als NReife- 
Document giltigen Heimatfcheines be⸗ 
finden, ift kein Paſſirſchein oder fon» 
fliger Reiſevorweis zu ertheilen. (Erl. 
der oberft. Bol. Beh. v. 12. Juli 1853 
3. 9191/2028. Decer. der Bol. Dir. 
vom 29. Juli 1853 3. 15573/3222 
A.A) 

— — bei Eilwagenfabrten, fiehe 
Eilwagen. | 

— — für die Fahrten auf der Sto- 
ckerauer Eiſenbahn, fiehe Eifenbahn: 
Dolizei-Anffihtspoften, 

— — für die Fahrten auf der Wien- 
Gloggnitzer Eifenbahn, ſ. Eifenbahn: 
Polizei⸗Aufſichtspoſten. 

— — mit deuſelben müſſen ſich 
Fiaker und Landkutſcher verſehen, wenn 
fie Fahrten im Umkreiſe über 4 Meilen 
von Wien unternehmen, f. Fiafer. 

— — paßpolizeilihe Behandlung 
jener Reifenden, welche die öfterreichifch- 
preußiſchen Eifenbahnen benügen, fiehe 
Päſſe. (Bdg. v. 15. Juli 1852.) 

-- — Stempel für felbe, f. Reife: 
Urkunden. 

— — f. Päſſe, Stellfuhren. 

Paßkarten. Der Miniſter des In⸗ 
nern hat ausnahmsweiſe geſtattet, daß 
die von den dazu berufenen Tönigl. 
fähfifhen Behörden den dortigen 
Staatsangehörigenausgeftell- 
ten Paßkarten in dem Königreidhe 
Böhmen für die Dauer von höchftens 
14 Tagen vom jedesmaligen Grenz- 
übertritte gerechnet, als giltige Reife- 
Legitimationen angefehen werden. Zur 
Controle des gedahten Aufenthalts- 
Zermins wird beim Ein- und Austritte 
des Neifenden von Seite des k. k. 
Grenz Polizei - Commiffariats, und in 
deffen Ermanglung von dem betreffen- 
den k. k. Grenz⸗Zollamte einer folden 
Paßkarte blos mittelft einer Stam- 
piglie der Ort und der Tag des jedes: 
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maligen Ein» oder Austrittes deutlich 
anfgedrüdt. Außerdem ift diefe Paß⸗ 
karte den öffentlihen Aufſichtsbehoͤrden 
und Organen zwar auf Berlangen vor⸗ 
zuzeigen, jedoch, wenn fie in Ordnung 
befunden wird, dem Befißer zu belaf- 
fen. Hätte derfelbe die obige beflimmte 
Frift, ohne mit einer anderweitigen 
förmlihen Paßurkunde verfehen zu 
fein, überfchritten oder mit der bloßen 
Paßkarte feine Reife in ein anderes 
öfterreihifhes Kronland ausgedehnt, 
oder aber von der Karte einen wie im⸗ 
mer gearteten Mißbrauch gemacht: To 
verfällt ex der Fremdenbehandlung und 
nad Umftänden der Strafamtshand- 
lung nach den diesfalld in Defterreich 
beftehenden Polizei-Berordnungen und 
Strafgefegen. (Erl.. des Min. d. Jun. 
vom 18. Dec. 1850 3. 26031. Eire. 
der böhm. Statth. v. 27. Dec. 1850. 
2. G. B. Nr. 201.) 

Paßkarten. Das Minifterium des 
Innern bat einverftändlih mit dem 
Minifterium des Aeußern die preußi- 
ſchen Paßkarten als giltige Legitima⸗ 
tions⸗Urkunde zum Grenzübertritte und 
zum 14tägigen Aufenthalte in den 
öfterreihifchen Kronländern Böhmen, 
Mähren und Schlefien, für die Bes 


wohner der an foldhe, fo wie an Sad: 


fen grenzenden k. -preußifchen Regie- 
rungd =» Bezirke Liegnik, Oppeln und 
Merfeburg ausnahmsweise unter nad 
ftehenden Befhränkungen anerkannt: 

1. Dürfen derlei Paßkarten nur 
vonden dazu berufenen f. preu- 
Bifhen Behörden nur an volllom- 
men verläßliche, in politifcher Beziehung 
unbedenklihe, im Ausftellungsbezirte 
ihren bleibenden Wohnfitz habende 
preuß. Staatsangehörige ausgeftellt 
werden; 

2. müflen folde Karten außer dem 
Drte der Ausftellung und der Bezeich⸗ 
nung der ausftellenden Behörde, dann 
dem Ramen, Character, und der eigen- 
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händigen Unterſchrift des Inhabers, 
mindeftens aud) die Angabe feines Als 
texs, Statur, Haare und etwaiger be 
fonderer Kennzeichen enthalten, und 
haben diefelben innerhalb der öfter. 
Grenzen in der Regel nur zur Legiti⸗ 

mation eines einzelnen Individuums, 
und ausnahmeweife die Paplarte des 
Familienvaiers anch für die ihn be» 
gleitende Gattin und Kinder als Aus- 
weis zu gelten; 

3. binfihtlih der Bidirung dieſer 
Paßkarten, bei demjedesmaligen Grenz⸗ 
übertritte, dann der Folgen, welder 
der Inhaber einer ſolchen Paßkarte 
durch Die Ueberfhreitung der ausnahms⸗ 
weifen damit verbundenen Reife- und 
Aufenthalts Berechtigung fi zuzieht, 
haben Diefelben Modalitäten und 
Orundfäße, wie bei der Zulaffung der 
koͤnigl. ſaͤchſiſchen Paßkarten (8.8.2. 
J. 1850. Rt. 201) zu gelten. (Erlaß 
des Min. d. Inn. v. 28. April 1852 
3. 9877. Kundm. des Statthalters in 


Böhmen v. 5. Mai 1852 3. 2930/P. DO 


8. G. B. Rt. 170.) 

Paßloſe. Beftreitung der Heilungs- 
foren für die in Ungarn ergriffenen, 
zum Militär unteuglichen Untertbanen 
der conferibirten Provinzen, wenn fie 
während ihrer Transportirung in die 
Heimat erkrankten, f. Krankenhaus⸗ 
Berpflegsgebühren. (Bdg. vom 4. 
Dct. 1832.) 

— — Abftellung derfelben zum Mi- 
Itär, |. MilitärsStellung,. 

Paß⸗Borſchriften, . Paͤſſe, 
Paſſirſcheine. 

Paßweſen in der Levante, fiehe 
Päſſe. (Bdg. v. 6. Dec. 1846.) 

— — Aufgabe der Polizei» Bebör- 
den, [.PolizeisBehörden. Wirkungs- 
kreis 8. 5. 

— — f. Paſſe, Paſſirſcheine. 

Paſtoren ſollen Niemanden ohne 
Meldungszettel zu den Andahtsübun- 
gen unter Amotionftrafe zulaffen. (Hfd. 

Balciötg, Handb. d. Polly. @ef. U. 
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v. 21. Febr. 1783 u. 17. Nov. 1782. 
Krop. Gef. Joſ. 2. Bd. ©. 429.) 

Daftoren follen ſich beſcheiden und 
friedlih betragen, auch alle harten 
Ausdrüde gegen die katholiſche Reli- 
gion und Kirche meiden. (Bdg. v. 28. 
Dct. 1784. Krop. Gef. Joſ. 6. BP. 
©. 593.) 

Watental = Iuvaliden, ſ. Mili- 
tär:Invaliden. 

Pathengeld bei der Freiſprechung, 
ſ. Sunungsmißbrände. 

Datronillen, Vornahme derfelben 
durch die Gensd’armerie, fiche Gens: 


‚D’armerie. (Vdg. v. 18. Jän. 1850, 


8. 
— fiehe Rat: Batronillen, 
Nachtwache Nachtwäaͤchter. 
ru ul Beamten-Reife- 
Pauſchali 
—* Schnalzen. 
Peuſionen. —* uͤber die Be⸗ 
ſtätigung der Quittungen, ſ. Pfarrer. 
Fe Offiziere, f. Militär: 
ciere 


Denfioniften. Se. Majeftät haben 
in Anfehung penfionirter Staatsbeam⸗ 
ten, welche wegen eines Verbrechens, 
oder wegen einer fchweren Polizeis 
Uebertretung verhaftet, für ſchuldig 
erfannt, und von den betreffenden 
peinliden oder politifchen Behörden zu 
der in den Geſetzen beftimmten Strafe 
verurtheilt werden, nachſtehende höchfte 
Entfhliegung zu faffen gerubt: Ders 
brechen oder ſchwere Polizei⸗Uebertre⸗ 
tungen, deren Begehung den wirklich 
dienenden Beamten ſeines Amtes ver: 
Iuftig machen, follen in Zukunft auch 
den Berluf der Penflonen bei Benfio- 
nirten nach fich ziehen. Die Frage felbft 
aber, ob das begangene Verbrechen 
oder die begangene ſchwere Polizei⸗ 
Uebertretung bei einem dienenden Be⸗ 
amten die Caffirung zur Folge gehabt 
haben würde, Tann nur jene Hofbe- 
Hörde, bei und unter weldyer der Benz 
38 
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fionirte damals, ald er penflonirt 
wurde, diente, mit Beiziehung zweier 
Käthe von der oberfien Juftizhofftelle 
entfheiden. Welches neue Geſetz auf 
ausdrücklichen Befehl Sr. Majeftät zur 
Warnung allgemein fundgemadht, und 
für alle Verbrechen und ſchwere Boli- 
jeisiebertretungen, Die von nun an bes 
gangen werden, als rechtsgiltig erklärt 
wird. (Hflzl. D. vom 19. März 1815, 
an fammtl. Länderft. Zuft. Hfd. vom 
17. März 1815. Kundg. in R. Defl. 
am 14., in Steierm. u. Kärnt. am 19.; 
in Mähr. u. Schlef. am 2i. Apr.; in 
Galiz. am 2. Juni 1815. Pol. ©. — 
43. Bd. S. 133.) 

Die unter dem 19. März d. J. er⸗ 
laffenen Borfhriften wegen Behandlung 
der eines Berbrechend oder einer ſchwe⸗ 
ren PolizeirUebertretung von den pein- 
lihen oder politifhen Behörden ſchul⸗ 
dig erkannten Staatsbeamten haben 
Se. Majeftät nunmehr auch auf die 
provifionirten minderen Staatöbiener, 
penfionirten und provifionirten Wit- 
wen, dann mit Erziehungsbeiträgen 
- betheilten Kinder in der Art auszudeh- 
nen befunden, daß fie bei dergleichen 
Individuen fürihre Perſon, wenn 
fie fi) eines Verbrechens oder einer 
ſchweren Polizei» Webertretung ſchuldig 
gemacht haben, vom Tage des Urtheils 
zu gelten haben fol. Ferner haben 
Se. Majeſtät anzuordnen befunden, 
dag, wenn der Bater dur ein Der- 
brechen oder eine ſchwere Polizei⸗Ueber⸗ 
tretung der Penfion oder Provifion 
verluftig wird, deſſen Weib und Kinder 
auf felbe feinen Anfprud haben follen, 
da fich diefer Anfpru nur auf die vä⸗ 
terlihen, oder des Gemahls Verdienfte 
gründet. Wenn aber die Witwe aus 
gleichen Urſachen ihre PBenflon oder 
Provifion verliert, und die Kinder 
einen Erziehungsbeitrag genießen, fo 
foü den lepteren das Recht des Ger 
nuffed dieſes Erziehungsbeitrages auf 
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Penſtoniſten. 


die bewilligte Dauer unbenommen blei⸗ 
ben, weil dem Unſchuldigen ſein Recht 
nicht gekränkt werden darf. (Hfkzl. D. 
vom 22. Mai 1815, an ſämmtl. Län⸗ 
derftellen. Zuft. Hfd. v. 9. Juni 1815, 
an ſämmtliche Appellations » Gerichte. 
Kunde. in Defterr. ob d. Enns am 8.; 
in R. Oeſterr. am 12.; in Steierm. u. 
Kärnten den 28. Juni; in Galizien 
am 21. Zuli 1815. Bol. ©. ©. 43: 
Br. ©. 244.) 

Penſioniſten. Se. Majeftät haben 
über Anfrage, welche ſchwere Polizei⸗ 
Uebertretungen den dienenden Beamten 
ſeines Amtes, und den penſionirten 
Beamten ſeiner Penſion verluſtig ma⸗ 
hen? die unterm 19. März d. J. er⸗ 
öffnete diesfällige höchſte Entfchliegung 
dahin zu modiflciren gerubt: daß, 
fo wie der Griminalrihter verbunden 
ift, bei Beamten, Penfloniften und 
Provifioniften, wenn fie eines Berbres 
chens ſchuldig erkannt werden, vor⸗ 
läufig die Anzeige davon an ihre vor- 
gefeßte Behörde zu machen, nad der 
hoͤchſten Entfchliegung vom 18. Febr. 
d. 3. auch die politifhe Obrigkeit ver- 
pflichtet fein fol, diefe Anzeige zu er 
ftatten, wenn Beamte, Benfioniften 
und Provifioniften wegen wad immer 
für einer ſchweren PolizeisUebertretung 
abgeftraft werden, jedoch hätte die Lan⸗ 
desſtelle folhe jedesmal mit ihrem Quts 
achten der betreffenden Hofftelle vor⸗ 
zulegen, von welder fodann nad) der 
höchſten Anordnung mit Beiziehung 
zweier Räthe der E. k. oberſten Juſtiz⸗ 
ſtelle die Entſcheidung zu fällen ſei, ob 
gegen den ſchweren Polizei⸗Uebertreter 
der Verluſt des Amtes, der Penſion 
zu verhängen fei oder nicht. (Hfkzl. D. 
vom 26. Rov. 1815, an ſämmtl. Län- 
berftellen. Kundg. in Defterr. ob der 
Enns am 10. Dec. 1815. Bol. &. ©. 
43. Bd. ©. 370, f. Beamten: Ent: 
lafinng. 

— — Behandlung des wegen eines 


Denfioniften. 


Berbrechens oder einer ſchweren Poli⸗ 
zei⸗Uebertretung in Unterſuchung ver⸗ 
fallenden, in Hinſicht feiner Genüſſe. 
Die E. k. Hoflammer hat in Bezug auf 
die Frage, ob der Penfiond-uiescen- 
ten« Gehalt oder Provifions - Genuß 
eined wegen Berbrechend oder einer 
ſchweren Polizei⸗Uebertretung in Unter 
ſuchung verfallenen Penfloniften oder 
Brovifioniften wahrend der Unterſuchung 
zufuspendiren fei, im Einvernehmen mit 
der k. k. ob. Juſtizſtelle und der Geſetzge⸗ 
bungs⸗Hofcommiſſion gemäß Hoflam- 
mer⸗Erlaß vom 14. September 1831 
3. 32059 zu beſtimmen befunden, daß 
eine ſolche Sudpenfion nit Statt 
finde, indem erft nad erfolgtem Ur- 
theile das Erfenntniß zu fällen ift, ob 
wegen des begangenen Verbrechend oder 
ſchwerer Polizei⸗Uebertretung der Ver⸗ 
luſt der Penſions⸗ oder Proviſions⸗Ge⸗ 
bühr vom Tage des Urtheils einzutre⸗ 


ten habe. Dieſe Beſtimmung findet die 


k. k. Hofkanzlei auch auf die Penſioni⸗ 
ſten und Proviſioniſten der politiſchen 
Fonds, der ſtändiſchen und ſtädtiſchen 
Körper in gleiche Anwendung zu brin⸗ 
gen. (Hfktzil. D. vom 10. Nov. 1831 
3. 24745, an fammtl. Länderft. Rggs. 
Vdg. vom 2. Dec. 1831 3. 63947. 
Bol. ©. S. 59. Bd. Rr. 73.) 
Denfioniften, Berbot der Berpfän- 
dung der Zahlungdbögen, f. Zahl: 
ungsbögen. 
enfions » Inftitut des Theaters 
an der Wien, |. Theater. 
Verenffions: Gewehre, ſ. Stod: 
flinten. 
ercenffions-Stöde, f. Waffen. 
ermanenz des Dienfted der Be⸗ 
zirtö-Polizei-Gommiffariate, ſ. Poli⸗ 
zer⸗Behörden. Grundzuge der Orga⸗ 
niſation 8. 25. 
erſonal⸗Gaſthaus⸗Conteſſion, 
ſ. Gaſthaͤuſer. 
Perſonal⸗Gewerbe, Verbot der 
Berpachtung derſelben, ſ. Gewerbe. 
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Pel-Eordon. 


BHerfonal:Inftanz, Begriff derfel- 
ben, f. Gerichtsbarkeit. Pat. vom 
20. Nov. 1852 8. 13. 

Derfonen =: Transporte, perio⸗ 
difhe, Beilimmungen wegen Eintich- 
tung derfelben, ſ. Stellfuhren. 

Derfonenwägen auf Eifenbahnen, 
deren Beishaffenbeit, |. Eifenbahn: 
Betriebs⸗Ordnung $. 22—24. 

Derfonsbefchreibungen, Drud- 
legung und Berbreitung, f. Polizei: 
Anzeiger, Stedbriefe. 

erückenmacher, denfelben fteht 
das Recht zum Raſiren zu, f. Rafiren, 

— — Dffenbaltung ihrer Gewölbe 
an Sonn- und Feiertagen, f. Sonn: 
n. Feiertagsheiligung. 

eft. Die von Sr. k. k. Majeftät 
genehmigte PBeft-Polizei- Ordnung für 
die k. k. öfterr. Staaten wurde befannt 
gemacht. (Hflzl. D. v. 30. Juni 1837 
an die Landerft. in Galizien u. Dal» 
matien. Bol. &. ©. 65. Bd. Nr. 99.) 

Peſt⸗Cordon. Mit a. h. Entſchlie⸗ 
ßung vom 25. Jaͤnner 1834 wurden 
in Bezug auf das Verfahren gegen die 
Mebertreter des Peſt⸗Cordons folgende 
Anträge genehmiget: 

1. Sobald der Peſt⸗Cordon gezogen 
ift, fol die Wache den Auftrag haben, 

egen jeden, der den Gordon übers 
—32 und auf Zurufen derſelben 
nicht zurückweicht, oder wohl gar Ge⸗ 
walt braucht, wenn kein anderes Mit⸗ 
tel erübriget, auf der Stelle Feuer zu 
geben, ohne Unterſchied, ob der Peſt⸗ 
Cordon auf den erſten, zweiten oder 
dritten Grad gezogen iſt. 

2. Der 21. Kriegs⸗Artikel iſt in der 
Tertirung dahin abzuändern: der Con- 
tumazsUebertreter foll nach den beſte⸗ 
henden Geſetzen ſcharf beitraft, und 
wenn ſchon der Peft » Cordon gezogen 
ift, derjenige, der auf Anrufen nit 
zurüctehrt, von der Wache, wenn kein 
anderes Mittel erübrigt, niedergefchof- 
fen, derjenige aber, ee ſchon 
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der engfte Gordon gezogen if, mit Ge⸗ 
waltthätigkeit gegen die Wade durch 
den Cordon bricht, oder auch ſich heim⸗ 
lich einſchleicht, ſtandrechtmäßig be⸗ 
handelt, und mit Pulver und Blei hin⸗ 
gerichtet werden. (Hftzl. D. vom 14. 
März 1834 3.5371 an alle Länderſt. 
Kundg. in NR. Defterr. mit Rgas. Circ. 
vom 24. März 3. 16339; in D. Defl. 
-am 24.; in Steierm. am 28. März; in 
Zirol am 2.; in Illyrien am 3.; in 
Sallizien am 8. Apr. 3. 19478; in 
Mähren am 18. April; im Benetia- 
nifhen am 5. Mai und im Küftenlande 
am 10. Mai 1834. Bol. ©. ©. 62. 
Bd. Nr. 40. Prov. G. ©. 16. BP. 
Nr. 64.) 

Lad = Gordon, fiche Coutumaz⸗ 
Vebertretungen. 

Peſtvergehen. Strafgefeb ge 
gen Peftvergehen. 

8. 1. In einem Bezirke, worin zur 
Hintanhaltung der drohenden Gefahr 
der Beft, Anftalten getroffen find, macht 
man fich einer ſchweren Mebertreinng 
durch jede Handlung ſchuldig, welche 
nah ihren natürlichen leicht erkennba⸗ 
ren Folgen, oder vermöge der befon- 
dere befannt gemachten Borfchriften das 
Uebel herbeiführen, oder es weiter ver: 
breiten Tann, die Handlung mag in 
einer Unternehmung oder Unterlaſſung 
befteben, fie mag in einem Vorſatze oder 
in einem Berfehen gegründet fein. 

8. 2. Die hauptfählichften Arten 
einer ſolchen Webertretung find: 

1. Die Ueberſchreitung des Cor⸗ 
dons, 

2. die Vereitlung der Contumaz, 

3. die Hintanſetzung des bei einer 
ſolchen Veranſtaltung aufgetragenen 
Amtes; 

4. die Verheimlichung der Gefahr. 

8. 3. Der erſten Gattung der Ueber⸗ 
tretung macht fih ſchuldig: 

a) der aus einem Bezirke, gegen wel⸗ 
ben die Contumaz angeordnet, oder 


Peſtvergehen. 


ein Cordon gezogen iſt, zu Lande auf 
den nicht dazu befiimmten Wegen oder 
zus See an unerlaubten Häfen und 
Geſtaden auf das Land fommt, Waa⸗ 
en dahin führt oder abfept; 

b) der den Gordon überfchreitet, 
ohne fich bei den daſelbſt beftellten Be⸗ 
amten zu melden; 

e) der fih aus verdächtigen Gegen- 
den eingeſchlichen, und bei weiterer 
Fortfegung feines Weges einen falſchen 
Dt. von dem er gelommen ſei angibt ; 

d) der PBerfonen oder Waaren zur 
Umgehung der ausgezeichneten Wege 
durch Rath, Wegweilung oder auf ſonſt 
immer für eine Weife beihülflich ift; 

e) der fi eine Urkunde zur Paſſi⸗ 
rung felbft verfertigt, oder zus Verfertis 
gung derfelben mitwirkt, wie auch der⸗ 
jenige, der wiſſentlich von einer unech⸗ 
ten, oder zwar von einer echten, jedoch 
auf einen Andern ausgeftellten Urkunde 
Gebrauch macht. 

8. 4. Der Anſteckung zuvor zu kom⸗ 
men, haben die Wachen den Auftrag, 
gegen Jeden, der den Cordon über- 
ſchreitet, und auf Zurufen derfelben 
nicht zuruͤckweicht, oder wohl gar Ge⸗ 
walt Braut, auf der Stelle Feuer zu 
geben. Die Strafe der in dem $. 3 
enthaltenen Uebertretungen ift ſchwerer 
Kerker von fünf bis zehn, und bei be- 
fonders erfchwerenden Umftänden der 
größeren Gefahr, der fhadlicheren Trieb: 
feder, der befonderen Argliſt, oder der 
Wiederholung wohl aud von zehn bie 
zwanzig Jahren. Rur in folden Fäls 
len, wo die Meberfchreitung offenbar 
aus einer Unvorſichtigkeit geſchehen ift, 
und Fein wirklicher Nachtheil daraus 
erfolgen konnte, Tann die Strafe auf 
eine kürzere Dauer ausgemeſſen, umd 
nad Befchaffenheit der Umftände, durch 
eine Zuͤchtigung mit Streichen ver⸗ 
ſchärft werden. 

8.5. Wegen Bereitlung der Reini- 
gungs » Anftalten wird verantwortlich: 


Deflvergehen. 


a) wer vor geendigter vorgeſchrie⸗ 
bener Reinigungezeit aus dem Contu⸗ 
mazhauſe entweidht; 

b) wer vor vollendeter Contumaz 


ohne Bewilligung der Contumazaufs 


ficht ich gefunden Perfonen nähert, und 
mit denſelben auf irgend eine Art Ges 
meinfchaft pflegt; 

c) wer Berjonen oder Waaren aus 
verdaͤchtigen Gegenten, ohne gehörige 
SefundH.itszengniffe,, und ohne Paß 
. übernimmt, frachtet, befördert; 

d) der in den dem Cordon nahe lies 
genden Drten fremde Perfonen oder 
Waaren ohne Gefuntheitdzeugniß, oder 
obne daß das Gefundheitdzeugniß nach 
Vorſchtift von der Obrigkeit berichtiget 
worden, beherbergt, oder ihnen Unter⸗ 
ftand gibt; 

e) der Sachen, die nach Vorfchrift 
des Geſetzes, Des Arztes oder des Be⸗ 
amten der Reinigung unterzogen wer⸗ 
den follen, verbirgt oder verheimlicht; 

f) wie überhaupt alle bei den Eon» 
tumazbäufern angeftellte Beamte und 
Diener, die durch die Uebertretung ihrer 
Amtsinſtruction zur moͤglichen Herbei⸗ 
führung einiger Gefahren die Gelegen⸗ 
heit eröffnen würden. 

8. 6. Die Webertreter werden auf 
die nämliche Art behandelt, welde in 
dem $. 4 vorgefchrieben ift. 

8.7. Durch Hintanfeßung des Am- 
tes macht fih überhaupt Derjenige ſchul⸗ 
dig, welcher die ihm vermöge feines Am⸗ 
tes nach dem Geſetze oder nach der bes 
fonderen Anordnung des Beamten oder 
Des Arztes obliegenden Pflichten außer 
Acht ſetzt; insbeſondere: 

a) wer die ihm obliegenden Anzeigen 
oder Berichte zu erſtatten unterläßt, 
oder auch nur verzögert; 

b) der Arzt, welcher in dem die Peſt⸗ 
Bolizei betreffenden Anmtsgefchäfte Ge⸗ 
ſchenke annimmt; 

ec) der gegen die ihm ampertraute 
Auffiht Perfonen oder Waaren auf 
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Peſtvergehen. 


unerlaubten Wegen, oder auf erlaubten 
Wegen aber ohne gehaltene Contumaz 
in das Land läßt, oder ver der zur 
Contumaz vorgefchriebenen Zeit aus 
der Contumaz entläßt; 

d) der gegen die Vorſchrift einen 
Geſundheitspaß ertheilt; 

e) der auf einen falfchen, oder nm 
rechtmäßig gebraudten Geſundheits⸗ 
paß Jemanden durdläßt; | 

f) der Peſtarzt oder Beamte, welcher 
bei feinem Gefchäfte in die Gefahr der 
Anſteckung gerathen ift, und ſich nicht 
felbft in die Contumaz verfügt. 

$. 8. Eine ſolche Uebertretung, wenn 
fie aus Eigennuß oder doch wiffentlich 
geſchehen ift, fol mit ſchwerem Kerker 
von zehn bis zwanzig Jahren, außer 
dem aber von fünf bis zehn Jahren be⸗ 
ftraft werden. 

8.9. Die Verheimlichung der Ge- 
fahr fallt Jedem zur Schuld, der von 
einer der eben angeführten Mebertretun« 
gen, von welcher Art fie auch fein möge, 
Wiffenfhaft erhält, und davon nicht 
unverweilt der nächften Obrigkeit Ans 
zeige macht. 

8. 10. Die Strafe der Verheimli⸗ 
Kung ift Kerker von Einem bis fünf 
Jahren; fie kann aber bei befonders 
erfhwerenden Umſtänden der Beſte⸗ 
hung, der gefährlicheren verheimlidhten 
Mebertretung , oder bei Wiederholung 
auch auf fchweren Kerker von fünf bis 
zehn Jahren ausgedehnt werden. 

8. 11. Die übrigen in dem $. 1 
nur allgemein angedeuteten Webertres 
tungen follen nach dem Berhältnifie, in 
welchen fie mit den hier ausgedrückten 
Fällen Reben, beftraft werden. 

$. 12. Wenn die Uebertretungen 
der Beftanftalten auf eine fo gefährliche 
Meife um ſich greifen, daß durch fchnels 
le8 abfchredendes Verfahren Einhalt 
getban werden muß, fo tritt das Stand⸗ 
recht ein. Wer nad kundgemachtem 
Standrechte fih einer gewaltthätigen 


Peſtvergehen. 


oder doch ſchweren Uebertretung aus 
denjenigen, welche in den 88. 3 und 5 
angeführt find, ſchuldig macht, fol durch 
Erſchießung hingerichtet, die Uebrigen 
aber follen mit den eben ausgemeſſenen 
Strafen belegt werden. 

8.13. Außer den Fällen des Stand- 
rechtes ift das von dem unteren Richter 
gefällte Urtheil, e8 mag wie immer aus⸗ 
fallen, dem Obergerichte vorzulegen, 
welches dasfelbe zu beftätigen, oder 
nah dem Geſetze zu verfhärfen, oder 
zu mildern hat. (Bat. vom 21. Mai 
1805. Nr. 731 der Zuft. ©. ©.) 

Deftvergehen. Die k. k. vereinte 
Hoffanzlei hat den Antrag genehmigt, 
dag in Zukunft zu den flrafgerichtlichen 
Unterfuhungen über Pe » Vergehen 
fein politifder Commiffär beizuziehen 
fei. (Hof-Deer. v. 27. Rov. 1829, an 
das galiz. Appell. Ger. Krop. ©. ©. 
Bd. 55. Nr. 211.) 

Peſt⸗Vorſchriften, ſ. See⸗Sani⸗ 
taͤtsverwaltungs⸗Reglement. 

Peterskirche in Wien. Die um 
felbe befindlihen Hütten follen nad 
und nad und zwar in der Art wegge- 
raumt werden, daß der Magiftrat bei 
der, auf was immer für eine Art erfol- 
genden Erledigung einer diefer an der 
Kirche befindlihen Hütten ſolche ganz 
eingehen laffen, und nicht mehr verge- 
ben werde, wofür der Magiftrat ver- 
antwortlich gemacht wurde. 
iſt auch dafür zu ſorgen, daß die nächſt 
der Kirche und auf dem dortigen Platze 


freiſtehenden fo ſehr angehäuften Fleiſch⸗ 


ſelcherStände und Schnecken⸗Krämer, 
ſobald moͤglich durch die dem Magi⸗ 
ſtrate zu Gebot ſtehenden Mittel ent⸗ 
fernt werden, (N. d. Rggs. Vdg. vom 
21. Mai 1824. Rogge. Rr. 23253. 
Pol. Ob. Dir. 3. 3071.) 

— — Die Berordnungen v. 21. 
Mai 1824 Hinfichtlich der Entfernung 
der an derfelben befindliden Hütten 
wurde dahin modiflcirt, daß, wenn ein 
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Pfarrer. 
Erledigungsfall einer der, der Kirche 
zuftändigen Hütten fi ergeben follte, 
oder, wenn fi wegen einer Hauptre⸗ 
paratur der Kirche der von der Regie- 
tung angedeutete Fall der ganzlichen 
Einziehung aller die Kirche umgebenden 
Hütten ergeben follte, immer vorläufig 
die Anzeige vom Magiftrate an die Re⸗ 
gierung zu machen, umd von lebterer 
fodann der Hoflanzlei das Gutachten 
zu erftatten fei, ob bei der Unzuläng- 
lichfeit der Dotation diefer Pfarrkirche 
die Abbrechung der Hütte oder der Hüte 
ten ftatt zu finden habe oder nicht. 
Die Fleiſchſelcher mit ihren Verſchleiß⸗ 
fländen dürfen dort gegen dem belafjen 
werden, wenn die Berfaufftände nur in 
einem kleinern Maßſtabe errichtet, Die 
zweckmaͤßige Vertheilung derfelben auf 
dem Petersplage mit Benübung der 
freien Ede neben den Obfthütten und 
dem freien Platze hinter der Wachhuͤtte 
vorgenommen, und fowol über die ges 
naue Einhaltung der durch die Markt⸗ 
ordnung feftgefeßten Stunden der Aus- 
bietung diefer Waaren auf derlei trag- 
baren Ständchen, als über die größte 
Neinlichkeit der letztern mit vollem 
Ernfte gewacht werden wird. (Hfkzl. 
Deer. v. 2. Sept. 1825. Rage. Deer. 
v. 9. Sept. 1825 8. 48150. Pol. Ob. 
Dir. 3. 5677.) 

—*2 ⸗Auſtalt, ſ. Ver⸗ 


—— fiehe 
Kirche. 
Pfarrer. In Faͤllen, daß Pfarrge- 
noſſen fich weigern, bei ihrem Pfarrer 
zu erſcheinen, wenn fie von ihm in feel⸗ 
ſorglichen Angelegenheiten vorgerufen 
werden, find diefelben auf jedesmalige® 
Begehren des Seelforgers durch die 
Ortsobrigkeit zu verhalten, ſich bei dem⸗ 
felben zu ftellen. (A. b. Entſchl. v. 9. 
Juni 1826. Hflzl. Decr. v. 18. Juni 
1826, an fämmtl. Länder. Pol. ©. 
©. 54. Bd. Nr. 39.) 


Eben fo ſatza 


Pfarrer. 


Harrer. Borfhrift für die 
Pfarrvorſteher über die Befta- 
tigung der Zahlungd-Quittun 
gen, über Benfionen, Provifio- 
nen, Önadengaben, Quieszen- 
tens Gehalte, Erziehungsbei- 
träge, Capi-Saldi, auf Patri- 
cier-Suftentationen. 

8. 1. Die Pfarrvorſteher find ver- 
pflitet, den in ihrem Pfarriprengel 
fi aufhaltenden, mit einem der obge⸗ 
dachten Bezüge betheilten Parteien auf 
ihren monatlichen oder vierteljährlichen 
Penfiond-Quittungen, die Befätigung, 
daß fie am Leben find, und zugleich bei 
Witwen, daß fie fih nod im Witwen- 
flande, bei Waifen aber, daß fie noch 
unverforgt find, mit Beifebung des 
Pfarrfiegeld und des Datums unter ih⸗ 
rer Dafürhaftung , infofern ihnen ein 
Mangel an der gehörigen Borfiht zur 
Laſt fallt, zu ertheilen. 

8. 2. Damit die Pfarrvorfteher die 
Lebens⸗ und fonflige Beſtaͤtigungen mit 
Orundhältigkeit ertheilen können, ha⸗ 
ben die Parteien mit den Quittungen 
perſoͤnlich bei ihnen zu erſcheinen, in 
dem Falle jedoh , wenn eine Partei 
dur Krankheit oder andere Umstände 
an der perfünlihen Erſcheinung verhin- 
dert ift, bat der Pfarrvorfteher die 
Beftätigung des Lebens nur dann bei- 
zufeben , wenn die fchriftliche Beftätt- 
gung des Haudeigenthümerd oder Ad- 
miniftrators, wo die Partei wohnt, oder 
die Obrigkeit oder Polizei⸗Behoͤrde ih⸗ 
red Wohnortes über das Leben derfel- 
ben bereits auf der Quittung fich ber 
findet. 

$. 3. Das Normalalter für Waifen 
penfionsfähiger Altern ift, und zwar bei 
Knaben auftas zwanzigfte bei Mädchen 
auf das achtzehnfte, für Waiſen provi- 
fionsfähiger Altern aber, das ift für 
ſolche, die nicht mit einem jährlichen 
fondern nur mit einem täglich bemeſſe⸗ 
nen Genuße von 2, 3, 4 fr. betheilt 
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find, bei Knaben das 14. bei Mädchen 
auf das 12, für Hofflantödieners- 
Waiſen beiderlei Gefchlechtes aber auf 
das 18. Lebensjahr feftgefeßt, die Be⸗ 
züge der Waifen haben daher in der 
Regel aufzuhören, wenn fie in das ob⸗ 
bemeldete NRormalalter treten. Wenn 
Kindern, die zugleihd von Bater und 
Mutter verwaifet find, eine Penſion, 
Provifion zufammen in concreto verlie⸗ 
ben werden , fo dauert der Bezug der⸗ 
felben in fo lange fort, als noch eine 
der Waifen unverforgt unter dem Ror- 
malalter fteht. 

8. 4. Da der Genuß der Erziehungs» 
beiträge nit allein mit erreichten 
Rormalalter, fondern auch bei einer vor 
dem Rormalalter eintretenden Vorſor⸗ 
gung der Waifen aufzubören hat, fo 
haben die Pfarrvorfteher auf ein und 
den andern ſchon von dem Bormunde 
auf der Quittung zu bemerkenden Um⸗ 
ftand aufmerffam zu fein, und folden, 
wenn er bei Waifen eintritt, jedenfalle 
in der Quittung zu bemerfen. 

8. 5. Unter der Berforgung einer 
Waiſe wird verftanden, wenn diefelben 
ein Bermögen oder Einkünfte erlangen, 
welche zu ihrem Unterhalt hinreichen, 
insbefondere aber bei Knaben; 

a) der Eintritt in das Militär mit 
Bezug einer Gage oder Loͤhnung; 

b) die Aufnahme in ein geiftliches 
Seminarium , Stift oder Klofter oder 
in eine unter der Oberleitung des Staa⸗ 
tes ſtehende öffentliche Erziehungs⸗ oder 
Berforgungsanftalt, in welcher alle Be» 
dürfniffe der Zöglinge aus den betref⸗ 
fenden Bonds oder Anftalten beftritten 
werden; 

ce) die Erlangung eines öffentlichen 
oder Privatdienfted mit Gehalt oder 
Kohn, endlich 

d) die Unterbringung in die Lehre 
bei einem Handelsmann, Profeſſioni⸗ 
ften, Künftler 2c., wo die Waife von 
dem Lehrherrn oder Meifter die unent⸗ 
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geldlihe Wohnung, Koft, Kleidung und 
Waͤſche erhalt. 

Bei Maͤdchen: 

a) der Eintritt in den Eheſtand, 

b) in ein Nonnenklofter, weldhes fi 
nicht mit der Erziehung befhäftigt, 

ce) in eine Stiftung oder Stiftplaß, 

d) in einen mit Gehalt oder Kohn 
verbundenen öffentlidhen oder Privat« 
Dienft. 

8. 6. Auch bei jenen männlichen und 
weibliden Waiſen, welche nach erreich« 
tem Rormalalter mit Önadengaben, die 
mit einet von der Waiſe erlangten Ver⸗ 
forgung aufzubören haben, betheilt find, 
haben die Pfarrvorſteher fofern die eine 
oder andere der obbemerkten Verſor⸗ 
gungdarten bei einer Waife eintritt, 
foldhe in der Quittung anzumerken. 


Zebensbeftätigung jener Parteien, weldhe 
den Aerarialgenuß normalmweife bezie- 
ben, nit vor dem 25. des nämlichen 
Monats, auf welchen die Quittung lau- 
tet, bei vierteljahriger Behebung aber 
nicht vor dem 25. des 3. Monats und 


jedenfalls den in Rede ſtehenden Bar- 


teien nur dann zu ertheilen, wenn die- 
felben zur Zeit der andzufertigenden 
Beitätigung wirklich in dem Pfarrfpren- 
gel des das Zeugniß ausftellenden 
Pfarrers wohnen. In jenen Källen, wo 
eine Partei ihr gewoͤhnliches Domizil 
zwar nicht für immer, jedoch für eine 
beftimmte längere Zeit verläßt 3. 
wegen einer Reife, Bad» oder Brunnen- 
Eur 2c., hat die Lebendbeftätigung der- 
jenige Seelforger zu ertheilen, in deffen 
Pfarrfprengel fih die Partei zur Zeit 
der Behebung ihres Genuſſes aufhält. 

$. 8. Endlich wird den Pfarrvorſte⸗ 
bern zur Pflicht gemacht, nicht nur je 
den in ihren Pfartfprengel ſich ergeben- 
den Todesfall einer mit einer Penfion, 
Brovifion oder fonftigem Nerarialbezug 
betheilten Partei, fondern audy jede nach 
den gejeglihen Vorſchriſten vollzugene 
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Trauung einer Witwe oder weiblichen 
Baife von Civil⸗ und Militär⸗eamten 
oder Offizieren unverzüglich der vorge⸗ 
festen politiſchen Behörde anzuzeigen. 

8.9. Für die genaue Beobachtung 
diefer Borfchriften find die Bfarroorfte- 
ber verantwortlich umd für jeden durch 
Außerachtlaſſung derfelben dem Aerar 
zugehenden Nachtheil erfappflidtig. 
(Bien den 17. April 1834. Rgg8. 
3. 62283.) 

Pfarrer, deren Berpfliätung bei 
einer Gpidemie ‚ f. Brechdurchfall⸗ 
Epidemie. 

— — Borgang bei Straf: und Dis⸗ 
ciplinar- Amtöhandlungen gegen katho⸗ 
liſche Geiſtliche, |. Kirche, 

— — Wirkungskreis der Regie 


. rung& » Behörden in Angelegenheit der 
8.7. Die Pfartvorſteher haben die. 


Pfarr « Concursprüfungen, f. Kirche. 

— — am Lande, Ermächtigung der- 
felden zum Brivatunterrihte, f. Pri⸗ 
vatunterricht. 

— — Tönnen den Brofeffioniften 
in Rotbfalle an Sonn- und Feiertagen 
die Erlaubnig zum Arbeiten ertheilen, 
f. Sonne und Feiertagsheiligung. 

Pfefferkuchen. Die Erzeugung und 
der Verkauf der aus gefärbten, unge- 
nießbaren Kornteige verfertigten Leb⸗ 
gelten und Pfefferkuchen ift mit der 
Sanction verboten, daß jede Uebertre⸗ 
tung diefes Berbotes nicht nur mit der 
Abnahme der Waaren , fondern aud 


3. noch mit einer dem Bergeben und dem 


Vermögens » Umfländen angemeffenen 
Geldftrafe zu ahnden ift. (Hofd. v. 29. 
Rov. 1784. Vdg. des böhm. Bub. v. 
13. Decbr. 1784 3. 24311 u, v. 17. 
Dechr. 1820 3. 64083. Obent. 3. Bd. 
©. 427.) 

— — Die Berfertigung der Chris 
ſtus⸗ und anderer Heiligen«Bilder aus 
Pfefferkuchen⸗ (Lebzelten-) Teig, wird 
allgemein verboten, und deren Verkauf 
unter Sonfiscations « Strafe unterfagt. 
(Wdg. des k. böhm, Land. Bub. v. 3. 


Pſefferkuchen. 


Rov. 1826 3. 6235. Kroy. G. ©. 

——— Sebzelt 
en, ſiehe elter, 

Spielzeng. 

Pferde. Deren Abfütterung auf 
der Gaſſe und die Führung derſelben 
nahe an den Häuſern, wo die Leute ge⸗ 
hen, wird verboten. (Pol. Ord. für 
Mähren v. 12. Juni 1786. Krop. ©. 
30. 10. Bd. ©. 274.) 

— — Es wurde die Bahrmehmung 
gemacht, dag auf mehreren Plägen und 
Straßen der innern Stadt und der 
Vorſtädte Pferde eingeführt, zugeritten 
und dreffirt werden. Da diejer Unfug 
die körperliche Sicherheit der Paſſanten 
weſentlich gefährdet, fo werden ſämmt⸗ 
liche k. k. Bol. Bez. Dir. in Gemäßpeit 
des b. Pol. Hofft. Deer, v. 7. d. M. 
8. 9026 nachdrücklichſt aufgefordert, 
das Einführen, Zureiten oder Dreffiren 
der Pferde auf öffentlichen Pläben und 
Straßen nirgend® unter feinem Bor 
wandeundvonRiemanden wer er 
auch immer fein mag, zu dulden, 
fondern fih die wirkfame Hintanhal- 
tung diefer Unzukömmlichkeit mit zweck⸗ 
mäßiger Afwendung der ihnen zu Ge 
bote ftehenden Mittel eifrigft angelegen 
fein zu laſſen, und gegen die an der 
Uebertretung des diesfälligen Berbotes 
betretenen Individuen mit vorfchrift« 
mäßiger Strenge das Amt zu handeln. 
(Circ. der & k. Bol. Ob. Dir. v. 19. 
Sept. 1844 8. 14962/2554.) 

— — Um bei der Reinigung 
der Stallungen nad anfteden- 
den Pferdetranktheiten ein gleich⸗ 
mäßiges Berfahren zu erzielen, welches 
mit Dermeidung jedes nicht nothwen⸗ 
digen Koftenaufwandes dennod gegen 
jede Anftedungsgefahr volle Sicherheit 
bietet, findet das Miniſterium des In- 
nern uach dem vom k. k. Kriegsminifte- 
rium mit dem Lehrkoͤrper des hiefigen 
ZhierarzneisInftitutes gepflogenen Ein 
vernehmen Nachfolgendes anzmorbuen: 
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1. Große Stallungen ſind nur auf 
7 bis 8 Fuß Hoͤhe zu weißen. Iſt in 
einem großen Stalle blos ein Pferd 
vom Rotz oder Wurm ergriffen, ſo iſt 
blos das Weißen des Standortes und 
der beiderſeits zunächſt anſtoßenden 
Wände vorzunehmen. Kleinere Ställe 
mit wenigen Pferden ſind ganz zu 
weißen. 

2. Indem durch die Siedhitze jedes 
Contagium zerſtoͤrt wird, müſſen die 
Futterbaaren, Streihbäume,, Stand⸗ 
faulen und alle beweglichen, ſowie un⸗ 
beweglihen Gegenflände überhaupt 
(Trinkgeſchirre, Bußzeug 2c.), die mit 
dem erkrankten Thiere in Berührung 
kamen, mit fiedend heißen Wafler, ſpaͤ⸗ 
ter, nachdem fie an der Luft getrodnet 
wurden, mit fiedend heißer Lauge abge- 
brüht und abgerieben werden. 

3. Hierauf bat fih aud die Reini⸗ 
gung bei allen eifernen Gegenftänden 
zu befchränten, weil dDiefelben weniger 
porös find, daher contagidfe Stoffe 
nicht fo leicht, ala Holzgegenftände auf- 
nehmen. Chlorwafchungen find bei Ei⸗ 
fenveftandtheilen zu vermeiden, weil 
jene keinen befonderen Ruben fchaffen, 
und das Eiſen angreifen. 

4. Der Boden ift, wenn er gepfla- 
ftert ift, mit fiedend heißem Wafler und 
Lauge zu übergiegen, daun gehörig zu 
verreiben, und mittelft ftumpfer Stall 
beſen zu reinigen, wobei der Sand zwi⸗ 
ſchen den Steinen bei Ziegel» oder Kies⸗ 
Pflafterung entfernt, und durch neuen 
erjeßt werden muß. 

5. Bei lehmigen oder fonftigen uns 
gepflafterten Boden iſt die Erde wenig» 
ftens auf '/, Buß auszubeben nnd durch 
eine frifche Lage zu erfeben. 

6. Die Raͤucherungen in der Stal⸗ 


lung find nah Schließung der Thüren 


und Fenſter bei gehöriger Vorficht ges 
gen Feuersgefahr mittelft Berbrennen 
des gewöhnlihen Stangenſchwefels 
vorzunehmen, indem die hiedurch id 
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entwidelnde ſchweflige Säure am ſicher⸗ 
fen jedes flüchtige und fire Contagium 
zerſtoͤrt, wohlfeil, überall zu befommen 
und für Menſchen weniger gefährlich ift. 
Ratürlich müffen früher alle Thiere aus 
dem Stalle entfernt werden. 

7. Rah vorausgegangener Neini- 
gung ift der Stall gehörig zu lüften, 
und durch 8 Tage offen und leer zu 
laſſen. 

8. Iſt in großen Stallungen nur ein 
Pferd vom Rotz oder Wurm ergriffen, 
fo genügt, wie bereits erwähnt, die 
Reinigung des Standortes, wo das er- 
krankte Pferd fand, und des links und 
rechts anfloßenden, wo fich gefunde 
Thiere befanden, weil diefe Krankheiten 
ein fire8 Contagium erzeugen, und da⸗ 
her eine Verbreitung durd den ganzen 
Stall nicht anzunehmen iſt. Natürlich 
müſſen eben fo forgfältig alle beweg- 
lihen Holzgegenflände,, (Waffereimer, 
Bürften z2c.) die mit dem erkrankten 
Thiere in Berührung kamen, gereinigt 
werden. Würde das erkrankte hier 
feinen Standort öfters gewechfelt ha⸗ 
ben, oder- wären feine beftimmten Trink⸗ 
und Reinigungs⸗Geraͤthſchaften für das 
erkrankte Thier verwendet worden, fo 
muß die Reinigung des ganzen Stalles 
vorgenommen werden. (Exl. des k. k. 
Mini. des Inn. vom 31. Dct. 1851 
8. 24108. Cro. L. 6. B. Rr. 196. 
Kundm. des Eiv. und Mil. Gouv. in 
Siebenb. v. 11. Nov. 1851. Sieb. 8. 
G. B. Rr. 276, der böhm. Stth. v. 
71. Row. 1851 8. 28901. 8. ©. 2. 
Rr. 305.) 

Pferde. Inftruction über die 
bei Bartung der mit bösartiger 
Drüſe, Rob und Wurm behafte 
ten Pferde zu beobadtenden 
Vorſichts maßregeln. Bur Befei- 
tigung der Anftelungsgefahr für Wär- 
ter, der mit bösartiger Drüfe, der Rotz⸗ 
und Wurmkrankheit behafteten Pferde, 
findet ih das Minifterium des Innern 
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beftimmt , im Einvernehmen mit dem 
k. k. Kriegdminifterium Rachfolgendes 
anzuordnen. 

1. Es ift Sorge zu tragen, daß alle 
Perſonen, weldye Pferde zu beforgen 
baben, mit den Kennzeichen der verdädh- 
tigen und bösartigen Drüfe und der 
entfchiedenen Rotzkrankheit, fowie des 
MWurmes, als da find: angefchwollene 
Lymphdrüſen im Kehlgange, der eigen- 
thůmliche Schleimausfluß aus der Rafe, 
Gefhwürbildung in derfelben, das 
Schnaufen der Thiere durch die Rafe 
beim Athmen, und die fogenannten 
Wurmbeulen auf der Haut, bekannt ge⸗ 
macht werden. 

2. Bei Ueberwachung diefer Erſchei⸗ 
nungen an einem Pferde, und nament- 
lid einer, wenn glei nur unbedeutend 
fheinenden Anjchwellung der Kehl⸗ 
gangs⸗Lymphdrüſen oder irgend eines 
Rafenaysfluffes if hievon die Anzeige 
an den Gemeindevorſtand und von die- 
fem an die politifhe Obrigkeit zu er⸗ 
flatten, das Thier ärztlich zu unterfu- 
hen und nad Befund zu behandeln. 

3. Entſchieden roßige oder wurm⸗ 
kranke Pferde follen abgeſchafft werden, 
rotzverdächtige Thiere find arztlich zu 
unterfuchen, und im Kalle ihre Heilung 
nicht wahrſcheinlich ift, wie eniſchieden 
rotzkranke zu behandeln, -fonft aber in 
abgefonderte Stallungen mit eigens für 
fie beftimmten Stallgeräthen einzuftel- 
len, und mit den gefunden Thieren, wie 
3. B. auf der Weide, oder bei der Be 
fpannung und dergleichen nicht mehr zu 
vermifchen. 

4. Die Wärter folder Thiere find 
über die Gefahr einer Anſteckung mit 
dem Roßgifte zu belehren, und ſtreng⸗ 
ſtens zu verwarnen,, daß fie fi das⸗ 
jelbe nicht etwa einimpfen, wozu offene, 
oder mit einer zarten Oberhaut bedeckte 
Stellen des Körpers befonders geeig- 
net find. 

5. Leute, welche mit Hautabſchür⸗ 
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fungen, Bunden, Eiterungen, Geſchwü⸗ 
ren oder Schrunden befonderd an den 
Händen oder im Gefichte behaftet find, 
dürfen zu diefem Dienfte gar nicht ver- 
wendet werden, und es ift den zu Wärs 
tern ſolcher kranken Thiere beftimmten 
Leuten einzufhärfen, daß fie in dem 
Kalle, als fie fich zufällig eine derartige 
Verlegung zuzögen, davon die Anzeige 
erftatten,, damit ein anderes Indivi⸗ 
duum zu dem Wartgefhäfte beftimmt 
werde. | 

6. Zumeift haben fih die Wärter zu 
hüten, daß fie den aus der Nafe der 
Thiere ausfliegenden Schleim mit blo- 
Ber Hand abwifchen, und fo auf das 
Auge, die Rafe, den Mund oder ähn- 
liche Körperfießen übertragen, oder daß 
ihnen derfelbe nicht etwa beim Huften 
oder Braufchen des Pferdes in das Ge⸗ 
fiht gefprigt werde, wie es z. B. bei 
der beabfihtigten Unterfuchung der Rafe 
des Thieres fehr leicht zufällig ge- 
ſchieht. 

7. Eine ähnliche Vorſicht Haben die 
Waͤrter auch rückſichtlich anderer Abfon- 
derungsſtoffe, ja überhaupt aller Säfte 
und feſtweichen Theile rotzverdächtiger 
Pferde zu beobachten, da dieſelbe alle 
Träger des Anftedungsftoffes fein 
können. 

8. Gleicherweiſe haben ſie ſich auch 

von jeder moͤglichen mittelbaren Ueber⸗ 
tragung des Rotzgiftes forgfältigft in 
Acht zu nehmen, wie fie 3. DB. dur 
Benüßung der Pferdededen für den eir 
genen Gebrauch, oder längere Beruͤh⸗ 
rung anderer mit den thieriſchen Stof- 
fen imprägnirten Gegenftände mit dem 
eigenen Leibe herbeigeführt werden 
könnte. 
9. Wenn dem Thiere Salben u. dgl. 
applizirt werden follen, fo darf dies nie 
mit der bloßen Hand, fondern ed muß 
mittels einer Rinds⸗ oder Schweinblafe 
geihehen. 

10. Die Wärter follen fih in dem 
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Krantenftalle nie länger, als unum⸗ 
gänglich nöthig, aufhalten dürfen, nicht 
in demfelben fhlafen, und müffen nad 
jeder bei einem verdächtigen Pferde 


vollfuͤhrten Dienftleiftung fi forgfäl- 


tigft reinigen, befonders die Hände mit 
Zange oder mit verdünnter Salze oder 
Eifigfäure waſchen. 

11. Eine vorzüglide Sorgfalt muß 
darauf gewendet werden, in dem Kran⸗ 
fenftalle jederzeit eine moͤglichſt reine 
Luft zu erhalten; die Ställe dürfen da⸗ 
ber nicht überſetzt, fie müffen oft und 
ausgiebig gelüftet, die Ercremente der 
Thiere aus felben baldigft entfernt, und 
die Streu häuflg erneuert werden. 

12. Die Wörter haben fih in Acht 
zu nehmen, daß fie Die von den rotzkran⸗ 
ten Thieren ausgehauchte Luft nicht zus 
fällig unmittelbar einathmen, 

13. Im Uebrigen follen folde Wär⸗ 
ter gefundheitsgemäß leben, auf gehö- 
rige Reinlichkeit der Haut ſehen, fid 


nad Thunlichkeit öfters baden, viel in 


reiner Luft bewegen und gut genährt 
werden. a 

14. Nach. vollendeter Wartung find 
die Kleider und das Bettzeug des Wär⸗ 
ters nad Borfchrift zu reinigen. 

15. Die Desinfection der Stallun: 
gen, der Trinkgeſchirre, der Halfter, des 
Putzzeuges 2c. nad rotzkranken Pferden 
hat nad den beftehenden Borfhriften 
zu gefchehen. 

16. Die Ausführung diefer Maßre- 
geln muß unter der Auffiht eines Arz⸗ 
tes von einem verläßlichen Individuum 
unmittelbar überwacht werden. 

17. Wenn bei einem der in Rede 
fiehenden Pferdewärter eine, fei es auch 
nur Peine Stelle der Haut, namentlich 
an den Händen oder dem Gefichte ent- 
zündet, und zu fehwären beginnt, oder 
wenn fih Erſcheinungen allgemeinen 
Unwohlſeins einftellen, fo iſt derfelbe 
ungefäumt ärztlich zu unterfuchen, und 
von dem Ergebniffe der Unterfuchung 
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Die vorgefehte politifcde Obrigkeit un» 
mittelbar oder im Wege des Gemeinde» 
vorflandes in Kenntniß zu feßen. (Erl. 
des Minifl. des Inn. v. 12. Dct. 1852 
8. 24225. Deer. der n. ö. Stth. v. 
Y. Rov. 1852 3. 37189.) 

Pferde, das Fahren mit 6 Pferden 
ohne Borreiter if verboten, ſ. Fahren. 

— — mit vier aneinander gereih- 
ten, zu fahren ift verboten. f. Jahren. 

— — ſ. Beichälzeiten, Rotz, 
Wurmkrankheit. 

Pferdefleiſch. Da die Unterneh⸗ 
mung des Aushackens und Verkaufes 
des Pferdefleiſches durch kein Geſetz ir⸗ 
gend einem Gewerbe vorbehalten oder 
an eine Conceſſion gebunden, oder ir⸗ 
gend Jemandem unterfagt ift, fo ift die 
felbe nach den allgemeinen Grundfägen 
der Gewerbeleitung ald eine freie Be⸗ 
fhäftigung anzufehen,, kann fohin ger 
gen vorläufige Anmeldung bei der po⸗ 
litifhen Obrigkeit und Entrichtung der 
Erwerbfteuer unter den für den Handel 
mit Stechviehfleiſch beftehenden allge- 
meinen Borfihten, welde in der Prov. 
Gefch- Sammlung des Jahres 1825 
Nr. 148, 8.33, Seite 229, abgedruckt 
find, von Jedermann betrieben werden 
und bedarf daher Feiner weiteren ge- 
feglihen Beflimmung. (O. ö. Rggs. 
Erl. v. 23. April 1847 3. 11236 
Prov. G. ©. für D. De. v. 3. 1847 
Nr. 44. 

— — Ueber Einfhreiten des Ver: 
eines gegen Mißhandlung der Thiere 
bat der Herr Drinifter des Innern mit 
Erlaß vom 21. October v.3. 3. 19068 
dad Ausfchrotten des Pferdefleiſches 
geftattet, und find diesfalls mit Statt- 
haltereisDecreten vom 21. Dct. 1850 
3. 38789 und vom 11. Dec. 1850 
3. 47098 nachſtehende Borfichts- 
maßregeln angeordnet worden: 

1. Die Pferdefleifch » Ausfchrottung 
wird von einer behördlichen Eonceffion 
abhängig gemacht und diefe nur voll. 
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kommen verlaͤßlichen Perſonen er⸗ 
theilt. 

22. Die zu ſchlachtenden Pferde find 
fowohl in lebendem Zuſtande als aud 
nad ihrer Zerlegung durch approbirte 
Thierärzte oder die beftehenden Markt⸗ 
Gommifjäre zu befhauen. 

3. Für jedes diefer doppelten Be 
[hau untergogene, zum Schlachten 
und zum Genuſſe für tauglich erfannte 
Pferd wird von der Beſchau⸗Commiſ⸗ 
fion ein eigener Schein ausgefertigt. 

4. Die Befhau und Schlachtung der 
Pferde hat in den ftädtifhen Schlacht⸗ 
häufern, vorläufig in einer abgefonder- 
ten Kammer, ſpäterhin auf der eigens 
biezu erbauenden Schladhtbrüde gegen 
Berichtigung der. für das Rindvieh be- 
fimmten Schlachtungsgebühren zu ge 
ſchehen. 

5. Die Ausſchrottung des Pferde⸗ 
fleiſches iſt nicht nur in Gewölben, 
fondern auch auf den Ständen geſtattet. 

6, In einem foldhen Gewölbe oder 
bei einem folden Stande darf kein an- 
deres Fleiſch, fondern nur Pferdefleifch 
verkauft werden. 

7. Iſt der Berfauf bei den Bewölben 
oder beim Stande mit der deutlichen, 
den Publikum in die Augen fallenden 
Auffhrift: „VRerkauf von Pferdes 
fleiſch“ anzutündigen. 

8. Die Umgehung dieſer Borfchriften 
werden mit angemefiener Geld» oder 
Arrefifirafe und inebefondere die der 
Beſchauvorſchrift nad den Strafgefege 
geahndet. (Dec. der. kak. Stadth. vom 
18. Jän. 1851 3. 908.) Für Ober 
Defterreich wurde mit Erl. des Min. d. 
Ian. vom 16. Dec. 1850 8. 26639 
gleihfalld die Errihtung von Pferdes 
fleiſchbänken zugeflanden und die Aus⸗ 
ſchrottung des Pferdefleifihes von der 
politifhen Behörde abhängig gemacht 
und aus Geſundheits⸗Polizei⸗Rückſich⸗ 
ten der öffentlihen Auffiht und Con⸗ 
trolle der Fleiſchbeſchau unterzogen. 


— a 


— 


wi — 


Pferdegeſchirr. 


(Erl. der o. oͤ. Stih. v. 23. Dec. 1880 
3. 29511.8. ©. B. 3.1851 Nr. 42.) 
erdegeſchirr, ſ. Fiaker. 

ferdehänte. Hinſichtlich der 
Neinigung der Häute der am 
Rotze oder Wurme umgeftande- 
nen, oder wegen diefer Krank 
heit vertilgten Pferde hat das 
Minifterium' des Innern mit dem Er 
laffe vom 28. Febr. d. 3. 8. 3235 
Bolgendes zur Richtſchnur bekannt ge⸗ 
geben : 

Die Desinficirungen der Häute der 
an den erwähnten Krankheiten gefalle- 
nen oder wegen derfelben vertilgten 
Pferde kann mittelft 24ftündiger Kalt» 
waſſer⸗ oder ſchwacher Laugenbeike 
fattfinden, im Kalle aber dazu die Ge- 
legenheit oder der Kalk gebrechen follte, 
würde auch eine vollftändige Austrock⸗ 
rung der Haut an einem dem Luftzuge 
audgefeßten Orte genügen. Um jedoch 
obiges Geſchaft noch fiherer und ſchnel⸗ 
ler zu vollführen, müßte die Hant ent» 
weder in einem gefchloffenen Raume 
oder auch im Freien mit Schwefeldäm- 
pfen in der Art in Berührung gebradt 
werden, daß man Stangen » Schwefel 
oder Schwefelblumen anzündet und 
duch Die dabei entwicdelten ſchweflich 
fauren Dämpfe beide Hautfeiten bes 
raͤuchern läßt, am entfprechendften wäre 
übrigend, wenn eine derartige Haut mit 
den bereit? angegebenen Borfichten ir- 
gend einem Bärber übergeben würde. 
Wenn den Abdedern die Desinftcirung 
der Haut und Rücdftellung derfelben 
aufgetragen würde, fo müßteihnen auch 
eine entfprechende Entſchädigung zu- 
fommen, welche von der Art fein follte, 
dag fie mit den Localverhältniffen über- 
einſtimmt, und fi) dabei ein Vortheil 
für das Aerar herausstellte; da nun bei 
Biehumfällen gebrauchlich ift, daß bie 
Abdeder für die Haut eines erwachſe⸗ 
nen Rindes dem Eigenthümer Il. EM. 
entrichten, dagegen aber ihr Gefchäft 
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ohne weiteren Entgelt verrichten , fo iſt 
in Hinkunft in ähnlicher Weife mit den 
Pferdehäuten zu verfahren, wenn der 
No fporadifh auf dem Lande vor 
fommt, dort hingegen, wo er in Gar» 
nifonen, Depots, Geftüten u. f. w. 
ausbriht, wäre die Neinigung der 
Häute der Auffiht der Curfchmiede zu 
überlaffen , weßhalb das Minifterium 
des Innern bereits die erforderliche 
Rüͤckſprache mit jenemdes Kriegsweſens 
gepflogen hat, von welchem erwiedert 
wurde , daß dasfelbe die Ueberlafjung 
der Reinigung der Häute der am Rob 
oder Wurme gefallenen oder vertilgten 
Militärpferde in fämmtlichen Kronläns 
dern an Militärfchmiede, gegen Aus- 
folgung der erwähnten Häute an dieſel⸗ 
ben als Vergütung für die bei der Rei⸗ 
nigung gehabte Mühe, angeordnet hat, 
und daß ferner die Randes » Militärs 
Commanden beauftragt wurden, die 
oberwähntenBorfihtsmaßregeln fammt- 
lihen unterftehenden Cavallerie-Trup- 
penförpern und Branchen bekannt zu 
geben, uud denſelben aufzutragen, 
ſtrenge zu wachen, daß diefe zur Ver⸗ 
meidung jeder Anſteckungsgefahr an⸗ 
zuwendenden Vorſichten genau beobach⸗ 
tet werden, wovon ſich auch der jewei⸗ 
lige Commandant durch Vorzeigenlaſſen 
der Haut unter perſoͤnlicher Berant- 
wortung zu überzeugen bat. (Dec. 
der n. 5. Strb. vom 16. März 1851 
8. 7952. der mähr. Stth. vom 18. 
März 1851. Mähriihes L. ©. 2. 
Nr. 62; der böhm. Stth. v. 8. März 
1851 8. 8607,28. ©. 3. Rt. 57.) 

Pferdekrankheiten, fiche Ro, 
Wurmkrankheit. 

Pferdemarkt. Zur Abſtellung der 
bei den Roßmärkten vorwaltenden Ge⸗ 
brechen fol: 

1. Der Pferdemarkt nicht eher, ale 
an den wirflihen Markttagen, und 
zwar zu einer zu beflimmenden Stunde 
feinen Anfang nehmen, auch Tages 


Pferdemarkt. 


vorher Teine Verhandlung geduldet 
werden. 

2. Sofern der Markttag auf den 
Sonntag einfällt, ift folcher jedesmal 
anf den darauffolgenden Montag zu 
überlegen. Weiter 

3. fol kein Pferd, bevor ſolches nicht 
während der zum Markte beftimmten 
Zeit anf den hiezu angewiefenen Plaß 
aufgeführt worden , verkauft werden; 
es wäre denn ein fehr muthiges und 
böfes Pferd, fo nicht ohne Gefahr eines 


Unglüdes , oder Beichadigung feiner 8 


felbft oder fremder Pferde unter einem 
großen Haufen von vielen Pferden auf 
geführt werden könnte, weldenfalls 
derlei Pferde von der zu geſchehenden 
öffentlichen Aufführung auf dem Markt⸗ 
plaße allwegs ausgenommen bleiben; 
und endlich 

4) foll an jenen Orten ,' welche in 
ihrem Umfange mit feinem Platze, oder 
fonft einem binlänglihen Raum verje- 
hen find, außerhalb des Ortes ein zur 
Haltung des Rogmarktes. hinlänglicher 
Plag ausgefuht und beftimmt werden. 
(Hfd. v. 9. Dec. 1769. Krop. G. M. 
Theref. 5. B. ©. 477.) 

Pferdemarkt ift ım Hofraume des 
Haufeszum Mondfchein in Wien aufder 
Wieden, fowiein der dafigen Gegend ver» 
boten. (Stadth. Dec. v. 18. Juli 1811. 
Reggs. Dec. v. 3. Oct. 1811. 17.Dct. 
1811. Stadt. Dec. v. 4. Jan. 1812 
und 25. Dct. 1817.) 

— — Der Biener Magiftrat wird 
angewiefen, die ftändige Auffiht auf 
dem Pferdemarkte zu Mapleinsdorf im 
Haufe Nr. 3 durch ein hiezu geeignetes 


Individuum der magiftratifchen Markt» $ 


Infpection unter Affiftenz des k.k. Po: 
lizei⸗Bezirks⸗Commiſſariats in der Art 
anszuüben, daß der magiftratifche Ab⸗ 
geortnete während der ganzen Dauer 
eines jeden Markitages gegenmärtig 
fei, dabei jedes Pferd, che ed noch auf 
dem Verkaufsplatz aufgeftelt und mit 
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andern Pferden vermiſcht wird, voll⸗ 
ſtäändig unterſuche, jedes mit einer an⸗ 
ſteckenden Krankheit behaftete oder der⸗ 
ſelben verdächtige Stück ausſchließe 
und die weitere vorſchriftsmäͤßige Ver⸗ 
fügung mit demfelben veranlaffe. (Bdg. 
der n. 6. Stth. v. 21. Aug. 1852 
8. 27845. Dec. der ?. k. Bol. Dir. v. 
26. Auguft 1852 3. 17520/2001 
CAI) 

Pferdemarkt. ſ. Markt⸗Polizei⸗ 
Aufſichtsauſtalt der Stadt Wien. 

. 63 


Pferdemũhlen, die Errichtung der- 
felben ſteht Jedermann frei. (Hfodg. v. 
12. Juni 1789. Barth. H. und ©. 
Geſ. 4. Bd. ©. 14.) 

Pferdeſchwemmen im Donauca- 
nale, f. Donaucanal, (Bdg. vom 
10. Juni 1811, $. 30.) 

— — im Donaucanale, ſ. Donans 
anal. 

Pfifferling, giftiger, Beſchreibung. 
Sein Hut fieht etwas dem Pfifferling 
oder Rehgnis ähnlich, iſt becherförmig, 
am Rande etwas überftülpt, wellenför- 
mig, auch zuweilen gefpalten, von farbe 
abgefchoffen , goldgelb mit längligen 
Buncten geſtrichelt. Die Blätter find 
blaßgelb, der Stiel kurz. Man trifftihn 
zur Herbfizeit in Zannenmwäldern an 
den Wurzeln und Stöden der umge- 
worfenen oder umgehauenen Bäume an. 
(Krop. Gef. Iofeph 17. 2. S. 421.) 

Mlanzungs - Ordnung, fiche 
Strompolizei : Ordnung für Ga- 
lizien. 

Pflaſter find vom Hauſirhandel 
ausgeſchloſſen, ſ. Hanfir » Patent. 

.12d 


— — ſ. Straßen⸗Pflaſter. 

Pflaſterung der Straßen, ſ. Baus 

orduung für Böhmen. $. 44. 
Midt-Eremplare von Münzen 


und Medaillen, {. Münzen. 


Pfründner find in der Regel zur 
Abgabe in das Zwangsarbeitshaus 


Pfrũndner. 


— geeignet, fiehe Zwangsarbeits⸗ 
ans. 

Dfrändner, ſ. Ierfinnige. 

harmacentifche Producte, fiehe 
Giftverkauf. 

Pharmacopse. Das Erſcheinen 
einer neuen Pharmacopoͤe unter dem 
Titel: Pharmacopoea auslriaca, editio 
quarta emendata, Vindobonae typis 
Caes. Reg. Aulae et status typogra- 
phiae 1834, wird zur Berfländigung 
und Darnachachtung der Aerzte, Mund» 
ärzte und Apotheler bekannt gemacht. 
(Hfkzl. Dec. .v. 23. December 1834 
3. 32219, n. d. Rggs. Vdg. v. 4. Jän. 
1835 3. 470. Prov. G. S. 16. Bd. 
Rt. 297.) 

Hillen dürfen Materialiften nicht 
führen. (Pat. v. 24. Juli 1753, fiehe 
Materialwaarenhändler. 
Frankfurter Pillen, 

Piloten. Bei Errichtung neuer 
Brüden follen die Piloten ftatt abge: 
ftemmt, herausgeriffen werden. (R. d. 


BEIERE 


Rggs. Bdg. v. 15. April 1789. Krop. 


Gef. Joſ. 17. Bd. ©. 437.) 
Pilzlinge dürfen fowohl im fri⸗ 
fen als getrodneten Zuſtande ver- 
kauft werden, f. Schwämme. 
Pippen von Kupfer und Meffing 
find verboten, f. Gefchirre. 
Placetum regium, f. Kirche. 
Plachen. Allen Gewölbsinha- 
bern, in und vor der Stadt Wien, 
welche entweder vor ihren Gewoͤlben 
[don Sommer- oder Regenfchirme (fo- 
genannte Pladhen) befißen, oder erſt neu 
zu errichten wünfchen , iſt auch aufges 
tragen, daß fie die fehriftliche Bewilli- 
gung hiezu bei der Obrigkeit anzufuchen 
haben. Jenen Gewölbsinhabern aber, 
weldhe derlei Plaben ohne Erlaubnig 
der Obrigkeit aufftellen , werden dieſel⸗ 
ben ämtlich caffirt, und fie noch befon- 
ders mit einem PBönfalle von 50 fl. be- 
ftraft werden. Bon diefer Berordnung 
wurden fämmtliche Hausinhaber, Se- 
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queſter oder Adminiſtratoren zu dem 
Ende in die Kenntniß geſetzt, daß ſelbe 
hievon die in ihren Häufern befindlichen 
Gewölbsinhaber ˖bei eigener Verant⸗ 
wortung verfländigen. (Reggs. Vdg. 
v. 24. Dec. 1814. Barth. H. u. G. 
Geſ. 7.38. ©. 312 u. 313.) 

lachen. DieRegierung hat in Ein- 
vernehmen mit dem k. k. Haupt⸗Genie⸗ 
Amte in Bezug auf die Errichtung 
von Pladen vor den auf der 
Esplanade gegen das Blacie 
zu befindliden Schank- und 
Kaffeehäufernin Wien folgende 
Modalitäten feſtgeſetzt: 

1. Den Wirthen und Kaffeefiedern 
foll nur die Errichtung leinener Plachen 
geftattet fein, welde aber gegen die 
Metterfeite mit leinenen Seitenwänden 
verfehen werden dürfen. 

2. Die Länge und Breite der bei je- 
dem Wirths⸗ oder Kaffeehaufe zu er- 
richten geftatteten Plache ift durch eine 
aus dem k. k. Kortificatorium, der k. k. 
PolizeisÖber-Direction und dem Wies 
ner Magiftrate zufammengefeßten Com: 
miffton zu beftimmen; diefes Berfahren 
ift bei jedem foldyen vorfommenden Ges 
fuche zu beobachten, über jede geftat- 
tete Plache ein Plan aufzunehmen, und 
von dem Magiftrate aufzubewahren, 
um jede Ueberfchreitung der Bewilli- 
gung überwachen zu können. Don dies 
fem Plane hat der Bittfteller 3 genaue 
Copien einzulegen, wovon eine dem 
k.k. Kortificatorium, die zweite der k.k. 
BolizeisDber-Direction zu übergeben, 
und die dritte in Händen des Bittftel- 
lers zu belaffen ift. Die Original-Auf- 
nahme bat der Magiftrat aufzube- 
wahren. 

3. Diefe Plachen dürfen zwar auf 
bewegliche Säulen geftüßt fein, welche 
aber fo eingerichtet werden müflen, daß 
fie jeden Abend zur Polizei « Stunde 
ausgehoben und die Blachen felbft auf 
gezogen werden Fönnen. 
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4. Es darf nit geftattet werden, 
bei den gegen die Wetterfeite zu errich« 
ten erlaubten Seitenwänden einer ſol⸗ 
chen Plache Fenſter oder Bretter 
oder Rahmen anzubringen, und eben 
ſo wenig Tiſche, Stühle oder Bänke 
außerhalb des Saumes der 
Plache aufzuſtellen. 

5. Die Abhaltung lärmender Mufl- 
ken ift durchaus unterfagt , und ſelbſt 
Harmonie Mufit darf nur bis 10 Uhr 
Nachts geftattet werden. 

6. Wirthe und Kaffeefieder werden 


bei Uebertretung dieſer Borfchriften von. 


der k. k. Polizei⸗Bezirks⸗Direction zur 
Verantwortung und Strafe gezogen 
werden. 

Indem die k. k. Polizei⸗Ober⸗Direc⸗ 
tion und der Wiener Magiſtrat von 
dem Reſultate der uͤber dieſen Gegen⸗ 
ſtand abgehaltenen commiffionellen Ber⸗ 
handlung verſtändiget, und zur genaue⸗ 
ſten Handhabung dieſer Anordnung im 
Allgemeinen und ohne irgend eine Mo⸗ 
dification zu geſtatten, angewieſen wer⸗ 
den, erhält der Wiener Magiftrat als 
Drtsobrigteit den Auftrag, die wegen 
Bewilligung zur Errichtung von ders 
gleihen Plachen einlangenden Gefuche 
anf das Schleunigfte in Berbandlung 
zu nehmen und fi wegen Beftimmung 
des Tages und der Stunde in Bezug 
anf die abzubaltende Local⸗Commiſſion 
mit dem k. k. Fortificatorium und der 
k. k. Polizei-Ober-Direction ins Ein» 
vernehmen zu feßen. (Bdg. der n. ö. 
Rg. v.30.Mai 1827 3.29258. Prov. 
®. ©. 9. Bd. Nr. 177.) 

Plachen. Der Magiftrat hat daranf 
binzuwirfen, daß die Aufftellung der 
Plachen ftets die Höhe von wenigftend 
7 Schuh von der Erde beobachtet werde, 
„damit das Publicum in der freien Paſ⸗ 
fage nicht geflört oder gehindert wird. 
(Bdg, dern. d. Re. v. 18. Juli 1827 
3. 38013. Prov. Gef. S. Band IX, 
Mr. 211.) 


Plachen. 


lachen. RNach einer Rittheilung 
des Magiſtrats vom 17. Juli 1837 
8. 357 13, hat das Stadt-Unterlammers 
amt fein Gutachten abgegeben, daß es 
durchaus nicht nothwendig fei, die Som⸗ 
merplachen mit Schnüren an das Trottoir 
zu befeſtigen und dadurch die Paſſage zu 
beirren, indem eine weit beſſere Befeſti⸗ 
gung der Plachen, wo ſolche nothwendig 
fein ſollte, von Oben mittelft Eiſenſtau⸗ 
gen bewerkſtelligt wird, die man nach der 
Abdachung der Plache auf das Rollholz 
anbringt. Der Magiſtrat hat demnach 
das Unterkammeramt angewieſen, die 
paſſagewidrige Befeſtigung der Plachen 
am Trottoir nirgends zu dulden, ſon⸗ 
dern mit Aſſiſtenz der Polizei-Behoͤrden 
abzuſtellen, den Eigenthümern aber die 
Sorge für die gehörige Befeftigungs- 
art felbft zu uͤberlaſſen, weil es fid 
einerfeits von felbft verfteht, daß eine 
Auslage nut infoferne geftattet werden 
kann, als fie weder die körperliche Si⸗ 
herheit gefährdet, noch die Baflage be- 
irrt, es aber auch anderfeits nicht die 
Sache der Behörden ift, den Parteien 
technifche Auskünfte zu ertheilen. (Circ. 
der 8. k. Polizei = Ober » Dirertion 
vom 13. Auguf 1837 8. 10622/ 
1719. 

— — Es kommt hervor, daß die 
Sonnenſchußdaͤcher bei den Verkaufs⸗ 
läden fo niedrig angebracht find, daß 
die freie Paſſage auf dem Trottoir ges 
hindert wird und die Fußgeher gend- 
thigt find, entweder fi zu bücken, oder 
den Fahrweg zu betreten. Diefer Uebel⸗ 
ftand ift überall befeitigen zu laffen und 
darauf zufehen, daß derlei Schutzdächer 
wenigſtens 7 Schuh hoch von der Erde 
angebracht werden, (Vdg. der k. k. 
Stadth. in Prag vom 8. April 1852 
8. 16475.) 

— — find in einer Höhe von 7 Schuh 
vom Trottoir anzubringen, ſiehe Ge⸗ 
wölbsanslagen. 
childe, Stände. 


Piehade. 


Plakate, |. Qundmachungen. 

Plattirer, wegen Einbringung der 
Krankenhaus» Berpflegstoften für ihre 
Sefellen und Lehrlinge, |. Kranken- 
hans —— (Bdg. vom 
29. März 1843.) 

MW lapzins für Baumaterial « Lager 
Bläge, |. Baumaterialien. 

Bellen ſ. Blattern. Impfung. 

oliere, fiche Baumeiſter⸗Ge⸗ 


werbe. 

Politechniſches Inftitut ift nur bes 
zufen, in ämtlichen re 
wenn es biezu von höheren Behörden 
Aufträge erhält, oder von öffentlichen 
Behörden darum angegangen wird, Uns 
terfuchungen vorzunehmen, und Guts 
achten abzugeben: und der Anſpruch 
der Privaten zu Unterfuhungen und 
ſchiedsrichterlichen Urtheilen an dad In⸗ 
ftitut in ihren eigenen Angelegenheiten 
aber erfcheint nicht zuläffig; und jedes 
derlei Anfuchen bat die Direction des 
politehnifchen Inftitute® abzulehnen. 

(Rggs. Vdg. v. 5. Febr. 1819.) 
— — Inſtitute, Zulaffung der Pri⸗ 
vat-Docenten, ſ. Privat: Dpcenten. 

— — Inſtitut, f. Studirende, 

Politiſche Behörden, Ueberwa- 
Hung des Eifenbahnbetriebes , fiche 
Eifeubahu - Betriebs : Ordnung 
$. 90, 101. 

— — Obrigkeiten. Vorſchrift 
für Die Bollfiredung der Ber 
fügungen und Erkenntniſſe der 
politifhen Obrigkeiten, d. i. 
der politifhen Behörden und 
Gemeindevorfteher. Um die Aus 
torität der politifhen Obrigkeiten in 
ihrer Amtlihen Wirkſamkeit, und die 
genane Bollziehung ihrer Anordnun⸗ 
gen fiher zu flellen, wurde für die 
Kronländer Deſterreich ob und unter 
der Enns, Salzburg, Böhmen, Mäh⸗ 
ren, Tirol, Schlefien, Steiermart, Kärn- 
ten und Krain, das Gebiet der Stadt 

Baleisty, Sandb. d. Polig. Gef. IL 
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Trieſt, die Markgraffchaft Iftrien und 
die gefürftete Graffchaft Görz u. Gras 
diska verordnet: 

$. 1. Alle Anordnungen, Berfüguns 
gen und Erkenntniffe, welche die poli« 
tifhen Obrigkeiten (d. i. die politifchen 
Behörden und die Gemeindevorſteher) 
im Bereiche ihrer Amtsaufgabe, un» 
mittelbar oder im Auftrage Der vorge⸗ 
fegten Behörden erlaffen, werden von 
denfelben durch die ihnen gefeblich zu- 
ſtehenden Mittel zum Vollzuge ge- 
bracht. Eine Ausnahme tritt nur info» 
weit ein, als in einzelnen Fällen die 
Vollſtreckung, ganz oder theilweife, 
durch ausdrückliche Vorſchriften ande⸗ 
ren Organen übertragen iſt. 

8. 2. Liquide Leiſtungen, welche 
durch Zuſchlag zu den directen oder in⸗ 
directen Steuern umgelegt werden, ſind 
über Anordnung der politiſchen Be⸗ 
hörden, durch die für die Einhebung 
dieſer Steuern berufenen Organe, und 
mittelſt der dafuͤr beſtehenden Zwangs⸗ 
mittel einzubringen. Ebenſo find im 
Wege der Steuer: Einhebung und der 
Steuer-Erecution, jene Leiftungen, die 
dur das Geſetz Hinfihtlich ihrer Ein; 
bringung den Steuern gleich gehalten 
werden, über Anordnung derjenigen 
Drgane einzubringen, die über die 
Pflicht und den Umfang der Leiftung 
zu entfcheiden haben. 

8. 3. Vorſchriftsmäßig auferlegte 
oder beftehende Geldleiftungen anderer 
Art, welde im Gefchäftskreife der po» 
litiſchen Verwaltung zu öffentlichen 
Zwecken einzubringen find, 3. B. Cur⸗ 
foften und andere Sanitätd » Beiträge, 
Beldbußen, weldhe von den politifchen 
Behörden auferlegt werden; Bezüge 
der von der Staatsverwaltung auf 
Koften der Gemeinden aufgeftellten Ge⸗ 
meindebeamten, Beiträge für Kirchen, 
Pfarren und Schulen, Schulgelder 
u. dgl, find über Anordnung der poli- 
tifgen Behörden, durch deren eigene 
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Organe, oder in ihrem Namen und 
Auftrage durch die Organe der Ge⸗ 
meinden einzuheben. Dasfelbe gilt von 
den bisher der Einbringung im politi- 
[hen Wege zugewiefenen RaturalsLei- 
ftungen für Kirchen, Pfarren und Schu- 
len, in fo weit das Bezugsrecht unbe- 
firitten, oder im Falle der Beftreitung 
der Berechtigte im Befibe geſchützt if. 
Denn die Leiſtung ganz oder theilweife 
verfaumt oder verweigert wird, ift die 
politifhe Behörde berechtiget, nad 
fruchtloſer, unmittelbar oder durch die 
Bemeinde-Drgane gefhehener Einmah- 
nung, die Erecutionsmittel, welche 
fonft für die Eintreibung der Rüdftände 
an directen Steuern Platz greifen, in 
Anwendung zu bringen. 

8. 4. Geldleiftungen, welde nad 
dem Geſetze, oder nad einem endgil- 
tigen &emeindebefchluffe, zu einem Ge⸗ 
meindezwede Statt zu finden haben, 
und nicht in Zufhlägen zu den direc- 
ten oder indirecten Steuern befteben, 
haben die &emeindevorfteher, ebenfo 
wie die von ihnen nad $. 9 verhäng- 
ten Geldbußen, durch ihre eigenen Or⸗ 
gane einzuheben. Bleibt ein Berpflich- 
teter im Ruͤckſtande, fo ift derfelbe un- 
ter Androhung der Erecution an die 
Erfüllung feiner Schuldigkeit zu mah⸗ 
nen, und falls innerhalb der nächften 
14 Tage die Leiftung nicht erfolgt, 
wird von der politifhen Bezirks Be- 
hörde dem Gemeindevorfteher die Ere- 
cutionsführung bewilligt, wobei der- 
felbe duch feine eigenen Organe die 
Pfändung und nöthigen Falls die 
Zrandferirung von beweglichen Gütern, 
Früchten und Fahrniſſen des Rück— 
fländners bis zu einem, den Rüdftand 
und die Erecutiondkoften dedenden Be- 
trage, und nad fruchtlofem Verlaufe 
von weiteren 8 Zagen, die öffentliche 
Feilbietung der gepfändeten Gegen» 
ftände einzuleiten hat. Im Uebrigen ift 
fi bei einer ſolchen Pfändung, Trans: 


610 


Politiſche. 


ferirung und Feilbietung an die Be⸗ 
ſtimmungen zu halten, welche für die 
Mobilar-Erecution bei Steuerrüdftän« 
den befteben. Reihen die Kräfte und 
Mittel der Gemeinde zur Durchführung 
der Erecution nit aus, fo ſteht es 
dem Gemeindevorfteher zu, fih mit dem 
Anfuhen um Affiftenzleiftung ($. 8) 
an die politiſche Behörde zu wenden. 

8. 5. Wenn das Gefeß, die An- 
ordnung einer politifden Behörde, oder 
der endgiltige Beſchluß einer Gemeinde 
die Berpflichtung zu einer Arbeits- oder 
Raturalleiftung ausſpricht, und diefer 
Verpflichtung, über Aufforderung der 
mit der Bollziehbung beauftragten Be⸗ 
hörden oder Gemeindevorfteher entwe- 
der gar nit, oder nicht vollkändig, 
oder nicht zur gehörigen Zeit nachge⸗ 
fommen wird, fo ift die mangelnde 
Leiftung auf Gefahr und Koften der 
Berpflichteten bewerkftelligen zu laffen, 
und der gemachte Aufwand, ohne daß 
gegen den von der politifchen Behörde 
richtig zu flellenden Betrag der Auf- 
rehnung eine Einwendung zuläffig ift, 
von den Säumigen, nad) den im $. 2, 
3 und 4A enthaltenen Beflimmungen 
bereinzubringen. 

8. 6. Iſt eine Leiftung in der Art 
erforderlih,, Daß fie wegen Gefahr am 
Berzuge, oder wegen ihrer eigenthüms 
lihen Beſchaffenheit durch dritte Per⸗ 
ſonen, wenn auch auf Koften der Ver⸗ 
pflichteten fich nicht bewerkftelligen läßt, 
fo find die politifgen Obrigkeiten be 
rechtiget, die Verpflichteten unmittelbar 
zur Leiftung zu verhalten. 

8. 7. IH im Wirkungskreiſe der 
politifden Berwaltung ein Berbot ers 
laffen worden, ſolches mag fih auf 
eine einzelne Handlung oder auf eine 
beftimmte Gattung von Handlungen 
beziehen, fo haben die politifchen Obrig- 
keiten zur Durchſetzung diefer Vorſchrift 
unmittelbar gegen diejenigen, welche 
das Verbot zu übertreten fuchen, oder 
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in deffen Nichtbeachtung verharren, die 
zum Zwede führenden Vollzugs⸗ und 
Erecutionsmittel in Anwendung zu 
bringen, wodurch übrigens der Ver— 
bängung der, für den Fall der Ueber: 
tretung oder Widerfeglichkeit beftimm- 
ten Strafe, nicht vorgegriffen wird. 

8.8. Bei der Vollziehung der, durch 
die politifhen Obrigkeiten ($$. 2—7) 
erlaffenen Anordnungen, und bei den 
von ihnen eingeleiteten Erecutiongfüh- 
rungen bat die Gendarmerie oder die 
im Orte beftehende Polizeiwache nach 
Mafgabe der diesfälligen Inftructio- 
nen die erforderlihe Aſſiſtenz zu ge- 
währen, und die politifchen Behörden 
find beredhtiget,, ihren Anordnungen 
durch Aufbietung der Militär-Affiftenz 
zureihenden Nachdruck zu geben. 

$. 9. Die politifhen Obrigkeiten 
find beredhtiget, die in ihrem Amtes: 
gebiele befindlihen Perfonen, deren 
Erfheinung in einer Amtshandlung 
nöthig ift, vorzuladen. In den Fällen, 
in welchen es nicht zuläffig ift, daß der 
Borgeladene ſich durch einen beglau- 
bigten Bevollmächtigten vertreten laffe, 
ift in der Vorladung ausdrüdlih zu 
bemerken, daß das perfönliche Erfcheis 
nen erforderlich fei. Wer nicht durch 
Krankheit, Gebrechlichkeit, oder fon- 
flige gegründete Hinderniffe vom Er: 
jheinen abgehalten zu fein nachweifet, 
hat die Berpflihtung, der Borladung 
Bolge zu leiften, und die verlangten 
Auskünfte zu geben. Erſcheint ein 
Borgeladener nicht, fo wird er in der 
Negel neuerlich vorgeladen, unter Ans 
drohung einer Geldbuße von Einem bis 
einfhlüffig 20 fl. C. M. und der Er- 
laflung oder Erwirfung eines Borfüh- 
rung&befehles für den Fall des Nicht⸗ 
ericheinend. Bleibt der Borgeladene, 
ungeachtet der ngchgewiefenen Vorla⸗ 
dung, ohne giltige Entſchuldigungs⸗ 
gründe vorzubringen, dennod aus, fo 
fann wider ihn die Geldbuße verhängt, 
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und erforderlichen Falles der Borfüh- 
rungsbefehl ausgefertiget werden. Aus» 
nahmsweife kann in dringenden Fallen, 
ſchon in der erften VBorladung, unter 
ausdrüdliher Hinweifung auf die 
Dringlichkeit des Erſcheinens, die fon» 
flige Erlafjung eined Borführungsbes 
fehles in Ausſicht geftellt werden, wor⸗ 
nad es geftattet ift, die Borführung 
fogleich nach dem erften, nicht durch 
giltige Entfhuldigungsgründe gerecht- 
fertigten Ausbleibens eines Vorgelade- 
nen zu veranlaffen. Iſt die Vorladung 
von Seite einer politifhen Behörde 
erfolgt, fo wird der Borführungsbefehl 
von ihr felbft ausgefertigt; der Ge- 
meindevorfteher aber hat die Erlaſſung 
eines Borführungsbefehled gegen einen 
von ihm fruchtlo® VBorgeladenen, unter 
Rachweifung der Nothwendigkeit des 
Erfheinend und der gehörig gefchehe- 
nen Borladung, bei der unmittelbar 
vorgefeßten politifhen Behörde anzu- 
fugen. Der Borführungsbefchl wird 
durch die Diener der politifhen Bes 
börde, dur die Gensd’armerie, oder 
die im Drte beftchende Polizeiwache, 
und nöthigenfalld durch Militär-Affi- 
ſtenz vollſtreckt. Durch vorftehende Bes 
flimmungen werden die fonftigen Fol: 
gen, welche nach dem Gefeke mit dem 
Nichterfcheinen der Vorgeladenen ver- 
bunden find, nicht aufgehoben, es 
mag die Vorladung der betreffenden 
Perſon unmittelbar zugelommen, oder 
durch Einfhaltung in öffentliche Blät- 
ter oder Anfchlag an öffentlichen Orten 
erfolgt fein. Eben fo werden dadurch 
jene Fälle nicht berührt, wo Jemand, 
nach gefeßlicher Vorſchrift, ohne Vorla⸗ 
dung fogleih vor eine Behörde zu 
ftellen oder feftzunehmen ift. 

8. 10. Die politifhen Behörden 
haben die Gemeindevorfteher über ihr 
Anſuchen, oder wo es das öffentliche 
Intereſſe erheifht, von Amtswegen in 
der Durchführung der, von ihnen im 
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eigenen Wirkungskreiſe oder uͤber Be⸗ 
ſchluß der Gemeinde-Vertretung, oder 
über Auftrag der Behörden geſetzmäßig 
erlaffenen Berfügungen, mit allem Nach⸗ 
drucke zu unterflüßen. 

8. 11. Die Gemeindevorfteher ha⸗ 
ben den an fie ergebenden Aufträgen 
der politifhen Behörden pünctlih und 
genau nachzukommen, und vor denfel- 
ben, wenn fie vorgernfen werden, zu 
erfiheinen. Im alle ſich ein oder der 
andere Gemeindevorfteher, wider beſſe⸗ 
res Erwarten, in feinem Berufe fahr: 
läſſig oder faumfelig erweifen follte, 
ift derfelbe nach den, in der politifchen 
Amtsinftruction enthaltenen Beſtim⸗ 
mungen zu behandeln. 

8.12. So wie den politifchen Obrig- 
feiten, unter ſtrenger Berantwortlich- 
keit, in ihrem ämtliden Verkehre ge⸗ 
gen Jedermann ein anflandiges Beneh⸗ 
men zur Pfliht gemacht ift, ebenfo if 
auch den politifhen Beamten und den 
Semeindevorftehern bei ihren Amts- 
bandlungen von Jedermann mit Ans 
fand und Achtung zu begegnen. Wer 
fih dabei gegen fie ein ungeſtümes und 
beleidigendes Verfahren zu Schulden 
kommen laßt, und ungeachtet voraus- 
gegangener Ermahnung, in einem, den 
amtlichen Character verleßenden Be⸗ 
tragen verharrt, oder wer fi in feiner 
Eingabe an eine politiſche Obrigkeit 
einer diefelbe beleidigenden Schreibart 
bedient, verfällt unvorgreiflich der etwa 
eintretenden ftrafgerichtliden Behand- 
lung in eine Ordnungsbuße von Einem 
bis einfhlüffig 50 fl. C. M., oder von 
6ftündiger bis einfhlüffig Ztägiger 
Anhaltung, je nachdem die eine oder 
die andere Buße nach Umftänden ange- 
meffener oder wirkfamer erfcheint. Bei 
der moͤglichſt einfachen Erhebung des 
Thatbeflandes ift in foldden Fällen die 
mit Berufung auf den Dienfteid abge- 
gebene Ausfage des politifchen Beam: 
ten, fo wie die gleichartige Ausfage 
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des Gemeindevorſtehers Aber die be⸗ 
zeugten Zhatumflände, ald volllommen 
glaubwürdig anzunehmen. Auf Die 
Drdnungsbuße wird von dem Vor⸗ 
flande der politifhen Behörde, bei de⸗ 
ren Amtshandlung das zu ahndende 
Betragen Statt fand, und wenn dies 
fe8 gegen einen Gemeindevorfteher ver⸗ 
übt wurde, von dem Borftande der pos 
litiſchen Bezirlöbehörde, in deren Ges 
biete die betreffende Gemeinde gelegen 
it, erkannt. Iſt die Beleidigung im 
einer fhriftliden Eingabe gefchehen, 
und gegen die politifche Behörde im 
Ganzen, oder gegen die Perfon des 
Borftehers derfelben gerichtet, fo Hat 
die vorgefehte Stelle eine andere po⸗ 
Ktifhe Behörde zur Verhandlung des 
Segenftande® und zur Urtheilsſchoͤ⸗ 
pfung zu delegiren. 

8. 13. Geldbußen, welche nah Maß⸗ 
gabe diefer Berordnung eingebracht wer⸗ 
den, haben in den Armenfond der Ge⸗ 
meinde, in der die fhuldbare Handlung 
begangen wurde, einzufließen. Der 
Amtsvorftand, welcher im Kalle des 
8. 12 die Anhaltung verhängt, be⸗ 
ftimmt die Räumlichkeit, in der diefelbe 
zu vollfiteden ift. 

$. 14. Gegen Berfügungen und Er» 
tenntniffe, weldye die politifhen Obrig⸗ 
feiten nah den SS. 2—12 diefer Ders 
ordnung erlaffen, fann eine Befchwerde 
nur an die vorgefehte Verwaltungs⸗ 
Behörde gerichtet werden. Eine ſolche 
Berufung hat jedoch keine, die Voll⸗ 
ſtreckung der Berfügung oder des Er- 
kenntniſſes hemmende Kraft, und bils 
det für die höhere Behörde nur info- 
weit einen Gegenfland der Verband» 
lung, als jeder Beamte und Gemeinde» 
vorfteher für die Geſetzmäͤßigkeit feiner 
Amtehandlungen verantwortlich ift. — 
Segen Strafertenntniffe über Berle- 
zzungen des ämtlihen Anfehens in 
ſchriftlichen Eingaben, ſolche mögen 
von der eigenen oder einer belegirien 
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politiſchen Behörde erlaſſen fein, findet 
die Berufung an die Höhere Stelle, und 
zwar mit auffchiebender Wirkung Statt; 
jedoch muß diefelbe binnen der gefeß- 
lichen Friſt bei der Behörde, die das 
Erkenntniß gefällt bat, eingereicht 
werden. 

8. 15. Den politifchen Behörden, für 
welche die vorftehenden Beftimmungen 
gelten, find auch die Staats - Sicher: 
heit&behörden (Stadthauptmannihafe 
ten, BolizeisDirectionen, Polizei-Com- 
miffariate u. dgl.) und die mit der Aus⸗ 
übung des übertragenen Wirkungskrei⸗ 
ſes betrauten Bürgermeifter oder Aem⸗ 
ter jener Stadtgemeinden beizuzählen, 
denen. eine eigene Gemeindeverfafjung 
ertheilt ift. 

8. 16. Diefe Verordnung hat fo- 
gleich in Wirkfamkeit zu treten. (Kaif. 
Vdg. vom 11. Mai 1851, wirkfam für 
Defterr. ob u. unter der Enns, Salz⸗ 
burg, Böhmen, Mähren, Zirol, Schle⸗ 
fien, Steiermark, Kärnten und Krain, 
Trieft, Iflrien, Börz und Gradiska. R. 
G. 28. Rt. 127.) 

Politiſche Obrigkeiten. In Folge 
der a. b. Entſchließung vom 11. Aug. 
1853 wird von den k. k. Miniſterien 
des Innern und der Juſtiz im Einver- 
nehmen mit der k. k. oberften Polizei. 
Behörde in Bezug auf die Amts 
gewaltderlandesf. politifhen 
und Polizei-Behörden in Voll— 
ſtreckung von Verfügungen 
oderErkenntniſſen und in Wah⸗ 
rung des Amtsanſehens nad: 
träglich zu der kaiſ. Verordnung vom 
11. Mai 1851 Folgendes feftgefebt: 

8.1. Die im $. 12 der kaiſ. Ber- 
ordnung vom 11. Mai 1851 den po⸗ 
litiſchen und polizeiliden Behörden 
eingeräumte Disciplinar » Strafgewalt 
bezieht fih au auf die im Wirkunge- 
freife diefer Behörden ohne Feſtſetzung 
oder Hinweifung auf eine befondes 
Strafſanction erlaffenen Berbote. 
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8. 2. Diefe Dieciplinargemalt hat 
au in Anwendung zu kommen: 

a) bei ungeftümen und beleidigen 
den, den ämtlihen Character verletzen⸗ 
den Betragen nicht blos gegen Beamte 
und im Amtsorte, jondern au gegen 
Beamte in Ansübung gefeglicher Amts- 
bandlungen überhaupt, dann gegen 
Wachen und obrigkeitliche Diener, 
welche an öffentlichen Orten oder in 
Privatwohnungen Amtliche Aufträge zu 
vollziehen haben; 

b) bei polizeiwidrigem Verhalten an 
öffentlichen Berfammlungsorten,, na 
mentlih in Hörfälen, Theatern, Ball« 
fälen, Wirths⸗ und SKaffeehäufern und 
f. f., wodurch die Ordnung und der 
Anftand verlebt, das Vergnügen des 
Publicums geftört oder fonf ein Aer⸗ 
gerniß gegeben wird; 

c) bei allen demonftrativen Hand» 
lungen, wodurd Abneigung gegen die 
Regierung oder Geringſchätzung ihrer 
Anordnungen audgedrüdt werden fol; 
vorausgefeht in allen dieſen Källen, 
dag damit keine nah dem allgemeinen 
Strafgeſetzbuche ftrafbare Handlung be» 
gangen wurde, in weldem Falle die 
Beftimmungen des Strafgejehes in An- 
wendung zu kommen haben. 

8. 3. Das nad $. 12 der kaiſ. Der- 
ordnung vom 11. Mai 1851 zuläffige 
Ausmaß der gefänglihen Anhaltung 
wird auf 8 Tage ausgedehnt. In Hin- 
fit der zu verhängenden Strafe ift je- 
doch von dem Brundfage auszugehen, 
daß die Strafe nie höher als der Heinfte 
Grad jener Strafe zu bemeſſen fei, 
welche nad dem allgemeinen Straf- 
gefeße hätte verhängt werden müffen, 
wenn die in Frage flehbende Handlung 
die Eigenfhaft eines Vergehens oder 
einer MWebertretung im Sinne dieſes 
Strafgefeßbuches gehabt Hätte. 

8. 4. Bei den im $. 248 des Straf: 
geſetzes erwähnten Berfonen und unter 
den dort beftimmten Beſchraͤnkungen 
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Tann flatt der Anhaltung oder in Ver⸗ 
ſchärfung derſelben aud koͤrperliche 
Züchtigung in Anwendung kommen. 

8. 5. Die Handhabung der Disci⸗ 
plinar⸗Strafgewalt nach dieſer Verord⸗ 
nung ſteht in Orten, wo fi eine lan⸗ 
desfürftlihe Polizei» Behörde befindet, 
diefer Behörde, und wo dies nicht der 
Fall if, der landesfürftlihen politi- 
ſchen Bezirkd-Behörde zu. In dem Wir: 
Tungslkreife der Aemter und Organe 
der Gemöinden tritt dur die gegen» 
wärtige Vorſchrift dermalen keine Aen⸗ 
derung ein. Mit Beziehung auf die 
Beitimmungen des $. 14 der kaiſerl. 
Verordnung vom 11. Mai 1851 wird 
erflärt, daß Beihwerden gegen die 
bier in Frage ftehenden Verfügungen 
oder Disciplinar» Erfenntniffe an die 
politifhe Landesbehörde und in höhe- 
ter Linie an das Minifterium des In⸗ 
nern, in den Fällen aber, wo die Bes 
fhwerde über das Verfahren einer Po- 
Tigei « Behörde geführt wird, an die 
oberfte Polizei⸗Behoͤrde zu richten find. 
(Bdg. der Min. d. Inn. u. der Juſtiz 
und der oberft. Bol. Beb. v. 14. Aug. 
1853, wirkſam für die Kronländer 
Defterreih ob u. unt. d. Enns, Salz 
burg, Böhmen, Tirol, Mähren, Schle⸗ 
fien, Steiermark, Karnten und Krain, 
Trieſt, Iftrien, Görz u. Gradiska. R. 
G. B. Rt. 163.) 

Politiſche Obrigkeiten. Da nad 
dem $. 12 der kaif. Derorgnung vom 
11. Mai 1851 auf die Disciplinar- 
ftrafe (Ordnungsbuße) von dem Bor: 
ftande der Behörde, bei deren Amte- 
handlung das zu ahnende Betragen 
Statt fand, zu erkennen ift, und die 
Polizei» Bezirks - Commiffariate Feine 
felpftftändigen Behörden, fondern nur 
Erpofituren der k. k. Polizei-Direction 
bilden, fo fteht die Faͤllung der bezüg- 
lichen Erkenntniffe eigentlich dem Poli- 
zeis Director zu, welcher fie jedoch im 
Wege der Delegation an die Bezirks: 
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leiter unter nachſtehenden Beſtimmun⸗ 
gen überträgt: 

1. In jedem Kalle des Disciplinar- 
Berfahrens ift ein kurzes, den That- 
beftand und den Beweis enthaltendes 
Conftitut aufzunehmen, und das Er» 
kenntniß beizufügen. 

2. Als voller Beweis gilt auch die, 
mit Berufung auf den Amtseid abge- 
gebene Betätigung des zur Infpection 
beftellten, oder mit der bezüglichen 
Amtshandlung betrauten Beamten. 

3. Jeder folde Act ift von dem Ber 
zirtöfeiter zu fertigen, und fo viel als 
möglich unter feinem perfönlihen Ein- 
fluffe zu verhandeln. 

4. Bor dem Strafoollzuge ift der 
Act dem Polizei- Director zur Einſicht 
vorzulegen, infofern es die Umftande 
geftatten. 

5. Wenn zur Wahrung des Amts- 
anſehens zur Eremplification oder zur 
Erhaltung und Herftellung der Ruhe 
und Ordnung der alfogleiche Strafr 
vollzug nothwendig wird, oder fonft 
die Erecution ohne Auffhub angemef- 
fen erfcheint, bat die Einfendung des 
Acted an die Polizei » Direction nach⸗ 
teäglih zu geſchehen. 

Beſchwerden gegen die in Rede ſte⸗ 
benden Verfügungen und Disciplinar- 
Erkenntniffe find an die k. k. n. ö. 
GStatthalterei, und in höherer Linie an 
die k. k. oberfte Polizei » Behörte zu 
richten. Der Recurs hat aber in diefen 
Fällen keine die Vollſtreckung der Ber: 
fügung oder des Erfenntnifjes hem⸗ 
mende Kraft, außer gegen Sftrafer- 
kenntniſſe über Verlegung des Amtlis 
hen Anfehens in ſchriftlichen Eingaben. 
(Berordnung der Polizei-Direction in 
Mien vom 31. Aug. 1853 3, 19688/ 
2287.) 

Politiſche Entfheidungen, Beftim- 
mung ded Recurs⸗-Termines, |. Re⸗ 
tursfriſt. 

— — Behörden dürfen gerichtliche 


Poliliſche. 
Grläffe nicht zuſtellen, ſ. G 
Erlaͤſſe — 


Politiſche Verfügung mit den aus 
der Strafe entlaſſenen Individuen, ſ. 
Abſchiebung, Schub in Wien. 

Politiſcher Eheconſens, ſ. Ehe⸗ 


et, 

Polizei, Disciplinar « Strafgewalt 
derfelben, ſiehe Politiſche Obrig⸗ 
keiten. 

— — VWirkungskreis bei einfachen 
Polizei⸗Uebertretungen, ſiehe Polizei⸗ 
Vebertri en. 

Polizei: Anzeiger. Für die im 
Drude erſcheinenden polizeilihen Bes 
ſchreibungen von Sachen und Perſo⸗ 
nen wurde eine andere Form vorge- 
ſchrieben, die Art ihrer Vertheilung 
beftimmt, und die neue Einrichtung 
den Bezirke - Sommiffariaten befannt 
gegeben mit Decr. der Bol. Dir. vom 
26. nn an 0 ra 

olizei- ‚f- ; 
ne auf Gifenbaßnien, 
Erſatz der Ddiesfälligen Koften, fiehe 
Eifenbahn. (Hftzl. D. v. 30. Juni 
1838 $. 10, Eifenbahn= Betriebs: 
Ordnung $. 89.) 

— — auf Eifenbahnen, f. Eifen: 

er s Betriebs : Ordnung $. 90, 


101. 

Polizei⸗Aufſicht über entlafjene 
Sträflinge, |. Sträflinge. 

YA = Anffichtspoften, fiche 
enbahn:= Polizei : Auffichtspo: 
n 


en, 

Polizei⸗Beamte, abgeordnete, be- 
dürfen zut Vornahme einer Amtshand⸗ 
lung auf dem Lande ſtets einer offenen 
Ordre des betreffenden k. k. Kreisam⸗ 
tes oder der niederöfterreihifchen Lan⸗ 
desregierung , kraft welder die Obrig- 
keiten des flachen Landes fie bei ihren 
Amtshandlungen zu unterftüßen, und 
zur Erreichung des beabfichtigten Zwe⸗ 
des fi wirkfam zu beweifen haben. 
(R. d. Rogge. Vdg. v. 21. Rov. 1830 
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8. 64,369, n. 0. Pr. G. S. 12. Th. 
Rr. 321.) 

Dolizei-Beamte. Aus Anlaß eines 
fpeciellen Falles wurde den Departe- 
ments⸗Vorſtehern und Polizei « Bezirks- 
leitern eröffnet, daß die Polizei⸗Hofſtelle 
die Theilnahme der Polizei⸗Beamten an 
dem Berein gegen Mißhandlung der 
Thiere, in fo weit es ſich blos um Bei- 
träge handelt, nicht beirrt wiffen will, 
eine wirkende Theilnahme an dem Bers 
eine aus dem Grunde nicht billigt, 
weil die Hintanhaltung der Mißhand⸗ 
lung von Thieren ohnehin im Bereiche 
der polizeilihen Pflichten liegt, aud 
eine Uebernahme von Obliegenheiten 
gegenüber einer Privatlörperfchaft bei 
den, die ganze Thätigkeit in Anſpruch 
nehmenden Dienftpflihten eines Poli⸗ 
zei⸗Beamten nicht geftattlich if. (Circ. 
der k. k. P. O. D. v. 27. Apr. 1827 
3. 516/P.) 

— — feinem Beamten oder Die 
ner der k. k. Polizei Behörden foll es 
fortan — die Falle einer befonderen 
Bewilligung oder Weifung des Herrn 
Chef3 der oberften Polizei » Behörde 
ausgenommen, geftattet fein, an der 
Redaction eines ausländischen Blattes 
oder kautionspflichtiger inländifcher 
periodifher Schriften, fo wie überhaupt 
an politifchen ausländifchen und faus 
tionspflitigen inländifhen periodi- 
[hen Schriften als Mitarbeiter durch 
Correſpondenzen, Aufſätze und Mit- 
theilungen irgend einer Art ſich zu be⸗ 
theiligen. (Erl. der oberſt. Bol. Beh. 
v. 6. Sept. 1852 3. 539/Pr. II. Erl. 
der n. d. Statth. v. 14. Sept. 1852 
3. 2302/P. Decr. der Pol. Dir. vom 
19. Sept. 1852 3. 3161/Pr.) 

— — haben bei Amtdhandlungen 
innerhalb des Polizei - Rayons keinen 
Anfpruc auf Diäten, indem der ganze 
Polizei-Rayon als Dienftort derfelben 
zu betrachten ift. (Exil. der ob. Bol. Beh. 
v. 25. Juli 1853 3. 9711. Deecr. der 


Polijei · Secute. 


u, d. Statih. vom 12. Anguſt 1053 
8. 29553. Decr. der Pol. Direct. in 
Bien vom 20. Aug. 1853 3. 18538/ 
2167.) 

Dolizei:Beamte. Ernennung, Ur⸗ 
laub, Suspendirung, Entlaffung und 
Pflichten derſelben, fiehe Polizei⸗Be⸗ 
hörden, Organifotien 88. 12-—16. 

— — deren Diäten bei Ball - Im- 
fpectionen betreffend, ſ. Ball-Infpec: 
tionsgebühren. 

— — denſelben iſt nicht geflattet, 
als wirkende Mitglieder dem Wiener 
Scußvereine beizutreten, ſ. Schutz⸗ 
verein. 

— — die denfelden Ki Theater 
Anfpectionen gebübrende PVergätung, 
f. Theater-Infpertionen. 

Molizei = Behörde. Aus Anlaß 
vorgefommener Zälle findet man den 
Bezirks⸗Directionen: 

1. rückſichtlich der Mitwirkung der 
Polizei⸗Behoͤrden, um einen Verdächti⸗ 
gen zum Geftändniffe eines, ihm ange⸗ 
ſchuldeten Verbrechens zu bringen, und 

2. rückſichtlich der Beauffichtigung 
folder Judividuen, welche ein Verbre⸗ 
hen zu begehen vorhaben, Nachſtehen⸗ 
des zur eigenen Inftruction, Belehrung 
ihrer Beamten, und genaueften Dar- 
nachachtung beizugeben. 

ad I. Die Bezirks» Direction ift al« 
lerdings befugt, auf das Geſtaͤndniß 
eines einer criminellen That verdächti⸗ 
gen, aber noch nicht in der gerichtlichen 
Unterfugung befindlicgen Individuums 
einzuwirfen, fie bat aber hierbei mit 
der größten Klugheit und Vorſicht vor: 
zugehen, dem Griminalgerichte durch 
unzeitiged Vorhalten der gegen den 
Verdächtigen ſprechenden Anzeigungen 
nicht vorzugreifen, und überhaupt die 
Uebergabe eined übrigens rechtlich be- 
inzidhtigten Judividuumd wegen Abs 
gangs des Seftändniffes dutchaus nicht 
ju verzögern; am allerwenigfien find 
aber die im St. &. B. als verwerflich 
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nr geewiirig erklaͤrten Mittel ze 
gebrauden, oder wohl gar Andere zu 
dem Zwecke zu verwenden, mm Amen 
läugnenden Ingquifiten zum Geftänd- 
niffe zu bringen, indem ein folder 
ſelbſt die Stelle eines Verbrechers 
fpielt,, fi zur Berübung fernerer Ber- 
brechen bereit zeigt oder Kunſtgriffe 
irgend einer Art auwendet, wodurch 
der Läugnende zum Gefändniffe ge 
bracht werden fell. Derlei Mittel ver- 
letzen nit nur die Würde und das 
Anfehen öffentlicher Behörden und der 
Staatögefege, fondern die auf folgen 
Wege erlangten Gekändnifle haben ges 
wöhnlich noch die Kolge, daß Inqui⸗ 
fiten fie zurücdnehmen, wo dann der 
Richter Hei der Urtheilsſchoͤpfung leicht 
in Berlegenheit geräth, und mancher 
Säuldige ſtraflos bleibt, der, wenn 
man ihn mit Umfiht und Klugheit, 
aber au mit Geradheit und Wahr- 
haftigkeit unterſucht Hätte, im geſetz⸗ 
lichen Wege überwiefen worden wäre. 
ad 2 verficht es fi wohl von 
felbft, daß die zur Ueberwachung einer 
Berfon, welche ein Berbredhen zu bege- 
ben im Sinne hat, oder fih dazu an« 
ſchickt, beftellten Perſonen diefelbe zur 
Berübung des Verbrechens nicht indu⸗ 
ciren dürfen, aber fie find au genau 
anzuweifen, und diesfalls ſtrenge zu 
überwachen, Daß fie fi durchaus nichts 
erlauben, wodurch mittelft Beifall, 
Rath oder Unterfübung irgend einer 
Art das verbrederifche Unternehmen 
gefördert wird, und das Beringfle, was 
fie Ah in diefer Beziehung beikommen 
laſſen follten, muß genügen, den ihnen 
ertbeilten Auftrag angenblidlih zu⸗ 
rädzunehmen. Denn der Gtaatöver- 
waltung liegt nit daran, daß ein reis 
fendes Verbrechen wirklich zur That, 
und der Verbrecher geftraft werde, ſon⸗ 
dern ihre und vorzüglich der Polizei⸗ 
Behörde Beftimmung ift dahin gerich⸗ 
tet, Verbrechen fo lange es möglich iſt, 





Poltgei-Gehörden: 


zu bindern, und nur bei jenen, die 
wicht gehindert werden konnten, den 
Scäuldigen zu entdeden und zur 
Strafe zu ziehen. Eirc. der Ef. Bol. 
Db. Dir. v 21. Dec. 1836 8. 16346, 
f. übrigen® $. 146 der St. P. O. ». 
29. Zuli 1853. 

Polizei - Behörden, Die von 
Sr. Majekätmita.b. Entfählie 
Bungvem 10. Juli 1850 gench- 
migten Gruudgäge für die Or⸗ 
ganifation Der Bolizgei-Behdr- 
den, Dann die Vorſchriften vom 
10. Dec. 1850 über den Bir 
kungskreis der k. k. Bolizeiw 
Behördenwerden kundgemacht. 
Zufolge der allerhoöchſten Entſchlie⸗ 
ßung vom 10. Juli 1850 umfaßt der 
Polizei⸗Rayon von Wien, das ift der 
Bezirk, auf welden ſich die Wirkſam⸗ 
keit der I. 1. Stadthauptmannfchaft und 
BolizeieDireetion von Bien zu erſtre⸗ 
den bat, die &emeinde Wien nad ihrem 
ganzen in der a. 5. genehmigten Ge⸗ 
meindeordnung vom 9. März 1850 nd- 
ber bezeichneten Umfange, dann bie 
Ortſchaften; Simmering, Gaudenzdorf, 
Ober⸗ und Unter⸗Meidling, Wilhelms⸗ 
dorf, Sechshaus, Fuͤnfhaus, Ruſten⸗ 
dorf, Raindorf, Braunhirſchen, Hie⸗ 
ging, Lainz, Speifing, Unter St. Veit, 
Benzing, Ottakring, Reulerchenfeld, 
Hernals, Dornbach, Reuwaldegg. Brei⸗ 
tenfee, Währing, Weinhaus, Gerſthof, 
Poͤtzleins dorf, Salmansdorf, Neuftift, 
Ober⸗ und Unter-Döbling, Ober⸗ und 
Unter⸗Sievering. Grinzing, Heiligen- 
ſtadt und Nußdorf und das durch dieſe 
Drtfhaften umſchloſſene Gebiet. Die 
Bemeinde - Ordnung für Wien vom 
9. März 1850 und der Wirkungskreis 
der E. k. Polizei⸗Behoͤrden v. 10. Dec. 
1850 zeigen, in welcher Weife die Lo⸗ 
calsBolizei in der Gemeinde Wien zwi» 
ſchen dieſer und der k. k. Stadthaupt- 
manuſchaft und Polizei⸗Direction ge⸗ 
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theilt it. Aus der von Sr. Maj. dem 
Kaifer genehmigten Einbeziehung der 
genannten Ortfaften und rückſichtlich 
des bezeichneten Gebietes in den Po- 
lizei-Rayon von Wien folgt aber von 
ſelbſt, daß daſelbſt die Kocal- Polizei 
in gleicher Beife zwiſchen der Gemeinde 
und der k. k. Stadthauptmannſchaft 
und Polizei⸗Direction getheilt fein 
müfle, und daß daher in denſelben der 
durch das Gemeindegeſetz vom 17. März 
1849 der Semeinde in den Angelegen- 
heiten der Local⸗Polizei eingeräumte 
Wirkungskreis auf jene Zweige der Los 
cal⸗Polizei befchräntt fei, welche in der 
Gemeindeordnung für Wien v. 9. März 
1850 an die Gemeinde überwiefen 
worden find. Die übrigen Zweige der 
Local s Polizei gehören auch in diefen 
Ortſchaften md ruͤckſichtlich in diefem 
Gebiete in da® Bereich der k.k. Stadt« 
hauptmannſchaft und Bolizei-Direction, 
für welche überhaupt der Wirkungs- 
kreis der k. k. Polizei-Behoͤrden vom 
10. December 1850 maßgebend iſt. 
(Bdg. der n. o. Stth. vom 9. Feb. 1851 
8. 424/P. 2. ©. B. Rr. 39.) 


Grundzüge fürdie Drgani- 
fation der Boligei-Behörden. 

8.1. Behörden für die Poli- 
jei-Berwaltung. Die Handhabung 
der Staats» und Local-Bolizei, in fo 
weit lehtere nit zum Wirkungskreiſe 
der Gemeinde gehört, obliegt den po⸗ 
litiſchen Behörden. Diefelben haben die 
ortspolizeiliche Geſchaͤftsführung der 
Gemeinde zu überwadgen, zu controlli⸗ 
ven und erforderlichen Falls dienöthige 
Abhilfe zu treffen. 

8.2. Der Bezirköhauptmann bat 
die Polizei-Berwaltung im Bezirke, der 
Kreid-Präfident hat im Kreife die Ober⸗ 
feitung zu führen, im Statthalter cen« 
tralifixt fi die Polizei-Verwaltung des 
Kronlandes. Der Miniſter des Innern 


Poltzei-Gehörden. 


hat die oberfte Leitung der Polizei im 
ganzen Reihe). 

8.3. Aufftellung eigener®ßo- 
lizei-Behörden. In größeren Städ- 
ten oder in anderen Orten, wo die po⸗ 
lizeilihen Geſchafte eine größere Aus⸗ 
Dehnung gewinnen oder befondere Ver⸗ 
bältniffe e8 erfordern, werden eigene 
Bolizei:Behörden errichlet. Sie gehö- 
ren zu den pelitifhen Berwaltungs- 
Behörden. 

8.4. Eintheilung derfelben. 
Die Polizei Behörden find entweder k.k. 
Stadthauptmannfchaften und Polizei- 
Directionen oder k. k. Polizei⸗Commiſ⸗ 
ſariate. Beſondere Verordnungen wer⸗ 
den beſtimmen, an welchen Orten Stadis 
hauptmannſchaften und an welchen Po⸗ 
lizei⸗Commiſſariate zu beſtehen haben. 
Stadthauptmannſchaften werden in der 
Regel nur am Sitze der Statthalter er⸗ 
richtet *”). 

8. 5. Polizei-Rayon. Ob und 
wie weit ſich die Wirkſamkeit der Poli⸗ 
zei-Behörde über das Weichbild des 
Drtes, in weldem fie ihren Sitz hat, 
erfireden fol, wird dur befondere 
Berordnnungen beftimmt. Der ganze Be: 
zirk diefer Wirkſamkeit bildet den Po- 
lizeisRayon. 

I. Stadthbauptmannfdaften 
und Beolizei-Directionen. 

8. 6. Stadthbauptmann An 
der Spitze der Stadthauptmannfhaft 
und PolizeisDirection fteht der Stadt- 
bauptmann und Bolizeis-Director, der 


9 Durch die a. h. Entſchl. v. 25. April 
1852 wurde die Polizei» Berwaltung von 
dem Miniflerium ded Innern getrennt, 
und für diefen Zweig eine felbfiftändige, 
von Er. Majeftät unmittelbar abhängige 
oberfte Polizei⸗Behoͤrde eingefept, |. Po: 
ligeisBehörde, 

**) Laut a. b. Entſchl. v. 24. Juni 1852 
haben alle bereits organifirten Stedthaupt« 
mannfhaften fünftighin den Namen Po- 
lizeirDirectionen zu führen, f. Polizei: 
Directionen, 
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unter feiner Berantwortung die poli⸗ 
zeilichen Geſchäfte im Polizei-Rayon zu 
leiten bat. 

8. 7. Deffen Stellung und 
Rang. Der Stadthauptmann iſt un- 
mittelbar dem Statthalter untergeord⸗ 
net. Er bat. den Rang und Gehalt eines 
Statthaltereitathes I. oder UI. Claſſe. 

8. 8. Hilf8-Perfonale Dem 
Stadthauptmanne werden nach Bedarf 
ein Vice⸗Stadthauptmann ale Stell 
vertreter, Polizeiräthe, Polizei « Ober: 
Commifjäre, Polizei Eommiffäre und 
Concepts⸗Adjuncten nebft demfonit er- 
forderlidien Amts⸗ und Dienftperfonale 
beigegeben. Der Bice-Stadthanptmann 
bat den Rang und Gehalt eines Statt« 
haltereirathes I. Elaffe. Die Polizeis 
räthe Aquipariren mit den Bezirkshaupt⸗ 
männern, die Polizei-Commiffäre mit 
den Bezirks⸗Commiſſaren. Die Polizei⸗ 
Dber-Sommiffäre bilden eine Mittel- 
ftufe gwifchen den Bezirtshauptmännern 
und Bezirkd-Commiffären. 

8.9. Der Stadthauptmann erhält 
auch die erforderlihe Zahl von Militärs 
und Civil⸗Polizeiwache. 

8.10. Pflidten des GStadt- 
bauptmannes Der Stadthaupt- 
mann bat fib in ununterbrodener 
Weberficht der Ereignifie und Gefchäfte 
zu erhalten, ihm fleht Die Geſchaͤftezu⸗ 
theilung, die Derwendung der Beamten 
und Diener und die Disciplinargewalt 
über diefelben zu. Er hat täglich zwei- 
mal an den Statthalter Rapport zuer- 
ftaiten. Der Stadthauptmann in Wien 
hat überdieß feine täglichen Rapporte 
an den Minifter des Innern abzugeben. 

$. 11. Unterordnung dee 
Hilfs - Berfonales. Sämmtlide 
Beamte und Diener der Stadthaupt- 
mannſchaft find dem Stadthauptmanne 
zum dienftliden Gehorfame verpflidh- 
tet, fie haben deffen Verfügungen und 
Weifungen pünctlihd und ungefäumt 
zu erfüllen und die ihnen anvertrauten 
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Geſchaͤfte nad den Anordnungen ded- 
felben zu behandeln. Infoferne denfel- 
ben Sefchäfte zur ſelbſtſtändigen Durch» 
führung überlaffen find , haben fie die 
Berantwortung für die pünctliche Loͤ⸗ 
fung ihrer Aufgabe und für die in Ab- 
fibt auf Ddiefelben getroffenen Berfü- 
gungen. 

8.12. Ernennungen. Der Stadt- 
bauptmann und der Bice-Stadthaupt- 
mann werden vom Kaifer ernannt. Der 
Minifter des Innern ernennt die übri⸗ 
gen Concepts⸗Beamten der Stadthaupt⸗ 
mannfchaft über den vom Stadthaupt- 
manne im Wege des Statthalters zu 
erftattenden Beſetzungs⸗Vorſchlag. Der 
Statthalter ernennt das Kanzlei⸗Per⸗ 
fonale und bewilliget die Zulafjung zur 
vorbereitenden praftifhen Verwendung 
bei der Stadthauptmannfhaft*). Das 
Dienftperfonale wird vom Stadthaupt⸗ 
manne ernannt; ihm ſteht mit Zuſtim⸗ 
mung des Statthalter die Aufnahme 
von Diurniften zu. 

8. 13. Urlaube. Urlaubs⸗Bewilli⸗ 
gungen find, in foweit es ohne wefentli« 
hen Nachtheil des öffentlihen Dien- 
ftes thunlid ift, und zwar in der Art 
zu ertbeilen, daß nicht durch gleichzei⸗ 
tige Beurlaubung mehrerer Individuen 
des Amtsperſonales die Arbeitsträfte 


*) Laut a. b. Entſchl. v. 15. Sept. 
1852 find alle erledigten Concepts- und 
Ganzlei-Beamtenftellen der Polizei⸗Behör⸗ 
den, fofern deren Berleibung nidt St. 
en vorbehalten ift, künftighin aus⸗ 
jan end von dem Chef der oberften Po⸗ 
izei-Behörde deflnitiv zu befepen, und es 
ift in Folge diefer a. h. Schlußfaſſung 
auch zu jeder bezielten PerfonafBerände- 
rung in dem Beamten» Status einer Po⸗ 
lizei⸗Behörde, diefelbe mag Gonceptd- oder 
Ganzlei- Individuen betreffen , vorläufig 
die Zuflimmung ded Ghefd der oberften 
Polizei⸗Behörde einzuholen. (Erl. der ober- 
en Bol. Beh. v. 19. Aug. 1852 3. 404. 

ec. der n. d. Stth. v. 27. ug 1852 
3. 2064/P. Dec. der Bol. Dir v 18. Eept. 
1852 3. 298%/P.) 
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zum Nachtheile des öffentlichen Dien⸗ 
fted gefhmälert werden. Der Stadt: 
hauptmann ift ermächtigt, den ihm un⸗ 
terftehenden Beamten einen Urlaube 
von höchſtens zwei Wochen zu bewillis 
gen. Der Statthalter kann den Stadt- 
hauptmann auf höchftens zwei Wochen. 
die übrigen Beamten der Stadthaupt- 
mannſchaft auf höchſtens ſechs Wochen 
beurlauben. 

8. 14. Suspendirung und 
Entlaſſung. Die Suspendirung 
eines Beamten oder Dieners der Stadt⸗ 
hauptmannſchaft wegen Pflichtverle⸗ 
tzung, wegen fäumiger oder ungehoͤri⸗ 
ger Erfüllung des Dienftes, oder we⸗ 
gen Eintritt eines Umftandes, der das 
Belaffen desfelben in feinem Amte oder 
Dienfte unthunlich erfcheinen läßt, wird 
von dem Stadthauptmanne beim Statt« 
halter beantragt, oder auch, wenn Ge 
fahr am Berzuge ift, ſogleich verhängt 
und dem Statthalter zur Genehmigung 
angezeigt. Die Concepts-Adjuncten, die 
zur Praris zugelaffenen Individuen, 
und das Dienerfhhaftsperfonale kann 
der Statthalter aus gegründeten Ur⸗ 
ſachen ohneweiters entlaffen. Im Uebri⸗ 
gen find bezüglich der Suspendirung 
und Entlaſſung der Beamten und Diener 
die beſtehenden Disciplinar⸗-Vorſchrif⸗ 
ten zu beobachten. 

F. 15. Dienſtes Entfagung 
und Ruheſtand. Dienſtes⸗Entſagung 
von Seite der Beamten der Stadt⸗ 
hauptmannſchaft kann der Statthalter 
annehmen. Jede foldhe angenommene 
Nefignation eines Dber- Eommifjärs 
oder eines höher geftellten Beamten ift 
dem Minifter des Innern anzuzeigen. 
Die Berfegung in den zeitlichen oder 
bleibenden Ruheſtand verfügt bei den 
Bolizei-Sommiflären und bei dem min⸗ 
deren EonceptösPerfonale, fowie bei den 
BanzleisBeamten und bei den Dienern 
der Statthalter. Es ift |fih hiebei bis 
zur Erlafung neuer geſetzlicher Beftim- 
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mungen an die dermaligen Normen zu 
halten. 

8. 16. Allgemeine Pflichten. 
Der Bolizei-Beamte muß im äußeren 
Dienfte jederzeit in der vorgefchriebe- 
nen Uniform erſcheinen. Bur befonde- 
ren Kenntlichmachung hat er eime roth⸗ 
weiße Cocarde zu tragen. Er hat fi 
bei allen feinen Amtshandlungen das 
Geſetz gegenwärtig zu halten und in 
feinem Benehmen Humanität mit wür- 
Digem Ernſte zu verbinden. Eingedenk 
der Wahrheit, daß die Polizei⸗Behoͤrde 
mit dem Bertrauen des Publikums am 
meiften zu wirken in der Lage ift, muß 
er fi durch fein offenes und unparteii⸗ 
fhes Auftreten dasfelbe zu erwerben 


ſuchen. 

8. 17. Eintheilung des Poli— 
jei-Rayons in Bezirke. Inſo⸗ 
weit es zur leichteren und kraftvolleren 
Handhabung der Polizei erforderlich ift, 
fol der Polizei-Rayon nah Maßgabe 
der Bevölkerung und der befonderen 
Rocalverbältniffe in Bezirke abgetheilt 
werden, in deren jedem ein eigenes Po- 
lizei⸗Commiſſariat aufgeftellt wird. Diefe 
Abtheilung in Bezirke, fowie die Gren⸗ 
zen derfelben werden dur beſondere 
Berordnungen feftgeftellt werden. Die 
Bezirks⸗Polizei⸗Commiſſariate werden 
dur fortlaufende Zahlen bezeichnet. 

$. 18. Beftimmung der De 
zirts-PBolizei-Commiffariate. 
Die Bezirks⸗Polizei⸗Commifſſariate find 
die Organe der Stadihauptmannfäaft, 
dur weldge diefelbe den erecutiven 
Polizei⸗Dienſt und die unmittelbare 
Auffihtspflege handhabt. Zu diefem 
Ende haben Ah die Bezirks» Polizei- 
Commifjariate fortwährend in der ges 
nauen Kenntniß der Bevölkerung und 
der Local» Berhältniffe in dem ihnen zu⸗ 
gewiefenen Bezirke zu erhalten. 

$. 19. Unterordnung derfel- 
ben. Die Bezirks⸗Polizei⸗Commiſſa⸗ 
ziate unterſtehen unmittelbar dem Stadt« 
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bauptmanne, fie find an defien Auord⸗ 
nungen gebunden und müffen diejelben 
auf das puͤnctlichſte in Vollzug ſetzen. 

8. 20. Leitung im Bezirke. An 
der Spitze eines jeden Bezirks⸗Polizei⸗ 
Eommifjariats fteht ein Polizei⸗Ober⸗ 
Commiffär oder ein Bolizei-Sommiflär 
als leitender Beamter. Ihm wird das 
nöthige Berfonal an Beamten und Die- 
nern und die erforderlihe Wachmann⸗ 
[haft beigegeben. Diefed Berfonale, 
fowie die Wachmannſchaft if an die 
Anordnungen des Eommifjariats - Lei- 
ters gebunden. 

8. 21. Berbindung der Bde 
zirks Polizei-Commiſſariate 
mit derStadthauptmannſchaft. 
Die Bezirks⸗Polizei⸗Commiſſariate ha⸗ 
ben täglich zweimal, nämlich Früh und 
Abends, Rapporte, in welchen alle Vor⸗ 
fallenbeiten uud die getroffenen Maß⸗ 
regeln anzuzeigen find, an den Stadt» 
bauptmann zu erftatten. Wichtige Bor- 
fommniffe find ſogleich zur Kenntniß 
des Stadthbauptmannes zu bringen, und 
es find in zweifelhaften Fällen die Wei- 
fungen desfelben einzuholen. 

8. 22. Bei Ach ergebenden Anläffen 
verfanmelt der Stadthauptmann die 
Commiſſariats⸗Leiter zur gemeinfamen 
Inftruirung und Derathung. 

8:23. GegenfeitigesBerhält- 
niß der Bezirks-Polizei⸗Com—⸗ 
miffariate. Es ift eine unerläßlidhe 
Pfliht der Bezirks: Bolizei-Kommifla- 
riate, bei Handhabung des erecntiven 
Polizeir-Dienftes auf das Innigfte zur 
fammenzuwirken und fi gegeufeitig zn 
unterküßen. Die Gebiete derfelben find 
nit der Art für abgefchloffen anzufes 
ben, daß bei wichtigen und dringenden 
Amtshandlungen ein Commiffariat nicht 
die Grenzen eines anderen überſchreiten 
dürfe. Es ift jedoch in derlei Fällen ſo⸗ 
glei die Anzeige an das betreffende 
Polizei « Sommiffariat Behufs feiner 
Mitwirkung zu machen. 
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8. 24. AUmtsort der Bezirt 
Polizei» Commiffariate Die 
Bezirka⸗Polizei⸗Commiſſariate follen 
möglihft im Mittelpuncte des Bezirkes 
ihren Sig haben. Im Amtsfite erhält 
der Commiffariats-Leiter eine Ratural« 
Wohnung, und es if die beigegebene 
Mannſchaft der Militär» Boligeiwache 
in einer, gegen die Straße zu, offenen 
Wahftube unterzubringen. Der Amts⸗ 
ort iſt Dusch eine am Haufe anzubrin« 
gende Tafel mit der Auffhrift: k. k. 
Bezirks: Bolizeis-Commiffariat Nr... ... 
und zur Rachtzeit dur eine rothe 
Lampe Tennili zu machen. Die Beam⸗ 
ten und Diener des Polizei⸗Commiſſa⸗ 
riates mäfjen im Bezirke wohnen. 

8. 25. Bermanenz. Der Dienk 
der Bezirks » Polizei: Commiffariate iR 
ein permanenter. Es muß daher außer 
den gewöhnlichen Amtsftunden ſtets ein 
Amts-Individuum am Amtsorte gegen» 
wärtig fein. 

8. 26. Sentral-Burean. In je 
nen Städten, deren Polizei-Rayon in 
Bezirke zerfällt, werden am Siße der 
Stadthauptmannfhaft ſelbſt Eentral- 
Bureaus gebildet, in welche alle Ge⸗ 
fhäfte, die eine einheitliche und conſe⸗ 
quente Bchandlung von einem Puncte 
aus erfordern, oder die nur im ihrer 
Vereinigung die nöthige Evidenz über 
den ganzen Bolizei-Rayon gewähren, 
zufammenlanfen und von welchem aus 
der erecutive Dienft der Bezirks⸗Polizei⸗ 
Commiſſariate feine Richtung erhält. 
Derlei Central » Bureaus follen insbes 
fondere beftehen für die Gentral-Leitung 
des erecutiven Dienftes der Bezirks⸗ 
Polizei⸗Commiſſariate, für die Ueber⸗ 
wadhung der Sicherheit der Perſon und 
des Eigentbums im ganzen Polizei⸗ 
Rayon, für das Paß⸗, Fremden⸗ und 
Anzeigewefen , für die Ueberwachung 
des Preffe, der Vereine und onen 
Berfammlungen. 

$. 27. Jedes Sentral-Bureau erhält 
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einen Vorſteher in der Berfon eines 
Polizeirathes mit dem erforderlichen 
Hilfd-PBerfonale. Die oberfte Leitung 
diefer Gentral- Bureaus , fowie über- 
haupt der ganzen polizeiliden Wirk⸗ 
famteit, läuft in der Berfon des Stadt- 
bauptmannes zufammen. 

8. 28. Militär-Bolizeiwade, 
Zur Unterkägung und Handhabung 
des erecutiven Dienfted wird der Stadt- 
hauptmannfchaft einebewaffnete Macht, 
nämlich die Rilitär⸗Polizeiwache, wo⸗ 
von ein Theil beritten if, beigegeben. 
Diefelbe ift in allen Dienftesbeziehun- 
gen der Stadthauptmannihaft unter 
geordnet und zur Bollziehung der von 
derfelben ausgehenden Anordnungen 
verpflichtet. Das Militärifche dieſer 
Wade führt ein Militär-Gommandant, 
dem zu diefem Ende diendthige Anzahl 
von Dfficieren beigegeben wird. Eine 
befondere Inftruction wird den Dienft 
der Militär - Polizeiwache regeln (ſiehe 
Militaͤr⸗Polizeiwache). Es wird be⸗ 
ſonders Aufgabe der Officiere fein, die 
Mannſchaft in der fteten Keuntniß die- 
fer Inftruction zu erhalten und diefelde 
überhaupt in allen Gegenfländen zu 
unterweifen, deren Kenntniß für ihren 
Dienft unentbehrlich oder doch von Vor⸗ 
theil ift. 

8. 29. Die Militär⸗Polizeiwache ge- 
nießt, wenn fie im Dienfte ift, alle in 
den Geſetzen gegründeten Rechte der 
Wache und den befonderen gefeglidhen 
Schuß, welder den obrigkeitlichen Ber 
fonen und Civil⸗ und Militärwachen 
zufömmt. Die $$. 45 und 46 des 
Gensd'armerie⸗Geſetzes v. 18. Jänner 
1850, hinſichtlich des Gebraudes der 
Waffe, gelten au für die Militär⸗Po⸗ 
lizeiwache. 

8.30. Civilwache. Der Stadt⸗ 
hauptmannſchaft wird ſerner eine Civil⸗ 


wache beigegeben. Dieſelbe fungirt in 


Civilkleidern und iſt mit einer Plaque 
zur Legitimation verſehen. Sie iſt theils 
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dem Sentrum der Behörde, theild den 
Commiſſariaten zugetheilt. Die Mit- 
glieder dieſer Wache werden vom Stadt⸗ 
bauptmanne aufgenommen und koͤnnen 
von demfelben zu jeder Zeit entlafien 
werden. Sie erhalten eine monatliche 
Löhnung. Eine befondere Inſtruction 
wird ihre Dienftleiflung näher beſtim⸗ 
men, ſ. Civil⸗Polizeiwache. 

8. 31. Berufungen an den 
Kreispräſidenten. Inallen Fällen, 
wo die Stadthauptmannſchaft als erfte 
Inſtanz in den ihr zugewiefenen Ge- 
fhäften des Local-Bolizei-Dienftes den 
Recurs einer Partei hervorruft, ſteht 
die Entſcheidung dem Kreispräfidenten 
in zweiter Inſtanz zu. 

8.32. Berhältniß der Stadt- 
bauptmannfhaft. a) Zu den ans 
deren politifhden Behörden und zu den 
Gemeinde⸗Vorſtehern. Die politifchen 
Behörden des Kronlandes find verpflid- 
tet, alle Vorkommniſſe, die in polizeilicher 
Hinfigt von Wichtigkeit find, ſogleich 
dem Statthalter unter der Adrefie des 
Etadthauptmannes anzuzeigen, der die 
diesfälligen Berichte einzufehen und mit 
feinem „Geſehen“ und mit feinen all- 
fälligen Bemerkungen unaufgehalten 
dem Statthalter vorzulegen hat. Aus⸗ 
fünfte, welche die Stadthauptmanns 
fhaft von politifhen Behörden und von 
den Gemeinde « Borftehern abverlangt, 
find ungefäumt zu ertheilen. 

88. 33, 34 und 35. Diefe 88. ent- 
halten die Beftimmungen über das Der- 
haltnig der Polizei-Behörden zu den 
Gerichten und zu der Staatsanwalt- 
[haft nad den Vorſchriften der St. B. 
D.v. 17. Juni 1850, welde durd die 
allg. St. P. O. v. 29. Juli 1853 auf: 
gehoben worden ift. 

8. 36. c) Zur Gemeinde. Die Stadt- 
hauptmannſchaft ift verpflichtet, Die 
Gemeinde in Handhabung der ihr zus 
ftehenden Local⸗Polizei zu unterftügen, 
und derſelben biezu die benöthigte Mi⸗ 


622 


Beoligel-Behörden. 


litär-Boligeiwade zu fielen. Sie bat 
fi wegen Abſtellung allfälliger Mängel 
und Gebrechen der Local-Bolizei wit 
der Gemeinde in einem freundichaftli- 
hen Einvernehmen und bereitwilligen 
Eutgegenlommen zu erhalten. 

8. 37. d) Zur Gensd'armerie. Das 
Derhältnig des Stadthauptmannes zur 
Gensd’armerie if durch das Befeh vom 
18. Jänner 1850 geregelt. 

8. 38. Polizei⸗Zeitung. Bei der 
Stadthauptmannſchaft ift eine Polizei- 
Zeitung über Alles, was die Sicher⸗ 
heitöpflege zu befördern geeignet iſt, 
aufzulegen und durch den Drud zu 
veröffentliden. Die Bolizei « Zeitung 
ift allen Bezirkshauptmännern, der 
Staatdanwaltfcaft, der Gensd'armerie 
und den Gemeindevorſtehern im Kron- 
Iande, dann allen Bolizei-Behörden der 
übrigen Kronländer, und zwar Lepteren 
in der entfprehenden Anzahl von 
Eremplaren zur weiteren Verbreitung 
im Lande mitzutheilen. 

DI. Bolizei-& ommiffariate. 

8.39. Beſetzung. An der Spike 
eined Polizei⸗Commiſſariates ſteht ein 
Polizei-Obercommiffär oder ein Poli⸗ 
jei-Eommiffar. Demfelben wird das er- 
forderlihde Amtsperfonale und die bes 
nöthigte Wachmannſchaft beigegeben. 

8. 40. Unterordnung. Die Po⸗ 
ligei-Sommiffariate find dem Bezirks» 
baupimanne, an Orten aber, wo der 
Kreis⸗Präſident feinen Sig hat, diefem 
unmittelbar untergeordnet. 

8. 41. Die Polizei » Commiffariate 
haben über alle wichtigen Vorfälle und 
Wahrnehmungen die unmittelbare An- 
jeige an den Statthalter zu erftatten. 
Infofern am Sitze des Statthaltere 
eine Stadthauptmannſchaft befteht, find 
diefe Anzeigen unter der Adrefle des 
Stadthauptmannes zu erflatten. Sie 
find an die Weifungen gebunden, die 
fie vom Stadtauptmanne erhalten. 

$. 42. In der gerichtlichen Polizei 
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haben fie den Anordnungen der Staats⸗ 
anwaltſchaft Folge zu leiften. Befinden 
fie fih am Drte eines Bezirksgerichtes, 
fo hat der vom General » Procuratur 
bezeichnete Polizei-Commifjär die Ber- 
richtungen der Staatsanwaltfchaft bei 
dem Bezirkögerichte zu verfehen. 

8.43. Birtungstreis. Der Wir- 
kungskreis der Stadthauptmannſchaften 
und der Polizei⸗-Commifſſariate wird 
dur befondere Inftructionen näher 
geregelt. Im Allgemeinen laffen ſich 
die Grenzen diefes Wirkungskreiſes da- 
mit bezeichnen, daß es Aufgabe der 
Polizei-Behörden ift, durch Beobach⸗ 
tung, Vorbeugung, Repreffion und Ent- 
deckung für Ruhe, Ordnung und Sicher⸗ 
heit im geſetßzlichen Wege zu forgen. 

Wirkungskreis der k.k. Bo 
lizei-Behörden. 

8.1. Aufgabe diefer Behoͤr⸗ 
den. Die k.k. BolizeirBehörden haben 
den Gefahren, womit der Monarch, das 
kaiſerliche Haus, die gefegliche Ordnung, 
fowie überhaupt der Rechtsbeſtand und 
die Wohlfahrt des Staates fowie der 
Einzelnen bedroht find, auf den gefeh- 
lien Wegen vorzubeugen und zu be⸗ 
gegnen, die öffentliche Ruhe und Ord⸗ 
nung in dem Bereiche ihres Bezirkes 
zu erhalten, die Angriffe gegen diefelbe 
und die Derlegungen der Perfon und 
des Eigenthumes, mögen fie vom Zu- 
falle herrühren oder durch menfchliche 
Thätigkeit abfichtlih oder unabfichtlich 
veranlaßt werden, zu hindern, bei vor: 
fallenden Störungen der Ordnung und 
Sicherheit Dem Umfichgreifen dee Scha- 
dens Einhalt zu thun, die eingetretenen 
nachtheiligen Kolgen zu befeitigen, end» 
li die Webertreter des Geſetzes auszu⸗ 
forfchen, anzuhalten und den berufenen 
Behörden zu überliefern. 

8. 2. Um diefe Aufgabe Töfen zu koͤn⸗ 
nen, ift der PolizeisBebörde vor Allem 
die Kenntniß der Bevölkerung und ihrer 
Bewegung, dann der örtlichen Verhält- 
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niffe nothwendig. Diefe Kenntniß er- 
langt fie vorzüglich: 

1. durch die Aufnahme des Standes 
der Bevoͤlkerung (Sonfeription), 

2. dutch die genaue Handhabung des 
Meldungdwefend , und 

3. dur das Fremden⸗ und Paßweſen. 

8. 3. Gonfcriptiond- und 
Meldungswefen. Das Eonferip- 
tions⸗ und Meldungswefen begreift in 
fih die Evidenzbaltung des Standes 
der Bevölkerung des der Polizei⸗Be⸗ 
börde zugewiefenen Amtsgebietes auf 
Grundlage der nah den beftehenden 
Vorſchriften erfolgenden vollftändigen 
Aufnahme derfelben, mithin insbeſon⸗ 
dere die ſtets richtige Kührung der Pro⸗ 
tofolle über Jahres» und After» Barteien, 
über die in den Gafthöfen eintehrenden 
Fremden, über Gewerbsgehilfen, Fa⸗ 
brißsarbeiter und Dienftboten, die Auf- 
fiht auf die ordentlihe Führung der 
Fremden- und Geſellenbücher von Seite 
der Gaftwirthe und Herbergsväter, bie 
zeitweife Nevifion der Gaſthoͤfe und 
Herbergen , insbefonders bedenklicher 
Drte und Schlupfwinkel; ferner die 
Sorge, daß jede Veränderung der Bes 
völferung nach den beftehenden Bor: 
fihriften gemeldet, jede Uebertretung 
diefer Vorſchriften aber der gefeßlichen 
Ahndung zugeführt werde. 

8.4. Kremdenwefen. In Rüd- 
fiht auf das Fremdenweſen haben die 
k. k. Polizei-Behörden die Behandlung 
der antommenden Ausländer nad den 
hierüber beftehenden Vorſchriften, Die 
Conftatirung des Reiſe⸗ und Aufent- 
haltazweckes, die Ertheilung der Auf 
enthaltssewilligungen, die Ausweifung 
bedenklicher Fremden, indbefonders der 
ausländifhen Emifjäre und Ruheſtoͤrer, 
die Evidenzhaltung der gegebenen 
Aufenthaltsfriften, der fignalifitten und 
abgefhafften Fremden, endli die Ein- 
bebung und Berrehnung der etwa bes 
ftehenden Sremdentaren, 
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8.5. Paßweſen. Das Paßwefen 
umfaßt die Evidenzhaltung der ankom⸗ 
menden uud abreifenden Inländer im 
gewöhnligen Berlehr, fowie auf Eifen- 
bahnen und Dampfichiffen, die Behand⸗ 
lung und Ueberwachung befonders fig- 
nalifirter und bedenklicher Individuen, 
die Brüfung der vorlommenden Reife 
Urkunden in Bezug auf ihre wefentli- 
hen Merkmale, die Bidirung derfelben, 
dann über vorläuflges Einvernehmen 
des Sanfcriptiond » Amtes die Erthei- 
lung von Reiſeurkunden an Einheimifche 
für dad Inland, und die Erſtattung von 
Anträgen an die Kreispräfidenten und 
rückſichtlich Statthalter zur Austellung 
von Reife-Urkunden an Inländer für 
das Ausland. 

8.6. Auskünfte. Auf Grund der 
vorfhriftmäßigen Handhabung des 
Meldungs-, Baß- und Fremdenweſens 
find die k.k. Bolizeibehörden in der age, 
tie von den Behörden oder Parteien 
an fie gerichteten Anfragen oder Anju- 
hen um Auskünfte über Berfonen zu 
beantworten. 

8. 7. Die Aufgabe , welche die k.k. 
BolizeirBehörden nah $.1 zu erfüllen 
berufen find, läßt fih im Allgemeinen 
auf drei Hauptpuncte zurüdführen. Sie 
beſteht nämlich: 

I. in der Aufrechthaltuug der öffent- 
lien Sicherheit und der innern Ruhe; 

U, in der Sorge für die Sicherheit 
der Berfon und des Eigenthumes; 

IH. in der Handhabung der öffentlichen 
Ordnung. 

Ihre Amtsthätigkeit it in diefer drei⸗ 
fachen Beziehung: 

a) eine beobadtende , vorbeugende 

und verhütende (adminiftrat. Polizei); 

b) bei wirklich erfolgten Rechtsver⸗ 
legungen und Beihädigungen auf die 
Entdeckung des Geſetzuͤbertreters, und 
infoweit ihnen nicht felb ein Ahn⸗ 
dungsrecht zuſteht, auf die Ueberwei⸗ 
fung desfelben an die competente Straf⸗ 
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gi 8. 4. Ad miniſtrat. Polizei. 

l.Aufrechthaltung der öffent⸗ 
lichen Sicherheit und der inne 
ren Ruhe. 

Die Wahrnehmung der Vollkeſtim⸗ 
mung gehoͤrt zur wefentlihen Aufgabe 
der Bolizeir-Behörden. Sie haben in 
diefer Beziehung die politiſchen und ſo⸗ 
cialen in das Staatsleben eingreifenden 
Zuftände forgfältig zu beobachten und 
ihre befondere Aufmerkſamkeit auf die 
öffentlihe Stimmung bei Grlaffung 
neuer Reichs⸗ oder Landesgefege über 
politifge oder adminifttative Einrich⸗ 
tungen zu richten, wobei es aber nicht 
genügt, blos einzelne Stimmen zu hoͤ⸗ 
ven und ihren Anfichten den Werth des 
allgemeinen Urtheiles beizulegen. Die 
BolizeisBehörden haben fih von den 
Dedürfnifien und Wuͤnſchen der Bevöl- 
ferung Kenntniß zu verſchaffen, die 
thatſaͤchlichen Berbältniffe, welche dem 
Bedürfniffe neuer Einrichtungen und 
dem Wunſche nad Aenderungen in den 
beſtehenden Einrichtungen zum Grunde 
liegen, forgfältig zu prüfenund gerechte 
Wuͤnſche und Beſchwerden ungefchmintt 
zur höheren Kenntniß zu bringen. Un⸗ 
gerechten Wünſchen und Befchwerden 
baben fie durch Berichtigung der den- 
felben zum Grunde liegenden irrigen 
Borftellungen und Begriffe zu begeg- 
nen, und böswilligen Cinflüffen , die 
fi zur Erregung ungegründeter Miß- 
kimmung und Aufreizung geltend zu 
machen fuchen, ift mit aller Entfchieden- 
beit entgegen zu treten. 

8.9. Ueber die Wahrnehmungen, 
welche die k. k. Polizei» Behörden nad 
8. 8 zu maden berufen find, find an 
die vorgefehte Behörde periodifche Be⸗ 
richte mit den geeigneten Anträgen zu 
erftaiten. Befondere Weifungen werden 
die Zeit diefer periodiſchen Berichte 
näher beftimmen. 
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$. 10. Den Wirkungskreis der Bo- 
lizei⸗Behoͤrden in Bezug auf die Breffe, 
auf politifche Vereine und Verſamm⸗ 
lungen beftimmen die darüber beftehen- 
den Geſetze und befonderen Inftructios 
nen. Die Ueberwachung der periodifchen 
Drudfhriften und des Verbotes des 
Haufirend mit Drudfchriften, des Aus⸗ 
rufens, Vertheilens, Feilbietens und 
Anſchlagens derfelben auf offener 
Straße, gehört zu ihren vorzüglichen 
Obliegenheiten. Nicht minder haben fie 
den Einfluß der in- und ausländifhen 
Blätter, Flugſchriften und größeren 
Merle auf die öffentlihe Stimmung 
wahrzunehmen und wichtige Daten zur 
höheren Kenntniß zu bringen. 

8. 11. Die Ueberwadhung geheimer 
Umgriebe und Anſchläge, welde der 
öffentlichen Sicherheit gefährlich fein 
fönnten und die Evidenzhaltung der in 
diefer Beziehung bereits in Unterfuchung 
geftandenen oder verdächtigen Perſonen 
liegt in der beſonderen Verpflichtung 
der Polizei⸗Behoͤrden. Sie müflen be 
müht fein, dahin zu wirken, dag Stö- 
rungen der öffentlihen Sicherheit und 
Ruhe nicht zum Ausbruche gelangen, 
fondern fhon in ihrem Aufleimen er- 
ftidt werden. Sind fle aber dennoch 
ausgebrochen, und reihen gütliche Mit⸗ 
tel nicht hin, denſelben ein Ende zu 
machen, fo haben die Polizei⸗Behörden 
mit aller Entſchiedenheit aufzutreten, 


und wenn die ihnen zu Gebote ftehende- 


Militär Polizeimahe nicht ausreichend 
fein follte, die Mitwirkung der Gens⸗ 
d’armerie und nah Erforderniß auch 
des k. k. Militärs ungefäumt zu ver⸗ 
anlaffen. 

I. Sorge für die Sicherheit 
der PBerfon und ded Eigen 
thumes. 

8. 12. Die Sorge fuͤr die Sicherheit 
der Perſon umfaßt die Aufſicht auf alle 
Handlungen und Unterlaſſungen inner⸗ 
halb des ganzen Polizei⸗Bezirkes, wo⸗ 

Baleidty, Handb. d. Bel. Geſ. IL 
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duch das Leben, die Gefundheit und 
die körperliche Sicherheit der Bewohner 
zufällig oder abſichtlich gefährdet wer- 
den könnte, Diefe Aufficht wird audge- 
übt im Allgemeinen durch die einzelne 
Nachſchau, duch ambulirende Boften, 
Streifungen und Patrouillen bei Tag 
und Nacht, in&befonderd aber durch 
Ueberwachung jener Gaſſen, Plaͤtze und 
oͤffentlichen Orte, wo gewoͤhnlich oder 
aus ſpeciellen Anläffen, wie bei Volks⸗ 
feften, Feierlichkeiten, Baͤllen, Feuers⸗ 
brünſten u. f. w., ein größerer Zuſam⸗ 
menfluß von Menſchen ftattfindet. Hie- 
ber gehört noch insbefonders die ger 
naue Ueberwachung des Eifenbahnbe- 
triebed nach den in diefer Beziehung 
ergangenen Berordnungen,, dann die 
Auffibt auf den Betrieb der Dampf: 
ſchifffahrt nach den beftehenden Bor: 
fchriften. Die in dem Eiſenbahn⸗Poli⸗ 
zeigefebe den Polizeis-Behörden einge: 
räumte Gerichtäbarkeit ift an die Ges 
richte übergegangen, an welche daher 
die Polizei⸗Behörden die diesfälligen 
Uebertretungen anzuzeigen haben. 

8. 13. Diefe Sorgfalt erftredit fich 
au auf das Einfchreiten bei öffentli- 
hen Galamitäten, Feuersbrünften, 
Ueberſchwemmungen, Epidemien u. f. w. 
nach den für derlei Fälle beftehenden 
befonderen Vorſchriften oder fpeciellen 
höheren Anordnungen, dann bei fi 
ereignenden Unglücks⸗ und Irrfinnsfäl- 
len, plöglihen Erkrantungen auf der 
Straße, Selbftmorden und derlei Ber- 
ſuchen u. f. w. 

8. 14. Den PolizeisBehörden ob« 
liegt die Auffiht auf die Verfertigung 
und auf das Tragen verbotener oder 
fonft verdächtiger Waffen, als: Stock⸗ 
flinten, Stilete, Dolce, Degenftöde, 
zwei« oder mehrſchneidige Meſſer 2c. 
Das Waffengefeß wird die weiteren 
Obliegenheiten der PolizeisBehörden 
ausſprechen. 

8. 15. Die Eigenthumsficherheit er⸗ 

40 


Yeligei-Gehörben. 


fordert die Aufficht auf Müffiggänger, 
Bagabunden, Bettler und fonft gefähr⸗ 
lie Berfonen, die Evidenzhaltung der 
entlaffenen Gträflinge , ihrer Berbin- 
dungen und Aufentbaltäorte, der Abge⸗ 
ſchobenen und Abgefchafften, der Hehler 
umd der der Hehlerei verdädtigen Ge⸗ 
werbsleute, dann die zeitweife Bornahme 
von ausgedehnten über den ganzen Der 
zirk fi erſtreckenden Streifungen im 
gleichzeitigen Einvernehmen mit den an- 
grenzenden politifhen Behörden oder 
Gemeinden , die fleißige Revifion von 
verdädtigen Orten und Schlupfwinteln. 
Hieher gehört ferner die Sammlung 
und Regiftrirung der Beſchreibung ge- 
ftohlener und geraubter Effecten, dann 
der verübten Verbrechen; die Beſchrei⸗ 
bung von verlornen , gefundenen und 
bepofitirten Gegenfländen; die Per 
ſonsbeſchreibung entwichener und ver- 
mißter Individuen und gefundener 
Leihname; die Berbreitung der von 
den Gerichten erlafienen Steckbriefe. 

8. 16. Die bei der Gaffenauffiht, 
den Revifionen und Streifungen oder 
bei anderen Anläffen aufgegriffenen 
Bettler, Bagabunden und Müffiggän- 
ger find von den k.k. Polizei Behörden 
ebenfo, wie andere unterſtands⸗, aus- 
weis» und erwerbslofe Individuen wit 
Benügung der vorliegenden Perſons⸗ 
beſchreibungen und Stedbriefe, der Li⸗ 
ften über abgeftrafte Verbrecher, über 
Abgeſchobene und Abgeſchaffte vorſchrift⸗ 
mäßig zu behandeln; Fremde find nad 
Umftänden einfach wegzuweifen oder 
abzufhieben, einheimiſche Bettler und 
Müffiggänger aber find nad den über 
ihre perfönlidden Verhältniffe gepfloge- 
nen Srhebungen entweder der Armen- 
verforgung zuzuweiſen oder in die frei« 
willige Arbeitsanftalt abzugeben oder 
nach den beftehenden Directiven für die 
Bwangsarbeitshäufer zu behandeln. 

1. Handhabung der öffent: 
ligen Ordnung. 
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$. 17. Die Obliegenheit der k. k. 
Bolizeir-Behörden in Bezug auf thea⸗ 
tralifge Borftellungen find dur die 
Zheater- Ordnung umd die bejondere 
Inſtruction feRgeftellt. Die k. k. Poli⸗ 
zei-Behörden find insbefondere ver⸗ 
pflichtet, Winkelbühnen in Privathäu⸗ 
fern nicht zu dulden, ſowie die Auf- - 
führung dramatiſcher Scenen von den 
dazu nicht befugten oͤffentlichen Orten 
hintanzuhalten. 

8. 18. Den Polizei⸗Behoͤrden obliegt 
zur Erhaltung der öffentlien Ordnung 
die Auffiht auf Schaͤnken⸗, Gaſt⸗ und 
Einkehrhaͤuſer, Kaffeehäufer, Herber- 
gen, öffentlihde Berfammlungs- und 
Beluftigungsorte u. dgl. Sie haben die 
Einhaltung der Sperrzeit bei Schän- 
ten, Wirths⸗ und Kaffeehäufern zu 
überwachen. 

8. 19. Zum Bereihe der Polizei» 
Behörden gehört die Bewilligung zu 
öffentlichen declamatorifchen und mufl- 
kaliſchen Productionen jeder Art über 
das vom Unternehmer vorzulegende 
Programm, und die Auffiht, daß fi 
genau an das bewilligte Programm ge⸗ 
halten werde. Es bedarf ferner zu al« 
len Schauſtellungen, oͤffentlichen Ballen 
und Zanzmufifen, zum Offenhalten der 
Schänken, Wirths⸗ und Kaffehäufer 
über die Polizeiftunde der Bewilligung 
der Polizei-Behörden. Diefelben haben 
die für dieſe Bewilligung vorgeſchriebe⸗ 
nen Gebühren einzuheben und zu ver- 
rechnen, und bei all’ diefen Anläffen die 
Drdnung aufrecht zu erhalten. Ihnen 
liegt außerdem die Aufficht auf herum⸗ 
ziebende Gaukler, Zafchenfpieler, wan⸗ 


dernde Mufitanten, Harfeniften, Bän- 


kelſaͤnger ꝛc. ꝛc. ob. 

8. 20. In Bezug auf die Heiligung 
der Sonn- und Feiertage bat den Po⸗ 
ligeisBebörden ale Richtſchnur zu die⸗ 
nen, daß dort, wo die Fatholifche Be⸗ 
völferung die Mehrzahl bildet, die Feier 
der Sonn und katholiſchen Feſttage 
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durch geräufchvolle Arbeiten und öffent- 
lien Handelöbetrieb nicht geftört wer: 
den darf. Auch find die Vorfähriften 
wegen Richtgeftattung von Tanzmufiten 
während der heiligen Zeit genau zu bes 
obadhten. 

8. 21. Die Auffiht der PolizeisBes 
hörde auf die Spiele an Öffentlichen 
Orten erſtreckt fih nicht nur auf die 
durch die beftehenden Geſetze verbotenen 
eigentlichen Gluͤcks- und Hazardfpiele, 
fondern auch auf jene, die in Anbetracht 
des Ortes und der Perfonen, die dabei 
betreten werden, gefeblih unterfagt 
find. 

8. 22. Eine gleich ſtrenge Aufmerk⸗ 
famteit haben die Polizei-Behörden auf 
die Verhütung öffentlicher Unzucht und 
Aergerniß erregender Unfittlichkeiten 
zu richten, fie Haben die Auftdirnen in 
Evidenz zu halten und fie befonders in 
Rückficht auf ihren Gefundheitszuftand 
zu überwachen, die Kuppelei nach Kräf« 
ten hintanzuhalten und die öffentlichen 
Badeorte genau zu beauffichtigen. 

8. 23. Die Polizei-Behörden haben 
überhaupt Alles zu befeitigen, was die 
öffentliche Sittlichkeit verlegt. Sie ha⸗ 
ben daber in dieſer Richtung alle öffent: 
lichen Schauftellungen, Auslagen, Aus» 
bängfchilder 2c. genau zu überwachen. 

8.24. Den Bolizei-Behörden obliegt 
die Handhabung der Gefindeordnung, 
infoferne durch diefelbe der polizeiliche 
Zweck verfolgt wird, das Dienftverhält- 
niß feiner nachtheiligen Unterbrehung 
auszufeßen, demſelben einen ſchnelleren 
Schuß zu verleihen und beiden Theilen 
auf dem Fürzeften Wege mir Bermei- 
dung beſchwerlicher Koften die Erlan- 
gung jener Rechte, welche ihnen die 
Gefindeordnung aus Rückfichten für 
das öffentlihe Wohl einräumt, zu ver- 
ſchaffen. In Handhabung der Gefinde- 
Polizei haben die Polizei » Behörden 
fremde Dienftleute und dienftlofe Indi- 
viduen, fowie Dienftbotenherbergen zu 
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überwahen und in Evidenz zu erhal⸗ 
ten; Dienft- und Lohnftreitigkeiten find, 
infofern es fih um richterliche Zuerken⸗ 
nung der aus dem Dienft- und Lohn: 
vertrage entfpringenden Rechte handelt, 
bei der Gerihtsbehörde zu verhandeln. 

$. 25. Die Polizei » Behörde hat 
Fiaker, Lohnkutſcher, Stellfuhrinhaber 
und Seffelträger hinſichtlich ihres Ge⸗ 
ſchäftsbetriebes und hinfichtlich der 
Aufnahme ihrer Knechte zu überwachen 
und die bezüglichen Betriebs⸗ und Tax⸗ 
ordnungen zu handhaben. Inwieferne 
die Polizei⸗Behoͤrde bei Verleihung von 
Gewerben einzuvernehmen ſei, beſtim⸗ 
men die Gewerbsgeſetze. 

8. 26. Friedensrichterliche 


Function. Den Polizei-Behörden 


gebührt zwar kein Richteramt in Strei⸗ 
tigkeiten zwiſchen Parteien; wenn ſich 
jedoch dieſelben zur Schlichtung ihrer 
Streitigkeiten an die Polizei-⸗Behoͤrden 
wenden, fo haben diefelben die Friedens» 
ricäterlihe Kunction zu üben und dem 
Dertrauen der Parteien durch einen 
fhiedsrichterliden Spruch mit der Durch 
die Gerichtsordnung bezeichneten Wir- 
tung entgegen zu fommen. 

8.27. Ahndungsrecht der Po— 
lizeibehoörden. Inwieweit die Poli⸗ 
zei-Behörden neue polizeiliche Anord- 
nungen zu erlaſſen und die Uebertre⸗ 
tungen dieſer, ſowie der ſchon beſtehen⸗ 
den Polizei⸗Vorſchriften zu ahnden bes 
rechtiget find, und wie fie in Uebertre— 
tungefällen zu verfahren haben, be 
flimmt eine befondere Verordnung, f. 
Politiſche Obrigkeiten , Polizei: 
Webertretungen. 

88. 28, 29 und 30. Diefe 88. be 
flimmen die Functionen der gerichtlichen 
Polizei nach den Vorſchriften der nun- 
mehr durch die allgemeine Strafproceß- 
ordnung v. 29. Zuli 1853 aufgehobe- 
nen St. B. O. v. 17. Juni 1850. 

8. 31. Wirkungskreis der Po— 
lizei-Bebörden in Bezug auf 
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die der Gemeinde zuſtehende 
Local-Bolizei. Wenn der Gemeinde 
auch die Berwaltung der Local-Bolizei i 
in dem iu den Gemeinde-Statnien nä- 
ber beſtimmten Umfange zuftebt, fo if 
es gleichwohl Pflicht der PolizeisBe- 
hörde, auf Mängel und Gebrechen in 
diefer Berwaltung ein wachſames Auge 
zu haben, fi wegen Abftellung derfel- 
ben mit den dazu berufenen Gemeinde⸗ 
Drganen in einem freundlichen Einver- 
nehmen und bereitwilligen Entgegen⸗ 
tommen zu erhalten, insbeſondere aber 
in Fällen größerer Calamitaͤten, wie 
bei Feuersbrünſten, Ueberſchwemmun⸗ 
gen u. dgl., mit den Gemeinde⸗Orga⸗ 
nen Hand in Hand zu geben und fo 
weit es thunlich it, ſich bereits früher 
über die zu ergreifenden Maßregeln zu 
vereinigen. 

8. 32. Sollte die Gemeinde dem An- 
finnen der Polizei-Behörde nicht ent- 
ſprechen, fo bat diefe dringende, keinen 
Aufſchub geftattende Maßregeln, infos 
fern folge aus Rüdfihten des öffent- 
lichen Intereſſe erforderlich find, fogleich 
feloft zu treffen und zur Kenntniß der 
vorgefepten Behörde zu bringen. Sonft 
ift die Anzeige an diefe Behörde zu er- 
flatten. 

8. 33. Die Poligeir Behörde iſt ver- 
pflihtet, mit ihren Organen die Ge⸗ 
meinde in Handhabung der ihr zuftes 
benden Local-Polizei auf das Träftigfte 
zu unterflügen und Webertretungen der 
Local⸗Polizei⸗Vorſchriften, deren Ahn⸗ 
dung der Gemeinde zuſteht, ſogleich zur 
Kenntniß derſelben zu bringen. (Erl. 
des Min. des Inn. v. 10. Dec. 1850 
3. 6370. Diefe Orundzüge für die Or⸗ 
ganifation der Polizei-Behörde und die 
Borfchriften über ihren Wirkungskreis 
wurden bekannt gemaht in Ober- 
Defterrei mit Stth. Bog. vom 
11. Jänner 1851 Nr. 105 des 2. ©. 
3.; in Steiermark mit Stth. Vdg. 
v. 8. Febr. 1851 Rr.79de8 L. G. B.; 


628 


Peotigi-Bechörken. 


in Böhmen mit Sttih. Big. vom 
14. Gebr. 1851 Rt. 35 d. 2. ©. — 


benbürgen wit Dog. des Civ. m. 
Mil. Gouv. v. 24. März Rr. 111 des 
L. G. B.; in Balizien mit Stth. 
Vdg. v. A. Juni 1851 Rr. 125 des 
2. ©. 3. und in Scälefien wit 
Stth. Bdg. v. 14. Aug. 1851 Nr. 171 
des 2.6.2.) 

Polizei » Behörde, obere. Laut 
Erlaffes des k. k. Miniſteriums des 
Innern vom 8. Mai d. J. 3. 3234 
haben Se. k. k. apoftol. Majeſtät Iaut 
a. h. Entſchl. v. 25. April 1852 Si 
beftimmt gefunden, die Polizei⸗Verwal⸗ 
tung von dem Minifterium des Innern 
zu trennen, und für diefen Zweig eine 
eigene felbfiftändige, von Sr. ?. k. ap. 
Majeftät unmittelbar abhängige ober- 
ſte Polizei-Behoͤrde unter diefer 
Benennung einzufehen. (Bdg. der n. oͤ. 
Stth. v.18. Mai 1852 3.16191.) 

— — deren Gutachten bei Berlei- 
hung von Bolizei-&ewerben, ſ. Buch⸗ 
bandlungs: Befugnifle. 

— — die derfelben von Seite der 
Grnez⸗ und Gefällenwache zu leiftende 
Aſſiſtenz betreffend, f. Finanzwache, 
Gefällenwadhe, Gernzwache. 

— — Einvernehmung derfelben in 
Wien bei Gewerböverleihungen, ſ. Ge: 
werbsverleihung. 

— — Vollſtreckung ihrer Erkennt. 
niffe und ihre Disciplinargewalt, |. po⸗ 
litiſche Obrigleiten. 

— — deren Einvernehmung bei 
Berleifung von Privilegien an Aus- 
länder, ſ. Privilegien. 

— — Gompetenz in Betreffder Hands 
habung der Sountagsheiligungs « Bor- 
Ken ſ. Gonu⸗ und Feiertage: 
heiligung. 

— — hat über entlaffene Sträflinge 
firenge Aufficht zu führen, f. Sträfs 
linge. 


Peliwi-Gepirdmn. 


Molizei : Behörden. Birkungs- 
kreis in Bezug auf die Theater» DOrd» 
nung, ſiehe TheaterÖrdnung. 

— — die bei derfelben abgeſchloſ⸗ 
fenen Bergleiche find erecutionsfähig, 
ſ. Bergleiche. 

— — Stempel der bei derſelben 
een Vergleiche, ſ. Ber: 


ei 

Polizei⸗Bezirk von Wien. Mit 
Genehmigung des k.k. Minifteriums d. 
Innern vom 11.9. M. 3. 10826 und 
im Einverhehmen mit dem k. k. Mili- 
tär und Eivil-Gouvernement werden in 
den außerhalb der Linien Wiens nachſt⸗ 
gelegenen Ortſchaften nachftehende ſechs 
Commiflariate der k. k. Wiener Stabdt- 
hauptmannſchaft errichtet: 

Erſtes Eommiffariat mit dem Siße 
in Simmering hatdie Ortſchaft Sim- 
mering zu enthalten. 

Zweites Commiffariat mit dem Sitze 
in Sehshaus und den zugetheilten 
Drtfhaften Sechshaus, Fünfhaus, 
Braunhirſchen, Reindorf, NRuftendorf, 
Baudenzdorf, Ober⸗ und Unter-Meid- 
ling fammt ®ilhelmsdorf.*) 

Drittes Commiffariat mit dem Sipe 
in Hieging und den zugetheilten Ort⸗ 
ſchaften Hießing, Penzing, UnterSt. 
Beit, Lainz und Speifing. 

Viertes Gommiffariat mit dem Siße 
in Ottafring und den zugetheilten 
Ortſchaften Ottakring, Hernals, Reu- 
lerchenfeld, Breitenſee, Dornbach und 
Reuwaldegg. 

Fünftes Commiſſariat mit dem Sitze 
in Weinhaus und den zugetheilten 
Ortſchaften Weinhaus, Währing, Gerft- 
hof, Pögleinsdorf, Reuftift und Sal⸗ 
mannsdorf. 

Schötes Commiſſariat mit dem Sitze 
in Döbling und den zugetheilten Ort⸗ 


-) Die vier legtgenannten Ortſchaften 
bilden jegt den Rayon des Commiſſaria⸗ 
tes Baudengdorf. _ 
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ſchaften Rußdorf, Ober und Unter 
Döbling, Ober⸗ und UntersSievering, 
Grinzing und Heiligenftadt. 

Der Wirkungskreis und der Umfang 
der Sefchäfte diefer neuen ſtadthaupt⸗ 
mannſchaftlichen Commiſſariate außer 
den Linien iſt, inſolange das Gemeinde⸗ 

geſetz vom 17. Maͤrz d. J. nicht ine Le⸗ 
ben tritt, in der Weſenheit derſelbe, 
welcher den ſtadthauptmannſchaftlichen 
Bezirtö-Eommiffariaten der Vorſtädte 
innerhalb der Linien eingeräumt tft; fie 
fteben wie diefe unter der unmittelba- 
en Leitung und den Anordnungen der 
k. k. Stadthauptmannſchaft in Wien. 
Die Stellung der neuen Commiſſariate 
zu den politiſchen Aemtern und zu den 
Gemeinden der verſchiedenen Ortſchaf⸗ 
ten iſt unter thunlicher Bedachtnahme 
auf die Anordnungen des neuen Ge⸗ 
meindegeſetzes uͤber die Handhabung 
der Ortspolizei in den betreffenden Pa⸗ 
ragraphen (88. 85, 86 u. ſ. w.) ana⸗ 
log zu dem Verhaͤltniſſe, in welchem die 
Wiener Stadthauptmannſchaft und ihre 
Vorſtadt⸗Bezirks⸗Commiſſariate zu dem 
Wiener Magiftrate und der Wiener 
Stadtgemeinde ftehen. (Eirc. der n. 0. 
Neg. v. 17. Mai 1849 8. G. B. E. 2. 
Mr. 60.) 

Polizei⸗Bezirk von Wien. Laut 
Erlaſſes des Minifteriumd des Innern 
v. 7.8. M. 3.1194 haben Se. Maje 
ftät mit a. h. Entfhliefung vom 5. 
März 1851 die Einbeziehung der Ort: 
ſchaften Ober⸗St. Beit, Haling, Baum⸗ 
garten, Spitz und Floridsdorf in den Po⸗ 
lize-Rayon von Wien zu genehmigen 
geruht, und es hat fich hiernach die 
Wirkſamkeit der Stadthauptmannſchaft 
und Polizei⸗Direction von Wien auf 
diefe Ortſchaften zu erſtrecken und die 
Gemeindevorfteher dafeldft find auf die 
jenigen Zweige der Ortöpolizei bes 


ſchrankt, welche dieſer Behörde nicht 


zugewieſen find. (Kaiſ. Vdg. vom 5. 
Maͤrz 1851. Erl. der n. d. Stth. vom 
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11. März 1851 8. 730/P. L. G. B. 
Nr. 74.) 

Polizei⸗Bezirk von Wien. In 
Anbetradt des Umſtandes, daß die 
Rothwendigkeit der ſtrengeren polizei« 
lien Ueberwachung des bei Floridsdorf 
befindliden Bahnhofes ein Hauptmotiv 
zu der von St. mie Kaiſer mit a. h. 
Entſchl. v. 5. Marz 1.3. Allergnädigſt 
bewilligten Einbeziehung diefer Ort⸗ 
[Haft in den Polizei-Rayon von Wien 
war, und daß derobere und untere Muͤhl⸗ 
ſchüttel allgemein als ein zu Floridsdorf 
gehöriges Object betrachtet wird, wel⸗ 
ches wegen der dort befindlihen Muͤh⸗ 
len und Schänken einer bejonderen 
Auffiht bedarf, bat das hohe k.k. Mi- 
nifterium des Innern mit dem Erlaſſe 
vom 18. d. M. 3. 3155 die Einbezie- 
bung des gedachten Bahnhofes und der 
dazu gehörigen Gebäude, dann des 
oberen und unteren Mühlſchüttels in 
den Polizei-Rayon von Wien und rüd- 
fihtlid in den Polizei⸗Bezirk von Flo- 
ridsdorf auf Grund der kaiſerlichen Ver⸗ 
ordnung vom 5. März I. 3. bewilliget. 
(El. der Stth. v. R. De. v. 21. Dec. 
1851 3. 3226/P. 8. G. B. 5. 1852 
Rr. 4.) 

— — don Prag. Zu Folge der 
Allerhöchſten Entſchl. vom 10. Juli 
1850 umfaßt der Polizei⸗Rayon von 
Prag, das iſt der Bezirk, auf welchen 
fich die Wirkſamkeit der k. k. Stadt⸗ 
hauptmannſchaft und Polizei⸗Direction 
in Prag zu erſtrecken hat, die Gemeinde 
Prag nah ihrem ganzen in der a. h. 
genehmigten Gemeindeordnung.v. 27. 
April 1850 bezeichneten Umfange, dann 
die Ortfhaften: Brewnow, Streſcho⸗ 
wig, Degwiß, weißer Berg, Scharfe, 
Lieben, Kobild, Strifhlow, Profil, 
Wyſoczan, Hlaupietin, Wrſchowitz, Hrd- 
lorez, Wolſchan, Nußle, Michle, Wi« 
ſchehrad, Pankratz, Krtſch, Branik, 
Dworetz, Podol, Smichow, Slichow, 
Kuchel, Hluboczep, Radlig, Koſchir, 
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Bubentſch, Bubna, Holefigewig, Troja, 
Podbaba und Karelinentbal, und das 
dur dieſe Ortſchaften umſchloſſene 
Gebiet. Die: Gemeinde⸗Ordnung für 
Prag vom 27. April 1850 und der 
Wirkungskreis der ?. k. Polizei⸗Behoͤr⸗ 
den v. 10. Decht. 1850 zeigen, in wel⸗ 
her Weiſe die Localpolizei in der Ge 
meinde Prag zwifchen diefer und der 
k. k. Stadthauptmannfhaft und Poli- 
zei-Direction getheilt ifl. Aus der von 
St. Majeftät dem Kaifer genehmigten 
Einbeziehung der genannten Ortſchaſ⸗ 
ten und rüdfihtli des bezeichneten 
Gebietes in den Polizei - Rayon von 
Prag folgt aber von felbft, daß daſelbſt 
die Localpolizei in gleicher Weife zwi⸗ 
{hen der Gemeinde und der k.k. Stadt- 
hauptmannfhaft und Polizei-Direction 
getheilt fein mühe, und daß daher in 
derfelben der durch das Gemeindegefeb 
vom 17. März 1849 der Gemeinde in 
den Angelegenheiten der Localpolizei 
eingeräumte Wirkungskreis auf jene 
Zweige der Localpolizei befhränkt fei, 
welde in der Gemeinde « Ordnung für 
Prag v. 27. April 1850 an die es 
meinde überwiefen worden find. Die 
übrigen Zweige der Localpolizei gehö⸗ 
ren aud in diefen Ortfchaften und rück⸗ 
fihtlih in diefem Gebiete in das Be⸗ 
reih der ?. k. Stadthauptmannfdaft 
und PolizeisDirection, für welche über: 
haupt der Wirkungskreis der k. k. Po⸗ 
lizei-Behörden vom 10. Dechr. 1850 
maßgebend iſt. Diefe mit dem h. Mi⸗ 
nifterialfchreiben vom 6. I. M. 3. 605 
erlaffene Verfügung wird chenfo, mie 
der mit dem h. Minifterialfchreiben v. 
10. Dechr. v. 3. 3. 6370 herabge⸗ 
langte Wirlungsfreis der k. k. Polizei⸗ 
Behörden (fiehe Polizei: Behörden) 
hiemit zur allgemeinen Kenntniß ge⸗ 
bracht. (Kundm. der böhm. Stth. vom 
14. Febr. 1851 3. 1736/P. L. G. 82. 
Nr. 35.) 

Polizei-Bezirk von Bien. In 


_ Polhei-Berichstinte 


Folge der mit Stth. Decr. v. 3. Ang. 
1850 8. 2695 über Minif. Erl. vom 
23. Juli 1850 3. 3884 genehmigten 
nenen Eintheilung des Wiener Polizei- 
Rayous zerfällt derfelbe num in fol 
gende 28 Bezirke: 
1. Imnere Stadt,- 2. Alte Wieden, 
3. Reue Wieden, 4. Schaumburger- 
grund, 5. Margarethen, 6. Mariahilf, 
7. Gumpendorf ), 8. St. Ulrich, 
9. Reubau, 10. Schottenfeld, 11. Jo⸗ 
feftadt,; 12. Altlerchenfeld, 13. Alfer- 
vorſtadt, 14. Roffau, 15. Lichtenthal, 
16. Leopoldſtadt, 17. Jägerzeil, 
18. Laͤndſtraße, 19. Weißgärber, 
20. Erdberg, 21. Simmering, 22. Gau- 
denzdorf, 23. Sechsſhaus, 24. Hieking, 
25. Ottakring, 26. Weinhaus, 27. Döb- 
ling, 28. Kloridsdorf. 
DolizeisBezirksärzte. Inftruc- 
tion für die Polizei-Bezirke— 
ärztein Wien. Die Abfiht, in wel- 
her bei jedem Bezirke eigene Aerzte un⸗ 
ter der Benennung Bolizei » Bezirks: 
ärzte angeftellt find, ift, nebſt der Auf. 
fiht für den allgemeinen Geſundheits⸗ 
ftand, dem dürfligeren Theile des Vol⸗ 
tes in Krankheiten den Beiſtand, wel- 
hen fie fih ſelbſt zu verſchaffen nit 
im Stande find, dur die Öffentliche 
Foͤrſorge zu verfidern, zugleich auch, 
wo bei einzelnen Borfällen, welche auf 
die allgemeine Sicherheit Einfluß ha⸗ 
ben, zur Erhebung und Beurtheilung 
der Umſtände die Kenntniß eines Arz- 
te8 gefordert wird, denfelben zur Hand 
zu haben. Nach diefer Abficht beziehen 
fih die Berrichtungen der Bezirksärzte: 


*) Zaut Erlaffes der — A 
Behörde v. 7. Mai 1853 3. 6450,11 
intim. mit Stth. Decr. v. 16. Mai 1853 
3. 17568, wurde die Sufamnıen iehun 
des Polizei « Bezirld - Gommifaree 
Schaumburgergrund mit dem ‘Polizei = 
Bezirk? » Sommifjariate Alte Wieden und 
des Gommifjariated Bumpendorf mit dem 
Commiſſariate Mariahilf genehmigt. 
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1. Auf den allgemeinen Geſundheita⸗ 
Rand des Bezirkes. 

2. Auf den Beiftand,, zu weldem 
der Arzt gegen einzelne Kranke von 
Amtöwegen verpflichtet if. 

3. Auf die Unterfuhungen , oder 
Aufträge, welde ihm von der Bolizei- 
Direction , ala welcher er zur pünctli- 
hen Pfligtbefolgung untergeordnet if, 
gemacht werben. 

8.1. Was immer auf den allgemei- 
nen Gefundheitsftand wirken Tann, iſt 
ein Gegenſtand ihrer Aufmerkfamteit. 
Die befonderen und vorzüglicheren Ge⸗ 
genftände von diefer Seite find: Epi- 
demien, anftedende Kranthei 
ten, die Binfelärzte, ungeprüf 
ten Bundärzte und Wehmütter, 
die Apotheter, die Spezerei- 
bändler oder fogenannten Materia- 
liften, und alles dasjenige, wo allen- 
falls durch Unreinlicgkeit der Luft, und 
Unheilſamkeit der Lebensmittel Krank⸗ 
heiten verurſacht werden können. 

8. 2. Wenn der Bezirksarzt in fei« 
nem Bezirke eine Epidemie wahr- 
nimmt, fo hat derfelbe die Art und Be- 
ſchaffenheit der Krankheit ihrer Verbrei⸗ 
tung und der dadurch verurfachten 
Sterblichkeit zu unterſuchen, und der 
Bezirke, Direction davon eine Anzeige 
mit einem Borfchlage über die den Um⸗ 
fländen angemefiene Heilungs- und Ver⸗ 
wahrungs » Methode auch fonft über 
diätetifche Mittel zu machen. 

8. 3. Wenn ungeachtet der angeord- 
neten Heil» und Berwahrungsmittel 
das Uebel noch weiter um ſich greifen 
follte, fo muß der Bezirksarzt die weis 
tere genaue Beſchreibung der Krankheit 


95 nachtragen, mit der Anzeige der dabei 


wahrgenommenen Umftände, der ges 
brauchten Arzneimittel, der getroffenen 
Vorkehrungen und des bemerkten Er⸗ 
folges. 

&. 4. Bei den in den Borftädten häu⸗ 
fig gehaltenem Viche muß aͤch auf die 





yoljzch-Orzichaörzt, 


Viehſeuche wenigftens infofern gefe- 
ben werden, daß bei wahrgenommenen 
Merkmalen derfelben die Nachricht da- 
von in die Thierarzneifchule mitgetheilt, 
auch der Bezirks⸗-Direction die Anzeige 
gemacht werde. 

8.5. Die Verbreitung der anfte 
enden Krankheiten ift bei der 
ärmeren Volksclaſſe mehr als bei der 
bemittelten zu beforgen. Die Sorgfalt 
des Bezirksarztes muß daher bei den- 
jenigen, welchen er von Amtswegen Bei- 
fland zu leiſten verpflichtet iſt, defto 
größer fein, damit nad Erforderniß die 
Abfonderung der Perfonen, die Aus: 
lüftung und Reinigung der Wohnun⸗ 
gen, die Reinigung der Geräthſchaften, 
auch, wo es nöthig iſt die gänzliche 
Bertilgung derfelben,, nach der allge 
meinen Vorſchrift gefchehe. 

8.6. Seine Auffiht ift in einem 
fo wichtigen Stüde auf die von ihm 
allein behandelten Kranken beſchränkt. 
Sollte er von anderen Aerzten und 
porzüglid von der Zodtenbefhau Sorg- 
Iofigfeit wahrnehmen, fo hat er der Bes 
zirks-Direction ungefäumt davon die 
Anzeige zu maden. 

8.7. Nicht weniger hat er in feinem 
Bezirke befonders zu wachen, daß Nies 
mand gegen die beftehenden Verord⸗ 
nungen Wintelarznei treibe. Unter 
diefer Benennung find aud der Mag- 
netismus, die Heilung ducd 
Berührung, diegeiftlihen Wun- 
dercuren, Segenfpredereien, 
und wie diefe Gaufeleien vielfältige 
Geftalt und Namen haben, begriffen, 
weldhe hauptſächlich darum ſchaäͤdlich 
find, weil darüber die ordentlichen Heil- 
mittel verabfaumt werden. Kommen 
Betrügereien diefer Art zur Kenntniß 
des Bezirksarztes, fo muß davon der 
Bezirks » Direction die Anzeige ſogleich 
gemacht werden. 

8. 8. Mit gleiher Aufmerkfamteit 
ift darauf zu fehen, daß fein Wundarzt 
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innerlide Euren unternehme, und daß 
fein aus der Geburtshilfe ungeprüfter 
Mundarzt, auch Tein Weib ald Weh⸗ 
mutter die Geburtöhilfe ausübe, welde 
nicht über ihre Fähigkeiten mit einem 
gefeßmäßigen Zeugniffe verfehen ift. 

8. 9. Bei den in dem Bezirke befind- 
lihen Apotheken darf vor Allem fein 
Apotheker oder Provifor angeftellt wer- 
den, welcher fi nicht über die vor« 
fchriftmaßige Apothekerprüfung durch 
ordentliche Zeugniffe der Bacultät aus⸗ 
zuweiſen vermag. 

Die 88. 10, 11 und 12, welche von 
den Apotheker » Bifitationen handeln, 
find außer Wirkſamkeit gefebt ; indem 
die Apotheker » Bifitationen in Wien 
durch den Randed-Protomedicus vorzus 
nehmen find, ſ. Apotheker⸗Viſita⸗ 
tionen, 

8.13. Die Spezereihändler, 
und befonders diejenigen, welchen Gift 
oder giftige Materialien zu verlaufen 
erlaubt ift, find gleihfalld, wenigftend 
infoferne der beſondern Auffiht des 
Bezirksarztes unterworfen, daß er bei 
denfelben von Zeit zu Zeit nachſehe, 
ob die Kaufleute die Unterſcheidungo⸗ 
zeihen der ähnlichen Materialien ge= 
nugfam kennen, ob die Bezeichnung der 
Gefäße richtig, ob die Giftwaaren von 
andern Waaren gehörig abgefondert 
fein, und ob fonft alle diejenige Behuts 
ſamkeit beobachtet werde, welche gegen 
den Irrthum mit dem Verkaufe fchad- 
liher Waaren nöthig find, und worüber 
die Verordnungen von Zeit zu Zeit fo 
nachdrücklich erneuert worden find. 

8. 14. Denn der Bezirksarzt in ſei⸗ 
nem Bezirke Gegenftände beobadhtet. 
welche vielleiht Ortskrankheiten auf 
beftändig, oder auch nur für die gegen- 
wärtige Zeit verurſachen, und durch Ans 
ftedung der Luft auf die Gefundheit 
nachtheilige Wirkung haben koͤnnten, 
z. B. vor den Häufern, in den Gräben 
und Abzügen ftehende Laden, faule 


Yaligei-Berishsärne. 


Kehrichthaufen, oder an den Straßen 
bingeworfene Aeſer u. ſ. w. ift darüber 
an die Bezirkd » Direction die Anzeige 
zu machen. 

$. 15. Infofern der Genuß einiger 
Lebenamittel überhaupt, oder unter ges 
wiffen Umftänden nadtheilig werden 
fann, oder, wenn er auch fonft bei 
denjenigen Saumfeligkeit wahrnehme, 
welche über die Fleiſchbäͤnke und Märkte, 
zur Auffiht wegen gefunder, unverdor- 
bener Lebensmittel beftellt find, fo if 
es feine Pflicht, der Bezirks - Direction 
feine Bemerkungen und Wahrnehmuns 
gen fogleih mitzutheilen. Eben das- 
felbe gilt auch von den Feilſchaften je- 
der Urt, inshefondere von Getränken, 
von der Wein⸗, Bier- und Mildverfäl- 
[hung mit fhädlihen Zufäben , von 
den unverzinnten Koch⸗ und Trinfge- 
ſchirren u. f. w. und ebenfo hat der Po⸗ 
lizeibezirkdarzt auch bei vorfommenden 
bedenklichen Krankheiten, welche 3. B. 
vom Genuſſe ungelunder Fiſche, 
Schwänme, unreifen Obftes und ande 
rer Nahrungsmittel, oder vom Genuffe 
ungefunder Getränke, oder gar abfolut 
fhadliher-Artilel, als Arſenik, Scei- 
dewaffer u. dgl. herrühren, die unver- 
zügliche Anzeige an die Polizei⸗Direc⸗ 
tion zu erftatten. 

8. 16. Nebft drr ununterbrocdenen 
Auffiht über den allgemeinen Gefund- 
heitsſtand, und der pünctliden Befol- 
gung der ihm von der Bolizei-Behörde 
zulommenden Aufträge, gehört es zu 
den vorzüglichſten Pflichten eines Be⸗ 
zirksarztes, dürftigen Kranken 
unentgeltlich Beiſtand zu leiſten. Nach 
der in dem Polizeipatente bezeichneten 
Derfhiedenheit, je nachdem die unver: 
mögende Claſſe mehr oder weniger Un- 
terftüßung bedarf, muß er jedem Einzel⸗ 
nen ſolche von feiner Seite zu leiften 
bereit fein. 

$. 17. Für diejenigen Kranken alfo, 
welche ſich bei dem PolizeisBezirksarzte 
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in feiner Wohnung Raths erholen wol- 
len, hat er täglich eine Bor- und Nach⸗ 
mittagäftunde zu beſtimmen, die Bes 
flimmung diefer Stunde an der Thüre 


feiner Wohnung zu Jedermanns Biffen- 


Schaft aufzufchreiben, Jedermann ohne 
Ausnahme liebevoll und freundlich an- 
zunehmen, und Rath oder mediciniſche 
Berfchreibungen zu geben. 

8. 18. Wird er zu Kranken gerufen, 


ſo iſt es feine Pflicht, fih unverzügli 


zu denfelben zu verfügen, ohne alle Un⸗ 
terfheidung , ob es vermöglide oder 
arme Perfonen find. 

8. 19. Da bei vermöglichen Berfo- 
nen feiner Forderung nichts vorzufchrei- 
ben ift, fo hat er die Armen ohne Un- 
terfchied unentgeltlich zu beforgen. - 

8. 20. Die armen Kranken erhalten 
die Arzneien unentgeltli , wenn fie 
aus irgend einem Öffentlichen Armen- 
fond eine tägliche Betheilung genie 
Ben, und fih darüber nad Vorſchrift 
ausweiſen. Doch kommt der unenigelt- 
liche Medicamentengenuß aud den Ölie- 
dern der Familie eines Pfründlers zu, 
wenn die Kamilie in einer Haushaltung 
zufammen lebt, 3. B. dem Weibe, dem 
Kinde, wenn der Mann, oder der Ba- 
ter vom Armeninftitute betheilt it, und 
ebenfo auch umgekehrt. Die Armen 
find zu behandeln, wenn es ihnen an 
häuslicher Pflege und Wartung nicht 
gebricht, und wenn fie nicht mit veneri- 
fhen oder anftedenden Krankheiten 
behaftet find, im Gegentheile find fie 
fo , wie aud die Wahnfinnigen,, von 
einem wüthigen oder der Wuth ver 
dachtigen Hunde gebifienen, mit Waffers 
ſcheu behafteten, eckelhaften und Abfcheu 
erregenden Kranken in das allgemeine 
Krantenhaus abzufchiden. 

$. 21. Der für die Bezirksanſtalt 
geeignete Arme, welcher auf unenigelt- 
ligde Medicamenten » Erfolglaffung An⸗ 
ſpruch macht, wendet fih mit feinem 
Pfründnerbücel, oder Zäfeldden, oder 
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auch mit der ummittelbaren ſtadthaupt⸗ 
mannfhaftl. Anweifung eines Pfrün- 
dengenuffes zuerſt anden Polizeibezirls⸗ 
arzt, oder, wenn die Krankheit äußer- 
li ift, anden Polizeibezirks-⸗Wundarzt. 
Der Arzt oder Wundarzt unterfucht ihn 
genau, verſchreibt ihm die Arznei, merkt 
auf dem Recepte den Ramen des Kran⸗ 
Ten, feine Haus» und Abhörungd-Rr., 
dann die Pfründe an. Mit diefem Re- 
cepte gebt dann der arme Kranke oder 
defien Angehörige zu dem Pfarrer, um 
die gedruckte Anweifung zur unentgelt- 
lihen Medicamenten- Erfolglaffung zu 
erhalten. Dieſe pfarrlide Anweifung 
wird von dem Armen zur Polizeibe⸗ 
zirts » Direction gebracht, welche diefe 
Anweifung mit unterfchreibt, und von 
da bringt der Arme die Anweifung 
fammt dem Recepte in die Apotheke. 

8. 22. Bei der Medicamenten » Ders 
fhreibung für die Armen bat der Arzt, 
oder Bundarzt aus mehreren Mitteln 
von gleicher Wirkung immer die ein- 
fachſten und wohlfeilften fürzumählen 
und fi in den Arzneiformeln nach der 
ord. Norma auf das genauefte zu rich⸗ 
ten, widrigenfalld er der Anftalt den 
Erſatz unnahfihtli zu leiften hat. 

8. 23. Befteht die Arznei in Mirtu⸗ 
ren und Decocten, fo darf keine grö- 
Bere Quantität verfchrieben werden, 
als auf 24 Stunden genügt; befteht fie 
aber in PBulvern, Pillen und äußern 
Heilmitteln, fo darf die Quantität nicht 
größer fein, ald auf 3 höchſtens A Tage 
erforderlich ift. 

8. 24. Die Quantitäten des Maßes 


und des Gewichtes der Arzneien find 


mit volllommen ausgefchriebenen Wor⸗ 
ten in den Recepten auszudrüden. 

$. 25. Da die jedesmalige Anord- 
nung eines zwedmäßigen Heilmittels 
auch die jedesmalige genaue Keuntniß 
des veränderlichen Krankheitszuſtandes 
vorausfept, weldyeder Arzt oder Wund- 
arzt ohne perſoͤnliche Unterfuhung des» 
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felben nicht erlangen kann, fo verfteht 
ed fih von ſelbſt, daß er dem armen 
Kranken nie eine Arznei verfhreiben, 
auch nie eine Arznei wiederholen Laffen 
darf, ohne ihn vorläufig von Fall zu 
Fall geſehen und unterfucht zu haben. 

8. 26. Bei jededmaliger Wiederho- 
lung einer Medicin muß der Arzt oder 
MWundarzt ein neues Recept fchreiben, 
worauf der Rame ded armen Kranken 
von dem Arzte oder Wundarzte ge- 
frieben werden muß. Der Mißbrauch, 
Arzneien gegen bloße Borweifung der 
Apotheler-Signatur erfolgen zu laſſen, 
wird firenge verboten. 

8. 27. Die Verſchreibung der Arz- 
neien pro commanilate , oder für die 
eigene Perfon des Arztes oder Wund⸗ 
arztes auf Koften der Armen⸗Kranken⸗ 
anftalt darf niemals Statt finden. 

8. 28. Iſt der Arme innerlich oder 
außerlich zugleich Trank, fo Haben Arzt 
und Wundarzt fi ins Einvernehmen 
zu feßen. Xeßterer darf nie innere Arz- 
neien für die Armen verfchreiben, eben. 
fowenig Tann diefed der Hebamme ge: 
ftattet fein. 

8. 29. Der Bezirkharzt, fo wie der 
Wundarzt bat nad dem vorgefchriebe- 
nen Formulare ein PBrotocoll über die 
behandelten armen Kranken zu führen, 
um biernad den monatliden Rapport 
nach dem gedruckten Formular, fo wie 
es an die hohe Regierung überreicht 
wird, an die k. k. Krankenhaus⸗Direc⸗ 
tion zu erftatten, wo er fi auch, wenn 
es die Umflände durchaus nötig ma- 
hen , fiber vorläufiges von der Kran- 
tenhaus » Direction an die Bezirka⸗Di⸗ 
rection gemachtes Anſuchen perfönlich 
einzufinden haben würde. 

8. 30. Die Recepte und pfarrlichen 
Anweifungen hat der Apotheker, wie 
bisher vorgefchrieben war, zu fammeln, 
und in das alphabetifche Receptenbuch 
einzutheilen, jedoch fein Konto nicht 
mehr vierteljährig , fondern mit Ende 
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eined jeden Monats zu verfaflen, ihn 
fammi diefen Belegen vorläufig dem 
Pfarrer und Armenvater, nahdem der 
erftere über die Anweifungszettel ein 
Jurtabud zu führen, und mit dem ketz⸗ 
teren für die Identität der Berfon, 
welche die unentgeltlihe Arznei erhält, 
zu haften hat, zur Beflätigung vorzule⸗ 
gen, und ihn dann an den Polizei⸗Be⸗ 
zirksarzt, und infofern der Eonto auch 
Necepte über Außerlihe Heilung ent- 
hält, auch an den Bezirfswundarzt, und 
zwar zu dem Ende zu übergeben, damit 
der Arzt oder Wundarzt alle Recepte 
genau unterfudde, mit dem Conto ver 
gleiche, und dann mit feiner Unterfchrift 
beſtaͤtige, wenn er fie durchaus Acht 
und unverfälfcht gefunden bat. Die 
Beftätigungdformel würde lauten: Daß 
ih die dem gegenwärtigen Conto beige 
legten Recepte für die darauf genann- 
ten Armen nad ihrer jedesmaliger vor⸗ 
läufiger Unterſuchung gefchrieben , fie 
jest durchleſen, und dabei feine Unrich- 
tigkeit gefunden habe, dieſes beftätige 
ih, und dafür hafte ih. Entdeckt der 
Arzt oder Wundarzt dabei einen Unter- 
ſchleif, fo Hat er ſolches pflidhtmäßig 
anf dem Conto anzumerken. 

8. 31. Der Arzt oder Wundarzt hat 
fih von Zeit zu Zeit die Heberzeugung 
zu verfhaffen, ob der Apotheker die 
Arznei auch in der vorgefchriebenen 
Quantität und Qualität erfolgen laffe, 
entdedt er hierin ein Gebrechen, fo hat 
er die Anzeige fogleih an die Polizei⸗ 
Bezirtö-Direction zu machen. 

8. 32. Jeder mit Ende des Monate 
nicht geheilte Kranke muß bei Anfang 
des folgenden Monats zur Erlangung 
des unentgeltlihen Arzneimitteld eine 
neue pfartlihe von der Polizei⸗Bezirks⸗ 
Direction beftätigte Anweifung in der 
Apotheke beibringen. 

8.33. Die Bezahlung für das Glas 
oder Gefäß zu jeder Arznei wird nur 
bei der erſten Derfchreibung und bei der 


635 


Dolyei-Bezichsärte. 


erften Repetition bewilligt, wenn bei 
der Repetition das Map nicht geändert 
wird; bei ferneren Repetitionen aber 
werden nur für den jedesmaligen Der- 

band und die Signatur zwei Kreuzer 
in Rechnung zu bringen erlaubt. Die 
Apotheler-Signatur muß fo befhaffen 
fein, daß fie in Kürze die ganze Ordi⸗ 
nation des Arztes, namlich den Namen. 
und die Dofis, den enthaltenden Heil- 
körper, und die Art, wie der Kranke 
diefe Arzuei zu gebrauchen bat, dann 
auch den Ramen des Kranken, für den 
fie gehört, und das Datum enthält. 

8. 34. Kommen dem Bezirksarzte 
oder Wundarzte arme Kranke vor, welche 
fi die häusliche Pflege und Wartung 
zu verfihaffen nicht fähig, oder welde 
mit einer venerifchen oder anſteckenden 
Krankheit behaftet find, und wegen 
Enge des Raumes von den, übrigen 
Hausgenoffen nicht abgefontert werden 
können, fo tritt der Fall ein, den armen 
Kranken in das allgemeine Kranken» 
haus anzuweifen. Der zur Aufnahme 
in das allgemeine Krantenhaud be» 
ftimmte Arme bat fih um einen pfarı- 
lichen Krantenhausmeldzettel zu bewer- 
ben, den der Bezirksarzt, oder Wund⸗ 
arzt nad) vorläufiger Unterfuchung,, ob 
der arme Kranke auch für das allges 
meine Krankenhaus geeignet ift, mit 
feiner Unterſchrift zu beftätigen hat. 
Mit diefer Beftätigung, wofür der Arzt 
oder Wundarzt zu haften bat, und mit 
der k. k. Polizei = Directiond-Bidirung 
wird dann der Kranke au in dem all« 
gemeinen Krankenhauſe ohneweiters 
aufgenommen. 

§. 35. Nicht ſelten geſchieht es, daß 
arme Kranke, die unheilbar ſcheinen, 
bei den Polizei » Bezirkdarzte, oder 
MWundarzte Zeugniſſe zur Beförderung 
in ein Verſorgungs⸗ oder Siehenhaus 
verlangen, wobei der Polizei » Bezirfds 
arzt fih zur Richtſchnur zu nehmen hat, 
daß im Falle die Unheilbarkeit nicht. 
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eutſchieden ift, ſolche ſtatt in das Sie⸗ 
chen⸗ oder Verſorgungahaus in das all⸗ 
gemeine Krankenhaus angewieſen wer⸗ 
den muſſen, dahin gehören auch lungen⸗ 
ſuͤchtige, waſſerſuͤchtige, abzehrende 
Kranke, ebenſo auch diejenigen, welche 
mit Beinkrebs und andern langwieri⸗ 
gen Geſchwüren behaftet find, und end⸗ 
lich Kranke des hoben Alters, infofern 
fie zur Bezirks » Anftalt nicht geeignet 


$. 36. Oft bedürfen die Armen, um 
entweder eine augenblickliche Aushilfe, 
oder eine tägliche Betheilung aus ir⸗ 
gend einem Armenfond zu erhalten, ein 
Zeugniß des Bolizei-Bezirkdarztes oder 
Wundarztes. Diefe Zeugniffe find nicht 
nur mit der größten Gewiffenhaftigkeit, 
fondern au mit der moͤglichſt genauen 
Beſtimmung des Grades der Erwerba⸗ 
fähigkeit mit Erwähnung des körperli- 
hen oder geiftigen Gebrechens, mit 
Ruͤckſicht auf die gewohnte Beihäfti- 
gung auszudrüden, damit die Armen- 
Behörde bemeflen koͤnne, in welchem 
Maße, und ob nur für den Augenblick, 
oder auf längere Zeit, oder auf imrıer 
der Arme einer Unterſtützung wahrhaft 
bedürftig ift. 

8. 37. Ueber die Pflichten in Si⸗ 
cherheits⸗ und Eriminal-Källen von was 
immer für einer Gattung, wo Beſichti⸗ 
gungen zu mahen und eine medicini- 
fhe Auskunft zu geben; dann über 
Borfälle von Asphyrien, Ertrunfenen, 
Erhenkten u. ‚dgl. beſtehen die allgemei- 
nen Borfähriften ohnehin, nur ift zu 
erinnern, daß der Polizei « Bezirksarzt 
zu allen folhen Vorfällen fi unge- 
fäumt einzufinden, und alles was viel- 
leicht zur Rettung verunglüdter Men- 
fen noch beigetragen. werden Tann 


von Amtöwegen zu thun verbunden ift. 


8. 38. Dem Bolizei » Bezirksarzte 
liegt die Verbindlichkeit ob, in allen 
Gelegenheiten, wo die Bezirks - Direc« 
tion ihre befonders, in das mediciniſche 
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Fach einfhlagenden Aufträge zu machen 
hat, dieſe Aufträge zu befolgen, und wo 
es die Umflände fordern, eine Auskunft 
oder Gutachten zu geben. 

F. 39. Die widhtigen und fo oft an 
einen Augenblid gebundenen Verrich⸗ 
tungen maden es durchaus nothwen⸗ 
dig, dag man den Bezirkdargt zu jeder 
Zeit zu treffen wiſſe, daher derfelbe, 
wenn er ausgeht, die Auskunft zurfid- 
zulaffen bat, wo er am ſicherſten zu fin- 
den fein wird , damit die Polizei - Be 
zirks⸗Direction erforderlichen Falls def- 
fen perſoͤnliche Erfheinung da, wo es 
der Dienfl und die Nothwendigkeit er- 
heiſcht, zu bewirken vermag. 

8. 40. Mit Ende jeden Monats bat 
der Polizei⸗Bezirksarzt über den allge 
meinen Gefundheitöftand feinen Bericht 
an die Polizei⸗Bezirks⸗Direction zu er- 
flatten. 

8.41. Endli bat der Bezirksarzt 
auch bei jeder in feinem Bezirke entfte- 
benden Feuersbrunſt und der Wundarzt 
mit den Rothläften fi einzufinden. 
(Infte. für die Bol. Bez. » Aerzte in 
Bien, vom 4. Juli 1815 Rggs. 3. 
19431.) 

Polizei = Bezirksärzte. Da der 
erke Stadtarzt vermöge feiner Amts⸗ 
Snftruction $. 3, 2. Abfchnittes vers 
bunden ift, mit dem Stadtarmen - Arzte 
und den fämmtlihen Polizei » Bezirkö- 
Aerzten monatlih eine Zufammentre- 
tung zu balten, derfelben Beobachtun⸗ 
gen, Bemerkungen, Borfhläge aufzu- 
nehmen, und die Refultate der Regie- 
rung vorzulegen; fo ift zu dieſem Bes 
hufe unumgänglich erforderlich: 

1. Daß der Stadlarmenarzt und 
ſämmtliche Bezirksärzte am 10. Werk⸗ 
tage in jedem Monate, fallt diefer 10. 
Zag aber an einem Sonn oder Feier⸗ 
tage, den darauf folgenden Werktag 
Nachmittage um A Uhr fi zuperläffig 
in der Wohnung des erften Stadtarztes 
einzufinben. 





Pelhei-Berichsärzte. 


23. Die Kranken -Rapporte des ver- 
floffenen Monats, worin aud die be- 
handelnden Erterniften aufgeführt fein 
müffen, mitbringe. 

3. Daß ferner jeder die in feinem 
Bezirke ſich ergebenen feltenern medici⸗ 
nifhen Fälle oder angewandte befon- 
dere Curarten, fowie die vorgefallenen 
medicinifch » polizeilichen Bälle oder bes 
fondere fanitätswidrige Gebrechen, und 
die zur Abhilfe führenden Vorfchläge 
ſchriftlich mitbringe, oder mündlich zu 
Protocol gebe ſelbe auch von dem 
Bezirksa⸗Wundarzte ſchriftlich abfordere, 
und bei der Sißung vorlege. Endlich 

4. daß im aͤmtlichen Verhinderungs⸗ 
falle eines Bezirksarztes perfönlih zu 
erfheinen, die sub 2 und 3 aufgeführ- 
ten Gegenftände vor der Sigung ſchrift⸗ 
li eingefendet werden. Die Polizei 
Ober» Direction bat von diefer Anord⸗ 
nung die Bezirksärzte zur genauen 
Nachachtung zu verfländigen, fowie die 
Stadthauptmannſchaft den Stadtars 
menarzt zur Befolgung derfelben anzu- 
weifen hat. Auch ift den Polizei » Ber 
zirtsärzten zu erinnern, daß fie von 
nun an ihre Kranlen - Rapporte der 
Krankenhaus » Direction nicht mehr zu 
übergeben haben , da in Zukunft die 
Direction diefe Rapporte von dem et- 
ten Stadtarzte erhalten wird. (NRggs. 
Decr. vom 12. Mai 1819 8. 17537. 
Guld. Sanit. Vdg. 5. Bd. ©. 113.) 

Polizei = Bezirksärzte. Zur ge- 
nauen Handhabung der Ordnung und 
zur Erzielung einer beſſeren Deconomie 
bei der bezirfsärztlichen Behandlung 
oder bei Beförderung der Kranten-In- 
flitutdarmen in das allgemeine Kran- 
kenhaus, findet fi die Regierung be- 
ſtimmt, fämmtlihen Polizei » Bezirks- 
ärzten folgende Buncte als eine Erläu- 
terung und Ergänzung des 34. 8. ihrer 
Inftruction, und des 22. 8. der Ins 
firuction für Polizei⸗Bezirks⸗Wundaͤrzte 
zur Befolgung aufzutragen: 
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1. Daß künftig alle mit acuten Fie⸗ 
bergattungen , mit Entzündungen be- 
haftete, kranke Inſtitutsarme und 
Pfruͤndler, wenn dieſelben keine Pflege 
und Wartung zu Hauſe ſich verſchaffen 
koͤnnen, zu ihrem eigenen Wohle und 
zur Schonung des Armenfondes in das 
allgemeine Krankenhaus ohne Verzug, 
und nach den beſtehenden Vorſchriften 
von den Bezirksaͤrzten angewieſen wer⸗ 
den ſollen, weil bei dem Mangel an 
diätetifcher Pflege und Wartung weder 
eine zwedmäßige Heilung noch Recon- 
valescenz möglich ift, wodurch nur eine 
Berlängerung des Berlaufes folder 
Krankheiten, häufige Recidiven, und 
am Ende ein dhronifher Zuſtand 
zum Nachtheile der Kranken und 
des Bonds zugleich herbeigeführt 
wird, 

2. Daß.diefe Anordnung auf ſolche 
heilbare, chroniſche, kranke Inftitute- 
arme ausgedehnt werde, denen zu Haufe 
die erforderlihe Pflege und Wartung 
gebricht, und welche vermöge des Krank⸗ 
heitszuſtandes im Bette liegen müffen, 
daß dagegen die übrigen chroniſchen 
beilbaren Kranken, welche die haus» 
lie Pflege Haben, die ſich bei ihrem 
Krankheitszuftande außer dem Bette 
befinden, und im Freien bewegen koͤn⸗ 
nen, zur Schonung des Krankenhaus⸗ 
Fondes, und felbft ded Raumes im 
Krankenhaufe, von den Bezirksärzten 
follen behandelt werden, weil duch das 
Ueberfüllen mit dergleihen Kranken, 
für andere mit Lebensgefahr ablaufende 
Krankheiten, der Anftalt der nothwen⸗ 
dige Raum entzogen wird. 

3. Daß gänzlich unheilbare, chroni⸗ 
ſche kranke Inftituts-Arme, wenn den- 
felden die erforderliche Häusliche Pflege 
und Wartung gebricht, von dem Besirke- 
arzte zur Unterbringung in geeignete 
Siechen⸗ und Berforgungshäufer anzu- 
tragen feien, — daß minder ſchwache, 
unheilbare, kranke Infituts- Arme von 
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dem Bezirksarzte im Zuftande der Ber- 
fhlimmerung zu behandeln feien. 

4. Daß die Bezirköärzte die Ordi⸗ 
nation für Bezirksarme und Bfründler, 
nad dem 17. $. ihrer Inftruction, in 
ihrer Wohnung an befimmten Bor- 
und Rahmittagsftunden, und nit im 
der Apotheke abzuhalten haben. 

5. Daß fie auf die mit täglichen 
4 tr. auf Krankheitödauer betheilten 
Anftituts » Armen ihre befondere Auf- 
merkſamkeit richten ſollen, damit diefe 
Wohlthat nit dur fimulirte Krank, 
beiten erworben, und gemißbraudt 
werde, Die Polizei » Ober - Direction 
wird angewiefen, hiernach das Weitere 
zu verfügen. (Rggs. Vdg. v. 26. Nov. 
1824 3. 45358. Guld. Sanit. Vdg. 
5. Bd. ©. 375.) 

Polizei: Bezirksärzte. Für die 
Hauptftadt Prag find den Polizei» Bes 
zirföärzten ihre Obliegenheiten durch 
die a. h. Entſchl. v. 28. Mai 1832, 
Hfkzld. v. 3. Juni 1852 3. 12059, 
böhm. Bub. Vdg. v. 14. Juli 1832 
3. 26433 in einer befonderen Inſttuc⸗ 
tion vorgezeichnet, welche im Wefentli- 
hen mit jener für die Polizei- Bezirks- 
arzte in Wien übereinftimmt. (Obent. 
3. Bd. ©. 457—478.) 

— — f. Armenäaͤrztliche Drbdi- 
nation, Armeninftitut, Armen: 
pfrüundner, Bäder, Eurpfufcherei. 

Polizei: Bezirts-Gommilffariate 
vor den Linien Wiens. Ihre 
Stellung zu den Bezirks— 
bauptmannfdaften. In den Bes 
zirkshauptmannſchaften Hietzing, 
Kloſterneuburg und Bruck, welche 
mit ihrem Gebiete an das Weichbild 
von Wien grenzen und in deren Be⸗ 
reiche ſich ſtadthauptmannſchaftliche Be⸗ 
zirko⸗Commiſſariate befinden, iſt es zur 
Bermeidung von dienſtlichen Beirrun⸗ 
gen und Hemmniffen nothwendig, das 
Berhältnig diefer Erpofituren zu den 
Bezirkahauptmannſchaften genau fefl- 
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zuftellen. Siebei if Die mit der Errich⸗ 
tung der Bezirks-Sommiffariate und de⸗ 
ren Erponirung außerhalb Wien beab- 
fihtigte und auch unbedingt nothwen⸗ 
dige Sentralifation des Bolizeidienftes 
in den Händen des Stadthauptmannes 
in Einklang zu bringen mit der grunds 
füpliden Aufgabe des Bezirkshaupt⸗ 
mannes, der verantwortliche Leiter fei- 
nes Berwaltungsgebietes zu fein. Im 
diefer Beziehung werden nachſtehende 
proviforifhe Beſtimmungen erxlaffen: 
Die Polizeigefhäfte, welche die ftadt- 
hauptmanuſchaftlichen Bezitks⸗Commiſ⸗ 
fariate außer den Linien, ſelbſtſtändig 
und unter der verantwortlichen Leitung 
des Stadthauptmannee — im gan« 
zen Umfange ihres Bezirkes zu 
beforgen haben, find folgende: 

1. Die Handhabungderfrem- 
denpolizei, fohin aud die Bidirung 
der Päffe und Wanderbücher, und die 
diesfällige Eorrefpondenz mit fremden 
Behörden, foweit felbe nicht durch die 
Gemeinde felbft beforgt wird. In Ueber⸗ 
einftimmung mit diefer Berfügung muß 
auh das Erkenntniß ob ein aus⸗ 
weislofer Fremder mit gebundener We⸗ 
gesrihtung oder mittel Schub in die 
Heimat zu befördern fei, den Bezirks: 
Commiſſariaten überlaffen werden, wäh 
rend die materielle Leitung des ganzen 
Schubweſens als eine Bezirks⸗Angele⸗ 
genheit bei der Bezirkshauptmannſchaft 
verbleibt. Den Bezirkshauptmannſchaf⸗ 
ten fteßt fohin blos die Handhabung 
des Paßweſens für die einheimiſche 
Bevölkerung zu, nämlich die Ausfer- 
tigung der Wanderbücher und die Vidi« 
rung der als Reife-Urkunden für ein an⸗ 
deres Kronland dienenden Heimatfcheine, 
dann die Ausftelung der Haufirpafle 
und die Einhebung und Abfuhr der 
diesfälligen Erwerbfteuer. 

2. Die Ueberwadhung der Prefle, der 
Bereine und öffentlichen Volksverſamm⸗ 
lungen. : 
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3. Die Ueberwadhung der Ruhe und 
der Sicherheit der Perfon und des Ei⸗ 
genthums fohin das Anzeige- und 
Meldungswefen und die Mitwir- 
fung zur Entdedung von Geſetzesüber⸗ 
tretungen, fohin auch die Unterftüßung 
der Staatsanwälte in den Gefchäften 
der gerichtlihen Polizei, und die Sup⸗ 
plirung derfelben bei dem Anklagever- 
fahren vor den Bezirkd-Einzelgerichten. 

4. Die Handhabung der Befinden, 
Sittlihkeits-, Reinlichkeits⸗, 
Markt: und Straßenpolizei (mit 
Ausflug des Einfluffes auf die Her- 
ftelung und Erhaltung der Straßen), 
fohin die Ueberwahung der öffent. 
lihden Belufigungdorte und 
Schaugegenftände, die Amtshand- 
ungen wegen Weberfchreitung der 
Sperrftunde, unbefugter Tanz 
mufit, unbefugten Haufirens, 
Schnellfahrens, auffichtsloſen 
Fuhrwerks, Straßenverſtellung, Bei⸗ 
telns ꝛc. 

5. Die Leitung der noͤthigen Anſtal⸗ 
ten bei Feuer, Ueberſchwemmun⸗ 
gen und ſonſtigen Elementarereigniſſen, 
ſofern nicht der Bezirkshauptmann oder 
ein Abgeordneter desſelben ſelbſt interve⸗ 
nirt. In den meiſten der oben genann⸗ 
ten Polizeigegenſtaͤnde ſchreiten vorerſt 
die Gemeindevorſtände nach dem ihnen 
in Abfiht auf die Localpolizei einge⸗ 
raumten Wirkungskreife ein; allein wo 
dies nicht ausreicht oder auch fonft aus 
öffentliden Rüdfihten nothwendig ift, 
haben die ſtadthauptmannſchaftlichen 
Bezirtd-Commiffariate unmittelbar Amt 
zu handeln, und die Gemeindeorgane 
find ihnen diesfalld untergeordnet, und 
e8 geben Recurfe gegen etwaige Berfü- 
gungen der Stadthauptmannfchaft refp. 
des Bezirkd-Commiffärd nicht an die 
Bezirkshauptmannſchaft, fon 
dern an die Statthalterei. Bei dieſer 
Zuweiſung einzelner Polizeigeſchäfte an 
die ſtadthauptmannſchaftl. Bez. Com⸗ 
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miſſariate iſt uͤbrigens nicht ausgefhlof- 
fen, daß ſelbe, ſoweit es thunlich iſt, 
ſelbſt in dieſen Angelegenheiten im Ein⸗ 
vernehmen mit dem Bezirkshauptmann 
vorgehen, ihn übrigens jedenfalls wer 
gen der nothwendigen Ueberſicht in die 
Kenntniß aller wichtigen Vorfälle und 
zwar im Falle der Dringlichkeit fogleich 
und von Fall zu Fall fonft aber wö- 
hentlih durch Mittheilung eines Aus» 
zuges aus dem Geſtionsprotocolle ſetzen. 
In allen übrigen oben nicht erwähnten 
Angelegenheiten der Ortspolizei, na⸗ 
mentlih in Handhabung der Baus 
polizei, in Sanitätd- und Bete- 
rinärs Bolizeifahen, fofern die 
Bezirks - Gommiffäre in einzelnen Fäl« 
len von Epidemien und Biehfeuchen 
nit von der Statthalterei zur unmit⸗ 
telbaren Auffiht berufen werden, dann 
bei Gewerbsftörungen zc. ha⸗ 
ben die Bezirks - Commiffariate die 
Bezirtshauptmannfchaften zu unter- 
ftüben und den Gemeinden berathend 
und anleitend an die Hand zu gehen, 
fi) übrigend im Allgemeinen den in 
der Natur des Wirkungskreifes des 
Polizeibeamten liegenden Grundſatz ge: 
genmwärtig zu halten, daß in dringen- 
den Fällen, wo dad unmittelbare 
Einfchreiten des Bezirkshauptmannes 
oder feines Abgeordneten wegen zu gro⸗ 
Ber Entfernung nicht möglid und Ge⸗ 
fahr am Berzuge if, der ftadthaupt- 
mannfhaftlihe Commiffär fich zugleich 
ale bezirkshauptmannſchaft— 
lihen erponirten Commiffär 
anfehe, und die dringend nothwen⸗ 
digen Anordnungen gegen nadhiräg- 
tihe Anzeige an den Bezirkshaupt⸗ 
mann treffe. — Auch wird von dem 
Dienfteifer der ſtadthauptmannſchaftli⸗ 
hen Commiſſäre vorausgeſetzt, daß, 
wenn der Bezirtshauptmann im Inter 
effe des öffentlichen Dienfted und zur 
Erleichterung der von feinem Amtéſitze 
entfernten Parteien es für nothwendig 
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findet, fie um Vornahme irgend einer 
Amtshandlung anſucht, fie feinem Ans 
fuchen foweit es ohne Beeinträchtigung 
der übrigen Dienftverrichtungen moͤg⸗ 
li ift, bereitwillig entſprechen. Nach 
diefen Anordnungen ift fih bis zum 
Erfheinen einer umfaflenden Inſtruc⸗ 
tion zu benehmen. (Decr. der k. k. n. 
ö. Statth. vom 23. Novbr. 1850 3. 
3489.) 

olizei⸗Bezirks⸗Commiſſariate, 
ſ. Amtshandlungen. 

— — haben ſich bei Vertheilung 
wohlthaͤtiger Spenden mit dem Armen⸗ 
Inſtituts⸗Vorſteher in das Einverneh⸗ 
— zu ſetzen, ſ. Armen⸗Juſtituts⸗ 

Vorſteher. 

— — Zuziehung zu den Bau- 
augenſcheinen, ſ. Bauführungen. 

— — auf den Eiſenbahnhoͤfen, Be⸗ 
deckung der Auslagen für dieſelben, 
ſ. Eifenbahn = Polizei = Auffichts- 


often. 
R — — fiche Eifenbahn= Polizei- 
Auffihts poften. 
ſ. Eifenbahn : Commiſ⸗ 
ſariate 


— — Einvernehmung derſelben bei 
Gewerbsverleihungen, ſ. Gewerbe, 
Gewerbs⸗Verleihung. 

— — in Wien, deren Stellung zu 
dem Grundgerichte, |. Gruudgerichte. 

— — haben die Krankenträger ih⸗ 
res Bezirkes genau zu controliren, ſ. 
Krankenträger. 

— — Beftimmung, Unterordnung, 
Leitung und Wirkungskreis derfelben, 
f. Polizei⸗Behoͤrden. Grundzüge der 
Drganifation $. 18—23 u. 39—43. 

— — Disciplinargewalt derlelben, 
f. Palitiſche Obrigkeiten. 

— — Errichtung in den außerhalb 
der Linien Wiens naächſtgelegenen Ort⸗ 
ſchaften, fiehe Polizei⸗Bezirk von 
Wien. 

— — dürfen in der Regel ohne 
Aufnahme eines Gonftitutes Teine 


Peliyei-Besirhöhebammen, 


Strafe verhängen, ſ. Polizei⸗Ueber⸗ 


tretungen. 
ee re: 


— 
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Polizei-Bezirtshebammen. In- 
firuction für diefelben in Bien. 

1. In jedem Bezirke if nebft einem 
Arzte und Wundarzte auch eine Heb⸗ 
amme angeftellt worden, damit die 
Armen und minder Bermögligen au 
den unentgeltliden Beiftand einer Heb- 
amme erhalten. 

2. Die Bezirks - Hebamme hat dem- 
nah in ihrem Bade al dasjenige zu 
verrihten, was der Bezirkaarzt und 
Bezirlöwundarzt in dem ihrigen zu 
thun verpflichtet find. 

3. Sobald fie zu Jemand gerufen 
wird, um ihnen Beiftand zu leiften, fo 
bat fie fih unverzüglich dahin zu bege- 
ben obne Unterſchied, ob es vermög«- 
liche oder arme Perfonen feien. 

4. Indeß ihrer Forderung bei Ber: 
möglichen nichts vorgefchrieben ift, fo 
bat fie diejenigen, welche ihr von der 
Polizei » Direction, dem Bezirksarzte 
oder Bezirkswundarzte angewiefen wor- 
den find, oder weldhe das gehörige Ar- 
muthszeugniß aufweifen, ohne Unter 
ſchied mit aller Liebe und Bereitwillig- 
feit zu beforgen, und felbe nicht eher 
zu verlafien, bid fie ihren Beiftand 
nicht mehr nöthig haben. 

5. Sie hat bei Armen und minder 
Bermöglihen alles Dasjenige unent- 
geltlich zu leiften, was zu den Vetrich⸗ 
tungen einer Hebamme gehört. 

6. Alle Aufträge, welche fie von dem 
Bezirksarzte oder Bezirkswundarzte in 
Anfehung der Unterfuchungen oder 
äußeclihen Hilfe erhält, hat fie auf 
das Genaueſte zu vollziehen: hieher ge⸗ 
hören Unterfuchungen der Gebärmutter, 


Bolzei-Bezichshebammen. 


Kliftiergeben und fonfliger Beiftand 
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die nöthigen Eröffnungen zu machen 


bei Schwangern, Gebärenden, Wöch⸗ hat. 


nerinnen und Kindern. 

7. Jene Schwangern, welche fich bei 
ihr in ihrer Wohnung Raths erholen, 
bat fie liebevoll und freundlid anzu- 
hören, zu unterfuchen, und ihnen den 
nöthigen Rath zu ertheilen, weßwegen 
fie au täglih eine bequeme Stunde 
zu beflimmen, und der Polizei-Direc- 
tion anzuzeigen bat, wo fie immer zu 
Haufe anzutreffen if. 

8. Wenn fie bei Armen in dringen» 
den Rällen eine Arznei, oder den ge 
wöhnlihen Saft für ein neugebornes 
Kind aus der Apotheke verfchreiben 
muß, fo bat fie fammt ihrer Unterfchrift 
noch beizufeßen: für eine Arme, dann 
die Nummer des Haufes nebft dem Nas 
men ded Grundes und der Armen. 
Diefe Vorfhriften werden monatlich 
vom Bezirksarzte überfehen. 

9. Wo fie aber bei einer Schwange- 
ven oder Wöchnerin, oder einem Kinde 
was immer für eine Krankheit wahr: 
nimmt, fo bat fie diefelbe fogleih an 
den Bezirkdarzt oder Wundarzt anzu- 
weifen, auch nöthigenfalld es der Po: 
lizeisDirection zu melden. 

10. Wo fie immer in Sicherheit: 
und Criminalfällen eine Befichtigung 
zu machen, und eine Auskunft zu geben 
hat, oder,. wenn fie von der Polizei⸗ 
Direction den Auftrag erhalten hat, zu 
unterfuhen, ob eine Weibsperfon 
ſchwanger fei, ob fie geboren habe, und 
dergleigen, muß fie die Unterſuchung 
mit aller Genauigkeit und Vorſicht voll» 
ziehen, und hierüber ihr Gutachten 
gewiſſenhaft und deutlich geben. 

11. Da die Berfihwiegenheit eine 
der erſten Pflichten einer Hebamme ift, 
fo muß felbe um jo mehr von einer 
verpfliteten und öffentlich angeftellten 
Bezirks -» Hebamme beobachtet werden, 
indem fie blos der Gerichtsſtelle, und 
der ihr vorgefeßten Polizei » Direction 

Baltiſti, Handb. d. Bolig. Def. IL 


12. Da oft dringende Fälle vorfal⸗ 
len, wo auf dem kleinſten Verzuge die 
größte Gefahr haftet, fo muß die Bes 
zirks-Hebamme jederzeit, wenn fie aus- 
gebt, in ihrer Wohnung zurüdlafien, 
wo fie gleich zu finden fei. Wenn fie 
aber einen Tag abweſend fein follte, fo 
bat fie e8 der Polizei - Direction und 
dem Bezirkdarzte zu melden, und die 
jenige Hebamme anzuzeigen, weldhe in« 
deffen ihre Verrichtungen verfieht, die 
dann aud die oben angezeigten Pflich⸗ 
ten zu erfüllen hat. 

13. Alle halbe Jahre, und zwar in 
den erften Tagen des Jänner und Juli, 
muß jede Bezirtd-Hebamme, die wäh. 
rend des verfloffenen halben Jahres 
unentgeltlich vollzogenen Geburten mit 
den allenfalls nöthigen Bemerkungen 
(Hriftlih dem Sanitäts-Referenten an- 
zeigen. (Amtöunterriht für Polizei⸗ 
Bezirtd » Hebammen; genehmiget mit 
rn Dect. vom 23. April 1801.) 

Dolizei =: Bezirks = Hebammen, 
Für die —— Prag wurden bei 
der in Folge a. h. Entſchl. v. 28. Mai 
1832, Hflzl. D. vom 3. Juni 1832 
8. 12059. Sub. Vdg. vom 14, Zuli 
1832 3. 26433 erfolgten Regulirung 
des Phyſikatsweſens daſelbſt eigene 
PolizeisBezirke : Hebammen aufgeftellt, 
und ihre Obliegenheiten in einer eiges 
nen Inftruction zufammengeftellt, welche 
mit jener für die Polizei⸗Bezirks⸗Heb⸗ 
ammen in Wien übereinflimmt, mit 
Ausnahme der in $. 8 vorkommenden 
Abänderung, dag die Bezirkd » Heb- 
amme innere oder äußere Arzneien nie 
und unter keinem Borwande verfchreis 
ben darf. (Obent. 3. Bd. ©. 479— 
482.) 

— — f. Hebamm 

Bolizei = —* = Wunbärzte, 
Inftruction für diefelben. Die 
Abficht, in welcher bei jedem Bezirke 
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eigene Wundaͤrzte unter der Benen⸗ 
nung Polizei⸗Bezirks⸗Wundaͤrzte an» 
geftellt find, ift: dem bürftigen Theile 
des Volkes in Außerligen Krankheiten 
den Beifland, welden fie fih ſelbſt 
zu verſchaffen nicht im Stande find, 
durch Die öffentliche Fürſorge zu verfi- 
Kern, zugleich auch, wo bei einzelnen 
Borfällen, welche auf die allgemeine 
Sicherheit Einfluß haben, zur Erhe⸗ 
bung und Beridtigung der Umftände 
die Kenniniß eined Wundarztes gefor« 
dert wird, diefelben zur Hand zu haben, 
Hiernach beziehen fh die Verrichtun⸗ 
gen des Polizeis-Wundarztes 

1. auf den Beiftand, zu welchem er 
bei einzelnen Kranken von Amtöwegen 
verpflichtet ift. 

2. Auf die Unterfuhungen oder Auf 
träge, weldhe ihm von der Polizei Bes 
zirts-Direction ald der ihm vorgefebten 
Behörde in Polizeifällen gemacht wer- 


den. 

8.1. Der Bezirks - Wundarzt hat 
fih, fo wie in Sicherheit» und Crimi⸗ 
nalfällen eine Befichtigung vorzuneh- 
men, und eine wundärztlihe Auskunft 
zu geben ift, dann in Vorfällen von 
Asphuren, Ertrunkenen, Erhenkten und 
dergleiden nach den allgemeinen Vor⸗ 
fchriften zu benehmen, und ſich bei fol« 
hen Borfällen, die fi in dem Bezirke 
ereignen, fogleih einzufinden, und 
Alles, was vielleicht zur Rettung ver: 
unglüdter Menfhen noch beitragen 
Tann, von Amtswegen zu leiften. Ueber 
jedes ſolche Ereigniß wie auch über 
jede bedenklihe Berwundung, welche 
ihm zum Berbande vorkommt, und 
welde einen Unglüdsfall einer erlittes 
nen Bewalt oder Selbftverlekung ver: 
muthen laßt, alfoglei die Anzeige der 
Bezirks = Direction zu machen. Eben 
dasselbe hat auch der Wundarzt bei 
vorkommenden bedenklihen Krankhei⸗ 
ten, welche z. B. vom Genuſſe unge⸗ 
ſunder Fiſche, Shwämme und anderer 


Nahrungsmittel, oder vom Genuffe 
ungefunder Getränke, oder gar abfolut 
{Hädliher Artikel herrühren, zu thun, 
da der Wundarzt oft früher ald die 
Aerzte in folgen Fällen zur Hilfe gern« 
fen wird. 

8. 2. Dem Bezirka⸗Wundarzte liegt 
ob, in allen Gelegenheiten, wo die 
Bezirks » Direction ihm befonders im 
das mwundärztlihe Zach einfhlagende 
Aufträge zu machen hat, diefe Aufträge 
zu befolgen, und nad Umftänden eine 
Auskunft oder ein Gutachten zu er- 
ftatten. 

8.3. Die widhtigen und fo oft an 
den Augenblid gebundenen Verrich⸗ 
tungen machen ed durchaus nothwen⸗ 
dig, daß man den Bezirks: Wundarzt 
zu jeder Zeit zu treffen wiffe, daher 
derfelbe, wenn er ausgeht, die Aus⸗ 
tunft zurüc zu laffen bat, wo er am 
fiherften zu finden fein wird, damit 
die PolizeisBezirkd-Direction erforder- 
lihenfalld deffen perfönlide Erfchei- 
nung da, wo es der Dienk und die 
Rothwendigkeit erheifcht, zu bewirken 
vermag. 

8. 4. Neben der ununterbrodenen 
Aufficht über den allgemeinen Gefund- 
beitsftand, und der pünktlichen Befol- 
gung der ihm von der PolizeisBehörbe 
zutommenden Aufträge, gehört es zu 
den vorzüglichften Pflichten eines Bes 
zirks⸗-Wundarztes, dürftigen Kranken in 
Außerlihen Krankheiten unentgeltlich 
Beiftand zu leiften. Nach der in dem 
Polizei Patente bezeichneten Verſchie⸗ 
denheit, je nachdem die unvermögende 
Claſſe mehr oder weniger Unterſtuͤtzung 
bedarf, muß er jedem Einzelnen foldhe 
von feiner Seite zu leiften bereit fein. 

$. 5. Yür diejenigen mit Außerli- 
hen Leibesgebrechen Behafteten, welche 
fih bei ihm in feiner Wohnung Ratha 
erholen wollen, hat er täglich eine Bor- 
und Nachmittagſtunde zu beftimmen, 
und an der Thüre feiner Wohnung zu 
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Jedermanns Wifjenfchaft dieſe Stunde 
aufzufhreiben, Jedermann ohne Aus- 
nahme liebevoll und freundlich anzu: 
nehmen und Rath oder wundärztlicde 
Verſchreibungen zu ertheilen. 

8.6. Bird er zu Kranken gerufen, 
fo ift es feine Pflicht, fih unverzüglich 
zu denfelben zu verfügen, ohne alle 
Unterfheidung, ob ed vermöglidhe oder 
unvermögliche Berfonen find. | 

8. 7. Da bei vermöglicheren Perſo⸗ 
nen feiner Forderung nichts vorge: 
f&hrieben ift, fo hat er die Armen ohne 
Unterfchied unentgeltlih zu beforgen. 

8.8. Die armen Kranken erhal- 
ten die Arzneien unentgeltlih, wenn 
fie aus irgend einem öffentlichen Ar⸗ 
menfonde eine tägliche Betheilung ge- 
niegen, und fi darüber nad Vorſchrift 
ausweisen. Doch kommt der unenigelt- 
lihe Medicamenten» Genuß auch den 
Gliedern der Familie eines Pfrind- 
lerd zu, wenn die Kamilie in einer 
Haushaltung zufammenlebt, z. B. dem 
Weibe oder Kinde, wenn der Mann 
oder der Bater vom Armen =» Iuftitute 
betheilt ift, und eben fo auch umge: 
kehrt. Die Armen find zu Haufe zu 
behandeln, wenn e3 ihnen an hausli- 
her Pflege und Wartung nicht ge- 
bricht, und wenn fie nicht mit veneri- 

fhen oder anſteckenden Krankheiten bes 
haftet find, im Gegentheile find fie fo, 
wie auch die Wahnfinnigen von einem 
wüthigen oder der Wuth verbächtigen 
Hunde gebiffenen, mit Wafferfcheu be⸗ 
hafteten, ekelhaften und Abfcheu erre- 
genden Kranken in das allg. Kranken» 
haus abzufhiden. 

8.9. Der für die Bezirksanſtalt ge- 
eignete Arme, welder auf unentgelt- 
lie Medicamenten - Erfolglaffung An- 
fpruch macht, wendet fi mit feinem 
Pfründenbüchel oder Täfelchen, oder 
auch mit der unmittelbaren ſtadthaupt⸗ 
mannfhaftlihen Anweifung eines 
Pfrunden » Genuffes zuerf an den Po- 
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lizei⸗Bezitko⸗Wundarzt, und wenn die 
Krankheit innerlich iſt, an den Polizei» 
Bezirksarzt. Der Arzt oder Wundarzt 
unterfudht ihn genau, verfhreibt ihm die 
Arznei, merkt auf dem Recepte den Na⸗ 
men des Kranken, jeine Haus⸗ und Ab- 
börungd-Rr., dann die Pfründe an. 
Mit diefem Recepte geht dann der 
arme Kranke oder deffen Angehöti- 
gen zu dem Pfarrer, um die gedrudte 
Anweifung zur unentgeltliden Medi⸗ 
camenten » Erfolglaffung zu erhalten. 
Diefe pfarrlihe Anweifung wird von 
dem Armen zur Polizei⸗Bezirko⸗Direc⸗ 
tion gebracht, welche diefe Anweifung 
mit unterfhreibt, und von da bringt 
der Arme die Anweifung fammt dem 
Recepte in die Apotheke. 

8. 10. Bei der Medicamenten : Ver- 
ſchreibung hat der Arzt oder Wundarzt 
aus mehreren Mitteln von gleiher Wir⸗ 
fung immer die einfachften und wohl- 
feilften fürzuwählen, und fih an die 
Arzneiformeln nach der ordnungsmäßi⸗ 
gen Norma auf dad Genauefte zu rich⸗ 
ten, widrigenfalld er der Anftalt den 
Erſatz unnachſichtlich zu leiften hat. 

8. 11. Befteht die Arznei in Mir- 
turen und Decocten, fo darf feine grö« 
Bere Quantität verfchrieben werden, 
als auf 24 Stunden genügt, heftebt 
fie aber in Pulvern, Pillen und äuße⸗ 
ren Heilmitteln, ſo darf die Quantität 
nicht größer fein, als auf 3, hödhftene 
4 Tage erforderlich iſt. 

8. 11. Die Quantitäten des Maßes 
uud des Gewichtes der Arzneien find 
mit vollfommen ausgefchriebenen Wor⸗ 
ten in den Recepten auszudrüden. 

8. 13. Da die jedesmalige Anords 
nung eines zwedmäßigen Heilmittels 
auch Die jedesmalige genaue Kenntniß 
des veränderlichen Krankheits » Zuftan- 
des vorausfeßt, welche der Arzt oder 
MWundarzt ohne perfönlie Unterfu- 
hung desjelben nicht erlangen Tann, 
fo verfteht es fih von ſelbſt, daß er 
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dem armen Kranken nie eine Arznei 
verſchreiben, auch nie eine Arznei wies 
derholen Laffen darf, ohne ihn vors 
lanfig von Fall zu Fall gefehen und 
uuterfucht zu haben. 

8. 14. Bei jedesmaliger Wiederhos 
lung einer Medicin muß der Arzt oder 
MWundarzt ein neues Recept fhreiben, 
worauf der Nanıe des armen Kranken 
von dem Arzt oder Wundarzt gefährie- 
ben werden muß. Der Mißbrauch, Arz- 
neien gegen bloße Vorweiſung der 
Apotheler-Signatur erfolgen zu laffen, 
wird ftrenge verboten. 

8. 15. Die Berfchreibung der Arz- 
neien pro communitale, oder für die 
eigene Perfon des Arztes oder Wund⸗ 
arztes, auf Koften der Armen⸗Kranken⸗ 
anftalt, darf niemald Statt finden. 

$. 16. Iſt der Arme innerlih und 
äußerlich zugleich Frank, fo haben der 
Arzt und Wundarzt fih mit einander 
ind Einvernehmen zu feßen. Letzterer 
darf nie innere Arzneien für die Armen 
verfehreiben, eben fo wenig kann dies 
fed den Hebammen geftattet fein. 

8. 17. Der Bezirksarzt und Wund⸗ 
arzt bat nach dem vorgefchriebenen For⸗ 
mulare ein Protocol über die behan- 
delten armen Kranfen zu führen, um 
hiernach den monatlichen Rapport nad 
dem gedrudten Yormulare, fo wie es 
an die hohe Regierung überreicht wird, 
an die k. k. Krankenhaus: Direction zu 
erftatten, wo er fi) auch, wenn es die 
Umftände durchaus nöthig machen, 
über vorlaufiges von der Krankenhaus: 
Direction an die Bezirks - Direction 
gemachtes Anſuchen perfönlih einzu⸗ 
finden haben würde. 

$. 18. Die Recepte und pfarrli⸗ 
hen Anweifungen hat der Apotheker, 
wie bisher vorgefhrieben war, zu fam- 
meln, und in das alphabetifche Necep- 
tenbuch einzutheilen, jedoch feinen 
Conto nicht mehrvierteljährig, fondern 
mit Ende eines jeden Monats zu ver- 
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faffen,, ihn fammt defien Beilagen vor⸗ 
läufig dem Pfarrer und Armenvater, 
nachdem der erftere über die Anwei⸗ 
fungszettel ein Jurtabu zu führen 
und mit dem leßteren für die Identität 
der Berfon, welde die unentgeltliche 
Arznei erhält, zu haften hat, zur Be⸗ 
fätigung vorzulegen, und ihn dann 
an den Polizeir-Bezirkdarzt, und in fo 
ferne der Conto auch Recepte über 
außerlihe Heilung enthalt, auch dem 
Bezirts-Wundarzte, und zwar zu dem 
Ende zu übergeben, damit der Arzt 
oder Wundarzt alle Recepte genau 
unterſuche, mit dem Conto vergleiche, 
und dann mit feiner Unterfährift be- 
ftätige, wenn er fie durchaus echt und 
unverfälfcht gefunden hat. Die Beflä- 
tigungsformel würde dahin lauten: „daß 
ich die dem gegenwärtigen Conto bei« 
gelegten Recepte für die genannten 
Armen nach ihrer jedesmaligen vorläu« 
figen Unterſuchung gefchrieben,, fie jegt 
durchgelefen, mit dem Conto verglichen, 
und dabei Feine Unrichtigkeit gefunden 
habe, diefes beflätige ich, und hafte 
dafür.” Entdeckt der Arzt oder Wund- 
arzt dabei einen Unterfäleif, fo hat er 
ſolches pflihtmäßig auf dem Conto an- 
zumerfen. 

8. 19. Der Arzt oder Wundarzt 
bat ſich von Zeit zu Zeit die Ueberzeu⸗ 
gung zu verfchaffen, ob der Apotheker 
die Arznei aud in der vorgefchriebenen 
Quantität und Qualität erfolgen laf- 
fen; entdeckt er hierin ein Gebrechen, 
fo bat er die Anzeige fogleih an die 
Polizei⸗Bezirks⸗Direction zu madhen. 

8. 20. Jeder mit Ende des Monats 
nicht geheilte Kranke muß bei Anfang 
des folgenden Monats zur Erlangung 
des unentgeltlihen Arzneimitteld eine 
neue pfarrliche von der Polizei-Bezirks- 
Direction beftätigte Anweifung in der 
Apotheke beibringen. 

8. 21. Die Bezahlung für das Glas 
oder Gefäß zu jeder Arznei wird nur 
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bei der erften Verſchreibung und bei 
der eriten Repetition bewilligt, wenn 
bei der Repetition dad Maß nicht ge- 
ändert wird ; bei ferneren Repetitionen 
aber werden nur für den jedesmaligen 
Perband und die Signatur 2 kr. in 
Rechnung zu bringen erlaubt. Die Apo- 
thefer-Signatur muß fo beſchaffen fein, 
daß ſie in Kürze die ganze Ordination 
des Arztes, nämlich den Namen und 
die Dofis, den enthaltenden Heillörper, 
und die Art, wie der Kranke diefe 
Arznei zu gebrauchen hat, dann auch 
den Ramen des Kranken, für den fie 
gehört, und das Datum enthält. 

$. 22. Kommen dem Bezirkdarzte 
oder Wundarzte arme Kranke vor, 
welche fih die häusliche Pflege und 
Wartung zu verſchaffen nicht fähig, 
oder welche mit einer venerifchen oder 
anftedenden Krankheit behaftet find, 
und wegen Enge des Raumes von den 
übrigen Haudgenoffen nicht abgefon- 
dert werden können, fo tritt der Fall 
ein, den armen Kranken in das allg, 
Krankenhaus anzuweifen. Der zur Auf: 
nahme in das allg. Kranfenhaus be- 
fimmte Arme hat fi) um einen pfarr- 
lihen Krankenhaus = Meldzettel zu be- 
werben, den der Bezirksarzt oder 
MWundarzt nad vorläufiger Unterju- 
hung, ob der arme Kranke auch für 
das allg. Krankenhaus geeignet ift, mit 
feiner Unterfrift zu beftätigen bat. 
Mit diefer Beflätigung, wofür der Arzt 
oder Wundarzt zu haften hat, und mit 
der k. k. Polizei- Bezirks» Directiond- 
PVidirung wird dann der Kranke auch 
in dem allg. Krankenhauſe ohneweiters 
aufgenommen. 

8. 23. Nicht felten gefchieht es, daß 
arme Kranke, die unheilbar feinen, bei 
dem Polizei » Bezirkdarzte oder Wund⸗ 
arzte Zeugniffe zur Beförderung in ein 
Verſorgungs- oder Siechenhaus ver- 
langen, wobei der Polizei⸗-Bezirksarzt 
fh zur Richtſchnur zu nehmen hat, 
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dag im Falle die Unheilbarkeit nicht 
entfchieden ift, folche ftatt in das Sie- 
hen» oder Berforgungshaus in das 
allg. Krankenhaus angemwiefen werden . 
müffen. Dahin gehören auch lungen⸗ 
fühtige, waflerfüchtige, abzehrende 
Kranke, eben fo auch diejenigen, welche 
mit Beinkrebs und anderen langwies 
rigen Geſchwüͤren hehaftet find, und 
endlih Kranke des hohen Alters, in 
fo fern fie zur Bezirksanſtalt nicht ge- 
eignet find. 

8. 24. Oft bedürfen die Armen, um 
entweder eine augenblidliche Aushilfe, 
oder eine tägliche Betheilung aus ir⸗ 
gend einem Armenfond zu erhalten, 
ein Zeugniß des Polizei: Bezirksarztes 
oder Wundarzted. Diefe Beugniffe 
find nicht nur mit der größten Gewif- 
fenbaftigkeit, fondern au mit der mög⸗ 
lift genauen Beftimmung des Grades 
der Erwerbsfähigkeit mit Erwähnung 
des koͤrperlichen oder geiftigen Gebre⸗ 
hend, mit Rüdfiht auf die gewohnte 
Beſchäftigung auszudrüden, damit die 
Armenbehörde bemeſſen koͤnne, in wel- 
chem Maße, und ob nur für den Augen- 
blick oder auf längere Zeit, oder auf 
immer der Arme einer Unterftüßung 
wahrhaft bedürftig ift. 

8. 25. Der Polizei⸗Bezirks-Wund—⸗ 
arzt ift dem Polizeiargte infoweit un- 
tergeordnet, ald es nicht einen reinen 
chirurgiſchen Krankheitsfall betrifft. 

$. 26. Endlih bat der Bezirkd- 
wundarzt fi) bei jeder in feinem Bes 
zirke entftehenden Feuersbrunſt mit den 
Nothkaſten einzufinden. (Inftruct. für 
Polizei = Bezirks ⸗Wundärzte vom 9. 
Juli 1813. a 3. 19431.) 

Dolizei : Bezirks = Wundärzte 
haben über die bei Unglücksfällen und 
andern polizeilichen Vorfällen verab⸗ 
reichten Heilmittel, Berbandftude und 
dergleichen eine ordentlihe Vormer⸗ 
fung zu führen, in welcher die Beran- 
laffung, nebſt Zeit und Ort, das Indie 
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viduum, weldem die Hilfe geleiftet 
wurde, und die Heilmittel, deren fi 
der Bundarzt bedienen mußte, mit ih⸗ 
ven Preifen verzeichnet fein muͤſſen, 
weldhe Bormerkung fohin von den Ber 
zirko⸗Directionen zu revidiren und ämt- 
lich zu befätigen ift. (Polizhofſt. Vdg. 
v. 8. ei 1824.) 
Polizei = Bezirks = Wundärzte. 
Für die Hauptftadt Prag wurden die 
Dienftes » Obliegenheiten der Polizei⸗ 
Bezirks « Wundärzte in der in Folge 
allerhoͤchſten Entfhl. vom 28. Mai 
-1832, mit Hoflzl. D. vom 3. Juni 
1832 3. 12059 und Gub. Bdg. vom 
14. Juli 1832 3. 26433 erfloffenen 
Inftruction vorgezeichnet. (Obent. 3. 
Br. S. 483—503.) 

— — Se. k. k. Majeftät haben 
nad Inhalt des Polizei⸗Hofſtell⸗Decre⸗ 
tes vom 26. v. M. 3. 1001 mittelft 


a. h. Entihl. vom 22. Jan. d. 3. den C 


Gehalt der 8 Vorſtadt⸗Polizei⸗Wund⸗ 
ärzte in Wien, unter Belaflung ihres 
dermaligen Quartiergeldes jährlicher 
... 50 fl. von dem biöherigen Betrage von 
200 auf 300: und 400 fl. EM. jühr- 
lich zu erhöhen gerubt, und mit h. 
PolizeirHofftel-Decret vom 4. d. M. 
8. 1475 wurde die Einteihung diefer 
Bundärzte nach dem Dienftrange ge- 
nehmigt. (Decr. der kak. Pol. O. Dir. 
vom 10. Febr. 1848 3. 172/P.) 

— — Die k.k. n. d. Landesregie 
rung hat mit Decret vom 26. v. M. 
3.283182 Nachſtehendes anher bekannt 
gegeben: 

Das Minifterium des Innern bat 
mit Decret vom 1. Juni d. 3. 3. 249 
der Regierung das Recht zur Bejebung 
der erledigten Polizei⸗Bezirks⸗Wund⸗ 
ärzienftellen in Wien eingeräumt, und 
bei diefer Gelegenheit zugleich anger 
ordnet, Daß der jeweilige neu zu er- 
nennende Bolizei» Bezirks» Wundarzt, 
wenn er nicht ſchon ohnedies eine for 
genannte Officin befigt, verpflichtet 
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werden follte, ein den Bezirksbewoh⸗ 
nern leicht zugängliches, ſtets offen zu 
baltendes, mit den nöthigen chirurgi⸗ 
[hen Inftrumenten, Bandagen, Roth« 
kaſten u. ſ. w. verſehenes, auf der Stra- 
ßenſeite des Hauſes gehörig bezeichue⸗ 
tes Ordinations⸗Zimmer (Rettungs⸗ 
lokale) zu halten. In Folge deſſen ver⸗ 
leiht die Regierung nunmehr die durch 
den Tod des N. N. erledigte Polizei⸗Be⸗ 
zirks⸗Wundarztensſtelle in der Leopold⸗ 
ſtadt dem Doctor der Medicin und 
Chirurgie, Magiſter der Geburtshilfe 
und derzeit Secundar »- Bundarzte im 
k. k. Provinzial « Strafhaufe N. R., 
welcher hiervon unter Einem von bier: 
aus verfländigt und von den obigen 
Bedingungen in Betreff des zu halten- 
den Orbinationszimmers in die Kennt« 
niß gefebt wird. (Deer. dert. k. Stdth. 
vom 5. Aug. 1848 3. 11054/2083 


.C) 

olizei = Bezirks = Wundaͤrzte. 
Erläuterung des $. 22 der Inftruction, 
ſ. Polizei-Bezirksärzte. 

— — f. Armen⸗Inſtitut, Ban: 
dagen, Bruhbänder, Biutegel. 

lizei⸗Civilwache, Inftruction 

für diefelbe, f. Civil⸗Polizeiwache. 

— — ihre Beftimmung, f. Polizei: 
Behörden, Grundzüge der Organi⸗ 
fation 8. 30. 

Polizei⸗Commiſſariate, |. Po⸗ 
lizei⸗Bezirko⸗Commiſſariate. 

Polizeidiener. Laut des mit den 
ſouverainen Fürſten und Städten 
Deutſchlands abgeſchloſſenen Vertrages 
können Polizeidiener und uͤberhaupt 
alle obrigkeitlichen Perſonen und Die⸗ 
ner für die Einbringung von Deſer⸗ 
teure oder deren mitgenommene Pfer- 
den Feine Prämie anfprechen, |. Mi⸗ 
litär-Defertenrs:Eartelle. 
Dolizeidiener, |. Givils Polizei: 


wache. 
Polizei⸗Dienerſchaft. Mit Decret 
der T. k. oberften Polizei⸗Cenſur⸗Hof⸗ 


Polizei MDixectionen. 


elle vom 17. Roo. 1838 wird vers 
ordnet, Daß wegen der Unzukoͤmmlich⸗ 
keit, welde aus der Verwendung ade- 
Tiger Individuen bei der Pollzei⸗Die⸗ 
nerſchaft oder bei der Civil⸗Polizei⸗ 
wache in mehrfachen Beziehungen ent. 
fpringen, in Zukunft Adelige zur Ber- 
wendung und Anftellung in Diefen Ca⸗ 
tegorien nicht mehr zuzulaflen find. 
(Eire. der ?. 8. Bol. Ob. Dir. vom 
17. Dec. 1838 8. 17293/2437.) 

Dolizeis Dirertionen. Mit a. 5. 
Entſchl. vom 24. Juli 1852 gerubten 
Se. k. k. apoſt. Majekät die Modifi⸗ 
cirung des $. 4 der allerh. genehmig⸗ 
ten Grundzüge zur Organiſirung der 
k. k. Bolizei-Behörden in der Art aller 
höchſt anzuordnen, daß die Benennung 
„Stadthauptmannfhaft” für die Ian 
desfürftlihen Polizei » Behörden nicht 
ferner beizubehalten fei, fondern daß 
alle bereits organifirten Stadthaupts 
mannfhaften Lünftighin den Namen 
„Polizei-Directionen“ zu führen haben, 
dergeftalt, daß die k. k. Polizei⸗Behoͤr⸗ 
den in den Kronländern nur in Polizei⸗ 
Directionen und in Polizei - Gommif- 
fariate fi zu theilen haben, Im lomb. 
venet. Königreiche wird gelegentheitlich 
der Organifirung der Polizeis Behörden 
dorilandes, für jene in Mailand und 
Benedig — vermöge obigen a. h. Be 
fehle8 — die bereitd in der kaiſ. Ver⸗ 
ordnung vom 31. Dec. 1850 feſtge⸗ 
fiellte Benennung „Polizei « Präfectu- 
ven” (prefetture dell’ ordine publico) 
in Anwendung kommen. Die vorer- 
wähnten Polizei » Directionen unter 
ſcheiden fih in zwei Categorien, naͤm⸗ 
lich Polizei - Direction I. Elafje, wenn 
ein Staatsbeamter der 6. oder 5. Diä- 
tenclaffe, dann Polizei - Direclionen 
U. Gloffe, wenn ein Staatsbeamter 
der 7. Claſſe an der Spike fteht. (Vdg. 
der oberft. Pol. Beh. v. 3. Aug. 1852 
3. 303, wirkſam für alle Kronländer. 
R. 6. 3. Rt. 166.) 
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Golizei = Divertionen, Discpli- 
— fiehe politiſche Obrig⸗ 


— — Wirkungsekreis bei Verlei⸗ 
hung der Transport-Gewerbe, ſ. Bohn: 
fuhrwerk, StellfuhrsLicenz. 

— — deren Wirkungskreis bei Bo- 
lizei⸗Vergehen, f. Polizei⸗Uebertre⸗ 
tungen. 

— — Entſcheidung hinſichtlich der 
Competenz bei Beſtrafung des Polizei⸗ 
Bergehend der Straßen⸗Verſtellung und 
Berunteinigung, ſ. Straßenverſtel⸗ 


ſ. Polizeis Behörde, Po⸗ 
leer 
. DER 


—_— —f i 


gleiche. 
— — defien Stellung und Rang, 
Pflichten und Rechte, ſ. Polizei⸗Be⸗ 
hörde, Grundzüge für die Organifa- 
tion 88. 6—14. 

Polizeifond. Eo ift im Jahre 1831 
einverftändlich mit der k. k. Polizei u. 
Eenfurs » Hofftelle beſchloſſen worden, 
daß, ment der Polizei - Kond irgend 
einer Provinz für einen aus dem Aus⸗ 
lande zurückkehrenden, jedoch einer an⸗ 
dern Provinz angehörigen öſterr. Ma: 
trofen oder fonftigen Unterthan die 
Transports⸗ und Unterhaltstoften vor⸗ 
ſchußweiſe beftritten hätte, diefe aber - 
fh in der Folge als uneinbringlich 
darftellen, der gedachte Fond, welcher 
den Vorſchuß leiftete, die Bergütung 
dafür von dem Polizei - Fonde jener 
Provinz, welcher das in Rede fiehende 
Individuum angehört, zu erhalten 
babe. In Folge defien ergingen da- 
mals, gemäß dem von dert. k. Polizei- 
Hofftelle ausgedrüdten Wunſche, die - 
angemeffenen Weifungen von bier aus 
an die betreffenden Behörden in den 
L 8. Küftenländern und im lombard. 
venet. Königreihe. Nachdem fi aber 
feitvem mehrere Fälle ergeben haben, 
wo au für Individuen aus anderen 
Provinzen der Monarchie die Herein- 








Petheifend. 


fendungstoften auf die vorgedadhte Art 
befititten worden find, fo wird ber 
Landesſtelle der obige Beſchluß im Ein⸗ 
Mange mit dem gedachten Erſuchen der 
genannten Hofftelle nahträglih mit 
dem Auftrage eröffnet , ih in vorkom⸗ 
menden Fäaällen darnach zu richten. 
(öffmr. D. v. 5. Jän. 1840 3.48100, 
an diekänderft. in R. Defterr., Defterr. 
ob der Enns, Böhmen, Mähren und 
Sälefien, Salizien, Steiermark, Illy⸗ 
rien u. Tirol.) 

Polizeifond. Creirung desfelben 
in Prag, f. Polizeitaren. 
olizeitaren. 
Polizei⸗Sewerbe, ſ. Gewerbe. 
— — ſ. Recurs. 

lizeihans, |. Arreftanten. 

olizeiliche Geldſtrafen, |. Geld⸗ 

en 


ee 


fen. 
— — Borunterfuhungen, Borgang 
bei denfelben, |. Polizei⸗Behoͤrde. 
— — Borkehrungen, bei Bollzies 
bung derfelben, ift die Finanzwache 
mitzuwirken verpflichtet, |. Gefaͤllen⸗ 


wache, —— 
olizei⸗Orgaue. Weber die von 
einer Gemeinde in Betreff der Adjuſti⸗ 
rung und Bewaffnung der Bemeinde- 
Polizei⸗Organe geftellte Anfrage hat 
das hohe Minifterium des Innern mit 
Erlaſſe vom 17.d. M., 3. 25235, zu 
verfügen befunden, daß es zwar dem 
Gemeinden überlaffen bleibe, die Be⸗ 
fiimmungen über die Adjuftirung und 
Bewaffnung der Polizei - Organe zu 


treffen, daß fie jedoch hiebei die allge 


meinen Berbotögefeße und die befon- 
deren, den Gebrauch militärifher Aus- 
zeihnungen oder das Tragen von 
Staatsbeamten-Uniformen unterfagen- 
den Borfchriften genau im Auge zu 
behalten und feine Adjuftirung zu wäh. 
(en haben, die der f. 8. Armee, der 
Gensd’armerie oder der k. f. Militär- 
Bolizeiwache eigen ift. Die Gemeinden 
baben die Zahl, die Adjuflirung und 
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Armirung der aufgeftellten Polizei⸗ 
Drgane zur Kenntniß des Bezirks⸗ 
bauptmannes zu bringen, der das Re- 
giments⸗Commando der Gensd’armerie 
hievon zu verfländigen hat. Sollte eine 
Gemeinde ein förmlich organifirtes Po⸗ 
lizeiwach⸗Corps errichten, fo kann dies 
nur mit Zuffimmung des Minifteriume 
des Innern geſchehen. (Kundm. dern. o. 
Stth. vom 27. Dec. 1850. L. G. B. 
Nr. 114, ſ. auch Polizeiwache der 
n. d. Statth. vom 11. Jan. 1851 3. 
25225.2. ©. 3. Nr. 45.) 

MH olizeisÖrgane, Beförderung auf 
der Eifenbahn, f. Eifenbahn: Be: 
triebs-Ordnung 8. 13. 

Holizei:Ordunug für Brünn 
vom 12. Juni 1786. Krop. Gef. Iof. 
10. 3. S. 272. Diefe Bolizei-Drd- 
nung ift im Weſentlichen gleihlautend 
mit jener von Prag vom 30. April 
1787. 

— — für Brag, vom 30. April 
1787. Kundgemacht mit Vdg. vom 
25. Juni 1787 °). 

1. Taͤglich. 

1. Anzeigezettel. Sollen alle 
Hausinhaber, Haus » Adminiftratoren, 
Hausinfpectoren, Gaftwirthe, und In⸗ 
wohner oder Afterbeftandverlaffer, die 
Anzeigezettel ſammtlicher Leute, denen 
der Unterftand auch nur über eine Nacht 


9 Da die Polizei-Orbnung für Prag 
abweichend von den andern derlei älteren 
gelenti en Vorſchriften eigentlih keine 

orm über die Organifation und den Wir⸗ 
kungskteis der Polizei-Behörde (worüber 
gegenwärtig ohnehin der Minifterial-Erlag 
v. 10. Dec. 1850 (f. Polizei:Bchörde) 
maßgebend ift), fondern eine Zuſammen⸗ 
— von Polizei⸗Verordnungen mit 
er entfprechenden Straffanction enthält, 
von denen viele noch dermal in Wirkiam- 
feit ſtehen, fo glaubte man dieſes Geſetz 
fammt den Andentungen über die fpäter 
erfolgten Modificationen besfelben bier 
nicht übergeben zu follen. 


Polizei⸗ Ordnung. 


in ihrer Behauſung gegeben wird, ent⸗ 
weder alſogleich oder den folgenden 
Tag darauf längſtens bis 9 Uhr Früh 
in demdazu beflimmten Bolizeiamte ab» 
geben, widrigenfalls ſelbe bei erftmali« 
ger Betretung mit einem Berweife ernft- 
(id) ermahnet, zum zweiten Male mit 6 
Gulden, und das dritte Mal mit 12 
Gulden gefiraft werden follen, {. Woh⸗ 
nungs:Beränderungen. 

2. Baufennzeihen. Sollen bei 
Aufführungen der Gebäude die nöthie 
gen Borfihten unter Strafe von A 
Gulden, mit Aushängung eines Zei⸗ 
chens getroffen werden. Siehe $. 380 
des Strafgeſetzbuches. 

3. Bauſchuldigkeit. Wird unter 
Strafe von 10 Thalern verboten, Kel- 
ler oder andere Bauführungen unter 
die Gaſſen, oder Pläße, ohne ausdruͤck⸗ 
lihe Erlaubniß der Landesſtelle, zu 
graben, und zu bewerkftelligen. Die 
Kellerloͤcher dürfen nicht mit einem 
uereifen, fondern müffen mit eifernen 
Dedeln , die mit angemeflenen Ruftlö- 
chern verfehen werden koͤnnen, unter 
Strafe von 4 Gulden gegen die Zus 
widerhandelnden verwahrt werden, auch 
muͤſſen die Kellerlöher an Eingängen 
der Häufer, oder ſonſt gefährlichen Tie- 
fen verwahrt, und die Brüdel, dann 
Stege über Wafler und Gräben, wenn 
fie ſchadhaft oder verfault, oder aber 
die Geländer ausgebrochen find, unver- 
züglich hergeftellt; die Baffagean Ufern 
von Waſſer oder tiefen Gräben mit 
einem Geländer gehörig verfehen, hin- 
gegen weiter gepflafterte Canaͤle und 
eingededite Gräben , welche ſchadhaft 
find, nicht minder ſchlechte oder ausge⸗ 
fahrene Fahr⸗ und Gehwege fogleidh 
ausgedefjert werden, als im widrigen 
Falle jede Hebertretung mit einer Strafe 
von 4 Gulden geahndet, nebft aber das 
Unterlaffene ohneweiters auf Koften 
des Schuldtragenden hergeftellt werden 
würde. 
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4. Bauzeug und Straßen- 
binderniffe. IR unter Strafe von 
2 Gulden die Paffage befonderd an 
Hauptſtraßen frei zu laffen. Es werden 
daher nit gelitten Baumaterialien 
und Tiſchlerholz, Faffer, Obft und ans 
dere unfhidlih angebrachte Standeln, 
Biers, Mehl⸗, Holze und andere bela- 
dene, oder auch leere Wägen, Wein- 
bocke inden Gaͤſſen undin den Straßen 
fo auszuftellen, daß die freie Paffage 
dadurch verhindert werden könnte, eben 
daher können Pflöde, unſchicklich ein- 
gegrabene zu niedere Steine bei den 
Häufern, zu niedere Schranken, dann 
Schutt, Koth und Schutthaufen nicht 
geduldet werden. Siehe $$.422—426 
des Strafgefepbuches und Straßen: 
Berftelung. 

5. Fahren und Viehtrieb. 
Wird den Kutſchern das fehnelle Fahren, 
Borfahren, Wegverfhränten, das Abs 
füttern der Pferde auf der Gaſſe, und 
das, übermäßige Schnalzen mit der 
Peitſche, dann das Fahren und das 
Führen der Pferde nahe an den Häu⸗ 
fern, verboten und verordnet, daß den 
Kindern das Anhängen an die Wägen 
nicht geftattet werden folle. Siehe die 
&$. 341, 342, 427 und 428 des St. 
G. und Bahren, Fahr-Ordnung. 

6. Saffenreinheit. Iſt auch un⸗ 
ter einer Strafe von 3 Reichsthalern 
überhaupt alle Berunreinigung der 
Saflen und Auswerfen des Kehrichs, 
befonders aber das Ausgießen des Pri⸗ 
vets, oder Auslegung eines Aaſes auf 
die Gaffe unter 5 Rthlr. Strafe fhärs- 
feft unterfagt, wofür jederzeit die Dienft- 
herren für ihr GSefinde zu haften, und 
die Strafe zu erlegen haben. 

1) Zur Baffenreinheit in den Städten 
wird der Befehl beigetragen, daB je⸗ 
der Hauseigenthümer wöchentlich, 
oder bei anhaltentem regneriſchen 
Wetter zweimal in der Wode die 
Gaſſe vor feinem Haufe reinigen und 
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den Kehrich im die Höfe tragen laſſe, 

au foll den HaudeigenthHümern und 
» ihrem @efinde die Ausſchüttung oder 

Ansgießung gebrochener Gefäße oder 

Unreinigleiten unter Arreſt oder 

Geldſtrafe ernſtlich unterfagt wer- 

den. (Bdg. vom 16. März 1789.) 
2) Iener Inwohner der k.k. Haupt⸗ 

ſtadt Prag, der die Straße auf was 

immer für eine Art verunzeiniget, 
wird unnachſichtlich zur Berantwor- 
tung und Strafe gezogen werden 

(Bde. vom 12. Mai 1796.) 

7. Saffenreinigung. Bei ein⸗ 
fallenden Thauwetter na dem Winter 
haben die Hausinhaber ſich vermöge der 
Säuberung-Drdnung unter der Strafe 
von 1 fl. in Detreff der Aufeifung je 
nen Anordnungen willfährig zu unter 
ziehen, die ihnen nad Befund der Um⸗ 
fände von Seiten des Magiftrates wer- 
den an die Hand gegeben werden. 

8. Schneewurfszeihen. Üben 
fo follen alle Hausinhaber unter Strafe 

von Afl. Sorge tragen, daß bei Abwer⸗ 
fung des Schnee von den Daͤchern, 
zur Sicherheit der Borbeigehenden, ein 
Barnungszeichen ausgeſteckt werde. 

9. Marktſchreier und Bettler. 
Iſt das Beiteln überhaupt , das Sin- 
gen, das Harfenfpielen, Herumziehen 
der Mufifanten, dann find die Quack⸗ 
falber , oder Markifchreier oder ſonſt 
mit Arznei herumziehende und hauficende 
Leute nicht zu geſtatten, und die Betre⸗ 
tenen ohneweiters anzuhalten und der 
Behörde zu übergeben. Siehe 8.517 — 
521 des St. ©: B. f. Bettler. 

10. Shmählarten und GSit- 
tenverderbniß. IR das Anbeften 
und Ausftreuen der Pasquille, fo wie 
alle unflätigen Bilder und Gefänge, 
deren Ausıufen , dann ärgerliche Ge⸗ 
ſpräche wider die Religion und gute 
Sitten unter den Umſtänden angemefie- 
wen Strafen verboten. 

1) Das Abfingen allerhand Boten in 
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ſich enthaltender Lieder, und alter 
Prophezeihungen auf öffentligen 
Gaſſen wird wiederholt verboten. 
(Bde. v. 26. Mai 1775.) 

2) Um den bisher wahrgenommenen 
Mißbrauch, den die Magiftrate von 
ihrer Amtögewalt zu machen pflegen, 
abzuftellen, mithin eine Borfehung 
zu treffen, damit auch nicht gerechte 
Klagen, und die eiwa gegen ihre 
Vorſteher anzubringenden Befchwer- 
den der Bürger, welche doch eine ger 
meinſchaftliche Berathung erfordern, 
unter dem Borwande der Aufbegun- 
gen erſticket würden, haben Se. Ma⸗ 
jeftät befohlen, daß in ſolchen Fällen, 
wenn ſich bürgerliche Mitglieder über 
gemeinfchaftlidde Beſchwerden bera- 
tben, und diefe Beſchwerden nicht 
augenſcheinlich ungegründet find, auch 
bei ſolchen Berathungen, die öffent» 
liche Ruhe nicht geſtört wird, ders 
gleihen Befchwerdeführer und Des 
putirte nit ohne Erkenntniß des 
Kreisamtes von dem Magiftrate mit 
Arreſt befttaft, und ihnen dadurch 
die Berathbung ihrer Klageführung 
erfchwert, fondern diefelben nur an⸗ 
gewiefen werden, ihre Beſchwerden 
nad den beſtehenden Borfchriften 
über das Verfahren in politifchen 
Angelegenheiten einzureichen und zu 
betreiben, indem fonft die Bürger in 
Städten übler daran fein würden, 
als die Bauern in Dörfern, wenn 
fie ig nicht über gemeinfchaftliche 
Beſchwerden unter ich berathen dürf- 
ten. (Hfd. vom 20. März 1786.) 

3) Es fol neuerdings eingefchärfet 
werden: 

a) Keine heimlichen Zuſammenkuͤnfte, 
unter was immer für einem Bor: 
wande, zu geftatten und diedagegen 
Handelnden zu beftcafen. 

b) Rur jenen Fremden den Aufenthalt 
im Lande zu geflatten, welche ait vor⸗ 


fhriftmäßigen Päffen verfehen find 


Yolei-Orbnung. 
und * ruhig betragen, ſiehe ſ 


e) Auf die Bertilgung der vorfindigen 
und bereis verbotenen Hausdrude- 
teien, wodurd die Verbreitung boͤs⸗ 
artiger Schriften, zur Bereitlung der 
beften Borfchriften, am leichteften be⸗ 
wirkt werden kann, alle Aufmerkfam- 
feit zu tragen, und der Polizei dar⸗ 
über die Auffiht beſonders einzu- 
prägen. (Hfd. v. 9. Fehr. 1793, 
f. Preßorduung.) 

11. Berdädtige. Sol unter 
ſchaͤrfeſter Strafe verbäditigen, mit kei⸗ 
nem Bafle oder Kundfhaft, oder aber 
andern Urkunden verfehenen Leuten 
fein Aufenthalt geftattet, oder fonft ein 
Unterfähleif, oder wohl gar Vorſchub 
gegeben, fondern felbe angehalten und 
der Behörde eingeliefert werden. 

12. Feuerhütung. Liegt jedem 
Hausinhaber vorzüglich ob, die Feuer⸗ 
loͤſchOrdnung unter den in derfelben 
feſtgeſetzten Strafen, in Allem und Je⸗ 
dem pünktlich zu beobachten, in feinem 
Haufe mit allen diesfalls vorgefchrie- 
benen Feuerloͤſch⸗Geräthſchaften, und 
außer den Wintermonaten auf dem Bo⸗ 
den ftet3 mit Waſſer verſehen zu fein, 
auch wegen guter Berwahrung brenn- 
barer Materialien die genauefte Ob⸗ 
forge zu tragen, damit bei den vorzu- 
nehmenden Bifttationen Alles in gutem 
Stande angetroffen werte, weßwegen 
auch jeder Hausinhaber und Bürger 
fih die gedruckte Feuerlöfh-Ordnung 
wohl befannt machen fol, nm fi bei 
einem entſtehenden Feuer darnach rich⸗ 
ten zu wiſſen. Siehe die 88. 434 459 
des St. ©. B. Fenerldfch⸗Ord⸗ 
nung. 

U. In der Racht. 

13. Bauzeichen. Müffen unter an- 

gemeffener Strafe von 4 fl. Gruben, 


Gebäude, aufgebrochene Sanäle ſogleich ſtellu 


verwahrt werden, bei Gerüften und 
Schutthaufen, die nicht fogleih wegge⸗ 
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ſchafft werden, koͤnnen zur Nachtzeit 
Laternen zur Sicherheit der Wandeln⸗ 
den aufgeſteckt; auch nach Beſchaffen⸗ 
heit der Umſtaͤnde Schranken gemacht 
werden. Siehe 8.380, 422— 426 des 
St. G. 8. 

14. Straßenbinderniffedurg 
Geraͤthe. Sind Fäffer, Bauholz, aus- 
gefpannte Wägen, Weinböde, an die 
Häufer gelehnte Leitern, vor der Nacht 
unter der ebenmäßigen Strafe aus dem 
Wege zu räumen. Siehe die 88. 422— 
426 des St. G. B. 

15. Feuerverhütung. Iſt mit 
Licht ohne Laternen in Stallungen und 
Schupfen, Boͤden, Holz⸗ und andere 
Gewoͤlbe zu gehen, ſowie das Tabak⸗ 
rauchen auch an dieſen Dertern unter 
der Strafe von 10 Rthlrn. und zwar 
bei den Wirths⸗ und Einkehr-Häufern 
unter Haftung der Hauseigenthümer 
verboten. Siehe 8.449 des St. G. B. 

16. Fackeln und Koblfener. 
So ift auch unter naͤmlicher Strafe ver- 
boten , die brennenden Fackeln an Daͤ⸗ 
chern und anderen hoͤlzernen Behaͤlt⸗ 
niſſen anzuſtoßen; wie nicht minder 
während des Jahrmarkts in den Markt⸗ 
hütten Licht ohne Laterne, um fo weni« 
ger alfo SKohlenfeuer zu unterhalten. 
Siehe die 88. 454—457 des Straf 
geſeßbuches. 

17. Tanz⸗Muſik. Muͤſſen Tanzfäle 
und Tanz⸗Huͤtten mit gehoͤriger Vorficht 
beleuchtet werden, daher unter einer 
Strafe von 3 fl., wenn Muſik darin ge⸗ 
halten wird, ohne jederzeit der Polizei 
bievon anzuzeigen, ſ. Tanzmuſiken. 

18. Straßen. Hinderniffe 
dur Wägen. Dürfen weder bela- 
dene, noch leere Heu⸗ und Strohwägen 
auf der freien Gaſſe unter Strafe von 
1 Rthle. für jeden Wagen über Nacht 
er bleiben, fiehe Straßen : Ber: 


19. Kadtlager in Stallun- 
gen. Sol in den Stallungen außer 
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den in wirklichen Dienſten ſtehenden 

Kutſchern und Knechten Niemand über 

Nacht unter Strafe von 3 fl. aufgehal⸗ 

ten werden. 

20. Gaſt- und Kaffeehäufer. 
Müffen die äffentlihen Gaſtörter und 
Kaffeehäufer unter Strafevon 10 Rthlr. 
zu gefeßter und Fe Fer Zeit 
geſperrt fein, f. O alten. 

1) Gaſt⸗, Kaffee und Wirthshäuſer 
tönnen bis 10 oder 11 Uhr Abende 
offen bleiben. (Hfd. v. 3. 3an. 1772.) 

2) In Erwägung, daß auf dem Lande 
a) wegen geringenPolizei⸗Perſonales 
auf die Gafthäufer feine fo genaue 
Aufficht, als in der Haupiſtadt ger 
pflogen werden kann, b) der Zanz 
gleih nad dem nadhmittägigen Got⸗ 
tesdienft anzufangen pflegt, und 
ce) die übermäßigen Berlängerungen 
der Zanzmufil zu Raufhandeln und 
zur Unfittlihkeit Anlaß geben, kön⸗ 
nen die Gaſt- und Tanzhäuſer auf 
dem Lande au ohne befondere Be- 
willigung bis um 11 Uhr Nachts 
offen gehalten werden, und ift für 
die Bewilligung der längeren Offen: 
haltung derfelben, welche jedoch nicht 
länger als bis 1 Uhr nah Mitter- 
nacht zu eriheilen, jedesmal der Be- 
trag eined zum Belten ded Armen- 
Inftitutes des Orts gewidmeten 
Groſchens zu entrichten. Die dawi⸗ 
derhandelnden Wirthe follen zur un: 
nachfichtlichen Strafe gezogen wer- 
den. (Bdg. v. 13. Febr. 1794.) 
21. Auf der GaſſeSchlafende. 

Sind Schlafende in offenen oder leeren 

Hütten, unter Thorwegen, oder auf 

freier Gaſſe, auf die Seite zu ſchaffen, 

wo aber bei ſelben zugleich Verdacht 
mit verbunden iſt, derlei Leute der Be⸗ 
börde einzuliefern. 

22. Beleuchtung. Iſt alle Be⸗ 
ſchädigung der Laternen unter Strafe 
von 5 Rthlrn. verboten, fiehe $. 317 
dee St. ©. 2. 
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23. Nachtmuſik und Lärm. 
Bleibt die türkifche und andere Muſik 
zur Nachtzeit ohne vorher erhaltener 
Erlaubniß, fowie überhaupt aller Nacht⸗ 
lärm unter den, den Umftänden nad 
feftgefeßt werdenden Geld» oder Leibes⸗ 
trafen verboten. 

24. Hunde-Einfperren. Sind 


‚in Anfehung der Hunde die hierwegen 


bereits kundgemachten Verordnungen _ 
unter den in jelben ausgemeffenen Stra- 
fen aufs genaneftezu beobachten. Nebft- 
dem ift fein Hund, fobald es finfter 
wird, aus dem Haufe zu belafjen, fon» 
dern, wenn er auch mit einem Hald« 
bande verfehen wäre, al& herrenlos au- 
zufehen, damit das Publicum durd) das 
Heulen der audgefperrten Hunde nicht 
beunrubiget würde. Siehe $$. 391, 
392 St. G. B. 

II. Zu verſchiedenen Zeiten. 

25. Herabfallensverhütung. 
Sind Blumen und andere Gefirre 
vor den Fenſtern unangebunden nicht 
zu dulden, |. $. 426 des St. G. 

26. Ueberfhwemmung. Muß 
das Steigen der Flüffe wohl beachtet, 
und in jedem nöthigen Falle der Ber 
hörde angezeigt werden, damit der 
Uebergang über Brüden zur rechten 
Zeit gefperrt, und in dennaheliegenden 
Häufern wegen Rettung der Keller und 
allenfall® anderer Geräthſchaften das 
Noͤthige fhleunigft veranlaffet werden 
könne. 

27. Ertrinteng » Gefahr im 
Sommer. If im Sommer das Ba: 
den der Kinder und auch erwachlenen 
Leute in den Flüffen, Zeichen, Bächen 
und Mühlgräben , fo wie das Spielen 
der Kinder nahe am Maffer und auf 
öffentlihen Straßen, befonders bei der 
Dämmerung und zur Nachtzeit verbo- 
ten, wie denn die beiretenen erwachſe⸗ 
nen Leute mit 1 Rthlr., die Kinder 
aber mit Schillingen, und deren Aeltern 
und Bormünder nach Umftänden jcharf 
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geftaft werden, fiehe $. 338 des St. 
.B. 


28. Schie ßen und Feuerge 
wehre. If unter Strafe von 4 fl. 
mit Feuergewehr ſowohl, ald mit Wind» 
büchſen und Blasröhren in der Stadt, 
oder vor den Thoren, auf den Land⸗ 
ſtraßen zu ſchießen, wie auch an ſolchen 
. Dertern Feuerwerke, von mas immer 
für Art, zu machen verboten. Das Aufs 
ziehen mit geladenen Gewehren bei 
Proceffionen und Umgängen, wie auch 
alles Schießen bei Hochzeiten, Kindes- 
taufen oder andern Berfammlungen 
zwifchen den Häufern, deögleichen an 
dem PVorabende und Abende des Io: 
bannistages, das fogenannte Spring- 
oder Zuftfeuer bei den Häufern , oder 
auch in einem entfernten Orte, foll bei 
Abnehmung der Gewehre oder fonftiger 
Strafe verboten fein. (Hfd. v. 6. Juli 
1752.) 

29. Andachten. Sind fpäte An- 
dachten auf der Straße und in Privat- 
häuſern nicht erlaubt, die Abhaltenden 
aber fogleich der Behörde anzuzeigen. 

30. Staub» Verhütung. Es 
fol im Sommer, wenn es nothwendig 
ſcheint, vorden Häuſern, beſonders aber, 
wenn gekehrt wird, aufgeſpritzt werden. 

31. Kinder-Herumlaufen. Sf 
das Proceſſiongehen der Kinder, ſowie 
auch das Herumgehen in den fogenann- 
ten Dreilönigd- und Nicolai- Kleidern 
nicht zu geftatten. 

32. Eßwaaren. Sollen unge- 
nießbare und ſchädliche Marktfeilfchaf: 
ten, ungefunde und alle unbelannte 
Schwämme, unzeitiges Obft, faule 
Fiſche, unreines und ungefundes Fleich 
u. dgl. nicht zu Markte gebracht und 
verfauft, das Betretene in Befchlag ge⸗ 
nommen und vertilgt, die Verkäufer 
aber noch inebefondere nach Umftänden 
geftraft werden. 

33. Ertrinktens - Gefahr im 
Winter. Wird das Schleifen auf dem 
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Eife, in Gaſſen und auf Pläßen, fowie 
auch außerdem an gefährlihen Orten, 
dann das Mandeln über Eis, befonders 
bei aufthauendem Wetter, nicht geftat- 
tet. Siehe 8. 338 St. ©. 

34. Schanfpiele, dann Tanz— 
und Fehtfhulen. Sind gezahlte 
Hauskomödien, fowiedie abzuhaltenden 
Baͤlle an öffentlichen und Privatörtern 
ohne erhaltene Erlaubniß, dann auch 
die Tanz⸗ und Fechtlectionen von un⸗ 
befugten Leuten unter Strafe von 10 
Rthlrn. verboten, ſ. Haustheater. 

Da nach den beſtehenden Verordnun⸗ 
gen die Poſſenſpiele und ertemporirten 
Stüde durchaus verboten find, und 
überhaupt ohne der Kreisämter befon- 
dere Erlaubniß Feine öffentlihen Schau⸗ 
fpiele auf dem Lande aufgeführt wer- 
den dürfen, fo wird auf ausdrüdlichen 
höchſten Befehl den Kreisämtern wies 
derholt eingefhärft, daß Leine andern, 
als die von ihnen gutgeheißenen Stüde 
und nirgends ohne ihre befondere Er- 
laubniß einige Schaufpiele aufgeführt 
und überhaupt der zu großen Verbrei⸗ 
tung der Schauſpielſucht Schranken 
gefeßt werden follen. (Bdg.v. 24. Febr. 
1786, f. Theater.) 

35. Spielverbot. Sind die in 
dem bereits kundgemachten Spielpa- 
tente enthaltenen Hazardipiele unter 
dem in demfelben feftgefeßten Strafen 
ernftlih unierfagt, nämlih Pharao, 
Baflet, Würfel, Baſſadicci, Landsknecht, 
Quindici, Trenta, Quaranta, Raufchen, 
Färbeln, Straſchak, Sincere, Brenten, 
Molina, Walaho, Macao, Halbzwölf, 
(Mezzo duodeci), Vingt-un, u. dgl., 
unter was immer für einem Namen die 
Spielſucht zur Bereitlung des Geſetzes 
diefelben bereits erfunden habe, oder 
nod erfinden mag. Siehe $. 522 des 
St. G. B. und Spiele. 

36. Aberglaube. Muüffen aber 
gläubifhe Mißbräuche, ald, Sonne 
wendfeuer-am Johannis und Walbur⸗ 
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gie⸗Vorabende, und in Läffelnächten 
allerlei Unfug anf Kirch⸗ umd reuzwe⸗ 
gen, nit minder das Ricolai- und 
Dreilönigfpiel,, und alle Schapgräbe- 
veien und Beſchwoͤrungen nicht geſtat⸗ 
tet, und Die Webertreter zu der den Um⸗ 
ſtänden nad) anzumefienden Beftrafung 
der Behörde angezeigt werden. 

37. Baume ausftellen. IR das 
Gehen der Bäume in dem Monate Mai, 
dann bei den Hütten, Kirchen, Proceſ⸗ 
fionen und am Kirchweihtage, unter 
3 fl. Strafe nicht zu geftatten. 

88. Deffentlihe Luſtbarkeit. 
Bleiben in verbotenen Zagen alle öf- 


fentliche Luftbarkeiten, und zwar unter 


Strafe von 10 Rthlru. verboten, fiehe 

Lufkbarleiten, Zanzmufiten. 

39. Wochenmarkt. Darf in den 
Wochen⸗Markttagen das Getreide nur 
auf dem beſtimmten Marktplatze ver- 
kauft und gekauft werden. 

40. Beuerverhütung. If bei 
ftartem Winde das Kaftanien- und Bra, 
telbraten oder Kochen, dann Erbſenroͤ⸗ 
ſten auf der Gaſſe verboten, das Hol; 
in den Defen zu börren, wird unter 
Strafe von 10 Rthlrn. verboten, wos 
durch ſchon manches euer entftanden 
ift, f. 8. 448 des St. ©. 

IV. An Sonn» und Reiertagen. 
41. Spiel und Tanz. Darf die 

Mufit, fowie das Kegel» und Billard» 

fpiel vor 4 Uhr Nachmittags unter 

Strafe von 10 Rihlen. nicht angefan- 

gen werden. 

1) Schaufpiele follen an Sonn» und 
Feiertagen nicht eher als Abends 
um 7 Uhr angefangen werden. Aud 
haben an gedachten Zagen alle Com⸗ 
miffion-Abhaltungen in nicht drin- 
genden Gefchäften, oder Baftmahle, 
Öffentliche Spaziergäuge bis 4 Uhr 
Nachmittags, Spazieren , Reifen u. 
dgi.den meiften Theil des Tages hin, 
wegnehmende Luftbarkeiten und Be⸗ 
ſchaͤſtigungen gängli zu unterblei- 
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ben. (Hofdecret vom 8. Jänner 

1772.) 

2) An Sonn- und Feiertagen foll die 
Offenhaltung der Gaſt⸗, Schänk⸗ 
umd Kaffeehäuſer immer geduldet, 
und lediglich darauf geſehen werden, 
daß keine Art von Spielen, mit In⸗ 
begriff des Billarde, vor 4 Uhr Rach⸗ 
mittags dafelbft angefangen werde. 
(Hfd. v 3. Det. 1785), ſ. Sonn⸗ 
und Feiertagsheiligung. 

42. Wägen⸗-Packen. If das 
Auf und Abyaden der Fracht⸗ und 
fhweren WBägen unter Strafe von 
1 Rthlr. verboten. 

43. Braten auf der Gaſſe. 
Das Kaftanien-: und Bratelbraten, dann 
Erbfenröften auf der. Gaffe ift unter 
Strafe von 1 Rthlr. verboten. 

44. Kirhenhandel. Dürfen die 
Ständeln bei Kirchen mit Gebeteln und 
Bildern unter Strafe von 2 Rthlr. nicht 
aufgemacht werden. 

45. Palmzweig. It am Palm» 
fonntage der Verkauf der Balmzweige 
unter Strafe von 1 fl. verboten. 

46. Arzneigewölbe und Pe 
rückenmacher. Können Perückenma⸗ 
chergewoͤlbe unter Strafe von 10 Rthlen. 
nur bis 11 Uhr Vormittags offen ſein, 
und nach 4 Uhr Nachmittags; Apothe⸗ 
ten und Barbiergewölbe aber koͤnnen 
auch in allen Sonn» und Feiertagen den 
ganzen Tag hindurch offen bleiben. 

47. Schnittwaaren⸗Verkauf. 
Müffen Handlungdgewölbe, in welchen 
Schnittwaaren verkauft werden, unter 
der gleichmäßigen Strafe zugemacht fein, 
jene ausgenommen, in denen die Par⸗ 
teien zugleich wohnen, welche jedoch 
ohne die mindefle Auslage einer Waare 
wenigftend zur Hälfte, das ift mit einem 
Tenfterladen gefperrt fein follen. 

Das Geſetz, welches die Auslegung 
der Kauf⸗ und Kramerswaaren an Sonn» 
und Feiertagen unterfagt , ift genau 
zu befolgen. (Bdg.v. 16. Juni1796.) 
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48. Gewuͤrzgewoͤlbe. Sind die 
Gewürzgewölbe blos während des 


Haupt » Sottesdienfted gefperrt zu 
laffen. j 
49. Paͤcke⸗Tragen. If Waͤſche, 


oder fonft andere große Päde zu tra⸗ 
gen unter Strafe von 1 Rthle. verbo⸗ 
ten. Die mit Poſtwägen oder Ertrapoft 
Reifenden und die bei dem Boftwagen- 
amte angeftellten Leute follen vom Ge⸗ 
feße wegen verbotener ſchwerer Tragung 
an Sonn. und Feiertagen befreit, und 
ihnen auch an diefen Tagen die Aufs 
packung und Uebertragung der Bagage 
geftattet werden. (Hfd.v.3.März 1775.) 
50. Eß wa aren. Dürfenan Sonn- 
und Feiertagen bis 9 Uhr nur folgende 
Feilfhaften unter anfonft erfolgender 
Eonfiscation verkauft werden, ale: 
Brot, Kipfel (Hörmel), Brezeln, Sem; 
meln, Fifche, Eier, frifches u. geſelchtes 
Fleiſch, Ingeweid, Brat-, Leber- und 
andere Würfte, grüne Waaren, Milch, 
faure® Kraut, Rüben, Rettih , Köften, 
Rüffe u. dgl., jedoh ohne Ausftellung 
eines Zeichens, auch dürfen die Käs- 
und Butterhändler zu diefen Stund 
offen halten. | 
51. Tabak und Obſt. Kann der 
Tabak und das friſche Obſt an Sonn- 
und Feiertagen, und Nachmittags außer 
der Zeit des Gottesdienftes öffentlich, 
während des Gottesdienftes aber nur 
in den Ginfäpen und unter den Haus⸗ 
thüren, unter Confiscationsſtrafe, ver⸗ 
kauft werden, ſ. Tabakverſchleiß. 
52. Lebzelter und Ausrufer. 
Koͤnnen Lebzelteln und Wachs, dann 
Honig vor und nach dem Gottesdienſte, 
Kerzen aber im Sommer um 6 Uhr, 
im Winter um 4 Uhr des Nachmittags 
verkauft werden, das außer diefer Zeit 


Betretene unterliegt der Confiscation. 


Unter Strafe von 1 fl. wird an Sonns 
und gebotenen Peierlagen den ganzen 
Tag hindurch all öffentliches Ausrufen 
verboten, ſ. Lebzelter. 
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53. Fleiſch und Obſtverkauf. 
Sollen am neuen Jahres » Ehrifttag, 
Oſter⸗ und Pfingftfonntage, die Fleiſch⸗ 
bänte nicht offen fein, und die Debftler 
in den Einfägen unter Strafe von 10 
Rthlrn. nichts verkaufen. 

54. Bahshändler. Können am 
Allerheiligen» und Lichtmeßtage die 
Bahshändiler und Wachslerzler offen 
halten, doch ohne Auslage und mit 
geblendeten Läden, und dieſes Lebtere 
unter anfonft zu erfolgender obigen 
Strafe. Alle diefe Berordnungen grün- 
den fi auf die in Sachen beftehenden 
Generalien, und find auf die diesfälli- 
gen Uebertretungen gegenwärtig die 
angemeffenen Geldſtrafen feftgefeht wor: 
den, mit welchen jeder diefen Berord- 
nungen zuwider Handelnde ohne Nach⸗ 
figt angefehen werden wird. Wie nun 
öfters aber mehr beſchwerende Umftände 
bei den Zuwiderhandlungen eintreten, 
fo werden auch nach Befund diefe Stra- 
fen vermehret , fo wie fie dagegen bei 
den dieliebertretung erleichternden Um- 
fländen gemindert werden. Wobei 
ſchließlich noch bekannt gemacht wird, 
daß, wenn ein Uebertreter die Geldſtra⸗ 
fen zu erlegen nicht vermögend fein 
ſollte, fondern derfelbe für jeden Gulden 
mit einem eintägigen Arreſt, oder den 
Umftänden nach mit andern körperlichen 
Strafen belegt werden würde. 

Borftehende,, die Polizeianftalt in 
Prag betreffende Ordnung ift den Städ- 
tern mit dem Beifape zuguftellen, daß die 
Magiftrate auf deffen Befolgung die ge» 
naue Auffiht tragen, und zu Folge 
Hofdecrets vom 11. d. M. die einge 
henden Strafgelder nirgends anders 
wohin, als zum Polizei⸗Fond, und 
zwar auf beffere Pflafter- und Säube- 
rung der Gaſſen, allenfalls auch auf 
Bermebrung der Beleuchtung verwen» 
den follen. Dem Kreisamte wird aber 
au obliegen, felbf auf die genaue Be⸗ 
folgung diefer Verordnung eine ſtete 
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Aufmerkſamkeit zu tragen, und die Vor⸗ 
kehr zu treffen, damit befagte Berord- 
nung duch die Magiftrate öfters re⸗ 
publicirt und die eingehenden Straf« 
gelder gehörig verrechnet würden. (Bol. 
Drd. für Brag vom 30. April 1787, 
kundgemacht mit Ddg. vom 25. April 
1787. Ktop. Gef. Joſ. 13. B. S. 346.) 

Polizei⸗Orduung. Unterricht 
für die Richter und Geſchwor— 
neninPolizei-undSicherheits— 
ſachen in Böhmen. 

1. Abtheilung. Den Richtern und 
Geſchwornen in den Dorfihaften wird 
unter perfönlicher Verantwortung zur 
Pflicht gemacht, genau bierauf zu was 
hen, daß 

1. fein Gebäude aufgeführt, 
oder größere Bau» Reparaturen 
vorgenommen werden, welche nicht vor⸗ 
ber von dem vorgeſetzten Amte bewil- 
ligt werden, und wenn ohne diefe Be 
willigung ein Bau oder größere Repa- 
ratur dennoch eigenmädhtig vorgenom- 
men werden follte, fogleih, und eben 
fo in dem Falle, wenn von der vom 
Amte genehmigten Bauart abgewichen 
wird, dem Amte die Anzeige hiervon 
zu maden; 

2. daß die Brunnen- und Kel- 
lertiefen und andere gefährliche Orte 
gehörig befchränkt oder bedeckt werden; 

3. daß die Fußſteige an gefähr- 
lien Orten, Gräben oder Abgrün- 
den mit dem nöthigen Geländer ver- 
wahrt bleiben; 

4. daß alle Gegenflände, woran 
Semand zur Nachtzeit verunglüden 
fönnte, weggeraumt, dann nahe an 
den Öffentlihen Straßen, befonders im 
Sommer, Aeſer oder anderer Unrath 
zur Bermeidung ſchädlicher Ausduͤn⸗ 
flungen nicht geduldet werden. 

5. Haben die Richter und Gefhwor- 
nen darauf zu ſehen, daß Kranke bei 
Zeiten die Hilfe des Arztes fuchen, 
und ſich nit von Quackſalbern oder 
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Pfuſchern behandeln laſſen, daß anſte⸗ 
ckende Kranke moͤglichſt abgeſondert, 
dann daß die Betten und Kleidungs⸗ 
ſtuͤcke der an ſolchen Krankheiten ſter⸗ 
benden Perſonen ſogleich gut gereinigt 
werden. Jeder Ausbruch von Men- 
[henblatterniftungefäumt dem vor- 
gefeßten Amte anzuzeigen. Diefe Anzeige 
ift auch in dem Falle ſogleich zu machen, 
wenn in einem Orte, nad der ver 
ſchiedenen Größe des Ortes 4, 6—8 
Perfonen mit der nämlichen Krankheit 
behaftet werden. Auch haben die Rich⸗ 
ter zur Bewirtung der vor Blattern 
ſchützenden Kuhpodenimpfung auf die 
Dorfinfaffen möglihft einzuwirken. 

6. Haben Richter oder Geſchworne 
hierauf zu wachen, daß die vorgeſchrie⸗ 
bene Todtenbefhau bei jedem Tos 
desfall vorgenommen, Leichen nicht vor 
48 Stunden, und nur dann, wenn der 
Arzt bei epidemifchen oder einzelnen 
Krankheiten es nothwendig findet, in 
24 Stunden begraben, die Leichen auch 
nicht länger in der Todtentammer be- 
laffen, endlich ſtets in der gehörigen 
Ziefe von wenigſtens 5 Schuhen ein- 
gegraben werden. 

7. Haben Richter und Gefhworne 
bierauf zu wachen, daß die Fleiſſch⸗ 
beſchau in jenen Orten, wo Fleiſch⸗ 
bauer beftehen, vorgenommen, daß das 
Fleifh vom Franken Biehe und andere 
der Geſundheit nachtheilige Eßwaaren 
nicht verkauft oder genofjen werden. 

8. erden bei Jemandem Spuren 
einer Rarrheit oder Sinnenver- 
wirrung bemerkt, fo haben die Rich⸗ 
ter und Gefchwornen fogleich dem vor⸗ 
gefebten Amte hiervon die Anzeige zu 
machen, zugleich aber die genaue Ver⸗ 
wahrung desfelben einzuleiten, damit 
er nicht ſich felbft oder andere beſchä⸗ 
digen Tönne. ; 

9. Haben die Richter und Geſchwor⸗ 
nen das Badenin Flüffen nur an 
beftimmt bezeichneten nicht tiefen Or⸗ 
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ten, da3 Schleifen auf feichtem Eife, 
und bei auftbauendem Wetter aber gar 
nicht zu geflatten. 

10. Haben diefelben bei eintreten» 
den anſteckenden Viehkrankhei— 
ten darauf zu ſehen, daß das kranke 
Vieh von dem geſunden abgeſondert 
werde, und wenn in dem Orte, nach 
deſſen verſchiedener Groͤße, 4, 6 bis 8 
Thiere von der nämlichen Krankheit bes 
fallen werden, hiervon fogleich die An⸗ 
zeige an das vorgefeßte Amt zu er 
ftatten. 

11. Auf die Ausrottung herrenlo⸗ 
fer Hunde ift befonderd zu wachen, 
weil ſolche aus Abgang ordentlicher 
Nahrung der Wuth am erften ausge: 
febt find. 

12. Hunde, welde der Wuth ver- 
dächtig find, und weder Menfchen noch 
Thiere befhädigt haben, find jchleu- 
nigft zu tödten, in dem Falle aber, 
wenn fle einen Menfchen oder ein Nutz⸗ 
thier befchädigt haben, infofern man 
ihrer ohne Gefahr habhaft werden kann, 
wo möglich einzufangen, an einem ſiche⸗ 
ren wohlverwahrten Orte forgfältig ein- 
zufperren, an eine Kette zu legen, und 
unter genauer Handhabung der nöthi« 
gen Vorſichtsmaßregeln zu beobachten. 
Iſt man von der Wuth überzeugt, fo 
müffen die wüthigen Hunde und die 
von ihnen gebiffenen Thiere fhnell ver- 
tilgt, und die vom Geifer oder Blute 
diefer Thiere befleckten Stellen mit als 
ler Borficht gefäubert werden. Kür die 
hierbei gebiffenen Menfchen ift fchleu- 
nige ärztliche Hilfe zu fuchen, bei Ente 
dedung eines der Wuth verdächtigen 
oder wüthigen Hundes aber ſtets hier: 
von und von allen hierbei ſich ereignen» 
den Borfällen fogleih dem vorgefeßten 
Amte die Anzeige zu maden, endlich 
hierbei fo wie bei allen allgemeinen 
Krankheiten der Menfhen und Thiere 
auf die genaue Befolgung jener Bor- 
fhriften zu wachen, welche die zur Un» 
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terfuhung der anſteckenden und epides 
mifchen Menſchen⸗ und Thierkrankhei⸗ 
heiten, dann von Wuthoorfällen abge⸗ 
orbneten Aerzte zur Vermeidung eines 
weiteren Unglüds für nothwendig er 
achten. 

13. Zur Abwendung einer 
Feuersbrunſt und der üblen Folgen 
derfelben haben die Richter und Ges 
ſchwornen genau hierauf zu wachen, 
dag in Stallungen und Scheuern fein 
Licht frei ohne Laterne, am wenigften 
aber brennende Holzipane gebraucht, 
darin Niemandem ein Nachtlager gege⸗ 
ben, daß in felben fein Tabak geraucht, 
und an den Häufern oder der Straße 
feine Feuerhaltung geduldet, ebenfo das 
Schießen und Raketen⸗-Abbrennen bei 
Luftbarkeiten und bei der Feier des Jos 
hannisfeftes in den Dörfern, und in der 
Nähe feuergefährlicder Gegenftände, fo 
wie das Schießen bei Hochzeiten nicht 
geftattet, alle Leicht fenerfangenden Mas 
terialien gehörig verwahrt, dann daß 
die Rauchfänge und Herdftätten öfters 
gereinigt und gegen die Feuergefahr 
fiher geftellt, endlich die Feuerlöſch⸗ 
Geräthſchaften ftetd in gutem brauch⸗ 
baren Stande erhalten werden. Aud 
ift das Verbot, am 1. Mai und bei ähn- 
lien Volksfeſten Bäume zu beſchädi⸗ 
gen, und ſolche, oder Aeſte in den Dör- 
fein aufzuftellen, genau handzuhaben. 
Bei Ausbruch der Feuersbrunft ift ſo⸗ 
gleich Lärm zu machen, unter ftrengfter 
Strafe und Erfab des Feuerſchadens 
nad Maß des Vermögens aber nie der 
Brand zu verheimlihen, fondern hier 
von fogleich mit gefliffenen Boten die 
Anzeige an das vorgefegte Amt zu ma⸗ 
hen; unter Einem find Boten in die 
naͤchſten Ortſchaften mit der Aufforde- 
zung zur Hilfeleiftung abzuſenden, die 
zur Loͤſchung beftimmten Dorfbewohner 
zum Löſchen aufzufordern, den Weis 
bern und Mägden einzubinden, zu 
Haus zu bleiben, um, wenn es nöthig 
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wird, das Vieh in den Stallungen ab» 
znlöfen, welches fodann der Biehhirt 
mit Beihilfe einiger zum Loͤſchen un⸗ 
brauchbaren Individuen baldmöglichſt 
aus dem Drte auf das Feld zu treiben 
und in Sicherheit zu bringen hat. End⸗ 
lich iR bei dem Löfchen die zweckmäßige 
Drdnung zu beobadhten, und wenn es 
nothwendig wird, die Abtragung eini- 
ger Daher oder Riederreißung eines 
Haufes ohne Verzug zu bewerkitelligen. 

14. Sind bei einer ausbredhenden 
Teuersbrunft Spuren einer vorfägli- 
ben Feueranlegung vorhanden, fo ha- 
ben die Richter und Gefhwornen fo- 
glei die Bermuthung und die Gründe 
des Verdachtes dem vorgefebten Amte 
anzuzeigen, den Verdächtigen, wenn er 
im Orte ift, genau beobachten zu laf- 
fen, bei vorhandenen Beweifen der 
Keueranlegung aber den bekannten 
Thäter feftzubalten und dem Amte zu 
üderliefern, oder, wenn er nicht be- 
kannt ift, denfelben möglihft auszu⸗ 
forſchen. 

U. Abtheilung. Abwendung 
der Gefahren des Lebens und 
Eigenthbumes, und Berlegung 
desfelben durch vorſätzliche 
Bos heit. Hieher gehören Diebftähle, 
Selbſtmorde, Meuchelmorde, Schläge⸗ 
reien, Tumulte und vorſätzlich ange- 
legte Feuersbrünſte. Zur Abwendung 
derſelben iſt es unumgänglich nothwen⸗ 
dig, daß die Richter und Geſchwornen 
auf die Beſeitigung gefhäftslofer, her⸗ 
umvagirender Menfchen, worunter vor⸗ 
züglich unbefugte Hauſirer, Liederkraͤ⸗ 
mer, Bänkelfänger, Marionettenſpieler 
u. f. w. gehören, auf das genauefte 
wachen und vorzüglich darauf jehen, 
daß 

15. weder in den Wirthshäuſern 
no bei den einzelnen Hausbeſitzern 
paßlofe oder ausweisloſe Menfchen 
aufgenommen oder geduldet werben; 
weshalb öftere Rachſicht in den Wirths⸗ 
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häufern und in den einzelnen Han- 
fern zu pflegen, bei Entdedung ei- 
nes Dagabunden, paßlofen Menſchen 
oder fremden Bettlers folcher fogleich 
in das vorgefeßte Amt einzuliefern, 
endlich auch jene Dorfsbewohner, welche 
ſich duch ihr Benehmen verdächtig ma⸗ 
hen, durch vertraute Dorfsinfafen zu 
überwachen find; 

16. daß die Nachtwachen genau 
gehalten, und verbädhtige Menfchen 
von denfelben angehalten, und zu die- 
ſem Zwede die Nachtwächter öfters 
von den Richtern und Geſchwornen un⸗ 
vermuthet überrafcht werden. 

17. Haben die Richter und Geſchwor⸗ 
nen darauf zu wachen, daß an Sonn 
und Feiertagen während des Got- 
tesdienftes nicht gefchänkt, und wäh- 
vend des Hauptgottesdienftes Kramlä⸗ 
den nicht offen gehalten, und nichts, 
was den Gottesdienft flört, unternom> 
men werde. 

18. Daß die Spielverbote ge- 
nau beobachtet, und in den Schänfen 
echt zimentirte.Gläfer gebraucht werden. 

19. Bei Vorfall eines Diebftahle 
haben die Richter und Geſchwornen 
biervon fogleich dem vorgefehten Amte 
Die Anzeige zu machen, welches fie auch 
bei einem eintretenden Verkaufe der für 
entwendet vermutheten Gegenflände 


mit Anhaltung und Begleitung des 


Derläufers an das Amt zu beobachten 
baben. 

Bei einem Selbftmorde if, wenn 
noch Lebenszeichen vorhanden find, ſo⸗ 
gleich der nächſte Arzt zu holen und 
ungefäumt dem vorgeſetzten Amte Die 
Anzeige zu machen, weldes auch bei 
einem verfuchten aber nicht vollbrach⸗ 
ten Selbftmorde zu gefhehen bat; wo: 
bei zu bemerken ift, daß Gehängte ſo⸗ 
gleih abgefchnitten werden müffen. 

21. Bei Mordthaten müflen die 
Richter ſogleich einen Arzt holen laffen, 
und wenn der Thäter befannt ift, fol- 
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Ken an das Amt mit Anzeige der 
Mordthat einliefern, zugleich aber im 
jenem Kalle, wenn der toͤdtlich Ver⸗ 
wundete oder Ermordete noch durch 
Worte oder Zeichen ſich verftändlidh zu 
machen fähig ift, mit Zuziehung der 
Geſchwornen und zweier Dorfsinfaffen 
denfelben über die zur Entdedung des 
Thäterd führenden Umftände und In⸗ 
zihten fogleih einvernehmen, und deſ⸗ 
fen Ausfage mit Angabe der beigezo- 
genen Zeugen dem Amte genau anzei- 
gen, um dem Gerichte die Unterfuchung 
und Entdedung des Thäters, welche 
oft wegen nicht mehr möglicher Einver- 
nehbmung des Grmordeten vereitelt 
wird, zu erleihtern. Das Nämliche ift 
auch bei einem mit einem Raube vers 
bundenen Meuchelmorde zu beobachten. 

22. Sälägereien und Tu 
multe, welde oft zu großen Unglücks⸗ 
fällen Anlaß geben, müffen die Richter 
gleih anfänglich beizulegen traten, 
daher die Haupturheber entfernen und 
die übrigen duch Zureden zur Ruhe 
bringen. Diesfalls haben auch die Rich⸗ 
ter bei großem Zufammenfluffe des 
Volkes, ald: bei Kirhtägen, öffentli- 
hen Luftbarkeiten u. f. w. thätig zu 
wirken, damit Streitigkeiten gleich bei 
der Entftehung beigelegt werden, vor⸗ 
züglich aber hierauf zu wachen, daß an 
folden Zagen, wo Zanzmufiten verbo- 
ten find, folde nicht abgehalten und 
überhaupt flets die Schänken nicht über 
die vorgefchriebene Zeit offen gehalten 
werden. 

23. Hinfichtlich der vorfäßlidhen An⸗ 
legung der Feuersbrünfte haben die 
Nichter fih nah der Vorſchrift des 
8. 14 der I. Abtheilung diefer Inftrucs 
tion zu benehmen. 

II. Abtheilung. Abwendung 
der Gefahren und PBerlegung 
des Lebens oder Eigenthbumes 
durch Zufälle. 

24. Wenn Jemand ertrinkt, erfriert, 
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erſtickt, oder ſonſt durch einen Ungluͤcks⸗ 
fall mit dem Tode bedroht wird, iſt 
Alles zu ſeiner Rettung anzuwenden, 
daher ſogleich aͤrztliche Hilfe zu ſuchen. 

25. Aus dem Waſſer gezogene Per⸗ 
ſonen dürfen nicht jähe auf den Kopf 
geftürzt werden; fondern fie müffen auf 
ein Brett gelegt, auf demfelben von 
einigen Menfchen feitgebalten und dann 
fammt dem Brette mit aller Vorficht 
langfam mit dem Kopfe abwärts ge- 
neigt werden. 

26. Erfrorne ‚dürfen nicht fogleich 
in geheizte Stuben gebradht werden. 
Wohl aber ift es ſehr nüblich, ſie fo- 
gleich mit Schnee oder Eis zu reiben. 

27. Um die üblen Folgen der Über- 
ſchwemmungen zu verhindern, müf- 
fen, fobald Flüffe und Bäche unge 
wöhnlich anfchwellen, die Brüden und 
Wege gut verwahrt, das Fahren und 
Gehen durch den Strom mittelft Aus 
ftedung einiger Zeihen, auch im er- 
forderliden Kalle dur Aufftellung eines 
Waͤchters an den gefährlichften Orten ein- 
geftelt, und die Inwohner ermahnt wer: 
den, in der Nacht wach zu bleiben. Bei 
zunehmender Gefahr der Ueberſchwem⸗ 
mung find die derfelben am meiften 
ausgefebten Dorfsbewohner, fowie die 
Knaben und Kinder, auch das Zug- 
und Melkvieh an fiheren Orten unters 
zubringen. Wird das Dorf oder die 
Gegend wirklich unter Waſſer gefebt, 
fo muß für die Berbindung mit den be- 


nachbarten Ortfchaften nah der Lage 


des Ortes und der Umgebungen gleich 
geforgt werden. Auch muß auf die Muͤl⸗ 
ler: und Waſſerwerke gewacht werden, 
damit in folden Fallen dur Aufzie- 
hung der Schleußen dem Waſſer der 
nöthige Abflug verſchafft, auch nie das 
Mafler bei diefen Werken zu hoch ge- 
fhwellt, oder hierbei nachtheilige An- 


-ordnungen vorgenommen werden. Im 


eintretenden Kalle haben die Richter ſo⸗ 
gleich dem vorgefegten Amte zur Abs 
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hilfe hiervon die Anzeige gu machen. 
Da nicht alle Falle, welche die befon- 
dere Auffigt und Wirkſamkeit der Rich⸗ 
ter und Gefhwornen fordern, aufge. 
zahlt werden können; fo wird den Rich» 
tern und Gefhwornen überhaupt noch 
zur Pflicht gemacht, ſich zu beftreben, 
Ruhe und Eintracht im Drte zu erhal- 
ten, die Verſorgung der Ortsarmen 
fih befonders angelegen fein zu laflen, 
vorzügli aber hierauf genau zu wa- 
hen, daß nicht paßlofe Fremde und 
Bettler fi einfhleihen, oder auch die 
Dorfsbewohner betteln, daß den Rich» 
tern bei jeder Aufnahme eines Fremden 
fogleid von den ihn aufnehmenden 
Dorfsinfafien die Anzeige gemacht 
werde, damit die Richter foldde dem 
Amte gehörig anzeigen und das Be⸗ 
nehmen ded Fremden beobachten koͤn⸗ 
nen, fo wie auch den Richtern und 
Geſchwornen obliegt, auf das Beneh⸗ 
men der Dorfbewohner überhaupt ge- 
nau aufmerkfam zu fein, und alle dies- 
fälligen Wahrnehmungen ihrem vorge⸗ 
fegten Ante mitzutheilen. (Bdg. des 
böhm. Landesgub. von 29. Apr. 1830 
3. 17495. Krop. &. 56. Bd. Rr. 110. 
Diefe Inftruclion wurde den Kreisäm⸗ 
tern zur Vertheilung und genauen 
Handhabung mitgetheilt. Bong. des 
böhm. Gub. vom 17. Juni 1830 
3. 22951. Prov. &. ©. für Böhmen. 
12. Bd. Rr. 150.) 

Polizei: Rayon, fiche Polizei: 
Bezirk. 

— — Eintheilung desfelben, ſiehe 
Dolizei: Behörden, Grundzüge der 
Organifation $. 17. 

Polizei⸗Reglement für die Elbe⸗ 
und Moldau Schifffahrt, ſiehe Elbe: 
Schifffahrt. 

Polizeiwache. Unterricht für Rich⸗ 
ter und Geſchworne, ſ. Polizei⸗Ord⸗ 
nung. 
lizeiftunde für die Sperrung 
der Gaſt⸗ und Kaffeehäuſer, Brannt⸗ 
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weinfchänten, Kellerſchaͤnken, Surrogat- 
Kaffeefhänten, ſ. Dffenhalten. 
Dolizei: Zaren. Die Taxe für die 


" Broductionen der Künftler aller Art mit 


3fl., 2fl. und mt 1 fil. C. M. wurde 
dergeftalt beflimmt, daß die Einreihung 
in die eine oder in die andere diefer 
3 GElaffen der Beurtheilung der 8. T. 
Polizei » Directionen mit Berudfidti- 
gung der befonderen eintretenden Um⸗ 
ftände überlaffen bleibe. (Hflzl. D. v. 
5. Apr. 1823, an die ob der eunf. Reg. 
Krop. ©. ©. 48, Bd. ©. 234.) 

— — in Prag. Für die Hauptftadt 
Prag wurde zur Beitreitung umd Bede⸗ 
ung der Polizei» Auslagen die Erei- 
tung eines eigenen Polizei » Kondes, 
und zu diefem (Ende wurden Auflagen 
auch auf die Bier-, Wein⸗, Kaffee und 
Eintehrbäufer, dann auf die Billards 
und Kegelbahnen bewilligt. (Hflzl. D. 
v. 9. Rov. 1808 3. 19957 u. 21495. 
Dbent. 3. Bd. ©. 503. Die Einhe- 
bung diefer Bolizeisgondabeträge wurde 
in Genv. Mze. gefattet. Hfkzl. D. v. 
28. Febr. 1833 3. 2753. Gub. Bdg. 
vom 28. Mär; 1833 3. 12155.) 

— — Die k. k. Polizei» Hofitelle 
bat mit Decret v. 29. Dechr. 1825 
zufolge a. h. Entſchl. vom 25. Decht. 
1825 eröffnet, dag Se. k. k. Majeftät 
zur Vermehrung der Zuflüfie des Wie- 
ner ZocalsBolizeisKonds von den dies» 
falls in Antrag gebrachten neuen Ein» 
nahmsquellen folgende flüffig zu ma- 
Ken geftattet haben: 

a) eine Tare für Ausfertigung der 
Aufenthaltd = Bewilligungen in Wien, 
jedoch nur für Fremde, wodurd Se. 
Majeftät nur Ausländer, und nicht als 
lerhöchſt ihre Unterthanen verftanden 
haben wollen *), 


*) Rückſichtlich der Abnahme diefer 
Tremdentare gelten dermal die Beftim- 
mungen der Bdg. v. 3. Mai 1853 über 
die paßpolizeilihe Behandlung ber Aus⸗ 
länder in Defterreih $$. 11— 13, |. Paffe- 
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b) eine Tare für Vidirung der Päſſe 
in das Ausland für ſolche Individuen, 
die nit wegen Gefchäften, fondern ih- 
res Vergnügens wegen reifen, 

c) die Abnahme eines Beitrages für 
die außer der Faſchingszeit ftattfin- 
denden Tanzmufifen, 

d) die Abnahme eines Beitrages 
von den Kaffeefiedern in der Stadt und 
in den Borftädten Wiens, für die Er- 
laubniß, während des Faſchings an 
Balltagen die ganze Nacht offen halten 
zu dürfen, 

e) eine Gebühr für die Bewilligung 
der Serenaden, und 

N) eine Bewilligungstare für gymna⸗ 
ftifhe Borftellungen aller Art, jedoch 
nur, wenn die Erlaubnig und Bewilli- 
gung für die lekteren Gegenſtände an« 
gefuht und erhalten werden mußte, 
und ohne diefe Bewilligung die Vor⸗ 
ftellungen nit ftattfinden Tonnten. 

Nachdem die Bewilligung zur Abhal⸗ 
tung der Tanzmuſiken, und zum länge 
ren Dffenhalten der Kaffeehäufer ge: 
wöhnlid von der Bezirfd-Direction er⸗ 
theilt wird , fowie auch die Erlaubniß 
zu Serenaden oder Nachtmuſiken größs 
tentheil® von ihnen bisher gegeben 
wurde, fo kommt ihnen auch zu, jene 
Gebühren und Beiträge einzubeben und 
ordnungsmäßig zu verrechnen, welche 
nunmehr zufolge a. 5. Entſchließung 
für diefe Objecte zu entrichten find. 
Mas die sub ce angeführten Gebüh- 
ren für Bälle und Tanzmuſiken 
betrifft, fo wurde feftgefeßt: 

1. Daß diefer Beitrag für jede au- 
Ber der Faſchingszeit ftattfindende Tanz⸗ 
mufit, felbe mag wie gewöhnlich bie 
Mitternacht dauern, oder bei befonde- 
ven Anläffen, als bei Kirchweihfeften, 
Hodzeiten, Freifprehungen, Lichtbra⸗ 
ten u. dgl. auch über diefe Zeit von der 
Bezirks⸗Direction geftattet werden, ein- 
gehoben, und deshalb zu jeder wie 
immer gearteten öffentlichen Tanzmufit 
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die Erlaubniß insbefondere ange 
ſucht werden müffe, wobei, wie bisher, 
der Bezirks⸗Direction überlaffen bleibt, 
dem Anfuchen zu willfahren, oder fel- 
bes, wenn gegründete Bedenken dage⸗ 
gen obwalten, zurückzuweiſen. 

2. Daß dieſer Beitrag mit Hinblick 
auf den Gewinn, welchen ein Ballun⸗ 
ternehmer ans der Zahl der Bäfte, die 
er in feinem Xocale aufzunehmen im 
Stande ift, und aus dem Eintritte- 
preife, den er ſich bezahlen laßt, erwar- 
ten kann, nad 3 Claſſen einzuheben 
ſei. In die erfte Claſſe gehören die 
Inhaber der eigentlihen Tanzfäle d. i. 
Sene, welche die Befugniß, das ganze 
Jahr hindurch an Sonn- und Feierta- 
gen, und bei anderen fich ergebenden 
Gelegenheiten mit Ausnahme der ge- 
fperiten Tage über die Mitter- 
nahtskunde Tanzmuſik zu halten, 
und ihre Bälle durch Anfchlagzettel df- 
fentlich anzukündigen, Buch Tangjähr 
tige ungeftörte Ausübung gleihfam er» 
feffen haben, fo daß fie unter den Na⸗ 
men der privilegirten Säle befannt 
find, und aud in den älteren darauf 
Bezug habenden Verordnungen ſo ge- 
nannt werten, obwohl fie fein ausdrüd- 
liches Privileginm nachweilen können. 
Ferner gehören in diefe Claffe jene 
Säle, welche zwar im neuerer Zeit er⸗ 
bauet, aber wegen ihrer Eleganz und 
Größe den obigen immer gleich zu hal⸗ 
ten find. In die zweite Claffe gehoͤ⸗ 
ren jene Wirthe, welche zwar keinen 
eigentlichen Saal, wohl aber ein groͤ⸗ 
Beres zu Zanzunterhaltungen befon- 
ders hergerichtete® Locale befiben. Die 
dritte Elaffe umfaßt dann alle übri- 
gen Wein- und Bierwirthe, welche au- 
Ber der Faſchingszeit in ihren Gaſtſtu⸗ 
beu und Schenkzimmern Tanzmuſik zu 
halten pflegen, und nur zuweilen bei 
befonderen Anläffen die Mitternachts⸗ 
ſtunde überfchreiten dürfen ”). 


Weber die Dauer der öffentlichen 
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3. Für jede außer der Faſchinge⸗ 
zeit flattfindende wie immer geartete 
Tanzmuſik hat die J. Claſſe 2fl.E.M., 
die II. Claſſe 1 fl. 15 kr. C. M., die 
II. Claſſe 45 fr. C. M. zu entrichten. 

4. Die Beurtheilung, nad welder 
Claſſe die Tanzmufil - Unternehmer die 
feftgefeßten Beiträge zu leiften haben, 
bleibt der Bezirks - Direction mit gehör 
tiger Anwendung des sub 2 aufgeftell 
ten Mapftabes gegen dem überlafien, 
daß fie hiebei mit genauer und unpar- 
teiifcher Würdigung zu Werke ſchreite. 

5. Die Bezirks⸗Direction hat daher 
die fammtlihen Wirthe und Gaftgeber 
einzeln vorzurufen, fie von der obigen 
Anordnung zu verfändigen, den Kund⸗ 
machungsact von felben unterfertigen 
zu laſſen, und fie dafür verantwortlid 
zu machen, daß fie jedesmal, wenn fie 
außer der Kafchingszeit Tanzmufil hal⸗ 
ten wollen, die Anzeige bei der Bes 
zirtö - Direction zu machen, und gegen 
Erlag der ihnen bemefienen Gebühr den 
Etlaubnißſchein zu Iöfen haben, damit 
fie fih gegen den Patrouilleführer auf 
Derlangen gehörig ausweifen können. 
Die richtige Befolgung diefer Anord» 
nung ift firenge zu überwaden, und 
gegen Mebertretungsfälle eine angemef- 
fene Ahndung zu verhängen. 

6. Für die Faſchingszeit bleibt es 
bei den bisherigen mit h. Rggs. Decr. 
v. 19. Septbr. und 31. Dechr. 1821 
ruͤckſichtlich der Öffentlihen und Geſell⸗ 
fhafte- Bälle erfolgten Beftimmungen, 
fowie bei der diesfalls beftehenden Mas 
nipulation bei Einhebung und Abfüh- 
rung der Mufttconfensgebühren **). 


Bälle und Zanzmufiten gelten die Beftim- 
mungen des Hflzl. Decr. vom 12. Mai 
1827 3. 13112, } Tanzmufiken. 

») Diefe Beſtimmung wurde abgeän- 
dert, da in Folge Hfkzl. Decr. v. 22. Oct. 
1843 3. 25766 die außer der Faſchings⸗ 
in bejtehende Abftufung der Muſikcon⸗ 
end-Gebühren auch auf Bälle und Tanz» 
mufifen während der Faſchingszeit ausge⸗ 
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ad d. Rüdfihtlih der Kaffeefie 
der, welche zur Faſchingszeit die Er- 
laubniß anfuchen, die ganze Nacht hin⸗ 
duch offen zu halten, ift feftgefegt wor- 
den, daß die Kaffeefieder in der Stadt 
für die Dauer des Carnevals einen 
Beitrag von 10. fl. C. M., jene in den 
Borftädten aber 5 fl. C. M. zu entrich⸗ 
ten haben. Auch diefe find mit einer 
gedrudten Erlaubniß zu verſehen, da⸗ 
mit fie fi über die Entrichtung des 
Betrages gehörig ausweifen koͤnnen, 
und die Kundmachung hat auf dieſelbe 
Art wie bei den Wirthen, jedoh nur 
6 Wochen vor Anfang des Faſchings 
zu gefchehen. 

ad c. Für die Bewilligung, eine 
Serenade oder Nachtmuſikhal—⸗ 
ten zu dürfen, iſt im jeden einzelnen 
Falle eine Gebühr von 30 kr. einzuhe⸗ 
ben, und es wird unter Einem die Ein⸗ 
leitung getroffen, daß die Impetranten 
jederzeit an die betreffende Bezirks⸗ 
Direction gewieſen werden, in deren 
Bereiche die Muſik abgehalten werden 
ſoll, weil dieſe allein in der Lage iſi, 
die etwa obwaltenden Rocalitätsrüd- 
ſichten gehörig zu würdigen, ſo wie es 
bei groͤßeren Serenaden ohnehin ihre 
Pflicht iſt, für beſondere Polizeiaufſicht 
zu ſorgen. 

Die Verrechnung dieſer Gebuͤhren hat 
auf folgende Art zu geſchehen: 

a) Die Bezirks⸗Direction erhält von 
der Pokizei- Ober» Direction von Zeit 
zu Zeit, auf Verlangen, und gegen ge⸗ 
hoͤrige Vormerkung eine beftimmte Ans 
zahl der mit Jurten verfehenen Erlaub: 
nißfcheine. 

b) Die Jurten, auf welchen die be- 
zahlte Gebühr vorzumerfen kommt, 
dienen zum Ausweife des Ertrages und 
der Rechnungsrichtigkeit, und zur Ver⸗ 
faffung der monatlihen Abfuhrsliften, 


dehnt wurde, ſ. Tanzmufik⸗Licenz⸗ Ge⸗ 
bühren. 


Polizei⸗Taxe. 


fie bleiben daher bei der Bezirks⸗Direc⸗ 
tion in Berwahrung, und find aber je 
desmal bei Behebung neuer Erlaubniß- 
feine vorzuzeigen. 

c) Die eingehenden Beträge find, 
zufolge ausdruͤcklicher Weifung der ho⸗ 
ben Polizei « Hofftelle, unmittelbar an 
die Polizei-Hauptcaffe abzuführen, und 
zwar mittelft in Triplo vorzulegender 
und zu unterfertigender tabellarifcher 
Ausweife, weldhe man der Bezirks⸗Di⸗ 
rection gedrudt hinausgeben wird, und 
wovon der, von der Haupteaſſe rückſicht⸗ 
li der richtig gefchehenen Abfuhr mit- 
gefertigte Abfuhrsfchein jedesmal ans 
ber einzufenden koͤmmt, indem daraus 
die Total » Ausweife zu verfafien find, 
welche der hohen Hofftelle monatlich 
vorgelegt werden müflen, der 2. Aus» 
weis aber der Polizei- Hauptcaffe als 
Gegenſchein zu dienen hat, und derfels 
ben ſonach als Rechnungsbeleg zu bes 
laffen ift, und der 3. Ausweis ift bei 
der Bezirks⸗Direction zu ihrer Legitima⸗ 
tion zu verwahren. Da endlih die 
ad a bemerkten Zaren für Ausfertigung 
der Aufenibalts - Bewilligung für 
Fremde von der Fremden » Commif- 
fion I. und U. Abtheilung eingehoben 
werden, fo hat die Bezirks » Direction 
zur nöthigen Handhabung der Con⸗ 
trolle über die in Wien fi aufbalten- 
den Fremden forgfältigft mitzuwirken, 
daher ihnen die über diefen Gegenſtand 
ſchon beftehenden Vorfchriften in Erin- 
nerung gebracht werden. Die Bezirks⸗ 
Directionen haben nämli die ihnen 
fowohl durch das Anzeigwefen, als 
durch die Häufer-Revifion und fonfti- 
gen Amtshandlungen 2c. bekannt wer- 
denden Fremden einer befondern ämt- 
liden Aufmerkſamkeit dadurch zu unter- 
ziehen, daß fie fich die Weberzeugung 
verfhaffen, ob die ſchon laͤngere Zeit 
fih hier aufhaltenden Fremden mit den 
vorgefchriebenen Aufenthalistarten ver- 
ſehen feien, oder ob der erhaltene Auf- 
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enthaltstermin nicht uͤberſchritten ſei, 
um in beiden Fällen ſogleich der bettef- 
fenden Fremden⸗Commiſſion hievon die 
Anzeige zu machen. Nebftbei ift wo: 
hentlih wenigftend einmal die vorge- 
ſchriebene Fremdenliſte einzufenden, 
und hierin alle im Laufe der Woche der 
Bezirks⸗Direction bekannt gewordenen 
Fremden, mit Ausnahme der Dienſtbo⸗ 
ten und Handmwerksgefellen, nad den 
polizeilihen Beziehungen aufzunehmen. 
(Deere. der Bol. Ob. Dir. v. 7. Febr. 
1826 3. 9099.) 

Dolizei-Taren. Kür Prag und 
deſſen Borjtädte ift die Einhebung 
der Mufil » Licenztaren, dann der Ge⸗ 
bühren für das längere Offenhalten 
der Schank⸗ und Kaffeehäufer über die 
Bolizeiftunde zu Gunften des Armen- 
inftitutes nach folgendem Maßſtabe be: 
ſtimmt: 

1. find für die in Sälen abzuhal⸗ 

tenden Bälle jedesmal 6 fl. abzuneh⸗ 
mean, - 
2. für Privat-Gefellfchaftsbälle, an 
welchen man nur für einen beftimmten 
Breis, oder gegen gemeinfchaftliche Be⸗ 
ftreitung der Koften Theil nehmen kann, 
ift die Gebühr von 2 fl. C. M. be 
mefjen. 

3. Diefe Gebühr ift auch abzuneh- 
men bei Privat-Bällen, wozu die Gäfte 
ohne Entgeld geladen werden, im Kalle 
dabei gedungene oder gezahlte Mufi- 
fanten mitwirken. 

Andere Privat - Unterhaltungen find 
von der Entrihtung einer foldden Ges 
bühr befreit. 

4. Yür gewöhnliche Tanzmuſiken in 


den Schant- und Bafthaufern ift die 


Gebühr von 2 fl. C. M., von welder 
jedoch dem Local-PBolizeifonde der nad) 
dem Hoflanzleie Decrete vom 9. Rov. 
1808 zugewiefene, mit Gubernial- 
Beſchluſſe v. 5. Jan. 1821 3. 55419 
feftgefegte Betrag von 18 kr. EM. zu« 
zuwenden ift, und 
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5. für das DOffenhalten der Schanf- 
und Kaffeehäufer über die Polizei- 
ftunde die Gebühr von 30 fr. C. M. 
abzunehmen. Diefe Bewilligung zu 
Ballen und öffentlichen Luſtbarkeiten 
wird in der Hauptftadt Prag von der 
8. k. Stadthauptmannfchaft, außerhalb 
der Hauptftadt aber von den betreffen- 
den Ortsbehoͤrden ertheilt, die nad 
diefem Ausmaße und zwar außer 
dem gewöhnliden Mufil- Im 
pofibetrage zu entridhtenden Taren 
find bei der Eitheilung der diesfalligen 
Bewilligungen abzufordern, und na- 
mentlich bei der Armeninftituts : Caffe 
abzuführen. Diefe Borfchriften wurden 
mit dem Bemerken kundgemacht, daf 
die Diesfälligen Webertretungen nad 
der Sub. Vdg. vom 27. Nov. 1817 
3. 52432 und vom 7. Juni 1827 
3. 27086 (f. Zanzmufiten) zu be- 
ftrafen find. (Hflzl. D. vom 14. Yan. 
1830 3.27612. Vdg. des böhm. Sub. 
vom 9. Febr. 1830 3. 5608. Pr. ©. 
©. für Böhmen. 12. Bd. Nr. 29.) 

Polizei Zaren in Prag. Nach 
forgfältiger Erwägung aller Umftände 
bat man die Polizei⸗Fondsbeitraͤge der 
verjchiedenen Gewerbsleute Prags für 
die Zukunft in nachſtehenden Elaffen 
und jährlihen Beiträgen zu beftimmen 
beſchloſſen und zwar: 

1. Bei den Einkehrhäuſern 

die erfte Elaffe mit . . 20 fl. EM. 

„weten, u 4 

v dritte ” oe 2 ” " 

I. Beiden Schank⸗ und Bier 
bäufern 

die erſte Claffe mit . . 6 fl. EM. 

„dw 5 nn don 

ve DENIE.. ai de 

IM. Bei den Beinhäufern 

die erfte Elaffe mit . . 12 fl. CM. 

„weilte nn 2: Bun 

DENE iur aus vn Ar, 

IV. Bei den Kaffeefhank: 
nabrungen 
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die erfte Claffe mit . . 

mr weite ” "0. 6 — 

„delle „m 4 

ierte Ze 

V. Bei Billarde 

die erfte Claſſe mit . . 

„weilte u no. 8 

DENE We 
(von einem Billard.) 

VI, Bei Kegelbahnen 

die erfte Glaffe mit .. Hfl.EM. 

„ zweite m. Anm 
(von einer Bahn.) 

VI. Bei Branntwein- und 

Rofoglio-Schanfnabrungen 


die erſte Slaffe mit .. SÄ. CM. 
„weile u ne: 65m 
7) dritte " 7) 4 1) " 
„Diele u o w ne Au 


VII. Bei Traiteurnahrungen 
die erfte Claffe mit .. Afl. EM. 
„swilE 4 u: Zum 
Der Prager Magiftrat erhält daher 
den Auftrag, die Polizei⸗Fondsbeiträge 
für dad Jahr 1834 umd zwar vom 
1. Rovbr. d. 3. an, in der bewilligten 
Art vorzufchreiben,, hiebei die Berhält- 
niffe der einzelnen Gewerbsleute genan 
zu beruͤckſichtigen und ihre Claſſifizirung 
gewiffenhaft zu beforgen, um jeder 
Klage wegen Ueberhaltung und jedem 
Geſuche um Herabjeßung der bemeſſe⸗ 
nen Beträge möglichft zu begegnen und 
die Abſchreibungen derfelben thunlichft 
zu vermeiden. (Vdg. des böhm. Gub. 
v. 7. Novbr. 1833 3. 50475. Prov. 
G. ©. für Böhmen 3. 1833 Nr. 327.) 
Polizei⸗Taxen. Die Licenz-Taren 
für gumnaftifche Uebungen, Tanzmufi- 
fen außer dem Faſching, Nachtmuſiken, 
und für das längere Dffenhalten der 
Kaffeehäufer während der Faſchings⸗ 
zeit, fowie die Kanzlei-Gebühren für 
die Ausfertigung der Fremden⸗Aufent⸗ 
haltskarten find nicht mehr, wie bis⸗ 
ber, für den KärntnerthorsTheaterfond 
abzuführen, fontern dem öffentlichen 


BYoltzei-Mebertretungen. 


Sicherheitsfond ald eigene Einnahme 
äuzuwenden. Diefe Zaren find im Laufe 
der erfien Woche des darauf folgenden 
Monates, aber nicht vor dem 3. abzu⸗ 
führen. (Erl. der ob. Pol. Beh. v. 3. 
Det. 1853 5. 13098/2815. Rote der 
Pal. Hauptcaffe an die Pol. Dir. vom 
13. Oct. 1853 3. 1148.) 

Dolizei: Zaren, Beitimmung in 
Anſehung der Tanzmuſik⸗Licenzgebuͤh⸗ 
ren für Mähren, für Nied. Deſterreich 
am Lande, für Böhmen, für Wien, f. 
Zanzmufil:icenzgebühren. 

Polizei = Webertretungen. Se. 
Mai. haben in Erwägung des Mißver⸗ 
hältniffes zwifchen den in dem Strafge- 
feße auf ſchwere Polizei-ebertretungen 
verhängten gemäßigten Strafen, und 
denjenigen, welche nach den bisherigen 
Berordnungen auf Vergehen derjelben 
Gattung, z. B. Trunkenheit, Betteln, 
u. ogl., ob fie gleich noch durch Umſtaͤnde 
die Eigenfhaft von ſchweren Polizei 
Uebertretungen nicht erhalten haben, 
ſtrenger beftimmt waren, den politifhen 
Behörden vorfehungsweife und bis über 
dad Verhältnig der Strafen nah den 
Stufen der Hebertretungen etwas Nä- 
heres beftimmt würde, ſogleich der⸗ 
mal vorzuſchreiben geruht: daß näm⸗ 
lich bei Uebertretungen dieſer Art 
diejenige Strafe für die größte anzu⸗ 
nehmen fei, welche die geringfte ift, 
wenn diefe Handlung in der Eigenfchaft 
einer fchweren Polizei» Webertrefung zu 
- beitrafen wäre. (Hof⸗Decr. vom 30. 
Septbr. 1806 3. 17694, intim. durch 
das fieierm. Sub. am 2. Detbr. 1806, 
f. auch politiſche Obrigkeiten. Vdg. 
v. 14. Aug. 1853 8. 3.) 

— — Durch die beftehenden Bor: 
fhriften wird den Pol. Bez. Dir. zur 
Pfliht gemacht, bei Behandlung aller 
der polizeilichen Kompetenz zugewiefe- 
nen Vergeben, infofern dabei auf eine 
wirkliche Strafe abgegangen wird, wes 
nigftens ein fummarifches, ſchriftliches 
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Verfahren durch Aufnahme eines kur⸗ 
zen Strafprotocolld zu Grunde zu le—⸗ 
gen. Diefe Beſtimmung gründet fi 
auf die firenge Analogie der gefeglichen 
Strafporfäriften und insbefondere der 
mit Regierung» Eirculare v. 11. Juni 
1812 bei Behandlungen von körper⸗ 
lihen Berlegungen , widerrechtlichen 
Kränkungen der Freiheit und Ehren: 
beleidigungen als Polizei » Vergehen 
ausdrücklich vorgefchriebenen Verfah⸗ 
rungsweiſe, und es kann demnach die⸗ 
ſelbe, ohne ſich einer Verantwottlichkeit 
auszuſetzen, keineswegs außer Acht ge⸗ 
laffen werden.. (Pol. Ob. Dir. Circ. v. 
16. Rovbr. 1832 3. 3720.) 

Molizei = Webertretungen. — 
Sämmtlihen k. k. Polizei⸗Bezirks⸗Di⸗ 
rectionen wird zur genauen Darnachach⸗ 
tung in Erinnerung gebracht, daß keine 
wie immer geartete Strafe ohne vorläu⸗ 
fige Aufnahme eines, wenn auch ſumma⸗ 
riſchen Conſtituts, welches den Thatbe⸗ 
ſtand des zu Grunde liegenden Verge⸗ 
hens und den Beweis desfelben enthält, 
auch von dem Beſchuldigten zu fertigen 
ift, verhängt, und auf eine folche immer 
nur von dem Bezirksleiter jelbft erfannt 
werden darf. Es verfteht ich übrigens, 
daß die Nothwendigkeit eines befondern 
Konftitnt® dort entfällt, wo die polizei- 
lihe Ahndung nur die häusliche Zuchte 
gewalt fupplirt, oder, wo es ſich nicht 
fowohl um eine Beftrafung, ald um 
eine augenblickliche disciplinarifche Ver⸗ 
fügung handelt, durch weiche das An- 
fehen und die Ruhe des Amtes gegen 
die Leidenfchaftlichkeit ercedirender Par⸗ 
teien gefhüßt werden muß. Indeſſen 
find auf folde Acte und die Gründe 
ihrer Bornahme in den gewöhnlichen 
Gefhäfts -» Protocollen ſtets gehörig 
vorzumerken, und im Tagrapporte aufs 
zuführen. (Cire. der k. k. Bol. Ob. 
Dir. v. 9. Decbr. 1839 3. 12824/ 
1934.) 

— — In Hinfiht auf das in line 
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terfuchungen über BolizeisBergeben zu 
beachtende Berfahren wird der k. k. 
Bol. Bez. Dir. zur Befeitigung des in 
dem diesfälligen Gefchäftsgange in 
neuefter Zeit wahrgenommenen un⸗ 
gleihartigen, inconfequenten und unter 
gelmäßigen Borganges die von der h. 
n. ö. Landesftelle diesfalls erflofiene 
Juſtruction vom 11. Juni 1812 2. 
16256 in Erinnerung gebracht, nad 
welcher bei derlei Unterfuchungen nicht 
das im II. Theile St. ©. vorgeſchrie⸗ 
bene weitlaufige Verfahren, fondern 
nur ein kurzer ſummariſcher Borgang 
wie bei den politifden Erhebungen 
der Kreisamter Statt zu finden hat. 
Diefe Kürze befteht übrigens nicht im 
der Auffchrift: „Commiſſions⸗Proto⸗ 
coll,“ auch nicht allein in der Richtver- 
wendung eines Actuars, fondern vor» 
zügli und wefentlich in der Aufnahme 
eines, nur bie Wefenheit der Uebertre- 
tung enthaltenden kurzen und bündigen 
Eonftituted mit dem Webertreter und 
den allenfalls nothwendigen Zeugen, 
ferner in dem Umſtande, daß diefe bei 
ein und derfelben Unterfuhung noth⸗ 
wendigen mehreren Bernchmungen nicht 
auf abgefonderten Bogen, fondern fort- 
laufend nad einander aufgezeichnet 
werden, endlich in einer gedrängten, den 
Thatbeſtand der Uebertretung bezeich⸗ 
nenden, die Stelle eines ordentlichen 
Vortrages hinreichend erfependen Amts: 
bemerfung mit dem enthaltenden Strafr 
antrage. Ueberdies find derlei Unterſu⸗ 
Hungen, die Durch Verweis, Warnung, 
Abbitte oder Vergleich abgethan wer: 
den, wenn fle auch fehriftlich aufgenom« 
men fein follten, der k. k. Bol. Ob. 
Dir. nicht zur Beftätigung vorzulegen. 
Wird jedoch auf eine förmlihe Strafe 
angetragen, fo find diefe Operate, wie 
bisher, und bis auf eine weitere fchrift- 
lihe Belehrung der Pol. Ob. Dir. zur 
Einfiht vorzulegen und man wird, um 
der Kundmachung und dem Strafvoll- M 
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juge, mithin der Wirkſamkeit der Ab⸗ 
ſtrafung nicht bemmend in den Weg zu 
treten, darauf bedacht fein, die einge- 
fendeten Unterfuhungen eheſtens wo 
möglich binnen 24 Stunden wieder zu⸗ 
rüdzumitteln *). (Circ. der k. k. Bol. 
Ob. Dir. v. 28. Juni 1845 3. 2068.) 

Polizeisliebertretungen. In der 
Borausjeßung, dag in polizeilichen, 
dem Berfahren der Bezirks - Commiffa- 
tiate zugewiefenen Uebertretungsfällen, 
rückſichtlich der Straferkenntniffe irenge 
nad den beſtehenden Borfchriften mit 
Berückſichtigung der auf die Art und 
das Ausmaß der Strafe Einfluß neh⸗ 
menden Umflände vorgegangen werde, 
findet man die Bezirks - Commiffariate 
von der regelmäßigen Borlage der diet- 
fälligen fummarifhen Unterfuhungs- 
acte zur hierämtlichen Beftätigung vom 
1. d. M. an zu entheben. Dagegen 
ift jeder einzelne Uebertretungsfall im 
Geftiond-Protocolle unter Anführung 
des Thatbeftandes des Strafertennt- 
nifje® und defien Motivirung, obne 
jedoch von der bisherigen Yorm des 
Unterfuhungs- und Strafverfahren 
abzugeben, genau vorzumerken, und 
am Ende jeden Monats ein tabellari« 
ſcher Ausweis der abgeführten Unter: 
fuhungen (in derfelben Weiſe wie frü- 
her in ſchweren Polizei-⸗Uebertretungen) 
nebit den eingehobenen Geldbußen an: 
ber einzufenden. (Decr. der k. f. Stadt: 
hauptmannſchaft vom 29 März 1851 
3. 6411/376.) 

— — Wirkungékreis der Po— 
lizei-Behörden in einfachen 
Polizei-Uebertretungen. Es 
wurde die Wahrnehmung gemacht, daß 
die Bezirks⸗Commiſſariate die Straf: 
amt&handlung in Dienſtbotenſachen den 
Bezirkögerichten überlaffen, indem fie 


) Bon dieſer Vorlegung ift es ab — 
Di a weiter unten die —*— 
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der Anfiht find, daß gegenwärtig nad 
Art. X, Nr. 3 der Strafproceß:Drd- 
nung alle Strafacte in einfachen Polis 
zei» Uebertretungen, mithin auch die, 
nad der Gefindeordnung abzuführen- 
den, den Gerichten zuftehen. 

Nah der erwähnten Gefepesitelle 
gehören aber nur jene einfachen Poli« 
jeisebertretungen vor das Forum der 
Gerichte, welche nicht der Gemeinde⸗ 
Polizei zugewiefen werden. Eben fo 
hebt der Art. II der Strafproceß⸗Ord⸗ 
nung feineswegs die beftebenden Poli⸗ 
zei⸗Vorſchriften, am wenigften die darin 
ausgefprochene Competenz, fondern nur 
das Berfahren in Fällen einfacher Po⸗ 
lizeisUebertretungen infoferne auf, als 
dafür die Vorſchriften der Strafproceß- 
Ordnung in Anwendung kommen, wäh 
rend für Die der Gemeinde: Polizei zu- 
gewiefenen UWebertretungsfälle die bis⸗ 
her beflandenen Rormen infolange gel⸗ 
ten, als nicht die $. 454 zugefagten 
befonderen Anordnungen erfchienen fein 
werden. 

Die Gefindeordnung ift bereits ein 
Segenftand der Gemeinde » Polizei 
($. 119 des prov. Gemeindegeſetzes), 
insbefondere aber ift die Gefindeord- 
nung für Wien weder aufgehoben, noch 
aus dem Wirkungskreiſe der Stadt: 
hauptmannſchaft ausgefähieden, viels 
mehr ift diefes Statut auch rückſichtlich 
des Meldungswefens im Regierungs- 
Eirculare vom 18. Mai 1849, $. 8 
ausdrüdlich aufrecht erhalten und die 
Handhabung desfelben im $. 24 des 
Wirkungskreifes der E. t. Polizei⸗Be⸗ 
börden vom 10. December 1850 der 
Stadthauptmannfchaft neuerlich über 
tragen worden, auch ift die dort ange- 
ordnete Disciplin der fremden und va⸗ 
zirenden Dienftboten, die Evidenthal- 
tung derfelden und ihrer Aufenthalts- 
orte ohne Strafrecht nicht wohl mög- 
lich, und fih daher, bie die hierüber 
im $. 27 des Wirkungskreifes der k.k. 
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BolizeisDehörden zugefagte befondere 
Verordnung erfihienen fein wird, an 
die diesfalls bisher beftebenden Vor⸗ 
ſchriften zu halten. 

In Folge derfelben haben die Be 
zirts - Gommifjariate bei unterlaffener 
Meldung der dienenden und vaziren- 
den Dienftboten, bei Weberfchreitung 
des Aufenthalts » Termines, Entwei⸗ 
hung aus dem Dienfte u. f. w. ebenfo 
Amt zu handeln, wie es bei Meberire- 
tungen der Fiaker⸗Ordnung, der Mufik⸗ 
Licenzvorfchriften, Ueberfihreitungen 
der polizeilihen Sperrflunde, in Faͤl⸗ 
len der Sonntagsentheiligung, der un⸗ 
terlaffenen Derwahrung der Hunde mit 
dem Maulkorbe u. f. w. mit Dorbe 
halt des Recurfes an die 5. Statthal- 
terei der Kal iſt; und der entgegenge- 
feßte von einigen Commiſſariaten ein- 
gehaltene Borgang, wenn gleich die 
diesfalligen Anzeigen von den Bezirks» 
gerichten angenommen und die einfch.ä- 
gigen Fälle felbft vom Appellhofe im 
Recurswege verhandelt wurden, ftellt 
fih eben fo ungegründet dar, als die 
Anſicht itrig iſt, daß alle Strafacte 
ohne Unterſchied von den Gerichten 
ausgehen müſſen. Die Bezirks⸗Com⸗ 
miſſariate haben ſich daher nach den 
hier gegebenen Andeutungen zu beneh⸗ 
men, bis man in die Lage kommen wird, 
ihnen eine umfaſſende und detaillirte 
Amts⸗Inſtruction zu ertheilen. (Decr. 
der Stadth. vom 22. April 1851 8. 
8223/557.) 

Polizei⸗Uebertretungen. Dien.d. 
Statthalterei Hat mit Erlaß v. 6. d. M. 
3. 28531 über hHierortige Anregung 
die Stadthauptmannfchaft ermächtiget, 
vorläufig bis zum Erfcheinen der im 
8. 27 des Wirkungskreifes der Polizei« 
Behörden in Ausficht geftellten Bor« 
fhriften über das Ahndungsrecht diefer 
Behörden, in den der polizeilichen 
Straf: Amtshandlung vorbehaltenen 
Uebertretungsfällen, nad) Analogie deq 





Polizei-Mebertretungen. 


Art. XI des kaiſerlichen Batentes vom 
17. Zanner 1850 bei rüdfihtswürdi- 
gen Umfländen die Strafe au unter 
dem gefeßlihen Ausmaße zu befim- 
men. Recurfe und Gnadengeſuche hin» 
gegen bleiben nad der Regierungs⸗ 
Derordnung vom 18. Mai 1825 3. 
24683”) der Entſcheidung der h. Statt⸗ 
balterei vorbehalten. Hievon werden 
die Bezirks⸗Commiſſariate zur Darnach⸗ 
Achtung mit dem Bemerken in die Kennt. 
niß gefeßt, bei den denfelben nad dem 
bierortigen Circulare vom 29. März 
d. 3. 3. 6411/376 im eigenen Wir— 
kungskreiſe überlaffenen Schöpfung der 
Straferkenntniſſe in polizeilichen Ueber⸗ 
tretungsfällen, die Verhältniſſe des 
Contravenienten, welche biebei in Er- 
wägung zu ziehen find, genau zu er- 
heben und insbeſondere jene ruͤckſichts⸗ 
würdigen Umftände, wodurd die Be- 
flimmung der Strafe unter dem gefeb- 
lihen Ausmaße motivirt wird, im Vor⸗ 
trage genau erfihtlich zu machen. (Dec. 
der k. k. Stadth. v. 11. Sept. 1851 
8. 18946/1463.) 

Polizei: Webertretung. Behand- 
lung der wegen einer ſchweren Polizei⸗ 
Uebertretung verurtheilten oder ab in- 
stantia loegeſprochenen öffentlichen Bes 
— ſ. Beamte, Beamten⸗Entlaſ⸗ 
ung. 

— — ſ. Beamten-Entlafſung. 

— — Beſtrafung der unterlaſſenen 
Meldung von Dienſiboten, |. Dienſt⸗ 
boten: Meldungen. 

— — Beſtimmungen wegen Umſe⸗ 


*) Diefe Verordnung (n. d. Prov. ©. ©. 
7. Bd. Ar. 109) beftimmt, daß der Behörde, 
welche in erfter Inſtanz die Strafe verhängt, 
dad Begnadigungsredht gegen die von ihr 
über mindere Polizei» Vergehen audgefpror 
denen Strafertenntniffe nicht zuftcht, fon- 
bern daß jeded gegen ein ſolches Strafer- 
kenntniß im Wege der Gnade einlangende 


en oder Nahfichtögefuh an die 
Landesſtelle zur diesfälligen Entfcheidung 
zu leiten jei. 
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gung der Geldſtrafen von W. W. in 
C. M., ſ. Geldſtrafe. 
Polizei⸗Uebertretungen. Die 


ausgeſprochenen Geldſtrafen find dem 
Armen⸗Inſtitute zuzuwenden, ſ. Geld: 
ſtrafen. 

— — Beſtimmungen wegen Ge- 
werbsverluſtes aus Anlaß von Ueber⸗ 
tretungen gewiſſer polizeilicher Anord⸗ 
nungen, ſ. Gewerbsverluſt. 

— — Berluſt der Orden wegen 
Vergehungen, ſ. Orden. 

— — Behandlung der wegen einer 
foldgen in Unterfuhung fallenden Pen⸗ 
fioniften oder Provifioniften in Hinficht 
ihrer Genüffe, f. Penſioniſten. 

— — Amtsgewalt der Polizei: Ber 
hörde bei Beftrafumg ihrer Verbote, f. 
Politiſche Obrigkeiten. 

— — ſ. Recurſe, Recursfriſt. 

— — von Straͤflingen begangen, 
f. Sträflinge. 

— — durch Aufftellung der Waͤgen 
vor Wirthehäufern auf der Straße, f. 
Straßen:Berftellung. 

— — Burehnungsfähigkeit der 
Taubflummen, f. Taubſtummen. 

Polizei⸗Bergehen, f. Polizei: 
Webertretungen. 

Polizeiwache. Nach dem von der 
k. k. vereinigten Hofkanzlei mit der k.k. 
Polizei⸗Hofſtelle gepflogenen Einver⸗ 
nehmen ift laut Hofkanzlei⸗Decrete vom 
15. Juli 1841 3 18926 feſtgeſetzt 
worden, daß die Anwendung der von 
St. Majeftät mit a. h. Entſchließung 
vom 22. April 1837 allein für die 
Hauptftadt und Reſidenzſtadt Wien, 
Tann für die Provinzial» Hauptftädte 
erlaffenen Uniformirungd« und Armi⸗ 
rungs⸗Vorſchrift der Militär - Polizei- 
wache auf die Polizeimannfhaft des 
Landes nicht Statt finden, und daß 
inöbefondere der lehteren das Tragen 
der militärifchen Abzeichen des Namens⸗ 
zuges St, Majeftät, oder des kaiſerl. 
Adlers nicht bewilligt werden könne, 
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(Deer. des böhm. Sub. vom 30. Juli 
1841 3. 39821. Prov. G. ©. für 
Böhmen 3. 1841. Nr.212. Deer. der 
o. d. Neg. vom 23. Sept. 1841 3. 
22206. Prov. ©. ©. für D. Defterr. 
%. 1841 Rr. 166.) 

Polizeiwache, die derfelben von 
Seite der Militärwahe zu leiftende 
Affiftenz, ſ. Militär-Wffiftenz. 

— — der Gemeinde, deren Adjus 
ſtirung, f. Polizei⸗Organe. 

— — ſiehe ivil-:Boligeiwache, 
Militär s Polizeimadhe, Polizei⸗ 
Dienerfchaft. 

Möller. Verſchiedene zura. h. Kennt: 
niß gelangte Unglücksfälle, die fich bei 
dem Abfeuern von Böllern bei feftlichen 
Gelegenbeiten ergaben, haben eine (mit 
h. Hoffanglei » Decrete vom 6. d. M. 
3. 678 der Regierung bekannt ger 
machte) a. h. Anordnung (Cabinetichrei« 
ben v. 31. Dec. 1824) veranlaßt, zu 
Folge deren der k. k. Polizei⸗Ober⸗Di⸗ 
rection zur Pflicht gemacht wird, gebö- 
tig darüber zu wachen und dad Er: 
forderlihe zu verfügen, daß, infoferne 
das Abfeuern von Pöllern und Schieß- 
gewehren bei feftlihen Gelegenheiten 
Statt findet, nur ſolche Pöller und 
Sefhübe, von was immer für einer 
Gattung, oder Feuergewehre gebraucht 
werden, die man ohne Gefahr laden 
oder abfeuern koͤnne, daß zur Ladung 
und Abfeuerung aller Gattungen von 
Feuergewehren und Pöllern ꝛc., blos 
ſolche Individuen verwendet werden, 
welche der diesfälligen Manipulation 
ganz kundig find, und daß dabei alle 
nur mögliche Borfiht beobachtet werde, 
um weder das Eigentbum, noch das 
Leben eines Menſchen der Gefahr ir- 
gend einer Verlegung oder Beſchädi⸗ 
Digung auszuſetzen. (R. ö. Rggs. Dec. 
vom 18. Jan. 1825 3. 3245. Ddg. 
des böhm. Bub. vom 26. Ian. 1825 
3. 2766.) 

— — GSämmtlihe Polizei - Be 
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zirks⸗Directionen werden angewiefen, 
in Zukunft das Abfeuern von Pöllern 
nicht zu geftatien, bevor nicht die An- 
zeige bievon dem k. k. Militär-Plab- 
Commando gemaht und die Zuflim- 
mung diefer Behörde eingeholt worden 
if. (Eirc. der k. k. Pol. Ob. Dir. vom 
28. April 1842 3. 6133/731.) 

Polniſche Bank, ein verbotenes 
Spiel, f. Bank. 

Dortiere. Bie ſich mit ihren Woh⸗ 
nungsauflündigungen zu achten. Da 
ihr Berhältnig zum Hausherrn, fowie 
jenes der Gärtner, Hausmeifter u. dgl. 
zu diefen anftatt des Lohnes die freie 
Wohnung geniegenden Leuten in dem 
Dienftcontracte beftebt ; fo find dieſel⸗ 
ben bei vorfallender Dienftentlaffung 
auch in Abfiht auf die Auffündigung 
der Wohnungen und Ausziehungen 
nach tem Dienftboten » Patente, wenn 
nicht befondere Eontracte diesfalld ge- 
fhloffen wurden, zu behandeln. (Hofd. 
v. 14. Rov. 1784. Krop. Gef. of. 
6. Bd. ©. 128.) 

Dofamentirern ift das Einfchmel- 
zen coursmäßiger Münzen verboten. 
(Münz » Patent vom 26. Mai 1746. 
Bartb. H. u. ©. Gef. 6.20. ©. 361.) 

Dortofreiheit der Correfpondenz 
der ifraelitifchen Matritelführer, fiehe 
Inden⸗Matrikeln. 
Poſtportofreiheit. 

Poſen. Paßaͤmtliche Behandlung 
der Reiſenden aus dem Herzogthume 
Pofen, ſ. Paͤſſe. 

Heft, durch die fahrende, dürfen 
feine geladenen Feuergewehre verfen- 
det werden, ſ. Gewehre. 

— — Beförderung derfelben durch 
die Eifenbahn » Unternehmung, f. Ei⸗ 
fenbahn. Hftzl. D. v. 30. Juni 1838 
8. 8 fu. Eiſenbahn⸗Betriebs⸗Orbd⸗ 
nung $. 68. | 

— — Wahrung der Rechtte der Boft- 
meifter gegenüber den nicht berechtig⸗ 
ten Zuhrleuten, ſ. Poftftraßen. 


BER 
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Ppoſi. 
Voſt, ſ. Poſtauſtalt, Poſtgeſeß. 


oftanftalt. Die k. k. vereinte 
Hoflanzlei Hat mit hohem Decrete vom 
4. Sept. d. J. 3. 26271 im Einver- 
nehmen mit der k. E. allgemeinen Hof⸗ 
fammer Nachſtehendes erlafien: 

Bon dem Erpedite jeder Behörde 
und jede Amtes iR fünftighin und 
zwar vom 1. Nov. d. 3. angefangen, 
über die zur Fahrpoſt aufgegebenen 
Amtspacdete ein Vormerkbuch zu führen, 
in dem jedes zur Fahrpoſt aufgegebene 
Badet mit einer dur das ganze Jahr 
arithmetifch fortlaufenden Nummer nebft 
dem Ramen der Behörde oder des Am- 
tes einzutragen ift, an weldes die 
Sendung gerichtet ifl. Mit derfelben 
forilaufenden Nummer ift das Padet 
auf dem Couvert zu bezeichnen, und 
diefelbe von den Poftämtern fowohl 
in den Aufgabs⸗ als auch in den Ab⸗ 
gabs⸗Recepiſſen anzufeßen, die aufge 
benden Aemter haben aber eine Con⸗ 
fignation der einzelnen in jedem Pa⸗ 
ete enthaltenen Gefhäftsgegeuftände 
für dad empfangende Amt in dad Pa- 
et ſelbſt einzuſchließen. Das Erpedit 
der aufgebenden Behörde oder des auf: 
gebenden Amtes hat die eigentlichen 
Geſchäftszahlen der in dem Padete ab⸗ 
gefendeten Correſpondenz⸗Stücke nicht 
nur in einer befonderen Rubrik des ge- 
dachten Vormerkbuches anzufeßen, fon- 
dern au auf der Nüdfeite des von 
dem Poftamte erhaltenen Aufgabs-Re- 
cepifjed anzumerken, gleiywie von dem 
Einreihungs - Protocolle der Behörde 
oder des Amtes, an welde das mit 
einer Nummer bezeichnete Padet ges 
langt, in einer eigenen Vormerkung 
die einzelnen Nummern der in dem Pas 
ckete empfangenen Geſchaͤftsſtuͤcke zu 
verzeichnen, und Die beiliegenden Con⸗ 
fignationen mit dem wirklichen Inhalte 
zu vergleihen, um etwa abgängige 
Stüde bei dem aufgebenden Amte re 
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Mamiren zu Tönnen. (Decr. der k. k. 
n. 6. Reg. vom 18. September 1847 
8. 50253.) 
oftanftalt, ſ. Poſtgeſeß. 
oſtamt. Beſtimmung hinſichtlich 
der Pränumeration auf periodiſche 
Schriften, ſ. Zeitungen. 

Poſtgeſetz. Boftgefeb vom 5. Rov. 
1837 (im Auszuge). 

8.1. Die dem Staate in Hinficht 
auf Transporte von Saden und Per- 
fonen vorbebaltenen ausfhließenden 
Rechte, und die den Anftalten zur 
Ausübung diefer Rechte zugeftandenen 
Borzüge und Auszeihnungen begrün- 
den das Poſt⸗Regale. 

8. 2. Dem Poſtgeſetze iſt Jedermann 
ohne Unterſchied des Standes in den 
Ländern, für die dasſelbe Wirkſamkeit 
erhält, unterworfen. 

8. 3. Ausnahmen von den Beſtim⸗ 
mungen bdiefes Gefeßes für PBerfonen 
oder Sahen werten durch befondere 
Anordnungen feftgefebt. 

8. 5. Den Obrigkeiten, Ge 
meindevorftehern und Militär » Com- 
mandanten liegt ob, fo oft fie von 
Voftbeamten oder anderen, den Boft- 
dienft verfehenden PBerfonen zum Bes 
hufe der Ausübung ihrer Dienftverrich- 
tungen oder Rechte vorfchriftsmäßig 
um Beiftand angegangen werden, 
denfelben unverzüglih und thätig zu 
leiften. 

8.7. Die Sachen, auf deren 
Transport fi die den Staate 
vorbehaltenenausfhließenden 
Rechte beziehen, find: 

1. Briefe, zu denen überhaupt alle 
friftlihen an abwefende Perfonen ge: 
richteten Mittheilungen oder Nachrich⸗ 
ten gezahlt werden, und 

2. periodifhe Schriften, und 
zwar: Journale, Zeitungen, in Blät- 
tern und Heften, ohne Unterſchied des 
Inhaltes; die Briefe und periodifdhen 
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Schriften mögen durch Handſchrift 
oder Abdruck dargeftellt oder verviels 
fältigt worden fein. 

8. 8. Bei dem Transporte der in 
dem $. 7 genannten Gegenftände ift zu 
unterf&heiden: 

1. ob fie von Ortfchaft zu Ortfchaft, 

2. 0b fie in dem Umfange des Or⸗ 
tes felbft, aus einem Theile desfelben 
in den anderen (Roco-Transport) gefen- 
det werden. 

8.9. Bezüglih auf den Trandport 
der erften Art ($. 8 unter 1) ift es 
außer den Boftanitalten Riemandem 
geftattet, Die in dem $. 7 bezeichneten 
Saden aus einem Orte in einen ans 
deren zu befördern (transportiren), wenn 
beide Orte mit einander in einer un⸗ 
mittelbaren oder mittelbaren Boft-Ber- 
bindung ſtehen. 

8. 10. In einer unmittelbaren Poft- 
Berbindung ftehen diejenigen Orte, in 
welchen für den gegenfeitigen Verkehr 
mit den im 8. 7 bezeichneten Sachen 
Voftanftalten (Boftämter, Briefſamm⸗ 
lungen, Boftboten u. dgl.) beftehen. 

$. 11. Die einer Poftanftalt zur 
Abholung und Aufgabe der in dem 
$. 7 bezeichneten Sachen Durch beſon⸗ 
dere Kundmahungen zugewiefenen Orte 
bilden den Poſtbezirk diefer Anftalt 
oder ihres Standortes. Die zu dies 
fem Poſtbezirke einer Poſtanſtalt gehö- 
renden Orte fteben mit allen denjenis 
gen Diten in mittelbarer Poftverbin- 
dung: 

1. mit denen der Standort diefer 
Boftanftalt in unmittelbarer Poſtver⸗ 
bindung fteht, oder 

2. die zu dem Poſtbezirke eines der 
unter 1) begriffenen Orte gehören. 

8. 12. Bon dem in dem $. 9 aus 
gedrückten Verbote find ausgenommen: 

1. Frachtbriefe und Urkunden über: 
haupt, welche Waarenführern zur Aus: 
weifung der Gegenftände, deren Trans» 
port fie Heforgen, offen, oder von Ge⸗ 
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fallsamtern unter ämtlihem Siegel 
mitgegeben werden. 

2. Die in dem 8. 7 unter 2) be- 
zeichneten Schriften, wenn feit ihrer 
Herausgabe mehr als ein halbes Jahr 
verfloffen ift. 

3. Briefe oder periodifhe Schriften, 
a) wenn diefelben weder verfiegelt, 
noch auf irgend eine andere Art vers 
fhloffen find, oder b) wenn Jemand 
Briefe oder periodifhe Schriften durch 
einen Diener, einen eigenen Boten, 
oder überhaupt dur eine zu feinem 
oder des Adreffaten Haudftande gehd- 
rende, oder zu Diefer Berfendung ge 
dungene Perfon verfendet, und wenn 
in allen diefen Fällen (a) (b) nebſt den 
esen ausgedrüdten Bedingungen, der 
jenige, der den Transport veranlaßte 
oder vollzieht, fi dabei nicht mit der 
Sammlung von Briefen oder Schriften 
für Rechnung zweier oder mehrerer Ver⸗ 
fender oder Adreffaten befchäftiget. 

8. 13. Reifende, Fuhrleute, Schiffer 
oder Boten jeder Art, die an der 
Grenze des Staatögebietes, in welchem 
diefes Geſetz Wirkſamkeit hat, anlan⸗ 
gen, ſind verpflichtet, die mitgebrach⸗ 
ten Sachen, welche das in dem 8. 9 
ausgedrüdte Verbot trifft, wenn fie 
deren Weiterbeförderung innerhalb des 
oben bezeichnetin Staatsgebietes wün- 
fhen, und nicht deren Rüdfendung in 
das Ausland oder eine andere erlaubte 
Verfügung vorziehen, den Grenz⸗Zoll⸗ 
oder Sontumaz =» Aemtern zur Berfen- 
dung durch das nächfte Poſtamt gegen 
Bezahlung der vorfchriftämaßigen Ges 
buͤhren zu übergeben. 

$. 14. Der Transport in dem Um: 
fange eines Ortes ſelbſt (Koco⸗Traus⸗ 
port) 8. 8 unter 2) unterliegt nur bei 
Briefen der Befchränfung, daß für den 
Drt, für welchen zu diefer Art des 
Transportes eine Staats » Poftanftalt 
befteht, Riemandem geftattet ift, eine 
Anftalt zu diefem Zwede zu errichten. 
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8. 15. Die dem Staate im Berfo- 

nensTransporte vorbehaltenen Rechte 
beziehen fih auf den Zransport 1. zu 
Wafler und 2. zu Land. 
8.16. Bezüglich auf den Berfonen- 
Transport zu Waſſer ($. 15 unter 1) 
iſt es Jedermann unterfagt, auf dem 
Meere, auf Seen, auf Flüffen oder 
Canälen, Anfalten zu einer in bes 
ftimmten Zeiträumen flattfindenden res 
gelmäßigen Beförderung von Reifen- 
den zwifchen zwei oder mehreren Orten 
zu errichten oder zu unterhalten, für 
deren gegenfeitige Verbindung in der- 
felben Richtung zur See oder auf der- 
felben Waflerftraße eine Staats - PoR- 
anftalt zum Perfonen- Transporte bes 
ftebt °). 

8. 19. Die Beflimmung der Ber- 
hältniffe der Eifenbahn - Unter- 
nehmungen zum Boft Regale ift be- 
fonderen gefeglidyen Anordnungen vor: 
behalten. 

8. 21. Es ift den das Poft- Regale 
verwaltenden Behörden vorbehalten, 
an allen Orten, an denen ſolches zweck⸗ 
mäßig erfannt wird, Boftanftalten zu 
errichten, fo lange ed angemefien ge- 
funden wird, aufrecht zu erhalten und 
für Rechnung des Staatsfchages ver- 
walten zu laflen, oder deren Betrieb 
und Berwaltung anderen Perfonen für 
ihre Rechnung zu geftatten. 

8. 23. Die Bebühren, welde 
für die Benützung der Staats⸗Poſtan⸗ 
ftalt zum Transporte von Saden und 
Berfonen zu entrichten find, beftimmen 
die hierüber beftebenden Tarife. 

8. 24. Befondere Anordnungen (Reg⸗ 
lements) feßen die Einrichtung der ver: 
ſchiedenen Poftanftalten und das Ber- 


*) Die Beflimmungen in den 88 17, 18, 
20, 22, 26 u. 27 de Poſtgeſebe wurden 
durch a. b. Entſchl. v. 7. Dec. Erlaß des 
Handeld:Minifteriumd vom 20. Dec. 1850 
aufgehoben. ©. Stellfuhren. 
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fahren feft, das Bei ihrer Benũßung 
zu beobadten if, und beflimmen die 
Rechte und Berbindlichleiten derjeni⸗ 
gen, welde die Boftanftalten benüßen 
(Kahrpoft- Ordnung, Briefpoft - Did» 
nung u. dgl.). 

$. 25. Es ift außer dem Falle einer 
ausnahmsweiſe gefeblih zugeftande- 
nen Gebährenfreiheit Niemand geftat- 
tet, obne Bezahlung der tarifmäßigen 
Gebühren und überhaupt ohne Erfül⸗ 
lung der für die Benübung der Poſt⸗ 
anftalten vorgezeichneten Bedingungen 
diefe Anftalten zu dem Transporte 
einer Sache oder einer Berfon zu ver» 
wenden. 

8. 28. Welche Handlungen und Uns 
terlaffungen als Webertretungen 
der Poftgefehe außer den in den 
88. 33, 34, 35 und 36 bezeichneten 
Fällen angefehen werden, und mit wel- 
hen Strafen fie belegt werden, dann 
das bei der Anwendung der Strafen 
zu beobachtende Verfahren beftimmt 
das Strafgefeß über Gefälls⸗Uebertre⸗ 
tungen. 

8. 30. Auf die den Poſtanſtalten 
übergebenen Sendungen Tann vor ber 
Abgabe an den Adreffaten weder ein 
Verbot gelegt, noch ein Pfandrecht er- 
worben werden. 

8. 33. Nur die Boftbedienfteten 
find berechtigt, fih des Pofthorne 
zu bedienen und das für dieſen Dienft 
eingeführte Dienftlleid zu tragen, 

$. 34. Allen Bägen, welde durch 
die Poftanftalt gefahren werden, fol 
jedes andere Fuhrwerk auf den Stra- 
Gen, wenn es ohne offenbare Gefahr 
geſchehen kann, auf ein mit dem Poft- 
horne gegebened Zeihen ausweichen. 

8. 35. Jede Webertretung der in 
dem 8.33 enthaltenen Anordnung wird 
mit 5 fl. C. M. beftraft. Der gegen 
die Beitimmung des 8. 34 Handelnde 
bat einen Strafbetrag von 2 fl. C. M. 
zu erlegen, welcher an den Armenfond 
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des Ortes, wo die Uebertretung Statt 
fand, abzuführen iſt. 

8. 36. In den Källen der 88. 33, 
34 und 35 ift das Verfahren der 
politifhen Obrigkeit, welcher 
obliegt, in dem Bezirke, wo die Ueber: 
tretung verübt wurde, über Sicher 
beit, Ruhe und Ordnung zu wa- 
hen, mit Freilaſſung des Recurfes zu- 
gewiefen. (A. h. Entſchl. vom 5. Nov. 
1837. Hftzl. D. v. 12. April 1838, 
an die Länderft. von Nied. Defterreich, 
Defterr. ob der Enns, Böhmen, Mäh- 
ren u. Schlefien, Salizien, Steiermark, 
Illyrien, Küftenland und Tirol. Pol. 
©. ©. 66. Bd. Nr. 47.) 

Poſthorn. Der Gebrauch desfelben 
ift blos allein den Poſtſtationen mit 
Ausſchluß aller anderen Parteien vor- 
behalten. (Hfd. vom 29. Nov. 1788. 
Krop. Gef. Joſ. 16. Bd. ©. 555.) 

. Poftillone. 
‚Pofhorn = Signale, ſiehe Po⸗ 
ftillone. 

Poſtillone, denſelben ift nicht geftat- 
tet, auf einer rüctgehenden Poſtealeſche 
oder Ordinari⸗Wagen Jemand auffigen 
zu laffen. Im Uebertretungsfalle ift der 
dawider handelnde Poſtknecht mit einer 
angemefjenen körperlichen Strafe un- 
nachfid,tlih zu belegen. (Hfd. vom 23. 
Juni 1803. Krop. Gef. Franz. 17.2. 
©. 265.) 

— — In Folge Hoflammer - De- 
cret vom 15. Mai 1824 3. 17774 
wird die Vorſchrift, daß die Fuhrleute 
und Landkutſcher, wie auch alle fonfti- 
gen Reifenden, auf das von den Po- 
ftillond mit dem Pofthorn gegebene 
Zeihen auf alle thunlide Weife fo- 
gleih auszuweichen, die größeren 
Frachtwägen aber, wo das Ausweichen 
nicht ſogleich möglich ift, fo Tange an- 
zubalten haben, bis die mit Poftpfer- 
den befyannten Wägen vorübergefah: 
zen fein werden, zur allgemeinen Nach⸗ 
achtung neuerlich mit dem Beifabe in 
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Erinnerung gebracht, daß die Fuhr⸗ 
leute und Landkutſcher ſich hiernach bei 
Bermeidung der Beftrafung nad dem 
a. b. Boftpatente*) genau zu achten 
haben. (D. d. Rggs. D. vom 31. Mai 
1824 3. 11787. O. d. Prov. G. ©. 
Nr. 70. Wiederholt kundg. durch das 
böhm. Bub. am 27. Febr. 1830. Krp. 
G. ©. 56. Bd. Nr. 51.) 

Poſtillone. In Gemäßheit der mit 
a. 5. Entfhl. vom 10. Auguft 1838 
fanctionirten Poſtordnung für NReifende 
und der dafelbft in den 88. 22, 27, 
33, 34 u. 37 erlaffenen Beftimmungen, 
bat fi die kak. oberfte Hofpoftverwals» 
tung veranlapt gefunden, den Poſtillo⸗ 
nen für die verfhiedenen Orte von 
PVoftbeförderungen und die dabei vor: 
tommenden Hauptmomente eigene, all- 
gemein giltige Pofthorn » Signale vor- 
zufhreiben. und hiedurch das bisher 
uͤbliche Zeihengeben durch Schnalzen 
mit der Peitſche, zumal in Städten und 
andern volkreihen Ortſchaften wegen 
der Gefährlichkeit für die körperliche 
Sicherheit der Vorübergehenden, gänz« 
lich abzuftellen. Don diefen Poſthorn⸗ 
Signalen wird mit Zuflimmung der 
h. k. k. Poligei-Hofftelle nunmehr auch 
in dem Innern der Haupt- und Refi⸗ 
denzftadt Gebrauch gemacht werden, 
doch Haben fih die PBoftillone in der 
Nähe und im Innern der k. k. Hof 
burg von dem Gebrauche des Poſthorns 
zu enthalten, fi überhaupt nur auf 
die nöthigen, in einzelnen Tönen bes 
ftehenden Zeichen zu beſchränken, und 
jeden unnöthigen Lärm, befonders zur 
Nachtzeit, fo wie das Blafen von 
Melodien durchaus zu unterlaffen. Die 
Bezirk » Directionen werden angemie- 
fen, die Beobachtung diefer Beſchraͤn⸗ 
tungen firenge zu überwachen, und mit 
den Uebertretern entfprehend Amt zu 


*) Gegenwärtig nad dem e 
5. Neo. 1897 99.58 * —* Ar 
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handeln. Aus dieſem Anlaſſe wird den 
Bezirko⸗Directionen die hierortige Ver⸗ 
ordnung vom 15. Mai 1821 wegen 
Hintanhaltung des heftigen und unnoöͤ⸗ 
thigen Schnalzens mit der Peitfche zur 
Darnahahtung in Erinnerung ge 
bracht und erwartet, daß fie die Ab- 
ftellung dieſes gefährlichen Umfuges zu 
einem vorzüglihen Gegenftande der 
täglichen Gaffenaufficht machen werden. 
(Circ. der k. t. Bol. Ob. Dir. vom 23. 
April 1839.) 

Doftillone. Es ift durch die Ueber- 
wahungs = Organe des Boftbetriebes 
und die Poft » Comducteure dargethan 
worden, daß die Privatfuhrwerte den 
begegnenden oder nahlommenden Poft- 
wägen auf das Zeichen des Poſtillons 
nirgends ausweichen, was dem ra- 
fhen Poft = Beförderungsdienfte hem⸗ 
mend entgegenwirtt. Am häuflgften 
ift diefes in Wien und auf den Stra- 
Benzügen in der nächſten Umgebung 
von Wien, dann auf jenen Straßen 
der weiteren Rayons der Fall, auf wel: 
hen fich vieles Marktfuhrwerk bewegt. 
Es ift fämmtliden Poſtillons ftreng: 
ſtens wiederholt aufgetragen worden, 
die Pofthorn- Signale jederzeit und 
rechtzeitig zu geben, und die Poſt⸗ 
Sonducteure find zur genauen Weber. 
wahung ebenfalls neuerlih verhalten 
worden. Damit jedoch diefen Zeichen 
auch die gehörige Folge gegeben werde, 
fo werden fämmtlide Bezirkshaupt⸗ 
mannfchaften und der Wiener Magi- 
ftrat im Grunde des Erſuchens -der 
k. k. Poſt-Directon für Riederoͤſterreich 
aufgefordert, die diesfälligen Straßen⸗ 
Polizei » VBorfchriften, namentlich die 
hierauf Bezug nehmenden Beſtimmun⸗ 
gen der 88. 34, 35 und 36 des Poſt⸗ 
gefebes vom Jahre 1837, in dem un- 
tenftehenden Bereiche neuerdings allge: 
mein veröffentlichen zu laffen. (Decret 
der n. d. Statth. vom 11. Mai 1851 
3. 580, f. Poſtgeſetz $. 33 —35.) 
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Hoft = Linree zu tragen, if den 
Zandkutfhern und Pferdeausleihern 
bei 50 fl. Strafe verboten. (Hofentſchl. 
v. 2. Dec. 1752. Krop. Gef. M. Ther. 
1.32. ©. 431.) 

Poſtmeiſter. Ueber jenen Schaden, 
der von dem Poftmeifter oder feinen 
Dienftleuten dem Reifenden , oder von 
diefem oder fener Dienerfhaft dem 
Boftmeifter aus Berfchulden, oder über: 
haupt auf eine Weife zugefügt wird, 
daß hieraus fürden einen oder für den 
andern Zheil ein Recht auf Schadener- 
fag oter Genugthuung nad den Be- 
flimmungen des allgemeinen bürgerl. 
Geſetzbuches erwächſt, ift in dem Falle, 
dag über die Entfhädigung kein frei- 
willige® Webereintommen zu Stande 
kommt, die politifhe Obrigkeit 
um die Aufnahme des Thatbeftandes 
und Vornahme einer Schäßung des 
Schadens anzugehen, wornad es bei- 
den Theilen feigeftellt ift, ihr Recht im 
gefeglich vergefchriebenen Wege zu ver» 
folgen. Handelt es fi um eine gegen 
den Reifenden angefprodene Entſchädi⸗ 
gung, fo hat diefer den nad, der vor- 
genommenen Schäbung entfallenden 
Entfhäadigungsbetrag bei der politi« 
fhen Obrigkeit, bevor er feine Reife 
fortfeßt, zu depofitiren oder ſicher zu 
ftellen. (8. 63 ter mit Hof-Decr. vom 
28. Aug. 1838 3. 34820/1585, 
fämmtlihen Länderftellen mit Aus» 
nahme von Dalmatien bekannt gegebe- 
nen Poftordn. für Reifende.) 

— — Beobachtung der Paßvor⸗ 
ſchriften bei Befoͤrderung der Reiſen⸗ 
den, ſ. Eilwägen, Paſſirſcheine. 

— — Wahrung ihrer Rechte gegen⸗ 
über den nichtberechtigten Fuhrleuten, 
ſ. Poſtſtraßen. 

— — deren Verhältniß zu den Un⸗ 
ternehmern der periodiſchen Perfonen⸗ 
transporte, ſ. Stellfuhren. 

-— — find von der Haltung der Stell⸗ 
wägen nicht ausgefchl., ſ. Stellfuhren. 
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Poſt⸗Ordnung für Reifende wurde 
mit a. 5. Entſchl. v. 10. Aug. 1838 
genehmigt und ſaͤmmtliche Länderftellen 
mit Ausnahme von Dalmatien intimirt 
mit Hflgl. Decr. v. 28. Aug. 1838 
8. * 1435. 


ettel, eine. 
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” Woßportofeeiheit In allen Kron- 
ländern, in welchen das Gemeindege⸗ 
feß v. 17. März 1849 Giltigkeit Hat, 
wird den Gemeindevorftänden unter 
fih und im Verkehre mit den Staats- 
behörden in den Amtlichen Angelegen- 
heiten des den Gemeinden übertra- 
genen Wirkungskreifes die Borto- 
freiheit bei der Brief und Fahrpoſt 
unter der Bedingung zugeftanden, daß 
die Sendungen mit dem Amtsſiegel ver« 
fhloffen, auf der Adrefle aber mit der 
Angabe der abjendenden Gemeindevor⸗ 
ftehung oder Staatsbehörde und der 
Anmerkung ex officio im übertrage: 
nen Wirkungskreiſe oder aud 
ex oflicio in Staats-Angelegen- 
heiten bezeichnet fei. Nüdfihtli des 
Mißbrauches diefer Bortofreiheit haben 
die allgemeinen biefür beflimmten Straf: 
vorfäriften zu gelten. Die Correſpon⸗ 
denz der Behörden und der Gemeindes 
vorftände mit einzelnen Bemein- 
degliedern, fowie die aus dem ua- 
türlichen Wirkungskreiſe der Gemein» 
den entfpringende Gorrefpondenz bleibt 
portopflihtig. (Erl. des Hr. M. 
vom 16. Auguft 1850. R. ©. 2. 
Nr. 336.) 

— — Örundfäge fürdiealls 
gemeine Regulirung der Borto- 
freiheiten. 

1. Sr. k. k. Maj. und den Mitglie⸗ 
dern der a. h. Familie bleibt ausſchließ⸗ 
lid die perfönliche Portofreiheit bei der 
Briefpoft vorbehalten. 

2. Alle Amtscorrefpondenzen 
find portofrei, und zwar: 
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a) Zwiſchen landesfürftlihen Bes 
hörden und Amtern unter einander; 

b) zwiſchen den Vorſtehern diefer 
Behörden oder ihren Stellvertretern 
unter einander, oder zwiſchen diefen 
Borftebern und andern landesfürftlichen 
Behörden; 

c) zwiſchen einzelnen erponirten 
Beamten, welche ein Amt repräfentiren 
unter einander, oder zwifdhen derlei 
Beamten und landesfürftliden Be⸗ 
hoͤrden. 

3. Die Hofſtäbe Sr. Maj. mit ihren 
untergeordneten Aemtern,, die verſchie⸗ 
denen Armee » Abtheilungen und ihre 
Eommandos bid auf die Compagnie 
(Edcadrond-) und Zuge «- Kommandos 
herab, einzelne felbftftändig fungirende 
Militärperſonen, endlich die geiſtlichen 
Aemter aller vom Staate anerfannten 
Eonfeffionen in allen ihren hierarchi⸗ 
fhen Abdftufungen, werden bezüglich deu 
Portofreiheit anderen landesfürftlichen 
Behörden und Aemtern glei geachtet. 

4. Den Tandesfürftligen Behörden 
und Aemtern werden in Abſicht auf die 
Portofreiheit au die Directionen aller 
jener Unterrits- und Bildungs - Ans 
falten, welche als oͤffentliche anerkannt 
find, dann die Directionen der Huma⸗ 
nitätsd-Anftalten, welche ganz oder theil⸗ 
weife aus dem Staatsſchatze dotirt wer- - 
den, gleihgeftelt. Klöftern und geift: 
lihen Corporationen, welde fi mit 
der Krankenpflege oder mit der Erzie⸗ 
ziehung der Jugend beſchäftigen, kommt 
die Bortofreiheit rückſichtlich jenes Thei⸗ 
les ihrer Correfpondenz zu, weldyer die 
Krankenpflege oder die Schule zum Ge⸗ 
genftande hat. 

5. Gefellfchaften und Bereine, welche 
ansfhließli auf gemeinnügige Zwecke 
und nit auf Gewinn ihrer Theilneb- 
mer gerichtet find, und von dem Minis 
fterium, in deffen Bereich fie gehören, 
als ſolche anerkannt werden, find in 
ihrer Eorrefpondenz mit landesfürfilis 
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chen Behörden und Aemtern portofrei. 
Geiſtlichen Orden, welche durch Almo⸗ 
fen erhalten werden, kommi gleichfalls 
die Portofreiheit zu. 

6. Handels und Gewerbe, Rota- 
riats⸗ und Advocaten-Kammern find in 
ihrer Eorrefpondenz mit landesfürfli- 
hen Behörden von der Portozahlung 
frei zu laflen. 

7. Die Eorrefpondenz der Gemein- 
den mit landesfürftliden Behörden und 
Aemtern ift, infoweit dieſelbe aus dem 
der Gemeinde übertragenen Wirkungs- 
kreiſe entfpringt, von der Borto - Ent- 
richtung befreit. 

8. Die Verfendung des Reichsgeſetz⸗ 
blattes , der Landesgeſetzblätter, der 
Minifterial » Verordnungsblätter und 
fonftiger ftatiftifher oder journalifti- 
fer Mittheilungen der Minifterien an 
Behörden erfolgt portofrei. 

9. Gefaͤllspachtungen bat für ihre 
Correſpondenz die PBortofreiheit nicht 
zuzukommen. 

10. Die Correſpondenzen der Ges 
fandtfhaften auswärtiger Staaten un- 
terliegen wie bisher der Porto⸗Entrich⸗ 
tung. 

11. Jede Sendung, die nit nad 
den vorangehenden Beftlimmungen die 
Portofreiheit genicht, ift bei der Auf- 
gabe zu franfiren. Eine derlei unfran- 
firte Sendung ift zwar ebenfalls an 
ihre Adreſſe zu befördern, die dafür ent- 
fallende Portotare aber fammt der Zu- 
tage von dem Aufgeber nadträglid 
hereinzubringen. 

12. Die Portofreiheit hat ſich nicht 
auf die Stadtpoft in Orten, wo eine 
ſolche beftebt, zu erſtrecken, und ift der 
Local⸗Correſpondenz⸗Verkehr zwifchen 
den Behörden unter einander durch Die 

Amtsdienerfhaft zu beforgen. 
1233. Die portofreien Sendungen find 
mit dem Amtsfiegel zu verfchließen, und 
auf der Adrefie mit der Angabe des 
Adfenders und den Worten: „Amts- 
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fahe* oder „Ex officio* zu bes 
zeichnen. 

14. Amts⸗-⸗Correſpondenzen find 
nicht zu recommandiren, ausgenonmen 
die in den Gerichtsvorfäriften vorge. 
fehenen oder andere nach der Beurthei- 
lung der betreffenden Referenten und 
Borftände befonders wichtige Fälle, in 
welchen die den Gorrefpondenzen zus 
fommende Portofreiheit auch die Be⸗ 
freiung von der Recommandationdge- 
bühr in fi ſchließt. 

15. Die wegen Hintanhaltung, Ent- 
dedung und Beftrafung des Mipbrau- 
ches der Portofreiheit beſtehenden Vor⸗ 
ſchriften verbleiben in Kraft. (A. h. 
Entſchl. vom 3. Jän. 1851, Erl. des 
Hand. Miniſt. vom 3. Jän. 1851. R. 
G. 3. Rr. 32.) 

Softportofreiheit der Eorrefpon- 
denz der ifraelitifden Matritelführer, 
f. Inden⸗Matrikeln. 

Hoftportotaren. In Bollzug einer 
a. b. Entſchl. v. 25. Septbr. 1849 
wurden in Betreff der Briefportotaren 
und Nebengebühren, dann der Anwen⸗ 
dung von Briefmarken neue Beftimmnn- 
gen in Wirkfamkeit gefeht. (Erl. des 
HM. v. 26. März 1850. R. 8.2. 
Nr. 149.) 

Poſtſcheine. Diefelben find vom 
Landespräfidium in jeder Hauptftadt 
zu ertheilen , und es follen ohne diefe 
feine Poftpferde ausgefolgt werden. 
(A. 5. Refolution v. 20. März 1751. 
Kropp. G. M. Ther. 1. Bd. ©. 285.) 

— — Das hiefige Hofpoftftallamt 
wurde ermädtigt, in Zukunft, ohne 
mebr auf der Beibringung des bisher 
erforderlich gewefenen Poſtſcheines der 
k. k. geheimen Hof⸗ und Staatskanzlei 
zu befteben, allen jenen Berfonen Pferde 
zu Ertrapoft-Reifen beizuftellen, welche 
entweder 

a) über ihre Verwendung als k. k. 
Cipil- oder Militäar-&ouriere durch Bor- 
jeigung der vorgefchriebenen, von einer 
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f. k. Civil: oder Militär-Behörde oder 
von einem k. k. Militärcommando aus⸗ 
geftellten offenen Ordre ſich auszumeis 
fen, oder 

b) ihre Reife » Bewilligung über- 
haupt durch Borweifung eines Paſſir⸗ 
feines, der für Givilperfonen von der 
k. k. Bolizei-Direction, für Militärper- 
fonen aber von dem. ?. Militär-Plap- 
commando audgeftellt fein muß, darzu« 
tbun im Stande find. Bon diefer Ber- 
fügung wird die k. k. Polizei = Ober: 
Direction mit dem Bemerken verflän- 
digt, daß Die Beſtimmungen, welde in 
der obigen Beziehung das von der ehe⸗ 
maligen ‘Polizei » Hofftelle unterm 22. 
Octbr. 1841 an die hiefige Polizei- 
Ober » Direction erlaffene Decret ent» 
halt, außer Wirkſamkeit treten. (Erl. 
des Minift. des Inn. vom 21. April 
1848 3. 310/M. J. II.) 

Doft:Stationen. Die Poft- Sta- 
tionen unterflehen zwar in adminis 
ſtrativer Beziehung, d. i. in Hinſicht 
des Poſtdienſtes, der Manipulation 
des Caſſen⸗Geſchaͤftes und der Poſtrech⸗ 
nungen der k. k. oberften Hofpoftver« 
waltung ; fie find jedoch verpflichtet, 
in allen polizeiliden und politifchen 
Angelegenheiten, dann indbefondere zu 
Folge ausdrüdliher a. h. Beftimmun- 
gen in allen Ertrapoft-Angelegenheiten 
auch den k. k. politifchen Behörden 
Nede und Antwort zu geben. (Vdg. der 
n. 6. Reg. vom 26. Novbr. 1834 8. 
60697. Prov. G. ©. 16. Dr. Nr. 
270.) 

— — Bur Befeitigung von Gefah- 
ren und Anftänden, weldhe wegen un- 
terlaffener Beleuchtung der zur Befoͤr⸗ 
derung von Neifenden auf Boftrouten 
mit unbedingter Pafjagiers » Aufnahme 
beigegebenen Stationscalefchen entite- 
ben Tonnen , findet man anzuordnen, 
daß alle Poſt⸗Stationen ihre Caleſchen 
mit Laternen verfeben laffen und die- 
felben in den Fallen, wo fie bei Aera⸗ 
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rialfahrten zur Beförderung von Rei⸗ 
fenden beigeftellt werden , in finfteren 
Nächten zu beleuchten haben. (Exil. des 


Handelsminiſt. v. 5. Jän. 1849, an 


alle Oberpoft-Berwaltungen. R. ©. 2. 
Rr. 72.) 

Poſtſtraße. Folgende Poſtvorſchrif⸗ 
ten, die in dem $. 9 des a. h. Paten⸗ 
tes v. 8. Febr. 1772, und in dem a. h. 
Patente v. 24. Octbr. 1782 enthalten 
find, und in den neuern Zeiten haufig 
hintangefeßt wurden, werden wieder 
holt zur allgemeinen Wiſſenſchaft ge- 
bracht: 

1. Nebſt der Poſt dürfen nur die 
durch beſondere Befugniſſe und Erwerb⸗ 
ſteuer⸗Scheine dazu berechtigten Fuhr⸗ 
leute, Reiſende auf der Poſtſtraße 
in halb oder ganz gedeckten Bü 
gen, oder in offenen Caleſchen 
um Geld führen. 

2. Allen Wirthen, Bürgern und Un⸗ 
terthanen, die nicht in diefe Elaffe von 
berechtigten Fuhrleuten gehören, 
ſind ſolche Fahrten nicht erlaubt, die 
Mägen mögen ihnen oder den Reiſen⸗ 
den gehören, ausgenommen von Orten 
weg, wo feine Poft und fein berechtig- 
ter Fuhrmann ift, bis zur nächftgelege- 
nen Pofiftation; ebenfo ift ihnen aud 
die abſichtliche Umfahrung der Poſtör⸗ 
ter, um die vorſtehende Borfchrift zu 
umgeben, nicht geftattet. 

3. Alle berechtigten Fuhrleute duͤr⸗ 
fen auf der Poftftraße vor Zurüdlegung 
von 6 Poften, oder bevor der Reifende, 
den fie führen, nicht 3 Tage an einem 
Orte zugebracht hat, feine Pferdewechs⸗ 
lung vornehmen; fie Dürfen auch inner- 
balb 6 Poften keinem andern Fuhr⸗ 
manne Reifende zur weitern Befoͤrde⸗ 
sung überbringen, das ift förmlich zu- 
führen, und die ihnen fo Ueberbrachten 
nicht übernehmen. 

4. Bei Hintanfegung diefer Vor⸗ 
ſchriften ift jedem dadurch beeinträchtig⸗ 
ten Poſtmeiſter im Betretungefalle das 
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Recht zur Anhaltung und Gonfidcation 
der Pferde eingeräumt, und find die 
DOrtsobrigkeiten bei Strafe von 100 fl. 
nebſt Erfah des Schadens verpflichtet, 
demfelben zur Ausübung feines Rech» 
tes auf jedesmaliges Anfuhen den 
nothwendigen Beiftand auf das ſchnellſte 
zu leiften. (Hflzl. Dec. vom 5. Jan. 
1820 3. 36689, Rogge. Eirc. v. 24. 
Yan. 1820 3. 3365, n. d. Prov. ©. 
©. 2. Bd. Nr. 6°). 

Poſtſtraße. Um die Poftmeifter in 
den ihnen zufchenden Rechten zu 
[Hägen und fie in den Stand zu feßen, 
diefelben gegen die Uebertreter des Ge- 
feße® wirflid auszuüben, bat die k. ft. 
allgemeine Hoflammer einverfländlich 
mit der k. k. vereinten Hoflanzlei zur 
genauen Handhabung der in der lebten 
Circular: Berordnung v. 24. Ian. 1820 
erneuerten Beitimmungen, mit Decr. v. 
26. Febr. 1820 3. 5890 Folgendes 
anzuordnen befunden: Die Ortsobrig- 
keiten haben unter eigener Verantwor⸗ 
tung nur denjenigen Fuhrleuten, die 
fih mit ihren Befugniffen, und mit dem 
gelöften Erwerbfteuer- Scheine auswei⸗ 
fen, und die überhaupt nach den erxlaf- 
fenen Vorſchriften zur Berfahrung ber 
Reifenden auf der Poſtſtraße in gedeck⸗ 
ten Wägen und Caleſchen berechtigt 
find, nad der Zahl ihres Fuhrwerkes 
Certificate auszufertigen, worin zur Les 
gitimirung gegen die Poftmeifter ledig⸗ 
ih die Beftätigung beizufeßen ift, daß 
N. N. ein befugter Fuhrmann, oder 
Zandkutfcher fei. Feder folde Fuhr⸗ 
mann wird fodann jedesmal feinen 
Knecht, fobald er Reifende auf der Poft- 
ftraße zu führen übernimmt, mit einem 
ſolchen Certificate zu verfehen und ihn 
anzumeifen haben, in Fällen, wo er bei 





er N Hi — a: n. 
reulares iſt durch das Poſtgeſe 
Novbr. 1837 und durch den ee dee 
H. M. v. 20. Dechr. 1850 (f. Stellfuh: 
auracheben. 
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einer Bofftation angehalten wird, durch 
deffen Borzeigung das Befugniß feines 
Dienfgebers zu erweifen. Um übri- 
gen® jedem Mißbrauche vorzubeugen, 
darf die Giltigkeit eines ſolchen Certi⸗ 
ficates nit über Ein Jahr ausge⸗ 
dehnt werden. und nad Berlauf dieſes 
Zermines if der befugte Fuhrmann ver 
pflichtet, die Ausfertigung neuer Certi⸗ 
ficate bei feiner Ortsobrigkeit anzufu- 
hen. (Rggs. Eirc. v. 25. März 1820 
3. 13114, n. d. Prov. ©. ©. 2. Br. 
Rr. 57.) 

Poſtſtraße. Da die Circ. Vdg. v. 
24. Zän. 1820 weder in Anfehung der 
zur Verfahrung von Neifenden auf 
der Poſtſtraße nicht Befugten, noch 
in Anfehung derjenigen, die fi von 
folgen Unbefugten auf der Poftflraße 
führen Taffen wollen, einen Unterſchied 
macht, fondern ganz ausdrüdlih ein 
foldes Befahren der Poſtſſt raße um 
Kohn nur den hierzu Berechtigten ge- 
ftattet,, fo ergibt fi von felbft, daß 
auch Bürger, wenn fie wirklih Pferde 
halten, mit jenen Befugniffen aber nicht 
verfehen find, von dem nur beredhtigten 
Fuhrleuten zuftebenden Erwerbe aus- 
gefhloffen feien. Uebrigens ift es nicht 
richtig, daB das Hoflammer » Decret, 
welches die Poſtmeiſter allerdings, aber 
nur in Gemäßheit der noch beſtehenden 
Voftpatente pflihtmaßig in Schuß 
nimmt, mit der Öfterreichifchen Gewerbs⸗ 
verfaffung im Widerſpruche ftehe, da es 
in derfelben nicht das Geringfte äntert, 
vielmehr die Gewerbsvorſchriften auf 
das genauefte beachtet, und die patent« 
mäßigen Poftprivilegien mit derfelben 
in Einklang bringt. Dagegen haben 
die Kreisäamter forgfältig darüber zu 
wachen, damit die Orteobrigkeiten, 
wenn fie ihnen das Recht, Lohnfuhrge⸗ 


d. werbe zu verleihen, einräumen, dasfelbe 


nicht etwa zur Umgehung der Poftvor- 
ſchriften mißbrauchen, weil fonft der 
dem Deffentlichen fo wichtige, und ge- 
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rade Deswegen durch landesherrliche 
Brivilegien in Schuß genommene Poſt⸗ 
dienft zu fehr gefährdet wärde. (Hof- 
fammersDecr. v. 15. April 1820.) 

Poſtſtraße, f. Fuhrlente, Land: 

kutſcher, Lohnktuticher, Reiſende. 

sa f. Poftfcheine. 

otfafchenfiederei, auf ſolche foll 
weder ein neues Befugniß, noch die 
Uebertragung eines alten im Gewerbs⸗ 
bezirke Wiens bewilligt werden. (Ngg8. 
Beſch. vom 31. Dctbr. 1807. Barth. 
9. u. ©. Gef. 1. Br. ©. 288 und 
389.) 

Bracticanten , die mit wirklichen 
Anftellungs » Decreten verfehen, und 
beeidet find, find als Staatsbeamte zu 
erfennen,, daher auf Diefelben das Pa⸗ 
tent v. 25. Det. 1798 anzuwenden if. 
(Hof-Deer. v. 19. Dechr. 1800. Krop. 
Gef. Franz. 14. Bd. ©. 563.) Siehe 
Beamte. 

— — find ale angehende Beamte 
allen jenen Disciplinar⸗Vorſchriften un- 
terworfen,, welche für wirkliche Beamte 
befteben. Sie find daher, fowie Ießtere, 
verbunden, über ihre vorhabende Ber» 
ebelihung die Meldung zu machen, und 
ihre Sattinnen und Kinder bleiben, 
wenn fie fich nicht über einen, der für 
Beamte nad Verſchiedenheit ihrer An- 
ftelung in der Nefidenz , einer Provin⸗ 
zialſtadt oder auf dem Lande, feſtgeſetz⸗ 
ten drei Befoldungsclaffen von 400, 
300 und 200 fl., gleihlommenden 
Rebenzufluß ausweifen können, von 
der Penfionsfähigkeit ausgeſchlofſen. 
(Hfljl. Deer. v. 13. Febr. 1821 an die 
n. d. Reg. Krop. Gef. Kranz. 45. Bd. 
©. 84.) 

— — Bei Aufnahme derfelben ift 
überhaupt auf die vorgefähriebene Nach⸗ 
weifung der Subfiftenz - Mittel ftrenge 
zu fehen, fo wie auch fein verheirathe- 
ter Practicant aufzunehmen, der fi 
mit feinem eigenen Dermögen oder Ein- 
fünften auszumweifen nicht vermag. 
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(Hoflamm. Deer. v. 25. Aug. 1824. 
Krop. Gef. Kranz. 49. Bd. S. 905.) 

Practicanten. Die mit Anftellungs- 
Decr. verfehenen beeideten Bracticanten 
find ohne Unterfhied des Gefchäftes, 
für welches fie verwendet werden , ale 
Beamte anzujehen, daher alediejenigen 
Beftimmungen, welche durch die a. 6. 
Entſchließung vom 24. Mär; 1828 für 
die Beamten in Subftitutionsfällen feft- 
gefeßt wurden, auch auf diejelben ihre 
volle Anwendung finden. (Hffmr. Der. 
vom 24. Nov. 1828 3. 42910. Eur- 
ende des k. k. Mir. Gub. v. 18. Dec. 
1828. Wag. Zeitfh. I. 1829 R.2. 
©. 34. 

— — haben in der Regel feinen 
Anfprud auf Geldbelohnungen, wenn 
nit eine außerordentlihe zum Bor: 
theiledes Dienftes gereichende Auszeich⸗ 
nung eine Ausnahme begründet. (Hfkmr. 
Dec. vom 30. Juni 1832 3. 24424. 
Rage. 3. 37784. R.d. Prov. Gef. S. 
14. Th. Rr. 150. 

— — Die wegen Berleihung von 
Nemunerationen an Beamte beftchen- 
den Beflimmungen finden auf PBracti- 
canten feine Anwendung. (Hflz!. Dec. 
v. 21. Juli 1832 3. 16626. Rggs. 
3. 41591. Prov. Gef. S. 14. Th. 
Nr. 169, f. Remunerationen. 

— — Die wegen Berleihung von 
Remunerationen an Beamte beftehen- 
den Beflimmungen finden auf Practi« 
canten feine Anwendung. Wenn Prac- 
ticanten ih beſonders eifrig und aus- 
gezeichnet verwenden, jo wird eine ſolche 
Verwendung zur befonderen Begrün- 
dung ihres Anſpruches auf Beförde- 
rung vor anderen nicht im gleichen Falle 
befindlihen Mitbewerbern zu dienen 
haben. (Hflzl. Dec. v. 10. Jan. 1833 
3. 260. Vdg. dern. d. Reg. vom 23. 
San. 1833 3. 4128. N. d. Prov. 
Gef. S. 15 Bd. Jahrg. 1833 Nr. 8.) 

— — In allen jenen Fällen, wo 
beeidete Concepts: oder Manipulationd- 
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Practicanten landesfürſtlicher Behörden 
wegen Vergehen zu entlaſſen ſind, iſt 
bei den diesfälligen Verhandlungen 
nad den für die wirklichen Staats⸗ 
beamten beftehenden Normen vorzuges 
ben, ſohin denfelben auch ſtets zwei Ju⸗ 
ſtizräthe beizuziehen; dagegen find 
aber die Verhandlungen wegen Entlaf- 
fung beeideter Practicanten im Disci⸗ 
plinar⸗Wege bei fi) zeigender Unfähig- 
keit und Unbrauchbarkeit wie biöher, 
nach den allgemeinen Vorfchriften zu 
pflegen. (Hflzl. Dec. vom 7. April 
1833 3. 7553 an ſämmtliche Länder- 
ftellen. Bol. ©. ©. 61 Bd. Nr. 55.) 

Practicant. Gchaltfperre bei Ur- 
laubsüberfhreitungen, |. Beamten 
Urlaub. 

Praͤdicats⸗Aumaßung, f. Adel, 
Adels-Anmafungen. 

Drag, Vorſchrift über die Zus und 
Abfahrt der MWägen bei dem Beſuche 
des Theaters, |. Theater: FBahrord- 
unng. 

rager Waſſerwehrdurchläſſe, de: 
ren Deffnung betreffend, ſiehe Schiff: 
fahrt. 

— — Krankenhaus, ſ. Kranken: 
haus, Krankenhans⸗-Verpflegsko⸗ 
ften. (Bdg. vom 22. Febr. 1850.) 

Pramien für die Erlegung fhädli- 
her Raubthiere, ſiehe Jagdweſen. 


8.7. 

Yrämien- Ausmaß für die Gene- 
d’armerie, f. Gensd’armerie. 

Drännmerations- Einleitungen 
von Privat⸗Werken dur die Behörden 
find zurüdzuweifen, wenn anders feine 
fpecielle höhere Weifung eine Anem⸗ 
pfehlung zur Pflicht macht. (Hfkzl. Praf. 
Erl. vom 27. Sept. 1832 3. 1740. 
Rggs. Präf. Bdg. vom 1. Dct. 1832 
8. 1732. N. d. Prov. Geſ. S. 14. Th. 
Nr. 226.) 

Prater. In Folge a. h. Entſchlie⸗ 
gung iſt zu allen Zeiten des Jahres 
und zu allen Stunden ded Tages Je⸗ 
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dermaun in dem Prater fowohl als 
in das Stadtgut frei fpazieren zu ge- 
ben, zu reiten und zu fahren erlaubt, 
und es foll au Niemandem verwehrt 
fein, fich daſelbſt mit Ballonſchlagen, 
Kegelfchieben und anderen erlaubten 
Unterhaltungen eigenen Gefallend zu 
divertiren. (Kundm. v. 7. April 1766.) 

Prater. Allen bürgerl. Gaftgebern 
und Kaffeefiedern, welche in dem Pra- 
ter traktiren, Kaffee, Wein oder Bier 
ausſchenken, auch zu diefem Ende Zel- 
ter auffchlagen oder andere Bequem⸗ 
lichkeiten verfchaffen wollen, ift die Er- 
laubniß dazu gratis zu ertheilen, umd 
dies durch die Zeitungsblätter bekannt 
zu machen. (A. h. Entſchl. v. 17. April 
1766.) 

— — Nachdem die Jagd im Prater 
ohnehin abgenommen und von der Zeit 
an, als derfelbe in einen öffentlichen 
Spaziergang verwandelt worden ifl, 
den vornehmiten Gegenftand dafelbft 
nicht mehr ausmacht, hingegen aber aus 
folder Urfache eine immerwährende Auf- 
fit der politifhen Stelle und vieler- 
lei polizeiliche Beranftaltungen unum⸗ 
ganglich erforderlich find, fo wird ber 
ſchloſſen, die ganze Juriediction und 
Aufficht über alles, was in die gute 
Drdnung und Polizei einfhlägt, folg- 
lih aud den Eine und Auslaß und alle 
anderen zur allgemeinen Sidyerheit, Bes 
quemlichkeit und Vergnügung nöthige 
und zuträglihe Vorkehrungen, lediglich 
gedadhter politifher Stelle zu überges 
ben und aufzutragen, auch zu ſolchem 
die erforderlihe Anweifung an den 
Statthalter ergehen zu laſſen, wobei 
jedoch dasjenige, fo nur allein die Jagd 
und Das Forſtweſen anbetrifft, ferner: 
hin wie biöher unter der Obſicht des 
Oberftjägermeifteramtes verbleibt und 
daher über alles diefes der Forftmeifter 
im Prater feine Berichte forthin an 
dasfelbe zu erftatten, auch von demſel⸗ 
ben die nöthigen Verordnungen zu em . 





Prater. 


pfangen haben wird. (A. h. Cab. Schr. 
v. 7. Juni 1766.) 

MH rater, im, darf Niemand ohne 
Einvernehmen zwifchen der Regierung 
und dem Oberftjägermeifteramte eine 
Hütte errichten. Alle Hütteneigenthür 
mer haben ohne alleEntfchädigungsans 
fprüche ihre Hütten zu räumen: daher 
darf Niemand ein Mauerwerk auffüh- 
ren, fondern feine Hütte nur aus Holz 
herſtellen; endlich muͤſſen alle Wirthe 
und Kaffeefieder den Prater mit Ende 
Detober räumen, und ihre Hütten ſchlie⸗ 
Ben. (N. 5. Rggs. Vdg. vom 28. Oct. 
1793.) 

— — Bei Gelegenheit eines im 
Prater entflandenen Feuers, durch 
welches eine ganze Wirthehaushütte 
eingeäfhert wurde, hat ſich gezeigt, daß 
e8 bei derleigallen im Prater vorzüg- 
lich an der gehörigen Schnelligkeit in 
Beifhaffung der Xöfchrequifiten, an des 
nen es im undnächft dem Prater feined- 
wegs fehlt, mangle, und fomit die jonft 
fo gut regulirte Feuerloͤſchordnung da- 
ſelbſt nicht genügend gehandhabt werde. 
Um nun für derlei Falle auch im Pra⸗ 
ter die beftmöglichfte Fürforge zu tref- 
fen, bat man das Oberft » Hof » Jäger- 
meifteramt angegangen , bei einem im 
Prater entftehenden Feuer nit nur 
das dortige Jägerperfonale zur Hilfe 
eilen, fondern auch die große oberftja- 
geramtliche im Prater im großen Jagd⸗ 
Geſchirrſtadel befindliche Feuerſpritze 
ungeſäumt in Bewegung ſetzen zu laſ⸗ 
ſen; man hat dem Feuerwerker Stu⸗ 
wer aufgetragen, bei entſtehendem Feuer⸗ 
laͤrm mit allen feinen Leuten und Spri⸗ 
ben zum Brande zu eilen; eine gleiche 
Weiſung hat man auch an das Grund- 
gericht Zagerzeil erlaffen,, und endlich 
bat man im Prater den de Bad und 
die Kaffee» und großen Wirthshäuſer 
verhalten, fi mit den nöthigen kleinen 
Fenerlöfch-Requifiten zu verfehen. Der 
Polizei: Ober-Direction wurde demnach 
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aufgetragen: Erften® ihrerfeits die nö» 
thigen Verfügungen zu treffen, damit 
bei einem im Prater entftehenden Feuer 
von Seite des Polizeiwach-Piquets 
nächſt dem Feuerwerke durch einen 
Mann die ſchleunige Nachricht dem 
Richter in der Jaͤgerzeile, welcher nächſt 
dem Prater wohnt, gegeben werde, da⸗ 
mit die dortige Feuerſpritze eilends 
dem Fener zugeführt werden Tönne. 
Zweitens. In ſolch einem Kalle ihr 
genaues Augenmer? darauf zu richten, 
06 die vorangeführten Anordnungen 
genau und zur gehörigen Zeit in Boll« 
zug gefeßt werden, im Widrigen aber 
bievon die unverzüglide Anzeige ans 
ber zu machen. (R. ö. Rggs. Dec. v. 
1. Jän. 1809 3. 32754/4001.) 
Brater. Das Auffpriken das 
felbft betreffend. Se. Majeſtät ha: 
ben in Anfehung der Auffprikungsan- 
ftalt im Prater zu befehlen gerubt, daß 
der bisherige Kameral » Beitrag von 
1600 fl. eingeftellt werden fol, und 
das ftadtifche Unterfammeramt die gan- 
zen Koften des Aufſpritzens als eine 
LocalsBolizeisAnftalt zu tragen habe. 
MWeiterd foll auch mit dem Auffpriken 
im Frühjahre noch vor Oſtern ange: 
fangen werden, fobald es vie lebhaft 
werdende Spazierfahrt und der übers 
band nehmende Staub erfordert. (Hfkzl. 
D. v. 20. Juni 1808. Rggs. Intim. 
v. 20. Juli 1808. Pol. Ob. Dion?. 
3. 3634.) Ueber die dagegen gemachte 
Borftellung des Magiſtrates wurde mit 
Hflzl. Bdg. v. 21. Juni 1810 befoh- 
len, den Magiftrat auf die unterm 20. 
Juni 1808 erfloffene Verordnung zu 
verweifen,, demfelben wurde daher die 
genauefte Befolgung diefer wiederholt 
befohlenen Auffprikanftalt zur Pflicht 
gemacht, und der Polizei⸗Ober⸗Direc⸗ 
tion aufgetragen, dafiir zu wachen, daß 
dieſes Auffprigen gehörig beforgt werde 
und jede diesfällige Naclaffigkeit der 
Regierung angezeigt werde. (R. öfter. 


Rggé. D. v. 9. Juli 1810 9. 19855/ 
953. Pol. Ob. Dir. 3. 4685.) 

Prater. Mit n. d. Rggs. Dec. v. 
21. Sept. 1811 wurde der Polizei⸗ 
Ober⸗Direction eröffnet, daß viele In⸗ 
dividuen im Prater erkrankten, umd, 
daß diefed von der Vernadläffigung 
oder der gänzlihen Unterlafjung des 
Räumens und Säuberns der Brunnen 
im Prater berrühre,, theild auch fid 
darauf gründe, daß die Brunnen da- 
ſelbſt ſchlecht bedeckt find, fo daß In- 
ſecten und Unrath leicht hineinfallen, 
die bei einer auch mindern Wärme leicht 
in Gährung übergeben Tonnen. Aus 
diefem Anlaß wurde der Bolizei-Öber- 
Direction aufgetragen , die Wirthe im 
Prater anzuweiien, künftig für die ge- 
hörige Bededung , für die Räumung 
und Säuberung ihrer Brunnen auf das 
pünftlichfte zu forgen. (Pol. Ob. Dir. 
Dec. an die Dez. Dir. in der Leopold⸗ 
Radt v. 7. Det. 1811. 

— — Auf die dafelbft fih Häufig 
einfindenden Haufirweiber, derlei Mäd- 
hen und Buben, Gaufler, von denen 
das Publitum beläftiget wird , fowie 
auch auf die in Hütten ſich aufhalten- 
den feilen Dirnen, bat die Bolizei-Be- 
zirte - Direction in der Leopoldftadt 
firenge wachſam zu fein. (Pol. Hfft. 
Weiſ. v. 13. u. 28. Mai 1819.) 

— — Auf die fih dafeldft einfin- 
denden Bettler, Gaufler und liederliche 
Dirnen, fo mit Blumen handeln , mit 
Zahnſtochern haufirende Mädchen ift 
die firengfte Aufmerkſamkeit zu richten, 
und mit den Betretenen das Ami zu 
handeln. (Bol. Hfſt. Weif. an d. Bol. 
Db. Dir. vom 15. März 1822 und 
31. Mai 1823.) 

— — Das Verbot, in denfelben 
Jagd» und andere Hunde größerer Gat⸗ 
tung mitzunehmen, iſt mit aller 
Strenge aufrecht zu erhalten. (Bol. 
Hoff. Dec. vom 16. April 1823 Pol, 
Ob. Dir. 3. 1943.) 


- f. Ruf. 

— — Oberbehoͤrdliche Com⸗ 
petenzin Angelegenheiten, die 
durh den Prater veranlaßt 
werden. In Bezug auf Pie oberbe- 
bördlihe Competenz in Angelegenhei- 
ten, die durch den Prater veranlaßt 
werden, wird feftgefebt, Daß die Necurfe 
gegen polizeiliche Entfheidungen dann 
in den Geſchaͤftsbereich der k.k. Bolizei- 
und Eenfur-Hofftelle gehören, wenn fie 
die für den Prater nad feinen eigen- 
thuͤmlichen Local-Berhältniffen erlaffe 
nen fpeciellen Vorſchriften und Verbote 
betreffen, daß dagegen die Regierung 
dann in zweiter Inſtanz einzufchreiten 
berufen fei, wenn es fih um Uebertre⸗ 
tungen handelt , die, wenn aud im 
Prater, doch gegen allgemein geltende 
Geſetze und Anordnungen Statt fin- 
den. (Ngg®. Bdg. v. 24. Nov. 1841 
8. 62609. Prov. &. S. 23. Band 
Rr. 212.) 

— — Aus Anlaß eines fpeciel- 
len Falles hat das k. k. Oberftjäger- 
meifteramt laut Zuſchrift v. 24. Sept. 
1851 8. 1438 bezuglih der Produc- 
tionen im Prater, auch wenn diefe in 
ſchon beftehenden Etabliffements Statt 
finden follen, fih ausdrüdlich feine vor⸗ 
läufige Zuſtimmung aus dem Grunde 
vorbehalten, um in der Eigenſchaft ale 
Srundeigenthümer und Adminiftration 
des Hofjagdwefens von allen Borgän- 
gen im Prater in Kenntniß und bei 
jenen Productionen, welche ftörend auf 
dad Wild einwirken könnten, in der 
Lage zu fein, das Recht der Zurückwei⸗ 
fung geltend zu maden. Da fonad 
über Anſuchen des erwähnten Hofam- 
te® die Parteien zu verhalten find, daß 
fie jederzeit no vor Ausübung irgend 
einer Production die Bewilligung der- 
felben nachzuſuchen haben, fo wird das 
Bezirks⸗Commiſſariat hievon mit dem 
Auftrage verftändiget, hiernady die um 
Productions - Bewilligungen dafelbft 
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fih Bewerbenden anzuweifen und deren 
Geſuche nur gegen Beibringung der er- 
forderliden Zufimmung des k. k. 
DOberftjägermeifteramtes in Berband- 
lung zunehmen. (Dec. der k.k. Pol. Dir. 
an das Pol. Comm. Jägerzeil v. 10. 
Dct. 1851 3. 20285/1579). 

Praterfahrt. Um die Ordnung 
derfelben zu erhalten, muß eine Poli⸗ 
zeisBatronille in der Hauptallee, bes 
fonders in den Nachmittageſtunden un- 
terhalten, und an Sonn- und Feierta- 
gen auch befondere Infanterier und Ca- 
valleriepoften von der Jägerzeile bis in 
den Prater ausgeftellt werden. Der Be- 
zirte-Direction in der Leopoldſtadt 
wurde diesfalld insbeſondere zur Pflicht 
gemacht, eine Infpecion im Prater 
duch einen Beamten, befonders an 
Sonn» und Feiertagen zu veranftalten, 
damit durch felben die Wache gehörig 
geordnet, controllirt und in vorkom⸗ 
menden Fällen das nöthige Amt ge- 
handelt werde. (Bol. Ob. Dir. Dec. an 
die Bez. Dir. in der Leopoldſtadt vom 
3. Mai 1817 3. 3977.) 

— — {in der Hauptallee dürfen 
Steirer-, fowie Zeifel- und Bauernwäs 
gen an dem Zage, wo diefelbe von 
Equipagen ſtark befahren wird, nicht 
fahren, fondern diefelben find bei der 
Einfahrt im Prater in die Seitenwege 
zu weifen. (Pol. Hfſt. Weiſ. v. 20. Mai 
1822.) 

— — Bei der großen Anzahl von 
Equipagen und Miethwägen , welde 
zufolge der in der legten Zeit gemachten 
Wahrnehmungen an Sonn und Feier- 
tagen den Prater befahren, Tann an 


) Das k k. Oberfihofmeifteramt beab⸗ 
fichtigt die Verhältniſſe der Praterwirthe 
und Hüttenbeſitzer zu regeln, und rückſicht⸗ 
lich der u ihres Pen ge⸗ 
genüber dem Eigenthums⸗ un — 
rechte des a. h. Hofes auf die Prater⸗ 
gründe feſtzuſtellen, worüber noch gegen⸗ 
wärtig (Sept. 1853) die Berhandlungen 
im Zuge find. 
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diefen Tagen in der Hauptallee des 
Praters das willfürliche Umtehren und 
Einlenten der, in Folge der bereits be- 
ftebenden Fahrordnung auf der rechten 
Seite (nächft der Reiterallee) gegen das 
fogenannte Rondeau am Waffer hinab⸗ 
fahrenden, und von da auf der entgegen« 
geſetzten linken Seite (an den Kaffeehäu- 
fern) zurückkehrenden Wägen nicht ge- 
ftattet werden, weil dadurch die Prater: 
fahrt gehemmt, einem großen Theil des 
dahinfahrenden Publikums das Ber- 
gnügen, diefen öffentlichen Erlufligungs- 
ort zu beſuchen, beinahe ganzentzogen, 
überdieß aber ed unmöglich wird, hier⸗ 
bei die erforderlichen , die perſoͤnliche 
Sicherheit und Drdnung bezielenden 
polizeilichen Mapregeln gehörig hand⸗ 
zuhaben. (Siehe Bahr = Ordnung.) 
Aus diefen Gründen wird in Folge 
hoher Anordnung feftgefeßt, daß vom 
erftien Sonntage im Monate April 
angefangen, bis zum lebten Sonntage 
im Monat September, an jedem Sonn- 
und Feiertage, jene, die in der Prater- 
Hauptallee hinabfahren, nicht eher als 
bei dem Rondeau am Waſſer umkehren, 
und eben fo die MWägen derjenigen, 
welde vom Rondeau zurücfahren und 
die Fahrt dahin wiederholen wollen, zu 
diefem Behufe nicht. früher umkehren, 
und in die Reihe der aus der Stadt an- 
tommenden, nady der Brater-Hauptallee 
fahrenden Wägen einlenten dürfen, als 
bis fie am Ente der für die Fußgänger 
beftimmten Allee auf jenem Stand» 
puncte angetangt find, wo ein eigenes 
Biquet der Militär-Polizeiwache aufge 
ftellt ift, um den Dit des Umkehrens 
und Einlenkens anzudeuten. Die k.k. 
Militär-Polizeimahmannfhaft ift hier- 
nach beauftragt, die genaue Beobach⸗ 
tung diefer Anordnung, welche hiermit 
zur Kenntnig und Nachachtung des 
fahrenden Publikums gebracht wird, 
an Sonn- und Feiertagen gehörig hand- 
zubaben. (8, ?. Bol. Ob. Dir. Kundm. 
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v. 18. April 1823. Wr. Zeitung Amts- 
blatt Nr. 90.) 

Braterfahrt. Nachdem bei den letz⸗ 
ten Praterfahrten wiederholt ftörende 
Unordnungen vorgefommen find, fieht 
fi die. ?. Stadthauptmannfchaft ver⸗ 
anlagt, die für diefe Fahrten und na- 
mentlich rücdfichtlich der Prater-Haupts- 
allee beſtehenden Borfchriften zur Dar⸗ 
nachachtung in Erinnerung zu bringen: 

Durch die allgemeine Praterordnung 
ift verboten: 

1. das Reiten und Fahren in der 
Geh Allee; 

2. das Fahren und Spazierengehen 
in der Reit- Allee; 

3. das Spazierenführen von Pfer- 
den und deren Abrichtung. 

Bei ſtärker befuchten Praterfahrten 
ift überdies zu unterlaffen: 

4. das Reiten in der Kahr- Allee ; 

5. das Vorfahren aus der gefchloffe- 
nen Wagenreihe; 

6. das Ausbrechen der Wägen aus 
der einen, und das Einreihen derfelben 
in die entgegenfahrende Reihe, außer 
an den hiezu beflimmten, durch aufge: 
ftellte Wachpoften bezeichneten Punkten. 

Nebitdem iſt zu beobachten. daß alle 
MWägen, weldhe an der Geh—⸗Allee ans 
halten wollen, fih an die vor jedem 
Kaffeehaufe ftehende Wagenreihe anzu» 
fliegen haben, ohne eine zweite Reihe 
zu bilden, weil hiedurch der Raum für 
die weiter Fahrenden beengt und eine 
Störung unfehlbar verurfadht werden 
würde. | 

Die bei der Praterfahrt aufgeftellten 
Machen find angewiefen, die Befolgung 
der obigen Vorſchriften, welche nicht 
minder im Intereſſe der Yahrenden 
ſelbſt, als zur Bermeidung von Un⸗ 
glücksfällen getroffen worden find, ge- 
nau und ohne Ausnahme zu hand- 
haben. (Kundm. der ?. k. Stadth. in 
Wien vom 3. Mai 1850.) 

— — fiehe Praterordnung. 
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Praterhütten. 


Proterhütten *). Ueber ein Ge- 
ſuch eines Praterhütteninhabers, eine 
neue Hütte auf einem Platze im Prater, 
wo noch nie eine Hütte fland, errichten 
zu dürfen, haben Se. Majeftät zu ent- 
fließen gerubt, daß Bittfteller ledig⸗ 
lich dahin angewiefen bleiben müffen, 
einen bereit bebauten, alten Platz auf- 
zufinden , fo wie das Nämlihe aud 
fünftig bei andern Gefuchen um PBläße 
im Prater zu beobadten fein werde. 
(Pol. Hofft. Dect. v. 24. Aug. 1830. 
Pol. Ob. Dir. 3. 3749.) 


*) Praterhütten find eigentlih nur zur 
Beluftigung des Publicums beftimmt. Die 
Bewilligung hiezu und zu dem Ausſchanke, 
Ningelfpielen zc. zc., wird nur für den 
Sommer ertheilt; daher auch dieſelbe je- 
ben Sommer eingeholt werben muß. — 
Wird diefe Bewilligung einem Indivi⸗ 
duum zum erften Male ertheilt, fo wird 
das Bittgefuh mit dem Gutachten bed 
Bezirkd » Gommiffariated in der Sägerzeil 
der Polizei » Direction zur Entſcheidung 
vorgelegt. Sofern aber diefe Bewilligung 
zum zweiten Male angefucht wird, fo er- 
theilt gedachtes a So: wenn 
gegen die Moralität des Bittftellerd nichte 

achtheifiges vorkömmt, felbe mittelft ei- 
ned gedrudten nachfolgenden Rathſchlages. 
Kommen aber polizeiliche Bedenken vor, 
fo ift dad Geſuch der Polizei » Direc- 
tion zur Entfcheidung vorzulegen. Wenn 
nun ein Competent zur Au re des 
Praterhüttenrechted von der Polizei-Direc- 
tion für fähig erkannt wird, hat fi der⸗ 
felbe bei dem Bezirks⸗Commiſſariate in 
der Jägerzeil mit dem Kaufcontracte aus⸗ 
umweifen; welder fohin in das dafelbft 

efindlihe Be Her vorgemerkt wurde. 
PH dieſes DBefipbuh werden fämmtliche 
ütten mit ihren Schilden, Nummern, der 
Name ber Eigenthümer, die Erwerbungs⸗ 
titel, fammt allen darauf Bezug habenden 
Urkunden, und auch fonftige polizeiliche 
Bemerken vorgemerkt. Ghento fommen in 
dasſelbe alle auf einer derlei Hütte haf- 
tende Laften, welche mit dem Eigenthums⸗ 
Ei verbunden find, fo wie auch alle 
Schuldforderungen vorzumerten. Uebri- 
end wird dur den Kauf einer berlei 
Güte der Käufer keinedwegsd Eigenthümer 
von Grund und Boden, fondern les 
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diglih von der Hütte und der darauf 
baftenden Gerechtigkeit. Die erwähnten 
Vormerkbücher über die Praterhütten wur⸗ 
den im Sabre 1850 in Kolge der neuen 
Gerihtdorganifation vom Bezirtd-Commif: 
fariate Leopoldftadt an das k. k. Bezirkd- 
gericht der innern Stadt 3. Section über: 
mittelt, wo fie feitdem geführt werden, 

Ratbihlag. „Dem Bittfteller wird 
bie angefuchte Erlaubniß gegen dem er- 
theilt: daß er fich des Plaped wegen bei 
dem Ef. k. Herrn Forſtmeiſter melde, und 
ohne desſelben ausdrückliche Erlaubniß 
weder etwas errichte, noch Pferde, Schweine, 
Geflügel, oder anderes Vieh halte; daß er 
den Betrieb in eigener Perfon ausuͤbe, 
und folchen daher weder in Befland, noch 
auf Rechnung Überlaffe; daß er fi mit 
feinen nöthigen Haudleuten ehrbar, ruhig, 
und ganz den beſtehenden Allerhöchften 
Geſetzen gemäß betrage; dag er Nieman- 
dem Unterfähleif, oder Aufenthalt über 
Racht geftatte; daß er zur Bedienung der 
Säfte Feine weiblichen Dienftboten ver- 
wende; dag er die don Seite der Straf: 
und Arbeitshaud-Beamte für Kegelbahnen, 
Billard, oder andere erlaubten Unterbal« 
tungöfpiele einzuhebenden Taren ohne Wei⸗ 
gerung entrichte; daß er bei den Feuer: 
werten die ihm von dem privilegirten 
Feuerwerker zu feinem Gebraucde verab- 
folgten Paffirbillete an Berwandte und 
Bekannte nicht abtrete; daß er mit Ende 
des Monatd October, ohne eine Erinne- 
rung abzuwarten, aud dem Prater weg» 
ziehe; daß er die Nummern der Hütten 
immer im vorgefchriebenen und fichtbaren 
Stande erhalte, und daß er endlich ohne 
nn Anzeige bei dem unterfertigten 
k. k. PolizeisBezirtd:Gommiff., feine Hütte 
an Niemand fäuflid überlaffe, auch Feine 
Bau⸗, Schild» oder fonftige Veränderung 
unternehme; widrigenfalld ihm, bei lleber« 
he. eined oder anderen Punctes, die 
Erlaubnig ohneweiters abgenommen wer: 
den würde. — Deffen aud der k.k. Herr 
Sorflmeifter unter Einem verftändigt wird.” 
Bon der f. k. Pol. Bez. Comm. Yäger: 
jeil den 

Proterhütten. Ueber ein Geſuch 
um Umfohreibung einer Prater - Aus: 
ſchankshütte an ein 3ted Individuum 
wurde der Bittfteller aus dem Grunde 
abzewiefen, weil der Gläubiger eines 
Praterwirthed wohl auf die Effecten 
und Einrihtungsftüde desfelben die 


Pfändung führen, nie aber die einem 
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ſolchen ertheilte Ausfhants - Befugnig 
aus irgend einem Rechtstitel anfpres 
hen kann; weil es eine bloße Gnaden⸗ 
Sade ift, die blos ad personam er: 
theilt, und nad Umftänden bewilliget, 
oder abgefihlagen werden kann; übri⸗ 
gend auch das vorgefhlagene 3. Indi⸗ 
viduum bereits eine Praterhütte befaß. 
(Erl. der Bol. Ob. Dir. vom 2, Juni 
1807.) 

Praterhütten. Die im Prater be- 
findlihen Schankhütten find in Bezug 
auf Unfittlichkeit immer ſtrenge von der 
Bez. Dir. in der Leopoldftadt im Auge 
zu behalten, und bat hiezu insbeſondere 
auch die Pol. Ob. Dir. mitzuwirken. 
(Bol. Hofſt. Weil. v. 26. April 1820.) 

— — dürfen nur von rechtlichen 
unbefholtenen Individuen bezogen wer- 
den (Pol. Hofft. Weif. v. 19. März 
1823) und find öfter zu vifitiren. 
(Pol. Hofft. Weif. v. 16. April 1823.) 

— — Die Regierung ift mit dem 
f. k. Oberſt⸗Hof⸗ und Landjägermeifters 
Amte übereingelommen, daß inden Pra⸗ 
terhütten künftig Beine hölzernen 
Küchen u. Rauchfänge geftattet wer- 
den ſollen, ſondern daß jedem, welchem 
die Aufſtellung einer derlei Hütte be— 
williget wird, bei Ertheilung der Be- 
willigung zur Pflicht gemacht werde, 
die Küchen und Rauchfange von Mauer: 
werk aufzuführen, und die Küchen von 
den übrigen bewohnbaren Theilen der 
Hütten durch eine eigene Feuermauer 
abzufondern. Hiebei hat jedoch die all- 
gemeine Vorſchrift noch fortan aufrecht 
zu beftehen, wornach auch Hüttenbefiger 
ohne das mindefte Recht auf Entfchädi- 
gung ihre Hütten wegräumen müffen, 
fo.wie ed verlangt wird, welcher Ber- 
pflichtung fie fih dur Einlegung eines 
Neverfed zu unterziehen hätten. Hier 
nah hat fi alfo die Polizei » Ober: 
Direction bei Ertheilung von Benilli- 
gungen zur Errichtung von Hütten im 
Prater zu benehmen. Weil aber zu 
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wünſchen ift, daß auch die gegenwärtig 
beftehenden,, von Holz errichteten Pra- 
terhütten nad und nach auf die obige 
Weiſe umgeflaltet würden, damit fie 
den Anforderungen der Feuer⸗Polizei⸗ 
fiderheit mehr entfprechen, hat die. f. 
Vol. Ob. Dir. im Einverftändniffe mit 
dem ftädtifchen Unterfammeramte und 
dem k. k. Oberſt⸗Hof⸗ und Landjäger- 
meifter-Amte im commiffionellen Wege 
dort, wo es ohne Ausdehnung des den 
fhon beftehenden Hütten-Befigern zu- 
gewiefenen Terrains zuläffig ift, die 
legtern zur Ausführung diefer ihnen 
felbft zum Bortheil gereihenden Maß⸗ 
regel zu flimmen, und ihnen hierzu ei« 
nen angemeffenen jedoch präclufiven 
Termin fefzufeßen. (Decr. der n. 6. 
Reg. v. 26. Juni 1832 8. 34515, an 
die k. k. Pol. Ob. Dir.) 

Drater » Ordnung. Die feltenen 
Annehmlichkeiten, weldhe der zum Spa- 
zier- und Grgößungsorte gewidmete 
Prater in fih vereiniget, und durch feine 
Nähe bei der Stadt für Jedermann mit 
fo vieler Bequemlichkeit darbietet, ges 
ben demfelben einen, von allen Einwoh⸗ 
nern diefer Refidenzftadt, und eben fo 
ſehr von allen Fremden anerkannten 
Vorzug, defien ſich nicht Leicht eine an- 
dere Nefidenz zu erfreuen bat. Um den 
Genuß diefes Ortes dur noch meh⸗ 
rere Bequemlichkeit und Sicherheit zu 
erhöhen, haben Se. Maj. eine weſent⸗ 
lide Berbefferung der vorzüglich beſuch⸗ 
ten Geh⸗, Fahr⸗ und Neitalleen des 
Praters zu genehmigen gerubet, welche 
nunmehr ganzlih zu Stande gebradt 
worden ift. Damit die Wohlthat, welche 
hiedurch dem Publicum zugedacht wor- 
den, nicht vereitelt werde, ift die Ein- 
führung einer Ordnung, wodurd Alles 
entfernt wird, was das Vergnügen ſtoͤ⸗ 
ren, Unordnungen, oder felbft Gefah⸗ 
ren für die Anwefenden herbeiführen 
könnte, unerläßlih nothwendig. Zu 
diefem Ende find Barnungstafeln auf 
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geftellt worden, welche in dem dreifa⸗ 
hen Hauptalleewege des Praters ver- 
bieten: 

1. Das Durchtreiben des Viehes je« 
der Art. 

2. Das Mitnehmen der Jagd- und 
großen Hunde. 

3. Das Durchfahren mit Laft- und 
Wirthſchaftswaägen. 

4. Das Spazierenführen ungeſattel⸗ 
ter Pferde, und deren Abrichtung. 

5. Das Reiten und Fahren in der 
Gehallee. 

6. Das Fahren und Spazierengehen 
in der Reitallee. 

7. Das Beſchädigen der Bäume und 
Wegbeſtandtheile. 

8. Das Tabakrauchen in den Haupt⸗ 
alleen und in der erſten Reihe der Tiſche 
bei den Kaffeehäuſern. Das k. k. Forſt⸗ 
perſonale und die Polizeiwachen, ſowie 
auch die k. k. Wegwärter, welche letz⸗ 
tere eigends aufgeſtellt worden find, 
um die neu aufgeſtellten Wege fortwäh⸗ 
rend in dem guten Zuſtande, in dem ſie 
fi befinden, zu erhalten, find insge⸗ 
fammt ftrenge angewiefen, darüber zu 
wachen, daß die zu Jedermanns Kennt» 
niß gebrachten Berbote nicht uͤberſchrit⸗ 
ten werden, und fo wie man hoffen 
darf, dag Federmann ohne Ausnahme 
die ſchuldige Achtung, die er den huld⸗ 
vollen Abfihten Sr. Majeftät und dem 
Publicum im Allgemeinen fhuldigft er- 
kennen, und diefelbe Durch genaue Bes 
obachtung der aufgeftellten Ordnung 
und willige Bolgeleiftung der von dem 
Auffihtsperfonale nöthigen Falls ge 
machten Ermahnungen an den Tag les 
gen werde; ebenfo wird von der Poli- 
zeis-Behörde gegen diejenigen, die ſich 
dennoch abfichtlich Uebertretungen oder 
Miderfeglichkeiten zu Schulden kommen 
laffen würden, mit unnadfichtlicher 
Strenge verfahren werden, welde ins⸗ 
befondere gegen Jedermann ohne Aus- 
nahme eingehalten werden muß, der 
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durch willlürlihes Borfahren aus der 
Reihe der Wägen, befonders an jenen 
Zagen, an weldhen das fahrende Publi- 
cum den Prater in größerer Menge be- 
ſucht, zu den daraus folgenden unaus⸗ 
weihligen Unordnungen und Gefah⸗ 
ren beiträgt. (Kundm. vom 28. März 
1818. Wr. Zeitungs-Amtshl. Nr. 22.) 

Brater : Drdnunng. In keinem 
Falle darf das Fahren oder 
Reiten in der Gehallee, und 
eben ſo wenig das Fahren in der 
Reitallee geduldet werden. Die 
Uebertreter find von den Wegmwärtern 
mit Höflichkeit zuerft auf den Inhalt 
der Barnungstafeln zu verweifen, im 
Weigerungdfalle aber ift die Polizei⸗ 
wache herbeigurufen , oder die Angabe 
des Namens, Standes und Wohnortes 
ded Mebertreters zu verlangen, und 
dann die Anzeige an die Bol. Bez. Dir. 
in der Leopoldftadt zu machen. 

Menndie BPraterlaffeefieder, 
Wirthe, oderwasimmer fürans- 
dere Parteien quer über die 
Geh⸗ oder NReitallee zwifhen 
den Straßenpflöden durdzu- 
fahren verſuchen follten, find 
diefelben zurückzuweiſen, und, wenn fie 
fih meigern, ihr Ramen, Stand und 
Wohnort aufzufhreiben, und folde 
fammt den etwa an den Straßenpflöden 
verurfachten Schaden der Pol. Bez. 
Dir. anzuzeigen. 

Es darf nit geftattet wer- 
den, daß ein leerer, noch viel 
weniger ein beladener Kradt- 
oderkXeiterwagendurd die Pra⸗ 
terhbauptallee fahre Im Bei- 
gerungsfalle find Führer und Fuhr⸗ 
knechte mit Hilfe der Polizeiwache hin⸗ 
wegzufhaffen, oder zur Bol. Bez. Dir. 
in der Leopoldftadt zu ftellen. Ein 
Gleiches hat aud bei Militärfrachtwä⸗ 
gen zu geſchehen, wenn fih aber diefe 
nit fügen wollen, if zu erforſchen, 
welchen Transport fie führen, und wo⸗ 
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mir fie fommen, bievon fodann die An⸗ 
zeige an die Polizei⸗Bezirks⸗Dirirection 
ju machen. 

Die Waͤgen, welche im Prater 
Heu, Laub, Kaſtanien laden, 
ſollen allezeit nur durch eine 
ordentliche Einfahrt auf die 
Straßen, nie aber in die Geh— 
oder NReitallee, wederderQäQuere 
noch der längenad fahren. Die 
Betretenen find im erften alle zuruͤck⸗ 
zumweifen, im Balle der Wiederholung 
oder Widerfeßlichleit aber ift der Ueber- 
treter, wenn ihn der MWegwärter kennt, 
der Pol. Bez. Dir. anzuzeigen, wenn 
er aber fremd ift, und fi über feinen 
Ramen und Wohnort nicht gehörig aus⸗ 
weifen kann, fo ift er zur Pol. Bez. 
Dir. zu ftellen. 

Die Knehte der magiftrati- 
ſchen Auffpriswägen müffen 
verhalten werden, nad jedes 
malvollendeter Befprikung der 
Fahrſtraße die Schranken bei 
den Brunnen ordentlid zufper 
ren. Die Unterlaffung diefer Sper- 
rung ift mit Benennung des Schuldtra- 
genden dem Stadtunterfammeramte an« 
zugeigen ; eben fo ift darauf zu feben, 
dag die Schranke bei dem erften Kaffee 
baufe für gewöhnlich ſtets gefperrt 
bleibe, und daß die Einfahrt durch den⸗ 
felben von dem Kaffeefieder allein be 
nüßt werde. Wenn diefes nach der er- 
ften Ermahnung nicht beobachtet wird, 
ift die Anzeige davon an die Pol. Bez. 
Dir. zur weitern Verfügung zu machen. 

Die Wegwärter haben aud 
darauf zu fehen, daß die Be 
fprigung der Straßen glei 
förmig geſchehe. 

Das Dreffiren der Pferdein 
den Alleen oderaufden Biefen 
darfnidtgeftattet, und eben fo 
weniggeduldetwerden, daß die 
Reitknechte mit ungeſattelten 
Handpferden reiten, wogegen im 
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Nothfalle die Polizeiwache zu Hilfe zu 
rufen ift. 

Wenn Jemand das Straßen 
delmaterialevonden Alleewe 
gen, oderüberbaupt jedes Ma- 
teriale von den aufgeftellten 
Borratbehbaufen, oderaufden 
Materialpläben zu verfhlep 
pen, oderzuentwenden fid bei- 
fommen laffen follte, ift derfelbe 
anzuhalten, und zur Pol. Bez. Dir. zu 
ftellen, oder, wenn er fi) mit Namen, 
Stand und Wohnort gehörig auswei- 
fen kann, der Bez. Dir. nur namhaft 
zu machen. 

Ein Gleihes hat zu gefhe 
ben, wenn Jemand fih einer 
Belhädigung an den Alleewe 
gen, oderihren Beftandtheilen, 
oder an den Alleebaumen zu 
Schulden fommmen läßt. 

In den drei Hauptalleeftra- 
Ben und insbefondere in der 
Gehallee, fowie in der erften 
Reihe der Kaffeetifhe if das 
Tabakrauchen verboten, wesiwes 
gen diejenigen, bei denen ed wahrges 
nommen wird, abzumahnen find. Bon 
den Strafgeldern, welche die Pol. Bez. 
Dir. über Anzeigen der Wegmwärter ein« 
heben wird, erhalten dieſe einen Dritt⸗ 
theil zur Aneiferung in Beſorgung ih⸗ 
res Aufſichtsdienſtes. 

Die Ermahnungen, welche die 
Wegwärter zu machen haben, 
müſſengemäßiget, ſchoönend und 
höflich fein. In Wiederholungs⸗ oder 
Widerſetzlichkeitsfällen aber haben ſie 
Ernſt zu gebrauchen, und den Betrete⸗ 
nen entweder zum Ausweis feines Na⸗ 
mens, Standes und Wohnortes zu ver- 
halten, oder wenn er diefes nicht kann, 
zur Pol, Bez. Dir. zu ftellen. 

Um die Anzeigen und Stel- 
lungen, welde die Wegmwärter 
bei der Pol. Bez. Dir. machen, 
Denfelben zu erleichtern, brau⸗ 
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henfiefelbenurbeidem Unter: 
offizier der Prater » PBolizer 
Wache zu machen; fowie fie auf 
bei Arretirung , oder Stellung von 
Uebertretern an die Bezirks⸗Directionen 
nur die Beihilfe der im Prater ohne 
bin ſtets befindlihen Patrouillen an- 
Sprechen. Uebrigens find die Wegwärter 
bei ftrenger Ahndung verbunden, Feder 
mann anftändig zu behandeln, alle auf 
die Praterhauptwege fich beziehende 
Auskünfte zu ertheilen, jedoch von Ries 
mandem, als von ihren in Dienftfachen 
vorgefeßten Beamten Befehle über die 
Arbeiten an den Wegen anzunehmen. 
Endli find fie bei Berluft ihres Dien- 
ſtes verbunden, den Trunk zu meiden, 
und fo viel als die Straßenarbeiten 
zulaffen,, täglich rein in ihrem Dienft- 
Heide gekleidet, auf ihrem Dienftpoften 
zu erſcheinen, und ſtets fo zu verblei- 
ben; im Krankheitsfalle eined Wegwär⸗ 
ters. hat ed der Andere dem vorgefeh- 

ten Beamten ſogleich anzuzeigen, da⸗ 
mit Letzterer, befonders in dringenden 
Fällen, einen Subftituten beftimmen 
koͤnne. (Inſtt. für die Prater⸗Wegwär⸗ 
ter, genehmigt mit Deecr. der Bol. Hofſt. 

vom 17. März 1818. Bol. Ob. 23. 

1405.) 

Mrater: Ordnung. Die unmittel- 
bare Auffiht und Handhabung der 
Prater « Ordnung liegt der Bol. Bez. 
Dir. in der Leopoldſtadt ob. Da aber 
nicht gegen alle Webertreter an der Stelle 
das Amt gehandelt, und die Beflrafung 
der Mebertretung und Unfolgfamleit ge⸗ 
gen die Alleewächter, und die Polizei- 
Machen verfügt werden, fondern fidh 
mit der Namend- und Wohnortd - An» 
gabe begnügt werden muß, um nachher 
gegen die Uebertreter das Amt zu han- 
dein; da ferner oft felbe in entfernten 
Bezirken wohnen, und es mit zu be= 
ſchwerlichen Umtrieben für die Parteien 
verbunden, auch für die Bez. Dir. Leo⸗ 
poldfladt felbf zu beſchwerlich wäre, 
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die Parteien von der ganzen Stadt 
Dien, die im Prater concurriren, und 
fih Vergehungen zu Schulden fommen 
laſſen, zu bebanteln; fo wurden die 
fammtlihen k. k. Pol. Bez. Dir. ange 
wiefen, derlei Uebertretungsfälle gegen 
die gegenwärtige Prater-Ordnung von 
Barteien ihres Bezirkes über Anzeigen 
der Bezirks» Direction in der Leopold» 
fladt zu behandeln, gegen ſolche Par⸗ 
teien das nämlihe Verfahren, wie in 
ſchweren Polizei⸗Uebertretungen zu be 
obachten, jedoch die Strafen, wie über 
fonftige Bolizei-Bergehungen zu bemef- 
fen, wornach ſolche in Geldftrafen von 
1 bis 25 fl. ; in Arreftftrafe von 6 bis 
24 Stunden, und bei Knechten und 
Kutfhern in 6 bis 10 Stoditreidhen 
beftehen können, wobei jedoch Geldſtra⸗ 
fen vorzuziehen find, weil das Drittel 
davon die Alleewächter zu ihrer Auf- 
munterung in diefem Dienfte erhalten. 
Geringere Strafen, wie z. B. wegen 
Tabakrauchen, fowie Befttafungen ge- 
gen Kutfcher umd Knechte Tönnen von 
den Bezirks » Directionen nicht nur er⸗ 
fannt , fondern auch gleich vollzogen 
werden. (Bol. Ob. Dir. Circ. v. 24. 
April 1818, an fümmtl. Bez. Dir. 
8. 178.) 

Prater⸗Ordnung. Gegen die die- 
felbe verlegenden und deshalb angehal- 
tenen Barteien foll in der Regel die Be⸗ 
zirks⸗Direction in der Leopoldftadt das 
Amt handeln, und folde, wo moͤglichſt 
ſchnell beendigen, und es bleibt nur in 
dem Falle, wo die Partei fattfam bes 
fannt, der Flucht nicht verdächtig ifl, 
die Amtshandlung der betreffenden Be⸗ 
zirts » Direction wohin die Partei ges 
hört, oder nad Umftänden aud der 
Pol. Ob. Dir. zugewiefen. (Pol. Hofft. 
Decr. v. 1. Mai 1818. Pol. Ob. Dir. 
3. 2316.) 

Praterſchauk⸗Befugniſſe. Ueber 
die um Schanf » Befugniffe im Prater 
anfuchenden Parteien ift mit aller Ges 
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nauigkeit ihre Moralität zu erheben, 
und nur unbefcholtenen Parteien ift ein 
derlei Befugniß zu ertbeilen. (Bot. 
Hoff. Weif. v. 11. Dechr. 1820, v. 
26. Juni, 9. April u. 21. Aug. 1824.) 

Praterſperre bei Feuerwerken, f. 
Beuerwerf. 

Praterwirthe dürfen fih nad ges 
endeter Sommerdzeit nicht mehr im 
Prater aufhalten, fondern müffen ihre 
Mohnungen in der Stadt oder den 
Vorſtädten beziehen. (N. 5. Rggs. Decr. 
v. 4. Detbr. 1814 3. 28560.) 

— — follen von unbefholtenem 
Rufe fein, widrigen® ihnen das Befug- 
niß abzunehmen ift, auch foll in ihren 
Hütten nicht über die geſetzliche Feier- 
abendftunde gefpielt und gezecht wer- 
den, auch follen fie in ihren Hütten 
feine Fremde beherbergen. (Bol. Hofft. 
Weiſ. an die Pol. Ob. Dir. v. 4. Juni 
1822.) 

— — dhinfichtlich der, ift ſtrenge 
darauf zu fehen, daß über die Morali- 
tat und fonftigen Lebenswandel der an⸗ 
gehenden Praterwirthe und ihrer Gat- 
tinnen genaue Erkundigungen eingezo- 
gen werden. (Pol. Hofft. Weif. an die 
Bol. Ob. Dir. v. 26. Sept. 1823.) 

MW raris, Arztlihe. Alle Aerzte, die 
ihre Kunft in den k. k. Staaten aus⸗ 
üben wollen, müfjen den gradum doc- 
toratus auf einer inländifchen Univerfi- 
tät, bei welcher eine medicinifche Facul⸗ 
tat vorhanden ift, genommen haben. 
Ebenſo haben fi) Wundärzte bei der 
medicinifhen Facultät prüfen zu laffen. 
(Sanit. Gen. Rorm. v. 2. Zän. 1770. 
Krop. Gef. M. Ther. 6. Bd. ©. 3.) 

— — ärztlihe. Nah dem Inhalte 
des unterm 10. April 1773 erſchiene⸗ 
nen Nachtrages zu dem Hauptfanitäts- 
Normativ wurde in Bezug der Aerzte 
vorgefärieben: Daß alle in den k.k. 
Staaten anzuftellenden, oder ihre Kunft 
ausüben wollenden Aerzte, Apotheker, 
Wundärzte und Hebammen auf einer 
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erblandifchen linmerfität geprüft uud 
approbirt, und mit einem gehörigen 
Diplome verfeben fein müſſen. Dabei 
it aber vorzüglid zu bemerken, daß 
jene, welche auf der Univerfitat in Wien 
eraminirt und approbirt find, aus be- 
fonderen Gnaden, Prärogativen und 
Privilegien in gefammten f. k. Staaten 
fi feßhaft mahen können, jene aber, 
fo von einer andern, obſchon inländi- 
ſchen Univerfität ihr Diplom haben, 
nur in inländifhen Staaten, wo keine 
Univerfität beſteht, fi diefer Privile- 
gien zu erfreuen haben. Kerner follen 
zu allen Zeiten Marktfchreier, Quad» 
falber, Afterärzte, herumziehende Ope⸗ 
ratenrs und Zahnbrecher, Theriat- und 
Arzneifrämer u. f. w., in allen k.k. 
Staaten abgefhafft werden. (Bat. v. 
10. April 1773. Krop. Gef. M. Ther. 
6. Bd. ©. 581.) 

Praxis. Zur Ausübung der Arznei⸗ 
kunde find nur diejenigen Aerzte befugt, 
welche an einer öfterreichifchen Univer- 
fität die medicinifhen Wiffenfhaften 
gehört, die vorgefhriebenen ftrengen 
Prüfungen mit gutem Erfolge über- 
fanden, und dafeloft die Doctorsmwürde 
erlangt haben, ſ. Aerzte, Inftruction 
für ſelbe. 

— — ärztlihe. Dur höchſte Ent- 
fhließung v. 3. d. M. ift neuerdings 
verordnet worden, daß jeder Arzt, wel- 
her fein ordentliches Mitglied der hie- 
figen medicinifhen Facultät ift, wenn 
er die innere Heilkunde bier in Wien 
ausiben will, vorher dem Decane der 
medicinifchen Facultaͤt fein Diplom 
aufweifen,, feinen Namen und Wobh- 
nungsort angeben, und fi verbinden 
müffe, jedesmal zu erſcheinen, wenn er 
von dem Decane vorgeladen wird, und, 
daß kuͤnftig jeder, welcher bei der medi- 
cinifhen Facultät, es fer als ordentli« 
bed oder außerordentliches Mitglied, 
nicht eingetragen ift, als ein Pfufcher 
angefehen, und als ein ſolcher nad) den 
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befteheuden Geſetzen behandelt werden 
folle. (&. 5. Eutſchl. v. 3. Decbr. 1796. 
Rage. Intim. vom 17. Dechr. 1796. 
Ferros Sanit. Bdg. 1. Thl. S. 228, 
erneuert mit n. 0. Rggs. Dect. v. 14. 
Rov. 1815 3. 36130. Guld. Sanit. 
Bdg. 4. Bd. ©. 196.) 

Praxis, ärztliche. Auf einer inländi- 
fhen Univerfität promovirte Aerzte. 
Wundärzte und Apotheker dürfen in 
Wien ihre Rechte nicht ausüben, bevor 
fie von der hiefigen Facultät noch ein- 
mal geprüft worden find. (Rage. Dec. 
v. 19. Mai 1804. Ferros Sanit. Bdg. 
2. Thl. ©. 286.) 

— — Hinfihtlid der fremden Aerzte 
bat es von dem durch den Studienplan 
vom Jahre 1804 eingeräumten Befug- 
niß , felbe nah einem zweijährigen 
Studium des vierten und fünften me- 
dieinifhen Jahrganges zu den flrengen 
Doctorsprüfungen zuaulafien, fein Ab- 
fommen , und hat in Hinkunft jeder 
Fremde, welder das Recht zur Aus⸗ 
übung der medicinifchen Praris in den 
öfterreihifhen Staaten erlangen will, 
fih allen jenen Borfchriften zu unter- 
sieben, weldye fin die E. k. Unterthanen 
befteben. (Hflzl. Decr. v. 11. Novbr. 
1820. Krop. Gef. Franz. 44. Bd. 
©. 332.) 

— — wundärztlihe. Allen denje- 
nigen ift die Praxis in Wien verboten, 
welche nicht beweifen können, daß fie 
das Studium der höheren Chirurgie 
ordentlich vollendet haben, und darüber 
entweder ald Magiftri oder ald Docto⸗ 
res der Chirurgie auf der Wr. Univer- 
fität vorſchriftsmäßig geprüft find. Zur 
Ausübung der freien Braris in Wien 
find ferner alle diejenigen berechtigt, 
die eine chirurgiſche Hofbedienftung be⸗ 
leiden, oder bei andern öffentlichen 
Anftalten als Ober - Wundärzte ange: 
Kellt find. Ein Wundarzt, der fein Ge- 
werbe verfauft, folglich feinen Gerecht⸗ 
famen entfagt, verliert dadurch die Er: 
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laubniß, wenn er nicht nach dem Aus⸗ 
tritte einen öffentlihen chirurgiſchen 
Dienft erhält, und dadurd in die obige 
Gathegorie eintritt. (Drdn. für das 
chiturg. Grem. in Wien v. 10. Rovbr. 
1821. Krop. Gel. Franz. 45. Bd. 


©. 796.) 
SB raris, ärztliche, |. Aerzte, Civil⸗ 
praris, Militärärzte, Wundärste. 


Prediger haben fi von erhobenen 
Streitfragen und den Befhimpfungen 
der Akatholiken zu enthalten. (Hof 
Dect. 9. 17. Nov. 1783. Krop. Gef. 
%of. 2. Bd. ©. 53.) 

— — haben fi der Berdammung 
der Akatholiken auf den Kanzeln zu 
enthalten. (Bdg. v. 28. Nov. 1784. 
Krop. Gef. Joſ. 6. Bd. S. 592.) 

Predigt. In den Predigten ift ſich 
an die Lehren des Evangeliums zu hal- 
ten, feiner doppelfinnigen Ausdrüde 
oder ungeziemender Anfpielungen zu 
bedienen, und nicht auf Nebendinge, 
welche zum Hauptfloffe nit gehören, 
zu übergeben. Gbenfowenig find fidh 
einige, obgleich verdeckte Anzuͤglichkei⸗ 
‚ten auf die Sefepgebung und auf die 
Staatseinrihtungen unter fonft bevors 
ſtehender ſchwerer Strafe zu erlauben. 
Die Wahrheiten des Evangeliums find 
im nöthigen Falle zwar zu bemeifen, 
dabei aber alle überflüffigen und oft 
ſchädlichen Einwürfe und Eontroverfen 
zu vermeiden. Alle Predigten find ih⸗ 
vem Inhalte nad mit der Bemerkung 
des Tages, warn, und des Ortes, wo 
fie gehalten worden find, ſchriftlich auf: 
zufeßen. Iſt eine Predigt aus einem 
Buche entlehnt, fo ift diefes mit Be⸗ 
nennung des Buches aufzuzeichnen. 
Sowohl die aufgefchten abgehaltenen 
Predigten, ale auch die Vormerkung 
über aus Büchern benübte Predigten, 
find zur jedesmal geforderten Borzei« 
gung aufzubewahren. (Hof⸗Decr. v. 4. 
ET 1783. Krop. Geſ. Joſ. 2. BP. 

51) - ' 
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PAR ſ. Klingenbentel. 
reißliften der DBictualien. 
deren Verfaſſung, |. Marktpolizei: 
Anffichtsanftalt der Stadt Wien. 
8. 9, 60. 

— — der Materialwanrenhändler, 
f. Moaterialwaarenhändler. (Vdg. 
v. 19. Ang. 1836.) 

Breistarife in den Gaſthaͤuſern, 
f. Gaſthänſer, Speifezettel. 

Preſſe. Beichwerdeführungen eines 
Beamten im Wege der Preffe, fiche 
Beamte. 

— — Wirkungskreis der Polizei- 
Behörde in Bezug auf die Preffe, fiehe 
Bolizei = Behörden, Wirkungstreis 
8. 10. 


— — Bedingungen zur Bewilli⸗ 
gung lithographifcher Preſſen für Baum- 
woll- und Seidendruder. Die Regie: 
rung bat mit Zuftimmung des Herrn 
PVräfidenten der k. k. oberſten Polizei: 
und Genfurd » Hofitelle im allgemeinen 
die Anwendung der lithographifchen 
Preſſen bei volllommen verläßlichen 
und mit den dazu nöthigen Kenntnif: 
fen ausgerüfteten Baumwoll⸗ und Sei» 
dendruckern, jedoch nur unter folgenden 
Bedingungen zur Hintanhaltung von 
Mißbräuchen zuläffig gefunden: 

1. Daß fie die lithographiſchen 
Breiten blos zu ihrem Geſchaͤfte, das 
ift zum Bedruden gewebter Stoffe 
benügen. 

2. Daß die Anfhaffung eines jeden 
lithographifhen Apparates und die 
Aufnahme des dazu beftimmten Arheits- 
Perfonales der betreffenden k. k. Bol. 
Bez. Dir. angezeigt werde, und 

3. daß jeder Drucker fi den rüd- 
fihtlich der Lithographen und ihrer Ars 
beiter beftehenden Polizei» und Cenſurs⸗ 
Borfhriften unterziehe. (R. 3. Rggs. 
Vdg. v. 16. Dechr. 1829 3. 67746, 
n. õ. Brov. Bel. S. XI. Thl. Rr. 308.) 

— — Inwiefern den Kupferftehern 
und Kupferftihhändler das Halten eige⸗ 
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ner Preſſen geſtattet ſei, ſ. Kupfer⸗ 
ſtecher. 

Preſſe, ſ. Buchdrucker. 


— — ſ. Delpreſſen. 
— — fiehe Kupferdruckpreſſen, 
Kupferſtecher, Steindruckpreſſe. 


Preß⸗Orduung. Bon den k. k. 
Miniſterien des Innern und der Juſtiz, 
und der k. k. oberften Polizei- Behörde, 
wurde wegen Vollziehung der Prep- 
Drdnung vom 27. Mai 1852 die beis 
liegende Inftruction erlaffen, welde 
den mit der Handhabung der Preß- 
Ordnung beauftragten Behörden und 
Drganen zur Darnachachtung mitges 
theilt wird. (Bdg. des Min. des Inn., 
der Juſt. und des Chefs der Ob. Pol. 
Beh. vom 18. Aug. 1852.) 

Ynftruction zur Durdfüh- 
rung der Preß- Ordnung. Die 
Bflihten der mit der Durchführung der 
Preß⸗Ordnung beauftragten Behörden 
und Organe beziehen fih: auf die 
Handhabung der formellen Beftimmun- 
gen dieſes Geſetzes über das Erſchei⸗ 
nen und die Verbreitung von Drud- 
ſchriften im Inlande und deren Ein- 
führung aus dem Auslande; auf die 
Beauffihtigung des Inhaltes der im 
Snlande erfheinenden, oder aus dem 
Auslande eingebrachten Drucdfchriften; 
auf die Evidenzhaltung und den Voll⸗ 
zug der erlafienen Verbote oder fonftigen 
befchränfenden adminiftrat. Maßregeln, 
endlich auf die Einleitung der vorbereis- 
tenden Schritte des gerichtlichen Verfah⸗ 
rend und auf die Handhabung der in 
der Preß- Ordnung felbft enthaltenen 
Strafbeflimmungen nah Anordnung 
dieſes Geſetzes. Bei Bollziehung dies 
fir Amtshandlungen haben fidh die ge- 
nannten Behörden und Drgane insbe 
fondere nadhfolgende Beſtimmungen 
gegenwärtig zu halten: 

8. 1. Die im $. 2 der Preß⸗Ord⸗ 
nung vorgezeichneten Außeren Erfor⸗ 
dernifie jedes Preß⸗Erzeugniſſes bezie- 
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hen ſich ſelbſtverſtaͤndlich nur auf die 
im Inlande erſchienenen Druckſchriften. 
Bei ausländiſchen Druckſchriften, für 
welche in andern Staaten theilweiſe 
abweichende Anordnungen beſtehen, iſt 
wegen der äußeren Bezeichnung kein 
Anſtand zu erheben, wenn dieſelbe den 
am Erzeugungsorte giltigen Geſetzen 
entſpricht, jedoch muß jedenfalls der 
Drucker oder Verleger und der Ort der 
Herausgabe auf der Druckſchrift erficht- 
lich gemacht fein. 

8. 2. Die im 8. 3 der Preß⸗Ord⸗ 
nung angeordnete Ueberreichung der 
Probes-Eremplare bat zugleich als eine 
Controlle für Die im $. 4 angeordnete 
Einfendung von Pfliht-Erempla=- 
ren zudienen. Es ift zu dieſem Zwede 
vonder im 8. 3 bezeichneten Iandesfürft- 
lihen Behörde ein genaues Verzeich⸗ 
niß über alle daſelbſt überreichten 
Probe : Eremplare von Drudicriften 
anzulegen, und zur fortwährenden 
Einfiht und Vergleichung der zum Be⸗ 
zuge der Prlichi » Eremplare berechtig⸗ 
ten Perfonen oder Bibliotheken offen 
zu halten. Periodiſche Druckſchriften 
find nicht mit jeder einzelnen Rummer, 
fondern nur Einmal viertljährig unter 
Angabe der Zeitfriften des Erſcheinens 
in das Berzeihniß einzuftellen. Eben- 
fo ift das Aufhören des Erſcheinens 
einer periodifhen Drudichrift in diefen 
Verzeichniſſen vorzumerken. Bon die 
fen Berzeichniffen find mit Ablauf je- 
des Monates Abjchriften an den Mini- 
fter des Innern und an den Chef der 
oberften PolizeisBehörde im Wege des 
Statthalters einzufenden. 

8. 3. Die bei den Tandesfürftlichen 
Sicherheits⸗Behörden und den Staats⸗ 
anwälten erlegten Probe - Eremplare 
find einftweilen ald Amtseigenthum in« 
ventarifch zu verwahren, und es wird 
wegen deren weiterer Berwendung eine 
abgefonderte Anordnung erlaffen wer- 
den. 
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8. 4. Die nach Anordnung des $. 4 
der Preß » Ordnung einzufendenden 
Pfliht-Eremplare find zum Behufe des 
Genuffes der Portofreiheit auf dem 
Umſchlage als ſolche zu bezeichnen. 
Die Portofreiheit bezieht ſich auch auf 
allfällige Zurückſendung von Druck⸗ 
ſchriften, dann auf die Ueberſendung 
von Empfangſcheinen der Bibliotheken 
an den Einſender, und die auf die Ab⸗ 
lieferung ſich beziehenden Reclamations⸗ 
ſchreiben. 


8. 5. Zum Behufe der Handhabung 


des 8. 5 der Preß⸗Ordnung wird eine 
Zuſammenſtellung der auf die Erzeu⸗ 
gung und den Verkehr mit Druckſchrif⸗ 
ten bezuͤglichen Gewerbs⸗Vorſchriften 
im Anhange A beigefügt. Die daſelbſt 
genannten Gewerbetreibenden, dann 
die Leihbibliotheken und Lefecabinete 
find von den politifhen, und wo Po- 
lizeisBehörden aufgeftellt find, von die- 
fen in Bezug auf ihren Geſchaͤftsbe⸗ 
trieb genau zu überwachen. Ihre Buͤ⸗ 
hervorrätbe können zeitweife einer 
Durchſicht unterzogen werden. 

8. 6. Die nad) Anordnung des 8.8 
der Preß- Ordnung zu ertheilenden Ver⸗ 
taufs-Licenzen find nad dem in An⸗ 
hange B angefügten Formulare aus- 
zufertigen. Bei Ertheilung von Licen- 
zen zum Beitungsperlaufewer- 
den die Statthalter nicht blos den Local» 
bedarf, Die Zweckmaͤßigkeit des Aufſtel⸗ 
lungsortes und die Vertrauungswürdig⸗ 
keit des Bewerbers, ſondern auch die Ten⸗ 
denz der Druckſchriften, für die eine 
folhe Erleihterung der Berbreitung 
in Anfprud genommen wird, in Erwä- 
gung ziehen. Staatsmonopols⸗ und 
Stempel-Berfhleißer, dann Poftbrief- 
fammler find bei Ertheilung folder Li⸗ 
cenzen vorzugsweiſe zu berüdfichtigen. 
Die von den Kreis⸗ und Polizei: Be« 
hörden auszufertigenden Licenzen zum 
Berſchleiße von Gebeten, Heiligenbil- 
dern ꝛc. dürfen in feinem Falle auf den 
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Verkauf periodiſcher und namentlich 
politiſcher Schriften ausgedehnt wer⸗ 
den. Inlandiſche, zum Buchhandel be⸗ 
fugte Gewerbsleute, wenn fie mit den 
ihnen zuftändigen Büchern Jahrmaͤrkte 
befuchen,, bedürfen hiezu Feiner befon- 
deren Licenz. Jedenfalls wird erinnert, 
daß bei Bewilligung beider Arten von 
Licenzen mit Vorſicht und Sparfamteit 
und nur bei erhobenem dringenden Be⸗ 
darfe vorzugehen ift. 

$. 7. In den Eoncefflonen zur Her: 
ausgabe periodifher Druckſchriften 
(8. 10 der P. DO.) find die Grenzen 
der ertheilten Bewilligung ftet genau 
auszudrüden, und es ift mit Strenge 
darüber zu wachen, daß diefe Grenzen 
in feiner Weiſe überfchritten werden. 
Die Rothwendigkeit der Erwirkung 
einer Conceſſion der oberften Polizei- 
Behörde tritt ein, fobald die Cautions⸗ 
pflichtigleit einer periodifhen Druck⸗ 
ſchrift erfannt wird, daher auch in dem 
Kalle, wo die Cautionspflicht in Folge 
vorausgegangener Beftrafung erft nad: 
träglich eintritt. ($. 13 der P. D.) Es 
kann daher ohne eine ſolche Conceffion 
eine als cautionspflihtig erkannte pe 
riodifhe Druckſchrift nit ericheinen, 
oder infoferne fie bereits erfchienen iſt, 
ihre Herausgabe nicht fortgefebt wer: 
den. 

8.8. In den dur den 8. 22 der. 
Preß - Ordnung vorgefehenen Yällen 
kann der Antrag auf Eoncejfions-Ent- 
ziehung vom Statthalter an die oberfte 
Polizei» Behörde gerichtet werden, for 
bald eine zweimalige ſchriftliche frucht⸗ 
lofe Berwarnung vorhergegangen ift, 
und die gefährliche Richtung der pes 
riodifhen Drudfchrift eine ſolche Map: 
regel binlängli begründet. Es ift hie: 
bei nicht erforderlih, daß der gänzli- 
hen Conceffiond-Entziehung eine frü- 
ber erkannte zeitweife Suspenſion vor- 
angebe. 

Dur Statthalter, welcher in drin⸗ 
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genden Faͤllen von der Befugniß des 
Verbotes einer nicht periodiſchen Druck⸗ 
ſchrift Gebrauch macht (8.22 der P. O.), 
hat hievon ſogleich an die oberſte Po⸗ 
lizei⸗Behörde die Anzeige zu erſtatten 
und zugleich an die übrigen Statthal⸗ 
ter die Mittheilung zu machen, damit 
einer weiteren Verbreitung der Druck⸗ 
ſchrift bis zur Erlafjung eines allge 
meinen Berbotes entgegengewirkt wer- 
den Fönne. 

$. 9. Unter die befonderen Pflichten 
der Polizei⸗Behoͤrden gehört die genaue 
Durdfiht der aud dem Aus: 
lande einlangenden Büder- 
Sendungen. Die NRevifion der 
Druckſchriften vom polizeilihen Stand- 
puncte ift bei Gelegenheit der Zoll 
Behandlung vorzunehmen, und kann 
daher für jebt nur bei Haupt- Zoll« 
amtern 1. Claſſe Statt finden, wo 
eine hiezu geeignete befondere Localität 
diefem Dienflzweige einzuräumen ift. 
An diefe Haupt-Zollamter find deshalb 
die aus dem Auslande einlangenden 
Bücherballen, Kreuzbandfendungen 2c., 
fie mögen durch die Poft oder durch 
andere Gelegenheit befördert werden, 
von der Grenze zur Behandlung anzu⸗ 
weifen, und es find von diefer Anwei⸗ 
fung nur die periodifhen Drudfchrif- 
ten, denen der Boftdebit bemilligt if, 
ausgenommen. Auch inländifche Bücher- 
fendungen, welche keiner Zollbehand⸗ 
lung unterliegen, können im alle 
eines begründeten Verdachtes eines 
Unterfchleifes über befondere Anord- 
nung des Vorſtehers der politifchen 
oder Polizei « Behörde eröffnet und 
durchſucht werden. 

8. 10. Für den Dienft der Bücher: 
Reviſion ift bei jeder Polizei-Direction 
eine befondere Commiſſion zu bilten. 
Die hiezu geeigneten Beamten werden 
für dieſen Dienftzweig von der oberften 
Polizei⸗Behoörde befonders beſtimmt. 

$, 11. Bei den vorzunehmenden 
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Revifionen der Bücherballen find vor 
Allem und mit thunlichſter Befchleuni- 
gung jene Sendungen abzufertigen, 
denen ordentliche Fatturen oder Ber 
zeihniffe der darin enthaltenen Werke 
beiliegen. 

Für eine genauere und eindringli- 
here Unterfuhung find jene Sendun⸗ 
gen zurüdzubalten: 

a) deren Berfender bereits wieder- 
holt zu Anſtänden Anlaß gegeben bat; 

b) denen keine Fattura oder Bücher⸗ 
verzeihniß beiliegt, oder wo bei der 
Revifion wefentlihe Unterſchiede zwi⸗ 
[hen dem Inhalte der Fattura oder 
des Verzeichniſſes und dem thatfäd- 
lichen Inhalte der Sendung erhoben 
werden. 

8. 12. Wird bei der Renifion wahr« 
genommen, daß es bei der Berpa- 
Aungsart darauf abgefehen jei, die 
Auffiht zu täuſchen und flrafbare Drud- 
fhriften der Wahrnehmung und An⸗ 
haltung zu entziehen, find insbeſon⸗ 
dere folhen Werken falfhe Tittelblät- 
ter oder Umfhläge beigelegt, oder er⸗ 
ſcheinen fie bogenweiſe in andere Werte 
eingelegt, fo if die ganze auf folde 
Weiſe vorgerichtete Sendung: mit Bes 
ſchlag zu belegen und wegen der einge- 
ſchwärzten Druckſchriften und wegen 
des DVerfuches der Zäufchung der Be⸗ 
hörden das Strafverfahren einzuleiten. 

8. 13. Bücherſendungen, bei wel- 
hen kein Anftand obwaltet, find mit 
Befchleunigung zu behandeln, und ohne 
allen Auffhub audzufolgen. Die bei 
der Revifion vorgefundenen verbotenen 
Druckſchriften find auszuſcheiden, mit 
Beſchlag zu belegen und es ift damit 
nad $. 32 der Preß⸗Ordnung vorzu⸗ 
gehen. Der Berfall hat unter allen 
Umftänden einzutreten, auch wenn eine 
zum Strafverfahren geeignete Berfon 
im Inlande nicht vorhanden ift. Die 
Nücfendung von Werken, deren Ber 
breitung aus dem Audlande vor Er⸗ 
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lafjung des Berboted Statt fand, iſt 
duch das Haupt - Zollamt unter ſtren⸗ 
ger gefällgämtlicher und polizeilicher 
Controlle zu bewirken. Die Polizei⸗ 
Behörde hat fi) ſowohl von der voll 
zogenen Abjendung die Weberzeugung, 
zu verfchaffen, ala auch von der Be⸗ 
flätigung des Austrittsamtes Einficht 
zu nehmen. 

$. 14. Werden von der Revifions- 
Commiſſion bei der Duchfiht von Bü⸗ 
herjendungen Drudichriften wahrger 
nommen, rüdfihtlich deren zwar ein 
Berbot noch nicht erlafien wurde, die 
jedod von der Revifiond - Commiffion 
als bedenklich erkannt werden, fo find 
diefelben vorläufig in Amtlicher Ver: 
wahrung zurüdzubehalten, und es ift 
die Pflicht der Commilfion, fo ſchnell 
ald möglih von dem näheren Inhalte 
folder Druckſchriften Kenntnig zu neh⸗ 
men. Findet die Gommiffion, dag ein 
Berbot derfelben begründet fei, jo hat 
fie den motivirten Antrag unter Vidi⸗ 
rung des Polizei» Directord an den 
Statthalter zu leiten, der ihn mit mög- 
lihfter Beichleunigung an die oberite 
PolizeisBehörde vorlegt. Bon der er⸗ 
folgten Beanftändigung eines auslän⸗ 
diſchen Druckwerkes ift ſtets auch den 
übrigen Statthaltern die Mittheilung 
zu machen, damit bis zur höheren Ent- 
fheidung die weitere Verbreitung des⸗ 
jelben verhindert werde. 

8. 15. Wurde das Berbot einer 
Druckſchrift durch das Reichsgeſetzblatt 
oder auf ſonſtige gefeglih allgemein 
verbindliche Weife kundgemacht, fo find 
die Strafbeflimmungen der Preß-Drd- 
nung und des allgemeinen Strafgejehed 
gegen Jedermann in Anwendung zu 


bringen, der ſich nach erfolgter Kunde’ 


mahung rückſichtlich diefer Druckſchrif⸗ 
ten einer der, $. 24 der Preß⸗Ordnung 
bezeichneten Handlungen ſchuldig macht. 

8.16. In vielen Fällen wird je- 
doch von der oberften Polizei» Behörde 
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von einer jolchen Öffentlichen Kundma- 
Hung Umgang genommen und fi da⸗ 
mit begnügt werden, den gewerbömäßi- 
gen Vertrieb einer ausländifchen Drud- 
fhrift und deren Berfendung durch die 
Boftanftalt, fowie deren weiteren Be» 
zug aus dem Audlande zu verhindern. 
In folgen Fällen werden von dem er- 
laffenen Verbote die politifhen, dann 
die Zoll» und Polizei = Behörden, die 
Staatsanwaltfhaften, und in foldhen 
Kronläandern, wo noch Feine Stants- 
anwaltichaft beſteht, die mit der Strafe 
gerichtsbarkeit über Verbrechen und Ders 
gehen betrauten k. k. Strafgerichte; end⸗ 
lih die Poftämter und die Gensd'ar- 


merie verftändigt und zugleich das Ver⸗ 


bot den Gremien der Buch» und Kunft- 
händler, Antiquare und Buchdrucker in 
einer zur Betheilung der Gewerböger 
noſſen angemeffenen Zahl von Abdrü« 
en, dann den Inhabern von Leih- 
bibliotheken und Lefecabineten zugeftellt 
werden. Zugleich wird das Verbot in 
dem Amts-Locale der Bücher-Revifion 
öffentlich angefchlagen. Bon dem Tage 
diefer Affigirung wird das Verbot in 
Bezug auf die polizeilihen Amtshand- 
lungen und in Bezug auf die von den 
Polizei «- Behörden auszuſprechenden 
Rechtsfolgen und Strafen als verkün- 
digt anzufehen fein. Es ift zwar die 
Pflicht der Bolizeir- Behörden, dafür zu 
forgen, daß die Zuftellung an die Gre—⸗ 
mien und Gewerbögenoffen zeitgemäß 
erfolge. Auf den Beweis über die be- 
wirkte fpecielle Zuftellung ift fich jedoch 
den einzelnen Parteien gegenüber bei 
vorzunehmenden Amtshandlungen nicht 
einzulaffen. 

8. 17. Ausländifhe Zeitungen, de 
nen der Poftbedit entzogen wird, „find 
gleich den im $. 16 diefer Inftruction 
bezeichneten verbotenen Druckſchriften 
zu behandeln und es dürfen demnach 
diefelden im Wege des Buchhandels 
ebenfalls nicht vertrieben werden. Dos 
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gegen hat die bisherige Gepflogenheit 
aufzubören, daß ausländifhe Zeitun⸗ 
gen als ſtillſchweigend verboten ange- 
fehen wurden, wann fie in das Bräs 
numerationd-Berzeichniß der Boftämter 
nicht aufgenommen erfchienen,, fiche 
Zeitfehriften. 

8. 18. Bei fämmtlihen Polizei Bes 
hoͤrden find die erlaffenen Berbote durch 
Anlegung genauer Berzeichniffe nad 
dem im Anhange C befindlihen For⸗ 
mulare in gehöriger Evidenz zu halten. 
Die bisherigen durch das Reichsgeſetz⸗ 
blatt Tundgemadten vom Winifterium 
des Innern erlaffenen Verbote bleiben 
aufrecht erhalten und find in das Ber: 
zeichniß aufzunehmen. Inwieferne an- 
dere in der Borzeit erfloffene oder für 
einzelne Belagerungsgebiete erlaſſene 
Berbote noch Anwendung zu finden 
haben, ift nadı Maß des fich zeigenden 
Bedürfniffes von Fall zu Fall in Ueber 
legung zu nehmen und der Antrag zu 
erftatten. 

$. 19. Wurde die Unterdrüdung 
einer Schrift firafbaren Inhalte vom 
Richter erkannt, fo darf der ausnahme- 
weife Bezug derfelben zum ‘Privat- 
gebrauche Niemandem weiter geftatte 
werden. 

8. 20. Vertrauenswerthen Perfonen 
oder Anftalten kann der ausnahme- 
weife Bezug verbotener Druckſchriften 
namentlih zu wiſſenſchaftlichen Zwe⸗ 
en bewilliget werden. Die Erlaubniß 
zum Bezuge, zum Privatgebraude von 
Drudicriften, deren Verbot allgemein 
verbindlich ($. 15) kundgemacht wurde, 
fann nur von der oberften Bolizei-Be- 
hörde ertheilt werden. Kür andere 
Druckſchriften, deren Verbot auf die 
in den $$. 16 und 17 bezeichnete 
Weiſe verlautbart wurde, find die 
Statthalter zur Ertheilung der aus⸗ 
nabmeweifen Bezugsbewilligung er- 
nächtiget. 

$. 21. Jede folhe Bezugsbewilli- 
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gung iſt nur für den eigenen Gebrauch 
derjenigen PBerfon gültig, der fie er- 
theilt wurde. Jeder Mißbrauch mit 
einer ſolchen Druckſchrift durch weitere 
Verbreitung iſt als eine Uebertretung 
des $. 24 der Preß⸗Ordnung anzſe⸗ 
ben und zu befirafen. Diefe Hinwei- 
fung ift in der Bewilligung jedesmal 
ausdrücklich beizufügen. Wird der Be- 
zug eines verbotenen Werkes einer öfs 
fentlihen Bibliothet bewilligt, fo hat 
fie in Bezug auf die Ausgabe desiel- 
ben ſich nad ihrer befonderen Biblio- 
thel-Inftruction zu benehmen. 

8. 22. Befindet fih ein ausländi- 
ſches verbotenes Wert, deffen Bezug 
ausnahmsweife einer Privatperfon oder 
Bibliothek bewilligt wird, bereitd im 
Inlande und unter ämtlicher Verwah⸗ 
tung. fo ift es gegen Erlag des Prei⸗ 
ſes von der Bücher » Revifiond » Com- 
miffion dem fih mit der Erlaubniß 
Zegitimirenden unter Einziehung der- 
felben auszufolgen. Muß jedoch ein 
ſolches Wert aus dem Auslande beſon⸗ 
ders verfährieben werden, fo müflen fie 
als eine adgefonderte Kreuzbandſen⸗ 
dung umd nicht in andere Bücherballen 
verpackt an das betreffende Hauptzoll- 
Amt eingefhict werden. Berbotene 
Druckſchriften, die fih in Bücherballen 
oder überhaupt unter anderen Bücher: 
fendungen vermischt vorfinden , Tönnen 
durch die Angabe, daß fi Iemand um 
den ausnahmsweifen Bezug derjelden 
verwendet oder auch die Erlaubniß 
dazu bereit? erhalten habe, dem ver- 
wirkten Berfalle nicht entzogen werden. 
Die gegen befondere Bewilligung aus. 
zufolgenden verbotenen Druckſchriften 
find von der Bücher » Revifion dur 
Aufdrudung eines Stempels in ſchwar⸗ 
zer Farbe oder fonft fennbar ämtlich zu 
bezeichnen, 

8. 23. Weber alle von den Statt» 
baltern ertheilten ausnahmsweifen Bes 
willigungen zum Bezuge verbotener 
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Werke, dann über alle zu Diefem Zwecke 
einlangenden, wenn auch abweislich 
erledigten Geſuche ift bei der Statt: 
balterei eine Bormerkung zu führen 
und halbjährig der oberſten Polizei⸗ 
Behörde vorzulegen. 

8. 24. Die Anordnungen über die 
Behandlung ausländifher Drudfchrife 
ten und namentlich über das Verfahren 
mit verbotenen Druckwerken beziehen 
ſich nicht auf jene periodifchen oder 
nicht periodifhen Drudfchriften, welche 
von Mitgliedern des a. h. Kaiſerhau⸗ 
ſes, von den k. k. Minifterien oder 
oberften Berwaltungs « Behörden ber 
flelt, oder an diefelben eingefendet 
werden. Solche Druckſchriften find 
ſtets ohne Aufenthalt an diefelben zu 
befördern. 


Anhang A, zu $.5 der Brep- 
Drdnung. 

BDeflimmungen der Gewerbs—⸗ 
geſetze. 

I. EtzeugungvonDruckſchrif— 
ten. Zur Erzeugung von Druckſchrif⸗ 
ten aller Art find nur Jene berechtiget, 
welche von der competenten Behörde 
ein Buchdrucker⸗ oder wenn die Litho- 
graphie in Anwendung gebracht werden 
will, ein Steindruder-Befugniß erhal- 
ten haben. Patent v. 18. März 1806 
8. 1. Commerz⸗Hofcommiſſiona⸗Decr. 
v. 12. Mai 1818, 8. 1. 

1. Berlag von Drudfriften. 
Der Berlag von Druckſchriften, d. i. 
die DBeranftaltung der Drucklegung 
fremder Schriften Behufs ihres Ver⸗ 
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der ſelbſtverfaßten Werke auf eigene 
Rechnung (Selbſtverlag) iſt Jedermann 
geſtattet. Eod. 8. 11. 

Ruͤckfichtlich des Verlages von Schul⸗ 
büchern find die beſonderen diesfalls 
beſtehenden Geſetze maßgebend. 

UI. Verkehr mit Drudfärif- 
ten. Zum Handel mit Druckſchriften 
find nachſtehende Perfonen berehtiget: 

1. Die Buhhändler, 2. die Anti- 
quarBuhhändier, 3. die Kunfthänd- 
ler, 4. die Buchbinder, und zwar in⸗ 
nerhalb der nachftehenden Grenzen: 

ad 1. Die Buchhändler dürfen mit 
allen Gattungen von Drudichriften, 
welche durch die Buchdrucker⸗ und durch 
die Steindruderfunft erzeugt werden, 
und welche nicht verboten find, Handel 
treiben. Sie find daher berechtigt, mit 
alten und neuen, gebundenen und une 
gebundenen Büchern, auch mit Kupfer 
ftihen, Lithographien und geographi- 
fhen Karten (wobei ſich ein gedruckter 
Zert befindet) zu handeln, die von in« 
oder auslandifhen Berfaffern in Ber- 
lag übernommenen Werte im In⸗ und 
im Auslande zu verfaufen, zu vertaus 
ſchen, ausländifche Bücher einzuführen 
und fie im Inlande fowohl, als im 
Auslande wieder abzufeben. Eod. 
8.4. 

ad 2. Den Antiquar- Buhhändlern 
ift nur mit alten oder doch ſchon ge- 
braudten, gebundenen Büchern und 
Drudfchriften Handel zu treiben er- 
laubt, der Handel mit neuen Büchern 
und Drudihriften au im Commif- 
fionswege ift ihnen nicht geftattet. Eod. 


faufe® auf eigene Rechnung if ein $.5 


ansfchliependes Gewerbsrecht der Buch⸗ 
händler umd der Buchdrucker, jedoch 
ift auch den Buchbindern geftattet, Ka⸗ 
lender aufzulegen. Bat. vom 3. 1806, 
88. 4, 10, 13. Die Antiguar- Buch: 
bandler find zum Berlage nicht berech⸗ 
tiget. Eod. $. 5. 

Die Beranftaltung der Drudlegung 


ad 3. Den Kunfthändlern ift der 
Handel mit ſolchen Drudfchriften ge 
ftattet, bei welchen Bilder, Kupfer 
ftiche, lithographiſche Darftellungen oder 
geographifhe Karten das Vorzüglichfte 
find und ejgentlih um Vieles den 
Werth des gedrudten Tertes überſt ei⸗ 
gen. Mit anderen Druckſchriften if 
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ihnen zu handeln nicht erlaubt. Eod. 
8. 14. 


er 4. Buchbinder find nur berech⸗ 
tiget, mit Normal⸗ Gymnaſial⸗Schul⸗ 
und Gebetbüchern, dann mit Kalendern 
zu on Patent vom Johre 1806, 
$. 1 

— iſt den Buch⸗ und Stein⸗ 
druckern erlaubt, diejenigen Schriften, 
welche ſie in Verlag nehmen, d. i. zur 
Beſchäftigung ihrer Prefien auf eigene 
Rechnung felbft drucken, in öffentlichen 
Verkaufsläden zu verſchleißen (Eod. 
&. 10) und den Berfaffern von Drud- 
ſchriften ift geftattet, die Ausgaben 
“ihrer eigenen Werke, welde fie auf 
ihre Koften drucken lafien (in Selbft- 
verlag nehmen), in ihrer Wohnung auf 


Verkaufs- 
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eigene Rechnung zu verkaufen, Eod. 
8. 11 


Rückſichtlich des Verſchleißes der 
Schulbücher find die diesfalls beftchen- 
den Vorſchriften zu beobachten. 

Allgemeiner Öewerbsgrund- 
fat. Die zum Handel mit Büchern be- 
rechtigten Gewerbsleute dürfen biezu 
nur Einen Berlaufsladen halten. Auf 
Jahrmärkten ift den zum Bücherhandel 
befugten inländifhen Gewerbsleuten 
mit den ihnen zuftändigen Büchern zu 
handeln erlaubt, ausländifge Buch⸗ 
händler dürfen die inlandifchen Märkte 
mit Büchern nicht beziehen. Bat. vom 
3. 1806, $. 15. 

Bücherſammlungen in Licitationen 
zu verlaufen ift Jedermann erlaubt. 


Anhang B. 


Ficeng. 


Von St. kaiſerſich-königlichen Apoſtoſiſchen Majeſtät 


Statthalter (Civil- und Militär-Gouverneur, Landes⸗-Chef für 

wird Dem (Name und fonftiger Geſchäftsbetrieb) 
die Bewilligung ertheilt, in feinem Berfchleiß = Locale (Ort, 
Straße, Hausnummer) nachbenannte periodifche Druckſchrift (en) 


zu verlaufen: 


(Titel der Druckſchrift, Druck-Ort, Herausgeber). 


bid zum 


Diefe — iſt vom KT Zage durch — Monate, d. i. 


Anszug aus dem F. 8 der Preß⸗Ordnung. 

Dieſe Verkaufs⸗-Licenzen find immer nur für die Dauer von ſechs Monaten 
auszufertigen, find für feine andere Perſon, keinen anderen Verſchleißort und 
für keine andere Druckſchrift giltig, als ausdrüdlich in derfelben genannt find, 
und können bei einem Mißbrauche oder einer Ueberfchreitung fogleih wieder 


eingezogen werden. 
Datum 





unterſchrift 


Voften » Zahl 






Preß⸗ Ordnung. 609 Dreß-Orbuung. 
Anhang C. 
Eu u Art deö Derbotes 
Datum — 
ur und⸗ 
= durch das machung au 
Titel des Werkes Sahl chung 
des Reichsgeſetze die Behörden 
Erlaſſes blatt und Gewerbs⸗ 


NB. Um Rande mit Buch⸗ 
faben verfehen u. al⸗ 
phabetiſch nah Bü- 
hertiteln und den Ber- 
faffern (mo folche ge⸗ 
nannt find) zu führen. 


leute 
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Preß⸗Orbunng. Mit a. h. Ent- 
ſchließung v. 11. Auguf 1852 wurde 
angeordnet, daß die Preß⸗Ordnung v. 
1. Sept. 1852 angefangen aud in je- 
nen Ländern und Bebietstheilen, welche 
Ad dermal im Belagerungszuftande be⸗ 
finden, in volle Gefebestraft zu treten 
und durch die in der Preßordnung bes 
zeichneten Behörden in Vollzug zu brin- 
gen fei. (Vdg. des Min. d. Inn., der 
Juſt. und des Chefs der Oberſt. P. 2. 
vom 18. Auguft 1852 R. ©. B. Nr. 
168.) 

— — In Folge a. h. Entſchl. vom 
20. Rov. 1852 wurde die Preßordnung 
v. 27. Mai 1852 auch für die t. t. 
Armee, die Bewohner des Militärgrenz« 
gebietes und für alle anderen der Mi⸗ 
litärgerihtsbarkeit unterftehenden Per⸗ 
fonen mit mehreren Abänderungen und 
Zufägen vorgefhrieben und in Wirk. 
ſamkeit gefeßt. (Bdg. des K. M. vom 
22. Rov. 1852 R. ©. B. Rr. 430.) 

— — Ausfhliegung der nad der 
Preßordnung verbotenen Drudichriften 
von der Ausbietung bei öffentlichen 
Berfleigerungen, f. Licitationen. 

— — fiche Zeitſchriften, Zei⸗ 
tungen. 
renßen. Bon koͤnigl. preußiſcher 
Seite wurde abgelehnt, ein dortlandes 
gebürtiges und aus Defterreich zu ent⸗ 
fernendes Individuum als preußiſchen 
Unterthan zu übernehmen. Als Grund 
dieſer Weigerung wurde aufgefuͤhrt, 
daß nach den dortigen Geſetzen das 
Domicil und ſomit auch die Heimats⸗ 
rechte ſchon durch eine dreijährige Ab⸗ 
weſenheit verloren gehen, wobei ſich die 
preußiſche Regierung einer vollkomme⸗ 
nen reciproken Behandlung von Seite 
Oeſterreichs in Voraus unterworfen hat. 
Hiernach ift fi in Fällen, wo es fid 
um die Domicil-Rehte königl. preußi- 
ſcher Unterthanen handelt, auf das ge- 
nauefte zu benehmen. (Hflzl. Dec. vom 
22. Rov, 1828 3. 26607... Vdg. der 


Preußen. 


n. ö. Rg. v. 30.00.1828 3. 66328. 
Brov. G. S. Bd. X Nr. 273°). 

Preußen. Aus den öfter. Staa- 
ten und indbefondere aus Mähren kom⸗ 
men aljährli verfhiedene Handele- 
leute und Gewerbtreibente nad Preu⸗ 
Ben, um ihre Waaren und Producte 
umberziehend verlaufen, oder ihre Ge⸗ 
werde im preußifchen Staate ausüben 
zu wollen, ohne ihre Qualification da- 
zu gehörig nachweiſen oder fi voll- 
ftandig legitimiren zu können. Durch 
dieſen Mangel entſteht die unangenehme 
Nothwendigkeit, die betreffenden Ge⸗ 
werbtreibenden mit ihren Geſuchen um 
Gewerbeſcheine ab⸗ und nach ihrer Hei⸗ 
mat zurückweiſen und ihnen Reiſeko⸗ 
ften verurfadhen zu müflen, welche bei 
Beobachtung der diesſeits geltenden ge- 
feglihen Beſtimmungen vermieden wer- 
den können. Diefe fordern, daß fich je⸗ 
der Gewerbtreibende durch ein in glaub 
hafter Form ausgeſtelltes Zeugniß der 
Bolizeis Behörde feines Wohnortes aus⸗ 
weife: 

1. dag er ein Menfh von gutem 
Rufe und unbefcholtenen Sitten fei, 
auch einen feften Wohnfiß habe; 

2. daß, wenn der Gewerbtreibende 
in PBrivat-Dienften ſteht, die Dienft- 
berzfchaft, und bei Ehefrauen die Ehe⸗ 
männer in dem Betrieb des Handels 
oder Gewerbes willigen; 

3. daß derfelbe mit feiner auffallen- 
den oder ekelhaften Krankheit oder 
einem dergleichen Gebrechen behaftet, u. 

4. daß derfelbe bereitd 30 Jahre alt 
fei, indem unter diefem Alter feinem 
Ausländer ein Haufirſchein ertheilt were 
den kann. Endlich muß 

5. jene® Zeugniß zugleid das voll- 
fländige Signalement des Gewerbtrei- 
benden enthalten , und darf nicht über 
Ein Jahr alt fein. Waarenträger oder 
Begleiter Lönnen nur in feltenen Fällen 


96. weiter unten die Bdg. vom 19. - 
Oct. 1849 
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ausnahmsweiſe bewilligt werden und 
müffen fi dazu befondere Gründe in 
der Berfon oder dem Gefchäfte des Ge⸗ 
werbtreibenden finden. 

Dergleichen find namentli bei Topf: 
bindern und Kefielfliddern nicht vorhan- 
den und diefen können in Zukunft nie 
mald Träger oder Begleiter geftattet 
werden , auch wenn ihnen früher der- 
gleichen in den hier ausgefertigien Ge⸗ 
werbefcheinen bewilliget worden fein 
folten. Wo jedoch bei anderen Ge⸗ 
werbtreibenden die Bewilligung eines 
Maarenträgerd oder Begleiter zum 
Transporte der Waaren zuläffig er- 
fheint, da muß auch diefer ſich, wie der 
Bewerbtreibende jelbft, durch das vors 
geſchriebene Attejt der Bolizei- Behörde 
ausmweifen und legitimiren. Rur ift bei 
ihnen der Nachweis des 30jährigen Al« 
ters nicht nothwendig. Dagegen dürfen 
fie, wie Handlungsreifende, um Waa⸗ 
renbeftellungen aufzufuchen, nicht unter 
17 Jahre alt fein, und muß in diefem 
Falle in dem vorgenannten Attefte be- 
fheinigt fein, daß die Eltern und Vor⸗ 
münder zu der fraglichen Befchäftigung 
ihre Zuftimmung ertheilt haben. (Zu⸗ 
fohrift der 8. preuß. Reg. zu Oppeln an 
das mäahr. Bub. nom Nov. 1836. In⸗ 
timirt mit Hfkzl. D. v. 4. Febr. 1837 
3. 2529. Den Länderftellen in Böh- 
men, Öalizien und Nieder » Defterreich 
Bdg. dern. d. Rg. v. 15. Febr. 1837 
3. 9082, n. d. Prov. ©. ©. 19. Br. 
Nr. 24. 

Prenßen. Zwiſchen der kaiſ. öfterr. 
und koönigl. preuß. Regierung iſt, mit⸗ 
telſt zu Berlin ausgewechſelter Mini⸗ 
ſterial⸗Erklaͤrungen vom 2. und reſp. 
30. September d.3., das Uebereinkom⸗ 
men getroffen worden , künftighin in 
dem Verhältniſſe zwifchen Defterreih 
und Preußen den Grundfaß anwenden 
zu laffen, daß jeder der beiden Staaten 
feine urfprünglichen Angehörigen, auch 
wenn fie diefe Staatsangehörigkeit nach 
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der inländifchen Gefeßgebung verloren 
haben, auf Antrag des anderen Staa- 
tes fo lange wieder zu übernehmen habe, 
als fie. nicht dieſem anderen Staate nad 
deffen eigenen a Geſetzen angehoͤ⸗ 
rig geworden find. (Erl. des Min. der 
auswärt. Angel.v. 19. Oct. 1849, 
wirffam für den ganzen Umfang des 
Reiches. R. G. B. Nr. 3.) 

Preußen. Bom Minift. des Innern 
wurde mit Erlaß vom 24. d. M. Zahl 
5784 angeordnet, daß in Zukunft Ab⸗ 
fehiebungen in oder durch die k. preuß. 
Staaten nur dann flattfinden, wenn die 
Zuftändigkeitsverhältnifie der betreffen« 
den Individuen vorläufig confatirt 
worden find, und daß dem Schubpaffe 
immer die Urkunde, welche den legalen 
Nachweis über die Zuftändigkeit des 
Schuͤblings enthält, entweder in origi- 
nali oder in beglaubigter Abfchrift bei- 
gefhloffen werde. (Erl. der feiermärk. 
Stth. vom 29. März 1851 8. ©. 2. 
Mr. 107, dern. d. Stih. v. 1. April 
1851 3 10703, der mähr. Stth. vom 
31. März. 1851 8.9.3. Nr. 65, 
der 0. ö. Stth. vom 5. April 1851 
3. 71372. G. B. Rr. 143.) 

— — Behandlung der preußiſchen 
Unterthanen, die fih des Verbrechens 
des Hochverrathes fchuldig machen, f. 
Ausliefernng. 

— — liebereinfommen wegen Ber« 
bütung von Forft-, Jagd», Fiſch⸗ und 
Feldfrevel, ſ. Forſtfrevel. 

— — dahin dürfen für Mufikanten 
keine Paͤſſe ausgefertigt werden, fiehe 
Muſikanten. 

— — Paßaͤmtliche Behandlung der 
aus Preußen nad Defterreih Reiſen⸗ 
den, fiehe Paͤſſe. (Bdg. vom 5. Zuli 
1852 


— — Paßpolizeiliche Behandlung 
der Reifenden, welche die oͤſterreichiſch⸗ 
preußiſche Eiſenbahn benügen, ſ. Päͤſſe. 
(Vdg. v. 15. Juli 1852.) 

— — Vorſchrift über die Giltigkeit 





Preußen. 
der preußifchen Paßkarten, ſ. Paß⸗ 
karten 


Preußen. Vorſchrift wegen Ein⸗ 
ſchaltung des Hauptinhaltes der Wan⸗ 
derpäfle der ans Preußen einwandern⸗ 
den Gefellen in die bierlandes einge: 
führten Wanderbücher, fiehe Wander: 
bäder. 

Preußiſche Weberläufer, welche 
wirkliche oͤſterreichiſche Unterthanen find, 
und nicht dem Militär angehören, find 
der politifhen Behörde zu übergeben, 
welche fie als Bagabunden nad den be⸗ 
ftehenden Paßvorſchriften zu behandeln 
bat. Sind fie aber königl. preußifche, 
eartelmäßig anszuliefernde Deferteure, 
fo find fie den preußiſchen Grenzbehör⸗ 
den zu übergeben. (Hflzl.D.v.9. März 
1821. Krop. Gef. Franz. 45. B. ©. 
161.) 

Preußiſche Unterthanen, welche 
zur Reife in die k. k. Staaten PBäffe 

1. von dem koͤnigl. preuß. Staats- 
kanzler, 

2. vom Miniſter der auswärtigen 
Angelegenhei ten, 

3. von dem Departement der höhern 
Polizei, oder 

4. von der Regierungs-Polizei-Des 
putation ausgefertigt haben, fönnen un- 
gehindert die 8. k. Staaten betreten. 
Preußische Unterthanen, welche die in- 
ländiſchen Jahrmaͤrkte befugen, bedür- 
fen lediglich Bäffe von ihrer Ortsobrig⸗ 
feit. (Bol. Hofft. Dec. vom 10. Mai 
1814.) 

— — Mit dem HoflanzleisDecrete 
vom 22. Zulil. 3. 3. 18405 wurde 
dem Bubernium bedeutet, daß die k. 
preuß. Verordnung, welche jenen Aus- 
ländern, in deren Reiſepaß ale Zwed, 
Arbeit zu ſuchen, angeführt wird, den 
Eintritt in die preußifchen Staaten ver- 
weigert; zugleich den eigenen Behör- 
den die Ausftellung ſolcher Päfle in 
das Ausland verbietet (f. Geſellen). 
Es kenn hiernach fein preußifcher Un⸗ 
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terthan mit einem ſolchen Paſſe an der 
Grenze der öſterreichiſchen Staaten er⸗ 
feinen, oder wenn diefes aus Verſe⸗ 
hen der k. preußiſchen Behörden den- 
noch ftattfinden follte, derfelbe als ein 
mit einem nach den preußifchen Geſetzen 
ungiltigen Bafle verfehenes Individuum 
behandelt werden muß. Hievon werden 
die f. Kreisämter 2c. mit dem Auftrage 
in die Kenntniß gefebt, die unterflehen- 
den Behörden anzuweifen: jene Indi⸗ 
viduen, welde mit preußifchen Päffen 
zu dem unbeftimmten Zwede, um Ar⸗ 
beit zu fuchen, erfcheinen, als mit ille⸗ 
galen Päffen verfehen, zurüdzumweifen. 
(Dec. des böhm. Gub. v. 22. Auguft 
1836 3. 38935. Prov. ©. ©. für 
Böhmen J. 1836 Nr. 231, fiche 
Sefellen. (Verordnung vom 9. Mäy; 
1838.) 

Preußiſche Unterthbanen. Be 
handlung ?. preufß. Untertha- 
nen undHandwertögefellenin 
Anjehnng der Bäffe und Ban- 
derbüher. Auf die Verordnung der 
k. k. geh. Hof» und Staatskanzlei hat 
die k. preuß. Regierung ihren Behörden 
zur Pflicht gemacht, in Zukunft 

a) kaiſ. öfterr. Unterthanen nur dann 
Päſſe zu ertheilen, wenn dringende 
Nothwendigkeit vorhanden und Gefahr 
im Berzuge ift; in allen übrigen Fallen 
aber felbe an die k. k. Gefandtfchaft in 
Berlin zu verweifen; 

b) jeder k. k. Unterthan, weldder von 
dem in feinem heimatlichen Reifepafle 
angedeuteten Ziele feine Reife oder von . 
der in derfelben vorgezeichneten Reife 
Ronte abzuweichen wünfcht, jofern die 
leßtere außer dem preußifchen Gebiete 
liegt, anzuweiſen, ſich um die Bewilli⸗ 
gung bei der k. k. Gefandtfhaft in 
Berlin zu bewerben. 

Mit Beziehung auf diefe Derfügung 
des Pönigl. preuß. Miniſteriums hat 
nun die hiefige fönigl. preuß. Geſandt⸗ 
haft im Nuftrage ihrer Regierung das 





Preußiſche Muterthanen. 


Anfinnen geftellt, e8 möchten ſaͤmmtliche 
bei dem Paßweſen betheiligte k. k. Be- 
hörden, jo wie auch die Magiftrate 
und Herrfhaftsämter angewiefen wer: 
den, ?. preuß. Untertbanen, insbeſon⸗ 
dere wandernden Handwerkögefellen, 
welde zum Reifen und zum Aufent- 
halte im Audlande nicht von ihrer Re- 
gierung legitimirt find, feine Wander: 
bücher oder Päffe zur Fortſetzung ihres 
Aufenthaltes im Auslande auszuferti⸗ 
gen, fondern diefelben, mit Ausnahme 
dringender Falle, in welchen ihnen bie 
zur Beibringung vorſchriftsmäßiger 
Reife-Documente Interimspafle zu er- 
theilen wären, an ihre Heimatsbehörde 
zu verweifen. (Hflzl. Dec. v. 26. März 
1840 3. 8564 an fämmlide Länder- 
Bräfidien. Bdg. der n. 6. Rg. vom 
11. April 1840 8. 21124. Pol. ©. 
©. 68 BP. Nr. 39.) 

Preußiſche Unterthanen. Die k.t. 
verein. Hfkzl. findet fih beftimmt, es von 
der Anordnung v.3. Febr. 1845 Zahl 
1903 , wodurd den Grenz-Behörden 
zur Pflicht gemacht wurde, keinem f. 
pteuß. Untertban den Eintritt über die 
Grenze in die öfterreihifhen Staaten 
zu geftatten, wenn er nicht auch mit 
einem Heimatsſcheine verfehen ift, vor 
der Hand ganz ablommen zu laffen. 
(Hflzl. Dec. vom 6. Det. 1845 Zahl 
33524, n. 6.098. Vdg. vom 13. Oct. 
1845 3. 62168, u. 6. Prov. ©. ©. 
27. Bd. Rr. 190.) 

— — Bedandlung folder, die mit 
Päſſen mit dem unbeftimmten Reife 
zwecke, um Arbeit zu juchen, verſehen 
find, f. Gefellen. 


— — die iu Defterreih erkranken, 


f. Ktantenhaus: Berpflegsgebüh: . 


ren. (Ddg. vom 23. Sept. 1835 und 
29. Oct. 1840.) 

— — mann diefelben des Viſa der 
k. k. Geſandtſchaft zu Reifen nad 
Defterreich bedürfen, f. Päſſe. (Vdg. 
v. 28. Mai 1831. $. 4.) 
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Prenßiſche Unterthanen,, die 
feine vorfähriftsmaßigen Reife « Docu- 
mente haben, dürfen mit feinen Wan⸗ 
büdern zur Fortſetzung ihres Aufent⸗ 
baltes außerhalb der preußiſchen Staa: 
ten verfehen werden, fiehe Wander: 
bücher. 

— — f. Gefellen, Preußen. 

Prieſter, ſ. Geiftliche. 

Primſen⸗Kaͤſe, ſ. Käfe. 

Primarärzte,die Superarbittirung 
der bezirksärztlichen Gutachten ſteht den⸗ 
ſelben nicht zu, ſiehe Armen-Be⸗ 
theilung. 

Privatbaͤlle, ſ. Hausbaͤlle. 

Privat⸗Convicte, die Erſtattung 
der jährliche Zuſtandsberichte betreffend, 
f. Brivatlehranftalten. 

rivat:Docenten. Bezüglich der 
Habilitirung der BrivatsDocenten wur: 
den proviforifhe Anordnungen erlaf- 
fen mit Bdg.desH.M.v. 19. December 
1848 3.8175 und v. 1. März 1849 
R. G. B. Nr. 37 und 146. 

— — oder außerordentliche Profeſ⸗ 
foren, welche über andere Gegenſtände 
Borlefungen halten und giltige Zeug- 
niffe ausftellen wollen, als für welche 
ihnen die veniadocendi ertheilt wurde, 
bedürfen bierzu der vom Lehrkörper 
ausgefprochenen und vom Unterrichts⸗ 
minifterium beftätigten Zuläffigkeit. Bei 
wirklich angeftellten Brofefforen genügt, 
wenn fie über ein verwandtes Fach le⸗ 
fen wollen, die ordnungsmapige An» 
zeige bei dem Lehrkoͤrper. (Erl. des Un⸗ 
tertichts⸗Miniſteriums v. 1: April 1849 
an den Xehrkörper der medic. chirurgi⸗ 
[hen Studien in Brag. R. ©. B. Rr. 
203.) 

— — Eine Enthebung des Lehr: 
förpers von der Verantwortlichkeit in 
Betreff des Verhaltens der Privat⸗Do⸗ 
centen wärenurmöglidh, wenn der Lehr: 
körper zugleich der Leitung feiner Stu- 
dienabtheilung enthoben würde. Denn 
jene Verantwortlichleit iſt weſentlich 


Privat-Bocenten. 


mit diefer Leitung verbunden, und be⸗ 
ſteht factifch an allen Univerfitäten, wo 
es Privat⸗Docenten und eine Lehrfrei⸗ 
heit gibt, und wo zugleich die unmit⸗ 
telbare Leitung bei dem Lehrkoͤrper ſteht. 
Es verſteht ſich uͤbrigens von ſelbſt, 
und hätte daher keiner ausdrücklichen 
Erwähnung bedurft, daß mit dieſer 
Verantwortlichkeit dem Lehrkoͤrper we⸗ 
der etwas Unmoͤgliches, noch weniger 
etwas ſeiner Unwürdiges zugemuthet 
wird. Bei der Deffentlichkeit der Vor⸗ 
leſungen werden wichtigere Vorgänge 
zu notoriſchen Thatſachen, und ſolchen 
gegenüber die Wuͤrde und den Zweck der 
Univerfität mit Entſchiedenheit, und 
wenn es noͤthig werden follte, mit 
Strenge zu wahren, ift die Ehrenpflicht 
eines jeden Staatsbürgers. (Erl. des 
Unter. Min. vom 7. Juni 1849 an 
den Lehrkörper der rechts⸗ und flaate- 
wiſſenſchaftlichen Studien » Abtheilung 
der Prager Univerfität. R. G. B. Rı. 
270.) 

Mrivat:Docenten. Jeder Privat 
Docent, welder von der ihm ertheilten 
Berechtigung, Borlefungen zu halten, au 
der Lehranftalt uud in der Studienab- 
theilung, für welche er habilitirt ift, durch 
4 aufeinander folgende Semefter feinen 
Gebrauch macht, wird feines Privat- 
Docentenbefugniffes verluftig, und muß 
fi, wenn er nenerdings wünfdht, ale 
Privat-Docentaufzutreten, einem neuen 
Habilitationsacte unterziehen, von wel» 
hem zu dispenfiren nur dem lnier- 
richtsminiſterium zuſteht. (Erl. des U. 
M. v. 15. Dec. 1849, wirkſam für die 
Univerſitäten von Prag, Olmüg, Lem⸗ 
berg, Krakau, Gratz und Innebrud. 
R. G. 2. 3. 1850 Nr. 14.) 

— — Ein Bewerber um eine Pri⸗ 
vat-Docentur kann, wenn aud feine 
Befähigung dazu von einem Profef- 
foren-Collegium , bei welchem er fi 
dem diesfälligen Habilitirungsacte un- 
tergogen bat, anerfannt wurde, doch 
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dem anderen Profefforen - Eollegimm 
nicht ale Privat Docent aufgedrungen 
werden, da jedes Profeſſoren⸗Collegium 
nah dem proviforifhen Geſetze über 
Brivat-Docenten einen gewiffen Grad 
von Berantwortlichkeit für feine Pri⸗ 
vat-Docenten trägt, weshalb es aud 
nicht verpflichtet ift, einen an einer ans 
deren Univerfität habilitixten ohne Wei⸗ 
teres zuzulaflen , fondern ed muß die⸗ 
fem leßteren Profeſſoren⸗Collegium frei 
geftellt werden, ob es den von dem er- 
fteren vorgenommenen Act wolle gelten 
laffen oder nicht. Jeder Privat-Docent 
hat zwar das Recht, gleich den ordent« 
lihen Profeſſoren, Frequentations⸗ 
Zeugniſſe auszuſtellen, wenn aber ein 
Lehrfach beſondere Lehrmittel voraus⸗ 
ſetzt, ſo koͤnnen die Zeugniſſe des Pri⸗ 
vat⸗Docenten nur dann jenen des or⸗ 
dentlichen Profeſſors gleichgeſtellt wer⸗ 
den, wenn er den DBefiß dieſer Tehrmit- 
tel nadhweifet. (Erlaß des U. M. vom 
27. April 1850 an das Profefloren- 
Collegium der philoſophiſchen Facultaͤt 
in Bien. R. ©: 3. Nr. 208.) 

Privat⸗Docenten. Rüdfihtlid der 
BrivatsDocenten und vom Staate nit 
beftellter, fondern nur zugelafjener Leh⸗ 
rer antehnifhen Inflituten ent- 
hält die näheren Beflimmungen der 
Erl. des uU. M. v. 13. Juli 1850. R. 
G. 3. Rt. 335.) 

Drivat » Docenten der Theologie, 
f. Kirche. 

Privat-Erziehungsanftalten, ſ. 
Drivat:2ehranftalten. 

J fiehe 
Geldanweiſungen. 

Privat⸗Geldmarken, ſ. Geld⸗ 
anweiſungen. 

Privat⸗Gelduoten, |. Geldan: 
weifnngen. | 

Drivat = Sefchäftsführer. Laut 
Eröffnung der Hoflanzlei v. 14. Sept. 
1832 8. 18571 ift vor der Hand 
feine Etablirung der Privat-Gefhäfts- 


Privet-Gefchäftsführer. 


führer zu geftatten”), die beftehenden 
genau zu überwachen, umd auffallende 
Wahrnehmungen fogleich zur Kenntniß 
der vereinten Hoflanzlei zu bringen. 
Die k. k. Pol. Ober. Dir. hat fi fo- 
mit in vortommenden Fällen darnadı 
auf dad genauefte zu benehmen, und 
jede auffallende Wahrnehmung ſogleich 
zur Kenntniß der Landesftelle zu brin- 
gen. (Dec. der n. d. Rg. v. 27. Sept. 
1832 3. 53775.) 
Privat⸗Geſchaͤftsführer. Denſel⸗ 
ben kann zwar nicht verwehrt wer—⸗ 
den, einzelnen Parteien in Auswans 
derungs » Angelegenheiten gewuͤnſchte 
Auskünfte zu eriheilen, ihre con: 
ceffionirte Geſchaͤftsthätigkeit Hat fi 
aber eben nur darauf zu befchran- 
ten, und fie haben fich jeder Geſchaͤfts⸗ 
verbindung mit Handiungshäuf ern oder 
Agenturen des Auslandes in Betreff 
einer Bermittlung der Auswanderung 
im Allgemeinen zu enthalten, indem die 
Aufitellung von Auswanderungd-Agen- 
turen nicht zu geftatten, falls Conceſ⸗ 
flonen von einzelnen Behörden hiezu 
gegeben worden wären, diefelben einzus 
ziehen, und ohne Conceffionen befte- 


bende derlei Agenturen unverzüglich 


aufzuheben feien. (Erl. des Min. des 


J Hievon iſt es in Folge Hflzl. Dec. 
5. Febr. 1847 3. 24671 wieder abge. 
tom, ſ. Agenten. 


Zaleiöty, Handb. d. Poliz. Gef. IL 
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Inn. v. 23. Det. 3. 25748/861, der 
n. ö. Stth. vom 14. Nov. 1852 Zahl 
38970.) 

Drivat : Gefchäftsführer, deren 
re) ig Ueberwachung betreffend, 
f. Agente 

grivat-Befchäftsfangl eien, ſiehe 


enten, Privat = Gefchäfts: 
führer. 
Privat-Hufaren, |. Hufaren. 


en rrenanftalten ‚Se 
renanft alten. 

Privat⸗Krankenauſtalt, |. Kran: 
Tenanftalt. 

Privat⸗Lehranſtalten. Weibliche 
Lehr: und Erziehungsanftalten dürfen 
nur Frauenzimmern anvertraut werden, 
(Studbfcom, Decr. v. 20. Jan. 1815 
3. 110.) 

— — Ueber alle autorifirten Pri⸗ 
vaterziehungsanftalten find eigene de« 
daillirte Weberfichtstabellen über deren 
Stand zugleih mit den vorgefchriebe- 
nen Zuftaudsberichten der öffentlihen 
Convicte von den Kreisämtern nad 
dem angebogenen Formulare binnen 
4 Wochen nad Berlauf jedes Schul⸗ 
jahres durch die Confiftorien einzubrin« 
gen. (Studhfceom. Dec. v. 15. Jänner 
1830 3. 6665 an fämmtl. Länderft. 
Bdg. d. böhm. Gub. v.20. Febr. 1830 
3. 4631. Vdg. der n. 6. Rg. vom 4. 
März; 1830 3. 5720, n. ö. Prov. ©. 
S. 12. Bd. Nr. 27.) 
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Privat-Schranflalten. 





Meberſicht 


der autorifirten Privat-Convicte in der Provinz ..... für das Jahr 18... 
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Brivat-Schranflelten. 


Privat⸗Lehranſtalten. Mit a. h. 
Entſchl. v. 15. März 1834 wurden in 
Beziehung auf Privat-Lehr- und Erzies 
bungsanftalten und insbefondere hin⸗ 
fihtlih der Ertheilung des Oymnaflal- 
Unterrihtes in denfelben nebft den bes 
reits beftebenden Vorfchriften noch fol⸗ 
gende Directiven feftgefeßt: 

1. Die Bewilligung zur Errichtung 
von Erziehungsanftalten überhaupt zu 
ertheilen, bleibt zwar fortan den Län⸗ 
derftellen überlaffen, allein Gefuche um 
die Erlaubniß, in denfelben au Gym⸗ 
nafialsUnterriht zu ertheilen, find der 
Entſcheidung der E. k. Studien « Hof« 
Eommiffion vorbehalten. Derlei Inſti⸗ 
tute find übrigens nur in der Hauptitadt 
und nicht auf dem Lande zu geftatten. 

2. Die Unternehmer folcher Inftie 
tute haben ih auszuweiſen, daß fie die 
philofophifhen Studien zurückgelegt, 
und mit den Gymnaflal-Studien, ihren 
Borfehriften und ihrer Behandlungs⸗ 
art wohl befannt find. 

3. Jeder derlei Unternehmer hat den 
Plan feines Inftitutes mit der Tages- 
Drdnung vorzulegen, die Pfarre und 
die Kirche anzuzeigen, wo und zu wel« 
her Stunde feine Zöglinge dem Got» 
teödienfte beiwohnen, und ſich darüber 
ſowohl, als dag diefelben die heiligen 
Sacramente zu der beftimmten Zeit em⸗ 
pfangen haben, bei jeder Semeflral» 
Prüfung bei dem Präfecten des Gym⸗ 
naflınna auszumweifen. 

4. Hat derfelbe zu den monatlichen 
und Semeftral » Prüfungen die fchrift- 
lien Auffäge mitzubringen, und dem 
Präfeeten einzuhändigen, welche feine 
Böglinge während des Monate verfer: 
tiget haben, um daraus zu erfehen, ob 
diefelben , wie oft und ob zmedmäßig 
mit fhriftliden Auffägen beſchaͤftigt 
worden ſeien. 

5. Bei dem Wechſel eines Lehrers 
iſt der neu aufzunehmende dem Präfec⸗ 
ten vorlaͤnfig anzuzeigen. 
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6. Die in. einem Privat » Inftitute 
neu aufzunehmenden Lehrer find der 
Beftätigung des onfiftoriums oder 
Symnafial « Directord zu unterziehen, 
welche diefe nur dann zu ertheilen ba> - 
ben, wenn jene auch in Hinficht ihrer 
Religiofität und Moralität dazu geeigs 
net find. 

7. Die Zulaffung von Knaben zu 
dem Unterrichte in einem Privat-Inftis 
tute,, in welchem fie nicht wohnen, ift 
allgemein und unbedingt zu verbieten. 
(Decr. der Stud. Hofcomm. vom 26. 
Aprit 1834 3. 1793, an fammtl. Län- 
derit. Vdg. der n. õ. Reg. v. 17. Mai 
1834 3. 27159. Pol. ©. ©. 62. Bd. 
Kr. 53.) 

Brivat-Lehranftalten, Um in den 
bisherigen jaͤhrlichen Nachweis 
fungen über die beftehbenden 
dffentliden und Privat- Con- 
viete eine verläßliche Ueberficht zu ge⸗ 
winnen, ift es nothwendig, die Grund» 
fähe vorzugeichnen, nad melden diefe 
Nachweiſungen künftig geliefert werden 
müffen, und um diefes zu bewirken, ift 
es erforderlih: den Begriff von Con⸗ 
victen überhaupt zu regeln und fodann 
die Merkmale genau zu bezeichnen, 
welche ein Convict zu einer öffentlihen 
und welche es zu einer bloßen Private 
anftalt qualificiren. Unter dem Begriffe 
von Eonvicten koönnen nad ihrer Ber 
flimmung nur ſolche Anftalten verftan- 
den werden, wo die Zöglinge nebft dem 
Unterrihte in den vorgefchriebenen 
Lehrgegenſtänden, aud eine gemein« 
fhaftlihe Unterkunft, Verpflegung und 
Erziehung genießen; denn reine Unter: 
richtsanſtalten, die fih bloß mit dem 
Unterrichte beſchäftigen, und die ſonach 
keine Zoͤglinge in Koſt und Unterkunft 
haben, können nicht in die Categorie 
der Convicte eingereiht werden, wie 
3. 2. die Muſik⸗, Orgel⸗, Gefang- 
Säulen 2c. Welche Convicte aber als 
öffentliche, und welhe als Pri— 

45” 
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vat-Eonvicte zu betrachten feien, 
hierüber werden folgende Beftimmungen 
feftgefeßt:: als offentliche Convicte find 
jene Erziehungs - Infitute anzufehen, 
welche 

a) entweder ganz, oder auch nur 
theilweife aus dem Staatsſchatze, 
oder aus einem öffentlichen Fonde un- 
terhalten, oder unterflüßt werden; 
ferner 

b) folhe, welche zwar aus dem 
Staatsfhake, oder einem öffentlichen 
Konde keine Unterflügung erhalten, 
deren Leitung und Unterricht aber fol- 
hen geiftlichen Corporationen anver⸗ 
traut iſt, die aus dem Staatsſchatze, 
oder aus einem öffentlihen Fonde un- 
terftäßt werden; endlich 

ec) auch ſolche Erziehungs Inftitute, 
wo dieſe beiden Fälle nicht eintreten, 
die Staatöverwaltung aber auf die Be 
fiimmung des Leitungs⸗ umd Unter: 
richts⸗Perſonales, oder auf die Berlei- 
bung von GStiftspläßen einen entſchei⸗ 
denden Einfluß nimmt. Alle übrigen 
Erziehungs - Inftitute, bei welchen die 
Staatöverwaltung feinen andern Ein- 
fluß , ale bloß jenen der öffentlichen 
Ueberwachung ausübt, find Privat: 
Conviete. Bei folden Erziehungsd- Ins 
ftituten, bei weldhen es fogenannte Er- 
terniften, d. i. folche gibt, welche bloß 
dem Unterrichte beimohnen, ohne Ver⸗ 
pflegung und Wohnung zu genießen, 
was jedoch blos bei den Privat - Mäd- 
Ken » Inftituten der Fall fein kann, da 
nach der-a. h. Entſchl. vom 15. März 
1834 die Zulaffung von Knaben zu 
dem Unterrichte in einem Privat-Inftis 
tute, in welchem fie nicht wohnen, un⸗ 
bedingt verboten ift, fo find diefe Erter- 
niften in der jährlichen Ueberfihtsta- 
belle nicht unter die Zahl der Convicts⸗ 
öglinge aufzunehmen, fondern befon- 
ters erfichtlich zu machen. Hiernach find 
die mit Rggs. Vdg. v. 4. März 1830 
angeordneten jährlihen Zuſtandsbe⸗ 
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richte über die autorifirten PBrivat-Gon- 
victe für die Zukunft einzurichten. 
(Stud. Hofcomm. Dect. v. 14. April 
1838 3. 2349: n. 6. Rggs. Dec. v. 
3. Mai 1838 3. 23387; n. 6. Brov. 
®. ©. 20. Bd. Rr. 93.) 

Privat - Lehranftalt. Proviſo⸗ 
rifhes Gefeg über den Private 
unterricht. 

8. 1. Der Unterricht in den Lehrge⸗ 
genftänden der Gymnaſien und Real⸗ 
ſchulen kann Fünftig au in Privat⸗ 
Zehranftalten ertheilt werden. 

8.2. Jede folde Lehranftalt muß 
einen Borland haben, welcher die un- 
mittelbare Leitung derſelben beforgt, 
und den Regierungsbehörden gegenüber 
die Berantwortlicgkeit für den Zuftand 
der Anftalt trägt. 

8. 3. Der Borfland muß 

1. Öfterreichifcher Staatsbürger; 

2. in moralifder und politiſcher 
Beziehung unbefcholten fein; und 

3. in wiſſenſchaftlicher Beziehung 
diejenige Befähigung nachweifen, welche 
von einem Xehrer an einer gleicharti⸗ 
gen Staatsfchule gefordert wird. Die 
Lehrer müſſen ebenfalls öſterreichiſche 
Staatöbürger und in moraliſcher und 
politiſcher Beziehung unbeſcholten fein. 
Bon der Bedingung der öfterreihifchen 
Staatsbürgerfhaft Tann in befonders 
radfihtswürdigen Fällen die Landes» 
ſchulbehoͤrde dispenfiren. 

8.4. Diefe Brivatanftalien find von 
zweierlei Art: fie find entweder berech⸗ 
tigt, den Namen eines Gymnafiums 
oder einer Realſchule zu führen, oder 
fie find hiezu nicht berechtiget. 

$. 5. Damit eine Privat-Lehranftalt 
den Namen eines Gymnaflums oder 
einer Realfchule führen dürfe, muß: 

1. ihre Einrichtung der Einrichtung 
der gleichnamigen Staatsanftalten in 
Bezug auf Lehrplan und Lehrmittel in 
den wefentliden Puncten entfprechen; 

2. fämmtlihe Lehrer müffen die für 
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Staatsanftalten diefer Art geforderte 


wiffenfchaftlihe Befähigung nachgewie⸗ 


fen haben. 

8.6. Zur Eröffnung einer den Ra- 
men Öymnafium oder Realſchule füh- 
renden Privatanftalt ift die Genehmi⸗ 
gung des Minifteriums des Cultus und 
Unterrichts nothwendig. Diefe Geneh⸗ 
migung feßt die Nachweiſung voraus, 
daß die in den 88. 2, 3 und 5 geftell- 
ten Bedingungen erfüllt find, und daß 
die Subfiftenzmittel der Anftalt für 
eine Reihe von Jahren wenigftend mit 
einem hoben Grade von Wahrfcheinlich- 
keit gedeckt find. 

8. 7. Beränderungen in der Einrich⸗ 
tung und im Lehrperſonale einer ſol⸗ 
hen Anſtalt find jedesmal der Landes⸗ 
ſchulbehörde anzuzeigen; das Miniſte⸗ 
rium kann der Anſtalt wegen Mangel 
der geſetzlichen Eigenſchaften den Na⸗ 
men eines Gymnafiums oder einer 
Realſchule zu jeder Zeit wieder entziehen. 

8. 8. Eine Privat » Lehranftalt, 
welche zwar in den Lehrgegenftänden 
des Gymnafſiums oder in denen der 
Realſchule Unterricht ertheilt, ohne aber 
auf den Namen eines Gymnaſiums oder 
einer Realſchule Anſpruch zu machen, 
ift in ihrer Einrihtung an die Einrich- 
tung der gleichnamigen Staatsſchulen 
nicht gebunden. 

8. 9. Die Eröffnung einer foldhen 
Anftalt ſetzt voraus, daß: 

1. mindeftens 3 Monate zuvor die 
Anzeige davon an den Statthalter des 
Kronlanded (in Ungarn dermalen an 
den Minifterial-Commiffär des Militär- 
Diſtrictes), in welchem die Anftalt be» 
fteben fol, gemacht; 

2. der Ort der Anflalt bezeichnet; 

3. ein Brogramm, welches den Zwed 
und die Einrichtung der Anftalt aus- 
ſpricht, vorgelegt; und 

4. die Rachweifung geliefert werde, 
daß die Beflimmungen der $$. 2 und 3 


erfüllt find. 
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8. 10. Die Regierung Tann die Er- 
Öffnung wegen Mangel der 88. 2 und 
3 geftellten Bedingungen unterfagen. 
FR ein Grund zur Unterfagung nicht 
vorhanden, fo nimmt fie die Eröffnung 
einfah zur Kenntniß. 

8. 11. Die Regierung übernimmt 
daher auch Feinerlei Bürgfhaft für die 
wiffenfchaftlihen oder pädagogiſchen 
Leiftungen folder Privatanftalten,, es 
bleibt vielmehr ganz denjenigen, welde 
ihre Kinder oder Pflegebefohlenen ih⸗ 
nen anvertrauen, überlaffen, fi davon 
zu überzeugen, ob fie ihres Vertrauens 
werth find oder nicht. 

8. 12. Alle Privat⸗Lehranſtalten fte: 
ben unter der Oberaufſicht der Regies 
rung; fie find daher verpflichtet, die 
von diefer geforderten Auskünfte über 
ihren Zuftand zu geben, und die Regie: 
tung ift berechtiget, in der ihr geeig: 
net fcheinenden Weife fih von Dies 
fem Zuftande genaue Kenntniß zu ver 
ſchaffen. 

8. 13. Verweigert eine Anſtalt den 
Regierungsbehörden die in Anſpruch 
genommene Einſicht, fo kann fie ge- 
fHloffen werden ; dasfelbe kann zu je 
der Zeit gefhehen,, wenn fie einen in 
moralifcher oder politifher Beziehung 
ſchädlichen Character annimmt. 

8. 14. Keine Privat - Lehranftalt 
als foldhe, mag fie den Namen eines 
Gymnaſiums oder einer Realfchule zu 
führen berechtigt worden fein oder nicht, 
kann ihren Schülern flaatögiltige, d. i. 
ſolche Zeugniffe ausftellen, denen der 
Staat Giltigkeit zuerkennt, wenn es 
fih für die Schüler derfelben um den 
Eintritt in Staatsfhulen, in den 
Staatsdienft, oder um andere vom 
Staate zu machende Zugeftändniffe 
handelt, deren Erlangung die Gymna⸗ 
ftale oder Realfchulbildung vorausfegt. 
Zur Erlangung ftaatsgiltiger Zeugnifie 
baben die Schüler der Privatanftalten 
fi der Prüfung an einer öffentlichen 
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entfprehenden Xehranftalt zu unter: 
ziehen. 
8. 15. Es können jedoh Privat- 


Lehranftalten vom Minifterium in den’ 


Rang öffentliher Gymnafien oder Re⸗ 
alfehulen erhoben werden, wenn ihre 
Einrihtung die für den beabfihtigten 
Erfolg des Unterrichtes nöthigen Bürg- 
[haften darbietet; in diefem Falle ers 
halten fie Das Recht, ftaategiltige Zeng- 
niffe auszuſtellen. 

8. 16. Wer häuslichen Unterricht in 
den Xehrgegenftänden der Gymnaſien 
und Realfehnlen zu ertheilen wünfct, 
bedarf dazu Feiner befonderen Bewilli- 
gung der Behörden. Es iſt daher fünf: 
tig, wenn Schüler, weldhe häuslichen 
Unterricht genießen, an öffentlichen 
Lehranftalten ale Privatfchüler oder zu 
einer Prüfung an einem Gymnaſium 
oder an einer Realfchule fich melden, 
die Borweifung eines Xehrfähigkeits- 
zeugniſſes ihrer Hauslehrer nicht mehr 
zu fordern. 

8. 17. Privatanftalten, welche einen 
Unterricht beabfichtigen, der in dem Sy⸗ 
fteme der Staatsfchulen feinem Werfen 
nach nur an Anftalten ertbeilt wird, die 
den Unterricht der Gymnaſien oder Res 
alfehulen ſchon vorausſetzten, können 
nur mit befonderer Bewilligung der 
Regierung errichtet werden. Die Errich⸗ 
tung und der Fortbeftand fegt voraus: 

1. daß kein Lehrer beftellt werde, 
welcher nit mit Ruͤckſicht auf feine 
wiffenf&haftlihe Befähigung und auf 
fein moralifhes und politifches Betra- 
gen von der Regierung als befähigt an» 
erkannt worden ift; 

2. daß die Subfiltenzmittel der Anr 
ftalt für eine Reihe von Jahren wenig: 
ſtens mit einem hohen Grade von 
Wahrſcheinlichkeit gedeckt find. 

$. 18. Die Beſtimmungen der 88. 
2, 3, 12—16 gelten aud von diefer 
Art von Privat - Kehranftalten, doch 
Tann eine Zulaffung der Schüler diefer 
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Anſtalten zu Staatsprüfungen oder zu 
Prüfungen an öffentlihen Anftalten, 
um ftaatögiltige Zeugniffe zu erwerben, 
nur infofern beanfprucht werden, als 
die Erwerbung folder Zeugniſſe nicht 
gefeblih von dem Beſuche öffentlicher 


Lehranſtalten abhängig gemadht if. 


8. 19. Die Errihtung von Lehran⸗ 
ftalten für Zeichnen, Muſik, Shön- 
ſchreiben und ähnliche Segenftände un⸗ 
terliegt den in den 88. 8—16 enthal- 
tenen Beftimmungen. Andere Lehran⸗ 
ftalten, wie 3. B. Handeldfihulen, wer- 
den nad den für diejenigen Anftalten 
geltenden Beftimmungen bebandelt, 
welchen fie ihrem Weſen nah am näch⸗ 
ften verwandt fint. 

8. 20. Für den PBrivahımterricht, in 
fomweit er die Volksſchulen erfegen foll, 
bleiben die bisherigen Borfchriften noch 
in Wirkſamkeit, nur ift auch hier zur 
Ertheilung des hauslihen Unterrichtes 
nicht mehr erforderlich, daß die Lehrer 
fid) mit einem Faͤhigkeitszeugniſſe aus— 
weifen. (Kaiferl. Bdg. vom 27. Yan. 
1850, wirkſam für alle Kronländer. R. 
G. B. Nr. 309.) | 
Privat⸗Lehranſtalten, ſ. Lehre: 
rinnen, Privatlehrer, Religions: 
nnterriht, Schulen, Winkel-Lehr⸗ 
anftalten. 

Privatlehrer. Hofmeifter, Inſtruc⸗ 
toren und Gouvernantinnen von ſchlech⸗ 
ter Aufführung find gar nicht zu dulden. 
(Bdg. v. 26. Mai 1770.) 

— — lieber das fittlide Betragen 
der Privatlehrer ift forgfältig zu war 
hen, und denfelben den Privat - Unter- 
richt der Jugend nur in fo lange zu ge: 
ftatten, als fie die Pflichten eines Ju⸗ 
gendlehrer® erfüllen, und denfelben 
durch ein böfes Beifpiel nicht gefährlich 
und ſchädlich find. $. 130 der Schul; 
Berfaffung. 

— — Grundfäße binfihtlih des 
Unterrihtes von ifraelitifhen Privats 
Lehrern, |. Juden⸗Lehrer. 


Privatlehrer. 


Privatlehrer. Wegen Ertheilung 
des Religiond-Unterrichtes durch Privat: 
lehrer, f. Religions:Unterricht. 

— — ſ. Shndirende. 

Drivat:Theater, Verwendung der 
t.t. Hoffchaufpieler auf Privatbühnen, 

ſ. Hoffchaufpieler. 

— — f. Haustheater. 

Privat⸗Unterricht. Mit a. h. 
Entſchließung vom 16. Zänner 1841 
wurden die Seelforger auf dem Lande 
zur Ertheilung des PBrivat-Unterrichtes 
in den Grammatical-Claffenan einzelne 
talentvolle und arme Knaben ihrer Ge⸗ 
meinde in der Art ermächtiget, daß fie 
das Befugniß hierzu dur ihr Ordi⸗ 
nariat bei der Landesſtelle anzufuchen 
haben, welche ihnen dasjelbe zu erthei« 
len bat, wenn ſich der Ordinarius für 
fie unter Bezeugung deren intellectuels 
ler und moralifher Bildung verwen. 
det. Die auf diefe Art unterrichteten 
Knaben haben fih am Schluffe eines 
jeden Schuljahres am nächften öffentli» 
hen Symnafium zur Prüfung über den 
Jahres⸗Curs zu ftellen,, und find nur, 
wenn fie bei diefer Prüfung gut befte- 
ben, zur Auffteigung an einem höhe- 
ven Curs zuzulaffen. Derlei arme Kna⸗ 
ben find übrigens vom Erlage des 
Schulgeldes befreit. (Stud. Hfcom. 
Decr. vom 4. Februar 1841 3. 572 
an ſämmtliche Kanderftellen. Verordn. 
der n. öfter. Regierung vom 2. Mär; 
1841 3. 11109. Br. ©. ©. 23. Bd. 
Nr, 25.) 

— — Ausdehnung der Be 
willigung zur Ertheilung des 
Brivat» Unterrihtd in den 
Grammatical-Claffenaufdem 
Lande aub auf Eooperatoren 
und Surat-Beneficiaten. Seine 
kaiſ. königl. Majeftät haben aus Ans 
laß der über die Anwendung der 
mit Studien : Hof = Commiffiond - De> 
eret vom 4. Februar 1841 befannt 
gemachten a, h. Eutſchließung vom 
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16. Jänner 1841 in Betreff der den 
Seelforgern auf dem Lande ertheilten 
Bewilligung zum Privat-Unterrichte in 
den Srammatical-Llaffen geftellten An⸗ 
fragen unterm 1. Febr. 1842 zu be 
fliegen gerubt, daß die in der er- 
wähnten a. 5. Entſchließung vorkom⸗ 
mende Beflimmung „Seelforger auf 
dem Lande“ nicht auf Landdechanten und 
Pfarrer allein, fondern auch auf Coo⸗ 
peratoren und Eurat:Beneficiaten, die 
nit im Orte des Öymnafiums fich bes 
finden, zu beziehen fei, und daß ferner 
diefe Seelforger zwar an den vereine 
zelten Privat-Unterricht nicht gebunden 
find, wohl aber die a. h. Anordnung, - 
daß diefer Unterriht nur an einzelne 
arme und talentvolle Knaben ihrer 
Gemeinden ertheilt werden dürfe, ſtrenge 
anzuwenden fei, indem dann, wenn 
diefe Ermächtigung richtig aufgefaßt 
und angewendet wird, fidh ein förm⸗ 
liches und insbefondere Tucratives 
Schulehalten nicht ergeben Tann. In 
allen übrigen Beziehungen find, bei den 
auf diefe Art unterrihteten Schülern, 
die fonft für Gymnafial-PBrivatiften be⸗ 
ftehenden Vorfchriften genau zu beob⸗ 
achten, daher diefelben insbefondere 
auch der gefeßlichen Vorprüfung zu un« 
terziehen und von der Brüfungs-Tare 
nicht frei zu halten find. In Gemäß- 
heit diefer a. h. Entſchließung hat die 
Zandesftele Das weiter Erforderliche 
zu verfügen und hievon auch die Pros 
vinzial » Gynnaflal » Directionen umd 
Symnaflums » Borftände mit dem Be- 
deuten zu verftändigen, daß diefe Gate 
tung Privat-Schüler bei der gefeßlichen 
Anmeldung beim Beginne des Schul⸗ 
jahres mit den fonft für Gymnaſial⸗ 
Privat: Schüler vorgefhriebenen Aus- 
weisen auch jederzeit ein giltige® Zeug. 
niß über ihre Dürftigkeit beizubringen 
haben. (Studien = Hof» Commiff.Decr. 
vom 12. Februar 1842 3. 833, an 
ſämmtl. Länderſt. Bdg. dern. ö. Reg. 
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vom 4. Mär; 1842 8. 13195. Pol. 
©. ©. 70. Bd. Ar. 21.) 

Privat » Unterricht, ſ. Beam: 
ten: Rebenbefchäftigungen, Reli: 
gions = Unterricht, Winfel-Lehr: 
anftalten. 

— — proviforifches Geſetz über den 
Brivat-Unterrit, f. Privat - Lehr: 
anftalten. 

Privat-Bereine, f. Vereine. 

Privilegien. Bei Verleihung der 
Privilegien im Fache der Typographie 
und Lithographie ifl immer die aus» 
drückliche Claufel beizufeßen, daß die 
Privilegien«Inhaber, fo lange ihnen 
nicht ſelbſtſtändige Befugniffe auf die 
fraglihen Beihäftigungen verliehen 
feien, ihre Privilegien nur durch Ueber- 
laffung an einen befugten Druder zu 
benüßen berecdhtiget feien. (Hfd. vom 
29. Juli 1826. Stub. ö. V. G. 1. B. 
S. 319.) 

— — Beſtimmungen rückſicht— 
lich des Verkaufes geiftiger®e- 
tränke von den Inhabern der 
auf die Erzeugung dieſer Ge—⸗— 
tränke berehtigenden Privi— 
legien. Der Inhaber eines ausſchlie— 
Benden Brivileginms zur Erzeugung 
geiftiger Setränfe ift berechtiget, Ro⸗ 
foglio, Liqueur, Branntwein nad der 
neu erfundenen neuen Methode, info- 
fern foldye nad dem Sinne des a. h. 
Privilegien Batentes auch das Fabti⸗ 
kationsrecht begründet, zu erzeugen, 
und feine diesfälligen Erzeugniffe zu 
verfohleißen. Was den Berfchleiß je- 
doc betrifft, fo fei der Privilegirte in 
der Ausübungsart auf die gefeklichen 
Rormen, die in Beziehung auf das 
Verſchleißrecht der Rofoglio-Fabrifan- 
ten beſtehen, gebunden. Gleichwie das 
ber jeder Roſoglio⸗ und Liqueur-Fabri⸗ 
. Tant den Berfauf feiner Erzeugniffe im 
Großen, d. i. bis zu einem Viertel 
eimer ausüben darf, beim Berfchleiße 
feiner Erzengnifje in Kleinen aber auf 
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den Verkauf derfelben nur in verfiegel⸗ 
ten Bouteillen beſchränkt ift, eben fo 
tönne auch den Inhabern eines auf 
die Erzeugung geiftiger Getränke ber 
rechtigenden Privilegiums der Klein- 
verkauf der erzeugten Rofoglio, Liz 
queurd ac. nur auf den Abfag in verfie- 
gelten Bouteillen, die nicht weniger ald 
ein Seit! enthalten, geftattet werden, 
e8 wäre denn, daß einer oder der ans 
dere zugleich aud eine Schankbefugniß 
im ordentliden Wege erlangt und das 
durch das Necht erworben hätte, nad 
Beſchaffenheit dieſes Befugniſſes ent- 
weder den Ausſchank über die Gafſe 
oder jenen an fißende Bäfte in einem 
biezu eingerichteten Locale auszuüben. 
Was jedoh den Branntwein betrifft, 
fo wurde beflimmt, daß den zur Ers 
jeugung geiftiger Getränke berechtigten 
Privilegien Inhabern, die nicht zugleich 
ein befonderes Schankbefugniß befißen, 
der Verkauf des Branntweins im Öro- 
Ben unbeſchränkt, dagegen aber beim 
Kleinverfchleiße nit unter Einer 
Maß geftattet fer. (Hflmr. Decr. vom 
1. Mai 1829 3. 17163; n. 6. Rogge. 
Dog. vom 12. Mai 1829 3. 25788, 


n. d. Prov. G. S. 11. Thi. Nr. 111.) 


MH rivilegien. Pat vom 31. März 
1832. Bol. &. ©. 60. Bd. Nr. 31. 

— — Aus Anlaß des Abfterbens 
Sr. 8. f. Majeftät Kaifer Franz I. 
wurde in Bezug auf Die bisher bei je- 
der Regierungs⸗Veränderung üblichen 
Berbandlungen wegen Betätigung der 
Privilegien und Conceffionen 
mit a. h. Entſchließung vom 9. Jänner 
1836 beftimmt, daß dermal feine neue 
Beftätigung diefer Privilegien notb> 
wendig fei, und daß bis auf weitere 
Weiſung alle jene Privilegien fortzu- 
dauern haben, welde von Sr. lk. k. 
Majeftät Franz I. verliehen oder beftä- 
tiget worden find, infoferne fie nicht 
mit beftimmten Gefegen und Einrich⸗ 
tungen im Widerfpruche fiehen, mit 





Privilegien. 


dem weiteren Borbehalte, daß, wenn 
gegen ſolche Privilegien in der Zeit- 
folge entweder von Privaten oder von 
Behörden Anftände erhoben werden, 
diefelben in jedem einzelnen Kalle der 
böchften Behörde zur Entfheidung vor- 
zulegen fein, ob das Privilegium 
fortdauern könne oder nicht. (Hflzl. D. 
vom 16. Jänner 1836 3. 1254, an 
ſaͤmmtl. Länderfl., n. 6. Rggs. Vdg. 
vom 7. Febr. 1836 3. 7363. Pol. ©. 
©. 64. Bd. Nr. 14.) ü 

Privilegien, bei Privilegien für Er⸗ 
findungen, die fi auf Gegenſtände der 
Berzehrung beziehen, ift immer das Gut⸗ 
achten der medic. Facultät einzuholen. 
Diefe Vorſchrift ift aber nicht auf jene 
Fälle auszudehnen, wo das Object der 
Privilegirung lediglich ein zur Berei⸗ 
tung von Berzehrungs » Gegenfländen 
zu verwendendes Gefäß ift, und ſonach 
nit ein eigentliches Sanitätd- Object 
für die medic. Beurtheilung bildet, in 
welchen Fällen das polytechniſche In« 
fitut ald competente Behörde, mehr 
ale die medic. Facultät berufen und 
geeignet erfcheint, ein Gutachten zu er- 
ftatten, ob und inwiefern das Object 
der Privilegirung fowohl in Beziehung 
auf das verwendete Materiale, als 
auch in Bezug auf die Art der Con» 
firuirung in Siderheits - Rüdfihten 
einem Bedenken unterliege. (Hflmr. D. 
vom 15. Juni 1840 8. 26270. Bdg. 
der n. d. Reg. vom 13. Aug. 1840 
3. 44919. An. ©. V. 3. 1840. 
Ar. 43.) 

— — Bei Gefuhen um Privile⸗ 
girung bloßer Apparate zum Behufe 
des Gebrauhes von Dampf und an⸗ 
dern Bädern ift keineswegs eine Sani- 
taͤts⸗Sache im engeren Sinne in der 
Frage, daher das Gutachten des poly- 
tehnifhen Inftitutes in Sicherheits⸗ 
Rückſichten genügend, und es erfcheint 
die Einvernehmung der medic. Kucultät 
weder nöthig noch zweckdienlich, uın fo 
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weniger, als überdies gegen erwirkte 
Privilegien nachträgliche Anftände er- 
hoben, und diefelben aus öffentlichen 
Rückſichten aufgehoben werden können. 
(Hflnıe. Deer. vom 19. Oct. 1840 
3. 40885. Vdg. der n. 6. Reg. vom 
1. Rov. 1840 3. 62109. An. S. V. 
J. 1840. Rr. 62.) 

Privilegien. Rad dem Wortlaute 
des, der Regierung mit Hoffmr. Vdng. 
vom 23. März 1831 8. 10228 inti- 
mirten a. b. Cabinets⸗Schreibens vom 
8. Mai 1831 (f. Ausländer) if eine 
Einvernehmung der betreffenden Poli- 
zei-Behörden allerdings nicht nur bei 
Verleihung, fondern aud bei Berlän- 
gerung der an Ausländer ſchon verlie- 
henen Privilegien vorgefchrieben, da⸗ 
ber fi auch kuͤnftighin genau nach die- 
fer Vorſchrift zu benehmen if. (Hfkmr. 
D. vom 24. Dec. 1842 3. 52177. 
Rggs. Zahl 77,77, n. ö. Prov. ©. 
©. 24. Bd. Rr. 240.) 

— — lim bei vorlommenden Ge 
ſuchen auf Privilegirung von Erfins 
dungen in Gegenftänden der Verzeh⸗ 
rung der a. h. Entfchließ. v. 23. Juli 
1822, Hoflammer-Zahl 2325— 1053, 
pflihtgemäß zu entfprechen, und andes 
rerjeitd doch auch die Privilegiums- 
werber von der Auslage einer nicht 
unbetrachtlichen Targebübr dort, wo die 
Öffentlihen Sicherheits ⸗Rückſichten 
ſolche nicht abfolut nothwendig machen, 
zu verwahren, wird die k. k. Regierung 
angewieſen, fünftighin bei einem jeden 
vorfommenden derlei Geſuche immer 
boterft den Landes » Protomedicus im 
furzen Wege zu vernehmen, ob derfelbe 
eine Begutachtung des betreffenden 
PrivilegiumesObjectes durch die medic. 
Facultät als nothwendig erkenne oder 
niht? Im erften Kalle ift die Vergut⸗ 
achtung der medic. Facultät unverzüg⸗ 
lich einzuleiten, im verneinenden Falle 
aber über das Privilegiums - Einjchreis 
ten nach Vorſchrift des $. 7 des a. h, 


Brinilegien. 


Patentes vom 31. März 1832 vorzu- 
gehen. (Hflmr. D. v. 19. März 1845 
8. 9491. Rggs. 3. 18306. n. 6. Br. 
G. ©. 27. Bd. Rr. 49.) 
Privilegien. Wiederholt vorgekom⸗ 
mene Beſchwerden und Recurſe haben zu 
der Wahrnehmung geführt, daß die In⸗ 
haber ausſchließ. Privilegien auf Er⸗ 
findungen und Verbeſſerungen im Ge⸗ 
biete der Induftrie vielfache Mißbräuche 
und flörende Uebergriffe in die Arbeitd« 
rechte der befugten Gewerbsunterneh⸗ 
mer zu großem Nachtheile für diefe 
Zepteren begeben, und dag überhaupt 
ſolche Erfindunge-Batente nicht felten 
nur in der Abficht gelöst werden, um 
auf diefem Wege unter dem Schutze 
eines Privilegiumd auf irgend eine ger 
ringfügige Erfindung oder DBerbeffe- 
tung fi den Betrieb einer gewerblichen 
Beihäftigung anzumagen, für welde 
das Geſetz die Erwirkung eines Amtlis 
hen Befugnifies unter Nachweiſung 
beſtimmter Grforderniffe vorzeichnet, 
und welde Nachweiſung zu leiften fie 
auzer Stande find. Ein folder Zus 
fla.d der Dinge verträgt fih nicht mit 


der durd tie heftehende Gewerbsverfaſ⸗ 


fung feftgefeßten Ordnung und der dem 
berechtigten Gewerböftande gegen Ein- 
griffe in feine Arbeitsrechte geſetzlich 
jugefiherte Schuß verlangt dringend 
eine Abhilfe. Sämmtliche Behörden 
werden daher angewiefen, auf ftrenge 
‚Handhabung der Beflimmung des Pri- 
vilegiensPatented vom 31. März 1832, 
8. 10, der gemäß die Rechte der Pri- 
pilegiensBefiper nur auf den eigentlis 
hen Gegenftand der privilegirten Ers 
findung oder Berbefferung beſchränkt 
find, und daher weder auf verwandte 
Gegenftände ausgedehnt, noch den be⸗ 
fiehenden Gewerbsgeſetzen oder ande: 
ven Gerechtſamen zuwider ausgeübt 
werden dürfen, feſte Hand zu halten. 
(Exl. des k. k. Minift. des Ackerbaues 
und des Handeld vom 28. Juli 1848, 
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an fammtl. Länderft. Bol. G. ©. 76. 
Bd. Rr. 98.) 

A en. Berleihung an Fremde, 
f. Ansländer 

— — Befimmungen gur Bührung 
des kaiſ. Adlers von Privilegien « Ber 
fißern, f. Adler, Schilde. 

— — auf die Ausübung der Dampf⸗ 
ſchifffahrt, ſ. Dampffchifffahrt. 

— — des Wechſelhauſes S. M. v. 
Rothſchild für den Bau einer Eiſen⸗ 
bahn, ſ. Eiſenbahn. 

— — ſ. Branntwein. 

Kroceffionen, bei, ift das Tragen 
von großen Fahnen verboten, und nur 
die Beinen Schwing« oder gewöhnlis 
hen Kirchenfahnen geftattet. (Hofent- 
fhließung vom 16. Mai-1781. Krop. 
Gef. Iof. 2. Bd. ©. 409.) 

— — bei, ift die Mittragung der 
Statuen allgemein verboten. (Hfd. 
v. 28. Aug. 1783. Krop. Gef. Joſ. 
2. Bd. ©. 410.) 

— — Auf eine wegen Abhaltung 
der gewöhnlichen Broceffionen gemachte 
Anfrage haben Se. Majeftät bewilligt, 
befannt zu maden: 

„Es fei der Wille Sr. Majeftät, daß 
dem Volke jene alt bergebrachten Ans 
dachtsübungen, zu welchen dasfelbe, 
nad jeiner angewöhnten Denkungsart, 
befonderes Zutrauen hege, und info« 
fern folde die Herren DOrdinarien mit 
den reinen Begriffen der katholiſchen 
Religion vereinbarlih finden, fortan 
geftattet werden follen. (Hfd. vom 19. 
März 1790. Krop. Gef. Leop. 1. BP. 
©. 59.) 

— — in nit zu großer Entfer- 
nung von den Pfarrfirchen können Bi⸗ 
fhöfe nad) vorläufiger Anfrage an die 
Landesftelle, in allgemeinen Anliegen» 
heiten und auf Berlangen der Gemein» 


den geftatten. (Hofd. vom 19. März 


1791. Kp. Gef. Leop. 1. Bd. ©. 59.) 
— — f. Gewehre. 
— — ſ. Wallfahrer. 
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Producttionen, öffentliche, Abgabe 
an den Armenfond, |. Armenfond. 

— — öffentlihe, f. Polizei: Bes 
hörden, Wirkungstreis 8. 19. 

— — öffentliche, Grundfäge hin⸗ 
fibtlih der Bewilligungen hiezu, fiehe 
Schau⸗Productionen. 

— — deren Beendigung betreffend, 
ſ. Schan⸗Productionen. 

— — f. gymnaſtiſche Känfte. 

Profeſſioniſten, welche Mineralien 
auf Kohlenfeuer ſchmelzen, ſollen in 
freie Orte geſchafft werden. (Rggs. 
Vdg. vom 17. Dec. 1784. Krop. Geſ. 
Joſ. 7. Bd. ©. 434.) ©. a. Gürtler. 

— — den, und Handwerkern iſt das 
Arbeiten an Sonn⸗ und Feiertagen un⸗ 
terſagt, tritt ein Nothfall ein, ſo haben 
ſelbe vie Etlaubniß von dem betreffen⸗ 
den Pfarrer anzuſuchen. Einem Reiſen⸗ 
den jedoch kann der gebrochene Wagen 
auch ohne Erlaubniß zugerihtet wer- 
den, f. Sonn n. Feiertagsheili: 


gung. 

Dromefien : Gefhäft. Se. t. k. 
Majeftät haben mit hHöchfter Entſchlie⸗ 
Bung vom 14. Aug. 1833 zu entfcheis 
den gerubt, daß das fog. Ptomeſſen⸗ 
Geſchäft mit den Looſen der Staatd- 
Anleihen als ein auf die Ziehungen Per 
Staatd-Lotterien unternoinmenes Aus« 
fpielen von Geldgewinnften, im Sinne 
der 88. 27 u. 28 des Rotto-PBatentes v. 
13. März 1813, verboten und darnach 
zu behandeln fei. (Hfemr. Decr. vom 
19. Aug. 1833 3. 37025, an fämmt!. 
Länderft. und Sam. Gefäll. Berwalt., 
mit Ausnahme von Mailand, Benedig 
u. Dalmatien. Kundgem. in R. Deft. 
mit Circ. vom 31. Auguft 1833, 8. 
47232 in Steierm., am1.; in Defterr. 
ob der Enns am 2.; in Illyrien und 
Galizien am 7.; in Böhmen am 11. 
Sept.; in Mähren am 27. Det. 1833 
dB. 33770. Bol. G. ©. 61. Br. 
Rr. 127.) 

— — Verbot des fog. Pıo 
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meffen-GefhäftesmitdenXoos 
fen des fürftlih Eſterhazy'ſchen 
Anleihens. Durch eine Anzeige der 
biefigen k. k. Lotto Gefälle » Direction 
ift man zur Kenntniß gelangt, daß das 
fog. Promeſſen⸗Geſchaͤft, deſſen Unter- 
nehmung mit den Looſen der Staate- 
anleihen durch die der Sameral-Gefäl- 
lenverwaltung befannt gegebene a. h. 
Entſcheidung vom 14. Aug. 1833 ale 
eine Uebertretung der a. h. Kotto-Pa- 
tentsvorſchriften erklärt wurde, gegen» 
wärtig mit den Looſen des bei den 
MWechfelhäufern Rothſchild und Sina 
gemachten. fürftlih Eſterhazy'ſchen An- 
leihend von 7 Millionen und zwar in 
der Art unternommen werde, daß dem 
Theilnehmer gegen eine Darangabe ber 
nannte Einlage von einigen Gulden, 
und gegen die Verbindlichkeit zur nach⸗ 
träglihen Bezahlung des Rominalwers 
thes eines Looſes diefes Anleihens der 
in deffen nächfter Ziehung auf eine be- 
flimmte Nummer fallende Gewinn zus 
gefichert, und für jeden Fall freigeftellt 
wird, bis zu einem beftimmten Termin 
nad der Ziehung gegen den Erlag des 
mehr ald den damaligen Courswerth be« 
tragenden Nominalwerthed eines Loo⸗ 
ſes, jenes, welches mit der gleichen 
Nummer verfehen ift, zu erbeben, oder 
durch die Unterlaffung diefer Erhebung 
die zuerft gemachte Einlage zu verlie- 
ten. Da nun die Unternehmung diefes 
Geſchäftes eine Uebertretung des a. h. 
Lotto⸗Patentes ift, fo wird die Came⸗ 
tal = Sefällenverwaltung auf diefelbe 
aufmerkfam gemacht und angewiefen, 
wegen Entdeckung und Beitrafung der⸗ 
felben nad ihrem Wirkungskreiſe das 
Amt zu handeln. (Hoffmr. Decr. vom 
7. Dec. 1836, an fimmtlihe Cameral⸗ 
Gefällenverw. u. an die Cameral⸗Ma⸗ 
giftrate in Mailand und Venedig. Kp. 
G. ©. 62. Bd. Rr. 196.) 
Promeſſen⸗-Geſchäft. Es find 
Fälle vorgelommen, dag aus dem Aus⸗ 


Promopirte. 


lande Briefe an inlaͤndiſche Adreſſaten 
einlangten, welche Einladungen zur 
Theilnahme an einem Promeſſen⸗Ge⸗ 
ſchaäͤfte auf Looſe kaiſ. oͤſterr. Staats⸗ 
anlehen enthielten. Da derlei Premeſ⸗ 
ſen⸗Geſchaͤfte im Inlande nach der, mit 
Circular⸗Verordnung vom 31. Aug. 
1833 bekannt gemadten a. b. Ente 
fhließung vom 24. desjelben Monate 
und Jahres verboten find, fo verfteht 
es fi von felbft, dag auch die Theil- 
nahme an ſolchen Promeſſen⸗Geſchäften 
im Auslande, gleich dem im 8. 25 des 
a. h. Batentes vom 13. März 1813 
verpönten Einfegen in auslandifche 
öffentliche oder Privat» Kotterien ver 
boten, und nach Maßgabe der erwähn- 
ten Eirc. Bdg. vom 31. Aug. 1833 zu 
behandeln fei. (R. 3. Rggs. Eirc. vom 
14. Mai 1840 3. 25526. Pr. ©. ©. 
22. B. Rt. 86.) 

romovirte Aerzte, f. Aerzte. 

roteftanten, ſ. Akatholiken. 

roteſtantiſche Filial « Bethäufer, 
f. Akatholiſche Filial-Bethäufer. 

Protocolle. — Actenmittheilung. 
Wenn von Parteien Abfchriften von 
Brotscollen über ämtlihe Commiſſions⸗ 
Berhandlungen verlangt werden, fo 
fommt bei dergleihden Commiſſions⸗ 
Brotocollen überhaupt der wefentliche 
Unterſchied zu beobachten: ob fie blos 
Amtliche Erfahrungen, oder ob fie recht⸗ 
lihe Erklärungen und eingegangene 
Berbindlichleiten von Parteien unter 
fih enthalten. Bon den erfteren, welche 
blos zum Amtögebraudhe dienen, ges 
bühren zwar den Parteien keine Ab⸗ 
ſchriften; die Abfchriften von den letz⸗ 
teren aber, welche zugleich als Privat⸗ 
verträge anzufehen find, können den- 
felben auf ihr Verlangen nicht wohl 
verfagt werden. (Hfkzl. D. v. 18. Apr. 
1807.) 
— — Se.Majeftät haben jede Mit- 

theilung von Actenftüden an Barteien 
ſowohl in Abſchrift, als mündlich, oder 


716 


Proviſionen. 


durch Einfiht in dieſelben, die Fälle 
ausgenommen, wo dieſe durch Geſetze 
und Verordnungen vorgeſchrieben iſt, 
wiederholt, und unter Strafe der Dien⸗ 
ftesentlaffung auf das Strengfte mit 
dem Beifage zu verbieten gerubt: daß 
die Parteien, welde ein oder das an- 
dere Actenſtück in Abfchrift zu befom- 
men oder einzufehben brauden, Die 
Mittheilung oder Bewilligung zur Ein- 
fiht bei der Behörde, die es beirifft, 
anzuſuchen haben, welche fodann or⸗ 
dentlich zu entſcheiden hat, ob das Au⸗ 
ſuchen zu geſtatten ſei oder nicht: wor⸗ 
nach alle oöͤffentlichen Aemter und jeder 
einzelne Beamte fi genau zu richten 
wiffen werden. (Hoflanzl. Deer. vom 
31. Dec. 1810 und Juſt. Hofd. vom 
19. Jan. 1811.) 

Prototolle. Es if fih ruͤckſichtlich 
der Berabfolgung von Abfchriften der 
Amtlihen Protocolle an Parteien genau 
an die Weifung der Hoflanzl.v. 18. Apr. 
1807 zu halten, da im entgegengefeh- 
ten Falle jede entdeckte Abweichung als 
eine gefekwidrige Begünftigung der Par 
teien geahndet werden müßte. (Vdg. d. 
boͤhm. Sub. v. 7. Zuni 1827 3.19743. 
Dbent. 3. Bd. ©. 10.) 

— — Ale Protocolle, welde tie 
Stelle einer Eingabe vertreten, oder 
eine Rechtsurkunde enthalten, find ger 
bührenpflihtig. Sie unterliegen in 
Abſicht auf die Stempelpfliht den für 
die Eingabe, die fie vertreten, oder 
die Urkunde, die fie enthalten, gelten- 
den Beftimmungen ; die Stempelgebühr 
ift jedoch, wenn nicht die ganzliche Be⸗ 
freiung einzutreten bat, nicht unter 
15 Er, zu bemefien. (A. 5. Pat. vom 
9. Febr. 1850. T. P. 79 a. R. G. B. 
S. 557, ſ. Vergleiche, Vergleichs⸗ 
Brotocolle.) 

Drotomedicns hat in Wien die 
Apotheker » Bifitationen vorzunehmen, 
f. Apotheler-Bifitationen. 

Provifionen, Vorſchrift über die 
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Beftätigungen der Quittungen, fiehe 


Marrer. 

Proviſioniſten, Behandlung der 
wegen eines Verbrechens oder einer 
ſchweren Polizei⸗Uebertretung abgeur⸗ 
theilten, in Hinſicht ihrer Genüſſe, ſ. 
Denfioniften. 

Proviſoren, |. Apotheker, Apo: 
thefer:Iuftruction, Wundärzte. 

Prüfung, f. Stantsprü ng, 

tudirende. 

„Pehfangezengnifle ‚ f. Privat: 

Docenten. 

Pulver, deffen Aufbewahrung ber 
treffend, f. ee. 

— — ſ. Scießpulver. 

Selma fiebe Schick. 
pulver. 

Punzen. Ohne Gehaltspunze dür⸗ 
fen von Gold und Silber gearbeitete 
Sachen nicht verkauft werden. (Batent 
vom 28. Sept. 1743, vom 23. Febr. 
1788. Barth. H. u. ©. Gef. 6. BP. 
S. 370.) 

— — der in die f.t. Schatzkammer 
gehörigen Juwelen, |. Schatzkammer. 

Punzirung. Um die von St. Ma- 
jertät feftgefebten Anordnungen über 
die Prüfung des Feingehaltes 
der Bold. und Silbergerätbe 
in Ausführung zu bringen, wird ver: 
ordnet: 

8. 1. Die früheren Vorſchriften über 
die Repunzirung und currente Punzi- 


rung der Gold» und Silbergeräthe, 


dann über die Ablieferung und Kreis 
ftemplung der Silbergeräthe werden 
aufgehoben. 

8.2.u. 3. Die bereits durch das 
Batent vom 23. Febr. 1788 (f. Le: 
girung) eingeführte Feingehalts⸗ oder 
Probe⸗Punzirung für alle neuen ver- 
fertigten Gold» und Silbergeräthe hat 
auf eine den gegenwärtigen Verhältniſ⸗ 
fen angemeffene Art in fämmtlichen 
Provinzen, mit Ausnahme Siebenbür: 
gend, des Iombardifd = venetianifchen 
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Königreiches und einftweilen au Dals 
matien® einzig und allein zu beftehen. 

8. 4. Demfelben zu Folge dürfen 
alle Boldwaaren, fobald fie wenigſtens 
einen Ducaten im Gewichte haben, in 
Rüdficht der Feine des Goldes nn 
nach drei Abftufungen gearbeitet fein; 
fo zwar, daß das Gewicht eines Duca- 
tens entweder einen Werth von 1fl.30 kr. 
oder 2 fl. 30 kr., oder 3 fl. 30 fr. an 
feinem Golde oder was dasfelbe ift, 
daß die rohe Mark Wiener Gewichts 
bei der erften Gattung 7 Karat 10 
Gran, bei der zweiten 13 Karat 1 Gran 
und bei der dritten 18 Karat und 
5 Gran fein Gold in fih enthalten 
mug. Ale Stüde und Verzierungen 
von Goldwaaren müflen von gleichem 
Feingehalte fein; die Legirung bleibt 
der Wahl des Arbeiters überlaffen. Bei 
Goldwaaren findet in Hinficht des Keins 
gehaltes keine Nachficht oder kein f. g. 
Hemedium Statt. 

8. 5. Das Silber darf nur nad 
zwei Abftufungen der Feine, nämlich 
die rohe Markt Wiener Gewichts drei⸗ 
zehn⸗ oder fünfzehnlöthig verarbeitet 
werden. Alle Stüde und Verzierungen - 
einer Silberwaare müflen ebenfalls 
durhaus von dem nämlichen einge: 
balte fein ; zur Legirung des Silbers 
darf jedoch nur reined Kupfer genom⸗ 
men werden. 

8.6. Der Feingehalts- oder 
VBrobe-Punzirung unterliegen alle 
neu verfertigten Goldgeräthe von vier 
Ducaten und darüber, fowie auch alle 
weißen oder vergoldeten Silberarbei- 
ten, welche ohne Berunftaltung mit der 
Punze bezeichnet werden können. 

8. 7. Ausgenommen von der Puns- 
zirung find: feine Piligranarbeiten 
und Schmudfaffungen, chirurgifche oder 
matbhematifhe Inftrumente, Drdens- 
Decorationen und alle geprägten Me: 
daillen. 

8.9. Jedes der Punzirung unter 
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liegende Gold» oder Silbergeräthe muß 
mit folgenden Bunzen verfehen werden: 
Mit der Ramenspunze des im 
Gold und Silber zu arbeiten befngten 
Sewerbömannes ; mit der ämtlihen 
Keingebalte- oder Probe⸗Be—⸗ 
ffätigung®- Punze, dann bei 
Goldwaaren auch mit der Jahres 
zahl⸗Punze. 

$. 10. Die Ramenspunze enthält 
die Anfangsbuchſtaben des Tauf⸗ und 
Bunamend des Sewerbömannes. Die 
Größe derfelben muß verhältnigmäßig, 
die Form aber bei allenfälliger Ueber: 
einftimmung der Namensbuchſtaben 
zweier oder mehrerer Arbeiter verfchie- 
den fein, worüber die Bunzirungsbes 
börde zu entfcheiden hat. - 

8. 11. Die Goldgehalts⸗ oder Pro⸗ 
bepunzen bezeichnen die gefeßmäßigen 
Abftufungen der Peine des Goldes, 
und zwar die mindefte mit der Zahl 1, 
die mittlere mit der Zahl 2, die hoͤchſte 
mit der Zahl 3; die Silberpunzen aber 
den 13» oder 15löthigen Silber⸗Fein⸗ 
gehalt mit den Zahlen 13 und 15. 
Die Gold» und Silberpunzen enthalten 
einen lateinifchen Buchftaben , welder 
das Bunzirungsamt, und eine arabiſche 
Biffer, welche die Bunzirungsfubftitus 
tion andeutet. Die laufende Jahreszahl 
it in der Silber-Probepunze felbft, 
für das Gold aber in einer befonderen 
Bunze ansgedrüct. Doch kann die Jah⸗ 
reszahl⸗Punze bei kleinen oder ſolchen 
Goldwaaren, welche das Aufdrücken 
derſelben nicht vertragen, ganz unter⸗ 
bleiben. 

8. 12. Die der Bunzirung unterlie- 
genden Gold» und Silbergeräthe müf- 
fennoh vor ihrer Vollendung 
mit den äAmtlihen Punzen verfehen 
werden. 

8. 13. Die Bunzirung mit den da, 
mit verbundenen Geſchäften wird von 
dem Punzirungsamte und den unter: 
geordneten Subftitutionen verrichtet. 
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8. 14 und 15. Die Punzitungs⸗ 
oder Probegebühr wird ohne Unter» 
fhied des Feingehaltes, nach dem ro- 
ben Gewichte von der Ducatenſchwere 
mit 10 fr. €. M. und von dem Loth 
Silber mit 6 fr. C. M. jedesmal gleich 
bei der Bezeichnung mit der Feingehalts⸗ 
Bunze eingeboben. 

8.16. Benn ein zur Probepunzi⸗ 
rung gebrachtes Bold» oder Silberge- 
räthe den gefeßmäßigen Feingehalt nicht 
bat, fo wird das Gerathe, inſofern der 
Gewerbemann einwilligt , zerfchlagen, 
von der Bunzirungs- Behörde zurũckbe⸗ 
balten und die Bergätung des inneren 
Werthes geleiftet. Willigt der Gewerbe: 
mann nicht in die Zerfihlagung des Ge⸗ 
räthes, ſo fann ex bei der höheren Be⸗ 
börde die Beranlaffung einer wieder- 
holten Prüfung des Feingehaltes an- 
fuchen. Der Bunzirungd-Behörde liegt 
dann od, die beanſtändeten Gold» und 
Sildergeräthe dahin zu fenden, mo eine 
neuerlihe Prüfung des Feingehaltes 
eingeleitet wird. Zeigt fih hierbei, daß 
das vorgefchriebene Gold⸗ oder Silber 
geräthe von der vorgefchriebenen Feine 
ift, fo wird dasfelbe gegen Entrihtung 
der Gebühr mit der Probepunze verſe⸗ 
hen. In diefem Kalle beftreitet das Ger 
fall die Einfendungstoften. Bewährt 
fih jedoch bei diefer wiederholten Un⸗ 
terſuchung, daß dem Geräthe die vor- 
gefchriebene eine mangelt, fo wird 
dann die Waare zerfhlagen und die 
Vergütung des inneren Werthes nad 
vorläufigem Abzuge fammtlicher Koften 
geleiftet. Diefelben Beflimmungen find 
zu beobachten, wenn beider Punzirungs⸗ 
Behörde der Verdacht entfteht, daß in 
einem zur Bunzirung gebrachten Gold» 
oder Silbergeräthe ein fremdartiger 
Körper eingeſchloſſen if. 

8. 17. Der Gewerbsmann, welder 
unterläßt, ein der Bunzirung unterlies 
gendes Bold» und Silbergeräthe der- 
felben no vor dem Sieden und Boli« 


Ouarantainedienfl. 


ren zu unterziehen, verliert die folder 
Seftalt betretene Waare. 

8. 18. Der Arbeiter, welcher ein 
nicht punzirtes Gold» oder Silberge- 
räthe veräußert oder verfendet, hat den 
Betrag desinneren Werthes der Waare, 
und die Punzirungsgebühr zu erlegen, 
fehlt aber einer ſolchen Waare überdies 
noch der gefeßmäßige Feingehalt, fo 
verfällt der Arbeiter in die doppelte 
Werthsſtrafe. 

8.19. Ein Gold» oder Silberge⸗ 
räthe, worin Eifen, Kupfer, Blei oder 
irgend ein anderer fremdartiger Körper 
eingeſchloſſen iſt, unterliegt der Con⸗ 
fiscation. Inwiefern hierbei der Ge⸗ 
werböverluft und die weitere Beſtra⸗ 
fung des Gewerbömannes einzutreten 
hat, ift nach den politifchen Anordnun- 
gen und dem allgemeinen Strafgefebe 
zu beurtheilen. 

8.20. Wer immer in der Berfäl- 
fung oder Nachahmung einer vorge- 
ſchriebenen Bunze oder auch in der Ein« 
löthung einer echten Punze als Selbft- 
thäter oder Mitfchuldiger betreten oder 
deffen überwiefen wird, macht fi nad 
dem Str. ©. B. eines Verbrechens 
fhuldig , verliert die Waare und muß 
das Aerarium für den Entgang der 
Punzirungsgebuͤhr entfhädigen. Dem 
Angeber ift mit Geheimhaltung des 
Namens eine Belohnung von 100 Stüd 
Ducaten zugefiddert, zu deren Zahlung 
der Schuldige verhalten wird. 

8. 21. Jedem redlichen Beſitzer wird 
die zuvor erwähnte Gold» oder Silber: 
waare, wenn fie den gefebmäßigen Fein⸗ 
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gehalt hat, gegen Vernichtung der nach⸗ 
gemachten, verfälſchten oder eingelöthe: 
ten Punze mit der gehörigen ämtlichen 
Punze unentgeltlich bezeichnet. Sollte 
aber einer ſolchen Gold⸗ oder Silber⸗ 
waare auch der geſetzliche Feingehalt 
fehlen, ſo iſt ſie zurückzubehalten und 
dem redlichen Beſitzer der innere Werth 
zu verguͤten. Ueber alle Uebertretungs⸗ 
fälle der in Abfiht auf den Feingehalt 
und die Punzirung beftehbenden Bor: 
f&hriften bat die Bungirungs-Behörde 
der Statthalterei die Anzeige zu erftat« 
ten, welche die Entſcheidung und das 
Straferkenntniß zuftellt. (Hfkmr. Decr. 
v. 30. Jan. 1824 3. 15139 an die 
Länderftellen in Ried. Deft., Ober-Deft., 
Steiermarf, Kärnten, Böhmen, Mäh- 
ven und Galizien; kundgemacht in 
Nied. Deft. am 6., in Ober-Deft. am 
7., in Steiermark und Kärnten am 11., 
in Böhmen am 20. März ; in Öalizien 
am 1. April 1824. Krop. ©. ©. 49. 
Band Nr. 37.) 

Purgirmittel, deren Verſchleiß 
duch Materialiſten, ſiehe Le Roy- 
Zinetur. 

— — fiche Materialmwaaren: 
Händler. 

Putzarbeiten, weibliche, Freigebung 
derfelben auch mit Gehilfen und in Ber- 
ſchleißgewoͤlben, f. freie Beſchäaͤfti⸗ 
gung. (Pdg. v. 28. Dec. 1836.) 

———— ſ. Frauen⸗ePutz⸗ 
waaren. 

Pyrotechniſche Gegenſtände, fiche 
Feuerwerkskoͤrper, Knall⸗Praͤpa⸗ 
rate, Kupferzündhütchen. 


©. 


Quarantainedienſt, ſ. See⸗ 
Sanitaäts-Verwaltungs-Regle⸗ 
ment. 

Quartier, [. Wohnung. 


Dnartiergeld, ſiehe Beamten: 
Suspenfion. 
Quedfilber. Iene Profeffioniften, 


welche mit felbem arbeiten, find in freie 


Quchfilber. 


Drte zu ſchaffen. (Vdg. vom 17. Dec. 
1783. Barth. 9. u. ©. Gef. 6. Bo. 
©. 585.) f. a. Bürtler. 


Duedfilber und alle daraus kom⸗ 
mende Präparate find vom Haufirhans- 
dei ausgeſchloſſen, ſ. Hanfirpatent 
8.12 fg. 

Dnedfilber : Bereitungen, — 
Dpiate, abtreibende Arzneien dürfen 
nur auf ärztliche Verordnungen abge- 
reicht werden, ſ. Apotheker⸗Juſtruc⸗ 
tion. 

Queckſilber⸗Praͤctipitat ift ale 
Biftwaare anzufehen. (Rggs. Decr. v. 
1. Febr. 1812 3. 424. Guld. ©. 2. 
3. Bd. ©. 243.) 
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Queckſilber⸗Praͤcipitat. Praͤcipi⸗ 


tat, rother (mereurius ruber praeci- 
pitatus) eben ſo der weiße Queckſilber⸗ 
Präcipitat (mercurius praecipitatus al- 
bus) gehört zu den eigentlichen Giften, 
ſ. Giftverkauf. 
Queckſilber⸗Sublimat, aͤtzendes. 


(mercurius sublimatus corrosivus) 
gehört zu den eigentlichen Giften, ſ. 
Giftverkauf. 


Quiestenten, Verbot der Ber- 
pfändung der Zahlungsbögen, ſ. Zah⸗ 
lungsboͤgen. 

nittungen über Penſionen, Pro⸗ 
viſionen ꝛc., Vorſchrift hinfichtlich der 
Beſtätigungen von Seite der Pfartvor⸗ 


ſteher, ſ. Pfarrer. 


R. 


Rabbiner, ſiehe Suden-Rab- 

biner. 

Radfelgen, ſchmale, ſ. Fuhrwerk. 

Radfelgenbreite des Fuhrwerkee 
im Grenzverkehre mit Baiern, ſ. Fuhr⸗ 
werk. | 

Radſchuh, ein eiferner, if rück⸗ 
wärts am Wagen mit einer Kette bei 
1 fl. Strafe zu befeftigen, um das Hin- 
und Herfählendern zu verhindern. (Bdg. 
vom 24. Zuli 1784. Krop. Gef. Iof. 
7.3. ©. 87.) 

— — Ungeachtet es allgemein be 
fannt und durch die Erfahrung beitä- 


tiget ift, wie gefährlich es fei, beſon⸗ 


ders zur Winterdzeit die Berge ohne 
Sperrung einesRades abwärts zu fah⸗ 
ven, fo hat man dennoch. wahrgenom- 
men, daß die meiften Reifenden weder 
Sperr- noch Eisketten an ihren Wagen 
haben. Es wird daher die bereits be- 
ftehende Borfchrift dem Publicum neuer: 
dings in Erinnerung gebraht, daß 
jeder Reifende an feinem Wagen eine 


Sperrkette oder einen Riemen, und 
zur Winterszeit nebft derfelben auch 
noch eine Eiskette mitzuführen babe. 
Rggs. Eirc. vom 4. April 1811 3. 
12978. Ky. G. S. 29. Bd. ©. 181.) 

Radſchuh. Das Verbot, beim Berg. 
abfahren die Räder blos mit Hemmtetten 
ohne Radſchuh zu fperren, wurde mit 
Hoffanzlei= Decret vom 1. Dec. 1825 
3. 35799 erneuert und mit folgenden 
Beitimmungen bekannt gemacht: 

1. daß alle Fuhrleute und Kutfcher, 
und zwar ohne Rüdficht des Gewichtes 
der Ladung, fo oft fie über einen Berg 
in ein Thal fahren, verbunden find, die 
zu fperrenden Wagenräder mit einem 
wenigftend 7 Zoll breiten hölzernen 
oder eifernen Radfchuh zu belegen. Auf 
die Uebertretung oder Verwendung ei» 
nes ſchmäleren Hemmfchuhes wurde für 
den erften Uebertretungsfall eine Strafe 
von 4 fl., für den zweiten Fall von 
8 fl. und bei öfterer Betrelung die 
verdoppelte Strafe feftgefebt. (S. a. 
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Fuhrwerk. Vdg. vom 30. Apr. 1840 
8.4.7.) 

2. daß es zwar die Pflicht des Stra- 
Ben» Berfonales fei, auf die damider 
handelnden Parteien aufmerffam zu 
fein, daß es jedoch demjelben keines» 
wegs geftattet bleibe, die Webertreter 
eigenmädhtig in die Strafe zu ziehen, 
fondern daß diefe Strafgelder bei dem 
nächften Ortsgerichte gegen Beſcheini⸗ 
gung zu erlegen , von diefem an das 
Kreisamt abzuführen, und von letzte⸗ 
rem mittelft der Hreiscaffe an das k. k. 
Cameralzahlamt zu Handen ded Stra» 
Benfondes in Abfuhr zu bringen find, f. 
Straßen⸗Polizei⸗Uebertretungen. 

Dem Apprehendenten iſt das gebuͤh⸗ 
rende Drittel bei dem Straßenfonde 
dann anzuweiſen, wenn derſelbe ſich 
mit einem von dem Kreisamte beſtä⸗ 
tigten Zeugniſſe des Ortsgerichtes über 
die dafelbſt erlegten Strafgelder aus⸗ 
weiſet. Die Prov.⸗Baudirection iſt ans 
gewieſen, an den zur Einhemmung der 
Räder mit Hemmſchuhen beſtimmten 
Puncten der Straßen die nöthigen 
MWarnungstafeln aufzuftellen. (Böhm. 
Bub. Vdg. vom 18. Jänner 1826 8. 
66604. Obent. 3. Bd. ©. 3.) 

Radſchuh, f. Fuhrwerk, Stra: 


Ben. 

Rajas, |. Tuͤrkiſche Unterthanen. 

Hamfchen, verbotenes Spiel, f. 
Leveferln. 

Rang. Erläuterung der Ber 
ordnung vom 2.Rov. 1821, we 
gen des Ranges der Behörden 
bei kirchlichen Feierlichkeiten. 
Der Ausdrud in der Hoflanzlei- Ber 
ordnung vom 2. Rov. 1821, daß die 
politifden Behörden bei feierlichen 
Umgängen ganz allein den Plab nad 
dem heiligften Sacramente, und in der 
Kirche den zur NRepräfentation in 
Presbiterio beftimmten Platz einzuneh- 
men, und ausſchließlich die dem 
Landesfürfen gebübrenden 

Baleisfy, Handb. d. Bolig Gef. IL 
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kirchlichen Ehrenbezeigungen 
zu empfangen haben, hat ein Kreis⸗ 
amt veranlaßt, bei dem Gottesdienſte 
am Frohnleichnamstage und am Ge⸗ 
burtstage St. Majeſtät des Kaifers 
von dem Ortöfeelforger die nämliden 
Ehrenbezeugungen, wie fiedera. h. 
Berfon St. Majeſtät gebühren, 
zu ſordern. 

Ueber den diesfalls erſtatteten a. u. 
Vortrag erfolgte unterm 21. Febr. die 
a. h. Entſchließung dahin, daß die 
Verordnung vom 2. Nov. 1821 blos 
den Rang. weldher unter den landes⸗ 
fürftlihen Behörden zu beobachten ift, 
beflinmen, und auf das vom Clerus 
gegen diefe Behörden zu beobachtende 
Ceremoniel keinen Einfluß haben, in 
dem bis dahin uͤblichen keine Reuerung, 
keine Veraͤnderung hervorbringen ſollte, 
und daß daher die Worte: daß die 
den höchſten Landesfürſten re 
präſentirende Behörde aus 
fhlieglih die dem Landesfür 
fen gebührenden kirchlichen 
Ehrenbezeugungen zu empfangen 
habe, von keiner Wirkung ſein ſollen. 
(Gfktzl. D. v. 22. Apr. 1826, an ſämmtl. 
Länderſt. ohne Galizien, wohin eine 
gleiche Weiſung ſchon unter dem 25. 
Febr. 1826 ergangen iſt. Krop. ©. ©. 
52. Bd. Rr. 94.) 

Rang, Beftimmungen des Ranges 
und Ziteld der medintifirten, vormals 
reichsſtändiſch⸗gräflichen Familien, f. 
Mediatifirte Bamilien. 

a ift ein Hazardfpiel, fiche 
Spiele. 

Raſiren it den Wundärzten ohne 
bürgl. Gewerbe verboten. (Bdg. vom 
10. Oct. 1793. Barth. 9. u. G. Gef. 
5. Bd. ©. 137.) Und es ift nicht un⸗ 
ter die freien Beſchäftigungen zu zab- 
len. (Hflzl. D. vom 31. Aug. Rggs. 
Int. vom 15. Sept. 1817.) 

— — das, ift den Frifeuren ale ein 
ihnen zu Folge ihres Innungs⸗Privi⸗ 
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legiums vom Jahre 1742 zuſtehendes 
Recht, durch ihre Gewerbsgeſellen ge⸗ 
ſtattet. Es kann ihnen jedoch nicht er⸗ 
laubt werden, eigene Barbiergeſellen und 
ſolche Geſellen zu halten, welche bei 
einem ordentlichen Barbier in Condition 
ſtanden, und als Geſellen freigeſpro⸗ 
chen worden find. (Hfkzl. D. v. 5. Juli 
1822. Barth. Ergänz. Bd. ©. 288.) 

Rafiren, ift ald ein den Wundärzten 
insbefonders zuſtehender Erwerbszweig 
erklaͤrt, und hiedurch die abfolute Frei⸗ 
heit des Rafirens als Gewerbe be⸗ 
ſchränkt worden. (Hflzl. D. v. 17. Juli 
1823. Barth. Ergänz. Bd. ©. 257.) 

— — Individuen, die Fein die 
rurgifches Gewerbe befißen, fann nur in 
befonders rüdfihtswürdigen Fallen ein 
Befugniß zum Rafiren ertheilt werden. 
(Bdg. der n. d. Reg. vom 12. Sept. 
1832 3. 49268, n. d. Prov. ©. ©. 
14. Th. Nr. 218.) 

— — Da die Betreibung des Bars 
biergefchäftes nach den beftehenden Vor⸗ 
fhriften, eigentlich nur allein den Wund- 
ärzten zufommt, welche im Befitze eines 
hirurg. Gewerbes ſtehen, ferner, da 
es diefen Wundärzten in Ortſchaften, 
woſelbſt ih nur ein hirurg. Gewerbe 
befindet, nicht verwehrt werden darf, 
ihre Dfficin dort, wo fie es für ihren 
Gefhäftsbetrieb am vortheilhafteften 
finden, zu errichten, und es denfelben 
nach den Gremial-Statuten zur Pflicht 
gemacht ift, aus öffentlihen Rückſich⸗ 
ten bei der Officin einen hirurgifchen 
Schild, der in einem Barbierbeden be- 
ſteht, anzuheften, fo fann dem Wund⸗ 
arzte N. R. nicht verwehrt werden, 
außer feinem entlegenen Wohnhauſfe 
in der Nähe des Hauptplakes feine chi⸗ 
rurgifhe DOfficin zu halten und vor 
derfelben den gewöhnlihen Schild zu 
füßren. Damit aber durch die gleiche 
Schildführung in dem entlegenen Haufe 
des Wundarztes es nicht den Anfchein 
erhalte, als fei er zu einer doppelten 
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Gewerböbetreibung berechtigt, fo hat 
derfelbe den Schild vor feinem Haufe 
abzunehmen und dafür fein Wohnhaus 
dem Publicum durch eine Tafel befannt 
zu maden, auf weläyer blos der Name 
des Wundarztes fammt Prädicat ent: 
halten fein fol. (Rggs. Vdg. vom 24. 
März 1836 3. 15157. Kn. S. V. J. 


1836. Nr. 18.) 


Rafiren. In Folge vorgelegten Recurs 
ſes des hiefigen chirurg. Gremiums ge- 
gen die den Peruͤckenwachern zuftehende 
Berehtigung zum Rafiren wird dem 
Magiftrat hiermit bedeutet, daß duch 
die a. h. Entfhliegung vom 3. Juli 
1817 (Hfljl. D. 3. 15080) das hohe 
Hoflanzlei-Decret vom 17. Dct. 1822 
3. 28808, ferner dur das h. Hofe 
tanzlei » Decret vom 26. Juni 1822 
3. 21886, und wiederholt durd die 
a. h. Entfhliegung v. 11. Juli 1824 
(GGfkzl. D. v. 24. Juli 1824. Rggséz. 
36856) den Peruͤckenmachern das Recht 
zum Raſiren auch dur ihre Gewerbe: 
gefellen in und außer dem (Gewerks⸗) 
Haufe, fo wie deshalb ein Schild aus⸗ 
zubängen zufteht, wodurch obgenann- 
ter Recurs in allen Beziehungen zu- 
rückzuweiſen ift. (R. 6. Rggs. Vdg. v. 
28. Juni 1843 3. 35450. An. S. 2. 
J. 1843. Nr. 76.) 

Hoftelbinder, |. Drabtbinder. 

Ratten. Das in dem Sanitäte-Pa- 
tente vom 2. Jan. 1770 enthaltene 
Verbot wegen Zubereitung der giftis 
gen Mäufezettel von verfchiedenen Leu⸗ 
ten, wird erneuert, und ihre Zuberei- 
tung, die darum nothwendig ift, weil 
fih die Leute auf dem Lande oft der 
Maufe und Ratten in ihren Wohnun⸗ 
gen, Scheuern und Schuttböden nicht 
erwehren können, den fammtlichen Apo⸗ 
thefern unter eigener Dafürbaftung 
aufgetragen. (Bdg. v. 31. Aug. 1781. 
Krop. Gef. Joſ. 1. Bd. S. 196.) 
Die Gefuhe aller jener 
Barteien find in Zukunft ohne weitere 
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zurüdgumweifen, welche um ein Befug- 
niß zur DBertreibung der Ratten und 
Mäufe einfchreiten, wenn fie fi er 
klären, daß das von ihnen angewen- 
dete Mittel eine giftartige Subftanz 
enthalte, und nur in dem Kalle, daß 
von den Bittſtellern das Gegentheil bes 
bauptet und die Wahrheit diefer An⸗ 
gabe von der medic. Facultät, nad 
vorläufiger Prüfung des Arcanums bes 
ftätiget werden follte, iſt das anges 
fuchte Befugniß zu verleihen. (Hfkzl. 
D. v. 22. Juni 1829 3. 25283; n. d. 
Rggs. Vdg. v. 8. Febr. 1829 3. 7073; 
u. d. Prov. G. ©. 11. Thl. Nr. 20.) 

Nänber. Wegen Berabfolgung einer 
Zaglia bei Einbringung eines Räubers, 
ſ. Taglia. 

Raubthiere. Um den fo häufig 
vorkommenden Schaden vorzubeugen, 
welche duch Wölfe und Bären an 
Viehſtücken verurfaht werden, muß 
auf die Verminderung und Ausrottung 
diefer Raubthiere nach Thunlichkeit hin⸗ 
gearbeitet werden. Zur Foͤrderung die⸗ 
ſes Zweckes wird ſo wie in andern Pro⸗ 
vinzen der Monarchie auch in Sieben⸗ 
bürgen für jeden Wolf oder Bär, gleich⸗ 
viel ob jung oder ausgewachſen, eine 
Prämie von 4 fl. 30 kr. aus dem 
Staatsfhape beflimmt. Derjenige, wel- 
her ein derlei Raubthier einbringt, 
und die befagte Prämie erhalten will, 
bat ſich hierüber mit einem Zeugniſſe 
der Ortsobrigkeit bei dem betreffenden 
kaiſerl. Unterbezirkd » Commifjär oder 
im Hermannftädter Militär » Diftriete 
beim betreffenden Magiftrate audzu- 
weifen und die Haut oder wenigftend 
die Schnauze des erlegten Raubthie⸗ 
res mitzubringen, worauf die Bezah- 
lung der Prämie erfolgen wird. Die 
mitgebrachte Haut wird immer nad 
Abfchneidung der Schnauze zurückge⸗ 
ſtellt. (KRundm. des Eiv. u. Mil. Gouv. 
von Siebend. L. G. B. für Siebenb. 
Nr. 39.) 
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Raubthiere. Wegen Berabfolgung 
der Prämien für die Erlegung ſchädlicher 
Naubthiere, f. Jagdweſen S. 7. 

Näucherungstounen. Zur Der: 
meidung der Anftedung durch Klei⸗ 
dung, Wäſche, Bettgeräthe und andere 
Erfordernifle find die vom Bolizei-Be- 
zirksarzte Doctor Dopfer vorgefchlages 
nen Räuderungstonnen als vorzüglich 
zwedmäßig anerkannt, und zum Ge 
brauche bei Infectionfällen und andern 
Krankheiten angefhafft worden. Der 
Gebrauch diefer Tonnen kann an dem 
Orte, wo die anſteckende Krankheit 
herrſcht, oder, wenn es in diefem Orte 
aus erheblichen Gründen durchaus nicht 
fein könnte, an einem eigen® hiezu bes 
flimmten Orte gehörig vorgenommen 
werden. Die fammtlichen bier befindli- 
hen ausübenden Aerzte wurden ange- 
wiefen, den Infectiong-Commiffär von 
jeder anftedenden Krankheit alſogleich 
zu unterrichten, der fohin die Reini- 
gung ungefäumt nad der erhaltenen 
Anleitung vorzunehmen hat. (N. 6. 
Reggs. Vdg. v. 19. Oct. 1815. Krop. 
Geſ. Franz. 35. Band S. 495 und 
496.) 

— — Anleitung zum Ge 
braudeder Rüuurcherungstonne. 

1. Die Reinigung durh Waſchen 
mit Waffer, Seife und Lauge ift ein fo 
leichtes und fiheres Mittel, die An- 
ſteckungsſtoffe zu zerflören, daß Alles, 
was von Geräthen, Betten und Kleis 
dern gewafchen werden kann, gewafchen 
werden muß, und für ſolche Gegen- 
fände die Räucherung ganz entbehr- 
lich iſt. 

8. 2. Wenn aber unter den Bett⸗ 
und Kleidungsftüden Stoffe von Seide, 
Tuch, Pelzwerk und Federn find, melde 
nicht wohl gewafchen werden können; 
wenn Berfonen , die von anftedenden 
Krankheiten eben genefen find, ihr Bett 
über Naht nit entbehren können; 
dann treten die Kalle ein, wo, um die 
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Verſchleppung und Verbreitung der 
Anſteckungsſtoffe hintanzuhalten, der 
Gebrauch der Tonne wohlthätig und 
nothwendig wird. 

8. 3. Bei dem Gebrauche ſelbſt aber 
muß man wohl wiflen: 

1. daß das ſchwefelſaure Gas das nicht 
reiniget, was es nicht berührt; und 
2. daß das gedachte Gas eine gewifle 

Zähigkeit und nicht viel Eindriug- 
lihleit bat, daß es nur fehr lang» 
fam zwifhen etwas dichteüber einan⸗ 
der liegende Körper dringe, feſt an 
einander gedrücte Flächen aber gar 
nicht berühre. 

8. 4. Daher vergleiche der die Reini- 
gung leitende Arzt die Menge der zu 
reinigenden Gegenftände mit dem Raume 
der Tonne, und überlege, ob wohl afle 
gleihfam frei und ohne Drud in der 
Tonne Raum haben. Wäre diefes nicht 
der Fall, fo theile er die Gegenftände 
lieber in mehrere Partien, und laffe 
eine nach der andern in die Tonne brins 
gen. Obſchon eine ſolche Abtheilung 
der Arbeit mehr Zeit erfordert, fo if 
fie doch oft von der Nothwendigkeit 
geboten. 

$. 5. Dur das Aufhängen der zu 
reinigenden Gegenftande kann beinahe 
aller Drud vermieden werden. Daher 
find zu jeder Tonne ſechs Häkchen mit 
Holzſchrauben gegeben worden,. weldhe 
nad Belieben fehr leicht in den Boden 
der Tonne eins und ausgefihraubt wer⸗ 
den können. Der leitende Arzt wird 
nah Maafgabe der zu reinigenden 
Stüde die Punkte beſtimmen, wo die 
Haͤkchen eingefhraubt werden follen. 
Hierbei wird er vorzüglich darauf Be- 
dacht nehmen, daß gegen die Wände 
der Zonne hin Gegenftände, die mehr 
elaftifch find, 3. B. tuchene Kleidungs- 
ſtücke, in der Mitte aber die weicheren 
Bett-Requifiten zu hängen kommen. 
Die Häkchen an der Tonne correfpon- 
diren nicht nur mit den Drabtfäleifen 
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der Blatte, fondern ihre Ueberzahl mit 
den Löchern der Roftplatte, damit man 
die Zwifhenräume, wenn man ſehr 
feine Gegenftände, wie z. B. Bücher 
zu reinigen hatte, dur Einfchnürung 
eines Bindfadens kleiner machen koͤnne. 
Es ift fehr gut, wenn man bei Feder: 
beiten oder Matragen an den berabs 
hängenden Enden die Nähte etwas aufs 
trennt, um dem Safe in das Innere 
der Bettfärge einen leihtern Eingang 
zu verfhaffen. Daher die Arbeiter mit 
einem Meffer, Radel und Zwirn verſe⸗ 
ben fein follen. 

$. 6. Wenn die Tonne ordentlich ger 
pact und Alles durch den eingehangten 
Noft für das Herabhängen und Herab- 
fallen verwahrt ift, fo wird in das Uns 
terſatzel, welches aber, wonöthig, durch 
Unterlagen wagrecht geſtellt werden 
muß, etwa auf 2 Zoll hoch Waſſer ge⸗ 
goffen. Dann wird die Pfanne mit 
ihrem Schirme mitten in das Unterfa- 
bel geftelt. Man legt dann etwa zwei 
Täfelchen Einfhlag, im Gewichte von 
2 bis 3 Loth, auf den Draht, welcher 
über der Pfanne befeftiget ift, und zün» 
det ihn an. Man thut gut, wenn man 
etwas altes Papier auf den Boden der 
Pfanne leget , weil fo der abtränfende 
Schwefel, da er im Papier einen Dot 
findet, leichter ganz abbrennt. 

8. 7. Dann wird glei die Tonne 
mit ihrer offenen Mündung in das Uns 
terfaßel geftürzt. Hierfommt die Schwe- 
felpfanne gerade indie Mitte derXonne 
zu ftehen. 

8. 8. Nun ift der2uft aller Eingang 
benommen, durch das fi entwidelnde 
Schwefelgas wird die atmofphärifche 
Luft durch das Zapfenloch ausgetrieben, 
welches fih im Boden befindet, und an⸗ 
fänglich durd einige Minuten offen ge- 
halten, dann aber verftopft werden 
muß. Die Zeit der Berfchließung des 
Zapfenloches ift angezeigt, wenn durch 
felbes nur Schwefelgas auffleiget. 
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8. 9. Die Beurtheilung, wie lange 
nun die Zanne gefchloffen und die zu 
teinigenden Gegenftände dem Schwefel⸗ 
gafe ausgeſetzt bleiben ſollen, richtet 
fi . 


1.nad der Dichtigkeit der Gegen: 
fände, und 
2. nad dem Grade der Berunreinigung. 

Indeffen dürften hiebei nie weniger 

als eine, und nie mehr ale 6 Stun 

den erfordert werden. Sollte man 
in außerordentlihen Fallen eine grö- 

Bere Wirkung nöthig erachten, fo 

würde man wohl thun, zine größere 

Dofis Einfchlag, z. B. 4 bis 5 Loth, 

alle 2 bis 3 Stunden wiederholt zu 

verbrennen. 

$. 10. Der die Reinigung leitende 
Arzt hat wohl darauf zu fehen, daß bei 
dem Wegtragen oder Manipuliren der 
inflcirten Gegenſtaͤnde weder er noch die 
Arbeiter, weder feine noch der Arbeiter 
Kleider, aud keine wie immer gearteten 
Umgebungen verunreiniget werden; auch 
daß fih die Arbeiter, bevor fie die ge- 
reinigten Stüde aus der Tonne neh⸗ 
men, die Hände wohl waſchen, kurz mit 
Argusaugen ſoll der Arzt auf Alles fe- 
ben, und Alles hintanzubalten fuchen, 
was die Verfchleppung oder Verbrei⸗ 
tung des Anſteckungsſtoffes befördern 
fönnte, 

8. 11. Für delilatere Parteien muͤſ⸗ 
fen die gereinigten Stüde nod der 
freien Quft durch einige Stunden aus- 
geſetzt werden, da fie fonft etwas ſtark 
nad Schwefel riechen. 

$. 12. Die Ritze der etwa led! ges 
wordenen Zonne werden durch Antrei⸗ 
ben der Reife, Durch Einftreihen von 
Unfchlitt oder Glaſerkitt leicht wieder 
luftdicht gemacht. 

8. 13. Daß bei dem Einpacken in 
die Tonne und bei dem Einfchrauben 
der Hafen die Tonne wagrecht liegen, 
und ein Arbeiter in fie bineinfchliefen 
müffe, wird fih wohl von felbft finden, 
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ſo wie die andern Handgriffe, bis end⸗ 
lich der ganze Apparat, wo die Tonne 
mit ihrer offenen Mündung in das mit 
Waſſer gefüllte Unterfagel geftürzt 
und das Zapfenloch ſchon verſchloſſen 
iſt, ruhig da ſtehet. (Hfkzl. Dec. vom 
28. Febr. 1816 3. 2808, Vdg. des 
böhm. Gub. v. 20. April 1816 Zahl 
13042. Obent. 4. Bd. ©. 17—20.) 

Rauchfänge find nur von Ziegeln 
oder Steinen zu bauen. (Bdg. vom 
4. Zän. 1781. Krop. Gef. Joſ. 1.2. 
©. 285.) 

— — In Rauchfänge Befen einzu. 
fpreizen , ift den Rauchfangkehrern ver: 
boten. (Vdg. v. 7. Febr. 1785. Krop. 
Bel. Iof. 8.3. ©. 354.) 

— — hölzerne, find abzuſchaffen. 
(Hfd. v. 14. Febr. 1787, v. 14. Aug. 
1789. Krop. Gef. Iof. 17.8. ©.519.) 

— — Ueber die vorgefommene Ans 
zeige, daß das Landvolk für das fo ge 
fährliche Ausbrennen der Schornfteine 
eingenommen fei, wird der Unfug fhärs 
feſt unterfagt, und der dawider Fehlende 
ift ſogleich nach dem St G. zu beftrafen. 
(NR. ö. Reggs. Vdg. in Defterr. ob der 
Enns vom 4. Juni 1806. Krop. Gef. 
Franz. 21. B. ©. 387.) 

— — bei hemifhen Deſtillir⸗Appa⸗ 
raten jollen immer gereinigt werden, 
und die Deffnungen, an welden die 


Einheize angebracht ift, ift mit eifernen 


Thürchen zu verfehen. (Stadth. Vdg. 
v. 28. Jän. 1807. Barth. H. u. ©. 
Gef. 6. 3. ©. 635.) 

— — In Riederöfterreih müffen 
alle Rauchfänge durch gelernte Rauch⸗ 
fangkehrer gereiniget werden. (N. ö. 
Reggs. Vdg. v. 3. Auguſt 1813 Zahl 
22115.) 

— — Die für die Haupt- und 
Nefidenzftadt Wien beftehende Baur 
ordnung v. 13. Dec. 1829 enthält in 
dem 8. 16 lit. e die Beftimmung, daß 
bei neuen Bauten, fowie bei bedeuten- 
den Bauveranderungen, die zur Behei⸗ 
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zung beſtimmten Theile eines Hauſes 
mit eigenen ſchliefbaren Rauchfängen 
verſehen werden ſollen, welche im in⸗ 
wendigen Lichte wenigſtens 18 Zoll 
weit aus Mauerwerk von einem halben 
Schuh dick aufgeführt, und wenigſtens 
4° über das Dach erhöht fein müffen. 
Auf Verſuche gegründete Erfahrungen 
haben zu der Ueberzeugung geführt, daß 
der Bortheil der Feuerficherheit , wel⸗ 
hen ſchliefbare Raudfänge gewähren, 
durch engere gehörig conftruirte und 
rund geformte Rauchſchlünde eben fo 
erreichbar ift, während diefe legtere Gat⸗ 
tung Raudfänge fo viele Borzüge hat, 
daß fie den fchliefbaren, gegenwärtig 
in Ausübung ftehenden Raudfängen 
den Rang abgewinnt. Es wird daher 
mit Genehmigung der k.k. vereinigten 
Hofkanzlei die Anordnung und Herftel- 
lung enger Rauchfänge unter den wei- 
ter unten bezeichnet werdenden Moda- 
litäten geftattet, jedoch ausdrücklich er 
klärt, daß es nicht in der Abficht Liege, 
die Anwendung diefer neuen Gattung 
Rauchfänge ausſchließend vorzuſchrei⸗ 
ben; es bleibt daher den Bauführern 
noch immer freigeſtellt, bei der Erbauung 
nener Gebäude oder bei bedeutenden Um⸗ 
ftaltungen neuer Gebäude entweder 18" 
im innernticht Haltende ſchliefbareRauch⸗ 
fänge, wie fie bis nun geſetzlich vorge⸗ 
fhrieben waren, herzuftellen, oder aber 
enge Rauchröhren anzubringen. Für 
den Bau und die Benükung enger 
Rauchröhren werden zur Erhaltung der 
baulichen Feftigkeit und —— 
folgende Vorſchriften ertheilt: 

1. Der Bau enger Rauchfaͤnge, oder 
die Umftaltung ſchon beftehender fchlief- 
barer Rauchfänge in enge Rauchſchlünde 
darf bei ſolchen Bauten, zu deren Aus⸗ 
führung der Conſens der politifchen 
Randesftelle nothwendig ift, nur mit 
Bewilligung diefer Lebteren ; bei Baus 
ten aber, die dem ortsobrigkeitli- 
hen Wirkungskreife zugewiefen find, 
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nur mit Genehmigung der Ortsobrig⸗ 
feit Statt finden. 

2. Als Grundſatz für die Art der 
Ausführung von engen Rauchröhren 
wird feftgeftellt , daß fich Diefelben für 
offene Herdfeuerungen nicht eignen, fo» 
mit nur dort anwendbar find, wo eine 
geſchloſſene Feuerung angelegt werden 
fol; daß weiters in der Regel jede Der 
beizungsftelle der einzelnen Geſchoſſe 
oder Stodwerte immer ihre eigene 
Rauchröhren erhalten müffe, daher weder 
die Einmündung der Rauchröhren zu 
dem Rauchfange einer fremden Woh- 
nung noch aud die Berbindungen der 
Rauchfänge verfchiedener Geſchoſſe ge- 
ftattet ift. 

3. Enge Rauchfänge follen in der 
Regel, befonders bei ganz neuen Baus 
ten, felbft wenn fie die Beflimmung 
nur für ein oder das andere der obern 
Geſchoſſe haben, jedes Mal vom Erd: 
gefhofle aus ausgeführt werden. 

4. Die Form der Querdurchſchnitts⸗ 
fläche diefer engen Rauchröhren muß 
freisrund und zwar in der Art ausge 
führt werden, daß die innere Flache 
der engen Rauchroͤhren möglihft glatt 
bergeftellt werde, damit fi der 
Ruß fo wenig als möglich anfepen 
fönne, 

5. Enge Rauchſchlünde müffen gleich 
den fhliefbaren Rauchſchlünden aus 
feuerfiherem Materiale gebaut, und fo 
hoch über die Dachflächen aufgeführt 
werden, als dies die Feuerſicherheit er- 
fordert. Auch müflen dieſe Rauch⸗ 
ſchluͤnde möglich ſenkrecht fein, und nur 
bei befondern, im Bauriſſe erfihtlich zu 
machenden Umftänden ift eine Ziehung 
von hödhftens ſechzjig Graden (mit der 
Horizontal-Linie) geftattet. Diefe Rauch⸗ 
fänge müffen unter den Dachböden von 
Außen verworfen werden, 

6. Der Durchmeſſer enger runder 
Rauchroͤhren für eine Heizung wird auf 
ſechs Zoll im innern Lichte feftgeftellt, 
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welches Map nicht überſchritten werden 
darf. Eine Ueberſchreitung dieſes Maßes 
findet nur dort Statt, wo in einer 
Gruppe unter einem in dem nämlichen 
Heizungsverfehluß flehende zwei oder 
mehrere Heizungen in einen Rauch 
f&hlot münden follen. In einem ſolchen 
Balle ift eine angemeſſene Erweiterung 
der Durchſchniltsfläche geftattet, und es 
hat diefe dann 8 Zoll im Durchmeſſer 
zu betragen. 

7. Dort, wo enge runde Rauchfänge 
dur den Dachraum oder dur hohe 
Stodwerte außer Verbindung mit 
Mauern, alfo freiftehend aufgeführt 
werden, muß auf die gehörige Stabi- 
lität Bedacht genommen , fomit diefe 
mit Rücficht auf die örtlichen Verhält— 
niffe in jedem einzelnen Falle ausge: 
mittelt werden. Es muß daher auch für 
die angemeſſene Feftitellung der engen, 
über die Dachfläche aufgeführten Rauch⸗ 
töhren durch eiferne Schließen , falls 
diefe Art Berficherung für nothwendig 
ertannt werden follte, Sorge getragen 
werden. 

8. Jede enge Rauchroͤhre muß unten, 
wo fie anfängt, und über den oberften 
Dachboden Behufs der Reinigung von 
ftaubartigem Ruße, der fih anfepen 
tönnte, mit einer Seitenöffnung von 
der erforderlichen Größe verfehen wer 
den. Diefe Definungen find mit eifernen 
in Balze fchlagenden doppelten, zum 
Sperren eingerichteten Thürchen genau 
zu verfchließen. Diefe Thürchen dürfen 
nie an folden Theilen angebradht wer- 
den, wo Dachgehoͤlze anftoßen. Diefe 
Lepteren müſſen in einem folchen Falle 
ausgewechjelt werden. 

9. Unter den Reinigungsthürden 
ift auf dem Pflafter des Dachbodens 
eine Bleitafel von wenigftene 4 Schub 
im Gevierte anzubringen. 

10. Die Reinigung diefer Röhren 
geihieht mittelft Bürften von der Form 
des Querſchnitles der Röhren, indem 
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diefe Dürften an einem Seile auf und 
nieder gezogen werden, nachdem das 
Seal mit Hilfe eined Gewichtes vor⸗ 
läufig heruntergelafien worden. Bei je 
der Reinigung ift die Röhre an den 
äußerften Enden genau zu befichtigen, 
damit eine entftehende Schadhaftigkeit 
nicht lange unbemerkt bleibe. 

Die Fegung diefer Raudfänge haben 
der vorwaltenden Feuer⸗Pol.⸗Rück⸗ 
fihten wegen, die hierzu berufenen 
Rauchfangkehrermeifter, fo wie dies die 
Feuerlöſch⸗Ordnung binfihtlih der 
ſchliefbaten Rauchfänge vorjchreibt, 
durch ihre Geſellen ausſchließend zu 
beſorgen, und es werden daher auch 
die in dieſer Vorſchrift vorgezeichneten 
Beſtimmungen in Bezug auf die Zeit 
der Fegung und die Perſon, durch welche 
ſie zu bewirken iſt, auch bei den engen 
runden Rauchfängen aufrecht erhalten. 
(GGfkzl. D. v. 5. März 1840 3. 6180, 
n. 6. Prov. G. ©. 22. Bd. Rr. 41. 
Diefe Bedingungen, unter welden die 
Herftellung runder, enger Rauchſchlünde 
bei Neubauten oder bei Hauptrepara- 
turen an ſchon beitehenden Gebauden 
geftattet wird, wurde auch in Ober: 
Defterreih mit Rggs. Circ. v. 31. Oct. 
1840 3. 32289. Prov. ©. ©. für 
D. De. Nr. 129; und für Steiermarf 
mit Bub. Circ. v. 26. März 1841 2. 
4510, Prov. G. ©. Nr. 61 bekannt 
gemacht.) 

Rauchfänge. Die vom hohen Mi⸗ 
niſterium des Innern in Uebereinſtim⸗ 
mung mit dem k.k. Miniſterium für 
Handel und Gewerbe gemäß Dec. v. 
15. Auguſt 1849 3. 167 15 genehmig⸗ 
ten Beſtimmungen, unter welchen die 
Herftellung runderRauchfänge 
in den Landſtädten und Dör— 
fern Böhmens zuläſſig iſt, werden 
im Nachhange zu der a. h. ſanctionir⸗ 
ten Bauordnung vom 27. März 1845 
(f. Bauordnung für Böhmen $. 25) 
zur Darnachachtung der Behörden, und 
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der Randesbewohner hiermit allgemein 
befannt gemacht und zwar: 

1. Nach den 88. 1,6 und 48 der 
neuen Bauordnung darf auf dem Lande 
fein Bau, keine wefentliche Umftaltung, 
fomit au kein runder Rauchfang ohne 
Bewilligung der politifchen Behörden 
unternommen werden, und diefe Be⸗ 
börde ift laut 88. 4 und 49 verpflidh- 
.. tet, vor Ertheilung des Bauconfenfes 
unter Beiziebung von erfahrenen und 
unbefangenen Bauverftändigen die ört- 
lihe Befihtigung vorzunehmen, vie als 
lenfälligen Anftände zu erheben und zu 
beheben und nur dann, wenn nad den 
geprüften Plänen entfprechende Feftig- 
feit und Feuerſicherheit erzielt wird, iſt 
von der competenten Behörde die Bau⸗ 
bewilligung zu ertheilen. 

2. Werden in den Märkten und Doͤr⸗ 
fern oder auch jelbft in Kandftädten die 
Gebäude zu Deconomiezwecken zugleich 
verwendet und die Dachböden mit 
Stroh oder andern brennbaren Stoffen 
gefüllt, fo ift es die Sade der Bau⸗ 
commiffion, diefe Umftände zu erheben, 
und es ift in folhen Fällen die Er- 
tihtung der runden Kamine nicht zu 
geftatten. 

3. Eben fo find auch die runden 
Kamine bei großen Feuerungsanlagen 
und überhaupt in Fällen, wo mit Reifig, 
Kieferholz, oder Stroh geheizt wird, 
nicht anzuwenden, weil durch derlei 
Brennftoffe viel Ruß und ein Funken⸗ 
fprüben möglicherweife erzeugt wird, 
weldhes durch den bei diefen runden 
Kaminen vorhandenen fehr flarfen Zug 
für die nächfte Umgebung leicht feuer- 
gefährlich werden kann. Nur bei feuer- 
feften mit feuerfiherem Materiale ein⸗ 
gedeckten Gebäuden und unter der Be⸗ 
dingung eines leichten und jederzeit 
möglichen Zutritted zur Reinigung der: 
felden können die runden Raudfänge 
auf dem Lande geftattet werden. 

4. Jeder Baumwerber hat in feinem 
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Geſuche und Bauplane beftimmt anzu⸗ 
geben, ob er einen 18zÖlligen oder 
einen runden Kamin berzuftellen beab- 
fihtiget , Damit die Baucommiffton in 
die Detail-Erhebung über die Zuläffig« 
feit der legteren eingeben Tann. 

5. Werden die runden Kamine mit 
Rückſicht auf die Localverhältnifie als 
zuläffig erfannt , fo müſſen die fiir die 
Erriätung derfelben beftebenden im 
8. 25 der neuen Bauordnung enthalte 
nen Borfchriften genau beachtet werden. 

6. Die Anträge zur Herftellung der 
runden Kamine, ſowohl bei Neubauten 
als auch bei Hauptreparaturen, find mit 
den gründlichen Erhebungen verfehen je 
desmal der freisämtlihen Prüfung zu 
unterzieben. 

7. Die politifhen Behörden find 
verpflichtet, fi von Zeit zu Zeit waͤh⸗ 
rend der Bauausführung und insbe 
fondere nah Vollendung des Baues 
die Ueberzeugung zu verfchaffen, ob die. 
runden Kamine und überhaupt der 
ganze Bau dem Plane, der Bewilligung 
und den gefeklihen Beſtimmungen 
vollkommen entfprehend ausgeführt 
worden ift. Gegen die Uebertreter die⸗ 
fer Borfchriften find die im $. 67 ver- 
bängten Strafen anzuwenden. 

8. Wenn runde Kamine in folden 
Dertern ausgeführt werden, weldhe von 
dem Wohnorte der Rauchfangkehrer zu 
weit entlegen find, fo hat der Haus⸗ 
eigenthümer die noͤthigen Putzapparate 
ſelbſt beizuſchaffen und aufzubewahren, 
weil den Rauchfangkehrern nicht zuge⸗ 
muthet werden kann, dieſe Apparate 
auf weite Entfernung jedesmal mitzu⸗ 
bringen. 

Werden die runden Kamine unter 
dieſen Bedingungen, dann unter ge⸗ 
nauer Beobachtung der in dem bezoge⸗ 
nen 8. 25 der Bauordnung angeführ⸗ 
ten Conſtruction und Vorſicht ausge⸗ 
führt, ſo kann es keinem Zweifel unter⸗ 
liegen, daß dieſelben auch am Lande 
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die bereits erprobten Vortheile ge= 
währen werden. (Kundm. des böhm. 
Gub. v. 29. Auguft 1849, L. G. B. 
für Böhm. Nr. 151.) 

Rauchfänge follen in der Dide 
eines halben Ziegeld und nicht aus 
ſtehenden Ziegeln gebaut werden, fiche 
Benerlöfhordnung für das offene 
Land v. 7. Sept. 1782 8. 6. 

— — Meder die Berpflihtung 
zur Fegung der Rauchfaͤnge find 
die Borfhriften in den Feuerloͤſchord⸗ 
nungen und zwar in jener für das 
flahe Land in $. 24—-26, für die 
Städte und Märkte in den 88. 32—34 
und in jener für Wien in $. 7 enthals- 
ten, |. Benerlöfhordunng, 

— — deren Herftellung, f. Ban: 
ordunng für Böhmen $. 25. 

— — Bauordnung für Wien, 
8.16 c. 

— — hölzerne, oder mit flehenden 
Biegeln erbaute, |. Feuersbrünſte. 
Buggenberg’fche Luft: 
firom: Kamine. 

— — f. Selchküchen. 

Rauchfaugfener. Bereits aus Al 
teren Erfahrungen ift die Methode bes 
fannt, ein in einem Schornftein ausge⸗ 
brochenes Feuer durch die Anwendung 
des Schwefeldampfes zu löſchen. Seit 
Kurzem ift diefe Methode in verſchiede⸗ 
nen Ländern einer erneuerten Aufmerk⸗ 
famteit gewürdigt, und da fie fi beiden 
angeftellten Verſuchen fehr erfolgreich 
und empfehlungswertb erprobt hat, 
zum allgemeinen Gebrauch eingeführt 
worden. Rad diefer Methode reicht ein 
Pfund fogenannter Schwefelblüthe, 
auf brennendee Holz oder Kohlen ge 
worfen, bin, um das Feuer im Schorn- 
ftein zu löfhen. Man laßt das Feuer 
auf dem Herde fortbrennen und umgibt 
den Mantel des Herdes blos mit einem 
gut durdnäßten Tuche. Man wirft dann 
handvollweiſe die Schwefelblüthe in 
Das auf dem Herde brennende Fener, 


et 
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wodurch das Feuer im Schornſtein auf 
der Stelle geloͤſcht wird. Die n. ö. Re 
gierung findet hierin den Anlaß, dieſer 
Löſchmethode, nachdem fie von hiefigen 
Sachkundigen gleihfam ale bewährt 
empfohlen wird, aud im der Provinz 
Niederöfterreich Dadurch , daß die mit 
der Orts⸗Polizei fich befaffenden Auto- 
ritäten auf diefelbe befonders aufmerk⸗ 
fam gemadt, und zu deren Anwendung 
aufgefordert werden, den Eingang zu 
verſchaffen. Uebrigens leiften nach dem 
Gutachten des k. k. politechnifchen Ins 
ftituts in Wien, der gepulverte gemeine 
Schwefel, oder auch Schwefelfäden die⸗ 
felben Dienfte, als die oben gedachte 
Schwefelblüthe, ja verdienen fogar vor 
diefem in der Rüdfiht den Vorzug, 
daß beide bedeutend wohlfeiler, mehr 
bei der Hand find, und fchneller wirken. 
Nebſtdem ward als vortheilhaft er- 
kannt, wenn der Schwefel auf einer 
wohl durchlöcherten Kohlenpfanne, die 
unmittelbar unter die Schornitein- 
Mündung zu halten wäre, verbrannt 
würde, (Hflzl. Decr. v. 20. Febr. 1831 
8. 4145. R. ö. Rggs. Bdg. vom 14. 
März 1831 3. 11751. R. ö. Prov. 
©. ©. 13. Thl. Rr. 30.) 
Rauchfaugkehrer. Es wurde der 
Antrag gemacht, daß zur firengen Con⸗ 
trolle über die richtig gefchehene Fe⸗ 
gung der Rauchfänge durch die Rauch⸗ 
fangfehrer-Gefellen, denfelben Marſch⸗ 
routen von ihren Meiftern mitgegeben 
werden follen, in welchen alle jene Orte, 
wo fie die Rauchfänge zu fegen haben, 
genau verzeichnet erfcheinen, und mit⸗ 
telft welchen jeber Vorfteher des Drtes, 
oder Haufes den Rauchfangkehrer⸗ 
Gefellen die richtig vorgenommene Fer 
gung zu beflätigen hat. damit der Mei- 
fer im Stande ift, ſich zu überzeugen, 
daß der Geſelle feine Pflicht erfüllet hat. 
Da mehrere hierüber vernommene Do⸗ 
minien diefen Vorſchlag fehr vortheil« 
haft, nüßlich und leicht ausführbar er⸗ 
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klärt haben, fo wurden die Kreisämter 
angewiefen, ihrerfeitd die zur allgemei- 
nen Realifirung dieſes in Bolizei-Rüd- 
fihten fehr empfehlungswertben Bor- 
ſchlages führenden Verfügungen vorzu- 
fehren. (Rggs. Decr. v. 9. Rov. 1820. 
Barth. Erganz. Bd. ©. 183 u. 184.) 

Rauchfangkehrer. Bei den Rauch⸗ 
fangkehrern find beftimmte Diftricte für 
jeden derjelben in dem Sinne nicht ge- 
ftattet, daß es dem Publicum nicht 
erlaubt fein follte, aud von einem au- 
Berhalb des Jurisdictionsbezirkes be⸗ 
findlihen Rauchfangkehrer die Säube- 
rung der Rauchfänge vornehmen zu laf« 
fen. Dod haben die Ortspolizei « Be- 
hörden bei diefer dem Publicum geftat- 
teten Freiheit in der Wahl der Rauch⸗ 
fangkehrer darauf zu ſehen, daß die 
Fegung der Kanıine nach der Beuerlöfch- 
Drdnung gehörig beforgt werde, (Hfkzl. 
Deer. v. 6. Septbr. 1827 3. 23261. 
Vdg. des böhm. Sub. v. 20. Septbr. 
1827 3. 46759.) 

Diefe Freiheit des Publicums in der 
Wahl der Rauchfangkehrer ift keines⸗ 
wegs dahin auszudehnen, als ob es je- 
dem einzelnen Hausbefiger in den Dorf- 
haften frei ftünde, ſich Diefen oder je 
nen Kaminfegermeifter zu wählen, fon- 
dern dieſes Recht ift zur Verhütung an- 
derer Unzukoͤmmlichkeiten blos auf ganze 
. Gemeinden befchräntt. (Bdg. des böhm. 
Bub. vom 14. Mai 1831 3. 13590. 
Dbent. 4. Bd. S. 29.) 

— — Die. n 6. Landes: 
Regierung bat bezüglich des Ye 
gensundNReinigenddereifernen 
Röhren von Defen, Spar- und 
Nothherden, mit Decr. v. 9. April 
1845 3. 20779 Nachfolgendes zu ver- 
ordnen befunden: In Betreff der von 
dem Mittel der hiefigen bürgerl. Rauch⸗ 
fangfehrer angefuchten Erlaffung von 
Borfchriften in Betreff der Reinigung 
der eifernen Röhren, der. Roth» und 
Sparherde und der Defen in den hiefl« 
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gen Wohnhäufern, und fonftigen Ge- 
bäuden; ftellt fi der Grundſatz, daß 
was in Bezug auf die Raudfänge be 
ſteht, auch auf die übrigen zu reinigen. 
den Gegenftände ausgedehnt werden 
fol, als die zwedmäßigfte Mapregel 
heraus, weil fie offenbar der Beſtim⸗ 
mung der Feuerlöjd » Ordnung $. 7 
entſpricht, weil ferner dadurch die Feuer⸗ 
ſicherheit auf die verläßlichfte Weiſe be: 
fördert, und namentlich eine mehrere 
Garantie für die gehörige Beforgung 
diefe® Gefchaftes gewährt wird, als 
durch die biöherige Uebung, nad wel- 
her das Fegen der befagten Objecte 
der Willfür oder dem privativen Ueber: 
eintommen der Wohnparteien und der 
Rauchfangkehrer-Gefellen oder fonftiger 
Perfonen überlafien war. Diefe Uebung 
ift ſonach allgemein abzuftellen, dafür 
wird aber nach dem oben angeführten 
Grundſatze, Ilediglih den Hauseigen⸗ 
thümern die Berpflihtung auferlegt, 
wegen diefed Fegerlohnes einzig und 
allein mit den betreffenden Rauchfang⸗ 
fehrermeiftern zu unterhandeln und ab» 
zufchließen, und es bleibt den Haud- 
eigenthümern anbeimgeftellt, dieſen 
Lohn, fowie andere Beträge für befon- 
dere Berrichtungen, wie z. B. für Bes 
leudtung, Reinigung der Stiegen u. 
f. w. von den Parteien neben oder in 
dem Miethzinfe einzuheben, was um fo 
thunlicher erfcheint, als dergleichen 
Beuerungs-Objecte in jedem Haufe dem 
betreffenden Eigenthümer oder Admis 
niftrator wegen der gehörigen Fürſorge 
für die Feuerſicherheit befannt fein ſol⸗ 
len. Unter folden Umftänden fann man 
den Rauchfangkehrermeiſter unnadhficht- 
lich für die entſprechende Reinigung 
der in der Frage ftehenden Objecte, fo 
wie es bei den Raudfängen der Kal 
ift, verantwortlich erklären, und hiere 
nad auch im Kalle einer Pflicht = Ver- 
ſäumniß gegen ihn vorgehen, ohne in 
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treten. Die Bez. Dir. haben die Bes 
obachtung diefer Berordnung forgfältig 
zu überwachen, und im Richtbeachtungs⸗ 
falle nah Maßgabe derfelben gegen die 
Sähuldtragenden das Amt zu handeln. 
(Circular der ?. k. Polizei = Obers 
Direction vom 27. April 1845 2. 
6671/1317.) 

Rauchfangkehrer. Die Beftim- 
mung der Feuer⸗Ordnung für die Stadt 
Brünn v. 28. Septbr. 1838 3. 27368 
$. 4 sub b, daß die Errichtung von 
Contracten über die Reinigung der Ka⸗ 
mine, Sparherde, Raudröhren und 
Schläude nur zwiſchen den Hauseigen⸗ 
thümern und den Rauchfangkehrer⸗ 
Meiftern Statt finden darf, und nie 
dem Uebereinkommen der Wohnpartei 
mit dem Raudfangkehrermeifter oder 
wohl gar mit defien Gefellen zu über- 
laſſen fei, wurde erneuert, und zugleich 
auf das flache Land, dann die Kreid- 
und Landftädte ausgedehnt, und es 
wurden zu deren Beobachtung insbes 
fonders aud alle Hauseigenthümer und 
Miethparteien bei fonftiger angemeſſe⸗ 
ner arbiträrer Ahndung, welche nad 
Umftänden felbft nach dem Strafgefege 
eintreten kann, flrenge verpflichtet. Be 
züglih der Rauchfangkehrer » Meifter 
und Geſellen, welchen diesfalls eine 
Berabfäumung zur Laft fällt, und na- 
mentlich gegen Leßtere, wenn fie dennoch 
Ablohnungen von den Miethparteien 
und Hausbefſitzern abfordern follten, 
hat die Strafamtshandlung mit Rüd- 
ſicht auf die Beflimmungen des Strafe 
gefeßes einzutreten. Wenn die diesfäl- 
ligen Anforderungen der Kaminfeger- 
Meifter überfpannt werden follten, fo 
bat die zur Handhabung der Feuer⸗ 
Drdnung berufene Rocalbehörde deren 
Mäßigung mit Rüdfiht auf die Local- 
und fonfligen Umflände vorzunehmen. 
Diefe Localbehdrden haben übrigens 
Darüber zu wachen, daß das angeord- 
nete Uebereintommen zwifchen den Haus» 
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eigenthümern und Kaminfeger⸗Meiſtern 
wirklih getroffen werde. (Circ. des 
mähr. Gub. v. 24. Septbr. 1846 3. 
32056. Ptov. G. ©. für Mähren 
Rr. 90.) 

„Ranfungterer, fiehe Ofen: 
röhr 

Rauhmantel: Gewölbungen in 
den Küchen, deren Herftellung, fiehe 
Küchen 

Kanchp papier. Die Einfuhr des 
fogenannten Rauchpapierd zur Vertil⸗ 
gung des Ungeziefers wird nicht mehr 
geftattet, weil dieſes Papier mit einem 
Zuedfilber - Präparate in bedeutender 
Menge überftrihen ift, und bei dem 
Gebrauche, befonders bei dem Verbren⸗ 
nen durch die Entwidlung der Queck⸗ 
fllberdämpfe nachtheilig auf die Ge⸗ 
fundheit wirkt. (Hflzl. Decr. vom 24. 
Aug. 1822 3. 31715, an fümmtl. 
Länderſt. Circ. der n. 6. Reg. vom 8. 
Septbr. 1822 3. 44278; Bdg. der 
ob der ennf. Reg. v. 10. 3. 18649; 
des fteierm. Bub. v. 10. 3. 20613; 
des tirol. Gub. v. 13. 3. 19282; des 
mähr. Bub. vom 13. 3. 24942; des 
färnt. Gub. v. 14. 3. 11205 ; des 
füften!. Bub. v. 17. 3. 19535; des 
galiz. Bub. v. 17. 3. 50891 und des 
böhmſchen Gubern. vom 21. Septbr. 
1822 3. 46249. Bol. Gel. S 
1822.) 

— — Nachträglich zu dem Hofkam. 
Decr. v. 24. Aug. 1822, womit die 
Einfuhr des fogenannten Rauchpapiers 
verboten wurde, wird nunmehr auch der 
Verkauf des bereits eingeführten oder 
im SInlande erzeugten Rauchpapiers 
allgemein verboten. (Hflzl. Decr. vom 
12. Septbr. 1822 3. 25249, an 
fänmtl. Länderſt. Eirc. der n. 6. Reg. 
v. 2. Dctbr. 1822 3. 47517; Vodg. 
der 0..d. Reg. vom 28. Septbr. 3. 
20024 ; des fteierm. Sub. v. 29. Sept. 
8. 22307; des kärnt. Bub. v. 4.3. 
12070; des galiz. Gub. vom 4. 8. 
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55223 und des böhm. Gub. vom 12. 
Octbr. 1822 2. 49672. Bol. G. S. 
J. 1822.) 

Rauchröhren, deren Anlegung in 
neuen Gebäuden, fiehe Baupläne. 
(Rage. Vdg. vom 27. Februar 1836 


$. 12.) 

Rauf⸗-⸗ und Gtoßringe. Den 
Kreisamtern wird aufgetragen, das bes 
reits beftehende Verbot der fogenann- 
ten Raufs oder Stoßringe zu republis- 
ciren und fortan mit aller Strenge in 
der Art zu handhaben, daß alle Inhas 
ber folder Ringe aufgefordert werden, 
felbe unverzüglich ihrer politiſchen Ob⸗ 
tigkeit einzuliefern, und daß fodann 
alle derlei Ringe, welche demungeadhtet 
fpäter nody vorgefunden werden follten, 
fogleih conficirt ; jene Individuen 
aber, welche diefelben verfertigen, ver- 
faufen oder tragen, unnachſichtlich nach 
der Strenge der Geſetze beftraft werden. 
Auch werden die k. f. Kreisämter die 
gegen das Tragen und den Handel mit 
verbotenen und verborgenen Waffen 
überhaupt beftehenden Verordnungen 
in ihrem vollen Umfange und bei jeder 
Gelegenheit auf das eifrigfte aufrecht 
zu erhalten haben. (Rggs. Decr. v. 2. 
Mai 1833 3. 9528. Prov. ©. ©. für 
D. Defterr. 3. 1833. Rr. 66.) 

Räumungözeit der Wohnungen, 
ſ. A rer 

Raupen, |. Böge 

Rauſchen iſt ein ee fiehe 
Spiele. 

NRayon, fortificatorifher, |. Bau⸗ 
führungen, 

— — — ſ. Fortifi⸗ 
eatorifcher Rayon. 

Realitäten⸗ Rotterien ‚Ti. Lot: 
terie⸗Looſe. 

Rebmeſſer, ſ. Meſſer. 

Recepte. Einverftändniffe der Doc⸗ 
toren und Apotheker in Receptverſchrei⸗ 
bungen unter verdecktem Ramen ſind 
verboten, und ſoll, wenn ein Apotheker 


derlei Recepte verfertigt, die Apotheke 
geſperrt, dem Medicus aber die Frei⸗ 
heit der Praxis benommen werden. 
(Bdg. v. 31. Oct. 1772. Krop. Gef. 
Mar. TIher. 6. Bd. ©. 540.) 

Hecepte auf, von unbefugten Aerzten, 
oder andern Berfonen, Arzneien hinaus⸗ 
zugeben, ift den Apothekern bei zwei 
Reichsthalern verboten. (Rggs. Bdg. 
v. 21. April 1798. Barth. H. u. G 
Gef. 5. Bd. S. 41.) 

— — fein Recept foll künftig in 
eine Apotheke abgeſchickt werden, ohne 
daß der Ausſteller, er fei num Arzt, 
oder Wundarzt, nebft Unterzgeihnung 
feines Namens auch die Eigen 
haft, welde ihm zur hiefigen 
VBraris die Befugniß gibt, beftimmt 
und deutlich beirücke: nämlich N. N. 
medicinae Doctor, oder chirurgiae 
Doctor, Stabsarzt, Oberarzt, 
Negimentsarzt, chirurgiae Mar 
gifter, bürgerl. Wundarzt; und 
find die hiefigen Apotheker, fo wie die 
Bol. Ob. Dir. und die Pol. Bez. Dir. 
angemwiefen, jede ihnen vorkommende 
Webertretung anzuzeigen. (N. d. Rggs. 
Decr. v. 21. Mai 1803. Ferros Sanit. 
Ddg. 2. Thl. S. 230—232. Krop. 
Gef. Franz. 18. Bd. ©. 212.) 

— — follen in den Apothefen öfe 
ters vom Polizei⸗Bezirks⸗Arzte unter- 
fuht werden. (N. ö. Rggs. Vdg. vom 
5. Jan. 1812. Barth. H. u. ©. Gef. 
5. Bd. ©. 42.) 

— — von Aerzten, die zu innen 
Euren nicht befugt find, follen den Ber 
zirfsärzten übergeben werden, welde 
fie dem Magiftrate zur Amtehantlung 
gegen den Eurpfufcher zu übergeben ha⸗ 


ben. (R. ö. Rggs. = vom 5. Jän. 
1813. Barth. H. u. ©. Gef. 5. Bd. 
©. 116.) 


— — Me Bumndärzte auf dem 
Lande find verpflichtet‘, bei jeder Ordi⸗ 
nation, wo ein Arzneimittel aus der 
Apotheke nothwendig iſt, gleichviel, 
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der Krankheitsfall mag ein hirurgifcher 
oder medicinifcher fein, dem Kranken 
ein Necept nah den Regeln der Kunſt 
mit Vermeidung aller chemifchen Zei⸗ 
hen auszufertigen, und in jenen Fällen, 
wo wegen Entlegenheit einer öffentli- 
hen Apotheke die Arzneien aus ihrer 
Hausapothefe den Kranken gereicht 
werden, das Necept einer jeden Arznei 
beizulegen, welches deutlich und gewiſ⸗ 
fenhaft nach der übergebenen Arznei 
verfaßt -und worauf zugleich der Preis 
der Arznei angemerkt fein muß. Bes 
folgt ein Wundarzt dieſen Befehl nicht, 
fo kann er für die abgegebene Arznei 
‚keine giltige Borderung machen, und er 
muß es fih fodann felbft beimefien, 
wenn feine Forderung als ungiltig 
anerkannt, und die Unterlaffung als 
eine vorfchriftswidrige Handlung ge: 
ahndet wird. (N. d. Rage. Decr. vom 
21. Febr. 1832 3. 6185. An. ©. 2. 
7. Bd. ©. 60.) 

Necepte, nur die von den dazu 
berechtigten Aerzten unterzeichneten, 
dürfen in den Apotheken angenommen 
an f. Apothefer - Inftruction 
$. 18. 

— — nad unleferlich gefchriebenen 
Recepten dürfen die Apotheker nicht 
eber Arzneien bereiten, bis fie vom 
Arzte hierüber Aufklärung erhalten has 
ben, fiche Apotheler = Snftruction 

.22 


$. 22. 

— — ärztlide, ſ. Armenärztliche 
Ordination. 

— — f. Arzneien:Drdinations- 
norm, Sanitätsauslagen. 

— — Eopien derfelben, f. Armen: 
ärztliche Ordination. 

— — für geiftige Getränke, fiehe 
Branntwein. 

— — in denfelben ift ſtets der aͤrzt⸗ 
liche Grad des Ordinirenden beizufeßen, 
ſ. Curpfuſcherei. 

— — für Findlinge, f. Findlinge. 

Recruten, Hintanhaltung von Ep 
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ceſſen bei Abführung der Recruten auf 
den Affentplab, f. Militär-Rerruten. 

Necrntenftellung, f. Militär: 
Affentirung. 

— — f. Militär = Reeruten: 
Stellung. 

Recrntirung, ſ. Militär⸗Recru⸗ 
tirung. 

— — ſ. Wiener Magiſtrat. 

Recrutirung. Behandlung der 
Studirenden, ſ. Studirende. 

Recrutirungs-Flüchtliug, ſiehe 

act: 


Militär = Recrutirungs = 
ling 

eerutirungs : Rormale (das) 
vom Jahre 1827 hat nunmehr als de- 
finitive Maßregel zu gelten. (Hfkzl. 
Prafidial » Rote v. 15. Septbr. 1832 
3. 2069. Vdg. der n. d. Reg. v. 11. 
Jan. 1833 3. 1880. An die k.k. 
Kreisämter, den ka . Stdthptm. u. den 
Br. Magſtr. Prov. Gef. S. 14. Thl. 
Nr. 222.) 

Recurs, zu fpät eingereicht, iſt zu 
verwerfen. (Hof⸗Decr. v. 23. October 
1786. Krop. Gef. Sof. 11. Band 
©. 593.) 

— — Der Recurd im politifchen 
Wege fol nur dann eine einhaltende- 
Wirkung (effectum suspensivum) ha» 
ben, wenn durch den Vollzug des zuerft 
geſchoͤpften Erkenntniffes der günftige 
Erfolg des Necurfes für den Recurren- 
ten ohne Frucht und Wirkung fein 
würde; hingegen kann die einhaltende 


. Wirkung nicht Plag finden, wo durd 


den Verzug der Partei, gegen welche, 
oder der Sache, in Anfehung welcher 
der Recurd genommen wird, fein, einen 
Erfaß zugebender Nachtheil erwachfen 
würde, oder wo es um eine auf das 
Oeffentliche fih beziehende Borkehrung, 
befondere um eine folde zu thun if, 
bei welder entweder ein Proviforium 
nothwendig wird, oder die Amtspflicht 
von ſelbſt einzufchreiten hat. (Hof⸗Decr. 
v. 2. März 1799.) 


Recurs. 


Recurs in Gewerbſachen ift auf vier 
Wochen feftgefept. (Hof⸗Decr. v. 28. 
Dct. 1799. Krop. Gef. Franz. 13. Bd. 
©. 550.) 

— — während des offen ftehenden, 
ift die Bauführung verboten; ebenfo 
auch andere mit bedeutendem Koften- 
aufwande verbundene Unternehmungen, 
wodurch der vorige Stand der Sachen 
ganz verändert würde. (Hfkzl. Decr. v. 
15. Febr. 1803. Krop. Gef. Franz. 
17.2. ©. 82.) 

— — den Recurs gegen Berlei- 
hung einer Steindrudiprefie bat Die 
Eommerz » Hofcommiffion im Einver⸗ 
nehmen mit der Polizeihofftelle zu ent- 
ſcheiden. (Commerz-Hofcomm. Bdg. v. 
12. Mai 1818. Rggs. Eirc. vom 20. 
Mai 1818. Barth. H. u. ©. Gef. 6. 
Bd. ©. 327.) 

— — Recurſe gegen allge: 
meine Verfügungen haben kei— 
nen effeclum suspensivum. (Rggs. 
Beſch. v. 20. Juni 1817.) 

— — Der Hofrecurs gegen zwei 
gleichlautende Straferkenntniſſe iſt nur 
in jenen Fällen, wo es ausdrücklich an⸗ 
geordnet iſt, und namentlich in ſchwe—⸗ 
ren Polizei» Webertretungen zu verwer⸗ 
fen, keineswegs aber bei arbiträren Bes 
ſtrafungen, wo der NRecurdzug durch 
ale 3 Inſtanzen offenbleibt. (Hfkzl. 
Decr. v. 15. Dechr. 1826. Vdg. des 
böhm. Sub. v. 13. Jan. 1827.) 

— — (fein weiterer) findet gegen 
die Entfcheidung der Länderftellen in 
folgenden Fällen Statt: Bei Berlei- 
bung der Polizei⸗Gewerbe, wenn durch 
den Spruch der Randesftelle die Ent⸗ 
ſcheidung der erften Inſtanz beftätiget 
wird. Wird aber bei Abwetfungen nad 
- einiger Zeit, und bei veränderten Um⸗ 
fländen die Gewerböverleihung neuer- 
dinge von demfelben oder andern Im 
petranten angeſucht, fo ift das Geſuch 
ftetö wieder bei der erften Inftanz an« 
zubringen, und wie ein ganz neues An⸗ 
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ſuchen zu verhandeln. Auch gegen Er⸗ 
kenntniſſe der Landesſtelle bei Uebertre⸗ 
tung der Markt⸗Ordnung, der beſte⸗ 
henden Gewerbs⸗Polizei⸗Vorſchriften, 
dann bei einfachen Polizei⸗Vergehen 
findet ein weiterer Recurs nicht Statt, 
wenn durch ein ſolches Erkenntniß die 
Entfheidung der Unterbehörde beftäti- 
get wird. Deshalb tft ftrenge darauf 
zu feben, daß felbft in jenen Fallen, 
wo der Recurszug zuläffig ift, die ge⸗ 
ſetzlichen Friſten genau gehalten wer: 
den. (9. 5. Entſchl. v. 28. April 1832. 
Hflzl. Deer. vom 11. Mai 1832 8. 
9558, an fammtlihe Känderftellen. 
@irc. der n. 6. Reg. vom 3. Sept. 
1832 3. 47788. Bol. ©. ©. 60. Bd. 
Nr. 49. Kundm. der ob der ennf. Reg. 
v. 15. Juni 1832 3. 16174.) 

Recurs. Zur Herftellung einer 
entfprehenden Gleichförmigkeit in der 
Behandlung der Polizei- und Com⸗ 
mercial «» Gewerbe bat das Handels- 
minifterium anzuordnen befunden, daß 
die, zufolge Hoflanzlei » Decretes vom 
11. Mai 1832 3. 9558, in dem Wir⸗ 
kungskreiſe für politiide Behörden 
aufgeführte, bisher aber nur bei den 
Polizeigewerben befolgte Beftimmung, 
welcher gemäß gegen zweigleidhlautende 
Entfheidungen der eriten und zweiten 
Snftanz in Gewerbsfachen kein weiterer 
Recurszug mehr Statt findet, Tünftig 
auch bei den Sommerciale&ewerben in 
Anwendung gebradht werde. Es ver- 
ſteht ſich jedoch hiebei von ſelbſt, daß 
diefe Verfügung blos proviforifh bis 
zur definitiven Einführung der in der 
Berhandlung begriffenen neuen Ge⸗ 
werbs⸗ und Handeld-Drdnung Geltung 
haben könne. (Erl. des Handelsm. v. 
27. Dechr. 1848, an die Länderſt. von 
Dbers und Nied. Defterr., Böhmen, 
Mähren u. Schlefien, Galizien, Steiers 
mark, Stalien und Zirol. R. ©. 2. 
Nr. 57.) | 

— — Gegen Berfügungen und Er⸗ 


Recnrfe. 


fenntniffe , welche die politiſchen und 
PolizeisBehörden nad den 88. 2—12 
der kaiſerl. Bdg. v. 11. Mai 1851 in 
Bezug auf die Amtsgewalt der landes⸗ 
fürftlichen politifchen und Polizei «Be: 
börden in Vollſtreckung von Verfügun⸗ 
gen oder Erkenntniffen und in Wah- 
rung des Amtsanſehens erlaffen, kann 
eine Beſchwerde nur an die vorgefehte 
Berwaltungsbehörde gerichtet werden. 
Eine ſolche Berufung bat jedoch Feine, 
die Vollftredung der Verfügung oder 
des Erkenntniffes hemmende Kraft, und 
bildet für die hohen Behörden nur in» 
foweit einen Gegenftand der Verhand⸗ 
lung, als jeder Beamte und Gemeinde- 
vorſteher für die Geſetzmäßigkeit feiner 
Amtshandlungen verantwortlih iſt. 
Segen Strafertenntniffe über Verletzun⸗ 
gen des amtlichen Anfehens in fahrift: 
lihen Eingaben, findet die Berufung 
an die höhere Stelle und zwar mit 
auffchiebender Wirkung Statt. 8. 14 
der faiferl. Vdg. v. 11. Mai 1851, f. 
nn Obrigkeiten. 

Recturſe, ſ. Apothekergewerbe, 
Beamten-Entlafiung 

Recursfriſt. —5— iſt in allen 
politiſchen Angelegenheiten auf ſechs 
Wochen feſtgeſetzt, ſo daß jede politiſche 
Entſcheidung nach Verlauf dieſer Friſt 
in Rechtskraft erwächſt, wodurch alſo 
die Circ. Bdg. vom 2. Novbr. 1805, 
wodurd die in politifchen Verhandlun⸗ 
gen geſetzmäßig beftimmte Necursfrift 
von 6 Wochen auf 3 Monate verlan- 
gert wurde, aufgehoben ift. (Hof-Decr. 
v. 9. Mai 1807. Krop. Gef. Franz. 
21. Bd. S. 229.) 

— — bei politifhen und polizeili- 
hen Vergehen. Die Behörden haben 
fih bei Straferfenntnifien gegen min- 
dere politifche und polizeilihe Berges 
ben rückſichtlich der Recursfriften vor 
der Hand nah den in dem I. Theile 
des Strafgefehes über die Recursfriften 
gegen Urtheile in fchweren Polizei⸗ 
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Recursfriſt. 


Uebertretungen vorgezeichneten Beſtim⸗ 
mungen zu benehmen. (Hfkzl. Decr. v. 
22. März; 1827 3. 7304, an fammtl, 
Länderſt. Kundgem. in Sllirien am 14., 
in Böhmen am 19. April 1827. Bol. 
G. S. Bd. 55. Nr. 39. R. d. Rggs. 
Vdg. v. 11. April 1827 3. 18773. 
N. 6. Prov. ©. S. 9. Bd. Nr. 103.) 

Recursfriſt. Die? k. vereinte Hftzl. 
hat über die geſtellte Anfrage, welche 
Recursfriſt gegen Erkenntniſſe der poli⸗ 
tiſchen Behörden wegen unbefugter Ab⸗ 
weſenheit Statt zu finden babe, eröff- 
net, Daß ſich hinfichtlich derlei Recurs⸗ 
friften lediglih an die diesfalls befte- 
henden allgemeinen Borfohriften, näm- 
li an die zur Recurs⸗Ergreifung ge- 
gen politifche Berfügungen feftgefehten 
Sriften überhaupt zu halten fei, wobei 
bemerkt wird, daß es fih hier nur um 
die Recurfe gegen politifhe Strafer- 
fenntniffe wegen unbefugter Abwefen- 
heit handle, während Auswanderungs- 
Urtheile nur den Gerichtsbehörden zu« 
ftehen, die hierbei nach den allgemeinen 
Borfhriften des Civil⸗Proceſſes zu ver⸗ 
fahren haben. (Hflzl. Decr. vom 18. 
Juli 1833 3. 16640. Rggs. Bde. v. 
30. Zuli 1833 3. 40819. Prov. ©. 
©. 15. BP. 3. 1833. Nr. 159.) 

— — Beftimmung des Ter 
mind zur Weberreihung von 
NRecurfen gegen politifde Er 
fenntniffe. Seine k. k. Majeftät ha» 
ben über die Frage, ob eine oder welde 
Frift, dann unter welden Modalitäten 
bei Recurfen gegen politifche Entfchei- 
dungen oder Berfügungen feftzufeßen 
wäre, mit a. h. Entſchließung v. 22. 
Zuli 1843 zu beftimmen gerubt: In⸗ 
fofern es fi um Recurfe über Gegen- 
ftände handelt, welche auf Rechte und 
Befugniſſe eines Dritten Einfluß ha⸗ 
ben, oder überhaupt, wo ein Streit 
zwifchen zwei oder mehreren Parteien 
eintritt, werden die Weifungen folgen. 
Für die Ueberreihung der Recurfe in 


Kedonten. 


Angelegenheiten, die nur das Intereſſe 
der Recurrenten berühren, hat eine 
eigene Borfchrift zu unterbleiben. Dar 
gegen haben die Behörden Sorge zu 
tragen, daß in den Fällen, wo irgend 
Jemandem eine Handlung oder Unter: 
laffung aus öÖffentlihen Rückſichten 
aufgetragen wird, diefem Auftrag auch 
die Deflimmung einer den Umftänden 
angemefienen Friſt beigefebt werde, 
binnen welcher der Necurd eingebracht 
werden könne. Wo ein folder Termin 
nicht ausdrücklich ausgeſprochen wor 
den wäre, hat eine Frift von 42 Tagen 
zu gelten, ohne daß ſich jedoch deshalb 
der DBetheiligte von der pünctlichen 
Befolgung des erhaltenen obrigkeitli- 
hen Auftrages losgezählt halten darf. 
(Hflzl. Decr. vom 4. Aug. 1843 3. 
23752, an fammtl. Länderfl. Bol. ©. 
©. 71. Bd. Rt. 90.) 

Hedonten. Deffentlihe Bälle find 
in den NRedoutenfälen zum größern 
Bergnügen des Publicums in Masten 
und Verkleidungen erlaubt, jedoch 
hat fi 

1. diefe Erlaubnig der abzuhalten- 
den maskirten Bälle nur allein auf die 
hiefigen Nedoutenfäle zu erftredien, und 
find außer diefen fonft nirgend, weder 
bei einem öffentlichen Balle, noch bei 
andern Brivatbällen die Masten ge 
ftattet. (Im Bezug auf die maslirten 
Bälle in den Provinzen, ſ. Masten: 
bälle.) 

2. Wird zwar zu diefen Bällen in 
den Nedoutenfalen jede Berfon ohne 
Unterfchied des Standes, mit Aus- 
nahme der Bedienten in Livree, gegen 
Erlag des beflimmten Eintrittspreifes 
zugelaffen, doch müflen alle Eintreten» 
den entweder in anftändigen Maglen, 
oder in anfländiger eigener Kleidung 
erſcheinen. 

3. Das Tragen jeder Gattung von 
Waffen, von Stöden und von Sporen 
wird verboten; die Wachen find ange: 
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wiefen,, allen dawider Handelnden den 
Eintritt zu verwehren, ebenfo ift es 

4. unterfagt, mit irgend einer Or⸗ 
densdecoration den Saal zu betretem. 

5. Alle Ballgäfte haben fi ruhig 
und befcheiden zu betragen, die Tan⸗ 
zenden nicht zu beirren, oder irgend 
einen Borrang im Siben oder Tanzen 
zu fordern. 

6. Jede Maske ift verbunden, beim 
Herausgehen, wenn fie darum von dem 
betreffenden Auffihtsperfonale ange» 
gangen wird, in dem legten Zimmer, 
wo fih die Caſſe befindet, die Larve 
abzunehmen. 

7. Alle Commerzſpiele werden ges 
ftattet , und find alle ohnehin ſchon 
dur die beftehenden Patente verbote- 
nen Hazardfpiele auch auf den Redou⸗ 
ten zu fpielen ſtreng unterfagt. 

8. Hinfihtli der Zu: und Abfahrt 
ift zu dem Abſteigort das Hauptreit- 
fhulthor unter dem Schwibbogen der» 
geftalt beſtimmt, daß die Zufahrt blos 
allein von Seite des Michaelsplatzes, 
keineswegs aber von der Bräunerftraße, 
von der Dorotheergaffe, oder von Seite 
der Auguftiner zu gefchehen bat; zur 
Abholung der Herrihaften und zur 
Berfammlung der Wägen ift der Plak 
vor der k. k. Bibliothet eingeräumt, 
von wo fodann die Abfahrt gegen den 
Michaeler- und Stallburgplak, nit 
aber gegen die Auguftiner geftattet if, 
weil in der lektern Richtung nur die 
leeren Wägen zurüd fahren dürfen. 
Für Diejenigen, die ſich tragen Lafien, 
und für die Fußgeher, fteht der Eintritt 
bei der Seitenthüre, auf den Biblios 
thekplatz, der ebenfalls zur Hauptireppe 
führt, offen, und hat von dort auch das 
Wegtragen zu gefchehen. 

9. Die Bedienten haben ſich allent- 
halben und befonders gegen die aufge 
ftellten Wachen ordnungsmäßig zu be 
tragen, nicht auf der Treppe aufzuhal⸗ 
ten, ten Masten nicht im Wege zu 


NAedonten. 


ttehen, ſondern in demfür fie beſtimmten 


Zimmer zu verweilen, und daſelbſt ihre 
Herrfchaften zu erwarten, bis fie durch 
die hiezu eigens beſtellten Leute abge⸗ 
rufen werden. (Ballord. bekannt ge⸗ 
macht dur n. d. Rggs. Eec. vom 1. 
San. 1824.) 

Medouten, Vorfchrift wegen Ab⸗ 
haltung derſelben, |. Tanzmuſiken. 

Hedoutenfäle. Um in jedem der 
zwei Stadt- und drei Borfladt- Theater, 
fowie in den k. k. Redoutenfälen einen 
Nothkaſten aufzubewahren, iR ein eige⸗ 
ned Zimmer zur Behandlung der jäh- 
lings Erkrankten in Bereitſchaft zu 
halten, und fi von den zum wechſel⸗ 
weifen Beſuche gedachter Schaufpiel- 
häufer gewählten Aerzten und Wund⸗ 
ärzten die bezielte Hilfe Teiften zu laſ⸗ 
fen. (Rggs. Dect. v. 10. März 1804. 
Ferros Sanit. Bdg. 2. Thl. S. 284.) 

Regenfchirm bei Bewölben, fiche 


en. 

Regierung, die, iſt angewiefen, 
wenn es fih um die Beurtheilung han⸗ 
delt, ob ein wegen Verbrechen ab in- 
stantia  loögefprochener Beamte im 
Dienfte zu belaflen fei, Bericht an die 


?. T. vereinte Hoflanzlei zu erftatten. 


(Hflzl. Deer. vom 10. März 1827-3. 
6974 und v. 11. Mai 1832 3. 9558. 
Bdg. der n. 5. Reg. v. 20. Juni 1832 
8. 32249. 8. 5 lit. d. Prov. Gef. ©. 
14. Thl. Rx. 102.) 

— — Beſtimmung, in welchen Fäl- 
len gegen dexen Eutſcheidung fein wei 
terer Recurs Statt findet, ſ Returs. 

— — f. Statthalterei. 

Regimenter. Der k. k. Hofkriegs⸗ 
tath hat in Folge a. h. Cabinetsſchrei⸗ 
bens vom 4. März 1839 mit Berord⸗ 
nung vom 11. März 1839 3. 1028 
beftimmt, daß in Hinkunft die Regi⸗ 
menter der k. k. Armee in allen Einga 
ben und Dienfled Biecen, mit allein 
mit ihren Rummern bezeichnet, ſondern 
auch nad ihren Inhabern benannt wers 

Zaleisty, Handb. d. Bol. Bef. IL 
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den. (Hflzl. Der. v. 22. März 1839 
8. 9121, an fümmtl. Länder. Dog. 
der m. 8. Reg. vom 2. Ayril 1839 
3. 19127. Bol. ©. S. 67. DB. 
Rr. 42.) 

RegimentssChirurgen, ſ. Milis 


Aerzte. 
Reibzünbhölzchen, fiche Zünd- 


— | 

eichs = Geſetzblatt, Eintichtung 

desselben, f. Kundmachung. 
Reichsſtraßen, Schneeihauflung 

a denfelben, ſiehe Schneeſchauf⸗ 


Meidgsthaler. In der neuen Auf- 
lage des h. Reg. Circ. vom 16. Mai 
1804 (f. Spiele), womit das Verbot 
der zu hohen Spiele am öffentlihen 
Orte, und des Spielens um Geld für 
die Dienftleute, erneuert wurde, bat ſich 
die 5. Landesftelle in Folge Rage. 
Decr. vom 28. Aug. 1838 3. 48708 
veranlaßt gefunden, zu der in dem frag« 
lien Girculare in Reihsthalern auss 
gedrücten Geldftrafe, den entſprechen⸗ 
den Betrag in C. M. einzufhalten. — 
Aus diefem Strafäquivatente ift zu 
entnehmen, daß die h. Landesftelle ei⸗ 
nen Neihöthaler ald eine Rechnungs» 
münze im Werthe von 1 fl. 30 fr. C. M. 
anfhlägt. Da rutfihtlic der Ummand- 
lung der bei mehreren Polizei⸗Bergehen 
in Reihethalern ausgedrüdten Geld- 
frafen in &. M. die Bez. Dir. nit 
von einem Grundfage ausgehen, und 
manche den Rihl. zu 1fl. 30 kr. W. W. 
berechnen, fo werden ſaͤmmtliche Bez. 
Dir. hievon mit Beziehung auf das 
bierortige Circ. v. 16. Juni v. 3.3. 
7784/1069 mit der Weifung in Kennt: 
niß geſetzt, Tünftighin bei Strafaus⸗ 
meſſungen den Reihsthaler mit einem 
Onlden 30 Fr. C. M. zu bereuen. 
(Sirc. der 2. 2. Bol. Ob. Dir. v. 24. 
Dctbr. 1838 3. 13488/1950.) 
 KReifniger Untertanen, fiche Got⸗ 
fcheer Untertanen. 

47 





Reindorf in, nähft Wien, ift ein 
k.k. Armenarzt beftellt, ſ. Armenarzt. 

Reinigung der Wohnung, Wäfche 
u. f. w., ſiehe Brechdurchfall⸗Epi⸗ 
demie. (Dre. v. 6. Juli 1836 8.27.) 

— — der Herd» und Ofenröhten, 
ſ. Rauchfangkehrer. 

— — ſ. Straßen⸗Reinigung. 

— — der Flüſſe in Galizien; Des 
ſtimmungen hierüber, ſ. Strom⸗Po⸗ 
—— für Galizien 88. 15 
229. 


Reinigung der Wäfhe und Klei⸗ 
dung der nah anſteckender Krankheit 
Berftorbenen, ſiehe Snfecrtionsfperre, 
Anfectionswäfche, Leichenbefchan. 

Heinigungäbäbder, ſ. Bäder. 

Neinigungsmühle des Goldes n. 
Silbers, f. Krätzmühle. 

Reinſtechen, verbotenes Spiel, f. 
Miemftechen. 

Reiſe. Se. Majeftät haben mit a,b. 
Entfhliegung vom 18. Febr. 1826 zu 
befehlen geruht: daß fih bei Reifen 
des hoͤchſten Hofe von jeder eigen- 
mächtigen Repartition der Koften der 
dabei Statt gefundenen Feierlichkeiten 
auf die Eontribuenten des Landes bei 
fonft zu befahrender ftrengfter Ahndung 
zu enthalten fei. ( Hfkzl. D. v. 23. März 
1826, an fämmtl. Länderſt. Pol. ©. 
©. 3. 54. Nr. 20.) 

— — Vorſchrift bei Verlängerung 
der Reifebewilligung für auf der Wan⸗ 
derung befindliche Handwerkögefellen, 
f. Wanderbüder. 

Reiſekoſten, Beamten⸗Reiſe⸗ 
particularien. 
Reiſende. 
handlung der Reiſenden in 
Wien. Aus Anlaß der beſchloſſenen 
Wiedereinführung eines Central⸗Paß⸗ 
und Fremdenamtes in Wien wird Nach⸗ 
ſtehendes hiermit zur öffentlichen Kennt⸗ 

niß gebracht. 
L. Die an den Linien der k.k. Haupi 
und Reſidenzſtadt Wien, an den Eiſen⸗ 
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KReiſende. 


bahn » Stationen zu Wiener Reuſtadt, 
Sramet = Reufledel, Gaͤnſerndorf und 
Stoderau, an den Landungspläßen in 
Nußdorf, bei den Kaifermühlen und 
am Donaufanal aufgeftellten Auffichts- 
organe find angemwiefen, vom 20. Mai 
1. 3. angefangen, die Reife-Documente 
der Ankommenden gegen Berabfolgung 


eines gedrudten Empfangſcheines (Li⸗ 


nienzeitel8), auf welchem zugleich die 
nöthige Belehrung für das weitere Ver⸗ 
halten des Neifenden enthalten ift, zu 
übernehmen. Sollte die Reife-Legitimas 
tion bei der Ankunft an den vorer- 
wähnten Stationen aus was immer 
für einem Grunde nicht abgegeben wor⸗ 
den fein, fo hat diefes nachträglich bin⸗ 
nen 24 Stunden bei der k. k. Polizei- 
Direction in der Stadt, am Beter 
Nr. 564, zu geſchehen. 

2. Das Paßviſum zur Weiterreife 
wird im Central⸗Paßamte der k. k. Po⸗ 
lizei⸗Direction ertheilt. 

3. Reiſende, welche ohne zu den 
sub 1 bezeichneten Stationen zu gelan⸗ 
gen, in einer außerhalb der Linien von 
Wien befindlichen in den Bereich des 
Wr. Polizei s Bezirkes gehörigen Dirt: 
{haft den Aufenthalt nehmen, können 
ihre Reiſeurkunde auch bei dem zuftän- 
digen k. k. Bezirk - Polizei- Sommiffa- 
riate abgeben, und erhalten in diefem 
Kalle dafelbft auch die Pap - Bidirung 
nn Abreife. 

. Die paßpolizeiliche Behandlung 
— dem k. k. öfterr. Militärftande an- 
gehörigen Perſonen fteht dem k. k. Mi⸗ 
litaͤr⸗Platzcommando zu. 
5. Bei der Abreiſe iſt Jedermann 
gehalten, an den sub 1 bezeichneten 
Stationen die Reifeurfunde den Auf 
fihtöorganen zur Einfiht vorzuzeigen. 
(Kundm. der 2. ?. Pol. Dir. von Bien 
am 11. Mai 1853.) 

Meifende. Nachdem durch mehr⸗ 
fällige Anfragen zur hierortigen Kennt 
niß gefommen ift, daß bei den Bezirks⸗ 


Beifende, 


Eommiffariaten, und den Linien⸗Wache⸗ 
poften noch manche Zweifel hinfichtlich 
des bei der Abnahme der Reiſepäſſe zu 
beobadtenden Berfahrens obwalten; fo 
wird dem k. k. Bezirks⸗Polizei⸗Commiſ⸗ 
ſariate ſowohl zur eigenen Darnachach⸗ 
tung als auch zur ungeſäumten gehö⸗ 
rigen Belehrung der unterſtehenden 
Linien⸗Wachepoſten Nachſtehendes be⸗ 
kannt gegeben: 

1. Die von den Linien- Wachen ab⸗ 
genommenen Reife » Documente find 
nicht, wie ehedem, zu verzeichnen, fon- 
dern lediglich abzuzählen, und täglid 
mal, namlich Vormittags längſtens bis 
'/„12 Uhr und Nachmittags Tängftend 
bis 5 Uhr nebft einem von dem Poſten⸗ 
Commandanten zu unterfertigenden 
Blatt Papier, auf weldem die Zahl 
der eingegangenen Neifeurfunden an- 
zudeuten if, in der verfchlofienen 
Zafche dem Central» Baßamte zu über: 
fenden. 

2. Die Päffe jener Parteien, welche 
fogleich weiter zu reifen wünfchen, wer: 
den auch außer den obigen Zeitpunc- 
ten nebft den bis dahin eingelangten 
fonftigen Paflen ohne Verzug dem 
Central⸗Paßamt überfendet. Für jeden 
folden befonderen Gang . werden die 
betreffenden Organe ermächtigt, bis 
auf weitere Beflimmung ein Honorar 
zu nehmen, welches jedoch den Betrag 
von 12 fr. für jeden ſolchen befonde- 
sen Bang nicht überfchreiten darf. Die 
Poften an den Eifenbahnen, dann jene 
an den Landungspläßen find von der 
vorftehenden Beſtimmung ausgenom- 
men, da diefelben die Reifeurkunde 
nach der Ankunft jedes Traind und je 
des Dampfſchiffes fogleich hieher zu 
überfenden haben, und ſich zu dieſem 
Behufe der Stellwägen zu bedienen er- 
mächtigt fine. 

3. Die an den Linien und an den 
Landungspläßen angebaltenen paßlo⸗ 
fen und verdädhtigen Individuen find 
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jedesmal dem zuftändigen Bezitks⸗Po⸗ 
lizei⸗Commiſſariate zur Amtshandlung 
zu überliefern, und ift jeder folde Fall 
von dem Poften-Commandanten in den 
Rapporten erfichtlih zu machen. 

4. Da nunmehr alle Paß⸗Vidirun⸗ 
gen für die innerhalb der Linien wohn» 
haften Parteien von dem Eentral-Bap- 
amte beforgt werden, fo ift Jeder, der 
fi von diefem Zeitpuncte an noch bei 
dem Bezirkd-Polizei-Commifjariate um 
das Paßviſum meldet, an das Central⸗ 
Paßamt zu weifen und demjelben auf 
der Abfchrift feines MWohnungsmeld- 
zetteld die Beftätigung mitzugeben, dag 
gegen feine Abreife fein Anftand ob» 
waltet. (Deer. der Pol. Dir. vom 14. 
Mai 1853 8. 10541.) 

Reiſende. Um die paßamtliche Ab- 
fertigung der blos Durchreifenden zu 
befchleunigen, und das Gentral»Bade 
amt in feinen Berrihtungen ohne Ber 
einträchtigung der dienftligen Intereſ⸗ 
fen zu erleichtern, find nachftehende Be⸗ 
flimmungen getroffen worden: 

a) den an der Linie anlommenden, 
blos durchreiſenden Taglöhnern find 
die Reife-Documente nicht abzunehmen, 
fondern der Poften - Commandant hat 
felbe lediglich in alphabetifher Ord⸗ 
nung in das Paß⸗Protocoll, wozu die 
Blanquetten zu beheben find, gehörig 
einzutragen, die Richtung der Weiter: 
teife in der betreffenden Rubrik erficht- 
lich zu machen, auf der Reifeurkunde 
den Tag der Ankunft und den Namen 
der Linie, bei welcher der Reifende an» 
fam, zu bemerken, und fodann dieſen 
Reiſe⸗Ausweis, wenn er fonft in Ord⸗ 
nung ift, ohne Beifügung einer 
Bidirung dem betreffenden unbes 
denklich erfcheinenden Individuum zu 
feiner Weiterreife einzubändigen. 

6. Denjenigen Individuen, welde 


die Wochenmaͤrkte auf dem hiefigen 
Platze befuhen und nah Verrichtung 


ihrer Gefchäfte fogleid wieder zurüd« 
47* 


NAeiſende. 


reiſen, und welche daher durch ihr 
öftered Erſcheinen den Linienpoſten 
ohnehin bekannt ſind, haben die Li⸗ 
nien⸗Commanden die nach genommener 
Einſicht richtig befundenen Reiſentkun⸗ 


den in Händen zu belaffen, ohne felbe frei 


zn protocolliren. Die sub a enthaltene 
Berfügung gilt nur für die inneren Li⸗ 
nienpoften und bat demnach auf Die 
Eifenbahnflationen Feine Anwentung. 

Die Anordnung sub b ift au von 
den Eiſenbahnwachepoſten zu beobach⸗ 
ten. (Dec. der Bol. Dir. v. 21. Mai 
1853 8. 10760.) 

Meifende. Berfonen, welche, um 
einen der Erwerbſtener unterliegenden 
Erwerb zu betreiben, im Lande herum⸗ 
reifen, müffen nebft dem Reife « Docs 
mente auch den Exrwerbfteuerfchein mit 
fib führen, fiche Erwerb: &tener: 
fein. | 

— — arme erkrankte, deren Anf- 
nahme im Bezirksſpitale auf der Wie⸗ 
den, fiehe Krankenhaus. (Vdg. vom 
28. Dec. 1843.) 

— — mit Stellwägen, polizeilide 
Vorſchriften, f. Paſſirſcheine. 

— — vegen Verführung derſelben 
auf Poſtſtraßen, ſ. Poſtſtraßen. 


— — die auf dem Poſtwagen, oder 


mit Extrapoſt reiſen, iſt an Sonn⸗ und 


Feiertagen das Auf⸗ und Abladen ge⸗ 
ſtattet, ſ. Sonns u. Feiertagtheili⸗ 


gung. 
— oftmeifer. 


Heife = Barticularien in Betreff 
der — rote über deren 
Borlage, f. Epidemien. 

a Beamten⸗Reiſe⸗Parti⸗ 
— Beamten⸗Reiſerechnnu⸗ 


Hefe ſſe, deren Stempelbehand⸗ 

lung, ſ. Reiſeurkunden, Stempel. 
Reifepäfle, f. 1 
——z— en, ſ. Beamten⸗ 

Reiſe⸗Pauſchalien. 
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Reifenrtunden. Paß⸗ Certificate, 
d. i. Gertificate, welche gegen Einle 
gung oder Burüdbehalkung des Bafles 
oder der wie immer genannten Reife 
urkunde erfolgt werden, find ſtempel⸗ 
ei. (9. 5. Bat. vom 9. Febr. 1850 
2.3. 74.8. G. B. S. 549.) 

— — d. 1. Urkunden, welche Rei 


-fenden zu ihrer perſoͤnlichen Ausweiſung 


oder Legitimation von dem zur Hands 
habung ter Polizei - Berfhriften im 
Inlande aufgeftellten Behörden, Aem⸗ 
tern oder Berfonen ausgeftellt werden, 
ohne Unterfchied der Neifedauer oder 
des Ottes, wohin die Reife gerichtet 
if, umd des Namens, er mag Baß, 
Paffirſchein, Reife: Eertificat, Geleit- 
fein, Wanderbuch u. ſ. w. heißen. um- 
terliegen für Dienfiboten, Gefellen, 
Lehrjungen, Zaglöhner, Arbeiter und 
überhaupt Perfonen, die von einem 
den gewöhnlichen Taglohn nicht über 
fteigenden Erwerb leben, und überhaupt 
Banderbücer dem Stempel von 6 kr., 
für andere Berfonen von 30 fr., von 
jeder Ansfertigung. (U. 5. Bat. vom 
9. Febr. 1850 T. B. 85 a, b. R. G. 
B. ©. 562.) 

— — Folgende Reifeurtunden find 
vom Stempel frei: 

a) die zu Reifen auf eine nicht laͤn⸗ 
gere Dauer als 8 Tage erteilten Paſ⸗ 
ſirſcheine; 

b) die Paſſirzettel, welche für den 
Austritt and beſtimmten Orten erforder 
lih und beim Austritt abzugeben find; 

c) alle nit von Behörden oder 
Aemtern im gebührenpflichtigen . In- 
lande ausgeftellten Reiſeurkunden. 

Werden dieſe unter a, b, co aufge⸗ 
führten Neifenztunden zu andern Zwe⸗ 
en als zur Ausweifung auf der Reife 
oder bei dem Eintreffen im Orte der 
Beſtimmung, ald Beilagen fiempel- 
pflihtiger Eingaben, oder die Stelle 
folcher Eingaben vertretender Proto⸗ 
colle verwendet, fo unterliegen fie dem 





Reifenekitmben. 


Beilagenſtempel. Jede Berlängerung 
der Dauer einer Reiſeurkunde iſt als 
eine neue Aunefertigung auzuſehen, mit 
Ausfhlug der in den Banderbüchern 
eingetragenen. (8. 5. Bat. v. 9. Febr. 
1850. T. B. 86.8. ©. B. ©. 563.) 

Reiſeurkunden, |. Stempel. 

Neisban. Die Anlegung neuer 
NReistelder darf nicht ohne höhere De- 
willigung geſchehen, und diefe nur für 
gewifle Entfernungen von den bewohn- 
ten Ortſchaften (nah Verſchiedenheit 
der Fälle '/, bis 8 Miglien) erteilt 
werden. (Decr. des lomb. Bub. vom 
19. Mai 1817 3. 12605, Stub. 2.2. 
©. 18.) | 

— — Befimmung des für 
den Reiſsbau in Sanitäts-Him- 
fiht zu beobachtenden Berfah- 
tens. Das Gedeihen der Reiscultur 
auf den Sumpfgründen hat ſich bereits 
in einigen Gegenden des Goͤrzer Kreis 
ſes dur den ergiebigen Neinertrag 
für die Unternehmer, und durch Die 
Eröffnung eines neuen Erwerbzweiges 
mit der Handarbeit für das Landvolt 
anempfehlend dargeflellt. Zur Reguli- 
rung und Ueberwachung dieſes, jedoch 
aus Sanitäts-Nücdfichten einer befon- 
deren Auffiht benöthigenden Cultur⸗ 
zweiges, findet dieſe Landesſtelle zur 
genanueſten Darnachachtung und Be⸗ 
folgung Nachſtehendes anzuordnen: 

1. Jeder Grundbeſitzer oder Pächter, 
welcher eine Wieſe, einen Acker, oder 
einen andern Grund in ein Reisfeld 
abzuändern wuͤnſcht, muß feine Abſicht 
dem betreffenden Bezirks⸗Commiſſariate 
aumelden, und um die Bewilligung zur 
Ausführung auſuchen, er hat 

a) im Geſuche das Grundſtuͤck an⸗ 
zudeuten, nebfidem eine umſtändliche 
technifch » geographifhe Beichreibung 
deflen beizulegen, und die Zeichnung 
der nämlihen Grundfttede aus der 
Cataſtral⸗Mappe beizubringen. 

b) Die Eigenſchaft des rundes, 
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wie auch deſſen bisheriges Erträgniß 
anzugeben; 

c) darzuftellen den hiezu verwend⸗ 
baren Waffervorratb, mit Borlage def- 
fen Nivellirung über den geringften 
mittleren und höchſten Wafferftand, und 
die Höhe der Stüben und anderer 
Werke nachzuweifen, welche vorgenom- 
men werden müflen, um das Wafler 
zur Berbreitung auf dem Reisfelde her- 
beizuführen; 

d) nachzuweiſen, welchen Antheil an 
jenem Waſſer bisher die höher und 
uiederer gelegenen Drtfchaften hatten. 

2. Iene, welde die jeht angeord- 
nete Anmeldung in vorgefchriebener 
Art unterlaflen, werden als Uebertte⸗ 
ter diefer Verordnung mit einer Geld» 
ftrafe bis 100 fl. belegt, welche, nad 
dem Berhältniffe des Flächenraumes 
des zum Neisfelde verwendeten Grun⸗ 
des, der größeren oder minderen an 
Tag gelegten böfen Abſicht des Ueber⸗ 
treters, durch das betreffende Bezirks⸗ 
Commiſſariat zu bemeſſen iſt; der 
Strafbetrag iſt mit der politiſchen Ere 
cution, ſobald das Erkenntniß zur 
Rechtskraft erwächſt, einzutreiben und, 
wie bei ſchweren Polizei⸗Uebertretun⸗ 
gen, zu Gunſten der Armen der bes 
treffenden Gemeinde, in welcher die 
gedachten Grundſtuͤcke liegen, zu ver- 
wenden, 

3. Das Bezirks» Commiffariat hat 
längftene binnen 8 Tagen über das im 
Geiſte des $. 1 belegte Anmeldungs- 
geſuch des Bittſtellers die benachbarten 
Gemeinden und die betheiligten Anrais 
ner zu Protocoll zu vernehmen. 

4. Die Rahbargemeinden, fowie 
jeder einzelne dabei betheiligte Private 
fönnen unverzüglih das Interdikt je- 
der Arbeit zum Behufe eined neuen 
NReisfeldes begehrten, wovon fie vor⸗ 
läuflg nicht verändigt waren, und fie 
können diefe Arbeit auh nah dem 
8. 344 des a. b. Geſetzb. hindern. 


. Reisbau. 


5. Die ‚Gemeinden oder einzelne 
Private haben, über die ihnen gemach⸗ 
ten Mittheilungen, ihre Einwendung 
gegen die neuen Reisfelder, entweder 
gleih bei der erſten Protocolläauf- 
nahme, oder binnen A Wochen, bei 
dem Bezittd-Commiffariate, und dann 
Thriftlih oder mündlih zu Protocol 
anzubringen. 

-6. Die Bezirks⸗Commiſſariate haben 
diefe Einwendungen dem Bittfteller be- 
fannt zu geben, und nad der von 
ihm mündlich zu Protocol, oder ſchrift⸗ 
li eingereihten Replit binnen des 
Zermind von einem Monat, durch das 
Berweigern oder Ertheilen der Bewilli- 
gung, über den Gegenftand der Frage 
zu entfcheiden. 

7. Zur Richtſchnur bei folder Ent- 
ſcheidung haben die Bezirks - Commif- 
fariate zu berüͤckfichtigen: 

a) den Mangel an Trinkwaffer, dem 
die tiefer gelegenen Gemeinden ausge⸗ 
fegt werden könnten ; 

b) die Ueberfhwenmungen, welde 
die ober den Neisfeldern gelegenen 
Gründe bedrohen würden, die Durch⸗ 
läffe jelbft, wie auch jeden andern im 
Geſetze nicht vorgefehenen Schaden, 
welcher für die Nachbaren entſtehen 
könnte; 

e) die Entfernung von den nächſten 
nicht als einzelne Häuſer, ſondern als 
Weiler beiſammen ſtehenden Wohnge⸗ 
baͤuden, von welchen die Reisfelder 
2500, 1000 oder 250 Wr. Lineal⸗ 
klafter entfernt ſein muͤſſen, je nachdem 
es ſich uͤber die Anlegung von dem Haupt⸗ 
orte des Kreiſes, auf einem großen 
Terrain, oder in einer Entfernung von 
einem mit 500 oder weniger Perſonen 
bevölkerten Dorfe handelt, dieſe Di⸗ 
Ranzen find aber in gerader Linie auf der 
Kataftralmappe von den Grenzen des 
neuen Neisfeldes, bie zum Beginnen 
der umliegenden bewohnten Ortſchaf⸗ 
ten zu bemeffen. 
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8. Nachdem das Bezirks⸗Commiſſa⸗ 
tiat, über Bernehmung des Gutachtens 
der Repräfentanten nächfter Ortſchaften 
der Gemeinden an den Gründen, wo 
die Anlegung der Reißfelder beabfid- 
tigt wird, und nad) vorläufiger Local⸗ 
Sommiffion, welcher im Falle eines 
Bedenkens zwei approbirte Aerzte bei- 
zuziehen find, fih überzeugt haben 
wird, daß durch die Abweihung von 
den Diftanzen in Sanitäts - Hinfit 
durchaus nichts zu beforgen fei, fo ift 
er befugt, die gedachte Bewilligung zu 
ertheilen, ohne fi fireng an die im 
vorigen Artikel beftimmten Diftanzen 
zu halten. 

9. Wenn der Bittwerber bereitwillig 
if, eine fpecielle Unzuläffigkeit zu be⸗ 
feitigen und einem fpeciellen Schaden 
vorzubeugen, oder angemefien zu ver⸗ 
güten, und die Einvernommenen unter 
dDiefer Bedingung beiftimmen, fo ift 
das Bezirks - Commiffariat au dann 
ermächtigt, nad Bewirtung der nöthi« 
gen Borfihtömaßregeln, damit der 
Bittfkeller die übernommenen Verbind⸗ 
lichkeiten vollftändig und bona fide 
erfülle, die Bewilligung zu ertheilen. 

10. Das vom Bezirks » Sommifla- 
riate gefällte Erkenntniß ift Dur das 
Bezirks-Eommiffariat ſowohl den Ger 
ſuchſtellern, als den fonft intereffirten 
Segentheilen, ohne Verzug, ſchriftlich 
gegen Empfangsbeftätigung befannt zu 
machen; vom Tage diefer amtlichen 
Zuftellung ift jeder Partei freigelaffen, 
binnen der Zrift von 14 Tagen, dage⸗ 
gen den gehörig belegten Recurs an 
das Kreisamt bei dem Bezirks ⸗Com⸗ 
miffariate einzureichen, dem es oblie- 
gen wird, foldden nebft allen Verhand⸗ 
lungsacten mit eigener Wohlmeinung 
binnen 8 Tagen dem vorgefeßten Kreids 
amte einzufenden, welches nad) genauer 
Erhebung der Verhältniffe, in zweiter 
Inftanz, mit Freilaffung des Recurfee 
an die Landesſtelle, zu deſſen Einrei⸗ 


Reißketlen. 


chung 4 Wochen vom Tage der Be⸗ 
kanntmachung der kreisämtlichen Ent» 
ſcheidung eingeräumt bleiben, zu fällen 
hat. 

11. Was hierin binfichtlich der Reis⸗ 
felder angeordnet wurde, wird auch in 
Betreff der fogenannten Sumpfwiefen 
verſtanden. | 

12. Da es fih hier endlich nur von 
Commiffionen und politiſchen Entfchei⸗ 
dungen aus dem Gefihtspuncte Der 
Sanitätd- Polizei handelt, fo verfteht 
es ſich von felbft, daß der Ausſpruch 
über alle aus Privatrechtstiteln herruͤh⸗ 
renden Streitigkeiten dem competenten 
Civilrichter anheimgeftellt bleibt. (Vdg. 
und Kundm. des ?. ?. Tüftenl. Land. 
Sub. vom 10. Apr. 1836. Krop. ©. 
©. 62. Bd. Nr. 77.) 

Reißketten, Gebrauch derfelben 
bei Frachtwägen, f. Fuhrwerk. 

Heiten und Fahren auf den Glacie 
außer den Fahrftraßen ift verboten, f. 
Glatis. | 
— — f. Fahren. 

Reitſteig. In Folge einer von 
Seite des k. k. Oberft - Stallmeifter- 
Amtes a. h. Oris eingebrachten Vor⸗ 
ſtellung, womit der bereits mit a. h. 
Entſchließung vom 5. März 1835 zu⸗ 
rüdgewiefene Antrag wegen Umftal- 
tung des Äußeren Fußweges 
längd der hiefigen Esplanade- 
firaße in einen Reitſteig erw 
neuert wurde, haben Se. Majeftät nad 
Inhalt des h. HoffanzleisDecretes vom 
14.0. M. 3. 692, mit a. 5. Entſchl. 


v. 7.d. M. nachſtehende a. h. Anords 


nung zu erlaffen gerubt: 

Bon Erweiterung des außeren Geh: 
weges längs der Esplanadeftraße Bes 
hufs feiner foͤrmlichen Herftellung als 
Neitbahn, hat es für immer fein Ab⸗ 
fommen zu erhalten, und es bat fo- 
mit bei Meiner Entfhliegung vom 4. 
März 1335 zu verbleiben, jedoch will 
ih geftatten, dag das Publicum dieſen 
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Gehweg, infoweit er befteht, auch zum 
Reiten benüße. 

Zur mehreren Sicherheit find jedoch, 
da, wo Straßen den Fußweg durch⸗ 
kreuzen, die Barriere-Pfähle derartig 
anfzuftellen, daß die Neitenden zwi— 
[hen felben nur in einer gefrümmten 
Richtung paffiren können, und dadurd) 
jedenfalls bemüßigt werden, die Straße 
im Schritte zu überfchreiten. Die oben- 
erwähnte Herrichtung fommt von Seite 
des Fortificatoriums auf deffen Dota- 
tion auszuführen, dagegen dem Magi- 
ftrate die angefuhte Erlaubnig zur 
Uebernahme der Erhaltungstoften zu 
ertheilen. Die k. k. Polizei-- Ober» Di- 
tection wird von diefer a. h. Entfchlie- 
Bung mit dem Beifage in die Kenntniß 


geſetzt, daß in Abficht auf die künftige 


Erhaltung des Neitfleiges, das Ge- 
eignete an den Wr. Magiftrat erlaflen 
wird. (Deer. dern. ö. Reg. v. 24. Ian. 
1837 3. 4613.) 

Reitkünſte, fiehe gymnaſtiſche 

ünſte. 

Reitpferde zu vermiethen, iſt auf 
den Poſtſtraßen, Wirthen, Bauern und 
Bürgern verboten. (Hfkmr. Bdg. vom 
5. Jän. 1820. Barth. H. u. G. Gef. 
1.820. ©. 468) 

Meitftöde, das Einfhlagen der 
fogenannten Reitftöde in die Waffer- 
baumerfe ift verboten, ſiehe Donau 
ſtrom⸗Polizeivorſchrift 8. 22. 

Reißzger, ſ. Hirſchling: 

Religion. Bei einem katholiſchen 
Vater werden alle Kinder in der katho⸗ 
lifehen Religion erzogen, bei einem aka⸗ 
tholifhen Vater und einer katholiſchen 
Mutter hingegen ift dem Gefchlechte zu 
folgen. (Zoleranz= Batent v. 13. Det. 
1781.) Ä 

— — don Religionsgefprächen ha: 
ben ſich die Akatholiken in Wirthehau- 
fern und andern Zufammenkünften zu 
enthalten. (Hofd. vom 2. Jan. 1782. 
Krop. ©. Joſ. 2. Bd. ©. 454.) 





Beigien. 


Religion. de aͤrgerlichen Geſproͤche 
wider Religion und gute Sitten ſind 
unter (den Umſtaäͤnden angemeſſenen) 
Strafen verboten, ſ. Polizei⸗Ord⸗ 
nun n Prag. 


.. s Yenberung, ſiehe 
Akatholiken. 
Religionsbekenutniß. Die An⸗ 


ordnung des Erlaſſes des Miniſteriums 
des Innern vom 31. Dec. 1848 (R. 
G. 3. Rt. 60) wornach es bei Päffen, 
fonftigen Reifeurtunden und Meldzet- 
teln von der Angabe des Religiond- 
befenntniffes abzutommen hatte, wurde 
aufgehoben und es iſt von nun an die 
Nubrik: Religionsbekenntniß wieder in 
die Bäffe, Paſſirſcheine, Meldzettel, 
Heimatfcheine und fonfige derlei, zur 
Legitimation der Inhaber oder zur 
Durdführung der volizeilichen Evidenz. 
baltung dienende Urkunde aufzunehmen. 
(Allerhoͤchſte Entihließung vom 10. 
Jänner 1853. Erlaß ter oberften Bo- 
lizei «e Behörde vom 30. Jänner 1853 
Zahl 286. Decret der nieder-öfterr. 
Stth. vom 12. Februar 1853 Zahl 
4736.)' 

Religions: @efellfchaften — 
der Ale anerkannten, |. Grund⸗ 
re 

eligionslehrer ‚ katholiſcher, 
kann ohne Ermächtigung des betreffen- 
den Biſchofes an feiner Lehranſtalt 
wirten, ſ. Kirche. 

— — der Iſtaeliten, f. Juden⸗ 
Lehrer, Inden⸗Rabbiner. 

— — ſ. Religions⸗ 
Unterri 

Religions-@treitigleiten, zwi⸗ 
ſchen den verſchiedenen Religionsge⸗ 
noſſen ſollen in der Regel von der po⸗ 
litiſchen Stelle unterſucht und mit Po⸗ 
lizeiſtrafe geahndet werden. (Hofentſchl. 
v. 11. März 1782. Krop. Geſ. Joſ. 
10. Bd. S. 888.) 
Religions⸗Uebertritt, |. Aka⸗ 
tholiken. 
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Meligions-Unterricht, hinfihtliq 
defien Haben die Seelforger zu forgen, 
daß die Kinder ihres Pfarrbezirkes vom 
angetretenen festen bie zum vollen- 
deten zwölften Jahre ihres Alters den 
Religiondunterrigt gehörig erhalten, 
und dag die der Schule entwadfenen 
jungen Leute bis zum achtzehnten Jahre 
einen fortgefeßten Religions⸗Unterricht 
entweder zu Haufe, oder bei dem pfarr- 
ligen Kirchen⸗Katecheten empfangen. 
(Sflzl. Dear. v. 16. Mai 1807 Zahl 
9634. Krop. Gef. Franz. 23. B. ©. 
258.) 

— — Demfelben haben an Soun 
und Feiertagen die der Schule entwach⸗ 
fenen jungen Leute fleißig beizuwoh⸗ 
nen, worüber die Behörden zu waden 
haben. (Hflzl. Decr. v. 9. Juli 1808. 
Krop. Gef. Franz. 25. Band, Seite 
31.) s 

— — fein Privat -» Studiremder 
darf zuder Brüfung aus dem Religions- 
Unterrichte zugelaffen werden, deſſen 
Privatlehrer im benannten Fache nicht 
von dem bifhöfliden Drdina- 
riate zur Ertheilung eines foldgen Un⸗ 
terrichtes geeignet erklärt worden ift. 
(Studien » Bofcom. Deer. vom 27. 
Mai 1826 an das galizifhe Gu⸗ 
bernium. Krop. &. S. Bd. 52 Rı. 
118.) 

— — Da die ordentligen Auffeber 
über den Religionsunterricht aller Claſ⸗ 
fen die Seelforger find, fo wird die 
Hofverorduung v. 16. Mai 1807 3. 
9634, kraft welder den Seelforgern . 
balbjährig die Ueberzeugung verfchafft 
werden foll, dag alle Kinder ihres 
Pfarrbezirkes vom angetretenen ſechst en 
bis zum vollendeten zwoͤlften Jahre 
ihres Alters den Religionsunterricht 
gehörig erhalten und daß die der Schule 
ſchon entwachſenen jungen Leute Bis 
zum 18. Jahre einen fortgefepten, 
ihren fi mehr entwidelnden Faͤhig⸗ 
feiten und ihren Bedürfniffen entfpre« 








Aeligtena· Anlerricht. 


chenden Religions⸗Unterricht erhalten, 
neuerdings hiermit in Erinnerung ger 
bracht, und deren Handhabung dem 
Geelforgern wiederholt zur Pflicht ge- 
macht, wie auch bei ihren diesfälligen 
Anzeigen von der Unterlaffung der Be⸗ 
obachtung diefer Berordnung die ge 
börige Abhilfe verfhafft werden wird. 
Zum ferneren Beweife, wie fehr der 
Staatöverwaltuug an der religiöfen Bil« 
dung der Jugend gelegen ift, wird ver- 
ordnet: 

a) Daß alle Aeltern, die mit Pen⸗ 
ſionen oder Stiftungsgenüflen verfehen 
find, wenn fie Kinder zwifhen 6 und 
18 Jahren haben, alle halbe Jahre bei 
dem Seelforger, der ihnen ohnehin das 
Lebenszeugniß zur Erhebung ihrer Ben- 
fiou auszuſtellen hat, ſich mit den Zeug⸗ 
niſſen ihrer Kinder über den Religions 
. unterricht, den fie fortwährend genießen, 
ausweiten, oder ihre Kinder felbft dem 
Seelforger zur Prüfung vorftellen. 

b) Daß bei Geſuchen um einen Stif⸗ 
tungsgeuuß jeder Art für Berfonen 
unter 18 Jahren jedesmal das Zeug 
nig einer öffentlichen Lehranftalt, . oder 
des Seelſorgers, über den mit gutem 
Erfolge erlangten Religiousunterricht 
beigebracht werde. 

Allen Seelforgern ift durch die Or⸗ 
dinariate die ſtrengſte Genauigkeit bei 
Bornahme der fhon angeordneten Rer 
ligiondpräfungen der Landleute zur 
Pfliht gemacht, wobei noch insbeſon⸗ 
dere befohlen ift: 

a) Daß alle Brautleute bei diefem 
Religionseramen fih auszuweiſen ha⸗ 
ben, von wem fie vorher, oder in ihrer 
Jugend den Religionsunterricht erhal 
ten haben. 

b) Daß die Seelforger bei Entde- 
ung der mangelhaften Religionskennt⸗ 
niſſe einer Brautperfon die Vornahme 
der Trauung bis zur Erlangung eines 
befiern Religionss-Unterrihtes zu ver⸗ 
ſchieben berechtiget feien. (Stud. Hof- 
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Som. Derr. v. 18. Juni 1813 Zahl 
1312. Deer. d. böhm. Bub. vom 17. 
Juli 1813 3. 25690 Prov. ©. ©. 
3. 1835 ©. 103.) 

Diefe Beflimmungen wurden den 
politifhen Drtsobrigkeiten. welche hier⸗ 
nach den Seelforgern die Präftigfte Un⸗ 
terflügung zu leiften haben, wenn diefe 
zur Beförderung des Religionsunter- 
richtes und zur Hintanhaltung ärgerli« 
Her Unfittlihleit den obrigkeitlichen 
Beiltand anrufen, zur genaueften Dar⸗ 
nachachtung in Erinnerung gebradt. 
(Stud. Hfcom. Dec. v. 19. Zuli 1815 
8. 1625. Vdg. d. böhm. Bub. vom 6. 
Sept. 1815 3. 36887 böhm. Prov. 
G. ©. 3. 1835 ©. 106.) 

Religionsnnterricht. In Folge 
a. b. Entſchließung vom 15. Dec. 
1834 wurden die Vorſchriften der 
Studienhofceom. Decr. vom 18. Juni 
1813 und 19. Juli 1815 fämmtlihen 
Dominien und Magiftraten zur genaue⸗ 
ken Darnachachtung in Erinnerung ge 
bracht (Stud. Hfcom. Decr. vom 31. 
Yan. 1835 3. 8254. Bde. des böhm. 
Bub.v.28. Kebr. 1835 3. 7816. Pr. 
@. ©. für Böhm. 17. Bd. Rr. 58.) 

— — der die dÖffentliden 
Schulen niht beſuchen den Iw 
gend insbefondere des weib- 
liden Geſchlecht es. Mit a h. 
Entfhließung vom 15. Dec. 1835 
wurde folgendes angeordnet: Die un: 
term 8. Juni 1813 erlaffene Entſchlie⸗ 
Bung über den Religionsunterricht der 
Kinder, welde öffentlihe Schulen nicht 
beſuchen, if genau zu handhaben. Da- 
mit e3 aber nicht weibliden Perfonen, 
welche ſich dem Geſchaͤfte der @rziehung 
und des Unterrichtes in Familien wid⸗ 
men wollen, an der Gelegenheit fehle, 
fich die erforderlichen pädagogifhen 
Kenntniſſe zu ſammeln, wird geſtattet, 
daß für ſolche ein eigener Lehrcurs über 
die Methodik im Allgemeinen und ind- 
befondere in Anfehung der Ertheilung 


Keligions-Unterridht. 


des NReligionsunterrichted gegen eine 
mäßige Remuneration von Seite der 
zu Unterweifenden bei den hiefigen Urs 
fulinerinnen eröffnet und abgehalten 
werde. Doc foll auch jedes andere von 
was immer für einer hierzu befugten 
Schulbehoͤrde der öfterreichifchen Staa- 
ten ausgefertigte Befähigungszeugniß 
genügend erfannt werden. Der n. d. 
Regierung ift aufzutragen, geeignete, 
von dem Drdinariate zum Religions» 
unterrichte approbirte Priefter, ſowohl 
Weltpriefter ald Ordensmaͤnner aufzu- 
fordern , daß fie fi herbeilaffen, an 
den Schulanftalten der Stadt und der 
Borftädte oder fonft aneinem und dem- 
felben Orte an beſtimmten Tagen und 
Stunden folden Kindern, welche öffent» 
lihe Schulen nicht beſuchen, den noͤ⸗ 
thigen Religiondunterricht zu ertheilen. 
(58 unterliegt Teinem Anftande, daß 
Kinder, welche in den andern Schul⸗ 
gegenftänden von Privatlehrern in Häu⸗ 
fern unterrichtet werden, zu dem Relis 
gionsunterrihte in den öffentlichen 
Schulen zugelaffen werden fönnen. Alle 
Kinder ohne Unterfchied des Geſchlech⸗ 
tes, welche nicht von befugten Prieftern 
einen ordentlichen Privatunterricht in 
der Religion erhalten oder bei einer 


öffentlichen Lehranftalt fi der Prüfung tikel 


aus derfelben unterziehen , follen ver- 
halten fein, fi jährlih einmal bei 
ihrem Pfarrer zur Prüfung aus der 
Religion zu ftellen. Diejenigen aber, 
welche von befugten Prieſtern unter- 
richtet oder bei einer Lehranſtalt ge- 
prüft werden, haben fi} mit einem 
Zeugniffe über den erhaltenen Reli⸗ 
gionsunterricht bei dem Pfarrer auszu⸗ 
mweifen, der über alle in feinem Bezirke 
wohnenden und Brivat-Unterricht erhal« 
tenden Kinder ein Verzeichniß zu füh— 
ren und jahrlid an das Confiftorium 
über das Nefultat der Prüfung Bericht 
zu erftatten Hat. Auch find in Hinkunft 
von den Brautperfonen eigene fchrift- 
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liche Zeugniſſe, daß fie entweder den 
Schulunterricht und mit diefem zugleich 
die Unterweifung in der Religion, oder 
falls fie privat unterrichtet worden find, 
doch von einem geprüften geiſtlichen 
Lehrer in der Religion Unterricht er⸗ 
halten haben, zu verlangen, und iftfich 
nicht mehr mit der bloßen Berfiherung 
der Brautperfonen, daß fie in ihrer 
Kindheit Religionsunterriht genoffen 
haben , zu begnügen. Die Kinder 
der Honoratioren auf dem Lande haben, 
wenn fie die Schule nicht befuchen, ent- 
weder dem Religionsunterrichte in der 
Säule beizuwohnen, oder eigene Un⸗ 
terweifung von dem Drtöfeelforger zu 
erhalten. (Stud. Hfeom. Decr. v. 31. 
San. 1835 3. 8254, au fammtl. Län⸗ 
derftellen. Bdg. der n. 6. Reg. vom 
10. April 1835 3. 8758. Pol. G. S. 
63. Bd. Rr. 11.) 

Religionsunterricht, |. Privat: 
Iehranftalten, Privatunterricht. 

Religionsweifer, ifraclitifhe, de⸗ 
ten Beftätigung betreffend, f. Juden⸗ 
Rabbiner. | 

Religiöfe Gegenſtände, Aufftel- 
lung auf öffentlichen Plätzen, f. Hei⸗ 
ligen⸗Bilder. | 
. — Gegenftände, ſ. Krenzpar: 
eln. 
Religiöfe Melancholie, fiehe Irr⸗ 
finnige. 

— — Standbilder, ſ. Heiligen- 
Bilder. 

Reliquien, deren Verkauf betref- 
fend, ſ. Krenzpartifeln, 

Nemnnerationen können nur für 
außerordentlihe Dienfte, welche eine 
nicht gemeine Verwendung erheifchen 
und nicht ohnehin in den Pflichten des 
Dienftplaßes liegen, keineswegs aber 
für Gefhäfte, welche, wenngleich nicht 
gewöhnlih , doch mit der Amtopflicht 
und dem Wirkungskreiſe des Beamten 
in Verbindung ftehen, in Anſpruch ges 
nommen werden. (Hflzl. Decr. v. 1. 








Reniuneralishen. 


Mai: 1800. Pol. &. S. 15. Br. ©. 
58, Hflzl. Decr. vom 1. Dec. 1820. 
Bol. ©. ©. 48 Bd. ©. 450 Stub. 1. 
Bd. ©. 196.) 

Remunerationen. Die Anträge 
auf Remunerationen find höheren 
Ortes vorzutragen, wenn die Res 
muneration für Beamte den Betrag 
von 100 fl. überfteigen fell oder 
wenn ein Beamter im Berlaufe eines 
Jahres ſchon eine Remuneration er⸗ 
halten hat. Die über höhere Bewilli« 
gung ertheilten Remunerationen müffen 
in genauer Evidenz gehalten und es 
muß ein Ausweis hierüber, unter Ans 
führung der Umftände jährlich vorge 
legt werden. (Hfkzl. Deer. v. 1. Dec. 
1820. Bol. &. ©. 48. Bd. ©. 450. 
Hfime. Decr. v. 28. Mai1825. Stub. 
1. Bd. ©. 196.) 

— — Aus Anlaß eines fpeciellen 
Falles, in weldem die Direction der 
öfter. priv. Nationalbant den Antrag 
gemacht hatte, einem E.E. Beamten we⸗ 
gen feiner thätigen Verwendung bei 


Entdeckung mehrerer Berfälfher von. 


öfterr. Einlöfungs- und Anticipations« 
Scheinen, dann Banknoten, eine Beloh⸗ 
nung in®elde zuzumwenden, haben Se. 
k. k. Majeftüt a. h. Ihre Willensmei- 
nung dahın zu erfennen zu geben ge 
ruht, daß die Erfolgung einer Remune⸗ 
ration an was immer für einen öffent- 
lihen Beamten von Seite eines Priva- 
ten oder eines Privat-Inititutes unzu⸗ 
läffig fei. (N. ö. Rggs. Bra. Vdg. v. 
21. Sept. 1829 3. 1564, n. d. Prov. 
Gef. XI. Thl. Nr. 230.*) 


*) Laut a. h. Entſchließung v. 7. März 
1846 wurde jedoch geftattet, daß ein Po— 
ligeibeamter, wenn feine dem Snititute der 
oͤſterr. Rationalbant geleiftete Unterſtü⸗ 
ir nah Erkenntniß ded Hoflammer- 

räſidiums von audgezeichneter Art ift, 
die ihm von der Bankdirection zugedachte 
Remuneration annehmen dürfe. 
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: Hemiümerdtion. Grundfäße 
zur Berleihung von Remune- 
rationen und Geldaushilfen. 
Mit a. h. Entfhliegung vom 23. April 
1836 wurde beföhlen, daß die Behör- 
den bei der Verleihung von Remunera⸗ 
tionen und Geldaußbilfen für 1. f. 
Beamte und Diener nah folgenden 
Srundfäßen innerhalb der Grenzen 
ihrer Amtswirkſamkeit vorgehen follen 
und zwar: 

a) In Betreffder Remunera- 
tationen: 

1. Eine ſelbſt ausgezeichnete Verſe⸗ 
bung der gewöhnlichen, in der Amts- 
pfliht gelegenen Dienfte gibt Teinen 
Anſpruch auf eine Belohnung im 
Gelde. 

2. Eine Leiſtung iſt nur dann beloh⸗ 
nungswürdig, wenn fie dem Staate 
einen außerordentlihen, von der Wirk⸗ 
famteit des Beamten abhängigen Ru- 
gen verfchafft Hat, oder wenn fie durch 
längere Zeit fortgefeßt, mit außeror- 
dentlicher Anftrengung verbunden war. 

3. Der Betrag der Belohnung ift 
von der Öröße des Nutzens oder der be» 
wirkten Erfparung für den Staat, von 
der Dauer der außerordentlihen Ver⸗ 
wendung fowie von den übrigen Ver⸗ 
hältniffen des zu Belohnenden abhan- 
gig, wobei jedoch die dem Beamten ob⸗ 
liegende Berpflihtung, alle feine Krafte 
dem Staate, welcher ihm feinen Unter- 
halt gewährt, zu widmen, nicht außer 
Acht zu laſſen, und bei Vertretungen 
die Erfparung der erledigten Befoldung 
für fih allein nicht als Motiv einer 
Belohnung zu betrachten find. | 

4. Praktikanten und andere unents 
geldlih dienende Individuen müffen 
fih da, wo es der Dienft fordert, nad 
der Weifung ihres Vorſtehers unent⸗ 
geldlih verwenden laffen , oder - den 
Dienft aufgeben, und nur in den Fäl⸗ 
Ien, wo die ad 1 und 2 bezeichneten 
Bedingungen eintreten , darf fir die 
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felben um die Verleihnng einer Geldbe⸗ 
lohnung eingefchritten werden. 

5. Die bereit® angeordneten Aus⸗ 
weife über die angewiefenen Geldbe⸗ 
lohnungen find fortan in den vorge⸗ 
fhriebenen Terminen mit Aufführung 
der Gründe und Beraulaffungen der 
Bewilligungen der allgemeinen Hof 
Sammer vorzulegen. 

b) In Betreff der Beldauss- 
bilfen werden die bisher gehandhab- 
ten Grundfäge in Erinnerung gebracht, 
wornach beiAushilfögefuhen auf einen 
glaubwürdigen Beweis des Krankheits- 
oder Unglüdsfalles und der Größe der 
dadurch verurfachten Auslagen zu drin⸗ 
gen, die Aushilfe nur als eine Erleichter 
rung, nicht ale vollftändiger Erfag zu ber 
trachten, endli auf Auslagen, welche 
ſchon vorlängerer Zeit vor überreichte 
Geſuche vorfielen , fowie auf unbeden- 
tende Krankheiten und geringe Ausla- 
gen keine Rüdfiht zu nehmen if. Mit 
Feſthaltung diefer Grundfäge haben 
die Behörden insbefondere zur moͤglich⸗ 
ken Schonung der Staats⸗Finanzen 
folgende Auhaltéepunkte bei Berleihung 
von Geldaushilfen im Auge zu halten: 

1. Die Boranfhläge, welche nicht 
überfähritten werden dürfen. 

2. Die für einzelne Behörden zu 
Belohnungen und Aushilfen feſtgeſetz⸗ 
tem Deträge. 


Betivaden. 


Rr.79. n. d. Bros. Gef. S. 18, Baud 
Ar. 140.) 

Remuneration. Ju Erledigung 
des hierortigen Einſchreitens vom 3. 
Det. 1.93. 3. 18323 um eine tägliche 
Zulage für einen erponirten ſtadthaupt⸗ 
mannfchaftlihen Diener hat das hohe 
Minifterium des Innern mit Erlaß v. 
15. Oct. 1.3. 3. 21233/188 Folgen⸗ 
des anzuordnen befunden: In allen 
jenen ſtadthauptmannſchaftlichen Des 
riäten, worin um Bewilligung von Re- 
munerationen, Zulagen und dgl. für 
Beamte oder Mannſchaft eingeſchritten 
wird, find von Fall zu Kal, ſowohl 
die Dienfles- Kategorien, welder das 
betreffende Individuum angehört, ges 
nau zu bezeichnen, als auch die in die- 
fer Eigenfhaft ihm zukommenden Der 
züge beftimmt anzugeben. (Dec. der 
t. t. Stattb. vom 16. Ro». 1849 
8. 19510/736.) | 

Remuneration, ſiehe Prakti⸗ 
kanten. 

Neparaturen, zu jeder Art von 
Bauten ift fi nur allein befugter Bau- 
und Werkmeiſter zu bedienen, ſ. Fener⸗ 
loͤſchorduung für die Landftädte und 
Märkte $. 12 u. Benerlöfgordunng 
für Bien 8.1. 

— — an Gebäuden , zu denfelben 
find keine unbefugten Arbeiter oder 
Gefellen zu verwenden, |. Maurer: 


3. Die Inftructionen und Wirkunge⸗ gefell 


kreife, welche den Betrag feftfeben, bis. 


zu welddem eine einzelne Bewilligung 
Statt finden darf. 

In den Referatsbögen find übrigens 
die Bewilligungen von Remunerationen 
und Geldaushilfen erfihtlih zu ma⸗ 
Gen, und dielleberfichten der Geſammt⸗ 
anmeifungen am Schlufle jeden Jahres 
der Hoflammer vorzulegen. (Hflur. D. 
v. 6. 1836 3. 18849 au fämmtliche 
Länderftellen. Berordnung der nied. 
oͤſterr. Regierung vom 27. Juli 1836 
Zahl 34736. Bol. Gef. S. 64. Br. 


eſellen. 
Reſervations⸗VJuvaliden, ſiehe 
MilitärsIuvaliden. 

Referve, deren Aufhebung, fiehe 
Militär:Recrutirung. l 

Reftauratenes , fiefe Speis- 
zettel. 

Reftauratiouen, deren Errichtung 
in den Bahnhöfen der Eifenbahn be⸗ 
treffend, |. Gaſthaͤuſer. 

Metiraden, ſ. Banorbunng für 
Böhmen. 8. 22 und 56. 

— — wegen deren Herftellung in 
neuen Gebäudenf. Baupläne. (Rggs. 


Rettraden. 

ut vom 27. Februar 1836. 
$. 1 

"Belieben, ſiehe Rothdurftsca⸗ 


ei dürfen die Kellerſchenker 
an die enden Säfte verabreihen. 
(Kellerfhant-Drdnung vom 29. Jan⸗ 
ner 1814.) 

en, der Schemtodten, ſiehe 
Scheintod 

Beitengianalt, ‚ Rebe Schein: 


Rettungsapparate, deren Auf: 
ſtellung in den Stationspläßen der 
Eifenbahn, |. Eifenbahn. (Bdg. vom 
8. Jan. 1850.) 

Rettungshans. Die Direction des 
Wiener Scyupvereines für aus Straf: 
und Berwahrungsorten entlaffene Per- 
fonen Hat mittel Schreiben vom 5. 
d. M. anher mitgetheilt,, daß wieder 
holt von den Bol. Bez. Dir. jugend» 
liche Sndividuen in die Vereinskanzlei 
ohne vorläufige Mittheilung Behufs 
der fogleigen Aufnahme in das Rei» 
tungshaus geftellt werden, welcher Bor- 
gang einerfeitö den Vereinsſtatuten ent. 
gegen if, andererfeits auch die Unzu⸗ 
koͤmmlichkeit mit ſich Bringt, daß für 
polizeilich uͤberſendete Candidaten nicht 
immer der erforderliche Plaß im Ret⸗ 
tungehauſe vorhanden if. Deshalb 
werden die Bezirks - Directionen über 
Anfuchen der genannten Bereins-Direc- 
tion angewieſen, wo die Unterbringung 
eines jugendlichen im polizeilide Be⸗ 
handlung gekommenen Individuums 
im Rettungshaufe wimſchens werth er- 
ſcheint, ſich vorläufig im Eorrefpon« 
denzwege unter Belanntgebung der die 
perfönlichen Berhältniffe und die Qua⸗ 
lfication des zur Aufnahme in das 
Rettungs » Haus beantragten Indivi⸗ 
duum® betreffenden Daten an die ge- 
dachte Direction zu wenden, deren Ents 
feidung Hierauf ungefäumt erfolgen 
wird. (Gircular der k. k. Polizei⸗Ober⸗ 
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Direelion vom 10. Jebr. 1847 Zahl 
2291.) 

Rettungshans. Die Direction des 
Biener Schutzvereines zur Rettung ver- 
wahrlofter Kinder hat das Erſuchen ge 
ftellt, den Bezirke - Gommiffartaten die 
Grundfäge mitzutheilen, nad welchen 
der Verein bei Aufnahme von Knaben 
und Mädchen in feine Rettumngshäufer 
ftatutenmäßig vorzugehen hat: Es wer- 
den namlich in diefe Anftalten bis zu 
der von den befchräntten Räumen und 
Mitteln auf hoͤchſtens 36 Knaben und 
15 Maͤdchen bemeſſenen Zahl nur Un- 
mändige unentgeldlih aufgenommen, 
welde ans Straf, und Derwahrumge- 
Anftalten entlafien, arm und verwaifel 
und hieber zuftändig find oder deren 
fonftige Verwahrloſung nachgewieſen 
wird. Sind ausnahmsweife Aeltern 
oder zur Pflege verpflichtete Berfonen 
vorhanden, müften auch dieſe verarmt 
und durchaus nicht in der Lage fein, die 
elternlihe Aufficht und Pflichten auszu- 
üben, und diefe für die Dauer der Er⸗ 
ziebung im Haufe dem Vereine über: 
tragen, denn der Berein will nicht die 
Eltern etwa blos ihrer Bequemlichkeit 
wegen ihrer geſeßlichen Pflicht enthe⸗ 
ben. Bon der Bedingung der Unmün- 
digkeit kann nur in befonders rädfichte- 
würdigen Fällen, von der Zufländig- 
teit gegen Bergütung der Geſammiko⸗ 
fen von 100 fl. C. M. als minimalen 
Jahresbeitrag und ebenfo von den uͤbri⸗ 


gen Bedingungen nur gegen gaͤnzliche 


oder theilweife Bergütung der Koften 
Umgang genommen werden. Die Be 
jirte-Gommiffariate haben fi demnach 
in vorlommenden Fällen diefer Mit⸗ 
theilung gemäß zu benehmen. (Decr. 
der k. k. Stadth. v. 30. Jaͤn. 1851 


8. 1229/250.) 
Rettungshans, |. Schupverein. 
Rettungsläften, deren Aufftelung 
an den Gifenbahnen. ſ. Eiſenbahn. 


(Bde. v. 8. Zän. 1850.) 


Rettungshäßen, 


Netiungslähten, ſiehe Schein⸗ 
todte. 


Bettungstaglia, ſ. 
—— a 


Ritual — Wiener Donau⸗ 
canal 


Mennionen, re ahteliföe Uns 
terhaltungen. 
— — 1. Rufilimpoft. 

HRevascination, Ginführung der 
felben, |. Impfung. (Bdg. vom 30. 
Juli 1840.) 

Reners:Elanfel wegen der gehei- 
men Geſellſchaften ift aus den Dienft- 
eiden der Beamten wegzulafien, ſ. Bes 
amtensDienfteid. 

Meverfe, Yormularbei Uebernahme 
don Irrfinnigen, ſ. Irrſiunige. (Dog. 
v. 29. Dec. 1841.) 

— — wegen Erziehung der Kinder 
bei gemiſchten Ehen, ſ. Ehen. 

Reverfion. Um dem Ueberhand⸗ 
nehmen von Reverfionen nad) Möglid- 
feit Schranken zu feßen, wird den Do⸗ 
minien und Gemeinden aufgetragen, 
die nöthigen Anftalten zu treffen, da⸗ 
mit von ihnen und ihren Gemeinden, 
an welde die von diefer Provinz Ab⸗ 
geihobenen übergeben werden, auf 
ſolche eine thunliche Obficht getragen 
werde, damit fie nicht fo leicht Gelegen⸗ 
beit finden mögen, mandhmal felbft un⸗ 
ter Borfpieglung verfchiedener Bor 
wände die Grenzen diefer Propinz zu 
betreten. (R. õ. Rggs. Vdg. vom 10. 
Mai 1808. Krop. ©. ©. 24. Br. 
©. 470.) 

— — Zur virkſamen Abhaltung 
ber fo vielfältigen Reverſionen wurde 
angeordnet, daß bei dem Abfchieben bie 
nöthige Vorſehung zu treffen fei, damit 
den Abgefhobenen keine Gelegenheit 
zus Entweidhung und Ruͤckkehr gelaffen 
werde, gleichwie auch Diejenigen Orts⸗ 
obrigkeiten, an welche die Abfchiebung 
geſchieht, allemal davon gu.unterrichten 
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und dur die Behörden dahin anzu⸗ 
weifen feien, daß fie anf derlei Abge⸗ 
fhobene eine befondere Obſicht tragen, 
damit fie nicht Gelegenheit zur mehr⸗ 
maligen Wiederkehr finden. (Hfkzl. 
Bdg. vom 9. Juni 1808, n. d. Rogge. 
Decr. v. 23. Juni 1808.) 

Reverfion. Nach denbisher gemach⸗ 
ten, auch vonder Bol. Hofftelle beftätig- 
ten Erfahrung werden die zur Reinhal⸗ 
tung der Hauptfladt von Bettlern und. 
Müffiggängern eingeleiteten Berfügune 
gen durch die häufige Rückkehr der von 
bier mit dem Hauptichub weiter beför- 
desten Schüblinge und dur die ge 
linde Beftrafung der Neverfion in ihren 
wohlthätigen Wirkungen fehr gehemmt. 
Dem Magiitrate wird daher zur Pflicht 
gemacht, nicht nur alle Schubrevers 
tenten überhaupt, und insbeſondere dies 
jenigen, welde [dom mehrmals in der 
Reverfion betreten wurden, ſtrenger, 
als bisher zu beftrafen, fondern auch 
darüber, ob fie vom Schubtrandporte, 
in welder Station, auf welde Art, 
fohin ob erft aus ihrem Geburtd- oder 
Beflimmungsorte, oder unterwegs eut⸗ 
wichen find, umſtändlich zu vernehmen, 
und fodann bei Abgang eines Schub» 
transportes mit einem abgefonderten 
Berichte eine Tabelle über ſämmtliche 
darunter befindliche Nevertenten mit 
Anführung der nach der erwähnten Art 
erhobenen Umftände und Anzahl ihrer 
Beftrafung bieher vorzulegen, damit 
diejenigen, welchen die vernadhläffigte 
Auffiht über Die Schüblinge, und die 
Nichtbefolgung der beftehenden Schubs 
vorſchriften zur Laft fallt, zur firengen 
Derantwortung gezogen werden koͤn⸗ 
nen. (Dect. dern. d. Reg. v. 21. Mai 
1818 3. 20461. Bdg. des böhm. Gub. 
v. 3. Aug. 1818 3. 35812.) 

— — Denn eine PBerfon nit in 
Folge eines richterlihen Urtheild und 
nicht wegen eines Vergehens, auf wel» 
ches geſetzmaͤßig die Strafe der Abſchaf⸗ 


. Renerfion, 


fung verhängt ift, fondern nad} ausge 
Randener Strafe in Polizeihinficht von 
hier abgehoben wird, ſo kann ihr aus 
diefer Rückſicht allein die Zurückkunft 
nah Wien in der Borausfeßung nicht 
verwehrt werden, wenn fie fih aus- 
weifen kann, daß fie durch irgend einen 
Dienft, oder andere ehrliche. Befchäfti- 
gung ihren Unterhalt fich zu verfchaffen 
vermag, weil es eine in dem Geſetze 
nicht gegründete, aͤußerſt harte Strafe 
wäre, wenn eine ſolche, bloß aus Po: 
lizeiruckſfichten abgeſchobene ‘Berfon 
durchaus und unter keinem Bedingniſſe 
mehr hieher kommen könnte. (Decr. der 
n. d. Reg. vom 10. Rovbr. 1818 3. 
44114, an den Wr. Mag.) 
Reverfion. Aus dem Anlaſſe, dag eine 
Bezirks⸗Direction dem Wiener Magi- 
ftrat ein abgefhobenes Individuum als 
Nevertent anzeigte, weil dasfelbe fi 
wieder bier und im Dienfte eines Wr. 
Bürgers befinde, ohne daß ihm die 
Abſchiebung nadhgefehen werde, hat ges 
dachter Magiftrat mit Rote v. 29. Mai 
1819 der k. k. Bol. Ob. Dir. erinnert, 
daß diefes Individuum volllommen zur 
Abſchiebung geeignet gewefen wäre, 
wenn nicht defjen Dienſtgeber gebeten 
hätte, dasfelbe auf freiem Fuße zu be- 
laſſen. Auch fei diefes Individuum 
blos wegen Mangel eines ordentlichen 
Erwerbes von hier in Bolizeihinficht 
mit Schub megbeförbert worden, und, 
da es gegenwärtig. mit einen obrigkeit- 


lichen Paffe verfehen fei, und fih in . 


einem ordentlichen Dienfte befindet, fo 
könne dasfelbe in Folge beftehender h. 
Rggs. Weif. v. 10. Rovbr. 1818 3. 
44114, fo lange dasſelbe mit einem 
ordentlihen Erwerbe verfehen ift, nicht 
als Revertent behandelt werden. (Pol. 
Dh. Dir. Circ. an ſämmtl. Bez. Dir. 
v. 17. Juni:1819.) 

— — Infofern Jemand.von Wien 
nicht abgefhafft, fondern nur qus po⸗ 
lizeilichen Rückſichten weggewiefen 
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wurde, ſteht die Amtshandlung über 
Geſuche und Aufhebung der ausgefpros 
chenen Hinwegweifung den Unterbehörs 
den zu; die Bewilligung der Regierung 
um Nachſicht der Abfchaffung ift nur in 
jenen Fallen einzuholen, wenn dieſe 
als Strafe verhängt, fomit im Urtheile 
ausgedrücdt wurde. Hiebei wird erins 
nert, daß eine Hinwegweifung vom hie⸗ 
figen Plage aus polizeilichen Rückſich⸗ 
ten keine Strafe fei, daß fie alfo au 
nit die Wirkung derfelben haben 
fann. Werden alfo Individuen nad 
audgeftandener Strafe aus polizeilichen 
Rückſichten, entweder weil fie nicht bier 
feßhaft waren, oder weil fie nicht bier 
geboren find, und zur Zeit ihrer Abur⸗ 
tBeilung feinen ordentlihen Erwerd 
ausweifen fonnten, von hier weggewie⸗ 
fen und kommen dann derlei Indivi⸗ 
duen über kurz oder lang in rechtlichen 
Megen und Gefhäften, um zeitlich oder 
auch auf immer zu bleiben, wieder hie⸗ 
ber, fo tönnen fie unter folden Um⸗ 
ftänden blos wegen. ihrer Anberkunft 
niemals zu was immer für einer Strafe 
gezogen werden und dieſes aus dem 
Grunde nicht, weil unter folden Um⸗ 
fanden die Beeinträchtigung der bür- 
gerlichen Freiheit und der bürgerlichen 
Rechte eines öfterreihifchen Staats» 
bürgerd durch Fein Geſetz gerechtfertigt 
werden könnte. (Bdg. der n. ö. Reg. 
v. 22. Mai 1834 3. 25612, an den 
Mr. Magiftrat) . 

Reverfion. Den Ortsobrigkeiten 
wurde zur Pflicht gemacht, jene Indivis 
duen, welche bereit$ ein oder mehrere 
Male aus der Refidenzftadt Wien oder 
deren unmittelbare Umgebungen in ihre 


Heimath abgefchafft worden find, genau 


zu überwachen und denfelben nur aus 
äußerſt wichtigen und erwiefenen Urfa> - 
hen Päſſe oder Reifebewilligungen da- 
hin zu ertheilen. (Bdg. des böhm. Bub. 
Bräf. v. 14. Aug. 1835 3. 5937.) 
— — 68 ereignet fi vielfältig 














Reverſton. 


der Fall, daß Leute, die von hier in 
ihre Heimath abgeſchafft und abgeſcho⸗ 
ben werden, zu oft wiederholten Malen 
in der Schubreverfion zm Lemberg be 
treten werden. Bei diefen Umfänden 
erſcheint auch die angeſtrengteſte Thaͤ⸗ 
tigkeit der hieſigen Local⸗Polizei⸗Be⸗ 
hoͤrden gegen das Andrängen auswär⸗ 
tiger Bettler md Bagabunden vom 
Lande durch die Rachläffigkeit der Dris- 
obrigkeit in einer entfpregenden Ueber 
wahung dieſer Individuen erfolglos. 
Denn man au mit verfennt, daß 
eine ſolche Ueberwachung ſchwierig if, 
ſo iſt es doch andrerfeits auch unbe⸗ 
zweifelt, daß von Seite der Ortsobrig⸗ 
keiten in dieſer Beziehung bisher ſehr 
wenig geleiſtet wird, und vorzugsweiſe 
durch eine entſprechende Anweiſung und 
Anhaltung der betreffenden Dorf⸗ und 
Gemeinde » Ritter, fowie au Auhal⸗ 
tung der betreffenden Gemeinden, ihre 
arbeitöunfähigen Armen nach den ber 
ftebenden Directivregeln zu verforgen, 
viel gethan werden könnte. Man findet 
es demnach für nothwendig, die t. k. 
Kreisämter zur weiteren Erinnerung an 
die unterfichenden Dominien auf den 
8. 38 des Schubpatenies vom 3. Rov. 
1786 aufmerkfan zu machen, nad wel- 
dem bei vorkommenden Schubreverfio- 
uen aus Radläffigleit der Grundherr⸗ 
ſchaft die Koften der neuerlichen Berab- 
f&iebung diefer oder der Zufländig- 
keitögemmeinde zur Laft fallen, und zu- 
gleich den Lemberger Magiftrat anzu⸗ 
weifen, nit nur alle Schubrenertenten 
überhaupt nah dem 8. 82 St. G. B. 
U. Thla., fondern insbefondere jene, 
welde [don mehrmal in der Reverfion 
betreten wurden, enger als bisher zu 
befttafen, fondern Ddiefelben auch dar⸗ 
über, ob fie vom Schubtransporte, in 
weicher Station, auf welche Art, ſohin 
ob erſt aus ihrem Geburta⸗ oder De- 
fimmungsorte oder unter Wegs ent- 
wichen find, näher zu vernehmen. Bei 
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der Rüdfchiebung von folden Schub⸗ 
severtenten find die beireffenden Zu⸗ 
ſtaͤndigkeits⸗Obrigkeiten aufzuforderm, 
diefe Individuen einer befouderen Ueber⸗ 
wadhung zu unterziehen, als, wenn fie 
fich eine Radläffigkeit in dieſer Bezie⸗ 
bung zu Schulden kommen laffen, nach⸗ 
dem fie auf einzelne Berfouen diefer 
Art befonders aufmerkfam gemacht wur- 
den, diefelben nicht nur zum Erſaß der 
Koften der Berpflegung und Abſchie⸗ 
bung diefer Individuen nad dem 8.38 
des Schubpatentes v. 3. 1796 verhal- 
ten werden würden, ſondern bei wie 
derholter Schubrüdfehr und Wiederber 
tretung das beireffemde Iudividuum 
auch auf Kofen der Zuftändigkeits- 
Obrigkeit in das hiefige Zwangsarbeits- 
haus gebracht, und daſelbſt durch eine 
den Umſtänden entfpreigende Zeit zur 
Angewöhnung zur Arbeit behalten, und 
fodann der Zuftändigkeits - Obrigleit 
wieder rüdgefhoben werden würde. 
(Baliz. Bub. Bdg. v. 30. Juni 1840 
3. 29911. Prov. ©. ©. für Salizien 


v. 3. 1840.) 

Neverſion. Auch den mit gebunde- 
nen Marſchronten audgewiefenen ‘Ber: 
fonen darf keine Reiſenckunde nach dem 
Orte der Ausweifung eriheilt werden. 
©. Ausweifung. 

— — Maßregelhn zur Hintanhal- 
tung von Reverfionen, ſ. Schub (Bdg. 
v. 13. April 1817, v. 19. Rov. 1817, 
v. 26. Febt. 1823, v. 26. Nov. 1829, 
u. 9. Dec. 1831) u. Bwangsarbeits- 
Haus. (Bdg. v. 12. Mai 1852.) 

— — Rotimirung der Revertenten 
in das Zwangs » Arbeitöbaus, fiche 
—— —— (Bdg. v. 18. 
Yuni 1 

— — ſ. Abfchaffung, Rackkehr. 

Mevertenten, Rotionirung derfel- 
ben in das Zwangs-Arbeitehaus, fiche 
Awangs:Urbeitshans. (VBdg. v. 18. 
Juni 1852.) 

— — f. Reverfion. 


Bevifionen. 
Revifionen der Häufer, f. Hänfers 


Bevifionen. 

— — ſ. Polizei⸗Behoͤrden. Bir 
funastreis 8. 15. 

Rezimentirung, ſ. Zimentirung. 

Richter. Unterricht für Rich— 
ter und Gefhworne in Dörfern, 
in Bolizei- und Sicherheitsſa— 
Sen, f. Polizei⸗Ordunng. 

NRichteramts = Prüfungen, zu 
denfelben find Ifraeliten zuzulaſſen, f. 
Juden. 

Riemſtechen oder Bandfpiel, 
ift als Hazarbdfpiel verboten. Nach dem 
a. b. Patente vom 1. Mai 1784 find 
alle Gluͤcks⸗ oder fogenannten Hazard» 
Spiele unter was immer für einem Ra- 
men, den die Spielfudht zur Bereitlung 
der vielmal fhon gegen die Glücks⸗ 
fpiele erlaffenen Gefeße für diefelben 
erfunden hat oder noch erfinden mag, 
ausdrüdlich verboten. Das Eriterium 
eines Hazard » Spieles ift daber dabin 
feftgeftellt worden, daß jedes Spiel als 
ein Hazard» Spiel, fomit als nicht er- 
laubt angefehen werden müfle, wo blos 
der Zufall den Gewinn und Berluft 
der Spielenden beftimmt, und es dabei 
nicht auf die Geſchicklichkeit der Spie- 
ler anfömmt. In diefe Elafle der Ha⸗ 
zard- Spiele muß nun das Riemſtechen 
gereiht werden, weil es bei diefem 
Spiele von Seite des Stechenden vor- 
zugsweife nur vom Zufall abhängt, ob 
feine Stechnadel in den Kalten des 
Riemen, oder außerhalb derfelben fticht, 
umd weil es überdies noch von der Fer⸗ 
tigkeit und dem Willen des Riemhalters 
abhängt, die Spielenden gewinnen zu 
laſſen, fomit dabei auch fehr leicht 
Uebervortheilungen und Betrügereien 
Statt finden können. In diefer Bezie- 
Hung, und weil ferner das Riemftechen 
fhon in einem unterm 12. Decbr. 1752 
erlafienen a. 5. Patente unter jenen 
Spielen genaunt erſcheint, welche auf 
dem Lande zu fpielen auf das ſchärfſte 
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verboten werden, findet die Regierung 
das Spiel Niemftehen als ein Hazard» 
Spiel zu erflaren, als ſolches zu vers 
hieten, daher auch mit der im 8. 266 
des II. Thls. des St. G. B. dafür 
ausgefprochenen Strafe zu verpönen. 
(R. 5. Rggs. Vdg. v. 18. Nov. 1830 
3. 52732. R. d. Prov. ©. ©. 12. 
Thl. Nr. 316.) 

NRinderpeft. Auszug aus der 
in Folge Hflzl. Decr. v. 13, Rov. 
1834 3. 27250 Tundgemadten 
Belehrung über die Thierfeu- 
hen. Tie Maßregeln fowohl zur Bers 
bütung, ald auch zur Unterdrüdung 
der ſchon ausgebrohenen Rinderpeft 
beſtehen in foldden, welche der urſprüng⸗ 
liden Erzeugung der Krankheit, vor 
zugli aber der Verbreitung des An⸗ 
ftedungsgiftes entgegen wirken; auf 
ärztliche Behandlung und Vorbeugung 
durch Heilmittel darf dermalen nur we- 
nig gebaut werden. Die Rinderpeft iſt 
eine fo bösartige Krankheit, daß mei- 
ſtens neun Zehntel der Erkrankten, oft 
aber alle daran zu Grunde gehen. Uns 
geachtet der vielen dagegen angerühm- 
ten Mittel ift doch bisher noch kein 
einziges darunter als verläßlich aner- 
kannt; die künftigen Maßregeln beite- 
ben theild in der forgfältigen Befeitie 
gung und Fernhaltung alles deſſen, 
was auf das Hornviehb fhadlih ein» 
wirkt, in der Reinhaltung der Thiere 
und Ställe, in der zweckmäßigen Er- 
nährung mit gefundem Futter, in gehö- 
riger Lüftung der Ställe u. f. w., theils 
in der Vermeidung einer Anftedung. 
Die Verwahrung gegen die Anftedung 
als das ſicherſte und verläßlichfte Mit- 
tel, das gefunde Hornvieh vor der ein- 
mal ausgebrochenen und Berbreitung 
drohenden Krankheit zu ſchützen, ges 
ſchieht duch gewiffe Sicherungdmaßre- 
geln, die entweder zu jeder Zeit beob⸗ 
achtet werden müflen, um anſteckende 
Krankheiten überhaupt ln 
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dere die Rinderpeft von unferen Heer⸗ 
den abzuhalten, oder es find ſolche, 
welche befonders dann befolgt werden 
müjlen, wenn wirklich die Koferdürre in 
der Umgegend, in benachbarten Orten, 
oder gar in der Ortſchaft ſelbſt ſchon 
zum Ausbruche gekommen fein follte. 
Die genaue Befolgung der Verhaltungs⸗ 
regeln, welde hiermit zum Ruben der 
Landwirthe und Viehbefißer angerathen 
werden, ift von der allergrößten Wich⸗ 
tigkeit, um ihren Biehftand gegen die 
Löferdürre fowohl ald gegen jede an⸗ 
dere Anſteckungskrankheit möglichft zu 
verwahren. 

1. Wo es nur immer möglich if, 
follte der ViehHefiker dafür Sorge tra, 
gen, daß er zu jeder Jahreszeit einen 
binlängliden Vorrath von gutem ge= 
nießbaren Futter habe, um feine Thiere 
für den Fall einer herrſchenden Vieh⸗ 
ſeuche zu Haufe verpflegen zu können, 
und fie nicht mit allem übrigen Viehe 
auf die gemeinſchaftliche Weide ſchicken 
zu müffen. 

2. Jedes aus einem fremden Orte 
angefaufte Stud Melk⸗, Zug- oder 
Schlachtvieh darf, zumal wenn in Drte, 
woher es fömmt. oder in der Umgebung 
irgend cine Viehkrankheit herrſcht, 
von dem Eigenthümer nie fogleich zu 
dem fhon vorhandenen Vieh in den 
Stall geftellt, noch viel weniger aber 
auf die Gemeindeweide geſchickt werden, 
fondern es fol in irgend eine abgefon- 
derte Schupfe oder in den leeren Stand 
eines Pferdeftalles eingeftellt und durch 
10 Tage lang beobachtet werden, um 
fid) von der bleibenden Gefundheit und 
Unverdädtigkeit desfelben genau zu 
überzeugen. Die Gemeinde muß befon- 
ders auf den Fleiſchhauer im Drte ein 
wachfames Auge haben und durchaus 
nicht zugeben, daß fein angefauftes 
fremdes Schlachtvieh unter die Gemein⸗ 
beerde komme, vielmehr foll er für 
feine zum Schlachten angelauften Thiere 


154 


Hinderpefl. 


immer einen eigenen Stall Haben, der 
von feinem Wirthſchafts⸗Viehſtalle ganz 
abgefundert fein nıng. Wie in größeren 
Städten und Märkten überall fchon die 
fo nützliche Einrichtung der Fleifchbe⸗ 
[hau getroffen ift, fo follte es auch in 
den kleinern Ortfchaften durchaus nit 
vernadhläffigt werden, daß beim Schlach⸗ 
ten felbft jedesmal ein Sachverſtändi⸗ 
ger 3. B. der Wundarzt oder der Rich⸗ 
ter zugegen fei, um die innern Theile 
des geſchlachteten Thiered genau zu bes 
fihtigen, damit wenn Spuren von Rö- 
ferdürre oder einer andern anſteckenden 
Seuche fi zeigen, ſogleich jene Maß- 
regeln ergriffen werden können, von 
welchen weiter unten die Rede fein 
wird. 

3. Dem Piehhirten oder Halter im 
Drte und dem Maier oder Oberknechte 
in Maierhöfen ıft das Curiren des 
franfen Viehes in der Nachbarſchaft 
durchaus zu unterfagen, weil er auf 
diefe Weife leiht ein Anſteckungsgift 
unter die einheimifhe Heerde bringen 
fann. Ohne Bewilligung des Ortsvor⸗ 
ſtehers foll er kein fremdes Stüd Horn: 
vieh unmittelbar vom Eigenthümer in 
die Heerde aufnehmen. Bon jeder Er- 
krankung eines Stückes fol er ſogleich 
dem Eigenthümer und Ortsvorſteher 
die gehörige Meldung machen, damit 
diefe® dann abgefondert zu Haufe ge- 
halten und beobachtet werde. 

4. In Orten, wo Biehmärkte abge- 
halten werden, oder wo foldhe Vieh⸗ 
märkte auch nur in der nächſten Nach⸗ 
barſchaft Statt finden, iſt zur Vermei⸗ 
dung der ſo leicht moͤglichen Anſteckung 
darauf zu achten, daß man das Vieh 
nur auf ſolche Weiden treibe, die von 
den Marktplätzen entlegen ſind, und 
zwar ſo, daß es auf dem Wege dahin 
auch gar nicht einmal vor dieſen Plä⸗ 
ben vorbei fomme. Wo diefes nicht 
thunlich ift, fol man dos einheimifche 
Dieb zur Markizeit lieber ganz zu 
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Haufe halten, Das zu Markte gebrachte 
Vieh foll aber weder in die Ställe des 
Ortes untergebracht, noh zur Hütung 
mit der Gemeindeheerde zugelaffen 
werden. Der Marktplatz follte niemals 
im Orte felbft, fondern außerhalb des: 
felben auf einem abfeitd gelegenen 
Plage fein, der vom einheimifchen Vieh 
weder als Straße no ald Weide bes 
treten wird. 

5. In Ortſchaften, wo Schlachtvieh⸗ 
triebe die Straße paffiren, befonders 
in Kriegszeiten, ift es am ficherften, 
den Treibern gar nicht den Weg durch 
die Ortſchaft zu geftatten, fondern dazu 
einen andern außerhalb um diefelbe zu 
beftimmen. Wo dieſes nicht angeht, 
müßten die Oriseinwohner ihr Vieh 
fo lange in Ställen eingefperrt halten, 
bis die ganze Treibheerde vorüber ge- 
gangen und die Straße von allem Uns 
tathe, den das fremde Vieh zurücdge- 
laffen hat, gereiniget ift. Die Befeiti- 
gung dieſes Unrathes muß aber mit 
großer Vorfiht Statt finden, er muß 
auf einen mit Pferden befpannten Wa- 
gen geladen und an einem abfeitigen, 
dem Vieh ganz unzugängliden Orte 
an der Luft ausgebreitet oder tief ein- 
gegraben werden; felbft der Knecht, der 
zu diefer Arbeit gebraucht wurde, muß 
feine Kleider wechfeln und einige Tage 
fang von dem einheimifhen Vieh ſich 
entfernt halten. 

6. Wenn eine folche Verdacht erre: 
gende fremde Treibheerde in der Nähe 
einer Ortfchaft übernachten muß, fo find 
dazu ſolche Pläbe zu beftimmen, die 
fpäter von einheimiſchem Vieh nicht be- 
treten werden dürfen. Niemand fol 
zwifchen dem einheimifchen und fremden 
Vieh hin und her gehen; dem Treiber 
- and Händler follen Lebensmittel und 
fonftige Bedürfniffe zum Plabe hinaus: 
gebracht werden, die Gemeinde hat das 
Recht, das Uebernachten derfelben in 
den Wirthshäufern ganz zu vermehren. 
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Bon dem bei der Verpflegung der Treib- 
heerde übriggebliebenen Futter darf 
nicht das Mindeite für das einheimifche 
Vieh verwendet werden. So lange ein 
folder Xrieb in der Nähe des Ortes 
verweilt, müflen verläßlide Wächter 
aufgeftellt bleiben, um zu verhindern, 
daß kein Stüd von der Heerde wegge- 
fhwärzt oder Kränklichkeits halber 
heimlich verkauft werde. Wenn eines 
zurücbleibt, welches für ermattet aus» 
gegeben wird, fo muß es wenigftend 
10 Tage ganz abgefondert von allem 
übrigen Vieh aufgeftellt, und derjenige, 
welcher es zur Wartung übernimmt, von 
allen Biehftällen und allem übrigen 
Hornvieh der Ortſchaft entfernt blei- 
ben. Zeigt fih nur die geringfte Spur 
oder ein Verdacht, daß das Stud yeft- 
frank fei, fo muß es der Sicherheit we- 
gen und um größeres Unglüd zu ver« 
hüten, fogleih ohne Schonung er 
ſchlagen und tief vergraben werden. 

7. In den Einkehrhäufern auf der 
Straße ſoll von der Gemeinde zur Zeit 
einer Biehkrankheit darauf gefehen wer- 
den, daß die Wirthe fremde Zugochfen, 
die bei ihnen eingeftellt werden, von 
ihrem eigenen Viehe entfernt halten 
und alle Gemeinſchaft zwiſchen denfel- 
ben durch Trinkgeſchirre, Hin und herge- 
ſchlepptes Futter, Zus und Abgehen 
der Knete und Mägde forgfältig ver- 
meiden, und daß fie den Treibheerden 
auf ihren in der DOrtfchaft felbfl befind- 
lihen Höfen durchaus keine Unterkunft 
geben. 

8. Jede Gemeinde follte endlich ih- 
res eigenen Wohles wegen darauf bes 
dacht fein, einen ſachkundigen und be: 
glaubigten Mann, der felbft kein Rind⸗ 
vieh beſitzt, aus ihrer Mitte aufzuftel- 
len, der im Erkrankungsfalle irgend 
eines Stüdes aus der Heerde dasfelbe 
in Beobachtung nehme, um, wenn etwas 
Verdächtiges fih daran zeigt, oder 
wenn bald hernach noch ein zweites 
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und drittes neben dem erflen geftande- 
nes Thier erkrankt, der Vorſicht halber 
allfogleid an die vorgefeßte Behörde 
die geziemende Meldung zu machen, 
damit die gegen die wirklich audgebro- 
hene Seuche erforderlihen Maßregeln 
eingeleitet werden können. Nur durch 
genaue Befolgung der bier angegebenen 


Regeln wird die Löferdurre am ficherften. 


abgehalten. Der Beweis davon if 
ſchon häufig in jenen herrſchaftlichen 
Maiereien geliefert worden, wo man 
den Viehſtand von der Löferdürre, die 
im ganzen Umkreiſe wüthete, völlig un⸗ 
angetaftet erhielt, weil man befländig 
die forgfältigfte Abfonderung der darin 
aufgeftellten Thiere beobachtete, nicht 
nur feine fremden Thiere, fondern auch 
feinen fremden Menſchen in den Stall 
ließ, welcher feiner Befchäftigung nad 
mit anderm Hornvieh oder deffen Ab⸗ 
fällen zu thun gehabt hatte. 

$. 34. Wenn die Rinderpeft 
in der Nähe einer Ortſchaft 
wirklich zum Ausbtuche gelfom- 
men ift, fo find folgende Sicherungs⸗ 
anfalten mit der firengften Genanig⸗ 
feit zu beobachten, welche bei diefer 
fürdterlihen Seuche um fo nothwen- 
diger find, weil ohne diefelben der Ver⸗ 
luft des ganzen Viehſtandes beinahe 
gewiß zu befürchten ift. 

1. In der ganzen Gegend und zwar 
im Umkreiſe von mehreren Stunden 
fol fein Rindviehmarktt gehalten wer- 
den. 

2. Es fol durhaus keine fremde 
Triebherde, noch inländifh aufgefauf- 
tes Hornvieh auf jener Straße trans» 
portirt werden, die duch den ange⸗ 
ftedten Ort führt. 

3. Mit diefem Orte muß aller Ver⸗ 
kehr aufgehoben oder doch möglich 
befchräntt werden. Wechfelfeitige un- 
nöthige Beſuche und Zuſprüche daſelbſt 
und von dort her ſind durchaus zu un⸗ 
terlaſſen, und es iſt gar nicht übertriebene 
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Aeugſtlichkeit, ſondern nur nothwen⸗ 
dige Vorfiht, alle von dorther kom⸗ 
mende Perſonen als verdächtig anzu⸗ 
ſehen, indem fie gar leicht in ihren 
Kleidungsfticden das Anftedungdgift 
mitbringen können. Bei durchaus uns 
vermeidlichem Verkehre mit dem Orte, 
wo die Seuche ausgebrochen ift, iſt 
doch wenigftend darauf zu fehen, daß 
blos allein Pferde, niemals aber Horn⸗ 
vieh zur Belpannung dahin gebracht 
werde, und daß die Hunde zu Haufe 
gehalten werden; bei der Zurückkunft 
muͤſſen die Kleider gewechfelt und alle 
Annäherung zu den einheimifchen Thies 
ven vermiedeu werden. 

4. Das Wichtigſte ift, daß von den 
verbächtigen Orten her weder Horn⸗ 
vieh, es fei gefund oder Trank, noch 
Fleifh, Häute, Hömer, Unfclitt, 
Mil und andere Abfälle eingebracht 
werden. Wenn zur Zeit einer berr- 
fhenden Seuche Viehhändler, Fleiſch⸗ 
bauer, Gärber, Hirten und Abdeder 
ſich nicht ausweifen koͤnnen, daß fie 
aus ganz umverdächtigen Gegenden 
kommen und nichts mit ſich führen, 
was Anftedung veranlafien kann; fo 
wäre ed am ficherften, fie gar nit in 
den Ort einzulaffen. Auch Einheimifche, 
die, wies auf dem Lande nicht felten 
der Fall if, als thierätztliche Pfufcher 
ihren Nachbarn in den nächſten Dör- 
fern bei den peſtkranken XThieren zu 
Hilfe kommen wollen, dürfen für jet 
nicht in ihre Heimat eingelaffen wer⸗ 
den, außer wenn man fich verfihern 
kann, daß fie vom einheimiſchen Vieh 
fih gänzlich entfernt halten werden. 

5. Jedem Landwirthe ift zu feinem 
Bortheile zu rathen, das Vieh jept fo 
viel möglid) in den Ställen zu halten, 
wo man ed am fiherften vor Anſte⸗ 
ung zu hüten im Stande ift. Sollte 
diefed wegen zu geringen Futtervorra⸗ 
thes nicht angehen, fo vermeide man 
mwenigitens ſolche Weiden, die an den 
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Grund und Boden der benachbarten 
angeſteckten Ortſchaft grenzen, und 
gebe den Hirten noch mehrere Wächter 
bei, um jede Gelegenheit zur Anfte 
ung um fo ſicherer gleih entdecken 
und abwenden zu können. 

6. Jedes in diefer Zeit der Gefahr 
an was immer für einer Krankheit oder 
aus unbekannt gebliebener Urſache ge- 
fallene Stück Hornvieh muß eröffnet 
und von Sachkundigen befihtigt wer: 
den. Zeigen fi an dem Aaſe Merk: 
male der Zöferdürre, fo ift es gewiß, 
daß die Seuche im Drte eingedrungen 
fei; die Gefahr ift nun groß, und man 
muß folgende Regeln mit aller Genauig⸗ 
feit in Vollzug feben. 

$. 35. Hat fih im Orte au nur 
ein einziger Erkrantungs- oder Todes- 
fall an der Rinderpeft ergeben, fo find 
alle Anftalten ſchon fo einzuleiten, als 
wenn der ganze Ort verpeftet wäre, 
weil nur dadurch der Fortgang der 
Seuche mit Zuverläffigkeit aufgehoben 
werden kann. Deshalb muß 

1. Um weiteres Unglüc zu verhüs 
ten, die Gegenwart der Köferdürre fo« 
gleih der Ortsobrigkeit angezeigt wer- 
den, welche dann forgen wird, daß das 
diesfalls Röthige gefchehe, vor Allem 
aber der Ausbruch, der Seuche allen 
Ortsbewohnern bekannt gemadt, fo 
wie auch den benahbarten Ortſchaften 
die drohende Gefahr angezeigt werde. 

2. Muß fogleih der Viehftand des 
ganzen Ortes von den beorderten Kunft- 
verftändigen unterfucht werden. Iſt 
[hon ein oder das andere Viehſtück 
gefallen oder auch nur fehr krank, fo 
läßt man es im legteren Falle auf einen 
ganz abfeitigen und entlegenen Ort 


. bringen (wobei der Wagen mit Pferden 


bifpannt fein muß) und dafelbft erfchla- 
gen und eröffnen. Beftätiget ſich da- 
durch die Gegenwart der Rinderpeſt, 
ſo iſt der Hof, in welchem das Stück 
gefallen, als ganz verpeſtet anzuſehen, 
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weil man annehmen kann, daß die An⸗ 
ſteckung ſchon weiter gegangen ſei. 
Sind aber ſeit der Anſteckung noch 
nicht 6—8 Tage verfloſſen, fo iſt es 
wahrſcheinlich, daß dieſes erſt erkrankte 
Stuͤck die benachbarten noch nicht an⸗ 
geftedt habe. | 

3. In diefem Falle ift die Unterdrü⸗ 
Aung der Seuche am leichteften, wenn 
das kranke Stüd ſogleich ausgeführt, 
erfchlagen und verfharrt wird. Es 
kann dann feine weitere Anſteckung er⸗ 
folgen, weil fi fein Anſteckungsſtoff 
mehr erzeugen kann. Doch * auch 
alles Uebrige ſich geſund zeigende Vieh 
aus dem Stalle entfernt, dieſer aber 
wohl verſperrt oder auch vernagelt 
werden. Das Vieh iſt dann an einem 
entlegenen Orte z. B. in einer entfern⸗ 
ten Schupfe unterzubringen oder in 
den Pferdeſtall des Hofes einzuſtellen 
und 10 Tage lang unter genaueſter 
Beobachtung zu halten; zeigt fi bin⸗ 
nen 10 Tagen fein neuer Erkrankungs⸗ 
fall, fo ift man ſicher, daß von der 
Seuche nichts mehr zu befürchten fei. 

4. Sobald aber fhon ein Stüd ge: 
fallen oder im höchſten Grade Trank 
ift, fo bat dieſes gewiß auch ſchon 
mehrere nahe ftehende angeftedt. Im 
diefem Falle follen außer dem in der 
Krankheit fhon weit vorgerüdten auch 
die ihm zunächft ftehenden erfchlagen 
und mit den übrigen auf oben ange- 
gebene Weife verfahren werden. Im 
der neuen Untertunft, wo die verdäch⸗ 
tigen Stüde hingebracht werden, ift 
es am beften, fle einzeln und abgefons 
dert in Entfernungen von mehreren 
Schritten anzubinden, der nämlide 
Kucht, der fie hieher gebracht hat, 
fol fie auch verpflegen und vor Ablauf 
der 10 Beobahtungs- oder Contumaz⸗ 
tage dem Biehe des Ortes fih nid 
nähern, auch mit fonft Riemandem aus 
dem Orte in Berührung kommen. 

5. Iſt in einem fo angeftedten Hofe 
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ein zahlreicher Viehſtand, fo wird die- 
fer in Haufen von 5— 10 Stüden ab- 
getheilt, und jeder von den andern 
durchaus abgefondert gehalten, fo daß 
jede Abtheilung ihren eigenen Wärter 
erhalt, die nicht in Semeinfhaft mit 
einander kommen dürfen. Wo feine 
Stallungen find, bringe man die Thiere 
in eine Au oder Waldung oder in einen 
ungezäunten Platz. Der Rupen diefer 
Einrichtung beftebt darin, dag, wenn 
in einem folden Viehſtande au ein 
angeſtecktes Viehſtuͤck fich Hefindet, die 
Anftedung fih dann doch nicht auf die 
ganze Heerde verbreiten, fondern nur 
auf einige wenige übergehen Tann, die 
neben dem Kranken in der befonderen 
Abtheilung fi befinden. 

6. Gibt dann eines diefer Stüde 
ein Zeichen der Krankheit, fo muß es 
von den übrigen gleich weggeftellt oder 
auf wenigftens 15 Schritte weiter ge⸗ 
führt und dort angebunden werden, 
bemerkt man aber, daß die Krankheit 
wirklich ausgebrochen ift, fo muß es in 
den abgefperrien Stall gebracht wer- 
den, welder zum Spital beftimmt ift 
und wo ed von einem erfahrenen Thier- 
arzte behandelt werden kann. Die Vieh- 
abtheilung, in welcher fih früher das 
nun erkrankte Stüc befand, muß nun 
unter noch ſtrengerer Abfonderung blei« 
ben, bis man fieht, ob nad Berlauf 
von 10 Zagen nit neuerdings ein 
Stück erkrankt iſt. 

7. Wo immer in einem Orte die 
Löſerdürte zum Ausbruche gekommen 
iſt, dort find die Viehmärkte durchaus 
einzuftellen, weil dadurch nur Gelegen—⸗ 
heit zur Weiterverbreitung des Giftes 
gegeben wird; auch alle Weberfiedlun« 
gen der Einwohner mit ihrem Viehe 
find zu diefer Zeit nicht zu geftatten, 
eben fo wenig das gemeinfchaftliche 
oder einzelne Austreiben des Viehes 
auf Gemeinweiden. 

8. Im Seuchenorte und deffen Um⸗ 
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gebung fol nur mit Pferden gefahren 
werden; fämmtliches Hornvieh aber 
muß fo lange in den Ställen verfperrt 
bleiben, bis die Seuche ganz getilgt 
und die Erlaubnig des Austriebes 
durh die Obrigkeit bekannt gemacht 
wird. Die Thüren der Ställe find aber 
auch fo genau zu verſchließen, daß we⸗ 
der Hühner, Hunde, Kapen ı. dgl. 
durchſchlüpfen fönnen; auf der Straße 
berumlanfende Hunde find einzufan- 
gen, einzufperren, an dıe Kette zu les 
gen oder zu erfchragen, weil durch diefe 
Thiere das NRinderpeftgift leicht vers 
ſchleppt werden Tann. 

9. Beim Ausführen der gefallenen 
Stüde oder beim Ueberftellen des kran⸗ 
fen und verdädhtigen Viehes an ein- 
fame Drte foll fo viel möglich ein we⸗ 
nig betretener und abfeitiger Weg ge- 
wählt werden; aller Unrath, wovon 
er dabei verunreinigt wird, ift fogleich 
bei Seite zu fhaffen und zu ver- 
ſcharren. 

8. 36. Bisher iſt noch kein einziges 
fiheres Arzneimittel zur Heilung oder 
Berhütung der Löferdürre bekannt. Das 
einzige und fiherfte Borbauungsmittel 
ift vollkommene Verwahrung der Thiere 
vor Anftekung, was aber nur durch 
firenge Stallfperre erreicht werden 
fann, wenn zugleich die Leute, die fie 
warten und pflegen, von aller Gemein 
{haft mit jenen ſich enthalten, welche 
mit verdächtigem und krankem Viehe 
oder mit den fon $. 30 genannten 
giftfangenden Gegenftänden zu thun 
haben. Sole Stüde alſo, von denen 
man fiher ift, daß fie auf feine Weife 
angeſteckt worden, bedürfen gar keiner 
anderen Behandlung, als jener, weldhe 
überhaupt zur guten Pflege und War: 
tung gehört. Die wirklich verdachtigen 
oder erkrankten Stüde fönnen nur mit 
Genehmigung und unter der Oberlei⸗ 
tung der hohen Behörde nach zweck⸗ 
mäßig getroffenen Beranftaltungen von 
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einem dazu beſtimmlen Thiexarzte ber 
handelt werden. Dagegen find alle un- 
berufenen Thierärzte und Pfufcher, die 
von Stall zu Stall gehen und gar oft 
die Seuche von einem Dorfe in das 
andere tragen, ohne Ausnahme abzu- 
weifen, und ihnen weder in- angeftechte 
Ställe, oder zu kranken, noch zu den 
übrigen unter Sperre gehaltenen Thieren 
der Zutritt zugeftatten. Wenn aber auch 
verdächtige oder ſolche Stücke, bei denen 
die Krankheit fchon wirklih zugegen 
ift, unter geböriger Vorſicht der Be⸗ 
handlung eines erfahrenen Thierarztes 
übergeben werden, fo iſt es doch räth- 
li, jene die ſchon mit aashaftem 
Durchfalle befallen und fo ſchwer krank 
find, daß zu ihrer Geneſung keine Aus- 
fiht mehr vorhanden ift, lieber unter 
gehöriger Borfiht wegzufhaffen und 
auf dem zur Begrabung der Aefer bes 
fimmten Plage zu tödten und tief zu 
verfharren, weil folde Stüde den 
Stall nur noch mehr verpeften und das 
Auflommen der übrigen Thiere er- 
ſchweren. 

8. 37. Die Aeſer der an der Rin- 
derpeft gefallenen Thiere fo wie aud 
jene ſchwer kranken Stüde, die nicht 
mehr zu geben im Stande find, wer: 
den ohne Aufenthalt auf einen mit 
Pferden befpannten Wagen gelegt und 
auf einem abjeitigen, vom gefunden 
Vieh auf lange Zeit nicht zu betreten- 
den Wege an einen Platz ausgeführt, 
der weit genug von der Ortſchaft und 
allen Straßen entfernt, feiner Ueber: 
ſchwemmung ausgefeßt und gegen Zu- 
tritt des Diebes durch Graben, Um: 
zaunungen oder Gebüſche hinlänglich 
verfichert if. Hier find die Aeſer, bei 
denen die Behörde die Ablederung er- 
laubt, dur den Abdeder fogleich ab⸗ 
zubäuten, bei welchen dieſes aber nicht 
Statt findet, fammt der Haut, welde 
durch mehrere Einjchnitte ganz uns 
brauchbat gemacht wird, und fammt 
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dem Blute und den fonftigen Abfällen 
in eine 6 Fuß tiefe Grube zu verſchar⸗ 
ten, auf welche die Erde dann feftge- 
ftampft, und mit Dornfträudern bes 
det werden muß. Man verfieht ſolche 
Drte überdied noch mit einem War⸗ 
nungszeihen, um fie für Jedermann 
kenntlich zu machen. Die Haute müffen 
nad) dem Abledern ohne Berzug in die 
mit Kalt und Afchenlauge gefüllten 
Bodungen gelegt werden. In diefen 
werden fie mit Steinen beſchwert, noch 
befier aber mit einem Schloffe verfpertt, 
wenigftend 2 Tage gelaffen, dann an 
einem fihern Orte der freien Luft durch 
8 Tage ausgeſetzt, öfter unter diefels 
ben ein Strobfeuer gemacht und hier- 
auf zum Beften der verunglüdten Ei» 
genthümer in Berwahrung gebradt. 
Früher ald 4 Wochen nad) volllommen 
beendigter Seuche türfen. fie nicht ver: 
fauft werden. Auf gleiche Weife wird 
auch mit anderen brauchbaren Abfällen 
3. B. Unſchlitt, Hörner 2c. verfahren; 
das erjtere muß auf dem Verſcharrungs⸗ 
plage noch ausgeſchmolzen und in reis 
nen Gefäßen aufbewahrt, die Hörner 
einige Zage in Salzwafler gelegt und 
dann getrodnet werden. 

$. 38. Selbft nad wirklich beende: 
ter Seuche find die Anftalten zur Rei⸗ 
nigung der angeftedtten oder verdäd)s 
tigen Ställe uud Höfe eben fo drin- 
gend nöthig, ald zur Zeit der herr— 
fhenden Seuche, um vor aller weites 
ren Anſteckung fiher zu fein. Oft 
tommt nämlich noch nah Monaten und 
halben Jahren die Seuche neuerdings 
zum Ausbruche, blos dadurch, daß 
noch wirkſames Anftedungegift in 
Ställen, am Dünger 2c. fi feitgehals 
ten hatte. Um diefe Gefahr ganz zu 
vermeiden, find folgende Mapregeln 
genau in Vollzug zu feben. 

1. Nachdem der Stall, worin aud 
nur ein einziges krankes Stüd jih bes 
fand, von allem Vieh geleert worden 
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iſt, werden die Fenſter geoͤffnet, damit 
die Luft wenigſtens durch 10 —14 Tage 
lang die Staͤlle nach allen Richtungen 
durchſtreife. Alte und ſchlechte hoͤlzerne 
Futterbatren und Raufen werden ver⸗ 
brannt; die noch brauchbaren überall 
abgehobelt, mit heißer Lauge gewaſchen 
und 10 Tage lang zum Trocknen der 
Luft ausgeſetzt. Steinerne Futterbarren 
werden blos mit heißer Lauge gut ab⸗ 
gewaſchen und dann mit Sand abge⸗ 
ſcheuert. Bei hoͤlzernen Fußboͤden wer⸗ 
den die Dielen ausgehoben, die zer⸗ 
brochenen und morſchen zerhadt und 
verbrannt, die brauchbaren auf beiden 
Seiten abgehobelt und mit Lauge ge 
wafchen; die Erde unter diefen Fuß⸗ 
böden, oder wenn legterer blos aus 
Erde befleht, wird fo tief ausgegra- 
ben, als die Miftjaudhe fih darin ver- 
fiegt hat. Nah volllommener Durch⸗ 
lüftung des Stalles wird frifche Erde 
eingeführt, feit geftampft und wieder 
mit den gereinigten oder neuen Dielen 
belegt. War der Fußboden von Stein. 
platten oder Biegeln, fo werden diefe 
ausgehoben, ebenfalls mit heißer und 
ftarker Lauge gewaſchen und an der 
Luft getrocknet; die Erde unter denfel- 
ben gleich der vorigen behandelt. Die 
gemauerten Stallmände müffen abge: 
kehrt, abgefragt und mit Kalk dicht 
übertündht, hölzerne Wände aber abge- 
hobelt, mit heißer Lauge abgewajchen 
und nad dem Trocknen ebenfalld mit 
Kalt übertüncht werden. 

2. Alle bei dem kranken Vieh ge- 
braudten Stallgeräthe find forgfältig 
zu reinigen, Ketten und anderes Eifen- 
werk wird geglüht oder doch mit heißer 
Zauge gewafchen; Stroh, Stride, Des 
den, leinene Lappen, fo wie alle Klei- 
dungsſtücke, welche die Leute bei der 
Beichäftigung mit dem Vieh an fi 
gehabt haben, find zu verbrennen, oder 
wenn fie noch brauchbar find, wenig⸗ 
ſtens mehrmals in Lauge zu wachen 
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und 14 Tage lang an einem warmen 
Orte zu durchluüften. 

3. Auch das Holzwerk der Heuboͤ⸗ 
den über den Stallungen iſt wohl zu 
reinigen. Das daſelbſt aufbewahrte 
Futlert muß weggeführt, an einem ent⸗ 
legenen Orte 14 Tage lang durchlüftet 
und dann nur zur Fütterung für Schafe 
und Pferde verwendet werden. In den 
entleerten Heuböden darf man erſt nadh 
14 Tagen wieder neues Yutter unter 
bringen. 

4. Der Dünger aus angeftedten 
Ställen, jo wie die ausgegrabene Erde 
wird mittel eines mit Bferden be» 
fpannten und gut verwahrten Wagens 
an einem abgelegenen Orte ausgeführt, 
vergraben und mit Erde verſtampft. 
Die zum Ausführen gebraudten Wä- 
gen find auf diefelbe Weife, wie die 
Stallgeräthe, zu reinigen ; die Pferde 
aber zu waſchen und einige Tage hin⸗ 
durch fo viel möglich im freier Luft zu 
lafjen. Die beim Ausführen des Dün- 
gers verunreinigten Straßen find hin⸗ 
ter dem Wagen her zu reinigen und 
einige Wochen lang von keinem Rin⸗ 
dervieh zu betreten. 

5. Aud die Menfchen, die mit kran⸗ 
ten Thieren und den Aefern befchältigt 
waren, oder fi nur mit giftverdächti⸗ 
gen Stoffen verunreinigt haben, muͤſ⸗ 
fen fih Gefiht und Hände mit Eifig 
und Seifenwafler waſchen, die Kleider 
wechſeln und dürfen erfi dann wieder 
anderen Menfhen und Thieren fi 
nähern. 

6. Zur befferen Reinigung der 
Ställe, Geräthſchaften u. ſ. w. find 
endlich aud Die falzfauren Räuderun- 
gen zu empfehlen. Man. vermijdhe 
nämlich 2 Theile Kochſalz und 1 Theil 
gepulverten Braunftein in einem irdes 
nen ©efchirre, ſetze etwas Waſſer hin⸗ 
zu, um eine breiartige Mifhung zu 
erhalten und gieße nach und nad 1 
Theil Vitrioloͤl (Schwefelfäure) dazu; 


Kinderpeſt. 


die aufſteigenden Dämpfe erfüllen, bald 
den ganzen Stall, defien Fenſter und 
Thüren man verfchließen und fih aus 
denfelben entfernen muß. Fuͤr einen 
gewöhnlichen kleineren Viehſtall find 
4 Loth Kochſalz, 2 Loth Braunftein 
und 2 Loth Bitriolöl binreihend. (Die 
Räucherungen mit Wachholderholz, 
Wachholderbeeren ꝛc., find nicht fo 
wirkfam und der Feuersgefahr wegen 
mißlich.) 

7. Wenn binnen 20 Tagen nach dem 
Todesfalle oder der Genefung des letz⸗ 
ten kranken Viehes fein neues Stüd 
mehr erkrankt, und ein völliger Still- 
fand eingetreten ift, fo ift auch die 
Seuche ale beendigt anzufehen und es 
tönnen nun die verdächtigen, in der 
Sperre geftandenen Stüde in ihre 
Ställe zurüdgebracht werden, nachdem 
fie zuvor gewafchen oder geſchwemmt 
und dann abgetrodnet worden find. 
Die Zilgung der Rinderpeft gelingt 
aber zuverläßlich in kurzer Zeit und 
mit fehr wenig Opfern, wenn alle 
Ortsbewohner aus eigenem guten Wil⸗ 
len und in der fihern Hoffnung des 
guten Erfolges alled dasjenige genau 
beobadhten, was zur Abfonderung und 
Sperre gehört, wenn fein Erkran⸗ 
kungsfall verfhwiegen, fondern zur 
Warnung für die übrigen Viehbefiger 
fogleih befannt gemacht wird, wenn 
man gleich im Anfange mit der größten 
Borfiht vorgeht, und das Gingeben 
von Arzneien, weldes ohnehin nur 
zur Ausbreitung der Seuche beiträgt, 
übrigens gegen die Anftelung frucht- 
108 bleibt, ganz und gar unterläßt, in- 
dem das einzige Heil bier blos in der 
frengen Abjonderung der Kranken von 
den Gefunden geſucht werden darf. 
(Kıop. G. ©. 60. Bd. S. 377— 390.) 

Rinderpeſt. Wenn die Rinderpeft 
in einem Orte wirklih zum Ausbrude 
gekommen ift, fol auch alles mit dem 
pefttranten Rinde in einem gemein 
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Thaftlihen , Stalle geftandene Rind» 
vieb ebenfalls gefhladtet und wie 
wirklich angeſtecktes behandelt 
werden. Es darf daher das Fleiſch von 
den bei der Rinderpeſt prophilactiſch 
erſchlagenen und bei der Beſchau voll⸗ 
kommen geſund befundenen Rindern 
keineswegs zum Genuſſe oder Verkaufe 
zugelaſſen, ſondern es muß unter den 
bei der Rinderpefl geltenden Vorſichts⸗ 
maßregeln verjcharrt werden. (Decret 
der k. k. n. d. Reg. vom 21. Dec. 
1844 3. 75498.) 

Ninderpefl. — Nahftehender 
Borgang und Geſchäftszug bei 
vorfallenden Rindviehſeuchen 
innerhalb der Linien Wiens 
wurde zur Darnachachtung vorge 
zeichnet. 

1. Sobald ein ſtadthauptmannſchaft⸗ 
liches Bezirks⸗Commiſſariat, die Markt⸗ 
Commiffäre, oder der Wiener Wafen- 
meifter zur Kenntniß eines der Rinder 
peft verdachtigen oder Rinderpeſt⸗kran⸗ 
fen Stückes Rindvieh in Wien gelans 
gen, ift davon ungeſäumt dem Wiener 
Magiftrate und dem ThierarzneisInftis 
tute zur Erhebung des Sachverhaltes 
und zur Feititellung der zu treffenden 
Sanitäts⸗Polizei-Maßnahmen im coms 
miffionellen Wege Die Anzeige zu er 
Ratten. 

2. Bei diefer commiffionellen Bers 
handlung haben unter der Leitung 
eines vom Wiener Magiftate dazu de- 
legirten politifhen Commiſſars, der 
Abgeordnete des k. k. Thierarznei » Ins 
ftitutes, des betreffenden fladthaupt- 
mannfchaftlihen Bezirks-Commiſſaria⸗ 
ted, mit feinem Bezirksarzte oder 
Wundarzte, ein Markt-Commiſſär und 
zwei Bertrauensmänner ver Gemeinde 
zu interveniren, welche unter Benens 
nung des Ortes und Bezeichnung des 
Zaged und der Stunde vom Wiener 
Magiftrate zur Commiffion vorzuladen 
find, 


Rinderpefl. 
3. Die Aufgabe der Commiſſion ber 
t; 5 


a) in der Ausmittlung und Beſtim⸗ 
mung der Natur des frankheitsver- 
dachtigen, erkrankten oder ‚umgeftande- 
nen Rindviehes; 

b) in der Erforfhung der Entſte⸗ 
bungsanläffe der Krankheit; 

c) in der Feftftellung der zur Ver⸗ 
binderung der Weiterverbreitung der 


Krankheit und Abwendung gefund“‘ 


heitsſchädlicher Folgen für das Publi— 
cum für nothwendig befundenen Sa⸗ 
nitätd» und Veterinär⸗Polizei⸗Maßre⸗ 
gen; 

d) in dem etwaigen fogleihen Boll 
zuge der durch die gefeglichen Vorſchrif⸗ 
ten dringend gebotenen Maßnahmen 
und in der Ueberwachung der für noth⸗ 
wendig befundenen weiteren Vorkeh⸗ 
rungen durch die hiezu berufenen Dr; 
gane. 

4. Bei conftatirtem Borhandenfein 
der Löſerdürre (Rinderpef) ift fi 
außer den allgemein zur Richtſchnur 
vorgefchriebenen DBeterinär = Bolizei« 
Vorſchriften, insbeſonders der in dem 
h. Minifterial- Erlaffe vom 11. Sept. 
1850 3. 18751 enthaltenen Weifuns 
gen über die Anwendung der: Keule 
(f. Keule) auf das Genaueſte gegen- 
wärtig zu halten. 

5. Da die commiffionellen Erhebun- 
gen nicht immer fogleih Statt finden 
fönnen, fo ift jedes ftadthauptmann- 
ſchaftliche Bezirke -» Commifjariat ver: 
pflihtet, fogleidy beim Erſcheinen ver- 
dachtiger Krankheiten im Rindvieh— 
ftande des Bezirkes mit Beiziehung des 
Bezirksarzted die erften Erhebungen 
zu pflegen, und die ohne allen Verzug 
für nothwendig befundenen veterinär- 
polizeiliden Maßregeln, welde nit 
bis zum Eintreffen der Commiſſion 
verfd;oben werden können, felbft in 
Ausführung zu bringen. 


762 


Rinderpefl. 


nen Daten find fommt den getroffenen 
Beterinar-PolizeirMaßregeln in einem 
aufzunehmenden Protocolle mit thun⸗ 
lichfter Kürze erfichtli zu machen, und 
fodann ungefaumt vom Wiener Magie 
ftrate allein mit einer kurzen Ginbe- 
gleitung zur Kenntniß der h. Statt⸗ 
halterei zu bringen. 

7..Ueber den Berlauf der Rinder: 
feuhen und den Erfolg der dagegen 
getroffenen Vorkehrungen ift von 8 zu 
8 Zagen jeden Samflag der Bode 
eine Hauptrapportd «» Zabelle vorzule« 
gen, zu welchem Ende über die bishe⸗ 
rigen Erkrankungen des Rindviehes in» 
nerhalb den Linien Wiens das f. kt. 
Ihierarznei » Inftitut einen Ausweis 
dem Wiener Magiftrate zu übergeben 
angewiefen wird. (Decret der n. öfterr. 
Statthalterei vom 4. Dectober 1850 
3. 3791.) 

Ninderpeft in Betreff der bei 
dem Ausbruche der Rinderpeft 
zu treffenden Vorkehrungen. 
Um der gebieterifchen Nothwendigfeit, 
der Ninderpeft in der Art ein Ende zu 
machen, daß fie nicht wieder auftauche 
und fich weiter verbreite, Rechnung zu 
tragen, hat das h. k. k. Minifterium 
des Innern mit Erlaß vom 28. Dec. 
1850 3. 24826/2007, die beftehen« 
den Vorſchriften energifh und behatts 
lid in Anwendung bringen zu laflen, 
und zu diefem Behufe anzuordnen be= 
funden: 

Es müſſe alfogleich 

1. jedes Seuchengebiet in Kleine 
leicht zu überfehende Seuchenbezirke 
abgetheilt; 

2. in jedem Seuchenbezirke ein Com⸗ 
miffar, ein mit der Rinderpeft und ih⸗ 
rer Bekämpfung vertrautes Arztliches 
oder thierärztliches Individuum und ein 
Unterofficier der Gendarmerie oder ein 
Militäre-Individuum aufgeftelt und fo 
eine Seuhen-Commifjion für den Ber 


6. Alle von der Commiſſion erhobe⸗zirk gebildet werden. 
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Dieſe Seuchen⸗Commiſſion iſt ver⸗ 
pflichtet: 

a) ſich von dem Stande der Rinder⸗ 
peſt in ihrem Bezirke die genaueſte 
Kenntniß zu verſchaffen; 

b) die ihr erforderlich erſcheinenden 
veterinärspolizeilihen Mapregeln ans 
zuordnen; 

c) zur Durchführung derfelben je 
nad den Tocal-Berhältniffen in jedem 
einzelnen oder in mehreren nahe gele- 
genen Seuchen-Drten einen Curſchmid 
zu beflimmen und einen Wachmann, 
d. i. einen Öendarmen oder einen Be⸗ 
hördediener u. f. w. zur Auffiht und 
Ueberwadhung der Inftandhaltung der 
eingeleiteten polizeilihen Maßregeln 
in jedem einzelnen Seuchenorte zu be⸗ 
ftellen ; 

da) diefen Beiden ihre Obliegenheis 
ten genan auseinander zu jeßen und 
einzujchärfen. 

Sie hat insbefondere bei der Ans 
wendung der veterinär « polizeil. Maß: 
regeln dahin zu wirken, daß: 

1. fowohl das kranke, ald au das 
noch gefund fcheinende, aber mit dem 
kranken in Berührung geftandene, mit» 
hin feucheverdädtige Vieh aus dem 
Drte in der Art entfernt werde, daß 

a) in dem Kalle, ald nur einige 
franfe und verdächtige Stüde vorhans 
den find, erftere getödtet und mit Aus- 
nahme der audzulaugenden Haut vor- 
ſchriftmäßig verſcharrt, letztere aber 
nach ſorgfältiger Beſchau bei der 
Schlachtung an Fleiſcher abgegeben, 
oder falls dieſes wegen Mangel an 
Concurrenz nicht thunlich wäre, deren 
Fleiſch geräuchert oder gepöckelt und 
in dieſem Zuſtande verwerthet werde; 

b) in dieſem Falle aber, als mehrere 
kranke und viele verdächtige Stücke 


vorhanden find, zwei Nothſtälle außer⸗ 


halb des Ortes an einem abfeitigen, 
wo möglidy in der Nähe eines Ylufies 
oder Zeiches gelegenen Orte ſogleich 
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errichtet werden, wo in dem einen die 
kranken, in dem andern die verdächti⸗ 
gen Stücke untergebracht und jede Ab⸗ 
theilung von beſonderen Wärtern ge⸗ 
pflegt und von verläßlichen Wächtern 
auf Koſten der Gemeinde bewacht wer⸗ 
den; daß 

2. die von dem Vieh entleerten in⸗ 
ficitten Ställe alſogleich und ſorgfältig 
nach der Vorſchrift gereiniget werden, 
und daß dies, nachdem von dieſer Rei⸗ 
nigung das Schickſal des künftig ein- 
zuſtellenden Viehes und daher des 
Viehſtandes der Gemeinde abhängt, 
nicht durch die Eigenthümer ſelbſt, ſon⸗ 
dern durch beſondere vertraute, kein 
Hornvieh beſitzende Leute, ſomit durch 
eigene Reinigungsdiener unter Aufſicht 
eines Gendarmen oder anderen Wach⸗ 
mannes und mittelſt eines eigenen, 
hiezu beſtimmten Pferdegeſpanns ber 
werkſtelliget werde. Wo die Ställe aus 
einem nicht zu reinigenden Materiale, 
z. B. aus Ruthengeflechten, beſtehen, 
ſind fie unnachſichtlich niederzureißen, 
ſammt dem darin befindlichen Dünger, 
den Futterüberreſten und der ausgeho⸗ 
benen Erde auszuführen, an einem ab⸗ 
ſeitigen Platze, am beiten in der Nähe 
des Nothftalles, theild zu verbrennen, 
theil® gehörig zu verfharren, und an« 
ftatt der niedergeriffenen neue zu er— 
richten; daß 

3. jedes Haus, in welchem die Rin⸗ 
derpeft vorkommt, durch ein auffallens 
des BZeihen als Seuchenort kenntlich 
gemacht und der Verkehr feiner In- 
wohner mit denen aus gefunden Haus 
fern mittelft Militär- oder Gendarmerie= 
Mache fo lange gehindert werde, bie 
nicht Die Reinigung der inficirten Ställe, 
Geräthichaften und Kleidungsftüde der 
Snwohner ganz genau vorſchriftmäßig 
Statt gefunden hat; daß endlich 

4. der Ausbruch der Rinderpeft in 
einem Orte unverzüglich allen benach⸗ 
basten Ortſchaften befannt gegeben und 





Hinderpefl. 


der inficirte Ort von den gefunden 
firenge abgefperrt werde. Damit die 
Eommiffion im Stande ift, ihren auf 
die Bertilgung der Rinderpeft gerichte⸗ 
ten Anordnungen Gehorfam zu ver- 
ſchaffen, fol fie nicht nur ermädhtiget 
fein, fo oft es nothwendig ift, die Af- 
fiftenz des Militärs zu beanſpruchen, 
jondern auch unter der Bedingung, 
daß fie darüber nachtraͤglich em Pros 
tocoll an ihre vorgefeßte politifhe Be⸗ 
börde vorlege, Arreft- und Geldſtrafen, 
und zwar jene bis auf 3 Tage, diefe 
bis zum Betrage von 50 fl. gegen jene 
zu verhängen, welde entweder den 
Ausbruch der Seuche in ihrem Haufe 
verheimlidt oder den gegebenen Ans 
ordnungen nicht firenge Folge geleiftet 
haben. Dies wird den k. k. Bezirks⸗ 
bauptmannfchaften zur genaueften Dar« 
nachachtung und Durhführung für den 
Ball eines Wiederausbruches der Rin⸗ 
derpeft mit der weiteren Eröffnung be- 
fannt gegeben, daß das hohe Mini- 
fterium des Innern mit Beziehung auf 
deſſen vorſtehende Berfügung mit einem 
weiteren Erlaſſe vom 19. Ian. 1851 
3. 664—67, betreffend Die Abthei- 
lung jedes Seuchengebietes in Seu⸗ 
chenbezitke, und die Einführung einer 
Seuchen - Commiffion zu eröffnen bes 
funden babe, daß zufolge Zufchrift des 
f. t. Minifteriums des Kriegswefens 
von demfelben die zeitliche Berwendung 
der Obercur⸗ und Oberſchmiede zur 
Durchführung der veterinär - polizeili- 
hen Mapregeln gegen die Rinderpeft 
geflattet und die entfprediende Wei- 
fung an die betreffenden Landes⸗Mili⸗ 
tär-Sommanden, fowie die Generals 
Arıillerie- Direction und das Militär- 
Fuhrweſens⸗Corps⸗Commando erlaffen 
wurde. Im Kalle num zur Durchfuͤh⸗ 
zung der veterinärspolizeiliden Maß⸗ 
regeln Thierärzte nicht in genügender 
Bahl vorhanden wären, haben die k. k. 
Bezirkshauptmannſchaften von Fall zu 
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Fall darüber die Anzeige an die k. f. 
Statthalterei zu erflatten, um dies 
falls das bezügliche kaiſ koͤn. Landes- 
Milttär- Commando wegen zeitweiliger 
Berwendung der Obercur⸗ und Ober⸗ 
fhmiede angehen zu können. (Stil. der 
n. d. Sth. v. 27. Apr. 1851 2.6.3. 
Nr. 112. Erl. der galiz. Statth. vom 
4. Jan. 1851. Gal. L. G. B. 9.1851. 
Rr. 7.) 

Rinderpefl, Berbot des Ausſchrot⸗ 
ten® des Fleiſches des an der Rinder⸗ 
peft erkrankten Viehes, ſ. Fleiſch. 

— — Gebrauch des Fleifches von 
dem blos als ſeuchenverdächtig erſchla⸗ 
genen Viehe, f. Fleiſch. 

— — Anwendung der Keule, ſiehe 
Keule. 

— — f: Zhierfenden 

Rindfleifch, Einführung des Rind» 
fleiſches nad vg. ſ. Fleiſch. 

— 

Ringe, f. Ranf: u. Stofringe. 

Rinnen und offene Ausläufe aus 
den Häufern follen abgeftellt werden, 
wobei folgende Ordnung zu beobadten 
if. Jene Hausinhaber, von welchen 
die Maͤhrungen durch Schlaudhe, Haupt- 
canäle bereits geführt worden find, 
müffen innerhalb des Hauptthores an 
einem anftändigen Drte einen mit einem 
eifernen Gitter verfehenen Ablauf ver 
fertigen laffen, und fomit den Unrath 
und das Regen- auch hintangefhütte- 
tes Brunnenwafler unter der Erde, 
duch gemauerte oder allenfalls hölzerne 
Schläude in den Hauptcanal leiten 
machen. (Bdg. v. 30. Aug. 1755. Kp. 
Sef. Mar. Ther. 3. Bd. ©. 219); ſ. 
—— 

Rinnſteine, ſ. Urinir⸗Anſtalten. 

Riſſe, ſ. Baupläne, 

Rohrdecken. Ueber die erftatteten 
Amtsanzeigungen wegen von fämmtli- 
hen bürgl. Greißlern in der Stadt ge 
machten Anfuchen, womit den ungaris 
[sen Händlern der Verkauf ihrer ander 
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gebraten Rohrdecken außer dem rothen 
Thurme bei der Schlagbrücke verboten 
und dieſelben mit dieſem Verkauf auf 
den Heumarkt verwieſen werden möchten, 
ift die Entfheidung herabgelangt: da 
die ungarifhen Bauern, welche Rohr⸗ 
decken zum Berkaufe auf hiefige Pläße 
unmittelbar bringen, diesfalls als erſte 
Erzeuger anzufehen fommen, mithin 
von läftigen Befchränfungen in dem 
Abſatze ihrer Erzeugniffe fo viel mög: 
li zu entheben find, die bürgl. Greiß⸗ 
ler aber Ablöfer diefer Waare feien, 
welche durch diefe zweite Hand dem 
Publikum in höheren Preifen geliefert 
wird, fo fönnten diefe Händler mit ihrem 
Berfchleipe nicht wohl auf einen bes 
fimmten Marktplatz gebunden werden, 
fondern der Abſatz ihrer Erzeugniſſe 
müſſe ihnen allenthalben, wo immer fie 
es ihnen auf Rechnung zu geben fin 
den, frei bleiben, und könne auch den- 
felben das Haufiren mit diefer erblän- 
difhen Waare, auf den Kal, als fie 
fih dazu mit dem vorgefchriebenen 
Paſſe verfehen, nicht verboten werden. 
(Rogge. Vdg. in Ried. Oeſterr. v. 12. 
Februar 1794. Krop. Gef. Franz 4. 
Bd. ©. 113 u. 114.) 

Rohrdecken, große und kleine, dür- 
fen die Fragner, Fütterer, Käfeftecher und 
Greißler, mit Ausſchluß der Bictualien- 
händler, führen. (Hflzl. Vdg. v. 23. 
Dct. 1817. Barth. H. und G. Gef. 
4.8.6. 217.) Siehe auch Victna⸗ 
lienhändler. 

Möhren der Roth» und Sparherde 
und Defen, Deren Reinigung, |. Rauch⸗ 
fangkehrer. 

— — eiſerne, ſ. Ofenröhren. 

Rohrhandel. Der Verkauf und 
Abſatz desſelben wird für frei erklärt. 
Uebrigens hat es bei der Beſtimmung 
des Platzes, auf welchem die Rohrbauer 
ihre Waaren inner den Linien Wiens 
abſetzen ſollen, zu verbleiben. (Reggs. 
Vdg. v. 5. Febr. 1807. Barth. H. u. 
©. Gef. 4. B. Seite 59.) 


Rofoglio. 


Nom, f. baierifche Unterthanen. 

Nofenfränze, mit geweihten, Ker- 
zen und Rauchwerken ift der Handel 
verboten. (Hfd. vom 28. April 1784. 
Krop. Gef. Joſ. 6. B. ©. 585.) 

Roſoglio⸗ und Branntwein-Erzeu- 
gern, befugten, ift eingeräumt, die von 
ihnen felbft erzeugten Rofoglio- und 
Liqueurgattungen im Großen und Klei- 
nen, jedod auf leßtere Art nur in ver- 
fiegelten Bonteillen, zu verſchleißen. 
(Commerz⸗Hof⸗Com. Dect. 0.28. Dee. 
1822. Barth. Ergänzungb. S. 366.) 

— — Diefe Befhränktung ded Ber 
fehleißes der Rofoglio» und Liqueurs 
Fabrikanten im Kleinen auf verfie- 
gelte Bouteillen bat feinen anderen 
Grund, als zu vermeiden, daß der Ber: 
fchleiß diefer Erzeuger im Kleinen nicht 
in Ausſchank übergehe, wozu, als zu 
einem Polizei⸗Gewerbe, eigene Berech⸗ 
tigungen ertheilt werden, bei deren Ber; 
leihung andere von den Grundfägen 
der Sommercials und SInduftrialskeis 
tung abweihende Grundfäge befolgt 
werden. Doc fand die E. k. Commerz⸗ 
Hofcommiffion die oberwähnte im All 
gemeinen beftehende Beſchränkung im 
fleinen Verſchleiße der Rofoglio- und 
Liqueur⸗Fabrikanten dahin zu modifici⸗ 
ren, daß den Wiener Rofoglio-Kabris 
fanten, welde die Veräußerung ihrer 
Erzeugniffe in Bouteillen ſchon über die 
Gaſſe betreiben, und dafür fhon Taz 
und Umgeld entrichtet haben , vdiefer 
Verſchleiß noch ferner geftattet werde, 
wogegen aber diejenigen, die fidh im er⸗ 
wähnten Kalle nicht befinden, jo wie 
die, welche erft in Zukunft Befugnifie 
zur NRofoglio-Ergeugung erhalten folls 
ten, an die allgemein beftehende Bes 
ſchränkung des Verkaufes im Kleinen 
in verfiegelten Bouteillen gebunden 
bleiben muͤſſen. (Commerz-Hofcom. D. 
v. 4. Aug. 1823. Barth. Ergäanzungeb. 
©. 366.) 

Rofoglio. Ueber Anfuchen des 
Mittels der bürgerlichen Branntweiner, 


Aoſoglio. 


daß den privilegirtem und einfach be⸗ 
fugten Branntweinern und NRofoglios 
Fabrikanten, in Betreff ihrer Geſchaͤfte 
an Wochentagen nur in jenen Stun- 
den das Dffenhalten ihrer Gewölbe 
erlaubt werde , die den Spezecei- und 
vermifchten Waarenhandlungen geftat« 
tet find, Hat man fi an eine hohe Lan- 
desftelle mit Hinweifung auf die bisher 
beobachtete Gewohnheit gewendet und 
um eine beſtimmte Vorſchrift nachgeſucht. 
Hierüber hat die Regierung mit Dectet 
v. 5.0.M. Zahl 57800 anher Folgen⸗ 
des zu erinnern befunden: In Anſe⸗ 
bung der zur Sprache gekommenen 
Frage, zu welchen Stunden an Wochen⸗ 
tagen den Fabrikanten überhaupt und 
fo auch jenen von Liqueur , Rofoglio 
und geiftigen Getränken die Offenhal⸗ 
tung ihrer Berfhleißgewölbe geftattet 
werden folle, erfcheint es dem Intereſſe 
der Fabriken und Gewerbe angemeflen, 
daß diesfalls in der bisherigen Ges 
wohnheit feine Aenderung getroffen 
werde, da e8 immerhin die Sorge der 
Polizei iſt. Darauf zu ſehen, daß in fol« 
hen Berichleipgewölben fein Unfug ge 
trieben werde, und da es zur Befoͤrde⸗ 
rung des Verſchleißes für den Fabri⸗ 
tanten und Händler, fo wie auch zur 
Bequemlichkeit des Publitums äußerft 


.» wiebtig ift, in der Zeit nicht zu fehr ber 


ſchtänkt zu fein. Was übrigens die 
:Berfhleißgemölbe der auf Getränke 
ausſchließend Privilegirten anbelangt, 


fo find ſelbe hinfihtlih der Sperrung 


ihrer Gewölbe zur Nachtzeit ganz fo zu 
behandeln, wie alle andern Fabrikge⸗ 
wölbe, da fie nur ein Verſchleißrecht 
als Fabrikanten befiten , Teineswegs 
aber förmliche bürgerlihe Schankrechte 
errichten dürfen. Nad dem Sinne die- 
ſes hohen Regierungsdecretes® haben 
ſich demnach die Bezirks = Directionen 
genau zu benehmen, und von bdiefer 
Vorſchrift auch die betreffenden Fabri⸗ 
kanten zu verſtändigen. (Pol. Ob. Dir. 
Eire. v. 8. Jan. 1824.) 
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Rofoglis- Sabrihanten. 


Hofoglio. Um den Häufig vorfom« 
menden Befchwerden wegen unbefugter 
Ausübung des Schankrechtes 
von Seite der Rofoglio- und 
Ziqueur⸗Fabrikanten zu begeg- 
nen, und eine Sleihförmigfeit mit Den 
in der Provinz Niederoͤſterreich Dies«- 
falle beftchenden gefeßlihen Anordnun« 
gen berzuftellen, wird beftimmt: Den 
Rofoglio« und Riquenr-Erzeugern ſteht 
das Net zu, die von ihnen ſelbſt er- 
zeugten Rofoglio- und Liqueurgattun« 
gen im Großen und im Kleinen zu ver- 
f&hleißen, diefelben find jedoch bei Dem 
Kleinverfäleige ihrer Erzeugniffe auf 
den Verkehr in verfiegelten Bouteillen 
dergeftalt beſchränkt, daß die verfiegel« 
ten Bouteillen, mittelft weldgen Der 
Kleinverfchleiß betrieben wird, nicht 
weniger als ein Seitl enthalten dürfen. 
(Hflmr. Der. v. Dec. 1841 3.49070 
an ſämmtliche Länderftellen der deut⸗ 
ſchen Provinzen mit Ausnahme Ried. 
Deft. Bol. &. S. 69 Bd. Ar. 142.) 

— — ift vom Haufirbandel audge- 
ſchloſſen, ſ. Haufirpatent. 8. 12 b. 

— — Berechtigung der Wiener Bar 
fumeurs zur Erzeugung desfelben, fiche 
Darfumenrs. 

— — Porfchrift wegen Sperrung 
der Berfhleißgemölbe der NRofoglio- 
und Riqueur-Erzenger an Sonn- und 
Feiertagen, ſiehe Sonn: und Feier: 
tagsheiligung. 

— — f. Branntwein. 

Nofoglioerzengung, die, wird nur 
als Fabrikatur betrachtet, und in diefer 
Rückſicht werden Befuaniffe befonders 
dazu ertheilt. (Hfkmr. Bdg.v. 17. Juni 
1796. Barth. H. u. G. Gef. 4. Band 
©. 577.) 

— — Hiebei müffen die fupfernen 
Geräthſchaften mit dem reinften Zinn 
verzinnt fein. (N. ö. Reggs. Pdg. von 
1. Zan. 1812. Barth. 9. u. G. Gef. 
4.2. ©. 575.) 

— — f. Branntwein. 

Nofoglis-Fabrilanten. Beſtim⸗ 
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mungen in Anfehung des Verfchleißes 
ihrer Erzeutgniffe, ſ. Privilegien. 

Roſoglio⸗Fabriken, genaue Ueber⸗ 
wachung, ſ. Effigfieder. 

Roſoglio⸗Verſchleiß iſt den Spe⸗ 
cereihandlungen geſtattet. (Gfvdg. vom 
22. April 1780, Barth. H. u. G. Geſ. 
7. B. ©. 98.) 

Rothes Onedfilber-Präcipitat, 
ſ. Queckſilber⸗Präcipitat. 

Roͤthlinge, ſ. Obſt. 

Rothſchild, deſſen Privilegium zum 
Bau einer Eiſenbahn, ſ. Eiſenbahn. 

Rotz. Auszug aus der in Folge 
Hfkzl. Decr. v. 13. Novbr. 1834 3. 
27250 kundgemachten Belehrung uͤber 
die Thierſeuchen. 

8. 50. Bei der Nutzlofigkeit aller 
Mittel, welche bisher gegen die ausge⸗ 
bildete Rotzkrankheit angewendet wor⸗ 
den ſind, und bei der Leichtigkeit, mit 
welcher die verderbliche und unheilbare 
Krankheit von einem Pferde auf das 
andere übergehen kann, wird eine ſorg⸗ 
fältige Aufficht zur Verhütung der 
Weiteranſteckung erfordert, welches 
auch wirklich durch beſonders darüber 
beſtehende Geſetze oͤffentlich angeordnet 
und ſtrenge gehandhabt wird. Die An⸗ 
ſteckung eines geſunden Pferdes erfolgt, 
wenn die Rotzmaterie, der Eiter oder 


Schleim des kranken mit der innern 


Naſenhaut des geſunden in unmittel⸗ 
bare Berührung kommt, ferner, wenn 
das Gift in eine andere, aber wunde 
Stelle der Haut geräth. Am häufigſten 
gefhieht Die Anſteckung der Pferde da- 


duch, daß fie mit einem roßigen aus 


einem Barren freffen, aus demjelben 
Eimer getränkt werden, und dabei ihre 


Naſe von dem Ausfluffe des kranken 


berührt wird. Aber nicht nur die Rotz⸗ 
materie allein, fondern auch das Blut, 
der Harn, der Speichel und der Schweiß 
von toßigen Pferden find verdächtig. 
Wenn aber diefe Flüffigkeiten einige 
Zeit der Luft und Wärme ausgefept 
find, fo verlieren fie ihre Anſteckungs⸗ 


kraft gänzlich. Außer den Stallgeräth- 
ſchaften tönnen Geſchirre, Deden, Tren- 
fen 2c. von roßigen Pferden zur An- 
ſteckung gefunder Pferde Gelegenheit 
geben, bei welchen fie gebraucht werden, 
wenn fie mit friſchem Rotzeiter befudelt 
find. Um nun aller Entftehung des 
Nobes durch Anſteckung entgegen zu 
wirken, erfordert die VBorficht, durchaus 
fein robiges Pferd zu dulden. Robige 
oder. des Rotzes verbächtige Pferde dür- 
fen meder mit anderen auf die Weide 
gelaffen noch in Ställen wo gefunde 
Pferde ftehen, aufgeteilt, noch mit fol- 
hen jemald zufammen gefpannt wers 
den; vielmehr ift jedes Pferd, an wels 
chem die Rotzigkeit aus mehreren Kenn⸗ 
zeichen erwieſen werden kann, ſogleich 
dem Waſenmeiſter zur Vertilgung zu 
übergeben ; Pferde, bei denen die Rotz⸗ 
frankheit noch nicht ganz ausgebildet 
ift, oder die bloß an verdächtigen Drü- 
fen leiden, follen der thierarztlichen 
Behandlung übergeben werden, und 
während derfelben fo lange von allen 
übrigen gefunden ftreng abgefondert 
bleiben, bis fich der Ausgang in Beſſe⸗ 
rung oder in Roß entfhieden hat. Das 
ber müffen folde verdähtige Pferde 
durchaus ihre eigenen Wärter, Decken, 
Striegel, Trinkgeſchirre, Halfter u. dal. 
haben, die bei anderen Pferden nicht 
gebraudgt werden fönnen. In Einkehr: 
häufern follen die Barren und Trink⸗ 
eimer forgfältigft gereiniget werden, fo 
oft andere Pferde einzuftellen fommen. 
Der Stall, in weldem ein mit Roß oder 
verdädhtigen Drüfen behaftetes Pferd 
geftanden, ift an den Mauerwänden 
frifh mit Kalt zu übertünden, die 
Raufen, Barren, Streubaume, Tränk⸗ 
geſchirre find mit heißer Lauge rein zu 
wafhen, Holzwände fo viel als mög» 
lich abzubobeln, die Streu zu verbren- 
nen oder unter den Dünger zu fchar- 
ren, das Eifenwer? auszuglühen und 
Alles durch längere Zeit wohl zu durchs 
lüften, wo nur immer ein Anſteckungs⸗ 








Hop. 


ftoff haften Tönnte, bevor man es was 
gen kann, gefunde Pferde wieder darin 
unterzubringen. Die Zeit, binnen wel⸗ 
cher nad dem Kaufe eines ſolchen Bfer- 
des die Wandlungs⸗ oder Ruͤckklage vor 
Gericht geführt werden kann, ift geſetz⸗ 
mäßig anf 15 Tage beftimmt. (Krop. 
G. ©. 60. Bd. S. 418— 420.) 

Rotz, Vorſichtsmaßregeln bei War- 
tung der damit bebafteten Pferde, f. 
Pferde, 

— — f. Pferde, Pferdehaͤnte. 

Rotzkrankheit, ſ. Rotz. 

Roy, f. Le Roy. 

Rüben, |. Bictnalienhändler. 

Räckkehr, verbotene. Die Straf 
beftimmungen wegen verbotener Rüd- 
kehr finden nit nur auf ſolche Indi⸗ 
piduen, welde von dem Richter nad 
dem Strafgefeße abgefhaftt wurden, 
fondern auf alle Perfonen Anwendung 
deren Abſchaffung von der competenten 
Bolizei - Behörde aus was immer für 
einem Grunde verfügt wurde Dem 
Abzuſchaffenden ift übrigens das Der: 
dot der Rückkehr und die darauf vers 
bängten Folgen in jedem Kalle zu er- 
öffnen, und wann die Abfchaffung nad 
dem Strafgefeße erfolgt, im Urtheile 
ſelbſt auszudruͤcken. Ueber die Eröff- 
nung der Folgen ber Abfhaffung an 
den Betbeiligten ift mit Letzterem ein 
ordentlihes Protocoll aufzunehmen. 
(Hfll. Dect. v. 22. Detbr. 1846 2. 
31194. an fammtl. Länderft. Vdg. der 
n. ö. Reg. vom 4. Novbr. 1846 3. 
63205, der ob der ennf. Reg. v. 11. 
Novbr. 1846 3. 31829. Bol. &. ©. 
74. Bd. Rr. 115.) 

— — verbotene, ſ. Abſchaffung, 
Reverſion, Revertenten. 

Rügen und Strafen gegen evange⸗ 
liſche Geiſtliche ſfind nur im Einverneh⸗ 
men mit der kirchlichen Oberbehoͤrde 
zu verhängen, ſ. Geiſtliche. (Vdg. v. 
14. Febr. 1852.) 
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Ruthenſireiche. 


Rubeflörungen. Grundſaätze wegen 
Anwendung der Waffengewalt bei öf- 
fentlihen Rubeftörungen, ſ. Militär- 
Aſſiſtenz. 

Rußland. In Folge eines Mini⸗ 
ſterialbefehls iſt den nach Rußland kom⸗ 
menden ungariſchen und andern frem⸗ 
den Krämern der Haufirhandel und 
indbefondere der Berfauf von Arznei⸗ 
mitteln, da bievon Mißbrauch gemacht 
worden ift, mit Berufung auf frühere 
Verordnungen ganz unterfagt worden. 
(öfter. D. v. 21. Rov. 1842 3.47835. 
Rggs. Vdg. v. 7. Dec. 1842 3.70758. 
Kn. S. V. J. 1842. Rr. 93.) 

— — Mit Beziehung auf die Re 
gierungs » Erläffe v. 7. Dechr. 1842 
3. 70758 und v. 18. Sumi 1845 8. 
34802, wird befannt gegeben, daß die 
ruffifhe Regierung fi zu einer Erftre- 
Aung des Termins für den Verkauf der 
bereit3 in Rußland eingeführten Waa⸗ 
ren der fremden Haufirer bis 1. Mai 
1846 berbeigelaflen bat, und daß nad 
den in Rußland geltenden Gefeken 
fünftig jeder Gehilfe eines folden 
Handelsmannes, um dafelbft wie früher 
den Kleinhandel betreiben zu Tönnen, 
eines eigenen, in der erften Gouverne⸗ 
ments » Stadt nächſt der Grenze zu Tö- 
fenden Erlaubnißfcheines bedürfe. (Hof⸗ 
famm. Decr. v. 12. Septbr. 1845 3. 
5725. Rags. Vdg. vom 18. Sepibr. 
1845 3. 56484. Prov. ©. ©. 27. 
Bd. Ar. 176.) 

— — Behandlung der ruſſiſchen 
Untertbanen, die ſich des Verbrechens, 
des Hochverrathes ſchuldig machen, f. 
Auslieferung. 

— — liebereintfommen wegen Zu 
rückſendung der Iſtaeliten, f. Inden. 

Nufticalgründe, Ankauf und Pach⸗ 
tung von Seite der Jfraeliten in Gall» 
zien, f. Ifraeliten. 

Ruthenſtreiche, fiehe koͤrperliche 
Züchtigung. 
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